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1897.    März  10.    Bofslaiid.  Der  Minister  des  Answärtigeii  an  den  Botschafter 
in  London.    Wünscht  die  Ansicht  Salisburys  über  die 

griechische  Antwort  zu  kennen 11775. 

„  10.  Deatsohes  Beioh.  Der  Botschafter  in  London  an  das  aus- 
wärtige Amt  Unterredung  mit  Lord  Salisbury  über 
Kreta  und  Griechenland 11779. 

„  „  11.  Orofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Rom  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Italien  legt  hohen  Wert  auf  das 
europäische  Konzert 11776. 

„  „  11.  —  DerBotschafter  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Hanotaux  über  die  englischen  und  russischen  Yorschfäge 
Nr.  11772,  11773 11777. 

„          „      11.    —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter  in 
Petersburg,  Paris,  Rom,  Wien,  Berlin.    England   will 
^     600  Mann  zur  Blockade  Kretas  stellen 11778. 

„  ,»  13.  Ostenreich-Ün^am.  Der  Botschafter  in  London  an  den  eng- 
lischen Mmister  des  Auswärtigen.  Goluchowski  will  keine 
Verhandlungen  mehr  mit  Gnechenland 11780. 

„  M      15.    Türkei.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Vertreter  der 

Grolsmächte  in  Konstantinopol.    Antwort  auf  Nr.  11768    11781. 
„      16.    Deutsches  Bdoh.    Der  Botschafter  in  London  an  den  eng- 
lischen Minister  des  Auswärtigen.  Wichtigkeit  des  europä- 
ischen Konzerts 11782. 

„  „  16.  Orofsbritannien.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 
schafter in  Petersburg.  Vorschläge  über  die  Besetzung 
Kretas 11783. 

„  „  18.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Petersburg.  RuDsland  ist  für  eine  Blockade  Volos  und 
Verstärkimg  der  Streitkräfte  vor  Kreta 11784. 

„  „      19.    —    Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Minister  des  Aus- 

wärtigen. Murawiew  rät  England  dringend  zum  Anschluls 

an  das  europäische  Konzert 11785. 

20.    Orofsm  ächte.     Die  Botschafter   in  Konstantinopel  an  den 
türkischen  Minister  des  Auswärtigen.     Kreta  wird  in 

Blockadezustand  erklärt 11786. 

„  20.  Orofsbritannien.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Bot- 
schafter in  Paris,  Berlin,  Wien,  Rom,  Petersburg.  Griechen- 
land und  die  Türkei  sollen  ihre  Truppen  von  den  Grenzen 

zurückziehen 11787. 

„  21.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Hanotaux  fürchtet  die  Überschreitung  der  türkiscnen 
Grenze  durch  griechische  Irreguläre 11788. 

„  „      22.    —    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.     Übersendet   die   türkische  Antwort   auf 

Nr.  11786 11789. 

„  22.  —  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Ruisland  ist  einer  Entfernung  der  griechischen 
und  türkischen  Truppen  yon  der  Grenze  geneigt  .    .    .    11790. 

„  „  25.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Die  Admirale  fordern  einen  europäischen 
Gouverneur  für  Kreta 11791. 

„  „  27.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter  in 
Petersburg,  Berlin,  Wien,  Rom.  Es  muis  ein  europäischer 
Gouyemeur  für  Kreta  ernannt  werden 11792. 

„  „  28.  —  Der  Botschafter  in  Wien  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Instruktionen  für  den  Österreich-ungarischen  Gesandten 
in  Petersburg 11793. 

„  „  29.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Petersburg.  Salisbury  stimmt  den  österreichischen  Ver- 
schilfen zu 11794. 

„  „  30.  —  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Ruisland  ist  für  die  Ernennung  eines  kretischen 
Gouverneurs 11796. 
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1897.  M&rz  80.  Orofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Deutschland  ist  fOr  eine  Blockade  des 
Piräus 11796. 

n  ,»  81.  Türkei.  Der  Botschafter  in  London  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Die  Pforte  muls  sich  gegen  die  griechischen 
Rüstungen  schützen 11797. 

„  „  31.  Orofsbritannien.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 
schafter in  Petersburg.  England  stimmt  der  Blockade 
des  Piräus  zu 11798. 

„  April  2.  —  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Alle  Mächte.stimmen  der  Blockade  des  Puräus  zu    11799. 

„  „        2.    Bnüsland.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter 

in  London.  Schlägt  eine  Verwarnung  in  Athen  und 
Konstantinopel  gegen  einen  AngriffiBkri^  yor    ....    11800. 

,,  „  6.  Qrofsmäohte.  Die  Vertreter  der  Großmächte  in  Konstantinopel 
an  den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen.  Warnung 
gegen  einen  AngriffiBkrieg 11801. 

M  ,,  6.  —  Die  Vertreter  der  Grofsmächte  in  Athen  an  den  griechi- 
schen Minister  des  Auswärtigen.    Dasselbe 11802. 

„  „  13.  Orofsbritannien.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Ver- 
treter in  Paris,  Wien,  Berlin,  Rom,  Petersburg,  Athen. 
Frankreich  schlägt  eine  gemeinsame  Vorstellung  m  Athen 
Yor 11803. 

„  „      13.    Türkei.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 

der  Grolsmächte  in  Konstantinopel.  Antwort  auf  Nr.  11801. 
Die  Pforte  denkt  nicht  an  einen  Angriffskrieg   ....    11804. 

,,  „  17.  Orolkbritamiien.  Der  Gesandte  in  Athen  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Der  französische  Vorschlag  (Nr.  11808) 
ist  von  Deutschland  abgelehnt 11805. 

»  „  18.  Türkei.  DerBotschafter  in  London  an  das  englische  Ministerium 
des  Auswärtigen.  Die  Pforte  ist  zur  Verteidigung  ihrer 
Grenzen  gezwungen 11806. 

„  „      18.    —    Der  Gesandte  in  Athen  an  den  griechischen  Minister  des 

Auswärtigen.    Kriegserklärung 11807. 

„  „      18.    Griechenland.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  türkischen 

Gesandten  in  Athen.    Antwort  auf  das  Vorige ....    11808. 

„  M  21.  Grofhbritannien.  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Die  Pforte  weist  die  griechischen 
Unterthanen  aus 11809. 

„  „  21.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Petersburff.  Ansichten  Englands  und  Ruislands  über  die 
weitere  Blockade  Kretas 11810. 

„  „    -  23.    —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 

Petersburff.    Schlägt  eine  Friedensyermittlung  vor     .    .    11811. 

„  „      24.    —    Der  Botschafter  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Antwort  auf  das  Vorige 11812. 

„         „      25.    "    Der  Botschafter  in  Wien  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Friedensyermittlung  ist  verfrüht 11818. 

„  „  26.  —  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Ruisland  stimmt  einer  Botschafterkonferenz 
in  Paris  zu 11814. 

„  „  28.  BoMand,  Frankreich  i  Orofsbritannien.  Die  Botschafter  in 
Konstantinopel  an  den  türkischen  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Sie  übernehmen  den  Schutz  der  griechischen 
Unterthanen 11815. 

„  „      28.    —    Dieselben  an  Denselben.   Fordern  Aufschub  des  Termins 

für  die  Ausweisung  der  griechischen  Unterthanen.    .    .    11816. 

„  M  29.  Orofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Der  Vorschlag  einer  Friedens- 
konferenz ist  nicht  allgemein  angenommen 11817. 

„  Mai  1.  —  Der  Gesandte  in  Griechenland  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Die  griechische  Regierung  wünscht  die  Ver- 
mittlung der  Mächte   . 11818. 
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1897.  Mai  2.  Bnlislaiid.  Der  Minister  des  Auswftrdffen  an  den  Botschafter 
in  London.  Die  Grolsmächte  soUen  die  Initiatiye  zur 
Friedensvermittlung  ergreifen 11819. 

„         „         2.    —    Derselbe  an  Denselben.    Instruktion  an  den  Gesandten 

in  Athen 11820. 

„  „  8.  Türkei.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 
von  Ru&land,  Frankreich,  Groisbritannien.  Antwort  auf 
Nr.  11816 11822. 

,,  y,  4.  Qrofsbritannien.  Die  Botschaft  in  Berlin  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Deutschland  macht  die  Friedens- 
vermittlung von  der  Zurückziehung  der  griechischen 
Truppen  aus  Kreta  abhängig 11821. 

„  ,,  4.  Bufsland,  Frankreich,  Qrofsbntannien.  Die  Botschafter  in 
Konstantinopel  an  den  türk.  Minister  des  Auswärtigen. 
Über  die  Ausweisung  der  griechischen  Unterthanen  .    .    11823. 

„  „  5.  Grofsbritannien.  Der  Botschaner  in  Wien  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Die  österreichischen  Bedingungen  für 
die  Friedensvermittlung 11824. 

„  „        7.    —    Derselbe  an  Denselben.    Dasselbe 11825. 

„  »,        9.    Bufsland.    Der  Minister  der  Auswärtigen  an  den  Botschafter 

in  London.  Der  Waffenstillstand  soll  beschleunigt  werden    11826. 

„  „  10.  Grofsbritannien.  Der  Gesandte  in  Athen  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Der  deutsche  Gesandte  hat  noch  keine 
Instruktion 11827. 

„  ,,      10.    —    Derselbe  an  Denselben.    Beschlüsse  der  Gesandten   .    .    11828. 

,,  „  11.  Bufsland.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter 
in  Konstantinopel.  Soll  mit  seinen  Kollegen  für  einen 
Waffenstillstand  wirken 11829. 

„  „      12.    Grofsbritannien.    Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister 

des  Auswärtigen.  Deutschland  stimmt  der  Vermittlung  zu     11830. 

,,  „  12.  Grofsmäohto.  Die  Botschafter  der  Grolsmächte  in  Konstan- 
tinopel an  den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen. 
Schlagen  einen  Waffenstillstand  vor 11831. 

„  „      13.    Türkei.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 

der  Grolsmächte.    Antwort  auf  das  Vorige 11832. 

„  ,,  15.  Grofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Friedensbedingungen  der 
Türkei 11833. 

„  „  15.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Beschlüsse  der  Botschafter  über  die  Frie- 
densbedingungen      11834. 

„  „  18.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Der  Sidtan  hat  den  Waffenstillstandsvor- 
schlag angenommen 11835. 

„  „  19.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter  in 
Konstantinopel,  Rom»  Berlin,  Wien,  Petersburg,  Paris. 
Über  die  Fnedensbedingungen 11836. 

„  „  22.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Unterredung  des  russischen  Botschafters 
mit  dem  Sultan 11837. 

„  „      22.    —    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.  Teilt  ihm  eine  an  die  Pforte  zu  richtende 
Denkschnft  über  die  Friedensbedingnngen  mit ...    .    11838. 

„  „  24.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister  des  Auswär- 
tigen. Die  deutsche  Regierung  will  die  türkischen  Frie- 
densbedingungen  an  Griechenland  mitteilen 11839. 

„  „      24.    — ^    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 

Petersbure.    Bemerkungen  zu  dem  Vorigen 11840. 

9,  „      25.    ~    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.  Der  deutsche  Botschafter  hat  der  Note  an 
die  Pforte  (Nr.  11838)  mit  Vorbehalt  zugestimmt  .    .    .    11841. 

„  „  25.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Unterredung  des  österreichischen  Bot- 
schafters mit  dem  türkischen  Minister 11842. 
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1897.    Mai     25.    Orolkmäohte.    Die  Botschafter  der  Groikm&chte  in  Konstan- 
tinopel  an  den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen. 
Antwort  auf  die  Note  der  Pforte  vom  14.  Mai  (Nr.  11884)    11843. 
„  ,,      27.    Türkei.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 

der  Grolsmächte  in  EonstantihoDel.  Antwort  auf  Nr.  1 1843. 
Griechenland  soll  einen  Bevollmächtigten  ins  türkische 

Hauptquartier  schicken 11844. 

„  „      28.    Grofsbritannien.    Der  Botschafter  in  Paris  an  den  Minister 

des  Auswärtigen.    Hanotaux  fürchtet  Austritt  Englands 

aus  dem  europäischen  Konzert 11845. 

,,          „      29.    Grofsmächte.    Die  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  tür- 
kischen Minister  des  Auswärtigen.  Waffenstillstandsfrage    11846.  * 
„          „      29.    Grofsbritannien.    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.    Die  Pforte  ist  zur  Verlänge- 
rung der  Waffenruhe  geneigt 11847. 

„  „      29.    —    Der  Gesandte  in  Athen  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Griechenland  wünscht  aus  finanziellen  Rücksichten  emen 

schnellen  Frieden 11848. 

„  ,,  30.  TürkeL  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 
der  Grolsmächte  in  Konstantinopel.  Waffenstillstands- 
und Friedensfrage 11849. 

,,  „      31.    QTorsbritannien.    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 

Minister  des  Auswärtigen.    Yorschläffe  der  Pforte  für 
die  Verlängerung  des  Waffenstillstandes  ......    11850. 

,,  „      31.    —    Derselbe  an  Denselben.  Beschlösse  äa  Botschafter  über 

die  Vorschlafe  der  Pforte 11851. 

,,  Juni  1.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.      Empfiehlt   Untersuchung   der   Lage   in 

ThessaUen 11852. 

,,  ,,       2.    •—    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Gesandten  in  Athen. 

Griechenland  soll  Instruktionen  für  die  Verlängerung  der 

Waffenruhe  schicken 11853. 

,,  „       3.    —    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.  Erste  Konferenz  der  Botschafter  mit  dem 

türkischen  Minister  über  die  Friedensbedingungen     .    .    11854. 

»,       3.    Türkei.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 

der  Grolsmächte  in  Konstantinopel.    Denkschrift  über 

die  Friedensbedingungen 11855. 

.,  „       5.    Orofsmäohte.    Die  Botschafter  in  Konstantinopel   an   den 

türkischen  Minister  des  Auswärtigen.    DenkBchrift  über 

die  Kapitulationen 11856. 

„  ,,       5.    —    Dieselben  an  Denselben.    Denkschrift  über  die  Höhe  der 

Kriegsentschädigung.    Griechische  Finanzen 11857. 

,,  „        5.    —    Dieselben  an  Denselben.    Denkschrift  über  die  Grenz- 

berichtigung.   Abtretung  Thessaliens  abgelehnt.    .    .    .    11858. 
,,  „       5,    Grofsbritannien.    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 

Minister  des  Auswärtigen.   Beratung  der  Botschafter  über 

die  Kriegsentschädigung 11859. 

„  ,,       8.    —    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.    Kapitulationen  und  Kriegsentschädigung  .    11860. 
,,  M      10.    Grofsmächte.     Denkschrift    der   Militärbevollmächtigten   in 

Konstantinopel  über  die  Grenzberichtigung 11868. 

,y  „  12.  Großbritannien.  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Grenzberichtigung  in  Thes- 
salien   11861. 

,,  ,,      12.    Griechenland.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Gesandten 

in  London.    Protest  gegen  die  Konfiskation  der  Güter 

thessalischer  Flüchtlinge  durch  die  Pforte 11862. 

,,  ,,      15.    Grofsbritannien.    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 

Minister  des  Auswärtigen.    Die  Kapitulationsfrage     .    .    11863. 
„  „  —    Derselbe  an  Denselben.    Bericht  über  die  Zustände  in 

Thessalien 11864. 
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1897.    Juni     19.    Qrofsmäohte.    Die  Botschafter  der  Grofsmächte  an  den  tür- 
kischen Minister  des  Auswärtigen.    Denkschrift  über  die 

Kapitulationen 11869. 

-  „  „      19.    Türkei.    Der  Minister  des  Ausw&rtiffen  an  die  Botschafter 

der  Grolsm&chte  in  KonstantinopeL  Denkschrift  über  die 
Notwendigkeit^dieKapitulatfonsbestimmungen  abzuändern    11870. 

„  ^      21.    Grofsbritannien.    Der  BotschiüBter  in  Konstantinopel  an  den 

Minister  des  Auswärtigen.    Die  türkischen  Militärs  über 

die  Gren^frage 11865. 

„  21.  Türkei.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 
der  Grofsmächte  in  Konstantinopel.   Vorschläge  für  eine 

neue  Abkunft  über  die  Kapitulationen 11871. 

^      22.    Grofsmächte.   Zweite  Denkschrift  der  Militärbevollmächtigten 

inKonstantinopelüberdieGrenzberichtigung.  Vgl.Nr.  11868    11872. 

„  „     23.    Grofsbritannien.    Der  Untersuchungskommissar  in  Thessalien 

an  den  Botschafter  in  Konstantinopel.    Bericht  über  die 

Zustände  bei  Pharsalos 11866. 

,,  28.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Yerhandlungen  aer  Botschafter  mit  der 
Pforte  über  die  Höhe  der  Entschädigung 11867. 

„  Juli      2.    —    Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister  des  Auswär- 

tigen.   Ansicht  der  deutschen  Re^erung  über  die  Kriegs- 
entschädigung und  griechische  FinanzJ^ontrolle  ....    11878. 

„  „        3.    —    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.    Frage  der  Räumung  Thessaliens     .        .    11874. 

„  „  3.  Bufsland.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter 
in  London.  Die  Grofsmächte  sollten  über  die  Grenz- 
berichtigung offiziell  beschlielsen 11875. 

,f  u        4.    Türkei.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 

der  Grolsmächte  in  London.    Antwort  auf  das  Vorige  .    11877. 
M        5.    Osterreich-Üngani.    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an 
den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Botschafter 
fordern  eine  bestimmtere  Antwort 11878. 

„  „  6.  Grolsbritaimien.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 
schafter in  Petersburg.  Antwort  auf  den  russischen  Vor- 
schlaff  Nr.  11876 11879. 

M  »  7.  Türkei.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  österreichisch- 
ungarischen Botschafter  in  Konstantinopel.  Antwort  auf 
Nr.  11878 11880. 

„  >,  7.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
London.  Die  türkische  Regierung  fordert  den  Peneus 
als  Grenze •    .    .    11881. 

,»  „  8.  Grofsmächte.  Die  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
türkischen  Minister  des  Auswärtigen.  Denkschrift  über 
die  Grenzberichtigung 11876. 

,,  ,,  8.  GhTofsbritannieni  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Kategorische  Aufforderung 
der  Grofemächte  an  die  Pforte 11882. 

„  „        9.    —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 

Konstantinopel.    Kritik  von  Nr.  11880 11883. 

„  ,t       9.    Bufsland.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter 

in  London.    Kritik  von  Nr.  11880 11884. 

„  r,  13.  •  Grofsbritannieni  Der  Botschafter  in  Konstantino^l  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Erneute  kategorische  Auf- 
forderung an  die  Pforte 11885. 

M  *»      14.     -    Der  Botschafter  in  Wien  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Allgemeine  Einigkeit  der  Mächte  in  der  Grenzfrage  .    .    11886. 

,,           „      14.    —    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.     Die   Pforte   verspricht    eine   bestimmte 
.     .  Antwort. 11887. 

„       :    „      15.    —    Derselbe  an  Denselben.    Deutschland    rät    der   Pfwte 

dringend  zur  Annahme  der  Grenzberichtigung  ....    11888. 

,f  n      15.    —    Derselbe  an  Denselben.    Die  Pforte  hat  der  Grenzlinie 

zugestimmt 11889. 
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Qrofsbritannien.  Der  Botschafter  in  EonstantinoDel  an  den 
Minister  des  Answ&rdsen.  Der  deutsche  Botschafter 
über  die  griechische  äiegsentsch&digang  nnd  Finanz- 
kontrolle         11890. 

--  Derselbe  an  Denselben.  Die  Pforte  nimmt  die  Grenz- 
linie definitiv  an 11891. 

Türkei.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 
der  Mächte  in  KonstantinopeL  Entwurf  zu  einem  Prä- 
liminarfrieden      11901. 

24.  Orofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Die  Türken  sollen  bei  dem 
Friedensschlüsse  sich  auf  wenige  Punkte  konzentrieren  .    11892. 

—  Derselbe  an  Denselben.  Widerspruch  der  deutschen  Re- 
derunff  gegen  Nr.  11892 11893. 

—  Derselbe  an  Denselben.  Deutschland  verUngt  eine  inter- 
nationale Kontrolle  der  griechischen  Finanzen  ....    11894. 

—  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Konstantinopel.    Antwort  auf  Nr.  11892 11895. 

drofsmäohte.  Die  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  tür- 
laschen  Minister  des  Auswärtigen.  Gegenentwurf  zu 
einem  Präliminarfrieden 11902. 

Orofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Österreich  und  Rufiüand 
stimmen  dem  deutschen  Vorschlage  (Nr.  11894)  zu    .    .    11896. 

—  Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister  des  Auswär- 
tigen. Deutschland  und  England  über  die  griechische 
Fmanzkontrolle 11897. 

—  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Frankreich  unci  Italien  stimmen  dem 
deutschen  Vorschlaffe  zu 11898. 

—  Derselbe  an  Denselben.  Artikel  2  und  6  des  Präliminar- 
friedens sind  angenommen 11899. 

—  Derselbe  au  Denselben.  Aufnahme  des  Friedensentwurfs 
durch  die  Pforte 11900. 

—  Derselbe  an  Denselben.  Übersendet  den  Artikel  6  nach 
der  Fassung  der  Botschafter  und  den  GegeuTorschlag 
der  Pforte 11904. 

Türkei.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 

der  Grolsmächte.    Entwurf  für  Artikel  6 11908. 

Grofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Verhandlungen  mit  der  Pforte 

über  Artikel  6 11903. 

7.  Orofsmäohte.  Die  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  tür- 
kischen Minister  des  Auswärtigen.  Gegenentwurf  zu 
Nr.  11908 11909. 

10.  Grofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Die  Mehrzahl  der  Botschafter 
will  die  Räumung  Thessaliens  von  der  Bezahlung  ab- 
hängig machen 11905. 

10.  Grofsmäohte.  Die  Botschafter  der  Grolsmächte  in  Konstan- 
tinopel an  den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen. 
Neuer  Vorschlag  für  Artikel  6 11910. 

13.  Grofsbritannien.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 

schafter in  Konstantinopel.  Die  englische  Regierung  kann 

Nr.  11905  nicht  zustimmen 11906. 

14.  —    Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.    Gründe  für  die  Annahme  you  Nr.  11905      11907. 

17.    —    Derselbe  an  Denselben.  Die  Pforte  hat  Nr.  11910  offiziell 

angenommen 11912. 

19.  —  Der  Minister  des  AuswärÜgen  an  die  Botschafter  in 
Paris,  Petersburg,  Berlin.  Wien,  Rom.  Zu  Nr.  11910. 
Die  Zahlungsfähigkeit  Griechenlands  muls  zuerst  fest- 
gestellt sein 11911. 
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1897.  Ang.  20.  Grofsbritaimien.  Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Bfllow  über  die  Notwendigkeit  einer 
griechischen  FinaAzkontrolle 11913. 

M  „     21.    —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter  in 

Paris,  Wien,  Berlin,  Petersburg,  Rom.    Die  griechische 
Regierung  soll  sich  über  ihre  Finanzen  äulsem.    .    .    .    11914. 

„  „      28.    —    Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister  des  Aus- 

wärtigen.   Bülow  will  Griechenland  nicht  befragen    .    .    11915. 

„  „  23.  —  Der  Botschafter  in  Rom  an  •  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Die  italienische  Regierung  stimmt  der  Be- 
fragung Griechenlands  zu 11916. 

„  „  24.  —  Der  Sunister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter  in 
Paris  und  Petersburg.  Schlägt  die  Garantie  einer  grie- 
chischen Anleihe  Yor 11917. 

„  „  25.  —  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Rufeland  und  Frankreich  nehmen  den  eng- 
lischen Vorschlag  Nr.  11914  an 11918. 

„  „      26.    Türkei.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter 

in  London.    Die  Verzögerung  des  Friedens  ist  schädlich    11921. 

„  „  27.  Orofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Mi- 
nister des  Auswärtigen.  Graf  Murawiew  ist  nicht  für 
Garantie  der  Kriegsanleihe  .    • 11919. 

„  „  27.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Bülow  erklärt  die  Unterzeichnung  der  PrÜiminarien  für 
das  Wichtigste 11920. 

„  „      27.    —    Derselbe  an  Denselben.    Bülow  über  die  Notwendigkeit 

der  Finanzkontrolle 11922. 

„  Septbr.  8.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Konstantinoi>el.  Schlägt  eine  internationale  Finanz- 
kommission in  Athen  vor 11923. 

„  „  4.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Hanotaux  stimmt  der  internationalen  Kom- 
mission zu  11924. 

,,  „  6.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Ifinister  des 
Auswärtigen.  Vorschlag  der  Botschafter  über  Artikel 
2  und  6 11926. 

,,  „  8.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Konstantinopel.  Verhandlung  mit  dem  deutschen  Bot- 
schafter über  die  Fassung  des  Artikel  6 11926. 

„  „  9.  ~  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Der  deutsche  Botschafter  hat  noch  keine 
Instruktionen 11927. 

^  „  18.  —  Der  Mimster  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Konstantinopel  Verständigung  mit  Deutschland  und 
Rnlshud 11928. 

^  ,»  18.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Verständigung  der  Botschafter  über  Ar- 
tikel 2  und  6  11929. 

„  „       14.    —    Derselbe  an  Denselben.    Antwort  auf  Nr.  11928   .    .    .    11980. 

,,  Oktbr.  6.  —  Der  Gesandte  in  Athen  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Griechenland  hat  einen  Unterhändler  in  Konstantinopel 
ernannt 11981. 

„  „  19.  —  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.     Die  griechisch-türkischen  Verhandlungen 

haben  begonnen 11982. 

28.    —    Derselbe  an  Denselben.    Die  Kapitulationsfrage  macht 

Schwierigkeiten 11988. 

„  „  28.  Türkei  und  Griechenland.  Entwurf  eines  definitiven  Friedens- 
vertrages      11984. 

,,  ,,  25.  Orofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Konstantinopel  an  den 
Minister  des  Auswärtigen.  Übersendet  eine  gemeinsame 
mechisch-türkische  Proklamation,  um  die  geflüchteten 
^essalier  zurückzurufen 11985> 
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1897.  Nov.     4.    Orofsbritannien.    Derselbe  an  Denselben.  Die  Kapitolations- 

frage  macht  Schwierigkeiten 11936. 

,»  „  5.  —  Qiieohenland,  Der  Bevollmächtigte  in  Eonstantinopel  an 
den  engtischen  Botschafter  in  Konstantinopel.  Denk- 
schrift über  die  Differenzen  zwischen  der  Pforte  und 
Griechenland 11937. 

„  »»      19.    Oro&britannien.    Der  Botschafter  in  Eonstantinopel  an  den 

Minister  des  Auswärtigen.    Rtlckkehr  der  thessalischen 

Flüchtlinge^ 1193a 

„      19.    —    Derselbe  an  Denselben.    Übersendet  ein  Protokoll  der 

Kommission  für  die  Heimkehr  thessalischer  Flüchtlinge.    11940. 

,,  „      19.    —    Protokoll  der  Bevollmächtigten  in  Eonstantinopel  über 

eine  Beratung  der  Konsularfrage 11941. 

,,  ,,      20.    —    Derselbe  an  Denselben.    Fortgang  der  Ii^riedensverhand- 

lungen 11939. 

,,  „     24.    Türkei.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die  Botschafter 

der  Grolsmächte  und  die  griechischen  Bevollmächtifften. 
Differenz  über  den  Abschluis  eines  Handels-  nndSchiffairts- 

vertrags 11942. 

,,  27.  Grieohenland.  Der  Bevollmächtigte  in  Eonstantinopel  an  den 
englischen  Botschafter  in  Eonstantinopel.  Derselbe  Gegen- 
stand      11943. 

Doz.      4.  *  Türkei  und  Grteohenland.    Definitiver  Friedensvertrag    .    .    11944. 

Yerhaiidliingeii  zwischen  Grorsbritannien  nnd  Frankreich 
aber  Madagaskar. 

1898.  Febr.  11.    Orofsbritannien.    Der  Konsul  in  Tamatave  an  den  franzö- 

sischen Generalgouvemeur.  Beschwerden  englischer  Eauf- 
leute  über  Beschränkung  ihres  Handels  durch  die  fran- 
zösische Verwaltung 11671. 

„  „  2&.  Fnmkreioh.  Der  Generalgouvemeur  von  Madagaskar  an 
den  englischen  Eonsul  in  Tamatave.  Antwort  auf  das 
Vorige 11672. 

„  „      25.    Orofsbritannien.    Die  euRlische  Firma  Trouchet  &  Co.  teilt 

dem  Eonsul  folgenden  an  sie  gerichteten  Brief  ihres 

Agenten  mit 11674. 

.  März  24.  Frankreich.  Der  Generalgouvemeur  von  Madagaskar  an  den 
englischen^  Eonsul  in  Tamatave.  Die  englischen  Be- 
schwerden sind  unbegründet 11678. 

Mai  26.  Ghrofsbritannien.  Der  Botschafter  in  Paris  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Übersendet  folgenden  Auszug  aus  der 
„D^p6che  Coloniale"  vom  26.  Mai  1898 11675. 

n  „     31.    Frankreich.    Dekret   über   Abänderung  des  Zolltarifs   für 

Madagaskar 11676. 

„  Juni  16.  Orofsbritannien.  Das  Haus  Procter  Brothers  an  den  Minister 
des  AuBwärtisen.  Neue  Beschwerden  über  die  franzö- 
sische Verwaltung  von  Madagaskar.  Übersendet  eine 
Zeitung  aus  Tamatave  als  Beweisstück     , 11677. 

„  Juli  9.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Paris.  Rückblick  auf  die  Verhandlungen  mit  Frankreich 
über  den  englischen  Handel  auf  Madagaskar.  Protest 
gegen  das  D^et  vom  31.  Mai 11678. 

„  „  9.  FranSreioh.  Dekret  über  die  Verwandlung  von  Erbpacht- 
verträgen auf  Madagaskar  in  Eaufverträge 11682. 

„  „    20.    Orofsbritannien.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 

schafter in  Paris.  Soll  gegen  die  Bedrückung  des  britischen 

Handels  auf  Madagaskar  protestieren 11679. 

„  22.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an  den  französischen  Minister 
des  Auswärtigen.  Beschwerden  über  die  Bedrückung 
des  englischen  Handels 11680. 

„  n    22.    —    Derselbe  an  Denselben.    Derselbe  Gegenstand.    Protest 

gegen  das  Dekret  vom  31.  Mai 11681. 
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1897.    Aug.    13.    Orofiibritaimien.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 
schafter in  Paris.  Soll  gegen  den  Artikel  4  des  Dekretes 

▼om  9.  Juli  protestieren 11683. 

Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Paris.  Soll  Yorstellunffen  erheben  gesen  die  geplanten 
Maßregeln  g^^  den  indischen  Handel  auf  Madagaskar  11684. 
Derselbe  an  Denselben.  Soll  gegen  Ansschluis  der 
fremden  Küstenschiffahrt  Yon  Mada^iskar  protestieren  11686. 
Dezhr.  28.  Frankreioli.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Bot- 
schafter in  Paris.  Das  Dekret  über  die  KOstenschiff- 
tahrt  in  Madagaskar  ist  widerrufen .    11686. 


Nov.    16.    — 


26.    — 


Yerhandlungen  zwischen  Grorsbritannien  und  Frankreich 

ilber  das  Thal  des  Oberen  Nil 

und  die  Besetznng  Faschodas.    1894  bis  1898. 

Frankreioli.  Denkschrift  über  das  Abkommen  zwischen 
Großbritannien  und  dem  Eongostaat  vom  12.  Mai  1894. 
'    Frankreich  wahrt  seine  Ansprache  am  Oberen  NU    .    .    11687. 

Orofebritannien.  Der  Minister  des  Ausw&rdffen  an  den  Bot- 
schafter iu  Paris.    Bemerkungen  zum  vorigen      ,    .    .    11688. 

—  Rede  des  Unterstaatssekret&rs  des  Auswärtiffen  Sir  £. 
Grey  im  Unterhause  über  die  BesitzverhUtnisse  am 
Obern  NU.    (Auszug) 11689. 

Frankreioh.    Rede  des  Ministers  des  Auswärtigen  im  Senat 

Ober  denselben  Gegenstand.    (Auszug) 11690. 

Orolsbritannien.  Der  Botschafter  in  Paris  an  den  Minister 
des  Auswärtii^n.  Hat  Hanotaux  mitgeteilt,  dals  Orols- 
britannien keiner  anderen  Macht  einen  Anspruch  auf 
den  Oberen  Nil  zuerkennt 11691. 

Frankreioh.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  englischen 
Botschafter  in  Paris.  Antwort  auf  das  Vorige.  Protest 
gegen  den  englischen  Anspruch .    11692. 

Grofsbritannien.  Der  Minister  des  Auswärti^^en  an  Lord 
Cromer,  den  englischen  Kommissar  in  Kauro.  Instruk- 
tionen für  weiteres  Vorgehen  nach  der  BesetzungEhartums    11698. 

—  Der  Botschafter  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswär- 
tigen. Unterhaltung  mit  dem  französischen  Minister  über 
die  englischen  Erfolge  im  Sudan 11694. 

—  Mr.  Rodd,  ein  britischer  Agent  in  Kairo,  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  In  Faschoda  ist  die  französische  Flagge 
gehilst 11695. 

—  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Paris.    Antwort  auf  Nr.  11694 11696. 

—  Der  Botschafter  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Unterhaltung  mit  Delcass^  über  Faschoda.  Frankreich 
will  den  englischen  Anspruch  nicht  anerkennen    .    .    .    11697. 

—  Der  Sirdar  an  den  enghschen  Kommissar  in  ^j^ten    .    11698. 

—  Mr.  Rodd  an  den  Mimster  des  Auswärtigen,    fijtchener 

Slaubt,  dafe  Marchand  in  Faschoda  ist 11699. 
derselbe  an  Denselben.    Kitchener  ist  in  Faschoda  mit 
Marchand  zusammengetroffen  und  hat  gegen  die  Besetzung 
Faschodas  protestiert 11700. 

—  Derselbe  an  Denselben.    Dasselbe 11701. 

—  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in  Paris. 
Soll  Rodds  Depeschen  der  französischen  Regierung  mit- 
teilen     11702. 

—  Der  Botschafter  in  Paris  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Hat  den  Auftrag  ausgef&hrt 1170S. 

—  Derselbe  an  Denselben.  Delcass^  will  den  Bericht  Mar- 
chands  abwarten  und  ihm  telegraphisch  Instruktionen 
schicken 11704. 
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XYI  Sachregister:  Die  Yorgftnge  auf  Samoa  Anfang  1899. 

1898.  Aug.   28.    OroÜBbritannien.    Der  Minister  des  Ausw&rtigen  an  den  Bot- 

schafter in  Paris.  Die  englische  R^erung  gew&hrt  die 
Absendung  der  Instruktion  an  Marchuid 11705. 

„     Oktbr.     3.     ~    Derselbe  an  Denselben.    Dasselbe 11706. 

„  „  6.  —  Derselbe  an  Denselben.  Besprechung  mit  dem  französi- 
schen Botschafter  tlber  Fascnoda.  Frankreich  wünscht 
eiu  baldiges  friedliches  Abkommen 11707. 

,,  „  9.  Egypten.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  britischen 
Kommissar.  £gypten  will  seine  Ansprache  auf  den 
Oberen  Nil  nicht  aufgeben 11708. 

„  „  12.  Orofsbritannien.  Derselbe  an  Denselben.  Besprechung  mit 
dem  französischen  Botschafter.  Frankreich  wünscht  einen 
Zugang  zum  Nil  für  seine  Ubangiprovinz 11709. 

Die  Yorgänge  auf  Samoa  Anfaag  1899. 

1899.  Jan.    28.    Dentsohes  Beioh.  .Bericht  des  Kaiserlichen  Generalkonsuls 

zu  Apia  über  die  politischen  Ereignisse  in  Samoa  von 
Erlais  der  Entscheidung  in  der  Königswahl  bis  zur  Er- 
richtung der  provisorischen  Regieruog  (31.  Dezember  1898 
bis  4.  Januar  1899) 11946. 

,,  ,,      24.    —    Bericht  des  Kaiserlichen  Generalkonsuls  zu  Apia  über 

die  Yorg&nge  vom  4.  bis  9.  Januar  1899 11946. 

„  „      25.    —    Bericht  des  Kaiserlichen  Generalkonsuls  zu  Apia,  betreffend 

den  Fall  Grevsmühl 11947. 
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Nr.    11663.    JAPAN  und  SIAM.  —  Freundschafts-,  Handels-  und 

Schif  fall  rts  vertrag. 

Bangkok,  26.  Februar  1898. 

Eis  Majesty  the  Eraperor  of  Japan  and  His  Majesty  the  King  of  Siam,  Nr.  neos. 

being   equally  animated  by  a  desire  to  promote  the  relations  of  Friendship,  ^*gi^J*°^ 

Commerce  and  Navigation  which  happily  exist  between  Their  respective  States  25.  Feb.isfs. 

and  subjects,  have  resolved  to  conclude  a  Treaty  for  that  purpose,  and  have 

named  as  Their  Plenipotentiaries,  that  is  to  say:  ||  His  Majesty  the  Eraperor 

of  Japan,   Inagaki  Manjiro,   Shogoi,   His  Majesty's  Minister  Resident  at  the 

Court  of  His  Majesty  the  King  of  Siam,  and  His  Majesty  the  King  of  Siam 

His  Royal  Highness  Prince  Krom  Lnang  Devawongse  Varoprakar,   Knight  of 

the  Order  Chakrakri,   First  Class  of  the  Order  of  Rising  Sun,  Ac,  Minister 

for  Foreign  Affairs  of  His  Majesty   the  King  of  Siam;  ||  Who,   after  having 

communicated  to   each   other   their   respective   Füll  Powers,   found  to  be  in 

good  and  due  form,  have  agreed  upon  and  concluded  the  foUowing  articles: 

Article  L 
There   shall  be  constant  peace  and  perpctaal  friendship  between  Japan 
and  Siam,   and   the  subjects  of  each  of  the  High  Contracting  Parties,   shall 
enjoy  in  the  dominions  and  possessions  of  the  other,  foll  and  entire  protection 
for  their  persons  and  property  according  to  established  law  of  the  country. 

Article  U. 
It  shall  be  free  to  each  of  the  Contracting  Parties  to  appoint  Consuls- 
General,  Consuls,  Yice-Consuls  and  Consalar  Agents  to  reside  in  the  towns 
and  ports  of  the  dominions  and  possessions  of  the  other,  where  similar  officers 
of  other  Powers  are  permitted  to  reside.  Such  Consuls-General,  Consuls, 
Vice-Consuls  and  Consular  Agents,  however,  shall  not  enter  upon  their  func- 
tioos  until  after  they  shall  have  been  approved  and  admitted  in  the  usual  form 
bj  the  Government  to  which  they  are  sent.  They  shall  enjoy  all  the  honours, 
Privileges,  exemptions  and  immunities  of  every  kind  which  are  or  may  be 
granted  to  Consuls  of  the  most  favonred  nation. 

ätaalüArehir  LXU.  1 
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Article  m. 
4ie  sabjects  of  each  of  the  High  Contracting  Parties  may  enter,  remain 
.iid  reside  in  anj  part  of  the  dominions  and  possessions  of  the  other,  where 
the  subjects  and  Citizens  of  the  nation  most  favoured  in  those  respects,  are 
permitted  to  enter,  remain  and  reside;  thej  may  there  hire  and  oecopy  honses, 
manafactories,  shops  and  warehoases,  and  they  may  there  engage  in  trade  by 
Wholesale  and  retail  in  all  kinds  of  prodnce,  mannfactores  and  merchandise, 
paying  no  other  or  higher  taxes,  imposts,  charges  or  exactions  of  any  kind 
than  are  now  or  may  hereafter  be  paid  by  the  sabjects  or  Citizens  of  the 
most  favoured  nation.  ||  In  all  that  relates  to  travel,  trade  and  residence;  to 
the  acquisition,  possession  and  disposal  of  property  of  all  kinds  and  to  the 
right  to  engage  in  all  kinds  of  bnsiness,  occopation  and  enterprise,  the  sab- 
jects of  each  of  the  Contracting  Parties  in  the  dominions  and  possessions  of 
the  other,  shall  at  all  times  enjoy  the  treatment  accorded  to  the  sabjects  or 
Citizens  of  the  most  favoared  nation. 

Article  IV. 
There  shall  be  reciprocally  fall  and  entire  freedom  of  commerce  and 
navigation  between  the  dominions  and  possessions  of  the  two  High  Contracting 
Parties.  The  sabjects  of  each  of  the  Contracting  Parties  shall  have  liberty 
freely  and  secnrely  to  come  and  go  with  their  ships  and  cargoes  to  and  from 
all  places,  ports  and  rivers  in  the  dominions  and  possessions  of  the  other, 
which  are  now  or  may  hereafter  be  opened  to  foreign  commerce  and  navi- 
gation. 

Article  V. 

The  sabjects  of  each  of  the  High  Contracting  Parties  shall  enjoy  in  the 
dominions  and  possessions  of  the  other,  a  perfect  eqaality  of  treatment  with 
the  sabjects  or  Citizens  of  the  most  favoared  nation  in  all  that  relates  to 
transit  daties,  warehoasing,  boanties,  facilities,  the  examination  and  appraise- 
ment  of  merchandise  and  drawbacks. 

Article  VI. 
No  other  or  higher  daties  shall  be  imposed  on  the  importation  into  the 
dominions  and  possessions  of  His  Majesty  the  King  of  Siam  of  any  article, 
the  prodace  or  manafactare  of  the  dominions  and  possessions  of  His  Majesty 
the  Emperor  of  Japan,  from  whatever  place  arriving,  and  no  other  or  higher 
daties  shall  be  imposed  on  the  importation  into  the  dominions  and  possessions 
of  His  Majesty  the  Emperor  of  Japan  of  any  article,  the  prodace  or  mana- 
factare of  the  dominions  and  possessions  of  His  Majesty  the  King  of  Siam, 
from  whatever  place  arriving,  than  on  the  like  article  prodaced  or  manu« 
factared  in  any  other  foreign  coantry;  nor  shall  any  prohibition  be  maintained 
or  imposed  on  the  importation  of  any  article,  the  prodace  or  manafactare  of 
the  dominions  and  possessions  of  the  either  of  the  High  Contracting  Parties 
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into  the  dominions  and  possessions  of  the  other  from  whatever  place  arriving,  Nr.  11663. 
which    shall   not  equally  exlend  to  the  importation  of  the  like  article  being  '''SJ^J^*** 
the  prodacc  or  mannfactare  of  anj  other  coantry.    This  last  Provision  is  not25.Feb.i8O8. 
applicable  to  the  sanitary  and  other  prohibitions  occasioned  by  the  necessity 
of  protecting  the  safety  of  persons,  or  of  cattle,  or  qi  plants  nsefiil  to  agri- 
cnltnre. 

Article  VII. 

No  other  or  higher  dnties,  taxes,  or  charges  of  any  kind  shall  be  imposed 
in  the  dominions  and  possessions  of  either  of  the  High  Contracting  Parties  in 
respect  of  any  article  exported  to  the  dominions  and  possessions  of  the  other, 
than  such  as  are  or  may  be  payable  in  respect  of  the  like  article  exported 
to  any  other  foreign  coantry;  uor  shall  any  prohibition  be  imposed  on  the 
exportation  of  any  article  from  the  dominions  and  possessions  of  either  of 
the  two  Contracting  Parties  to  the  dominions  and  possessions  of  the  other, 
which  shall  not  eqnally  extend  to  the  exportation  of  the  like  article  to  any 
other  conntry. 

Article  VIIL 

All  articles  which  are  or  may  be  legally  imported  into  the  ports  of  the 
dominions  and  possessions  of  His  Majesty  the  Emperor  of  Japan  in  Japanese 
vessels  or  vessels  of  the  most  favonred  nation,  may  likewise  be  imported  into 
tbose  ports  in  Siamese  vessels,  without  being  liable  to  any  other  or  higher 
daties  or  charges  of  whatever  denomination  than  if  such  articles  were  imported 
in  Japanese  vessels  or  vessels  of  the  most  favonred  nation;  and  reciprocally, 
all  articles  which  are  or  may  be  legally  imported  into  the  ports  of  the  domi- 
nions and  possessions  of  His  Majesty  the  King  of  Slam  in  Siamese  vessels  or 
in  vessels  of  the  most  favoured  nation,  may  likewise  be  imported  into  those 
ports  in  Japanese  vessels,  without  being  liable  to  any  other  or  higher  daties 
or  charges  of  whatever  denomination  than  if  sach  articles  were  imported  in 
Siamese  vessels  or  vessels  of  the  most  favonred  nation.  Sach  reciprocal 
eqaality  of  treatment  shall  take  effect  withoat  distinction,  whether  such  articles 
come  directly  from  the  place  of  origin  or  from  any  other  place.  ||  In  the  same 
manner  there  shall  be  perfect  eqaality  of  treatment  in  regard  to  exportation, 
so  that  the  same  internal  and  export  daties  shall  be  paid  and  the  same 
bonnties  and  drawbacks  allowed  in  the  dominions  and  possessions  of  either 
of  the  High  Contracting  Parties  on  the  exportation  of  any  article  which  is  or 
may  be  legally  exported  therefrom,  whether  sach  exportation  shall  take  place 
in  Japanese  or  Siamese  vessels  or  in  vessels  of  a  third  Power  and  whatever 
may  be  the  place  of  destination,  whether  a  port  of  either  of  the  Contracting 
Parties  or  of  any  third  Power. 

Article  IX 

No  other  or  higher  daties  or  charges  on  acconnt  of  tonnage,  light  or 
harboar  dnes,  pilotage,  qoarantine,  salvage  in  case  of  damage  or  shipwreck 
or  any  other  local  charges,  shall  be  imposed  in  any  ports  of  Japan  on  Siamese 
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Nr.  11663.  yessels   nor   in  any  of  the  ports  of  Slam  on  Japanese  vessels  than  are  now 

^*8iMii*"^  or  may  hereafter   be  payable  in  like  cases  in  tbe  same  ports  on  national 

25.  Feb.  1898.  vessels  in  general  or  yessels  of  tbe  most  favoared  nation.     Sacb  eqnality  of 

treatment  sball  applj  reciprocallj  to  tbe  respective  vessels  from  whatever  port 

or  place  tbey  may  arrive  and  wbatever  roay  be  tbeir  place  of  destination. 

Article  X. 

In  all  that  concerns  tbe  entering,  Clearing,  stationing,  loading  and  un- 
loading  of  vessels  in  tbe  ports,  basins,  docks,  roadsteads,  harboars,  oi*  rivers 
of  tbe  dominions  and  possessions  of  the  two  conntries,  no  privilege  sball  be 
granted  by  one  conntry  to  national  vessels  or  vessels  of  any  tbird  Power, 
wbicb  sball  not  be  equally  granted  in  similar  cases  to  vessels  of  the  other 
conntry, 

Article  XL 

Any  sbip-of-war  or  mercbant-vessel  of  eitber  of  tbe  High  Contracting 
Parties  wbicb  may  be  compelled  by  stress  of  weather,  or  by  reason  of  any 
other  distress,  to  take  sbelter  in  a  port  of  the  other,  sball  be  at  liberty  to 
refit  therein,  to  procure  all  necessary  sopplies,  and  to  put  to  sea  again, 
without  paying  any  duties  other  than  such  as  wonld  be  payable  by  national 
vessels.  In  case,  bowever,  tbe  master  of  a  merchant-vessel  shoald  be  nnder 
tbe  necessity  of  disposing  of  a  part  of  bis  cargo  in  order  to  defray  the 
ezpenses,  be  sball  be  boand  to  conform  to  the  regulations  and  tariffs  of  the 
place  to  which  be  may  have  come.  ||  If  any  ship-of-war  or  merchant-vessel  of 
one  of  the  Contracting  Parties  shonld  ran  aground  or  be  wrecked  upon  tbe 
eoasts  of  tbe  other,  such  ship  or  vessel,  and  all  parts  thereof,  and  all  furni- 
tares  and  appnrtenances  belonging  therennto,  and  all  goods  and  mercbandise 
saved  therefrom,  inclnding  those  which  may  have  been  cast  into  tbe  sea,  or 
the  proceeds  thereof,  if  sold,  as  well  as  all  papers  found  on  board  such 
stranded  or  wrecked  ship  or  vessel,  sball  be  given  up  to  the  owners,  master 
or  tbeir  agents,  when  claimed  by  them.  If  sncb  owners,  master  or  agents 
are  not  on  the  spot,  the  same  sball  be  delivered  to  tbe  respective  Consnls- 
General,  Consnls,  Yice-Consnls  or  Consnlar  Agents  upon  being  claimed  by 
them  within  the  period  fized  by  the  laws  of  tbe  country,  and  such  consular 
officers,  owners,  master  or  agents  sball  pay  only  the  expenses  incurred  in  the 
preservation  of  the  property,  together  with  tbe  salvage  or  other  expenses 
which  would  have  been  payable  in  the  case  of  a  wreck  of  a  national  vessel.  || 
The  goods  and  mercbandise  saved  from  tbe  wreck  sball  be  exempt  from  all 
tbe  daties  of  tbe  customs  unless  cleared  for  consuroption,  in  which  case  tbey 
sball  pay  the  ordinary  duties.  ||  In  the  case  of  a  ship  or  vessel  belonging  to 
the  subjects  of  eitber  of  tbe  Contracting  Parties  being  driven  in  by  stress  of 
weather,  mn  agroond  or  wrecked  in  the  dominions  and  possessions  of  tbe 
other,  the  respective  Consuls- General,  Consnls,  Vice-Consuls  and  Consular 
Agents  sball,  if  tbe  owner  or  master  or  other  agent  of  the  owner  is  not  pre- 
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sent,   or   is   present   but  reqaires  it,   be  authorized  to  interpose  in  order  to  Nr.  ilms. 
afford  the  necessary  assistance  to  the  sabjects  of  the  respective  States.  ^*8iU°^ 

2S.Feb.189e. 

Article  XIL 
The  Tessels  of  war  of  each  of  the  High  Contracting  Parties  may  enter, 
remain  and  make  repairs  in  those  ports  and  piaces  of  the  other,  to  which 
the  vessels  of  war  of  the  most  favoared  nation  are  accorded  access;  they  shall 
there  sabmit  to  the  same  regulations  and  enjoy  the  same  bonoars,  advantages, 
Privileges  and  exemptions  as  are  now  or  may  hereafter  be  conceded  to  vessels 
of  war  of  the  most  favoared  nation. 

Article  XUI. 
The  High  Contracting  Parties  agree  that,  in  all  that  concerns  commerce 
indnstry  and  navigation,  any  privilege,  favonr  or  immnnity  which  either  Con- 
tracting Party  has  actually  granted,  or  may  hereafter  grant,  to  the  Govern- 
ment, sabjects,  Citizens,  ships  or  merchandise  of  any  other  State  shall  be 
extended  immediately  and  anconditionally  to  the  Government,  sabjects,  ships 
or  merchandise  of  the  other  Contracting  Party;  it  being  their  inten tion  that 
the  trade,  indastry  and  navigation  of  each  conntry  shall  be  placed,  in  all 
respects,  by  the  other  on  the  footing  of  the  most  favoured  nation. 

Article  XIV. 
The  present  Treaty  shall  come  into  force  immediately  after  the  ezchange 
of  ratifications  and  shall  remain  in  force  for  ten  years,  and  thereafter  antil 
the  expiration  of  a  year  from  the  day  on  which  one  ot  the  other  of  the  Con- 
tracting Parties  shall  have  repadiated  it. 

Article  XV. 
The  present  Treaty  is  signed  in  duplicate  in  the  Japanese,  Siamese  and 
English  langaages  and  in  case  there  shoald  be  foand  any  discrepancy  between 
the  Japanese  and  Siamese  texts,   sach  discrepancy  shall  be  decided  in  con- 
formity  with  the  English  text. 

Article  XVI. 
The  present  Treaty  shall  be  ratified  and  the  ratifications  thereof  shall  be 
excbanged  at  Bangkok  as  soon  as  possible.  ||  In  witness  whereof,  the  respective 
Plenipotentiaries  have  signed  the  same  and  have  aftixed  thereto  the  seal  of 
their  arms.  ||  Done  at  Bangkok  in  sextuplicate,  this  twenty-fifth  day  of  the 
second  month  of  the  thirty-first  year  of  Meiji,  corresponding  to  the  twenty- 
fifth  day  of  Fcbraary  of  the  one  handred  and  sixteenth  year  of  Ratanakosindr 
Sek  and  the  eigtheen  hundred  and  ninety-eighth  year  of  the  Christian  era. 

Inagaki  Manjiro.  (L.  S.) 

Devawongse  Varoprakar.     (L,  S.) 
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Nf.11668.  Protokoll. 

Japan  und 

siam.  At  the  moment  of  proceediDg  this  day  to  the  Signatare  of  the  Treaty  of 

25.Fei).i899.Ffien^ship,   Commerce   and  Navigation   between  Japan  and  Siam,  the  Pleni- 
potentiaries  of  the  two  High  Contracting  Parties  have  declared  as  follows: 

1.  Tbe  Siamese  Government  consent  that  Japanese  Consular  officers  shall 
exercise  Jurisdiction  over  Japanese  snbjects  in  Siam  nntil  the  jadical  reforms 
of  Siam  shall  have  been  completed;  tbat  is,  nntil  a  Criminal  Code,  a  Code  of 
Criminal  Procedure,  a  Civil  Code  (with  exception  of  Law  of  Marriage  and 
Succession),  a  Code  of  Civil  Procedure  and  a  Law  of  Constitution  of  the  Courts 
of  Justice  will  come  into  force. 

2.  The  Japanese  Government  accept  as  binding  upon  Japanese  snbjects 
and  vessels  resorting  to  Siam  the  Trade  Regulations  and  Customs  Tariffs  now 
in  force  in  Siam  in  respect  of  the  snbjects,  Citizens  and  vessels  of  the  other 
Powers  having  Treaties  with  Siam.  ||  Such  Regulations  and  Tariffs  shall  be 
subject  to  revision  at  any  time  upon  12  months'  previous  notice,  on  demand 
of  either  Japan  or  Siam.^  ||  All  fines  and  penalties  imposed  for  infractions  of 
the  Said  Regulations  or  of  the  Treaty  signed  this  day,  shall  be  paid  to  the 
Siamese  Government, 

3.  Any  controversies  which  may  arise  respecting  the  interpretation  or  the 
execution  of  the  Treaty  signed  this  day  or  the  consequences  of  any  violation 
thereof,  shall  be  submitted,  when  the  means  of  settling  them  directly  by  ami- 
cable  agreement  are  exhausted,  to  the  decision  of  Commissions  of  Arbitration, 
and  that  the  result  of  such  arbitration  shall  be  binding  upon  both  Govem- 
ments.  ||  The  members  of  such  Commissions  shall  be  selected  by  the  two 
Governments  by  common  consent,  failing  which  each  of  the  Parties  shall 
nominate  an  Arbitrator  or  an  equal  number  of  Arbitrators  and  the  Arbitrators 
thus  appointed  shall  select  an  Umpire.  ||  Tbe  procedure  of  the  Arbitration 
shall  in  each  case  be  determined  by  the  Contracting  Parties,  failing  which  the 
Commission  of  Arbitration  shall  be  itself  entitled  to  determine  it  beforehand.  || 
The  undersigned  Plenipotentiaries  have  agreed  that  this  Protocol  shall  be 
submitted  to  the  High  Contracting  Parties  at  the  same  time  as  the  Treaty, 
and  that  when  the  Treaty  is  ratified,  the  agreements  contained  in  this  Pro- 
tocol shall  also  equally  be  considered  as  approved,  without  the  necessity  of  a 
further  formal  ratification,  ||  In  witness  whereof,  the  respective  Plenipotentiaries 
have  signed  the  present  Protocol  and  bave  affixed  thereto  their  seals. 

Done  at  Bangkok  in  sextuplicate,  this  twenty-fifth  day  of  the  second 
month  of  the  thirty-first  year  of  Meiji,  corresponding  to  the  twenty-fifth  day 
of  February  of  the  one  hundred  and  sixteenth  year  of  Ratanakosindr  Sok 
and  the  eighteen  hundred  and  ninety-eighth  year  of  the  Christian  era. 

Inagaki  Manjiro.     (L.  S.) 
Devawongse  Varoprakar.     (L.  S.) 
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Erklärangen. 

Japanese  Legation, 

Bangkok,  February  25,  1898. 
Monsienr  le  Ministre, 

I  have  the  honoor  to  communicate  to  Yoor  Royal  Higbness  the  following  Nr.  iiees. 
proposals,  which  the  Imperial  Government  hope,  will  be  accepted  by  the  Royal  ^*p*"  ^"* 
Government;  that  as  the  Japanese  Government  is  ready  to  give  their  adhe8ion25.Feb.i898. 
to  the  arrangements  concluded  by  Siam  with  the  several  Treaty  Powers  in 
1883,  1884  and  1885  for  the  Regulation  of  the  Traffic  in  Spirituous  Liqnors 
and  also  to  agree  to  the  Law  of  1887,  designed  to  carry  those  arrangements 
into  fall  effect,  the  Siamese  Government  on  their  part  will  engage  that  the 
Japanese  sabjects  shall  at  all  times  enjoy  the.  same  rights  and  Privileges  in 
regard  to  the  importation  and  sale  of  spirits,  beer,  wines  and  spiritaoos 
liqaors  in  Siam  as  the  sabjects  or  Citizens  of  the  most  favoured  nation;  that 
spirits,  beer,  wines  and  spirituoas  liqaors  imported  into  Siam  from  Japan 
shall  enjoy  the  same  Privileges  in  all  respects  as  similar  articles  imported 
from  the  most  favoared  nation;  and  that  the  exception  contained  in  Section  4 
of  said  Law  in  favour  of  wine  and  beer  made  in  Europe  and  in  the  United 
States  of  America  shall  equally  apply  to  wine  and  beer  made  in  Japan.  ||  I 
avail  myself  of  this  opportunity  to  renew  to  Your  Royal  Highness  the  assu- 
rances  of  my  highest  consideration.  (Signed.)     Manjirolnagaki. 

Foreign  Office,  Bangkok,  February  25th,  1898. 
Monsieur  le  Ministre, 
I  have  the  honour  to  acknowledge  the  receipt  of  your  note  of  this  day's 
date  relating  to  the  Traffic  of  Spirituous  Liquors  in  Siam,  and  I  am  happy 
to  State  that  His  Majesty's  Government  accept  the  proposals  of  the  Imperial 
Government  of  Japan  as  contained  in  your  note  under  reply.  ||  I  avail  myself 
of  this  occtfsion  to  express  to  you,  Monsieur  le  Ministre,  the  assurance  of  my 
high  consideration.  (Signed.)     Devawongse  Yaroprakar, 

Minister  for  Foreign  Affairs. 


Nr.    11664.    BELGIEN  und  MEXIKO.    —    Freundschafts-,   Schiff- 
fahrts-  und  Handelsvertrag. 

Mexiko,  7.  Juni  1895. 
Sa  Majestö  le  Roi  des  Beiges  et  Son  Excellence  le  President  des  Etats-  Nr.  ii664. 
Unis  du  Mexique,   anim^s  du  möme  d^sir  de  maintenir  les  relations  cordiales  ^^^«^^^  ^^ 

Mexiko. 

qui  existent  entre  les  deux  pays,   de  resserrer,   s*il  est  possible,   leurs  liens  7.  juni  isas. 
d'amiti^,   et   de   d^velopper   les   rapports  commerciaux  entre  leurs  nationaux 
respectifs,  ont  d^cid^  de  conclure  un  trait6  d'amiti^,  de  commerce  et  de  navi- 
gation,  sur  la  base  d'une  ^quitable  r^ciprocit^,  et  ont  nomm6,  ä  cet  effet,  pour 
leurs   P16nipotentiaires   respectifs,   savoir:  ||   Sa  Majest6   le   Roi   des  Beiges 
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wr.  11664.  Monsieur  le  Comte  du  Bois  d'Aische,  Chevalier  de  TOrdre  de  Leopold,  Com- 
^®^j^^^^"^  mandeur  des  Ordres  de  Takovo  de  Serble  et  de  TEtoile  polaire  de  Suöde, 
7.  Janii895.  Officier  des  Ordres  de  la  Conronne  de  Ch^ne  et  de  rEtoile  de  Roumanie, 
d6cor6  de  4®  Classe  de  TOrdre  du  MedjKdi^  de  Turquie,  Ministre  Resident 
de  Belgique  k  Mexico.  ||  Et  Son  Excellence  le  President  des  Etats-Unis  du 
Mexique,  Monsieur  Joseph  M.  Gamboa,  Avocat,  D6put6  au  Congrds  de  rUnion 
des  dits  Etats,  ||  Lesquels,  apr^s  s'^tre  communiqu6  lenrs  pleins  pouvoirs, 
trouv^s  en  bonne  et  due  forme ,  ont  arr6t^ ,  ad  referendum ,  les  articles 
suivants: 

Article  I. 

II  y  aura  paix  parfaite  et  amiti^  sinc^re  entre  le  Royaume  de  Belgique 
et  les  Etats-Unis  du  Mexique.  Les  denx  Hautes  Parties  contractantes  feront 
tons  leurs  efforts  pour  qne  cette  amiti^  et  cette  bonne  harmonie  se  maintien- 
nent  constantes  et  perp^tuelles  entre  les  denx  nations,  ainsi  qu'entre  lenrs 
citoyens  respectifs,  sans  exception  de  personnes  ni  de  lieux. 

Article  IL 
II  y  aura  r^ciproquement  pleine  et  enti^re  libert6  de  commerce  et  de 
navigation  pour  les  nationaux  et  les  bätiments  des  Hautes  Parties  contrac- 
tantes, dans  les  villes,  ports,  rivi^res  ou  lieux  quelconques  des  deux  Etats, 
dont  Tentr^e  est  actuellement  permise  ou  pourra  T^tre  ä  Tavenir  aux  sujets 
et  aux  navires  de  tonte  nation  6trang^re,  ||  Les  Beiges  dans  les  Etats  Unis  du 
Mexique  et  les  Mexicains  en  Belgique  pourront,  dans  quelque  partie  que  ce 
soit  des  territoires  respectifs,  s^journer  et  s'^tablir,  occuper  et  louer,  pour 
faire  le  commerce  en  gros  et  en  detail,  les  maisons,  magasins  ou  autres  locaux; 
ils  jouiront  k  cet  6gard  des  droits,  libert^s  et  exemptions  dont  jouissent  ou 
jouiront  k  Tavenir  les  citoyens  ou  sujets  de  la  nation  la  plus  favoris^e,  et 
se   soumettront   aux   lois   et   r^glements   en   vigueur   dans   le    pays    de    leur 

r6sidence. 

Article  lU. 

Les  produits  du  sol  et  de  Tindustrie  de  la  Belgique  qui  seront  Importes 
au  Mexique,  et  les  produits  du  sol  et  de  Tindustrie  du  Mexique  qui  seront 
Importes  en  Belgique  pour  la  consomroation,  Tentreposage,  la  r^exportation  ou 
le  trausit,  seront  soumis  au  m^me  traitement,  et  notamment  ne  seront  passibles 
de  droits  autres  ni  plus  Kleves,  soit  g^n^raux,  soit  mnnicipaux  ou  locaux,  que 
les  produits  du  sol  et  de  Tindustrie  de  la  nation  la  plus  favoris^e  sous  ce 
rapport,  ||  II  ne  sera  pas  Stabil  en  Belgique  sur  Texportation  de  marchandises 
quelconques  vers  le  Mexique,  et  au  Mexique  sur  Texportation  de  marchandises 
quelconques  vers  la  Belgique,  de  droits  autres  ou  plus  6lev6s  que  ceux  im- 
pos^s  k  l'exportation  des  m6mes  marchandises  vers  le  pays  le  plus  favoris^  k 
cet  6gard.  ||  Aucune  prohibition  ou  restriction  d'importation,  d'exportation  ou 
de  trausit  n'aura  lieu  dans  le  commerce  r^ciproque  des  deux  pays,  qu'elle  ne 
soit   ^galement   appliqu^e  k  toutes    les   autres    nations,    sauf  pour  des  motifs 
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saoitaires  ou  poar  emp^cher  seit  la  propagation  d'^pizooties,  seit  la  destrnction  Nr.  iioM. 
de  r6coltes,   ou  bien  en  vue  d'^v^nements  de  guerre.  ||  Les  marchandises  de^^^^^ 
tonte  natnre  yenant  de  Ton  des  deax  Etats  ou  j  allant,  seront  r^ciproquement?.  Jauii8»5. 
exemptes  dans  Tantre  Etat  de  tous  droits  de  transit,  k  moins  qa'ils  ne  soient 
impos^  sor  les  marchandises  des  autres  nations.  ||  II  est  entendn  qae  la  l^gis- 
lation   particulidre  de  chaenn  des  Etats  est  maintenne  ponr  les  articles  dont 
le   transit  est  ou  ponrra  ^tre  interdit,   et  qne  les  deax  Haates  Parties  con- 
tractantes   se  r^servent  le  droit  de  sonmettre  k  des  antorisatioDs  speciales  le 
transit  des  armes  et  des  munitions  de  gnerre.  ||  Ponr  tont  ce  qoi  conceme  les 
taxes  locales,  les  droits  de  dooane,  les  formalit^s,  les  coortages,  et  ponr  tont 
ce  qoi,  en  an  mot,   est  relatif  an  commerce',   les  citoyens  beiges  an  Mexiqae 
et   les   citoyens  mexicains  en  Belgiqae  joairont  da  traitement  de  la  nation  la 
plas  fa?oris6e. 

Article  IV. 

Les  n^gociants,  les  fabricants  et  autres  industriels,  exergant  une  Industrie 
ou  nn  commerce  dans  TEtat  oü  ils  ont  leur  domicile  pourront,  soit  personnelle- 
ment,  soit  par  des  commis-voyageurs  k  leur  service,  faire  des  acbats  et,  m^me 
en  portant  des  ^chantillons  avec  eux,  rechercher  des  commandes  dans  le  terri- 
toire  de  Tautre  Partie  contractante.  ||  Aussi  longtemps  que  les  n^gociants,  fabri- 
cants et  autres  industriels  ou  commis-vojagenrs  ^tablis  en  Belgique,  vojageant 
au  Mexique  pour  le  compte  d'une  maison  beige,  seront  exempts  du  paiement 
de  tout  droit  de  patente  ou  de  Timpöt  sur  le  revenu,  par  r^ciprocit6  il  en 
sera  de  m6me  pour  les  u^ociants,  fabricants  et  autres  industriels  ou  commis- 
YOjageurs  6tablis  au  Mexique,  voyageant  en  Belgique  pour  le  compte  d'une 
maison  mexicaine.  Tonte  concession  accordte  k  cet  ^gard  k  un  antre  Etat 
par  Tone  des  Parties  contractantes  devra  d'ailleurs  ^tre  ^tendue  k  Tautre 
Partie.  ||  Les  objets  qui  seront  Importes  en  qualit^  d'^chantillons  par  les  dits 
Yoyageurs  seront,  de  part  et  d'autre,  admis  en  franchise  temporaire,  moyennant 
Taccomplissement  des  r^glements  et  des  formalit^s  douani^es  ndcessaires  pour 
en  assurer  la  r^exportation  ou  le  payement  des  droits  d'importation  ^tablis 
par  la  loi,  dans  le  cas  oü  ces  objets  ne  seraient  pas  r^export^s  dans  un  terme 
de  six  mois.  ||  La  franchise  mentionn^e  ne  s'^tendra  pas  aux  objets  qui  par 
leur  quantit^  et  valeur  ne  pourraient  6tre  consid^r^  comme  ^chantillons  ou 
qui,  par  leur  nature,  ne  pourraient  6tre  identifi^s  pour  lear  r^exportation«  {| 
La  qaalification  dans  Tun  et  Tautre  cas  sera  de  la  comp^tence  exclnsive  de  la 
Partie  sur  le  territoire  de  laquelle  aura  lieu  Timportation.  ||  Les  voyageurs  de 
commerce  des  deux  pays  jouiront  d'aillears  du  traitement  de  la  nation  la  plus 
favoris^e  k  cet  6gard. 

Article  V. 

Les  citoyens  de  chacune  des  deux  Hautes  Parties  contractantes  auront 
dans  le  territoire  de  Tantre  les  m^mes  droits  que  les  nationanx,  en  ce  qai 
conceme  la  protection  de  la  propri^t^  industrielle.  Pour  ce  qui  est  de  la 
propri^te   litt^raire   et  artistique,   les   citoyens  de  chacune  des  deox  Hautes 
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Nr.  11664.  Parties   contractantes  jouiront  r^ciproqnement  dans  le  territoire  de  Tautre  du 
^*J[^^^J"^  traitement  de  la  Dation  la  plas  favoris^e. 

T.Jnni  1895. 

Article  VI. 

Seront   considörös   comme   beiges    au'^Mexiqne   et   comme   mexicains   en 

Belgiqae,   les  navires  qai  navigaeront  sons  les  pavillons  respectifs  et  seront 

porteurs  des  papiers  de  bord,  ainsi  qne  des  docaments  exig^s  par  les  lois  de 

chacnn  des  deax  Etats  poor  la  jnstification  de  la  nationalit^  des  bätiments  de 

commerce. 

Article  VII. 

Les  navires  beiges  venant  dans  les  ports  du  Mexique  et  les  navires 
mexicains  venant  dans  les  ports  de  Belgique,  avec  chargement  ou  snr  lest,  ne 
paieront  d'autres  ni  de  plus  forts  droits  de  tonnage,  de  port,  de  phare,  de 
pilotage,  de  qaarantaine  oa  autres  affectant  la  coque  da  navire,  qne  ceux 
aaxqnels  sont  oa  seraient  assajettis  les  navires  de  la  nation  la  plas  favoris^e. 

Article  VIII. 
Les  dispositions  da  präsent  Trait^  ne  sont  point  applicables  ä  la  navi- 
gation  de  cöte  oa  cabotage,  dont  le  regime  demeare  soamis  aax  lois  respec- 
tives  des  Etats  contractants.  ||  Toutefois,  les  bätiments  beiges  au  Mexiqae  et 
les  b&timents  mexicains  en  Belgique  poarront  d^charger  ane  partie  de  lear 
cargaison  dans  le  port  de  prime-abord,  et  se  rendre  ensuite  avec  le  reste  de 
cette  cargaison  dans  d'autres  ports  da  m^me  Etat,  soit  poar  y  achever  de 
d^barquer  lear  chargement  d'arriv^e,  soit  poar  y  compl^ter  lear  chargement 
de  retoar,  en  ne  payant  dans  chaqae  port  d'antres  ni  de  plas  forts  droits 
que  cenx  qae  paient  en  pareil  cas  les  bätiments  de  la  nation  la  plas  favoris^e. 

Article  IX. 

Seront  compl^tement  affranchis  des  droits  de  tonnage  et  d'exp6dition, 
mais  non  de  cenx  de  pilotage:  ||  1^*^  Les  navires  qai,  entr^s  sar  lest  de  qaelque 
liea  qae  ce  soit,  en  repartiront  sar  lest;  ||  2®  Les  navires  qai,  passant  d'an 
port  de  Tan  des  deax  Etats  dans  an  oa  plasiears  ports  du  mäme  Etat,  soit 
pour  y  d^poser  tout  ou  partie  de  leur  cargaison,  soit  pour  y  composer  ou 
compl6ter  lear  chargement,  justifieront  avoir  d^jä  acquitt^  ces  droits;  ||  3®  Les 
bateaux  ä  vapeur  affect^s  au  service  de  la  poste,  des  voyageurs  et  des  bagages, 
ne  faisant  aucuno  autre  Operation  de  commerce.  ||  4^  Les  navires  qui,  entr^s 
avec  chargement  dans  an  port,  soit  volontairement,  soit  en  relächo  forc^e,  en 
sortiront  sans  avoir  fait  aacane  Operation  de  commerce.  ||  Toutefois,  en  ce  qui 
concerne  les  navires  mentinonn^s  aux  deux  derniers  paragraphes  ci-dessas,  les 
capitaines  seront  tenus  de  präsenter  ä  la  douane,  dans  les  trente-six  heures 
ä  partir  de  leur  admission  en  libre  pratique,  une  caution  agr^^e  par  la  dite 
douane,  pour  r^pondre  de  Tacquittement  des  droits  de  tonnage  et  d'expödition 
en  cas  oü  les  navires  dont  11  s'agit  feraient  Operation  de  commerce.  ||  Ne  sont 
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pas  consid^r^es,  an  cas  de  relftcbe  forc^e,  comme  Operations  de  commerce:  le  Nr.  iiee«. 
d^barqnement  et  le  rechargement  des   marchandises   pour  la  r^paration   dw^*^^"^^'°* 
navire  on  sa  pnrificatioD,  qaand  il  est  mis  en  qaarantaine;  le  transbordement?.  jnaiisos. 
sar  an  antre  navire  en  cas  dMoDavigabilitä  da  premier;  les  d^penses  n^essaires 
an  ravitaillement  de  r^qnipage  et  la  vente  des  marchandises  avarl^es,  lorsqae 
Tadministration  des  doaanes  en  aara  donn6  raatorisation. 

Artlcle  X. 
Les  citojens  des  denx  nations  joairont  dans  Tan  et  l'autre  Etat  de  la 
plas  compl^te  et  constante  protection  poar  leurs  personnes  et  lears  propri^t^s. 
Hs  poarront  avoir  recoars  aax  Tribananx  de  jastice  poar  la  poarsaite  et  la 
defense  de  lenrs  droits,  dans  toates  les  instances  et  k  tous  les  degr^s  de  jari- 
diction  ^tablis  par  les  lois.  IIs  seront  libres  d'emplojer  les  avocats,  avoa^s 
oa  agents  de  toates  classes,  auxqaels  ils  jageront  k  propos  de  recoarir  pour 
les  repr^enter  et  agir  en  leur  nom,  le  tont  conform^ment  aux  lois  du  pays; 
enfin,  ils  joniront  sous  ce  rapport  des  m^mes  droits  et  Privileges  qni  sont  on 
seront  accord^s  aux  nationaux,  et  ils  seront  soumis  pour  la  jouissance  de  ces 
franchises  aux  m^mes  conditions  que  ces  demiers. 

Article  XI. 
Les  Hautes  Parties  contractantes  d^clarent  reconnattre  mutnellement  k 
toates  les  compagnies  et  autres  associations  commerciales,  industrielles  on 
financi^res,  constitu^es  on  autoris^es  suivant  les  lois  particuli^res  de  Tun  des 
denx  pajs,  la  facult^  d'exercer  tous  les  droits  et  d'ester  en  justice  devant  les 
tribananx,  soit  pour  intenter  une  action,  soit  pour  y  d^fendre  dans  toute 
rötendue  du  territoire  de  l'autre  Etat,  sans  autre  condition  que  de  se  con- 
former  aux  lois  de  cet  Etat.  Ces  compagnies  et  associations,  ^tablis  dans  le 
territoire  de  Tune  des  Hautes  Parties  contractantes,  pourront  exercer  dans  le 
territoire  de  Tautre  Partie  des  droits  qui  seront  reconnns  aux  soci^t^s  ana- 
lognes  de  tous  les  autres  pays.  ||  II  est  entendu  que  les  dispositions  qui  pr^c^- 
dent  s'appliqnent  anssi  bleu  aux  compagnies  et  associations  constitu6es  ou 
antoris^es  ant^rieurement  k  la  signature  du  präsent  Trait^,  qu'ä  Celles  qui  le 
seraient  alt^rieurement. 

Article  XIL 

Les  Beiges  au  Mexique  et  les  Mexicains  en  Belgique  pourront,  comme 
les  nationaux,  acqn^rir,  poss6der  et  transmettre  par  succession,  testament, 
donation  on  de  quelque  autre  mani^re  que  ce  soit,  les  biens  meubles  situ^s 
dans  les  territoires  respectifs,  sans  qu'ils  puissent  6tre  tenus  k  acquitter  des 
droits  de  succession  ou  de  mutation  autres  ni  plus  ^lev^s  que  ceux  qui  seraient 
impos^s,  dans  des  cas  semblables,  aux  nationaux  enx-m6mes.  ||  En  ce  qui  con- 
ceme  Tacquisition  ou  la  possession  des  immeubles,  les  Beiges  au  Mexique  et 
les  Mexicains  en  Belgique  seront  trait^s  comme  les  sujets  on  citoyens  de  la 
nation  la  plus  favoris^e.  ||  Leurs  h^ritiers  et  repr^sentants  l^gaux  pourront  leur 
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Kr.  11664.  sacc6der  en  ces  biens  menbles  et  immenbles  et  an  prendre  possession,  soit 
^®^^^j,^  *"^  personnellement,  soit  par  procuration,  de  la  m^me  manidre  et  dans  les  minies 
7.  Juni  1895.  formes  legales  que  les  nationaux.  ||  Les  citojens  de  chaoane  des  Parties  con- 
tractantes,  qui  rösident  temporairement  ou  d'one  fagon  permanente  dans  les 
territoires  ou  possessions  de  rantre,  seront  sonmis  anx  lois  du  pajs  de  leur 
r^sidence,  sp^cialement  ä  Celles  qai  d^terminent  les  droits  et  obligations  des 
6trangers,  dans  les  mSmes  limites  qae  le  sont  les  citoyens  ou  sujets  de  la 
nation  la  plus  favoris^e. 

Article  XlII. 

Les  Beiges  au  Mexique  et  les  Mexicains  en  Belgique  seront  exempts  de 
tout  Service  personnel,  tant  dans  les  arm^es  de  terre  ou  de  mer  que  dans  les 
gardes  ou  milices  nationales,  ainsi  que  de  toutes  r^quisitions  ou  contribntions 
de  gnerre,  de  pr^ts  et  emprunts  forc^s,  ä  moins  que  ses  röquisitions,  emprunts 
oü  contribntions  ne  soient  impos^s  sur  la  propri^t6  fonci^re,  auquel  cas  ils 
devront  les  payer  comme  les  nationaux.  ||  Dans  aucun  cas,  ils  ne  pourront  ^tre 
assujettis  ponr  leurs  propriet^s,  soit  mobili^res,  soit  immobili^res,  ä  d'autres 
charges  ou  impöts  que  ceux  auxquels  seraient  soumis  les  citoyens  de  la  nation 
la  plus  favoris^e. 

Article  XIV. 

Les  citoyens  de  chacune  des  Parties  contractantes  jouiront  respectivement 
dans  le  territoire  de  Tautre  d'une  enti^re  libert6  de  conscience,  et  pourront 
exercer  leur  culte  de  la  mani^re  que  leur  permettront  la  Constitution  et  les 
lois  du  pays. 

Article  XV. 

Les  Parties  contractantes  sont  convenues  d'accorder  r^ciproquement  k 
leurs  envoy^s,  ministres  et  agents  respectifs,  les  m^mes  privilöges,  faveurs  et 
franchises  dont  jouissent  ou  jouiront  k  l'avenir  les  envoy^s,  ministres  et  agents 
publics  de  la  nation  la  plus  favoris^e.  ||  II  est  en  outre  convenu  entre  les  deux 
Parties  Contractantes,  que  leurs  Gouvernements  respectifs,  except6  les  cas  dans 
lesquels  il  y  aura  faute  ou  manque  de  surveillance  de  la  part  des  autorit^s 
du  pays  ou  de  ses  agents,  ne  se  rendront  pas  r^ciproquement  responsables 
pour  les  dommages,  oppressions  ou  exactions  que  los  citoyens  de  Tune  vien- 
draient  k  subir  sur  le  territoire  de  Tautre,  de  la  part  des  insnrg^s  en  temps 
d'insurrection  ou  de  guerre  civile,  ou  par  le  fait  de  tribus  ou  de  hordes 
sauvages,  non  soumises  k  Tautorite  du  Gouvernement. 

Article  XVL 
En  attendant  la  conclusion  d'une  Convention  consulaire,  les  deux  Hautes 
Parties  contractantes  conviennent  que  les  Consuls  gön^raux,  Vice-Consuls  et 
Agents  consulaires  des  deux  pays  jouiront  respectivement  des  m^mes  droits, 
Privileges  et  immunit^s  qui  ont  öte  ou  qui  seraient  conced^s  aux  Consuls 
gönöraux,  Consuls,  Vice-Consuls  et  Agents  consulaires  de  la  nation  la  plus 
favoris6e. 
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Article  XVII.  Nr.  ii6e4, 

Le  präsent  Trait6  sera  ratifiö  et  les  ratifications  en  seront  ^chang^es  Mexiko. 
aassitdt  qne  faire  se  pourra.  ||  II  restera  en  vigueur  pendant  dix  annöes,  ^"-Janiis»»- 
partir  da  dixi^me  joar  apr^s  T^ebange  des  ratifications.  Dans  le  cas  oü 
aacnne  des  deax  Hantes  Parties  contractantes  n'aurait  notifi^,  donze  mois 
a?ant  la  fin  de  la  dite  pMode,  son  Intention  d'en  faire  cesser  les  effets,  le 
Trait^  demeurera  obligatoire  jnsqa'ä  Texpiration  d'nne  ann6e  ä  partir  da  jonr 
oü  Taue  oa  Taotre  des  Hautes  Parties  contractantes  Taara  d^nonc6.  ||  En  foi 
de  qooi,  les  Pl^nipotentiaires  respectifs  ont  sign6  le  präsent  Trait^  et  y  ont 
appos^  lears  cachets.  ||  Fait  ä  Mexico,  en  double  exp^dition,  le  sept  Jain  mil 
halt  Cent  qnatre-yingt-qainze. 

(L.  S.)    Gomte  du  Bois  d'Aische. 

(L.  S.)    Jos^  M.  Gamboa. 


Nr.    11665.    NORWEGEN  und  POETITGAL.  —  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsvertrag. 

Lissabon,  31.  Dezember  1895. 

Sa   Majest^   le   Roi   de   Su^de  et  de  Norv^ge  et  Sa  Majest^  le  Roi  de  Nr.  iiees. 
Portugal  et  des  Algarves,  ögalement  anim^s  du  d^sir  d'assurer  les  relations  de   p^^ngd." 
commerce  et  de  navigation  entre  la  Norvöge  et  le  Portugal,  ont  r^solu  de  con-  si.Dea.  ises. 
clure  k  cet  effet  un  trait^,  et  ont  nomm6  pour  leurs  pl^nipotentiaires  respec- 
tifs, savoir:  ||  Sa  Majestö  le  Roi  de  SuMe  et  de  Norvöge,  le  corate  Axel  Cron- 
hielm,  son  charg^  d'affs^ires  et  consul  g^n^ral,  par  Interim,  ä  Lisbonne,  Chevalier 
de  Tordre  de  Tfitoile  Polaire  et  de  Tordre   de  Saint  Olave,   premiöre  classe, 
commandeur  de  Tordre  de  la  Conception,   etc.,   etc.,   et  mr.  Joachim  Konow, 
n^gociant,  plenipotentiaire  special,  Chevalier  de  Tordre  de  Saint  Olave,  premi^re 
classe,  commandeur  de  Tordre  du  Christ,  etc.  etc.  ||  Et  Sa  Majest^  le  Roi  de 
Portugal  et  des  Algarves,  le  conseiller  Luiz  Maria  Pinto  do  Soveral,  ministre 
et  secrötaire  d'^tat  des  affaires  ^trang^res,  grand  cordon  de  Tordre  du  Christ 
et  de  Tordre  de  Ernest  Pie  de  Saxe-Cobourg- Gotha,  etc.  etc.  ||  Lesquels,  apr^s 
s'ötre  communiqu6  leurs  pleins-pouvoirs,  trouv^s  en  bonne  et  due  forme,  sont 
convenus  des  articles  suivants: 

Article  1. 

II  y  aura  libertö  r^ciproque  de  commerce  et  de  navigation  entre  la  Nor- 
vdge  et  le  Portugal.  Les  sujets  de  chacune  des  Hautes  Parties  Contractantes 
joniront  dans  le  territoire  de  Tautre  des  m6mes  faveurs  en  matiöre  de  com- 
merce et  d'industrie  qui  sont  ou  seront  accord^es  aux  sujets  de  toute  autre 
nation,  et  ne  pourront  ätre  assujettis  k  d'autres  ou  plus  fortes  contributions, 
restrictions  ou  obligations  g^n^rales  ou  locales  que  Celles  qui  seront  impos^es 
aux  sujets  de  la  nation  la  plus  favoris^e. 
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Nr.  1J6W.  Article  2. 

Nonregen  n. 

Portugal.  Les  ressortlssants  des  Hantes  Parties  Gontractantes  poarront  disposer  k 

3i.De».i895.  jgyj.  volonte,  paf  donatioD,  vente,  öchange,  testament,  ou  de  toute  aatre  roaoi^re, 
de  toos  les  biens  qu'ils  poss6deraient  dans  les  territoires  respectifs,  et  retirer 
int^ralement  lears  capitanx  du  pajs.  ||  De  m^me  les  ressortlssants  de  Tan 
des  ^tats  respoctifs,  habiles  k  h^riter  des  biens  sita^s  dans  Tautre,  poarront 
prendre  possession  des  biens  qni  leur  seraient  d^volas  m^me  ab  intestat,  en 
observant  les  formalit^  prescrltes  par  la  loi,  et  les  dits  h^ritiers  ne  serout 
pas  tenus  k  acquitter  des  droits  de  snccession  autres  ni  plus  ^lev6s  qoe  cenx 
qui  seraient  impos6s  dans  des  cas  semblables  aux  nationanx  eax-m^mes. 

Article  3. 

La  Norv^ge  et  le  Portugal  se  garantissent  r^ciproquement  qu'aucun  autre 

pajs  ne  jouira  k  Tavenir  d'un  traitement  plus  avantageux  en  ce  qui  concerne 

la  consommation,   le  d^pöt,  la  röexportation,  le  transit,  le  transbordement  des 

marchandises,   les  drawbacks,  Texercice   du   commerce   et  la  navigation   en 

«*"^™'-  Article  4. 

Les  Hautes  Parties  Gontractantes  s'engagent  k  n'^tablir  Tune  envers  Tautre 
aucune  prohibition  d'importation  ou  d'exportatlon  qui  ne  soit  en  m6me  temps 
applicable  aux  autres  natious.  ||  Ce  principe  ne  sera  pas  appliqu^  aux  mar- 
chandises  qui  sont  ou  qui  seront  Tobjet  de  monopole  de  r£tat  ou  de  pro- 
hibition ou  restriction  temporaire  pour  motifs  sanitaires  ou  dans  la  pr^vision 
d*6v6uements  de  guerre. 

Article  5. 

Les  produits  d'origine  portngaise  änum6r6s  dans  le  tarif*)  A,  Joint  au 
präsent  trait6,  lorsqu'ils  seront  Importes  directement  en  Norv^ge,  j  seront 
admis  en  acquittant  les  droits  fix6s  par  le  dit  tarif. 

Article  6. 
Les   produits   d'origine   norv^gienne  6num^r^s  dans  le  tarif  B,  Joint  au 
präsent  trait6,   lorsqu'ils   seront  Importes  directement  en  Portugal,  y  seront 
admis  en  acquittant  les  droits  fix^s  par  le  dit  tarif. 

Article  7. 
Les  produits  d'origine  portugaise  ^num^r^s  dans  le  tarif  A  et  la  table  I, 
joints  au  präsent  trait6,   lorsqu'ils  seront  Importes  directement  en  Norv6ge,  y 
seront  trait^s  sur  le  pied  de  la  nation  la  plus  favorisöe. 

Article  8. 
Les  produits  d'origine  norv^ienne  ^num^r^s  dans  le  tarif  B  et  la  table  II, 
joints  au  präsent  traitö,  lorsqu'ils  seront  Importes  directement  en  Portugal,  y 
seront  trait^s  sur  le  pied  de  la  nation  la  plus  favoris^e. 

•)  Die  Tarife  sind  hier  fortgelassen.    Red. 
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Article  9.  Nr.  iises. 

L'importation  directe  dont  il  est  qnestion  dans  les  articles  pr6c6dents,^p^*]^"' 
coDsiste  dans  Tembarqueinent  des  marchandises  dans  un  port  de  Tnne  des  si. Dez.  1395. 
Hantes  Parties  Gontraetantes  et  dans  lear  d^barqnemcnt,  durant  le  m^me  voyage, 
dans  HB  port  de  Tautre  Partie  Contractante,  qnelle  qne  soit  la  nationalit^  du 
navire,  et  bien  qae  eelui-ci  fasse  escale  ou  relftche  dans  nn  on  plusieurs  ports 
d'ane  tierce  puissance.  Elle  est  d^montr^  par  le  manifeste  et  les  connaisse- 
ments.  ||  Est  assimil^e  k  rimportation  directe  rimportation  sons  connaissement 
direct  (tbrongh  bill  of  lading),  qnand  bien  möme  les  marchandises  sp^ifi^es 
snr  le  dit  connaissement  auraient  6t^  transbord^es  on  d6pos6es  dans  les  entre- 
p^ts  d'nne  tierce  puissance.    Dans  ce  cas  il  sera  exig6  le  certificat  d'origine. 

Article  10. 
Les  manifestes  pr^sent^s  ä  la  douane  du  pays  d'importation  doivent  con- 
tenir  Tindication  de  Torigine  des  marchandises.  Comme  prenve  de  cette  ori- 
gine,  les  Hantes  Parties  Gontraetantes  se  r^servent  n^anmoins  le  droit  d'exiger 
des  certificats  d^livr^s  par  Tantorit^  locale  du  port  d'exportation,  on  simple- 
ment  les  factnres,  tons  ces  docnments  devant  toe  vis^s  par  Tagent  consulaire 
comp^tent.  ||  L'6molnment  ponr  le  visa  consalaire  n'exc^dera  pas  1000  r^is  on 
4  kroner. 

Article  11. 

Ponr  le  cas  oü  le  gonvernement  portngais  accorderait  en  termes  g^n^ranx 
k  an  pajs  tiers  le  traitement  de  la  nation  la  plns  favoris^e  en  mati^re  de  com- 
merce, ce  traitement  sera,  da  fait  m^me  et  sans  antres  stipalations,  applicable 
k  la  Norv^ge,  moyennant  r^ciprocit^  dans  le  m^me  traitement. 

Article  12. 
Les  droits  int^riears  pergas  poar  le  cömpte  de  r£tat,  des  manicipalit^s 
on  d'antres  corporations,  dont  est  ou  sera  grev^e  la  prodaction,  la  fabrication 
on  la  consommation  de  n'importe  quel  genre  de  marchandises  snr  le  territoire 
de  Taue  des  Haates  Parties  Gontraetantes  ne  ponrront  ötre  appliqu^s  aux 
prodaits  originaires  de  Tantre  Partie  d'nne  mani^re  diff^rente  on  plas  on^rense 
qn'aax  prodaits  similaires  indig^nes  on  de  tonte  aatre  provenance.  Tontefois 
rien  ne  s'opposera  k  ce  qne  le  hU  portagais  qai  serait  employ^  en  Norv^ge 
k  la  fabrication  da  malt  paisse  §tre  grevö  d'an  droit  int^rieur  special,  de 
möme  qne  le  bl6  Import^  d'aatres  pays  ^trangers. 

Article  13. 
Le  gonvernement  norv^gien  et  le  gonvernement  portngais  emp^cberont 
par  toos  les  moyens  qne  lears  lögislations  respectives  admettent,  soit  la  vente 
soit  rimportation  dans  Ton  on  Tantre  des  deax  £tats,  des  prodaits  agricoles 
oa  indastriels  qai  pr^entent  nne  fansse  indication  de  provenance,  indiqaant 
directement  on  indirectement  comme  pays  on  localit^  d'origine,  la  Norv^ge  oa 
le  Portugal  oa  ane  r^gion  on  localitö,  norvegienne  on  portagaise. 
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Nr.  11665.  Article  14. 

Norwegen  n.  _  _  ,    ,  «,  ,  , 

Portngmi.  Lcs   vojagcufs   08   commefco  Dorvegiens  voyageant  en  Portugal  pour  le 

3i.Dc«.i895.compte  d'une  maison  Stabile  en  Nervige  seront  trait^s  sons  tous  les  rapports 
corome  les  voyagenrs  de  commerce  de  tonte  autre  nation,  et  r^ciproquement 
il  en  sera  de  m6me  ponr  les  vojagenrs  de  commerce  portngais  en  Norv^ge. 

Article  15. 

Le  präsent  traitö  sera  exöcntoire,  pour  ce  qui  concerne  le  Portugal, 
exclusivement  dans  la  m^tropole  et  dans  les  lies  adjacentes:  Mad^re,  Porto 
Santo  et  Agores. 

Article  16. 

Dans  le  cas  oü  un  difif^rend  sur  Tinterpr^tation  ou  Tapplication  du  präsent 
trait^  s'^l^verait  entre  les  deux  Parties  Contractantes  et  ne  pourrait  6tre  r6gl6 
k  Tamiable  par  voie  de  correspondance  diplomatique,  celles-ci  conviennent  de 
le  soomettre  au  jugement  d'un  tribanal  arbitral,  dont  elles  s'engagent  k  respecter 
et  ä  exöcuter  loyalement  la  d^cision.  ||  Le  tribuual  arbitral  sera  compos^  de 
trois  membres.  Chacune  des  Parties  Contractantes  en  d^signera  un,  choisi  en 
dehors  de  ses  nationaux  et  des  habitants  du  pays.  Ces  deux  arbitres  nom* 
meront  le  troisi^me.  S'ils  ne  peuvent  s'entendre  sur  le  choix  de  celui-ci,  le 
troisi^me  arbitre  sera  nommö  par  un  gouvcrnement  d^sign^  par  les  deux  arbi- 
tres ou,  k  d^faut  d'entente,  par  le  sort. 

Article  17. 

Le  präsent  traite,  apr^s  avoir  ^t6  approuvö  par  les  repr^sentations  natio- 
nales respectives,  sera  ratifi^,  et  les  ratifications  en  seront  öcbang^es  k  Lis- 
bonne  aussitöt  que  faire  se  pourra. 

Article  18. 

Sept  jours  apr^s  T^change  des  ratifications  le  präsent  traite  entrera  en 
vigueur  et  il  restera  ex^cutoire  pendant  cinq  ann^es  k  partir  du  jonr  oü  il 
aura  ^t^  mis  en  vigueur.  ||  Dans  le  cas  oü  aucune  des  Hautes  Parties  Contrac- 
tantes n'aurait  notifi^,  douze  mois  avant  la  dite  p^riode,  son  Intention  d'en 
faire  cesser  les  effets,  le  traite  demeurera  obligatoire  jusqu'ä  Texpiration  d'une 
ann^e  k  partir  du  jour  oü  Tune  ou  Tautre  des  Hautes  Parties  Contractantes 
Taura  d^nonc6. 

En  foi  de  quoi,  les  plönipotentiaires  respectifs  Tont  sign6  et  y  ont  appos6 
leurs  cachets. 

Fait  en  double  exp6dition  k  Lisbonne,  les  31  decembre  1895. 

(L.  S.)        (sign4)    A.  Cronhielm. 

(L.  S.)        (signö)    J.  Konow. 

(L.  S.)         (sign6)    Luiz  de  Soveral. 
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P  r  0  t  0  C  0  1  6.  Nr.  11665. 

Norwegen  a. 

Les  pl^nipotentiaires  sou8slgn6s,  ayant  jug6  n^cessaire  r^tablissement  de  portagai. 
Communications  maritimes  r^guli^res  entre  les  deux  pays,  sont  convenus  de  ce^^-^®*-^*^®^- 
qni  suit:  ||  Tant  qae  le  goavernement  norv^gien  continuera  ä  maintenir  une 
ligne  de  bateaax  k  vapeur  sur  la  M^diterran^e,  il  est  cntendu  qu'an  bateaa 
de  cette  ligne  fera  one  fois  par  mois,  au  retour  en  Norv^ge  escale  ä  Lisbonne 
et  k  Oporto.  Pour  le  cas  oü  il  serait  trop  difficile  de  remonter  jusqu'ä  Oporto, 
le  bateau  pourra  aborder  k  Leixoes.  ||  Les  dates  des  d^parts  des  bateux  de 
Lisbonne  et  de  Oporto  (ou  Leixoes)  doivent  ßtre  annonc^es  de  la  mani^re 
usuelle  et  avec  anticipation  de  huit  k  dix  jours.  ||  II  est  entendn  que  des  ir- 
r^gularit^s  dans  le  service,  occasionn^es  par  des  accidents  casuels  ou  par  des 
^y^nements  impr^vus,  n'auront  pas  pour  efifet  d'invalider  le  traitö  de  commerce 
et  de  navigation  conclu  ce  jour,  ou  d'attirer  au  gouvernement  de  Norvöge  des 
responsabilit^s  d'aucune  nature.  ||  Les  susdits  bateaux  jouirontjdes  privildges 
accord^  par  les  lois  portugaises  aux  paqaebots-postaux. 

En  foi  de  quoi  les  pl^nipotentiaires  respectifs  Tont  sign^,  et  y  ont  apposö 
leors  cachets. 

Fait  en  double  exp^dition  k  Lisbonne,  le  31  d^cembre  1895. 

(L.  S.)         (sign6)     A.  Cronhielm. 

(L.  S.)        (sign6)    J.  Konow. 

(L.  S.)         (sign^)     Luiz  de  Soveral. 


Protocole  Final. 
Au   moment   de   proc^der   k  la  Signatare  du  trait^  ^de  commerce  et  de 
navigation  conclu  ce  jour  k  Lisbonne,   entre  la  Norv^ge  et  le  Portugal,   les 
pl^nipotentiaires  soussign^s  ont  önoncö  les  d^clarations  et  r^serves- suivantes:  {| 

1.  Les  dispositions  des  articles  1,  3,  4,  6,  8,  11  et  12  du  trait6  sign^  k  la 
date  d'aujourd'iiui  ne  s'appliquent  pas  auxfaveurs  que  le  Portugal  a  accord^es 
ou  accordera  ä  titre  exclusif  k  l'Espagne  et  au  Brasil;  et  le  Portugal  n'a  pas 
le  droit  de  jouir,  en  vertu  des  articles  1,  3,  4,  5,  7,  11  et  12  du  m^me 
trait^,  des  faveurs  accord^es  ou  k  accorder  par  la  Norv^ge  k  la  Su^de  et  au 
Danemark,  ni  des  avantages  sp^cianx  dont  jouit  la  Russie  dans  ses  relations 
avec  la  Norvdge.  ||  N^anmoins,  le  Portugal  accordera  k  la  Norvdge  les  faveurs 
qn'il  a  accord^es  k  l'Espagne  dans  le  traitö  du  27  mars  1893,  article  20,  et 
la  Convention  du  29  juin  1894,  articles  2,  3,  4,  12  et  13  du  r^glement  III.p 

2.  Dans  l'application  du  traitement  de  la  nation  la  plus  favoris^e  par  rapport 
k  la  navigation,  la  Norv^ge  ne  pourra  pas  invoquer  les  trait^s  que  le  Portugal 
a  conclus  avec  la  R^publique  de  TAfrique  du  Sud,  le  11  d^cembre  1875,  et 
avec  r£tat  Libre  d'Orange  le  10  mars  1876.  ||  3.  En  vertu  de  Tarticle  4  du 
susdit  trait6,  les  marcbandises  non  originaires  de  Portugal  import^es  de  ce 
rojaume  en  Norv^ge,  soit  par  tcrre  seit  par  mer,  no  pourront  pas  ^tre  grev^es 
de   aurtaxes   supörieures  k  Celles   dont   seront  passibles   les  marcbandises  de 
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Nr.  11665.  m^me  natare  importöes  en  Nervige  de  tout  autre  pays  europ^en  autrement 
^PoTta^V^'*'^^  droiture  par  navire  norvögien;  et  r^clproquement  les  marchandises  non 
s].D«s.i895.or]ginaires  de  Nervige  importöes  de  ce  rojaame  en  Portagal,  seit  par  terre 
seit  par  mer,  ne  pourront  pas  Stre  grev^es  des  surtaxes  sup^rieures  ä  Celles 
dont  seront  passibles  les  marchandises  de  m^rae  natare  import^es  en  Portugal 
de  tout  autre  pays  europ^en  autrement  qu'en  droiture  par  navire  portngais.  || 
4.  Le  traitement  stipnl^  dans  les  articles  5,  7  et  12  du  snsdit  traitö  est 
applicable  aux  produits  des  colonies  portugaises  export^s  de  la  m^tropole  pour 
la  Norv^ge.  ||  5.  Toute  rMuction  accord^e  par  la  Norvege  aux  vins  d'autre 
provenance  que  le  Portugal,  et  dont  le  titrage  serait  fix^  k  moins  de  23  de- 
gr^s,  sera  applicable  aux  vins  portngais  ne  d^passant  pas  cette  derni^re  limite.  |{ 
6.  Le  certificat  d'origine  pour  la  morue  import^e  directement  de  Norvdge  en 
Portugal  ne  sera  pas  exig^,  tant  que  tous  les  autres  pays  exportateurs  de  ce 
produit  jouiront  de  droits  6gaux  ä  ceux  accord^s  k  la  Norvege.  ||  En  foi  de 
quoi  les  pl^nipotentiaires  respectifs  Tont  signö  et  y  ont  appos^  leurs  cachets. 
Fait  en  double  exp^dition  ä  Lisbonne,  le  31  d^cembre  1895. 

(L.  S.)        (sign^)    A.  Cronhielm. 

(L.  S.)        (sign6)     J.  Konow. 

(L.  S.)        (sign^)    Luiz  de  Soveral. 


Nr.  11666.  VEETEAOSSTAATEN.  — Zusatzübereinkommen  zu  dem 
internationalen  Übereinkommen  über  den  Eisen- 
bahnfrachtverkehr vom  14.  Oktober  1890.   (Nr.  10356. 

Bd.  54.) 

Paris,  16.  Juni  1898. 

Nr.  11666.  3&  Majest^  TEmpereur  d'AUemagne,  Roi  de  Prusse,  an  nom  de  TEmpire 

Vertragt-  Allcmand,   Sa  Majestö  TEmpereur  d' Antriebe ,  Roi  de  Boheme,  etc.,   et  Roi 

Staaten. 

i6.Jnnii898.Apostolique  dc  Hongrie,  agissant  ^galement  au  nom  de  son  Altesse  s^r^nissime 
le  Prince  de  Liechtenstein,  Sa  Majest6  le  Roi  des  Beiges,  Sa  Majest6  le  Roi 
de  Danemark,  le  President  de  la  R^publique  Fran^se,  Sa  Majestö  le  Roi 
dltalie,  son  Altesse  Royale  le  6rand-Duc  de  Luxembourg,  Sa  Majestö  la  Reine 
des  Pays-Bas  et  en  son  nom  Sa  Majest6  la  Reine  R^gente  du  Royaume,  Sa 
Majest6  TEmpereur  des  toutes  les  Russies  et  Ic  Conseil  F^d^ral  de  la  Con- 
födöration  Suisse,  ayant  jug6  utile  d'apporter  certaines  modifications  aux  dis- 
positions  de  la  Convention  internationale  du  14  octobre  1890  sur  le  transport 
de  marchandises  par  chemins  de  fer  et  k  Tarrangement  y  relatif  du  16  juillet 
1895,  out  döcidö  de  conclure  k  cet  effet  une  Convention  additionnelle  et  ont 
nomm6  pour  leurs  Plönipotentiaires,  savoir:  ||  Sa  Majestö  TEmpereur  d'AUe- 
mage,  Roi  de  Prusse:  ||  Son  Excellence  le  Comte  de  Münster,  son  Ambassadeur 
Extraordinaire  et  Pl^nipotentiaire  pr^s  le  President  de  la  R^publique  Frangaise.  || 
Sa  Majest^  TEmpereur  d'Autriche,  Roi  de  Boheme  etc.^  et  Roi  Apostolique  de 
Hongrie:  ||  Son  Excellence  le  Comte  de  Wolkenstein-Trostbourg,  son  Ambassa- 
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dear   Extraordinaire   et   Pl^nipotentiaire   präs  le  President  de   la  R^pnbliqae  Nr.  iieee. 
Frangaise.  ||  Sa  Majest6  le  Roi  des  Beiges:  ||  M.  le  Baron  d'Anethan,  son  En-    ^^^f* 
Yoj^  Extraordinaire   et  MiDistre  P16nipotentiaire  pr^s  le  President  de  la  R^-  i6.jQni  i898. 
publique  Fran^aise.  ||  Sa  Majestö  le  Roi  de  Dänemark:  ||  M.  de  Hegermaun- 
Lindencrone,   son  Envoy^  Extraordinaire  et  Ministre  Plönipotentiaire  pr^s  le  « 

Pr^ident  de  la  R^pnblique  Frangaise.  ||  Le  President  de  la  R^publique 
Frangaise:  ||  Son  Excellence  M.  Gabriel  Hanotaux,  Ministre  des  Affaires 
fltrang^res  de  la  R^pabliqne  Fran^aise.  ||  Sa  Majestö  le  Roi  d'Italie:  ||  Son 
Excellence  le  Comte  Tornielli  Brusati  di  Yergano,  son  Ambassadear  Extra- 
ordinaire et  Pl^nipotentiaire  pr^s  le  President  de  la  R^publique  Frangalse.  || 
Son  Altesse  Royale  le  Grand-Dac  de  Lnxemboarg:  ||  M.  Yanneras,  Charge 
d' Affaires  du  Luxembourg  ä  Paris.  ||  Sa  Majest^  la  Keine  des  Pays-Bas  et,  en 
son  nom,  Sa  Majest6  la  Reine  R^gente  du  Royaume:  ||  M.  le  Chevalier  de 
Stuers ,  son  Envoy^  Extraordinaire  et  Ministre  Pl^nipotentiaire  pr^s  le  Presi- 
dent de  la  R^pnbliqne  Fran^ise.  ||  Sa  Majest6  l'Empereur  de  tontes  les 
Russies:  ||  Son  Excellence  le  Prince  Ourousoff,  son  Ambassadeur  Extraordinaire 
et  Pl^nipotentiaire  pr6s  le  President  de  la  R^publique  Fran^ise.  ||  Et  le  Con- 
seil  F^d^ral  de  la  Conf^d6ration  Suisse:  ||  M.  Lardy,  Envoy^  Extraordinaire  et 
Ministre  Pl^nipotentiaire  de  la  Gonf^d^ration  Suisse  pr^s  le  President  de  la 
R^publique  Fran^aise.  ||  Lesquels,  apr^s  s'6tre  communiqu6  leurs  pleins  pouvoirs 
trou?^  en  bonne  et  due  forme,  ont  arr^t^  les  articles  ci-apr^s: 

Article  Premier. 

La  Convention  internationale  du  14  octobre  1890  est  modifi^e  comme  il 
suit:  II I.  Article  6.  II  est  ajout^  k  la  lettre  l  nn  4®  alin^a  ainsi  con^u:  ||  Si 
la  gare  d'exp6dition  a  choisi  une  autre  voie,  eile  doit  en  aviser  Texp^diteur. 

IL  —  Article  7.  ||  Le  4*  alin^a  aura  la  teneur  suivante:  ||  Les  Dispositions 
r6glementaires  fixeront  la  surtaxe  qui,  en  cas  de  d^claration  inexacte  du  con- 
tena  ou  d'indication  d^un  poids  inf^rieur  ou  poids  röel,  ainsi  qu'en  cas  de 
snrcharge  d'un  wagon  charg^  par  Texp^diteur,  devra  6tre  pay^e  aux  chemins 
de  fer  ayant  pris  part  au  transport,  sans  pröjudice,  s'il  y  a  lieu,  du  payement 
compl^mentaire  de  la  diff^rence  des  frais  de  transport  et  de  toute  indemnit^ 
poor  le  dommage  qui  en  r^sulterait,  ainsi  que  de  la  peine  encourue  en  vertu 
des  dispositions  pönales  ou  des  r^lements  de  police.  ||  II  est  en  outre  i^out^ 
une  5®  alinto  ainsi  congu:  ||  La  surtaxe  n'est  pas  due:  ||  a)  En  cas  d'indication 
inexacte  du  poids,  lorsque  le  pesage  par  le  chemin  de  fer  est  obligatoire 
d'apr^  les  prescriptions  en  vigueur  ä  la  Station  exp^ditrice.  ||  b)  En  cas  d'in- 
dication inexacte  du  poids  ou  de  snrcharge  d'un  wagon,  lorsque  Texpöditeur 
a  demand^  dans  la  lettre  de  voiture  que  le  pesage  soit  effectuö  par  le  chemin 
de  fer.  ||  c)  En  cas  de  snrcharge  occasionn^e,  au  cours  du  transport,  par  des 
influences  atmosph^riques,  si  Texp^diteur  prouve  qu'il  s'est  conform^,  en  char- 
geant  le  wagon,  aux  prescriptious  en  vigueur  k  la  Station  exp^ditrice. 
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Nr.  11666.  III.  —  Article  12.     Le  4®  alin^a  aura  la  tenear  snivante:  ||  En  cas  d'ap- 

^rtMt*nV  plJcation  irr^guliöre  du  tarif  ou  d'erreurs  de  calcul  dans  la  fixation  des  frais 
i6.jQDii898.de  transport  et  des  frais  accessoires,  la  difif^rence  eii  plas  ou  en  moins  devra 
^tre  rembours^e.  L'action  en  rectification  est  prescrite  par  un  an  ^  partir  du 
jour  du  payement,  lorsqu'il  n'est  pas  Intervenu  entre  les  parties  une  reconnais- 
sance  de  la  dette,  une  transaction  ou  un  jugement.  Les  dispositions  contenues 
dans  Tarticle  45,  alin^as  3  et  4,  sont  applicables  k  la  prescription  mentionn^e 
ci-dessus.  La  disposition  de  l'alin^a  1  de  Tarticle  44  ne  s'applique  pas  dans 
ce  cas. 

IV.  —  Article  13.  Le  1®'  alin^  aura  la  teneur  suivante:  ||  L'exp^diteur 
pourra  grever  la  marchandise  d'un  remboursement  jusqu'ä  concurrence  de  sa 
valeur.  Le  remboursement  peut  ^tre  refusö  pour  les  marcbandises  dont  le 
prix  de  transport  peut  ^tre  r^clamö  d'avance  par  le  cbemin  de  fer  (article  12, 
alin^a  2). 

V.  —  Article  15.  Le  1**  alin^a  aura  la  teneur  suivante:  ||  L'exp^diteur 
a  senl  le  droit  de  disposer  de  la  marchandise,  soit  en  la  returant  k  la  gare 
de  däpart,  soit  en  Tarr^tant  en  cours  de  route,  soit  en  la  faisant  d^livrer,  au 
Heu  de  destination,  ou  en  cours  de  ronte,  ou  encore  k  une  Station  sitn^e  soit 
au  de\k  du  point  de  destination,  soit  sur  nn  embranchement,  k  une  personne 
autre  que  celle  du  destinataire  indiqu^  sur  la  lettre  de  voiture.  Le  chemin 
de  fer  peut  k  son  gr^,  k  la  demande  de  Texp^diteur,  accepter  des  dispositions 
ult^rieures  tendant  k  l'^tablissement^  k  Taugmentation,  k  la  diminution  ou  au 
retrait  de  remboursements,  ou  bien  k  Taffranchissement  des  euTois.  Des  dis- 
positions ult6rieures  autres  que  Celles  indiqu6es  ci-dessus  ne  sont  pas  admises. 

VI.  —  Article  26.  Le  2®  alinöa  aura  la  teneur  suivante:  ||  Si  le  dupli- 
cata  n'est  pas  repr6sent6  par  Texpöditeur,  celuici  ne  pourra  intenter  Taction 
que  si  le  destinataire  Fa  autoris^  k  le  faire  k  moins  qu'il  n'apporte  la  preuve 
que  le  destinataire  a  refus^  la  marchandise. 

Vn.  —  Article  31.  Les  chiffres  1^  3°  et  6°  auront  la  teneur  suivante:  I| 
1**  De  Tavarie  survenue  aux  marcbandises  qui,  en  vertu  des  prescriptions  des 
tarifs  ou  de  Conventions  pass6es  avec  Texpöditeur  et  mentionn^es  dans  la  lettre 
de  voiture,  sont  transport^es  en  wagons  d^couverts,  ||  en  tant  que  Tavarie  sera 
r4sult6e  du  danger  inhärent  k  ce  mode  de  transport;  ||  3**  De  Tavarie  survenue 
aux  marcbandises  qui,  en  vertu  des  prescriptions  des  tarifs  ou  des  Conventions 
pass^es  avec  Texp^diteur  et  mentionn^es  dans  la  lettre  de  voiture,  en  tant 
que  de  telles  Conventions  sont  autoris^es  sur  le  territoire  de  TEtat  oü  elles 
sont  appliqu^es,  ont  M  charg4es  par  Texp^diteur  ou  decbarg^es  par  le  desti- 
nataire, II  en  tant  que  Tavarie  sera  r^sult^e  du  danger  inh6rent  k  Top^ration 
du  chargement  et  du  döchargement,  ou  d'un  chargement  d^fectueux;  ||  6**  De 
l'avarie  survenue  aux  marcbandises  et  bestiaux  dont  le  transport,  aux  termes 
des  tarifs  ou  des  Conventions  passöes  avec  Texpöditeur  et  mentionn^es  dans 
la  lettre  de  voiture,  ne  s'effectue  que  sous  escorte,  ||  en  tant  que  Tavarie  est 
r^sult^e  du  danger  que  Tescorte  a  pour  but  d'öcarter. 
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VIII.  —   Article  36.    Le  V^  alin^a  sera  compl6t6  par  radjonction  sui-  Nr:  um. 
vaute:  |j  II  sera  donn^  acte  par  ^crit  de  cette  r^serve.  vertrags- 

IX.  —  Article  38.    Dans  le  2»  alin^a,   les  mots  „que  Texp^diteur  aura  leju^itgis. 
ä  payer"  serout  remplac^s  par  les  mots  „qui  devra  6tre  pay^e". 

X.  —  Article  40.  Les  mots  „dölai  de  transport"  seront,  dans  le  texte 
frangais,  remplac^s  partout  par  les  mots  „d^lai  de  livraison'^ 

XL  —  Article  44.  Le  mot  „sept"  qui  figure  an  chiffre  2  sera  remplac^ 
par  le  mot  „quatorze**^ 

XII.  —  Article  45.  Cest  article  sera  compl^t^  par  Tadjonction  d'an 
4®  alin^  aiDsi  con^a:  ||  £n  cas  de  r^clamation  6crite,  adress^e  aa  chemin  de 
fer  par  Tayant  droit,  la  prescription  cesse  de  eonrir  tant  qne  la  r^clamation 
est  en  snspens.  Si  la  r^clamation  est  repoassöe,  la  prescription  reprend  son 
conrs  ä  partir  dn  jonr  oü  le  chemin  de  fer  a  notifi^  par  ^crit  sa  r^ponse  aa 
r^clamant  et  restitu^  les  pi^ces  justificatives  qai  aaraient  ^16  jointes  k  la  r^cla- 
matioD.  La  preuve  de  la  r^ception  de  la  r^clamation  oa  de  la  r^ponse  et 
Celle  de  la  restitution  des  pi^ces  sont  k  la  Charge  de  celni  qui  inyoqne  ce  fait 
Les  r^clamations  ult^rieures  adressöes  aa  chemin  de  fer  on  autorit^s  sup^rieures 
ne  saspendent  pas  la  prescription. 

Article  2. 

Les  dispositions  r^glementaires  de  la  Convention  da  14  octobre  1890  et 
leurs  annexes  sont  modifi^es  comme  il  snit: 

I.  —  Paragraphe  2.  Le  1®'  alin^a  anra  la  teneur  snivante:  ||  Sont  obli- 
gatoires  poar  les  lettres  de  voitare  internationales  les  formolaires  prescrits 
par  l'annexe  2.  Ces  formolaires  doivent  6tre  imprim6s  poar  la  petite  vitesse 
sor  papier  blanc,  pour  la  grande  vitesse  sar  papier  blanc  avec  ane  bände 
roage  an  bord  sap^rienr  et  aa  bord  inf^riear,  aa  recto  et  aa  verso.  Les 
lettres  de  voiture  seront  certifi^es  conformes  aax  prescriptions  de  la  präsente 
Ck>nvention  par  Tapposition  da  timbre  d'an  chemin  de  fer  oa  d*un  groape  de 
chemins  de  fer  da  pays  exp^ditear.  ||  Aa  3^  alin^a,  les  mots  „der  geschriebenen 
Worte"  qai  figarent  dans  le  texte  allemand  seront  snpprimös.  ||  II  est  ajoate 
an  8*  et  an  9^  alin^  ainsi  congas:  ||  II  est  permis  d'ins^rer  dans  la  lettre  de 
voitare,  mais  k  titre  de  simple  Information  et  sans  qa'il  en  rösalte  ni  Obligation, 
ni  responsabilit^  poar  le  chemin  de  fer,  les  mentions  saivantes:  ||  EnvoideN.N.;! 
Par  ordre  de  N.  N.  |j  A  la  disposition  de  N.  N.  ||  Poar  6tre  r6exp6di6  &  N.  N.  || 
Assar6  aaprös  de  N.  N,  ||  Ces  mentions  ne  peavent  s'appliqaer  qvük  Tensemble 
de  Texpödition  et  doivent  6tre  ins^r^es  an  bas  da  verso  de  la  lettre  de 
voitare. 

n.  —  Paragraphe  3.  Ce  paragraphe  aara  la  tenear  saivante:  ||  Lorsqae 
des  marchandises  d^sign^es  aa  4^  da  parapraphe  V^  et  dans  l'annexe  1  aaront 
6t6  remises  an  transport  avec  une  d6claration  inexacte  oa  incomplöte,  oa  qne 
les  prescriptions  de  süretö  indiqn^es  dans  Tannexe  1  n'anront  pas  6t6  obser- 
vöes,   la   sartaxe   sera  de   15  francs  par  kilogramme  du  poids  brat  du  colis 
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Nr.  11W6  entier.  ||  Dans  tous  les  autres  cas,  la  surtaxe  pr^vue  par  Tarticle  7  de  la  Con- 
^Twien"  vention  ponr  döclaration  inexacte  du  contenu  d'une  exp6dition  sera  de  1  franc 
i«.jaiii  1898.  par  lettre  de  voiture,  lorsque  cette  d^claration  ne  sera  pas  de  natare  h  en- 
tratner  une  r^duction  du  prix  de  transport;  sinon,  eile  sera  du  double  de  la 
diff6rence  entre  le  prix  de  transport  du  contenu  d^clar6  et  celui  du  contenu 
constat^,  calcul6  du  point  d'exp^dition  au  point  de  destination,  et  en  tout  cas 
eile  sera  au  minimum  de  1  franc.  ||  En  cas  d'indication  d'un  poids  inf^rieur 
au  poids  r6el  d'une  expödition,  la  surtaxe  sera  de  double  de  la  difiF6rence  entre 
le  prix  de  transport  du  poids  d^clarö  et  celui  du  poids  constat^,  depuis  le 
point  d'exp^dition  jusqu'au  point  de  destination.  ||  En  cas  de  surcharge  d'un 
wagon  cbarg^  par  l'exp^diteur,  la  surtaxe  sera  de  6  fois  le  prix  de  trausport 
du  poids  d^passant  la  Charge  permise,  du  point  d'exp6dition  au  point  de  desti- 
nation. Lorsqu'il  y  aura  en  m6me  temps  indication  d'un  poids  inf^rieur  au 
poids  r^el  et  surcharge,  la  surtaxe  pour  indication  d'an  poids  inf^rieur  au 
poids  r6el  et  la  surtaxe  afferente  k  la  surcharge  seront  pergus  cumulativement.  || 
La  surtaxe  pour  surcharge  (alin^a  4)  est  per^ue:  ||  a)  En  cas  d'emploi  de 
wagons  qui  ne  portent  qu'une  scule  inscription  indiquant  le  poids  du  Charge- 
ment  qu'ils  peuvent  recevoir,  lorsque  le  poids  normal  de  chargement  ou  la 
capacit^  de  chargement  indiquö  est  d^pass6  de  plus  de  5  p.  100  lors  du 
chargement.  ||  b)  En  cas  d'emploi  de  wagons  portant  deux  inscriptions ,  dont 
Tune  se  rapporte  au  poids  normal  de  chargement  (Ladegewicht),  et  Tautre  au 
poids  maximum  de  chargement  (Tragfähigkeit),  lorsque  la  surcharge  d^passe 
d'une  mani^re  quelconque  le  poids  maximum  de  chargement. 

III.  —  Paragraphe  4.  Ce  paragraphe  sera  compl^t^  par  un  2*  alinea 
alnsi  congu:  ||  Lorsqu'un  exp6diteur  a  Thabitude  d'exp^dier,  k  la  m^me  Station, 
des  marchandises  de  m^me  nature  n^cessitant  un  emballage  et  que  ces 
marchandises  sont  remises  saus  emballage  ou  avec  un  emballage  Präsentant 
toujours  les  m^mes  d^fauts,  il  peut,  k  la  place  de  la  d^claration  speciale  k 
chaque  exp6dition,  se  servir,  une  fois  pour  toutes,  du  formulaire  de  d^claration 
gön^rale  pr6vu  k  Tannexe  3a.  Dans  ce  cas,  la  lettre  de  voiture  doit  contenir, 
en  sus  de  la  reconnaissance  pr^vue  k  Talinöa  2  de  Tarticle  9,  la  mention  de 
la  d^claration  g^n6rale  remise  k  la  Station  exp^ditrice. 

IV.  —  Paragraphe  5.  Le  paragraphe  5  des  Dispositions  r^glementaires 
se  rapportant  k  Tarticle  13  de  la  Convention  est  supprimö;  il  est  remplac^ 
par  un  nouveau  paragrapht  5  visant  Tarticle  12  de  ladite  Convention  et 
ainsi  congu:  ||  La  Station  exp^ditrice  devra  sp6cifier,  dans  le  duplicata  de  la 
lettre  de  voiture,  les  frais  pergus  en  port  pay6  inscrits  par  eile  dans  la  lettre 
de  voiture.  ||  La  production  du  duplicata  de  la  lettre  de  voiture  suffit  pour 
introduire  la  röclamation  pr^vue  k  Tarticle  12,  alinea  4,  de  la  Convention, 
lorsque  les  frais  de  transport  ont  6tö  liquides  au  moment  de  la  remise  de  la 
marchandise  au  transport. 

V.  —  Paragraphe  9.  Les  alin^as  2  et  3  auront  la  teneur  suivante:  || 
Dans  ce  cas,  il  est  permis  de  percevoir  une  taxe  suppl^mentaire  calcul^e  par 
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fraetion   indivisible  de   10  francs   et  de   10  kilomötres,   qui  ne  pourra  pas  Nr.  iicee. 

d^passer  0  fr.  025  par  1000  francs  et  par  kilom^tre,  sur  le  montant  r^el  de  ^^n'' 

la  somme  d^clar^e.  ||  Le  mlDimüm  de  la  perception  est  fix4  k  0  fr.  50  poari6.Janii898. 
le  parcoars  total 

YT.  —  Annexe  1  des  Dispositions  r^glementaires.  Le  texte  frangals 
recevra  les  modifications  saivantes: 

Remplacer  0,06  m^tre  cnbe  par  60  d^cim^tres  cabes. 

„  1,2  m^tre  cnbe  1  m^tre  cnbe  200  döcim^tres  cabes. 

„  par  1,55  litre,  pour  1  litre  55  centilitres. 

15,50  litres,  15  litres  50  centilitres. 
n  par  0,825  litre,  pour  825  millilitres. 

„  0,015  mdtre,  15  millim^tres. 

0,010  m^tre,  10  miUim^tres. 
„  2,5  kilogrammes,  2  kilogrammes  500  graromes. 

1,2  m^tre  cube,  1  m^tre  cube  200  d^cim^tres  cubes. 
„  1,2  m^tre  cnbe,  1  m^tre  cnbe  200  d6cim6tres  cubes. 

„  0,5  gramme,  50  centigrammes. 

0,5  m^tre  cabe,  500  d^cim^tres  cubes. 
N**  XLIV.  „  par  1,34  litre,  pour  1  litre  34  centilitres. 

13,40  litres,  13  litres  40  centilitres. 
par  1,86  litre,  pour  1  litre  86  centilitres. 
par  0,9  litre,  pour  90  centilitres. 
par  0,8  litre,  pour  80  centilitres. 

YIL  —  Annexe  L  Le  chiffre  XII  est  modifiö  comme  il  suit:  ||  La  chaux 
d'^puration  du  gaz  (chaux  verte)  n'est  transport^e  que  dans  des  wagons 
d^ouverts.  ||  Annexe  1.  Le  texte  frangais  du  premier  paragrapbe  du  3^  du 
N^  XXYII  est  modifi^  ainsi  qu'il  suit:  ||  De  renoncer  ä  toute  indemnit^  pour 
avaries  et  pertes  soit  des  r^cipients,  soit  de  leur  contenu,  r^sultant  du 
transport  dans  des  r^ipients  ferm^s  herm^tiquement. 

VIII.  —  Annexe  2.  Outre  la  modification  vis^e  par  Talin^  1^  du 
paragrapbe  2  des  Dipositions  r^glementaires  (chiffre  I  ci-dessus),  le  formulaire 
de  la  lettre  de  voiture  et  du  duplicata  est  modifi^  comme  il  suit:  ||  1^  Une 
premi^re  rubrique  sera  introduite  pour  indiquer  la  capacit^  de  chargement  ou, 
le  cas  ^h^nt,  la  surface  de  plancher  du  wagon  emploj^  pour  le  transport, 
lorsqu'il  s'agit  d'exp^ditions  par  wagons  complets:  ||  2^  II  sera  ins^r^  un  nota 
d'apr^  lequel  Texpöditeur  aura  k  inscrire  dans  la  lettre  de  yoitnre  les 
num^ros  des  wagons  cbarg^s  par  ses  soins:  ||  3^  Le  verso  du  duplicata  recevra 
une  partie  imprim^e  identiqne  au  verso  de  la  lettre  de  voiture.  ||  En  consö- 
quence,  Tannexe  2  des  Dispositions  r^glementaires  est  remplac^e  par  la 
nouvelle  annexe  2  ci-jointe.  ||  H  est  imparti  un  d^lai  d'une  ann^e,  k  dater  de 
Tentr^e  en  vigueur  des  präsentes  diposition,  pendant  lequel  les  lettres  de  voiture 
et  les  duplicata  conformes  au  modele  de  1890  pourront  encore  6tre  employ^s 
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Nr.  11666.  dans  le  trafic  international.     Ce   d^lai  expir^,  les  lettres  etdnplicata  6tablis 
Vertrags-  ^j'^prös  lo  nouveau  fonnulaire  seront  seuls  admis. 

i6.Jnnii898.         IX.   —   II   scra  ajout6  an  paragraphe  4  des  Dispositions  r^glementaires 
nne  annexe  3  a  ainsi  con^ue: 

Annexe  3a. 
Diolaration  gön^rale. 

Le   bnrean   de   marchandises   du   chemin   de   fer k 

sur  ma  (notre)  demande,  accepte  au  transport  toutes  les 

marchandises  ei  apr^s  d^sign^es,   qui  ä  partir  de  ce  jour  Ini  seront  remises 
par  moi  (nous)  dans  ce  but,  savoir: 

Je  (nous)  reconnais  (sons)  formellement  par  la  präsente  que  ces  marchan- 
dises ont  6t6  remises  au  transport 
sans  emballage*) 
avec  un  emballage  döfectneux  notamment*): 

en  tant  qu'il  aura  ^t^  fait  mention  de  cette  d^claration  g6n6rale  dans  la  lettre 
de  voiture  respective. 

le  .  .  .  . 18  ...  . 

X.  —  Annexe  4.    Cette  annexe  est  modifi^e  ainsi  qu'il  est  indiqu^  ci- 
apr^s: 

Annexe   4. 
Disposition  ult6rieure. 

le 18  ...  . 

La  gare  de du  chemin  de  fer  de 

est  pri^e  de  ne  pas  livrer  au  destinataire  M k 

d^sign^  dans  la  lettre  de  voiture  du 18  ...  .  Texp^dition 

ci-aprös  specifi^e: 


Marques 

et 
Numeros 


Nombre 


Nature 

de 

Temballage 


D^signation  de  la 
marchandise 


Poids  en 
kilogr. 


mais  de 

1^  La  faire  retourner  ä  mon  adresse. 

2°  L'envoyer  ä  M ä 

de  fer  de  .  .  , 


Station   du   chemin 


*)  On  rayera,  selon  le  conditionnement  de  la  marchandise,  les  mots  „sans  emballage*' 
ou  „avec  an  emballage  defectueux  notamment''. 
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3^  Liyrer  sealement  coDtre  payement  du  mont^nt   da  remboursement,  seit  ,Nr.  ueee. 

"=  (En   tOUteS   lettres.)  Vertrags  - 

\  /  Staaten. 

4^  Ne  pas  livrer  contra  payement  du  remboarsement  indiqa^  dans  la  lettre  le.Jnoi  i89S. 

de   yoitare,   mais   d'un   remboarsement   de  ~== ^^  -^g^ 

tontes  lettres.) 
5^  Livrer  sans  recoavrer  le  montant  da  remboarsement. 
6**  Livrer  franco. 

(Signatare.) 

Observation.    —   On  rayera  la  disposition  qui  nc  convient  pas  ä  chaque  cas 
particulier. 

Article  3. 
Le  Protocole  da  14  octobre  1890  est  modifi^  comme  il  sait: 
I.  Le  1®'  alin^a  da  1^  sera  compl6t^  par  Taddition  saivante:  ||  81  les 
lignes  interm^diaires  de  transit  ne  sont  pas  exploit^es  par  ane  administration 
de  cet  £tat,  les  Goavernements  int^ress^s  peavent  n^anmoins  convenir,  par  des 
arrangements  particaliers,  de  ne  pas  consid^rer  comme  internationaax  les  trans- 
ports  dont  il  s'agit. 

IL  11  est  ajoat^  un  alin^a  5^  de  la  tenear  saivante:  ||  An  sajet  de  Tarticle 
60,  il  est  entenda  qae  la  Convention  internationale  engage  chaqae  £tat  con- 
tractant  poar  ane  dar^e  de  trois  ans  ä  partir  da  joar  de  son  entr^e  en  vigaear 
et  poar  de  noavelles  p6riodes  saccessives  de  trois  ann^es,  tant  qa'an  £tat 
n'aara  pas  annonc^  aax  aatres  £tats,  an  an  au  plus  tard  avant  Texpiration 
de  Tone  de  ces  p^riodes,  son  Intention  de  se  retirer  de  la  Convention. 

Article  4. 

La  präsente  Convention  additionnelle  aara  la  m6me  dar^e  et  vigaear  qae 
la  Convention  da  14  octobre  1890  dont  eile  devient  partie  int^grante.  Elle 
sera  ratifiöe  et  le  d6p6t  des  ratifications  aara  liea  aassitöt  qae  faire  se  poarra, 
dans  la  forme  adopt^e  poar  la  Convention  elle-m^me  et  les  actes  additionnels 
ä  ladite  Convention.  Elle  entrera  en  vigaear  trois  mois  apr^s  ce  d^pöt.  ||  En 
foi  de  qnoi  les  Pl^nipotentiaires  respectifs  ont  sign^  la  pr^ente  Convention 
additionnelle,  et  Tont  revötue  de  lenrs  cachets. 

Fait  k  Paris,  en  dix  exemplaires,  le  16  jain  1898. 

(Unterschriften.) 


Proc^s-verbal  de  Signatare. 

Les  sonssign^s,  P16nipotentiaires  des  £tats  qai  ont  signö  la  Convention 
internationale  da  14  octobre  1890,  sur  le  transport  de  marchandises  par  che- 
mins  de  fer,  on  qai  y  ont  adh6r^,  se  sont  r^anis  aujoard'bai,  le  16  juin  1898, 
an  Minist^re  des  Affaires  ^trang^res  poar  proc^der  ä  la  Signatare  de  la  Con- 
vention additionnelle  aadit  Acte  international  dont  les  termes  ont  ^t6  arr^t^s 
entre  lenrs  Goavernements  respectifs.  ||  Apräs  avoir  collationn^  les  instrnments 
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Nr.  11066.  diplomatiqnes  de  ladite  Convention  additionnelle  qni  ont  ^t^  pr^par^s  en  nombre 
^^l^'  ^gal  ä  celni  des  £tat8  contractants,  ils  ont  constat^  qae  ces  actes  ^taient  en 
i6.jQni  1898.  bonne  et  due  forme  et  y  ont  appos^  lenrs  signatares  et  lenrs  cachets.  ||  Un 
texte  allemand  est  annex^  an  präsent  proc^s- verbal,  et  11  est  entendn  qne  ce 
texte  anra  la  m6me  valenr  qne  le  texte  fran^als  en  tant  qn'il  s'agit  de  trans- 
ports  par  chemins  de  fer  interessant  nn  pays  oü  Tallemand  est  employ^  ex- 
clasivement  on  ä  c6te  d'aatres  langnes  comme  langue  d'affaires. 

Fait  ä  Paris,  en  dix  exemplaires,  le  16  juin  1898.  (Unterschriften.) 


Anlage  L 

Denkschrift,  dem  Deutschen  Reichstage  bei  Einbringung  vorstehenden 
Vertrages  vorgelegt 

7.  Dezember  1898. 

Das  seit  dem  1.  Januar  1893  in  Kraft  stehende  internationale  Über- 
einkommen über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  (Reichs-Gesetzbl.  1892  S.  793  ff.) 
bestimmt  in  seinem  Artikel  59  Absatz  1:  „Wenigstens  alle  drei  Jahre  wird 
eine  aus  Delegierten  der  vertragschliedsenden  Staaten  bestehende  Konferenz 
zusammentreten,  um  zu  dem  gegenwärtigen  Übereinkommen  die  für  notwendig 
erachteten  Abänderungen  und  Verbesserungen  in  Vorschlag  zu  bringen."  Im 
Absatz  2  desselben  Artikels  ist  weiter  vorgesehen,  dals  auf  Begehren  von 
wenigstens  einem  Viertel  der  beteiligten  Staaten  solche  Konferenzen  auch  schon 
froher  stattfinden  können.  Nachdem  aulserordentliche  Konferenzen  der  letz- 
teren Art  bereits  im  Jahre  1893  abgehalten  worden  sind  und  zu  der  Zusatz- 
erklärung vom  20.  September  1893,  betreffend  den  Beitritt  neuer  Staaten 
(Reichs-Gesetzbl.  von  1896,  S.  707,  vergL  1897  S.  723),  sowie  zu  der  Zusatz- 
vereinbarung vom  16.  Juli  1895,  betreffend  vom  Transport  ausgeschlossene 
oder  nur  bedingungsweise  zugelassene  Gegenstände  (Reichs-Gesetzbl.  1895 
S.  465  ff.),  geführt  haben,  ist  die  Vorschrift  des  Artikels  59  Absatz  1  im 
Frühjahr  1896  zur  Ausführung  gelangt.  ||  Um  dies  vorzubereiten,  hatte  das 
Centralamt  für  den  internationalen  Eisenbahn- Transport  eine  als  „Memoranda" 
bezeichnete  Zusammenstellung  der  Fragen,  welche  möglicherweise  die  Be- 
vlsions-Konferenz  beschäftigen  könnten,  ausgearbeitet  und  schon  Ende  August 
1894  den  Begierungen  der  Vertragsstaaten  vorgelegt.  Diese  haben  demnächst 
ihre  Anträge  nebst  kurzer  Begründung  formuliert,  und  das  Centralamt  hat 
sämtliche  Vorschläge  zusammengestellt  und  den  beteiligten  Begierungen  unter- 
breitet. Die  deutschen  Anträge  waren  zum  gröüsten  Teil  hervorgegangen  aus 
einer  Besprechung  von  Kommissaren  der  beteiligten  Bessorts  des  Beichs  und 
der  Bundesregierungen,  unter  Zuziehung  von  Vertretern  des  Handels  und  der 
Industrie,  sowie  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  die  am  5.  April  1895  unter 
dem  Vorsitz  des  Präsidenten  des  Beichß-Eisenbabn-Amts  stattgefunden  hat.| 
In  der  Annahme,  die  Bevisions-Konferenz  werde,  wie  die  früheren  Verhand- 
lungen, wieder  in  Bern  abgebalten  werden,  waren  die  diesseitigen  Mitteilungen 
an  den  schweizerischen  Bundesrat  gerichtet  worden,  der  auch  eine  Einladung 
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nach  Bern  in  Anssicht  gestellt  hatte.    Bevor  eine  solche  indes  ergangen  war,  Nr.  iieee. 
hat   die    französische  Regierung   den   Wnnsch   ge&ulsert,   die  Verhandinngen,    ^l^^' 
über  deren  Ort  im  internationalen  Übereinkommen  eine  Bestimmung  nicht  ge-  i6.jttnii898. 
troffen  ist,  möchten  in  Paris   stattfinden.     Nachdem   die   übrigen  Vertrags- 
staaten sich  hiermit  einverstanden  erkläj;t  hatten,  ist  die  Revisions-Eonferenz 
am  16.  März  1896  in  Paris  zusammengetreten  und  hat  bis  zum  2.  April  ge- 
tagt.    Über   den  Gang   der  Verhandlungen  geben  die  beigefügten  Protokolle 
Aufschluis.*)     Das  dabei  befindliche  SchlufsprotokoU  enthält  den  Entwurf  des 
Zusatzübereinkommens,  wie  er  —  mit  geringfügigen,  im  Wege  diplomatischen 
Schriftwechsels  herbeigeführten  Verbesserungen  —  dem  späteren  Abschlufis  zu 
Grunde  gelegt  worden  ist 

Bei  den  Beratungen  ist  man  im  allgemeinen  davon  ausgegangen,  nur 
solche  Bestimmungen  abzuändern,  deren  Anwendung  zu  praktischen  Schwierig- 
keiten geführt  hat  Die  meisten  der  von  der  Konferenz  beschlossenen  Ände- 
rungen sind  einmütig  zustande  gekommen;  zum  grofeen  Teil  geben  sie  die 
diesseitigen  Anträge,  die  infolge  kommissarischer  Verständigung  in  vielen  Be- 
ziehungen mit  den  von  Österreich  und  Ungarn  gestellten  zusammentreffen,  un- 
verändert oder  mit  durchaus  annehmbaren  Modifikationen  wieder.  ||  Nur  wenige 
der  deutschen  Vorschläge  sind  von  der  Konferenz  abgelehnt  worden,  darunter 
allerdings  auch  solche,  auf  deren  Annahme  von  selten  des  deutschen  Handels- 
standes besonderes  Gewicht  gelegt  worden  war.  Hierzu  gehört  namentlich  || 
der  Antrag  auf  Beseitigung  des  im  Artikel  10  Absatz  3  des  internationalen 
Übereinkommens  vorgesehenen  ausschliedslichen  Rechts  der  Eisenbahn,  die 
Zollbehandlung  des  unterwegs  befindlichen  Gutes  vorzunehmen,  eine  Frage,  die 
auch  im  Reichstage  wiederholt  erörtert  worden  ist  (Sitzungen  vom  30.  April 
1891  S.  2637  ff.  der  stenographischen  Berichte  und  vom  2.  Mai  1891 
S.  2708,  ferner  vom  21.  März  1896  S.  1636,  vom  21.  Februar  1896  S.  1140 
und  vom  24.  Februar  1897  S.  4907).  Obschon  von  den  diesseitigen  sowie 
von  den  österreichischen  Delegierten  unter  Zustimmung  der  Vertreter  Ungarns 
und  der  Schweiz  die  Gründe  für  die  Beseitigung  dieser,  seinerzeit  auf  den 
Wunsch  von  RuDsIand  aufgenommenen  Bestimmung  nachdrücklich  und  er- 
schöpfend geltend  gemacht  wurden,  ist  es  nicht  gelungen,  den  von  Frankreich, 
Italien,  Belgien  und  den  Niederlanden  unterstützten  Widerstand  Ruislands 
gegen  eine  Änderung  der  zur  Zeit  geltenden  Bestimmungen  zu  überwinden. 
Der  von  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  gemeinsam  gestellte  Antrag  wurde 
vielmehr,  nachdem  Luxemburg  infolge  der  zeitweisen  Verhinderung  seines  Ver- 
treters sich  der  Abstimmung  enthalten  hatte,  mit  6  gegen  4  Stimmen  ab- 
gelehnt. II  Ebensowenig  haben  die  folgenden  Anträge  Deutschlands  die  Zu- 
stimmung der  Konferenz  gefunden: 

Zu  Artikel  6  lit.  1  Absatz  2:  mangels  einer  Routenvorschrift  von  selten 
des  Absenders  die  Eisenbahn  zu  verpflichten,  das  Gut  auf  demjenigen  Wege 
zu  befördern,  welcher  nach  den  veröffentlichten  Tarifen  den  billigsten  Fracht- 

*)  Die  Protokolle  der  einzelnen  Sitzungen  sind  hier  fortgelassen.    Red. 
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Nr.  1166«.  satz  und  die  günstigsten  Transportbedingungen  darbietet;  ferner  ||  za  Artikel  8 
^■t^Si«  Absatz  ö  und  einigen  konnexen  Artikeln:  die  Ausstellung  eines  Frachtbrief- 
I6.janii8i8.  dnplikats  dem  Belieben  des  Absenders  zu  überlassen;  ||  zu  Artikel  44  Ab- 
satz 2  Ziffer  4a:  die  Erstreckung  der  dort  vorgesehenen  Ttägigen  Frist  auf 
14  Tage.  ||  Obschon  nun  die  Annahme  auch  dieser  Vorschläge,  namentlich  des 
ersterwähnten,  erwünscht  gewesen  wäre,  so  schien  es  sich  doch,  im  Hinblick 
auf  die  bei  den  Verhandlungen  der  Pariser  Konferenz  hervorgetretenen  An- 
schauungen der  Mehrheit  der  Vertragsstaaten,  nicht  zu  empfehlen,  bei  der 
Umwandlung  der  Eonferenzbeschlüsse  in  einen  Staatsvertrag  auf  die  abgelehn- 
ten Anträge  zurückzukommen.  Vielmehr  ist  dem  positiven  Ergebnisse  der 
fachmännischen  Beratungen,  das  durchweg  mehr  oder  weniger  erhebliche 
Verbesserungen  darstellt  und  in  keiner  Hinsicht  zu  Bedenken  Anlafe  giebt, 
abgesehen  von  der  Berichtigung  einiger  kleiner  Versehen,  vom  Bundesrat 
einfach  zugestimmt  worden.  ||  Nachdem  auch  die  übrigen  Vertragsstaaten, 
denen  inzwischen  noch  Dänemark  hinzugetreten  war,  sich  bereit  erklärt  hatten, 
die  Beschlüsse  der  Pariser  Konferenz  in  einen  Staatsvertrag  umzuwandeln, 
ist  auf  Grund  dieser  Verhandlungen  am  16.  Juni  d.  Js.  in  Paris  das  Zusatz- 
übereinkommen vorbehaltlich  der  Ratifikation  abgeschlossen  worden.  Der 
Bundesrat  hat  diesem  Abkommen  zugestimmt.  Zu  seiner  Gültigkeit  bedarf  es, 
soweit  nicht  lediglich  Ausführungsbestimmungen  (Artikel  2)  in  Frage  kommen, 
auch  der  Genehmigung  des  Reichstages.  ||  Zu  den  einzelnen  Bestimmungen  ist 
nachstehendes  zu  bemerken: 

Zu  Artikel  1. 
(Änderungen  am  internationalen  Übereinkommen  selbst) 

I.  Der  Zusatz  zu  Artikel  6  lit.  1.  des  internationalen  Übereinkommens 
entspricht  einem  von  Deutschland  auf  Wunsch  der  Interessenvertreter  ge- 
stellten Antrage.  Für  den  Absender  ist  es  unter  Umständen  wichtig,  von  der 
Änderung  des  vorgeschriebenen  Beförderungsweges  durch  die  Eisenbahn  Kennt- 
nis zu  erhalten,  und  die  dieser  erwachsende  Mehrarbeit  kann  demgegenüber 
nicht  ausschlaggebend  sein. 

II.  Die  neuen  Bestimmungen  am  Schlüsse  des  Artikels  7  sind,  in  Ver- 
bindung mit  den  zu  §  2  der  Ausführungsbestimmungen  vorgesehenen  —  vergl. 
unten  zu  Art.  2  II  des  Schlulsprotokolls  —  im  wesentlichen  den  neuen  Vor- 
schriften des  §  53  Absatz  6,  8  ff.  der  Verkehrs-Ordnung  für  die  Eisenbahnen 
Deutschlands  nachgebildet  und  entsprechen  der  Hauptsache  nach  den  dies- 
seitigen Anträgen. 

III.  Die  Änderung  in  der  Fassung  des  Artikels  12  Absatz  4  hat  den 
Zweck,  klarzustellen,  daüs  es  sich  auch  hier,  wie  in  den  Fällen  des  Artikels  45, 
um  eine  Verjährung  und  nicht  um  eine  Präklusivfrist  handelt.  VergL  unten 
Nr.  XIL 

IV.  Die  auf  den  Vorschlag  von  Deutschland,  Österreich  -  Ungarn  und 
anderen  Staaten  beschlossene  Fassungsänderung  im  Artikel  13  Absatz  1,  der- 
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zufolge  den  Bahnen  gestattet  wird,  auch  auf  leicht  verderbliche  und  gering-  Nr.  11666. 
wertige   Gegenstände  Nachnahmen   zuzulassen,  entspricht   den   Interessen   des   ^^i^^ 
Verkehrs   und   einer  schon   bisher   vielfach    beobachteten  Übung.  ||  Die   voni«.Janii998. 
Österreich-Ungarn  angeregte  weitere  Änderung,  wonach  die  Beschränkung  der 
Nachnahme  auf  einen  in  den  Ausführungsbestimmungen  vorgesehenen  Höchst- 
betrag wegfällt,  entspricht  den  Wünschen  des  Handelsstandes  und  ist  für  die 
Eisenbahnen  unbedenklich,  weil  die  Nachnahme  erst  nach  Eingang  ausbezahlt 
zu  werden   braucht.     Hierdurch   entfällt  auch   der   bisherige   §  6   der  Aus- 
fÜhroDgsbestimmungen. 

V.  Die  hier  vorgesehenen  Erweiterungen  des  Verfügungsrechts  des  Ab- 
senders (Artikel  15)  sind  auf  dringenden  Wunsch  des  Handelsstandes  von 
Deutschland,  wie  auch  von  Österreich-Ungarn  nnd  von  Belgien  beantragt.  Sie 
gelten  bereits  für  den  inneren  deutschen  Verkehr  gemäls  Verkehrs-Ordnung 
§  64  Absatz  9  und  Formularanlage  F  (Anmerkung)  in  Verbindung  mit  der 
ZosatzbesUmmung  I  Absatz  2  des  deutschen  Gütertarifs  Teil  I  zu  dem  er- 
wähnten Paragraphen.    Vergl.  unten  zu  Artikel  2  Nr.  X  des  SchlndsprotokoUs. 

VI.  Die  Änderung  in  der  Fassung  des  Artikels  26  Absatz  2  sanktioniert 
die  richtige  Auslegung  der  bestehenden  Vorschrift  in  dem  Sinne,  daüs  es  zur 
Aktivlegitimation  für  den  Absender,  der  das  Frachtbriefduplikat  nicht  bei- 
zubringen vermag,  der  Zustimmung  des  Empfängers  zur  Elageerhebung  dann 
nicht  bedarf,  wenn  dieser  die  Annahme  des  Gutes  verweigert  hat 

VII.  Von  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  war  zur  Vermeidung  von 
Streitigkeiten  eine  Einschaltung  zu  Artikel  31  Ziffer  1  beantragt  worden, 
wonach  die  dort  erwähnte  Vereinbarung  in  den  Frachtbrief  aufgenommen  sein 
muDs.  Dies  wurde  von  der  Konferenz  angenommen  und  gleichzeitig  die  Ein- 
fügung einer  ähnlichen  Vorschrift  in  die  Nummern  3  und  6  des  Artikels  31 
beschlossen. 

VHI.  Der  von  [Österreich-Ungarn  beantragte  Zusatz  zu  Artikel  36,  wo- 
nach über  den  darin  erwähnten  Vorbehalt  eine  Bescheinigung  zu  erteilen  ist, 
entspricht  der  Vorschrift  im  §  82  Absatz  1  a.  E.  der  Verkehrs-Ordnung. 

IX.  Entsprechend  den  Anträgen  Deutschlands,  Österreich-Ungarns  und  der 
Schweiz  ist  dem  Artikel  38  Absatz  2  eine  seinem  Sinne  mehr  entsprechende 
Fassung  gegeben. 

X.  Diese  Änderung  betrifft  lediglich  eine  Richtigstellung  des'französischen 
Ausdrucks  d^lai  de  transport  in  d^lai  de  livraison  im  Artikel  40,  nach  Mafis- 
gabe des  deutschen  Textes. 

XI.  Die  Erstreckung  der  im  Artikel  44  Ziffer  2  vorgesehenen  Frist  auf 
14  Tage  entspricht  einem  Wunsche  der  deutschen  Verkehrsinteressenten. 

Xn.  Aus  demselben  Anlasse  war  von  Deutschland  zu  Artikel  45  eine 
Bestimmung  des  Inhalts  vorgeschlagen  worden,  daüs  die  Verjährung  auch  durch 
auOsergerichtliche  schriftliche  Reklamation  unterbrochen  wird.  Es  wurde  auch 
allgemein  für  billig  erachtet,  den  Ablauf  der  Verjährung  während  der  Dauer 
des  Reklamationsverfahrens  nicht  eintreten  zu  lassen.     Indes  war  die  Mehr- 
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Nr.  11666.  heit  der  Ansicht,  daCs  diesem  Vorgang  nur  hemmende  Wirkung  beizamessen 
staltM.'  ^^^»  ^^^   ^®™  praktischen  Bedürfnisse   genügen  dürfte.     Die  neue  Vorschrift 
i6.Jaiü  1898.  ist  im   Art.   12   auch   auf  die   Verjährung   von   Frachterstattungsansprüchen 
anwendbar  erklärt. 

Zu   Artikel  2. 
(Änderungen  an  den  Ausführungsbestimmungen.) 

L  Zu  §  2  der  Ausführungsbestimmungen. 

Die  Änderung  im  Absatz  1  wegen  der  Farbe  des  Eilfrachtbriefes  ist  auf 
Antrag  Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  den  Vorschriften  der  Verkehrs- 
Ordnung  nachgebildet  Vergleiche  unten,  Nr.  VIII  Ziffer  1.  ||  Im  Absatz  3 
ist  auf  Antrag  Frankreichs  und  der  Niederlande  die  Eonformierung  des 
deutschen  Textes  mit  dem  französischen  in  der  Art  vorgesehen,  daüs  auch  dem 
Vordruck  des  Frachtbriefes,  sofern  er  in  der  Landessprache  der  Versandstation 
abgefaüst  ist,  eine  Übersetzung  ins  Deutsche  oder  ins  Französische  beigefügt 
sein  muls.  Dies  entspricht  einem  praktischen  Bedürfnis  und  einer  schon 
bisher  vielfach  beobachteten  Übung.  ||  Die  neuen  Absätze  8  und  9,  betreffend 
die  Zulassung  gewisser,  dem  Handelsstande  erwünschter  nachrichtlicher  Ver- 
merke im  Frachtbriefe,  sind  im  wesentlichen  der  Bestimmung  im  §  52  Ab- 
satz 5  der  Verkehrs- Ordnung  nachgebildet.    VergL  unten,  Nr.  VIII  5. 

IL  Die  neue  Fassung  des  von  Frachtzuschlägeu  für  unrichtige  Inhalts- 
und  Gewichtsangaben  und  für  Wagenüberlastungen  handelnden  §  3  der  Aus- 
führungsbestimmungen folgt  —  im  wesentlichen  dem  deutschen  Antrabe  ent- 
sprechend —  dem  Vorgange  der  kürzlich  revidierten  Vorschriften  des  §  53 
Absatz  6,  8  ff.  der  Verkehrs- Ordnung.  Vergl.  oben,  zu  Artikel  1  Nr.  II  des 
Schlufisprotokolls. 

III  und  IX.  Die  auf  den  Antrag  Deutschlands  und  Österreich-Ungarns 
beschlossene  Ergänzung  des  §  4  der  Ausführungsbestimmungen  nebst  dem 
zugehörigen  Formular  Anlage  3  a  (sogenannten  Generalrevers)  entspricht  einer 
im  inneren  Verkehr  längst  bestehenden  Übung  und  einem  Bedürfnisse  auch 
des  internationalen  Verkehrs. 

IV.  Der  neue  §  6  der  Ausführungsbestimmungen  befriedigt  einen  Wunsch 
des  Handelsstandes  Österreichs  und  Ungarns.  Er  verfolgt  den  Zweck,  die 
Berichtigung  irrig  berechneter  Frankatnrbeträge  zu  erleichtem.  Wegen  der 
damit  in  Verbindung  stehenden  Änderung  des  Frachtbrief-Formulars  siehe 
unten,  Nr.  VUI  Ziffer  4. 

V.  Die  im  Sinne  der  Vorschläge  von  Deutschland  und  von  Österreich- 
Ungarn  beschlossene  neue  Fassung  des  §  9  Absatz  2  und  3,  wodurch  die 
Berechnung  des  Frachtzuschlages  bei  Deklaration  des  Interesses  an  der  Liefe- 
rung zweckmäüsiger  geregelt  wird,  entspricht  einem  bei  Anwendung  der  bis- 
herigen Vorschriften  hervorgetretenen  Bedürfnis. 

VI.  Die  von  Frankreich  beantragten  Änderungen  verschiedener  Mais-  und 
Gewichtsausdrücke  im  französischen  Text  der  Anlage  1  bezwecken,  diese  Aus- 
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drücke   mit  dem  bestehenden  Spracbgebraach  in  Einklang   zu   bringen   and  ^''  ^^®^* 
entbluten  keine  sachliche  Änderung.  staai^. 

VII.  BetriflFt  eine  durch  die  bisherige  Unstimmigkeit  des  deutschen  ond**-'^'^^®- 
des   französischen   Textes   notwendig  gewordene  Begriffsbestimmung   fOr   den 
Artikel  „Grünkalk''  in  Anlage  1  Nr.  XII. 

VIII.  Die  hier  vorgesehenen  Änderungen  im  Formular  des  Frachtbriefes 
und  des  Duplikates  entsprechen  praktischen  Bedürfhissen.  Sie  betreffen:  1.  die 
Farbe  des  Eilfrachtbriefes:  siehe  oben  zu  Artikel  2  Nr.  I  Absatz  1  des 
Schlafsprotokolls,  ||  2.  eine  neue  Rubrik  für  das  Ladegewicht  und  die  Lade- 
fläche bei  VfTagenladungen,  ||  3.  eine  Anmerkung  wegen  Verpflichtung  des  Ab- 
senders zur  Eintragung  der  Nummern  der  ?on  ihm  beladenen  Wagen,  ||  4.  die 
Aufnahme  der  „Note"  für  die  Fracht berechnung  auch  in  den  Duplikat- Fracht- 
brief siehe  oben  Nr.  IV,  ||  5.  die  Freilassung  eines  Raumes  für  die  oben  unter 
I  a.  E.  erwähnten  Vermerke. 

IX.  Siehe  oben  bei  III. 

X.  Die  Änderungen  im  Formular  für  nachträgliche  Anweisungen  sind 
durch  die  Erweiterung  des  im  Artikel  15  vorgesehenen  Verfflgungsrechts 
(siehe  oben  zu  Artikel  1  Nr.  V  des  Schlulsprotokolls)  nötig  geworden  und  mit 
diesen  neuen  Bestinmiungen  von  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  beantragt. 

Zu  Artikel  3. 
(Änderungen  am  Protokoll  vom  14.  Oktober  1890.) 
I.  Nach  der  bisherigen  Fassung  des  ersten  Absatzes  der  Ziffer  I  des 
Protokolls  vom  14.  Oktober  1890  sind  Sendungen,  deren  Abgangs-  und  End- 
station im  Gebiete  desselben  Staates  liegen,  nicht  als  internationale  Transporte 
im  Sinne  des  Übereinkommens  zu  betrachten,  wenn  dieselben  auf  einer  Linie, 
deren  Betrieb  einer  Verwaltung  dieses  Staates  angehört,  das  fremde  Gebiet 
transitieren.  Alle  übrigen,  das  Gebiet  anderer  Vertragsstaaten  auch  nur  tran- 
sitierenden  Sendungen  sind  somit  der  Herrschaft  des  internationalen  Über- 
einkommens unterworfen.  Letzteres  hat  zu  Unzuträglichkeiten  geführt.  Nicht 
selten  können  nämlich  Sendungen  zwischen  zwei  auf  demselben  Gebiete  liegen- 
den Stationen  je  nach  Wahl  des  Transportweges  ausschliefslich  im  Inlande 
oder  im  Transit  durch  das  Ausland  befördert  werden,  und  wird  in  solchen 
Fällen  häufig  von  den  konkurrierenden  Bahnen  der  Verkehr  derartig  geteilt, 
daüs  er  nach  vereinbarten  Leitungsvorschriften  periodisch  bald  über  die  eine, 
bald  über  die  andere  Route  gelenkt  wird.  Zu  den  Vorbedingen  derartiger 
Abmachungen,  die  unter  Umständen  ebensosehr  im  Interesse  des  Publikums 
und  eines  regelmäfsigen  und  stetigen  Verkehrs,  als  in  dem  der  beteiligten 
Bahnen  liegen,  gehört  aber,  dals  nicht  nur  die  Transportpreise,  sondern  auch 
die  Transportvorschriften  ftlr  die  verschiedenen  Wege  gleichgestellt  werden. 
Um  letzteres  zu  ermöglichen,  ist  —  einem  von  Deutschland  gestellten  Antrage 
im  wesentlichen  entsprechend  —  ein  Zusatz  aufgenommen  worden,  wonach 
für  Transitsendungen  nach  dem   gleichen  Staatsgebiete  auch  dann,  wenn  die 
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Nr.  11666   transportierende  Verwaltung  nicht  demselben  Staate  angehört,  wie  die  Abgangs- 
g^^^Q     und  die  Bestiromungsstation,  die  Anwendung  des  internationalen  Übereinkommens 
i6.Juni  1898.  wenigstens  aasgeschlossen  werden  kann.    Dazu  soll  es  indes  eines  besonderen 
Abkommens  unter  den  beteiligten  Staaten  bedürfen. 

IL  Durch  die  beigefügte  Ziffer  V  ist  auf  den  Wunsch  von  Österreich- 
Ungarn  die  richtige  Auslegung  des  Artikels  60  über  die  Dauer  des  Über- 
einkommens ausdrücklich  als  solche  anerkannt. 

Zu  Artikel  4. 
Die  hier  vorgesehenen  Bestimmungen  über  Dauer,  Wirksamkeit  und  In- 
krafttreten des  Zusatz-Übereinkommens  entsprechen  den  bisherigen  Vorgängen. 


A  n  1  a  g  e  II. 

Procds-verbal  final 

de  la  I'®  Conference  de  revision  de  la  Convention  interationale  sur  le  transport 

de  marchandises  par  chemins  de  fer. 

Les  soussign6s,  D616gu68  des  Gouvernements  de  TAUemagne,  de  TAutriche 
de  la  Belgique,  de  la  France,  de  la  Hongrie,  de  Tltalie,  du  Luxembourg,  des 
Pays-Bas,  de  la  Russie  et  de  la  Suisse,  se  sont  r^unis  ä  Paris  le  16  mars  1896, 
afin  d'examiner,  aux  termes  de  Tarticle  69  de  la  Convention  du  14  octobre  1890 
sur  le  transport  de  marchandises  par  chemins  de  fer,  les  amöliorations  des 
modifications  jug^es  n^cessaires  ä  ladite  Convention.  ||  A  la  suite  des  d^lib^rations 
consign^es  dans  les  proc^s-verbaux  des  s^ances,  les  soussign^s  ont  arr6t6  le 
projet  de  Convention  additionnelle  ci-aprds,  qu'ils  s'engagent  ä  soumettre  k 
Tapprobation  de  leurs  Gouvernements  respectifs: 

Article  premier. 
La  Convention  internationale   du  14  octobre  1890  est  modifiöe   comme 
il  suit? 

I.  —  Article  6.  II  est  ajout^  ä  la  lettre  l  de  Farticle  6  un  4*  alin^a 
ainsi  congu:  ||  Si  la  gare  d'exp^dition  a  choisi  une  autre  voie,  eile  doit  en 
aviser  l'exp^diteur. 

II.  —  Article  7.  ||  Le  4*  alin^  aura  la  teneur  suivante:  ||  Les  Dispositions 
r^glementaires  fixeront  la  surtaxe  qui,  en  cas  de  döclaration  inexacte  du 
contenu  ou  d'indication  d'un  poids  Inf^rieur  au  poids  r^el,  ainsi  qu'en  cas  de 
surcharge  d'un  wagon  charg6  par  Texp^diteur,  devra  6tre  pay^e  aux  chemins 
de  fer  ayant  pris  part  au  transport,  sans  pr^judice,  s'il  y  a  lieu,  du  payement 
compl^mentaire  de  la  diff^rence  des  frais  de  transport  et  de  toute  indemnit^ 
pour  le  dommage  qui  en  r^sulterait,  ainsi  que  de  la  peine  encourue  en  vertu 
des  dispositions  pönales  ou  des  rdglements  de  police.  ||  II  est  en  outre  ajout^ 
un  5^  alin^a  ainsi  con^u:  ||  lia  surtaxe  n'est  pas  due:  ||  a)  En  cas  d'indication 
inexacte   du   poids,  lorsque  le   pesage   par  le  chemin  de  fer  est  obligatoire 
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d'aprös   les  prescriptions   an  vigaear  k  la  Station   exp6ditrice.  ||  b)  £q  cas  Nr.  iieee. 
d'indicatioD  inexacte  du  poids  ou  de  surcharge  d'on  wagen,  lorsque  Texp^diteur   ^^^^j^' 
a  demand^  dans  la  lettre  de  voitare  qne  le  pesage  seit  effectn^  par  le  cheminie.janiist^. 
de  fer.  ||  c)  £n  cas  de  surcharge  occasionn^e,  au  cours  du  transport,  par  des 
inflaences   atmosphöriques ,    si   l'expöditeur   prouve    qu'il   s'est  conform^,    en 
chargeant  le  wagon,  aux  prescriptions  en  vigueur  ä  la  Station  exp^ditrice. 

III.  —  Article  12.  Le  4^  alin^a  aura  la  teneur  suivante:  ||  En  cas 
d'application  irr^nli^re  du  tarif  ou  d'erreurs  de  calcul  dans  la  fixation  des 
frais  de  transport  et  des  frais  accessoires,  la  diff^rence  en  plus  ou  en  moins 
devra  ^tre  rembours^e.  L'action  en  rectification  est  prescrite  par  un  an  k 
partir  du  jour  du  payement,  lorsquHl  n'est  pas  intervenu  entre  les  parties  une 
reconnaissance  de  la  dette,  une  transaction  ou  un  jugement.  Les  dispositions 
contenues  dans  Tarticle  45»  alin^as  3  et  4,  sont  applicables  k  la  prescription 
mentionnöe  ci-dessus.  La  disposition  de  Talin^  1  de  Tarticle  44  ne  s'applique 
pas  dans  ce  cas. 

IV.  —  Article  13.  Le  l«'  alin^a  aura  la  teneur  suivante:  ||  L'exp6diteur 
pourra  grever  la  marchandise  d'un  remboursement  jusqu'ä  concurrence  de  sa 
Yaleur.  Le  remboursement  peut  6tre  refns^  pour  les  marchandises  dont  le 
prix  de  transport  peut  Stre  riclam^  d'avance  par  le  chemin  de  fer  (article  12, 
alin^a  2). 

V.  —  Article  16.  Le  1*'  alinte  aura  la  teneur  suivante:  ||  L'exp6diteur 
a  seul  le  droit  de  disposer  de  la  marchandise,  soit  en  la  retirant  k  la  gare 
de  d6part,  soit  en  Tarr^tant  en  cours  de  route,  soit  en  la  faisant  d^livrer,  au 
lieu  de  destination,  ou  en  cours  de  route,  ou  encore  k  une  Station  situ^e  soit 
au  delä  de  point  de  destination,  soit  sur  en  embranchement,  k  une  personno 
antre  que  celle  du  destinataire  indiqu^e  sur  la  lettre  de  voiture.  Le  chemin 
de  fer  peut  k  son  gr^,  k  la  demande  de  Texpöditeur,  accepter  des  dispositions 
ult^rienres  tendant  k  Tötablissement,  k  Taugmentation,  k  la  diminution  ou  au 
retrait  de  remboursements ,  ou  bien  k  Taffranchissement  des  envois.  Des 
dispositions  ulterienres  autres  que  Celles  indiqu^es  ci-dessus  ne  sont  pas 
admises. 

VL  —  Article  26.  Le  2^  alin^a  aura  la  teneur  suivante:  ||  Si  le  duplicata 
n'est  pas  repr^sent4  par  Texpöditeur,  celui-ci  ne  pourra  intenter  Taction  que 
si  le  destinataire  Ta  autorisö  k  le  faire,  k  moins  qu'il  n'apporte  la  preuve  qne 
le  destinataire  a  refus^  la  marchandise. 

VII.  —  Article  31.  Les  chiffres  1**,  3**  et  6"*  auront  la  teneur  suivante: 
1^  De  Tavarie  survenue  aux  marchandises  qui,  en  vertu  des  prescriptions  des 
tarifs  ou  de  Conventions  pass^es  avec  Texp^diteur  et  mentionnöes  dans  la  lettre 
de  Toiture,  sont  transport^es  en  wagons  d^couverts,  ||  en  tant  que  Tavarie  sera 
r^sult^e  du  danger  inherent  k  ce  mode  de  transport;  ||  3**  De  Tavarie  survenue 
aux  marchandises  qui,  en  vertu  des  prescriptions  des  tarifs  ou  des  Conventions 
speciales  pass^es  avec  Texp^diteur  et  mentionn^es  dans  la  lettre  de  voiture, 
en   tant  que  de  teHes  Conventions  sont  autoris^es  sur  le  territoire  de  r£tat 
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Nr.  11666.  oü  elles  8ont  appliqu^es,  ont  6t6  charg^es  par  Texp^diteur  ou  d6charg6es  par 
lillun'   ^^   destinataire,  ||  en   tant   que   Tavarie   sera   r^sult^e   du  danger  inhärent  ä 

i6.Jiiiiii89P.rop6ration  du  cbargement  et  du  d^chargement,  oa  d'an  chargement  d^fectaeQx:|| 
6^  De  Tavarie  survenue  aux  marchandises  et  bestiaax  dont  le  trandport,  aux 
termes  des  tarifs  ou  des  Conventions  pass^es  avec  Texpöditear  et  mentionn^es 
dans  la  lettre  de  voitare,  ne  s'effectae  que  sous  escorte,  ||  en  tant  qae  Tavarie 
est  r^sult^e  du  danger  que  Tescorte  a  pour  but  d'^carter. 

VIII.  —  Article  36.  Le  1"  alin^a  sera  compl^t6  par  l'adjonction 
suivante:    II  sera  donn6  acte  par  fecrit  de  cette  r^serve. 

IX.  —  Article  38.  Dans  le  2®  alin^a  da  texte  frangais,  les  mots  ,,que 
rexp6ditear  aura  ä  payer"  seront  reroplac^s  par  les  mots  „qui  devra  ^tre 
pay6e". 

X.  —  Article  40.  Les  mots  „d^lai  de  transport"  seront,  dans  le  texte 
frangais,  remplac^s  partout  par  les  mots  ,,d^lai  de  livraison". 

XI.  —  Article  44.  Le  mot  „sept"  qui  figure  au  cbiffre  2  sera  remplac6 
par  le  mot  „quatorze". 

XII.  —  Article  46.  Cet  article  sera  compl6t6  par  Tadjonction  d'un 
4®  alin^a  ainsi  congu:  ||  En  cas  de  r^clamation  ^crite,  adress^e  au  cbemin  de 
fer  par  Tayant  droit,  la  prescription  cesse  de  courir  tant  que  la  reclamation 
est  en  suspens.  Si  la  reclamation  est  repoussöe,  la  prescription  reprend  son 
cours  ä  partir  du  jour  oü  le  cbemin  de  fer  a  notifi^  par  6crit  sa  r^ponse  au 
r^clamant  et  restitue  les  pi^ces  justificatives  qui  auraient  6t^  jointes  k  la 
reclamation.  La  preuve  de  la  r^ception  de  la  reclamation  ou  de  la  r^ponse 
et  Celle  de  la  restitution  des  pi^ces  sont  k  la  cbarge  de  celui  qui  invoque  ce 
fait.  Les  r^clamations  ultörieures  adress^es  au  cbemin  de  fer  ou  aux  autorit^s 
sup^rieures  ne  suspendent  pas  la  prescription. 

Article  2. 

Les  Dispositions  reglementaires  de  la  Convention  du  14  octobre  1890  et 
leurs  annexes  sont  modifi^es  comme  il  suit: 

I.  —  Paragrapbe  2.  ||  Le  1*'  alin^a  aura  la  teneur  suivante:  ||  Sont 
obligatoires  pour  les  lettres  de  voiture  internationales  les  formulaires  prescrits 
par  Tannexe  2.  Ces  formulaires  doivent  etre  imprimes  pour  la  petite  vitesse 
sur  papier  blanc,  poür  la  grande  vitesse  sur  papier  blanc  avec  une  bände 
rouge  au  bord  sup^rieur  et  au  bord  inferier,  au  recto  et  au  verso.  Les  lettres 
de  voiture  seront  certifiöes  conformes  aux  prescriptions  de  la  präsente 
Convention  par  Tapposition  du  timbre  d'un  cbemin  de  fer  ou  d'un  groupe  de 
chemins  de  fer  du  pays  expediteur.  ||  Au  3®  alinöa,  les  mots  „der  geschriebenen 
Worte"  qui  figurent  dans  le  texte  allemand  seront  supprim^s.  ||  II  est  ajoute 
un  8®  et  un  9«  alin^a  ainsi  congus:  ||  II  est  permis  d^ins^rer  dans  la  lettre  de 
voiture,  mais  k  titre  de  simple  Information  et  sans  qu'il  en  rösulte  ni  Obli- 
gation, ni  responsabilite  pour  le  cbemin  de  fer,  les  mentions  suivantes:  || 
„Envoi  de  N.  N."  ||  „Par  ordre  de  N.  N."  ||  „A  la  disposition  de  N.  N."  ||  „Pour 
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Ätre  r^xp^di^  ä  N.  N."  ||  „Assur^  aupr^s  de  N,  N."  ||  Ces  mentions  ne  peuvent  Nr.  neee. 
s'appliquer  qu'ä  rensemble  de  Texp^dition  et  doivent  ötre  ins^röes  au  bas  du  ^^^a' 
verso  de  la  lettre  de  voitare.  i«.jaiiiiw8. 

II.  —  Paragraphe  3.  Ce  paragraphe  aura  la  teneur  suivante:  ||  Lorsque 
des  marchandises  d^ign^es  an  paragraphe  V  (alin^a  4)  et  dans  Taunexe  1 
auront  ^t^  remises  au  transport  avec  one  d^claration  inexacte  ou  incompl^te, 
ou  que  les  prescriptions  de  süret^  indiqu^es  dans  Tannexe  1  n'auront  pas  ^t6 
obsenr^s,  la  snrtaxe  sera  de  16  francs  par  kilogramme  du  poids  brut  du 
colis  entier.  ||  Dans  tous  les  autres  cas,  la  snrtaxe  pr^vue  par  Tarticle  7  de 
la  Convention  pour  d^claration  inexacte  du  contenue  d'une  exp^dition  sera  de 
1  franc  par  lettre  de  voiture  lorsque  cette  d^claration  ne  sera  pas  de  nature 
k  entratner  une  r^duction  du  prix  de  transport;  sinon,  eile  sera  du  double  de 
la  diff^rence  entre'^le  prix  de  transport  du  contenu  d^clare  et  celui  du  contenu 
constatö,  calcul^  du  point  d'exp^dition  au  point  de  destination,  et  en  tont  cas 
eile  sera  au  minimum  de  1  franc.  ||  En  cas  d'indication  d'un  poids  införieur 
au  poids  r^el  d'une  exp^dition,  la  snrtaxe  sera  le  double  de  la  diff^rence 
entre  le  prix  de  transport  du  poids  d^clar^  et  celui  du  poids  constat^,  depuis 
le  point  d'exp^dition  jusqu'au  point  de  destination.  ||  £n  cas  de  surcharge  d'un 
wagon  charg^  par  Texp^diteur,  la  snrtaxe  sera  de  6  fois  le  prix  de  transport 
du  poids  d^passant  la  Charge  permise,  du  point  d'exp^dition  au  point  de 
destination.  Lorsqu'il  y  aura  en  m^mc  temps  indication  d'un  poids  inf^rieur 
au  poids  r^el  et  surcharge,  la  surtaxo  pour  indication  d'un  poids  inf^rieur  au 
poids  r6el  et  la  turtaxe  afferente  k  la  surcharge  seront  pergues  cnmulative- 
ment  ||  La  snrtaxe  pour  surcharge  (alinöa  4)  est  per^ue:  ||  a)  En  cas  d'emploi 
de  wagons  qui  ne  portent  qu'une  seule  inscription  indiquant  le  poids  du 
chargement  qu'ils  peuvent  recevoir,  lorsque  le  poids  normal  de  chargement  ou 
la  capacit^  de  chargement  indiqn^s  e£t  döpass^  du  plus  de  6  p.  100  lors  du 
chargement  ||  b)  En  cas  d'emploi  de  wagons  portant  deux  inscriptions  dont 
l'nne  se  rappor^e  au  poids  normal  *de  chargement  (Ladegewicht),  et  l'autre  au 
poids  maximum  de  chargement  (Tragfähigkeit) ,  lorsque  la  surcharge  d^passe 
d'une  mani^re  quelconque  le  poids  maximum  de  chargement. 

III.  —  Paragraphe  4.  Ce  paragraphe  sera  compl^t^  par  un  2®  alin^a 
ainsi  con^u:  ||  Lorsqu'un  expöditeur  a  Thabitude  d'exp^dier,  ä  la  m^me  Station, 
des  marchandises  de  m^me  nature  n^cessitant  un  emballage  et  que  ces 
marchandises  sont  remises  sans  emballage  ou  avec  un  emballage  Präsentant 
toujours  les  m6mes  döfauts,  il  peut,  ä  la  place  de  la  d^claration  speciale  ä 
chaque  expMition,  se  servir,  une  fois  pour  toutes,  du  formulaire  de  d^claration 
g^n^rale  privu  k  Tannexe  3  a.  Dans  ce  cas,  la  lettre  de  voiture  doit  contenir, 
en  8U8  de  la  reconnaissance  pr^vue  k  Talin^a  2  de  Tarticle  9,  la  mention  de 
la  d^claration  g^n^rale  remise  k  la  Station  exp4ditrice. 

IV.  —  Paragraphe  5.  Le  paragraphe  5  des  Dispositions  r^lementaires 
se  rapportant  k  Tarticle  13  de  la  Convention  est  supprim^;  il  est  remplacö 
par  un  nouveau  paragraphe  5  visant  Tarticle  12  de  ladite  Convention  et  ainsi 
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Nr.  11666.  con^u:  ||  La  Station  exp^ditrice  devra  sp^cifier,  dans  le  duplicata  de  la  lettre 

^8tMten.'  ^^  voiture,  les  frais  pergas  en  port  pay^  inscrits  par  eile  dans  la  lettre  de 

i6.jDni  1898.  voitare.  II  La   production   du   dnplicata   de   la   lettre   de   voiture   suffit   pour 

introdnire   la   r^clamation    pr^yne  k  Tarticle  12  alin^  4,   de  la  Convention, 

lorsque  les  frais  de  transport  ont  6t^  liquides  au  moment  de  la  remise  de  la 

marchandise  au  transport. 

y.  —  Paragraphe  9.  Les  alin^s  2  et  3  auront  la  tenenr  suivante: 
Dans  ce  cas,  11  est  permis  de  percevoir  une  taxe  supplömentaire  calcul^e  par 
fraction  indivisible  de  10  francs  et  de  10  kilometres,  qui  ne  pourra  pas 
d^passer  0  fr.  025  par  1000  francs  et  par  kiiom^tre,  sur  le  montant  r^el  de 
la  somme  d^clar^e.  ||  Le  minimum  de  la  perception  est  fix6  ä  0  fr.  50  pour 
le  parcours  total. 

VI.  —  Annexe  1  des  Dispositions  reglementaires.  Le  texte  frangais 
recevra  les  roodifications  suivantes: 

Remplacer  0,06mötre  cube  par  Om^tre  cube,  060  d^eim^tres  cubes. 
„         1 ,2  mdtre  cube  par  1  m^tre  cube,  200  d^cim^tres  cubes. 
„         1,55  litre  par  1  litre,  55  centilitres. 
„         15,50  litres  par  15  litres,  50  centilitres. 

0,825  litre  par  0  litre,  825  millilitres. 
„         0,015  mötre  par  0  mdtre,  015  millim^tres. 
„         2,5  kilogrammes  par  2  kilogrammes,  500  grammes. 

1,2  m^tre  cube  par  1  m^tre  cube,  200  d^cim^tres  cubes. 
„  1,2  m^tre  cube  par  1  m^tre  cube,  200  d^cimötres  cubes. 
„         0,5  gramme  par  0  gramme,  50  centigrammes/. 

0,5  mötre  cube  par  0  ro^tre  cube,  500  döcimitres  cubes. 
N""  XLIV.  „         1,34  litre  par  1  litre,  34  centiUtres. 

13,40  litres  par  13  litres,  40  centrilitres. 

1,86  litre  par  1  litre,  86  centilitres. 

0,9  litre  par  O'litre,  90  centilitres. 

0,8  Htre  par  0  litre,  80  centilitres. 

VII.  —  Annexe  1.  Le  chiffre  XII  est  modifi^  comme  il  suit:  ||  La  cbaux 
d'^puraton  du  gaz  (chaux  verte)  n'est  transport^e  que  dans  des  wagons  d^- 
couverts. 

VIII.  —  Annexe  2.  Outre  la  modification  vis^e  par  Talinöa  V^  du  para- 
graphe 2  des  Dispositions  reglementaires  (chiffre  I  ci-dessus),  le  formulaire 
de  la  lettre  de  voiture  et  du  duplicata  est  modifi^  comme  il  suit:  ||  1^  Une 
premi^re  rubrique  sera  introduite  pour  indiquer  la  capacit^  de  chargement 
ou,  le  cas  ^ch^nt,  la  surface  de  plancher  du  wagon  employ^  pour  le  trans- 
port, lorsqu'il  s'agit  d'exp6ditions  par  wagons  complets.  ||  2"*  Il  sera  insÄr*  un 
nota  d'apr^s  lequel  l'expöditeur  aura  k  inscrire  dans  la  lettre  de  voiture  les 
num^ros  des  wagons  charg^s  par  ses  soins. 

3^  Le  verso  du  duplicata  recevra  une  partie  imprim^e  identique  au  verso 
de  la  lettre  de  voiture.  ||  En  cons^quence,  Tannexe  2  des  Dispositions  r^gle- 
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mentaires  est  remplac^  par  la  noavelle  annexe  2  ci-jointe.  ||  11  est  imparti  Nr.  u6m. 
an  d^lai  d'ane  ann^e,  k  dater  de  Tentröe  en  vigueur  des  präsentes  dispositions,  ^J^^' 
pendant  leqnel  les  lettres  de  voitore  et  les  dnplicatas  conformes  an  modale  i6.Jniiii898. 
de  1890  poorront  encore  Mre  employis  dans  le  trafic  international.    Ce  d^lai 
expir^y  les  lettres  et  dnplicatas  ^tablis  d'apr^s  le  nooveaa  formnlaire  seront 
seols  admis. 

IX.  —  II  sera  ajont^  an  paragraphe  4  des  Dispositions  r^glementaires 
one  annexe  da  ainsi  con^ae: 

Annexe  3a. 
Döolaration  generale. 

Le  bureaa   de   marchandises  dn  chemin  de  fer k 

sur  ma  (notre)  demande,  accepte  au  transport  toutes  les 

marchandises  ci-apr^s  d^sign^es,  qni  k  partir   de   ce  jour  Ini  seront  remises 
par  moi  (noos)  dans  ce  bnt,  savoir: 

Je  (nous)  reconnais  (sons)  forroellement  par  la  präsente  que  ces  marchan- 
dises ont  m  remises  au  transport 
sans  emballage*) 
avec  an  emballage  d^f^ctueux  notamment*): 

en  tant  qn'il  aura  €t^  fait  mention  de  cette  d^claration  g^n^rale  dans  la  lettre 

de  voiture  respective. 

le 18  ...  . 

X.  —  Annexe  4.     Cette  annexe  est  modifiöe  ainsi  qn'il  est  indiqu^  ci- 
apr^: 

Annexe   4. 
Disposition  ultirieure. 

le 18  ...  . 

La  gare  de du  chemin  de  fer  de 

est  pri^e  de  ne  pas  livrer  au  destinataire  M k ,  .  .  . 

d^8ign6  dans  la  lettre  de  voiture  du 18  ...  .  Texp^dition 

ci-apr^s  sp6cifi^e: 


Marques 

et 
Numeros 


Nombre 


Nature 

de 

l'emballage 


Obsignation  de  la 
marchandiso 


Poids  en 
kilogr. 


mais  de 

*)  On  rayera,  Selon  le  conditionnement  de  la  marchandise,  les  mots  „sans  emballage" 
ou  „avec  un  emballage  d^fectueux  notammenV*. 
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Nr.  11666.       1°  La  faire  retoumer  ä  mon  adresse. 

''^n'       2°  L'envoyer  UM k Station  du  chemin 


Staaten, 

i6.jami808.  de  fer  de 


3^  Livrer  seolement  contre  payement  da  montant  du  remboursement,  soit 

-=  (En  tontes  lettres.) 

4°  Ne  pas  liyrer  contre  payement  du  remboursement  indiqn^  dans  la  lettre 

de  voiture,   mais   d'un   rembonrsement    de =^ ^    (En 

toutes  lettres.) 
5°  Livrer  sans  reconvrer  le  montant  du  rembonrsement. 
6**  Livrer  franco. 

(Signatare.) 
Observation.   —   On  raycra  la  disposition  qui  ne  convient  pas  ä  chaqne  cas 
particulier. 

Article  3. 

Le  Protocole  da  14  octobre  1890  est  modifi^  comme  jl  suit: 

I.  Le  !•'  alin^a  du  1**  sera  compl6t6  par  Taddition  suivante:  ||  Si  les 
lignes  interm^diaires  de  transit  ne  sont  pas  exploit^es  par  une  administration 
de  cet  Etat,  les  Gouvernements  int^ress^s  peuvent  n^anmoins  convenir,  par  des 
arrangements  particaliers,  de  ne  pas  consid^rer  comme  internationaax  les 
transports  dont  il  s'agit. 

II.  II  est  ajout^  an  alin^a  5^  de  la  tenenr  suivante:  ||  Au  sujet  de  Tar- 
ticle  60,  il  est  entendn  que  la  Convention  internationale  engage  chaqne  £tat 
contractant  pour  une  dur^e  de  trois  ans  ä  partir  du  jour  de  son  entr^e  en 
vigueur  et  pour  de  nouvelles  p^riodes  successives  de  trois  ann^es,  tant  qu'un 
£tat  n'aura  pas  annonc6  aux  autres  £tats,  nn  an  au  plus  tard  avant  l'expi- 
ration  de  Tane  de  ces  p^riodes,  son  intention  de  se  retirer  de  la  Convention. 

Article  4. 

La  präsente  Convention  additionnelle  aura  la  m6me  dur^e  et  vigueur  que 
la  Convention  du  14  octobre  1890  dont  eile  devient  partie  int^grante.  Elle 
sera  ratifi^e  et  T^cbange  des  ratifications  aura  lieu  aussitöt  que  faire  se  pourra, 
dans  la  forme  adoptöe  pour  la  Convention  elle-m^me  et  les  actes  additonnels 
k  ladite  Convention.     Elle  entrera  en  vigueur  trois  mois  aprds  cet  behänge. 

Les  soussign^s  expriment  le  voeu  qu'uue  Edition  de  la  Convention  du 
14  octobre  1890,  teile  qu'elle  est  corapl^t^e  par  le  projet  de  Convention  addi- 
tioneile ci-dessus,  ainsi  que  par  la  D^claration  du  20  septembre  1893  et  par 
TArrangement  du  16  juillet  1895,  soit  imprim^e  par  les  soins  de  TOffice 
central,  aussitöt  que  ces  trois  derniers  actes  auront  6t6  ratifi^s  par  tous  les 
Etats  contractants. 

En  foi  de  quoi,  les  D^l^gu^s    soussign^s   ont   arr^t6  le  präsent  proces- 

verbal  final  dont  un  exemplaire,   certifi^  conforme,  sera  remis  h  chacun  des 

Gouvernements  repr^sent^s. 

Fait  ä  Paris,  le  2  avril  1896. 

(Unterschriften.) 
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Anlage  IH.  Nr.  nee«. 

Übersicht   der  Abweichungen   des  Zusatzttbereinkommens  vom  16.  Jnni  1898  '  ^^J^' 
von  dem  Entwurf  im  SchlufeprotokoU  der  Pariser  Konferenz  vom  2. April  1896.iöJwnii8»8. 

1.  Im  Artikel  1  Ziffer  VII  ist  im  französischen  Texte  zu  Artikel  31 
Ziffer  3  hinter  den  Worten  „de  Conventions"  das  Wort  „speciales"  dem 
deutschen  Texte  entsprechend  gestrichen  worden. 

2.  Artikel  1  Ziffer  IX  lautet  nunmehr  im  deutschen  Texte:  Artikel  38. 
Im  Absatz  2  werden  die  Worte:  „welchen  der  Absender  zu  zahlen  hat"  ersetzt 
durch  die  Worte:  „welcher  zu  zahlen  ist."  Im  französischen  Texte  sind  die 
Worte:  „du  texte  frangais"  gestrichen.  Dies  entspricht  dem  Beschlüsse  des 
Bundesrats  vom  4.  März  1897. 

3.  Im  Artikel  2  Ziffer  II  ist  zur  neuen  Fassung  des  §  3  der  Ansführungs- 
bestimmungen  im  deutschen  Texte  der  Ausdruck  „§  1  Absatz  4"  berichtigt 
in  §  1  Ziffer  4",  und  im  französischen  Texte  dementsprechend  die  Worte 
„au  paragraphe  1*'''  (alin^a  4)**  in  „au  4°  du  paragraphe  1®'"  abgeändert. 

4.  Im  Artikel  2  Ziffer  VI  beider  Texte  des  ZusatzQbereinkommens  sind 
verschiedene  rein  formelle  Änderungen  am  französischen  Texte  der  Aus- 
führungsbestimmungen vorgenommen,  die  teils  durch  den  französischen  Sprach- 
gebrauch bedingt  sind,  teils  die  Berichtigung  von  Druckfehlern  enthalten. 

Im  Artikel  2  Ziffer  VII  ist  in  beiden  Texten  ein  zweiter  Absatz  ein- 
geschaltet worden,  wodurch  ein  Fehler  im  französischen  Texte  des  ersten  Ab- 
satzes von  Ziffer  3  der  Nr.  XXVII  der  Anlage  1,  dem  deutschen  Text  ent- 
sprechend, dahin  verbessert  wird,  dalJs  das  vor  den  Schlufeworten  „ferm^s 
hermötiquement"  bisher  beigefügte  Wort  „non"  weggelassen  ist. 

6.  Im  Artikel  4  ist,  den  thatsächlichen  Verhältnissen  entsprechend,  im 
deutschen  Text  anstatt  des  zweimal  vorkommenden  Wortes  „Austausch"  gesetzt 
worden  „Niederlegung",  und  im  französischen  Texte  statt  der  Ausdrücke 
„r^change"  und  „cet  behänge"  die  Worte  „le  döpöt"  und  „ce  d^pöt". 


Nr.  11667.  DEXTTSCHES  BEIGE  und  NIEDERLANDE.  —  Überein- 
kunft zwischen  Deutschland  und  den  Niederlanden, 
betreffend  die  Ausdehnung  der  über  die  gegen- 
seitige Zulassung  der  in  den  Grenzgemeinden  wohn- 
haften Ärzte,  Wundärzte  und  Hebammen  zur  Aus- 
Übung  der  Praxis  unter  dem  11.  Dezember  1873 
getroffenen  Übereinkunft  auf  die  Tierärzte.  Vom 
23.  Februar  1898. 


Sa  Majestö  TEmpereur  d'Allemagne,  Roi  de  Prusse,  au  nom  de  TEmpire  jj,.  umt. 
Allemand,  d'une  part,  et  Sa  Majest^  la  Reine  des  Pays-Bas,  et  en  Son  nom  i>eokwhM 
la  Reine-R^gente  du  Royaume  des  Pays-Bas,   d'autre  part,  ayant  jug6  ntile Niederlande, 
d'autoriser  r^ciproquement  k  Texercice   de  leur   art   les  v6t6rinaires  r^sidant^»-'«*-^**^* 
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5r.  11667.  dans  les  commnnes  limitrophes,  ont  r^solu  de  conclare  une  Convention  k  cet 

^"ich  uT  ®^®*  ®*  ®^*  nomm6  dans   ce   but   pour  Leurs  Pl^nipotentiaires,   savoir:  ||  Sa 

Niederlande.  Majest^  TEmpereur  d'AUemagne,  Bei  de  Prasse:  ||  Monsieur  le  Baron  FranQois 

23.Feb.i8«8.j,g^j^  de  Brincken,   Conseiller  intime  actuel,   Chevalier  de  Tordre  de  TAigle 

Roage,  premi^re  Glasse  etc.,  etc.,  etc.,  Son  Envoy^  extraprdinaire  et  Ministre 

pl^nipotentiaire  prds  la  Cour  Royale  des  Pays-Bas;  ||  Sa  Majest^  la  Reine- 

R^gente  du  Royaume  des  Pays-Bas:  ||  Monsieur  Guillaume  Henri  de  Beaufort, 

Chevalier  de  Tordre  dn  Lion  N^erlandais  etc.,  etc.,  etc.,  Ministre  des  Affaires 

Etrangdres;  ||  lesquels,  apr^s  s'dtre  communiqu^  leurs  pleins  pouvoirs,  trouv^s 

en  bonne  et  due  forme,  sont  convenus  des  articles  suivants: 

Article  premier. 

Les  v^t^rinaires  allemands  ^tablis  dans  les  communes  allemandes  limi- 
trophes  des  Pays-Bas,  et  les  vöt^rinaires  n6erlandais  ^tablis  dans  les  communes 
n^erlandaises  limitrophes  de  TAllemagne  jouiront  en  ce  qui  concerne  Texercice 
de  leur  art  —  y  compris,  dans  le  cas  oü  aucun  pharmacien  ne  serait  Stabil 
dans  la  commune,  la  pr^paration  et  la  d^livrance  de  m^dicaments  destin^s  au 
bötail  soumis  k  leur  traitement  — ,  des  avantages  stipul^s  par  la  Convention, 
conclue  le  11  d^cembre  1873  entre  TAllemagne  et  les  Pays-Bas,  sous  les 
conditions  enoncees  aux  articles  3  et  4  de  ladite  Convention. 

Article  2. 

Sont  exclus  du  b^n^fice  de  Tarticle  pr^c^dent:  dans  les  Pays-Bas,  les 
v^t^rinaires  allemands,  qni  ne  poss^dent  pas  un  diplöme  dölivr^  en  conformit^ 
des  dispositions  du  §  29  de  la  „Reichs -Gewerbeordnung*'  et  des  ordonnances 
r^glementaires  concernant  Texercice  de  Tart  v^t^rinaire,  et  en  AUemagne,  les 
v6t6rinaires  n^erlandais  qui  ne  jouissent  de  la  facultö  d'exercer  Tart  v6t6rinaire, 
qu'en  vertu  des  articles  15  et  16  de  la  loi  n^erlandaise  du  8  juillet  1874, 
modifi^e  par  Celles  du  4  avril  1875  et  du  15  avril  1886. 

Article  3. 

Les  v^t^rinaires  allemands,  qui  feraient  usage  de  Tautorisation  accord^e 
par  cette  Convention,  seront  exempts  dans  les  Pays-Bas  de  tonte  contribution 
directe,  qui  pourrait  leur  fetre  impos^e  en  vue  de  Texercice  de  leur  art  dans 
les  communes  limitrophes  ou  des  revenus,  qui  en  proviennent.  |j  Les  v^t^rinaires 
n^erlandais  seront,  sous  les  m^mes  conditions,  exempts  en  Allemagne  de  tonte 
contribution  analogue. 

Article  4. 

La  präsente  Convention  sera  ratifi^e  et  T^change  des  ratifications  se  fera 
k  la  Haye,  le  plus  tot  possible.  ||  Elle  entrera  en  vigueur  six  semaines  apr^s 
r6change   des   ratifications   et   aura   la    m^me    dur^e   que   la   Convention   du 
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11.  d^cembre  1873  ä  laquelle  eile  se  rapporte.  H  £n  foi  de  quoi,   les  pl^ni-  Nr.  .nee? 
potentiaires  ont  sigue  la  präsente  Convention   et  y  ont  appos6  les  sceaux  de  ^^^ 

lears   armes.  Niederlande. 

Fait,  en  double,  ä  la  Haje  le  23  f^vrier  1898.  28.Feb.i898. 

(L.  S.)  Brincken.  (L.  S.)  W.  H.  de  Beaufort. 

Denkschrift, 

dem  Deutschen  Reichstage  bei  Einbringung  des  vorstehenden  Vertrages 

vorgelegt.    9.  Dezember  1898. 

In  dem  mit  den  Niederlanden  wegen  gegenseitiger  Zulassung  von  Medizinal- 
personen zur  Praxis  in  den  Grenzgemeinden  abgeschlossenen  Übereinkommen 
vom  11.  Dezember  1873  (Reichs-Gesetzbl  1874  S.  99)  haben  die  Tierärzte 
keine  Erwähnung  gefunden.  Nachdem  inzwischen  in  den  Niederlanden  gesetz- 
liche Bestimmungen  über  die  Erlangung  des  Tierarztdiploms  erlassen  worden 
sind,  erschien  es  zweckmäbig,  einer  Anregung  der  niederländischen  Regierung 
entsprechend,  die  bezeichnete  Übereinkunft  auf  die  beiderseitigen  approbierten 
Tierärzte  zu  erstrecken.  Demzufolge  ist  die  vorliegende  Übereinkunft  ab- 
geschlossen worden,  zu  der  im  einzelnen  folgendes  zu  bemerken  ist: 

Durch  die  im  Artikel  2  bezüglich  der  niederländischen  Tierärzte  ent- 
haltene Bestimmung  wird  die  Übereinkunft  auf  solche  niederländischen  Tier- 
ärzte beschränkt,  welche  das  Diplom  als  „Veearts**  besitzen. 

Zu  Artikel  3  Absatz  2  ist  zu  erwähnen,  dals  eine  besondere  Besteuerung 
der  tierärztlichen  Praxis  als  solcher  in  PreuDsen  nicht  stattfindet 

Von  dem  Erfordernis  einer  jährlichen  gegenseitigen  Mitteilung  eines 
Verzeichnisses  der  betreffenden  Tierärzte  (Artikel  6  der  Übereinkunft  vom 
11.  Dezember  1873)  konnte  abgesehen  werden. 


Nr.    11668.    ÖSIEBBEICH-ÜNOABN   und  JAPAN.  —   Handels-  und 

Schiffahrts  vertrag. 

Wien,  5.  Dezember  1897. 

Sa  Majest^  TEmpereur  du  Japon  et  Sa  Majestö  TEmpereur  d'Autriche,  ^,  ^j^^ 

Roi   de  Boheme,  etc.  et  Roi  Apostolique  de  Hongrie,  anim^s  d'un  ägal  dösir  öetemioh- 

de  maintenir  les  bons  rapports  d6jä  heureusement  ^tablis  entre  Eux  en  ^ten-  qq^'j^q, 

dant  et  en  augmentant  les  relations  entre  leurs  Etats  respectifs,  et  persuad^s  s.  Dez.  1897. 

que   ce   but  ne   saurait   ^tre  mieux  atteint   que  par   la  r^vision   du   Trait^ 

jnsqu'ici  en  vigueur  entre  leurs  Pays  ont  r^soln  de  proc^der  k  cette  revision 

sur  les  bases  de  T^quit^  et  de  l'int^r^t  mutuels  et  ont  nomm^  ä  cet  effet,  pour 

leurs  P16nipotentiaires,  savoir :  ||  Sa  Majest^  FEmpereur  du  Japon :  ||  Le  Sieur 

Takahira  Kogoro,  Shoshii,  2^ine  classe  de  TOrdre  Imperial  du  Soleil  levant, 

Son  Envoy^  extraordinaire  et  Ministre  pl^nipotentiaire  k  Vienne,  ||  et  ||  Sa 

Majest4  J'Empereur  d'Autriche,   Roi  de  Boheme,  etc.  et  Roi  Apostolique  de 

Hongrie :  ||  Le  Sienr  Agenor  Goluchowski  de  Goluchowo,  Son  Conseiller  intime 
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Nr.  ii6«8.  actael,  Chambellan,  Ministre  de  la  Maison  Imperiale  et  Royale  et  des  affaires 
ün^ra  '  ^trang^res,  Chevalier  de  TOrdre  de  la  Toison  d*Or  et  Chevalier  de  1«»  classe 

nnd  Japan,  de  VOrdre  Imperial  de  la  Couronne  de  fer,  ||  lesquels,  apr^s  s'^tre  commaniqa^ 

'leurs  pleins  pouvoirs  tronv^s  en  bonne  et  due  forme,  ont  concla  le  präsent 

Trait^  de  cominerce  et  de  navigation. 

Article  I. 

Les   Sujets   de   chacane   des  Hantes  Parties   contractantes   auront  toute 

libert6  d'entrer,  de  voyager  ou  de  rösider  en  un  lieu  quelconque  des  territoires 

de  Taotre,  et  y  jouirout  d'une  pleine  et  entiöre  protection  ponr  leors  personnes 

et  lenrs  propri^t^s.  ||  Hs  anront  an  libre  et  facile  acc^s  aapr^s  des  tribunanx 

de  justice  tant  pour  r^clamer  qne  ponr  d^fendre  lenrs  droits;  ils  seront,  snr 

le  nadme  pied  qne  les  nationanx,  libres  de  choisir  et  d'employer  des  avon^s, 

avocats  et  inandataires  afin  de  poursnivre  et  de  d^fendre  lenrs  droits  devant 

ces  tribananx.     Quant  anx  autres  matiäres  qui  se  rapportent  k  Tadministration 

de  la  justice,  ils  jouiront  de  tous  les  droits  et  Privileges  dont  jouissent  les 

nationaux.  ||  Pour  tont  ce  qui  concerne  le  droit  de  r^sider  et  de  voyager,  de 

poss^der   des   biens   et   effets  mobiliers  quelconques,  de  disposer  de  quelque 

mani^re   que   ce   soit   des   biens   de   toutes   sortes   qu'ils  peuvent  16galement 

acqu6rir^  et  transmettre  par  succession,  par  testament  ou  autre  mani^re,  les 

Sujets  de  chacune  des  Hautes  Parties  contractantes  jouiront,  dans  les  territoires 

de  Tautre,  des  m^mes  Privileges,  libert^s  et  droits  que  les  nationaux  ou  les 

sujets  de  la  nation  la  plus  favoris^e  sans  pouvoir  etre  tenus  ä  acquitter  des 

impöts  ou  taxes   autres  ou  plus  eiev^s.    Les  sujets  de  chacune  des  Hautes 

Parties   contractantes  jouiront,   dans  les  territoires  de  Fautre,   d'une  entiere 

liberte  de  conscience  et  pourront,  en  se  conformant  aux  lois,  ordonnances  et 

r^glements  du  pays,  se  livrer  k  Texercice  priv6  ou  public  de  leur  culte;  ils 

jouiront  aussi  du  droit  d'inhumer  leurs  nationaux  respectifs,  suivant  leurs  cou- 

tumes  religieuses,  dans  des  lieux  convenables  et  appropri^s  qui  seront  ^tablis 

et  entretenus  k  cet  effet.  ||  Hs  ne  seront  contraints,  sons  aucun   pr^texte,  k 

subir  des  charges  ou  k  payer  des  taxes  autres  ou  plus  ölev^es  qne  celles  qui 

sont  ou  seront  pergues  sur  les  nationaux  ou  les  sujets  de  la  nation  la  plus 

favoris^e. 

Article  II. 

Les  sujets  de  chacune  des  Parties  contractantes  qui  resident  dans  les 
territoires  de  Tautre,  ne  seront  astreints  k  aucun  service  inilitaire  obligatoire, 
soit  dans  Tarmöe  ou  la  marine,  soit  dans  la  garde  nationale  ou  la  milice;  ils 
seront  exempts  de  toutes  contributions  impos^es  en  lieu  et  place  du  service 
personnel,  et  de  tous  emprunts  forcös,  de  toutes  exactions  ou  de  contributions 
militaires.  ||  Sont  toutefois  except^es  les  charges  qui  sont  attach^es  ä  la  possession 
d'un  bien-fonds,  ainsi  que  les  prestations  et  r^quisitions  militaires  auxquelles 
tous  les  nationaux  peuvent  etre  appel^s  k  se  soumettre  comme  propri^taires, 
fermiers  ou  locataires  d'immeubles  en  tant  que  la  possession  d'un  bien-fonds 
ou  d'immeubles  sera  permise. 
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Article  III.  Nr.  11668. 

II  y  aura  reciproquement  pleine  et  entiöre  libert^  de  commerce  et  de  jj^***"*^*^'^ 
navigation  entre  les  territoires  des  Hautes  Parties  contractantes.  ||  Les  sigets  de  Japan, 
chacnne  des  Haates  Parties  contractantes  pcarront,  en  qaelque  lieu  que  ee^'^^'^^^^ 
soit  des  territoires  de  Tautre,  faire  le  commerce  tant  en  gros  qa'en  detail  de 
toas  prodaits,  objets  fabriqn^s,  tous  articles  de  commerce  licite,  soit  en  per- 
sonne, soit  par  lenrs  agents»  seuls  ou  en  entrant  en  soci^t^  avec  des  ^trangers 
ou  avec  des  nationanx;  ils  ponrront  y  poss^der,  loaer  et  occuper  des  maisons 
et  boatiqaes,  des  fabriqnes,  des  magasins,  louer  des  terres  k  Teffet  d'y  rösider 
oa  d'y  exercer  uue  indnstrie  ou  faire  le  commerce,  le  tont  en  se  conformant 
comme  les  nationanx  eux-m^mes  aax  lois,  aux  räglements  de  police  et  de 
douane  du  pays.  ||  Ils  auront  pleine  libertö  d'entrer  avec  leurs  navires  et  leurs 
cargaisons  dans  tous  los  ports  et  rivi^res  de  lenrs  territoires  respectifs,  qni  sont 
on  ponrront  ^tre  onverts  au  commerce  ext^rieur,  et  jouiront,  en  matiere  de 
commerce,  d'inonstrie  et  de  navigation,  du  m^me  traitement  que  les  nationanx 
ou  les  sujets  de  la  nation  la  plus  favorisöe,  sans  avoir  ä  payer  aucun  impöt, 
faxe  on  droit  de  quelque  nature  ou  de  quelque  d^nomination  que  ce  soit,  perQu 
au  nom  on  au  profit  du  Gouvernement»  de  fonctionnaires  pnblics,  de  parti- 
cuHers,  de  corporations  ou  Etablissements  quelconques,  autres  ou  plus  61evEs 
que  cenx  imposEs  aux  nationanx  ou  aux  sujets  de  la  nation  la  plus  favorisEe; 
le  tont  en  se  conformant  aux  lois,  ordonnances  et  r^glements  des  pays 
respectifs. 

Article  IV. 

Les  babitations,  fabriques,  magasins  et  boutiqnes  des  sujets  de  chacune 
des  Hautes  Parties  contractantes  dans  les  territoires  de  Tautre,  ainsi  que 
leurs  döpendances,  servaut  soit  k  la  demeure,  soit  k  Tindustrie  ou  au  commerce, 
seront  respect^s.  ||  II  ne  sera  point  permis  d'y  procöder  k  des  perquisitions  ou 
visites  domiciliaires  non  plus  que  d'examiner  ou  d'inspecter  les  livres,  papiers 
ou  comptes,  sauf  dans  les  conditions  et  formes  prescrites  par  les  lois,  ordon- 
nances et  röglements  applicables  aux  nationanx  ou  aux  sajets  de  la  nation  la 
plus  favoris^e. 

Article  V. 

II  ne  sera  impos6  k  Timportation  dans  la  Monarchie  austro-hongroise  de 
tous  articles  produits  ou  fabriques  dans  le  territoire  de  Sa  Majest6  r£mpereur 
du  Japon,  de  quelque  endroit  qu'ils  viennent,  et  k  Timportation  dans  le  terri- 
toire de  Sa  MajestE  TEmpereur  du  Japon,  de  tous  articles  produits  ou  fabri- 
ques dans  la  Monarchie  austro-hongroise  de  quelque  endroit  qu'ils  viennent, 
aucun  droit  autre  ou  plus  61ev6  que  celui  imposE  aux  articles  similaires  pro- 
duits ou  fabriques  dans  tont  autre  pays  ötranger.  ||  De  mßme,  aucune  prohibi- 
tion  d'importation  ne  sera  Etablie  dans  les  territoires  de  Tune  des  Hautes 
Parties  contractantes  sur  un  article  quelconque  produit  ou  fabriquö  dans  les 
territoires  de  Tautre,  de  quelque  endroit  qu'il  yienne,  k  moins  que  cette  Pro- 
hibition ne  soit  appliqu^  en  m^me  temps  k  l'importation  des  articles  similaires 
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Nr.  11668.  produits  ou  fabriqu6s  dans  tout  autre  pays.     Cette   derni^re  disposition  n'est 
u^'^Mn*^  nVd  P*^  applicable  aux  prohibitions  sanitaires  ou  antres  proyenant  de  la  n^cessit^ 
Japan,     de  pfot^gef  la  s^curit^  des  personnes,  ainsi  qae  ia  conversation  dn  b^tail  et 
5.  De«.  1897.  ^gg  plaotes  utües  ä  ragricultare. 

Article  VI. 

II  ne  sera  impos^  dans  les  territoires  de  chacnne  des  Hautes  Parties 
contractantes,  ä  Texportation  d'nn  article  quelcooqae  ä  destination  des  territoires 
de  Tantre,  aucnn  droit  ou  Charge  aatre  ou  plus  ^lev6  qne  ceux  qni  sont  ou 
seront  payables  k  Texportation  des  articles  similaires  k  destination  d'un  autre 
pays  ^tranger  quel  qu'il  soit;  de  m^me,  aucune  prohibition  ne  sera  impos^e  k 
Texportation  d'aucun  article  des  territoires  de  Tune  des  Parties  contractantes 
k  destination  des  territoires  de  Tautre  sans  que  cette  prohibition  soit  ^galement 
^tendue  k  Texportation  des  articles  similaires  k  destination  de  tout  autre  pays. 

Article  VII. 
Les  Sujets  de  chacune  des  Hautes  Parties  contractantes  jouiront  dans  les 
territoires  de  Tautre,  de  Texemption  de  tous  droits  de  transit,  et  d'une  parfaite 
^galit^  de  traitement  avec  les  nationaux  pour  tout  ce  qui  concerne  le  maga- 
sinage,  les  primes,  les  facultas  et  les  drawbacks. 

Article  VIII. 
Les  objets  passibles  d'un  droit  d'entr^e  qui  sont  Importes  comme  6chan- 
tillons  par  des  marchands,  des  industriels  ou  des  commisvoyageurs  seront, 
de  part  et  d'autre,  admis  en  franchise  de  droits  d'entröe  et  de  sortie  k  la 
condition  que  ces  objets  soient  r^export^s,  sans  avoir  ^t^  vendus,  dans  le 
d^lai  fixö  par  les  lois  du  pays  respectif  et  sous  r^erve  de  raccomplissement 
des  fornialitös  de  douane  pour  en  assurer  la  r^exportation  ou  la  r^int^gration 
en  entrepöt.  La  r^exportation  des  ^chantillons  devra  ^tre  garantie  dans  les 
territoires  des  Hautes  Parties  contractantes  imm^diatement  au  premier  lieu 
d'entr^e  soit  par  döpöt  du  montan t  des  droits  de  douane  respectifs  soit  par 
cautionnement  ||  Seront  de  m^me  exempts  de  part  et  d'autre  des  droits  d'cntr^e, 
les  cartes  d'^chantillons,  les  6chantillons  en  morceaux  coup6s  de  la  pi^ce  ou 
les  ^chantillons  repr^sentant  les  marchandises  en  tant  qu'ils  ne  peuvent  servir 
k  aucun  autre  usage,  m^me  lorsqu'ils  seront  Importes  d'une  mani^re  autre  que 
Celle  pr^vue  dans  Talin^a  pr^c^dent. 

Article  IX. 
S'il  est  pr^levc  dans  les  territoires  de  Fune  des  Hautes  Parties  contrac> 
tantes  dans  le  pays  entier  ou  dans  une  circonscription  restreinte  un  droit 
interne,  soit  pour  le  compte  de  TEtat,  soit  pour  celui  d'ane  commune  ou  d'une 
Corporation,  de  la  production,  de  la  fabrication  ou  de  la  consommation  d'un 
article,  Tarticle  similaire  qui  serait  import^  des  territoires  de  Tautre  Partie 
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contractante  ne  pourra,  dans  ce  pays  ou  dans  cette  circonscription  ^tre  grev^   Ni.  iieee. 
que  du  droit  ^gal  et  non  d'un  droit  plus  ^lev6,  ni  plus  on6renx.  ||  II  ne  pourra u*^ \^^ 
Itre  pr^le?^  des  droits  internes  quelconques  dans   le  cas  oü  ies  articles  de     Japtn. 
m^me  nature  ne  seraient  pas  produits  ou  fabrlqu^s  ou  ne  seraient  pas  frapp^ 
des  m^mes  droits  dans  ce  pajs  ou  dans  cette  circonscription. 

Article  X. 
Tous  Ies  articles  qui  sont  ou  pourront  6tre  l^galement  inaport^s  dans  Ies 
ports  du  territoire  de  Sa  Majest^  TCmpereur  du  Japon  sur  des  navires 
japonais  pourront,  de  m^me,  ^tre  importös  dans  ces  ports  sur  des  navires 
antrichiens  ou  hongrois;  dans  ce  cas,  ces  articles  n'auront  k  pajer  aucun  droit 
ou  Charge,  de  quelque  dänomination  que  ce  soit,  autres  ou  plus  ^ley^s  que 
ceux  impos^s  sur  Ies  m^mes  articles  Importes  par  des  navires  japonais.  R^ci- 
proqnement,  tous  Ies  articles  qui  sont  ou  pourront  6tre  l^galement  Importes 
dans  Ies  ports  autrichiens  ou  hongrois  sur  des  navires  antrichiens  ou  hongrois 
pourront,  de  m^me,  Ure  importös  dans  ces  ports  sur  des  navires  japonais; 
dans  ce  cas,  ces  articles  n'auront  k  payer  aucun  droit  ou  Charge  de  quelque 
d^nomination  que  ce  soit,  autres  ou  plus  ^lev^s  que  ceux  impos^s  sur  Ies 
m^mes  articles  importös  par  des  navires  autrichiens  ou  hongrois.  Cette 
^lit^  r^ciproque  de  traitement  sera  accord^c  indistinctement,  soit  que  ces 
articles  viennent  directement  des  pays  d'origine,  soit  qu'ils  viennent  de  tout 
autre  lieu.  ||  De  m^me,  il  y  aura  parfaite  6galit6  de  traitement  relativement  k 
l'exportation;  ainsi,  Ies  m^mes  droits  d'exportation  seront  pay^s,  et  Ies  m^mes 
primes  et  drawbacks  seront  accord§s,  dans  Ies  territoires  de  chacune  des 
Hautes  Parties  contractantes ,  sur  Texportation  de  tout  article  qui  est  ou 
pourra  6tre  I^alement  export^,  que  cette  exportation  alt  Heu  sur  des  navires 
japonais  ou  sur  des  navires  autrichiens  ou  hongrois  et  quel  que  soit  le  lieu  de 
destination,  qu'il  soit  un  des  ports  de  chacune  des  Hautes  Parties  contractantes 
ou  un  des  ports  d'une  Pnissance  tierce. 

Article  XI. 
Aucun  droit  de  tonnage,  de  port,  de  pilotage,  de  phare,  de  quarantaine 
ou  autres  droits  similaires  ou  analogues,  de  quelque  nature  ou  sous  quelque 
d^nomination  que  ce  soit,  lev6s  au  nom  ou  au  profit  du  Gouvernement,  de 
fonctionnaires  publics,  de  particuliers,  de  corporations  ou  d'^tablissements 
quelconques  qui  ne  seraient  ^galement  et  sous  Ies  m^mes  conditions  en  pareil 
cas  sur  Ies  navires  nationaux  ou^sur  Ies  navirea  de  la  nation  la  plus  favoris6e, 
ne  seront  impos^s  dans  Ies  ports  des  territoires  de  chacune  des  Hautes  Parties 
contractantes,  sur  Ies  navires  de  Tautre.  Cette  ^galit6  de  traitement  sera 
appliqu^e  röciproquement  aux  navires  respectifs  de  quelque  endroit  qu'ils 
arrivent  et  quel  que  soit  le  lieu  de  destination. 

Article  XII. 
En  ce   qui   conceme    le   placement  des   navires,   leur  chargement,   leur 
d^hargement   dans   Ies   ports,   bassins,  docks,   rades,  havres  ou  rivi^res  des 
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Nr.  11668.  territoires  des  Haates  Parties  contractantes,  il  ne  sera  accord^  aux  navires 

Ungarn  und  °*^*^"*"^   aucun   privil^ge   ni   aucune   faveur   qui   ne   le  soit  ^galement  aux 

Japan,     navires   de  Tautre  Partie,   la  volonte  des  Haates  Parties  contractantes  6tant 

5.  De».  1807.  ^  .       ,  .  ..^  .  .    ,  ,         .     , 

qae,   sons  ce  rapport  aussi,   les  navires  respectifs  soient  traites  snr  le  pied 
d'une  parfaite  6galit^. 

Article  XIII. 

II  est  fait  cxception  aux  dispositions  da  präsent  Trait^  poar  le  cabotage 
dans  les  territoires  de  Fune  ou  de  Tautre  des  Haates  Parties  contractantes, 
dont  le  regime  reste  soamis  aux  lois,  ordonnances  et  r^lements  des  pajrs 
respectifs.  II  est  «ntendu  toutefois  que  les  sujets  japonais  dans  la  Monarchie 
austro-hongroise,  et  les  sujets  autrichiens  ou  hongrois  dans  le  territoire  de 
Sa  Majest6  TEmpereur  du  Japon  jouiront,  pour  tout  ce  qui  concerne  le  cabo- 
tage, des  droits  et  Privileges  qui  sont  ou  seront  accord^s  par  ces  meines  lois, 
ordonnances  et  r^glements  aux  sujets  de  tout  autre  pajs.  ||  Tout  navire  japonais 
charg^  ä  l'^tranger  d'une  cargaison  destin^e  en  tout  ou  en  partie  ä  deux  ou 
plusieurs  ports  de  TAutriche  ou  de  la  Hongrie  et  tout  navire  autrichien  ou 
hongrois  cbarg^  k  T^tranger  d'une  cargaison  destin^e  en  tout  ou  en  partie  k 
deux  ou  plusieurs  ports  du  territoire  de  Sa  Majestö  TEmpereur  du  Japon 
pourra,  en  se  conformant  aux  lois  et  aux  r^lements  de  douane  du  pajs, 
d^harger  nne  partie  de  sa  cargaison  dans  un  port,  et  continuer  son  voyage 
pour  Tautre  ou  les  autres  ports  de  destination  oü  le  commerce  ^tranger  est 
admis,  dans  le  but  d'y  d^cbarger  une  autre  partie  ou  le  reste  de  sa  cargaison 
d'origine.  ||  Le  Gouvernement  japonais  concMe  en  outre  aux  navires  autrichiens 
et  hongrois  de  continuer,  comme  par  le  pass^,  et  pour  toute  la  dur^e  du  präsent 
Trait^  k  transporter  des  cargaisons  entre  les  ports  onverts  de  TEmpire,  k 
l'exception  des  ports  d'Osaka,  de  Niigata  et  d'Ebisu-Minato. 

Article  XIV. 
Tout  vaisseau  de  guerre  ou  navire  de  commerce  de  Tune  ou  de  l'autre 
des  Hautes  Parties  contractantes  qui  serait  forc^  par  le  mauvais  temps  ou 
pour  toute  autre  raison  de  se  r^fugier  dans  un  port  de  Fautre,  aura  la  libertä 
de  s'y  faire  r^parer,  de  s'y  pourvoir  de  tous  le  approvisionnements  dont  il 
aura  besoin  et  de  reprendre  la  mer  sans  payer  d'autres  taxes  que  Celles  qui 
seraient  acquitt^es  en  pareille  circonstance  par  les  navires  nationaux«  Dans 
le  cas  cependant  oü  le  capitaine  d'un  navire  de  commerce  se  trouverait  dans 
la  n^cessitö  de  vendre  nne  partie  de  sa  cargaison  pour  payer  les  frais,  il  sera 
Obligo  de  se  conformer  aux  röglements  et  tarifs  du  lieu  oü  il  aurait  relächö.j' 
S*il  arrive  qu'un  vaisseau  de  guerre  ou  un  navire  de  commerce  de  l'une  des 
Hautes  Parties  contractantes  öcboue  ou  fasse  naufrage  sur  les  cötes  de  Tautre, 
les  autorit^s  locales  en  informeront  sans  retard  le  Consul-G^n^ral,  le  Consul, 
le  Vice-Consul  ou  TAgent  consulaire  le  plus  voisin.  ||  Toutes  les  Operations 
relatives  au  sauvetage  des  navires  japonais  naufrag^s  ou  ^houös  dans  le  eaux 
territoriales  de  TAutriche  ou  de  la  Hongrie  auront  lieu  conform^ment  aux  lois, 
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ordonnances  et  r^glements  de  l'Aatriche  et  de  la  Hongrie  et,  r^ciproquement,  Nr.  11^. 
toates  les  mesures  de  sauvetage  relatives  aux  navires  autrichiens  ou  hongrois  u^^'^d 
naofrag^  ou  4choa6s  dans  les  eanx  territoriales  de  Sa  Majest^  TEmperear  da  ^<^p»- 
JapoD,  anront  liea  conform^ment  aux  lois,  ordonnances  et  r^glements  da  Japoo.  ||  '  ^ 
Toas  navires  oa  vaisseaax  ainsi  ^chou^s  ou  naufrag^s,  tous  d^bris  et  acces- 
soires,  toates  fournitares  iear  appartenant,  et  toas  effets  et  marchandises  saav^s 
des  dits  navires  oa  vaisseaax,  y  compris  ceax  qai  aaraient  ^t^  jet^s  k  la  mer 
ou  les  prodoits  des  dits  objets,  s'ils  sont  vendus,  ainsi  qae  toas  papiers  trouv^s 
k  bord  de  ces  navires  oa  vaisseaax  6choa6s  oa  naafrag^s,  seront  remis  aox 
propri^taires  ou  k  lears  repr^sentants  qaand  ils  les  r^clameront.  Dans  le  cas 
oü  ces  propri^taires  oa  reprösentants  ne  se  troaveraient  pas  sar  les  lieax,  les 
dits  prodoits  ou  objets  seront  remis  aax  Gonsals-G^n^raax,  Consals,  Vice- 
Gonsuls  oa  Agents  consolaires  respectifs,  sar  Iear  r^clamation,  dans  le  dölai 
fix6  par  les  lois  da  pajs,  et  ces  officiers  consalaires,  propri^taires  ou  repr^- 
sentants  pajreront  sealement  les  d^penses  occasionntes  poar  la  conservation 
des  dits  objets  ainsi  que  les  frais  de  sauvetage  ou  autres  döpenses  auxquels 
seraient  soumis,  en  cas  de  naufrage,  les  navires  nationaux,  ||  Les  effets  et 
marchandises  sauv^s  du  naufrage  seront  exempts  de  tous  droits  de  douane, 
ä  moins  qu'ils  n'entrent  dans  la  consommation  int^rieure,  auquel  cas  ils  pajeront 
les  droits  ordinaires.  ||  Dans  le  cas  oü  un  navire  appartenant  aux  sujets  d'une 
des  Hautes  Parties  contractantes  ferait  naufrage  ou  öchouerait  sur  les  terri- 
toires  de  l'autre,  les  Consuls-O^n^raux,  Gonsuls,  Yice-Gonsuls  ou  Agents  con- 
sulaires  respectifs  seront  autoris^s,  en  Tabsence  du  propriötaire,  capitaine  ou 
autre  representant  du  propri^taire,  k  pr6ter  leur  appui  officiel  pour  procurer 
toute  Tassistance  nöcessaire  aux  sujets  des  Etats  respectifs.  U  en  sera  de 
m^me  dans  le  cas  oü  le  propri^taire,  capitaine  ou  autre  representant  serait 
präsent,  et  demanderait  une  teile  assistance. 

Article  XV. 
Tous  les  navires  qui,  conform^ment  aux  lois  japonaises,  sont  considör^s 
comme  navires  japonais  et  tous  les  navires  qni,  conform^ment  aux  lois  autrichiennes 
ou  hongroises  sont  consid^r^s  comme  navires  autrichiens  ou  hongrois  seront 
respectivement  consid^r^s  comme  navires  japonais  et  autrichiens  ou  hongrois 
pour  Vapplication  du  präsent  Trait^. 

Article  XVL 
Si  un  marin  d^serte  d'un  vaisseau  de  guerre  ou  d'un  navire  de  commerce 
appartenant  k  Tune  ou  k  Tautre  des  Hautes  Parties  contractantes  sur  les 
territoires  le  Tautre,  les  autoritös  locales  seront  tenues  de  pr^ter  toute  assistance 
en  leur  pouvoir  pour  Tarrestation  et  la  remise  de  ce  döserteur,  sur  la  demande 
qui  leur  sera  adress^e  par  le  Gonsul  du  pays  auquel  appartient  le  navire  ou 
vaisseau  du  d^serteur  ou  par  le  representant  du  dit  ConsuL  |{  II  est  entendu 
que  cette  stipulation  ne  s'appliquera  pas  aux  sujets  du  pays  oü  la  d^sertion 
a  eu  lieu« 
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Nr.  ii6«8.  Article  XVII. 

UDfarn  und  ^^^  Hautcs  Pafties  contractantes  conviennent  que,  dans  toutes  les  mati^res 
Japan,  relativcs  au  commerce  et  ä  la  navigation,  toat  privil^ge,  faveur  ou  immonit^ 
'quelconqne  qoe  Tane  d'£lles  a  d^jä  accordös  ou  accorderait  k  Tavenir  au 
Gonvernement,  atix  navires  oa  aux  sujets  de  tout  aatre  Etat,  seront  ^tendos 
imm^diatement  et  sans  condition  ä  l'aatre  Partie  coutractante,  lenr  intention 
ötant  qae,  pour  ce  qni  concerne  le  commerce  et  la  navigation ,  les  Haates 
Parties  contractantes  jonissent,  sous  toas  les  rapports,  da  traitement  de  la 
nation  la  plus  favoris6e. 

Article  XVIII. 

Les  sujets  de  chacone  des  Haates  Parties  contractantes  jooiront,  sar  les 
territoires  de  Taatre,  de  la  möme  protection  que  les  nationaux  relativement 
anx  patentes,  aax  dessins  et  modales,  aux  marqaes  de  fabrique  ou  de  commerce, 
aax  raisons  sociales  et  aux  noms,  en  reroplissant  les  formalit^s  prescrites 
par  la  loi. 

Article  XIX. 

Ghacune  des  Hautes  Parties  contractantes  pourra  nommer  des  Consuls- 
G^n^raux,  Consuls,  Yice-Consuls,  Pro  Consuls  et  Agents  consulaires  dans  tou^ 
les  ports,  Tilles  et  places  de  Tautre  Partie,  sauf  dans  les  localit^s  oü  11  y  aurait 
inconv^nient  k  admettre  de  tels  officiers  consulaires.  ||  Gette  exception  ne  sera 
cependant  pas  faite  k  T^gard  de  Tune  des  Parties  contractantes,  sans  Tötre 
ögalement  k  T^gard  de  toutes  les  autres  Puissances.  ||  Les  Consul-G6n6raux, 
Consuls,  Vice-Consuls,  Pro-Gonsuls  et  Agents  consulaires  exerceront  toutes  leurs 
fonctions  et  jouiront  de  tons  les  Privileges,  exemptions  et  immunit^  qui  sont 
ou  seront  accord^s  aux  officiers  consulaires  de  la  nation  la  plus  favoris^e. 

Article  XX. 
Les  Hautes  Parties  contractantes  sont  convenues  de  ce  qui  suit  ||  Les 
divers  quartiers  etrangers  qui  existent  au  Japon  seront  incorpor^s  aux  communes 
respectives  japonaises  et  feront  d^s  lors  partie  du  Systeme  municipal  du  Japon.  || 
Les  autorit^s  japonaises  comp6tentes  assumeront  en  cons^quence  toutes  les 
obligations  municipales  qni  r^sultent  de  ce  nouvel  ^tat  de  choses  et  les  fonds 
et  biens  municipaux  qui  pourraient  appartenir  k  ces  quartiers  seront,  de  plein 
droit,  transf^res  aux  dites  autorit^s  japonaises.  {;  Lorsque  les  changements 
ci-dessus  indiqu^s  auront  6t^  effectu^s,  les  baux  k  perp^tuit^,  en  vertu  desquels 
les  Etrangers  possMent  actnellement  des  propriötös  dans  les  dits  quartiers 
seront  confirm^  et  les  propri^t^s  de  cette  nature  ne  donneront  lieu  k  aucuns 
impöts,  taxes,  charges,  contributions  ou  conditions  quelconques  autres  que  ceux 
express^ment  stipul^s  dans  les  baux  en  question.  II  est  entendu  toutefois 
qu'aux  autorit^s  consulaires  dont  11  y  est  fait  mention  seront  substituöes  les 
autorit^s  japonaises.  ||  Les  droits  de  possession  sur  les  dits  bien  fonciers 
pourront  fttre  librement  ali^n^s  k  Tavenir  par  leurs  possesseurs  k  des  indigönes 
ou  Etrangers   sans   qu'ils  soient  tenus  de  demander  comme  k  prteent  pour 
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certains  cas  rapprobation  des  autorit^s  consalaires  on  japonaises.  ||  Les  terrains  Nr.  11668. 
qae  le  gonvernement  japonais  anrait  concädös  exempts  de  rentes  va  l'us&go  un^^^^and 
public  auquel  ils  ^taient  aflfect^s,  resteront  sous  la  röserve  des  droits  de  la     Japan, 
souverainet^  territoriale,  affranchis  d'une  maniöre  permanente  de  tous  impöts/*  ^*''*  ^^' * 
taxes  et  cbarges  et  ils  ne  seront  point  d^toorn^s  de  Tusage  auqael  ils  6taient 
primitivement  destinös. 

Article  XXL 

Les  dispositions  dn  prösent  Trait^  sont  applicables  aux  pajs  qai  appartiennent 
ä  präsent  on  appartiendront  ä  Tavenir  an  territoire  donanier  de  Fune  des 
Haates  Parties  contractantes. 

Article  XXIL 
A  dater  de  la  mise  en  vlgnear  da  präsent  Traitö  dans  tontes  ses  parties, 
seroDt  abrogös  le  Trait^  da  qaatorzi^me  joar  da  neuvi^me  mois  de  la  deaxi^me 
ann^e  de  Meiji  correspondant  an  18  octobre  1869  et  tous  les  Arrangements 
et  Conventions  conclas  entre  les  Haates  Parties  contractantes  existant  ant^rieare- 
ment  k  cette  date.  En  consäqaence,  la  jaridiction  exercöe  par  les  tribaoaax 
consalaires  austro-hongrois  aa  Japon  et  les  privilöges,  exemptions  et  immunit^s 
exceptionnels  dont  les  sajets  aatricbiens  ou  hongrois  joaissaient  en  matidre 
jaridictionnelle  seront  sapprim^s  de  plein  droit  et  sans  qa*il  soit  besoin  de 
notification  da  joar  de  la  mise  en  vigaear  da  prösent  Traitö;  et  les  Aatricbiens 
et  les  Hongrois  seront  dös  lors  soamis  k  la  jaridiction  des  tribanaax  japonais. 

Article  XXIIL 
Le  prösent  Trait^,  k  Texception  de  Tarticle  XYIII  n'entrera  en  vigaear 
qu*ane  ann^e  aprös  qae  le  Gouvernement  de  Sa  Majest^  TEmpereur  du  Japon 
aura  notifi^  k  la  Monarcbie  austro-bongroise  son  Intention  de  le  voir  mis 
k  exteution,  mais  en  aucun  cas  avant  le  17  juillet  1899.  Le  präsent  Trait^ 
restera  obligatoire  pendant  une  Periode  de  douze  ans  k  partir  du  jour  oü  il 
aura  6t&  mis  k  exäcution.  ||  Chacune  des  Hautes  Parties  contractantes  aura  le 
droit,  k  un  moment  quelconque  aprös  que  onze  ann^es  se  seront  ^coul^es 
depuis  Tenträe  en  vigueur  du  präsent  Traitö,  de  notifier  k  Tautre  Partie,  son 
Intention  d'j  mettre  fin,  et  &  Vexpiration  du  douziöme  mois  qui  suivra  cette 
notification,  le  Traitö  cessera  et  expirera  entiörement  ||  L'article  XVIII  du 
präsent  Tratte  sera  mis  en  vigueur  au  moment  de  T^cbange  des  ratifications 
dudit  Traitä  et  restera  valable  —  k  moins  que  les  Hautes  Parties  contractantes 
ne  eonviennent  pas  d'une  disposition  contraire  —  jusqu'ä  ce  que  les  autres 
articles  du  Trait^  cesseront  d'6tre  obligatoires.  ||  Toutefois  l'alin^a  1  de  Tarticle  V 
du  Trait^  pourra  6tre  d^noncö  k  tonte  äpoque  par  TAutricbe-Hongrie  et  dans 
ce  cas  la  dite  disposition  de  cet  article  cessera  d'6tre  en  vigueur  douze  mois 
apris  sa  dönonciation. 

Article  XXIV. 

Le  präsent  Traitö  sera  ratifi^  par  les  Hautes  Parties  contractantes  et  les 
ratifications  en  seront  öchangies  k  Vienne  ou  k  Tokio  aussitdt  que  faire  se 

8t»»iiarchiTUUI.  4 
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Nr.  1166S.  poarra.  ||  En  foi   de  quoi  les  Pl^nipotentiaires  ToDt  sign^  et  Tont  rev6tu  de 
^örteneich-^  l^^jj.g  ^j^^jjg^g  respectifs.  II  Fait  en  double  exp^dition  ä  Vienne  le  cinqai^me 
Japan,    jour  da  douziäme  mois  de  la  trenti^me  ann^e  de  Meiji  correspondant  aa  cinq 
*•  *^*  ^®*^"  döcembre  mil  huit  cent  quatre-vingt-dix-sept 

(L.  S.)      K.  Takahira  m.  p.  (L.  S.)      Golachowski  m.  p. 


Anlagen. 
Protocole  Final 

An  moment  de  procMer  k  la  Signatare  da  Trait^  de  commerce  et  de 
navigation  concla  en  date  de  ce  joar,  Ics  Pl^nipotentiaires  soassign^s  sont 
convenas  des  dispositions  saivantes: 

1.  Ad  Article  I  du  Trait6. 
Le  Gouvernement  japonais  consent,  en  attendant  Touverture  compläte  du 
pays  aux  sujets  aatrichiens  et  hongrois,  d'^tendre  le  Systeme  existant  des 
passeports  de  fa^on  ä  permettre  aux  dits  sujets,  sur  la  prodnction  d'un  certi- 
ficat  favorable  ^manant  de  la  L^gation  austro-hongroise  ä  Tokio  ou  de  Tun 
quelconque  des  Consalats  aastro-hongrois  dans  les  ports  japonais  ouverts, 
d'obtenir  sur  lenr  demande  du  Departement  Imperial  des  affaires  ^trang^res 
ä  Tokio  ou  des  autorit^s  principales  de  la  Pr^fectare  dans  laquelle  est  situ^ 
un  port  ouvert,  des  passeports  yalables  pour  toute  pöriode  n'exc^dant  pas 
douze  mois.  II  est  bien  entendu  que,  sous  cette  r^serve,  les  lois  et  r^lements 
existants  et  applicables  aux  sujets  autrichiens  ou  hongrois  qui  voyagent  dans 
TEmpire  du  Japon  sont  maintenus. 

2.  Ad  Article  I  et  III. 

II  est  convenn  que  les  sujets  du  Tune  des  Hautes  Parties  contractantcs 
seront  admis  dans  les  territoires  de  Tautre,  de  la  m^me  roanidre  que  les 
nationaux,  k  Tacquisition  et  k  la  possession  d'hypoth^ques  sur  des  immeubles. 

3.  Ad  Article  I  et  XIX. 

En  ce  qui  conceme  la  compötence  des  fonctionnaires  consulaires  ainsi  que 
Tassistance  judiciaire  en  mati^re  civile  et  pönale  et  Textradition  des  criminels, 
les  Hautes  Parties  contractantcs  s'accorderont,  sous  r^serve  de  pleine  röci- 
procite,  le  traitement  de  la  nation  la  plus  favorisöe  aussi  longtemps  qu'elles 
n'auront  pas  r^gl^  cette  mati^re  par  un  arrangement  special. 

4.  Ad  Article  V. 

Un  mois  apr^s  T^change  des  ratifications  du  Trait^  de  commerce  et  de 

navigation  sign^  ce  jour,  le  tarif  d'importation  actuellement  appliqu^  aux  articles 

importös  de  la  Monarcbie  austro-hongroise  au  Japon  cessera  d'^tre  en  vigueur. 

A  partir  du  m6me  moment,  le  nouveau  tarif  de  douane  japonais  ainsi  que  les 
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droits  de  favenr  stipnl^s  dans  les  antres  Tratte  conclns  entre  le  Japon  et  les  ^f-  h^gs. 
Etats  ^tangers  seront  applicables  aux  articles  prodnits  ou  fabriqu^s  en  Antriebe-  jj^^^,^  ^^^ 
Hongrie  k  lenr  importation  an  Japon,  tont  en  maintenant  le  traitement  de  la     J»p»n- 
nation  la  plus  favoris^e  garanti  par  les  stipalations  de  Tarticle  XX  dn  Trait4  ' 
existant  entre  les  Haates  Parties  contractantes  anssi  longtemps  qne  les  dites 
stipalations  resteront  en  vignenr,  pnis  8ab86qaemment  des  articles  Y  et  XVIT 
da  Trait^  sign6  ce  joord'bni.  ||  Tontefois  il  est  entendn  qae  les  modifications 
qoi  seraient  apporf^es  nlt^rienrement  an  tarif  donanier  japonais  devront  ^re 
pabli^s  six  mois   avant  lenr  application  aux  articles  prodnits  ou   fiabriqn^s 
dans   la  Monarchie   aastro-hongroise.  ||  Rien  de  ce   qai  est  contenn  dans  le 
Trait6,  dans  ceProtocole  on  dans  la  Convention  additionnelle  sign^e  ce  jonrd'hai 
ne  pourra  6tre  tenu  comme  limitant  oa  d^terminant  le  droit  de  rAntriche- 
Hongrie  et  da  Japon  de  restreindre  ou  de  prohiber  rimportation  des  drogues, 
mödecines,  aliments  ou  breuvages  falsifi^s,  d'imprim6s,  peintures,  liyres,  cartes, 
lithographies,  gravures  indöcentes  ou  obsc^nes,  oa  d'autres  objets  pouvant  offrir 
quelque  danger  pour  la  s^curit^  ou  la  morale  publique,  d'articles  fabriqu^s  en 
Tiolation  des  lois  qui,  en  Antriebe,  en  Hongrie  et  au  Japon,  röglementent  les 
breyets  d'inyention,  les  marques  de  fabrique  ou  la  propri^t^  litt^raire.    Ce  droit 
r^ciproque  s'^tendra  ^galement  aux  prohibitions  sanitaires  ou  autres  provenant 
de  la  n^essit^  de  prot^ger  la  santö  des  personnes,  ainsi  que  la  conservation 
da  b^tail  et  des  plantes  utiles  k  ragriculture.  ||  II  est  convenu  que,  dans  le 
cas  oü  Tapplication  du  principe  de  la  nation  la  plus  favoris^  en  mati^re  des 
droits  de  douane  garanti  par  le  Trait^  signö  ce  jourd'hui  et  par  le  präsent 
Protocole  serait  reconnue  non  satisfaisante  dans  la  pratique,  les  Hautes  Parties 
contractantes  s'entendront  sur   des  droits  de   faveur  applicables  aux  articles 
ajrant  an  int^r^t  special  pour  chacune  d'Elles.  ||  Tont  en  se  r^servant  Texöcution 
ult^rieure  de  cette   clause  Haates  Parties  contractantes  sont  convenues  diik 
actuellement  d'nne  Convention  additionelle  sign^e  ce  jourd'bui  qui  d^termine 
jusqu'au  31  d^cembre  1903  le  regime  d'importation  applicable  k  certains  articles 
d'un  pareil  int^r^t.  ||  Sous  tout  autre  rapport,  les  dispositions  du  Traite  actuel 
ainsi  que  des  Arrangements  et  Conventions  subsidiairement  conclus  entre  les 
Hautes  Parties  contractantes  resteront  obligatoires  jusqu'ä  la  mise  en  vigueur 
du  Traite  de  commerce  et  de  navigation  signö  ce  jourd'bui. 

5.  Ad  Article.XVm. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  se  r^servent  de  regier  par  une  Convention 

sp^iale  la  protection  des  patentes,  dessins  et  modales  et  entameront  en  son 

temps  les    n^gociations    n^cessaires.    ||    Le   Gouvernement   japonais    s'engage 

k  adh6rer,  avant  la  cessation  de  la  juridiction  consulaire  austro-bongroise  au 

Japon,  k  l^nion  internationale  de  Paris  concemant  la  protection  de  la  pro- 

pri^t^  industrielle.  .     .  ,     „„„ 

^  6.  Ad  Article  XXH. 

II  est  convenu  que,  malgr6  la  cessation  de  la  juridiction  consulaire  austro- 
bongroise  au  Japon,  amenöe   ipso  facto   par  l'entr^e  en  vigueur   enti^   du 
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Hr.  11668.  Traitö  de  commerce  et  de  navigation  sign6  ce  joard'hni,  cette  jaridiction  sera 

,^^^^^J^  maintenqe  par  rapport  ä  toates  les  affaires  däj4  pendantes  aa  moment  de  la 

JapM.     mise  en  vigueur  complite  du  Trait6  et  restera  obligatoire  josqu'a  lear  d^cision 

5.  Dw.  1897.  ^^gui^yo^  II  i^  prteent  protocole  sera  consid^rä  comme  approav^  et  sanctionnö 

par  les  Haates  Parties  contractantes  sans  aatre  ratification   speciale  par  le 

seal  fait  de  T^change  des  ratifications  du  Traitö  aaqael  il  se  rapporte.  ||  Ce 

protocolQ  prendra  fin  en  m^me  temps  qne  ledit  Tratte  cessera  d'6tre  obligatoire.  f| 

En  foi  de  qaoi  les  Plenipotentiaires  des  Hautes  Parties  coiftractantes  ont  sign^ 

le  präsent  Protocole  et  Tont  rev6ta  du  chachet  de  leors  armes.   ||   Fait  en 

double  expMltion  k  Vienne  le  cinqoiöme  joar  du  douzi^me  mois  de  la  trenti^me 

annäe  Meiji  correspondant  an  cinq  däcembre  1897. 

(L.  S.)      K.  Takahira  m.  p.  (L.  S.)      Golochowski  m.  p. 


DeclarcUion  concemant  Vinterpräation  des  Ariides  XVI II  ä  XXIII 
du  TraiU  de  commerce  et  de  navigation  condu  ce  jourd'hui. 

Au  moment  de  proc^der  k  la  signature  du  Trait^  de  commerce  et  de 
navigation  conclu  ce  jourd'hui  entre  le  Japon  et  rAutriche-Hongrie,  les  Soussign^s 
d^clarent  qu'il  est  bien  entendu  que  le  röglement  des  questions,  taut  au  point 
de  vue  de  Taction  privöe  que  sous  le  rapport  de  Taction  publique,  qui  surgi- 
raient  au  Japon  en  mati^re  de  la  propri6t6  industrielle  ou  commerciale  dans 
la  Periode  transitoire  s'äcoulant  depuis  le  moment  oü  Tarticle  XVin  entrera 
en  vigueur  jusqu'ä  celui  oü  le  dit  Trait^  recevra  la  pleine  ex^utiou,  appar- 
tiendra  &  la  juridiction  japonaise,  pourvu  que  cette  juridiction  soit  appliqu^e 
^alement  aux  sujets  des  autros  Etats  ayant  conclu  des  Trait^s  avec  le  Japon.  || 
Fait  k  Yienne  en  double  expödition  le  cinqui^me  jour  du  douziöme  mois  de 
la  trentiime  annöe  de  Meiji  correspondant  au  cinq  d^cembre  1897. 

(L.  8.)      E.  Takahira  m.  p.  (L.  S.)       Goluchowski  m.  p. 


Convention  additionnelle. 
Les  Soussign^s,  Envoyä  extraordinaire  et  Ministre  plönipotentiaire  de  Sa 
Majest6  FEmpereur  du  Japon  k  Vienne,  et  Ministre  des  affaires  ^trang^res  de 
Sa  Majestö  TEmpereur  d' Antriebe,  Roi  de  Boheme,  etc.,  et  Roi  Apostolique 
de  Hongrie,  en  vertu  de  la  disposition  du  Protocole  final  annexö  au  Trait6 
de  commerce  et  de  navigation  conclu  ce  jourd'hui,  sont  convenus  de  ce  qui  suit: 

Article  I. 
En  mftme  temps  que  le  nouveau  tarif  de  douane  japonais  (alin^  1  de 
la  section  4  du  Protocole  final  ad  article  V  du  Trait6  de  commerce  et  de 
navigation  ci-dessus  mentionn^)  entrera  en  vigueur,  les  articles  ci-apr^s  men- 
tionnte,  produits  ou  fabriquäs  dans  la  Monarchie  austro  -  hongroise  seront 
soumis  k  leur  importation  au  Japon  aux  droits  suivants: 
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Nr.  II6M. 
/Wtentieh- 
ünfftni   und 

ad 
vabrenu 


Les  ostensiles  de  cnisine  oa  vaisselles,  ainsi  qne  les  autres  onyrages  ^ 

en  töle  de  fer  oa  d'acier,  ^mailles,  d^cor^s  ou  non; 
Les  lampes,  parties  et  accessoires  le  lampes  en  m^tal  oa  en  verre; 
Les  meables  de  tonte  sorte  en  bois  conrb^; 
La  bijooterie  fansse; 
Les  bontons  de  tonte  sorte; 
Les  objets   en   verre,  le   cristanx  et  la  vitrification,  except^  le 

verre  ä  vitres; 

La  pondre  insecticide 5®/^  ad  volarem, 

Les  chevaox exempts. 

Les  droits  ad  valorem  seront  calcol^s  snr  le  prix  r^l  des  marchandises 
an  lien  d'acbat,  de  prodaction  oa  de  fabrication,  aagmentö  des  frais  de 
transport  et  d'assnrance  dodit  liea  jasqa'an  port  de  döchargement,  ainsi  qne 
des  frais  de  commission,  s'il  en  existe. 

Article  IL 

A  partir  da  joar  oü  les  articles  de  rAatriche-Hongrie  'seront  trak^s  an 
Japon  de  la  mani^re  stipnl^  cidessas,  les  articles  prodaits  oa  fabriqa^s  dans 
TEmpire  da  Japon,  joairont  ä  lenr  importation  dans  le  territoire  doaanier 
aastro-hongrois  da  traitement  de  la  nation  la  plus  favoris^ 

Les  articles  prodaits  oa  fabriqa^s  aa  Japon  ci-dessoas  mentionn^s  seront 

sonrois  k  lear   importation  dans  le  territoire   doaanier   aastro-hongrois   aax 

droits  d'entr^e  saivaots: 

florins  en  or 
les  100  Kg. 

Soie  en  cocons,  d^chets  de  soie,  non  fil6s exempts 

Soie  d^vid^  oa  fil^,  ^rae exempte 

Boarre  de  soie  (d^chets  de  soie  fil^s),  ^crue exempte 

Tissos  de  soie  pare,  auis 200. — 

Tresses  de  paille  (en  forme  de  rabans  de  toate  sorte),  non  com- 

bin^es  avec  d'aatres  mati^res 2. — 

Papier  de  tentnre 18. — 

Porcelaine 

blanche 5. — 

de  conleur,  lis^r^e,  peinte,  imprim^e,  dor^e,  argent^    .     .     .  10. — 

Cnivre  brat,  m^me  vieox  eii  morceaax,  et  d^bris    ......  exempt. 

Article  m. 

Dans  le  cas  oü,  pendant  la  dar^e  de  la  präsente  Convention,  il  serait 
accord6  par  le  Japon  ä  an  tiers  Etat  poar  les  marchandises  d6nomm6es  dans 
Tarticle  I  de  la  prteente  Convention  an  traitement  plns  favorable,  ce  traite- 
ment profitera  ^galement,  en  vertn  des  dispositions  contennes  dans  la  section  4 
ad  article  Y  da  protocole  final  annex^  aa  Trait^  de  commerce  et  de  navigation 
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Mr.  11668.  sigiiö  ce  jourd'hoi  aux  marchandises  similaires  prodoites  ou  fabriqu^es  dans 

^g«ra*m»d^*  Monarchie  austro-hongroise. 
Japan.  De  m^me  11  est  entendu  qne,  dans  le  cas  oü  rAutriche  -  Hongrie  aecor- 

5.  D«,  1897.  ^^^^^  pendant  la  dur6e  de  la  präsente  Convention  k  un  tiers  Etat  pour  las 
marchandises  d^nomm^es  dans  l'article  II  de  la  präsente  Convention  des  droits 
d*entr^e  plns  rödnits,  ces  droits  seront  appliqa6s  6galement  anx  marchandises 
similaires  prodnites  on  fabriqn^s  an  Japon. 

Article  IV. 

La  präsente  Convention  entrera  en  vigaeur  le  jonr  oü  le  nouvean  tarif 
de  douane  japonais[8era  appliqu^  et  restera  ex^cutoire  jasqn'an  31  d^cembre  1903. 

Dans  le  cas  oü  TA utriche -Hongrie  aurait  notifi^  en  verta  de  la  disposi- 
tion  contenne  dans  Tarticle  XXIII  da  Trait^  de  commerce  et  de  navigation 
sign^  ce  Joard'hui  son  Intention  de  faire  cesser  les  effets  de  Talin^a  1  de 
Tarticle  V  du  dit  Trait^,  la  präsente  Convention  sera  mise  hors  de  vigaenr 
donze  mois  apr^s  cette  notification. 

Elle  sera  consid^r^e  comme  approuv^e  et  sanctionn^e  par  les  Hautes 
Parties  contractantes  sans  antre  ratification  speciale  par  le  senl  fait  de 
r^change  des  ratifications  da  Trait^  sign6  ce  joard'hai. 

En  foi  de  qaoi  les  Pl^nipotentiares  des  Haates  Parties  contractantes  ont 
sign6  la  präsente  Convention  et  Tont  revStae  da  cachet  de  leurs  armes. 

Fait  k  Vienne  en  double  exp^dition  le  cinqui^me  jonr  i'du  douzi^me  mois 
de  la  trenti^roe  ann^e  de  Meiji  correspondant  au  cinq  d^cembre  1897. 

(L.  S.)       E.  Takahira  m.  p.  (L.  S.)       Goluchowski  m.  p. 


Au  moment  de  proc^der  k  la  Signatare  du  Trait^  de  commerce  et  de 
navigation  concla,  en  dato  de  ce  jonr,  entre  TAatriche- Hongrie  et  le  Japon, 
le  soussign^'Ministre  Imperial  et  Royal  des  affaires  ^trang^res  de  rAntricbe- 
Hongrie,  d^sirant  mettre  hors  de  doute  plusieurs  questions  trait^es  dans  le 
conrant  des  n^gociations,  döclare  qu'il  a  sign^  le  dit  Trait^  dans  le  sapposi- 
tions  suivantes;  savoir  que: 

1)  bien  qae  la  l^gislation  japonaise  actuellement  en  vigaeur  n'admette 
pas  encore  les  «ujets  ^trangers  k  Tacquisition  de  la  propriöt^  d'un  immeuble 
au  Japon,  cette  disposition  ne  d^roge  pas  k  la  facult^  des  sujets  autrichiens 
ou  hongrois  -d'acquörir,  dans  les  buts  vis^s  par  les  articles  I  et  III  du  Trait^, 
aux  m^mes  conditions  que  les  nationaux  et  en  conformit^  des  lois  r^gissant 
cette  mati^re,  le  droit  d'emphyt^ose,  de  superficie  et  tout  autre  droit  r6el  sur 
des  immeubles  et  d'assurer  aux  droits  personnels  r^snltant  des  contrats  de 
bail  et  de  fermage  de  caract^re  d'un  droit  r6el  par  Tinscription  dans  les 
rögistres  y  affect^s; 

2)  qne  le  Gouvernement  Imperial  du  Japon  prendra  en  consid^ration  de 
faire   construire  selon  l'exigence  du  commerce  des  magasins  et  des  entrepöts 
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r4els  dans  toates  les  places  da  pays  qni  ont  nne  importance  sp^iale  poar  le  ^r*  neos. 

Oitemieh- 

commerce;  uigam  and 

3)  qne,  TEtat  japonais  restant  propri^taire  des  conc^d^  poar  l'asage  des     J»!^- 
qaartiers   ätrangers   visös  dans  Tarticle  XX   da  Tratte,  lears  possesseors  oa  ' 
leors  ayants  caase  n'aaront  k  payer  poar  ces  immeables,  ä  Texception  de  la 

rente  qa'ils  ont  k  verser  en  verta  da  contrat,  aacane  taxe  oa  imposition; 

4)  qae  les  droits  l^galement  acqais  avant  la  mise  en  vigaear  oa  pendant 
la  dar^e  da  Trait^  par  les  sajets  de  Tane  des  Haates  Parties  contractantes 
dans  les  territoires  de  Taatre  resteront  valables  sans  qa'ane  modification  y 
paisse  6tre  apport^e  apr^s  Texpiration  da  Trait^. 

Le  Soassign^,  en  priant  M.  TEnvoye  extraordinaire  et  Ministre  pldnipoten- 
tiaire  de  Sa  Majest^  TEmp^rear  da  Japon,  M.  Takahira,  de  vouloir  bien 
prendre  acte  de  ce  qai  pr^c^de,  a  Thonnear  d'ajoater  qa'il  attacherait  da  prix 
k  gtre  informö  sar  T^poqae  qae  choisira  le  Goavemement  Imperial  japonais 
ponr  la  notification  pr^vne  dans  Talin^a  1  de  l'article  XXIII  du  Trait^. 

Le  Soassign^  saisit  cette  occasion  poar  renoaveler  k  M.  Takahira  l'assa- 
rance  de  sa  haate  consid^ration. 

Yienne,  le  cinq  d^cembre  1897. 

(L.  S.)       Golacbowski  m.  p. 


Le  Soassign^,  Envoyö  extraordinaire  et  Ministre  pl^nipotentiaire  de  Sa 
Majestö  TEmperear  da  Japon,  a  Thonneur  d'informer  Son  Excellence  Monsiear 
le  Comte  Golacbowski,  Ministre  Imperial  et  Royal  des  affaires  ^träng^res  de 
rAatriche-Hongrie,  en  r^ponse  k  Sa  Note  en  date  d'aajonrd'hui,  qae  les  sap- 
positions  y  ^nonc^es  sons  les  Nos.  1  —  4  et  qui  ont  poar  objet  Tacqaisition 
des  droits  r^els  sar  les  biens-fonds,  l'^tablissement  de  magasins  et  d'entrepöts 
r4els,  Texemption  des  terrains  dans  les  concessions  ^trang^res  et  la  conser- 
?ation  des  droits  acqais  k  Texpiration  da  Trait^,  sout  exactes  en  toas  les 
points. 

Pour  ce  qni  concerne  la  demande  de  Son  Excellence  Monsiear  le  Comte 
Golacbowski,  4nonc^e  k  la  fin  de  la  dite  Note,  le  Soussign6  a  Thonnear  de 
faire  la  commanication  snivante: 

Le  Goavemement  Imperial  japonais,  jageant  d^sirable  qae  les  codes  de 
TEmpire  da  Japon  soient  effectivement  en  viguear  aa  moment  oü  le  Tratte 
existant  entre-  le  Japon  et  TAatriche-Hongrie  cessera  d'ötre  obligatoire,  s'engage 
k  ne  pas  faire  la  notification  pr^vae  dans  le  premier  alin6a  de  Tarticle  XXIII 
da  Trait^  signö  ce  jonrd'hai  avant  qae  les  parties  des  dits  codes  qai  sont 
sonmises  k  an  noavel  examen  ne  soient  enti^rement  mises  en  vigaear. 

Le  Soassign^  saisit  cette  occasion  poar  renoaveler  k  Son  Excellence 
Monsiear  le  Comte  Golacbowski  les  assarances  de  ses  sentiments  de  la  plus 
haute  consid^ration. 

Vienne,  le  cinq  d^cerabre  1897. 

(L.   S.)       K.  Takahira  m.  p. 
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Nr.    11669.    FSAHKSEIOH  und  LUXEMBTOO.  —  Abkommen  Ober 
den  Austausch  von  Zeitungstelegrammen. 

Luxembarg,  22.  September  1898. 
Nr.  1166«.  Le  Gouvernement   du  Grand-Duchö  de  Luxembourg  et  le  Gouvernement 

^^^      de  la  R^publique  Fran^aise»  jugeant  utile  d'user  de  la  facult^  eonc^d^  par 
Lozembuf.  Tart.  17  de  la  Convention  t^l^graphique  internationale  de  St.-P6tersbourg,  sont 

22  Sapt  1896. 

convenus  des  dispositions  suivantes: 

Art.  1*'.  —  Le  tarif  applicable  aux  correspondances  t^l^apbiques 
^chang^es  directement  entre  le  Grand-Duch^  de  Luxembourg  et  la  France 
(Continent  et  Corse)  et  celni  des  correspondances  t^l^grapbiques  ^chang^es 
entre  le  Grand-Duch4  de  Luxembourg  et  TAlgerie  ou  la  Tunisie  par  les  lignes 
de  la  France  continentale  sont  r^duits  de  60  pCt.  pour  les  t^l^grammes  dits 
,yde  presse''  destin^s  ä  ^tre  publi^s  dans  les  journaux.  Toutefois,  la  taxe 
d'nn  t^l^gramme  de  presse  ne  peut  ^tre  införieure  ä  quatre-vingts  Centimes 
(0  fr.  80.). 

Art.  2.  —  La  r^duction  de  tarif  fix^e  par  Tart  !•'  ci-dessus  est  sub- 
ordonn^e  aux  conditions  suivantes:  ||  Les  t^Mgrammes  doivent  6tre  adressös  k 
un  Journal  ou  k  une  agence  de  pnblicit^  par  un  correspondant  autorisö  et  ne 
contenir  que  des  nouvelles  ou  des  renseignements  destin^s  k  ^tre  publik  par 
un  Journal  aussitöt  apr^s  r^ception.  ||  Ils  doivent  fttre  r^dig^s  en  langage  clair, 
frangais  ou  allemand.  L'emploi  simultanö  du  fran^ais  et  de  Tallemand  dans 
un  m^me  t^l^gramme  est  autoris^.  ||  Les  t^l^grammes  de  presse  ne  comportent 
qu'une  senle  indication  Eventuelle:  celle  relative  aux  t^l^grammes  multiples. 
La  taxe  applicable  aux  copies  k  Etablir  k  TarrivEe  est  la  möme  que  celle  des 
copies  des  t^lEgrammes  privEs  ordinaires.  ||  Art  3.  —  Les  t^lEgrammes  qui  ne 
remplissent  pas  les  conditions  susindiquEes  sont  tax^  d'apr^s  le  tarif  ordi- 
naire.  ||  Le  tarif  normal  des  correspondances  priv^es  est  Egaleroent  applicable 
aux  t^l^rammes  qui  ne  sont  pas  publi^s  par  le  Journal  auquel  ils  sont  adres- 
sEs  ou  qui  sont  communiquEs  k  des  tiers  avant  d'dtre  publiös  par  la  presse. 
Le  complEment  de  taxe  est  pergu  sur  le  destinataire  ou,  en  cas  de  refns  de 
ce  dernier^,  sur  Texpöditenr;  il  reste  acquis  k  TAdministration  qui  Ta  per^u. 

Art  4.  —  Les  t616grammes  qui  b6n6ficient  de  la  röduction  de  tarif  pre- 
vue  par  Tart.  1^'  sont  transmis  avec  Tindice  Z,  placE  au  commencement 
du  pr^ambule  et  inscrits  dans  les  comptes  avec  le  m6me  indice.  ||  La  trans- 
mission  de  ces  t^l^grammes  peut  6tre  interrompue  ou  retard^e  jusqu'ä  complet 
Ecoulement  des  correspondances  taxEes  k  plein  tarif. 

Art  5.  —  Pour  tout  ce  qui  n'est  pas  pr^vu  par  le  prösent  arrangement, 
les  t^l^grammes  de  presse  sont  sonmis  aux  dispositions  du  röglement  inter- 
national et  de  Tarrangement  luxembourgo-fran^ais  du  21  jnin  1890,  prorogE 
par  la  DEclaration  du  25  janvier  1897. 

Art  6.  —  Le  präsent  arrangement  sera  mis  k  exEcution  dans  le  plus 
bref  d^lai  possible  et  h  partir  de  la  date  dont  conviendront  les  administrations 
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t^l^graphiqnes   des   dem   pajs   aprds  qua   la  Promulgation  en  aara  €i6  faite  Kr.  11669 
Selon  les  lois  particuli^res  ä  chacun  des  deux  £tats.     II  restera  en  vigueur  *^'*'^^'*^^ 
JQsqn'ä  Texpiration  d'nne  ann^e  ä  partir  da  jonr  oü  la  d^nonciation  en  seraLnxenbnrg. 
falte   par   Taue   des   parties  contractantes.  ||  En  foi  de  qnoi,  les  soussign^s, 
savoir  S.  £xc.  M.  le  Ministre  d'£tat,  President  da  Gouvernement  du  Grand- 
Dach^  de  Luxembourg,  et  M.  le  Ministre  Resident  de  la  R^publique  Frangaise 
k  Luxembourg,  düment  autoris^s  ä  cet  effet,  ont  dress^  le  pr6sent  arrange- 
ment,  qn'ils  ont  revfttu  de  leurs  cachets. 

Fait  en  double  exp^dition,  ä  Luxembonrg,  le  22  septembre  1898. 

(L.  S.)       Eyschen.  (L.  S.)       Denaut. 


Nr.    11670.    BELOIBH  und  LVXEHBIJEO.   —  Abkommen  über  die 
Regelung  des  Fernsprechwesens. 

Luxemburg,  5.  Oktober  1898. 

Son  Altesse  Royale  le  Grand-Duc  de  Luxembourg  et  Sa  Majest^  le  Roi  Nr.  ii67o. 
des  Beiges,  d^sirant  regier  le  service  de  la  correspondance  töl^phonique  entre  Luxemburg! 
le  Grand-Duch6  de  Luxembourg  et  la  Belgique,  et  usant  de  la  facult^  qni».  okt.iso^. 
leur  est  accord^e  par  Tart  17  de  la  Convention  t^l^graphique  internationale 
sign^e  le  10 — 22  juillet  1875  ä  St.-P6tersbourg,  ont  r^solu  de  conclure  une 
eonvention  g^n^rale  k  ce  sujet  et  ont  nomm^  pour  leurs  pl^nipotentiaires, 
savoir:  |{  Son  Altesse  Royale  le  Grand-Duc  de  Luxembourg,  M.  Paul  Eyschen, 
Ministre  d'£tat,  President  du  Gouvernement,  Chevalier  du  Lion  d'or  de  la 
Maison  de  Nassau,  Grand -Croix  de  TOrdre  de  la  Couronne  de  ch^ne  et  de 
rOrdre  d'Adolphe  de  Nassau,  Grand-Croix  de  TOrdre  Leopold  de  Belgique  etc.;  | 
Sa  Majestö  le  Roi  des  Beiges,  M.  Fr6d6ric  Hooricks,  Son  Envoy6  Exfra- 
ordinaire  et  Ministre  Pl^nipotentiaire,  Charge  d'affaires  dans  le  Grand-Duch^ 
de  Luxembourg,  Commandeur  de  TOrdre  Leopold  de  Belgique,  Grand-Croix 
de  rOrdre  de  la  Couronne  de  ch5ne,  etc.;  ||  Lesquels,  apr^s  s'^tre  communiqu^ 
leurs  pleins  pouvoirs,  trouv^s  en  bonne  et  due  forme,  sont  convenus  des  dis- 
positions  suivantes: 

Art.  !•'.  —  Le  service  de  la  correspondance  t^l^phonique  entre  le  Grand- 
Duch^  de  Luxembourg  et  la  Belgique  est  exploit^  par  les  administrations 
t^l^graphiques  des  deux  pays.  II  est  assur^  par  les  agents  de  ces  admini- 
strations, chacune  sur  son  territoire,  ou  par  d*autres  agents  qu'elles  ont  agr^^s. 

Art  2.  —  II  est  fait  usage,  dans  le  service  t^l^pbonique,  de  fils  conduc- 
tenrs  dont  le  diamötre,  la  conductibilit^  et  Tisolement  sont  en  rapport  avec 
les  conditions  oü  la  correspondance  doit  s'effectuer.  ||  Ces  fils  sont  dispos^s  de 
fa^on  k  ^viter,  dans  la  mesure  la  plus  large  possible,  les  effets  d'induction.  || 

Chacune  des  deux  administrations  fait  ex^cuter  k  ses  frais,  sur  son  terri- 
toire, les  travaux  d'^tablissement  et  d'entretien  des  lignes  t^l^phoniques. 

Art.  3.  —  Les  circuits  specialement  constitu^s  pour  servir  k  la  corres- 
pondance  t^l^pbonique   seront   exclusivement   affect^s  k  ce  service,   k  moins 
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Nr.  11670.  qu'il  ü'en  seit  dMd6  aatrement  par  los  denx  administrations.  ||  Las  administra- 
Liix«mbiv^.  ^^^  peuvent,  apr^s  accord  entre  elles,  utiliser  k  Wchange  des  commiuiica- 
6.  Okt.  1808.  tions  t^l^phoniques  des  fils  d^jä  affect^s  k  la  transmission  t^lögraphiqae. 

Art.  4,  —  Les  circuits  t^l^phoniqaes  aboutissent  k  des  boreanx  centraux 
qui  ^tablissent  la  communication  entre  les  postes  des  abonn^s  oa  les  bureanx 
pnblics  reli^s  de  part  et  d'antre. 

Art  6.  —  La  dnr^e  unitaire  des  conversations  ordinaires  est  uniform^- 
ment  fix^e  k  trois  minutes. 

Art.  6.  —  11  ne  peut  ötre  accord^  entre  les  deux  mSmes  correspondants 
plus  de  deux  conversations  ordinaires  consecutives  que  si  ancnne  antre  de- 
mande  n'est  en  instance  k  Texpiration  de  ces  denx  conversations.  ||  L'emploi 
dn  t^Mphone,  Tordre  dans  lequel  s'öchangent  les  conversations,  les  diverses 
r^gles  da  service  sont  arr^t^s  d'nn  commun  accord  entre  les  denx  administra- 
tions. II  Les  Communications  d'£tat  jonissent  de  la  priorit^  attribu^e  aox  t^6- 
grammes  dTßtat  par  Tart  5  de  la  Convention  internationale  de  St.-Petersbourg 
du  10—22  joillet  1875.  La  dar^  des  commnnications  d'£tat  n'est  pas 
limit^e. 

Art.  7.  —  Les  taxes  des  correspondances  sont  Stabiles  d'apr^  la  distance 
k  vol  d'oiseaa  entre  la  ville  de  Lnxembonrg  et  les  bureanx  t^l^phoniqnes, 
centre  des  r^seaux  ou  des  groupes  beiges  k  mettre  en  communication.  ||  Jonis- 
sent de  la  taxe  ainsi  ^tablie:  ||  a)  Tons  les  postes  d'abonn6s  et  les  bureanx 
pnblics  du  Grand-Dnch^  de  Lnxembonrg;  ||  b)  Tous  les  postes  d'abonn^s  et 
les  bureanx  pnblics  faisant,  en  Belgique,  partie  du  r^seau  ou  groupe  t^l^- 
phonique  considör^.  ||  Les  taxes  k  payer  par  unitö  de  conversation  ordinaire 
internationale  sont  fix^es  comme  suit:  ||  1  fr.  25  dans  les  relations  entre  le 
Grand-Duchö  de  Lnxembonrg  et  les  röseaux  et  groupes  de  la  province  de 
Lnxembonrg,  k  Texception  des  r^seaux  attach^s  k.  un  groupe  beige  dont  le 
centre  principal  se  trouve  dans  une  autre  province  (premi^re  zone);  ||  2  fr. 
pour  tonte  distance  au-delä  de  la  premi^re  zone  jusqu'ä  200  kilom^tres 
(deuxi^me  zone);  ||  2  fr.  50  pour  toutes  les  autres  distances  (troisi^me  zone)., 
La  taxe  est  acquitt^e  par  la  personne  qui  demande  la  communication,  saujf 
les  excep tions  admises  par  les  administrations  dans  des  cas  particuliers. 

Art.  8.  —  Des  s^ances  d'abonnement  k  beures  fixes',  comportant  au 
minimum  une  dur^e  double  de  Tunit^  de  conversation,  peuvent  ^tre  conc^döes 
dans  le  service  de  la  correspondance  t^l^phonique  entre  la  Belgique  et  le 
Grand-Duchö  de  Luxembourg.  ||  La  dur^e  de  Tabonnement  est  d'un  mois  au 
moins;  eile  se  prolonge  de  mois  en  mois  par  tacite  reconduction.  Le  montant 
de  l'abonnement  est  per^u  par  anticipation.  jj  L'abonnement  peut  ^tre  r^iliö 
de  part  et  d'autre  moyennant  avis  donn^  quinze  jours  avant  Texpiration  de 
la  Periode  mensuelle. 

Art  9.  —  Le  tarif  mensuel  des  conversations  ^cbangtes  sous  le  regime 
de  Tabonnement  est  Stabil  comme  il  suit,  savoir: 
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a)  Par  Periode  quotidienne  de  six  minutes  coDsöcutives:  Nr.  11670. 

Dans  la  premi^re  zone fr.  37  50,  LowmburJ* 

dans  la  deuxiöme  zone „   60  00,  5.  okt.  1898. 

dans  la  troisiöme  zone „   75  00. 

b)  Par  Periode  qnotidienne  de  neuf  minntes  cons^cntives: 

Dans  la  premi^re  zone •  fr.  56  26, 

dans  la  deuxi^me  zone „   90  00, 

dans  la  troisi^me  zone. „112  50. 

Art  10.  —  Les  abonn^s  obtiennent  la  commnnication  au  moment  pröcis, 
arr^t^  de  commnn  accord,  k  moins  qui'l  n'j  ait  une  conversation  M}k  engag6e 
entre  denx  autres  personnes.  ||  Les  minutes  inutilis6es  dans  une  s^ance  ne 
penvent  6tre  report^es  ä,  une  autre  s^ance.  ||  Tontefois,  si  la  non-utilisation  est 
due  k  une  interruption  du  service,  la  compensation  est,  autant  que  possible, 
accord^e  k  l'abonn^  dans  la  m^me  journ^e  de  minuit  k  minuit. 

Art.  11.  —  11  n'est  fait  aucun  d^compte  de  taxe  k  raison  d'une  Inter- 
ruption de  Service  d'une  dur^e  de  moins  de  vingt-quatre  heures.  ||  Pass^  ce 
d^lai  de  vingt-quatre  heures,  il  est  remboursö  k  Tabonn^,  pour  chaque  Periode 
nouvelle  de  vingt-quatre  heures  d'interruption,  un  trenti^me  (^/s^)  du  montant 
mensuel  de  Tabonnement 

Art  12.  —  Les  administratlons  d^signent,  de  commun  accord,  les  circuits 
qni  sont  affect^s  aux  correspondances  d'abonnement  ainsi  que  les  heures  aux- 
qnelles  sont  admises  les  correspondances  de  ce  regime. 

Art  13.  —  Les  administratlons  pourront,  de  commun  accord,  modifier  le 
tarif  des  correspondances  ordinaires  et  celui  des  abonnements. 

Art.  14.  —  Chaque  administration  tient  compte  des  taxes  et  en  op^re  le 
recouvrement  suivant  le  mode  qu'elle  juge  convenable.  ||  Le  produit  des  corres- 
pondances t^l^phoniqnes  se  partage  par  moiti^  entre  les  deux  administratlons 
dans  les  relations  de  la  premidre  zone  et  suivant  le  rapport  de  3  pour  la 
Belgique  et  2  pour  le  Grand-Duch^  dans  les  relations  de  la  deuxi^me  et  de 
la  troisi^me  zone.  ||  Les  recettes  provenant  du  service  t^l^phonique  fönt  de  la 
pari  de  chaque  administration  Tobjet  d'un  compte  special,  ind^pendant  du 
compte  des  recettes  tel^graphiques. 

Art.  15.  —  Chacune  des  deux  parties  contractantes  se  r^serve  de  sus- 
pendre  totalement  ou  partiellement  le  service  t^l^phonique,  pour  une  raison 
d'ordre  public,  sans  ^tre  tenue  k  aucune  indemnit^. 

Art.  16.  —  Les  deux  administratlons  ne  sont  soumises  k  aucune  re- 
spoDsabilit^  k  raison  du  service  de  la  correspondance  priv^e  par  voie  t^l6- 
phonique. 

Art  17.  —  Les  dispositions  de  la  präsente  Convention  seront  compl^t^es 
par  un  r^lement  de  service  qui  peut,  k  toute  ^poque,  ^tre  modifiö  d'un 
commun  accord  par  les  administratlons  töl^graphiques  des  deux  pajs. 

Art.  18.  —  La  Convention  provisoire  conclue  k  Luxembourg  le  22  oc- 
tobre  1897  sera  abrog^e  k  la  date  k  laquelle  les  deux  administratlons  fixeront 
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Nr.  11670.  la  mise  ä  exöcntion  de   la   präsente  Convention;   celle-ci  restera  en  vigueur 

LMembur^.  P®"^*"*   ^^^^   ann^e   aprös  la  dönonciation  qni  pourra  toujours  en  6tre  faite 

5.  Okt.  1898.  par  Tune  ou  Tautre  des  parties  contractante«.  ||  En  foi  de  quoi,  les  pl^nipoten- 

tiaires  respectifs  ont  sign^  la  präsente  Convention,  qu'ils  ont  revfetue  de  leurs 

cachets. 

Fait  en  double  h  Lnxembonrg,  le  5  octobre  1898. 

(L.  S.)      Eyschen.  (L.  S.)      Fr6d6ric  Hooricks. 


Anlage. 

Reglement  de  service  arr6t6  en  exöcution  de  l'art.  17  de  la  Convention  con- 

clue  le  6  octobre  1898,  concernant  la  correspondance  t616pbonique  entre  le 

Grand-Dncbä  et  la  Belgiqae. 

I.  Essais  joumaliers.  —  Chaque  matin,  k  rouvertare  du  service  de  jour, 
les  bureaux  centraux  t^lephoniques  en  relation  v^rifient  les  Communications 
entre  eux.  ||  Les  r^ultats  des  essais  sont  consign^s  aux  proc^s-verbaux  de 
chacun  des  bureaux  centraux. 

II.  Indications  horaires.  —  Les  indications  horaires  sont  r^gl^es,  pour 
la  Belgique,  sur  Theure  de  TEurope  occidentale  qui  est  en  retard  de  25  minutes 
sur  Celle  du  Grand-Duch6.  ||  Les  bureaux  t^Wphoniques  en  relation  directe  sc 
donnent  Theure  ä  Touverture  et  k  la  cloture  du  service  de  jour  et  plus  souvent 
s'il  est  n^cessaire. 

III.  V(ications  des  bureaux  iel^hmiiques.  —  Les  jours  et  les  heures  du 
fonctionnement  des  bureaux  centraux  pour  le  service  belge-grand-dücal  sont 
d^termin6s  par  les  administrations  chacune  en  ce  qui  la  conceme.  ||  Chaque 
administration  fm^  ^galement  les  jours  et  les  heures  auxquels  les  bureaux 
publics  de  ses  r^seaux  sont  accessibles  k  la  correspondance  internationale. 

IV.  Mayens  de  correspondance,  —  Secret  —  La  correspondance  t^lö- 
phonique  s'ötablit:  1**  entre  deux  personnes  utilisant  respectivemeut  une 
installation  particuliöre;  2®  entre  deux  personnes  placöes  de  part  et  d'autre 
dans  une  cabine  publique;  3**  entre  une  personne  placee  d'une  part  dans  une 
cabine  publique  et  une  :autre  personne  utilisant  d'autre  part  une  installation 
particuli^re,  le  tont  pour  autant  que  le  conditionnement  des  circuits  et  des 
appareils  se  prßte  k  cette  correspondance.  ||  Les  deux  administrations  prennent 
toutes  les  dispositions  utiles  pour  assurer  le  secret  des  correspondances. 

V.  Tarifs:  mode  d*appUcation,  duree  des  seances^  äbonnements,  —  La  taxe 
des  Communications  entre  postes  particuliers  s'applique  k  partir  du  moment 
oü  la  correspondance  est  ötablie  entre  ces  postes,  que  la  personne  demandöe 
soit  präsente  ou  non.  II  en  est  de  mdme  des  Communications  des  bureaux 
publics  avec  les  postes  particoliers.  La  taxe  des  Communications  en  desti- 
nation  d'un  bureau  public  est  due  k  partir  du  moment  oü  le  destinataire  est 
mis  en   relation  avec  le  jmste  demandeur.  |j*La  taxe  doit,    en  r^gle  generale, 
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etre  acquitt^  par  la  personne  qui  a  demande  la  commanication.  Les  admiui-  Nr.  11670. 
strations  s'entendent  pour  admettre  une  d^rogation  ä  cette  r^gle  dans  des  cas  J^^^J,  *"^ 
particuliers.  ||  Toute  demande  de  correspondance  qai  n'est  pas  suivie  de  la  5.  okt.  i898. 
mise  en  commanication  est  exeropte  de  la  taxe,  sanf  Texception  pr6vae  aux 
4«  et  b^  alin^  de  l'art  Ym  suivant.  Si  le  montant  de  la  taxe  a  ötö  vers^, 
il  est  rembonrs^  suivant  les  r^gles  de  service  speciales  ä  chaqae  office.  ||  II  ne 
pent  ^tre  accord^  de  d^gr^vement  de  taxe  qne  si,  par  le  fait  des  installations 
t^l^phoniqnes,  les  postes  mis  en  commanication  se  sont  troavös  dans  l'impos- 
sibilit^  d'entrer  en  conversation  et  poar  aatant  qae  les  bareaax  centraax  aient 
ete  appel^s  ä  constater  immMiatement  cette  impossibilit^.  ||  Tont  d^grdvement 
de  taxe  est  concertö  entre  les  deax  Administrations.  ||  La  dur^  de  Tappel 
adress^  par  les  bareaax  centraax  aax  postes  particaliers  oa  aax  agents  des- 
servant  les  cabines  pabliqaes  est  limitöe  k  deax  minates  le  joar  et  ä  cinq 
minates  la  nnit.  L'appel  s'effectae  par  intermittences.  Le  temps  de  Tappel 
n'est  pas  soamis  h  la  taxe.  ||  Les  Communications  sont  donn^es  dans  Tordre 
des  demandes,  sanf  les  exceptions  de  priorit^  de  transmission  accordöes  aax 
fonctionnaires  et  aatorit^s  ajant  la  facalt^  d'^mettre  des  d^p^ches  t^l^graphi- 
qaes  d'Etat.  ||  Saaf  poar  les  correspondances  d'Etat,  dont  la  dar^e  n'est  pas 
limit^  la  dar^e  effective  d'ane  correspondance  ordinaire  des  postes  partica- 
liers et  des  bareaax  pablics  ne  peat  exender  six  minates  lorsqa'il  y  a  ane 
aatre  demande  en  instance.  Dans  ce  cas,  la  commanication  et  interrompae 
d'office  et  les  correspondants  ne  peavent  obtenir  ane  noavelle  commanication 
qae  dans  Vordre  des  demandes.  ||  Les  demandes  d'abonnement  doivent  6tre 
adress^es  an  moins  hait  joars  ä  Tavance  k  la  direction  des  postes  et  des 
t^l^graphes,  k  Laxemboarg,  oa  k  la  direction  techniqae  des  t616grapbes,  k 
Braxelles.  ||  Les  s^ces  d'abonnement  ont  ane  daröe  cons^cative  de  six 
minates.  aa  moins  et  de  neaf  minates  au  plas.  ||  Un  Intervalle  libre  de  deax 
minates  aa  moins  est,  aatant  qae  possible,  r6serv6  entre  deax  söances  con- 
s^atives  d'abonnement.  ||  Les  abonnements  fönt  Tobjet  de  contrats  oa  d'engage- 
ments,  qai  sont  dress^s  en  double  exp^dition  par  Tadministration  qai  doit 
op^er  le  recouvrement  de  la  taxe;  Tautre  office  re^it  une  copie  du  contrat 
ou  de  Tengagement.  ||  L'abonnement  est  conclu  pour  un  mois  indivisible;  le 
prix  en  est  payable  par  anticipation.  ||  La  duröe  des  abonnements  mensnels  se 
prolonge  de  mois  en  mois  par  tacite  recondnction.  Les  abonnements  penvent 
^tre  r^sili6s  soit  par  les  abonn^s,  soit  par  les  administrations,  moyennant  avis 
donnö,  sous  recommandation  postale,  quinze  jours  avant  l'expiration  de  la 
Periode  mensaeile.  ||  Le  prix  de  Tabonnement  est  indivisible;  toute  cotisation 
est  rigoureusement  interdite.  Les  correspondances  d'abonnement  doivent  avoir 
exclusivement  pour  objet  les  affaires  personnelles  de  Tabonn^  ou  Celles  de  son 
Etablissement.  ||  Les  abonn^s  au  service  local  ne  penvent  communiquer  sous  le 
regime  de  Tabonnement  au  service  international  qu'ä  partir  de  leur  poste 
d'abonnement  local  on  k  partir  de  Tun  des  bareaax  publics  du  gronpe  dont 
fait  partie  le  bureau  central  auquel  est  raccordö  leur  poste  d'abonnement.  || 
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Nr.  11670.  Les  personnes  non  abonn^s  k  un  r^seau  ou  groupe  t^l^phoniqne  local  d^ter- 

LuMmbwg.^  ™^°^  ne  penvent  obtenir  an  abonnement  international  k  partir  de  ce  r6seaa 

5.  Okt.  1808.  oa  groape  qu*k  la  condition  de  pendre  lears  commanications  d'abonnement  dans 

les  bnreaux  pablics  de  ce  r^seaa  ou  groupe,  k  rexclnsion  de  tont  aatre  posto. 

VI.  Idste  generale  des  dbonnis  et  des  bureaux  pübUcs,  —  Chaque  administra- 
tion  se  Charge  de  faire  connattre  k  ees  abonn^s  les  r^seaux  et  les  bureaux 
publics  du  pays  voisin  avec  lesquels  la  correspondance  t^löphoniqne  peut  ^tre 
stabile.  Les  bureaux  centraux  importants  et  les  prineipaux  bureaux  publics 
doivent  possMer  les  listes  g^n^rales  des  postes  en  relation.  Chaque  office 
foumit  k  Tautre,  k  titre  gratuit,  les  exemplaires  de  ses  propres  listes,  y  compris 
les  Supplements  et  modifieations,  n^cessaires  au  service  des  bureaux  de  l'ad- 
ministration  ^trang^re. 

VII.  Service  des  bureaux  centraux.  —  a)  Les  communicatious  t^l^phoni- 
ques  sont  stabiles  par  rinterm^diaire  des  bureaux  centraux.  ||  Apr^s  avoir 
reconnu  que  la  personne  ou  le  bureau  public  demand^  dispose  des  moyens  de 
correspondance  requis,  le  bureau  central  de  d^part  r6clame  au  bureau  central 
d'arriv^e  la  communication  avec  le  poste  t^l^phonique  destinataire  et,  aussitöt 
qu'il  Ta  obtenue,  il  en  avise  la  personne  ou  le  bureau  public  demandeur  en 
Tinvitant  k  parier.  ||  Lorsqu'nn  bureau  a  plnsieurs  demandes  en  instance,  11 
les  comunique  au  bureau  en  relation  dans  l'ordre  des  inscriptions.  ||  Les  deux 
bureaux  int^ress^s  maintiennent  pendant  quelques  instants  leur  töl^phone  dans 
le  Circuit  ou  en  d^rivation,  afin  de  s'assurer  si  la  correspondance  s'effectue 
dans  des  conditions  convenables,  L'heure  du  commencement  et  de  la  cessation 
de  Tentretien  est  inscrite  aux  proc^s-verbaux  des  Communications  par  les  deux 
bureaux  centraux.  Si  ces  proc^s-verbaux  ne  concordent  pas  entre  eux,  et  si 
les  bureaux  ne  parviennent  pas  k  redresser  les  diff^rences,  les  Administration s 
admettent  de  plein  droit  les  inscriptions  du  bureau  central  de  d^part.  b)  Les 
bureaux  centraux  r^pondent  sans  d^lai  appels  qui  leur  sont  adress^s.  ||  Lorsque 
le  bureau  central  ne  r^pond  pas  au  bout  d'une  minute  k  Tautre  bureau 
central,  Tappelant  prövient  le  premier  par  un  autre  circuit  Si  ce  moyen  ne 
peut  ^tre  employ^  ou  ne  r^ussit  pas,  le  bureau  appelant  a  recours  au  UU- 
graphe  pour  informer  de  la  Situation  le  bureau  central  appel^  inutilement  par 
voie  t^löphonique. 

Vin.  Service  des  bureaux  publics.  —  Sauf  dans  des  cas  sp^ciaux  ou 
exceptionnels,  une  seule  personne  k  la  fois  est  admise  dans  les  cabines  pub- 
liques  et  il  est  interdit  k  l'occupant  de  communiquer  avec  Text^rieur  pour 
donner  ou  recevoir  des  Instructions.  ||  Les  Communications  demand^es  k  desti- 
nation  d'un  bureau  public  oü  un  service  special  de  messagers  n'est  pas  Organist» 
ne  sont  ötablies  que  si,  par  une  entente  pr^lable  entre  les  personnes  int^- 
ress^es,  le  correspondant  est  prösent  dans  ce  bureau.  ||  Afin  d'eviter  tout  travail 
inutile,  les  bureaux  centraux  et  les  pr^pos^s  aux  cabines  ont  soin  de  se  ren- 
seigner sur  ce  point  aupr^s  de  la  personne  qui  dösire  entrer  en  correspon- 
dance. II  Lorsque   la   personne  demand^e,   d^dar^e  präsente  dans  un  bureau 
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public,  ne  r^pond  pas  dans  an  d^lai  de  trois  minutes,  la  communication  ne  Nr.  ii67o. 
peut  fetre  maintenne  qne  moyeonant  rapplication  de  la  taxe  röglementaire,  ^^^J^n""* 
compter  de  Texpiration  de  ce  d^lai  d'attente.  ||  La  m^me  r^gle  est  applicable  5.  Okt.  isse. 
aox    Communications    avec    les   Bourses   oü  les   Offices   contractantes  anront 
organisäi  an  'senrice  de  messagers  chargös  de  pr^venir  les  personnes  präsentes 
aox   henres   de  röunion.  ||  Les  pr^posös  aox  cabines  indiqnent  an  public  les 
precautions  k  prendre  dans  Tusage  des  appareils  pour  obtenir  les  meilleurs 
r^sultats.  II  Le  pr^pos^  ä  la  cabine  appelante  tient  note  de  Tinstant  pr^cis  de 
la  mise  en  communication  des  correspondants  et  de  la  fin  de  laconversation.  || 
D  est  en  droit  d'exiger  Tacquit  pr^alable  de  la  taxe.   D^s  qne  la  premi^re  unit6 
de  contersation  est  6puis6e,  il  en  pr^vient  Toccupant,  qui  doit  interrompre  imm^- 
diatement  sa  conversation  k  moins  qu'il  ne  consente  k  payer  la  taxe  r^le- 
mentaire. 

IX.  ^ispension  et  cldiure  du  service.  —  Nul  bureau  ne  peut  suspendre 
oa  cldturer  le  senrice,  aux  heures  r^glementaires,  aussi  longtemps  qu'il  y  a 
des  conversations  en  cours.  ||  Les  conversations  qui  sont  demand^s  avant  la 
Suspension  ou  la  clöture  du  service  et  qui  n'ont  pu  avoir  lieu,  sont  ^chang^s 
dans  l'ordre  des  demandes,  les  s^ances  concöd^es  k  heute  fixe  par  voie.  d'abonne- 
ment  qui  anraient  ^t^  retard^es  y  prenant  rang  d'office  par  ordre  de  priorit^ 
8ur  les  conversations  ordinaires.  ||  A  moins  d'un  ordre  special,  k  concerter  par 
les  deux  administrations,  nul  bureau,  pour  satisfaire  k  des  demandes  de  con- 
versation formul^es  avant  Theure  de  Suspension  ou  de  clöture,  ne  peut  6tre 
tenn  sur  pied  plus  de  30  minutes  apr^s  cette  heure. 

X.  Carrespondance  de  service.  —  Des  correspondances  verbales  relatives 
exclusivement  au  service  t^l^pbonique  belge-grand-ducal  peuvent  ^tre  ^cbang^es 
en  francbise  de  taxe  entre  les  fonctionnaires  des  deux  administrations  sp^cia- 
lement  autoris^s  k  cette  fin.  jj  En  r^clamant  la  gratuit^,  ces  personnes  sont 
tenues  de  d^darer  leurs  nom  et  qnalit^.  Si  elles  n^gligent  de  le  faire,  le 
bureau  central  ou,  le  cas  ^ch^ant,  le  bureau  public  d'origine  r^clame  ces 
renseignements  avant  de  livrer  la  communication,  k  moins  qu'il  ne  soit  certain 
de  Tidentit^  du  demandeur.  ||  Les  correspondances  en  franchise  sont  annon- 
c^es  d'nn  bureau  central  k  Tautre  par  le  mot  „service''.  ||  Les  administrations 
prennent  toutes  les  mesures  utiles  en  vue  de  restreindre  autant  que  possible, 
cbacnne  en  ce  qui  la  concerne,  le  nombre  des  Communications  de  service.  En 
g^n^ral,  la  voie  t^l^graphique  doit  §tre  adopt^e  de  pr^f^rence, 

XL  PrioriiS  et  rang  de  transmissian,  —  Les  correspondances  ayant  droit 
k  la  priorit^  de  transmission  sont:  ||  1^  Celles  qui  ^manent  des  autorit^s  et 
fonctionnaires  qui  ont  la  facult^  d'exp^dier  des  d^pöches  t^l^grapbiques  d'Etat; 
elles  sont  soumises  k  la  taxe  ordinaire:  ||  2^  celles  des  fonctionnaires  des  deux 
administrations  autoris^es  k  correspondre  en  service,  lorsqu'ils  r^clament  Tur- 
gence.  jj  L'ordre  d'^change  des  correspondances  t^l^phoniques  est  stabil  commc 
il  suit:  II  1*'  rang:  correspondances  d'Etat;  2"  rang:  Communications  de  service 
urgentes;  3*  rang:  correspondances  priv^es;  4®  rang:  correspondances  de  ser- 


Digitized  by 


Google 


64  Bündnisse,  Verträge,  Konventionen,  Protokolle  etc. 

Nr.  11670.  vice  noD  urgentes.  ||  Ponr   les  correspondances  de  m^ine  rang,  les  communica- 
LtxeS>ittg.*  tions   sont  livr6es  dans  Tordre  des  demandes,  ||  Les  correspondances  de  mdme 
5.  Okt.  1898^  rang  s'^bangcnt  dans  Tordre  alternatif.    Les  correspondances  de  rang  supö- 
rienr  ne  sont  pas  comprises  dans  Tordre  alternatif. 

XIL  DSrangemerUs;  difßcuUis  de  correspandance.  —  D^s  qn'une  difficolte 
de  correspondance  ou  an  d^rangement  est  constat^,  les  administrations  prennent 
imm^diatement,  chacune  en  ce  qui  la  concerne,  les  mesnres  reqnises  ponr  j 
rem^dier.  ||  Les  bureaux  centranx  se  pr^viennent,  an  besoin,  par  la  voie  t^l^- 
grapbiqne  de  toos  döfauts  ou  circonstances  qni  seraient  de  nature  k  ontraver 
on  k  compromettre  le  Service  t^l^phoniqne. 

XIII.  ProciS'Verbaux;  partage  des  taxes  d  dicomptea.  —  Chaque  admini- 
stration  fait  tenir  an  proc^-verbal  mentionnant,  oütre  les  incidents  de  Service, 
sons  les  äl^ments  n^cessaires  k  Tetablissement  des  comptes  internationaux  et 
k  la  perception  des  taxes.  ||  Les  comptes  sont  arr6t4s  mensaellement  et  l'^hange 
en  est  fait  entre  les  denx  administrations  dans  la  m^me  forme  et  en  m6me 
temps  qne  celui  des  comptes  des  taxes  t^l^grapbiqnes,  dont  ils  constitneront 
nne  annexe  sons  la  mbriqne  speciale   „compte  des  commnnications  t^l6phoni- 

ques  belges-grand-ducales''. 

Approuv6: 
A  Luxembourg,  le  5  novembre  1898.  A  Bruxelles,  18  octobre  1898. 

Le  Directeur  girUräl  des  financeSy     Le  Diredeur  geniräl  des  täegraphes. 
M.  Mongenast.  F.  Delarge. 

(La  mise  k  exöcntion  de  la  Convention  ci-dessns  a  M  fix^e  par  les  deux 
administrations  an  1*'  d^cembre  1898.) 
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Frankreich  über  Madagaskar  1898.*) 

Nr.  11671.  OBOSSBBITAHHIEN.  —  Der  Konsul  in  Tamatave  an 
den  französischen  Generalgoayerneur.  Beschwerden 
englischer  Kaafleate  über  Beschränkung  ihres 
Handels  durch  die  französische  Verwaltung.**) 

Tamatave,  February  11,  1898. 
M.  le  Gouyerneur-G^n^raL  ||  I  have  the  honour  to  bring  to  your  notice  Nr.  ii«7i. 
the  serious  complaints  of  Messrs.    Procter  Brothers  and  L.  Trouchet  and  CJo..     ^^^' 

biituinidn. 

British  merchants  of  this  town,  who  have  also  agencies  at  Hananjary,  whereii.F«b.i808. 
thej  carry  on  a  pretty  large  business,  and  where,  by  the  sudden  action  of 
M»  TAdministrateur  Comp^rat,  thej  are  prohibited  from  carrying  on  their 
usual  trade  and  are  therefore  placed  in  an  invidious  position.  H  The  facts  are 
very  simple.  On  the  28  th  January  last  M.  TAdministrateur  CJomp^rat  caused 
a  public  „kabary^  of  the  native  traders  to  be  called  and,  through  the  Inter- 
pretation of  M.  Liger,  the  native  Govemor,  informed  them  that  thongh  thej 
had  been  wamed  before  by  him  not  to  buy  any  goods  from  foreign  firms,  they 
were  now  adfised  that  they  could  only  bnj  from  and  seil  goods  to  three 
firms,  viz^  Messrs.  Lauratet,  Yenot,  and  Bemard,  and  unless  thej  dealt  with 
tbese  three  persons  only  they  would  be  put  in  chains  and  cast  into  prison.l{ 
I  need  scarcely  point  out,  M.  le  Gouyemeur-G^n^l,  the  very  baneful  effect 
which  the  words  of  M.  TAdministratenr  CJomp^rat  bad  on  the  native  traders, 
not  only  with  reference  to  the  foreign  firms  established  at  Mananjary,  but  also 
with  regard  to  those  French  firms  who  have  agencies  there  and  who  have 
been  carefully  and  systematically  excluded  by  him.  ||  I  beg  to  submit  that 
freedom  of  commerce  should  be  perfect,  and  that  no  distinction  of  nationality 
amongst  merchants  should  exist,  especially  as  regards  the  natives,  and  that 
all  foreigners  have  the  same  rights  and  Privileges  in  such  matters  as  the 
Frenoh.  ||  M.  TAdministrateur  Comp6rat  having  convened  a  public  meeting  of 


*)  Anmerkung.    Die  folgenden  Aktenstücke  entstammen  dem  Blaubuch  France  1. 
(1899).    9091.    Vgl.  Bd.  61  Nr.  11528.    Red. 

**)  Anmerkung.    Am  24.  Februar  teilte  der  Konsul  die  Beschwerde  nach  London 
mit    Am  28.  M&n  erhielt  sie  Lord  SaUsbury. 
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Nr.  ii«7i.  the  native  traders,  I  tbake  the  liberty  of  saggesting  that  the  same  Publicity 
briunnien  ^^^^^^  ^®  ^^^^^  ^^  Order  that  the  native  population  should  fully  know  that 
ii.Feb.i8»8.their  perfect  right  is  to  trade  with  whomsocvcr  thej  please,  and  that  there 
is  no  nationality  among  merchants.  ||  I  beg  to  forward,  herewith  inclosed, 
extracts  from  the  letters  received  by  Messrs.  Procter  Brothers  and  L.  Trou- 
chet  and  Co.  from  their  agents  at  Mananjary,  which  will  explain  the  present 
State  of  matters,  and  reqoest  that  you  be  good  enoagh,  M.  le  Gouverneur- 
Gönöral,  to  look  into  their  grievances.  Anatole   Sanzier. 


Nr,  11672.  PRANKEEICH.  —  Der  Generalgouverneur  von  Mada- 
gaskar an  den  englischen  Konsul  in  Tamatave.  Ant- 
wort auf  das  Vorige. 

Tananarive,  le  25.  F^vrier,  1898. 

Nr.  11672.  M.  le  Consul,  II  Yous  avez   bien  voulu  appeler  mon  attention  sur  une 

Franfatich.  r^clamation  de  MM.  Procter  Brothers   et  Trouchet  relative  aux  paroles  qui 

85.P«b.l898. 

auraient  ^t^  prononcöes  par  M.  TAdministrateur  de  Mananjary  dans  un  ''kabary" 
r^cemment  tenu  dans  cette  ville.  ||  M.  Comp^rat  auraient  d^clar6  aux  indig^nes 
qu'ils  n'^taient  autorisös  k  traiter  qu'avec  les  trois  maisons  de  commerce 
Lauratet,  Venot,  et  Bernard,  les  menagant  de  s^v^res  r^pressions  slls  s'adres- 
saient,  pour  les  besoins  de  leur  trafic,  aux  autres  n^gociants  de  la  place.  || 
J'ai  Thonneur  de  vous  faire  connaitre  que  j'ai  döjä  priö  M.  Comp6rat  de  me 
renseigner  sur  les  incidents  qui  ont  motiv^  votre  plainte  et  que,  par  d6p6che 
de  ce  jour,  je  Tinvite,  si  les  faits  que  vous  all^guez  sont  exacts,  ä  prendre 
les  mesures  n^cessaires  pour  assurer  la  libertä  complöte  des  transactions. 

Gallieni. 


Nr.   11673.    FBANEBEIOH.  —  Derselbe  an  Denselben.    Die  eng- 
lischen Beschwerden  sind  unbegründet*) 

Tananarive,  le  24  Mars,  1898. 
Nr.  11678.  M.  le  Vice-Consul,  ||  J'ai  l'honneur  de  vous  informer,  comme  suite  h  ma 

FrMkreich.  xq^i^q  Ju  26  Fövrier  dernier,  adress6e  k  M.  le  Consul  d'Angleterre  k  Tamatave, 

24.11&rzl898. 

que  j'ai  proc^dä  k  une  enqu6te  minutieuse  sur  les  faits  qui  m'ont  ^  signal^s 
par  Mr.  Sauzier,  le  11  F^vrier  demier,  au  sujet  des  paroles  qui  auraient  &a 
prononc^es  par  M.  TAdministrateur  de  Mananjary  dans  un  ''kabary"  r^cemment 
tenu  dans  cette  ville.  ||  D  r^sulte  nettement  de  cette  enqu6te  que  les  plaintes 
qui  ont  ^t^  port^es  k  ma  connaissance  par  le  Co&sulat  de  Sa  Majest^  Bri- 
tannique  sont  absolument  d^nuöes  de  fondement  ||  Jamals,  en  effet,  M.  Comp6rat 


*)  Anmerkung.    Lord  Salisbury  erhielt  am  25.  April  davon  Kenntnis.    Red. 
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n'a  tena  le  langage  qni  lui  a  M  pr^t^  par  vos  nationaox.  ||  Sans  doute,  cet  iNr.  11673. 
Administrateur  s'efforce  cbaque   fois  qu'il  en  a  roccasion,  de  dövelopper  le^'^^iäs 
commerce  des  prodaits  Fran^ais  et  c'est  \k  nne  attitade  dont  personne  n'oserait 
le  blämer;  mais  il  a  trop  de  tact  et  d'esprit  de  justice  poar  provoqaer,  ä 
bon  droit,  des  röclamations  de  la  natnre  de  Celles  qui  m'ont  ^t^  transmises. 

Gallieni. 


Nr.    11674.    OBOSSBBirAHHIBH.  —  Die  engl  Firma  Tronchet  &  Co. 

teilt  dem  Konsul  folgenden  an  sie  gerichteten  Brief 

ihres  Agenten  mit*) 

Mananiary,  le  25  F^vrier  1898. 

Chers  Messieurs»  ||  Mercredi,   23   F^vrier  demier,  M.  TAdministrateur  Nr.  11674. 

Compdrat  röunissait  de  nouveau  les  traitants  indig&nes  ä  11  heures  du  matin;  ^,^[^'«0 

le  '*kabarj''  dura  deux  heures  et  demie  de  temps.     11  leur  dit  le  28  Janvier  26.r«b.i89e. 

dinier:    ''Je  vous  ai  appeU  ici  en  'kabary'  et  vous  avez  M  dire  ce  que  je 

vous  ai  dit.     Pourtant  je  vous  ai  bien  dit  que  ce  que  je  vous  disais  ^tait 

priv^.     Je  ne  saois  ce  qui  me  retient  de  vous  mettre  tous  ä  le  geole  ou  de 

vous  expulser  de  ma  provinoe.     A  Tavenir,  si  vous  röp^tez  oe  que  je  vous 

diSy  je  la  ferai.  ||  "Ainsi,.  ce  que  je  vi^s  vous  dire  aujourd'hui  est  priv^;  vous 

^tes  douze  ici,  et  si  cela  se  sait  je  vous  fourrerai  tous  k  la  geole  ou  vous 

expulserai.  ||  '^Je  suis  mattre  de  la  province;  il  faut  que  vous  m'ob^issiez.    Je 

ne  veux  voir  chez  vous  que  des  marchandises  Fran^aises.    Vous  m'avez  tous 

bien   compris?''  ||  II  donna  ensuite  des  ordres  k  M.  Liger,  le  Gouverneur 

indig^ne,  de  prendre  les  noms  des  douze  traitants  prösents  et  les  cong6dia. 


Nr.  11675.  OBOSSBBITAHNIBH.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Übersendet  folgenden 
Auszug  aus  der  „D^p6cheColoniale''  vom  26. Mai  1898. 

lio  Journal  officiel  Malgache,  autrement  dit  le  "Vaovao,"  est  mis  k  la  ^'-  "•'^•• 
disposition  des  industriels,  commer^ants  et  Colons  Fran^ais,  ponr  faire  de  la  briunniM. 
r6clame  illustr6e  k  leurs  articles.     Ils  n'ont  qu*ä  s'adresser  pour  cela  au*«-^**'®*®. 
Gouvernement  O^n^ral  (Bureau  Affaires  Civiles).  ||  Le  but  de  cette   r^clame 
ofificielle  est  indiqu6  par  le  G6n6ral  Gallieni  dans  une   Girculaire   qu'il   a 
adress^e  le   22  Avril  aus  Chefs  de    provinces  et  qui  figure  au  ''Journal 
Officiel." 

N0U8  r^levons  dans  cette  Girculaire  le  passage  suivant:  ||  "Je  vous  prie 
egalement  de  charger  les  autorit^s  indigdnes  d'user  de  toute  leur  inflnence  pour 
coiicoarir  au  but  que  nous  poursuivons.    II  leur  sera  facile,  au  point  de  vue 


*)  Anmerkung.    Lord  Salisbury  erhielt  am  25.  April  davon  Kenntnis.    Red. 
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Nr.  11675.  special  qui  noQs  occape,  de  reprösenter  ä  lenrs  administr^s  que  les  tissiis  de 
briuoni«]!.  ^^^  mtoufactures  valent  les  sortes  ^trangöres  similaires,  qn'il  est  con?enable 
86.  Mai  1898.  que  les  Malgaches,  devenns  snJets  Frangais,  oböissent  anx  coatumes  nationales 
en  se  servant  de  nos  produits;  que  leor  vötement  de?ient  ainsi  nne  marque 
distinctive  de  lenr  nonvelle  qaalit^  et  qu'il  doit  6tre  compos^  de  tissus  Fran- 
Qais.  II  ^11  va  de  soi  que  les  antoritis  indig^nes  de  vos  circonscriptions  devront 
se  borner  k  agir  sur  leurs  administr^s  par  des  conseils  servant  k  leur  d6montrer 
les  qualit^s  de  prix  et  de  fagon  de  nos  produits  nationanx  prot^g^s  k  Tentr^e 
dans  rile  par  les  droits  importants  dont  sont  frapp^s  les  produits  similaires 
^trangers.  Mais  elles  devront  se  rappeler,  cependant,  qu'aucnne  entrave  ne 
doit  6tre  mise  k  la  vente  et  ä  la  circulation  des  marebandises  ^trang^res. 
Yotre  r61e,  comme  celui  de  vos  fonctionnaires  indig^nes,  consiste  simplement 
k  6clairer  nos  nonveaux  sujets  sur  les  avantages  qui  r^sulteront  pour  eux  de 
Tacbat  des  produits  Frangais  convenant  mieux,  d^sormais,  k  leurs  habitudes 
et  k  leurs  besoins,  modifi^  depuis  deux  ans  par  Tintroduction  des  lois  et 
coutumes  Frangaises  dans  Ttle.  Gela  est  notre  droit  absolu  et  personne  n'a 
le  droit  d'j  trouver  k  redire." 

La  ligne  de  conduite  trac^e  par  le  Oouvemeur-G^n^ral  k  ses  subordonn^ 
est  correete  en  m^me  temps  que  patriotiqne.  Peut-6tre  faut-il  y  voir  le  d^sir 
d'^viter  le  renouveUement  de  ;certaine8  mesnres  d'ostracisme  qui  n'ont  pas 
toujonrs  atteint  uniqnement  les  marchandises  et  les  maisons  ätrang&res. 


Nr.    11676.    FSABKBEICH.  —  Dekret  Aber  Abänderung  des  Zoll- 
tarifs fflr  Madagaskar. 

Rapport  au  President  de  la  B^publique  Fran^aise. 

Paris,  le  81  Mai,  1898. 
Nr.' 11676.  M.  le  President,  ||  A  la  suite  des  röclamations  formul^es  tAnt  aupr^  de 

Frankreich,  j^^j^  Departement  qu'auprös  de  TAdministration  Locale  de  Madagascar  par 
plusieurs  fabricants  de  tissus  de  coton  Fran^ais  au  sujet  du  pr^judice  que 
leur  causerait  l'insuffisance  des  droits  dont,  en  vertu  du  D^cret  du  28  Juillet 
1897,  sont  frapp^s  les  produits  ^trangers  de  m^me  nature  Importes  dans  notre 
nonvelle  Ck)lonie,  j'ai  iü  amen^  k  examiner  s'il  y  avait  lieu  de  reviser  le 
Tarif  actuel.  j]  Le  Ministre  du  Ck)mmerce,  de  Tlndustrie,  des  Postes  et  des 
Täögraphes,  consult^  k  ce  sujet,  m'a  fait  connattre  qui'l  lui  paraissait  de 
tonte  n^cessitöy  pour  prot^ger  nos  tissus  contre  la  concurrence  ^trangire,  de 
remanier  dans  son  ensemble  le  Tarif  des  cotonnades  fix6  par  le  D^cret  du 
28  Juillet,  1897,  en  prenant  dans  cbaque  cat^gorie  de  tissus  de  coton,  non 
plus  la  premiöre  et  la  troisi^me  taxe  du  Tarif,  mais  la  deuxitoe  et  la  qua- 
trimme  du  dit  Tarif.  ||  D'autre  part,  mon  coll^e  a  ^t^  d'avis  de  modifier  4gale- 
ment,  et  conformiment  au  dteir  exprim^  par  TAdministration  Locale  de  Hada- 
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gascar,  le  r^ime  douanier  appliquö  anx  bestianx  destinös  k  la  reprodnction  et  Kr.  iie?«. 
anx  sacs  de  juto  n^essaires  ä  Temballage  du  sei  indigöne.  ||  J'ai   en  cons^- 3^'*^^^^^ 
qaence,  Thonnetir  de  soamettre  ä  votre  Signatare  le  projet  de  D^cret  ci-joint 
qai  a  6t4  commoniqa^  ponr  examen  et  avis  an  Conseil  d'fitat,  et  qoi  a  ponr 
objet  de  modifier  dans  le  sens   de  consid^rations  qni  prteödent,  le  Tablean 
annex6  an  D^ret  da  28  Jaillet,  1897. 

Je  Yoas  prie,  &c. 
Le  Hinistre  des  Colonies, 
(Sign^)      Andr6  Lebon. 


Le  Pr^dent  de  la  B^pabliqae  Frangalse,  |]  Sar  le  rapport  da  Ministre 
des  Golonies,  ||  Va  le  D^cret  da  11  D^cembre,  1895,  fixant  les  pouToirs  do 
Rösident-O^n^ral  de  France  ä  Madagascar,  modifi^  par  le  Döcret  da  30  Jaillet, 
1897,  institnant  an  Ooavemear-G^nöral  de  Madagascar  et  d^pendances;  ||  Va 
la  Lot  da  6  Aoüt,  1896,  döclarant  Colonie  Fran^aise  File  de  Madagascar  et 
ses  d^pendanees;  H  Va  la  Loi  da  16  Ayril,  1897,  rendant  applicable  ä  Mada- 
gascar et  d^pendances  la  Loi  da  11  Janvier,  1892,  relative  ä  T^tablissement 
da  Tarif  G^n^ral  des  Doaanes;  ||  Va  le  D^cret  da  28  Jaillet,  1897,  portant 
fixation  des  exceptions  an  Tarif  G4n6ral  des  Doaanes,  en  ce  qui  conceme  les 
prodnits  ^trangers  importi^s  ä  Madagascar;  ||  Va  les  avis  ^mis  par  le  Goaver- 
nenr-G^n^ral  de  Madagascar  et  d^pendances  et  par  le  CJonseil  d'Administratiou 
de  la  Colonie,  dans  sa  s6ance  da  31  Janvier,  1898;  ||  Va  Tavis  da  Ministre 
da  Commerce,  de  Tlndastrie,  des  Postes  et  des  Tölögrapbes;  ||  Le  Conseil 
d'£tat  entenda, 

D^cr^te: 

Article  1^.  Le  Tableaa  annex6  an  D^cret  da  28  Jaillet,  1897,  portant 
fixation  des  exceptions  an  Tarif  G6n^ral  des  Doaanes;  en  ce  qai  conceme  les 
prodnits  ötrangers  Importes  k  Madagascar,  est  modifiö  comme  sait: 

Art  2.    Sont  abrog^es  les  dispositions  contraires  an  präsent  D^cfet 

Art  3.  Le  Ministre  des  Colonies  est  cbargö  de  Texöcation  da  präsent 
Dteret,  qai  sera  pabli4  aa  "Joamal  Officier*  de  la  R^pabliqae  Frangaise  et 
ins^r^  aa  ''Balletin  Officier  da  Minist^re  des  Colonies  et  an  "Joamal  Officiel'' 
de  la  Colonie  de  Madagascar. 

Fait  k  Paris,  le  31  Mai,  1898. 

(Sign6)       F61ix  Fanre. 

Par  le  Präsident  de  la  Röpabliqae: 
Le  Ministre  des  Colonies, 
(Signa)      Andr6  Lebon. 
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Nr.  11676. 
Prankreioli. 
31.  Mai  1898. 


Obsignation  des  Produits. 


ünit^ 

sor 

lesquelles 

portent 
lei  Droit& 


L  —  Änimaux  Vivant$. 
B^tail  destin^  h  la  reproduction 


XXV.  —  Tissus. 
Sacs  de  jute  neufs  et  irieux 


XXXII.—  Tissus  d  Catans  et  Coutüs. 

Tissus  de  coton  pur»  unis,  crois^s,  et  couüls  ^crus,  Präsentant  en 
chalne  et  en  trame  *)  dans  un  carr6  de  6  millim.  de  c6t6,  ceux 
pesant  :— 

IS  küog.  et  plus  les  100  m^tres  carr^s     .    . 


11  küog.  inclasivement  ä  18  kilog.  exclusivement 


9  kilog. 
7  kilog. 
5  kilog. 
S  kilog. 


ä  11  kilog. 
it  9  kilog. 
ä  7  kilog. 
ä   5  kilog. 


Moins  de  8  kilog.  les  100  m^tres  carr^ 


85  fils  et  moins 

186  fils  et  plus 

t85  fils  et  moins 

^86  fils  et  plns 

85  fils  et  moins 

86  fils  et  plus 
[85  fils  et  moins 
186  fils  et  plus 
^85  fils  et  moins 
i86  fils  et  plns 
185  fils  et  moins 
86  fils  et  plus 


lOOkilog. 


Droits. 


Exempt. 


Ezempts. 


Fr.  c 
7700 

11800 
8700 

moo 

11100 
17200 
18100 
28000 
18900 
80000 
28700 
55000 
62000 


Nr.  11677.  OROSSBRITAHNiaH.  —  Das  Haus  Procter  Brothers 
an  den  Minister  des  Answärtigen.  Neue  Beschwerden 
über  die  französische  Verwaltung  von  Madagaskar. 
Übersendet  eine  Zeitung  faus  Tamatave  als  Be- 
weisstück. 
22,  Leadenhall  Street,  London,  June  16^  1898.  (Received  June  18.) 
Nr.  11677.  Mj  Lord,  II  We  beg  to  lay  before  yonr  Lordship  the  foUowing  complaint, 

Groüi-     j^jjj^  ^Q  ijgg  |.j,j^|.  y^Q  yf'^Yi  take  such  steps  as  will  prevent  a  recurrence  of  the 

DiitAiinieii«  II  •*■       T-i 

i6jnai  1898.  matter  complained  about  ||  In  February  last  the  French  Resident  at  Manan- 
jary,  Madagascar,  called  a  ,,kabary''  and  told  the  natives  that  they  were  not 
to  deal  with  any  firms  but  three  whose  names  were  mentioned— all  French. 
Our  business  at  that  port  has  suffered  considerably  in  conseqnence.  Our 
Madagascar  house  complained  to  the  British  Consul,  who  immediately  addres- 
sed  the  Governor-General.  This  official  replied  at  once,  stating  that  the 
matter  should  be  investigated.  Afterwards  he  wrote  saying  that  the  Consul 
had  been  misinformed;  that  the  Resident  denied  absolutely  the  Charge  made 
against  him.    In  spite  of  this  denial  our  Representatives  in  Madagascar  main- 


*)  Dans  le  compte  des  fils  de  chalne  et  de  trame  les  fractions  sont  n^lig^es. 
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Uin    the  Charge;   bnt  withoat  other  testimony  than  theirs  we  shonld  have  Nr.  11677. 
hesitated  to  bring  the  matter  to  yonr  Lordship's  notice.    However,  the  mail  briunnien. 
which   has  arrived   to-daj  has   broaght  us  a  copy  of  a  French  new8paper,w-J"ii898. 
called  ^e  Madagascar,**  pnblished  at  Tamatave  on  the  15th  May,  in  which 
s^ppears  an  article  qnoting  verbatim  the  speech  complained  of.    This  we  tmst 
yonr  Lordship   will  consider   snfficient   evidence   to  enable   yon  to  take  the 
matter  np.  ||  It  is  snfficiently  difficnlt  for  an  English  merchant  now  to  carry 
on  his  trade  in  Madagascar  nnder  the  new  fiscal  arrangements  there;  bnt  if 
French  officials,  who  go  ont  of  their  way  to  obstrnct  ns  in  onr  legitimate 
trade,  are  to  be  snpported  in  such  actions  by  their  superiors,  it  will  become 
impossible  for  ns  to  condnct  onr  bnsiness.  ||  We  are  loth  to  make  complaints, 
bnt  the  interests  we  have  at  stake  in  the  island  are  very  large,  and  it  beho- 
res  OS  to  protect  them,  and  we  tmst  we  may  rely  npon  yonr  Lordship's  help 
in  this.  We  have,  &c. 

(Signed)  Procter  Bros. 


Beilage. 
Anszng  ans  ,^e  Madagascar'*  vom  14.  Mai  1895. 

Lenr  fa^on  de  coloniser.  —  Fenilletant  an  hazard  dans  Töpaisse  Hasse 
de  docnments  qni  me  sont  parvenns  depnis  des  mois  j'ai  facilement  d^convert 
des  choses  bien  interessantes,  et  bien  instrnctives,  relativement  anx  procöd^s 
de  colonisation  employ^Sy  non  senlement  ä  Tamatave,  mais  partont,  dani  le 
nord  comme  dans  le  snd,  k  Test  comme  ä  Tonest.  ||  Le  plns  sonvent,  ces  docn- 
ments rev6tent  la  forme  d'nne  lettre  naive  et  simple,  fournis  qn'ils  sont  par 
des  Colons  k  Tinstmction  rndimentaire  et  ponr  lesqnels  les  flenrs  de  r^tho- 
riqne  sont  loin  d'avoir  le  parfnm,  'on  la  beant^,  des  flenrs  de  vanille  par 
exemple  on  des  baies  de  caf6.  ||  us  n'en  sont  pas  moins  ^difiants  ponr  cela, 
ces  docnments  9  qni  vons  montrent  des  faits  tellement  extraordinaires  qn'ils 
seraient  invraisemblables  en  tont  antre  lien  qne  Madagascar.  ||  Et,  il  y  en  a, 
il  y  en  a,  il  y  en  a  encore,  il  y  en  a  tonjonrs,  de  teile  sorte  qne  le  jonrnaliste 
abasonrdi,  ne  sait  plns  par  qnel  hont  commencer  la  monumentale  besogne!  || 
Ainsi,  le  long  de  tonte  la  c6te,  il  fandrait,  et  nne  fa^on  de  voyage  de  la  plnme, 
s'arr^ter  k  chaqne  village,  s^jonmer  longnement  dans  chaqne  chef-lien  de  dlstrict 
oü  r^side  nn  Administratenr,  civil  on  militaire,  et  vons  verriez  alors,  lectenrs, 
combien  Tint^ressant  voyage  dnrcrait!  .  .  .  .  ||  Tenez,  par  exemple,  voici  de 
nombrenses  lettres  de  Maroancetra.  Les  faits  qn'elles  racontent  sont  probantg» 
qnant  k  la  fagon  dont  les  choses  inarchent  lä-bas.    £contez-en  ce  r6snm6:  — 

L'Administratenr,  M.  Rossi,  nn  militaire,  y  a  commis  nne  fonle  d'actes 
arbitraires  qni  ont  en  ponr  r^snltat  immödiat  de  faire  d'abord  le  d^scrt  dans 
Tarrondissement,  et  n^cessairement  de  consommer  la  rnine  des  quelques  Colons 
qni  y  6taient  ^tablis.  ||  Maroncetra  6tait  nn  des  centres  producteurs  de  caont- 
chonc  les  plns  importants»  ||  Or,  M,  Bossi  obligeait  les  indig^nes  k  vendre  non 
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Nr.  11677.  senlement  leurs  produits  k  an  prix  fixe,  d^sign^  par  Ini,  mais  encore  k  ne  les 
briuraira.  Porter  chez  certains  n^ociants,  objet,  plat6t  quo  d'antres,  de  sa  bienveillante 
i6.joiiii89e.8ollicitade.  II  Tont  indig^ne  surpris  yendant  du  eaoutchoac  k  qaelqn'an  fn^p6 
de  rostracisme  administratif  6tait  imm^diatement  iacBXcM,  et  düment  con- 
damn^  k  one  peine  qnelconque  ponr  avoir  os6  transgresser  aax  ordres  dn 
grand  chef  toutpuissant  ||  Est-ce  qne  de  telles  choses  ne  yoos  laissent  pas 
r^veur  et  ne  vons  font-elles  pas  involontairenkeDt  songer  k  la  bienhenrense 
^poque  de  Flnqaisition  et  da  Servage?  ||  Mais  ce  n'est  pas  tont  M.  Rossi 
yeat  obliger  Tindig^ne  k  ne  r^colter  ses  prodaits  qa*ä  an  endroit  d^termin^, 
dans  an  rayon  nettement  ^tabli,  tant  et  si  bien  qne  Tindig^ne,  ponr  qai  la 
libertä  est  le  plas  grand  des  Mens»  a  compl^tement  d^sert^  le  pajs  ponr  se 
retirer  dans  Tinaccessible  int^iienr  oü,  da  moins,  U  ne  sera  plas  Tobjet  de 
lois,  de  röglements,  oa  d'ordres,  qa'il  troave  n^cessairement  Stranges  qaoiqa'Us 
aient  la  prötention  de  constitaer  le  progr^s  et  d'6maner  d'ane  aatoritö  repr^- 
sentant»  avant  tont,  la  civilisation.  ||  Qaant  an  colon  r^calcitrant,  k  celai  qai 
sealement  proteste,  voire  d'ane  fagon  timide,  eh  bien,  trois  joars  de  prison  lai 
apprendront  bien  yite  k  se  taire!  .  .  •  •  jj  Qa'en  pensez-voas?  ||  Voiei  mainte- 
nant  an  aatre  paqaet  de  lettres  venant  de  Mananjary.  Gelai-lä  est  plas  vola- 
mineax  qne  Taatre  parce  qae,  sans  doate,  le  centre  est  plas  important  oa  plas 
grande  Tactivit^  de  son  Administratear.  M.  Comp^rat,  qai  fat  qaelqae  temps 
Resident  de  Tamatave!  ||  Je  lis,  et  c'est  bien  ton  joars  la  m§me  chose,  an  fond. 
Les  variantes  ne  portent  qae  sar  de  petites  qaestions  de  detail  qa'il  est  cepen- 
dant  assez  carieox  de  noter ,  en  passant.  ||  M.  Gomp^rat,  de  Mananjary,  est 
^galement  militaire  comme  M.  Rossi,  de  Maroancetra.  Ses  proc^d^s  sont 
aassi,  sinon  plas,  radicaax  qae  ceax  de  ce  demier.  Yoici  les  faits  —  jj  Un 
grand  kabary  assemble  tonte  la  popalation  de  Tendroit  et  des  envlrons,  et 
M.  Gomp^rat  lai  tient  le  langage  saivant:  —  ||  „Je  ne  venx  pas  qa'aacan  do 
voas  ächzte  la  moindre  marchandise  dans  les  magasins  de  MM.  an  Tel,  an 
Tel,  an  Tel  et  an  Tel  aatre.  Celai  qai  sera  sarpris  en  train  de  faire  le 
moindre  achat,  oa  d'op^rer  la  moindre  transaction  avec  les  maisons  qae  je  voas 
cite,  sera  de  saite  incarc6ri,  sans  pröjadice  de  peines  graves.'*  ||  „Mais,**  essaye 
de  röpliqaer  an  indig^ne  moins  moatonneax  qae  les  aatres,''  il  peat  arriver 
qae  ce  dont  nons  avons  besoin  ne  se  troave  qae  dans  les'  magasins  dont 
Tacc^s  noas  est  interdit!*'  ||  „Eh  bien,  voas  voas  enpasserez."  ||  ,,Vahajsa  LSHbe," 
marmare  doncement  an  aatre  indig^ne,  „parmi  les  maisons  que  vous  noas 
d^fendez,  se  troave  pr^cis6ment  une  maison  Fran^aise,  la  maison  „B.  .  .  ."  || 
j^M.  B.  est  an  maavais  Frangais;  voas  ne  devez  pas  aller  chez  lai.  ||  ,^G'est 
bien  compris,  bien  entendn,  rompez!  .  .  .  J* 

Je  n'ai  voala  faire  aajoard'hai  qa'un  r6sam6  rapide  de  ce  qai  se  passe 
dans  deax  endroits  de  la  c6te.  S'il  m'avait  falla,  poar  chacan  des  denx, 
rapporter  les  menas  faits,  citer  des  noms  et  des  dates,  pr^iser  enfin  et  donner 
an  röcit  le  dövelloppement  qa'il  comporte,  les  dix  colonnes  da  joamal  n'y 
enssent  pas  saffi.  ||  Et  pais,  poarqaoi  ne  pa3  le  dire,  de  pareils  sajets  me  sont 
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pteibles  k  traiter,  encore  qn'ils  soient  scropnlensement  vrais;  aussi  Trais  que  .Hr.  11677. 
1a  penible  histoire  du  Boarjane  Fran^ais  que  Ton  a  pourtant  eu  Taudace  de  ,^^ 
nien  II  Gomment  voulez-TOus,  apr^s  de  tels  actes,  que  la  colonisation  progresse.i6.jiuiii89e. 
et  que  les  Colons  soient  satisfaits?  ||  Est-il,   d'autre  part,  admissible  que  le 
Ote^ral  Gallieni,  que  ses  subordonn^s  s'efforcent  de  rendre  aussi  impopulaire 
quil  6tait  populaire  auparavant,  alt  donn^  des  Instructions  expliquant  et  approu- 
Tant  pareiUes  fo^ons  de  faire?  jj  Personne  ne  le  croira.    Mais  alors 


Nr.    11678.    GBO88BBITAHHIEH.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 

an    den  Botschafter   in   Paris.     Rflckblick  auf  die 

Verhandlungen  mit  Frankreich  über  den  englischen 

Handel  auf  Madagaskar.    Protest  gegen  das  Dekret 

vom  31.  Mai. 

Foreign  Office.  July  9,  1898. 

Sir,  II  Among  the  first  subjects  to  which  I  should  wish  the  attention  of  Nr.  ii678. 
M.  Delcass^  to   be  called  is  the  position  in  which  our  respective  coantmes     ^^^' 

britannieo. 

Stand  in  respect  to  Madagascar.  ||  Some  of  the  most  recent  acts  of  the  Oovern-9.  jquis98. 
ment  which  preceded  that  of  M.  Brisson  have  invested  the  question  with  an 
importance  greater  than  that  which  it  previouslj  possessed.  In  the  year  1890 
the  French  Ambassador  at  this  Court,  M.  Waddington,  signed  an  engagement 
by  which  the  Protectorate  of  France  in  Madagascar  was  recognised  by  Great 
Britain,  and  to  this  recognition  the  followlng  condition  was  attached:  —  [ 
Ji  is  unterstood  that  the  establishment  of  this  Protectorate  will  not  affect 
any  rights  or  immunities  enjoyed  by  British  subjects  in  that  Island."  ||  The 
rights,  which  were  among  the  most  important,  and  which  were  principally 
cuntemplated  by  these  words,  were  the  fiscal  rights  secured  to  British  trade 
by  the  Treaty  of  1865  with  the  Queen  of  Madagascar,  under  which  the  most- 
&voured-nation  treatment  was  secured  to  British  commerce,  and  it  was  stipu« 
lated  that  the  duty  upon  imports  should  never  exceed  an  ad  vahrem  duty  of 
10  per  Cent  ||  This  engagement  left  no  doubt  that  so  long  as  the  Protectorate 
of  Madagascar  was  maintained  the  fiscal  Privileges  of  Great  Britain  would 
be  secure. 

In  the  years  1894  and  1895  differences  arose  between  the  French  Repu-» 
blic  and  the  Government  of  Madagascar,  which  led  to  a  hostile  expedition 
being  sent  from  France  against  the  Island.  Her  Majesty's  Government  obser- 
ved  a  strict  neutrality  during  the  course  of  this  war,  and  avowed  their  desire 
to  observe  that  neutrality  in  the  manner  most  favoarable  to  France.  If  they 
bad  been  aware  that  the  end  of  the  expedition  was  to  be,  not  the  maintenance 
of  the  Protectorate  but  the  annexation  of  the  Island,  they  might  have  foreseen 
tbat  its  success  would  threaten  not  only  the  independence  of  Madagascar,  but 
also  the  fiscal  rights  of  British  commerce.  But  the  Government  of  the  Repu- 
blic  nsed  language  which  thoroughly  convinced  the  British  Government  that 
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.Nr.  11678.  nothing  more  tban  the  enforcement  of  the  Protectorate  was  in  view.  ||  When 
briuuieii  *^®  criticäl  question  of  issuing  a  Declaration  of  Nentrality  was  nnder  consi- 
•  joii  i89&deration,  Lord  Kimberley  abstained  from  recommending  to  Her  Majesty  the 
issne  of  such  a  Proclamation  in  defcrence  to  the  representaüons  of  the  French 
Ambassador,  who  pointed  out  that  the  „case  of  Proteotorates  was  pecoliar 
and  somewbat  novel/'  and  that  in  other  cases  of  wars  with  a  protected 
coantry  such  a  Proclamation  had  not  been  issned.  ||  M.  Hanotanx  in  the 
French  Chamber  on  the  12th  November,  1894,  placed  npon  a  similar  footing 
the  Protectorate  of  Madagascar  and  the  Protectorate  of  Zanzibar  nnder  the 
Agreement  of  1890,  and  dedared  that  that  Agreement  established  between 
Zanzibar  and  Madagascar  an  absolute  parallelism  („parall^lisme  qai  existe  dans 
la  forme  comme  dans  le  fond*^.  ||  On  the  27th  November,  1895,  M.  Berthelot 
stated  in  the  Chamber,  with  reference  to  the  occapation  of  the  island:  „D  ne 
pent  en  r^sulter  aacnne  difficnlt6  ext^rieure;  noos  n'avons  pas  besoin  de 
d6clarer  que  nons  respecterons  les  engagements  qne  nous  avons  contract^s 
vis-k-vis  de  certaines  Paissances  ötrang^res/'  On  the  llth  Febmary,  1896, 
liL  de  Coorcel,  the  Ambassador  of  the  Repablic,  stated  in  a  note  to  me,*' 
that,  in  conseqnence  of  the  dif&cnlties  which  arose  in  Madagascar  in  the 
exercise  of  the  French  Protectorate,  the  Government  of  the  Republic  was 
obiiged  to  take  military  action  in  order  to  enforce  respect  for  its  rights,  and 
to  secure  gnarantees  for  the  futnre.^  ||  This  was  the  langnage  which  was  con- 
sistently  employed  throughont  The  Protectorate  was  to  be  maintained  and 
enforced«  No  hint  was  ever  dropped  that  the  Protectorate  was  to  be  destro- 
yed,  and  it  resultßd  that  the  fiscal  rights  which  had  been  confirmed  in  1890 
appeared  to  be  exposed  to  no  risk  whatever  by  the  ezpedition.  It  was 
viewed,  in  conseqnence,  without  apprehension  by  the  Government  and  commerce 
of  Oreat  Britain. 

If  thejr  coold  have  known  that  the  expedition  was  to  abolish  the  rights 
of  English  commerce,  and  to  expose  it  at  discretion  to  dnties  which  woold 
exclnde  it  from  the  markets  of  the  island,  the  projected  campaign  would  have 
excited  serious  and  outspoken  apprehensions  in  this  coantry,  and  even  admiting 
that  the  cause  of  difference  might  not  have  been  suffident  to  cause  them  to 
depart  from  the  policy  they  had  elected  to  foUow,  the  prospect  of  the  sacri- 
*  fice  of  our  commercial  rights  in  Madagascar  would  have  drawn  forth  very 
earnest  remonstrances  from  Her  Majesty's  Government  and  from  public  opinion 
in  Great  Britain.  The  difficulties  which  naturaUy  attached  to  the  French 
undertaking  would  have  been  increased  to  a  formidable  degree  if  from  the 
first  it  had  been  known  in  the  island  that  England  was  protesting  earnestly 
against  the  war,  and  regarded  it  as  a  measure  calculated  to  inflict  a  great 
wrong  upon  her  commerce.  ||  In  the  course  of  the  last  month  a  Decree  was 
issued  by  the  President  of  the  French  Republic,  greatly  increasing  the  Import 
duties  upon  the  principal  articles  of  British  manufacture,  and  therefore  carry- 
ing  still  further  the  infraction  of  the  rights  which  British  merchants  possessed 
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ander  the  Treatj  of  1865  between  Great  Britain  and  Madagasear,  and  the  Nr.  iieTs. 
Convention  of  1890  betweea  Chreat  Britain  and  France.  The  annexation  bj  ^^riUMfaii. 
which  these  rights  have  been  sei  aside  was  carried  ont  bj  an  expedition  »•  Jvu  isos. 
commenced  and  completed  ander  the  assarance  that  the  object  in  yiew  was 
the  enforcement  of  the  Protectorate,  and  therefore  the  maintenance  of  British 
commercial  Privileges.  It  has  alreadj  been  my  daty  to  place  in  the  hands  of 
M.  Hanotanx,  the  late  Bfinister  of  Foreign  Afiiairs»  a  protest  against  the  wrong 
which  has  been  done^  an^.  in  oor  jndgment,  eontinnes  to  be  done,  to  the 
commerce  of  Great  Britain.  Partly  bec^as^  the  legi;>]ation  of:  which  we  com- 
plain  has  recently  been  made  more  injorions,  partly  because  these  proceedings 
are  now  snbjected  for  the  first  time  to  the  jndgment  and  decision  of  another 
Ministry»  I  have  the  hononr,  on  bohalf  ,of  Her  Majesty's  Government,  to 
r^eat  my  prqtest  against  action  w^iich,  i&  their  opinion,  is  inconsistent  with 
the  international  rights  of  this  conntry,  and  with  the  assnrances  given  by  the 
Government  of  the  Repnblio.  |[  I  ireqnest  yon  to  coromnnicate  the  snbstance  of 
this  despatch  to  M.  Delcass6»  and  to  famish  him  with  a  copy  of  it 

Salisbary. 


Nr.  11679.  OBOSBBBITAKNIEH.  —  Derselbe  an  Denselben.  Soll 
gegen  die.Bedröcknng  des  britischen  Handels  aaf 
Madagaskar  protestieren. 

Foreign  Office,  Joly  20,  1898. 
Sir,  II  I  traDsmit  herewith,  for  yonr  Excellency's  Information,   copy  of  Nr.  \W9. 
a  despatch  from  the  Acting  British  Gonsnl  at  Tamatave,  drawing  my  attention     ^'^^' 

britannidn. 

to  aCircuhir  recently  issued  by  General  Oallieni  to  French  local  autbprities  in  the2o.Jiaiif98 
Island.  II  Yonr  Excellency's  despatch  of  the  26th  May  inclo^ed  and  commented 
Qpon  an  extract  from  that  Gircnlar.  its  character  and  probable  effects  are, 
however,  more  apparent  when  the  complete  text  forwarded  by  Mr.  McMillan 
is  pemsed.  ||  The  Circnlar  expressed  the  del^rroination  of  the  Governor-Gencral 
to  prompte  to  the  ntmost  of  bis  power  the  advance  of  French  commerce  in 
Madagascar,  and  with  this  object  he  arges  his  snbordinates  to  impress  on  the 
natives  in  their  districts  the  merits  and  advantages  of  French  fabrics,  and  to 
arge  their  use  in  preference  to  other  foreign  makes  as  a.mark  of  patriotism 
and  an  act  of  duty  on  the  part  of  the  Malagasies,  who  have  recently  become 
French  subjects.  H  It  is  trne  that  General  Gallieni  explains  that  no  absolnte 
obstacle  should  be  placed  in  the  way  of  foreign  trade,  bat  the  whole  tenour 
of  the  Circalar  is  a  strong  recommendation,  amoanting  almost  to  an  injanction, 
to  the  local  aathorities  to  discoarage  foreign  commerce  and  prodactions  other 
tban  French ,  and  there  is  Jncidental  evidence  that  these  aathorities  have  not 
been  slow  to  follow  this  advice.  |[  In  this.  oonnection,  I  inclose  copy  of  a  letter 
from  Messra.  Procter  caliing  attention  to  ßimilar  action  on  the  part  of  the 
French  aathorities  in  other  parts  of  the  island.  jj  The  action  of  the  Govemor- 
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Nr.  11679.  General  in  distribnting  copies  of  the  official  Journal  (the  „yaovao")  containing 
^  ^^^  illustrations  of  French  trade-marks,  and  wamings  to  avoid  goods  bearing  any 
20. Juli  1816.  others,  is»  moreover,  as  an  of&eial  act,  one  which  seems  to  go  beyond  the 
nsnally  recognized  limits  of  fair  promotion  of  trade,  and  certainly  appears 
inconsistent  with  the  repeated  assnrances  given  to  Her  Majesty's  Govemement 
that  the  rights  and  immunities  enjoyed  bj  British  subjects  in  the  Island  would 
continue  to  be  respected.  ||  It  seems  clear  that  the  imposition  of  the  heavy 
preferential  duties  to  which  foreign  goods  are  subjected  by  the  recent  Decree, 
coupled  with  such  official  support  as  is  giren  in  the  OoTomor-Oenerars 
Gircular,  and  foUowed,  as  it  is  snre  to  be»  by  similar,  if  not  greater,  assi- 
stance  on  the  part  of  the  snbordinate  officials,  must  ineyitably  hare  a  tendency, 
not  merely  to  cripple,  bnt  ultimately  eten  to  cxtinguish  British  trade.  || 
I  should  wish  your  Excellency  to  speak  in  this  sense  to  M.  Delcass^. 

Salisbury. 


Nr.  11680.  OBOSSBKITAIIHIEH.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  französischen  Minister  des  Auswärtigen.  Be- 
schwerden Ober  die  Bedrückung  des  engl  Handels. 

Paris,  Jaly  22,  1898. 
Nr.  ii«80.  ^-  ^^  Miuistre,  ||  I  have  received  Instructions  from  Her  Majesty's  Govern- 

Grob-     ment  to  call  your  Ezcellency's  serious  attention  to  a  Circular  recently  issued 
2a'jiüii8Q8.^y  ^^6  Governor-General  of  Madagascar,  which»  in  their  opinlon»  Is  calculated 
to  inflict   direct  injury   upon  British  trade,  and  is  in   contravention   of  the 
rights  assured  to  Great  Britain  by  Treaty.  ||  The  OIrcular  in  question,  which 
is  published  in  the  Madagascar  ,,Officlal  Journal"  of  the  23rd  April  last,  giyes 
Instructions  to  the  native  authoritles  to  use  all  thelr  Influence  In  farour  of 
the  extension  of  French  trade  and  industry,  and  with  this  object  to  impress 
upon   the  natives  to  use  only  goods  of  French   manufocture  as   a  mark   of 
patriotism  and  au  act  of  duty.  ||  It  is  true  that  General  Gallleni  thinks  it 
advisable  to  remlnd  the  authoritles  that  no  obstaele  shall  be  placed  on  the 
sale  and  circulation  of  foreign  goods,  but  it  is  difficult  to  see  how  his  war- 
niug  can   be   compatible  with   the   due   execution   of  the  GoTemor-Generars 
Instructions;  and  the  whole  tenour  of  the  Circular  is  a  strong  recommendation 
amounting  almost  to  an  injunction  to  them  to  discourage  all  foreign  commerce 
and  Industries.  ||  There  is  incldental   evidence   that  the  authoritles  hare  not 
been  slow  to  follow  this  ad  vice,  and  from  Information  which  has  reached  Her 
Majesty's  Government,  it  appears  that  action  has  been  taken  In  the  provinces 
to  prevent  the  native  traders  dealing  with  any  but  French  merchants.  ||  The 
action  of  the  Governor-General  has,  moreover,  not  been  confined  to  the  publi- 
catlon  of  this  Circular,  for  copies  of  the  '^ Official  Journal '^  have  been  widely 
distributed   containing  illustrations  of  French   trade-marks,  and  waming  the 
natives  to   avoid   goods   bearing  any  other.  |  Such  action,  in  the  opinlon  of 
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Her  Hajesty's  Government»  ezceeds  all  the  liroits  of  fiür  competition,  and  is  Nr.  niao. 
inconsistent  with  the  repeated  assnrances  given  to  tbem  by  the  Government  ),,^'^eD. 
of  the  Repnblic,  that  the  rights  and  impannities  enjoyed  by  British  sabjectsaa^JniiiSMi 
in  Madagascar  and  its  dependencies  will  continne  to  be  respected.  ||  In  calling 
yonr  ExceUency's  urgent  and  eamest  attention  to  this  matter,  I  trust  I  may 
rely  npon  yonr  snpport  in  pntting  a  stop  to  a  system  which  cannot  bnt  give 
rise  to  serions  difficolties  in  connection  with  the  trade  of  Great  Britain  with 
Madagascar.  ||  I  need  hardly  remind  yonr  Exeellency  of  the  conversation  which 
I  had  the  hononr  to  hold  with  yon  the  day  before  yesterday,  when»  by  the 
instroction  of  Lord  Salisbnry,  I  handed  to  yonr  Exeellency  a  copy  of  a  des- 
patch  which  bis  Lordship  had  addressed  to  me  recapitnlating  the  various 
assnrances  given  to  Her  Majesty's  Government  by  that  of  the  Repnblic  before 
the  annexation  of  the  island  to  France,  that  the  Treaty  rights  of  Great 
Britain  shonld  be  respected;  and  protesting  against  the  manner  in  which  they 
have  been  snbseqnently  ignored.  ||  I  gathered  from  yonr  Excellency's  langnage 
that  yon  were  ready  to  give  these  representations  a  prompt  and  impartial 
consideration,  and  I  cannot  bnt  believe  that  yonr  study  of  the  qnestion  will 
lead  yon  to  the  conclnsion  that  they  are  fnlly  jnstified  by  the  facts  adduced. 

Edmnnd  Monson. 


Nr.    11681.    OBOSSBBITAKHIEH.  —  Derselbe  an  Denselben.    Der- 

selbe  Gegenstand.    Protest  gegen   das  Dekret  vom 

31.  Mai. 

Paris,  July  22,  1898. 

M.  le  Ministre,  1  In  a  previons  note  of  this  day's  dato  I  have  called  yonr  Nr.  iiesi. 
ExceUency's  attention,  nnder  instmctions  from  Her  Majesty's  Government,  to  j^fi^ggi^^ 
a  Circular  issned  by  the  Govemor-General  of  Madagascar,  of  which  the  pro-28.Joiii898. 
pable  effect  will  be  to  pnt  a  stop  to  all  British  trade  in  Madagascar,  in 
contravention  of  the  Treaty  rights  of  Great  Britain.  H  1  have  now  to  call  yonr 
fixoellency's  fnrther  attention  to  the  new  daties  imposed  by  the  Decree  of 
the  31 5t  May  last  npon  certain  classes  of  cotton  tissnes.  ||  Her  Majesty's 
Government  directed  that  a  carefnl  inquiry  shonld  be  made  into  their  inci- 
dence,  and  this  inqniry  shows  that  the  new  rates  will  involve  a  very  material 
increase  in  the  dnties  levied  in  the  class  of  cotton  goods  which  form  the 
bolk  of  the  exports  from  Great  Britain  to  Madagascar.  |  To  cite  one  or  two 
jBstancea,  I  may  State  that  on  grey  sheeting,  (which  is  the  most  important 
elass  of  tiie  goods  in  qnestion),  the  dnty  nnder  the  Tariff  in  qnestion  was 
eqnivalent  to  45  per  cent  ad  vahrem^  and  the  new  dnty  to  66  per  cent,  or 
a  rise  of  11  per  cent  ad  valorem.  On  grey  shirtings  (the  next  most  impor- 
tant clasa),  the  former  dnty  ranged  from  about  44  to  64  per  cent.  od  volarem, 
and  the  new  dnty  from  54  to  as  mnch  as  79  per  cent,  a  rise  of  from  10  to 
15  per  cent  ad  vaihrem,  \\  The  general  resolt  of  tbe  new  Tariff  on  cotton 
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Nr.  11681.  will  be  to  put  a  stop  to  the  greater  part  of^Britiflh  trade  with  Madagascar, 
teift![liüeii.  *^^  ^  *™  instructed  by  Her  Majesty's  Government  to  protest  formally  against 
92.jtdii898.tbe   increase  of  tfae   former  Tariff,  which  is  at  present   being  pursned   in 
Madagascar  with  a  Tiew  to  the  exclusion  of  foreign  manufactnrers. 

Edmund  Monson. 


Nr.    11682.    FRANKREICH.  —  Dekret  über  die  Verwandlung  Ton 
Erbpacbtverträgen  auf  Madagaskar  in  Kaufverträge. 
Rapport  au  Präsident  de  l4.R4ptib^que  Fran^aise. 

Paris,  le  9  JuiUet,  1893. 
Nr.  11688.  M.  le  President.  ||  L'article  85  de  la  Loi  Malgacbe  de  1881  interdisant 

9/^11/^18  vente  des  terres  aux  ätrangers,  le  Gouvernement  Hova  et  de  nombreux 
indig^nes  ont  consenti  aux  Colons  install6s  dans  la  Grande  Ue  des  baux  k 
longs  termes,  que  les  locataires  actücls  auraieüt  aujourd'hui  intär6t  k  faire 
transformer  en  aliönations  definitives.  ||  Le  Gouverneur-Gän^ral  de  Madagascar, 
cn  appelant  Tattention  de  mon  Departement  sur  cettd  Situation,  m'a  soumis 
les  dispositions  qu'apÄs  avis  du  Cons^I  d' Administration  de  la  Golonie  il 
avait'  cru  devoir  prendre  pour  d^terminer  les  conditions  de  la  transformation 
des  baux  empbytöotiques  dont  il  s^agit  en  contrats  de  vente.  ||  Ces  dispositions 
sont  consign^es  dans  le  projet  de  D^cret  ci-aprös,  que  j'ai  Tbonneur  de  soa- 
mettre  k  votre  baute  sanction. 

Je  voüs  prie,  Ac 

Le  Ministre  des  Colonies, 

(Signa)      Georges  Trouillot. 


D^cret. 
Le  President  de  la  Röpublique  Frangaise,  ||  Tu  TArticle  18  du  S^natus- 
Consulte  du  3  Mai,  1854;  ||  Yu  le  D^cret  du  11  D^cembre,  1895,  fixant  les 
pouvoirs  du  Resident-General  de  France  k  Madagascar,  modifie  par  Decret  du 
30  Juillet,  1897^  instituant  un  Gouverneur-General  de  la  Golonie  de  Mada- 
gascar et  dependances;  ||  Yu  le  Decret  du  6  Aoüt,  1896,  declarant  Golonie 
Fran^aise  Tlle  de  Madagascar  et  dependances;  H'Yu  le  Decret  du  16  Juillet, 
1897,  sur  la  propriete  fonciere  k  Madagascar;  ||  Le  Consell  d* Administration 
de  la  Golonie  entendu,  et  apres  avis  du  Gouverneur- General  de  Madagascar  et 
dependances;  ||  Sur  le  rapport  du  Ministre  des  Colonies,  ||  Decrftte:  ||  Article  1*. 
Les  detenteurs  d'immeubles  en  vertu  de  baux  emphyteotiques  consentis  par  le 
Gouvernement  Malgacbe,  pourront,  sous  reserve  des  besoins  de  la  Colonie  et 
aprto  asseutiment  du  Gouverneur- General,  demander  la  transformation  de  leurs 
baux  en  contrats  de  vente  definitive,  en  ce  qui  conceme  les  immeubles  qui 
auront  ete  mis  en  valeur.  H  Toute  personne  desirant  beneficier  de  cet  avantag^ 
adressera  au  Chef  de  la  Provinca  nne  demande  dans  laquelle  eile  speoifiera 
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r^tendne,  les  limiUs,  et  la  sitnation  de  Timmenble;  eHe  joindra  k  sa  demande  Nr.  11682. 

Frankreich. 
9.  Juli  1898. 


racte  en  vertu  duquel  eile  döüent  la  propri6t^.  Frwkreich. 


Art.  2.  Une  Commission,  compos^e  da  Chef  de  la  Province  ou  de  son 
D^1^4,  d'on  D^l^gn^  du  Ohef  dn  Service  des  Domaines  et  d'un  Repräsentant 
da  locataire,  coustatera  qne  Timmenble  a  M  mis  en  valenr  et  d^terminera  le 
prix  qni  doit  6tre  r^clam6  au  locataire  ponr  la  transformation  de  son  acte  de 
bail  en  contract  de  vente  definitive. 

Art  3.  En  cas  d'entente  entre  TAdministratlon  et  le  demandenr,  II  sera 
Stabil,  aprte  avis  dn  Conseil  d' Administration»  par  les  soins  da  service  des 
Domaines,  an  acte  de  vente  definitive  et  rimmatricalation  de  la  propriöte  sera 
effecta^e  aox  frais  de  Tinteresse.  ||  A  d^faut»  TAdministration  suivra  le  recoavre- 
ment  des  termes  ^chas  on  k  6choir  et  rex^cntion  des  Conventions  anciennes. 

Art  4.  Cependant,  tont  Fran^ais  qni  jastifiera  d'nne  mise  en  valenr  de 
rimmenble  poarra  obtenir,  apr^s  avis  da  Conseil  dAdministration,  la  concession 
definitive  de  cet  immeable,  sans  aatre  depense  qne  les  frais  de  constitation 
da  plan  par  le  service  topographlqne  et  des  titres  par  la  conservation  de  la 
propriete  fonci^re. 

Art.  5.  Les  titnlaires  de  baax  emphyteotiqaes  consentis,  soit  par  des 
indigenes  qai  ne  peavent  jnstifier  de  lear  droit  de  propriete,  soit  par  des 
indigtoes  qni  ont  disparn  sans  laisser  d'h^ritiers  an  degre  saccessible  saivant 
les  contomes  Malgaches,  oa  dont  les  heritiers  sont  inconnas,  poarront,  soas 
r^serve  des  besoins  de  la  Colonie,  et  apr^s  assentiment  da  Ooavemear-General, 
se  faire  deiivrer  des  titres  de  vente  definitive  par  la  Colonie  en  ce  qui  con- 
ceme  les  immenbles  qai  aaront  ete  mis  en  valenr. 

Art  6.  Dans  ce  bat,  ils  adresseront  aa  Chef  de  la  Province  oü  se 
troave  sitae  Timmenble  ane  declaration  qai  contiendra:  ||  1.  Les  nom,  prenoms, 
samoms,  et  domicile  da  dedarant  ||  2.  La  description  de  Timmeuble  et  Tindi- 
cation  de  la  sitnation,  c'est-ä-dire  de  la  province,  de  la  vllle  oa  do  village 
de  ses  tenants  et  abontissants^  la  date  da  bail  emphyteotiqae,  le  nom  da 
bailleor,  ainsi  qne  toas  les  renseignements  qai  seraient  ä  lear  connaissance  aü 
sajet  de  ce  demier.  ||  3.  La  mention  qne  le  proprietaire  de  Timmeable  a  dis- 
parn et  qae  les  recherches  faites  sont  restees  infrnctaeases.  11s  joindront  k 
lear  declaration  Tacte  de  bail  dont  il  lear  sera  donne  recepisse. 

Art  7.  Dans  le  plas  bref  deiai  possible,  le  Chef  de  la  Province  fera 
afficher  dans  le  liea  destine  anx  annonces  officielles  et  dans  les  marches  de 
sa  circonscription,  par  les  soins  des  antorites  Fran^ises  on  indigenes,  ane 
pobUcation  dans  laqnelle  il  invitera  le  proprietaire,  ses  heritiers  oa  ayants 
droit  k  se  faire  connattre  dans  le  deiai  de  trois  mois,  fante  de  qaoi  la  pro- 
priete  fera  retoar  k  la  Colonie.  ||  L'accomplissement  de  tontes  ces  formalites 
sera  constate  par  an  procös-verbal  de  l'antorite  qai  y  aara  procede. 

Art  8.  A  Texpiration  da  deiai  de  trois  mois,  et  aprds  avoir  fait  toates 
les  enqaMes  qai  lai  parattraient  necessaires,  le  Chef  de  la  Province  adressera 
aa  Goavemeor-General,  avee  son  avis  personael,  les  pitees  de  renqn^te.et  le 
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F^MkrdSl  P'ö^^"^®^^'^*'  dressÄ  par  la  Commission  pr^vae  k  l'Article  2.  ||  Lc  Oonvemenr- 
9.  joii  1898.  O^n^ral  stataera  en  Gonseil  d' Administration  et  ordonnera,  s'il  j  a  lien,  le 
retour  de  Timmenble  d  la  Golonie. 

Art  9.  La  concession  definitive  de  Tiinmenble  sera  accord^e  k  titre 
on^renx,  oa  k  titre  gratoit,  k  remphyttote,  dans  les  conditions  pr^vues  aaz 
Articles  2,  3,  et  4  dn  pr^ent  D^cret 

Art.  10.  Le  Ministre  des  Golonies  e^t  charg^  de  Tex^cation  dn  pr^ent 
D6cret,  qoi  sera  ins^r^  aox  jonmanx  officiels  de  la  R^pnbliqne  Fran^aise,  de 
Madagascar  et  d^pendances,  an  <<Balletin  des  Lois"  et  an  ''Balletin  Offider' 
Ministäre  des  Ck)lonie8. 

Fait  k  Paris,  le  9  Joillet,  1898. 


Par  le  President  de  la  R^pnbliqne: 
Le  Bfinistre  des  Colonies, 
(Sign4)      Georges  Trouillot 


(Sign^)      F61ix  Faure. 


Nr.  11683.  6B088BBITAHNIBH. —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  In  Paris.  Soll  gegen  den  Artikel  4 
des  Dekretes  vom  9.  Juli  protestieren. 

Foreign  Office,  August  18,  1898. 
Nr.  ii«88.  Sir,  I  have  received  your  Excellenc/s  despatch  of  the  22 nd  July,  trans- 

^^^^]^r^^  mitting  a  Decree  stating  the  conditions  under  which  occupiers  of  real  estate 
i8.A«f.i898.on  long  lease  in  Madagascar  may  convert  their  holdings  into  freehold.  Ar- 
ticle  4  of  the  Decree,  as  your  Excellency  points  out,  would  seem  to  confer 
special  Privileges  in  the  matter  of  expenses  on  French  colonists  as  compared 
with  British  snbjects.  ||  As  this  appears  to  be  a  fresh  instance  of  the  ine- 
qnality  of  treatment  to  which  British  subjects  are  being  exposed  under  the 
new  System  now  being  introduced  into  Madagascar,  I  should  wish  your  Ex- 
cellency to  call  M.  Delcassö's  attention  to  this  subject  as  a  further  Illustration 
of  the  grievance  of  which  Her  Majesty*s  Government  are  complaining,  and  to 
repeat  their  protest  against  action  which  is,  in  their  opinion,  inconsistent 
with  the  international  rights  of  this  country  and  with  the  repeated  assurances 
given  to  Her  Majesty's  Government  by  the  Government  of  the  Republic. 

Salisbury. 

■  -  ■       -  ■  -   - 

Nr.  11684.  OBOSSBSITANinEH.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  in  Paris.  Soll  Vorstellungen 
erheben  gegen  die  geplanten  Mafsregeln  gegen  den 
indischen  Handel  auf  Madagaskar. 

Foreign  Office,  November  15,  1898. 
Nr.  11684.  Sir,  with   reference   to   the  measures  which  the  French  Government  are 

bruannian.  ^^^  ^  coutemplatc  iu  cousequence  of  the  trade  in  arms  alleged  to  be  carried 
i5.No?.i8»8.on  by  Indian  and  Arab  merchants  with  the  Sakalavas  inhabiting  the  west 
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eoast  of  Madagascar»  I  transmit  to  your  Etcelleney  herewith  copy  of  a  letter  Nr.  iiesi. 
from  the  India  Office,  from  which  it  will  be  seen  that,  so  far  as  the  Govern-  i,r|^n[«„ 
ment  of  Bombay  can  ascertain,  there  is  no  ground  for  the  allegation  thati5.NoT.i898. 
aoy  trade  in  arms  is  carried  on  by  Indian  traders.  ||  On  the  other  band,  it 
appears  that  legitimate  trade  is  saffering  a  check  by  reason  of  the  heavy 
Import  daties  recently  imposed  by  the  French  Government  on  the  commercial 
Operations  of  British  Indian  snbjeets.  ||  I  therefore  reqnest  yonr  Ezcellency  to 
make  a  representation  on   the  subject  to  the  French  Government  on  behalf 
of  the  legitimate  trade  with  Hadagascar  carried  on  by  Indian  traders  or  with 
Indian  ports.  Salisbnry« 

Nr.  11685.  GB088BEITAHHIEH.  —  Derselbe  an  Denselben.  Soll 
gegen  Ausschlnfs  der  fremden  Kflstenschiffahrt  von 
Madagaskar  protestieren. 

Foreign  Office,  November  26,  1898. 
Sir,  in  my  despatch  of  the  15th  instant,  I  instrncted  yonr  Excellency  to^Hr.  ii685. 
make  a  representation  to  the  French  Government  with  regard  to  the  heavy  briunnion. 
import  dnties  recently  imposed  in  Madagascar  npon  the  legitimate  commercial  ^^^®^'^'^' 
Operations  of  British  Indian   snbjeets.  ||  I  now  transmit  to  yonr  Excellency 
herewith  a  copy  of  a  despatch  from  Her  Majesty's  Consnl  at  Tamatave,  in- 
closing  a  copy  of  a  Decree  issned  by  the  Govemor-General  of  Madagascar 
on  the  14th  September  last,  by  which  the  coasting  trade  between  Malagasy 
ports,  and  between  Madagascar  and  the  neighbonring  Islands,  is  confined  to 
vessels  flying  the  French  flag.  ||  This  application  of  the  French  coasting  trade 
regnlations  to  Madagascar  deals  a  severe  blow  to  the  rights  hitherto  injoyed  and 
exerdsed  by  British  trade  in  the  Island,  and  falls  principally  on  the  British 
Indian  traders,  by  whom  the  coasting  trade  in  those  waters  is  mainly  carried 
on.  H  I  have  therefore  to  reqnest  yonr  Excellency  to  address  a  representation 
to  the  French  Government  on  the  snbject,  protestiog  on  behalf  of  Her  Ma- 
jest/s  Government  against  the  action  which  is,  in  their  opinion,  a  fnrther 
infringement  of  the  interests  of  British  trade  in  Madagascar,  inconsistent  alike 
with  the  international  rights  of  this  conntry  and  with  the  repeated  assurances 
of  the  Government  of  the  Bepnblic  to  which  I  have  already,  on  several  occa- 
donsy  specifically  called  attention.  Salisbury. 


Nr.  11686.  TSAHKSEICH.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an 
den  Botschafter  in  Paris.  Das  Dekret  über  die 
Kflstenschiffahrt  in  Madagaskar  ist  widerrufen. 

Paris,  le  28  D^cembre,  189a 
M,  TAmbassadeur,  ||  par  denx  lettres  en  date   des  17  et  28  Novembre  ^^  ^^^ 
demier,  votre  Excellcnce  m'a  fait  llionneur  de  m'entretenir  d'un  Arr6t6  que  Frankreich. 
le  Goovemenr-G^n^ral  de  Madagascar  a  pris  le  14  Septembre  demier  en  vue    '     ' 

StftMfftreki?  LXII.  6 
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Nr.  11686.  de  r^server  au  paviUon  Frangais  le  cabotage  entre  les  ports  de  Tue  et  entre 
S^Dw.'f^.  Madagascar  et  les  lies  avoisinantes.  ||^  M.  le  Ministre  des  Colonies,  k  qui  j^atais 
transmis  ces  commonicatioDs,  me  fiait  savoir  qa'il  n'a  pas  6t6  donn^  suite  k  la 
mesure  dont  11  s'agit.  Mon  coll^e  a  6t6,  en  effet,  inform^  que  le  Gouverneur- 
G^n^ral  de  Madagascar»  en  raison  de  Tinsaffisance  du  nombre  et  da  tonnage 
des  navires  Francs  ponr  les  besoins  du  commerce  et  du  ravitaiUement  da 
Corps  d'occapation,  a  cra  devoir  rapporter  VArrM  qail  avait  pris  poar  r6gle- 
menter  le  cabotage  sar  les  cAtes  de  la  Grande  Ue.  ||  J'ai  Thonnear  de  porter 
k  la  connaissance  de  votre  Excellence  cette  Information,  qui  est  de  natare  k 
dissiper  les  inqai^tades  qui  s'^taient  foit  jonr  chez  les  n^gociants  ^trangers. 

DelcasB^ 
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Frankreich  über  das  Thal  des  Oberen  Nil  und 

die  Besetzung  Faschodas.    1894  bis  1898/) 

Nr.  11687.  FRAHKBEICH.  —  Denkschrift  über  das  Abkommen 
zwischen  Grofsbritannien  nnd  dem  Eongostaat  vom 
12.  Mai  1894**).  Frankreich  wahrt  seine  Ansprüche 
am  Oberen  NiL 

Paris,  le  7  aoüt,  1894. 

Le  Ministre  des  Affaires  Etrang^res  a  expos^  ä  la  tribune  de  la  Chambre  Nr.  nes?. 
des  D^pnt^  (stence  du  7  Jnin,  1894)  ies  objections  fondamentales  qne  sou-^^^^^/g^ 
li?e  aox  yeox  dn  Gouvernement  Fran^ais,  TArrangement  concln  le  12  Mai 
demier  entre  le  Gouvernement  de  la  Grande-Bretagne  et  le  Gouvernement  de 
YtAai  Ind^pendant  du  Congo,  ||  II  a  Stabil ,  en  premier  lieu,  qne  Ies  stipn- 
lations  contennes  ä  l'Article  2  de  cet  accord  portent  atteinte  aux  droits  du 
Sultan  et  du  Kh^ve  sur  Ies  provinces  du  Bassin  du  Haut-Nil,  et  sont  incon- 
ciliables  tant  avec  Ies  Firmans  relatifs  k  T^gypte  qu'avec  Ies  Actes  inter- 
nationaox  qui  ont  consacr^  Tint^grit^  de  TEmpire  Ottoman.  ||  II  a  rappelö 
d'autre  part,  que  r£tat  Ind^pendant  du  Congo,  en  sa  qualit^  d'£tat  neutre, 
eonstito^  par  un  Acte  conventionnel  et  enferm^  dans  des  frontiöres  d^ter- 
min^s  ne  saurait,  de  son  plein  gr^,  ^tendre  lon  action  sur  des  r^gions 
situ^  en  dehors  des  limites  fix^es  soit  par  sa  propre  d^claration  de  neutralit^, 
seit  par  Ies  Conventions  conclues  avec  Ies  Puissances  limitrophes,  notamment 
avec  la  France,  et  k  plus  forte  raison,  chercher  k  porter  son  activus  au  delä 
m6me  du  Bassin  Conventionnel  du  Congo;  que,  dans  tous  Ies  cas,  aucune 
modification  k  sa  Constitution  territoriale  ne  pourrait  avoir  lieu  sans  Tassenti- 
ment  des  Puissances  int^ressies,  et  que  toute  stipulation  non  rev^tue  de  cette 
sanction  constituait  une  infraction  aux  dispositions  de  TActe  G^nöral  qui  iie 
Ies  Puissances  entre  elles.  ||  II  semble  inutile  de  rien  ajonter  k  la  d^monstra- 
tion  qui  a  M  faite  sur  ces  deux  points.  ||  Les  droits  du  Sultan  et  du  Eh^dive 
sur  les  tarritoires  visös  k  l'Article  2  de  TArrangement  sont,  d'ailleurs,  si  peu 


*)  Engl.  BUuibacher  Egypt  2.  3.    1898.  90,  54,  55.    Vgl.  Europäischer  Geschichte- 
kalender  1894,  95,  98.    Red. 

••)  Staatf-Archiv  Bd.  57,  Nr.  10569. 


Digitized  by 


Google 


84      Yerhandlgn.  zw.  Groisbritaimien  u.  Frankreich  üb.  d.  Ob.  Nil  u.  Faschoda. 

Nr.  11687.  douteux  que  les  deax  Parties  Gontractantes  n'ont  pas  cm  poavoir  se  dispenser 
7^  An^i894  ^'^^  ^^^^^  menüon  dans  an  6change  de  notes  qni  a  saiyi  la  Signatare  da  dit 
Acte,  et  oü  il  est  dit  qae  le  Gooyemement  Britanniqae  et  le  Gonvemement 
de  in^tat  Ind^pendant  ''n'ignorent  pas"  les  revendications  de  la  Tarqaie  et  de 
l'£gypte  dans  le  Bassin  du  Haat-Nil.  Cette  formale  de  pr4t6rition  n'en  con- 
stitue  pas  moins  la  reconnaissance  des  droits  dont  il  s'agit  ||  Est-il  beioin  de 
rappeler  que  pendant  de  longnes  ann^es  ces  proTinces  ont  6t6  occap^es  et 
administr^es  par  rfgjpte,  et  qae  si  k  ane  date  tonte  r^cente  les  Agents  da 
Khödive  ont  du,  par  saite  d'^v^nements  de  force  majeare,  les  abandonner 
momentanöment,  le  Goayernement  Khödivial  n'a  jamais  cessö  d'affirmer  sa 
volonte  d'y  rötablir  son  autoritö?  La  protestation  de  la  Tarqaie  vient  d'ail- 
lears  confinner,  de  la  faQon  la  plas  pr^cise  cette  Situation  de  droit.  ||  La  Pro- 
vince  äquatoriale  n'est-elle  pas,  ä  ce  point  de  vue,  dans  ane  condition  tonte 
semblable  k  celle  de  la  Province  de  Eassala,  oü  les  forces  £gyptiennes  n'ont 
pas  r^ussi  k  se  maintenir?  Et  cependant  la  Grande-Bretagae  elle-m6me  k 
pris  sein  de  r^server  expressiment  les  droits  de  l'figypte  sur  la  Province  de 
Kassala,  en  faisant  remarquer  que  ces  r^ons  ne  pouyaient  6tre  considör^es 
comme  inoccupöes  et  vacantes  par  le  seul  fait  qu'une  r^volution  intestine  les 
avait  soustraites  temporairement  k  rautoriti  Kb^diviale.  Tel  a  M  Tobjet  de 
la  disposition  ins^r^e  dans  Taccord  Anglo-Italien  dn  15  Avril,  1891,  d'aprte 
laquelle  ||  "II  est  convenn  entre  les  deax  Goavemements  qae  toute  occapation 
militaire  temporaire  du  territoire  additionnel  spteifi^  dans  cet  Article  (il  s'agit 
de  la  ProTince  de  Eassala)  n'abrogera  pas  les  droits  du  Gonvemement  £gyp' 
tien  sur  le  dit  territoire,  mais  ces  droits  demeureront  seulement  en  suspens 
jusqu'ä  ce  que  le  Gouvernement  £gjptien  seit  en  mesure  de  rtecouper  le  district 
en  question  .  .  •  .  et  d'y  maintenir  Tordre  et  la  s^cnrit^/' 

Ed  vain  voudrait-on  pr^tendre  que  la  souverainet^  du  Sultan  et  da 
Kh^ive  n'est  pas  atteinte  par  TArrangement  du  12  Mai,  parce  que  les  terri- 
toires  vis6s  k  l'Article  II  sont,  non  pas  c6d^  en  tonte  propri6t6  k  r£tat 
Ind^pendant,  mais  simplement  donn^s  k  bail.  untre  qn'on  ne  comprend  pas 
comment  il  est  possible  k  quelqu'an  de  donner  k  bail  des  territoires  sur  les- 
quels  il  ne  poss^de  aucnn  droit  de  souverainet^  ni  de  propriöt^,  on  ne  saurut 
roanquer  d'6tre  frappö  de  ce  que  prösente  de  singulier  la  conception  d'un  bail 
fait,  k  titre  pröcaire,  qni  doit  cesser  k  la  mort  de  Tun  des  Souverains  con- 
tractants,  lequel  devient  ainsi  nne  sorte  de  d^tenteur,  k  titre  personnel  et 
provisoire,  des  pays  et  des  peuples  qui  lui  sont  remis  en  location.  O'est  la 
premi^re  fois,  semble-t-il,  qu'on  voit  apparattre  dans  nn  Trait^  une  stipulation 
de  cette  nature  et  il  paraft  impossible  d'en  d^terminer  la  v^ritable  port^. 
Quel  est  le  v^ritable  mattre  de  ces  r^gions  et  de  ces  peuples?  Qu'arrivera- 
t-il  en  cas  de  d&chs  subit  du  locataire?  Qni  sera  responsable  en  oas  de 
confiit  on  de  difficult^?  Sera-ce  le  Souverain  qui  n'a  pas  renonc^  k  son 
droit  ou  le  locataire  qui  n'a  pas  fait  reconnattre  le  sien?  ||  Faut-il  rappeler 
^galement  que   TArrangement  dn  12  Mai  soulöve  une  question  qui  tend  k 
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prendre  une  importance  de  plas  en  plas  consid^rable  dans  ce  qu'on  a  cru  Nr.  iies?. 
pooToir  appeler  "le  droit  international  Africain,"  celle  de  Toccupation  effective  7^*20^*^4'. 
des  territoires  sur  lesquels  une  Pnissance  pr^tend  exercer  des  droits  de 
sonrerainetö.  Le  fait  de  Toccnpation  röelle,  en  dehors  des  cas  oü  le  droit 
est  nettement  ^tabli  par  des  Actes  conclus  entre  les  Puissances  int^ress^es 
parait  6tre  le  seul  moyen  pratiqu^  de  pr^venir  les  difficalt^s  et  les  conflits. 
Or,  U  n'est  pas  dontenx  qne  la  Grande-Bretagne  n'a  jamais  fait  acte  d'occu- 
paUon  effective  sur  les  territoires  c^däs  h  bail  et  n*j  a  jamais  ^tabli  son 
aatorit^.  A  ce  point  de  vne  encore,  les  stipulations  de  TArticle  II  manquent 
de  tonte  base  l^ale  on  pratiqne.  ||  Enfin  Tattention  dn  Gonyernement  Frangais 
avait  ^t4  particnli^rement  attir^e  snr  la  disposition  contenue  k  TArticle  III 
de  TArrangement  du  12  Mai,  d'apr^s^laqnelle  r£tat  Ind^pendant  donnait  h 
bail  ä  la  Grande-Bretagne  nne  bände  de  terre  d'nne  6tendae  de  25  kilom.  en 
largear  se  prolongeant  da  port  le  plus  septentrional  snr  le  Lac  Tanganika, 
josqn'aa  point  le  plus  m^ridional  du  Lac  Albert  £douard.  ||  II  lui  avait  parn 
qn'une  pareille  disposition  6tait  en  contradiction  avec  le  principe  de  T^galit^ 
de  traitement  proclam^  par  TArticle  V  de  TActe  General  de  Berlin  et  incon- 
ciliable  avec  le  droit  de  pr^f^rence  reconnu  ä  la  France  par  les  accords  de 
1884  et  de  1887.  ||  Cet  Article  ^ant  aujourd'hui  abandonn^,  il  parait  inutile 
d'insister  davantage  sur  les  qnestions  qu'il  soulevait.  ||  On  fera  remarquer  toute- 
fois  que  la  Situation  speciale  de  r£tat  du  Congo  tk  T^gard  de  la  France  lui 
imposait,  dans  les  engagements  qu'il  croyait  devoir  prendre,  une  r^serve  parti- 
cnli^re»  sons  peine  de  sonlever  les  r^clamations  d'une  Puissance  qui,  comme 
Signataire  des  Actes  de  Berlin  et  des  Traites  ant^rienrs,  et  en  raison  de  son 
voisinage,  ä  döfendre  des  int^r^ts  et  des  droits  qu'un  arrangement  auquel  eile 
n'a  pas  pris  part  ne  pent  faire  disparaitre.  ||  Ces  diff^rents  points  de  vue  ont, 
d'aillenrs,  ^U  döveloppäs  tant  k  la  tribune  de  la  Ghambre  des  D^putös,  que 
dans  les  entretiens  que  le  Ministre  des  Affaires  fitrangdres  a  eus  avec  Lord 
Dufferin,  TAmbassadeur  d'Angleterre,  et  le  Gouvernement  Britannique  lui- 
rotoe  n'out  jusqu'ici  pr^ent^  aucune  r^ponse  topique  k  la  critique  que  le 
Gonvemement  Fran^ais  a  oppos^e  k  la  Convention  dn  12  Mai  et  notamment 
k  son  Article  II.  On  pent  dire,  au  contraire,  que  dans  les  entretiens  auxquels 
il  vient  d'ötre  fait  allusion,  Lord  Dufferin  a  reconnu  le  bien  fond6  de  la 
plnpart  des  observations  qui  lui  ^taient  soumises.  ||  Cependant  les  n^gociatipns, 
engag^s  sur  la  demandc  du  Gouvernement  Britannique  n'ajant  abouti  jusqu'lci 
k  aucun  r^sultat,  le  Gouvernement  de  la  R6publique  ne  peut  que  maintenir 
les  r^rves  et  les  protestations  qu'il  a  formul^es»  d^s  Torigine,  contre  l'Ar- 
rangement  du  12  Mai.  II  n'en  reste  pas  moins  dispos^  k  rechercher ,  dans 
Tesprit  le  plus  amical,  de  concert  avec  le  Gouvernement  de  la  Reine,  les 
conditions  dans  lesquelles  il  serait  possible  de  regier  les  difficult^s  auxquelles 
a  donn^  He«  TActe  dont  il  s'agit 
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Nr.    11688.    OEOSSBBITAHiriEH.— Der  Minister  des  Auswärtigen 

an    den  Botschafter    in   Paris.     Bemerkungen   zum 

Vorigen. 

Foreign  Office,  Angoßt  14,  1894. 

Nr.  116S8.  My  Lord,  ||  Her  Majesty's  Government  have  given  their  careful  attention 

brituaiiB.  ^^  ^*  Hanotanx'  Memorandum  of  the  7th  instant,  stating  the  objections 
u.Aaf.i8M.entertained  by  the  French  Government  to  the  Agreement  concluded  on  the 
12th  May  between  Great  Britain  and  the  King  of  the  Belgians  as  Sovereign 
of  the  Independent  State  of  the  Congo.  ||  Before  proceeding  to  discuss  those 
objections,  they  must  acknowledge  the  friendly  tone  of  the  note,  and  the 
desire  expressed  at  its  conclusion  to  arrive  at  a  Solution  of  the  differences 
between  the  two  Governments  to  which  the  Agreement  has  given  rise.  That 
desire  is  entirely  shared  by  Her  Majesty's  Government  ||  The  objections  of 
the  French  Government  are  based  on  three  separate  grounds:  Firstly,  that 
the  Agreement  is  in  contravention  of  the  rights  of  the  Sultan  and  the  Khedive 
in  the  provinces  of  the  Upper  Nile;  secondly,  that  it  is  inconsistent  with  the 
Conventional  llmitations  placed  on  the  action  of  the  Congo  State  as  a  neutral 
State  under  the  Act  of  Berlin  of  1885;  and,  thirdly,  that  it  is  beyond  the 
competence  of  Great  Britain  to  grant  a  lease  to  another  Power  of  territory 
which  she  lias  never  herseif  effectively  occupied.  ||  With  regard  to  the  first  of 
these  objections,  M.  Hanotaux  does  not  appear  to  have  fully  appreclated  the 
force  of  the  declaration,  made  at  the  signature  of  the  Agreement,  that  the 
two  Parties  did  not  ignore  the  Claims  of  Tnrkey  and  Egypt  in  the  basin  of 
the  Upper  Nile.  That  declaration  is  considered  by  Her  Majesty's  Government 
to  be  tantamount  to  an  assurance  that  the  Claims  in  question  will  not  be 
disregarded  whenever  Turkey  and  Egypt  may  be  in  a  position  to  assert  them. 
Her  Majesty's  Government  are,  however,  perfectly  ready  to  consider  whether 
any  more  explicit  form  of  recognition  can  be  placed  on  record  by  which  tlie 
rights  of  the  Porte  may  be  more  effectoally  safeguarded.  They  have  already 
made  an  intimation  to  this  effect  to  the  Porte,  which  is  the  party  primarily 
interested.  But  they  have  no  objection  to  discussing  the  matter  with  the 
French  Government.  ||  In  alluding  to  the  guarantee  of  the  integrity  of  the 
Ottoman  Empire  containcd  in  the  Treaty  of  Paris  of  1866,  the  French 
Minister  for  Foreign  Affairs  appears  to  have  overlooked  the  fact  that  it  can 
only  be  construed  as  applying  to  the  territories  then  belonging  to  the  Otto- 
man Empire.  The  Porte  has  claimed  that  it  included  Tunis,  as  being  at  the 
time  an  integral  part  of  the  Sultan's  doroinions,  but  it  cannot  be  considered 
as  having  been  intended  to  apply  to  the  Equatorial  Provinces  of  Egypt,  which 
were  not  acquired  until  many  years  aftorwards.  The  Treaties  of  London  and 
Berlin  of  1870  and  1878  each  contained  a  provision  confirming  all  the  stipu- 
lations  of  the  Treaty  of  1866,  which  were  not  annulled  or  modified  by  these 
snbsequent  Treaties.  But  there  is  nothing  to  suggest  an  extension  of  the 
guarantee  to  provinces  acquired  by  Turkey  or  Egypt  subsequently  to  1866.  || 
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Bot  Her  Majesty's  Gofernment  do  not  wisb  to  raise  a  discussion  on  this  point;  Nr.  11688. 
they  are  in  accord  witb  the  Government  of  France  in  desiring  to  preserve  ,^^[^J]^ 
intact  tbe  possessions  of  the  Sultan,  and  thej  are  readj  to  give  tbeir  carefali4.Anff.i894. 
consideration  to  anj  well-sabstantiated  daims  of  the  Porte,  whenever  and 
wherever  they  may  be  pat  forward.  ||  With  regard  to  the  limitations  which 
the  French  Oovemment  consider  to  be  placed  by  international  agreement  on 
the  action  of  the  Independent  State  of  the  Congo,  the  expressions  used  in 
M.  Hanotanx'  note  appear  to  Her  Ms^esty's  Government  to  be  of  a  more 
positive  character  than  the  circumstances  jnstify.  The  State  of  the  Congo  has 
not,  as  far  as  Her  Majesty's  Goverpment  are  aware,  been  constituted  by  a 
Gonventional  Act,  or  restricted  within  certain  defined  frontiers.  The  General 
Act  of  the  Conference  of  Berlin  of  the  26  th  Febrnary,  1886,  laid  down,  in 
Article  I,  the  limits  of  the  Ck>nventional  Basin  of  the  Ck)ngo.  By  Article  X 
of  the  same  Act  the  Signatory  Powers  boond  themselves  to  respect  the  nea- 
trality  of  the  territories  belonging  to  the  coontries  comprised  in  those  limits, 
so  long  as  the  Powers  exercising  rights  of  sovereignty  or  protectorate  over 
tbese  territories,  ''nsing  tbeir  Option  of  proclaiming  themselves  neutral,  shall 
fnlfil  the  dnties  wbich  nentrality  reqnires."  ||  There  is  nothing  in  these  stipa- 
lations  to  prevent  a  Power  which  has  proclaimed  itself  neutral  from  exten- 
ding  its  territories  either  within  or  beyond  the  limits  assigned  to  the  Gon- 
ventional Basin  of  the  Congo,  provided  always  that  it  continues  to  fulfil  the 
duties  which  nentrality  reqnires.  ||  As  a  matter  of  fact,  the  limits  of  the  Congo 
State  have  not  been  laid  down  in  any  general  International  Convention.  A 
Circnlar  was  addressed  by  it  to  the  various  Powers  in  August  1885,  in  wbich 
it  proclaimed  its  nentrality,  and  stated  its  limits  as  they  then  existed.  But 
it  neither  entered  into  any  nndertaking  not  to  extend  or  modify  its  frontiers, 
nor  was  any  such  Obligation  imposed  on  it  by  the  other  Powers  Signatories 
of  the  General  Act.  Indeed,  in  a  series  of  Conventions  concluded  separately 
with  different  Powers  before  and  after  the  date  of  that  Circular,  those  fron- 
tiers have  been  very  varionsly  defined,  and  constantly  modified,  principally  in 
the  way  of  angmentation  of  territory;  for  instance,  nnless  Her  Majesty's 
Government  have  been  incorrectlj  informed,  a  Protocol  was  concluded  with 
France  on  tbe  29 th  April,  1887,  by  which  the  frontiers  of  the  Congo  State 
were  extended  considerably  beyond  those  given  in  the  Circular  of  August  1886. 
This  Protocol  has  never  been  formally  bronght  by  France  or  the  Congo  State 
to  the  notice  of  the  other  Powers,  but  Her  Majesty's  Government  do  not 
suppose  that  the  French  Government  can  have  considered  it  to  be  contrary 
to  the  Gonventional  obligations  of  the  Congo  State.  ||  M.  Hanotaux  proceeds 
to  advert  to  the  Singular  nature  of  a  lease  on  a  precarious  title  which  is  to 
cease  on  the  death  of  one  of  the  Contracting  Sovereigns,  to  the  complicated 
questions  of  international  law  to  which,  in  certain  eventualities,  it  would  give 
rise,  and  to  the  difficulty  of  deciding  who  is  the  real  Sovereign  of  the  leased 
territories,  and  who  would  be  responsible  in  case  of  conflicts  or  difficulties. 
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Nr.  iiess.  He  further  qaestions  the  rigbt  of  any  Power  to  exercise  soTereigntj  OTer,  or 
bri^nien.  ^  dispose  of,  temtories  wbich  It  bas  not  effectivelj  occopied.  ||  Her  Majesty's 
i4.Ang.i894.  Government  do  not  deny  tbat  tbe  State  of  tbings  wbicb  bas  arisen  in  regard 
to  Africa  mast  necessarily  bring  in  its  train  a  series  of  new  and  somewbat 
perplexing  qaestions  of  international  law.  Tbis  seems  to  tbem  tbe  inoTitable 
outcome  of  a  Situation  witbont  precedent.  Bot  tbej  tbink  it  nseless  to  attempt 
to  discnss  and  solve  bj  anticipation  tbe  varions  problems  attacbing  to  tbe 
creation  of  spberes  of  influence — a  pbrase  wbicb  bas  only  recently  fonnd  a 
place  in  international  law,  and  wbicb  in  its  tarn  bas  saggested  tbe  form  of 
lease  recognized  by  the  Agreement  of  tbe  12tb  May.  ||  Botb  terms  are  no 
donbt  of  recent  ose  in  diplomatic  docnments.  In  tbe  view  of  Her  Hajesty's 
Government  tbey  are  botb  convenient  Bat  tbe  idea  of  occnpation  by  mataal 
agreement  for  a  fixed  or  ancertain  period  is  by  no  means  onknown  to  Eu- 
ropean international  law.  There  are  eqaally  in  Earope  territories  for  wbich 
it  would  be  difficalt  to  apportion  the  exact  measare  of  responsibility  between 
tbe  Sazerain  or  Sovereign  and  the  aothority  in  more  immediate  occnpation. 
Qaestions  similar  to  those  pat  by  M.  Hanotaax  with  regard  to  the  territories 
ander  lease  might  eqaally  be  asked  in  regard  to  Balgaria,  to  Cypras,  to 
Bosnia  and  Herzegovina,  or  to  Savoy  wben  occapied  by  Switzerland  for  tbe 
preservation  of  its  nentrality.  ||  Nor  does  it  seem  to  Her  Majesty's  Government 
tbat  it  woald  be  convenient  to  pash  too  far  tbe  Obligation  of  effective  occn- 
pation of  all  territory  within  the  spberes  of  inflaence  of  the  several  European 
Powers.  Effective  occnpation  is  a  vagae  and  relative  term,  and  it  may  be 
asked  bow  much  of  the  territory  now  claimed  by  those  Powers  can  be  said 
to  be  effectively  occupied  in  wbat  would  be  considered  the  true  meaning  of 
the  term  in  Europe. 

Her  Hajesty's  Government  bad  already  entered  into  Gonventional  Agree- 
ments with  Germany  and  Italy  as  conterminous  Powers  providing  for  the 
recognition  of  tbe  British  sphere  of  influence.  ||  In  pnrsuance  of  their  rights 
thus  recognized,  wbich  have,  moreover,  been  publicly  announced  and  bitherto 
uncontested,  Her  Majesty's  Government  assigned  to  the  Sovereign  of  a  neutral 
State  the  temporary  privilege  of  effective  occupation  of  certain  territory  within 
tbe  British  sphere.  As  a  matter  of  fact,  the  lessee  bas  already  occupied  a 
portion  of  tbe  territory  in  question.  Her  Majesty*s  Government  do  not  per- 
ceive  tbat  there  is  in  this  proceeding  anytbing  to  wbicb  exceptlon  can  legiti- 
mately  be  taken  by  France  wbose  sphere  of  influence  in  tbat  direction  is 
undefined,  but  wbo  bas  never  claimed  any  portion  of  tbe  territories  in  question, 
and  wbose  effective  occupation  bas  not  bitherto  approached  within  a  con- 
siderable  distance  of  tbem.  ||  With  regard  to  the  objections  advanced  by  tbe 
Frencb  Government  to  Article  III  of  the  Agreement  of  tbe  12tb  May,  Her 
Majesty's  Government  willingly  agree  tbat  as  tbe  Article  bas  been  abandoned 
it  is  no  longer  necessary  to  enter  on  a  discussion  with  regard  to  it  Tbey 
have  already  made  public  the  observations  addressed  by  tbem  to  tbe  Govern- 
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ment  of  Gennany,  with  the  object  of  sbowiDg  that  the  lease  granted  to  Great  »r.  tiflss. 
Britain  of  a  strip  of  territory  between  Lake  Albert  Edward  aod  Lake  Tanga-  i^^iJ^^Jj^^ 
oyka  was  snbordinated  to  oonditions  which  predaded  anj  iojary  to  the  inter*  uang.isM. 
estB  of  other  Powers.  Bot  they  wonld  wish  to  point  out  that  those  condi- 
tionsy  and  the  period  asslgned  to  the  lease,  eqnally  precloded  any  contraTention 
of  rights  which  France  might  claim  ander  her  Agreement  of  1884  with  the 
International  Association  of  the  Gongo.  It  seems  to  them  qaestionable  whether 
the  Claims  of  priority  and  preference  which  the  French  Government  base 
lipon  this  latter  Instrument  are  altogether  compatible  with  the  position  of  the 
CoDgo  State  as  a  neutral,  and  whether  the  Declaration  of  Neutrality  addressed 
to  and  accepted  by  the  Signatories  of  the  Act  of  Berlin  does  not  entitle 
those  Signatories  to  make  their  own  reservation  in  regard  to  rights  of  reversion 
or  pre-emption  claimed  by  non-neutral  Power  in  rirtae  of  a  previoas  Agree- 
ment which  has  not  received  their  sanction,  of  which,  indeed  they  have  no 
of&oial  cognizance,  and  which  was  made,  not  with  the  Congo  State  or  its 
Sovereign,  bat  with  the  International  Association  that  preceded  it  ||  Her  Ma- 
jest/s  Government  think  it  right  thas  frankly  to  explain  their  reasons  for 
dissenting  from  the  views  of  the  French  Government  set  forth  in  H.  Hanotaox' 
note,  They  believe  that  those  reasons  have  already  been  at  least  partially 
placed  before  M.  Hanotanx  in  the  course  of  the  conversations  which  yoa  have 
had  with  bis  Excellency  on  the  sabject.  If  they  have  refrained  hitherto  from 
stating  them  in  a  formal  and  complete  shape,  it  has  not  been  from  any  want 
of  attention,  bat  becaose  a  speech  to  a  Legislative  Assembly  cannot  properly 
be  regarded  as  a  diplomatic  commanication,  and  indeed  the  argoments  contained 
in  M.  Hanotanx'  address  to  the  Chamber  did  not  seem  to  them  safficiently 
definite  and  precise  to  admit  of  an  official  Statement  in  reply.  The  present 
observations  are  not  made  for  the  porpose  of  raising  a  controversy  apon  the 
jvidieal  aspects  of  the  Agreement  of  the  12th  May,  bat  with  the  object  of 
assisting  yoar  Excellency  in  yoar  discussions  with  the  French  Minister  for 
Foreign  Afiairs  on  the  points  at  issae.  j  ^^  ^^ 

(Signed)      Eimberley. 


Nr.  11689.  OBOSSBBITAHHIEN.  —  Rede  des  Unterstaatssekretärs 
des  Ausw&rtigen  Sir  £•  Grey  im  Unterhaase  über 
die  Besitzverh&ltnisse  am  Obern  Nil     (Aaszag.) 

March  28,  1895. 
The  honoorable  Member  opposite  began  bis  speech  by  claiming  for  him-  Nr.  iies». 
seif  and  the  leaders  of  the  Opposition,  that  they  had  not  daring  the  two  and  ^i*^^^^,^, 
abhalf  years  that  the  present  Government  have  been  in  power,  done  anything28.iu»i895. 
to  inconvenience  the  Government  in  their   foreign   policy  by  making  party 
capital  oat  of  any  qaestions  or  incidents  which  had  arisen.  I  freely  and  gladly 
recogniae  that  that  is  a  perfectly  jast  claim  for  him  to  make;  and  personally 
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Nr.  Titötf.  I  ha?e  benefiied  a  gresX  deal  by  that  attitude  on  the  part  pf  the  leaders  of 
b^nien.  ^^®  Opposition.  I  frcely  recognize  that  the  Claim  which  the  hononrable 
S8.if ftni895.  Member  for  Sheffield  hsismadeto- night  is  one  which  is  justified.  I  will 
pass  ta  the  partical&r  questions  which  have  been  rdsed  in  the  debate.  There 
is»  first  of  all,  the  question  of  the  Agreement  made  last  year  with  the  Congo 
State.  The  hononrable  Member  for  Sheffield  said  the  policy  of  that  Agreement 
had  been  tö  trj  to  shove  forward  the  Congo  State  to  occnpj  British  terri- 
tory. No  description  of  that  Agreement,  of  the  motlv^  and  policy  of  it, 
cottld  have  been  more  inaccnrate.  The  Government  did  not  try  to  shove  the 
Congo  State  forward  at  all  When  we  came  into  Office  we  found  a  large 
force  had  already  shoved  itself  forward,  and  was  in  part  of  the  territory,  at 
any  rate,  which  was  snbseqaently  dealt  with  by  that  Agreement.  There  was 
no  anxiety  on  her  part  to  be  shoved  forward.  What  I  am  asked  is,  how  is 
British  territory  affeoted  by  that  Agreement,  and  the  position  in  which  it 
now  Stands?  ||  Under  that  Agreement  the  Congo  State  have  recognized  British 
interests.  I  do  not  say  that  recognition  is  necessary  to  our  claim,  bnt  at 
any  rate  it  is  right  and  it  is  usefal  that  we  shoold  have  it,  and  that  ondoab- 
tedly  has  been  one  oatcome  of  the  Agreement  with  the  Congo  State.  I  pass 
from  that  to  the  position  which  this  coontry  occnpies,  and  is  to  occupy,  in 
the  fatare  with  regard  to  the  Valley  of  the  Nile,  and  that  part  of  the  British 
sphere  of  inflaence  tonched,  npon  by  the  hononrable  Member  for  Penritb. 
The  gteater  nnmber  of  speeches  that  have  been  made  have  been  devoted  to 
explaining  the  importance  of  this  question.  I  have  no  wish  to  dispute  its 
importance.  On  the  contrary,  I  am  sensible  that  it  is  most  important  I  am 
asked,  how  do  we  stand  with  regard  to  this  matter  at  the  present  time  ?  As 
the  hononrable  Member  for  Penrith  has  already  shown,  there  was  an  Agreement 
made  in  1890  with  Germany  and  another  with  Italy  defining  the  British 
sphere  of  influence,  and  obtaining  from  these  two  great  countries  a  recognition 
of  the  British  sphere  of  inflncnce.  The  hononrable  and  gallant  Member  for 
Lichfield  asked  whether  any  effective  occnpation  is  necessary  to  establish  the 
validity  of  our  Claims  in  Africa.  A  great  deal  of  rearrangement  wonid  have 
to  take  place,  not  in  the  British  sphere  only,  bnt  in  the  spheres  of  other 
Powers  also,  if  the  question  of  effective  occnpation  is  gone  into,  and  its  effect 
on  the  validity  of  Claims.  (Hear,  hear.)  I  am  not  at  all  sure  that  the  Power 
most  intimately  concerned  in  that  matter  is  Great  Britain.  I  should  say,  at 
all  events,  that  the  proportion  of  our  effective  occnpation  to  our  clams  is  at 
least  as  large  as  that  of  other  Powers.  These  Agreements  have  now  been 
before  the  world  for  five  years,  and  though  they  have  not  been  formally  recog- 
nized by  more  than  the  two  Powers  concerned,  except  by  the  Congo  State, 
they  are  at  the  same  time  well  known  to  all  the  other  Powers,  and  have  not 
been  disputed  during  five  years.  Besides  this,  there  is  the  question  of  the 
d^ms  of  Egypt.  Towards  Egypt  this  country  Stands  in  a  special  position  of 
trust,   as   regards  the  maintenance  of  the  interests  of  Egypt,  and  the  Claims 
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of  Egypt  have  not  only  been  admitted  by  nsi,  bat  they  baye  been  admitted  Nr.  ii689 
and  empha8i26d  lately  by  the  Gorerrimerit  of  France.  |[1  stated  the  other.  day  ijj^^; 
that,  in  conseqnence  of  these  Claims  of  onrs,  and  in  conseqoence  of  the  Claims  ä8.iiirti895. 
of  Egypt  in  the  Nile  Yalleyi  the  British  sphere  of  inflaence  covered  the  whole 
Nile  waterway.  That  is  a  Statement  foUowing  logieally  npon  what  has  hap« 
pened  in  past  years,  and  of  what  has  been  in  the  knowledge  of  the  world  for 
the  last  two  years.  I  am  asked  wbether  or  not  it.  is  the  case  that  a  Frenoh 
ezpedition  is  coming  from  the  west  of  Africa  with  the  Intention  of  eutering 
the  Nile  Valley,  and  occnpying  ap  to  the  Nile.  I  will  ask  the  Ck>mmittee  to  be 
carefal  in  giving  credence  to  the  mmonrs  of  the  movement  of  expeditions  in 
Afirica.  Even  places  in  Africa  are  apt  to  shift  abottt  &nd  it  is  sometimes 
fonnd  that  some  place  snpposed  to  occapy  a  particnlar  Position  does  not  in 
fsLCi  occnppy  that  position.  ||  Rnmoors  have  come  with  greater  or  less  freedom 
with  regard  to  the  moyements  of  expeditions  in  varions  parts  of  Africa,  bat 
at  the  Foreign  Office  we  have  no  reason  to  snppose  that  any  French  expe- 
dition  has  instmctions  to  enter,  or  the  Intention  of  enteripg,  the  Nile  Valley; 
and  I  will  go  forther  and  say  that,  after  all  I  have  explained  aboat  the 
Claims  we  consider  we  have  ander  past  Agreements,  and  the  Claims  which 
we  consider  Egypt  may  4iave  in  the  Nile  Valley,  and  adding  to  that  the  fact 
that  those  Claims  and  the  view  of  the  Government  with  regard  to  them  are 
fiilly  and  clearly  known  to  the  French  Government^  I  cannot  tblnk  it  is  pos- 
sible  that  these  ramoars  deserve  credence  becanse  the  advance  of  a  Frejach 
expeditionf  ander  secret  instractions  right  from  the  other  side  of  Africa  into 
a  territory  over  which  oar  Claims  have  been  known  for  so  long  wonld  be  not 
merely  an  inconststent  and  anexpected  .act,.  bat  it  most  be  perfectly  well 
known  to  the  French  Government  that  it  woold  be  an  anfriendly  act,  and 
wonld  be  so  viewed  by  England.    (Hear,  hear.) 


Nr.    11690.    FRANKKEICH.   —   Rede   des  Ministers  des  Aaswär- 
tigen  im'  Senat  über  denselben  Gegenstand.   (Ausaag.) 

April  5,  1895.. 
J'arrive  maintenant,  Messiears,  k  la  qaestion  da  Haut-Nil.  ||  J'expliqaerai,  Nr.  ii690. 
en  quelques  mots,  la  Situation  au  S6nat;  car  je  crois  utile  de  compl^ter  leSg^^^^^-l^^^jJ 
explications  qu'a  d^j4  donn^es  k  ce  sujet  Mi  de  Lamarzelle.  ||  Entre  le  pays 
des  Laos  et  le  point  de  Wady-Halfa,  sur  Ic  cours  da  Nil,  s'^tend  une  vaste 
r^gion   mesurant  20   degr^s  de  latitude— soit  2000  kiloro.— c'estä-dire  plus 
que   la  largear  de   TEurope  Occidentale,   de  Gibraltar  k  Dunkerque.  ||  Dans 
cette  r^gion,  il  n'y  a  peut-ötre  pas,  k  Theure  präsente,  un  seul  Europ6en;  en 
toat  cas  il  n'existe  aacan  pouvoir  relevant  k  un  titre  quelconque  d'une  autorit^ 
Europ^enne.    Cest  le  pays  du  Mabdi!  ||  Or,  Messieurs,  ce  sont  les  destin^es 
de  ce  pays  qui  remplissent  d'une  inqui^tüde,  qu'on  peut  qui^ifier  au  möins  de 
pr^matur^e,  Tesprit  d'un  certain  nombre  tfAfricanistes.  ||  Les  Egyptiens,  qui 
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Nr.  11690.  ont  ocoapi  pendant  assez  longtemps  ce  vaste  domaine,  se  sont  repli^s  yers  le 
5^7pr^895.  ^^^*  ^™^^  V^^hB,  a  dü  loi-mAme  abandonDer  la  place.  Le»  droit»  dn  Saltan 
et  du  Eh^di?e,  seal»,  planent  encore  sor  ce»  f^oh»  du  Sondan  et  de  TAfriqae 
äquatoriale.  (Tres  bien!)  ||  Cependant,  en  1890»  TAngleterre,  se  partageant 
afcc  rAllemagne  le»  fitat»  da  Soltan  de  Zanzibar»  procMait,  dan»  rarrange- 
ment  qui  consacrait  ce  partage,  ä  nne  de  ce»  annezion»  sur  le  papier  qa'ane 
diplomatie  pers^v^nte  caltive  eneoitei  comme  de»  germe»  de  r^clamation  et 
de  titre  poor  ravenir.  (Nouvelle»  marqae»  d'a»»entiment)  ||  L'AUemagne» 
n'ayant,  d'ailliear»,  ancim  droit  ni  aaetme  revendication  k  exercer  dan»  ce» 
r^gioDs,  donnait  son  a8»entiment  k  nne  Prätention  qni  ne  la  gftnait  gnftre.  || 
D'apr6»  cette  noavelle  Convention,  la  »ph^re  d'ii^iience  Anglai»e  s'^tendrait  »or 
la  rive  droite  du  Nil  Jnsqu'anx  coufin»  de  TEgypte.''  Sor  la  rive  gauche, 
aacnne  limite  n'est  indiqa^e  yer»  le  nord.  A  la  rignenr,  la  nonvelle  sph^re 
d'inflnence  pouvait  embrasser  tont  le  ba»»in|  oa  da  moins  tonte  la  Yallte  du 
Haat-Nil;  car  on  se  »ert  alternativement  de  l'an  ou  de  Taatre  terme!  En 
tont  cas  on  ^it  bien  loin  de»  £tats  da  Saltan  de  Zansibar!  ||  Or,  en  ce  qai 
concemait  ce»  fitats,  le»  droit»  de  la  France  ^taient  1^^  direetement  Elle 
protesta,  et,  aprds  ane  disco»sion  entre  le»  deax  Goavemement»,  an  accord 
sor  ce  point  »p^ial  intervint  k  la  date  da  6  Aoüt,  1890.  ||  Mai»  la  France 
n'avait  pa»  k  discater  le»  Article»  de  la  Convention  Anglo-Allemande  qai  »e 
rapportaient  k  d'aatre»  partie»  de  TAfriqae.  Par  le  fait  qn'elle  donnait  nni- 
quement  »on  adh^sion  k  certain»  Article»,  eile  rteervait  »on  a»»entiinent  en  ce 
qai  concemait  le»  aatres.  (Marqae»  d'assentiment)  ||  G'e»t,  d'aillenr»,  ce  qai 
est  appara  nettement  par  la  »aite. 

Le  12  Mai,  1894»  le  Goavemement  Anglai»  procödait  avec  r£tat  da 
Congo  k  nne  noavelle  Convention,  de  laqoelle  il  rtealta  qae  TAngleterre  cMait 
k  bail,  soit  perp^tael,  »oit  temporaire,  ane  partie  de»  vaste»  territoire»  men- 
tionn^s  ci-de»sa8.  Si  cette  Convention  eüt  M  »aivie  d'effet,  eile  eüt  po,  selon 
la  reroarqae  de  Sir  Edward  Grey,  cr^er  k  la  rigaenr  ane  »orte  d'argnment 
noaveaa  en  faveur  des  pr^tentions  de  l'Angleterre.  ||  Mais  ici,  encore,  la  France 
est  intervenue,  et  je  n'ai  pas  k  rappeler  dans  quelle»  conditions  TArrangeinent 
da  14  Aoüt  a  sacc6d^  k  celoi  dn  12  Mai,  1894.  Le  Congo  Beige  renongait 
aa  bail  qui  loi  ^tait  attriba^,  et  la  France  faisait  reconnattre  ses  droits  snr 
le  Bassin  da  Haat*Oabangbi.  (Tr^s  bien!  tr^s  bien!)  ||  C'est  alors  qae  l'Ang- 
leterre erat  devoir  poser  de  noaveaa  la  qaestion  de  sa  Sphäre  d'infloence  dan» 
le  Haat-Nil,  teile  qa'elle  6tait  inscrite  dans  la  Convention  de  1890.  ||  Poar  la 
premidre  fois,  on  demandait  nettement  k  la  France  son  assentiment.  La  France 
ne  »e  refnsa  pa»  k  la  n^gociation,  et,  sor  la  demande  da  Cabinet  de  Londres, 
eile  se  pr^ta  k  T^tade  en  common  do  r^glement  de  Tensemble  des  qoestions 
pendantes  en  Afriqoe.  ||  Ces  poorparlers,  11  est  vrai,  n'ont  pas  encore  abooti» 
mais  il  est  ais6  de  se  rendre  compte  des  difficolt^s  qoe  prteentent  de  teile» 
discossions,  si  Ton  envisage  k  la  fois  Tampleor  da  Programme»  la  raret^  des 
renseignements  ezacts,  et  la  pr^oison  exig^e  par  les  formoles  definitives.  ||  Qooi 
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qv'il  en  soit,  k  position  prise  par  la  France  est  la  smyante: —  ||  Les  r^gions  Nr.  iimo. 
dont  ü  s'agit  sont  soiis  la  haute  sonverainet^  da  Snltan.    EUes  ont  an  ^tiitte  l^'l^^^ 
legitime»   c'est  le  KhMive.    (Yive  approbation.)  ||  Ceci  po84,  noas  disons  an 
OouTernement  Anglais:  —  ||  „Yoxts  d^larez  qa'en  yertn  de  la  Convention  de 
1890,  rAngleteire  a  plac4  ose  partie  de  ces  territoires  dans  sa  spb^re  d'in- 
flnenee.     Eh  bien!   Faites-nons  savoir  da  moins  k  qaels  territoires  s'appliqaent 
TOS  rerendications.    Dites-noos  josqa'oü  s'^tend  cette  ^höre  d'inflaenoe,  qai, 
d*apr^  voos,  s'oamrait  aar  la  rive  gaaehe  da  Nil,  et  se  prolongerait  on  ne 
sait  oü  Yen  le  nord.  ||  ,,En  an  mot,  Toas  noas  präsentes  ane  r^lamation  vagae» 
incertaine,  formalie  dans  des  tennes  qai  prfttent  ä  des  interpr^tations  diverses. 
Yoas   r^nnissez  dans  ane   seale  phrftse  la  sphöre  dinflaence  d'ßgypte  et  la 
sph^  dinflaence  de  TAngleterre.    Dites-noas  alors  oü  s'arrftte  l'£gypte,  oü 
commence  cette  sphöre  qae  voas  r&lamez.  ||  „Yoas  d^sirez  qn'ä  Tbeare  prä- 
sente, et  pr£matar6ment,  ü  mon  avis,  noas  r^glions  Tavenir  de  ces  r^gions. 
Yoos  Toalez  obtenir  notre  adhMon  sans  m6me  noas  expliqaer  k  qaoi  noas 
devons  adhiren    Dans  de  telles  conditions  ne  voas  ^tonnez  pas  qae  noas  refa- 
sions  notre  aeqaiescement,  et  qae  noas  röservions  notre  entiire  libert^."  (Trös 
bien!   trfts  bien!)  ||  Or,  Messiears,  le  Goavemement  Francis  n'a  pa  obtenir 
jasqa'ici  aacane  r^ponse  preise  k  des  qaestions  si  nettes  et  si  legitimes.  ||  Qaand, 
aa  coors  des  n^gociations  r^centes,  j'ai  press6  le  Goavemement  Britanniqae 
de  me  r^ndre,  les  poarparlers  se  sont  interrompas,  et  je  pois  affirmer  ici 
qae  ce  n'est  pas  da  fait  da  Goavemement  Fran^ais. 

Je  dois  ajoater,  d'aillears,  qae  d'an  comman  accord  les  deux  Gonverae- 
ments  ont  port^  ImmMiatement  lear  attention  sar  d'aotres  points  de  TAfriqae, 
et  qoe  noas  avons  ea  la  satisfaction  de  voir  sortir  de  nos  n^ociations  cet 
arrangement  de  Sierra-Leone,  aaqnel  je  faisais  allasion  tont  k  Theare,  arrange- 
ment  sign^  11  7  a  deax  mois  k  peine,  et  qai  proave,  da  moins,  qae  si  com- 
plexes  qai  soient  ces  qoestions,  elles  peavent  se  regier  qaand  on  met  an  bon 
vonloir  matael  k  les  rteoadre.  ||  Mais,  Messiears,  si  Ton  vent  obtenir  an  r^snl- 
tat  semblable  poar  les  points  qai  restent  encore  en  saspens,  il  Importe  de 
conserver  aax  dif&calt^s  leur  v^ritable  caract^re.  Ne  vaodrait-il  pas  mieax 
s'abstenir  d'affirmations  pabliqaes  qai,  je  le  veax  bien,  ne  sont  qae  Texposä 
de  la  th^e  de  Tane  des  deax  parties,  mais  qai  poarraient  rendre  an  accord 
impossible  en  fermant  d'avance  tonte  issae  k  la  discassion!  (Tr^  bien!)  || 
Sir  Edward  Grey  lai*m6me,  dans  Texposö  qa'il  a  fait  devant  le  Parlement 
Anglais,  a  dit  qa'il  s'agissait  „non  pas  d'^v6nements  accomplis,  mais  senlement 
de  la  Provision  de  ceax  qai  poarrdent  arriver.^  ||  Qaand  je  pense  &  Timmen- 
sit^  des  territoires  qai  sont  en  Jen,  k  Tobscarit^  absolae  des  renseignements 
qae  noas  avons  sar  ce  qai  s'y  passe,  je  me  demande  si  vraiment  ce  n'est  pas 
pr^oir  de  bien  loin  qae  de  voaloir  toat  r^ler  d'avance  par  des  lignes  tirtes 
sar  les  cartes,  par  ane  de  ces  ndelimitations  sar  le  papier^,  dont  parle  Lord 
Salisbary,  et  qai,  d'aillears,  dans  sa  pens^e,  6taient  destin^es  „i  prövenir  les 
conflits  et  non  jt  les  faire  nattre,''  ||  Qaant  k  moi,  Messiears,  aa  monent  oü 


Digitized  by 


Google 


1 


94     Verhandlgn.  zwC  GrölsbriUnmen  iLFcankreich  üb.  d.  Ob.  Nil  u.  Faschoda. 

Nr.  11600.  je  d^fends  des  droits  pr^ds,  fond^s  snr  des  titFes  incontesUbl^^  je  me  repro- 
/^,^[^  cherais,  comme  an  procMö  pen  aroical,  dibnfenner  d'ayance  la  disscnssion  dans 
nn  cercle  ^troit  d'oü  eile  ne  poarratt  sortir.  Entre  deax  Poissances  qni  se 
respectent,  et  dont  les  relations  sont  toajours  coartoises,  entre  la  France  et 
TAngleterre,  il  ne  peat  ätre  qaestion  nl  d'aggression  ni  d*injonotion,  alors  qa'il 
s'agit  de  probl6mes  complexes,  et  oü  tant  de  Solutions  difförentes  peufent 
^re  ntilement  envisag^es.  (Tri^  J)ienl  tr^s  l)ien!):  ||  Personne»  notamment,  ne 
pent  songer  ä  dpnner  k  ces  premidres  d^limitations,  vagnement  esqoissfes 
snr  des  cartes  incertaines,  le  caract^re  pressant  et '  imprescriptible  ^ne  des 
sanctions  traditioqnelles  ontassurl^  aüx  fronti^res  des  £tats  Enroptens.  Per^ 
jsonne  non  plns  ne  pieut  pr^Cendre  entraver  Tinitiative  des  hommes  coorageux 
qni  vont  ä  la  dteouferte  de  ces.pays  nouveaux.  (Marqnes  d'assentiment)  || 
Mais,  qnand  l'beore  sera  venue  de  fixer  *les  destintes  definitives  de  ces  cour 
tröes  lointaines,  je  suis  de .  ceox  4|m ,  pensent  qa^en  assarant  le  respect  des 
droits  dn  Snltan  et  :da  Eb^dive;  en  r^serrant  k  chacan  ce  qoi  Uli  appartiendra 
Selon  ses  oenvres,  denx  grandes  nations  sanront  tronver  les  formales  propres 
k  concilier  leors  int^räts  et  k  satisfaire  lears  commanes  aspirations  vers  la 
civilisation  et  le  progrte. : 


Nr.  11691.  GBOSSBEirAHHIEH.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Aaswärtigen.'  Hat  Hanotanx  mit^ 
geteilt,  dafs  Grofsbritannien  keiner  anderen  Macht 
einen  Anspruch  auf  den  Oberen  Nil  zuerkennt 

Paris,  December  10,  1897.    (December  II.)*) 
Nr.  11691.  (Extract)     P    I   had  the   honour   to    receive    this   moming,  bj  special 

britMiiiimi.  messenger,  your  Lordship's  despatch  df  yesterda/s  date,  in  which  you 
iaDes.1897.  eommunicated  to  me  the  views  of  Her  Majesty's  tjovemment  on  the  proposals 
made  by  M.  Hanotaux  with  respect  to  the  Valley  of  the  Niger  and  certaln 
adjacent  territory,  as  reported  in  my  despatch  of  the  27th  ultimo.  |  I  have 
lost  no  time  in  recording,  in  official  form,  all  the  views  of  Her  Majesty's 
Government  as  embodied  in  the  despatch  form  your  Lordship  under  con- 
sideration;  and  I  have  the  honour  to  inclose  copy  of  the  note  in  which 
I  have  eommunicated  them  to  the  Government  of  the  Republic.  ||  The 
despatches  which  I  have  recently  addressed  to  your  Lordship  respecting  the 
reports  of  the  massacre  of  the  Marchand  expedition,  and  the  comments  made 
in  connection  with  this  rumoured  disaster  by  the  French  press  will  have 
already  shown  your  Lordship  how  necessary  it  has  become  to  remind  the 
French  Government  of  the  views  held  by  that  of  Her  Majesty  as  to  their 
sphere  of  influence  in  the  Upper  Nile  Valley;  and  it  has  been  with  great 
satisfaction  that  I  have  found  myself  so  promtly  authorized  to  make  a  communi- 


*)  Die  eingeklammerten  Paten  geben  das  Datum  des  Empfanges  an.    Red. 
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cation  upon  the  snbject  to  M.  Hanotanx.    Made  in  the  way  in  whjch  it  has  Nr.  iiew. 
been  snggested  by  your  Lordsbip,  I  see  no  reason  why  this  commonication  i^rftHnkn. 
sbould   prejudice  the  chances  of  our  cöming  to*  a  satisfactory  arrangementio.De«,i897. 
npon  the  qnestion  with  which  we  are  deaüng  in  connection  with  the  sitaation 
in  Weat  Africa. 


Beilage. 

Der  englische  Botschafter  in  Paris  an  den  französischen  Minister  des 

Aosw&rtigen. 

Paria,  December  10,  1897. 

(Extract.)  ||  The  other  point  to  which  it  is  necessary  to  advert  is  the 
proposed  recognition  of  the  French  claim  to  the  northem  and  eastem  shores 
of  Lake  Chad,  If  other  qoestions  are  adjnsted,  Her  Majesty's  Goyernment 
will  make  no  difficalty  abont  this  condition.  Bot  in  doing  so  they  cannot 
forget  that  the  possession  of  this  territory  may  in  the  fntnre  open  np  a  road 
to  the  Nile;  and  they  mast  not  be  onderstood  to  admit  that  any  other 
Enropean  Power  than  Great  Britain  has  any  claim  to  occupy  any  part  of  the 
Valley  of  the  Nile.  The  views  of  the  British  Government  npon  this  matter 
were  plainly  stated  in  Parliament  by  Sir  Edward  Grey  some  years  ago 
dnring  the  Administration  of  the  Earl  of  Rosebery,  and  were  formally 
commonicated  to  the  French  Government  at  the  time.  Ber  Majesty*s  present 
Government  entirely  adhere  to  the  langnage  that  was  on  this  occasion 
employed  by  their  predecessors. 


Nr.  11692.  FBAHKBinCH.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an 
den  englischen  Botschafter  in  Paris.  Antwort  anf 
das  Vorige.    Protest  gegen  den  englischen  Anspruch. 

Paris,  le  24  D^cembre,  1897. 
(Extrait)    ||    Votre  Excellence  a  cra  devoir  igouter  qa'en  reconnaissant  ^^^  ^^^^ 
les  droits  de  la  France  sur  la  rive  nord  et  est  du  Lac  Tschad  et  sur  les  Prankwich. 
territoires  situ6s  en  arri^re,  le  Gouvernement  Britannique  n'entend  pas  admettre 
qu'une  Pnissance   autre   que   la  Grand*  Bretagne  pnisse  pr^tendre  k  oocuper 
nne  portion  quelconque  de  la  Vallte  du  Nil.  ||  La  Situation  rteiproque  de  la 
Fcance  et  de  la  Grand -Bretagne  dans  les  r^gions  du  Lac  Tschad  a  donn^ 
di}k  lien  en  1894  k  des  pourparlers  qui  avaient  abouti  k  TArticlB  5  des  bases 
d'arrangement  remises  par  Mr.  Phipps  le  9  Octobre  de  la  m6me  annöe.  ||  Les 
termes  dans  lesquel  ^tait  concu  ce  projet  semblaient  impliquer  le  r^lement 
des  difficultis  pendantes  k  Tonest  comme  k  Test  du  Niger,  abstraction  faite 
des  questiOns  du  Haut -Nil.    Cest  dans   cet  ordre  dld^es  et  en  reproduisant 
la  substance  de  TArticle  pr6cit6  ainsi  que  des  passages  y  relatifs  des  denx 
lettres  tehiuig^es  entre  Mr.  Phipps  et  moi  le  10  Octobre,  1894,  qu'il  a  6t6 
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Nr.  116M.  riponda  k  la  question  po8<e  par  les  Oommissaires  Britanniqnes.  ||  En  tont  cms 
84.D«.  1897.1®  Oouvememcnt  Fnuigais  ne  saorait,  en  la  ciroonstance  präsente,  se  dispenser 
de  reprodnire  les  r^erves  qn'il  n'a  jamais  manqui  d'exprimer  toates  les  fois 
que  les  qaestions  afferentes  k  la  Yall^e  da  Nil  ont  pa  £tre  mises  en  cause. 
C'est  ainsi  notamment  que  les  d^laratlons  de  Sir  Edward  Orey  aQxqnellM 
vient  de  sc  reporter  le  Gouvernement  Britanniqae,  ont  motiv^  de  la  part  de 
notre  Repräsentant  k  Londres  nne  protestation  imm^ate,  dont  il  a  repris 
et  d^velopp^  les  termes  dans  les  entretiens  ult^riears  qn'il  a  ens  ensuite  siir 
ce  sajet  au  Foreign  Office.  J'ai  en  moi-mftme  occasion,  an  coars  de  la  stenee 
da  S^nat  da  5  Avril,  1895,  de  faire  aa  nom  da  Gouvernement  des  d^cla- 
rations  anxquelles  je  crois  6tre  d'autant  plus  fond6  k  me  r^ftrer  qn'elles  n'ont 
amen^  ancune  r^ponse  de  la  part  du  Gouvernement  Britannique.  ||  Ainsi  que 
je  Tai  d^jä  spteifiä,  les  Gommissaires  Frangais,  pour  r^pondre  k  une  demande 
d'6claircissements  de  leurs  coU^es,  n'ont  fait  que  se  reporter  auz  bases 
d'arrangement  pos^es  en  1894  par  le  Plönipotentiaire  Britannique.  La  position 
prise  par  le  Gabinet  de  Londres  dans  la  lettre  k  laquelles  je  r^ponds  tendrait 
k  avoir  pour  cons^quence  depr^juger  des  questions  d'ordre  tont  diff^rent  et 
qui  sont  coiiipl^tement  £trang6res  aux  difficult^s  dont  la  Gommission  du  Niger 
a  pour  mandat  de  poursuivre  le  r^glement.  ||  G'est  pourquoi  j'ai  pens6  qae 
pour  le  bon  ordre  d'une  discussion  que  les  deux  Parties  ont  un  £gal  d6sir  de 
voir  se  terminer  par  un  arrangement  equitable,  ces  explications  ^taient 
nteessaires,  et  je  les  fais  parvenir  k  votre  Excellence  dans  le  mAme  esprit  de 
condliation  et  d'entente  qu'elle  a  bien  voulu  invoqaer  dans  sa  propre  commu- 
nication. 


Nr.    11693.     OBOSSBBITAinnEN.  —  Der  Hinister  des  Auswärtigen 

an  Lord  Cromer,  ^en  engliscben  Kommissar  in  Kairo. 

Instruktionen  fflr  weiteres  Vorgehen  nach  der  Be» 

Setzung  Khartums. 

Foreign  Offlee,  August  2,  1898. 

Nr.  1169S.  ^y  Lord.  H  It  is  desirable  that  you  should  by  placed  in  possession  of 

briunni«!!.  thc  vicws  of  Her  Majest/s  Government  in  respect  to  the  line  of  action  to  be 

9.Aig.i896.foUowed  in  the  event  of  Khartoum  being  occupied  at  an  early  date  by  the 

forces   now  operating   in   the  Soudan  under  the  command  of  Sir  Herbert 

Kitchener.  ||  Her  Hajesty's  Government  do  not  contemplate  that  after  tiie 

occupation  oft  Khartoum  any  fnrther  military  Operations  on  a  large  scale,  or 

involving  any  considerable  expense,  will  be  undertaken  fer  the  occupation  of 

the  provinces  to  the  south.    But  the  Sirdar  is  authorized  to  send  two  flotillas» 

one  np  the  White  and  the  other  up  the  Blue  Nile.  ||  Ton  are  authorised  to 

settle  the  composition  of  these  two  forces  in  consultation  with  the  Sirdar.  || 

Sir  Herbert  Kitchener  should  in  person  command  the  White  Nile  Flotilla  as 

far  as  Fashoda:  and  may  take  with  him  a  small  body  of  Britlsfa  troops. 
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sbould  you  concur  with  him  in  thinking  such  a  conrse  desirable.  ||  The  officer  ^^r.  11693. 
in  command  of  the  Biue  Nile  flottilla  is  authorized  to  go  as  far  as  the  foot  ^^J^^nlen^ 
of  the  cataract,  which  is  believed  to  commence  about  Roseires.  He  is  not  to2.Aiig.i898. 
land  troops  with  a  view  to  marching  beyond  the  point  on  the  river  navigable 
for  steamers.  Shonld  he,  before  reaching  Roseires,  encQunter  any  Abyssinian 
ontposts,  he  is  to  halt,  report  the  circumstance,  and  wait  for  farther 
instractions.  ||  In  dealing  with  any  French  or  Abyssinian  authorities  who  may 
be  enconntered,  nothing  shoald  be  said  or  done  which  woald  in  any  way 
imply  a  recognition  on  behalf  of  Her  Majesty's  Government  of  a  title  to 
possession  on  behalf  of  France  or  Abyssinia  to  any  portion  of  the  Nile 
Valley.  As  regards  France,  the  following  extract  form  a  note  addressed  by 
Sir  Edmund  Monson  to  M.  Hanotaux  on  lOth  December,  1897,  sets  forth  the 
view  held  by  Her  Majesty's  Government  on  this  snbject:  "Her  Majesty's 
Government,"  Sir  Edmund  Monson  said,  "must  not  be  understood  to  admit 
that  any  other  European  Power  than  Great  Britain  has  any  claim  to  occupy 
any  part  of  the  Valley  of  the  Nile.  The  views  of  the  British  Government 
upon  this  matter  were  plainly  stated  in  Parliament  by  Sir  Edward  Grey  some 
years  ago,  during  the  administration  of  the  Earl  of  Rosebery,  and  were 
formally  cummunicated  to  the  French  Government  at  the  time.  Her  Majesty's 
present  Government  entirely  adhere  to  the  language  that  was  on  this  occasion 
employed  by  their  predecessors." 

(Signed)  Salisbury. 


Nr.  11694.  OEO88BRITAHHIEN.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Unterhaltung  mit 
dem  französischen  Minister  Aber  die  englischen 
Erfolge  im  Sudan. 

Paris,  September  7,  1898,  5  p.  m.   (September  7.) 
(Telegraphic.)  ||  In  a  conversation  which  I  had  to-day  with  the  Minister  Nr.  iiew. 
for  Foreign  Affairs,  bis  Excellency  expressed  the  desire,  notwithstanding  the  |,^^^[^„ 
differences   between   our  two  Govemments  about  Egypt,  to  offer  bis  sincere7.s«pt.i898. 
congratulations  on  the  success  of  our  arms  at  Kbartonm.  ||  He  then  went  on  to 
obsenre  that  he  supposed  that  the  British  flotilla  would  continue  its  course  up 
the  river  at  once,  and  in  the  event  of  that  supposition  proving  correct  he 
was  anxions  to  State  that  it  was  probable  that  they  would  fall  in  before  long 
with  Gaptain  Marchand.    Sbould  he  be  met  with,   bis  Excellency  said  that 
he  had  received  Instructions  to  be  most  careful  to  abstain  from  all  action 
which  might  cause  local  difficulties,  and  that  he  had  been  enjoined  to  consider 
bimself  as   an  ''emissary  of  civilization*'   without  any  authority  whatever  to 
decide  upon  qnestions  of  right,  which  must  properly  form  the  subject  of  dis- 
cussion  between  Her  Majesty's  Government  and  that  of  the  French  Republic.  | 
H.  Delcass^  therefore  begged  me  to  inform  your  Lordship  of  this  fact,  and 
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Kr.  11694,  expressed  the  hope  that  the  Commander  of  Her  Majesty's  naval  forces  on 
Grolle     ^g  Y^y^Y  might  be  instructed  to  take  no  steps  wbich  migbt  lead  to  a  local 

7.8«pt.i898.conflict  with  regard  to  such  qnestions  of  right.  ||  I  tbanked  bis  Excellency  for 
bis  congratalations  respecting  Ebartoum,  and  andertoock  to  convey  at  once 
to  yonr  Lordship  bis  messages  respecting  Captain  Marcband.  I  asked, 
however,  wbetber  tbe  French  Government  had  any  recent  news  of  tbe  latter, 
and  Said  I  sbonld  like  to  know  wbere  be  was.  ||  M.  Delcass^  replied  tbat,  as 
a  matter  of  fact,  news  bad  been  received  yesterday,  bat  tbat  it  was  impossible 
to  determine  wbere  tbe  expedition  was  at  this  moment,  as  news  took  sach 
a  long  time  to  arrive.  It  was,  however,  qoite  probable  tbat  Captain  Marcband 
bad  by  this  time  reached  tbe  Nile,  and  the  French  Government  conseqaentlj 
conld  not  be  otherwise  than  anxions  that  no  local  dispute  sbonld  arise.  ||  Eis 
Excellency  respeated  bis  desire  that  all  canses  of  difference  between  the  two 
Govemments  sbonld  be  amicably  settled,  and  again  expressed  tbe  conviction 
tbat  this  resnlt  conld  be  achieved  by  meaus  of  frank  discnssion. 


Nr.    11695..  OaOSSBEITAinsriEN.     —     Mr.    Rodd,    ein    britischer 
Agent  in  Kairo,   an   den  Minister  des  Answärtigen. 
In  Faschodä  ist  die  französische  Flagge  gehifst 
Cairo,  September  7,  1898.    (September  7.) 
Nr.  11695.  (Telegraphic.)  ||  Investigations   wbich   the   Sirdar   has  made  go  to  show 

briUMien.  ^^^^  theve  is  now  at  Fashoda,  wbere  the  French  flag  has  been  boisted, 
7.  Sept.  1898.  a  forcc  of  eight  European  officers  and  eighty  Senegalese  troops.  It  does  not 
appear  that  there  are  any  Abyssinians  there  or  at  Sobat,  though  they  are 
reported  to  have  been  in  that  neighbonrbood  some  time  back.  Tbe  steamers 
sent  by  the  Ebalifa  were  fired  apon  at  Fashoda;  one  of  them  remained  sonth, 
while  tbe  other  retonrned  to  Ehartoum  to  report  to  the  Ebalifa. 


Nr.   11696.    OEOSSBRITAHNIEir.  —  Der  Minister  des  AuswÄrtigen 
an  den  Botschafter  in  Paris.    Antwort  anf  Nr.  11694. 

Schlucht,  September  9,  1898. 
Nr.  11696.  (Telegraphic.)    ||    I  have    received    your    Excellency's    telegram    of  tbe 

oroft.     r^|.jj  instant,  reporting  a  conversation  with  tbe  French  Minister  for  Foreign 

britftnnien. 

9.8«pt.  1898.  Affairs,  in  tbe  conrse  of  wbich  be  allnded  to  tbe  possibility  of  tbe  British 
flotilla,  in  tbe  conrse  of  its  voyage  up  tbe  Nile,  meeting  with  the  French 
expedition  ander  Captain  Marcband.  ||  If  M.  Delcass^  sbonld  revert  to  this 
subject,  I  request  you  to  point  out  to  bim  that,  by  the  military  events  of 
last  week,  all  tbe  territories  wbich  were  snbject  to  the  Ebalifa  passed  by 
right  of  conquest  to  tbe  British  and  Egypüan  Govemments.  Her  Majesty's 
Government  do  not  consider  that  this  right  is  open  to  discnssion,  but  they 
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wonld  be  prepared  to  deal  in  tbe  manner  suggested  by  bis  Excellency  with  "Nr.  n«96. 
any   territorial   controversies  now  existing  in  regard  to  those  regions  whicb  ,^'''^" 

^  ,  "  briMniuen. 

are  not  anected  by  this  assertion.  '9.s«»t.i8y8. 


Nr.  11697.  OEOSSBtEITAHinEH.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Unterhaitang  mit 
Delca8s6  über  Faschoda.  Frankreich  will  den  eng- 
lischen Anspruch  nicht  anerkennen. 

Paris,  September  18,  1898.  (September  19,  8  i.  m.) 
(Telegraphic.)  ||  Fashoda.  M.  Delcass^  to-day  said  that  he  must  repeat  ^r.  11697. 
that  he  had  no  knowledge  of  the  position  of  M.  Marchand;  bat  let  it  be  ^^^^*: 
assamed  that  he  is  at  Fashoda,  as  the  English  newspapers  assert,  are  the  i8.sept.i89<^. 
French  Government  to  anderstand  that  Her  Majesty's  Government  say  that 
he  has  no  right  to  be  there?  ||  I  answered  that  while  there  was  no  doabt  in 
my  mind  as  to  the  wish  of  Her  Majesty's  Government  to  live  in  perfect 
amity  with  that  of  France,  I  had  eqnally  no  hesitation  in  saying  that  they 
consider  that  Fashoda,  as  a  dependency  of  the  Khalifate,  has  now  passed  into 
the  hands  of  Great  ßritain  and  Egypt.  ||  As  to  the  qaestion  of  M.  Marchand's 
right  to  be  there,  M.  Delcass^  was  as  well  aware  as  I  that  Her  Majesty's 
Government  had  very  openly  let  France  anderstand  that  any  incursion  of  them 
into  the  Upper  Nile  Basin  woald  be  considered  by  as  as  an  unfriendly  act. 
Why,  then,  did  they  send  this  Mission,  when  thöy  must  know  what  serious 
results  its  success  in  reaching  this  point  must  inevitably  produce?  ||  M.  Del- 
cass^  said  that  he  must  remind  me  that  France  hat  not  only  never  recognized 
the  British  sphere  of  inflaence  in  the  Upper  Nile  region,  bat  that  M.  Hano- 
taux  had  in  the  Senate  openly  protested  against  it.  He  added  that  the  vcry 
day  after  Sir  E.  Grey's  declaration  was  made,  i.  e.,  on  the  29  th  March,  18959 
M.  de  Gourcel  protested  on  his  sidc  in  a  letter  to  the  Earl  of  Eimberley, 
Bat,  as  a  matter  of  fact,  there  is  no  Marchand  Mission.  In  1892  and  1893 
M.  Liotard  was  sent  to  the  Upper  Ubanghi  as  Commissioner,  with  instructions 
to  secure  French  interests  in  the  North -East.  M.  Marchand  had  been 
appointed  one  of  his  subordinates,  and  received  all  his  Orders  from  M.  Liotard. 
There  could  be  no  doubt  that  for  a  long  time  past  the  whole  region  of  the 
Bahr-el-Ghazal  had  been  out  of  the  influence  of  Egypt.  If  the  newspapers' 
stories  were  troe,  Fashoda  itself  had  not  been  an  occupied  post  of  the 
Egyptian  Government  when  taken  possession  of  by  the  (supposed)  Marchand 
expedition.  ||  I  said  to  his  Excellency  that  I  must  teil  him  very  frankly  that 
the  Situation  on  the  Upper  Nile  is  a  dangerous  one.  I  must  refer  him  again 
to  your  Lordship's  telegram  of  the  9th  instant;  and  I  must  State  distinctly 
that  Fashoda  falls  within  the  territories  therein  designated  as  the  Khalifate, 
and  that  Her  Majesty's  Government  are  determined  to  hold  to  the  decision 
already  annoanced  to  him.    It  was  right  that  I  should  ptate  to  him  categori* 
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Nr.  11697.  callj    that   thej   wonld   not    consent   to    a  compromise  (''on   ne  consentira 

britl^ien.  J*"^*^8  k  transiger")  on  this  point  ||  For  the  rest  we  had  no  wish  to  pick 

i8J9«pU898.  a  quarrel;  bat  having  long  ago  given  a  waming,  I  could  not  see  how  we 

coold  now  cause  snrprise  if  we  resent  a  step  which  we  had  caationed  France 

not  to  take.  ||  These  were  the   essential  points  of  oar  conversation,  which 

was  conducted  on  both  sides  with  perfect  calmness. 


Nr.    11698.    OSOSSBBITANinEir.  —  Der  Sirdar  an  den  englischen 
^  Kommissar  in  Egypten.*) 

„Dal",  White  Nüe,  September  21,  1898. 
Nr.  11698.  My  Lord  ||  I  have  the  hononr  to  inform  yoar  Lordship  that  on  the  10  th 

briUMj«.  instant  I  left  Omdurman  with  five  gun-boats  carrying  a  detachment  of  the 
2i.sept.is98.  Cameron  Highlanders,  two  Sondanese  battalions  of  Infantry,  a  battery  of 
Egyptian  artillery  and  Maxims,  and  steamed  np  the  White  Nile.  ||  On  the 
moming  of  the  15th  September  I  arrived  off  the  Dervish  camp  at  Renkh, 
some  300  miles  south  of  Ehartoom,  and  after  a  short  resistance  the  position 
was  captnred,  as  well  as  the  steamer  "Safia"  and  eleven  large  boats;  the 
Emir  in  command,  Said  Sogheir,  was  taken  prisoner,  and  ihe  informed  me 
that,  in  accordance  with  the  Ehalifa's  Orders,  he  had  proceeded  with  two 
steamers  and  600  men  to  the  Shillnk  coontry  to  collect  grain;  on  the 
25  th  Aagnst  he  had  had  a  fight  with  a  small  body  of  Earopeans  who  had 
entrenched  themselyes  aronnd  the  old  Government  buildings  at  Fashoda,  over 
which  a  large  anknown  flag  was  flyiDg;  he  had  immediately  dispatched  one 
of  bis  steamers  to  the  Ehalifa  for  reinforcements  in  order  to  drive  the 
Earopeans  oat  of  the  conntry,  and  had  himself  retired  to  Renkh  to  await 
their  arrival  when  we  attacked  and  captnred  the  Dervish  position.  ||  On  the 
^me  day  I  left  Renkh  and  stopped  on  the  night  of  the  18 th  instant  at  the 
.village  of  Babin,  some  12  miles  north  of  Fashoda.  Here  we  where  met  by 
a  large  nomber  of  Shilluks,  inclnding  the  nncle,  brother,  and  son  of  the  Mek 
(Chief).  In  answer  to  my  inqniries  regarding  the  Earopeans  at  Fashoda, 
they  informed  me  that  they  believed  them  to  be  a  small  body  of  oar  Gk)vem- 
ment  troops  that  hat  come  from  the  West,  bat  as  they  had  no  Shillak  Inter- 
preter, and  did  not  go  oatside  the  old  Egyptian  Madirieh  boildings,  they  knew 
very  little  abont  them.  They  were  atterly  astonished  when  told  they  were 
not  Government  officials,  and  reiterated  their  great  desire  that  we  shoald  stay 
and  administer  their  coantry.  They  expressed  great  delight  at  the  destrnction 
of  the*  Ehalifa's  army.  ||  From  this  village  I  dispatched  a  letter  addressed  to 
the  Chief  of  the  Earopean  expedition  at  Fashoda  (copy  inclosed).  ||  The  foUo- 
wing  morning,  when  steaming  towards  Fashoda,  I  was  met  by  a  small  steel 
boat  carrying  a  French  flag,  and  propelled  by  a  crew  of  blacks  with  roaghly 


*)  Lord  Salisbury  erhielt  hiervon  am  7.  Oktober  Kenntnis.    Red. 
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eat  paddles.     A  native  sergeant  came  on  board  and  handed  me  a  replj  to  Nr.  iieva. 
mj  letter  from  M.  Marchand  at  Fashoda  (original  inclosed).  britM^'m. 

On  reaching  the  old  Government  bnildings,  over  which  the  French  flagsi*s«pt*iw8. 
was  fljring,  M.  Marchand,  accompanied  bj  Gaptain  Germain,  came  on  board. 
After  complimenting  them  on  their  long  and  arduoas  joornej,  I  proceeded  at 
once  to  inform  M.  Marchand  that  I  was  authorized  to  State  that  the  presence 
of  the  French  at  Fashoda  and  in  the  Valley  of  the  Nile  was  regarded  as  a 
direct  violation  of  the  rights  of  Egypt  and  Great  Britain,  and  that,  in  accor- 
dance  with  mj  instmctions,  I  most  protest  in  the  strongest  terms  against 
their  occnpation  of  Fashoda,  and  their  hoisting  of  the  French  flag  in  the 
dominions  of  Bis  Highness  the  Ehedive.  ||  In  replj,  M.  Marchand  stated  that 
as  a  soldier  he  hat  to  obej  Orders;  the  instmctions  of  his  Government  to 
occnpj  the  Bahr-el-Ghazal  and  the  Mndirieh  of  Fashoda  were  precise,  and, 
having  carried  them  out,  he  most  await  the  Orders  of  his  Government  as  to 
bis  subseqaent  action  and  movements.  ||  I  then  pointed  out  that  I  had  the 
instructions  of  the  Government  to  re-establish  EgjpUan  aathoritj  in  the 
Fashoda  Mndirieh,  and  I  asked  M.  Marchand  whether  he  was  prepared — on 
behalf  of  the  French  Government—to  resist  the  execntion  of  these  Orders;  he 
most  be  fallj  aware,  I  said,  that  the  Egyptian  and  British  forces  were  very 
mnch  more  powerfal  than  those  at  his  disposal,  bnt,  at  the  same  time,  I  was 
very  averse  to  creating  a  Situation  which  might  lead  to  hostilities.  I  there- 
fore  begged  M.  Marchand  to  most  carefully  consider  his  final  decision  on  this 
matter.  I  forther  informed  bim  that  I  shonld  be  pleased  to  place  one  of 
the  gnn-boats  at  his  disposal  to  convey  him  and  his  expedition  north.  ||  In 
answer  to  this,  M.  Marchand  did  not  hesitate  to  admit  the  preponderating 
forces  at  my  disposal,  and  his  inability  to  offer  effective  armed  resistance;  if, 
however,  he  said,  I  feit  obliged  to  take  any  such  action,  he  could  only  sub- 
mit  to  the  inevitable,  which  would  mean  that  he  and  his  companions  would 
die  at  their  posts.  He  begged,  therefore,  that  I  would  consider  his  position, 
and  would  allow  the  question  of  his  remaining  at  Fashoda  to  be  referred  to 
his  Government,  as,  without  their  Orders,  he  could  not  retire  from  his  position 
or  haul  down  his  flag;  at  the  same  time,  he  said  he  feit  sure  that,  under  the 
circnmstances,  the  Orders  for  his  retirement  would  not  be  delayed  by  his 
Government,  and  that  then  he  hoped  to  avail  himself  of  the  offer  I  had  made 
him.  II I  then  said  to  him:  "Do  I  under  stand  that  you  are  authorized  by  the 
French  Government  to  resist  Egypt  in  putting  up  its  flag  and  reasserting  its 
authority  in  its  former  possessions-— such  as  the  Mndirieh  of  Fashoda?  || 
M.  Marchand  hesitated,  and  then  said  that  he  could  not  resist  the  Egyptian 
flag  being  hoisted.  ||  I  replied  that  my  instructions  were  to  hoist  the  flag,  and 
that  I  intended  to  do  so.  I  then  asked  M.  Marchand  what  part  of  Fashoda 
would  be  suitable  for  this  purpose  and  it  was  arranged  that  Golonel  Whingate, 
accompanied  by  Gaptain  Germain,  shonld  at  once  visit  the  locality  and  decide 
on  a  Position.    I  eventually  approved  of  the  selection  of  a  ruined  bastion  on 
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Nr.  11698.  the  sonth  portion  of  the  old  Fashoda  fortifications,  abont  500  jards  from  the 
britennien.  ^^^^^ch  flag,  and  on  the  onljr  road  leading  from  Fashoda  to  the  interior,  as 
ai.Sept.i808.deep  and  impassable  marches  exist  both  north  and  west  of  the  old  Madirieb.' 
The  Egjptian  flag  was  hoisted  on  this  position  a  1  PJl.  with  dne  ceremony 
in  the  presence  of  the  British  and  Egyptian  troops,  and  a  salate  of  twentj* 
one  gnns  was  fired.  ||  I  should  add  that,  in  the  conrse  of  the  conversation,  I 
informed  M.  Marchand  that,  in  addition  to  my  verbal  protest,  I  intended  to 
make  a  formal  protest  in  writing,  and  this  I  dnly  handed  him  before  leaving 
Fashoda  (copy  inclosed.)  ||  Dnring  these  somewhat  delicate  proceedings  nothing 
conld  have  exceeded  the  politeness  and  conrtesy  of  the  French  of&cers.  ||  Ha- 
ying  officially  appointed  Major  Jackson  Commandant  of  the  Fashoda  district, 
and  leating  with  him  a  battalion  of  infantry,  four  guns,  and  a  gun-boat,  I 
proceeded   south  with  the  remainder  of  the  troops  and  four  gnn-boats.  ||  At 
4  P.M.  on  the  20  th  instant  the  jnnction  of  the  Sobat  with  the  White  Nile  was 
reached,  and   here,  amidst  general  rejoicings  of  the  villagers,  the  flag  was 
hoisted  and  half  a  battalion  of  infantry,  the  remainder  of  the  artillery  and 
Maxims  and  a  gnn-boat,  were  left  as  garrison  of  the  Station  which  lies  on 
the   left  bank   of  the  Sobat.  ||  On  ascertaining  that  the  Bahr-el>Jebel  was 
completely  closed  by  the  sndd,  I   left   Orders   that   gun-boat   patrols   should 
proceed  south  up  the  Bahr-el-Ghazal  towards  Meshra-er-  Rek  with  Instructions 
to   form  the  necessary  posts   in  these  districts,  and  having  completed  the 
arrangements  for  the  maintenance  of  the  stations,  I  steamed  north  with  the 
remaining  gun-boats.  ||  Considering  that  regulations  were  necessary  regarding 
the  transport  of  war  material  on  the  Nile,  I  gave  prohibitive  instructions  on 
the  snbject,  and  when  passing  Fashoda  on  my  return  north,  I  sent  a  letter 
to  M.  Marchand,  informing  him  of  the  regulation  (copy  inclosed).*)  ||  The  Mek 
of  the  Shilluks  had  by  this   time   arrived  in  the  Egyptian  camp  at  Fashoda 
with  a  large  contingent  of  bis  followers;  he  ntterly  denied  that  he  had  made 
any  Treaty  whatever  with  M.  Marchand's  expgdition,  and  expressed  his  great 
satisfaction  that  the  Government  had   taken   over   the   administration  of  bis 
country.  ||  I  had  no  opportunity  for  a  further   interview  with  M.  Marchand, 
who,  I  venture   to   think,   holds  at   Fashoda  a  most  anomalous  position — 
encamped  with  120  men  on  a  narrow  strip  of  land,  surrounded  by  marshes, 
cut  ofif  from  access  to  the  interior,  possessing  only  three  small  boats  without 
oars  or  sails  and  an  inefficient  steamlaunch  which  has  lately  been  dispatched 
on  a  long  journey  south,   short   of  ammunition   and   supplies,   his   followers 
exhausted  by  years  of  continuous  hardship],  yet  still  persisting  in  the  prose- 
cution  of  his  impracticable  undertaking  in  the  face  of  the  effective  occupation 
and  administration  of  the  country  I  have  been  able  to  establish.  ||  It  is  impos- 
sible  not  to  entertain  the  highest  admiration  for  the  courage,  devotion,  and 
indomitable  spirit  displayed  by  M.  Marchand's   expedition,   but   onr  general 


*)  Die  Beilagen  shid  hier  fortgelassen.    Red. 
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Impression  was  one  of  astonishmeüt  that  an  attempt  shoald  have  been  made  Mr.  iiess. 
to  carrj  out  a  project  of  such  magnitude  and  danger  by  the  dispatch  of  so  i>riii„,ni'en. 
small  and  illequipped  a  force  wbich — as  their  Commander  remarked   to  me,9i.S6pt.i89e. 
was  neither  in  a  positiou  to  resist  a  second  Dervish  attack  nor  to  retire— 
iudeed,  had  our  destmction  of  the  Ehalifa's  power  at  Omdurman  been  delayed 
a  fortnight,  in  all  probability  he  and  bis  companions  would  have  been  mas- 
sacred.  ||  The  Claims  of  M.  Marchand   to   have  occupied  the  Bahr-el-Ohazal 
and  Fashoda  Provinces  with  the  force  at  bis  disposal  would  be  ludicrous  did 
not  the   sufferings   and   privations   bis   ezpedition  endured  during   their  two 
years  arduous  jouiney  render  the  futility  of  their  efforts  pathetic. 

Herbert  Eitchener»  Sirdar. 


Nr.    11699.    GEOSSBEITANWIEN.  —  Mr.  Rodd  an  den  Minister  des 

Auswärtigen.    Eitchener   glaubt,   dafs  Marchand  in 

Faschoda  ist 

Cairo,  September  22,  1898.    (September  22.) 

(Telegraphic)  ||  A  Report  has  reached  me  from  the  Sirdar.  It  has  come  Nr..ii699. 
by  boat  from  Rungh,  which  is  about  310  miles  to  the  south  of  Khartouro,  t^jt^nien. 
but  bears  no  date.  ||  The  Sirdar  considers  that  there  is  little  or  no  room  forsiSept-is»«. 
doubt  that  the  forces  stated  to  be  uow  at  Fashoda  are  M.  Marchand's  ezpe- 
dition. Bis  information  goes  to  show  that  there  are  no  Abyssinians  on  the 
Sobat  or  at  any  point  on  the  White  Nile.  ||  It  would  seem  that  the  Dinka  and 
Shilluk  tribes  rendered  assistance  to  the  ezpedition  under  the  impression 
that  it  was  a  British  force  supporting  the  Egyptian  Government  These  tribes 
now  State  their  intention  of  withdrawing  their  support  The  Ssilluk  tribes 
had  been  summoned  by  the  Sirdar  to  meet  bim,  and  he  hoped  to  reach 
Fashoda  in  three  days.  ||'  The  Sirdar's  force  surprised  the  Dervishes,  who 
were  awaiting  the  arrival  of  reinforcements  from  Ehartoum  to  attack  the 
Frencb,  and  drove  them  off  after  a  determined  resistance.  Be  captured  their 
steamer  and  eleven  boats,  but  the  steamer  was  disabled  by  the  ezplosion  of 
a  Shell  in  the  boiler.  ||  The  Sirdar  statcs  that  he  will  do  bis  utmost  to  bring 
M.  Marchand  and  bis  party  down  the  Nile  with  him.  Be  bears  that  forti- 
fications  and  shelter-trenches  have  been  constructed  by  them  at  Fashoda. 

Nr.  11700.  GBOSSBBITANNIEN.  —  Mr.  Rodd  an  den  Minister  des 
Auswärtigen.  Eitchener  ist  in  Fashoda  mit  Marchand 
zusammengetroffen  und  hat  gegen  die  Besetzung 
Faschodas  protestiert 

Cairo,  September  25,  189a    (September  25.) 
(Telegraphic.)    ||  I  have   received   this   moming  the   following    telegram  Nr.  inoo. 
from  the  Sirdar:—  ||  „I  found  at  Fashoda,  whence  I  have  just  returned,  M.  y,,!^^^^ 
Marchand  with  eight  officers  and  120  men.    The  French  flag  had  been  hoisted  25.8ept.i8M. 
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Nr.  11700.  over  the  old  Government  buildings  in  which  they  were  located.  I  sent  a 
*riuini6n.  ^^^^^^  annoünclng  mjr  approach  on  the  day  before  my  arrival  at  Fashoda, 
e5.B6pii898.On  the  foUowing  moming,  19th  September,  a  reply  was  bronght  to  me  from 
M.  Marchand,  by  a  small  rowing-boat  carrying  the  French  flag.  It  stated 
that  he  had  arrived  at  Fashoda  on  lOth  Jaly,  having  been  instracted  by  his 
Government  to  occapy  the  Bahr-el-Ghazal  ap  to  the  conflaence  of  the  Bahr- 
el-Jebel,  and  also  the  Shilluk  conntry  on  the  left  bank  of  the  White  Nile  as 
far  as  Fashoda.  It  went  on  to  say  that  he  had  conclnded  a  Treaty  with  the 
ßhillnk  Chiefs  by  which  they  placed  the  conntry  ander  the  protection  of 
France,  and  that  he  had  sent  this  Treaty  to  his  Government  for  ratification 
by  way  of  Abyssinia,  as  well  as  by  the  Bahr-el-Ghazal.  He  described  his 
fight  with  the  Dervishes  on  the  25  th  August,  and  stated  that,  in  antidpation 
of  a  second  and  more  serious  attack,  he  had  sent  his  steamer  south  for  rein- 
forcements,  but  that  our  arrival  had  prevented  a  further  attack.  ||  „When  we 
arrived  at  Fashoda,  M.  Marchand  and  M.  Germaln  came  on  board  our  steamer, 
and  I  at  once  informed  them  that  the  presence  of  a  French  party  at  Fashoda 
and  in  the  Nile  Valley  must  be  considered  as  a  direct  infringement  of  the 
rights  of  Egypt  and  of  the  British  Government,  and  I  protested  in  the  strongest 
terms  against  the  occupation  of  Fashoda  by  M.  Marchand  and  his  party,  and 
the  hoisting  of  the  French  flag  in  the  dominions  of  His  Highness  the  Ehedive. 
M.  Marchand  stated,  in  reply,  that  he  had  received  precise  orders  for  the 
occupation  of  the  country  and  the  hoisting  of  the  French  flag  over  the  Govern- 
ment buildings  at  Fashoda,  and  added  that,  without  the  orders  of  his  Govern- 
ment, which,  however,  he  expected  would  not  be  delayed,  it  was  impossible 
for  him  to  retire  from  the  place.  I  then  inquired  of  him  whether,  in  view 
of  the  fact  that  I  was  accompanied  by  a  superior  force,  he  was  prepared  to 
resist  the  hoisting  of  the  Egjptian  flag  at  Fashoda.  He  hesitated,  and  replied 
that  he  could  not  resist  The  Egyptian  flag  was  then  hoisted,  about  500  yards 
south  of  the  French  flag,  on  a  ruined  bastion  of  the  old  Egyptian  fortifications, 
commanding  the  only  road  which  leads  into  the  interior  from  the  French 
Position.  The  latter  is  entirely  surrounded  to  the  north  by  impassable 
marshes.  ||  ''Before  leaving  for  the  south  I  handed  to  M.  Marchand  a  formal 
written  protest  on  the  part  of  the  Governments  of  Great  Britain  and  Egypt 
against  any  occupation  of  any  part  of  the  Nile  Valley  by  France,  as  being 
an  infringement  of  the  rights  of  those  Governments.  I  added  that  I  could 
not  recognize  the  occupation  by  France  of  any  part  of  the  Nile  Valley.  || 
"I  left  at  Fashoda  a  garrison  of  one  Soudanese  battalion,  four  guns  and  a 
gun-boat  under  Major  Jackson,  whom  I  appointed  Commandant  of  the  Fashoda 
district,  and  I  proceeded  to  Sobat,  where  the  flag  was  hoisted  and  a  post 
established,  on  the  20th  September.  We  did  not  see  or  hear  anything  of  the 
Abyssinians  on  the  Sobat,  but  were  informed  that  their  nearest  post  was  about 
350  miles  up  that  river.  The  Bahr-el-Jebel  being  entirely  blocked  by  floating 
weed,  I  gave  orders  for  a  gun-boat  to  patrol  up  the  Bahr-el-6hazal  in  the 
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direction  of  Heshra-er-Rek.     As  we  passed  Fashoda  on  the  retoorn  Joornejr  Nr.  inoo. 
north,  I  sent  M.  Marchand  a  letter  staÜDg  that  all  transport  of  war  material  t^null^ui. 
on  the  Nile  was  absolntelj  prohibited,  as  the  coontrj  was  nnder  military  law.  95.8«pt.i896. 
The  Chief  of  the  Shillnk  tribe  accompanied  bj  a  large  nomber  of  foUowers, 
has  come  into  Major  Jackson's  camp.     He  entirely  denies  having  made  anjr 
Treaty  with  the  French,  and  the  entire  tribe  express  the  greatest  delight  at 
retnming  to  allegiance  to  os.  ||  '*M.  Marchand  is  in  want  of  ammonition  and 
snpplies,  and  anj  that  maj  be  sent  to  him  mnst  take  months  to  arrive  at 
their  destination.     He  is  cnt  off  from  the  interior,  and  is  qnite  inadeqnatelj 
proTided  with  water  transport    Moreover,  he  has  no  following  in  the  conntry, 
and   nothing  conld  have  saved  bis  ezpedition  from  being  annihilated  by  the 
Dernshes  if  we  had  been  a  fortnight  later  in  cmshing  the  Ehalifa." 


Nr.    11701.    OROBSBEHAHNIEH.  —  Derselbe  an  Denselben.  Das- 
selbe. 

Cauro,  September  25,  1898.    (September  25.) 

(Telegraphic.)  ||  I  have   received  the  following  farther  telegram  from  {lie 
SIrdar:  — 

"If  telegraphic  instructions  can  be  at  once  given  by  the  French  Govern-  Nr.  11701. 
ment  for  the   explorer,  M.  Marchand»  and  his  expedition  to  qoit  Fashoda  i^Hunnien. 
and  come  down  the  Nile,  a  special  steamer  can  now  be  sent  with  these  Orders,  K.8«pt.i868 
and   with   instmctions   to   bring   down   the   whole   party.  ||  ''In   view   of  the 
nnpleasant  position   in  which  M.  Marchand   and  his  officers  are  at  present 
placed,  I  am  qnite  sare  that  no  one  wonld  be  more  pleased  at  this  arrange- 
ment  for  their  release  than  they  wonld  themselves  be."  ||  The  Sirdar  suggests 
that  M.  Marchand's  boats  and  launch  shonld  be  taken  over  at  a  valuation. 


Nr.    11702.    GEOSSBMTANHIEH.    —    Der  Minister   des  Auswar- 
tigen    an    den    Botschafter    in    Paris.      Soll    Rodds 
Depeschen  der  französischen  Regierang  mitteilen. 
Foreign  Office,  September  25,  1898»  midnight 
(Telegraphic.)  H  I  request  your  Excellency  to  read  Mr.  Rodd's  telegrams  Nr.  11702. 
jnst  repeated  to  you  to  the  French  Minister  for  Foreign  Affairs,  but  without  ^^^^"^^ 
leaying   copies   with   him.  ||  You  will  at  the  same  time  inform  him  tbat  the  2&.s«pt.i89F. 
Sirdar's   proceedings   and  langnage  are   entirely  approved  by  Her  Majesty's 
Government. 
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Nr.  11703.  GR088BEITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Hat  den  Auftrag 
ausgeführt 

Paris,  September  26,  1898,  5.45  p.  m.    (September  26,  7  p.  m.) 
Nr.  11708.  (Telegraphic.)  ||  Fashoda.  ||  I  allowed  Minister  for  Foreign  Affairs  to  read 

briunnien.  c^refully,  twice  over,  French  versions  of  your  telegrams  of  25th  September, 
M.sept.i898.  but  I  would  not  let  him  keep  them.  I  spoke  to  him  also  in  the  exact  words 
of  jour  fnrther  telegram  of  the  same  date.  1|  His  Ezcellency  said  that  naturally 
he  conld  say  nothing  without  Consulting  his  colleagues,  and  as  there  will  be 
a  Ministerial  Council  to-morrow  his  Excellencj  would  like  to  receive,  as  soon 
as  possible,  the  French  paraphrase,  which  I  informed  him  I  had  ahready 
asked  your  Lordship's  permission  to  communicate  to  him.  He  would  be,  of 
course,  expected  to  fumish  at  the  Council  something  eise  than  his  own 
recoUections  of  the  telegrams  which  I  had  shown  him.  Personally,  he  could 
but  express  his  gratification  that  the  meeting  between  the  Sirdar  and  M. 
Marchand  had  passed  off  in  a  manner  creditable  to  the  chivalrous  sentiments 
of  the  Represcntatives  of  the  two  nations.  I  promised  that  as  soon  as  I 
reteived  your  Lordship's  permission  I  would  send  him  the  French  paraphrase, 
and  I  hope  I  may  be  authorized  to  do  this  at  once  in  time  for  to-morrow's 
Cabinet  Council,  which  will  be  held  in  the  forenoon. 


Nr.  11704.  GEOSSBEITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.  Del- 
cass^  will  den  Bericht  Marchands  abwarten  und  ihm 
telegraphisch  Instruktionen  schicken. 

Paris,  September  27,  1898,  7.15  p.  m.    (September  27.) 
Nr.  11704.  (Telegraphic.)  ||  M.  Delcassö   requested   me  to  call  upon   him  to-day  in 

qtpCs-     connection  with  the  question  of  Fashoda.  11  His  Excellency  informed  rae  that 

britanniM.  ' 

27.S6pt.i898.  a  Cabinet  Council  to-day,  which  had  been  presided  over  by  the  President 
of  the  Bepublic,  he  had  communicated  to  his  celleagues  the  aide-mbrnoire 
which  I  had  given  him,  and  had  repeated  to  them  all  that  he  remem- 
bered  of  the  telegrams  on  the  subjcct,  with  the  contents  of  which  I  had 
acqnainted  him.  ||  He  went  on  to  say  that  it  is  stated  in  those  telegrams  that 
a  Report  had  been  addressed  by  M.  Marchand  to  the  French  Government,  of 
which  he  had  sent  liome  one  copy  by  the  French  Congo  and  another  by  way  of 
Abyssinia.  ||  It  was  obvious,  M.  Delcass^  said,  that  some  time  must  elapse 
before  these  Reports  could  reach  Paris;  but  it  was  only  natural  that  the 
Government  of  the  Republic  should  desire  so  receive  M.  Marchand's  own 
reports.  ||  To  gain  time  M.  Delcass^  therefore  wished  that  I  should  request 
your  Lordship  to  consent  to  a  telegram  (which  might  be  e»j  clair  if  so  desired) 
being  sent  by  the  French  Agent  at  Cairo  to  Khartoum,  to  be  forwarded  from 
thence  up  the  Nile  to  Fashoda.     The  telegram  would  contain  instructions  to 
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M.  Marchand   to  send  at  once   one  of  the  French  officiers  senring  on  bis  Nr.  11704. 
mission  to  Cairo  with  a  copy  of  bis  abore-mentioned  Report,  so  that   the     ^'*^'* 

-  britonnidn. 

French  Government  might  leam  its  Contents  as  soon  as  possible.  Thej  were,i7.86pt.i898. 
of  coarse,  ready  to  bear  all  the  expense.  ||  Stress  was  laid  bj  M.  Delcass^ 
npon  the  great  desire  entertained  at  Paris  to  prevent  anj  serions  difficoltj 
from  arising;  at  the  same  time,  he  feit  convinced,  especiallj  in  vlew  of  the 
condnct  of  the  Sirdar  at  Fashoda,  acting  as  he  nndoabtedly  was  ander  in- 
stmctions,  that  Her  Majesty's  Government  were  as  anzions  as  the  French 
Government  to  avoid  a  conflict.  ||  I  told  M.  Delcass^  in  reply  that  I  mast 
conclode  from  the  language  which  he  had  held  that  the  French  Government 
had  decided  that  they  woold  not  recall  M.  Marchand  before  receiving  bis 
Beport,  and  I  asked  if  I  was  right  in  this  conclosion.  I  pointed  out  to  bis 
Ezcellency  that  M.  Marchand  himself  is  stated  to  be  desirons  of  retiring  from 
bis  Position,  which  appeared  to  be  a  disagreeable  one.  Such  being  the  case, 
I  mnst  nrgently  press  him  to  teil  me  whether  he  refased  at  once  to  recall 
M.  Marchand.  ||  After  considering  bis  reply  for  soroe  few  minutes,  bis  Ez- 
cellency said  that  he  himself  was  ready  to  discass  the  qaestion  in  the  most 
concillatory  spirit,  bat  I  mast  not  ask  him  for  the  iropossible.  ||  I  pointed  ont 
that  yonr  Lordship's  telegram  of  the  9th  instant,  which  I  had  communicated 
to  him  at  the  time,  had  made  him  aware  that  Her  Majesty's  Government 
considered  that  there  coald  be  no  discassion  upon  sach  questions  as  the  right 
of  Egypt  to  Fashoda. 

Nr.  11705.  GEOSSBEITAHHIEH.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Paris.  Die  englische 
Regierung  gewährt  die  Absendung  der  Instruktion 

an  Marchand. 

Foreign  Office,  September  28,  1898,  3  p.  m. 

(Telegraphic.)  ||  Fashoda.  ||  I  have  received  your  telegram  of  yesterday.  ||  Nr.  ii705. 

Her  Majesty's  Government  cannot  decline  to  assist  in  ftrwarding  a  message  ^riunniep 

from  the  French  Agent  in  Egypt  to  a  French  ezplorer  wbo  is  on  the  Upper  «8.s«pt.i898. 

Nile    in   a   difficult  position,  and   your   Ezcellency   is   authorized   to   inform 

M.  Delcassö  that  Her  Majesty's  Acting  Agent  at  Cairo  will  be  instructed  to 

transmit  to  Omdurman  imroediately  any  such  message,  and  at  the  same  time 

to  request  Sir  H.  Kitchener  to   forward  it  thence  to  its  destination  by  any 

opportunity  which  may  be  available.  ||  Her  Majesty's  Government  do  not  desire 

to   be   made   acquainted  with   the   purport   of  the   message.     But  you  must 

explain   that  they  are  unable  to  accept  any  responsibility  for  the  results  to 

the  safety  or  health  of  the  ezplorer  which  the  delay  in  quitting  bis  present 

Situation  may  bring  about.  ||  Your  Ezcellency  should  further  ezplain  that  much 

nneasiness  will   be   created   here   by  a  Prolongation  of  the  existing  state  of 

affairs,  and  it  will  become  necessary  for  Her  Majcsty's  Government  to  make 

some  publication  of  the  facts  without  delay. 
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Nr.    11706.     OROSSBBITAHNIEN.   —  Derselbe    an    Denselben. 

Dasselbe. 

Foreign  Office,  October  8,  1898. 

Nr.  1170«.  (Telegraphic.)  ||  I  request  your  Excellency  to  inform  the  French  Minister 

britMBien.  ^01*  Foreign  Affaires  that,  in  accordance  with  bis  wish,  bis  message  for 
8.  Okt.  1898.  M.  Marchand  has  been  transmitted  to  Ebartoam,  and  will  be  forwarded  thence 
to  its  destination.  In  order  to  aToid  any  misonderstanding,  yon  shoold  State 
to  M.  Delcass^  that  the  fact  of  Her  Majest/s  Government  having  complied 
with  bis  Ezcellency's  request  in  regard  to  the  transmission  of  the  message 
does  not  imply  the  sligbtest  modifications  of  the  views  previously  expressed 
by  them.  Ton  should  add  that,  whether  in  times  of  Egyptian  or  Dervish 
dominion,  the  region  in  which  M.  Marchand  was  found  has  never  been  without 
an  owner,  and  that,  in  the  view  of  Her  Majesty's  Government,  bis  expedition 
into  it  with  an  escort  of  100  Senegalese  troops  has  no  political  effect,  nor 
can  any  political  significance  be  attached  to  it. 


Nr.  11707.  OROSSBSITAHHIEH.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Paris.  Besprechung 
mit  dem  französischen  Botschafter  über  Faschoda. 
Frankreich  wflnscht  ein  baldiges  friedliches  Ab- 
kommen. 

Foreign  Office,  October  6,  1898. 

Nr.  11707.  Sir,  II  the  French  Ambassador  called  upon  me  yesterday  at  the  Foreign 

brulnnien  ^^^^^'  ^^  interview  was  a  long  one,  lasting  nearly  two  hours.  The  greater 
6.  Okt.  1898.  part  of  it  was  occupied  by  Observation  on  bis  part  upon  the  question  of 
Fashoda,  which  he  introduced  himself.  His  argument  principally  dwelt  upon 
the  fact  that  the  country  bordering  the  White  Nile,  though  it  was  formerly 
under  the  Government  of  Egypt,  had  become  res  nullius  by  its  abandonment 
on  the  part  of  the  Eygptian  Government;  that  the  French  hat  a  right  to  a 
Position  on  the  Nile  as  much  as  the  Germans  or  the  Belgians;  and  that  the 
French  Government,  by  the  reserves  which  they  had  uniformly  made  when 
the  subject  was  mentioned,  hat  retained  for  themselves  the  rhight  to  occupy 
the  banks  of  the  Nile  when  they  thought  fit.  ||  In  reply  to  his  Ezcellency's 
observations  I  repeated  the  arguments  on  the  British  side  of  the  case,  which 
are  already  familiär.  I  pointed  out  to  bim  that  the  Egyptian  title  to  the 
banks  of  the  Nile  had  certainly  been  rendered  dormant  by  the  military  suc- 
cesses  of  the  Mahdi;  but  that  the  amount  of  right,  whatever  it  was^  which 
by  those  events  had  been  alienated  from  Egypt,  had  been  entirely  transferred 
to  the  conqueror.  How  much  title  remained  to  Egypt,  and  how  much  was 
transferred  to  the  Mahdi  and  the  Ehalifa,  was,  of  course,  a  question  which 
could  practically  be  only  settled,  as  it  was  settled,  on  the  field  of  battle.  But 
their  controversy  did  not  authorize  a  third  party  to  Claim  the  disputed  land 
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as  derelict.  There  is  no  gronnd  in  international  law  for  asserting  that  the  Mr.  11707. 
dispute  of  title  between  them,  which  bad  been  inclined  one  day  by  military  i,ruli!lin,'^„ 
soperiority  in  one  direction,  and  a  few  years  later  bad  been  inclined  in  the  e.  okt  1898. 
other,  coold  give  any  aathority  or  title  to  another  Power  to  come  in  and 
seize  the  dispnted  region  as  vacant  or  relinqnished  territory.  To  the  last  the 
power  of  the  Dervishes  was  eztended  as  far  south  as  Bor,  and  their  effective 
occiipation  did  not  cease  tili  their  title  passed  by  the  victory  of  Omdarman 
withont  diminntion  into  the  hands  of  the  conqaering  armies.  I  pointed  out 
to  bim  that  such  an  occapation  as  that  of  M.  Marchand,  with  an  escort  of 
100  troops,  coold  give  no  title  to  the  occapying  force,  and  that,  in  point  of 
fact,  bat  for  the  arriral  of  the  British  flotilla,  M.  Marchand's  escort  wonld 
have  been  destroyed  by  the  Dervishes.  M.  Marchand's  was  a  secret  expedition 
into  a  territory  already  owned  and  occnpied,  and  concerning  which  France 
had  received  repeated  warnings  that  a  seizure  of  land  in  that  locality  coald 
not  be  accepted  by  Great  Britain.  The  first  warning  was  the  Anglo-Oerman 
Agreement,  which  was  communicated  to  the  French  Government,  and  the 
provisions  of  which,  as  regards  the  Nile,  were  never  formally  contested.  The 
next  warning  was  given  by  the  Agreement  with  the  King  of  the  Belgians, 
wbich  gave  him  for  his  lifetime  occupation  np  to  Fashoda,  and  which  Agree- 
ment is  in  existence  and  fall  force  still.  It  has  never  been  cancelled  and 
never  been  repndiated  by  this  coantry.  It  is  trae  that  the  King  of  the 
Belgians  was  persaaded,  withoat  any  assent  on  the  part  of  Great  Britain,  to 
promise  the  French  Government  that  he  woald  not  take  advantage  of  it  bey- 
ond  a  certain  limit;  bat  that  coucession  on  his  part  did  not  diminish  the 
Bignificance  of  the  act  as  an  assertion  of  her  rights  by  England.  In  the  ob* 
jections  raised  by  the  French  Government  to  that  arrangement,  the  rights  of 
the  Khedive  over  these  territories  were  expressly  asserted  as  still  existing. 
Then  came  Sir  Edward  Grey's  speech  in  1895,  which  was  followed  in  1897 
by  a  formal  note  from  yoar  Excellency,  informing  the  French  Foreign  Minister 
that  Her  Majesty's  Government  adhered  to  the  Statements  made  by  their 
predecessors  by  that  speech.  If  France  had  throaghoat  intended  to  challenge 
oar  Claims,  and  to  occnpy  a  portion  of  this  territory  for  herseif,  she  was 
boand  to  have  broken  silence.  At  all  events,  if  she  thoaght  fit  to  try,  in 
face  of  these  warnings,  to  establish  a  title  over  the  vast  territory  to  which 
they  applied  by  a  secret  expedition  of  a  handful  of  men,  she  mast  not  be 
sarprised  that  the  Claim  woald  not  be  recognized  by  ns.  ||  His  Excellency 
dwelt  at  great  length  on  the  importance  of  an  agreement  between  the  two 
nations  on  this  matter,  and  pressed  that  sach  an  agreement  shonld  be  arrived 
at  withoat  delay.  He  insisted  on  the  strength  of  the  feeling  that  prevailed 
in  France  on  the  subject.  I  assared  him  the  strength  of  feeling  that  prevailed 
in  England  was  not  less  remarkable.  He  made  no  definite  proposition;  bat 
he  vagaely  indicated  a  whis  that  both  sides  shonld  give  oat  that  negotiations 
were  going  on  apon  the  qaestion  of  delimitation  between  the  territories  clai- 
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Nr.  11707.  med  by  the  two  Powers;  and  he  thonght  it  possible  that  if  we  did  so, 
briunnien.  ^*  Marchand  would  return  by  the  way  that  he  came.  He  did  not,  however, 
d>.  Okt.  1898.  make  any  such  proposal,  and  he  indicated  pretty  clearly  that  the  delimitation 
must  be  one  which  would  give  a  considerable  Stretch  of  the  left  bank  of 
the  Nile  to  France.  I  gave  no  countenance  to  this  saggestion.  He  dwelt 
more  than  once  npon  the  injustice  of  France  being  excluded  from  the  Nile, 
while  Germany  and  Belgiam  were  admitted.  I  pointed  out  to  him  that  the 
possession  of  a  portion  of  the  shores  of  Lake  Victoria  Nyanza  conld  hardly 
be  called  a  position  on  the  banks  of  the  Nile;  and  that  whatever  rights  the 
Congo  State  possessed  below  Lado,  where  the  navigable  Nile  commenced,  were 
only  given  to  the  Ring  of  the  Belgians  during  his  life.  ||  We  separated  without 
Coming  to  any  conclnsion;  for  I  had  no  communication  to  make,  except  the 
reiteration  of  our  claim  of  right;  and  he  made  no  Suggestion  of  any  arrange- 
ment  by  which  that  right  could  be  reconciled  with  the  present  pretensions  or 
desires  of  France.  I  am  <ftc. 

(Signed)      Salisbury. 


Nr.  11708.  EGYPTEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
britischen  Kommissar.  Egyptenwill  seine  Ansprüche 
auf  den  Oberen  Nil  nicht  aufgeben.*) 

Le  Caire,  le  9  October  1898. 
Nr.  11708.  Mon  eher  Lord,    ||    SON  Excellence  le  Sirdar  vient  d'informer  son  Ex- 

9.  Okt.  1898.  cellence  Moustapha  Pacha  Fehmy  que,  8*6tant  rendu  k  Fachoda  pour  rötablir 
Tautorit^  de  Son  Altesse  le  Kh^dive  dans  les  anciens  Gouvernorats  et  Mou- 
diriehs  du  Soudan,  11  y  a  trouvö  une  expMition  Frangaise,  qu'il  a  iuvit^e  k 
quitter  les  lieux.  Sur  son  refus,  son  Excellence  le  Sirdar  a  protest^  d'abord 
verbalement,  ensuite  par  ^crit,  contre  cette  violation  du  territoire  £gyptien. 
11  a  arbor6  le  pavillon  figyptien  et  nomm^  un  Gouverneur.  ||  Le  Gouvernement 
de  Son  Altesse,  ainsi  que  le  salt  votre  Seigneurie,  n'a  Jamals  perdu  de  vne 
la  r^occupation  des  provinces  du  Soudan,  qui  sont  los  sources  raömes  de  la 
vitalit6  de  TEgyptc  et  dont  il  ne  s*6tait  retirö  qu*ä  la  suite  de  circonstances 
de  force  majeure.  ||  La  reconqu^te  de  Khartoum  manquerait  donc  son  efifet 
si  la  Vall^e  du  Nil,  pour  laquelle  TEgypte  a  fait  jadis  tant  de  sacrifices,  ne 
'  Ini  6tait  pas  restitu^e.  ||  Sachant  que  la  question  de  Fachoda  est  k  Theure 
qu*il  est  Tobjet  de  pourparlers  entre  la  Grande-Bretagne  et  la  France,  le 
Gouvernement  Egyptien  me  Charge  de  prier  votre  Seigneurie  de  nous  pröter 
ses  bons  ofüces  aupr^s  de  sa  Seigneurie  Lord  Salisbury  aün  que  les  droits 
incontestables  de  TEgypte  lui  soient  reconnus,  et  que  toutes  les  provinces 
qu'cUe  occupait  jusqu'ä  la  r^bellion  de  Mohamed  Ahmed  lui  soient    rendues.  ! 


♦)  Salisbury  erhielt  am  17.  Oktober  vou  dieser  Note  Kenntnis.    Red. 

/Google 


Digitized  by  ^ 


Yerhaadlgn.  zw.  Großbritannien  u.  Frankreich  üb.  d.  Ob.  Nil  u.  Fascboda.      Hl 

En    enroyant  ci-joint  ä  votre   Seigneurie   copie  de   la  d^p^he  de  son  Ex-  Nr.  iitos. 
cellence  le  Sirdar,  ainsi  qae  de  la  r^ponse  de  son  Excellence  Moustapha  Pacha„^^l^,^\"* 
Fehmjr,  je  saisis,  ac. 

(Sign6)  Boutros  Ghali 


Nr.  11709.  GEOSSBEITANHIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  in  Paris.  Besprechung  mit  dem 
französischen  Botschafter.  Frankreich  wünscht  einen 
Zugang  zum  Nil  für  seine  Ubangiprovinz. 

Foreign  Office,  October  12,  1898. 
Sir,  The  French  Ambassador  had  a  long  conversation  with  me  this  ^'-  "'®^- 
afternoon  on  the  State  of  things  in  the  Upper  Nile.  ||  During  the  earljr  part  briunnien. 
of  the  interview  he  insisted  that  he  had  no  Instructions;  that  he  only  wished^-^"-^^^- 
bj  conversation  with  me  to  explore  the  question,  and  ascertain,  if  possible,  a 
Solution  •  which  would  be  acceptable  to  England  and  France.  I  declined, 
howewer,  to  make  anj  proposal  or  Suggestion  under  those  conditions,  for  I 
drew  his  attention  to  the  fact  that  anjthing  that  he  said  would  not  bind  his 
Government,  while  anjrthing  that  I  said  would  bind  mine.  ||  Later  on  in  the 
interview  his  Excellency  somewhat  receded  from  this  position,  and  said  that 
although  he  had  no  special  instructions,  still  he  had  general  instructions, 
and  that  on  those  he  could  basc  his  efforts  to  ascertain  the  most  satisfactory 
mode  of  proceeding.  ||  We  traversed  most  of  the  field  of  argument  which 
we  had  gone  over  before,  and  with  which  I  will  not  trouble  your  Excellency 
again.  I  generally  insisted  on  the  view  that  the  Valley  of  the  Nile  had  be- 
longed  and  still  belonged  to  Egypt,  and  that  whatever  impediment  or  dimi- 
nution  that  title  might  bave  suffered  through  tbe  conquest  and  occupation  of 
the  Mahdi  had  been  removed  by  the  victory  of  the  Anglo-Egyptian  army  on 
the  2nd  September.  There  was  no  pretence,  therefore,  for  the  contention  that 
the  region  was  open  to  the  enterprises  or  the  occupation  of  a  third  Power. 
But  even  if  it  had  been  so,  no  title  or  right  of  occupation  could  be  created 
by  a  secret  cxpedition  across  unknown  and  uncxplorcd  wastes,  at  a  distance 
from  the  French  border,  by  M.  Marchand  and  a  scanty  escort.  ||  1  then 
called  M.  de  Courcers  attention  to  the  fact  that  M.  Marchand  was  in  an  im- 
possible  Position,  because  I  had  good  reason  to  believe  that  he  himself  ad- 
mitted  that  he  could  not  return  westward,  and  that  his  own  Government 
forbade  him  to  make  use  of  the  Nile,  which  was  the  only  existing  mode  of 
escape.  His  Excellency  traversed  this  assertion,  and  said  that  M.  Marchand 
could  perfectly  retreat  by  the  west  if  we  would  allow  him  to  do  so.  I 
replied  that  we  offered  no  sort  of  impediment  to  his  doing  so.  "Yes,  but," 
said  his  Excellency,  '*he  cannot  do  so  without  food,  and  you  will  not  let  us 
take  him  food."  I  said  that  if  want  of  food  was  the  only  impediment  that 
prevented  bim  returning  to  the  domiuions  of  France,  the  English  Gouvern- 
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Nr.  11709.  ment  wonld  see  that  he  was  able  to  procore  the  food  neoessarj  for  that 

Grob-       «««^Ä-Ä 
brlUnnien.  P^rpOSC. 

i2.okt.i898.  His  Ezcellency  went  on  to  say:  "Bat  that  is  not  enongh;  be  is  traver- 
sing  a  bostile  and  dangerons  conntrj;  no  one  can  trarel  in  those  coantiies 
except  with  adeqaate  protection  and  fully  armed,  and  M.  Marchand's  monitions 
of  war  are  believed  to  be  exhaasted."  I  replied  that  the  English  Goyem- 
ment  wonld  not  object  to  fdmish  bim  with  the  monitions  of  war  that  were 
necessary  to  protect  bim  and  his  party  from  massacre  by  savage  tribes  during 
his  retnm,  bnt  it  wonld  have  to  be  on  two  conditions:  first,  that  he  wonld 
engage  only  to  nse  snch  mnnitions  of  war  for  his  own  protection  against  the 
indigenons  tribes;  and,  secondly,  that  he  wonld  retire  to  that  which  we  ad- 
mitted  to  be  French  territory^  namely,  the  region  lying  beyond  the  watershed 
which  separates  the  Ubanghi  from  the  afflaents  of  the  Nile.  I  said  that  we 
conld  not  assign  to  bim  any  limit  to  his  retreat  short  of  that  position 
withoat  giving  gronnd  for  saying  that  we  admitted  the  title  of  France  to 
some  portions  of  the  territory  traversed  by  te  afflaents  of  the  Nile.  I  was 
in  no  Position  to  discnss  that  question,  and  therefore  I  conld  not  acqoiesce 
in  an  arrangement  which  might  seem  tho  prejndge  it.  I  thonght,  however, 
that  the  French  Government  might  snflficiently  gaard  themselves  against  any 
inference  which  they  had  canse  to  deprecate  by  simply  saying  that  in  accep« 
ting  such  an  arrangement  no  admission  wonld  be  made  with  respect  to  any 
pending  controversy.  I  did  no  believe  that  any  practical  disadvantage  wonld 
foUow  to  them  from  withdrawing  M.  Marchand  to  the  Ubanghi  on  those 
terms;  bat  if  there  were,  it  was  a  necessary  conseqnence  of  their  having 
placed  M.  Marchand  in  so  false  and  unreasonable  a  position.  ||  To  tbis  sag- 
gestion,  however,  his  Excellency  dit  not  assent»  He  passed  from  it  snddenly, 
and  stated  that  the  object  of  the  French  Government  was  to  have  an  ontlet 
to  the  Nile  for  their  Ubanghi  province,  and  he  asked  for  snch  a  territorial 
delimitation  as  wonld  place  France  npon  the  navigable  portion  of  the  Babr- 
el-Ghazal,  so  that  no  frontier  conld  iniervene  between  her  commerce  and  the 
Nile.  He  stated  that  posts  had  been  for  a  considerable  time  established  by 
France  in  the  apper  portions  of  the  province,  and  that  they  had  every  right 
to  thfcm  which  conld  arise  from  long  and  nndisputed  occnpation.  ||  I  replied 
that  these  were  qnestions  which  I  was  not  in  a  position  to  discnss.  I  did 
not  possess  as  yet  the  requisite  knowledge  to  enter  satisfactorily  npon  the 
points  that  he  had  raised,  and  any  proposals  affecting  a  general  delimitation 
were  of  too  grave  a  character  to  be  disposed  of  except  by  the  Submission  of 
definite  proposals  to  the  Gabinet,  fnmished  with  such  Information  as  was 
necessary  for  the  consideration  of  the  snbject«  He  intimated  that  if  I  conld 
give  him  a  satis&otory  answer  on  this  question,  M.  Marchand  might  be  allo- 
wed  to  return  down  the  Nile.  I  did  not,  however,  enter  npon  this  idea, 
which  was  only  indicated  in  a  vague  and  superficial  way.  I  pointed  out  to 
him   that  both  with  respect  to  the  means  of  M.  Marchand's  retreat  and  anj 
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other  stipnlations  wbich  it  was  bis  object  to  snggest,  it  would  be  verj  difficnlt  Nr.  11709. 
to   deal   with   tbem   satisfactorilj  unless  he  was  good  enougb  to  let  me  bave  brUiwnren. 
them  in  a  written  form.    ||    The   extreme   indefiniteuess  of  bis  langaage,  and12.okt.i893. 
the   rhetorical   character,   he  gave  to  it  bj  the  great  earnestness  with  which 
he  addressed  himself  to  the  subject,  made  it  impossible  for  me  to  express  or 
to  form  any  definite  opinion   npon  the  various  propositions  which  he  seemed 
to  desire  to  convey.    I   thought   it   better  to  wait  nntil  thej  were  submitted 
either   to   me   or   to   your   Exccllency   in  a  more  precise  and   tangible  form 
rather   than   enter  npon  a  discussion  which,   under  the   circumstances,   would 
bare  been  fmitful  of  misapprebension.    This  appeared  to  me  especially  to  be 
the  case  with  respect  to  the  allasions  which  he  made  from  time  to  time  to  what 
considered  to  be  the  territory  to  which  France  had  a  just  right     I  informed 
him  that  it  was  no  part  of  my  duty  to  discuss  these  Claims  now,  bat  that  in 
abstaining  from  doing  so  I  must  not  be  understood  to  be  in  any  degree  ad- 
mitting  their  vaUdity.  SALISBÜRY. 


BtaaismrthiT  LXII. 
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Nr.    11710.    GROSSBRITANKIEN.   —   Der    Gesandte  in  Athen  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.    Kämpfe  auf  Kreta. 
Athenes,  January  7,  1897.    (January  7.)**) 
Nr.  11710.  (Telegraphic.)  ||  The  Greek  Minister  for  Foreign  Affairs  considers  that 

.^?"^'  the  murders  and  disturbances  in  Crete  are  due  to  the  determination  of  the 
7.  Jan.  1897.  Mussulmans  to  prevent  the  reforms  being  carried  out.  He  thinks  that  it  is 
essential  that  the  gendarmerie  should  be  formed  immediately.  Even  if  the 
money  for  the  proposed  large  force  is  not  forthcoming,  there  should  be 
4tOßOOl.  in  band  which  would  suffice  to  pay  a  force  large  enougb  to  cope 
with  the  immediate  danger. 


Nr.  11711.  GEOSSBBITAHNIEH.  —  Der  Gesandte  in  Athen  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Unterredung  mit 
dem  griechischen  Ministerpräsidenten  über  Kreta 
und  die  griechischen  Waffensendungen. 

Athenes,  January  23,  1897.    (January  29.) 

My  Lord.    ||  Since  writing  my    despatch   of  to-day's   dato,   mentioning 

Nr.  11711.  the   alarming  reports  from  Crete  in  the  "Acropolis"  newspaper,  I   went  to 

Grofe-     u^  Delyanni  to  question  him  on  the  subject,  and  to  express  my  anxiety,  as 

aa'ian.iew.l  gave  him  credit  for  a  serious  desire  to  save  bis  country  from  European 

reproachy  and  to  quiet  the  Clements  which  threaten  disorder  in  Crete  and  the 

neighbouring  Turkish  provinces.  ||  He  began  by  saying  that,  beyond  insisting 

on  the  urgency  of  the  Organization  of  the  gendarmerie,  which  he  considered 

should  insure  the  tranquillity  of  the  island,  he  had  nothing  to  say  now  about 

Crete — there   was   no   fresh   news  of  importance  received  from  the  Consul* 

General.  ||  As  for  the  mission  of  M.  Athos  Manos,  and  bis  friends,  it  was 

on  the    part    of    all,    excepting  M.   Manos   a  yery  young    man,    simply    a 

po]itical  move  for  the  purpose  of  embarrassing  the  Goyernment,  and  all  the 

Greek  Consuls  in  the  island  had  been  warned  against  any  encouragement  of 

them  or  of  the  Revolutionary  Committee.  ||  His  Excellency  did  not  apparently 


•)  Engl.  Blaubüchcr  Turkey  11.  1897  und  2.  1898.  8664,  8851.  Vgl.  Staatsarchiv 
Bd.  61  und  Europ.  Geschichtskalender  Jahrg.  1897. 

**)  Die  eingeklammerten  Daten  geben  das  Datum  des  Empfangs  an.    Red. 
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attach   anj  great  importance  to  their  mission;  it  was  a  matter  of  internal  Nr.  ii7ii. 

Greek  poliUcs.  ||  As  to  the  arms  snpplied,  bis  Excellency  does  not  seem  to  i^^'jj^^^n 

haTe  had  füll  Information;  he  onlj  mentioned  the  dispatch  of  abont  200  rifles,28.jan.i897. 

which  were  reported  to  him  be  the  harbonrmaster  as  haying  been  sent  from 

Piraeus  vift  Yolo  to  Grete. 

I  told  him  that  my  Information  was  to  the  eifect  that  some  thousands  of 

Gras  rifles  had  been  sent  bj  Sjra  both  to  Grete  and  Thessaly  or  Macedonia, 

and  I  then  asked  him  what  he  was  doing  to  stop  the  sale  of  arms.  ||  His 

Excellency  answered  that  he  had  just  ordered  the  Procnrenr  Royal  to  take 

action  against  those  who  sold  arms  and  explosives  withont  previous  aathori- 

zation  of  the  GoTemment  in  accordance  with  Article  621  of  the  code,  which 

had    hitherto    been    oyerlooked.      It    was    no    true,    then — as    generally 

belieyed — that   the    sale    of   arms    in   Greece    was  free    to   all.  ||  He   had, 

moreoTer,  embargoed  in  a  bank,  some  weeks  ago,  a  sum  of  18,000  dollars, 

which  were  placed  there  by  the  Cretan  Commitee,  ovcr  which  M.  Korneo  presided 

(There   are   two  Cretan  Gommittees  here.)  ||  On  the  whole,  my  conyersation 

with    M.    Delyanni     somewhat    relieves    my    apprehensions    of    the    extent 

of   the    power    of   the   party    of  action   in   this    conntry,    has   he  appears 

to  consider  it  to  mean  little  more  than  the  party  of  political  Opposition  now 

in  such  hopeless  minority  in  the  Chamber.    Bot  he  is  evidently  anxious  that 

no  time  shonld  be  lost  in  forming  the  gendarmerie  in  Grete,  and  as  I  was 

learing   he   begged  me   to   express,   by   telegraph,  to  Sir  Philip  Cnrrie  his 

anxiety  on  the  subject,  which  I  have  done.  tu    .     tt   -ri 

'  Edwin  H.  Egerton. 

Nr.  11712.  OEOSSBBITANNIEN.  — Der  Botschafter  in  Konstanti- 
nopel  an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Pforte 
hat  Deutschland  vergeblich  um  Beamte  und  Offiziere 
gebeten. 

CoDStanünople/^January  25,  1897,  8.15  p.  m.    (January  25.) 
(Telegraphic.)  ||  The  German  Government  have  been  asked  by  Porte  for     orofe- 
a  financial   administrator  and  gendarmerie   officers.  11  They   declined,   on  the  ^rf*»»»»»««- 

°  II  ^  »  25.  Jm.  1897. 

ground  that,  by  entertaining  any  such  isolated  proposals,  they  would  Interrupt 
the  deliberations  of  the  Ambassadors,  which  would  be  undesirable. 

Nr.  11713.  TÜEKEI.  —  Der  Botschafter  in  London  an  den  eng- 
lischen Minister  des  Auswärtigen.  Die  Muselmanen 
auf  Kreta  werden  von  den  Christen  angegriffen. 

30.  Januar  1897.    (February  1.) 
L' Ambassadeur  de  Turquie  präsente  ses  compliments  ä  sa  Seigneurie  le  ^'-  ^'^1^- 
Marquis  de  Salisbury,  et  a  Thonneur,  de  lui  communiquer  ce  qui  suit:  — 1|  so. jm.  i897. 
Sa  Seigneurie  n'est  pas  sans  connattre  les  efforts  d^ploy^s  par  le  Gouvernement 
Imperial  en  vne  de  r^tablir  la  paix  et  la  tranquillit^  en  Cr^te,  et  les  facultas 
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Nr.  11718.  accord^es  poar  Torganisation  4e  la  gendarmerie  et  de  la  jastice  dans  cette  tte. 

Türkei.      . 
I.  Jan.  1897.^ 


'^^^*^'    Gr&ce  anx  mesores  sages  adopt^es,  tont  les  habitants  Musalmans  et  Ghrdtiens 


jouissent  d^jä  depois  plosieurs  mois  d'ane  tranqaillit^  absolae.  ||  Cependant^  le 
Comit6  R^volutionnaire  Cr^tois,  dont  les  vis^es  ne  peavent  6tre  satisfaites  par 
le  statu  quo,  cherche,  par  tous  les  moyens,  k  cr^er  an  ^tat  de  choses  incom- 
patible  avec  les  int^r^ts  dn  Gonvemement  Imperial,  et  le  d^sir  sinc^re  des 
Grandes  Paissances  de  sanvegarder  la  paix  g^n^rale.  ||  Ainsi,  an  des  agitatears 
les  plas  en  vne  de  ce  Comit^,  le  Dr.  Haralambos  Papazaki,  demenrant  k  Theore 
qa'il  est  k  Äthanes,  entretient,  d'aprds  les  informations  parvenaes  de  Cr^te  k 
la  Sablime  Porte,  nne  correspondance  des  plas  actives  avec  ses  acolytes,  se 
troavant  dans  Ttle,  afin  d'y  faire  6clater  ane  nonvelle  insarrection.  ||  Par  saite 
de  ces  mendes  subversives,  les  Chr^tiens  d'Abadia,  cenx  d'Aglibadia,  da  Sandjak 
de  Candie,  et  cenx  d'Agligorias  ont  forc6y  les  annes  k  la  mains,  les  Musalmans 
de  ces  parages  k  qaitter  la  campagne,  et  k  se  r^fagier  en  ville,  et  ont  tir6 
des  coaps  de  fea  contre  les  Musalmans  de  deux  autres  villages  qui,  se  rendant 
en  yille,  ont  reucontr^  les  dits  Ghr^tiens  en  embuscade  k  Tendroit  d^ign^ 
sous  le  nom  de  Kakiskala.  ||  Les  Musulmans  ont  du;  devant  cette  attaque» 
rebrousser  chemin,  et  se  trouvent  actaellement  dans  une  Situation  des  plus 
critiques.  ||  D'autres  d^sordres  isol^s  se  produisent  sur  d'autres  points  du 
Sandjak  de  la  Can^e.  ||  Ces  faits  venant  k  Tappui  du  fait  quo  le  Comit^ 
R6volutionnaire  constitutionnel  ne  cesse  de  faire  agiter  les  esprits  en  Yue  de 
la  reprise  d'armes  dans  Tile,  le  Gouvernement  Imperial  tient  k  faire  ressortir 
la  Situation  qui  lui  est  falte  par  ces  men^es  r^volutionnaires  venant  du  dehors 
par  Ventremise  d'agitateurs  de  profession  tel  que  Papazaki,  et  qui  sont  de 
nature  k  amener  une  effervescence  daugereuse  alors  que  le  maintien  de  la 
tranquillit^  de  Ttle  est  Tobjet  de  la  sollicitude  constante  du  Gouvernement 
Imperial.  ||  Anthopoulo  Pacha  serait  reconnaissant  k  sa  Seigneurie  de  vouloir 
bien  lui  faire  connattre  les  appr^ciations  du  Gouvernement  de  Sa  Majest^  la 
Reine  en  ce  qui  conceme  l'objet  de  cette  communication. 
Ambassade  Imperiale  de  Turquie,  Londres, 
le  30  Janvier,  1897. 

Nr.    11714.     ORIECHEITLAHD.   —   Der  Minister   des  Auswärtigen 
an  den  Gesandten  in  London.   Bürgerkrieg  auf  Kreta. 

Äthanes,  le  4  Fövrier,  1897. 
Nr.  11714.  (T^l^graphique.)    ||   D'apres    un    t£16gramme    re^u    aujourd'hui   de   notre 

Griechen-  Cousul-Gön^ral  k  la  Can6e,  le  Gouverneur -G6n6ral  et  les  Consuls  d'Angleterre, 

land. 

4. Febr.  1897. d' Antriebe,  et  d'Italie,  ainsi  que  notre  Gonsul-G^nöral,  se  sont  rendus  hier 
sur  les  lieux.  Ils  sont  rentr^s  sans  avoir  pu  approcher  les  Chr^tiens  oceupant 
toutes  les  hauteurs»  La  plaine  ^tait  tout  en  feu,  et  les  propri^t^s  des 
Chr^tiens  brülaient  Les  Consuls  entr^s  dans  le  Monast^re  Chrysopigi  ont 
trouv^   300   femmes   et   enfants   affam^s;   leur  ^tat   est  pitoyable,  s^  6tant 
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r^fagiös  k  la  saite  da  fea  qoi  a  ^t^  mis  dans  leurs  maisons.    Od  se  battait  ?'*^1^^^' 

^  ^  GriMhen- 

dans  diff^rents  endroits.  L'Ev^que,  las  Conseillers  d'Administration,  et  las  lud. 
Notables  ont  remis  une  Petition  aux  Gonsuls  dönon^ant  1a  conduite  des  Turcs,*-^®^'-^^'* 
demandant  qne  les  Pnissances  prennent  d^cision  paar  Tapplication  des  r^formes, 
d^larant  qa'en  cas  contraire  ils  proclameront  Union  par  tous  les  moyens 
possibles.  ||  Le  Ck)nsnl  k  Rethymo  t^l^aphie  qne  les  mesures  d^cid^es,  en  vne 
de  Torganisation  mixte  et  les  d^tachements  mixtes,  ^chon^rent  contre  le  refus 
des  Turcs  d'y  prendre  les  dispositions  n^cessaires  dans  la  viUe  et  les  environs. 
La  Tie  des  Ghr^tiens  est  compromise. 

Nr.  11715.  GRIECHENLAND.  —  Derselbe  an  Danseiben.  Das- 
selbe. 

Äthanes,  le  5  F6vrier,  1897. 

(T616grapliiqae.)     L'Interpr^te    du    Consulat-G^n^ral    k    la    Can^e    nous  Nr.  ii7i6. 
a  adress^   le   t^l^gramme   suivant: — ||**A  3  heures   et  quart  les  Turcs  ont     j|^/°' 
commenc^  fen  en  ville;  milliers  coups  de  fusil.  ||  ''Les  Consnls  sont  emp6ch^s^^«i»ri^7- 
k  Haiepa.    Impossible  de  communiquer.    Les  barqnes  Europ^ennes  se  tronvent 
dans  le  port  sans  pouvoir  d^barquer.  ||  **  Les  coups  de  feu  continuent  sans  cesse. 
Le  rösnltat  est  inconnu.'' 

Nr.  11716.  GEOSSBBITANNIEN.—  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Gesandten  in  Athen.  Die  Christen  sind  für 
den  kretischen  Bürgerkrieg  mit  verantwortlich. 

Foreign  Office,  February  5,  1897,  4.45  p.  m. 
(Telegraphic.)  J  I  have   received   jour  telegrams   of  to-day   relative  to  Nr.  ii7i6. 
the  attitude  of  tha  Greek  Government  in  connection  with  the  disturbances  at  i^riunaten. 
Ganea.  ||  It  is  clear  from  the  reports  received  from  Colonel  Chermside,  which'^-^»^'-^^'^- 
have    been   telegraphed  to  you,    and   the   impartiality   of  which   cannot  be 
doubted,  that  the  intelligence  fumished  to  the  Greek  Government  is  exaggerated, 
and  that  the  Christians  are  at  least  as  much  to  blame  as  the  Moslems  for 
the  disorders  which  have  occurred  at  Canea.  ||  Colonel  Chermside  reports  that 
the  Turkish  troops  have  behaved  well.  ||  There  is  an  ample  naval  force  of  the 
Great  Powers  now  in  Cretan  waters,  and  it  can,  if  necessary,  be  increased^|| 
The  dispatch  of  ships  of  war  to  Crete  by  the  Greek  Gouvemment  would  be 
a  very  unwise  act. 

Nr.    11717.    GEOSSBBITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.     Hat  die 
Sendung  von  Truppen  nach  Kreta  widerraten. 
Constantinople,  February  5,  1897,  11.35  a.  m.    (February  5,  2.10  p.  m.)      ^^  ^-17 
(Telegraphic.)  ||  In  absence  of  Sir  A.  Biliotti,  who  is  at  Haiepa  with  the     f^^^' 
Yali,   Colonel  Chermside   telegraphed   from  Canea  yesterday  that  firing  had5.Fobr."8»7 
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Nr.  11717.  been  going  on  in  the  town  since  3*30  yesterday.  11  Troops,  of  whom  there  are  only 
britMiBien.  ^our  companies  and  one  sqnadron  were  behaving  well»  in  spite  of  seyeral  soldiers 
5.  F«br.i897.  having  been  killed.  ||  The  firing  towards  evening  became  desoltorj,  and  foreign  naval 
officers  and  Consols  were  making  efforts  to  stop  it  ||  Several  villages  in  neigh- 
bonrhood  have  been  bornt  ||  In  answer  to  the  Foreign  Minister,  who  sent 
yesterdaj  to  ask  mj  advice  as  to  sending  more  men  to  Grete,  I  replied  that 
a  dispatch  of  troops  woald  probablj  result  in  a  general  insnrrection  of  the 
Christians  thronghout  the  Island. 


Nr.  11718.  FRANKBEICH.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an 
den  englischen  Botschafter.  Teilt  Berichte  franzö- 
sischer Konsuln  über  die  kretischen  Dinge  mit 

Paris,  le  6  F^Yrier,  1897. 
Kr.  11718.  M.  TAmbassadeur,  ||  en   pr^yision   du   cas  oü  le  Consul  de  France  k  la 

e.  Febr.  1897.  C^i^^6  aurait  ^t^  dans  Timpossibilit^  de  me  faire  connattre  les  derniers 
6Y^nements  survenus  en  Cr^te,  le  Principal  Secr^taire  d'£tat  de  la  Reine  pour 
les  Affaires  £trangdres  a  bien  voulu  charger  votre  Excellence  de  me  com- 
muniquer  denx  t^l^grammes  envoy^s  de  la  Can^e  par  le  Colonel  Chermside, 
Attache  Militaire  k  TAmbassade  Britannique  k  Constantinople.  ||  En  vous  accusant 
r^ception  de  la  communication  que  vous  m'avez  adress^e  d'apr^s  ces  Instructions, 
je  vous  serais  tr^s  Obligo  de  faire  parvenir  k  ce  sujet  mes  remerctments  au 
Marquis  de  Salisbury.  ||  J'ai  Thonneur  de  vous  communiquer  de  mon  c6t^  pour 
§tre  port^s  k  la  connaissance  du  Principal  Secr^taire  d'^tat  de  Sa  Majest^, 
les  trois  t^l^grammes  suivants  que  j'ai  regus  du  Consul  de  France  k  la  Can^e 
sous  la  date  du  5  de  ce  mois: —  ||  ''Des  combats  ont  eu  lieu  depuis  deux  jours 
autour  de  la  Can^e  et  de  Haiepa.  J'ai  du  ^vacuer  hier  soir  mon  Consulat 
de  Haiepa  avec  les  Frangais  habitant  ce  village  et  les  Chr^tiens  qui  s'y 
^taient  r^fugi^s.  Tous  ont  ^t^  embarqu^s  k  bord  du  'Suchet'.  Je  me  suis 
instant  avec  le  Chancelier  k  ma  Chancellerie  de  la  Can^e.  Un  incendie 
^pouvantable  est  venu  s'ajouter  k  la  fusillade  continuelle  qui  a  lieu  dans  les 
rues.  Je  suis  all6  la  nuit  avec  le  Commandant  du  'Suchet'  rassurer  notre 
Mission,  qui  compte  plus  de  mille  r^fogi^s.  Nous  comptons  la  faire  ^vacuer 
ce  matin.  L'incendie  devient  de  plus  en  plus  terrible.  En  ce  moment  je 
r^unis  les  Frangais  de  la  Can^e  k  la  Chancellerie  pour  les  faire  embarquer.'*  || 
"Des  gardes  de  marine  Frangais  occupent  la  Mission  et  la  Chancellerie;  un 
d^tachement  a  ^t^  ^galement  envoy^  au  bureau  t^l^graphique.  Des  d^tache- 
ments  de  marins  de  toute  nationalit^  circulent  dans  les  rues  et  combattent 
rincendie.  Les  autorit^s  Ottomanes,  en  pr^sence  de  la  gravit^  du  p^ril, 
r^clament  de  nouveaux  d^tachements  de  marins  pour  combattre  Tincendie. 
Tous  les  Fran^ais  sont  embarqu^s  sains  et  saufs.  La  confusion  et  la  panique 
sont  extremes.  Les  bateaux  ^trangers  recueillent  tous  les  rdfugi^s  Cbr^tiens, 
mais  les  moyens  commencent  k  manquer.   f^a  Situation  k  Rethymo  est  mena^nte 
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poor  les  Chrdtiens.'*  ||  "Toute  la  population  Ohrdtienne  est  recueillie  k  bord  ^r.  inis. 
des  na  vires  de  gaerre  dtrangers.  La  Mission  Catholique  a  dtd  dvacnde.  Toas  ^^^^i,,  ^^^ 
les  Frangais  sont  embarquds.  II  ne  reste  plos  qne  quelques  centaines  de 
Ohrdtiens  qni  passent  )a  nmt  snr  les  qnais  attendant  les  navires  qoi  doivent 
arriver  demain.  La  moitid  du  quartier  Cbrdtieu  est  ddjä  brülle.  Jusqu'ä 
präsent  la  Mission  Catholique,  bien  qu'entourde  par  les  flammes,  n'est  pas 
envore  incendide.  Je  reste  k  la  Chancellerie,  protdgö  par  des  marins  Fran^ais, 
avec  M.  Leca,  Ghancelier.''  0.  Hanotaux. 


Nr.  11719.  OEOSßBEITANinEir.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Rufsland 
soll  in  Athen  zum  Frieden  raten. 

Foreign  Office,  February  8,  1897,  6.20  p.  m. 
(Telegraphic)  ||  Disturbances  in  Crete.  ||  I  have  repeated  to  you  a  telegram  ^Nr.  11719. 
dated  to-day,   received  from  Her  Majesty's  Consul  at  Canea  this  afternoon. ||  ,.^^." 
The  Greek  Naval  Commander  is,  in  the  opinion  of  the  Gaptain  of  Her  Majesty's  8.Febr.  1897 
ship^Barfleur",  trying  to  bring  about  war.  I  believe  that  such  a  course  is  quite 
as   opposed   to   the   wishes   of  the  Emperor   of  Russia  as  to  those  of  Her 
Majesty's   Government.      Your   Excellency    should   represent   to   the   Russian 
Minister  for   Foreign  Affairs   that   at   this   moment  Russian   counsels   would 
receire   more  attention  firom  the  Greek  Government  than  those  comiog  from 
any   other   quarter,  and  that  it  would  be  of  great  value  if  a  strong  recom- 
mendation   for   enforcing   caution   and  pacific   conduet   on   the  Greek   Naval 
Commanders  in  Cretan  waters  were  made  to  the  HeUenic  Government 


Nr.    11720.     OBIECHENLAin).   —    Proklamation    des    Kretischen 

Central-Eomit^s. 

Athens,  February  8,  1897. 

(Translation.)  ||  The  Cretan  people,   waiting  for  the  introduction  of  the  Nr.  11720. 

manicipal  reforms  imposed  and  guaranteed  by  the  European  Powers,  have  ^riechen- 

snddenly  seen,  instead  of  them,   massacres  and  incendiarism,  the  overturning8.F«br.i897. 

and  laying  waste  of  towns  and  villages,  and  everything  given  over  to  fire  and 

sword  by   cruol  and  barbarous  enemies.     They  have  seen  all  this  occurring 

before   the   eyes   of  civilized  Enrope,  in  obedience  to  whose  decision  but  a 

Short  time  ago  they  laid  down  their  glorious  and  victorious  arms.  ||  To-day, 

when  Turkey  violated   every  pledge,  and   has  replied  to  the  mediation  and 

guarantee  of  Enrope  by  prodigious  unbeard-of  destruction,  the  Cretan  people 

take  up  the  common  struggle,  trusting  in  the  help  of  the  Most  High,  in  their 

imprescriptible   rights,  and   in  the  aid  of  all  liberty-loving  peoples.    ünder 

the   Standard  of  their  secular  national  aspiration — the  uoion  of  Crete  with 

Greece— the  nation  calls  for  help  and  aid  to  see  this  aspiration  fulfilled,  for 
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Nr.  11720.  which  Hvers  of  blood  have  been  poured  out  and  innamerable  massacres  per- 

'iMd!""  petrated.  ||  The  Central  Cretan  Committee,  foUowing  np  for  the  fourth  time  its 

8.Fekr.i8y7.work^   procceds   bravelj   to  the  accomplishment  of  its  high  daties,  and  calls 

for  the  assistance  of  every  Hellene,  of  eyery  friend  of  liberty  and  civilization 

to  send  powder  and  arms  for  those  who  are  combating,  and  bread  for  the  women, 

children,  or  old  men.  ||  Gontributions  maj  be  sent  to  M.  Mark  Renieri,  4, 

Odos  Peirdos,  or  to  the  National  Bank. 

Athens,  January  27,  1897  (o.  s.). 


Nr.    11721.    OEOSSBEITAKNIEN.    ~    Der   Gesandte   in  Athen   an 

den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Pforte  protestiert 

gegen  die  Sendung  griechischer  Schiffe  nach  Kreta. 

Athens,  February  9,  1897.    (February  9.) 

Nr.  11721.  (Telegraphic.)  ||  The  Turkish  Minister,  according  to  Instructions,  protested, 

britaanien.  ^^  ^^®  "^^^  February,  to  the  Hellenic  Government,  against  the  dispatch  of  two 

».Febr.  1897.  Greek  Government  vessels  to  Crete,  and  requested  that  they  should  be  with- 

drawn.  ||  M.  Skous^s  told  him  that  they  were  not  sent  for  military  purposes, 

but  merely  to  assist  suffering  Greeks. 


Nr.    11722.     GROSSBRITANNIEN.   —   Der   Botschafter  in  Peters- 

bürg  an  den  Minister  des  Auswärtigen.    Graf  Mura- 

wiew  hat  dem  griechischen  Gesandten  Vorstellungen 

gemacht. 

St.  Petersburgh,  February  9,  1897.    (February  9.) 

^ Q  ofe^  (Telegraphic.)  ||  Count  Mouravieff,  to  whom  I  communicated  the  substance 

briunnien.  of  your  Lordship's  telegram  of  yesterday,  told  me  that  he  had  informed  the 
».Febr.  1897.  Q^ggjj  charg^  d'Affeircs  that  the  dispatch  to  Crete  of  Greek  vessels  was 
greatly  deplored  by  the  Russian  Government,  as  making  it  difficult  to  restrain 
Turkey  from  shipping  troops  there,  and  complicating  both  the  Ambassadors' 
efforts  at  Constantinople  and  also  the  general  Situation.  Count  Mouravieff 
had  also  told  the  Greek  Charg6  d'Affaires  that  he  regretted  bis  inability  to 
accept  the  Greek  Government's  assurances  with  regard  to  the  acUon  taken 
by  them  in  Crete,  and  that  he  strongly  advised  a  policy  of  peace.  His 
Excellency  was  telegraphing  to  the  Governments  of  France  and  Germany  the 
language  he  had  held  to  the  Greek  Charg^  d' Affaires,  and  promised  to  dis- 
patch a  similar  telegram,  for  communication  to  your  Lordship,  to  the  Russian 
Ambassador  in  London.  ||  The  German  Government  had,  so  Count  Mouravieff 
informed  me,  tbrown  out  a  feeler  for  a  Joint  remonstrance  at  Athens  of  the 
Powers,  but  they  did  not  care  to  take  the  lead.  The  Imperial  Government 
were  equally  unwilling  to  do  this,  but  they  would  make  a  separate  remon- 
strance if  this  was  agreed  to  by  the  other  Powers. 
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Nr.  11723.  GROSSBKITAirNIEir.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Gesandten  in  Athen.  Frankreich  hat  eine 
gemeinsame  Note  Englands,  Frankreichs  und  Rufs- 
lands  vorgeschlagen. 

Foreign  Office,  February  9,  1897,  9  p.  m. 
(Telegraphic.)  ||  Disturbances  in  Crete.  ||  I  am  inforraed  by  the  French  ^qj^^'-^* 
Government  that  they  have  received  a  report  from  their  Minister  at  Athens  britannien. 
that  the  "Miaoulis",  another  Greek  ship  of  war,  has  been  dispatched  to  the*'*^*^'*^^^' 
island,  and   that   arms   and   other  munitions   of  war  are  being  sent  by  the 
Cretan  Committee  in   vessels   which   have  been  chartered  for  this  purpose.  || 
Instructions  have   been   issued   to   the  French  Minister  to   enter  into  com- 
munication   witb   you   and  the  Russian  Representative,   and  to  make  a  Joint 
endeavour    to    dissuade    the    Greek    Government    from    adopting    precipitate 
decisions  without  previous  cönsultation  with  the  Great  Powers.  ||  I  authorize 
you  to  act  in  the  manner  indicated  in  conjunction  with  such  of  yonr  coUeagues 
as  may  receive  similar  instructions. 


Nr.  11724.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Botschafter  in  Konstantinopel,  Paris,  Berlin, 
Wien,  Rom,  Petersburg  und  den  Gesandten  in  Athen. 
Die  europäischen  Admirale  sollen  Feindseligkeiten 
der  griechischen  Marine  verhindern. 

Foreign  Office,  February  10,  1897,  8.20  p.  m. 
(Telegraphic.)  ||  The  French  Ambassador  has  suggested  to  me,  and  I  have  Nr.  U724. 
agreed,  that  instructions  should  be  sent  to  our  Naval  Commanders  in  Cretan  .  Ü"^r 
waters  to  concert,  in  case  of  need,  with  the  Naval  Commanders  of  the  other  io.Febr.i897, 
Great  Powers  for  preventing  the  Greek  ships  of  war  from  taking  any  aggressive 
action,  and  for  taking  such  roeasures  as  seem  to  be  required  by  the  circum- 
stances  which  may  arise. 


Nr.    11725.    GROSSBRITANNIEN.  —Der  Minister  des  Auswärtigen 

an  den  Gesandten  in  Athen.   Soll  mit  seinen  Kollegen 

auf  die  Heimberufung   der   griechischen  Torpedos 

dringen. 

Foreign  Office,  February  11,  1897,  8  p.  m. 

(Telegraphic.)  ||  Disturbances  in  Crete.  ||  You  are  authorized  to  join  in  the  Nr.  11725. 

representations  of  your  colleagues  if  any  of  them  have  received  instructions  ^  ?J^^' 

from   their  Governments  to   urge   the  Greek  Government  to  withdraw   their  ii.Pebr.iso?. 

flotilla   of  torpedo-boats.  ||  The  pretext  advanced  by  the  Greek  Government 

for  sending  these  vessels  is  unfounded,  for  no  reinforcements  have  been  sent 
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Nr.  11725.  to  Crete  by  the  Turkish  Government  \\  The  excitement  which  prevails  in  Crete 
briunnien.  *^^   *^  Athens   can   onlj  receive  a  fresh  Impulse  from  such  action  as  that 
ii.Febr.i897.taken  by  the  Greek  Government. 


Nr.  11726.  OEOSSBRITAiraiEH.  —  Der  Botschafter  in  Wien  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Der  österreichisch- 
ungarische Gesandte  in  Athen  soll  sich  mit  seinen 
Kollegen  verständigen. 

Viemia,  February  10,  1897.    (February  12.) 
Nr.  1172«.  My  Lord,  ||  I  called  at  the  Foreign  Office  this  afternoon  and  imparted  to 

brftinnien.  Couut  Goluchowski  the  Contents  of  your  Lordship's  Instructions  to  Mr.  Egerton, 
io.Febr.i897.  telegraphed  to  me  to-day.  His  Excellency  at  once  expressed  bis  readiness 
to  Charge  the  Austrian  Representative  at  Athens  to  join  his  colleagues  in 
endeavouring  to  dissuade  the  Hellenic  Government  from  taking  any  precipitate 
resolutions  without  first  Consulting  the  Great  Powers.  ||  In  a  short  conversation 
which  ensued,  Count  Goluchowski  observed,  among  other  things,  that  he  feared 
the  Government  at  Athens  had  now  gone  so  far  that  they  could  scarcely  risk 
recalling  their  ships  even  if  so  minded.  His  Excellency  also  gave  me  some 
account  of  what  had  passed  between  bim  and  the  Greek  Charge  d'Affaires  on 
the  subject  of  Crete.  He  had,  he  said,  pointed  out  how  unfortunate  the  action 
of  his  Government  was  in  contributing  to  precipitate  an  acute  crisis  in  Crete 
on  the  eve  of  the  reforms  being  carried  into  execution  there.  ||  His  Excellency 
seems,  however,  to  have  held  still  plainer  language  to  the  Turkish  Ambassador, 
who  had  been  charged  by  his  Government  to  request  that  the  strengest 
pressure  should  be  used  at  Athens  to  procure  the  recall  of  the  Greek  squadron, 
and  at  the  same  time  to  ask  the  advice  of  the  Imperial  Government  as  to 
what  course  the  Turkish  Government  should  take  for  the  suppression  of  the 
insurrection,  and  wheter  they  should  or  not  reinforce  their  troops  in  the 
Island.  In  reply,  he  had  told  Mahmoud  Nedim  Bey  that  he  did  not  believe 
it  would  be  possible  to  obtain  the  recall  of  their  ships  from  the  Greek 
Government,  while  as  to  the  advice  he  sought  for  in  regard  to  the  suppression 
of  the  insurrection,  he  could  not  take  upon  himself  to  counsel  an  independent 
Government  in  such  a  matter,  but  that  he  must  warn  him  that  if  the  same 
means  were  adopted  in  Crete  as  had  been  made  use  of  in  Anatolia  and 
elsewhere  by  employing  Bashi-Bazooks,  and  committing  massacres  and  other 
atrocities,  the  consequences  to  his  Government  would  be  certain  to  be  most 
serious.  ||  On  leaving  Count  Goluchowski,  I  met  M.  Loz6,  the  French  Am- 
bassador, who  had  come  to  ask  for  the  support  of  this  Government  in  the 
restraining  action  to  be  attempted  at  Athens.  Horace  Rumbold. 
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Nr.  11727.  ORIECHEHLAND.  —  Der  Minister  des  Aaswärtigen 
an  den  Gesandten  in  London.  Motive  znr  Absen- 
dang  der  Flotte.  Kreta  kann  nicht  unter  türkischer 
Soaver&netät  bleiben. 

Äthanes,  le  11  F6vrier,  1897.  (Communicated  February  12.) 
(T6J6graphiqne.)  ||  II  est  inutile  de  faire  ici  l'historique  de  Cr^te.  Les  Nr.  ina?. 
faits  parlent  et  il  est  clair  qne  ce  qne  nous  voyons  anjourd'hui  en  Cr^te  est  'und!" 
le  r^nltat  non  seulement  de  la  manvaise  administration  mais  anssi  da  manque  u.F«br.i897. 
complet  de  bonne  foi  de  la  popalation  Mosalmane,  qni  ne  veut  pas  Tintro- 
daction  des  r^formes.  Qaand  Tann^e  dernidre  la  r^volution  ^clata  en  Cr^te 
les  Poissances  s'en  sont  ^mues  d^an  6tat  de  choses  impossible  dont  la  con- 
tinaation  aarait  certainement  amen^  la  Prolongation  d'ane  lutte  acharnöe  des 
Crdtois  poar  leur  existence  et  lears  foyers.  Les  Puissances  d^sirant  calmer 
les  esprits  ainsi  qae  de  montrer  lear  bienveillance  poar  la  popalation  de 
Gr^te  demand^rent  an  Saltan  certaines  concessions  qai,  gräce  ä  la  ferme 
volonte  des  Paissances,  farent  donn^es.  Ces  röformes  avaient  6t6  accept^es 
avec  reconnaissance  par  les  Cr^tois.  Six  mois  presqae  ^taient  passes  qaand 
enfin  ane  partie  de  ces  r^formes  devait  entrer  en  ex^cation;  les  Tarcs  poar 
emp^cher  la  r^alisation,  prirent  les  armes  et  attaqu^rent  les  Chretiens  de  la 
Can^e  par  an  fea  meartrier,  incendiant  en  m6me  temps  les  qaartiers  Chretiens 
de  la  yille.  Le  Goavemement  Royal,  profond^ment  ^ma  d'an  tel  ^tat  de 
choses  y  voyant  TDe  de  Gr^te  en  flammes,  les  habitants  en  d^tresse,  donna 
Vordre  ä  qaelqaes  navires  d'aller  secoarir  ces  roalheareases  familles  sans  abri 
et  protection,  les  sajets  Hell^nes  et  les  int^r^ts  nationaax.  Mais  comment 
sera  mis  an  terme  h  la  r^volation?  Est-ce  par  Tenvoi  de  tronpes  qae  peat 
exp^ier  la  Paissance  Soaveraine?  Si  an  tel  moyen  6tait  mis  en  ex^cation, 
noas  avons  le  devoir  d'annoncer  aax  Paissances  qae  r^pondant  aax  sentiments 
de  toat  raell^nisme  noas  noas  opposerons  par  toas  les  moyens,  car  noas 
saTons  qae  Tarriv^e  de  troapes  Tarqaes  serait  le  signal  des  craaat^s  dont 
l'Earope  a  H6  t^moin  r^t6  demier.  Devant  cet  6tat  de  choses  la  Gr^ce  ne 
peat  rester  impassible.  Elle  croit  avoir  donnö  aax  Paissances  la  preave  da 
respect  qa'elle  professe  poar  lears  conseils.  Mais  d'an  autre  c6t6,  ayant 
conscience  des  devoirs  qu'elle  a  envers  Tile-soeur  et  dans  Tint^röt  jaste  da 
maintien  de  la  paix  qae  noas  d^sirons,  aatant  qae  toat  le  monde  civilis^, 
noas  venons  faire  appel  aax  Grandes  Paissances.  L'Ile  de  Gr^te  ne  peat  plas 
rester  soas  la  soaverainet^  Ottomane.  Qa'on  lai  rende  la  liberte  poar  voir 
l'ordre  et  la  tranqaillit6  r^gner  lä-bas.  Toat  essai  de  rem^dier  k  T^tat  actael 
par  d'aatres  mesares  ne  serait  qae  Toavertare  d'ane  noavelle  page  des  craaat^s 
contraires  aax  sentiments  de  Thamanit^.  Les  Gr^tois  ont  d^clar^  lear  ind^- 
pendance  et  lear  ferme  d^cision  de  s'anir  ä  la  Gr^ce  en  se  faisant  taer 
jasqa'aa  dernier  poar  obtenir  Taccomplissement  de  lears  voeax.  ||  Veaillez 
donner  lectore  de  la  präsente  ä  son  Excellence  M.  le  Ministre  des  Affaires 
et  lai  en  laisser  copie.  S kons 6s. 
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Nr.    11728.     OBOSSBRITAirNIEir.   —  Der    Gesandte  in  Athen   an 
den  Minister  des  Auswärtigen.   Vorstellungen  an  die 
griechische  Regierang  wegen  der  Flottensendung. 
Athens,  Fehraary  12.  1897.    (February  12.) 
Nr.  1172a  (Telegraphic.)  ||  None   of  my   coUeagues   have  yet  received  instructions 

briunnioD.  TGspecting  the  return  of  the  Greek  torpedo-hoats,  but  I  to-day  sent  a  message 
i2.Feb.i897.  to  M.  Skous^s  iu  thc  scuse  of  your  Lordship's  telegram  of  yesterday.  ||  I  said 
that  as  the  Turkish  Government  hat  not  sent  vessels  to  Grete,  the  excuse  for 
the  dispatch  of  the  torpedo  flotilla  was  groundless.  ||  His  Excellency  said,  in 
reply,  that  it  was  no  use  waiting  for  events  until  it  was  too  late.  The  mea- 
sures  that  had  been  taken  were  precautionary  in  consequence  of  the  news  that 
torpedo-boats  had  left  Constantinople,  and  that  the  Turkish  Goyernment  was 
on  the  point  of  dispatching  reinforcements  to  Crete.  ||  His  Excellency's  lau- 
guage  in  answer  to  my  serious  waming  was  to  the  effect  that  Greek  patience 
had  been  exhausted  by  six  months  of  delay  and  deception,  and  that  the  time 
for  more  decided  action  may  have  come. 
I 

Nr.  11729.  OBOSSBBITANNIEir.  —  Der  Botschafter  in  Berlin 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Deutschliand 
schlägt  Vertreibung  der  griechischen  Schiffe  von 
Kreta  vor. 

BerUn,  February  12,  1897,  3.30  p.  M.    (February  12.) 
Nr.  11729.  (Telegraphic.)  ||  A  most  serious  view  is  taken  by  Baron  von  Marschall  of 

briulnieo.  ^^®  ^tate  of  affairs  in  Crete.  His  Excellency  is  afraid  that,  unless  energetic 
i2.Peb.  1897.  and  immediate  action  is  taken  by  the  Great  Powers,  the  Greek  Government 
will  proclaim  the  annexation  of  Crete  to  Greece,  and  will  thus  commence  the 
dismemberment  of  the  Ottoman  Empire.  ||  If  the  Powers  prevented  the  Sultan 
from  sending  troops,  it  was  their  dnty  to  prevent  Greece  firom  proclaiming 
the  annexation.  The  remonstrate  was  useless,  and  his  Excellency  thought  that 
considerablc  latitude  should  be  allowed  to  the  Naval  Commanders  in  dealing 
with  the  Greek  ships.  I  communicated  confidentially  to  Baron  von  Marschall 
the  substance  of  your  Lordship's  telegram  of  the  10 th  instant,  and  his  Ex- 
cellency stated  that  he  was  gratified  to  observe  that  your  Lordship  took  the 
same  view.  He  was  of  opinion  that  all  the  Great  Powers  were  in  accord,  but 
that  none  of  them  desired  to  take  the  initiative.  His  Excellency  did  not,  however, 
consider  this  point  to  be  one  of  great  importance,  if  instructions  could  be  sent 
to  the  Naval  Commanders  to  prevent  not  only  aggressive  action  on  the  part 
of  the  Greek  men-of-war,  but  any  action  on  their  part  calculated  to  encourage 
the  insurrection.  The  Naval  Commanders  should,  in  his  Excellency's  opinion, 
be  authorized,  if  they  thought  it  necessary,  to  drive  the  Greek  ships  from 
Cretan  waters;  and  he  believed  that  the  position  of  the  King  and  Government 
would  be  rather  improved  than  weakened  if  it  could  be  shown  that  they  had 
yielded  to  force. 
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Nr.  11730.  OB08SBBITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Rom  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Italien  wünscht  eine 
Verständigung  mit  England. 

Rome,  February  13,  1897.    (February  13.) 
(Telegraphic.)  ||  The  news  of  a  Greek  yessel  having  fired  upon  a  'trans-  Nr.  ii7so. 

port  conveying  Turkish  troops  from  one  part  of  the  Island  of  Crete  to  anothor  britlnnieü. 

has  just  reached  the  Minister  for  Foreign  Aifairs,  who  informed  me  of  it  to-i8.Feb.i897. 

daj.  II  His  Excellencj  said  he  was  most  anxions  that  the  Italian  Government 

shonld  act  in  entire  accord  with  that  of  Great  Britain,  and  that  he  therefore 

hoped  that  I  might  be  placed  in  a  positlon   to   exchange  views  with  him 

respecting  the  Situation,  which  appeared  to  him  very  serions. 

Nr.    11731.    GEOSSFÄCHTE.   —   Die  Gesandten  der  Grofsmächte 
in   Athen  an   den   griechischen    Minister    des    Aus- 
wärtigen.  Protest  gegen  die  Absendung  von  Truppen 
nach  Kreta. 
Apr^s   Tenvoi   des   bätiments   de   guerre   Hellöniques   en  Gr^te  suivi  de  Nr.  insi. 
Texp^dition  des  torpilleurs,  nous  n'avons  pas  dissimul6  au  Gouvernement  Royal  ^*^,^^*** 
la  d^sapprobation  que  rencontraient  de  la  part  des  Puissances  des  actes  aussi 
contraires  ä  leur  commun  d^sir  de  maintenir  la  paix  de  FOrient.  ||  Nous  appre- 
nons  aujourd'hui  que  les  choses  prennent  une  tournure  autrement  grave;  que 
des  troupes  r^guli^res  de  la  Gröce  se  disposeraient  k  p^n^trer  ä  main  arm^c 
sur  un  point  du  territoire  Ottoman.    Si  cette  nouvelle  est  fondöe  notre  devoir 
dans  de  telles  conjonctures,  en  attendant  les  instructions  qui  ne  peuvent  man- 
quer  de  nous  arriver  ä  bref  d^lai,  est  d'insister  sur  la  d^sapprobation  que  des 
actes  semblables  recontrent  de  la  part  de  tous  nos  Gouvernements,  et  de  dö- 
clarer  au  Gouvernement  Hell^nique  que  les  Puissances  ne  peuvent  que  laisser 
peser  sur  lui  les  cons^quences  d'une  action  qui  ^veille  ä  juste  titre  la  vive 
anxiit^  des  Cabinets  Europ^ens. 

Athfcnes,  le  !•'  (13)  F^vrier,  1897. 

Nr.  11732.  OEIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Vertreter  der  GroTsmächte.  Antwort  auf  das 
Vorige. 

Les  äv^nements  qui  ont  eu  lieu  en  Gr^te  ont  amen^  une  anarchie  dans  Kr.  11732. 
laquelle  les  familles  Chr6tiennes  ont  6t6  expos^es,  ainsi  que  leur  fortune,  ä  la  criwhtn- 
merci  et  au  pillage  de  la  populace  fanatique  et  sans  frein.  ||  Le  Gouvernement  13.Feb.i897. 
Royal   ne  pouvait  plus   supportcr  cet  ^tat  lamentable   dans   lequel   sc   sont 
trouv^s  les  habitants  de  File  auxquels  nous  sommes  \\6s  par  la  religion  et  par 
des  liens  sacrds.  ||  II  a  pris  par  cons^quent  la  d^cision  d'envoyer  des  troupes 
pour  occuper  llle  et  ramener  Tordre  et  la  paix  lä-bas. 

Äthanes,  le  1"  (13)  F^vrier,  1897. 


Digitized  by 


Google 


126  ^^^  griechisch-türkiache  Krieg  1897. 

Nr.    11733.    TÜEKEI.    —    Der    Botschafter   in    London   an    den 
englischen  Minister  des  Answärtigenu    Fordert  In- 
tervention   der   Grofsmächte  gegen    das    Vorgehen 
Griechenlands. 
Nr.  11733.  L'ambassadeur  de  Torquie  präsente  ses  compliments  k  sa  Seigneurie  le 

TftrkeL  Uarquis  de  Salisbury,  et  a  Thonneur  de  porter  ä  sa  connaissance  ce  qni  suitll 
D'apr^s  les  demiers  renseignements  de  la  Sublime  Porte,  Tan  des  deux  bftti- 
ments  Hell^nes  qui  s'^taient  rendus  ,en  Gr^te  contenait  plosienrs  milliers  de 
fasils  Gras  et  des  mnnitions  de  gnerre  destin^s  k  6tre  distribn^s  anx  insnrg^. 
En  outre,  le  bateau  de  gnerre  "Laurinm,"  ayant  k  bord  1  260  Cr6tois  avec 
3  000  fasils  Gras,  8000  cartouches,  ainsi  que  six  canons,  est  parti  ponr  la 
Cr^te,  et  1  500  soldats  Hellönes  s'j  sont  anssi  rendas  par  les  navires  Grecs 
affect^s  au  transport  des  r^fagi^s.  Le  Goavernement  Imperial  est  inform6 
anssi  que  six  torpiUeurs  et  le  ^'Sphakteria,"  sous  le  commandement  da  Prince 
George,  viennent  ögalement  de  quitter  les  eaux  HellÄniqaes  poar  la  Cr^te,  et 
qne  M.  Delyanni  a  d^clarä  k  la  Chambre  qne  Tenvoi  de  ces  tronpes  et  b&ti- 
ments  avait  ponr  bat  d'emp^cher  toat  döbarqaement  [de  tronpes  Ottomanes 
dans  rile.  ||  Interpellö  par  le  Ministre  Imperial  Ottoman  k  Äthanes  sar  ces 
exp^ditions  de  forc6s  et  d'armes  qni  constitaent  non  seolement  an  enconrage- 
ment  et  nne  excitation  aux  rebelles,  mais  aassi  ane  provocation  directe  k 
Vadresse  du  Gouvernement  Imperial,  M.  Delyanni  a  cherchä  k  les  expliquer 
en  all^guant  que  son  Gouvernement  avait  du  s'y  d^cider  sous  la  pression  de 
Topinion  publique;  que  les  bätiments  exp^di^s  -n'avaient  ponr  mission  que 
d'^voluor  autour  de  Tlle,  et  d'autres  pr^textes  aussi  inadmissibles.  H  est 
superflu  de  faire  ressortir  combien  cette  attitude  de  la  Gröce  est  de  nature  k 
compliquer  la  Situation  en  fomentant  Tagitation  Cr^toise,  et  en  jetant  un  d^fi 
aussi  bien  au  Gouvernement  Imperial  qu'aux  Grandes  Puissances,  qui  ont  bien 
voulu  assumer  la  täche  de  coUaborer  avec  le  Gouvernement  Imperial  pour 
assurer  k  l'ile  une  tranquillitä  durable.  ||  La  Sublime  Porte  ne  peut  croire  que 
les  Cabinets  Europ^ens  puissent  rester  inactifs  en  pr^senco  d'un  pareil  ätat 
de  choses;  mais  les  circonstances  pressent  et  eile  est  elle-m<^me  entratn^e  par 
les  äv^nements.  II  est  Evident  que  si  les  Puissances  n'interviennent  pas  de  la 
maniöre  la  plus  6nergique,  et,  au  besoin,  par  des  moyens  coercitifs  pour 
obliger  la  Gr^ce  k  cesser  ses  provocations  et  k  se  tenir  tranquille,  le  Gou- 
vernement Imperial  se  verra  lui-m6me  dans  la  penible  extr^mitö  d*y  aviser. 
Mais,  il  aime  toujours  k  esp^rer  que  le  concours  bienveillant  des  Puissances 
et  leur  ferme  volonte  de  maintenir  la  paix  lui  äpargneront  une  pareille  även- 
tualitä.  II  Anthopoulo  Pacha  a  l'honneur  par  consöquent  d'attirer  la  plus 
s^rieuse  attention  du  Cabinet  de  Sa  Majestä  Britannique  sur  Turgence  qu'il  y 
a  d'agir,  et  il  serait  reconnaissant  k  sa  Seigneurie  si  eile  voulait  bien  lui 
faire  parvenir  dans  le  plus  bref  dölai  une  r^ponse  k  sa  präsente  communication. 
Ambassade  Imperiale  de  Turquie,  Londres, 
le  13  Fävrier,  1897. 
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Nr,  11734:.  OEOSSBEITAiraiEir.  —  Der  Botschafter  in  Berlin 
an  den  Minister  des  Answ&rtigen.  Der  Deutsche 
Kaiser  schl&gt  eine  Blockade  des  Piräns  vor. 

Berlin,  Fehruary  14,  1897,  5  m.  p.    (Fehruary  U.) 
(Telegraphic.)  ||  I  have  just  received  a  visit  from  the  Emperor,  who  called  ^q^^?*' 
in  Order  to  speak  about  Gretan  affairs.    His  Majesty  said  that  a  conflict  had  briunnien. 
taken  place  between  a  Turkish  transport  and  Greek  ships,  in  which  the  former  ^**^*^*  *®^* 
had   been  forced  to  retire.     Further,  that  Prince  George  had  telegraphed 
asking  for  the  dispatch  of  a  Greek  regiment  to  Crete  on  the  ground  that  the 
insurgents  had  declared  that  thej  would  not  surrender  their  arms  to  the 
Great  Powers  or  to  Turkey,  but  would  give  up  their  arms  |to  Greece  alone. 
His  Migesty  expressed  the  strongest  opinion  that  the  Powers  should  adopt 
vigorons  measures  against  the  Greek  ships,  and  that  the  Piraeus  should  be 
blockaded  if  such  a  step  was  necessary.     The  German  Representatives  at 
Athens  and  Gonstantinople,  and   the  Commanders  of  the  German  ships,  had 
received  Orders  to  render  every  assistance  in  their  power  to  the  Great  Powers 
in  taking  strong  measures  against  Greece,  but  if  the  Great  Powers  are  inactive, 
and  allow  Greece  to  pursue  her  course  in  regard  to  Crete,  His  Majesty  said 
that  he  would  withdraw  his  flag  from  Cretan  waters  at  once. 


Nr.  11735.  OBOSSBRITANHIEir.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  in  Konstantinopel.  Soll  sich 
mit  seinen  Kollegen  Ober  undiplomatisches  Vor- 
gehen verständigen. 

Foreign  Office,  Fehruary  U,  1897,  1  a.  m. 
(Telegraphic.)  ||  Her  Majesty's  Government  authorize  you   to  take  any  ^^^  11735. 
diplomatic  action  in  regard  to  the  present  disturbances  in  Crete  in  which  your     ^'»^ 
colleagaes   are  disposed   to  join  with  you.  ||  Should  they  propose  to  bring  i4.peb.  iw?. 
material  pressure   to   bear  on  the  Greek  Government,  you  should  ascertain 
what  Powers  propose  to   take   part  in  so  doing  and  in  what  manner  they 
intend   to  proceed.  ||  The  French  Government,  with  whom   I   have  been  in 
consultation,  have  not  given  any  clear  expression  of  their  views  on  this  point. 


Nr.  11736.  OBOBSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswar- 
tigen  an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Rufsland 
hat  Verhinderung  der  griechischen  Landungen  vor- 
geschlagen. 

Foreign  Office,  Fehruary  14,  1897,  3.15  p.  m. 

(Telegraphic;  ||  Disturbances  in  Crete.  ||  A  telegram  from  the  Russian  Nr.  wm. 
Government  had  been  communicated  to  me  by  the  Russian  Ambassador,  in  y^^^^^^^ 
which  it  is  stated  that  Admiral  Andröeff  is  being  sent  to  Crete  with  instruc-i4.Feb.i897. 
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Nr.  1178«.  tions  to  come  to  an  agreement  with  the  foreign  Naval  Commanders  with 
briunnien.  J^^gard  to  thc  actlon  whlch  shonld  be  taken  for  preventing  the  Greeks  from 
i4.Feb.i897.j>esortinp[  to  aggressive  action.  ||  In  the  opinion  of  the  Rossian  Government,  if 
the  emergency  arises,  all  the  Naval  Commanders  should  decide  npon  landing 
detachments  from  their  vessels  and  npon  Coming  to  arrangements  with  the 
Tarkish  anthorities  for  restoring  tranqnillity  to  the  Island,  which  wonld  thns 
bc  beld,  60  to  speak,  in  trust  by  European  forces  until  such  time  as  the 
Cretan  qnestion  had  been  settled  by  the  concert  of  European  Powers.  ||  I  have 
to  request  you  to  inform  the  Bussian  Minister  for  Foreign  Affairs ,  in  reply 
to  this  communication,  that  if  Her  Majest/s  Government  learn  that  the  Rus- 
sian  Government  have  sent  Instructions  to  take  this  step,  they  will  be  ready 
to  give  similar  Instructions  to  the  British  naval  officers,  bat  that  Her  Majest/s 
Government  do  not  propose  to  adopt  any  such  measures  except  in  conjunction 
with  other  Powers. 

Nr.    11737.    GRIECHENLAND.  — Proklamation  des  Obersten  Yassos 

an  die  Kreter. 

Nr.  11787.  (Translation.)    ||    The  sufferings  which  you  have  endured  for  many  years, 

Und.     ai^d  which  you  still  endure   owing  to   the   complete   anarchy  prevailing,   the 

u.Feb.i8»7.  min  to  your  families  and   properties   placed  at  the  mercy  of  an  unbridled 

fanaticism,  and  the   pillage   of  a  barbarous  mob,  have   roused  the  national 

feeling,  and  moved  the  whole  of  Hellenism.    ||    The  lamentable   condition   of 

a  people  of  the  same   race   and   religion,  who  have   the   same  destiny  and 

history  as  ourselves,   could  no   longer  be  tolerated.   ||   His  Majesty  the  King 

of  the  Hellenes,  my  Sovereign,  decidcd  to  put  an  end  to  this  State  of  things 

by   the   military   occupation   of  the  Island.    ||    In   the  name  of  His  Majesty, 

George  I,  King  of  the  Hellenes,  I  occupy  the  Island  of  Crete,  and,  in  proclai- 

ming  this  to  its  inhabitants,   without   distinction   of  religion  or  nationality,  I 

promise,  in  the  name  of  His  Majesty,  that  I  will  protect  the  honour,  life  and 

property  of  the'  inhabitants,*  respect  their  religions  convictions,  and  give  them 

peace  and  equal  justice. 

Issued  from  the  Monastery  of  Gonia  on  the  2nd  (14th)  February,  1897. 
The  Commander  of  the  Army  of  Occupation, 

(Signed)  Colonel  T.  VASSOS. 

Nr.  11738.  OROSSBBITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Deutschland  will 
bei  der  Verhinderung  einer  griechischen  Landung 
mitwirken. 

Berlin,  February  15,  1897,  1.40  p.  m.    (February  15.) 
Nr.  U788.  (Telegraph ic.)    ||    The   Imperial   Secretary   of  State   for  Foreign  Affairs 

britlnnien.  ^^^^rms  mo   that   thc  Commanders   of  the  German  men-of-war  have  been  in- 
i5.Feb.i897.  structed   to   co-operate   with   other  Naval  Commanders  to  prevent  the  Greek 
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ships  from  taking  any  hostile  action  in  Crete,  and  to  land  men  in  the  Cretan  Nr.  iitss. 
ports   to   restore   order  if  necessary.    ||    Baron  von  Marschall  is  of  opinion  i,rifc»Bni6ii. 
that  the   Greek  ships  woold  be  forced  to  withdraw  withont  firing  a  shot  ifi5.Feb.i897. 
energetic  action   were  taken.    His  Excellencj  states  that  all  the  Powers  are 
agreedy  and  that  Greece  shonld  not  be  allowed  to   endanger  the  peace  of 
Earope.*) 


Nr.  11739.  OSOSSSBITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Graf  Mura- 
wiew  billigt  die  Landung  internationaler  Mann- 
schaften auf  Kreta. 

St.  Petersburgh,  February  15,  1897.    (February  15.) 
(Telegraphic.)     ||    Count    Liamsdorff,    to   whora,    in   Count  MouravieATs  ^r.  11739. 
absence,  I  communicated  your  Lordship's  telegram   of  yesterday,  informed  britunieo. 
me  that  your  Lordship  would  to-day  receive  communication  from  M.  de  StaaU^^«^- ^8^'- 
of  another  Circular  telegram,  in  which   the  Russian  Government  notifies  its 
approval  of  the  proposals  made  by  the  Consuls  (similar  to  those  contained  in 
Consul  Biliotti's  telegram  of  the  11  th),  and  urges  that  the  Naval  Commanders 
in  Cretan  waters  shonld  come  to  an  immediate  understanding. 


Nr.  11740.  OROSSBEETAHHIEH.  —  Der  Botschafter  in  Wien  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Österreich-Ungarn 
ist  fflr  die  Blockade  des  Piräns. 

Vienna,  Febmary  16,  1897.    (February  16.) 
(Telegraphic.)    ||    Count  Goluchowski    informs    me    that    the    Imperial  J^'«  ^"*<^- 
Government  has  given  its  adherence  to  a  proposal  emanating  from  Berlin  that  a  briunnion. 
naval  demonstration  shonld  be  made  by  the  Great  Powers  before  the  Pirseus,^'^-^**-^^^' 
and  that  a  demand  shonld  be  put  forward  for  the  withdrawal  of  Greek  ships 

*)  An  demselben  Tage  veröffentlichte  der  ,, Reichs -Anzeiger"  folgende  Notiz: 
Die  Vorstellungen,  welche  die  Vertreter  sämtlicher  Groismächte  in  Athen  unter 
Hinweis  auf  die  aus  der  völkerrechtswidrigen  Haltung  Griechenlands  fQr  den  euro- 
päischen Frieden  sich  ergebende  Gefahr  gemacht  haben,  sind  von  dem  griechischen 
Minister  des  Äulsem  mit  der  Erwiderung  beantwortet  worden,  dals  Griechenland  Kreta 
besetzen  werde.  Nach  diesem  Vorgange  erachtet  es  die  Kaiserliche  Regierung  zunächst 
nicht  mehr  ihrer  Würde  entsprechend,  weitere  diplomatische  Schritte  in  Athen  zu  thun. 
Nach  vorherigem  Meinungsaustausch  mit  den  Kabinetten  der  übrigen  Groismächte  er- 
hielt der  Kommandant  von  S.  M.  S.  „Kaiserin  Augusta",  welches  in  den  nächsten 
Tagen  vor  Kaoea  eintrifft,  den  Befehl,  im  Einvernehmen  mit  den  kommandierenden 
Offizieren  der  übrigen  in  den  kretensischen  Gewässern  yersammelten  Seestreitkräfte  der 
Groismächte  jeden  feindseligen  Akt  Griechenlands  zu  verhindern  und  au&erdem  zur 
Wiederherstellung  der  Ordnung  und  zur  Vermeidung  weiteren  Blutvergielsens  thunlichst 
mitzuwirken. 

SUaifftroliiT  LXII.  9 
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Nr.  11740.  from  Crete  and  for  the  abandonment  of  all  military  Operations.    In  the  eyent 
briteABieii.  ^^  ^^  Greek  Government  remaining  obdnrate  a  blockade  of  the  Piraeos  wonld 
i6.F6b.i897.  ensne.  ||  This  proposal  has,  I  anderstand,  been  agreed  to  by  the  Freneh  and 
Italian  Govemments. 


Nr.  11741.  OBOSSBBITAinnEir.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Hanotanx  über  die 
Blockade  des  Pirftns. 

Paris,  February  16,  1897,  3.5  p.  u.    (February  16.) 

Nr.  11741.  (Telegraphic.)  ||  M.  Loz^  has   telegraphed  to  M.  Hanotanx  that  he  has 

britonniM.  ^^^^  informed  by  the  Austro-Hongarian  Minister  for  Foreign  Affiairs  that  bis 

le.Fob.  1897.  Government  adhere  to  the  Suggestion  put  forward  by  Gtermany,  viz.,  that  if 

Greece  persists   in  the  course  on  which  she  has  entered,  the  Powers  shall 

combine  in  employing  measures  of  coercion  against  her.  ||  On  this  point,  M. 

Hanotanx  would  like  to  know  your  Lordship*s  opinion.  ||  His  own  view  is  that 

the  Piraeus  should  be  blockaded  if  coercion  is  to  be  employed,  and  he  believes 

that,  if  the  consent  of  the  other  Powers  is  obtained,  he  will  be  able  to  obtain 

the  assent  of  the  Freneh  Government  to  such  a  course.  ||  Some  deliberatioh 

will    be  necessary  before  this  step  can  be  taken,  and  witbout  the  material 

participation  of  Germany  it  should  not»  in  M.  Hanotanx'  opinion,  be  effected. 


Nr.  11742«  OBOSSBBITAHHIBN.  —  Der  Minister  des  Auswar- 
tigen  an  den  Gesandten  in  Athen.  Soll  sich  mit  dem 
russischen  und  franiös.  Gesandten  verständigen. 

Foreign  Office,  February  16,  1897. 

Nr.  11748.  (Telegraphic.)    ||   With   reference    to   my  telegram   of  yesterday's   date, 

briunnieD.  i'csp^^üig  thc  iustmctions  sent  to  the  Russian  Minister  at  Athens,  I  have  to 

iA.Feb.  1897.  inform  you  that  Her  Majesty's  Government  have  now  been  requested  by  the 

Freneh  Government  to  join  in  the  remonstrance  which  they  propose  to  make 

to  the  Greck  Government   You  should  arrange  to  Join  with  your  Freneh  and 

Bussian   colleagues,   or  to  give  them  your  support  in  whatever  may  be  the 

most  effective  manner.  Ton  should  not,  however,  threaten  any  specific  measures 

in  your  communicatien,  nor  word  it  as  a  personal  appeal  from  the  Queen.  || 

Ton  should  inform  your  Austrian,  German,  and  Italian  colleagues,  in  case  they 

should  desire  to  associate  themselves  in  this  remonstrance. 
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Nr.  11743.  OBOSSBEITAHniEB.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Anwärtigen.  Unterredung  mit 
dem  Deutschen  Kaiser. 

Berlin,  February  17,  1897.    (February  17.) 
(Telegraphic.)  ||  I  have  just  received  a  Visit  from  the  Emperor,  who  asked  ^'-  ^"^ 
whether  an  answer  to  mj  telegram  of  the  14th  instant  had  been  received.  ||  britannien. 
I  replied   that  no  definite  reply  had  been  received,  but  that  we  might  con-^'-^*^-^^'^ 
sider  as  such  the  action  of  Her  Majest/s  Government;  upon  which  His  Majestj 
Said  that  the  proposal  to  blockade  Athens  had  been  accepted  bj  Austria,  bj 
whom  a  naval  force  had  been  prepared  to  do  so,  if  agreed  to  by  the  other 
Powers.  II  From  St  Petersburgh  and  Paris  he  had  not  yet  received  a  reply, 
but  these  two  Powers  had  instructed  their  Ministers  to  demand  firom  King 
George  the  withdrawal  from  Crete  of  his  naval  and  military  forces.    That  a 
grave  breach  of  international  law,  which  would  ^ead  to  a  general  war,  should 
be  allowed  to  be  committed  by  Greece,  whose  defiance  of  the  Great  Powers 
made   them  the  laughing-stock  of  Europe,   was  insupportable.     Her  Treaty 
engagements  were  violated  by  any  Power  who  countenanced  Greece.    He  had 
received  from  St.  Petersburgh  a  satisfactory  assurance  to  the  effect  that,  if 
troubles  broke  out  in  the  Balkan  States,  Bossia  would  not  interfere.  ||  I  ob- 
served  that  it  was  difficult  to  see  how  the  Powers  could  help  the  Sultan  if 
he  himself  declined  to  move.     The  Emperor  replied  that  this  might  have  to 
be  considered,  but  that  it  was  another  question,  and  that  Greece  ought  to  be 
compelled,  in  the  meantime,  to  withdraw  from  Crete. 

Nr.    11744.     OBOSSBEETANinEH.  —    Derselbe   an   Denselben. 

Deutschland  schl&gt  eine  Blockade  der  griechischen 

Kflste  vor. 

Berlin,  February  17, 1897.    (February  17.) 

(Telegraphic.)  jj  Baron  von  Marschall  has   stated  to  me  that  the  steps  Nr.  11744. 

taken  by  the  Powers  to  compel  the  Greeks  to  retire  from  Crete  having  failed,  ,,^^'^^ 

a  formal  proposal  to  blockade  the  Greek  coast,  as  in  1886,   would  now  be17.Feb.i897. 

made  to  the  Powers  by  the  Imperial  Government.     Baron  von  Marschall 

expressed  the  hope  that  this  measure  would  have  the  active  support  of  Her 

Majesty's  Government 

Nr.  11745.  OBOSSBEETANNIEir.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  die  Botschafter  in  Berlin,  Rom,  Paris, 
Petersburg,  Wien.  Der  Blockade  Griechenlands 
mufs  ein  Abkommen  über  Kreta  vorausgehen. 

Foreign  Office,  February  17,  1897,  5.30  m.  p. 
(Telegraphic)   ||   Crete  and  Greece.   ||   Her  Majest/s  Government  have  Nr.  11745. 
received  from  the  German  Government  proposals  in  the  direction  of  a  policy  ^^^[^^ 
for  blockading  Greece.     In  the  view  of  Her  Majest/s  Government,  it  is  notn.Ftb.iso?« 

9* 
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Nr.  11745.  possible  nsefnlly  to  consider  a  proposal  of  this  kind  until  the  Powers  haye 
briUBnien.  ^esolYed  upon  a  course  of  action  as  regards  the  Island  of  Crete,  which  is 
i7.Feb.  1897.  now  occupied  by  them.  ||  A  strong  feeling  is  entertained  by  Her  Majesty's 
Government  that  though  Crete  may  continue  to  form  a  part  of  the  Ottoman 
Empire,  it  cannot  continae  sabject  to  the  administration  of  Tarkey,  bat  mast 
be  converted  into  a  privileged  proTince  of  the  Empire.  ||  Inqaire  of  the  Minister 
for  Foreign  Affairs  if  the  Government  to  which  yon  are  accredited  is  disposed 
to  ezpress  their  views  on  this  saggestion  for  dealing  with  the  qaestion. 


Nr.    11746.    TÜSKEL   —   Der  Minister  des  Aaswärtigen  an  den 
Botschafter    in  London.     Mitteilung    über    Nieder- 
metzelang der  Maselmanen  aaf  Kreta. 
Sublime  Porte,  le  18  F6vrier,  1897.    (Communicated  February  18.) 
Nr.  11746.  (T6l6graphique.)  ||  D'aprös  les  demidres  noavelles  qae  nous  recevons  de 

Gr^te,  pendant  les  massacres  de  Sitia  qae  je  voas  ai  signal^s  par  mon  t^l^- 
gramme  No.  20,  ä  Texception  de  vingt-hait  individas  qai  avaient  r^assi  k 
s'^chapper,  toas  les  aatres  Masalmans  de  ces  parages  ont  ^t^  ta^s  de  la  fa^^n 
la  plas  barbare;  les  plus  horribles  atrocitös  ont  6U  commises  darant  ces 
boucheries;  k  Theare  qu'il  est  huit  aatres  villages  Masalmans  da  m6me  district 
se  troavent  assi6g6s  par  les  insarg^s  et  Ton  igno^e  le  sort  de  lears  habitants.;; 
Les  Gouvernements  Europ^ens,  dans  leurs  sentiments  dliumanit^,  ne  sauraient 
certes  rester  impassibles  devant  de  pareilles  horreurs  et  tol6rer  plus  longtemps 
an  ^tat  de  choses  qui  est  manifestement  provoquö  par  la  prösence  des  navires 
de  guerre  et  des  troupes  Hell^niques  et  dont  la  continuation,  ne  fftt-ce  qae 
pendant  quelques  jours  encore,  causerait  infailliblement,  comme  je  vous  Tai 
d^jä  dit,  la  compl^te  extermination  de  Moment*  Musulman  dans  Ttle,  qui  se 
Chiffre  par  plus  de  70000  kmes.  \\  Je  vous  prie  donc  de  vpir  imm^diatement 
M.  le  Ministre  des  Affaires  £trang5res  pour  attirer  sa  plus  sörieuse  attention 
sur  cette  Situation,  qui  se  prolonge  d^jä  depuis  trop  longtemps,  et  insister  de 
la  fagon  la  plus  pressante  sur  Turgence  qu'il  y  a  d'aviser  k  des  mesores 
^nergiques  et  efficaces  et  propres  k  y  mettre  au  plus  vite  un  terme. 


Türkei. 
18.  Feb.1897 


Nr.  11747. 


Nr.  11747.  OBOSSBBITANinEH.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Deutschland  fordert 
die  Zurückziehung  der  griechischen  Truppen  aus 
Kreta  vor  jeder  Beratung  über  Kretas  Zukunft 

Berlin,  February  18,  1897. 
(Telegraphic.)  [1  I  was  told   this  morning  by  the  imperial  Secretary  of 


orofs-     State  for  Foreign  Affairs,  with  reference  to  your  Lordship's  telegram  of  the 


britannien.' 
18.Feb.  1897. 


17th  instant,  that  he  was  able  to  give  an  immediate  reply  to  the  proposals 
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contained  therein.  ||  When  the  Greeks  shall  have  ceased  their  military  ope-  Nr.  11747. 
rations,  the  Imperial  GovernmeDt  will  be  ready  to  take  the  future  condition  i^^^jen. 
of  Crete  into  consideration;  they  mast,  however,  decline  to  enter  into  dis-i8.Feb.i897. 
cassion  on  the  sabjeet  while  Greece,  having  openly  violated  the  law  of  nations 
and  defied  the  Orders  and  advice  of  the  Great  Powers,  persists  in  her  warlike 
action.  The  Imperial  Government  are  particalarly  afraid  of  the  prccedent 
which  would  thereby  be  established.  If  a  breach  of  international  law  for  the 
satis&ction  of  national  ambition  suffices  to  force  the  acceptance  of  accomplished 
facts  on  the  Great  Powers,  the  example  set  by  Greece  will  be  followed  by 
other  States.  Baron  von  Marschall  will  be  ready  to  consider  the  qaestion  of 
the  fatore  condition  of  Crete  as  soon  as  Greece  shall  have  recalled  her  troops; 
bat,  meanwhile,  it  is  the  belief  of  the  Imperial  Government  that  they  had 
chosen  the  best  means  for  the  restoration  of  order  by  proposing  a  blockade, 
whereby  the  Greeks  wonld  be  forced  to  withdraw,  and  a  Situation  would  be 
created  on  which  the  Great  Powers  would  be  able  to  enter  into  discussion  on 
the  qaestion  which  yoor  Lordship  has  raised. 

Nr.  11748.  OEOSSBEITAirariEir.  —  Der  Botschafter  in  Wien  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Goluchowski  über 
die  Zukanft  Kretas. 

Vienna,  February  18,  1897.    (February  18.) 
(Telegraphic.)  ||  1  have  the   honour  to  acknowledge  the  receipt  of  your  ^q^J^J.^^' 
Lordship's  telegram  of  yesterday.  11  In  a  conversation  which  I  had  with  Count  brit»iini©n. 
Golachowski  this  aftemoon,  I  spoke  to  him  in  the  sense  of  the  Instructions    *     * 
sent  to  me»  ||  His  Excellency,  after  expressing  his  thanks  for  the  communi- 
cation,  said  that  he  was  prepared  to  examine  the  question  of  the  future  fate 
of  Crete  on  the  understanding  that  the  principle  of  the  Status  quo  should  be 
respected,  and  that  the  ill-considered  action  of  Greece  should  not  contribute 
to  benefit  that  country  in  the  immediate  present.    He  admitted  that  a  Solution 
of  the  difficulty  might  be  obtained  by  constitating  Crete  a  privileged  province, 
like,  for  example,  8amos;  and  he  did  not  raise  any  objection  to  the  point  I 
dwelt  on,   namely,  that  Her  Majesty's  Government  were  of  opinion  that  the 
island  could  no  longer  remain  ander  direct  Turkish  rule.  ||  Coant  Goluchowsky 
said  he  would  let  me  know  his  views  after  carefnl  consideration  of  the  entire 
qaestion. 

Nr.  11749.  OEOSSBBITAiraiEH.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Rufsland 
ist  dem  deutschen  Vorschlage  geneigt 

St.  Petersburgh,  February  19,  1897.    (February  19.) 
(Telegraphic.)  ||  Count  Mouravieff  has  just  favoured  me  with  a  copy  of  a  Nr.  11749.1 
telegram  sent  by  him  to  the  Rassian  Ambassador  at  Berlin,  to  the  following  i^riJ^Q^en, 
effect: —  ||  „No  official  communication  as  to  the  proposal  made  by  the  Germani9.Feb.i897. 
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Kr.  11749.  Emperor  for  a  blockade  of  Greece  has  reached  us.  The  Great  Powers  are 
briu[^ni«n.  ^iia^le  to  tolerate  snch  acts  as  the  presence  in  Crete  of  an  armed  Qreek 
i8.Feb.i897.force,  and  the  declaration  made  in  the  name  of  the  King  bj  the  officer  in 
comroand  of  the  troops,  which  can  be  considered  in  the  light  of  an  infringe- 
ment  of  the  integrity  of  the  Turkish  Empire.  ||  We  should  certainly  take  an 
active  part  in  the  event  of  the  Powers  deciding  npon  energetic  action  of  their 
fleets,  on  the  proposal  of  the  German  Emperor." 


Nr.    11750.    TÜEKEL    —    Der    Botschafter    in    London    an    den 

englischen  Minister    des   Auswärtigen.     Mitteilung 

über  die  Lage  in  Kreta. 

Febroary  QO,  1897. 

Nr.  11750.  Le  8  (15)  conrant  1500  insnrg^s  Cr^tois,  portant  six  drapeanx  Hell^iqnes, 

20.Fei>.  1697.  ont   assi^g6   le   village  Mnsnlman  d'Askalani   et  ouvert  le  fen.     Les  tronpes 

Imperiales  qni  s'j  trouyaient  et  les  habitauts  ajant  ripost^,  an  combat  s'ensoivit, 

pendant  leqnel  trois  de  ces  demiers  fnrent  tn^  et  dix  bless^s.    D'antre  part, 

les    insurg^s   Gr^tois    ont    massacr^    140  Mnsnlmans — hommes,    femmes,    et 

enfants — des  villages  de  Plakano,   Sarakina,  Kazros,  Arghira,  et  Astratos,  et 

cement  les  habitants  Mnsnlmans  des  villages  sis  anx  environs  de  Fedato,  [ot 

des   engagements   ont  lien.     La   Situation   empirant  de  jonr  en  joar  et  les 

Mnsnlmans  se  tronvant  sans  cesse  expos^s  k  6tre  massacr^s,  je  vons  prie  d'y 

attirer   de  nouvean  la  plns  s^riense  attention  de  M.  le  Ministre  des  Afibires 

£trangdres   et  de   r^itörer   de  la  fagon  la  plus  instante  tos  d^marches  pour 

Tadoption    de    mesures    efficaces   propres   k  faire   cesser  au   plus  t6t   cette 

Situation. 


Nr.  11751.  OBOSSBEETAinnEH.  —  Der  Botschafter  in  Rom  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  italienische 
Regierung  Aber  den  deutschen  Vorschlag. 

Rome,  February  20,  1897.    (Febroary  20.) 

Nr.  11751.  (Telegraphic.)  ||  The  Minister  for  Foreign  Affairs  has  informed  me  that 

briilnnL.  ^®  ^*^  *"  intcrvicw  last  night  with  the  German  Ambassador  conceming  the 

20.Feb.i897.answer  given  by  the  Italian  Government  to  the  proposal  of  Germany,  during 

which   he  gave  him  to  understand  that,  after  haying  consulted  the  President 

of  the  Council,  the  definite  answer  of  the  Italian  Government  must  be  reserved 

until  such  time  at  the  Government  of  Germany  should  inform  bis  Government 

that  all  the  Powers   were   unanimous   in  their  acceptance  of  the  proposal  || 

Should   the  Powers   come   to   such  an  agreement,   the  answer  of  the  Italian 

Government  will,  I  gather,  be  an  affirmative  one. 
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Nr.  11752.  TOBKBL  —  Der  Botschafter  in  London  an  den 
englischen  Minister  des  Auswärtigen«  Griechische 
Waffensendnngen  nach  Kreta. 

Received  February  22.  1897. 

L'Ambassadeor  de  Tnrqoie  präsente  ses  coropliments  k  sa  Seigncnrie  le  ^^'  ii?^^. 
Marquis  de  ßalisbnry,  et  a  l'honneur  de  lui  communiqner  qn'un  b&timent  de  22.1^0^1897. 
gnerre  Hell^niqne  vient  de  d^barqner  k  Kalos  Tonos,  dans  le  district  de 
K^nonriOy  Cr^te,  Tofficier  d^tat- Major  Helene  et  agitatenr  Garaka,  le  menenr 
Navalo  Aristoneli  avec  300  artilleurs,  6  canons,  4,000  fnsils  Gras,  3,000 
caisses  de  cartouches,  et  an  grande  qnantitö  de  biscuits  qni  ont  ^t6  distribu^s 
aox  insnrg^.  En  ontre,  trois  bataillons  de  soldats  Helldnes  avec  six  canons 
seraient  arriv^  an  Monastdre  de  Gonia,  prös  de  forts  des  la  Can^e.  Avant- 
hier,  le  Prince  Nicolas  s'est  rendu  avec  an  r^giment  d'artillerie  k  Larisse. 
Dans  cette  ville,  ainsi  qa'ä  Tricala,  k  Garditza,  et  k  Calabaca  se  tronvent 
masses  de  grandes  forces.  Le  Commandant  de  Tricala  s'est  rendu  sur  la 
fronti^re  vers  laqueUe  les  rteervistes  mobilis^s  sont  dirig^s.  Plus  de  2,000 
hommes  sont  passte  ces  demiers  jours  k  Galeis  et  un  bataillon  est  arriv6  k 
Prouranda  oü  se  trouvaient  d^jä  400  evzones  et  600  hommes  d'infanterie; 
709  autres  sont  en  route  pour  Larisse.  Le  cuirassö  ''Spetzia"*  a  recu  Tordre 
de  partir  pour  la  Crdte  oü  se  rendraient  ^galement  cinq  autres  torpilleurs. 
Le  nombre  des  fnsils  envoj^s  jusqu'ä  präsent  dans  Tile  est  de  8,500.  Le 
Ck)mit^  a  ezp^di^  plusieurs  müliers  de  fnsils  k  Ghio;  10,000  fusils  Manlicher 
arriv^  de  Yienne  au  Gomit6  d' Äthanes  seraient  aussi  destin^es  k  6tre 
envoj^s  clandestinement  en  Mac^doine  et  k  Janina.  ||  Nonobstant  la  gravit^  de 
cette  Situation  et  Turgence  d'une  action  ^nergique  des  Puissances,  les  Gomman- 
dants  des  escadres  Anglaise  et  Italienne  dans  les  eaux  de  Crdte  ont  d6clar6 
anx  autoritös  Imperiales  de  Tue  qu'ils  ^taient  autoris^s  k  s'opposer  k  tonte 
attaque  de  la  part  des  b&timents  de  guerre  Hell^niques,  mais  que  leurs  In- 
structions ne  leur  permettaient  de  rien  faire  pour  emp^her  les  hostilit^s 
exerc^es  sur  terre  par  les  insurg^s  et  les  soldats  Hellönes  d^barqu^s  contre 
les  Musulmans  ou  les  troupes  Imperiales.  ||  Anthopoulo  Pacha  en  signalant  ce 
qoi  pr^cMe,  est  invit6  par  son  Gouvernement  k  insister  auprds  du  Gouverne- 
ment de  6a  Majeste  la  Beine  pour  h&ter  l'adoption  des  mesures  par  les 
Grandes  Puissances  en  vue  de  reioignement  des  bfttiments  et  des  troupes 
Helieniques  de  Itle,  ce  moyen  etant  le  seul  de  nature  k  r^medier  k  la  Situation 
actuelle  et  k  pr6venir  les  plus  grands  dangers. 

Ambassade  Imperiale  de  Turquie,  Londres, 
le  22.  F6vier,  1897. 
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Nr,    11753^     OBOSSBEETANHIEH.    —    Der  Minister   des   Aasw&r 
,  tigen  an  den  Botschafter    in  Petersburg.     Ansicht 
der  rassischen  Regierung  über  gegen  Griechenland 
zu  ergreifende  Zwangsmafsregeln. 

Foreign  Office,  February  22,  1897. 

Nr.  11753.  (Telegraphic.)  ||  A  telegram    from    the    Russian    Government   has    been 

briunnien.  communicated  to  me   by  M.  de  Staal,  repljing  to  the  message  in  which  I 

22.Feb.i897.stated    that  Her  Majesty's    Government  could  not   consent  to   Crete  being 

replaced  under   the    absolute    authority    of  the   Sultan,   and  proposed  that, 

before  the  blockade  of  Greek  ports  was  discussed,  the  Powers  should  agree 

on  de  future  of  the  island.  ||  The  following  is  the  text:  — 

'^Sir  N.  O'Conor  a  ^t^  charg^  par  le  Principal  Secr^taire  d'£tat  pour  les 
Affaires  £traog^res  de  me  communiquer  les  scrupules  qu'^prouvait  le  Gou- 
vernement de  la  Reine  k  r^pondre  k  la  proposition  du  blocus  de  la  Gr^ce, 
falte  par  TEmpereur  AUemand,  avant  que  les  Puissances  ne  soient  tomböes 
d'accord  sur  le  sort  ult^rieur  de  la  Crdte.  Gouvernement  Anglais  trouve 
impossible  de  replacer  üe  sous  autorit^  absolue  du  Sultan,  et,  sans  vouloir 
porter  atteinte  k  int^grit^  Empire  Türe,  se  prononce  en  faveur  d'^tablissement 
en  Cröte  d'un  regime  privil6gi6.  Nous  n'aurions  rien  contre  d'assurer,  de 
commun  accord  avec  autres  Puissances,  des  conditions  d'ezistence  aussi 
favorables  que  possible  k  la  Cröte  dös  qu'elle  aura  6t6  pacifi^e.  Mais  aucun 
apaisement  ne  nous  semble  possible  tant  que  troupes  et  vaisseaux  Grecs 
n'auront  6t6  ^loign^s.  Mesures  les  plus  ^nergiques  pour  atteindre  ce  but 
imm^diatement  nous  semblent  malheureusement  in^vitables  en  vue  de  mettre 
terme  aux  provocations  de  la  Gr^ce  et  de  maintenir,  aussi  bleu  k  Con- 
stantinople  que  sur  toute  la  presqu'ile  Balcanique,  Tautoritö  des  Grandes 
Puissances."  *) 


•)  (Translation.)  February  7  (19),  1897. 

''Sir  N.  O'Conor  has  been  instructed  by  the  Principal  Secretary  of  State  for 
Foreign  Affairs  to  inform  me  of  the  hesitation  feit  by  the  Queen's  Government  as  to 
replying  to  the  proposal  to  blockade  Greece  made  by  the  German  Emperor,  before  the 
Powers  have  come  to  an  agreement  with  regard  to  the  future  State  of  Crete.  The 
British  Government  consider  it  impossible  that  the  island  should  be  replaced  under  the 
absolute  authority  of  the  Sultan,  and  without  wishing  to  interfere  with  the  integrity  of 
the  Turkish  Empire,  declare  themselves  in  favour  of  the  establishment  in  Crete  of 
a  privileged  Administration.  We  should  have  no  objection  to  insuring,  in  agreement 
with  the  other  Powers,  conditions  of  existence  as  favourable  as  possible  for  Crete  when 
peace  is  restored.  But  no  tranquillity  seems  to  us  possible  before  the  removal  of  the 
Greek  troops  and  ships.  The  most  energetic  Steps  to  effect  this  object  immediately 
seem  to  us  unfortunately  inevitable,  with  a  view  to  putting  an  end  to  the  provocations 
of  Greece,  and  to  maintaining  the  authority  of  the  Great  Powers  at  Constantinople,  as 
well  as  throughout  the  whole  Balkan  Peninsula." 
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Nr,  11754,  GE0S8BEITANHIEH.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen«  Deutschland  will 
die  griechischen  Truppen  mit  Gewalt  von  Kreta 
entfernen. 

Berlin,  February  23,  1897.    (February  23.) 

(Telegraphic.)  H  Report  from  officer  Gommanding  German  vessel  at  Grete  ^'*  ^i^^^- 
States  that  Admirals  of  Great  Powers  are  unanimous  in  believing  that  the  britlnnien. 
disorder  and  anarchical  condition  of  the  Island  have  been  increased  bj  the^-^^^-i^'- 
presence  of  the  Greek  troops,  and  that  while  thej  remain  the  task  of  pacifi- 
cation  is  hopeless.  ||  Baron  von  Marschall,  in  making  the  above  communication 
to  me  this  morning,  observed  that  the  Powers  appeared  to  be  in  tacit 
aggrement  on  two  points.  In  the  first  place,  Greece  would  not  be  allowed 
to  annex  Crete.  Secondlj,  Crete  should  not  be  restored  to  the  Sultan,  but 
some  form  of  authonomj,  like  that  which  existed  in  Samos  or  Eastern 
Roumelia,  should  be  granted  to  her.  However,  this  would  demand  several 
weeks,  and  possibly  months,  and  the  pacification  of  Grete,  which  Greece  was 
nnable  to  effect,  was  the  question  of  most  urgent  necessitj.  It  was  manifest 
that  the  Greeks  would  not  withdraw  except  under  compulsion,  an  Baron  von 
Marschall  trnsts  that  instructions  may  be  issued  to  the  Admirals  to  employ 
such  foree  as  will  be  requisite  to  effect  the  withdrawal  of  the  Greeks  from 
the  island. 


Nr.  117o5.  GEOBSBEITANHIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Die  An- 
sicht Rufslands  über  Kretas  Zukunft.  Gemeinsames 
Vorgehen   der   Grofsmächte  in  Konstantinopel  und 

Athen. 

Foreign  Office,  February  24,  1897. 

Sir,  II  The   Russian   Ambassador  has   communicated   to  me  to-day  two  Nr.  11755. 
telegramras    which    he   has   received   from   his   Government  dated   the   23rd  ^  ?'®**" 

britftnnien. 

instant  The  first  of  these  messages  is  to  the  following  effect: —  ||  "As  the24.Feb.i897. 
British  Government  seem  opposed  to  any  action  against  Greece  so  long  as  no 
decision  has  been  arrived  at  with  regard  to  the  future  condition  of  Grete,  the 
Russian  Government  have  proposed  to  the  Great  Gontinental  Powers  to  agree 
to  the  two  following  principles:  |j  1.  Grete  shall  in  no  case  be  annexed  to 
Greece  under  present  circumstances.  ||  2.  As  Turkey  has  delayed  the  application 
of  the  reforms  agreed  upon,  they  no  longer  meet  the  requirements  of  the 
present  Situation.  The  Powers  have  resolved,  while  maintaining  the  integrity 
of  the  Ottoman  Empire,  to  hestow  on  Grete  an  autonomous  administration. 
The  two  points  should  be  coUectively  notified  by  all  the  Powers  both 
at  Gonstantinople  and  Athens.  At  the  same  time  the  Greek  Government 
should  be  required  by  an  Ultimatum  to  withdraw  immediately  its  troops  and 


Digitized  by 


Google        J 


138  Der  grieclusch-tQrkische  Krieg  1897. 

Nr.  11766.  ships  from  Cfetc,  which  is  in  the  occupation  of  the  Pawers.  In  the  evcnt  of 
britannien.  1*6818181166  the  thrcat  should  bo  foUowed  up  bj  soitable  rigorous  mea8ares.|| 
24.P6b.i897.  The  Russian  Government  hope  that  Great  Britain  will  assent  to  this  agreement» 
which  appears  to  them'  to  be  in  perfect  conformity  with  her  views.  ||  The 
second  telegram  states  that,  as  all  the  Govemments  recognize  the  absolute 
necessity  of  a  speedj  Solution  of  Cretan  affairs,  the  Rnssian  Government 
propose,  in  conformitj  with  the  views  put  forward  in  the  first  telegram  — 
1.  That  the  Ambassadors  at  Gonstantinople  should  be  instructed  to  notify 
to  the  Porte  the  two  points  agread  upon.  ||  2.  That  the  Greek  Government 
should  be  informed  of  these  same  two  points  bj  the  Representatives  at 
Athens,  who  should  call  upon  it  bj  an  Ultimatum  to  withdraw  its  troops  and 
ships  from  Crete  within  a  term  of  three  or  four  dajs.  After  the  expiration 
of  this  term,  if  Greece  should  not  complj  with  the  summons,  the  Powers 
should  proceed  immediatelj  to  measures  of  extreme  rigour — either  a  blockade 
of  the  Pirseus  according  to  the  German  proposal,  or  direct  action  in  Crete 
against  the  naval  and  land  forces  of  Greece. 

(Signed)  Salisbury. 

Nr.  11756.  OROSSBRITANinEir.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  die  Botschafter  in  Paris,  Berlin,  Wien, 
Petersburg,    Rom.     Erklärung    Aber    die    englische 

Politik. 

Foreign  Office,  February,  24,  1897,  7.45  p.  m. 

Nr.  11756.  (Telegraphic.)  ||  Inform  Government  to  which  you  are  accredited  that  Her 

britaniüen.  Majcsty's  Govemmeut   propose   to   make  the  foUowing  public  declaration  of 

24.Peb.  1897.  the  policy  which  they  are  prepared  to  pursue,  and  which  they  believe  to  be 

in  accordane  with  the  views  of  their  allies: —  ||  1.  That  the  establishment  of 

administrative  autonomy  in  Crete  is,  in  their  judgment,  a  necessary  condition 

to  the  termination  of  the  international  occupation.  ||  2.  That,  subject  to  the 

above  provision,  Crete  ougth,  in  their  judgment,  to  remain  a  portion  of  the 

Turkish  Empire.  ||  8.  That  Turkey  and  Greece  ougth  to  be  informed  by  the 

Powers  of  this  resolution.  ||  4.  That  if  either  Turkey  or  Greece  persistently 

refuse  when  required  to  withdraw  their  naval  and  military  forces  from  the 

Island,  the  Powers  should  impose  their  decision  by  force  upon  the  State  so 

refusing. 

Nr.  11757.  OEOSBBEITANinEH.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Rufsland 
wttnscht  Antwort  auf  seinen  Vorschlag. 

Foreign  Office,  February  26,  1897. 
Nr.  11767.  Sir  II  The  Russian  Ambassador  has  communicated  to  me  a  telegram  which 

britonnien.  ^^^  Tcached  Wm  to-day  from  his  Government,  the  substance  of  which  is  as 
26.F«b.i897.foiiows:—  [j  Thc  Govemements  of  France,  Germany,  Austria-Hungary,  and  Italy 
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haiing   notified  their  eBtire  adhesion  to  the  Rossian  proposals,  and  having  Nr.  11757. 
sent  instractions  aceordinglj  to  their  Repräsentatives  at  Athens   and  Con-  ^^rf^^'^n. 
stantinople,  the  Rnssian  Government  anziooslj  awaits  the  reply  of  the  British ss^FeKis»:. 
Gabinety  in  order  to  proceed  with  the  nnanimoos  action  calcnlated  to  put  an 
end  to  Uie  Situation  in  Grete,  which  daily  becomes  more  dangerons. 

Salisbnry. 

Nr.  11758.  OSOSSBBITAKKIEH.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Hanotanx  will  die 
tflrkischen  Trappen  nach  Einrichtung  einer  Gen- 
darmerie von  Kreta  entfernen. 

Paris,  Febmary  26,  1897,  1.15  p.  m. 
(Telegraphic.)  H  I  have  just  seen  M.  Hanotanx,  and  have  commnnicated  K'-  ii7<»8- 
to   him   the  snbstance  of  yoor  Lordship's  telegrams  of  yesterday  respecting  briulnira. 
Crete.  Q  His  Excellency  thinks  it  would  be  better  to  modify  point  4,  so  as  to25.Fei».i8«7. 
allow  the  Tnrkish  troops  that  were  in  Crete  before  the  ontbreak  to  remain 
at   certain  places  where  the  Mnssnlman  popnlation   are  in  danger  of  their 
livesy  nntil  the  Organization  of  the  local  Gendarmerie  is  completed.  ||  Except 
on  this   one  point  M.  Hanotanx  agrees  entirely  with  yonr  Lordship's  proposed 
plan,   provided   that  all  the  Powers   snpport  it,  and  he  will  do  all  in  his 
power   to  insnre  its  acceptance.  ||  He  hopes  that  yoor  Lordship  will  embody 
bis  Suggestion  in  tbe  declaration  to  be  made  in  Parliament  to-day.  ||  In  a  despatch 
reeeived  this  moming  from  Baron  de  Conrcel,  it  was  stated  that  yoor  Lord- 
ship had  admitted  to  him  yesterday  that  the  one  difficalty  in  the  Situation 
was  point  4. 


Nr.  11759.  OBOSSBRITAHHIEH.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Marschall  verlangt 
Zurflckziehung  der  griechischen  Truppen. 

Berlin,  Febmary  26,  1897,  2.15  p.  m.    (February  25.) 

(Telegraphic.)  ||  With  reference  to  your  Lordship's  telegram  of  yesterday,  h,.  11759. 
the   snbstance   of  which  I  have  commnnicated  to  Baron  von  Marschall,  his     ^>^^^~ 

briiaiuiian. 

Excellenc/s  Observation  was  that  it  did  not  in  general  contain  anything  in85.Feb.i897. 
Opposition  to  the  views  of  the  German  Government,  except  where  it  is  said 
in  Paragraph  4,  that  in  the  event  of  Greece  or  Turkey  refusing  to  withdraw 
their  forces,  force  should  be  used  by  the  Powers  to  impose  their  decision. 
In  his  Excellency's  oponion,  Greece  and  Turkey  cannot  be  treated  on  the 
same  footing,  and  the  demand  that  they  should  withdraw  their  forces  should 
not  be  made  simultaneously.  The  former  have  no  right  to  be  in  Crete  while 
the  latter  have.  ||  To  force  Greece  to  evacuate  the  Island  would  be  the  first 
thing  to  be  done.    After  the  accomplishment  of  this,  and  when  the  island  shall 
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Hr.  11750.  be  in  the  occupation  of  the  Great  Powers,  Turkej  might  then  be  called  apon 
briuaaieii.  ^^  ^^^  ^^  withdraw  her  troops,  in  view  of  the  proposed  grant  of  aatonomy 
25.Feb.i8))7.to  Crete,  bat  to  demand  the  withdrawal  of  the  Torkish  troops  is  not  within 
the  right  of  the  Great  Powers  nntil  after  the  island  shall  have  been  left  bj 
the  Greeks.  ||  His  Excellencj  observed,  farther,  that  it  seemed  to  him  that 
the  words  in  paragraph  4,  ''when  required/'  admitted  of  the  conrse  indicated 
above  being  followed,  as  thej  did  not  implj  necessarilj  that  the  demand  for 
the  withdrawal  of  the  troops  shoold  be  simultaneously  made  to  Greece  and 
Turkey. 


Nr,  11760.  OROBSBEITANiriEH.  —  Der  Botschafter  in  Wien  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Golnchowski  will 
keinen  Zwang  gegen  die  Ttlrken  anwenden. 

Vienna,  February  25,  1897.    (February  25.) 

^Gr^fe^  (Telegraphic.)  ||  While   carrying  out  the  Instructions  contained  in  your 

briunnien.  Lordshlp's  telegram  of  yesterday,  I  at  the  same  time  explained  the  circum- 

25.P6b.i897.g^jjggg  by  which  Her  Majesty's  Government  have  been  induced  to  publicly 

declare  their  policy  with  regard  to  the  Gretan   qnestion  before  coming  to  a 

formal   aggreement  on  the  subject  ||  The  Minister  for  Foreign  Affairs  only 

offered  one  objection,which  referred  to  mention  of  the  coercion  which  would 

possibly    have    to    be    applied    to    Turkey.    It    seemed    to    his    Ezcellency 

uunecessary,  in  view  of  the  critical  position  of  the  few  remaining  Turkish 

troops,  and  he  also  did  not  think  it  quite  in  accordance  with  the  maintenance 

of  the  suzerainty  of  the  Sultan.    He  did  not  wish,  however,  that  he  should  be 

tought  to  dissent  from  the  policy  stated  by  your  Lordship,  which  seemed  to 

him  to  agree  with  that  which  the  other  Powers  have  adopted. 


Nr,  11761.  GROBBBEITANiriEir.  —  Der  Botschafter  in  Rom  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Italien  ist  mit  der 
englischen  Politik  einverstanden. 

Rome,  February  26,  1897.    (February  25.) 
Nr.  11761.  (Telegraphic.)  ||  I  saw  the  Minister  for  Foreign  Affairs  to-day,  and  carried 

P'o*«;  out  the  instructions  contained  in  your  Lordship's  telegram  of  the  24  th 
25.Feb.i897.u^stant,  aud  his  Ezcellency  informed  me  that  he  entirely  agreed  with  the 
declarations  which  your  Lordship  proposed  to  make  as  to  the  policy  of  Her 
Majesty's  Government  with  regard  to  Grete.  ||  The  Russian  Ambassador,  his 
Excellency  further  stated,  had  communicated  to  him  a  proposition  on  the  part 
of  his  Government,  and  his  Excellency  had  learnt  from  the  Italian  Ambassador 
in  London  that  a  similar  proposition  had  been  addressed  to  your  Lordship.  || 
His  Excellency  had  informed  the  Russian  Ambassador  that  the  Italian  Govern- 
ment were  ready  to  accept  the  proposition  on  condition  that  it  met  with  the 
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ananimoas  consent  of  all  the  Powers.    He  forther  stated  that  tbe  measures  Nr.  ii76i. 
of  coercion  which  were  indicated  in  the  proposition,  and  which  might  have  i,^^^^. 
to  be  applied  to  Greece,  was  an  eventuality  the  effects  of  which  the  Powers  25.Feb.  m?. 
would  have  to  take  into  consideration,  and  that,  in  his  opinion,  the  best  way 
of  avoiding  such  measnres  would  be  that  in  fornmlating  the  Decree  for  the 
autonomj  of  Crete,  it  shoald  be  clearly  stipulated  that  such  aatonomy  wonld 
be   a  real    and   effective  autonomy  under  the   snzerainty  of  the  Sultan   of 
Tarkey.  ||  The  Minister  for  Foreign  Affairs  said  that  the  Italian  Government 
were  willing  to  co-operate  with  Her  Mayest/s  Government  in  this  matter. 


Nr.  11762.  GEOSSBEITAHinEH.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.*  Graf  Mttra- 
wiew  will  keine  Entfernung  der  türkischen  Truppen. 

St.  Petersburgh,  February  26,  1897.    (February  26.) 

(Telegraphic.)  ||  I  have  asccrtained  from  Count  Mouravieff  that  he  has  no  j^,  ^-gg 
objection  to  the  public  Statement  your  Lordship  proposes  to  make,  ezcept  to     orofs- 
that  part  of  it  which  relates  to  the  withdrawal  of  the  Turkish  troops.     That^j^^^^^w? 
point,  his  Excellency  stated,  had  never  been  raised  before  or  discussed,  and 
he  considers  it  will  cause  delay.  ||  All  the  Powers,  except  England,  have  ans- 
wered  his  Circular  despatch  of  Tuesday  last  with  regard  to  the  action  to  be 
taken  by  the  Powers  at  Constantinople  and  Athens.     Count  Mouravieff  says 
that  the  Representatives  of  the  Powers  at  those  places  are  in  receipt  of  the 
necessary  instructions,  and  his  Excellency  has  informed  the  Russian  Represen- 
tatives at  Athens  and  Constantinople  that  it  was  only  the  formal  Agreement 
of  Her  Majesty's  Government  for  which  he  was  now  waiting.  ||  Count  Moura- 
vieff is  anxious  to  receive  the  reply  of  Her  Majesty's  Government. 


Nr,  11763-  GR08SBRITAHNIEN.  —  Der  Minster  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Zustimmung  zu 
Rufslands  Vorschlägen  in  Nr.  11756. 

Foreign  Office,  February  25,  1897. 

(Telegraphic.)  ||  Her  Majest/s  Government  have  assented  to  the  proposals  jj^  ^j,^ 
for  a  settlement  of  the  Cretan  question  contained  in  Count  Mouravieff's  two     orois- 
telegrams  of  the  23rd  instant,  only  demurring  to  the  words  "i™mediately"25j^i['"^; 
and  "extreme  rigour*'  at  the  end  of  the  second  telegram. 
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Nr.  11764.  OR088BEITAHHIEH.  —  Der  Botschafter  in  Berlin 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Instrnlctionen 
des  deutschen,  russischen  und  Österreich-ungarischen 
Gesandten  in  Athen« 

Berlin,  Fehruary  26,  1897.    (February  26.) 

Nr.  ii7«4.  (Telegraphic.)  ||  I  am  informed  by  Baron  von  Marschall  that  the  German, 

briunnien.  Rossian,  and  Austrian  Ministers  at  Athens  have  received  Instructions  to  sum- 

26.F6b.i897.mQQ  the  Greek  Government,  as  soon  as  the  other  Great  Powers  shall  have 

issued  similar  Instructions  to  their  Bepresentatives,  to  withdraw  their  forces 

from  Crete  within  three  days. 


Nr.   11765.    OBIECHEIVLAHD.   —   Der  Minister  des  Auswärtigen 

an  den  Gesandten   in  London«     Protest  gegen  die 

Haltung  der  Grofsmächte. 

Äthanes,  le  26  Fövrier,  1897.    (Gommnnicated  to  Foreign  Office,  February  27.) 

Qri  "•?  (T616graphique.)  ||  En  prenant  sous  leur  protection  la  viUe  de  Can^c  les 

Und.     Amiraux  ont  proclamö  que  but  d'occnpation  ötait  rechercher  la  Solution  de 

26.Feb.i8»7.jj^  questiou  do  Cr^to  Sans  effusion  de  sang.     Hs  ont  donn6  preuve  de  la  ma- 

ni^re  qu'ils  entendent  ex^cuter  leur  mission  par  le  bombardement  d'Acrotiri 

contre  les  Chr^tiens,  mais  leur  conduite  envers  nos  troupes  d'occupation  est- 

elle  plus  justifi6e?    IIs  leur  fönt  un  blocus  des  plus  ^troits,  d^fendant  m6me 

ravitaillement.    Sous  quelle  raison  s'arrogent-ils  ce  droit  de  d^fendre  de  vivres 

ä  une  troupe  qui  est  la  garante  de  Tordre  et  de  la  tranquillitö?     Est-ce  un 

moyen  pour  la  forcer  de  quitter  Ttle?     Ils  se  trompent,  car  appel6e  par  la 

volont6  du  peuple  Crötois  la  force  Hell^nique  trouvera  dans  leur  sein  fratemel 

moyen  ezistence.    Cet  acte,  qui  n'est  usit^  que  parmi  bellig^rants,  n'est  ex- 

pliqu6  que  par  la  force  et  nous  protestons  önergiquement  devant  cette  nou- 

volle  preuve  des  dispositions  des  forces  Chr^tiennes  riunies  sous  pr6texte 

amener  paix  et  ordre. 


Nr.  11766.  BVSSLAHD.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an 
den  Botschafter  in  London.  Gemeinsame  Zwangs- 
mafsregeln  gegen  Griechenland,  wenn  es  seine 
Truppen  nicht  zurückzieht 

Le  17  F6vrier  (1«  Mars),  1897.    (Communicated  March  2.) 

Nr.  117M.  (T^l^graphique.)  ||  En  pr6vision  d'une  r^sistance  possible  du  Gouvernement 

j^^p^^^  Grec  aux  sommations  des  Grandes  Puissances  de  retirer  ses  troupes  et  ses 

forces  navales  de  la  Cröte,  les  Amiraux  devraient  6tre  munis  d'avance  d'in- 

struotions  en  vue  de  Taction  coercitive  destinöe  ä  Ty  obliger.   Nous  proposons 

en  cons^uence  de  charger  sans   retard  les  Amiraux  d'arr^ter  de  commun 
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aceord  et  de  faire  connaitre  k  lears  Oovemements  les  mesores  qn'ils  trouvent  Nr.  inee. 
nöcessaires:  (1)  pour  proc^der  immSdiatement,  ä  Texpiration  du  terme  assignö  j^^p^^*^^ 
anx  Grecs,  an  blocos  du  Pir^e  on  des  aatres  ports  Grecs;  (2)  pour  iDtereepter 
tonte  commnnication  entre  la  flotille  Grecqae  et  Ttle,  emp6cher  tonte  tentative 
de   raTitafllement  des  tronpes  d^barqn^es  et  maintenir  ordre  snr  les  points 
qne  les  Grandes  Pnissances  occnpent  actnellement. 


Nr.  1]  767.  OEOSSMÄCHTE.  —  Die  Vertreter  der  Grofsraächte  in 
Athen  an  den  griechischen  Minister  des  Auswär- 
tigen.     Aufforderung,    die    griechischen   Truppen 

zurflckzuziehen. 

Äthanes,  le  2  mars  1897. 

M.  le  Ministre,  11  J'ai  recu  de  mon  Gouvernment  Tordre  de  porter  k  la  ^'-  "'*'• 
connaissance  de  votre  Excellence  que  les  Grandes  Puissances  se  sont  entendues  2.M&rzi897. 
pour  arr^ter  une  ligne  de  conduite  commune  destinöe  &  mettre  fin  k  une 
Situation  qu'il  n'a  pas  d^pendu  d'elles  de  pr^venir,  mais  dont  la  Prolongation 
sentit  de  nature  k  compromettre  gravement  la  paix  de  TEurope.  ||  A  cet  effet 
les  Gouvernements  d'AUemagne,  d'Autriche-Hongrie,  de  France,  de  la  Grande- 
Bretagne,,  dltalie,  et  de  Russie  sont  tomb^s  d'accord  sur  les  deux  points 
suivants: — 

1.  La  Gröte  ne  pourra  en  aucun  cas  dans  les  conjonctures  actnelles  6tre 
annex4e  k  la  Qrhce.  \\  2.  Vu  les  retards  apport^s  par  la  Turquie  dans  Tappli- 
cation  des  röformes  arrftt^es  de  concert  ayec  elles,  et  qui  n'en  permettent  plus 
Tadaptation  k  un  6tat  de  choses  transformä,  les  Puissances  sont  r^solues,  tont 
en  maintenant  Tint^grit^  de  r£mpire  Ottoman,  k  doter  la  Cr^te  d'un  regime 
autonome  absokiment  effectif  et  destin6  k  lui  assurer  un  Gouvernement  s^par6 
sous  la  haute  souverainetö  du  Sultan. 

La  rtelisation  de  ces  vues  ne  saurait  dans  la  conviction  des  Cabinets 
s'obtenir  que  par  le  retrait  des  navires  et  des  troupes  Hellöniques  qui  sont 
actnellement  dans  les  eaux  ou  sur  le  territoire  de  Tue  occup^e  par  les  Puls- 
simces.  Aussi  attendons-nous  avec  confiance  cette  d^termination  de  la  sagesse 
du  Gouvernement  de  Sa  llajest^,  qui  ne  voudra  pas  persister  dans  une  voie 
oppos^e  k  la  räsolution  des  Puissances,  d^cid^es  k  poursuivre  un  prompt 
apaisement  aussi  indispensable  k  la  Crdte  qu'au  maintien  de  la  paix  gön^rale.  || 
Je  ne  dissimulerai  pas  toutefois  k  votre  Excellence  que  mes  Instructions  me 
prescrivent  de  vous  pr^venir  qu'en  cas  de  refus  du  Gouvernement  Royal  les 
Grandes  Puissances  sont  irr^vocablement  d^termin^es  k  ne  reculer  devant  aucun 
moyen  de  contrainte  si  k  Texpiration  de  six  jours  le  rappel  des  navires  et 
des  troupes  Hell^niques  de  Cr6te  n'^tait  pas  effectu^. 
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Nr.    11768,    0R0S8MÄCHTE.   —  Die  Vertreter  der   Grofsm&chte 

in  Eonstantinopel  an   den  türkischen  Minister  des 

Auswärtigen.    Kreta  soll  eine  autonome  Verfassung 

erhalten. 

Constantinople,  le  2  Mars,  1897. 

Nr.  11768.  Les  Grandes  Puissances,   anim^es  du  däsir  d'assurer  le  maintien  de  la 

GrofioD&chte. 

2.iurai897.Päix  et  de  Yoir  respecter  Tint^grit^  de  TEmpire  Ottoman,  ont  recherch^  les 
mojens  de  mettre  un  terme  anx  d^sordres  qui  ont  amen6  leur  intenrention 
arm^e  en  Crht»,  ainsi  qu'ä  la  pr6sence  dans  l'tle  des  forces  Heil^niques.  Elles 
ont  reconnu  que  par  suite  du  retard  apportä  ä  leur  application,  les  r^formes 
präYues  dans  l'Arrangement  du  25  Aoüt,  1896,  ne  r^pondaient  plus  aux  n6- 
cessit^s  de  la  Situation  actuelle,  et  elles  dont  tomb^es  d'accord  sur  les  points 
suiyants : — 

1.  La  Cr^te  ne  pourra  en  aucun  cas  ^tre  annex6e  k  la  Grice  dans  les 
conjonctions  präsentes. 

2.  Elle  sera  dot^e  par  les  Puissances  d'un  regime  autonome. 

En  notifiant,  d'ordre  de  leurs  Gouvernements,  ces  d^cisions  k  la  Sublime 
Porte,  les  Reprisen tants  des  Grandes  Puissances  k  Constantinople  croient 
devoir  lui  faire  part  de  la  r^solution  qo'ont  adopt^e  leurs  Gouvernements, 
d'adresser  k  la  Gröoe  la  sommation  de  retirer  de  Cr^te  ses  troupes  et  ses 
forces  navales. 


Nr.    11769.     OBOSSMÄCHTE.  —  Dieselben  an  Denselben.    Konzen- 
tration der  türkischen  Truppen  auf  Kreta. 

Ck>nstantinople,  le  5  Mars,  1897. 
Nr  11769.  Se  r^f^rant  k  leur  communication  du  2  Mars,  les  Ambassadeurs  croient 

6.  M&rx  189?!  ^^^^^^  7  «joutcr  que,  Tautonomie  pr6vue  pour  la  Cröte  impliquant  la  r^duction 
progressive  des  forces  Ottomanes,  il  conviendra,  d6s  Tövacuation  de  Tlle  par 
tes  troupes  Helläniques,  de  prendre  les  mesures  n^cessaires  pour  la  concen- 
tration  des  troupes  Imperiales  dans  les  places  fortes  qui  sont  actuellement 
occup^es  par  des  d^tachements  Europ^ens. 


Nr.  11770.  TÜEKEI.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Vertreter  der  Grofsmächte  in  Konstantinopel.  Die 
Pforte  genehmigt  die  Autonomie  Kretas. 

Constantinople,  March  7,  1897,  11.55  a.  m. 

La  Sublime  Porte  a  eu  Thonneur  de  recevoir  la  note  que  les  Ambassa- 

Nr.  11770.^®^^^  ^^^  Grandes  Puissances  ont  bien  vouln  lui  adresser  en  date  du  2  Mars 

Tftrkei.    relativement  k  la  Crftte.  ||  Le  Gouvernement  Imp6rial   prend  acte  avec  satis- 

'^  ^^^' faction  des   assurances   que  les  Grandes  Puissances  veulent  bien  lui  donner 
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qoant  ä  leur  d^sir  de  respecter  rint^grit^  de  l'Empire,  et  de  la  d^cision  Nr.  11770. 
qu  elles  ont  prise  de  faire  retirer  les  bätiments  de  guerre  es  les  troupes  ^  Mfci^^s^», 
Hell^niqnes  de  la  Gr^te.  Confiante  dans  leurs  sentiments  bienveillants  et  dans 
leur  ferme  volonte  de  ne  point  porter  atteinte  aux  droits  de  sonverainet^  du 
Sultan»  la  Sablime  Porte,  d^sirease  elle-m^me  d'asBurer  le  maintien  de  la  paix, 
accepte  le  principe  d'une  autonomie  k  accorder  k  la  Cr^te  en  se  r^servant  la 
üacolt^  de  s'entendre  avec  les  Ambassadeurs  sur  la  forme  et  les  d^tails  du 
regime  dont  Ttle  sera  dot^e. 


Nr.  11771.  OEXECHSniAin).  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Vertreter  der  Grofsmäcbte  in  Athen.  Ant- 
wort auf  Nr.  11767. 

Äthanes,  le  24  Ferner  (8  Mars),  1897. 
M.  le  Ministre,  ||  j'ai  regu  la  note  que  tous  m'avez  fait  Thonneur  de  Nr.  11771. 
m'adresser  d'ordre  du  Gouvernment  Britannique  en  date  du  ISFövrier  (2Mars).||  ^'{^a!" 
Le  Gouvernement  Royal  a  examin6  avec  toute  Tattention  qu'ils  m^ritent,  les24.Feb.i897. 
pointa  sur  lesquels  les  Grandes  Puissances  sont  tomb^s  d'accord.  Yu  leur 
gravit^  extraordinaire  pour  les  r^sultats  qui  en  seront  la  cons^quence,  le 
GouYemement  de  Sa  Majestö  le  Roi  croit  de  son  devoir,  M.  le  Ministre,  de 
soumettre  aux  Grandes*  Puissances  son  opinion  sur  les  mesures  ^dictöes — 
opinion  qui  est  le  r^sultat  d'une  longue  exp^rience  et  d'une  connaissance 
approfondie  de  la  Situation  de  la  Cräte.  ||  P^n^tr^  des  sentiments  qui  animent 
les  Grandes  Puissances ,  et  de  leur  sollicitude  pour  la  paix  g^n^rale,  le 
GouTernement  Qell^nique  ne  manquera  pas  ä  ce  devoir  parce  que  la  Gr^ce 
aussi  d^sire  ardemment  contrilfuer  au  maintien  de  la  paix  et  pr6server  de  la 
rnine  compl^te  la  population  de  Ttle  si  durement  ^prouv^e,  et  tant  de  fois 
d^im^e.  ||  Nous  croyons  que  le  nouveau  regime  autonome  que  les  Grandes 
Puissances  viennent  d'adopter,  ne  ponrra  r^ondre  malheureusement  aux  nobles 
intentions  qui  Tinspirent,  et  subira  le  sort  des  diff^rents  syst^mes  administratifs 
qui  ont  M  ä  diff^rentes  reprises  et  sans  succ^s  exp^riment^s  en  Cr^te.  ||  Ce 
n'est  pas  pour  la  premi^re  fois  que  la  Cr^te  se  trouve  dans  cet  6tat  de 
soolörement.  Dans  ces  demiers  temps  plus  que  six  fois  les  horreurs  de 
Tanarchie  ont  6branl6  et  mis  en  p^ril  son  existence.  Si  donc  le  nouveau 
regime  dont  il  s'agit  de  la  doter  n'est  pas  de  nature  k  y  r^tablir  Tordre 
d'une  mani^re  definitive,  le  Gouvernement  Hell6nique  n'a  aucun  doute  sur 
rimpossibilite  de  mettre  un  terme  k  l'^tat  r^volutionnaire  actuel;  l'anarcbie 
continuera  k  ravager  le  pays,  le  feu  et  le  fer  dans  les  mains  d'un  fanatisme 
avenglö  continueront  leur  oeuvre  de  destruction  et  d'extermination  d'un  penple 
qui  assur^ment  ne  m^ritent  pas  un  tel  sort  ||  Devant  une  teile  perspective 
notre  responsabilit^  serait  Enorme  si  nous  ne  venions  pas  prier  instamment 
les  Grandes  Puissances  de  ne  pas  insister  sur  le  Systeme  d'autonomie  ^dict^, 
mais  de  rendre  k  la  Cr^te  ce  qu'elle  avait  d^jä  eu  lors  de  l'affrancbissement 
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Nr.  11771.  des  autres  provinces,  qoi  forment  le  Royaome  Hell^nique,  et  de  la  ramener 
^llid!"'  ^  ^*  Gr^ce,  ä  laquelle  eile  appartenait  d^jä  du  temps  de  la  Prösidenco  de 
84.Feb.i897.Capodistria.  ||  En  pr^ence  des  r^centes  seines  de  lUAssacres,  de  pillages,  et 
d'incendies  dans  la  ville  de  La  Can^e;  en  prösence  des  ^pouvantables  angoisses 
anxquelles  se  troa?aient  expos^s  les  habitants  de  Candie,  menac^s  par  la  foreor 
Sans  firein  de  la  popolace  Mosnlmane,  qoi  s'opposait  au  d^part  des  familles 
Chr^tieimes  pour  la  Gr^e,  devenoe  de  tont  temps  le  refage  providentiel  de 
toutes  ces  malhenrenses  existences,  le  remords  tonrmentait  notre  pays  tont 
entier  pour  la  responsabilit^  qu'il  avait  prise  Tan  dernier,  de  d^cider  par  ses 
conseils  les  Cr^tois  a  d^poser  les  armes.  Les  malheors  qni  s^en  sont  snivis 
ne  nous  permettent  pluä  d'entreprendre  encore  une  fois  ane  .teile  tftcbe»  et, 
Venssions  nous  entreprise,  notre  voix  serait  certainement  tr^  faible  et  son 
^cho  n'arriverait  pas  jnsqu'au  peuple  Cr^tois.  ||  £tant  donn^  que  le  nouveau 
regime  d'autonomie  ne  pourrait,  k  notre  avis,  r^pondre  an  noble  bnt  des 
Pnissances,  il  est  Evident  quelle  serait  la  Situation  de  la  malheureuse  ile  de 
ce  jour  jusqu'ä  T^tablissement  de  ce  regime,  si  les  Grandes  Puissances 
croyaient  devoir  pers^v^rer  dans  leurs  r^solutions.  ||  Dans  cet  ordre  d'id^es, 
et  au  nom  de  Thumanit^,  comme  aussi  dans  Tint^rftt  de  la  pacification  de 
rtle^pacification  qui  fait  l'unique  objet  de  la  sollicitude  des  Grandes  Puis- 
sances, nous  n'h^sitons  pas  k  faire  appel  auprös  d'elles  au  sujet  de  Tantre 
mesure  relative  au  rappel  de  nos  forces  militaires.  ||  En  effet,  si  par  la 
pr6sence  des  escadres  r^unies  des  Grandes  Puissances  dans  les  eaux  Cr^toises, 
et  sur  la  conviction  que  ces  flottes,  ne  permettent  pas  le  d^barquement  sur 
rile  de  troupes  Ottomanes,  la  pr^sence  aussi  de  tous  les  navires  de  la  flotte 
Hell^niqne  se  trouvant  en  Cr^te  n'y  6tait  pas  jug6e  n^ceo^aire,  le  s^jour 
cependant  de  Tarm^e  Hell^nique  dans  Tue  >8t  par  contre  indiqu6  par  le 
sentiment  d'humanit^  aussi  bien  que  par  Tinter^t  m6me  du  r^tablissement 
d^finitif  de  Tordre,  Notre  devoir  notamment  nous  impose  de  ne  pas  aban- 
donner le  peuple  Cr^tois  k  la  merci  du  fanatisme  Musulman  et  de  Tarm^e 
Turque,  qui  de  tout  temps  sciemment  et  de  connivence  a  particip^  aux  actes 
agressifs  de  la  populace  contre  les  Chr^tiens.  ||  Surtout,  si  nos  troupes  sur 
rtle,  dignes  de  toute  la  confianee  des  Grandes  Puissances,  recevaient  le  mandat 
de  pacifier  ce  pays,  leurs  intentions  auraient  regus  promptement  la  plus  par- 
faite  satisfaction.  G'est  alors,  apr^s  le  rötablissement  de  Tordre,  qu'il  serait 
possible  de  connattre  les  voeux  librement  exprim^s  du  peuple  Cr^tois  pour 
d^cider  de  son  sort.  ||  Les  horreurs  qui  se  r6p^tent  en  Cr^te  p6riodiquement 
depuis  plusienrs  dizaines  d'ann^es,  ne  se  commettent  pas  seulement  sans 
^mouvoir  profond^ment  le  peuple  Hellene,  mais  elles  interrompent  aussi 
Tactivit^  sociale  et  troublent  gravement  T^conomie  et  les  finances  de  l'Stat 
En  admettant  m^me  qu'il  nous  serait  possible  d'oublier  pour  un  instant  que 
nous  sommes  coreligionnaires  avec  le  peuple  Cr^tois,  que  nous  sommes  de  la 
m6me  race,  et  li4s  par  le  sang,  nous  ne  pouvons  passer  sous  silence  devant 
les  Grandes  Puissances  que  T^tat  Hell^nique  no  saurait  r^sister  plus  longtemps 
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k  de  semblables  secousses.  ||  iCest  pourqnoi  noas  faisons  appel  .aux  sentiments  Nr.  11771. 
g^n^reux  qai  animent  les  Grandes  Puissances,  en  les  priant  de  permettre  au  ^'^^'''' 
penple  Grötois  de  se  prononcer  comment  il  d^sire  6tre  gouvern^.  a4.Feb.i897. 

Veuillez  agr6er,  &c. 
(Sign6)        A.  Skousös. 


Nr.  11772.  GEOSSBEITAinnEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in' Petersburg.  Rufsland 
hält  ein  Abkommen  für  ein  gemeinsames  Vorgehen 
in  Griechenland  und  Kreta  für  nötig. 

Foreign  Office,  March  8,  1897,  midnight 
(Telegraphic.)  ||  The  Russian  Ambassador  has  communicated  ta  me  the  Nr.  11772. 
foUowing  Statements:—  briu^en. 

"In  the  View  of  the  Russian  Government,  it  is  a  matter  of  urgent  8. M&rsi897. 
necessitj  that  an  agreement  should  be  arrived  at  between  the  Powers  as  to 
the  measures  to  be  taken  in  Crete  so  soon  as  the  term  allowed  to  the  Hellenic 
Government  for  the  recall  of  their  vessels  and  troops  has  ezpired.  Is  it  not 
desirable  that  a  solemn  announcement  should  be  made  bj  the  Admirals  that 
the  Island  has  been  transferred  to  a  regime  of  autonomy,  which  the  Powers 
guarantee  jointlj  to  introduce,  and  that  administrative  measures  should  forth* 
with  be  taken  for  the  restoration  of  confidence  and  order?  In  the  mean- 
while,  it  would  be  necessary  to  summon  the  Turkish  troops  to  concentrate 
themselves  at  such  points  of  Crete  as  the  European  forces  alreadj  occupy. 
With  regard  to  the  Greek  forces,  if  Orders  be  not  issued  bj  the  Hellenic 
Govemmeut  for  their  recall,  it  would  be  necessary  to  compel  their  withdrawal, 
br  to  beleaguer  them  and  deprive  them  of  the  power  of  provisioning  them- 
selves. It  foUows  that  no  Greek  vessel  of  war  would  be  permitted  to  venture 
within  Cretan  waters.''  ||  In  reply,  I  expressed  to  the  Russian  Ambassador  my 
general  concurrence  in  this  view,  and  particularly  as  regards  the  question  of 
aatonomy  and  the  arrangements  regarding  the  Turkish  troops,  and  with  respect 
to  the  proposal  Tor  a  blockade  of  Crete  in  preference  to  a  blockade  of  the 
Piraeos.  ||  I  further  expressed  agreement  as  to  the  importance  of  resorting  to 
measures  for  the  restoration  of  order  in  the  Island.  ||  The  noniination  of  some 
Govemor  will,  I  think,  be  necessary,  who  would  represent  the  Powers  pending 
the  provisional  period  during  which  their  occupation  of  the  island  may  con- 
tinue.  It  is  not  desirable  that  he  should  be  an  Ottoman  subject,  nor  should 
he  be  of  British  nationality. 
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Nr.  11773.  OEOSSBEITAITNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  die  Botschafter  in  Paris,  Rom,  Petersburg, 
Berlin,  Wien.  Über  die  Aufrechthaltung  der  Ruhe 
in  Kreta.    Vergl.  Nr.  11772. 

Foreign  Ofßce,  March  9,  1897,  midnight 
Nr.  11773.  (Telegraphic.)  ||  In  order  to  maintain  order  in  Crete  it  has  been  recom- 

Grofc-  mended  by  the  Admirals  that  each  of  the  Great  Powers  should  send  a  battalion 
9.Mftni897.to  tho  islaud.  II  The  views  expressed  in  the  Russian  communication  of  the  8ih 
instant,  as  to  the  necessitj  of  adopting  measures  to  that  end,'  meet  with  the 
cordial  coneurrence  of  Her  Majesty's  Government;  but  even  if  the  proposed 
dispatch  of  troops  be  accepted  unanimously,  they  doubt  whether  the  measure 
will  be  adequate  for  the  purpose  in  view.  ||  In  the  note  of  the  Greek  Govern- 
ment the  advantage  of  employing  their  troops  to  preserve  order  in  the  island 
is  emphasized.  The  Greek  Government  have  in  view  the  concentration  of 
their  troops  under  the  Greek  flag  with  a  Commander  of  Greek  nationality, 
as  well  as  a  pl^biscite  after  the  restoration  of  order.  ||  The  Powers  will  not 
find  these  conditions  acceptable.  It  is  however  worthy  of  consideration, 
whether  it  is  not  practicable  to  adopt  the  Suggestion  while  rejeeting  the  con- 
ditions with  which  it  is  coupled,  by  dividing  the  force  or  a  portion  of 
it  among  the  Great  Powers,  and  by  placing  the  Greek  detachments  under 
superior  European  officers,  and  under  the  flag  of  the  Powers  to  which  thej 
may  be  allotted.  The  Greek  troops  as  a  body  of  police  would  be  more 
effective  than  any  others,  and  in  this  way  the  subsequent  restoration  of  Crete 
to  the  Sultan's  suzerainty  would  not  be  endangered.  Whether  the  Greek  s 
would  accept  the  o£fer  is,  of  course,  a  matter  of  doubt,  but  they  would  by 
this  means  be  spared  the  unpleasant  necessity  of  having  forthwith  to  recall 
their  troops.  ||  It  is  in  the  hope  of  facilitating  a  settlement  that  Her  Majesty's 
Government  offer  this  Suggestion;  but  while  doing  so  they  give  füll  adherence 
to  the  policy  adopted  by  the  European  Powers,  that  Greece  shall  not  annex 
Crete,  and  that  the  island  though  forming  part  of  the  Ottoman  Empire,  shall 
enjoy  the  Privileges  of  an  autonomous  province. 


Nr.  11774.  GEIECHENLAND,  —  Der  Botschafter  in  London  an 
den  englischen  Minister  des  Auswärtigen.  Ergänzung 
zu  Nr.  11771. 

L^gation  Hell^nique,  Londres,  le  10  Mars,  1897. 

Nr.  11774.  Le  Charge  d'Affaires  de  Gr^e  a  ^t^  autoris^  par  son  Gouvernement^  par 

^"iMd*""  "^   t616gramme   en   date  du  8  Mars,   de  faire  part  au  Gouvernement  auprös 

io.M&rxi897.  duquel  il  est  accr^dit^  de  la  communication  suivante: —  ||  ''Faisant  sulte  ä  la 

r^ponse  ä  la  note  adress^e  aux  Grandes  Puissances  par  le  Gouvernement  du 

Roi,  je  crois  de  mon  devoir  de  vous  annoncer  que—  ||  1.  Le  Gouvernement 
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Royal    en    proposaot    que    les    Grandes    Puissances    donnent    aux    troupes  Nr.  11774. 
Hell&iiques,    se  trouTant  en   Crtte,    mandat,   Sa  Majestö  verrait  volontiers .  ^"J^^!" 
d^tachements  marines  des  Pnissances  coop^rer  k  cette  mission  avec  nos  troupes  io.iuni897. 
si  les  Pnissances  vonlaient  bien  admettre  cette  mesnre.  ||  2.   Si  le  principe  du 
pUbiscite   du   penple  Cr^tois  ^tait  admis,   nons  n'aorions  pas  contredit  k  ce 
qae  Cr^te   reste  sons  la  sazerainet6  du  Sultan  jusqu'ä  ce  que  cette  mesure 
soft  extoit^. — Skousfes." 


Nt.  11775.  SVSSLAHD.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an 
den  Botschafter  in  London.  Wünscht  die  Ansicht 
Salisburys  Aber  die  griechische  Antwort  zu  kennen. 

Le  26  FÄvrier  (10  Mars),  1897. 
(T^l^graphique.)  ||  Nous  aimerions  6tre  renseign^s  aussitöt  que  possible  au  Nr.  11775. 
sojet  de  l'avis  du  Gabinet  de  Londres  sur  r^ponse  du  Gouvernement  Grec  k  ^^"^[^t. 

'^  26.  F«b.  1897. 

la  note  coUective  des  Pnissances.  Bleu  que  cette  r^ponse  n'indique  Tadb^sion 
qne  sur  un  seul  point,  nomm^ment  sur  le  rappel  des  vaisseaux  Grecs,  eile  ne 
nous  paraft  pas  exclnre  possibilit^  d'une  soumission  compl^te.  Puissances 
pourraient  nötiger  k  la  Gr^ce  que  les  consid^rations  et  les  voeux  expos^s 
dans  r^ponse  du  Gabinet  d'Ath^nes  ne  peuYent  influer  sur  leur  irr^vocable 
decision  de  ne  pas  admettre  Tannexion  de  la  Cr^te  k  la  Gr^ce  dans  les  con- 
jonetures  actuelles.  Quant  k  la  s^urit^  Interieure  de  Ttle,  elles  sauront  y 
▼eiller  par  Tenvoi  de  d^tachements  bien  plus  consid^rables  que  celui  command^ 
par  le  Golonel  Yassos.  D^s  lors,  tout  comroe  la  Grdce  reconnaft  rinutilit^  du 
maintien  de  ses  vaisseaux  en  präsence  des  escadres  Europ^ennes,  eile  devrait 
comprendre  rinutilit^  de  ses  forces  militaires  en  pr^sence  de  Celles  des 
Grandes  Puissances.  Si  aprds  cette  notification  compl6mentaire  la  Gr^ce 
h^taü  encore  k  se  rendre  k  nos  injonctions,  les  Amiraux  devraient  appliquer 
dans  toute  leur  rigueur  les  mesures  qu'ils  ont  arrSt^es. 


Nr.  11776.  OSOSBBSITANHIEH.  —  Der  Botschafter  in  Rom  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Italien  legt  hohen 
Wert  auf  das  europäische  Konzert. 

Rome,  March  11  1897.    (March  11.) 
(Telegraphic.)  ||  To-day  I  saw  the  Minister  for  Foreign  Affairs,  and  com-  Nr.  11770. 
municated   to   him  the  substance  of  your  Lordship's  telegram  of  yesterday's  i,„!J][^^^„ 
date,   repeating  your  telegram   of  the  9th  instant  to  Sir  N.  O'Conor.  ||  His ii.M&ni807. 
Excellency,  without  entering  into  the  details  regarding  it,  assured  me  that  the 
policy   of  the  Italian  Government  consisted   in  a  strict  maintenance   of  the 
concord  of  the  European  Powers,  and,  when  practicable,  the  adoption  of  con- 
dliatory.measures,  but  that  they  were  ready  to  join  in  more  vigorous  measures 
if  all   the  Great  Powers   unanimously  approved  of  such  a  course.  ||  His  Ex- 
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Nr.  11776.  cellency  added  that  the  firm  adhesion  of  England  to  the  Eoropean  concert 
briunnien.  ^^  ^^  ^^^  greatcst  ünportance,  as,  shoold  England  withdraw,  the  peace  of 
ii.Mirti897.Enrope  would  be  in  great  danger. 


Nr.  11777.  OSOSSBBITANHIEH.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Hanotaux  Aber  die 
englischen  and  rassischen  Vorschläge  Nr.  11772, 11773. 

Paris,  March  11,  1897.    (March  11.) 
Nr.  11777.  (Telegraphic.)  ||  I  saw  M.  Hanotaux  this  moming,  and  spoke  to  him  on 

briiannien.  ^ho  subject  of  your  Lordship's  telegram  of  yesterday,  repeating  your  telegram 
ii.Mfcni897.  of  9th  instant  to  Sir  N.  O'Conor.  ||  His  Excellency  teils  me  that  the  Greek 
Goyemment  bas  more  than  once  suggested  to  him  that  Greek  troops  might 
be  employed  in  policing  Grete,  but  he  is  sure  that  the  majority  of  the  Powers 
hold  the  same  view  as  himself,  viz.,  that  any  Variation  from  the  decision  of 
the  Powers  that  those  troops  shall  evacuate  the  Island  is  entirely  inadmissible. !{ 
He  is  willing,  however,  to  facilitate  the  withdrawal  of  the  Greeks  by  arranging 
for  the  gradaal  and  simultaneous  departure  of  their  troops  and  of  the  Turkish 
forces,  as  already  suggested  by  him.  ||  He  is  especially  desirous  that  your 
Lordship  should  accept  the  Admirals'  programme  as  Bussia  bas  again  proposed, 
but  modified  in  so  far  that  the  separate  measures  should  be  taken  gradually, 
as  may  be  required  by  circumstances,  commencing  with  the  blockade  of  Grete. 
His  Excellency  believes  that  eyacuation  would  be  the  speedy  result  of  a  strict 
blockade.  ||  He  also  thinks  that  the  r^me  of  autonomy  should  be  immediately 
proclaimed. 


Nr.  11778.  OSOSSBBITANinEn.  —  Der  Minister  des  Auswar- 
tigen  an  die  Botschafter  in  Petersburg,  Paris,  Rom, 
Wien,  Berlin.  England  will  600  Mann  zur  Blockade 
Kretas  stellen. 

Foreign  Office,  March  11,  1897,  4.45  p.  m. 

Nr.  11778.  (Telegraphic.)  ||  In  conTersation  this  afternoon  with  the  Russian  Ambassador 

briunnieii.  ^  i^formed  his  Excellency  that,  while  adhering  to  my  recommendation  for  the 

n.M&rai897.  employmeut  of  the  Greek  troops  in  Grete  for  the  purpose  of  preserving  order, 

I  naturally  did  not  anticipate  its  adoption  if,  as  was  apparently  the  case,  it 

met  with   resistance   from   Austria,  Germany,    and  Russia.  ||  Her  Majesty's 

Government  were  willing  to  join,  as  regards  Operations  at  sea,  in  a  blockade 

of  Grete,  and   also   to  furnish  a  battalion,  consisting  of  600  men,   from  the 

Malta  garrison,  if  similar  steps  were  taken  by  the  other  Great  Powers. 
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Nr.  11779.  DEUTSCHES  BEICH.  —  Der  Botschafter  in  London 
an  das  Auswärtige  Amt  Unterredung  mit  Lord 
Salisburj  über  Kreta  und  Griechenland. 

Londres,  le  10  mars  1897. ' 
£n  commen^ant  notre  conversation  aujourd'hui,  Lord  Salisburj  m'a  dit 
qu'il  avait  adressö  une  d^p6che  au  Oonvemement  Russe  en  r^ponse  k  celle  B«icb. 
que  M.  de  Staal  avait  remise  ici  Tautre  jour  pour  communiquer  une  nouvelle^^*^'"*^'* 
proposition  Russe,  et  qu'il  avait  accept6  cette  demi^re  en  principe.  ||  En  cau-  ' 
sant  ensuite  de  la  Situation  dans  lUe  de  Cr^te,  le  Premier  Ministre  est  revenu 
avec  insistance  sur  Tid^e  qu'il  m'avait  exprim^e  l'autre  jour,  qu'il  fallait  avant 
tout  prendre  des  mesures  pour  assurer  provisoirement  l'ordre  et  la  s4curit6 
en  installant  un  Oouvemeur-G^n^ral  provisoire,  nomm^  par  les  Puissances  et 
anqnel  chacune  d'elles  remettrait  une  somme  de  10000  1.,  cet  argent  6tant 
destin^  ä  lui  foumir  les  moyens  d'engager  et  d'entretenir  une  police  süffisante. 
Lord  Salisbury  a  ajout^  qu'il  n'attachait  aucune  valeur  k  la  nationalit^  de  ce 
fonctionnaire  pourvu  qu'il  ue  soit  ni  Grec,  ni  Türe,  ni  Anglais.  Si  cette 
mesnre  ne  paraissait  pas  süffisante  on  pourrait  recourir  ä  la  proposition  d^jä 
accept^e  par  plusieurs  Gouvernements  que  chaque  Puissance  aurait  ä  envoyer 
nn  bataillon  de  soldats  qui  seraient  mis  k  la  disposition  du  Gouvernement 
G4n6ral.  Lord  Salisbury  a  ajout^  expressöment  que  le  Gouvernement  Anglais 
^tait  tout  pr6t  si  les  Puissances  voulaient  agir  dans  ce  sens,  k  donner  ordre 
qu'un  bataillon  Anglais  se  rende  immödiatement  de  Malte  k  Gr^te.  Lord 
Salisbury  serait  d'accord  qu'on  informät  le  Sultan  du  caractdre  äbsoUiment 
provisoire  de  la  nomination  d'un  Gouverneur-G^n^ral  par  les  Puissances.  ||  Re- 
venant  ensuite  sur  la  note  Grecque,  le  Ministre  a  exprim^  Topinion  que  la 
rMaction  permettrait  k  supposer  qu'ä  Ath^es  on  inclinait  maintenant  k  faire 
des  concessions  considärables,  surtout  si  les  Puissances  ne  se  refuseraient  pas 
absolument  k  construire  un  pont  qui  leur  permettrait  une  retraite  honorable.|| 
ü  m'a  expliqu6  ce  dernier  point  en  ajoutant  qu'ä  son  avis  on  pourrait  per- 
mettre  k  quelques  troupes  Grecques  de  rester  provisoirement  dans  l'lle,  mais 
k  la  condition  expresse  qu'elles  seraient  mises  absolument  sous  les  ordres  du 
6ouverneur-G6n6ral,  qui  les  placerait  par  fractions  oü  bon  lui  semblerait  sous 
les  pavillons  de  quelques-unes  des  Puissances,  s'en  servirait  comme  troupes  de 
police,  et  aurait  tonte  autorit^  sur  elles.  ||  Sur  ce  point  j'ai  r^pondu  k  Lord 
Salisbury  qu'une  teile  concession  aux  Grecs  me  semblait  impossible  et  qu'elle 
ne  serait  certainement  pas  admise  par  plusieurs  des  Puissances.  Lord  Salis- 
bury m'a  dit  alors  qu'il  n'6mettait  cette  idöe  que  parce  qu'elle  lui  semblait  la 
plus  pratique,  mais  qu'il  n'insistcrait  pas  k  cet  ^ard  si  les  Puissances  ne 
voulaient  pas  Tadmettre.  ||  Nous  avons  pass^  alors  k  la  question  du  blocus  en 
g^n^ral  et  spi^cialement  k  celui  des  c6tes  de  la  Cr^te.  Lord  Salisbury  m'a 
dit  k  ce  sujet  qu'il  croyait  que  le  blocus  de  l'tle  ^tait  d^jä  effectif  depuis  un 
on  denx  jours,  mais  que  si  cela  n'^tait  pas  encore  le  cas,  le  Gouvernement 
Anglais  ^tait  tout  pr6t  k  le  mettre  en  vigueur  sans  retard  avec  les  autres  Puissances. 
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Nr.    1 1780.    ÖSTBEEEICH-UirOAEN.  —  Der  Botschafter  in  London 

an  den  englischen  Minister  des  Auswärtigen.    Gola- 

chowski  will  keine  Verhandlungen  mehr  mit 

Oriechenland. 

Londres,  le  18  mars  1897. 

Nr.  11780.  i^Q  Comte  Goluchowski  n'a  pas  Jusqu'id  6nonc6  son  opinion  an  sujet  des 

Ungarn,    propositions  de  Lord  Salisbury  parce  qn'il   s'attendait  k  en  6tre  inform^  of&- 

is.Mftni897.  ciellemeut  par  Sir  Horace  Rumbold.  j|  Le  Ck>mte  Goluchowski  est  tont  dispos^ 
d'entrer  en  pourparlers  avec  les  autres  Puissances  au  sujet  de  la  propositioD 
de  nommer  un  Gouverneur  Militaire  provisoire  pour  la  Cr^te  ainsi  qu'au  sujet 
de  la  proposition  d'une  certaine  somme  k  allouer  au  Gouverneur.  ||  Quant  k  la 
proposition  de  Temploi  des  troupes  Grecques  sous  commandement  international 
pour  r^tablir  Tordre  sur  l'tle,  eile  ne  lui  semble  d^jä  k  premi^re  vue  nulle- 
ment  pratique.  ||  En  acceptant  cette  proposition  le  Comte  Goluchowski  se 
mettrait  en  contradiction  avec  le  point  de  vue  qu'il  a  adopt^  vis-ä-vis  des 
propositions  Russes,  et  d'aprös  lequel  la  signature  et  la  remise  de  l'ultimatum 
au  Gouvernement  Grec  imposeraient  aux  Puissances  le  devoir  d'en  tirer  toutes 
les  cons^quences.  De  nouvelles  n^gociations  avec  la  Gr^ce  ainsi  que  la  propo- 
sition de  faire  coop^rer  ^ventuellement  les  troupes  Grecques  avec  Celles  des 
Grandes  Puissances  affaibliraient  infailliblement  Tantorit^  du  concert  Europ^en, 
dont  le  maintien  lui  paratt  absolument  nicessaire  non  seulement  dans  la  crise 
actuelle  mais  aussi  en  vue  de  nouveaux  incidents  et  de  complications  qoi 
pourraient  survenir  ^ventuellement. 


Nr.  11781.  TÜRKEL  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Vertreter  der  Grofsmächte  in  Eonstantinopel.  Ant- 
wort auf  Nr.  11768. 

Coostantinople,  March  15,  1897.    (March  15.) 

Nr.  11781.  'Par  leur  pro-wenforid  en  date  du  5  Mars,  leurs  Excellences  MM.  les 

Türkei. 
15.M&ralS97. 


Türkei,  ^opr^gentants  des  Grandes  Puissances  ont  recommand6  Tadoption  de  mesures 
pour  la  concentration,  d^s  Tövacuation  de  la  Grdte  par  les  troupes  Hell^niques, 
des  troupes  Imperiales  de  Tue  dans  les  places  fortes  oü  se  trouvent  actuelle- 
ment  les  d^tachements  Europ^ns.  ||  *Leurs  Excellences  les  Ambassadeurs  savent 
que,  d^  le  d^but  de  cette  question,  le  Gouvernement  Imperial,  partageant  les 
sentiments  des  Grandes  Puissances,  en  vue  du  maintien  de  la  paix  gin^rale, 
a  fait  preuve  de  la  plus  grande  conciliation.  ||  ^Toutes  les  mesures  conseill^ 
par  leurs  Excellences,  telles  que  le  retour  k  TActe  d'Halepa,  et  Tapplication 
de  larges  r^formes  en  Gr^te,  ont  ^t^  accept^es;  et,  en  demier,  lieu,  le  prin- 
cipe m^me  d'une  autonomie  k  accorder  k  la  Gräte  a  et^  admis,  le  Gouverne- 
ment Imperial  s'^tant  seulement  rdserv^  d'en  discuter  la  forme  et  les  d^tails 
avec  MM.  les  Ambassadeurs;  or,  la  concentration  des  troupes  Imperiales  dans 
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les  places  fortes  constituant  an  de  ces  d^ils  pourra  ^tre  discot^e  lors  de  Nr.  insi. 
Tentente  k  intervenir  k  ce  sujet  aprös  le  retrait  de  Cr^te  des  bätiments  dej^jj,]^*^ 
guerre  et  des  tronpes  Hell^niques,  aaqael  eile  est  subordonn^e/ 


Nr,  11782.  DBXFTBCHB8  REICH.  —  Der  Botschafter  in  London 
an  den  engl.  Minister  des  Auswärtigen.  Wichtigkeit 
des  europäischen  Konzerts. 

Londres,  le  16  Mars,  1897.  (March  16.) 
M.  le  Marquis,  ||  vous  avez  bien  voulu  me  permettre  k  diff^rentes  occa-  ^'  ^^"^-• 
sions  de  faire  ressortir  verbalement  Timportance  des  mesures  auxquelles  les  ßeicb. 
Puissances  ont  Fintention  de  recourir  pour  obliger  le  Gouvernement  Hell^nique  ^^•■'*"'^''- 
k  rappeler  ses  troupes  de  lUe  de  Cr^te.  ||  Yotre  Excellence  connatt  Timpor- 
tance  que  le  Gouvernement  Imperial  attache  dans  cette  occasion  importante  k 
la  Cooperation  du  Gouvernement  Britannique  et  vous  voudrez  bien  m'autoriser 
de  vous  entretenir  encore  une  fois  k  ce  sujet.  ||  Si  je  me  permets  d'insister 
de  nouveau  sur  la  n^cessit^  d'une  mesure  coercitive  ^s'6tendant  aux  ports  de 
la  Gr^e,  je  ne  doute  pas  que  les  motifs  graves  de  cette  d^marche  seront 
appr^ci^s  par  votre  Excellence.  ||  H  est  permis  d'affirmer  que  le  seul  rem^de 
contre  les  ^l^ments  qui  menacent  actuellement  la  paix  g^n^rale,  se  trouve 
dans  Taccord  unanime  de  toutes  les  Grandes  Puissances.  II  ne  semble  pas 
moins  douteux  qu'il  suffirait  pour  entraver  tous  leurs  efforts,  que  le  moindre 
d^saecord  se  produise  parmi  elles,  ne  füt-ce  que  sur  une  question  de  detail. 
Au  lien  d'apaiser  la  crise,  comme  le  d^sirent  ^galement  tous  les  Gouverne- 
ments, il  est  certain  que  le  moindre  trouble  port6  dans  le  concert  Europ6en 
ne  ferait  qn'encourager  les  r^sistances  de  la  Gr^ce  et  prolonger  un  etat  de 
choses  dangereux  que  tous  les  Gouvernements  d^sirent  sinc^rement  terminer 
sans  retard.  En  partant  de  ce  point  de  vue  il  est  Evident  que,  plus  les 
mesures  de  rigueur  impos^es  par  la  Situation  seront  ^nergiques,  gen^rales,  et 
instantan^es,  plus  elles  seront  d'accord,  non  seulement  avec  le  d^sir  g6n6ral 
d*une  Solution  pacifique,  mais  mfeme  avec  les  int^röts  r^els  et  bien  entendus 
de  la  Gröce.  II  sera  infiniment  plus  facile  pour  le  Gouvernement  Hell6nique 
de  revenir  sur  ses  pas  sans  aucun  sentiment  d'humiliation,  s'il  se  trouve  en 
pr^sence  d*une  r&olution  in^branlable  de  l'Europe  entiöre.  De  plus,  il  n'y  a 
probablement  pas  d'autre  moyen  d'empÄcher  la  Gr^ce  de  sc  laisser  entratner 
k  d'antres  complications,  plus  regrettables  encore,  et  dont  il  serait  impossible 
de  calculer  les  cons^quences.  ||  Par  suite  de  ces  consid^rations  importantes  que 
je  renonce  k  d^velopper  plus  longuement  ici,  mais  qui  semblent  r^sulter  de  la 
Situation  elle-m6me,  je  prends  la  libertö  d'insister  auprös  de  votre  Excellence 
sur  la  [n^cessite  de  faire  parvenir  k  TAmiral  Britannique  dans  les  eaux  de 
La  Ganöe  des  Instructions  conformes  k  celles  que  les  Commandants  des  esca- 
dres  de  TAllemagne,  de  la  Russie,  et  de  l'Autriche-Hongrie  ont  d^jä  regues 
de  leurs  Gouvernements.  P.  Hatzfeldt. 
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Kr.    11783.     OBOSSBSTTAinnEir.    —  Der  Minister  des   Aasw&r- 
tigoD  an  den  Botschafter  in  Petersburg.   Vorschläge 
^    über  die  Besetzung  Kretas. 

Foreign  Office,  March  16,  1897. 
Nr.  11788.  (Telegrapbic.)  ||  Her  Majesty's  Government ,  while  recognizing  tbat  most 

britonaien.  ^^  *^®  Powcrs  reject  the  proposal  to  use  Greek  troops  for  restoring  order  in 
i6.M4rti8»7.  Crete,  consider  tbat,  until  the  Powers  themselves  take  measures  for  this  pur- 
pose,  the  Oreek  contention  is  not  unreasonable  that  no  means  exist  of  resto- 
ring Order  without  Greek  troops,  and  that  it  is  difficult  to  justify  tbe  exer- 
eise  of  force  against  Greece  as  a  punishment  for  insisting  on  that  contention. 
The  adoption  of  some  such  measures  is,  therefore,  indispensable.  ||  In  joar 
telegram  of  the  lOth  instant  you  reported  the  following  proposal  for  dealing 
with  the  Cretan  question  as  having  been  made  in  a  Circular  from  the  Bussian 
Foreign  Minister: — 

''Count  Mouravieff  informed  me  that  he  had  already  sent  to  the  Bussian 
Bepresentatives  a  Circular  telegram,  conveying  a  proposal  for  the  military 
occupation  of  Crete  by  a  force  numbering  10000  or  12  000  men,  on  behalf 
of  the  Powers. 

''Eis  Excellency  thought  that  this  force  should  be  fnrnished  by  France 
and  Italy  conjointly,  and  that  the  withdrawal  by  degrees  of  the  Greek  and 
Turkish  troops  should  be  insisted  on  by  the  Powers.  In  this  manner  the 
pretext  of  the  Greek  Government  for  keeping  their  troops  in  Crete  would  be 
removed. 

"Under  present  conditions  there  could  be  no  question  of  an  appeal  to  a 
pl^biscite  to  which  great  Opposition  would  be  made." 

To  that  proposal  Her  Majesty's  Government  entirely  adhere,  but,  if  the 
idea  of  occupying  Crete  is  given  up,  public  opinion  in  England  will  not  per- 
mit  of  their  taking  part  in  the  blockade  of  ports  on  the  mainland  of  Greece.  || 
The  idea  of  sending  a  large  body  of  Austrlan  or  German  troops  to  the  Island 
is,  we  understand,  unalterably  opposed  by  the  Governments  of  those  countries. 
Her  Majesty's  Government  are,  however,  willing  to  consent  to  the  occupation 
of  Crete  by  6000  British  ^d  5000  Bussian  troops,  or  by  5000  French 
and  5000  Italian  troops,  or  by  10  000  troops  of  any  one  of  those  four  Powers 
alone.  ||  Should  the  Powers  agree  upon  an  occupation  of  this  kind.  Her  Majesty's 
Government  will,  if  necessary,  joln  in  the  blockade  of  the  Piraeus,  but,  in 
the  contrary  event.  Her  Majest'ys  Government  will  be  compelled  to  limit  their 
action  to  a  blockade  of  Crete. 
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Nr.  11784.  GEOSBBEITAOTnBN.  —  Der  Minister  des  Auswar- 
tigen  an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Bnfsland 
ist  far  eine  Blockade  Yolos  und  Yerst&rknng  der 
Streitkräfte  vor  Kreta. 

Foreign  Office,  March  18,  1897. 
Sir,  I  the  Bnssian  Ambassador  has  this  daj  commnnicated  to  me  two  Nr.  11734. 
telegrams  firom  bis  Goyemment,  dated  the  17th  instant,  which  are  to  the  brulMi«,. 
foUowing  effect:  ||  1.  In  view  of  the  serious  Situation  on  the  Turco[-Greek  is-Mimss?. 
firontier,  and  the  imminent  risk  of  an  armed  conflict  which  mnst  absolutely 
be  prevented,  it  is  in  the  opinion  of  the  Russian  Government  most  urgently 
important  to  proceed,  without  any  delay,  to  the  blockade  of  the  Port  of  Volo, 
The  Russian  Government  hopes  that  in  this  matter  England  will  not  separate 
berself  from  all  the  other  Great  Powers.  ||  2.  With  reference  to  the  English 
proposals,  the  Russian  Government  have  not  lost  sight  of  the  necessity  for 
the  Powers  to  have  sufficient  forces  in  Crete  for  the  maintenance  of  order 
and  security.  The  Admirals,  who  were  instructed  to  draw  up  a  plan  of  Ope- 
rations, and  to  indicate  the  measures  which  should  be  taken,  have  asked  for 
a  contingent  of  600  men  from  each  Power.  If  this  force  should  not  meet 
the  requirements  of  the  Situation,  each  Power  could  easily  double  or  quadruple 
its  detachment,  thus  rendering  unnecessary  a  mandate  of  occupation  for  any 
one  of  them.  But  as  the  Powers  have  guaranteed  the  re-establishment  of 
Order  in  Crete  by  means  of  their  own  forces,  the  presence  there  of  the  Greek 
troops  can  not  be  tolerated,  more  especially  as  far  from  promoting  pacification, 
their  presence  forms  the  chief  obstacle.  After  their  collective  summons  to 
the  Gabinet  of  Athens,  the  Great  Powers  cannot  withdraw  their  demands 
without  loss  of  dignity  and  compromising  their  authority. 

I  am,  &c. 
(Signed)      Salisbury. 

Nr.  11785.  ORO88BBITANHIEN.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Murawicw 
rät  England  dringend  zum  Anschlufs  an  das  euro- 
päische Konzert. 

St.  Petersburgh,  March  19,  1897.    (March  19.) 
(Telegraphic.)  ||  I  called  on  Gount  Mouravieff  this  morning,  at  bis  reque8t.|{  Nr.  insn. 
His  Excellency  told  me  .that  he  was  desired  by  the  Emperor  to  say  how  ^,j^°„,"p„ 
much  a  matter  of  surprise  it  was  to  His  Imperial  Majesty  to  learn  that  the  i9.M&ni897. 
blockade  of  the  Greek  ports  was  objected  to  by  Her  Majesty's  Government, 
especially  as  regards  Yolo.  ||  Count  Mouravieff  continued  to  say  that,  if  Eng- 
land abstained  at  this  Juncture,  the  concert  of  the  Powers  would  be  broken 
up;  it  would  lead  probably  to  war  breaking  out  between  Turkey  and  Greece, 
and  to  a  general  conflagration  in  Macedonia.    The  responsibility  of  this  would 
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Nr.  11785.  fall  on  Hcf  Majesty's  Government.  ||  In  yiew  of  the  assent  given  bj  jronr 
bnwien.  Lordship  in  substance  to  bis  Circular  of  the  23  rd  February,  the  Powers 
i9.ittrii897.were  justified  in  expecting  England  to  co-operate.  He  failed  to  understand 
why  the  landing  in  Crete  of  a  foreign  force  of  10000  or  12000  men  sbould 
now  be  made  a  condition  of  the  co-operation  of  Her  Majesty's'  Government  || 
ünder  any  circumstances,  the  3  600  men  furnished  by  the  Powers  were  of 
more  acconnt  than  the  Greek  troops  now  in  Crete.  The  Rnsslan  contingent 
had  Started  this  morning  for  Crete.  ||  In  the  most  earnest  terms,  he  deprecated 
the  abstention  from  common  action  of  Her  Majesty's  Government,  and  begged 
that  bis  remarks  might  at  once  be  conveyed  by  telegraph  to  your  Lordship, 
as  he  spoke  by  order  of  the  Emperor. 


Nr.  11786.  0E0S8MÄCHTE.  —  Die  Botschafter  in  Konstantinopel 
an  den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen.  Kreta 
wird  in  Blockadeznstand  erklärt. 

Pera,  Marcb  20,  1897. 
Nr.  1178«.  Telegraphic.  ||  To-day  addressed  to  the  Porte: — 

^^jÄftltisJ?.  "^®^  Ambassadeurs  soussign^s  des  Grandes  Puissances  ä  Constantinople 
ont  Thonnenr  de  notifier  k  la  Sublime  Porte  qua  les  Amiraux  et  Commandants 
des  forces  navales  des  Six  Grandes  Puissances  en  Cr^te  on  d^id6  de  mettre 
cette  tle  en  6tat  de  blocus  ä  partir  du  9  (21)  ä  8  henres  du  matin;  ce  blocus 
sera  g^n^ral  pour  tour  les  navires  sous  pavillon  Grec;  les  navires  des  autres 
Puissances  pQurront  venir  dans  les  ports  occup^s  par  les  Puissances  et  d^barquer 
leurs  marchandises  si  elles  ne  sont  destinees  ni  aux  troupes  Grecques  ni 
ä  l'int^rieur  de  Ttle;  ces  navires  pourront  ^tre  visit^s  par  les  bätiments  de  la 
flotte  internationale.  Les  limites  du  blocus  sont  comprises  entre  les  23^  24' 
et  26**  30'  longitude  est  m6ridien  de  Greenwich,  et  les  35 **  48'  et  34**  45' 
de  latitude  nord.'* 


Nr.  11787.  GEOSSBEITAiraiEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  die  Botschafter  in  Paris,  Berlin,  Wien, 
Rom,  Petersburg.  Griechenland  und  die  Türkei 
sollen  ihre  Truppen  von  den  Grenzen  zurückziehen. 

Foreign  Office,  March  20,  1897. 

Nr.  11787.  (Telegraphic).  ||  Inform  the  Minister  for  Foreign  Affairs  that,  in  the  opinion 

briunnien.  ^^  ^^®  Cabinct,  the  Steps  which  are  now  being  taken  for  the  pacificadon  of 

2o.Mftrxi897.  Crete  are  all  that  can  be  done  for  that  purpose.    They  do  not  think  thät  it 

would  be  efficiently  promoted  by  the  blockade  of  either  the  Pirseus  or  ,of 

Yolo.  II  The   apprehension   of  the  Powers  lest  war  should  break  ont  on  the 

Greek    frontier    is   one    with    which   Her  Majesty's   Government  sympathize 

acntely,  and  in  Order,  if  possible,  to  avert  that  calamity,  they  are  prepared 
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to  join   the   other  Powers  in   calling  upon   the  GovernmeDt  pt  Tarkey  and  Nr.  ins?. 
Greece  respectively  to  withdraw  their  forces  to  a  distance  of  50  miles  on  ,,,^^^^„ 
either  aide  from  the  frontier.  ||  Her  Majest/s  Government  would  be   willing  20.M&rai897. 
to  join  in  the  blockade  of  Yolo  if  the  Greek  Government  shonld  refase  to 
give   the   pledge  to   retire  at  the  same  time  as  the  Tnrks.  ||  Thej  would 
similarly  join  in  anj  appropriate  measnre  of  coercion  against  Tnrkey  if  the 
Torks   shonld   refase   to   give   such  a  pledge.  ||  It   mast,  however,   in   their 
opinion,   lie  with  Rassia  and  Austria   to  bring  the  Tarkish  Government  to 
comply  with  the  demand  of  the  Powers. 

Nr*  11788.  GE088BEITAHHIBN.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Uanotaux  fürchtet 
die  Überschreitung  der  türkischen  Grenze  durch 
griechische  Irreguläre. 

Paris,  March  21,  1897.    (March  21.) 
(Telegraphic.)  ||  In    the    opinion    of   M.    Hanotaux,    it    would    be   most  Mr.  inss. 
advantageous  to  obtain  the  withdrawal  of  the  Greek  and  Tnrkish  forces  from  brij^nj^n, 
the  dose  vicinity  of  the  frontier,  as  suggested  in  your  Lordship's  telegram  ofai.Mirfisai. 
yesterijay;   bis  Excellency,  however,  especially  fears  an  incursion  of  Greek 
irregulars  into  Turkish  territory,  and  he  therefore  thinks  that  50  miles  is  too 
great  a  distance,  ||  His  Excellency  will  send  to  the  French  Ambassador  at 
St.  Petersbourgh,  a  telegram  proposing  the  adoption  of  measures  to  prevent 
the  outbreak  of  hostilities  on  the  frontier,  and  has  received  a  telegram  from 
the  Ambassador   to  the  effect  that  a  Circular  would  perhaps  be  issued  by 
Gount  Mouravieff  yestcrday,  one  of  the  points  of  which  would  have  this  ob- 
ject.  II  The  project  of  making  the  blockade  of  Yolo  dependent  on  any  special 
contingency  does  not,  however,  meet  with  M.  Hanotaux*  approval,  and  his 
Excellency  desires  to  know  why  it  cannot  be  adopted  by  Great  Britain,  with 
the  simple  reserve  employed  by  the  French  Government,  and  contained  in  the 
formula,  **if  necessary." 

Nr.  11789.  GR088BRITAHNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Über- 
sendet die  türkische  Antwort  auf  Nr.  11786. 

Gonstantinople,  March  22,  1897.    (March  22.) 
(Telegraphic.)  ||  FoUowing  just  received,  dated  20th  instant,  and  signed  Nr.  ii789. 

Tewfik: —  ||  „Le  Ministre  des  Affaires  Etrangöres  a  eu  Thonneur  de  recevoir  ^^riumüen. 

la  note  collective  que  leurs  Excellences  MM.  les  Ambassadeurs  des  Grandes 22.M&ni897. 

Puissances  ont  bien  voulu  lui  adresser  en  date  du  20  de  ce  mois  pour  lui 

notifier  le  blocus  de  la  Cr^te.    Le  Ministre  des  Affairs  £trang^res  se  fait  un 

devoir  d'exprimer  k  leurs  Excellences  MM.  les  Ambassadeurs  les  remerciements 

du  Gouvernement  Imperial  pour  cette  communication.^' 
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Nr.  11790.  GEOSSBEITAHHIBH.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Rufsland 
ist  einer  Entfernung  der  griechischen  und  tflrk. 
Truppen  von  der  Grenze  geneigt. 

St  Petersburgh.  March  22,  1897.    (March  28.) 

Mr.  11790.  (Telegraphic.)  ||  Crete:    Your  Lordship's  telegram  of  the  20  th  instant.  || 

briun^en  ^^^^^  MouTavleff  appears  to  think  that  the  Bussian  Gouvemment  will  accept 

2^.iiftnis97.  the  proposal  made  by  your  Lordship  if  the  zone  between  the  two  annies  so 

as  to  prevent  excursions  of  armed  Greek  bands  is  limited  to  20  miles  or 

about  20  miles;  but  he  fears  to  meet  with  unwillingness  on  the  part  of  the 

German  and  Austrian  Govemments  to  address  a  further  communication  to  the 

Cabinet  at  Athens.  ||  Count  Mouravieff,  howe?er,  hopes  that  he  will  be  able 

to  give  a  definite  answer  the  day  after  to-morrow.    Time  might  be  saved  if 

I  can  be  informed  meanwhile   whether  the   suggested  distance  between  the 

Greek  and  Tnrkish   annies   meets   with  any  objection  on  the  part  of  your 

Lordship. 


Nr.    11791.    OBOSSBBITABfHIEn.  —  Der  Botschafter  in  Eonstan- 

tinopel  an  den  Minister  des  Auswärtigen.    Die  Ad- 

mirale  fordern  einen  europäischen  Gouverneur  für 

Kreta. 

Constantinople,  March  25,  1897.    (March  25.) 

Nr.  11791.  (Telegraphic.)  ||  The    following    telegram    has    been   ];eceived   from   the 

briUDnien  -^^l™"^^^  at  Suda,  dated  the  24 th  March:—  ||  "Chaque  jour  les  Amiraux  se 

25.M&ni897.  voient  oblig^s  de  constater  que  les  autorit^s  Ottomanes,  soit  par  impuissance, 

soit  par  inertie,  ne  sont  pas  capables  d'administrer.    La  famine  est  imminente, 

les  vols  et  les  pillages  augmentent,  et  aucune  mesure  s^rieuse  n'est  prise  pour 

rem^dier   ä    cet    ^tat  de   choses.     Les  Amiraux  ont  assumö  la  Charge   de 

d^fendre  les  vUles  occup^es  et  d'y  maintenir  Tordre,  mais  ils  se  consid^rent 

incomp6tents  pour  se  substituer  ä  TAdministration  Ottomane.    Ds  demandent 

aux   Puissances    d'envoyer    au    plus    tdt   en    Cr^te   un    Gouverneur- G^nöral 

Ghrdtien  Europ^en  avec  des  pleins  pouvoirs  et  accompagn^  des  fonctionnaires 

nöcessaires.    Ds  demandent  aussi  que  la  Porte  soit  invit^e  ä  retirer  pen  ä  peu 

ses  troupes  ä  mesure  que  les  Amiraux  le  jugeront  nöcessaire.    L'arriv^e  du 

Gouverneur- Gön^ral  et  le  rappel  des  troupes  Turques  sont  les  deux  mesures 

qui  montreront  le  mieux  aux  Cr6tois  que  l'Europe  a  la  ferme  volonte  d'6tablir 

Sans   plus   de  retard  Tautonomie.    Si  la  Situation  actuelle  se  prolonge,  les 

Amiraux  se  verront  dans   la  n^cessit^  de  d^clarer  l'ötat  de  si^e  dans  les 

villes  occup6es." 

The  Ambassadors  meet  this  aftemoon  to  discuss  this  telegram,  and  I 

shall  take   the  opportunity  to  raise  the  question  of  the  withdrawal  of  the 

Turkish  troops,  and  urgq  pu  my  cpll^agues  the  importance  of  hastening  this  Step. 
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Nr.  11792.  GBOSSBRUAHHIBN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  die  Botschafter  in  Petersburg,  Berlin, 
Wien,  Rom.  Es  mafs  ein  europäischer  Oauverneur 
für  Kreta  ernannt  werden. 

Foreign  Office,  March  27,  1897. 
(Telegraphic.)  ||  It  appears  to  Her  Majest/s  Government,  equally  with  ^r.  inw. 
the  other  Powers,  to  be  of  vital  importance  that  a  governing  authority  should  britannien. 
be  immediately  appointed  for  Crete.  ||  They  are  accordingly  ready  to  assent28M4rxi897. 
to  the  appointment  to  that  post  of  any  Belgian  or  Dutchman   whom  the 
French  Government  may  recommend,  and  they  will  be  glad  to  entertain  pro- 
posals  for  supplying  the  Governor  with  the  requisite  staff  and  fnnds  for  civil 
govemment,    especially    for  the  creation  of  a  gendarmerie.    üntil  a  more 
regulär  civil  Organization  can  be  introduced  into  the  Island,  which  may  take 
a  little  time,  Her  Majest/s  Government  will  agree  to  the  appointment  either 
of   any    selected    Admiral   or   of   the    Admirals    coUectively   as   provisional 
Govemors  with  the  authority  belonging  to  a  State  of  siege. 


Nr.  11793.  OE088BWTAHHIEH.  —  Der  Botschafter  in  Wien  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Instruktionen  für 
den  öiterr.-ungar.  Gesandten  in  Petersburg. 

Vienna,  March  28,  1897.    (March  28.) 
(Telegraphic.)  ||  The    foUowing    proposals    were   telegraphed    by    Count  Nr.  11793. 
Goluchowski    yesterday    to    Austro-Hungarian   Ambassador    at    St.   Peters-  i^^JJJI^n^g^ 
bourgh: —  ||  1.  That  Instructions  should  be  sent  to  all  the  Admirals  in  Cretan28.M&rii897. 
waters   to  concert  measures  for  the  blockade  of  the  Greek  Littoral.    Such 
instructions  have   already  been  sent  to  the  Austrian  Admiral.  ||  2.  That  a 
Military  Governor  of  Crete  should  be  at  once  appointed,  with  authority  to  decree 
a  State  of  siege.  ||  3.  That  a  scheme  for  the  Organization  of  the  Island  should 
be  drawn  np  as  soon  as  possible  by  the  Ambassadors  at  Constantinople. 


Nr.  11794.  OBOSSBBITANNIEN.  ->  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Salisbury 
stimmt  den  österreichischen  Vorschlägen  zu. 

Foreign  Office,  March  29,  1897. 
(Telegraphic.)  ||  I  have  to  iustruct  you  to  support  the  proposal  made  by  Nr.  11794. 
the  Austrian  Government  for  the  immediate  appointment  of  a  Governor  for  ^^^^^^^ 
Crete.    Tour  Excellency  should  say  that  Her  Majesty's  Govemment  con8ider2o.u&ni897. 
promptitude  to  be  of  urgent  importance,  and  will  accept  either  a  civilian  or 
military  or  naval  Governor,  as  the  other  Powers  may  think  best.  It  is  in  my 
opinion  doubtful  whether  the  Ambassadors  of  the  Powers  at  Constantinople 
are  be  body  best  suited  to  draw  up  the  details  of  the  Constitution,  and  I 
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Nr.  11794.  think  the  consideration  of  this  point  might  be  deferred.  The  Govemor  should 
brito^ian  ^*®^^^^  *^®  powcfs  beloüging  to  a  state  of  siege  until  order  is  restored  in 
20.Mirsi897.  the  island. 


Nr.    11795.    GSOSSBRETASHIEV.   —  Der  Botschafter  in  Peters- 

barg  an   den  Minister  des  Auswärtigen.    Rafsland 

ist  für  die  Ernennung  eines  kretischen  Gouyerneurs* 

St  Petersborgh,  March  30,  1897.    (March  30.) 

Nr.  11795.         (Telegraphic.)  ||  Crete.  ||  The  Rassian  Government  agree  to  a  Govemor  of 

britennien  ^^®*®»  nB,Y9,\  OT  ortbcr,  beiug  immediatelj  appointed,  to  a  State  of  siege  being 

9o.iarti897.  proclaimed,  and  to  a  reinforcement  of  600  men  being  sent  ||  Coont  Moura- 

vieff  told  me  that  he  was  in  favour  of  blockading  the  Pirseus.    From  infor- 

mation    which   has  reached  him   from   Paris,    he  counts  on  Her   Majestj's 

Government  participaüng  in  it.    The  concurrence  of  the  Anstrian  Government 

has  already  been  signified. 


Nr.  11796.  OSOSSBSITASHIEV.  —  Der  Botschafter  in  Berlin 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Deutschland  ist 
für  eine  Blockade  des  Piräus. 

Berlin,  March  30,  1897.    (March  30.) 
Nr.  11796.  (Telegraphic.)  ||  With  Reference  to  jour  Lordship^s  telegram  of  yesterday, 

briilnnien.  ^^^  substancc  of  wMch  I  have  commnnicated  to  Baron  von  Marschall,  his 
30.iurxi897.  Excellencj  teils  me  that  the  blockade  of  the  Gulf  of  Athens  is  strongly 
recommended  by  the  Admirals.  The  Great  Powers  are  placed  by  their  action 
in  Crete,  which  is  not  sufficient  to  pacify  the  island,  in  the  invidious  position 
of  having  to  support  the  Turks  by  firing  upon  the  Christians.  The  increase 
of  the  number  of  their  troops  in  Crete  will  not  improve  this  Situation.  War 
has  practically  been  declared  against  the  Powers  by  Yassos,  and  it  is  ^ 
necessary  that  the  King  of  Greece  should  have  pressure  put  upon  him  to 
recall  him.  The  blockade  of  the  Gulf  of  Athens  would,  his  Excellency  is 
convinced,  be  sufficient  for  this  purpose,  and  his  Excellency  is  strongly  of 
opinion,  as  he  has  informed  the  Russian  Government,  that  Instructions  to 
blockade  the  Gulf  of  Athens  should  be  issued  to  the  Admirals;  for  the  latter, 
who  are  on  the  spot,  must  best  be  able  to  judge  of  what  is  necessary.  It  is 
his  Excellency's  streng  opinion  that  this  pressure  will  make  the  King  yield, 
that  Yassos  will  be  recälled,  and  that  thereby  the  pacification  of  the  Island 
will  be  made  possible. 
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Nr.    11797.    TÜEKEL    —    Der    Botschafter    in    London    an  den  ' 
Minister  des  Auswärtigen.     Die   Pforte    mafs    sich* 
gegen  die  g'riechischen  Rüstungen  schützen. 

Receiyed  March  81. 

L'Ambassadenr  de  Turquie  präsente  ses  compliments  k  M.  le  Sons-  Nr.  11797. 
Secr6taire  d'fitat  aux  Affaires  fitrangöres  et  a  Thonneur,  d'ordre  de  son  Gou- 81^4,^1897. 
vemement,  de  porter  k  sa  connaissance  ce  qai  suit  ||  Ainsi  qae  le  Oonverne- 
ment  Imperial  a  plus  d'nne  fois  d6clar6,  son  aniqne  pr^occupation,  depois  le 
dehnt  de  la  qnestion  Cr^toise,  a  ^t^  le  maintien  de  la  paix,  et  ses  efforts 
dans  ce  sens  sont  trop  connns  ponr  qn'il  7  ait  besoin  d'y  insister.  II  a  veill^ 
scmpnleasement  k  ce  qne  rien  ne  se  prodnisit  de  natare  k  proYoqner  nn 
conflii  et  s'est  conform^  k  tons  les  conseils  des  Grandes  Pnissances  qni  ont 
assnm^  la  t&che  de  r^tablir  l'ordre  dans  Ttle  et  d'assnrer  nne  Solution  con- 
forme  aax  droits  de  sonverainetö  de  Sa  Majest6  Imperiale  le  Sultan.  ||  N^an- 
moins,  les  dispositlons  qn'elles  ont  adoptöes  jusqu'ici  dans  ce  bat  ne  semblent 
pas  de  natare  k  r^aliser  leurs  intensions  pacifiques  et  bienveillantes:  la 
sitaation  en  Cr^te,  d'oü  les  troupes  Hell^nes  ne  semblent  point  voaloir  se 
retirer,  est  plas  troabl6e  qae  jamais;  Tandace  des  rebelles  ne  connatt  plus  de 
bornes;  ils  s'attaqaent  en  grand  nombre  aax  faibles  d^tachements  des  troapes 
Ottomanes  dissäminäs  dans  Tint^rienr,  qa'ils  ont  d^jä  d^iogös  de  plasiears  de 
leors  positions  teile  qae  Malaxa,  sis  k  nne  henre  de  la  Can^e,  et  vont  jasqu'ä 
menacer  les  yilles  meines  occap^es  par  les  troapes  des  Paissances.  ||  La  con- 
centration  continaelle  des  troapes  sar  la  fronti^re  oü  le  Prince  Hantier  yient 
d'amver,  produit  dans  tonte  la  Gröce  nne  sarexcitation,  qni,  ^tant  donnöe 
Teffervescence  qni  se  manifeste  par  contre-conp  dans  TEmpire,  peat  provoqner 
k  tont  moment  an  conflit  qne  TEnrope  vent  k  toate  force  pr^venir.  ||  D'autre 
part,  il  revient  k  la  Sublime  Porte  qae  les  autorit^s  Hell^niques  continnent 
k  former  des  bandes  arm^es  pour  faire  des  incursions  et  commettre  comme 
en  Gr^te  des  massacres  et  des  actes  de  pillage  sur  notre  territoire,  alors  que 
le  Gouvernement  Imperial  s'abstient  m6me  d'admettre  des  volontaires  dans  les 
rangs  de  Tarm^e  r^guli^re.  La  Turquie  ne  craint  certes  pas  de  se  mesurer 
avec  la  Gr^ce  et  a  le  pouvoir  de  lui  faire  entendre  raison;  mais,  encore  il  lui 
r^pugne  de  recourir  aux  moyens  violents  surtout  en  pr^sence  des  efforts  des 
Grandes  Paissances  pour  maintenir  la  paix.  ||  Mais  cet  ^tat  de  choses  ne  peut 
se  prolonger  sans  le  plus  grand  danger.  Aussi,  en  j  appelant  derechef 
l'attention  la  plus  s^rieuse  du  Cabinet  de  Sa  Majestö  Britannique,  le  Gouverne- 
ment Imperial  pense  qu'il  n'y  a  plus  mojen  d'öviter  Tune  des  deux  seules 
Solutions  qui  s'imposent:  ou  laisser  le  Gouvernement  Imperial  libre  d'user  des 
forces  dont  il  dispose  sur  sa  fronti^re  pour  obliger  la  Gr^ce  k  se  soumettre 
k  la  volonte  de  l'Europe,  ou  bien  inviter  les  Amiraux  k  adopter,  sans  plus 
de  d^lai,  des  mesures  des  coercition  efficaces  pour  assurer  le  m6me  r^sultat.|| 
Anthopoulo  Pacha  serait  reconnaissant  k  Sir  Thomas  Sanderson  de  lui  faire 
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Nr.  11797.  connattre,  aussitdt   qae    possible,    la  r^ponse  qae    le    Gouvernement  de   Sa 

T&rkoi.      1 
31.Mirrl897.  ^ 


Tdrkoi.    ]^2^j^^g  1^  Reine  vondra  bien  donner  ä  cette  commonication. 


Ambassade  Imperiale  de  Tarqnie,  Londres, 
le  31  Mars,  1897. 


Nr.  11798.  OE088BMTAHHIEH.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.  England 
stimmt  der  Blockade  des  Piräns  zu. 

Foreign  Office,  March  31,  1897. 

Nr.  117W.         (Telegraphic.)  ||  With  reference  to  your  Excellency's  telegram  of  yesterday's 

britemiien.  ^**®>  ^  ^^®  *^  iuform  you  that  if  the  blockade  of  the  Pirseus  is  approved 

3i.Mar«i897.  by  the  other  Powers,  Her  Mayesty's  Government  agree  to  the  proposaL    We 

also  agree  to  the  immediate  appointment  of  a  Govemor  of  Crete,  naval  or 

other,  on  the  same  condition;  also  to  send  a  reinforcement  of  600  men  to 

Crete,  which  will  raise  the  number  of  British  troops  to  1,200. 


Nr.  11799.  OEOSSBEITAinnEH.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Alle  Mächte 
stimmen  der  Blockade  des  Piräns  zu. 

St  Petersburgb,  April  2,  1897.    (April  2.) 
Nr.  11799.  (Telegraphic.)  ||  Blockade   of  the  Pirseus.  ||  All  the   Powers  have  now 

Grofs-     notified    their   consent   to   the   Russian   Government.  H  "  French   Government 

britannien.  " 

2.  Aprin8«7.  adhere   if  the  other  Powers  adhere  and  participate''  is  the  wording  of  the 
French  commniiication. 


Nr.  11800.  EUSSLAin).  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an 
den  Botschafter  in  London.  Schlägt  eine  Verwarnung 
in  Athen  und  Konstantinopel  gegen  einen  Angriffs- 
krieg vor. 

Saint-Pötersbourg,  le  21  Mars  (2  Avril),  1897. 

Nr.  11800.  (T^l^graphique.)  ||  En  vue  du  prochain  blocus  de  la  Grdce,  et  avant  anni- 

2j^^^^*"^^  versaire  du  26  Mars  (6  Avril),  auquel  exaltation  Grecque  pourrait  rattacher 
de  nouveaux  exc^s,  nous  pensons,  que  Repr^sentants  des  Grandes  Puissances 
devraient  6tre  charg6s  de  d^clarer  netteroent  ä  Constantinople  et  ä  Äthanes 
qu'en  cas  de  conflit  sur  la  fronti^re  Gr^co-Tnrque,  Tagresseur  serait  rendu 
responsable  de  toutes  les  cons^quences  du  trouble  port6  ä  la  paix  g^n^rale 
que  les  Puissances  sont  fermement  rösolues  de  maintenir.  Aussi  quelle  que 
soit  rissue  de  la  lutte,  elles  n'admettraient  en  aucun  cas  que  Tagresseur  en 
retire  le  moindre  avantage.  Cette  d^claration  devrait  6tre  faite  ouvertement 
et  livr^e  ä  la  presse. 
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Nr.  11801.  OBOSSHÄCHIE.  —  Die  Vertreter  der.Grofsm&^hte 
in  Eonstantinopel  an  den  türkischen  Minister  des 
Auswärtigen.    Warnung  gegen  einen  Angriffskrieg. 

Gonstantinople,  April  6,  1897. 
En  pr^nce  da  danger  qoi   r^snlte  de  la  concentration  des  forces  con-  Nr.  nsoi. 
sid^rables  des  deux  c6t6s  de  la  fronti^re  Torco-Hell^nique,  les  GouTemements  e.lpriuso? 
des  Grandes  Pnissances,  s'inspirant  da  d^sir  de  saavegarder  la  paix  g^n^rale, 
ont  chargö  lears   Ambassadeurs  k  Constantinople   de   d^clarer  k  la  Sublime 
Porte  qu'en  cas  de  conflit  entre  la  Turquie  et  la  Gr^ce,  l'agresseur  en  porterait 
tonte  la  responsabilit^    Aussi,  quelle  que  seit  l'issue  de  la  lutte,  les  Grandes 
Puissances   n'admettront  en  aucun   cas  que   Tagresseur  en  retire  le  moindre 
avantage.    Une  däclaration  analogue  est  faite  au  Cabinet  d'Athönes. 

Nr.  11802.  OE088MÄCHTE.  —  Die  Vertreter  der  Grofsmächte 
in  Athen  an  den  griechischen  Minister  des  Aus- 
wärtigen.   Dasselbe. 

Athens,  April  6,  1897. 

Le  Soussign^,  &c.,  d'ordre  de  son  Gouvernement,  a  rhonneur  de  d^clarer  Nr.  11802. 
ä  son  Excellence,  <fec.,  qu'en  cas  de  conflit  arm6  k  la  frontiöre  Greco-Turque  ^"^*^gj^ 
les  responsabilit^s  qui  en  d^couleront  peseront  sur  l'agresseur.  ||  Le  Soussignö 
doit  en  outre  ajouter  que,  quelle  qae  puisse  6tre  Tissue  de  la  lutte,  les 
Puissances,  fermement  r^solues  ä  maintenir  la  paix  g6n^rale,  sont  d^cid^es  ä 
n'admettre  dans  aucun  cas  que  l'agresseur  retire  le  moindre  avantage  de  son 
agression.  ||  Le  Soussign^,  <&c. 

Nr.  11803.  OSOSSBBITAinilEH.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  die  Vertreter  in  Paris,  Wien,  Berlin,  Rom, 
Petersburg,  Athen.  Frankreich  schlägt  eine  ge- 
meinsame Vorstellung  in  Athen  vor. 

Foreign  Office,  April  18,  1897. 
(Telegraphic.)  ||  A  telegram  from  the  Fr  euch  Minister  for  Foreign  Affairs  ^'-  '*®^^- 
has   been   communicated   to   me  hy  the   French  Ambassador.  ||  The  French  iritonnien. 
Ambassador  at  Constantinople  is  reported  in  this  telegram  to  be  of  opinion  ^"-^p^^*^^^" 
that  there  is  a  danger  of  the  Turkish  troops  crossing  the  frontier  of  Thessaly; 
he  considers  that  great  prudence  is  necessary  on  the  part  of  the  Greeks,  and 
that  if  their  troops   could  be  withdrawn  to   a  distance  of  some   kilometres 
from  the  frontier,  the  Ambassadors   of  the  Powers  at  Constantinople  might 
press  the  Turkish  Government  to  withdraw  their   troops  also.  ||  The  French 
Minister  for  Foreign  Affairs   is  not  indisposed  to   recommend  this   course 
offidonsly  to  the  Greek  Government  if  all  the  other  Powers  agree  to  it,  and 
has  aathorvced  the  French  Minister  at  Athens  to  consult  the  Representatives 
of  the  other  Powers  on  the  point 
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Kr«  11804.  TÜBKEL  —  Der  Minister  des  Answ&rtigen  an.  die 
Botschafter  der  Grofsm&chte  in  Konstantinopel. 
Antwort  anf  Nr.  11801.  Die  Pforte  denkt  nicht  an 
einen  Angriffskrieg. 

Nr.  11804.  La  Sublime  Porte  a  en  llionnenr  de  recevoir  la  note  verbale  qne  leors 
gj[^^j*^7  Excellences  MM.  les  Ambassadeurs  des  Grandes  Pnissances  ont  bien  vonln  loi 
adresser  le  6  de  ce  mois,  ponr  l'informer  qa'en  pr^sence  dn  danger  qoi  r^solte 
de  la  concentration  de  forces  consid6rables  des  deox  cöt^s  de  la  fronti^re 
Tnrco-Hell^niqae,  les  Qoavemements  des  Grandes  Paissances,  s'inspirant  dn 
dösir  de  sanvegarder  la  paix  gön^rale,  ont  charg6  lears  Ambassadenrs  ä 
Constantinople  de  Ini  d^clarer  qn'en  cas  de  conflit  entre  la  Tnrqoie  et  la 
Gr^ce  Tagresseor  en  porterait  tonte  la  responsabilit^  et  qne  qaelle  qne  soit 
l'issne  de  la  Intte,  les  Grandes  Pnissances  n'admettraient  en  ancnn  cas  qne 
l'agressenr  en  retire  le  moindre  avantage  et  qn'nne  döclaratioil  analogne  a  ^t^ 
faite  au  Cabinet  d'Athönes.  ||  Le  Gouvernement  Imperial  partage  entiörement 
les  intentions  pacifiques  dont  sont  anim^es  les  Grandes  Pnissances  et  il  n'a 
pas  cessä  d'en  donner  les  prenves,  surtout  depuis  le  d^but  des  affaires  Cr^toises. 
S'il  a  du  former  un  corps  d'arm^e  special  sur  la  fronti^re,  ce  n'est  point  dans 
le  but  de  prendre  Tinitiative  d'une  attaqne  contre  la  Gr^ce  mais  bien  en  vue 
de  prot^ger  ses  fronti^res  contre  toute  agression  du  Gouvernement  Hell^nique, 
qui  a  fait  acte  d'hostilit4  en  envoyant  en  Grdte,  contrairement  k  toutes  les 
r^gles  du  droit  des  gens,  des  troupes  röguli^res  et  en  massant  le  premier  des 
forces  arm^es  sur  la  fronti^re.  ||  Le  t61^gramme  qu'il  a  adressö  ä  ses  Ambas- 
sadeurs anpr^s  des  Grandes  Puissances  donne  la  mesure  exacte  de  l'attitude 
pacifique  qu'il  a  observ^e  depuis  le  commencement  des  ^v^nements  actuels 
ainsi  que  des  cons^uences  qu'a  entratn^es  la  n^cessit^  de  mobüiser  ses  arm^es 
sur  la  fronti^re.  H  s'en  est  remis  par  le  dit  t^l^amme  aux  Cabinets  des 
Grandes  Puissances  dn  soin  de  mettre  sans  retard  un  terme  aux  actes  du 
Gouvernement  Hell^niqne,  qui  portent  atteinte  k  ses  droits  de  sonverainet^  et 
compromettent  la  tranquillit^  publique.  ||  Dans  son  d^sir  d'^difier  mieux  encore 
leurs  Excellences  MM.  les  Ambassadenrs  sur  la  sinc^rit^  des  intentions  dn 
Gouvernement  Imperial,  le  Ministre  des  Affaires  £trangöres  croit  devoir  leur 
transmettre  ci-präs  copie  du  dit  t^l^gramme.  ||  Le  Gouvernement  Hell^nique  en 
d^barquant  ses  troupes  en  Gr^te  ayant  d^jä  commis  une  agression  sur  une 
partie  de  TEmpire,  le  Gouvernement  Imperial  prend  acte  de  la  döclaration 
expresse  contenue  dans  la  note  verbale  pr^citöe  comme  quoi  l'agresseur  sera 
tenu  responsable  et  que  les  Grandes  Pnissances  n'admettront  en  aucun  cas 
qu'il  en  retire  ie  moindre  avantage.  Enfin,  le  Gouvernement  Imperial,  qui  a 
d^s  le  principe  manifest^  son  d^sir  sinc^re  de  voir  la  paix  gön^rale  maintenue 
et  a  comme  confirmation  de  ce  d^sir  transmis  k  ses  Gommandants  Militaires 
des  Instructions  cat^goriques  leur  prescrivant  de  ne  point  donner  lieu  k  des  actes  de 
nature  k  compromettre  la  paix,  ne  demande  anjourd'hui  des  Grandes  Puissances 
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qoe  radoption  de  mesnres  propres  k  emp^her  les  empi^tements  des  Hell^nes  Nr.  11804. 
et  les  concentrations  de  forees  Hell^niques,  qui  Tont  obligä  k  mobiliser  soiig^^^f^^ 
armte  et  Ini  ont  cr^  an  4tat  de  choses  dont  la  Prolongation  offre  de  graves 
ineony^nients  an  point  de  yne  de  la  Situation  g^n^rale  et  des  int^röts  ^co- 
nomiqaes  da  pajs.  ||  II  est  Evident  qn'aossitdt  qae  les  tronpes  Helläniques 
^Tacoeront  llle  de  Gr^te  et  qae  Tarm^e  Hell^niqae  sar  la  frontiöre  sera 
licencitey  les  raisons  qai  ont  motiv^  la  mobilisation  de  Tarm^e  Imperiale 
aoront  dispanu  ||  Le  Ministre  Imperial  prie  lears  Excellences  MM.  les  Re- 
pr^sentants  des  Grandes  Paissances  de  vooloir  bien  informer  lears  Goaveme- 
ments  qae  la  Sablime  Porte  est  sinc^rement  d^sirease  de  voir  ce  r^saltat 
r^alis^  et  attend  tin  effet  salntaire  des  commanications  qai  ont  M  ÜEutes  k  ce 
sajet  aa  Cabinet  d'Ath^nes. 

Sabüme  Porte,  le  8  Avril,  1897. 

Nr.  11805.  OBOSSBBirASNIEV.  —  Der  Gesandte  in  Athen  an 
den  Minister  des  Aasw&rtigen.  Der  französische 
Vorschlag  (Nr.  11803)  ist  Ton  Dentschland  abgelehnt 

Athens,  April  17,  1897.    (April  17.) 
(Telegraphic.)  ||  French  proposal,  that  a  collect! ve  representation  be  made  Nr.  neos, 
to  the  Greek  GoYcrnment,  warning  them  against  permitting  irregulär  bands  to  briunniei^ 
cross   the  frontier,  feil  through   owing  to  the  German  Minister's  refusal  toi7.Apr.i8»7. 
participate  in  any  coUective  representation  to  the  Hellenic  Government.  ||  A 
similar  view,  he  belieyes,  is  held  by  the  Austrian  Government 

Nr.    11806.    TÜBKEL  —  Der  Botschafter  in  London  an  das  engl. 

Ministerium  des  Auswärtigen.     Die   Pforte  ist  zur 

Verteidigung  ihrer  Grenzen  gezwungen. 

(Becdved  April  18.) 
L' Ambassadeur    de   Turquie    präsente    ses    compliments  k  M.  le  Sous-  Nr.  iisoe. 
Secr6taire  d'fitat  au  Foreign  Office,  et  a  Thonneur  de  lui  communiquer,  d'ordre  jg^*'^^™ 
de  son  Gouvernement,  ce  qui  suit  ||  Ainsi  quo  TAmbassade  Imperiale  en  avait 
inform^,   en  son  temps,  le  Foreign  Office,  les  Hell^nes  avaient  franchi  la 
fronti^re  dans  la  matin^e  du  9  courant,  occup6  le  sommet  de  Erania,  k  deux 
heores  de  distance  de  la  ligne  de  d^marcation,  d^truit  k  coups  de  canon  le 
blockhaus  de  Baitino  et  brül6  le  corps  de  garde  de  Phonika  Kipli  et  Strounga. 
Les  ordres  d'attaque  leur  ^taient  donn^s  au  son  du  dairon.  ||  Apr^s  avoir 
affirm^  encore  une  fois  les  efforts   d^ploy^s  par  le  Gouvernement  Imperial 
pour  le  maintien  de  la  paix  et  son  droit  de  prendre  les  mesures  n^cessaires 
poor  la  defense  de  son  territoire,  la  Sublime  Porte  rejetait  tonte  la  responsa- 
bilit^  de  cette  Situation  sur  le  Gouvernement  Hell^nique,  qui  ^tait  l'agresseur. 
Par  la  r6serve  dont  il  n*a  cess6  de  faire  preuve  et  Tattitude  patiente  quil  a 
obsenrtey  malgr^  son  droit  Evident  de  se  d^fendre,  le  Gouvernement  Imperial 
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Nr.  11806.  a  prony^  aa  monde  entier  combien  11  avait  ä  coenr  le  maintien  de  la  paix.  || 
^g^'y^igg^  N^anmoins,  des  troupes  r^guli^res  Hell^nes  en  nombre  consid^rable,  et  avec 
des  Canons  ont  franchl  la  frontiäre,  dans  la  nnit  d'ayant-hier,  da  c6t£  de 
Bairakdar,  Kodoman,  et  Perdika,  et  onvert  les  hostilit^s  qai  continnent  encore.  {| 
En  pr^sence  de  ces  attaqnes,  le  Gouvernement  Imperial  s'est  yq  dans  Tobli- 
gation  de  donner  an  Commandant-en-chef  de  ses  tronpes  l'ordre  formel  d'aTiser 
ä  tontes  les  mesnres  militaires  propres  k  assarer  la  defense  de  ses  droits  et  de 
son  territoire  contre  les  empi^tements  des  Hellänes.  ||  H  est  <conna  qne  soH 
dans  la  qnestion  Cr^toise,  soit  dans  les  ^y^nements  qai  en  ont  ^t6  la  con- 
s^qaence,  le  Gonyernement  Imperial  a  fait  jasqn'aa  demier  moment  tont  ce 
qne  d^pendait  de  Ini  ponr  le  maintien  de  la  paix  et  ne  s'est  jamais  £cart^ 
des  yaes  et  dispositions  pacifiqaes  manifest^es  en  cette  occasion  par  les 
Grandes  Paissances.  Mais  an  m^pris  da  droit  international,  la  Gr^e,  aprte 
ayoir  exp6di^  des  tronpes  en  Cr^te  et  fait  de  grands  pr^paratifs  militaires 
sar  la  fronti^re,  ayant  commenc6  les  hostilit^s,  le  Gonyernement  Impdrial  ne 
poayait  faire  aatrement  qne  d'appeler  sons  les  armes  une  grande  partie'  de 
ses  Bddifs  en  s'imposant  de  tr^  lourds  sacrifices  poar  lear  mobüisation  et  en 
portant  nne  graye  atteinte  k  son  agricnltnre  et  k  son  commerce.  Anssi,  la 
Sublime  Porte  a-t-elle  la  ferme  conyiction  qne,  en  dgard  aux  considdrations 
qui  pr^c^dent,  le  Gabinet  de  Sa  Majestd  Britannique  youdra  l)ien  reconnattre, 
dans  ses  sentiments  de  justice,  qne  tonte  la  responsabilitd  de  la  guerre  doit 
exclusiyement  retomber  sur  la  Gr^ce.  Le  Gouyemement  Imperial  ne  nourrit, 
comme  il  Ta,  k  maintes  reprises,  döclard,  aucune  idde  de  conqu^te  contre  la 
Gr^e,  et  s'il  est  aujourd'hui  dans  Tobligation  d'accepter  la  guerre,  so  trouyant 
dans  le  cas  de  legitime  defense  par  suite  des  hostilitds  ouyertes  par  les 
Helldnes,  c'est  simplement  pour  la  sauyegarde  de  ses  droits  le&  plus  sacrös  et 
de  son  intdgrit^.  ||  Si  dans  un  bref  ddlai  le  Gouyemement  Helldnique  retire 
ses  troupes  de  la  Cr6te  et  de  ses  fronti^res  le  Gouyemement  Imperial,  ponr 
donner  une  nonyelle  preuye  de  ses  intentions  pacifiques,  ne  manquera  pas,  de 
son  c6td,  d'arr6ter  ses  mouyements  militaires.  ||  Teile  est  Tlntention  sincdre  da 
Gouvernement  Imperial,  qui  compte  tonjours  sur  Tesprit  de  haute  dquit6  et 
de  justice  des  Grandes  Pnissances. 

Ambassade  Imperiale  de  Turquie,  Londres, 
le  18  April,  1897. 

Nr.    11807.    TÜEKEL   —   Der   Gesandte  in  Athen  an  den  griech. 
Minister  des  Auswärtigen.    Kriegserklärung. 

Äthanes,  le  18  Avril,  1897. 
Nr.  11807.  Le  Ministre   de  Turquie  a  Thonneur  d'informer  le  Gouvernement  Royal 

Türkei 

]8.Apr.]897.  que  par  suite  des  hostilit^s  ouvertes  par  la  Gr^ce  contre  le  Gouvernement 
Imperial  Ottoman,  les  relations  diplomatiques  se  trouvant  rompues  entre  les  deux 
pajs,  la  L^gation  de  Sa  Majest^  le  Roi  k  Constantinople  et  les  Consnlats  de 
Gr^ce   dans  TEmpire   ont   6t6   invit^s  k  se   retirer.     De  m^me,   la  L^gation 
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Imperiale   de  Tarqoie  k  Äthanes   et  les  Gonsuls  Ottomans  en  Or^ce  ont  ^t6  Nr.  11607. 
antoris^s  &  se  retirer  k  Constantinople.  ||  Confonn^ment  k  la  d^cision  anrÄt^jg^^^^^jg^^ 
les  n^gociants   et  sujets  Hellänes  se  troavant   en  Tnrquie   devant  quitter  le 
territoire  Ottoman  dans  nn   d^lai   de  qninze  jours,   les   snjets  Ottomans  se 
trouvant   en   Gr^e   ont  616   ^galement  antoris^s  k  qoitter  le  territoire   dn 
rojanme  dans  le  m^me  d^lai. 


Nr.  11808.  OEIECHENLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  türkischen  Gesandten  in  Athen.  Antwort 
anf  das  Vorige. 

Äthanes,  le  6  (18)  Avril,  1897. 

Le  Ministre  des  Affaires  £trang^res  de  Sa  Majest^  le  Roi  des  Helldnes  Nr.  usos. 
a  en  ITionneur  de  recevoir  la  note  que  le  Ministre  de  Turquie  k  Äthanes  Ini  ^'^^^*'**' 
a  adress^  k  la  date  d'anjoord'hai  ponr  Tinformer  qae  par  snite  des  hostilit6s«.Apriii897. 
onvertes  par  la  Grdce  contre  la  Tnrquie  les  relations  diplomatiques  entre  les 
deux  pays  se  tronvent  rompnes.  ||  En  voulant  faire  peser  snr  la  Gr^ce  la 
responsabilit^  de  la  rupture  des  relations  diplomatiques  entre  les  deux  pajs, 
le  Gouvernement  Imperial  semble  perdre  de  Yue  que  la  Gr^ce,  loin  de  proc^der 
k  des  actes  d'hostilitö  contre  la  Tnrquie,  a  eu,  au  contraire,  k  subir,  ces 
jours  derniers,  sur  plusieurs  points  de  la  ligne-frontiöre,  les  agressions  r6p6t6es  ' 
de  rannte  Turque.  ||  A  la  suite  du  conflit  arm6  qui  s'est  produit  dans  la 
joum^e  du  28  Mars  sur  le  point  Profiti  Elie,  le  Gouvernement  Rojal,  par  sa ' 
note  verbale  en  date  du  30  du  ro^me  mois,  a  cru  devoir  attirer  ^attention  du 
Gouvernement  Imperial  sur  Tattitude  des  troupes  Ottomanes  et  avait  en  m^me 
temps  exprimä  Tespoir  de  voir  la  Sublime  Porte  adopter  des  mesures  promptes 
et  efficaces  pour  en  pr^venir  le  renouvellement.  Mais  loin  de  vouloir  se 
rendre  k  Tesprit  de  mod^ration  qui  a  dict^  cette  dömarche,  le  Gouvernement 
Imperial  a  paru,  tont  au  contraire,  dispos6  k  pr^cipiter  la  marche  des  6v^ne- 
ments.  Ainsi,  sans  aucune  provocation  de  la  part  des  troupes  Royales,  il  a 
chercb6  k  s'emparer  du  point  de  la  ligne-fronti^re  Analipsis,  qui,  d'un  commun 
accord,  6tait  considär^e  neutre;  ce  n'est  qu'ä  la  r^sistance  qu'elle  y  a  ren- 
contr6e  que  cette  tentative  de  violation  d'un  territoire  neutre  k  ^chou^.  ||  Le 
Gouvernement  Royal  ne  saurait  passer  encore  sous  silence,  qu'aujourd'hui 
m6me,  k  partir  de  5  heures  du  matin,  avant  qu'il  ne  fut  officiellement  avis6 
par  la  L^gation  Imperiale*  de  la  rupture  des  relations  diplomatiques  entre  les 
deux  pays  et  tandis  que  le  Ministre  du  Roi  k  Constantinople  n'en  avait  regu 
la  notification  que  dans  une  heure  avanc^e  de  la  nuit,  les  forts  de  Prevesa 
ont  ouvert  le  feu  contre  les  positions  Hell^niques  d'Actinm  et  ont  fait  couler 
bas  le  bateau  de  la  Compagnie  Pan-Hell^nique  ''La  Mac6doine"  k  sa  sortie 
du  Golfe  Ambracique.  ||  £n  pr^sence  de  ces  faits,  qui  d^montrent  combien  peu 
fendde  est  Tassertion  de  la  Sublime  Porte  comme  quoi  la  Gröce  aurait  commis 
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Nr.  11808.  des  actes  d'hostilit^  contre  la  Turqaie  la  responsabilit^  des  cons^nences  qni 
^^undr'  poufi'^^  r^ulter  d'un  4tat  de  choses  ^ussi  grare»  ne  saarait  DoUement  peser 
6. April  1897.  sar  le  Goayernement  da  Roi.  ||  M.  Skons^s  saisit  cette  occasion  poor  röit^r 
ä  Assim  Bey  les  assorances,  &c. 


Nr.  11809.  OBOSSBBITAHinEir.  —  Der  Botschafter  in  Eonstan- 
tiüopel  an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Pforte 
weist  die  griechischen  Unterthanen  aus. 

Pera,  April  21,  1897.    (April  21.) 
Nr.  11809.  (Telegraphic.)  ||  Greek  ships  and  snbjects  are  allowed  a  delay  of  fifteen 

briUMiwi.  ^^y^  ^^^^  ^**®  ^^  declaration  of  hostilities.  to  leave  the  ports  of  the  Ottoman 
21.  Apr.  1897.  Empire.    Those,  however,  that  have  no  special  reason  for  delay  are  expected 
to  leave  sooner. 


Nr.  11810.  OB088BSITANNIEK.  —  Der.  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg,  Ansichten 
Englands  und  Rufslands  über  die  weitere  Blockade 

Kretas. 

Foreign  Office,  April  21,  1897. 

Nr.  11810.  (Telegraphic).  ||  The  Russian  Ambassador  has  communicated  to  me  a  tele- 

britMüiMi.  8^*°^  ^^^™  ^^®  Russian  Minister  for  Foreign  Affairs,  the  purport  of  which 

2i.Apr.  1897.  corresponds  with  the   first  paragraph   of  your  Excellenc/s  telegram  of  the 

19  th   instant  jj  Couut  Mouravieff  proceeds   to   say  that  in   his  opinion   the 

Powers  should  therefore  prevent  the  landing  of  any  belligerent  troops  in  Crete, 

and  maintain  the  blockade  of  the  island,  while  continuing  their   efforts   for 

providing  it  with  a  definitive  Organization  when  the  present  conflict  is  brought 

to  a  close.  ||  In  reply  M.  de  Staal  was  told  that  Her  Majesty's  Government 

agreed  generally  with  the  views  expressed  by  the  Russian  Government  in  the 

above  communication,  but  considered  that  the  new  State  of  things  might  ne- 

cessitate  some  modification  in  the  details  of  the  blockade. 


Nr.  11811.  OB088BBITAirNIEK.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Schlägt 
eine  Friedensvermittlung  vor. 

Foreign  Office,  April  23,  1897. 

Nr.  11811.  (Telegraphic.)  ||  The  time  seems  to  be  near  at  band  when  the  Powers 

britennien.  ^^^  ^^^^  advautagc  propöse  terms   of  peace  to  the  Govemments  of  Greece 

23.Apr.  1897.  and  Turkey.  ||  Suggest  this  to  the  Minister  for  Foreign  Affairs,  and  ask  whether 

the  Russian   Government  would   approve   of  this  matter  being  considered  as 

speedily  as  possible  by  a  Conference  of  Ambassadors  to   be  held  at  Paris.  || 
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Soeh  a  Conference,  if  held  at  a  nentral  city,  will  possess  more  aothority,  and  Nr.  iisii. 
be  in  a  better  poBition  to  judje  wbat  terms  are  practicable,  tban  if  beld  in  britM^ien. 
one  of  the  belligerent  conntries,     If  accepted,  the  Conference  sbonld,  in  my2s.Apr.i897. 
opiniony  not  wait  for  an  armistice,  which,  thoagh  of  conrse  desirable,  may  be 
difficolt  to  obtain,  bat  shoold  commence  its  deliberations  at  once. 

Nr.    11812.    OBOSSBBITAHHIEH.— Der  Botschafter  in  Petersburg 

an  den  Minister  des  Auswärtigen.    Antwort  auf  das 

Vorige. 

St  Petersburgh,  April  24,  1897.    (April  24.) 

(Telegraphic.)  ||  Count  Mouravieff  will  submit  to  the  Emperor  at  once  the  Nr.  11812. 

Suggestion  made  in  your  Lordship's  telegram  of  yesterday  with  regard  to  a  briu^ün 

Conference  of  Ambassadors  at  Paris.    His  Excellency  promises  me  an  answer,  a4.Apr.  1897. 

at  latesty  on  Monday.  ||  Count  Mouravieff  told  me  that  the  idea  hat  not  occurred 

to  hlm,  owing  to  his  thinking  that  the  best  course  would   be  to  wait  until 

mediation  was  asked  for  by  one   or  other  of  the  belligerents.     I  made  the 

remark  to  his  Excellency  that  if,  meanwhile,  the  one  or  the  other  obtained 

a  very  decided  success  in  the  war,  greater  difficulty  would  be  experienced  in 

arranging  the  conditions  of  peace,  and  in   obtaining  that  the  declaration  of 

the  Powers,  to  the  effect  that  neither  side  should  derive  any  advantage  from 

the  war,  should  be  obseryed.  ||  Count  Mouravieff  agreed  with  me.     It  was 

arranged  that  I  should  send  him,  in  an  unofficial  note,  the  substance  of  your 

Lordship's  above-mentioned  telegram,  which   he  would  send  on  to-night  to 

His  Imperial  Majesty. 

Nr.    11813.    OEOSSBRITAHNIEir.   —   Der  Botschafter  in  Wien  an 

den  Minister  des  Auswärtigen.    Friedensvermittlung 

ist  verfrüht, 

Vienna,  April  26,  1897,    (April  25.) 

(Telegraphic.)  ||  Proposed  Conference  at  Paris.  ||  Your  Lordship's  telegram  Kr.  iisis. 
of  23  rd  instant  to  Sir  N.  O'Conor.  11 1  fear  that  any  intervention  between  the     öro&- 

,  ,  ..,,  britMinien. 

belligerents  would  be  looked  upon  as  premature  here,  and  even  still  more  so  25.Apr.  iwi. 
at  Berlin. 

Nr,  11814^  OEOSSBarTAHNIBH.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Rufsland 
stimmt  einer  Botschafterkonferenz  in  Paris  zu. 

St  Petersburgh,  April  26,  1897.    (April  27.) 
(Telegraphic.)  ||  I  saw  Count  Mouravieff  this  moming.     His  Excellency  Nr.  usw. 
informed  me  that  I  could  telegraph  to  your  Lordship  that  your  Suggestion     9^- 

,  briMiniiioii. 

that  a  Conference  of  Ambassadors  should  be  held  at  Paris  with  a  view  to  the26.Apr.i8e7 
proposal  of  terms  of  peace  to  the  belligerents  was  accepted  in  principle  by 
the  Imperial   Government,   without,  however,   absolutely  binding  themselves. 
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Nr.    11815.     BÜS8LAirD,7EAHKBEICH^OB0SSBRITANNIEV.  —  Die 

Botschafter  in  Eonstantinopel  an  den  tttrk.  Minister 

des  Auswärtigen.    Sie  übernehmen  den   Schatz  der 

griechischen  Unterthanen. 

Pera,  April  28,  1897. 

Ruwir/  *^*  Ambassades  de  Rassle,  de  France,  et  d'Angleterre  ont  Thonnear  de 

Frankreieh.  faire  connattrc  k  la  Sublime  Porte  qa'elles  sont  charg^es  de  la  protection*  des 

briteinün.  ^^^^^öts  HcU^nes  en  territoire  Ottoman.  ||  *La  protection  des  sajets  Hell^nes 

28.Apr.i807.de  rellglon  Catholiqae  continaera  h  6tre  exerc^e  par  TAmbassade  de  France. 

La  direction  des  affaires  Consalaires  Grecqaes  k  Constantinople  sera  confi^e 

au  Gonsalat-64n6ral  de  France.     Dans  les   provinces  les  Consals  des  trois 

Paissances  s'entendront  poar  faire  connattre  aax  aatorit^s  locales  celai  d'entre 

eax  qai  assamera  Texercice  de  cette  protection  avec  le  concoars  de  ses  coU^ 

gues.    Les  Ambassades  de  Rassie,  de  France,  et  d'Angleterre  prient  en  cons6- 

qaence  la  Sablime  Porte  de  voaloir   bien  adresser  par  le  t616graphe  aax 

aatoritös  Ottomanes  les  Instructions  n^cessalres.' 


Nr.  11816.  RÜS8LAin),FBAHKBEICH,GB08SBBITAHmEN.— Die- 
selben an  Denselben.  Fordern  Aufschub  des  Termins 
für  die  Ausweisung  der  griechischen  Unterthanen. 

Pera,  April  28,  1897. 
Nr.  U81«.  «Les  Ambassadeurs  de  Russie,  de  France,  et  d'Angleterre,  qui  viennent 

prankreicb,  d*6tre  charg6s  des  intöröts  Hell^nes,   croient  devoir  renouveler  aupr^s  de  la 
orofc-     Sublime  Porte  les  observations  contenues  dans  leurs  notes  verbales  du  23  Avril 

britannien.  ,  ,  ,  .  .  .  _x» 

28.Apr.  1897.  couraut  relativcmeut  k  une  Prolongation  du  d^lai  de  qumze  jours  imparti  aux 
Sujets  Hell^nes  pour  quitter  le  territoire  Ottoman.  Aucune  protection  n'ayant 
^t^  accordöe  jusqu'ici  aux  snjets  Hell^nes  les  Ambassadeurs  de  Russie,  de 
France,  et  d'Angleterre  se  sont  rendu  compte  de  Timpossibilit^  de  regier  leurs 
affaires  dans  le  d61ai  de  quatre  jours  qui  leur  reste.  Une  exöcution  imm6- 
diäte  et  rigoureuse  des  mesures  d'expulsion  paralt  donc  impossible.  Elle 
causerait  le  plus  grave  pr^judice  aux  nombreux  int6r6ts  Ottomans  et  Euro- 
p^ens  engag^s  avec  les  sujets  Grecs  6tablis  dans  TEmpire.  ||  'Les  Ambassadeurs 
de  Russie,  de  France,  et  d'Angleterre  insistent  en  cons^que'hce  aupr^  du 
Gouvernement  Imperial  sur  une  Prolongation  indispensable,  et  prient  la  Sub- 
lime Porte  de  donner  aux  autorit^s  Ottomanes  des  Instructions  pr^cises  afin 
qu'elles  s'abstiennent  de  tout  proc^d^  inutilement  vexatoire. 
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Nr.  11817.  OBOSSBBITANNIEH.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Der  Vor- 
schlag einer  Friedenskonferenz  ist  nicht  allgemein 

angenommen. 

St.  Petersburgh,  April  29,  1897.    (April  30.) 

(Telegraphic)  ||  I  was  informed  to-day  by  Count  Lamsdorff  that  the  pro-  ^'-  ^^®^'- 
posal  of  a  Conference  has  not  been  generally  approyed,  and  that  the  Russian  briumüen. 
Goyemment  were  of  opinion  that  the  Powers  should  continue  to  treat  directly  ^^-^p'-'®*'- 
between  themselves  respecting  the  Steps  to  be  taken  for  the  establishment  of 
peaee.  y  The  Russian  Government  also  wish  to  ascertain  whether  an  armistice 
IM  really  desired  by  the  Greek  Goyemment,  and  they  leam  from  the  RuQsian 
Ambassador  at  Constantinople,  that  Turkey  wonld  prefer  to  enter  into  direct 
negotiations  with  Greece.  ||  Count  Lamsdorff  added  that  the  Russian  Minister 
at  Athens  has  not  reported  that  any  oyertnres  for  mediation  haye  been  made 
to  him,   but  that  he  has  been  instructed  to  inquire,  in   concert  with  his 
colleagues,  if  an  armistice  is  desired  by  the  Greek  Goyemment. 


Nr.  11818.  OROSSBEITASNIEV.  —  Der  Gesandte  in  Griechen- 
land an  den  Minister  des  Ausw.  Die  griechische 
Regierung  wünscht  die  Vermittlung  der  Mächte. 

Athens,  May  1,  1897.    (May  1.) 
(Telegraphic.)  ||  The  Minister  for  Foreign  Affairs  has  informed  both  the  Nr.  iisis. 
Russian  Minister  and  myself  that  personally  he  would  welcome  the  mediation  )^^onJ«„. 
of  the  Powers  with  a  yiew  to  an  armistice  of  some  weeks.  ||  As  the  Ministers  i-  M«i  i897. 
of  the  Interior  and  of  War  are  now  in  Thessaly,  he  cannot  yet  speak  in  the 
name  of  his  colleagues. 


Nr.  11819.  EUSSLAHD.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
Botschafter  in  London.  Die  Grofsmächte  sollen  die 
Initiatiye  zur  Friedensyermittlung  ergreifen. 

Saint-P^tersbonrg,  le  20  Ayril  (2  Mai),  1897. 
(T^l^graphique.)  ||  Notre  Ministre  ä  Äthanes  nous  informe  que  TAssembl^e  Nr.  nsio. 
Grecque  ayoue  urgence  d'armistice  et  affirme  qu'il  serait  accept6  avec  recon-  ^[*]^|* 
naissance.    Mais  le  Cabinet  d' Äthanes  demande  instamment  que  l'initiatiye  de    ir&nrr 
cette   proposition  ^mane   des  Grandes  Puissances  afin  de  raffermir  dynastie. 
Nous  sommes  d'ayis  que  dans  ces  conditions  les  Puissances  pourraient  charger 
leurs  Repr^sentants  des  propositions  de  mödiation  au  Gouyemement  Grec.  Onou 
est  inyit^  k  s'entendre  ayec  ses  collägues  et  de  proc^der  k  cette  d^marche 
dte  que  ces  demiers  auront  re^u  semblables  instmctions. 


18»7. 
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Nr.  11820.  RÜSSLAHD.  —  Derselbe  an  Denselben.  Instruktion 
an  den  Gesandten  in  Athen.*) 

Saint-P^tersbourg,  le  20  Ayril  (2  Mai),  1897. 

Nr.  11820.  (T61^graphiqae.)  ||  Je  r^ponds  an  t^legramme  d'Onon.     Si  les  Poissances 

2o.Apni   tombaient  d'accord   snr  propositions   de  m6diation   k  faire  k  Äthanes,  vous 

2.  Mai     ponrriez  vons   entendre  avec  vos   coUögues  sor  mode  de  procMer  qui,  sans 

hnmilier  ä  Texcäs  Gonyemement  Grec  Ini  ferait  comprendre  n^essit6,  dans  la 

Situation  oü  il  se  tronye,  d'accepter  sans  r^senre  les  recommandations  des 

Grandes  Pnissances,  r^pondant  ainsi  ä  lenr  g^nörense  initiative. 

Nr.  11821.  OROSSBBITAHinEH.  —  Die  Botschaft  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Deutschland  macht 
die  Friedensvermittlung  von  der  Zurückziehung  der 
griechischen  Truppen  aus  Kreta  abhängig. 

Berlin,  May  4,  1897.    (May  4.) 

Nr.  11821.  (Telegraphic.)  ||  With  reference  to  the  proposals  that  have  been  made  for 

briunnien.  niedlation   at   Athens,  Baron  Ton   Marschall    informs   me   that  the   German 

4.  Mfti  1897.  Minister  at  Athens  has  been  instructed  to  associate  himself  in  taking  steps 

for  mediation  with  his  Russian  colleague,  always  subject  to  the  condition  that 

the  Greek  troops  and  Colonel  Vassos  retire  from  Crete.  ||  Baron  von  Marschall 

considers  that  mediation  is,  subject  to  this   condition,  eminently  desirable.|| 

A  report  was  yesterday  received   from  the  German  Minister  at  Athens  that 

their  danger  is  not  yet  realized  by  the  Greeks,  who  actually  still  talk  of  the 

frontier  being  rectified  in  their  favour. 

Nr.  11822.  TÜRKEL  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Botschafter  von  Rufsland,  Frankreich,  Grofs- 
britannnien.    Antwort  auf  Nr.  11815. 

Gonstantinople,  le  8  May  1897. 

(Telegraphic.)  ||  '£n  röponse  k  la  note  verbale  que  les  Ambassades  d'Angle- 

Nr.  11822.  terre,  de  France,  et  de  Russie  ont  bien  voulu  lui   adresser  le  28  Avril,  le 

3  K^i  1^7  Ministre  des  Affaires  £trang^res  a  l'honneur  de  les  informer  que  la  Sublime 

Porte  consent  k  ce  que  la  protection  des   int^r^ts  Hell^niques  en  territoire 

Ottoman  soit  assumöe  par  elles,  k  la  conditiou  que  cette  protection  n'aura 

point  pour  effet  d'assurer  aux  sujets  Hell^nes  la  jouissance  des  droits  et  im- 

munit^s  dont  ils  b^n^ficiaient  jusqu'ä  Touverture  des  hostilit^s,  et  qu'elle  sera 

limit^e  au  d^lai  fixe  pour  leur  d^part  de  TEmpire.  II  va  sans  dire  que  par  suite 

de  r^tat  de  guerre,  tous  les  Trait6s  en  vigueur  entre  la  Turquie  et  la  Gr^ce 

36  trouvant  abolis,  tous  les  Hell^nes  restent  assujettis  aux  lois  et  rdglements 

tie  TEmpire.     Le  Ministre  Imperial  prie  les   Ambassades  d'Angleterre,  de 

France,  et  de  Russie  de  vouloir  bien  munir  leurs  Consuls  en  Turquie  d'instruc- 

tions  en  cons^quence.' 

*)  England,  Italien  und  Frankreich  erlassen  analoge  Instruktionen. 
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Nr.    11823.    BÜSaiAND,  FBANKSBICH,  OKOSSBRITAVBIEH.  ^ — Die 

Botschafter  in  Konstantinopel  an  den  türkischen 
Minister  des  Auswärtigen.  Über  die  Answeisang 
der  griechischen  Unterthanen. 

Constantinople,  May  4,  1897. 
The  Ambassadors  wish  to  make  the  foUowing  obseryations  on  the  Porte's  Nr.  11823. 
note   consenting  to  the  protection  of  Greek  subjects  by  Bnssia,  France,  and  pj,^^ici 
England.    This  protection,  althoagh  not  conferring  on  them  the  fall  Privileges     oroCs- 
they  enjoyed  before  the  war,  gives  them  greater  rights  for  the  protection  of^^^l'^^ 
their  interests  and  persons,  and  mast  be  exercised  withoat  restriction  dnring 
the  whole  period  of  the  war.     Althongh  the  expulsion  of  certain  individaal 
Greeks  may  be  thonght  necessary  by  the  Porte,  their  expnlsion  en  masse  cannot 
be  accepted  by  the  Ambassadors.    A  general  measnre  of  this  kind  mighl  be 
the  cause  of  distorbances.    The  Ambassadors  cannot  bat  express  their  sorprise 
at  the   official   notice  pablished  by  the   Porte   on  2nd  Mai  respecting  the 
Position  of  Greek   sabjects  darmg  hostilities.    It  appear;s   to   be  a    contra- 
diction  of  their  note  of  the  3rd  instant,  and  shoald  therefore  be  corrected.  . 
The  Ambassadors  consider  indispensable  the  special  protection  of  the  Greek 
sabjects  employed  by  foreign  Missions,  Consolates,  and  privileged  establishments 
who  are  entitled  to  direet  protection  as  mach  as  the  sabjects  of  any  other 
nation  in  the  same  position.    The  Ambassadors  heg  that  a  correction  of  this 
notice  may  be  sent  without  delay  to  the  aathorities  at  Gonstantinople  and  in 
the  provinces,  in  order  to  preyent  misunderstandings  between  them  and  the 
Consolates  of  the  three  Powers. 


Nr.  11824.  GEOSSBEITAHHIEir.  —  Der  Botschafter  in  Wien  an 
den  Minister  des  Aaswärtigen.  Die  österreichischen 
Bedingangen  für  die  Friedensverroittlang. 

Vienna,  May  5,  1897.    (May  6.) 
(Telegraphic.)  ||  With  reference  to  my  telegram  of  the  3rd  instant:  ||  It  Nr.  11824. 
appears   that  Coant  Golachowski's   meaning  was   not  qaite   correctly  appre-  ^,,|^^^[^„. 
hended  by  me.    He  does  not  oppose  initiative  in  mediation  being  taken  by  5.  Mai  i897. 
the  Powers,  bat  considers  it  indispensable  that  they  shoald  previously  receive 
a   written    assnrance   from   the   Greek  Government  that  mediation   and  the 
conditions  attaching  thereto  will  be  accepted  by  them.  ||  This  assnrance  might 
be  given  to  the  Doyen  of  the  Representatives  of  the  Great  Powers  privately.|| 
The  Aastro-Hangarian  Charg^    d'Affaires  at  Athens   has  been  instracted  by 
bis  Excellency  in  this   sense.  ||  I  have  commanicated  the  sabstance  of  this 


telegram  to  Mr.  Egerton. 
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Nr.    11825.    OBOSSBBITAHHIEN.    —    Derselbe   an  Denselben. 

Dasselbe. 

Vienna,  May  7,  1897.    (May  7.) 

Nr.  11825.  (Telegraphic.)  ||  With  reference  to  Sir  N.  O'Conor's  telegram  of  the  5th 

briun^en.  ^^^'  II  ^  written  declaration  is  not  insisted  upon  by  Count  Goluchowski,  bat 

7.  Mai  1697.  both  his  Excellsncy  and  the  Emperor  maintain,  as  an  indispensable  condition 

of  mediation,  that  the  Greek  Government  should  give  a  formal  engagement  to 

recall  their  troops  from  Crete.    According  to  him,  without  this  condition  tbe 

concert  wonld  be  broken,   as  Germany  makes  her  joining  in  the  mediation 

dependent  on  it    He  thinks  the  Greek  Government  may  be  prepared  to  see 

the  Torks  march  on  Athens  if  they  do  not  yield. 

Nr.  11826.  BTTSSLAHD.  •—  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
Botschafter  in  London.  Der  Waffenstillstand  soll 
beschleunigt  werden. 

Saint-P^tersbourg»  le  27  Ayril  (9  Mai),  1897. 

Kr.  1182«.  (T4l6graphiqne.)  ||  Le  Gouvernement  Grec  a  donn6  aux  Repr^sentants  des 

av.Apru    Grandes  Fuissances  une  Declaration  officielle  öcrite  annon^nt  la  dteision  de 

9.  Mal     rappeler  les  troupes  de  Cröte  et  de  commencer  Tävacuation  en  faisant  partir 

imm^diatement  un   contingent  de  400  hommes.    Nous  trouvons  cette  Dtela- 

ration  satisfaisante.    La  Gröce  n'ötant  pas  Signataire  des  Traitös,  les  Grandes 

Fuissances  n'ont  pas  besoin  de  son  assentiment  pour  appliquer  Tautonomie  en 

Gr^te.    L'Empereur  a  daignö  ordonner  ä  MM.  N^lidow  et  Onou  de  s'entendre 

avec  leurs  colldgues  pour  proc6der  sans  le  moindre  retard  aux  dömarches  de 

mediation  en  vue  de  h&ter  Tarmistice  et  la  paix  definitive.    Nous  ne  doutons 

pas   que  le   Gouvernement  Anglais  donne  des  Instructions  analogues  k  ses 

Repr^sentants  ä  Äthanes   et  ä  Constantinople  en  pr^sence  de  la  döclaration 

formelle  du  Gouvernement  Grec. 

Nr.  11827.  OBOSSBBITANNIEir.  —  Der  Gesandte  in  Athen  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Der  deutsche  Ge- 
sandte hat  noch  keine  Instruktion. 

Athens,  May  10,  1897.    (May  10.) 

*  Nr.  11827.  (Telegraphic.  ||  Having  found  that  all  my  other  colleagues  had  received 

briunnien  *^®^^  iustructions,  aud  wcre  ready  to  join  at  once  in  offers  of  mediation,  but 

10.  Mal  1897.  that  thc  Gcrmau  Minister   had  received  no  other  iustructions  beyond  those 

directing  him  to  insist  not  only  on  the  withdrawal  of  the  troops,  but  also  on 

the  recognition  by  Greece  of  the  autonomy  of  Crete,  and  none  of  my  colleagues 

being  justified  by  their  Instructions  to  make  the  latter  demand,  I  ventured» 

with    a  View  to   savlng  time,   to   privately  urge  the  Greek  Minister  to  see 

Baron  Flessen,  and  offer  to  recognize  Cretan  autonomy,  as  well  as  consent  t6 

the  withdrawal  of  the  troops  if  he,  on  his  part,  would  immediately  assent  to 

join  his  colleagues  in  mediation. 
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Nr.    11828.    OROSSBRITAHHIBH.  —  Derselbe  an  Denselben.    Be- 
schlüsse der  Gesandten« 

.Athens,  May  10,  1897.    (May  10.) 

(Telegraphic.)  II  It  has  been  agreedby  the  Representatives  of  the  Powers  Nr.  n828. 
that   immediately  the  German  Hinister  receives  bis  instmctions  the  Rossian  ^riun^^en 
Minister — the    doyen    of   the   Diplomatie  Corps — will  pregent  the  offer  of  io.iiaii897. 
mediation  of  which  my  telegram  of  the  6th  instant  contained  the  text;  and 
it  will  be  saggested  to  the  Hellenic  Minister  for  Foreign  Affairs  to  formally 
adhere  to  the  proposid  made,  and  bis  Excellency  will  also  reqnest  that  steps 
TD»y  be  taken  by  the  Powers  to  obtain  that  Edhem  Pasha  shoold  receive 
Orders  to  stop  all  fnrther  advance  of  the  Tnrkish  army  with  a  view  to  facilitate 
the  eonclosion  of  peace. 

I  hope,  therefore,  that  this  may  be  finished  this  evening  or  to-morrow 
moming. 


Nr.  11829.  BITSSLAHD.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
Botschafter  in  Eonstantinopel.  Soll  mit  seinen 
Kollegen  für  einen  Waffenstillstand  wirken. 

Saint-P^tersbourg,  le  29  Avril  (11  Mai),  1897. 
(T616graphique.)  ||  Gröce,  ayant  adh6r6  formellement  au  contenu  communi-  ^'-  ^*®2^- 
cation  des  Representants  des  Grandes  Poissances  entre  les  mains  desqnelles    29.Aprii 
eile  a  remis  soin  de  ses  intäröts,  notre  Angnste  Mattre  vons  Charge  de  vons 
entendre  avec  vos  coU^gnes  pour  aborder  n^gociations  ponr  cpnclnsion  de  la 
pmix  et  demander  imm^diatement  Suspension  de  tout  mouvement  offensif  de  la 
part  des  troupes  Tnrques. 


11.  IUI 

1897. 


Nr.    11830.    OBOSSBBITAHHIBH.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 

den  Minister  des  Auswärtigen.    Deutschland  stimmt 

der  Vermittlung  zu. 

Berlm,  May  12,  1897.    (May  12.) 

(Telegraphic.)  ||  I  am  informed  by  the  Imperial  Secretary  of  State  for  Mr.  iisso. 

Foreign  Afiiairs  that  as  the  Greek  Gorernment  have  agreed  to  the  withdrawal  briilnnieD. 

from  Crete  of  their  troops,  and  to  the  recognition  of  autonomy,  Instructions  la.  m»i  1897. 

bare   been  issued  to   the  German  Ambassador  at  Constantinople  to  consult 

with  bis  coUeagues  as  to  a  Joint  application  to  be  adressed  to  the  Sultan^ 

with  the  object  of  ascertaining  the  conditions  he  will  require,  both  for  peace 

and  for  an  armistice.  ||  In  bis  Excellency's  opiuion  the  Great  Powers  should 

not  attempt  themselves  to  impose  any  terms  of  peace,  but  should  ascertain 

what    conditions    the    Porte    would    demand,    thus    providing    material    for 

mediation« 
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Nr.    11831%    OBOSSHÄCHTE.  —  Die  Botschafter  der  Orofsm&ohte 
in   Konstantinopel   an   den  türkischen  Minister  des 
Auiwärtigen^    Schlagen  einen  Waffenstillstand  vor. 
Gonstantinople,  May  12,  1897,  midnight    (May  13.) 
Nr.  11881.  Le  Gabinet  d'Athönes  ayant  r6clam6  le  concoars  des  Grandes  Pnissances 

f^^^J^]pour  obtenir  an  armistice,  les  six  Grouvernements  lui  ont  offert  leur  m6diation 
ä  la  condition  qne  le  Gonvernement  Hellöniqne  remettrait  aoz  Pnissances  le 
soin  de  ses  int^r^ts,  qn'il  procöderait  dans  le  plus  bref  d^lai  ä  r^Tacoation  de 
la  Gröte,  et  reconnattrait  le  regime  autonome  de  Tile.  Le  Gouvernement 
Hell^nique  ayant  adh6r6  sans  röserves  ä  ces  conditions,  qui  ont  d4j4  re^u  an 
commencement  d'exöcution,  les  Pnissances  se  sont  mises  d'accord  pour  prior 
le  Gouvernement  Imperial  de  saspendre  les  hostilitös  en  vne  d'arrftter  les 
bases  d'nn  armistice  et  d'aborder  le  plus  t6t  possible  les  n^gociations  pour  la 
conclusion  de  la  paix  definitive.  Les  Ambassadeurs  des  Six  Pnissances  prient 
en  cons^quence  son  Excellence  le  Ministre  des  Affaires  £trang^res  de  vonloir 
bien  soumettre  au  Gouvernement  Imperial  Ottoman  une  demande  de  Suspension 
immddiate  d'hostilitös.  Ils  fönt  appel  aux  sentiments  pacifiques  du  Gouverne- 
ment de  Sa  Majeste  Imperiale  le  Sultan,  et  ils  esp^rent  qne  des  ordres  pour- 
ront  6tre  donnös  sans  retard  aux  Gommandants  des  troupes  Ottomanes  pour 
arröter  tout  mouvement  offensif.  Les  Ambassadeurs  se  tiennent  k  la  dis- 
position  de  son  Excellence  le  Ministre  des  Affaires  £trangires  pour  T^tude  des 
questions  qne  peut  comporter  Vexercice  de  leur  m^diation. 

Nr.    11832.     TÜBKEL   —   Der  Minister   des  Auswärtigen   an  die 

Botschafter    der    Grofsmächte.      Antwort    auf    das 

Vorige. 

Constantinople,  May  18,  1897. 

Nr.  11882.  Le  Ministre    des    Affaires    fitrangöres  a   eu   Thonneur    de    recevoir    le 

i3K^{i^  Memorandum  qne  leurs  Excellences  les  Ambassadeurs  des  Grandes  Puissances 
ont  bien  voulu  lui  adresser,  en  date  du  12  Mai,  pour  interposer  leur  mödiation 
en  vue  d'arröter  les  bases  d'une  armistice  et  d'aborder  la  n^gociation  de  la 
paix.  £n  remerciant  de  cette  communication  leurs  Excellences  les  Ambassa- 
deurs des  Grandes  Puissances  le  Ministre  des  Affaires  £trang&res  s'empresse 
de  les  informer  qne  le  Gouvernement  de  Sa  Majest^  Imperiale  le  Sultan 
pourra  entrer  dans  T^tude  de  ces  questions  aprös  les  f^tes  de  Bairam. 

Nr.  11833.  OBOSSBBITAinnEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Friedens- 
bedingungen der  Türkei. 

Constantinople,  May  15,  1897.    (May  15.) 
Nr.  11883.  (Telegraphic)  ||  In  reply  to  our  Memorandum  of  the  12th  May  the  Porte 

orois-     ]|^y  ß^Qy^  ^]|Q  foUowing  conditions  for  the  Suspension  of  hostilities  preparatory 
15  Maii897.to  au  armistico  on  the  Treaty  of  Peace: —  ||  1.  The  conclusion  of  an  armistice 
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and  free  eommanication  between  the  Imperial  aathorities  and  the  Torkish  Nr.  11883. 
forces  by  sea,  ?i&  Volo  and  Prevesa,  are  necessary  conditions  of  the  Suspension  jj,f^^*j,„ 
of  hostilities.  ||  2.  The  old  frontier  line  to  be  restored,  Tnrkey  recovering  thei5.Maii897. 
territory  ceded  in  conseqaence  of  the  Treaty  of  Berlin.  This  cession  of 
territory  was,  accOrding  to  the  Porte,  based  on  assurances  that  it  woald  pnt 
an  end  to  brigandage,  bnt  the  very  canse  of  the  present  war  shows  that  this 
reasoning  was  erroneons,  and  that  the  cession  merely  r^dered  possible  more 
serions  attacks  on  the  integrity  of  the  Empire.  ||  These  considerations  and  the 
propriety  of  giving  Tarkey  some  equivalent  for  the  victories  which  have  cost 
so  mach  blood  and  money  jastify  a  retom  to  the  original  frontier.  ||  3,  An 
indemnity  of  10,000,000  Tnrkish  liras.  ||  4.  A  rerision  of  the  Treaties  bet- 
ween Greeoe  and  Tarkey  in  conformity  with  the  general  principles  of  inter- 
national law.  II  5.  An  Extradition  Treaty  for  criminals  at  common  law.  ||  The 
Plenipotentiaries  of  the  belligerens  to  meet  at  Pharsala  to  negotiate  the 
armistice  and  afterwards  the  Treaty  of  Peace.  ||  Orders  for  the  immediate 
sospension  of  hostilities  will  be  sent  to  the  Commanders  of  the  Imperial 
troops  as  soon  as  the  above  conditions  have  been  accepted  by  the  Greek 
Goavemment 


Nr.  11834.  OBOSSBBITAHBIEN.  —  Der  Botschafter  in  Eonstan- 
tinopel  an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Beschlösse 
der  Botschafter  Aber  die  Friedensbedingnngen. 

Gonstantinople,  May  15,  1897.    (May  15.) 

(Telegraphic.)  ||  I  have  the  honour  to  State  that  my  colleagues  and  myself  Nr.  11834. 
this   aftemoon   had   under  discussion  the  note  of  the  14th  instant  receivcd  l^f||]^^^^'3„ 
from  the  Porte,   and  decided  to  submit  to  our  respectiye  Gouvernment  the  15. Hat  1397. 
following  Statement  of  our  views,  in  the   hope   that  it  might  afford  them 
assistance  in  deciding  upon  the  Instructions  to  be  sent  to  us: — 

*'  1.  Insister  sur  la  Suspension  immediate  des  hostilit^s  de  part  et  d'autre. 
Cette  Suspension  doit  impliquer  la  cessation  du  blocus  des  ports  Ottomans. 
Elle  ne  devrait  pas  6tre  subordonnöe  k  la  conclusion  d'un  armistice  ni  k 
Tadoption  des  Pr^liminaires  de  la  Paix.  Elle  devrait  au  contraire  Ics  pr^ 
c^er.  II  "  2.  n  ne  peut  6tre ,  question  d'une  r^trocession  de  la  Thessalie.  Tout 
au  plus  pourrait-on  admettre  une  rectification  strat^giqne  de  la  f rentiere 
sur  certains  points.  ||  "  3.  On  ne  peut  pas  contester  le  principe  d'une  indemnity, 
mais  le  chiffire  demand^  est  exorbitant.  Si  en  cas  d'impossibilit^  ponr  les 
Grecs  de  se  lib^rer  imm6diatement,  la  Turquie  demanderait  k  dötenir  en 
gage  une  partie  du  territoire,  cette  occupation  devrait  6tre  purement  militaire, 
limit^e  k  certains  points  et  k  un  nombre  d6termin^  de  troupes,  de  maniöre  k 
laisser  se  r^installer  et  fonctionner  librement  T Administration  Hell^nique.  || 
**4:,  Ge  serait  an  pr6c6dent  dangereux  d'admettre  la  suppression  des  Capitu- 
lations  pour  une  nationalit^  Chrötienne  qui  en  a  joui  jusqu'ä  präsent.    On  doit 
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Nr.  11834.  cependant  reconnattre  dans  rexercice  de  la  protection  par  les  Consalats  Grecs 
briu^ien  l'^xlstence  de  certains  abus  qui  pourraient  fetre  utilement  röform^s.  ||  "  6.  La 
i5.Maii897.propo8ition  de  la  Sablime  Porte  de  r^unir  ä  Pharsala  des  Pl^nipotentiaires 
Ottomans  et  Hell^nes  indiqnant  Vintention  [de  soustraire]  les  n^ociations  k 
Taction  des  Poissances,  ü  convient  d'insister  pour  qae  ces  n^odations  aient 
Heu  dans  des  conditions  permettant  aox  (jouvemements  d'exereer  lear  mMia- 
tion  josqa'ä  la  conclasion  de  la  paix.'' 


Nr,  11835-  GEOSSBBITAiranEH.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel  an  den  Minister  des  Ausw&rtigen,  Der 
Sultan  hat  den  Waffenstillstandsvorschlag  ange- 
nommen. 

Constantinople,  May  18,  1897.    (May  18.) 

Nr.  11885.  (Telegraphic.)  ||  I  have   the   honour  to  inform  your  Lordship  that  the 

briilLien.  Minister  for  Foreign  Affairs  called  tbis  moming  npon  the  Anstrian  Ambas- 
it.ifaii897.g|^or^  and  stated  officially  tbat  the  Sultan  bad  sent  Orders  to  the  Tnrkisb 
railitary  Commanders  to  arrange  for  an  immediate  Suspension  of  hostUities 
with  the  Hellenic  Commanders.  His  Excellency  added  that  His  Imperial 
Majesty  bad  acted  in  deference  to  the  unanimously  expressed  desire  of  the 
Powers  in  thus  giving  up  his  prevlous  views  that  the  acceptance  in  prindple 
by  the  Hellenic  Government  of  tbe  conditions  of  peace  mnst  precede  the  sus- 
Pension  of  bostilities.  Tbis  desire  bad  also  been  embodied  in  a  telegram 
received  from  the  Emperor  of  Russia  by  the  Sultan  last  nigbt  The  Emperor 
appealed  strongly  to  the  Sultan's  generous  sentiments,  and  on  bis  side  tbe 
Sultan  relied  on  the  Powers  for  support.  ||  The  Minister  for  Foreign  Affairs 
further  expressed  his  regret  that  he  sbould  have  given  incorrect  news  a  few 
days  ago  on  the  subject  of  Domoko,  wbich  was  only  captured  yesterday.  The 
Greek  troops  bad  been  at  tbe  same  time  entirely  expelled  from  Epirus.  Tbere 
bad  been  no  important  fighting  at  Domoko  but  the  struggle  bad  been  severe 
near  Arta.  Tbe  Greek  losses  were  estimated  at  not  less  tban  2000  killed 
at  the  latter  place.  ||  I  have  telegraphed  tbis  intelligence  to  Her  Majesty's 
Minister  at  Athens. 


Nr.  11S36.  OBOSSBBITAinnBH.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  die  Botschafter  in  Eonstantinopel,  Rom, 
Berlin,  Wien,  Petersburg,  Paris.  Über  die  Friedens- 
bedingungen. 

Foreign  Office,  May  19,  1897. 

Nr.  11886.  (Telegraphic.)  ||  I  have  informed  tbe  various  Ambassadors  with  whom  I 

oro&-     |,|^ye  spoken  on  the  terms  of  peace  between  Turkey  and  Greece,  tbat  wbile 

19.  Mai  1897.  strongly  opposed  to  tbe  retrocession  of  settled  territory  to  Turkey  and  to  tbe 
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abolition  of  the  Gapitulations  of  regards  Greek  snbjects,  Her  Majesty's  Govern-  Ni.  ii836. 
ment  are  in  favoor  of  the   pajment  of  an  indemnity  to  Turkey  and  of  a  ^,,^^^^[^0 
Strategie  recUfication  of  the  Torkish  firontier.    I  obserred  that  Her  Majesty'sio.iiaijso?. 
GoYemment  were   fully  alive   to  the  difficuUy  of  providing  secnrity  for  the 
payment  of  the  indemnity  in  the  present  State  of  Greek  credit,   bat  that,  in 
my  opinion,  the  most  hopefnl  expedient  was  the  establishment  of  some  inter- 
national control  over  some  branches  of  the  Greek  revenne. 


Nr.    11837.     OBO88BBITAHBIEN.  —  Der  Botschafter  in  Eonstan- 
tinopel  an   den  Minister  des  Auswärtigen.     Unter- 
redung des  rassischen  Botschafters  mit  dem  Snltan. 
Constantinople,  May  22,  1897.    (May  22.) 
(Telegraphic.)  ||  I  have  the  honoar  to  State  that  a  meeting  of  Ambassadors  Nr.  iiss?. 
was  held  this  moming,   at  which  M.  N^lidow  said  that  he  had  expressed  to     ^'^^' 

briUnnien. 

the  Snltan  at  his  andience  yesterday  the  hope  of  the  Czar,  that  the  Tarkish22.Maii807. 
Government  woald  be  moderate  in  its  demands  as  to  the  terms  of  peace.|| 
The  reply  of  His  Imperial  Majesty  was  coached  in  general  terms,  no  mention 
being  made  as  to  the  terms  of  peace;  he  had,  he  said,  been  gaided  throaghont 
this  Greek  basiness  by  the  coansels  of  the  Great  Powers,  and  he  proposed 
to  continae  in  the  same  path.  ||  We  then  entered  into  a  discnssion  of  the  form 
which  onr  commanication  to  the  Porte  shonld  take,  and  a  farther  meeting  is 
to  be  held  this  aftemoon  to  draw  it  ap.  Bat  we  shall  be  unable  to  present 
it  onül  the  German  Ambassador  has  telegraphed  it  to  Berlin  and  received  a 
reply  authorising  him  to  agree  to  it. 


Nr.  11838.  OE088BEITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Answ&rtigen.  Teilt  ihm 
eine  an  die  Pforte  zu  richtende  Denkschrift  über 
die  Friedensbedingnngen  mit. 

Constantinople,  May  22,  1897.    (May  22.) 
(Telegraphic.)  ||  The  foUowing  is  the  Memorandum  respecting  the  proposed  Nr.  ii838. 
peace  negotiations,   to  which  I  alluded  in  my  telegram  of  to-day,   and  which  britOTnien.! 
will   be  sent  to  the  Sublime  Porte  as  soon  as  the  German  Government  have  22.  Mai  1897. 
expressed  their  approval  of  the  text:— 

^Les  Ambassadeurs  des  Grandes  Puissances  ont  l'honnear  d'accnser 
r^ception  k  son  Excellence  le  Ministre  des  Affaires  £trangöres  du  Memorandum 
qu'il  a  bien  voulu  leur  adresser  le  14  de  ce  mois,  et  dans  lequel  se  trouvaient 
^nonc^es  les  conditions  auxquelles  le  Gouvernement  de  Sa  Migest^  Imperiale 
le  Soltan  subordonnait  la  Suspension  des  hostilit^s  avec  la  Gr^ce.  ||  Cette 
Buspension  ayant  itA,  depuis  lors,  d6cid6e,  les  Ambassadeurs  des  Grandes 
Puissances  prient  son  Excellence  Tewfik  Pacha  de  vouloir  bien  remercier  Sa 
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Kr.  11838.  Majest^  le  Sultan  d'avoir,  en  döttrant  k  leur  demande,  donni  la  preuve  de 
brumian  ^®®  intentions  pacifiques.  ||  Les  Grandes  Puissances  ont  invit^  leurs  Ambassadeurs 
22.  Mai  1897.  ä  exerccr  leur  m^diation,  en  vue  d'arriyer,  le  plus  tot  possible,  k  la  conclusion 
de  la  paix,  et  les  ont  autorisös  k  entrer  en  pourparlers  ayec  le  Gouvernement 
Ottoman.  ||  En  se  mettant  dans  ce  but  k  la  disposition  de  la  Sublime  Porte 
les  Ambassadeurs  croient  cependant  devoir  präsenter  d^s  maintenant  au  nom 
de  leurs  Gouvernements  quelques  observations  suggör^es  par  la  lectnre  da 
Memorandum  du  14  Mai.  ||  Ils  ne  m^connaissent  pas  Tintör^t  de  la  Turquie 
k  garantir  la  s^urit^  de  ses  fronti^res  contre  les  entreprises  attentatoires  ä 
rintögrite  de  TEmpire  Ottoman  et  consid^rent  comme  justifi6e  une  certoine 
rectification  de  fronti^re  bas6e  sur  des  considörations  strat^giques.  ||  Ils  ne 
contestent  pas  davantage  le  droit  du  vainqueur  de  r^clamer  une  indemnit^ 
pour  les  d^penses  et  les  pertes  caus^es  par  la  guerre,  mais  ils  estiment  qae 
cette  indemnite  ne  doit  pas  d^passer  les  limites  des  forces  financiöres  de  la 
Gr^ce,  qui  ne  paraissent  pas  susceptibles  de  supporter  la  Charge  dont  le  Chiffre 
est  indiqu^  dans  le  Memorandum  de  la  Sublime  Porte.  ||  En  outre,  en  ce  qui 
concerne  les  Trait^s  entre  la  Turquie  et  la  Grdce  les  Gouvernements  des 
Grandes  Puissances  sont  d'avis  que,  si  les  Trait^s  existants  entre  deux  belli- 
g^rants  sont,  en  principe,  annuies  par  T^tat  de  guerre  et  demandent  k  titre 
renouvelös,  certains  Privileges  et  immunit^s  ont  ete  concedes  aux  sujets 
Helienes  en  vertu  d'arrangements  conclus  avec  les  Grandes  Puissances  et  ne 
sauraient  en  consequence  etre  atteints  par  la  rupture  des  relations  entre  la 
Turquie  et  la  Gr^ce.  ||  Les  Ambassadeurs  recommandent  ces  considerations  k 
Tattention  de  la  Sublime  Porte  et  se  declarent  pröts  k  entrer  dans  la  dis- 
enssion  de  ces  diff^rents  points  et  des  bases  de  la  paix  definitive  avec  son 
Excellence  le  Ministre  des  Affaires  £trangeres  ou  avec  les  personnes  que  Sa 
Majeste  Imperiale  le  Sultan  designerait  k  cet  effet  au  jour  et  k  Theure  qui 
leur  seront  fixes. 


Nr.  11839-  OR08SBEITAMNIBN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  deutsche 
Regierung  will  die  türkischen  Friedensbedingungen 
an  Griechenland  mitteilen. 

Berlin,  May  24,  1897.    (May  24.) 

Nr.  11839.  (Telegraphic.)  ||  I  am  informed   by   the  Imperial  Secretary  of  State  for 

britlnnien.  F<^^®*ß^  Affairs   that   in  the  opinion  of  the  German  Government  the  Turkish 

24.  Mai  1897.  Memorandum   respecting  the   conditions   of  peace  should,   together  with  the 

Ambassadors'  observations  on  it,  be  communicated  to  the  HcUenic  Government. 

U  all  the  other  Powers  agree,  the  Russian  Government  will  consent,  but  thej 

consider  that  loss  of  time  might  result  from  it,  and  that  the  step  is  rendered 

unnccessary  by  the  Greek  Government's  last  declaration  that  they  place  their 

interests   in  the  hands  of  the  Great  Powers.     If  the  opinion  of  the  Bussiau 
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Government  is  shared  by  the  other  Powers,  the  qnestion  will  not  be  pressed  Nr.  ii8S9. 
by  the  German  Government,  but  his  Excellency  believes  in  the  necessity  for  b^^^J^n 
great   pmdence,  as  it  is  possible  that  the  terms  agreed  apon  by  the  GreatS4.iuii897. 
Powers  may  be   refused  by   the  Greek  Government  on  the  ground  that  no 
opportonity  had  been  given  to  them  to  express  an  opinion  respecting  them. 


Nr.  11840.  GEOSSBEITAinnEH.  —  Der  Minister  des  Auswar- 
tigen  an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Bemerkungen 
zu  dem  Vorigen. 

ForeigQ  Office,  May  24,  1897. 

(Telegraphic.)  ||  With  regard  to  the  proposal  made  by  the  German  Govern-  ^''-  *^84o. 
ment  that  the  conditions  of  peace  drawn  up  by  the  Turkish  Government,  and  bnUnnien. 
the  modifications  agreed  on   by  the  Powers  should  be  communicated  to  the***'*^!»»'- 
Greek  Government    before    the    reply   of  the   Ambassadors  to  the   Turkish 
Memorandum   is   presented  to  the  Porte,  the  Russian  Ambassador  has  com- 
municated a  telegram  from  Gount  Mouravieff  giving  the  views  of  the  Russian 
Government  ||  They   do   not   object  to  the  proposal  if  all  the  other  Powers 
agree,  but  fear  that  it  may  entail  a  dangerous  loss  of  time,  and  it  does  not 
seem   to  them  absolutely  necessary  to  consult  Greece  in  this  manner,   since 
she  has  confided  her  interests  to  the  Powers.  ||  In  reply,  I  bave  informed  M. 
de  Staal  that  the  view  of  the  Russian  Government  is  shared  by  that  of  Her 
Majesty. 


Nr.  11841.  OBOSSBETTAinnEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Der 
deutsche  Botschafter  hat  der  Note  an  die  Pforte 
(Nr.  11838)  mit  Vorbehalt  zugestimmt. 

Constantinople,  May  25,  1897.    (May  25.) 
(Telegraphic.)  ||  With  reference  to  yonr  Lordship's  telegram  of  yesterday  Nr.  iisii. 
to  Sir  N.  O'Conor,  I  have  the  honour  to  report  that  the  note  drafted  on  the  ^J!'*^' 
22nd  May,   of  which  I  communicated  the  substance  to  your  Lordship  in  my  25. Hai  im. 
telegram  of  the  22nd  instant,   was  dispatched  to  the  Porte  after  the  meeting 
of  the  Ambassadors   this  morning,  in  consequence  of  the  declaration  of  the 
German  Ambassador  that  his  Government  had  now  authorized  him  to  adhere 
to  it  II  His  Excellency  stated  that  this  adherence  was  conditional  on  his  ob- 
taining   an   assurance  from   each   one  of  his  colleagues  that  his  Government 
considered  Greece  to  have  accepted  the  conditions  of  peace  which  the  Powers 
may   arrange  for,  in  view  of  the  fact  that  he  has  confided  her  interests  to 
them.  II  This  assurance  was  given. 
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Nr.  11842.  0B0S8BBITABHIEH.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel  an  den  Minister  des  Answärtigen«  Unter- 
redung des  österreichischen  Botschafters  mit  dem 
türkischen  Minister. 

Gonstanthiople,  May  25  1897.    (May  25.) 
Nr.  11842.  (Telegraphic.)    ||   The   Minister    for  Foreign  Affairs    told   the   Austrian 

briUnDi'en.  Ambassador,  who  paid  him  a  visit  this  afternoon  on  behalf  of  his  coUeagaes 
25.Maii897.to  dlscuss  our  Mcmorandum  of  to-daj,  that  the  Porte  would  probably  arrive 
at  a  decision  on  the  subjeet  to-morrow.  ||  He  said  that  at  present  there  was 
merely  a  Suspension  of  hostilities  which  Edhem  Pasha  had  granted,  and  he 
complained  of  the  condnet  of  the  Greek  Gommander-in- Chief  in  not  sending 
officers  to  ar ränge  an  armistice  in  dne  form.  His  Excellency  said  that,  as 
the  Powers  had  ondertaken  to  mediate,  he  conld  nnderstand  reluctance  on  the 
part  of  the  Greeks  to  send  Delegates  for  the  conclusion  of  a  peace,  bat  it 
seemed  to  him  that  in  the  case  of  an  armistice  this  excnse  conld  not  be  put 
forward.  ||  The  paragraph  relating  to  the  Capitulations  also  appeared  objec- 
tionable  to  him.  ||  In  reply  to  Tewfik  Pasha's  final  question,  whether  the  Six 
Powers  could  State  with  certainty  that  any  arrangement  come  to  between 
themselyes  and  the  Porte  would  find  acceptance  at  the  hands  of  the  Greeks, 
Baron  Calice  stated  that  on  this  point  there  was  no  question  of  a  different 
Interpretation  on  the  declaration  of  the  Hellenic  Goyemment,  but  that  he 
would  reserve  his  opinion  on  the  subjeet  for  the  conversations  of  the  Ambas- 
sadors  with  the  Minister,  which  they  trusted  would  shortly  take  place. 


Nr.    11843.     OBOSSMÄGHTE.  —  Die  Botschafter  der  Grofsmächte 
in  Eonstantinopel  an   den  türkischen  Minister  des 
Auswärtigen.    Antwort  auf  die  Note  der  Pforte  vom 
14.  Mai  (Nr.  11834). 
Nr.  11843.  Les  Ambassadeurs  des  Grandes  Puissances  ont  Thonneur  d'accuser  r6cep- 

^^*jJJ^tion  k  son  Excellence  le  Ministre  des  Affaires  fitrangöres  du  Memorandum 
qu'il  a  bien  voulu  leur  adresser  le  14  de  ce  mois,  et  dans  leqnel  se  trou- 
vaient  ^nonc^es  les  conditions  auxquelles  le  Gouvernement  de  Sa  Majest^ 
Imperiale  le  Sultan  subordonnait  la  Suspension  des  hostilitte  avec  la  Gr^.  || 
Cette  Suspension  ayant  ^i6,  depuis  lors,  d^cid^e,  les  Ambassadeurs  des  Grandes 
Puissances  prient  son  Excellence  Tewfik  Pacha  de  vouloir  bien  remercier  Sa 
Majestö  le  Sultan  d'avoir,  en  d^f^rant  ä  leur  demande,  donnö  la  preuve  de 
ses  intentions  pacifiques.  ||  Les  Grandes  Puissances  ont  invitö  lenrs  Ambassa- 
deurs ä  exercer  leur  mödiation,  en  vue  d'arriver,  le  plus  t6t  possible,  k  la 
conclusion  de  la  paix,  et  les  ont  autoris^s  k  entrer  en  pourparlers  avec  le 
Gouvernement  Ottoman.  ||  En  se  mettant  dans  ce  but  k  la  disposition  de  la 
Sublime  Porte  les  Ambassade  urs  croient  cependant  devoir  prösenterd  6s  mainte- 
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nant  aa  nom  de  leurs  Goavernements  quelques  observations  sngg^r^s  par  la  ^r.  11843. 

Grofemiftoht 
^25.  Mai  1897 


lecture  du  Hämorandom  du  14  Mai.  ||  Ils  ne  m^connaissent  pas  Tlnt^rftt  de  laf'*'^'**'*^**' 


Turquie  k  garantir  la  s6curit^  de  ses  frontidres  contre  les  entreprises  atten- 
tatoires  ä  rint^gritä  de  l'Empire  Ottoman  et  consid^rent  comme  justifi^e  une 
certaine  rectificaüoD  de  frontiöre  basöe  sur  des  consid^rations  stratögiques.  || 
IIa  ne  contestent  pas  davantage  le  droit  du  vainqueur  de  r^clamer  une  indem- 
nit^  pour  les  d^penses  et  les  pertes  caustes  par  la  guerre,  mais  ils  estiment 
que  cette  indemnit^  ne  doit  pas  d^passer  les  limites  des  forces  financi^res  de 
la  Gr^e,  qui  ne  paraissent  pas  susceptibles  de  supporter  la  Charge  dont  le 
chiffi'e  est  indiqu^  dans  le  Memorandum  de  la  Sublime  Porte.  ||  En  outre,  en 
ce  qui  conceme  les  Trait^s  entre  la  Turquie  et  la  Gr^ce  les  Gouvernements 
des  Grandes  Puissances  sont  d'avis  que,  si  les  Trait6s  existants  entre  deux 
bellig^ants  sont,  en  principe,  annul^s  par  T^tat  de  guerre  et  demandent  k 
6tre  renouvelös,  certains  Privileges  et  immunit6s  ont  4t6  conc^d^s  aux  sujets 
Helldnes  en  vertu  d'arrangements  conclus  avec  les  Grandes  Puissances  et  ne 
sanraient  en  cons^quence  6tre  atteints  par  la  rupture  des  relations  entre  la 
Turquie  es  la  Gr^ce.  ||  Les  Ambassadeurs  recommandent  ces  considörations  k 
Tattention  de  la  Sublime  Porte  et  se  d^clarent  pr§ts  k  entrer  dans  la  dis- 
cussion  de  ces  difförents  points  et  des  bases  de  la  paix  definitive  avec  son 
Excellence  le  Ministre  des  Affaires  fitrang^res  ou  avec  les  personnes  que  Sa 
Majeste  Imperiale  le  Sultan  desigu^rait  k  cet  effet  au  jour  et  k  l'heure  qui 
leur  seront  fix6s. 

P6ra,  le  25  Mai,  1897. 

Nr.  1184:4:,  TÜEKEL  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Botschafter  der  Grofsmächte  in  EonstantinopeL 
Antwort  auf  Nr.  11843.  Griechenland  soll  einen 
Bevollmächtigten  ins  tarkische  Hauptquartier 
schicken. 
La  Sublime  Porte  a  eu  l'honneur  de  recevoir  le  Memorandum  en  date  du 

25  Mai  de  leurs  Excellences  MM.  les  Ambassadeurs  des  Grandes  Puissances  ^'-  ^^^^* 

,  '      Tftrkei. 

qui,  mues  par  leurs  sentiments  pacifiques,  ont  bien  voulu  interposer  leur  m6dia-27.]i»ii897. 
tion  pour  arriver  le  plus  t6t  possible  k  la  conclusion  de  la  paix  entre  le 
Gouvernement  Imperial  et  la  Gr^ce.  Elle  n'a  pas  manque  de  soumettre  k 
Sa  Majeste  Imperiale  le  Sultan  les  remerciements  de  leurs  Excellences  pour 
les  ordres  que  Sa  Majest6  a  bien  voulu,  par  deförence  au  voeu  exprimö  par 
les  Puissances,  donner  en  vue  de  la  Suspension  des  hostilites.  ||  Le  Gouverne- 
ment Imperial  ne  se  refuse  point  d'entrer  en  discussion  avec  MM.  les  Represen- 
tants  des  Puissances  Mediatrices  au  sujet  des  observations  contenues  dans  leur 
Memorandum  precite  concemant  les  conditions  de  paix  qu'il  a  formuiees  par 
rapport  k  son  integrite  territoriale,  k  ses  droits,  et  k  ses  inter^ts  legitimes, 
observations  qui  confirment  du  reste  en  principe  ces  droits  et  interets.  ||  Mais 
il  croit  de   son   devoir  de   faire   remarquer  que,   bien  qu'en  cedant  an  voeu 
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Nr.  11844.  pacifique  des  Paissances  11  eüt  snbordonn^,  ainsi  qu'il  est  dit  dans  son  M^mo- 
27^J;i*^  randnm  da  14  Mai  conceniant  racceptation  de  Toffire  de  m^dialion,  la  Suspen- 
sion des  Operations  militaires  ä  la  conclnsion  d'nn  armistice  qni  d'aprte  les 
r^gles  en  viguenr  doit  avolr  ane  dar6e  d^termin^,  et  qn'en  anstaut  les  hosti- 
lit^s  11  eüt  donne  nne  preave  palpable  de  sa  d^f^rence  envers  les  Grandes 
Poissances,  le  Commandant  des  forces  Hell^niqaes,  en  röponse  aax  commoni- 
cations  que  le  Commandant  de  Tarm^e  Imperiale  Ini  avait  adress^s  pour 
demander  Tenvoi  d'nn  D^l^gu^  ponr  la  conclnsion  d'nn  armistice  de  denx  se- 
maines,  a  fait  savoir  qn'il  n'avalt  rega  d' Äthanes  ancnn  ordre  special  k  ce 
snjet  II  Getto  r6ponse  ^tant  de  natnre  k  emp6cher  la  continnation  de  la  tr^ve 
Sans  nn  armistice  limit^,  le  Gonvemement  Imperial  s'en  remet  aox  bienveil- 
lants  Offices  de  lenrs  Excellences  les  Ambassadeurs  dn  soin  de  faire  com- 
prendre  an  Cabinet  d' Äthanes  la  n^essit^  d'envoyer  imm^diatement  au  quartier- 
g^B^ral  Ottoman  un  D^l^gu^  pour  conclure  tont  d'abord  un  armistice  afin  que 
le  d^sir  exprim^  ^galement  par  les  Puissances  pour  le  r^tablissement  de  la 
paix  puisse  6tre  r^alis^  sans  retard. 
Sublime  Porte,  le  27  Mai,  1897. 


Nr.    11845.    GE088BBITANNIEN.   —   Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.    Hanotaux   fürchtet 
Austritt  Englands  aus  dem  europäischen  Konzert 
Paris,  May  28,  1897,  1  p.  m.    (May  28.) 
Nr.  11845.  (Telegraphic.)  ||  M.Hanotaux  showed  some  anxiety  to-day  as  to  the  report, 

?"^*"     which  has  appeared  in  the  newspapers,  that  England  will  withdraw  from  the 
28.M»ii897.concert  of  the  Powers  unless  the  Turks  undertake  to  evacuate  Thessaly  on 
the  conclnsion  of  the  Treaty  of  Peace.    At  the  same  time,  he  assured  me  that 
he  did  not  attach  much  importance  to  it  ||  I  told  bis  ExceUency  that,  for  my 
part,  I  believed  the  rumour  to  be  a  simple  "canard." 


Nr.    11846.     GE088MÄCHTE.  —Die  Botschafter  in  Konstantinopel 
an   den    türk.   Minister   des   Auswärtigen.     Waffen- 
stillstandsfrage. 
Nr.  11844.  Les  Ambassadeurs  des  Grandes  Puissances  ont  eu  Thonneur  de  recevoir 

Qrofam&chte.  jj^  uotc  du  27  Mai  par  laquelle  la  Sublime  Porte  a  bien  voulu  r6pondre  k 
leur  Memorandum  du  25  Mal  ||  Us  pensent  que  Thösitation  des  Gommandants 
Hellöniques  k  signer  un  armistice  en  r^le  s'explique  par  le  fait  que  le  Gom- 
mandant-en-chef  Ottoman  semblait  vouloir  y  rattacher  une  entente  sur  les 
bases  de*  la  paix.  Or,  le  Gouvernement  Hell^nique  ayant  confi6  le  soin  de 
ses  int^röts  aux  Grandes  Puissances,  et  la  Sublime  Porte  ayant  accept6  leur 
mediation,  c'est  avec  elles  que  les  nögociations  de  paix  doivent  se  poursuivrcjl 
Les  Ambassadeurs  sont  donc  pröts  k  inviter  le  Cabinet  d'Ath^nes  k  donner 
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8  ans   retard  aax  Commandants   des  forces  Hell6Diqaes  l'ordre  de  signer  un  Nr.  ii846. 
armistice   porement  militaire.     Toatefois,  comme  le  terme  de   qainze  joors^'^^^^^^^* 
assign^  d'abord  poar  la  snspension  d'hostilit^s  est  pr^s  d'expirer,  et  qae  les 
D^gociations  de  paix  sont  d^jä  entam^es,  il  y  aurait  lieu  de  conclnre  rarmistice 
pour  la  dnr^e  de  ces  n^gociations.  ||  Ajant  k  coenr  de  liäter  Toeayre  de  paci- 
fication  qu'ils  poursalvent  en  comman,  les  Ambassadeurs   renoayellent  ä  son 
ExcelleDce  M.  le  Ministre  des  Affaires  £trang^res  ia  proposition  de  se  r^anir 
a?ec  eux  dans  ce  but  le  plus  tot  possible. 
CoQstantinople,  le  29  Mai,  1897. 


Nr.  11847.  GR088BMTAHHIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Pforte 
ist  zur  Verlängerung  der  Waffenruhe  geneigt. 

Constantmople,  May  29,  1897,  7.50  f.  m.    (May  29.) 
(Telegraphic.)  ||  With   reference   to  my  telegram  of  yesterday*s  date  to  Nr.  iis^t. 
your  Lordship,  I  have  the  honour  to  State  that  we  sent  our  answer  to  the  briunnien 
Sublime  Porte  this  moming,  being  enabled  to  do  so  by  the  fact  that  the29.Maii8VT. 
German  6o?emment  have  now  authorized  their  Ambassador  to  adhere.  ||  The 
Anstrian  Ambassador  receivid  a  visit  firom  the  Minister  for  Foreign  Affairs' 
during  which  Tewfik  Pasha  made  the  following  declarations:  ||  The  immediate 
signature  of  the  armistice  to  which  the  Gommanders-in-chief  ha?e  agreed  is,  in 
the  eyes  of  the  Imperial  GoYemment»  a  matter  of  paramount  importance.  ||  He 
is  wiUiug  to  negotiate  for  the  extension  of  the  armistice  and  for  the  conclu- 
sion  of  a  definiti?e  peace  as  soon  as  the  signature  has  taken  place,  and  also 
to  permit  the  Prolongation  of  the  armistice,  even  for  the  entire  period  ocou- 
pied  by  the  negotiationsi  should  the  Ambassadors  wish  it.  ||  In  reply  to  these 
declarations,  it  has  heea  arranged  that  the  Austrian  Ambassador  should  request 
the  Porte  to  give  immediately  a  formal  assurance  that  the  armistice  shall 
continue  so  long  as  the  negotiations  last.    This  assurance,  in  the  opinion  of 
the  Ambassadors,  is  necessary  to  enable  them  to  recommend  to  the  Govern- 
ment of  Athens  the  conclusion  of  an  armistice  for  a  definite  period.  ||  As  soon 
as  the  above  assurance  has  been  received  from  the  Porte,  it  is  most  important 
that  the  Hellenic  Government  should  instrnct  their  Commander,  by  telegraph, 
to   sign  the  armistice.    No  fnrther  discussion  as  to  whether  it  has  already 
been  signed  or  not  is  desirable.  ||  I  have  communicated  the  above  to  Her  Ma- 
jesty's  Minister  at  Athens. 
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Nr.     11848.     GEOSSBMTAHinEH.    —    Der   Gesandte    in  Athen   an 

den  Minister  des  Answ&rtigen.  Griechenland  wfinscht 

aas    finanziellen   Rücksichten    einen    schnellen 

Frieden. 

Athens,  May  29,  1897.    (May  SO.) 

Kr.  11848.  (Telegraphic)  ||  The  Government  here  implore  that  the  Representatives  of 

briu^nien.  thc  Grcat  Powers  at  Constantinople  may  bring  about  peace  rapidly;  more 
29.M»iiw.than  300,000  drachmas  is  the  cost  to  this  Government  for  each  day  of  delay, 
and  this  expenditure  cannot  be  bome  for  many  days  longer.  ||  The  Jone 
Coupon  will  be  paid.  ||  In  Yolo  the  Tnrkish  anthorities  are  officially  making 
exactions,  and  if  the  inhabitants  cannot  retnm  to  Thessaly  within  a  fortnight 
to  gather  the  crops  it  wiU  mean  entire  rain  to  that  district 


Nr.  1184:9.  TÜRKEI.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Botschafter  der  Grofsmächte  in  Konstantinopel. 
Waffenstillstands-  und  Friedensfrage. 

Nr.  11849.  Le  Ministre  des  Affaires  £trang6res  a  eu  Thonnenr  de  recevoir  la  note 

T&rk«i.  qne  Iq^^ts  Excellences  MM.  les  Ambassadeurs  des  Grandes  Puissances  ont  bien 
'voulu  lui  adresser  le  29  Mai  en  r^ponse  k  celle  de  la  Sublime  Porte  en  dato 
du  27  du  m^me  mois.  ||  Ce  que  le  Gouvernement  Imperial  d^sire  avant  tout, 
c'est  que  le  Gommandant  des  troupes  Hellöniques  s'adresse  au  Commandant  de 
Tarmöe  Imperiale  pour  la  signature  de  Tarmistice  d^jä  propos6  dont  les  effets 
doivent  s'6tendre  tant  sur  terre  que  sur  mer,  et  il  attend  l'avis  que  cette  for- 
malitö  a  M  accomplie.  ||  11  est  ä  esp6rer  que  les  n^gociations  de  paix  pourront 
dans  le  d61ai  fix6  de  quinze  jour  aboutir  au  r^sultat  d6sir^  mais  dans  le  cas 
oü  ce  terme  ne  suffirait  pas,  il  serait  possible  de  le  prolonger  pour  une 
Periode  ^le  ä  celle  qui  se  serait  ^ul6e  depuis  le  jour  oü  Tarmistice  a  6t6 
propos6  au  Gommandant  H611enique  jusqu'au  jour  de  sa  signature.  ||  Le  Gron- 
vemement  Imperial  partage  enti^rement  le  d^ir  de  leurs  Excellences  les  Am- 
bassadeurs de  häter  le  r^tablissement  de  la  paix,  et  s'il  demande  ä  ce  que 
l'armistice  soit  de  courte  dur6e,  c'est  pr^cis^ment  pour  assurer  ce  r^snltat 
dans  un  bref  d^lai.  Du  reste,  il  ne  saurait  6tre  de  son  intör^t  de  prolonger 
cette  Situation,  qui  Toblige  ä  entretenir  sur  un  pied  de  guerre  une  grande 
arm^e  et  lui  impose  de  ce  chef  des  charges  consid^rables.  ||  En  attirant  la 
bienvaillante  attention  de  leurs  Excellences  les  Ambassadeurs  sur  les  con- 
sid^rations  qui  pr^cddent,  le  Ministre  des  Affaires  £trang^res  ne  doute  pas 
qu'ils  ne  veuillent  bien  faire  d'nrgence  ä  Äthanes  les  Communications  nöcessaires 
pour  que  le  Commandant  de  Tarm^e  Hell^nique  re^oive  Tordre  formel  de 
signer  l'armistice  sans  plus  de  retard. 
Sublime  Porte,  le  30  Mai  1897. 
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Nr.  11850.  OB088BBITAHBIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Vor- 
schläge der  Pforte  für  die  Verlängerung  des  Waffen- 
stillstandes. 

Gonstantmople,  May  81,  1897,  11.25  ▲.  m.  (May  81.) 
(Telegraphic.)  ||  With  reference  to  my  telegram  of  the  29th  instant,  I  \^2^' 
have  the  honoor  to  report  that  the  Ambassadors  have  recei?ed  an  obscorely-  briumüen. 
worded  note  from  the  Sublime  Porte,  of  which  the  following  appears  to  be'^**'**^®*'' 
the  meaning.  ||  The  paramount  desire  of  the  Imperial  Ottoman  Government  is 
that  an  application  should  be  made  by  the  Greek  to  the  Ottoman  Commander 
for  the  signature  of  the  armisUce  (fifteen  days)  which  was  suggested  in  the 
beginning,  to  take  effect  both  by  sea  and  land.  The  Porte  hopes  to  receive  a 
communication  notifying  the  fact  that  the  armistice  has  been  signed.  ||  If  the 
original  term  of  fifteen  days  fixed  for  the  conclusion  of  the  peace  pro?e 
insufficient.  for  this  purpose,  which  the  note  hopes  will  not  be  the  case,  the 
Porte  would  be  willing  to  extend  that  term  for  a  space  of  time  which  should 
be  equal  to  that  which  elapsed  between  the  20th  instant,  when  the  armistice 
was  first  proposed  to  the  Greek  Ck>mmander,  and  the  day  when  that  armistice  may 
be  finally  concluded.  ||  The  Porte  wishes  for  a  short  armistice  in  order  to  secure 
the  prompt  conclusion  of  a  definitiye  peace,  for  which  it  is  no  less  desirous 
than  are  the  Ambassadors,  as  the  Prolongation  of  the  present  State  of  affairs 
can  be  in  no  way  advantageous  to  the  Empire,  which  is  thereby  compelled  to 
expend  large  sums  of  money,  and  to  maintain  a  great  army  on  a  war 
footing.  II  Finally,  the  Ambassadors  are  begged  to  lose  no  time  in  taking  the 
requisite  Steps  for  communication  with  Athens,  with  a  view  of  securing  the 
dispatch  of  a  formal  order  to  the  Greek  Commander  for  the  immediate  signa- 
ture of  the  armistice.  ||  This  afternoon,  another  meeting  of  the  Ambassadors 
will  take  place  to  consider  what  reply  should  be  sent. 

Nr.  11851.  OBOSBBEITABITIBN.  —  Derselbe  an  Denselben.  Be- 
schlüsse  der  Botschafter  über  die  Vorschläge   der 

Pforte. 

Constantinople,  May  81,  1897,8.16  p.  m.    (May  31.) 

(Telegraphic.)  ||  With  reference  to  my  immediately  preceding  telegram  to  Nr.  nsöi. 

your  Lordship  of  to  day's  date,  I  have  the  honour  to  report  that  a  meeting  ,,ri^i"^„ 

of  the  Ambassadors  was  held  this  afternoon.  ||  After  some  conversation,  duringsi.Maiis»?. 

which  the  Porte's  note   on  the  subject  of  the  armistice  was  discussed,  we 

drafted  a  reply  to  it,  and  a  collective  telegram,  sayiog  that  we  were  ready  to 

recommend  the  Hellenic  Government  to  authorize  the  signature  of  the  armistice 

for  a  period  of  fifteen  days.    These  documents  had  just  been  drafted  when 

the  Dragoman  of  the  Austrian  Embassy   retnrned  from   the  Sublime  Porte, 

whither  he  had  gone  to  request  Tewfik  Pasha  to  give  some  explanation  of  the 

ambiguous  passages  in  the  Porte's  note.    The  Dragoman  informed  us  that  the 
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Nr  11951.  Porte  meaot  the  armistice  to  date  from  the  day  on  which  the  proposal  fpr  it 
briUnDien.  ^^  origloally  made,  viz.,  the  20  th  instant  There  were  therefore  left  onlj 
31.  Hai  1B97.  four  days,  some  of  which  mnst  pass  before  the  armistice  conld  be  actnally 
signed.  ||  The  Porte  proposed  to  dedact  from  the  promised  Prolongation  of  the 
armistice  the  remaining  few  days  which  wonld  redace  it  to  not  more  than  a 
fortnight  in  all.  If  the  terms  proposed  by  the  Porte  were  not  accepted  by 
the  Greek  Government,  the  former  would  thus  be  enabled  to  renew  hostilities.  || 
The  Ambassadors  immediately  wrote  to  the  Minister  for  Foreign  Affairs,  as 
snch  an  attempt  to  e?ade  the  assurances  which  he  had  gi?en  appeared  most 
serious,  and  informed  him  that  they  considered  the  Situation  very  grave,  and 
asked  for  an  appointment  for  the  discossion  of  the  matter  with  his  Excellency. 

Nr,  11852.  GEOSSBBITAiranEH.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Empfiehlt 
Untersnchnng  der  Lage  in  Thessalien.*) 

Gonstantinople,  June  1,  1897,  1  p.  M.    (June  1.) 

Nr.  11852.  (Telegraphic.)  ||  In  view  of  the  very  contradictory  accounts  of  the  State  of 

briuLien.  Thcssaly  and  of  the  ravages  of  the  Turkish  soldiers,  I  propose,  with  your 

i.jann897.  Lordship's  concurrencc,  to  send  Mr.  Eliot  to  report  on  the  subject  U  A  De- 

legate  will  in  all  probability  be  sent  by  the  Italian  and  Russian  Embassies 

as  well. 

Nr.  11853.  GEOSSBEITAinilEH.  —  Der  Minister  des  Auswar- 
tigen  an  den  Gesandten  in  Athen.  Griechenland 
soll  Instruktionen  für  die  Verlängerung  der  Waffen- 
ruhe schicken. 

Foreign  Office,  June  2,  1897,  1.20  p.  m. 

Nr.  11853.  (Telegraphic.)  ||  With  reference   to  Sir  Philip  Currie's  telegrams  of  the 

britmnnien.  31st  ultimo  and  Ist  instant  respectively,  which  were  repeated  to  you  by  his 

2.  jani  1897.  Exccllcncy,  Her  Majesty's  Government  desire  you  to  join  with  the  Represen- 

tatives  of  the  other  Great  Powers  in  urging  the  Greek  Govefnment  to  send 
Instructions,  with  as  little  delay  as  possible,  to  their  Commander-in-chief  au- 
thorizing  the  immediate  signature  of  the  armistice. 

Nr.  11854.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Erste 
Konferenz  der  Botschafter  mit  dem  türkischen 
Minister  über  die  Friedensbedingungen. 

Gonstantinople,  June  8,  1897,  8  p.  ii.    (June  3.) 
Nr.  11854.  (Telegraphic.)  ||  This  afternoon  the  Ambassadors  held  their  first  meeting 

brifc^nü)n.  ^^^^  Tewfik  Pasha  at  Tophan^  for  discussing  the  terms  of  peace.  ||  His  Ex- 

3.  joni  1897.  ccUeucy  recapitulated  the  demands  of  the  Turkish  Government,  as  communicated 

*)  Am  folgenden  Tage  gab  Salisbury  die  Ermächtigung  dazu.    Red. 
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to  your  Lordship  in  mj  telegram  of  the  16 th  May,  and  then  proceeded  to  Nr.  ii854. 
read  a  Memorandum  in  snpport  of  them.     The  Ambassadors  replied,  enume-  t^u^^on. 
rating   the  objections   to   such  terms  in  the  sense   of  my  telegram  of  the  3.  Jani  i897. 
16  th  May  (Articles  2,  3,  and  4);  and  we  reqnested  his  Excellency  to  com- 
monicate  to  ns  the  Memorandum  which  he  had  read,  with  a  view  to  draw  np 
in  writing  answers  to  the  three  points  raised  therein  of  indemnity,  frontier, 
and  Capitülations.  ||  The  French  and  Italian  Ambassadors  had  received  the 
same  instmctions  as  myself  on  the  snbject  of  placing  Christian  commonities 
nnder  Tnrhish  mle,  and  we  informed  Tewfik  Pasha  of  the  views  of  onr  Go- 
▼emments  on  this  point.  ||  That  Minister,  however,  had  no  anthority  to  modify 
the  demands  of  his  Government;  he  will  refer  to  the  Sultan  for  instructions, 
and  onr  next  meeting  is  to  be  held  on  Satnrday. 


Nr.  11855.  TÜEKEL  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Botschafter  der  Grofsmächte  in  Eonstantinopel. 
Denkschrift  über  die  Friedensbedingungen. 

Eonstantmopel,  3.  Juni  1897. 
Le  Gouvernement  Imperial,  qui  attache  la  plus  grande  importance  k  la  Nr.  11855. 
question  territoriale,  ne  saurait,  se  contentant  d'une  simple  rectification  des^janü^; 
fronti^res  qui  serait  nuisible  ä  ses  int^röts  pr^sents  et  ä  venir,  consentir  k  la 
r^trocession  des  territoires  qui  viennent  d'^tre  r^occup^es  grftce  aux  victoires 
remport^es  par  les  arm^es  Ottomanes  au  prix  de  tant  de  sacrifices.  ||  II  y  a 
lieu  de  reroarquer  que  les  conclusions  de  la  Conference  de  Londres  que  la 
Turquie  avait  accept^s  par  le  Trait^  d'Andrinoplc,  n'accordaient  k  la  Gröce 
qu'nn  Gouvernement  autonome  tributaire  de  la  Turquie  (1828).  Mais  les  trois 
Puissances  m^diatrices  ayant  donn6  Tassurane  que  la  question  Hell^nique 
serait  close  d'une  fagon  definitive  par  la  Constitution  d'un  royaume  ind^pendant, 
la  Sublime  Porte,  se  basant  sur  cette  declaration  des  Puissances,  avait  accepte 
rind6pendance  propos^e  et  n'avait  m6me  pas  souleve  d'objections  k  Tannexion 
du  territoire  de  Lamia  au  nouveau  royaume  dans  le  but  unique  de  lui  assigner 
des  frontidres  naturelles  et  de  prövenir  tonte  revendication  füture.  ||  Malheur- 
ensement  ces  pr6visions  ont  et6  d^gues  et  la  Gr^ce  n'a  cess^  d'^lever  des 
prötentions  inadmissibles  et  d'organiser  des  incursions  de  brigands  dans  les 
.  provinces  limitrophes  de  PEmpire  pour  faire  accroire  k  une  pr^tendue  agitation 
dans  ces  parages.  ||  C'est  cette  Situation  qui  avait  motiv^  la  Resolution  ins6ree 
au  Protocole  No.  13  du  Congres  de  Berlin,  en  vertu  de  laquelle  la  Thessalie 
avait  ete  cMöe  k  la  Gr^ce.  Cette  cession  avait  ete  d^cidee  sur  les  assurances 
donnees  par  les  Pienipotentiaires  des  Puissances  comme  quoi  une  pareille 
rectification  de  fronti^re,  en  mettant  pour  toujours  un  terme  aux  dösordres 
qui  se  produisaient  periodiquement  sur  la  ligne  de  d^marcation,  serait  de 
nature  k  pr^venir  desormais  ces  conflits,  qui  menagaient  la  paix  de  TEurope.  || 
II  avait  ete  affirme  aussi  que  le  consentement  de  la  Turquie  k  une  pareille 
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Nr.  11855.  rectification  de  fronti^re  mettrait  an  terme  aax  prötentions  excessives  da  Ooa- 
3  j^ii^7  yernement  Hell^niqae  et  assorerait .  ane  paix  darable  entre  les  deax  £tats. 
C'est  donc  sor  ces  assarances  r^it^r^es  ^mises  aa  sein  du  Congrös  qae  les 
territoires  dont  11  s'agit  avaient  &t6  c6d6s  ä  la  Gr^ce.  ||  Or,  bien  qa'en  verta 
des  dispositions  formelles  de  la  Convention  conclae  entre  la  Tarqnie  et  la  Gröce 
conform^ment  k  TArticle  XXIV  do  Trait^  de  Berlin,  le  Ooavemement  Hell6niqae 
füt  tena  de  respecter  la  vie,  les  biens,  la  religion,  et  les  contomes  des  habitants 
des  pays  c^d^s;  de  leor  assorer  rentiere  jonissance  des  mdmes  droits  civils 
et  politiqnes  qa'anx  snjets  Helenes  d'origine;  de  reconnaitre  les  Yakoafs 
Mosolmans  et  de  ne  porter  ancane  atteinte  k  Taatonomie  et  k  Torganisation 
des  commanaot^s  Masnlmanes  il  n'a  observ^  aacnn  de  ces  engagements.  ||  La 
claase  de  TArticle  X,  par  laqaelle  il  avait  assam^  ane  part  de  la  Dette 
Pabliqne  Ottomane  proportionale  aax  revenas  des  territoires  c^d^s,  n'a  pas 
non  plas  rega  son  ex^cation. 

Qaant  anx  complications  qai  se  prodaisaient  sar  la  frontiöre  il  est  k  noter 
qa'alors  qa'aatrefois  ces  incidents  se  limitaient  k  de  simples  incarsions  de 
brigands,  la  cession  territoriale  dont  la  Gröce  a  b^n^fici^  l'a  mise  k  m6me, 
comme  les  derniers  ^v^nements  Tont  proav^,  de  poarsaiyre  par  le  moyen  de 
ses  troapes  r^li^res,  la  r^alisation  de  ses  vis^es  agressives  contre  l'Empire. 
Aa  sarplas,  les  assarances  sasvisdes  comme  qaoi  ane  cession  de  territoire  k 
la  Gröce  devait  avoir  poar  effet  de  Tamener  k  renoncer  k  ses  reyendications 
exag^r^es  ne  se  troavent-elles  pas  infirm^es  par  la  tentative  r^cente  da 
Cabinet  d'Athines  d'annexer  la  Cr^te,  ainsi  qae  par  les  demi^res  agressions 
dirig^es  contre  nos  fronti^res  en  yae  de  l'occapation  de  la  Mac^doine?  Dans 
ces  circonstances  le  Goavemement  Imperial  consid^re  ayec  raison,  et  ce  point 
de  vae  ne  saurait  soalever  aacane  objection,  qae  le  seal  moyen  de  pr^seryer 
d^sormais  de  tonte  atteinte  ses  droits  et  son  int^grit^  territoriale  formellement 
reconnns  par  les  Grandes  Pnissances  est  de  laisser  en  sa  possession  les  terri- 
toires qa'il  vient  de  röoccaper  par  la  force  des  armes.  Le  fait  qae  les 
assarances  donnäes  solennellement  dans  an  Congrds  oa  siögeraient  les  Pl^ipoten- 
tiaires  des  Grandes  Paissances,  sont  rest^es  lettres  mortes,  snffit  k  proaver 
combien  cette  demande  do  Gonvemement  Imperial  est  jaste  et  16gitime.  La 
conservation  par  la  Tarquie  des  territoires  actaellement  occap6s  par  les 
troupes  Ottomanes  ne  constitae  pas  ane  conqa6te  proprement  dite.  En  effet, 
comme  il  est  dit  plas  haat,  ces  territoires  n'avaient  ^t^  c^dös  k  la  Gr^ce  qae. 
par  d^f^rence  poar  le  dösir  de  TEarope  et  ä  la  condition  formelle  qae  cette 
cession  mettrait  fin  poar  toajoars  aax  revendications  Hell^niqaes  et  assarerait 
ane  paix  darable  entre  les  deax  pays.  Cr,  on  sait  le  cas  que  le  Goaveme- 
ment  Hellöniqae  a  fait  de  cette  doable  condition.  D'aatre  part,  la  Thessalie, 
loin  de  troaver  dans  son  annexion  k  la  Gröce,  comme  on  se  plaisait  k 
Taffirmer,  de  noaveaax  äl^ments  de  prosp^ritä,  n'a  fait  qae  s'appaavrir 
gradaellement:  les  projets  de  nonvelles  Lois  agraires  ^labor^s  par  le  Goaveme- 
ment  Hell^niqae    y    menacent    les    droits   les   plas   vitaax   des   propri^taires 
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Masulmans,  contrairement  k  rArticle  VII  de  la  Conventioii  de  1881,  et  les  Nr.  11855. 
pajsans  de  race  Qrecqoe  eux-mömes  se  plaignent  da  regime  Hell^niqae  etj^^'V^'^. 
demandent  lear  retour  k  la  Tarqnie,  sans  compter  qae  les  popalations  de  race 
Yalaqae,  qui  s'j  trouvent  en  grand  nombre,  n'aient  Jamals  cess^  de  regretter 
la  domination  Ottomane  et  d'en  d^sirer  ardemment  le  r^tablissement  ||  Quant 
au  Goayemement  Ottoman  lai-m6me,  ponr  leqnel  les  Plönipotentiaires  des 
Poissances  an  Congrte  de  Berlin  voyaient  dans  cette  cession  nne  nonvelle 
condition  de  s^cnrit^  et  de  prosp^rit^  int^rienre,  il  est  superfln  de  faire  ressortir 
toutes  les  consöqnenoes  fftcheasos  qui  en  sont  rösnlt^es  ponr  lai.  ||  II  va  sans 
dire  qae  par  snite  da  maintien  en  la  possession  de  la  Tarqaie  des  territoires 
dont  il  s'agit,  la  part  de  la  Dette  Pablique  Ottomane  qni,  en  vertu  de  la  dite 
Convention,  devait  incomber  k  la  Gr^ce,  mais  dont  le  paiement  n'avait  point 
4t6  jusqu'ici  assur^,  fera  de  nouveau  retour  k  TEmpire.  ||  Allant  encore  plus 
loin,  le  Gouvernement  Imperial  est  pr6t,  dans  le  cas  oü  la  Gröee  aurait  conclu 
apr^  la  cession  de  la  Thessalie  quelque  emprunt  avec  des  capitalistes 
Europ^ns,  k  en  assumer  une  part  correspondante  aux  revenus  de  cette  contr^e, 
part  dont  le  service  serait  d^volu  k  TAdministration  de  la  Dette  Pablique.  || 
Quant  k  Tindemnitö  de  guerre,  la  somme  r^clam^e  k  ce  titre  par  la 
Turquie  ne  saurait  dtre  consid^r^e  comme  exag^rfe  6tant  donn^s  les  frais  et 
les  pertes  que  la  guerre  lui  a  occasionn^s.  En  effet,  les  indemnit^s  touch^es 
k  la  suite  des  guerres  qui  ont  eu  lieu  en  Europe  k  diffärentes  äpoques  ätaient 
tonjoors  ealcul6es  sur  les  d^penses  et  dommages  Supportes  par  les  parties 
victorienses.  II  suffit  de  jeter  un  coup  d'oeil  sur  le  Budget  de  la  Gr^ce  pour 
se  eonvaincre  que  si  le  Gouvernement  Hell^nique  renongait  k  Tentretien  d'une 
arm6e  et  d'nne  flotte  en  disproportion  avec  les  exigences  de  sa  Situation  politique, 
ses  ressonrces  financiöres  suffiraient  amplement  k  faire  fafee  k  ses  engagements 
envers  ses  cr^anciers  Europ^ens  et  k  pajer  rindemnitö  demandöe.  ||  Du  reste, 
comme  la  Gr^ce  n'est  et  n'a  Jamals  M  menac^e  par  aucune  Puissance  ni 
par  terre  ni  par  mer,  Tentretien  par  eile  de  forces  si  consid^rables  ne  peut 
^▼idemment  avoir  d'autre  but  que  celui  de  poursuivre  sjstematiquement  une 
politique  agressive  k  Tegard  de  TEmpire  Ottoman.  ||  En  ce  qui  conceme  le 
renouvellement  sur  la  base  des  principes  du  droit  international  des  Trait^s 
entre  la  Turquie  et  la  Gr^e  qui  se  trouvent  abolis  par  suite  de  T^tat  de 
guerre,  le  Memorandum  de  leurs  Excellences  les  Ambassadeurs  fait  ressortir 
te  n^cessite  de  maintenir  certains  privil^es  et  immunit^s  conc^d^  aux  Hellönes 
en  vertu  d'arrangements  conclus  avec  les  Grandes  Puissances.  ||  Comme  cepen* 
dant  TActe  International  qui  a  confirmö  Tindäpendance  Hellönique,  dont  en 
accordant  aux  deux  Parties  la  facultö  de  s'entendre  pour  regier  leurs  relations 
de  commerce  et  de  navigation  sur  un  pied  de  r^ciprocit^,  ne  contient  aucune 
clause  accordant  k  la  Gr6ce  le  traitement  de  la  nation  la  plus  favoris^e,  il  est 
Mdent  que  ce  droit  ne  lui  revenait  qu'en  vertu  du  Traitö  de  Canlidja  qui, 
ötant  un  Acte  bilateral,  se  trouve  naturellement  annulö  par  le  fait  de  la 
guerre.  ||  Or,  le  Gouvernement  Hell^nique  et  ses  Consuls  dans  TEmpire  ont 
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9r.  11855.  tellement  abas6  les  faveurs  qai  leur  avaient  M  accord^es  par  le  Trait^  de 

Tftrkei.      i 
8.  Jnni  1897. 


Tftrkei.    Q|^Qi{^j{^   Q^  f^jj^^  i^jQgl  ^qI;  ^q  pröjadices  aox  droits  et  int^rtts  politiques 


et  commerciaux  de  TEmpire  et  des  sujets  Ottomans,  qne  le  (xonvernement 
Impäial  ne  saurait  anjonrd'hiii,  afin  de  prövenir  le  retonr  de  ces  abos, 
renoQveler  le  dit  Traitö  qae  snr  la  base  des  principes  da  droit  international 
confonn^ment  aax  pr^c^dents  existants.  ||  Poor  tontes  ces  considärations,  le 
Goavernement  Imperial,  confiant  dans  les  sentiments  de  haute  ^nit^  et  de 
justice  des  Grandes  Poissances  et  persoadö  qn'elles  yondront  bien  oonvenir 
de  la  l^gitimitö  de  ses  demandes  et  obliger  le  Gouvernement  Hell^niqie  k  s^j 
soumettre,  ce  r^glement  ^taot  le  seul  de  nature  k  assurer  le  maintien  de  la  paiz 
gän^rale  et  k  6tablir  une  Situation  normale  entre  la  Turquie  et  la  Grftce. 

Nr.  11856.  OBOSSHÄCHTE.  —  Die  Botschafter  in  Konstantinopel 
an  den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen«  Denk- 
schrift über  die  Kapitulationen. 

Konstantinopel,  5.  Juni  1897. 
Nr.  11850.  En  ce  qui  conceme  le  renouyellement  des  Trait^s  entre  la  Turquie  et  la 

GroCimichte.  Qp^^   il  r6sulte  tant  du  Memoire  pr6sent6  aux  Ambassadeurs  que  des  d^cla- 

5.  Jani  1897. 

rations  verbales  faites  par  son  Excellence  Tewfik  Pacha,  dans  la  stence  tonne 
au  Kiosk  de  Tophan6  le  3  Juin,  1897,  que  le  Gouvernement  Imperial  entend 
subordonner  le  r^blissement  de  la  paix  avec  la  Gr^ce  k  la  suppression  des 
Capitulations  pour  les  sujets  Hell^nes  r^sidant  en  Turquie.  ||  Dans  Topinion  de 
la  Sublime  Porte  le  b^n^fice  des  Capitulations  r^sulterait  seulcment  ponr  eux 
de  rinsertion  de  la  clause  de  la  nation  la  plus  favoris^e  au  Trait6  de  Canlidja 
du  27  Mai  (6  Juin),  1856;  le  Traitä  ^tant  d'aprös  eile  un  Acte  bilateral, 
toutes  ses  dispositions  se  trouveraient  annul^es  par  le  fait  de  la  guerre,  et 
les  Ambassadeurs  ne  seraient  pas  fond^  k  les  consid^er  comme  des  Privileges 
et  immunit6s  conc^dös  aux  Helldnes  en  vertu  d'arrangements  conclus  avec  les 
Grandes  Puissances,  arrangements  que  T^tat  de  guerre  entre  la  Turquie  et  la 
Gröce  ne  saurait  affecter.  ||  La  throne  ^mise  sur  ce  point  par  le  Gouvernement 
Imperial  Ottoman  repose  k  la  fois  sur  une  inexactitude  de  fait  et  sur  une 
m^connaissance  du  texte  des  accords  intemationaux  qui  ont  depuis  1830 
successivement  r6gl^  la  Situation  du  Rojaume  de  Grdce  k  l'ögard  de  la 
Turquie.  ||  Tont  d'abord,  si  les  immunit^s  rdsultant  pour  les  Hell^nes  des 
Capitulations  ne  sont  fond^s  que  sur  le  Trait6  de  Canlidja  de  1856,  comment 
se  fait-il  qu'ils  en  aient  jamais  joui  pendant  vingt*cinq  ans,  avant  la  signature 
de  ce  Trait6,  et  que  depuis  la  Proclamation  de  Tind^pendance  de  la  Or^ 
en  1830  jusqu'ä  cette  dato,  le  Gouvernement  Imperial  n'ait  jamais  songö  k 
leur  en  contester  Tusage?  ||  C'est  qu'en  r^alit6  ce  n'est  pas  seulement  par 
suite  du  Trait^  de  Canlidja  que  les  Helltoes  räsidants  sur  le  territoire  de 
TEmpire  jouissent  des  Capitulations,  mais  bien  en  vertu  des  Actes  Inter* 
nationaux  mömes  qui  ont  pr^sid^  k  la  fondation  du  Royaume  Hell^nique.  ||  En 
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effet,  le  Protocole  sign^  ä  Londres  le  3  Fövrier,  1830,  par  la  Russie,  la  ^^'  'i^se. 
Grande-Bretagne,  et  la  France,  porte,  dans  son  Article  I,  que—  ||  „La  Gr^ceg.  jn^ugs?. 
formera  an  £tat  ind^pendant  et  jonira  de  tous  les  droits  politiques,  admini- 
stratifs  et  commerciaux  attach^s  k  une  indöpendance  compl^te'',  et  ajonte  dans 
son  Article  IV  que —  ||  „Les  snjets  des  deux  fitats  (Turquie  et  Gr^ce)  seront 
trait^s  r^proqnement  soos  le  rapport  des  droits  de  commerce  et  de  navi- 
gation,  comme  ceux  des  aulres  £t<Us  en  paix  avec  t  Empire  Ottoman  et  la 
Grtce:' 

Cr,  les  Representants  des  trois  Paissances  communiqaörent  ce  Protocolo 
k  la  Tnrqaie  qoi  y  adh^a  le  24  Avril,  1830,  et  reconnut,  ainsi  que  le  disaient 
les  trois  Goors  alli^es,  qu'elles  avaient  accordö  an  nonvel  £tat  nne  independance 
complöte  et  tous  les  droits  qui  en  dörivent.  ||  Le  Gouvernement  Imperial  est 
donc  oblig6  de  reconnattre  qae  le  droit  des  Hell^nes  an  bön^fice  des  Capi* 
tolations  dans  TEmpire  Ottoman  est  ant^riear  au  Traitö  de  Canlidja  et  rentre 
dans  la  cat^gorie  des  immunitös  conc^d^es  aux  Grecs  en  vertu  d'arrangements 
avec  les  Grandes  Paissances  sur  lesquels  Tötat  de  guerre  entre  la  Turquie  et 
la  Gr^ce  demeure  sans  effct  ||  Du  reste,  alors  m6me,  ce  qui  n'est  pas,  que  le 
Traitö  de  Canlidja  serait  le  seul  titre  que  les  Hell^nes  pourraient  invoquer 
en  favear  de  leor  droit  aux  Privileges  d^coulant  des  Capitulations,  il  n'est 
pas  douteux  que  les  stipulations  de  cet  accord  lient  la  Turquie  vis-ä-vis 
d'aatres  Paissances  qae  la  Grdce.  GW  k  tort,  en  effet,  que  ce  Trait^  est 
qoalifi^  de  Convention  bilaterale,  car,  s'il  n'est  rev6ta  que  des  signatures  des 
Pl^nipotentiaires  Ottomans  et  Hell^nes,  il  n'en  est  pas  moins  vrai  qu'il  a  ^t^ 
exclasivement  n^gociö  cntre  la  Sublime  Porte  et  les  Representants  de  la 
Grande-Bretagne  et  de  la  France,  et  que  le  Pl^nipotentiaire  de  Sa  Majestö  le 
Roi  de  Gröce  ne  fut  appeie  k  y  opposer  sa  signature  qae  lorsque  toutes  ses 
dispositions  eurent  6ti  arr^t^es  entre  Fuad  Pacha,  Lord  Stratford  de  Redcliffe 
et  le  Comte  Benedetti.  Les  stipolations  de  ce  Trait6  engagent  aussi  le 
Goavernement  Imperial  envers  les  Gouvernements  de  la  Grande-Bretagne  et 
de  la  France,  et  T^tat  de  guerre  entre  la  Turquie  et  la  Gr^co  ne  suffit  pas 
k  les  faire  tomber.  ||  Des  observations  qui  pr^cedent  il  resulte  clairement  que 
Tassimilation  des  Helienes  aux  nationaux  des  autres  Puissances  Europ^ennes 
d^coule  non  pas  d'une  Convention  librement  d^battue  entre  la  Turquie  et  la 
Gr^ce,  mais  de  Tintervention  directe  des  Puissances  Garantes  de  Tindöpendance 
du  Rojaume  Helieniqae.  ||  Les  Ambassadeurs  des  Grandes  Paissances  ne  peuvent 
donc  admettre  la  Prätention  du  Gouvernement  Imperial  k  d^clarer  les  Capi- 
tulations abolies  en  Turquie  pour  les  Hellönes  depuis  que  les  hostilitös  ont 
eclate  entre  TEmpire  Ottoman  et  le  Rojaume  de  Gr^ce.  ||  N^anmoins,  tout  en 
consid^rant  leur  maintien  comme  fondö  en  droit  et  n^cessaire  pour  Tavenir, 
les  Ambassadeurs  ne  se  refusent  pas  k  examiner,  d'accord  avec  son  Excellence 
le  Ministre  des  Affaires  dtrang^res,  si  sur  certains  poiuts  une  röglemcntation 
plus  pr^cise  ne  serait  pas  de  nature  k  assurer  rirröprochable  Interpretation 
des  Capitulations  en  ce  qui  conceme  les  Helienes  et  k  prävenir  le  retour  des 
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Nr.  118M.  difficalt^s  qai  ont  pu  parfois  s'^lever  ä  ce  sajet  entre  les  aatorit^  Imperiales 
5 'j^"j*jjjj;  et  les  Consuls  de  Gr^ce  en  Turquie. 

Nr.    11857.    GROSSMÄCHTE.   —   Dieselben  an  Denselben.    Denk- 
schrift   über    die    Höhe    der    Kriegsentschädigung. 

Griechische  Finanzen. 

Konstantinopel,  5.  Juni  1897. 

Nr.  11857.  La  seule  base  pour  Computer  exactement  les  ressonrces  dont  dispose  la 

5.'jn"i  lg^^[  Gr^ce  pour  le  paiement  d'une  indemnit6  se  trouve  dans  les  chiffres  qui  re- 
pr^sentent  la  Situation  financi^re  de  ce  pays  avant  la  guerre.  ||  Tont  calcnl 
bas6  sur  ces  chiffres  sera  ^videmment  sujet  ä  des  modifications  consid^rables 
quand  les  pertes  caus^es  par  la  guerre  sont  prises  en  consid^ration.  ||  Tont  en 
tenant  compte  de  cette  r^serve,  le  revenu  annud  moyen  (ä  l'exclusion  de 
certaines  contributions  communales  pour  la  Police  et  Tlnstruction  Publique) 
peut-^tre  estim^  k  91000000  drachmes.  Les  dSpenses  moyennes  pour  la 
m§me  p6riode  sont:—  Drachmes. 

Frais  g^n^raux  d'administration 46  000000 

Arm6e  de  terre  et  de  mer 21000000 

Service  de  la  Dette  Publique 21600000 

Soit  un  total  de  87  600000 
On  consid^re  qu'aucune  diminution  ne  saurait  6tre  effectu^  sur  les 
d^penses  pour  TAdministration  G^n^rale  et  Tarm^e  sans  pr^judice  au  maintien 
d'un  Gouvernement  stable.  ||  Le  budget  pour  Farm^e  et  la  marine  est  remar- 
quablement  modique  si  on  le  compare  ä  celui  d'autres  pays;  il  pr^voit  Temploi 
de  la  flotille  de  torpilleurs  au  service  de  la  Police  Douanidre  Maritime,  ainsi 
qu'un  Corps  de  gendarmerie  militaire,  tont  en  main tenant  un  personnel  de 
16  000  hommes  en  temps  de  paiz. 

Bette  Publique, 
Le  capital  total  de  la  dette  avant  la  guerre  6tait:—  , 

Dette  Permanente,  or 624136  000 

„  „  papier 66  680000 

Dette  Flottante,  or 14194  000 

„  „         papier 118  800000 

Total     823  709  000 
Un   examen   attentif   des   ressources   disponibles   pour   la  cr^ation   d'un 
nouvel  emprunt  prouve  que  ces  ressources  ne  sont  que  trois: — 

Drachmes. 

1.  Un  surplus  possible  de  revenu,  övaluö  ä  .    .    .     3000000 

2.  Une  augmentation  de  revenu  que  donnerait  une 

administration  plus  efficace,  6valu6e  ä  .     .    ,     2  000000 

3.  Consolidation  de  la  dette  ancienne  et  reduction 

dlnt^rßts  sur  les  emprunts  int^rieurs  au  mtoe 
taux  que  celui  de  la  dette  ext^deure  en  or, 

6valu6e  ä 2  000000 

Total     7  000000 
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11  serait   impossible  de  calculer  le  changement  dans  la  Situation  par  la  Nr.  11857. 

Qroism&chto. 
^  5.  Juni  1897. 


gnerre  sans  one  enquöte  minutiease  sor  les  lieux;  mais  il  est  clair  que  Tou!^'^  m&chto. 


ne  saandt  compter  pour  le  moment  sor  aucun  revenn  provenant  de  la 
Thessalie,  et  qne  le  pays  eutier  aara  besoin  que  Ton  snrseoit  ä  la  perception 
des  taxes  pendant  Tann^  conrante.  ||  Le  montant  du  revenn  ä  Tavenir  d^pendra 
en  grande  mesure  de  la  rapidit^  avec  laqaelle  on  proc^dera  ä  IMvacuation 
de  la  Thessalie,  afin  de  permettre  le  retour  de  la  population  et  le  recom* 
mencement  des  travaux  d'agriculture.  ||  En  r^sumö  11  resulte  des  ^tudes  faites 
avant  la  gnerre  an  moment  oü  il  6tait  qnestion  de  röorganiser  les  finances 
Hell^niqnes  qne  la  Gröce  ne  ponvait  affecter  au  gage  dun  emprnut  une 
ressonrce  annnelle  snp^rienre  ä  7  000000  de  dracbmes,  et  encore  la  con- 
clnsion  de  cet  emprnnt  6tait-elle  subordonn^e  ä  T^tablissement  d'nn  certain 
contr^^le  ^tranger.  ||  Depnis  lors  les  cbarges  de  la  gnerre  et  les  variations  du 
change  ont  du  diroinner  encore  Timportance  Eventuelle  de  cette  ressource.|| 
n  est  donc  avErE  dds  ä  präsent  qn'une  indemnitö  de  10000000  de  livres  ne 
pourrait  £tre  raisonnablement  exig^  de  la  Gr§ce,  et  il  y  a  lieu  d'examiner  les 
bases  sur  lesqnelles  pent  6tre  fond^e  une  demande  pratiquement  röalisable. 


Nr.    11858.    GROSSMÄCHTR   —   Dieselben  an  Denselben.    Denk- 
schrift   über    die    Grenzberichtignng.      Abtretung 

Thessaliens  abgelehnt. 

Eonstantinopel,  5.  Juni  1897. 

Son  Excellence  le  Ministre  des  Affaires  £trangEres  en  posant  comme  ^p.  ii858. 
premi^re  condition  du  r^tablissement  de  la  paix  avec  la  Gr^ce  la  r^trocession  <3rofemächte. 
de  la  Thessalie  ä  la  Turquie,  a,  dans  son  expos6,  fait  valoir  ä  Tappui  de 
cette  demande,  qne  les  motifs  qui  avaient  Ü6  mis  en  avant  au  Congrös  de 
Berlin  en  favenr  de  Tangmentation  du  territoire  de  la  Gr^ce  ne  se  seraient 
pas  trouvEs  jnstifi^s  par  les  Ev^nements  postörieurs,  et  que  les  conditions 
auxqnelles  Tannexion  de  la  Thessalie  avaient  6i6  subordonn^e  n'ont  pas  Et6 
remplies  par  le  Royaume.  ||  Quant  aux  motifs,  les  Grandes  Puissances  sont 
d'avis  qu'ils  subsistent  tonjours,  qne  de  plus  grandes  difficult^s  encore  auraient 
immanqnablement  surgi  dans  le  cas  oü  la  rectification  de  fronti^re  effectu6e 
en  1881  n'aurait  pas  en  lieu,  on  si  T^tat  des  choses  ant^rieur  Etait  r^tabli. 
Bien  que  des  agitations  se  soient  produites  encore  sur  la  fronti^re  Gr^co- 
Turque,  et  des  infractions  y  aient  EtE  commises,  cela  n'a  ^tE  que  le  contre- 
coup  on  la  consEqnence  d'autres  Ev^nements  r^sultant  de  violations  ou  d'appli- 
cations  d^fectueuses  des  stipulations  du  Trait6  de  Berlin  connexes  avec  Celles 
relatives  ä  la  Gr^ce.  ||  Pour  ce  qui  est  des  obligations  rattach^es  ä  la  cession 
territoriale  qui  a  EtE  faite  au  Royaume  HellEnique,  elles  ne  sont  pas  toutes 
de  m^me  natnre.  Si  les  charges  pöcuniaires  assum^es  par  la  Gr^ce  n'ont  pas 
M  exactement  remplies  par  eile,  tant  par  rapport  aux  Yakoufs  que  pour  la 
part  qui  devrait  lui  revenir  dans  la  dette  Ottomane,  cela  constitue  une  qnestion 
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Nr.  11858.  speciale  exclasivement  financidre,  ind^pendante  de  considörations  politiqaes  et 
^'j^^/^^qui  peut  ötre  r^gl^e  s^par^ment,  sans  toucher  aox  principes  sup^rieurs  qae 
les  Puissances  avaient  cd  vue.  Tandis  qae  les  obligations  de  nainre  admini- 
strative semblent  avoir  ^t6  scmpuleusement  ex^cut^es  par  le  Rojanme  Hel- 
l^nique;  la  libert^  de  conscience  et  nne  4galit^  absolae  devant  la  loi  forment 
le  principe  fondamental  de  la  Constitution  Grecqnc:  des  D^put^s  Musnlmans 
si^gent  dans  la  Chambrc  d'Ath^nes  ä  Togal  des  Chr^tiens;  les  snjets  Ottomans 
ont  Continus  ä  poss^der  et  ä  exploiter  librement  leurs  propri^t^s  en  Thessalie, 
et  si  la  prosp6rit^  de  cette  province  ne  s'est  pas  accrue  dans  la  mesnre  qoe 
Ton  ponvait  esp^rer,  c'est  qn'une  partie  notable  de  la  population  Masolmane 
ne  pouvant  s'accommoder  an  regime  d'un  £tat  Constitutionnel  moderne,  a 
ömigr^,  privant  ainsi  le  pays  de  cultiyatears.  Mais  \k  oü  les  babitants  sont 
rest^s,  et  notamment  dans  les  villes,  le  progrös  a  ^t6  patent  et  la  richesse  a 
consid^rablement  augmentäc.  ||  Enfin  le  Gouvernement  Hell^nique  a  pris  des 
mesures  energiques  pour  la  r^pression  du  brigandage  sur  la  frontiöre,  qui  a, 
en  effet,  beaucoup  diminu^,  et  s'il  n'a  pas  pu  Stre  enti^rement  cxtirp6,  la 
faute  n'en  retombe  certainement  pas  sur  la  Gr^ce  seule.  ||  Les  Puissances 
estiment  donc  qu'il  n'est  point  nöcessaire  de  defaire  Toeuvre  qu'elles  avaient 
accomplie  en  1881  pour  garantir  efficacement  la  s^carit6  et  la  trauquiUitö 
des  provinces  m^ridionales  de  VEmpire  Ottoman  en  Europa.  La  mesure 
radicale  qui  est  propos6e  ne  ferait  qu'y  perp^tuer  une  agitation  dont  les  con- 
s6quences  seraient  d^sastreuses  pour  la  Turquie  et  obligeraient  ä  y  entretenir 
en  permanence  des  forces  arm^es  consid^rables.  Tandis  qu'il  suffirait  d'une 
rectification  de  frontiöre  strat^gique  pour  garantir  le  territoire  de  TEmpire  de 
tonte  incursion  de  bandes  arm^es  et  m6me  ddcourager  toute  entreprise  militaire 
dont,  du  reste,  il  y  a  tout  Heu  d'en  dtre  sür,  le  Gouvernement  Hell^nique  ne 
se  laissera  plus  entrainer  k  tenter  la  r^p^tition,  apr^s  Texp^rience  malheureuse 
qu'il  vieut  de  faire  avec  de  si  d^sastreuses  consöquences.  ||  Les  Ambassadeurs 
ont  donc  Tordre  de  proposer  que  la  rectification  de  fronti^re  qui  serait  faite 
du  c6t^  de  la  Thessalie  soit  purement  strat^gique  et  se  bome  ä  laisser  au 
pouvoir  de  la  Turquie  les  points  strat^giqaes  dominants  de  manidre  ä  assurer 
la  s6curit6  de  son  terntoire  contre  des  incursions  de  bandes  arm^es  ou  de 
coups  de  main  militaires. 


Nr.  11859.  GROSSBEITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Beratung 
der  Botschafter  über  die  Kriegsentschädigung. 

Coustantinople,  June  5,  1897,  8.80  p.  m.    (June  5.) 

Nr.  11859.  (Telegraphic.)  ||  I  have  informed  Mr.  Egerton  that  the  Ambassadors  have 

briunnien.  i^ot  as  yct  como  to  auy  decisiou  as  to  the  amount  of  tbe  indemnity,  nor  bas 

5.  jani  1897.  any   fixcd   sum   been   mentioned  to  the   Turkish   Government.     The   general 

opinion,  however,  is  that  it  will  not  be  possible  to  induce  the  Turks  to  accept 
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less  than  £  T.  4000000,  as  they  declare  that  the  expenses  of  the  war  and  Nr.  ii8S9. 
the  losses  they  have  sustained  amount  to   the  snm   they  originally  claimed,  briun^ien 
namely,  £  T.  10000000.  ||  The  Ambassadors  have  stated  in  reply  that  before^- Jnni  1&91. 
the  war  the  resalt  of  an  inquiry  held  into  the  financial  'state  of  Greece  sho- 
wed  that  £  T.  7  000000  was   the   utmost  available  for  a  loan,  the  amoant 
of  the  indemnity  must  be  regalated  by  the  ability  of  the  Greeks  to  pay,  and 
not  by  the  estimate  of  the  Torkish  losses,  and  conseqnently  if  this  principle 
is  accepted  by  the  Turkish  Government,  we  are  ready  to  do  our  best  to  as- 
certain  what  annaal  surplus  Greece  can  now  possibly  dispose  of  to  provide 
for  the  raising  of  a  loan  for  the  indemnity. 

Nr.  11860.  GEOSSBEITAKNIEir.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Kapitu- 
lationen und  Kriegsentschädigung. 

Constantinople,  June  8,  1897,  7.10  p.  m.    (June  8.) 

BNr    1 IMA 

(Telegraphic.)  ||  Tewfik  Pasha  stated  at  a  meeting  to-day,  that  as  regards     orofa- 
the  frontier  he  was  not  yet  in  a  Position  to  make  any  communlcation.     He  ^'^♦"»»»ien. 

,  8.  Jani  1897. 

accepted  the  Ambassadors  proposal  that  a  report  should  be  drawn  up  on  the 
subject  of  the  abuses  of  the  capitulations  by  the  Consular  authorities  of 
Greece,  and  it  was  agreed  that  a  Delcgate  should  be  appointed  by  each  of 
the  Ambassadors  for  the  purpose  of  examining  the  question  in  communication 
with  the  legal  advisers  of  the  Porte.  ||  The  Foreign  Minister's  language  with 
reference  to  the  indemnity  was  somewhat  indefinite,  but  he  was  willing  to 
take  advantage  of  the  offer  we  had  made  to  ascertain  the  amount  which  could 
be  obtained  from  Greece,  and  it  was  arranged  that  we  should  appoint  specia- 
lists  to  report  on  the  sum  which  Greece  could  set  apart  annually  to  pay  for 
the  interest  of  a  loan,  and  on  the  mode  of  payment  ||  Specialists  have  been 
named  by  my  French,  German,  and  Austrian  colleagues,  and  I  have  tele- 
graphed  to  Athens  for  Major  Law,  who  has  already  drawn  up  a  report  on 
the  subject,  which  will  form  the  basis  of  the  investigation.  I  am  sending  your 
Lordship  a  copy  of  it. 

Nr.    11861.     GROSSBEITANNIEN.— Derselbe  an  Denselben.  Grenz- 
berichtigung in  Thessalien. 

Constantinople,  June  12,  1897,  10.10  p.  m.    (June  13.) 
(Telegraphic.)  ||  With  reference  to  my  telegram  of  the  Sth  instant,  I  have  Nr.  iisei. 
the  honour  to  report  that  we  held  to-day  the  meeting  which  was  postponed  britlnnien. 
from  the  lOth  instant.     In  reply  to  the  Foreign  Minister's  inquiry  whetheris.Jonim:. 
we  were  prepared  to  submit  to  him  a  sketch  of  the  line  of  frontier,  as  pro- 
posed  at  our  second  meeting  (reported  to  your  Lordship  in  my  telegram  of 
the  ötb  instant),  we  asked  whether  the  Porte  accepted  the  principle  we  had 
laid  dowD.  ||  His  Excellency  assented  after  some  pressure,  and  authorized  us 
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Nr.  11861.  to  telegraph  to  our  respective  Governments  in  the  following  terms:  ||  "The  prin- 
britl^nkn  ^^P^®  ^^  *  purelj  Strategie  rectification  is  accepted  by  the  Imperial  Govem- 
i2.jQnii897.  ment"  II  On  Monday  we  shall  lay  before  the  Foreign  Minister  a  sketch  already 
made  by  the  Military  Attaches,  marking  out  a  line  by  which  no  Greek  village 
is  ceded  to  Turkey.  ||  Law  left  Athens  to-day,  and  we  expect  the  experts' 
Report  on  the  indemnity  on  the  14  th  instant.  ||  With  regard  to  the  Gapito- 
lations,  we  do  not  anticipate  any  difficulty.  The  Embassy  Dragomans,  in 
concert  with  the  Porte,  are  dealing  with  the  qnestion. 


Nr,    11862.     GBIECHENLAHD.   —   Der  Minister  des   Auswärtigen 

an   den   Gesandten    in   London.     Protest   gegen   die 

Konfiskation    der    Güter    thessalischer   Flüchtlinge 

durch  die  Pforte. 

Äthanes,  le  12  Juin  1897. 

Nr.  U8«2.  (T616graphique.)  ||  J'ai  Thonneur  de  vous  informer  qu'il  m'est  parvenu  ä 

"ftnd."    rinstant  une  Proclamation  officielle  d'Enver  Pacha,  Gouverneur  Civil  et  Mili- 

i2.junii8»7.taire  de  Volo,  et  de  ses  environs,  'publice  k  Volo,  et  congue  dans  ces  termes:|| 
"D'ordre  du  Gouvernement  Imperial  Ottoman,  les  biens  mobiliers  et  immo- 
biliers  de  tous  ceux  qui  sont  partis  de  Thessalie  et  sont  r6fugi^s  ailleurs,  et 
qui  ne  reviendraient  pas  dans  leurs  foyers  dans  le  d^lai  de  quinze  jours,  ä 
partir  d'anjourd*hui,  seront  confisqu^s  par  TEtat  Ottoman."  ||  Le  Gouvernement 
Royal  Proteste  de  la  faQon  la  plus  6nergique  contre  cette  mesure  qui,  arbi- 
traire  en  elle-m6me  et  injustifiable  de  tout  temps,  prend  le  caract^re  d'une 
oppression  intol^rable  aprös  le  traitement  odieux  que  nombre  de  ceux  qui 
n'ont  pas  quitt6  le  pays  subissent  tous  les  jours  entre  les  mains  des  troupes 
Turqnes.  ||  Yeuillez  donner  lecture  de  la  präsente  ä  son  Excellence  M.  le 
Ministre  des  Affaires  £trangdres  et  en  laisser  copie.  Sconloudis. 


Nr.  11863.  GEOSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Eapi- 
tulationsfrage. 

Constantinople,  June  15,  1897,  10  p.  m.    (June  16.) 
Nr.  11863.  (Telegraphic.)  ||  In  accordance  with  the  arrangement  made  at  our  meeting 

britinni'en.  ^^  *'^*^  ^^^*  Instant,  reported  to  your  Lordship  in  my  telegram  of  the  same 
i5.jann897.  date,  a  plan  was  drawn  up  by  the  Dragomans  of  the  Six  Embassies,  in  con- 
cert with  an  official  of  the  Ministry  for  Foreign  Affairs,  for  reforming  the 
abuses  of  the  Capitulations  by  tlie  Greek  Gonsular  authorities,  a  list  of  which 
was  furuished  by  the  Porte.  Gn  the  I2th  instant  it  was  agreed  with  Tewfik 
Pasha  that  the  Dragomans  should  formally  discuss  this  plan  with  the  legal 
advisers  of  the  Porte  with  a  view  to  coming  to  a  final  agreement  on  the 
subject.     At  the  meeting,  however,  which  was  held  accordingly  at  the  Porte 
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on  the  14th  instant,  the  proposed  remedies  were  declared  insufficient  by  the  Nr.  iiss». 
legal  adviser,  who  expressed  bis  opinion  tbat  it  was  only  by  the  snppression  briunJen. 
of  the  Greek  capitulations  that  the  evil  conld  be  eradicated.  ||  The  Porte,  hei^-Jn»*'«»?- 
added,  was  still  nndecided  as  to  the  course  it  woald  pnrsne,  and  was  nn- 
wllling  to  accede  to  the  proposal  of  the  Ambassadors.    If  it  ever  did  so,  then 
woold  be  the  time  to  appoint  a  Gommission  of  experts,  bat  it  was  nseless  to 
discass  the  reform  of  abases  antil  the  principle  was  decided  npon.    The  mee- 
ting  therenpon  came  to  an  end.  ||  We  had  been  led  by  Tewfik  Pasha's  langu- 
age  to  believe  that  the  matter  was  practically  settled,  and  it  bodes  ill  for  the 
progress  of  the  negociation  on  other  points  that  a  plan  drawn  np  in  concert 
with  a  Tnrkish  official  shonld  have  been  snddenly  repadiated  in  this  manner.  || 
The  Dragomans  who  visited  the  Foreign  Minister  to-day  report  that  bis  Ex- 
cellency's  langnage  was  nnsatisfactory  as  regards  the  frontier. 


Nr.    11864.    GROSBBEITAranEH.     —     Derselbe     an     Denselben. 
Bericht  tlber  die  Zustände  in  Thessalien. 

Constantinople,  Jmie  17,  1897,  8  p.  m.    (Jmie  18.) 
(Telegraphic)  ||  I  have  received  the  foUowing  telegram  from  Mr.  Eliot,  ^r.  use*. 
throQgh  Her  Majest/s  Vice-Consul  at  Volo,  nnder  date  yesterday:  ||  "Owing  briunni«. 
to  the  threat  of  confiscation  of  all  property  belonging  to  absentees,  the  Greek  i7.Juni  iw. 
popnlation,  which  had  quitted  the  districts  of  Larissa  and  Timavo,  is  begin- 
ning  to  retam,  thongh  very  gradnally.    Grops  are  not  actnally  injared,  throagh, 
for  lack  of  labonr,  they  will  be  practically  lost.    The  farms  have  been  bomt 
for  the  most  part,  and  there  has  been  a  good  deal  of  pillage  in  the  towns.|| 
From  what  I  am   able   to  leam  it  is  agreed  on  all  hands  that  no  ontrages 
have  been  committed  hereabonts,  bat  it  is  reported  that  Domoko,  Pharsala, 
and  Velestino  have  saffered.  ||  With  regard  to  the  calcalations  made  regarding 
indemnity,  it  appears  to  me  that  this  year  Thessaly  will  not  be  able  to  pro- 
dace  any  money  at  all" 


Nr.  11865.  OBOSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Eonstan- 
tinopel  an  den  Minister  des  Auswärtigen«  Die 
tflrkischen  Militärs  tlber  die  Grenzfrage. 

Constantinople,  June  21,  1897,  10.15  p.  m.    (June  22.) 
(Telegraphic.)  I|  The  Foreign  Minister  stated,  at  the  meeting  to-day,  that  Nr.  usw. 
'as  regards  the  frontier-line,  the  Tnrkish  military  experts  hold  that  the  portion  ^,^^^[^0/ 
lying  to  the  west  of  Timavo  fulfilled  the  necessary  strategical  conditions,  bnt2i.Janii897. 
0  the  east  of  that  point  they  did  not  consider  that  it  offered  the  positions 
required  for  stopping  brigandage.     Tewfik  Pasha  therefore  proposed  that  to 
the  east  of  Timavo  the  line  should  follow  the  Rivers  Xerias  and  Penens  to 
the   sea,  an   arrangement  ander  which   Tarkey  woald  acqaire  a  nnmber  of 


Digitized  by 


Google 


200  ^^^  griechisch-tOrkische  Krieg  1897. 

Kr.  11865.  towns  and  villages.    The  Foreign  Minister's  argument  being  based  entirely  on 

britennien  strategical  consideiations,  we  proposed,  without  holding  out  any  hope  that  bis 

2i.Jiinn897.line  will  be  adopted,  tbat  the  military  experts  on  both  sides  sbonld  meet  and 

discuss  the  strategical  question  to-morrow.     His  Excellency  agreed.  ||  A  fresh 

proposal  about  the  Capitulations  was  made  by  the  Foreign  Minister  to-day. 

It  may  serve  as  the  basis   for  a  settlement,  with  modifications.  ||  Oar  next 

meeting  is  fixed  for  the  24  th  instant. 


Nr.  11866.  QROSSBEITAHNIEN. —Der  Untersuchungskommissar 
in  Thessalien  an  den  Botschafter  in  EonstantinopeL 
Bericht  Ober  die  Zustände  bei  Pharsalos. 

Pharsala,  June  23,  1897. 
Mr.  11866.  Dear  Sir  Philip,  ||  we  arrived  here  yesterday  from  Larissa,  and  propose 

britonnien  *^  ^^  ^^  *^  Domoko  in  an  hour  or  two.  ||  Since  writing  to  you,  we  visited 
28.jani  1897.  the  vülagcs  directly  east  of  Larissa.  In  this  part  nothing  has  been  touched, 
and  the  inhabitants  have  not  fled.  This  is  probably  due  to  the  fact  that  the 
district  is  out  of  the  line  followed  by  the  flight  of  the  Greek  and  the  advance 
of  the  Turkish  army.  Several  things  seem  to  indicate  that  the  flight  of  the 
country-people  was  mainly  occasioned  by  the  disorderly  retreat  of  the  Greek 
troops,  and  that  where  they  were  left  to  themselves  there  was  less  panic.  || 
The  district  of  Pharsala  is  in  a  worse  condition  than  that  of  Larissa.  The 
Ealtmakam,  an  Albanian  civilian  sent  from  Prisrend,  says  that  out  of  fifty-four 
villages  only  fifteen  contain  any  inhabitants,  and  those  not  many.  Contrary 
to  the  express  statements  made  to  me,  which  I  telegraphed  to  yoür  Excellency, 
Pharsala  has  not  been  bumt  On  the  contrary,  it  is  almost  uninjured,  as  the 
battle  took  place  a  considerable  distance  from  the  town  on  some  low  hüls 
which  rise  in  the  piain  just  north  of  the  railway«  This  shows  how  careful 
one  must  be  in  accepting  statements  as  to  the  amount  of  damage  done.  Hardly 
any  of  the  Greek  population  have  returned,  and  the  place  is  almost  exclusively 
inhabited  by  Albanian  troops.  |j  The  villages  on  the  road  from  Larissa  to 
Pharsala  present  a  melancholy  spectacle.  They  were  abandoned  by  their  in- 
habitants, and  every  article  of  furniture  has  been  broken  or  carried  i|way. 
The  churches  have  been  burnt,  and  were  evidently  wilfuUy  profaned.  In  one 
church  (Bagratscha),  where  some  frescoes  remained  on  the  stone  walls,  the 
faces  had  their  eyes  put  out,  and  were  otherwise  disfigured.  Several  houses 
had  also  been  burnt,  and  in  three  villages  (Bagratscha,  Demeljik,  and  Earade- 
merji)  we  saw  houses  Uill  buruing.  This  must  have  been  done  subsequently. 
to  the  original  pillage  (which  no  doubt  took  place  soon  after  tbe  flight  of 
the  Greeks),  land  it  is  hard  to  see  what  its  reason  can  have  been  except  a 
desire  to  destroy.  We  found  the  village  in  question  occupied  by  a  few 
soldiers  from  Anatolian  regiments,  who  were  doubtless  responsible  for  the 
ontrage.     I   have   inforroed  the  EaYmakam   here  of  the   matter,  and  he  has 
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promised  to  look  into  it    Like  all  the  officials,  he  seems  genuinelj  anxioas  Nr.  iise«. 
to  restore  order,  and  to  induce  the  peasantry  to  return.    The  order  for  the  |„|J[^n[g„ 
confiscation  of  the  property  of  ahsentees  will  probahly  not  be  executed,  and23.janii897. 
will  beeome  in  practice  miich   like  the  order  for  the  expulsion  of  Hellenic 
subjects   from   Tarkey  which  gave   so   mach   troable.  ||  It  is  said  that  the 
French  Consnl  at  Volo   procared  the   Suspension  of  the  order,  bat  it  is  not 
clear  that  the  local  authorities  have  been  warned  it  is  cancelled.    The  crops 
are  being  cut  in  this  part    Where  there  are  no  inhabitants  the  Government 
take  everything«    Where  the  Greeks  have  returned  they  are  allowed  half,  and 
the  other  half  is  bought  by  the  Government  with  promissory  notes. 

C.  N.  E.  Eliot 

Nr.  11867.  GROSSBBITAHNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Verhand- 
lungen der  Botschafter  mit  der  Pforte  über  die 
Höhe  der  Entschädigung. 

Constantmople,  June  28,  1897,  10.10  p.  m.  (Jone  29.) 
(Telegraphic.)  ||  I  informed  my  coUeagues  at  the  preliminary  meeting  of  Nr.  ii867. 
Ambassadors  this  afternoon  of  the  Instructions,  respecting  the  frontier,  which  ,,JJ^*^j"^„ 
are  contained  in  your  Lordship's  telegram  of  yesterday.  ||  It  was  agreed  that28.janiis97. 
we  wonld  press  the  Foreign  Minister  with  a  view  to  obtaining  on  these  points 
more  definite  replies  than  have  been  hitherto  given.  ||  Bis  Excellency,  at  the 
subsequent  meeting,  formally  proposed  the  sum  of  £  T.  5000000  as  the 
sum  at  which  the  indemnity  should  be  fixed.  He  was  told,  in  reply,  that 
according  to  our  Information  £  T.  4000000  was  the  utmost  sum  which  could 
be  raised  by  Greece,  and  we  declined  to  exceed  that  figure.  ||  We  went  on  to 
discuss  the  frontier-line,  and  pointed  out  that  it  was  futile  for  the  military 
experts  to  meet  unless  definite  Instructions  had  been  previously  given  on  both 
sides.  II  We  handed  to  Tewfik  Pasha  a  paper  embodying  in  a  more  formal 
shape  ^the  substance  of  the  Memorandum  which  is  given  in  my  telegram  of 
the  24th  instant,  and  bis  Excellency  promised  to  submit  it  to  the  Council  of 
Ministers,  and  to  let  us  know  the  result  ||  In  the  event  of  a  favourable  reply, 
the  Military  Attaches  and  the  Turkish  experts  will  again  meet,  and  our 
further  discussions  will  be  founded  upon  the  Reports,  which  will  be  drawn  up 
on  both  sides.  jj  The  Foreign  Minister  is  preparing,  as  he  informs  us,  a  draft 
of  Treaty  for  our  concurrence.  As  soon  as  we  have  agreed  upon  the  prin- 
cipal  points  the  draft  can  be  filled  in.  ||  He  told  us  that  the  Article  respecting 
the  Capitulations  would  be  based  on  our  proposals,  of  which  I  had  the  honour 
to  inform  your  Lordship  in  my  telegram  of  the  19th  instant.  ||  The  outlook 
to-day  was  more  promising  on  the  whole,  owing,  perhaps,  to  the  answers 
which  have  come  in  to  the  Turkish  Circular.  ||  By  Thursday,  which  is  fixed  for 
our  next  meeting,  we  hope  that  the  Reports  of  the  military  experts  will  be 
completed. 
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Nr.  11868.  GROSSMÄCHTB.  —  Denkschrift  der  Militärbevoll- 
mächtigten in  Eonstantinopel  Aber  die  Grenz* 
berichtigung. 

Konstantinopel,  10.  Juni  1897. 

Nr.  11868.  La  nouvelle  ligne-frontidre  projet^e  entre  la  Turquie  et  la  Gr^e,   com- 

^'^°^^^****- men^ant  k  rembouchure  du  Palopotamos  et  passant  par  le  Karalik  Derbend 
pour  remonter  k  la  cröte  des  versants  sud  de  roijmpe,  snr  tout  le  parcoors, 
jusqn'au  ienve  Xerias,  dessine  en  favenr  da  Gonyemement  Ottoman  les 
positions  topographiqnes  snivantes  ayant  nne  grande  importance  an  point  de 
Yue  des  avantages  strat^giques.  ||  La  passe  de  Karalik  Derbend,  les  hauteurs 
de  Aegani,  de  Söpoton,  de  Pnakia,  et  d'Analipsis,  le  versänt  sud  d'Analipsis, 
jnsqa'ä  nne  distance  de  öOO  mötres  environ  de  la  ville  de  N6z6ros,  appartiendra 
k  la  Tnrqnie,  Präsentant  Tavantage  de  dominer  enti^rement  la  vallee  de 
N^z^ros.  Pendant  la  premidre  Periode  de  la  gnerre  les  hantenrs  d'Analipsis 
et  de  Pnakia  anraient  pu  avoir  nne  importance  capitale  k  Tavantage  des 
Hell^nes,  si  ces  derniers  avaient  su  en  profiter.  ||  Les  versants  sud  des  hantenrs 
de  Tabonria,  Godamon,  Psilorachi,  la  passe  de  Melana,  les  hantenrs  de  Papa- 
livado  et  de  Eritiri  sont  indiqn^s  par  la  nonvelle  ligne-frontl^re  en  favenr  da 
Gouvernement  Ottoman.  L'importance  de  ces  positions  a  ^t^  ddmontr^e  par 
les  r^centes  batailles;  Tancienne  ligne-frontiöre  passant  par  la  crSte  de  ces 
hauteurs,  l'avantage  de  la  defensive  et  de  Tattaque  ^tait  enti^rement  aax 
Hell^nes.  La  nouvelle  ligne  cöde  k  la  Turquie  non  seulement  la  cröte  des 
hauteurs  ^num^r^es  plus  haut,  mais  anssi  tout  le  versant  sud,  ce  qui  rend  ä 
Tavenir  les  positions  militaires  du  c6t^  de  la  Turquie,  dominantes  snr  toutes 
les  positions  oppos^es.  Du  reste,  la  partie  de  la  fronti^re  de  la  Mer  d'£g6e 
k  Tirnavos  qui  offrait,  avec  Tancien  trac6,  une  s^rie  d'excellentes  positions 
tactiques  pour  Varm^e  Hellene,  avec  le  nouveau  trac^  n'en  offrirait  aucune  snr 
tout  le  parcours  de  la  rive  gauche  du  P6n6e,  la  Vallee  de  Larisse  demenre, 
par  cons6quent,  enti^rement  sans  defense.  ||  A  partir  du  point  oü  Tancienne 
fronti^rc  traverse  le  fleuve  X^rias,  la  nouvelle  ligne  descend  directement  ao 
sud,  traverse  le  fleuve  Salamvria  et  continue  k  descendre  au  sud  pour  laisser 
k  la  Turquie  tout  le  d^fil^  de  Kalamaki  avec  les  deux  rives  du  fleuve  et 
remonter  ensuite  snr  les  hauteurs  de  Zarkos,  dessinant  toujours  le  versant  sud 
des  hauteurs  de  Zarkos  et  de  Kutra  en  favenr  de  la  Turquie.  Ici  encore  la 
cession  d'une  superficie  de  89  kilom.  carrös  environ  präsente  au  Gouvernement 
Ottoman  los  avantages  extr^mement  importants  de  dominer  snr  les  hauteurs 
de  Sld^ropoluki  Gunica  et  Kutra,  tonte  la  vallee  de  Larisse,  et  de  poss^der 
tout  le  döfilö  de  Kalamaki.  ||  Entre  Zarkos  et  la  hauteur  de  Bozovo  la  nouvelle 
ligne-fronti^re  descend  de  la  cr6te  des  chemins  d'Oxja  et  Chassia,  snr  leurs 
versants  sud,  Präsentant  toujours  les  mßmes  avantages  k  la  Turquie  de  do- 
miner les  positions  oppos^cs  k  la  Gr^ce.  ||  Enfin,  de  Bozovo  k  Dokimi,  la 
nouvelle  ligne- fron ti^re  annexe  k  la  Turquie  une  superficie  d'environ  116  kilom. 
carr^s,   embrassant   Timportante   chatne  des   montagnes   du  Lakuron  avec  la 
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baoteor  Zjgos,  le  point  le  plus  ^lev6  de  tonte  la  r6gion.     Le  nouveaa  trac^  Nr.  11868. 
offrirait  an  Goüvernement  Ottoman  Ttoorme  avantage  militaire  de  pouvoir  par  jj^j^jg^^* 
sa   Position   dominante   s'assnrer   ä  Favenir  la  possession  k  Tabri   de  tonte 
attaqne  de  Bozovo,  point  strat^giqne  excessivement  important  ponr  la  Tnrqnie, 
car   il   forme  la  senle  roate  existante,   donnant  ä  Tennemi  Tacc^s  de  Tapire 
sur  Janina  de   la  vall^e   de  Ealabaka,   et  sert  en  möme  temps  de  point  de  ' 
jonction  snr  la  roate  la  plus  conrte  entre  la  Thessalie  et  r£pire  par  Erania 
et  Milia.     II  est  k  noter  qn'aa  d^bnt  des  bostilit^s,  Tarm^e  Grecqne  a  com- 
menc^  Tattaque  de  la  ligne-fronti^re  par  an  mouvement  offensif  sur  Milia  et 
Krania.  ||  En  oatre,  la  position  strat^qne  des  banteurs  de  Zjgos  donnant  k 
la  Tarqoie  tons  les  avantages  de  la  defensive,  lui  präsente  en  m^me  temps  de 
r^lles   facultas  ponr  Toffensive,  car  k  Tavenir  tont  monvement  des  colonnes 
Tarqaes  descendant  dans  la  vall6e  de  Ealabaka,  sera  facilit^  par  les  conditions 
topograpbiqnes  de  cette  r^gion,  si  importante  an  point  de  vae  strat^giqne. 


Nr,  11869.  OBOSSMÄCHTE.  —  Die  Botscbafter  der  Grofsm&cbte 
an  den  tttrkiscben  Minister  des  Answärtigen.  Denk- 
schrift fiber  die  Kapitulationen. 

Konstantinopel,  19.  Juni  1897. 
Les  privil^es  et  immunit^s  dont  les  Hellänes  jouissaient  ayant  la  guerre  Nr.  11869. 
seront  maintenus  sous  les  r^serves  suivantes: —  11  1.  11  sera  ins6r6  dans  le  f '*!* "ff^*** 
Tnüt^  de  Paix  nne  clause  stipulant  qne  la  Turquie  et  la  Gr^ce  signeront,  en 
ce  qni  concerne  les  questions  de  nationalit^  contest^e,  une  Convention  ayant 
pour  base  celle  qui  est  intervenue  en  1876  entre  la  Sublime  Porte  et  la 
L^gation  Hell6nlqne  k  Gonstantinople  et  qui  n'avait  pas  ^t^  ratifi^e.  ||  2.  £n 
dehors  du  Trait^  de  Paix,  les  deux  Gouvernements  signeront  une  Convention 
ayant  pour  bat  de  r^ler  les  rapports  entre  les  Consulats  de  Gr^ce  et  les 
aotorit^s  judiciaires  Ottomanes.  ||  Cette  Convention  6tablira  les  mesures  jug^es 
n^cessaires  pour  que  les  dits  Consulats  ne  puissent  entraver  le  cours  regulier 
de  la  justice  et  porter  atteinte  aux  droits  et  aux  int^r^ts  des  sujets  Ottomans 
dans  leurs  diff^rends  avec  les  sujets  Hell^nes.  ||  3.  Les  deux  Conventions  ci- 
dessus  mentionn^es  seront  conclues  dans  un  d61ai  de  trois  mois,  k  partir  de 
la  signature  des  pr^liminaires  de  paix.  ||  4.  Dans  le  cas  oü  des  divergences 
de  vues  viendraient  k  se  produire  lors  de  la  n^gociation  des  dites  Conventions, 
les  deux  Goavernements  int^ress6s  choisiront  chacun  un  Arbitre  parmi  les 
Puissances  M^diatrices,  lesquelles  en  cas  de  d^saccord  en  choisiront  un 
troisi^me  pour  les  d^partager.  ||  La  d^cision  arbitrale  qui  interviendra  sera 
obligatoire  ponr  les  deux  Gouvernements. 
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Nr.  11870.  TÜEKEL  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Botschafter  der  Grofsmächte  in  EonstantinopeL 
Denkschrift  über  die  Notwendigkeit,  die  Kapita- 
lationsbestimmungen  abzuändern. 

Konstantinopcl,  19.  Juni  1897. 
^TüJkeJ^'  La  note  des  Puissances  M^diatrices  relativement  au  maintien  du  regime  des 

i9.jQnn897.Capitalations  en  faveur  des  snjets  Hell^nes  r^sidant  en  Turquie  s'appuie,  en 
substance,  sur  les  deux  points  suivants  qu'il  importe  d'examiner  attentivementi 
Les  Puissances  MMiatrices  pensent  en  effet:—  ||  1.  Que  le  droit  des  Hell^nes 
au  b^n^fice  des  Capitulations  dans  TEmpire  Ottoman  est  ant^rieur  au  Trait^ 
de  Canlidja,  et  rentre  dans  la  cat^gorie  des  immunit6s  conc^d^es  aux  Grecs 
en  vertu  d'arrangements  avec  les  Grandes  Puissances  sur  lesquels  T^tat  de 
guerre  entre  la  Turquie  et  la  Gr^e  demeure  sans  effet;  et  2.  Que  Tassi- 
milation  des  Hell^nes  aux  nationaux  des  autres  Puissances  Europöennes  döcoule 
non  pas  d'une  Convention  librement  d^battue  entre  la  Turquie  et  la  Gr^ce, 
mais  de  Tintervention  directe  des  Puissances  Garantes  de  Tind^pendance  du 
Royaumö  Hell^nique.  Le  premier  point  constitue  une  assertion  qui  ne  paralt 
pas  Hre  conforme  ä  ]a  r^alitö  des  choses.  Depuis  1832,  date  de  la  formation 
du  Rojaume  Hell^nique  jusqu'ä  l'annöe  1855,  c'est-ä-dire  ä  la  conclosion  du 
Tratte  de  Canlidja,  la  Situation  des  Hell^nes  en  Turquie  et  des  Ottomans  en 
Gr^ce  a  du  6tre  fort  mal  d^finie  et  faire  Tobjet  de  r^clamations  et  de  plaintes 
des  deux  Parties.  D'une  part  les  Tribuuaux  Givils  et  de  commerce  n'ötaient 
pas  encore  Instituts  pour  que  les  Hell^nes  aient  du  jouir  de  fait  de  l'assi- 
stance  Consulaire,  et  d'autre  part,  les  Consulats  Ottomans  et  Hell^nes  tar- 
daient  d'^tre  ^rig^s  dans  les  pays  respectifs  faute  d'entente  au  sujet  de  leurs 
attributions,  qualit^s,  honneurs,  et  Privileges.  Nombreuses  sont  les  preuves  ä 
rappui  de  ce  fait  11  suffira  de  rappeler  que  le  Code  de  Commerce  Ottoman 
n'a  ^t6  promulgu^  qu'apr^s  1855,  et  que  Torganisation  des  Tribunaux  de  com- 
merce a  eu  lieu  en  1860,  et  que  le  Code  de  Proc^dure  Commerciale  date  de 
1862.  Ant^rieurement  ä  ces  lois  les  affaires  civiles  ^taient  retenues  par  les 
Kadis  et  les  affaires  commerciales  ^taient  de  la  oompötence  du  cbef  des 
n^gociants  B^ratlis  et  des  W^kils  commerciaux  sans  Juges  Assesseurs  ^tran- 
gers,  et  souvent  m^me  sans  assistance  Consulaire.  ||  En  tout  cas,  soit  parce 
que  la  nationalit^  Hellönique  ^tait  en  principe  contest^e  ä  tous  ceux  qui 
originörent  de  la  nouvelle  Gr^e  continuaient  cependant  d'habiter  TEmpire  et 
^taient  par  cons^quent  trait^s  comme  Ottomans,  soit  aussi  parce  qu'aucnn 
Firman  de  privil^ge,  aucun  Edit  n'avait  ^t^  octroy^  en  leur  faveur  pendant 
cette  Periode  transitoire,  les  Hellönes  ont  du  relever  directement  des  autorit^ 
Ottomanes  jusqu'ä  ce  que  le  Trait6  de  Canlidja  alt  eu  ä  rögulanser  leur 
Situation.  On  trouvera  des  61^ments  convainquants  en  faveur  de  cette  pr^- 
somption  dans  le  fait  que  les  Grecs  ont  H^  alors  assujettis  aux  imp6ts  ä 
Tinstar  des  nationaux,  ce  dont  ils  se  sont  piain ts  it6rativement;  et  aussi  dans 
les  difficult^s  qui   ont   surgi   maintes  fois  lors  des  n^gociations  du  Trait^  de 
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Canlidja  par  rapport  aux  Privileges  sollicit6s  par  eax.  ||  An  sarplus,  il  n'est  Nr.  ii87o. 
pas  exact  que  los  Poissances  Garantes  aient  eu  Tintention,  et  la  volonte  clöj^j^jf^^^ 
faire  b^^ficier  les  Hell^nes  da  regime  privil^gi<^  des  Gapitalations.  Dans  les 
Actes  qni  ont  pröc6d6  on  snivi  la  cr^ation  da  Royaame  de  Gr^ce,  elles  ont 
ea  soin  de  stipaler  en  favear  de  celai-ci  ane  indöpendance  compldte  avec  tous 
les  droits  qni  en  d^rivent;  elles  ont  döclar6  lai  laisser,  ainsi  qa'ä  la  Turqaie, 
la  facolt^  de  döterminer  lears  rapports  commerciaax  et  maritimes  k  base  de 
r^procit^,  et  d'^tablir  des  Consalats  dans  les  pajs  respectifs,  et  malgr6  la 
demande  da  c6t6  Ottoman  elles  se  sont  m^me  abstenaes  de  s'occoper  de 
Textradition  röciproqne  des  criminels  par  crainte  d'empi^ter  sor  les  droits  de 
rind^pendance  du  noa?el  £tat.  Nulle  part  donc  dans  les  dits  Actes,  Trait^s, 
Arrangements,  oa  Protocoles  elles  n'ont  sp^eifiö  qae  la  Gr^ce  aurait  le  droit 
de  joair  da  regime  privil^gi6  des  Gapitalations,  et  partoat,  aa  contraire,  elles 
ont  reconna  qai'l  appartiendrait  seal  aax  deax  Parties  int^resstes  de  regier 
entre  eax  les  bases  definitives  de  lears  relations  fatares.  ||  Cependant,  k 
l'appai  de  lear  maniöre  de  voir  les  Paissances  M^diatrices  croient  devoir  in- 
Yoqaer  maintenant  TArticle  IV  da  Protocole  de  Londres  du  3  F^vrier,  1830, 
qui  dispose  que  '*les  sujets  des  deux  £tat8  seront  trait^s  röciproquement  sous 
le  rapport  des  droits  de  commerce  et  de  navigation  comme  ceux  des  autres 
£tats  en  paix  avec  TEmpire  Ottoman  et  la  Grdce.''  ||  Au  fond  cette  disposition 
n'ajoate  rien  de  particalier  &  la  discussion.  En  effet,  ind^pendamment  de  la 
teneur  m6me  de  cet  Article  IV,  qui  n'a  trait  qu'aux  droits  de  commerce  et 
de  navigation,  et  non  au  regime  Consulaire  des  Gapitalations,  le  Protocole 
susmentionn^  dans  son  ensemble  n'^tait  qu'ano  proposition  k  communiquer  k 
la  Porte  Ottomane.  ||  Gelle- ci  y  ayant  donn6  son  assentiment  le  Protocole  en 
question  a  fait  place  k  an  nouvel  Acte  et  TArrangement  bilateral  du  21  Juillet, 
1832,  dont  TArticle  YlII  dispose  qu'il  est  laiss^  aux  deux  Parties,  soit  k  la 
Torqae  et  k  la  Gr^ce,  la  facult^  de  regier  par  un  Trait6  lears  rapports  de 
commerce  et  de  navigation  k  la  base  r^eiproque;  il  s'ensuit  que  les  trois 
Paissances  Mediatrices  ont  voulu  non  seulement  ne  pas  imposer  ni  pr^coniser 
le  regime  des  Gapitulations  au  profit  des  Hell6nes,  mais  encore  elles  ont 
d^sir^  que  le  Traitö  de  Gommerce  füt  conclu  directement  entre  les  Parties  k 
base  de  rdciprocitö.  ||  Fant-il  ajouter  qu'ä  cette  ^poque  TEurope  admettait  d^jä 
le  principe  de  Tabolition  graduelle  des  Gapitulations,  et  promettait  de  con- 
clare  de  nouveaux  Actes  plus  en  accord  avec  le  regime  du  droit  public  moderne 
(vide  Protocole  du  Gongrös  de  Paris  de  1856)?  Et  faut-il  aussi  rappeler  que 
la  Sublime  Porte  n'avait  pas  encore  k  cette  ^poque  k  sa  disposition  les  juri- 
dictions  n^cessaires  pour  appliquer  les  rögles  du  droit  international  aux  sujets 
Hell^nes  en  Turquie?  Ge  sont  \k  sans  doute  les  v^ritables  consid^rations  qni 
ont  permis  d'introduire  dans  le  Trait4  de  Ganlidja  que  les  sujets  Hellönes 
pourraient  b6n6ficier  du  traitement  privil^gi^  appliqu^  aux  sujets  Europöens 
r^idant  en  Turquie. 

Le  deuxi^me  point  de  la  note  des  Puissances  M^diatnces,  k  savoir  que 
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Nr.  11870.  le  Trait6  de  Canlidja  est  la  r^snltante  de  rintervention  directe  des  £tats 
j9  jQ^ij^^  Garants  de  Tind^pendance  du  Bojaome  Hell^niqae,  ne  parait  pas,  au  point  de 
Yue  da  droit  par,  comporter  rimportance  qa'on  vent  lui  attnboer.  ||  Saos 
vouloir  m^connaitre  la  haute  valear  de  rintervention  des  Grandes  Poissances 
qoi  parfoisy  snr  la  demande  m6me  de  la  Sublime  Porte,  s'est  prodoite  dans 
les  Actes  Intemationaax  la  concemant,  on  ne  peat  se  refuser  d'observer  qa'en 
Tespdce  cette  Intervention  ne  s'est  pas  exerc^e  sor  nne  tr^s  grande  ^helle, 
et  avec  la  port^e  qa'on  loi  prdte.  Les  archives  de  la  Sublime  Porte  sont 
muettes  sur  la  part  qu'ont  prise  TAngleterre  et  la  France  dans  la  conclusion 
du  Trait6  de  Canlidja.  Que  ces  deux  Puissances  amies  et  alli^es  de  la 
Turquie  aient  pris  connaissance  du  projet  du  dit  Trait^,  qu'elles  aient  m^me 
donn6  quelques  conseils  et  avis  pour  la  prompte  Solution  des  diff^rends 
existantSy  il  n'j  a  lä  rien  qui  pulsse  paraitre  improbable.  Mais  vouloir  attri- 
buer  k  ces  conseils,  voire  m6me  ä  la  mödiation— si  jamais  mödiation  a  exist^ — 
un  caract^re  contractuel,  et  en  d^duire  des  droits  de  participant  dans  an 
Trait^,  cela  ne  pourrait  gudre  s'accorder  avec  les  principes  et  les  pr^6dents 
internationaux.  Les  droits  et  les  obligations  naissent  avec  des  contre-parties, 
et  pour  qu'on  puisse  les  pr^sumer  existants,  il  faut  qulls  se  fondent  sur  des 
donn^es  autres  que  Celles  se  r^sumant  en  des  conseils  des  int^ress^es.  H  D'ail- 
leurs,  les  trois  Puissances  en  cröant  le  Boyaume  Hellönique  ont  k  plus  d'une 
reprise  solennellement  d^clarä  que  cet  £tat  jouirait  d'une  indöpendance  absolue, 
et  par  cette  affirmation  elles  se  sont  refus^es  tout  droit  de  garantie  oa 
d'intervention  positive  dans  nn  sens  strict.  Aussi  le  Traitö  de  Canlidja  a-t-il 
Ü6  un  Acte  bilateral  directement  conclu  entre  la  Turquie  et  la  Gr^  et  les 
divergences  rösultant  de  Tapplication  de  ses  dispositions  sont-elles  rest^s 
exclusivement  dans  le  domaine  seul  des  relations  des  deux  Parties  Contractantes. 
La  baute  autorit^  dont  sont  revötues  &  juste  titre  les  d^isions  des  Grandes 
Puissances  permet  d'invoquer  &  ce  propos  les  süpulations  m^me  du  Congr^ 
de  Berlin  relativement  ä  la  Boumanie,  k  la  Serble,  et  au  Mont^n^o  dans 
la  question  du  traitement  k  appliquer  k  leurs  ressortissants  vojageant  ou 
s^joumant  en  Turquie.  ||  L'illustre  assembl^e  qui  a  alors  erig^  les  susdits  pays 
en  £tats  ind^pendants  n'a  pas  h^sitä  k  statuer  que  pour  les  sujets  Boumains 
le  regime  privil^giö  serait  tout  provisoire  en  attendant  la  conclusion  d'une 
Convention  Consulaire,  et  que  les  Serbes  et  les  Mont^n^grins  seraient  trait^ 
en  Turquie  suivant  les  principes  g^n^raux  du  droit  international  ||  II  est  donc 
permis  d'inf^rer  de  ce  qui  pr^cdde  que  du  moment  qu'il  est  reconnu  et  av^re 
que  la  Gr^ce  depuis  1855  a  abusö  du  regime  des  Capitulations,  qu'elle  en  a 
fait  usage  au  dötriment  des  populations  Ottomanes  de  TEmpire,  et  que,  pour 
Tavenir,  eile  ne  peut  offrir  aucune  garantie  efficace  k  ce  sujet,  soit  par  les 
qualit^s  negatives  m6me  de  son  personnel  Consulaire,  A6^  habitu^  depuis 
nombre  d'ann^es  k  Tapplication  irr^guli^re  et  abusive  des  privil^es  en  question, 
soit  par  la  tendance  naturelle  que  les  Consuls  Hell^niques  ne  manqueront  pas 
d'avoir  en  vue  de  s'ing^rer  dans  les  affaires  contentienses  afin  d'6tendre  leur 
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propre  influence  sar  les  populations  de  race  Grecqae  de  TEropire,  il  est  permis  ^r.  iisio. 
d'inf^rer— disons-nous — qae  les  Puissances  M6diatriceß,  dans  leurs  sentimentSj^^*]^^*^^, 
de  haute  6quit6,  voudront  bien  reconnattre  qu'il  n'y  a  pas  de  motif  s^rieux  k 
rheare  qu'il  est  pour  faire  admettre  au  profit  des  snjets  Helldnes  un  r^ime 
difförent  de  celui  appliqu6  d^jä  avec  succös  et  la  r^larit4  voulne  aux  sujets 
SerbeSy  Montön^grins,  et  &  quelques  autres  ötrangers  dans  TEmpire  k  la  base 
des  rdgles  du  droit  international  moderne  de  FEurope. 


Nr.  11871.  TÜEKBL  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Botschafter  der  Grofsmächte  in  Eonstantinopel. 
Vorschläge  für  eine  neue  Abkunft  über  die 
Kapitulationen. 

Konstantinopel,  21.  Juni  1897. 

La  Notice  remise  par  les  Ambassadeurs  des  Six  Grandes  Puissances 
relativement  ä  la  questlon  du  renouvellement  des  Trait^s  entre  le  Gouvernement  Nr.  iis'i. 
Imperial  et  la  Grdce,  commence  par  un  expos6  de  principe  6tablissant  Ie2ijann897. 
maintien  int^ral  des  Privileges  et  immunitös  dont  les  sujets  Hell^nes  jouissaient 
avant  la  guerre.  En  dehors  de  la  question  de  principe  qui  avait  amen^  le 
Gouvernement  Imperial  ä  d^clarer  son  Intention  de  ne  pas  renouveler  les  dits 
privil^es  et  immunit<^s,  rimpossibilit^  Evidente  de  mettre  un  terme  aux  abus 
syst^matiques  des  Privileges  Capitulaires  par  les  Consulats  Helieniques,  etait 
un  fait  digne  d'attirer  Tattention  bienveillante  des  Puissances  M^diatrices  sur 
la  n^cessite  le  rem^dier  ä  un  etat  de  choses  si  prejudiciable  aux  int^r^ts 
Ottomans.  Toutefois,  dans  le  cas  oü  Ton  d^sirerait  assurer  aux  sujets  Helienes 
la  jooissance  de  certains  avantages  döcoulant  des  Capitulations,  il  serait  plus 
equitable  et  plus  conforme  au  but  de  justice  poursuivi  par  les  Grandes 
Puissances,  de  trouver  une  Solution  intermediaire  qui,  tont  en  laissant  ä  la 
Grece  certains  avantages,  soit  de  nature  ä  sauvegarder  les  int^röts  Ottomans 
contre  les  empietements  systematiques  des  autorit^s  Consulaires  Helieniques. 
MM.  les  Ambassadeurs  preconisent,  dans  ce  but,  Tidöe  du  maintien  integral 
des  Privileges  Capitulaires  en  faveur  des  Helienes,  k  la  condition  de  la  Signa- 
tare entre  les  deux  £tats  d'un  Convention  ayant  pour  but  de  regier  les 
rapports  entre  les  Consulats  de  Grece  et  les  autorites  judiciaires  Ottomanes. 
D'apres  la  Notice  de  MM.  les  Ambassadeurs  cette  Convention  etablira  les 
mesores  jugees  necessaires  pour  que  les  dits  Consulats  ne  puissent  entraver  le 
recours  regulier  de  la  justice  et  porter  atteinte  aux  droits  et  interets  des 
sujets  Ottomans  dans  leurs  differends  avec  les  sujets  Helienes.  ||  On  na  qu'ä 
etudier  de  pres  les  diverses  difficultes  et  questions  qui  surgissent  de  certains 
Privileges,  tels  que  Tassistance  du  Drogman  et  des  membres  etrangers,  la 
signification  des  actes  judiciaires  et  des  assignations,  les  recherches  domici- 
liaires,  Texecution  des  jugements,  &c.,  pour  se  former  une  idee  de  la  difficulte» 
voire   meme  de  Timpossibilite  qu'il  y  aurait  k  trouver  des  moyens  efficaces 
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Nr.  11871.  pratiqaes  pour  mettre  fin  aux  abus,  tont  en  maintenant  les  Privileges  dans 
21  Jttnn897  ^^^^^  int^gralitö.  En  revanche,  il  serait  beaucoup  plus  convenable  de  maintenir 
intactes  les  immnnit^s  et  privilöges  oü  les  int^r^ts  Ottomans  ne  seraient  directe- 
ment  pas  en  cause,  comme  proc^s  entre  nationaux  Hell^nes  ou  entre  Hell^nes 
et  autres  6trangers,  affaires  de  snccession  et  antres,  et  de  les  snpprimer  com-- 
pldtement  qnand  ils  sont  en  relation  directe  avec  des  intör^ts  Ottomans  et  de 
nature  k  les  menacer  sörieusement  Comme  il  n'est  pas  probable  qne  le 
Gouvernement  Hell^nique  se  döpartisse  d'une  ligne  de  conduite  tracäe  en 
connaissance  de  cause,  cette  Solution  serait  plus  en  conformit6  des  vues  bien- 
veillantes  de  MM.  les  Ambassadeurs  des  Grandes  Pnissances  et  de  leur  d^sir 
sincöre  de  sauvegarder  les  int^r6ts  Ottomans  contre  Tattitude  abusive  des 
autorit^s  Consulaires  Helleniques.  Cette  Convention  devant  6num^rer  les  Privi- 
leges qui  sont  k  maintenir  et  cenx  qui  ne  .devront  pas  subsister,  il  serait  juste 
d'y  traiter  des  Privileges  personnels  des  Consuls  et  de  mettre  un  terme  k 
rin^galite  flagrante  qui  cxistait  avant  la  guerre  entre  les  Consuls  Ottomans  en 
Gr^ce  et  les  Consuls  Helleniques  en  Turquie  en  ce  qui  concerne  leurs  immu- 
nites  et  exemptions  pcrsonnelles  sans  nuire,  bien  entendu,  aux  Privileges  qui 
seraient  expressement  renouveies  en  faveur  des  sujets  Helienes.  ||  En  vertu  de 
cette  Convention,  il  y  aurait  Heu  de  conclure  avec  la  Grece  une  Convention 
de  Commerce  et  de  Navigation  k  la  base  d'nne  reciprocite  parfaite  de  traite- 
ment.;  Cette  seconde  Convention  pourra  aussi  regier  la  question  tres  importante 
de  la  contrebaude  dans  TArchipel  et  servir  de  base  pour  le  renouvellement 
des  relations  postales  entre  les  deux  pays.  ||  Qnant  k  la  question  des  natio- 
nalites,  il  y  auralt  certainement  Heu  de  conclure  avec  le  Gouvernement 
Helienique  une  Convention  speciale  k  ce  sujet  Ainsi  que  la  Notice  susdite  de 
M.M.  les  Ambassadeurs  le  pr6cise,  on  pourrait  prendre  pour  base  de  cette 
entente  celle  non  ratifiee  de  1876;  mais  k  la  condition  de  prendre  en  con- 
sideration  les  reserves  formuiees  alors  sur  nombre  des  nationalites  contestees 
ainsi  que  sur  quelques  autres  points,  et  de  subordonner  sans  restrictions  les 
changements  de  nationalite  survenus  apres  1869  k  la  Loi  Ottomane  des  natio- 
nalites. II  Les  paragraphes  3  et  4  de  la  Notice  des  Ambassadeurs  temoignent 
du  desir  sincere  qu'ils  ont  de  voir  conclure  au  plus  vite  possible  les  Con- 
ventions en  question.  Seulement,  comme  il  est  k  presumer  que  le  Gouvernement 
Helienique  cherche  par  tous  les  moyens  en  son  pouvoir  k  entraver  les  nego- 
ciations  dont  le  but  evident  est  de  restreindre  ses  droits  et  immunites  et 
d'empecher  les  abus  commis  par  ses  agents,  il  seralt  plus  conforme  au  but 
vise  de  sanctionner  d'un  maniere  efficace  Tobligation  d'arriver  k  une  entente. 
Ainsi  11  y  aurait  Heu  de  stipuler: —  ||  1.  Que  jusqu'^  la  conclusion  de  la  Con- 
vention concernant  les  affaires  Consulaires  et  judiciaires,  les  Consuls  et  les 
sujets  Helienes  dans  TEmpire  soient  traites  d'apres  les  principes  generaux  du 
droit  public  Europeen  et  non  d'apres  le  Systeme  des  Capitulations.  ||  2.  Que 
jusqu'ä  la  conclusion  d'une  Convention  de  Commerce  et  de  Navigation  chacun 
des  deux  Parties  alt  le  droit  de  soumettre  le  commerce  de  Tautre  k  nn  Tarif 
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spMal;   et  ||  3.  Qae  jusqa'ä  la  conclasion   d'one  Convention  aar  l'indig^nat  Nr.  iisti. 

Türkei. 
l.Jaiiil897. 


Hell^nique,   cenx  dont  la  nationalit^  Hellönique   est  contest^e   soient  traites  ^^  ^^^^^' 


comme  snjets  Ottomans. 


Nr.  11872.  GEOSSMÄCHTE.  —  Zweite  Denkschrift  der  Militär- 
bevollmächtigten  in  Eonstantinopel  über  die  Grenz- 
berichtigung.    Vgl.  Nr.  11868. 

Les  Attaches  Militaires  d'AUemagne,  d'Aatriche-Hongrie,  de  France»  Nr.  ii872. 
dltalie,  et  de  Russie,  se  sont  r^unis  sur  l'invitation  de  lenrs  Ambassadeurs  ^^junutj?. 
respectifs  pour  Studier  encore  une  fois  le  trac^  de  la  nouvelle  fronti^re  entre 
la  Grdce  et  la  Turquie,  qu'ils  avaient  propos^  dans  leur  röunion  du  10  Jnin, 
ainsi  que  les  contre-propositions  du  Gouvernement  Ottoman.  ||  Leurs  conclusions 
sont  les  suivantes: —  ||  1.  La  ligne-frontiöre  projet^e  oflfre  ä  la  Turquie  tous 
les  avantages  qu'elle  peut  d^sirer  au  point  de  vue  tactique  pour  sa  defense. 
Elle  lui  donne  en  outre  dans  le  cas  de  Toffensive,  la  possession  de  tous  les 
d^bouch^s  qui  conduisent  en  Thessalie.  ||  2.  L'importance  de  cette  ligne  serait 
encore  augmentöe  au  point  de  vue  stratSgique  et  tactique  par  la  cession 
Eventuelle  de  la  plaine  du  Lac  de  NEz6ros  en  partant  du  sommet  d'Analipsis 
Rapsaniotikos  pour  aboutir  k  la  hauteur  de  Eokinopetra.  La  cession  de  la 
r^gion  du  Lac  de  NEz6ros  donnerait  ä  la  Turquie  les  hauteurs  d'Analipsis, 
Sopoto,  PictalOy  Eokinopetra,  qui  commandent  les  versants  sud  de  la  chatne  de 
roijmpe  jusqu'ä  la  Yall6  du  P^nöe.  Elle  assurerait  en  outre  ä  la  Turquie 
Tentr^e  et  le  d6bouch6  de  la  route  de  Eoskieuy  (Earya)  ä  NEzöros,  Dercl^ 
et  Larisse.  ||  3.  Cette  cession  Eventuelle  comprendrait  un  territoire  ayant  une 
superficie  d'environ  50  kilom.  carrEs.  ||  4.  Le  Gouvernement  Ottoman  dEsirerait 
faire  descendre  la  ligne  de  frontiEre  sur  les  lignes  du  PEnEe  et  du  XErias 
jnsqu'ä  Tirnavo.  ||  Les  Attaches  Militaires  estiment  que  l'abandon  de  la  plaine 
au  nord  du  XErias,  n'ajoute  rien  aux  avantages  stratögiques  et  tactiques  donnEes 
k  la  Turquie  par  le  tracE  qu'ils  ont  dEjä  proposE.  Cet  abandon  prEsenterait 
mEme  certains  inconvEnients,  notamment  celui  de  rendre  le  passage  de  la 
frontiEre  plus  facile  aux  bandes  qui  pourraient  tenter  de  pEnEtrer  sur  le  terri- 
toire Ottoman.  II  serait  facile  k  ces  bandes  de  franchir  une  riviEre  sans  im- 
portance,  il  est  au  contraire  assez  difficile  de  gravir  les  pentes  sud  des  derniers 
contrefortß  de  TOlympe  pour  franchir  la  nouvelle  frontiöre.  ||  5.  En  dehors  de 
tous  les  avantages  assurEs  k  la  Turquie  par  le  nouveau  tracE,  les  Attaches 
Militaires  attirent  Tattention  de  M.M.  les  Ambassadeurs  sur  les  avantages  que 
donnent  aux  Turcs  la  possession  des  hauteurs  situEes  sur  la  rive  droite  du 
Salamvrios,  k  Tonest  de  Gunitza;  eile  leur  assure  les  dEfilEs  de  Ealamaki  et 
du  EErias  et  met  les  Grecs  dans  FimpossibilitE  complöte  de  dEfendre  la  VallE 
du  Salammos  et  la  ville  de  Larisse.  ||  6.  Par  consequent,  les  Attaches  Militaires 
estiment  d'un  avis  unanime  qu'aucun  changement  ne  devrait  Etre  apportö  dans 
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Nr.  11872.  1j^  nouvelle  ligne-frontifere,  comprenant  la  plaine  de  N^z^ros,  et  qu'an  point 
22.Janii897.de  vue  militalre  les  propositions  da  Gonvernement  Ottoroan  ne  sont  nollement 
fond^es. 

Constantinople,  le  22  Juin,  1897. 

(ßignö)  Colonel  Peschkoff. 

Lieutenant-Colonel  v.  Trombi. 
Lieutenant-Colonel  Baron  GiesL 
Capitaine  Dupont 
Capitaine  Mengen. 


Nr.  11873.  OEOSSBEITAHHIEH.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Ansicht  der  deutschen 
Regierang  Aber  die  Kriegsentschädigung  und  grie- 
chische Finanzkontrolle. 

Berlin,  July  2,  1897.    (July  5.) 

Mr.  11873.  ^y  Lord,  ||  I  havo  the  honour  to  report  that»  in  conversation  this  mor- 

briilnnien.  uing  with  Barou  von  Rotenhan,  bis  Excellency  alluded  to  the  peace  negotia- 
2.  Juli  1897.  (^QQg  which  were  still  proceeding  at  Constantinople.  He  stated  that,  although 
the  progress  was  slow,  there  was  now  some  hope  that  they  would  lead  to  a 
satisfactory  result,  and  the  Gennan  Ambassador  had  reported  that  he  was  in 
hopes  that  they  would  terminate  in  two  or  three  weeks.  He  did  not  antici- 
pate  any  serious  difficulty  with  regard  to  the  frontier,  and  the  Turks  would, 
no  doubt  be  induced  to  accept  an  indemnity  of  40000001.,  which,  in  the 
opinion  of  the  financial  experts,  would  be  within  the  capabilities  of  Greece  to 
pay.  The  question  of  the  Capitulations  might  also  be  settled  in  principle, 
leaving  the  details  to  be  settled  by  a  Ck>nyention  between  Turkey  and  Greece. 
It  was  possible  that  some  difficulty  might  arise  on  this  point,  and  also  in 
securing  the  consent  of  Greece  to  a  financial  controL  ||  This  gave  me  the 
opportunity  of  asking  Baron  von  Rotenhan  whether  any  definite  proposals  had 
been  made  with  regard  to  financial  control.  His  Excellency  replied  that  he 
was  not  aware  that  any  definite  proposals  had  been  formulated,  but  that  it 
was  evident  that  Greece  would  be  compelled  to  consent  to  some  form  of 
control,  without  which  it  would  be  impossible  for  her  to  raise  the  loan  which 
she  would  require. 

Nr,  11874.  GEOSSBRITAHNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel  an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Frage 
der  Räumung  Thessaliens. 

Constantinople,  July  3,  1897,  3.45  p.  m.    (July  3.) 
Nr.  11874.  (Telegraphic.)  ||  "With  reference  to  my  telegram  of  the  Ist  instant,  I  have 

britannien.  the  honour  to  report  that  the  Ambassadors  received  a  visit  yesterday  firom 
3. Juli  1897.  lY^Q  Foreign  Minister,  who  stated  that  he  had  not  yet  received  the  authority 
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reqaired  to  permit  of  the  Strategie  frontier  being  discnssed  by  the  military  Nr.  ii874. 
experts.  It  was  useless,  ander  these  circumstances,  to  invite  the  Ambassadors  ^  ,^"*^' 
to  a  meeting.  His  Excellencj  begged,  therefore,  that  we  would  wait  nntil  he  s.  Jaii  iso?. 
was  in  a  position  to  discuss  the  qaestion  of  the  frontier  to  some  parpo8e.|{ 
I  gathered  that  the  Foreign  Minister  had  represented  to  the  Saltan  how  fatile 
it  was  to  continue  to  hold  meetings  which  could  lead  to  no  resnlt,  and  that 
he  had  received  instmctions  from  His  Majesty  to  ascertain  the  individual 
opinions  of  the  Ambassadors  by  visiting  them  separately.  ||  All  my  colleagues 
have  declared  that  they  held  out  no  hopes  to  his  Excellency  of  any  change 
in  the  policy  of  the  Powers.  ||  This  morning  we  met  a  Bayakdere,  in  the 
Austrian  Embassy.  The  prevailing  view  of  the  Situation  was  that  Thessaly 
will  not  be  evacuated  unless  the  Powers  are  prepared  to  apply  streng  pres- 
sure. We  sent  the  Porte  a  Memorandum  pressing  for  an  early  and  categorical 
reply  as  to  whether  authority  will  be  given  to  military  experts  to  bring  the 
strategical  frontier  under  discussion,  in  order  that,  in  the  contrary  event,  we 
may  consider  what  other  means  there  are  of  bringing  the  mediation  to  a 
successful  issue. 


Nr.    11875.     EUSSLAND.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
Botschafter  in   London.     Die   Grofsmächte    sollten 
über  die  Grenzberichtigung  offiziell  beschliefsen. 
Saint-Pötersbourg,  le  21  Juin  (3  Juillet),  1897. 
(T616graphique.)  ||  Approuvant    les    projets   de   rectification   de   fronti^re  ^'A^®',^' 
Gr6co-Turque  ^labor^s  par  les  Agents  Militaires  et  propos^s  h  la  Porte  par    21.  jani 
les  Ambassadeurs,  nous  pensons  que  les  Puissances  devraient  maintenir  ferme-  ^  ^-^^^ 
ment  leur  accord  ä  ce  sujet  et  charger  leurs  Reprösentants  ä  Constantinople 
de  notifier  solidairement  et  cat^goriquement   cette   d^cision  au  Gouvernement 
Türe  en  Tinvitant  ä  ne  plus  retenir  la  marche  des  n^gociations  de  paix. 


Nr.    11876.     QROSSMÄCHTE.  —  Die  Botschafter  in  Konstantinopel 
an  den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen.    Denk- 
schrift über  die  Grenzberichtigung. 
En  se  chargeant  de  la  mediation  entre  la  Turquie  et  la  Gr^ce,  les  Gou-  Nr.  ii876. 

yernements  des  Six  Grandes  Puissances  ont  pos^  comme  une  des  bases  de  la  *^'<>J«"*°^- 

3.  Juli  1897. 

paix  future  une  rectification  purement  strat^gique  de  la  fronti^re  de  la  Thes- 
salie.  Ij  Ge  principe  semblait  avoir  ^t^  accept^  par  la  Sublime  Porte  et  ä  la 
suite  d'une  proposition  de  rectification  pr^sent^e  par  les  Ambassadeurs,  son 
Excellence  Tewfik  Pacha  avait  annonc^  lui-m6me  une  contre-proposition.  Toute- 
fois  les  d^tails  de  la  rectification  ayant  dt  6tre  examin6s  par  les  Attaches 
Militaires  des  Ambassades  conjointement  avec  des  D^lögu^s  Ottomans,  ces 
demiers  ont  d6clar6  ne  pouvoir  discuter  sur  les  bases  propos^es,  et  ont  de- 
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Nr.  11876.  roandö  la  cession  de  tout  le  territoire  an  nord  du  P6n6e.  ||  Comme  une  pareille 
o  "f^u'iSi^'  Solution,  absolument  contraire  aux  principes  fondamentaux  de  la  mödiation,  ne 
sauralt  en  aucun  cas  6tre  admise  par  les  Puissances,  et  les  n^gociations  se 
trouvant  arrdt^es  par  ce  fait,  les  Ambassadeurs  croient  devoir  demander  ä 
son  Ezcellence  Tewfik  Pacha  de  vonloir  bien  leur  dire  dans  le  plus  bref  d61ai, 
et  d'une  fagon  cat^gorique,  si  des  Instructions  dans  le  eens  de  la  notice  dres- 
s^e  dans  la  dcrnidre  s6ance,  conform^ment  au  texte  ci-joint.  seront  donnöes 
sans  retard  aux  D^l^gu^s  Ottomans.  ||  Dans  le  cas  contraire,  les  Ambassadeurs 
se  verraient  Obligos  d'en  röförer  k  leurs  Gabinets  afin  de  les  mettre  en  mesure 
d'aviser  k  d'autres  moyens  pour  rendre  efficace  la  m^diation  dont  ils  se  sont 
charg^s,  et  qu'ils  considdrent  comme  devant  au  plus  t6t  6tre  men^e  k  terme. 
Constantinople,  le  3  Juillet,  1897. 

Nr.    11877.     TÜEKEI.   —   Der  Minister  des  Auswärtigen   an   die 

Botschafter  der  Grofsmächte  in  London.     Antwort 

auf  das  Vorige. 

Gonstantinople,  le  4  Juillet,  1897. 

Nr.  11877.  ^^  ajaut  Thonneur  d'accuser  r^ception  k  leurs  Excellences  MM.  les  Am- 

TArkei.    bassadcurs  des  Grandes   Puissances   du   dernier  Memorandum  qu'ils  ont  bien 

voulu  lui  adresser,  le  Ministre  des   Affaires   £trang^res   s'empresse  de  les  in- 

former  qu'il  ne  manquera  pas  de  leur  faire  connaltre  le  jour  de  leur  prochaine 

röunion  aussitöt  qu'une  döcision  aura  öt6  prise  par  le  Gouvernement  Imperial 

concernant  les  nögociations  en  cours. 

Nr.  11878.  ÖSTEEEEICH-UNOAEN.  —  Der  Botschafter  in  Kon- 
stantinopel an  den  tarkischen  Minister  des  Aus- 
wärtigen.  Die  Botschafter  fordern  eine  bestimmtere 

Antwort. 

Constantinople,  le  5  Jnillet,  1897. 

Nr.  1T878.  Mon  chcr  Ministre,  ||  J'ai  communique  k  mes  coll^gues  votre  r^ponse  au 

%^"ra**   Memorandum  qui  vous  a  et6  remis  Samedi  par  M.  Pogatscher.    Nous  trouvons 

5.  Juli  181)7.  cette  röponse  trop  vague  et  nous  d^sirons  savoir  quand  des  Instructions  for- 

melles seront  envoyees  k  vos  Döiegu^s  militaires.  Nous  serions  Obligos,  jnes 
colldgues  et  moi,  d'eu  r^f^rer  k  nos  Gouvernements  si  une  reponse  pr^cise  se 
faisait  plus  longtemps  attendre.  Calice. 

Nr.  11879.  GEOSSBEITANHIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.*)  Antwort 
auf  den  russischen  Vorschlag  Nr.  11875. 

Foreign  Office,  July  6,  1897. 
Nr.  11879  Sir,  A  Telegram  firom  the  Russian  Minister  for  Foreign  Affairs,  of  which 

brulnnion  ^  "^closo  a  copj  herewith,  was   communicated  to  me  on  the  5th  instant  by 

6.  jnii  1897.  M,  de  Staal. 


*)  Substance  telegraphed. 
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In  replj  I  haTe  informed  his  Excellency  that  Her  Majesty's  Goyernment  Nr.  11879. 
share   fully  the   desire  to  preserve  a  united  attitude  towards  the  Porte:  but  ^'^' 

*^  '  .  britannien. 

that  at  present  I  bave  not  sufficient  particnlars  as  to  the  number  of  Christian  6.  Jaii  1897. 
and  especially  of  Greek  inhabitants  who  wonld  be  transferred  to  Turkej 
under  the  arrangements  snbmitted  to  the  Ambassadors  bj  de  Military  Atta- 
ches to  enable  me  to  decide  whether  Her  Majesty's  Government  can  accept 
their  proposals.  ||  Three  alternatives  have  been  brought  forward  by  the  Mili- 
tary Attaches.  The  first  is  their  original  proposal ;  next  a  further  concession, 
inclading  in  Turkey  the  Piain  of  Nezeros  and  the  village  of  that  name;  and 
thirdly,  an  addition  which  would  give  to  Turkey  the  district  of  Rapsani  and 
the  coast  line  as  far  as  the  month  of  the  Pencns.  ||  We  have  been  informed 
that  the  original  proposal  would  transfer  to  Turkey  about  3,000  Christians,  of 
whom  about  nine-tenths  are  Vlachs  and  the  remaining  300  are  Greeks.  If 
this  should  prove  to  be  correct  Her  Majesty's  Government  would  be  prepared 
to  accept  and  to  join  in  insisting  upon  this  proposal.  But  they  consider  that 
a  stipulation  should  be  inserted  in  the^  Treaty  that  any  of  the  inhabitants 
who  might  wish  to  leave  the  ceded  districts  should  be  free  to  do  so,  and 
should  receive  proper  compensation  for  their  property,  which  should  be  awar- 
ded  by  some  impartial  authority.  I  added  that  I  was  endeavouring  to  obtain 
precise  Information  on  the  statistics  of  popnlation  and  hoped  to  have  them  in 
a  few  days.  Salisbury. 


Nr.  11880.  TÜKKEI.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
österreichisch-ungarischen  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel.   Antwort  auf  Nr.  11878.  ^ 

Constantinople»  le  7  Juillet,  1897. 
M.  TAmbassadeur,  ||  En  r^ponse  ä  la  lettre   que  votre  Excellence  a  bien  j^^  ^^^^ 
voulu  m'adresser  le  6  de  ce  mois,  j'ai  honneur  de  Tinformer  que  c'est  pr6cise-    Türkei. 
ment   dans   le   but  de  transmettre  ä  nos  D^l^gu^s  militaires  des  Instructions  '  °^^  '^  ' 
circonstanci^es   que   la  Sublime   Porte   croit   devoir  studier  la  question  d'une 
fagon  approfondie.  ||  Aussit6t  qu'une  d^cision  sera  prise  je  ne  manquerai  pas 
d'cn  aviser  imro^diatement  votre  Excellence.  Tewfik. 


Nr.  11881.  TÜEKEI.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
Botschafter  in  London.  Die  türkische  Regierung 
fordert  den  Peneus  als  Grenze. 

Constantinople,  le  7  Juillet,  1897. 
(T^l^graphique.)     Bien   que   le  Gouvernement  Imperial  et  les   Grandes  Kr.  iissi. 
Puissances  soient  anim^s  du  d^sir  de  voir  les  n^gociations  de  paix,  poursuivies    i*i^ri^«i- 
k  Constantinople  avec  les  Ambassadeurs,  aboutir  ä  un  r^sultat  favorable,  cer- 
tains  points  importants  de  la  question  semblent  en  retarder  la  Solution  si  im- 
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Nr.  11881.  patiemmcDt  attendue.    Aussi,  en  vne  cCamener  las  Cabinets  Enrop^ens  k  nous 
7.  jd[i^i897.P^^^»  ^*°^  ^^^  esprit  d'^quitö,  le  concours  et  les  facilit^s  n^ssaires  pour 
le  r^glement  de  la  question,  croyons-noas  devoir  entrer  daus  de  plus  amples 
dövelopperoents  sur  nos  intentions  et  d^clarations  qoi  ne  tendent  qn'k  öcarter 
tont   retard   et   difficalt^   et   ä   arriver   k  la   conclusion   d'une   paix  dorable, 
ardemment   dösir^e   anssi   bien   par   la   Snblime   Porte   qoe   par   les  Grandes 
Pnissances,  et  exposer  avec  prenves  k  l'appni,   les  consid^rations  qni  militent 
en  favenr  du  respect  des  droits  et  de  Tint^rit^  de  l'Empire.     On  sait  que  la 
derniöre  guerre  a  ^t6  provoquöe  par  les  ^v^nements  de  Cr^te.     Or,  ces  ^v6ne- 
ments  enx-m6mes  ^taient   le  r^sultat  des  agissements  et  intrignes  Hell^qnes. 
Cela  est  si  vrai  que  le  Gabinet  d'Athönes  ne  s'^tait  pas  bom6  k  laisser  aux 
insurg^s  Gr^tois  qu'il  avait  incit^s  k  prendre  les  armes,  le  soin  de  ponrsuivre 
Tagitation,  mais  avait  aussi  envoy^  dans  Vtle  des  bandes  de  Yolontaires  fonn^s 
sur  son  propre  territoire,  appuy^es  par  des  troupes  r6guliöres  et  exp6di6  des 
bätiments  de  guerre  dans  les  eaux  Gr^toises  dans  la  pens^e  de  s'emparer  de 
rtle.    Par  ses  empi^tements  manifestes  le  GouTemement  Hell^nique  a  provoque 
sur  divers  points  de  Ttle  le  massacre  f^roce  et  barbare  des  Musulmans  ainsi 
que  des  garnisons  Ottomanes   Ik   oü  elles   ätaient  faibles  et  donnö  lieu,  dans 
des  conditions  atroces  et  telles  qu'aucune  nation  polie  ne  pourrait  les  tol^rer, 
k  des  meurtres   de   femmes  et  d'enfants  Musulmans.   ||   Le  premier  devoir  de 
tout  £tat   £tant  de   d^fendre   son   integritö  et  ses  droits  de  souveralnetä,  le 
Gouvernement   Imperial   ^tait   ^videmment   en   droit  d'adopter  tonte  sorte  de 
mesures  änergiques  contre  ces  actes  de  brigandage  et  d'nsurpation  du  Gouverne- 
ment Hell6nique;   n^anmoins,   par   d^f^rence   pour   Taccord  des  Puissances  et 
confiant   dans   leurs   sentiments   de  justice,   il  a  consacr^  tous  ses  efiforts  au 
maintien  de  la  paix,  s'est  ralli^  k  leur  action  et  a  accueilli  avec  empressement 
tous   les   conseils   qu'elles   lui   ont    donn^s,   k  la   condition   bien   entendu  du 
maintien  de  son  int^gritä  territorial.    Au  moment  oü  les  complications  cr^toises 
pr^occupaient  k  juste   titre   tant  le  Gouvernement  Imperial  que  les  Grandes 
Puissances,  les  Hell^nes  ont  ouvert  les  hostilitös  sur  la  fronti^re.    ||    Mais  la 
Sublime  Porte,  agissant  avec  calme  et  patience,  a  täch^  d'^tablir  son  bon  droit 
et  ce  n'est  qu'ä  la  suite  des  agressions  röpöt^es  des  Hell^nes  qu'elle  s'est  vue 
dans  Tobligation  d'accepter  les  hostilit^s.    L'appel  sous  les  armes  d'une  partie 
consid^rable  des  troupes  de  ses  provinces  depuis  les  fronti^res  Hell^niques  de 
Roum^lie  jusqu'aux   fronti^res   orientales   d'Anatolie,   a  caus^  de  grands  dom- 
mages  k  Tagriculture  et  au  commerce  et  impos^  les  plus  lourdes  cbarges  au 
Tr6sor  Imperial.    D'autre  part,  cette  guerre,  provoqu6e  par  les  seuls  faits  de 
la  Gr^ce,   a   coütö   la   vie   k   un   grand  nombre  de  nos  soldats.    Le  but  des 
Hell^nes  4tait  de  provoquer  un  mouvement  insurrectionnel  en  Mac^doine,  en 
profitant  des  points  inaccessibles  de  la  fronti^re  qui  leur  sont  favorables,  et 
de  cr^er  ainsi  un  ^tat  de  choses  pr^judiciable  aux  int^r^ts  tant  du  Gouverne- 
ment Imperial  que  des  Grandes  Puissances  avec  l'intention  d'en  retirer  quel- 
ques avantages.     11  est  superflu   de   relever   que   c'est  gr&ce  aux  victoires  de 
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no8  armes  qo'on   pareil   danger  redoutö  par  TEnrope  elle-möme   a  pa   6tre  Nr.  iisdi. 
mat^riellement  MU.   ||   Quant  aux  points  qui  fönt  Tobjet  des  n^gociations  de„  T*i?t!^- 
paix,   le   plus   important  ^tant  celni  de  la  question  territoriale,  nons  croyons 
n^essaire  d'entrer  &  ce  propos  dans  certains  d^tails: — 

1.  A  notre  proposition  concemant  la  qnestion  de  fronti^re,  les  Ambassa- 
deurs opposent  notre  pr^6dente  d^claration  comme  qnoi  le  Gouvernement 
Imperial  en  acceptant  la  guerre  ne  nourrissait  aucune  vis^e  de  conqu^te.  Or, 
le  bnt  de  cette  döclaration  ^tait  simplement  d'^tablir  qne  le  Gouvernement 
Imperial,  qui  n'avait  aucune  intention  agressive  contre  la  Gr^ce,  n'avait  ^t^ 
entratnö  k  la  guerre  que  par  les  agressions  du  Gouvernement  Hell^nique,  qui 
avait  ainsi  commenc6  les  hostilit^s. 

2.  La  Resolution  du  Gongrös  de  Berlin,  en  vertu  de  laquelle  la  Thessalie 
avait  ^16  c^d^e  k  la  Gr^ce,  avait  pour  but  d'^tablir  des  relations  amicales 
entre  les  deux  pajs  et  d'^carter  toutes  les  questions  et  complications  de  nature 
k  provoquer  dans  la  suite  des  conflits.  Le  contenu  des  Protocoles  du  Con- 
grös  prouve  que  les  Pl^nipotentiaires  des  Grandes  Puissances  avaient  appuy^ 
et  confirm^  ce  principe.  De  son  cötö,  le  Gouvernement  Imperial  confiant  dans 
cette  intention  pacifique,  s'ötait  r^sign^  k  Tabandon  de  la  Thessalie  k  la 
Gr^e.  Les  ^v^nements  qui  s'^taient  produits  antörieurement  et  surtout  la 
demiöre  guerre  ont  prouv^  jusqu'ä  l'^vidence  qne  le  Gouvernement  Hell^nique 
n'a  Jamals  eu  Tintention  sincäre  d'entretenir  des  relations  amicales  avec  la 
Sublime  Porte.  En  outre,  la  Convention  conclue  entre  les  deux  Etats  lors  de  la 
cession  de  la  Thessalie  k  la  Gr^ce,  imposait  k  cette  demi^re  une  sörie  d'obli- 
gations.  Cependant,  le  Gouvernement  Hell^nique,  qui  s'^tait  engag^  k  ne 
porter  aucune  atteinte  k  Torganisation  des  communaut^s  Musulmanes  et  k  leurs 
rapports  avec  leurs  chefs  spirituels,  k  ne  point  restreindre  la  compötence 
des  Tribunaux  religieux  et  k  roaintenir  Intact  les  Yakoufs  Musnlmans,  a 
promulgu6  des  Lois  et  R^lements  contraires  k  ces  engageroents,  d^moli  des 
^fices  religieux  Musulmans  qui  auraient  du  6tre  respect^s,  frapp^  de  nullit^ 
des  titres  valables  se  trouvant  entre  les  mains  des  Musulmans,  refus^  de  payer 
les  indemnitte  dües  an  Gouvernement  Imperial  pour  les  biens  de  r£tat,  ainsi 
que  la  part  de  la  Dette  Publique  Ottomane  qu'il  avait  assum^e  et  s'est  abstenu 
de  renouveler  la  Convention  pr^c^demment  conclue  pour  la  poursuite  et 
Tan^ntissement  des  brigands  qui  passeraient  du  territoire  d'un  pays  sur  le 
sol  de  Tautre.  ||  Dans  ces  circonstances,  considörant  que  d'apr^s  les  principes 
g^n^raux  du  droit  international,  la  non-ex^cution  pa?  Tune  des  Parties  d'nn 
engagement  bilateral  entraine  la  nullit^  du  contrat;  que  les  conditions  pos^es 
par  le  Gongr^s  pour  la  cession  de  la  Thessalie  n'ont  pas  M  observ^es  et  que 
rien  ne  garantit  la  söcurit^  de  la  fronti^re  de  l'Empire  contre  les  empidte- 
ments  futurs  des  Hellönes,  le  Gouvernement  Imperial  est  justifi^  en  vertu 
mtoe  des  r^les  du  droit  des  gens  et  des  arguments  qui  pr^cMent,  k  ne 
point  se  dessaisir  d'une  contr^e  r^occup^e  par  la  force  des  armes  et  qui  con- 
Btitue  entre  ses  mains  une  garantie  pour  l'avenir.  ||  Toutefois,  par  pure  d^f^- 
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»r.  11881.  rence  pour  le  voeu  exprim^  par  les  Poissances  MMiatrices,  il  a  coDsenü  k  la 
7  Jnif  1897  fix2i*io°  ^'^^^  frontiöre  suivant  le  cours  du  P6n6e  depais  sa  sonrce  josqa'ä 
son  embouchure  en  7  englobant  la  ville  de  Larisse.  Ceci  ne  constitae  point 
une  extension  territoriale,  mais  une  simple  rectification  strat^giqne  de  fronti^re 
de  natore  ä  garantir  pour  Tavenir  la  s^cnrit6  de  nos  provinces  limitrophes, 
demande  que  nous  opposons  ä  la  proposition  de  rectification  strat6giqae  de 
froDtiöre  formul^e  par  les  Ambassadeurs  et  qui,  ainsi  que  Ta  d^montr^  Texamen 
qui  a  eu  lieu  entre  nos  D^l^gu^s  et  les  Attaches  Militaires  des  Ambassades, 
loin  de  repr^senter  pour  nous  une  garantie  future,  nous  obligera  ä  entretenir 
une  force  encore  plus  consid^rable  que  par  le  passö  pour  en  assurer  la  sor- 
veillance  meme  en  temps  de  paix.  La  rectification  propos^e  par  nous  est  la 
seule  qui  pourrait  ^tablir  r^ellement  entre  les  deux  pa^s  des  relations  de  paix 
comme  Tont  toujours  desir^  les  Grandes  Puissances. 

3.  Le  Gouvernement  Imperial  est  pr^t  är  assurer,  au  mojen  de  sommes 
pr^lev^es  sur  les  revenus  des  territoires  qui  lui  revieudraient  par  saite  de 
cette  rectification,  le  service  d*une  part  proportioneile  des  emprunts  contraet^ 
par  le  Gouvernement  Holl^nique  en  Europe  sur  la  garantie  des  revenus  de  la 
Thessalie,  et  ä  reprendre  h  sa  Charge  la  portion  7  afferente  de  la  quote-part 
de  la  Dette  Publique  Ottomane  qui  devait  ^tre  assum^e  par  la  Gr^ce,  k  la 
suite  de  la  cession  de  la  Thessalie,  quote-part  dont  la  fixation  reste  encore  en 
suspens,  et  k  assurer  le  service  de  la  dite  portion  par  TAdministration  de  sa 
Dette  Publique.  Les  inter^ts  rest^s  en  souffrance  des  capitalistes  Europ6ens 
qui  ont  avanc^  de  Targent  k  la  Grdce  se  trouvant  ainsi  pr^erv^s  de  tonte 
atteinte,  nous  nous  plaisons  k  espörer  que  ce  point  important  sera  pris  en 
consid^ration  par  les  Cabinets  Europ^ens«  En  ce  qui  concerne  les  questions 
de  Tiiidemnite  de  guerre  et  du  renouvellement  des  Trait^s,  nous  n'h^sitons  pas, 
dans  los  n^gociations  en  cours  avec  les  Ambassadeurs  des  Puissances,  k  dis- 
cuter  avec  mod6ration  le  r^glement  des  d^tails  7  aff^rents.  ||  Mais  dans  la 
question  de  la  rectification  de  fronUöre,  le  Gouvernement  Imperial,  se  trouvant, 
en  raison  de  ses  droits  et  de  ses  int^rets  sacr^s,  dans  une  position  tres  difficile 
vis-ä-vis  de  Topinon  publique,  ne  peut  qu'insister  sur  la  rectification  qu'il  jage 
la  plus  propre  k  sauvegarder  la  paix  et  k  garantir  sa  fronti^re,  et  atteud  avec 
une  pleinc  confiance  les  effets  de  la  justice  des  Grand«s  Puissances  MMia- 
trices.  ||  Conform^ment  k  une  d^ision  du  Conseil  de  Ministres  sanctionn^  par 
Irade  Imperial  vons  aurez  k  faire  part  de  ce  qui  pr^c^de  k  M.  le  Ministre 
des  Affaires  £trang^res. 

JSr.    11882.     OEOSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an   den   Minister   des   Auswärtigen.      Kate- 
gorische Aufforderung  derGrofsmächte  an  diePforte. 
^^  ,igg.2  Constantinople,  JUI7  8,  1897,  8  p.  m.    (JUI7  8.) 

oroCs-  (Telegraphic.)  ||  With  reference  to  m7  telegram  of  7esterda7,  I  bave  the 

8.  jaii  1B97.  boHOur  to  State  that  a  meeting  of  the  Ambassadors  was  held  this  aftemoon, 
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aod  that,  in   accordance  with  the  Russian  proposal,   we  drew  np  and  signed  Nr.  11882. 
the  foUowing  note:—  briun^eo 

''In  view  of  the  evasions  (tergiversations)  of  the  Sabliroe  Porte  on  the  s.  Jaii  1897. 
question  of  the  rectification  of  the  froutier  of  Thessalj,  the  nndersigned  have 
the  honoor  to  inform  the  Minister  for  Foreign  Affairs  that  they  have  received 
instmctions  from  their  Government  to  make  the  following  declaration  jointly 
and  categoricallj:  ||  „The  line  of  Strategie  rectification  of  frontier  which  the 
Military  Attaches  have  elaborated,  and  which  has  been  commonicated  to  the 
Sublime  Porte,  has  the  approval  of  the  Great  Powers.  ||  The  latter  have  conse- 
qnently  agreed  to  inform  the  Imperial  Ottoman  Government  that  they  are 
firmly  determined  to  bring  to  an  end  an  obstrnction  which  has  no  other  resnlt 
than  that  of  delaying  the  conclnsion  of  a  peace  in  which  all  Europe  is 
interested." 

I  wished  to  add  to  this  a  stipulation  to  the  effect  that  the  Option  of 
emigrating  with  proper  compensation  should  be  offered  to  all  the  inhabitants 
of  the  territory  ceded  to  Turkey.  My  colleagues,  however,  objected  for  the 
reason  that  formal  notification  of  the  original  line  had  been  made  already  to 
Tewfik  Pasha  withont  any  mention  of  such  a  stipulation;  they  also  pointed . 
out  that  this  line  only  transferred  one  small  village  inhabited  by  Ylachs.  ||  I 
gave  way  on  this  point.  But  I  reserved  my  right  to  insist  on  the  insertion 
of  the  stipulation  in  the  event  of  the  Powers  agreeing  to  any  extension  of 
the  line  now  fixed  upon. 


Nr.    11883.    OBOSSBRITANNIEN.    —    Der  Minister   des   Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  EonstantinopeL  Kritik 

von  Nr.  11881. 

Foreign  Office,  July.9,  1897. 

Sir,  II  The  Turkish  Ambassador  called  to-day  and  read  the  inclosed  tele-  Nr.  iisss. 
gram  from  bis  Government,  of  which  bis  Excellency  left  a  copy,  with  regard  britlnnien. 
to  the  rectification  of  the  Greek  frontier.  ||  I  have  informed  tHe  Turkish  Am-  9.  jnii  1897. 
bassador  that  I  considered  the  commnnication  which  bis  Excellency  had  made 
to  be  entirely  inadmissible,  but  that  I  must  reserve  any  more  detailed  answer 
until  I  have  had  time  to  consider  it  carefully  in  connection  with  the  reports 
which  were  sent  to  me  by  your  Excellency. 

(Signed)  Salisbury. 

Nr.    11884.    EU88LAND  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
Botschafter  in  London.    Kritik  von  Nr.  11881. 

Saint-P6tersbourg,  le  27  Juin  (9  Juillet),  1897. 

.     ,    j      Nr.  11881. 

(T^l^graphique.)  ||  Ce  matin  1' Ambassadeur   de  Turquie  s'est  acqmtte  de  BufsUrd. 
la  communication  relative  k  la  rectification  de  la  fronti^re  en  Thessalie  dont   ^ZiiBjli 

TT  ®*   ^ 

il  avait  6t^  charg6  par  son  Grouvemement    J'ai  r6pondu  &  Husni  Pacha  que      1897. 
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Nr.  11884.  la  Russie  avait  donnö  trop  de  preaves  de  ses  dispositions  amicales  envers  la 

^wuni    Turquie  pour  qu'il  soit  permis  au  Gouvernement  Türe  d'en  douter.    Que  dans 

9.  jDii     la  question  de  la  fronti&re  en  Thessalie  TEmpereur  ^tait  fermement  r^solu  k 

^^^'     maintenir  Taccord  Stabil  entre  les  Grandes  Puissances  et  formul^  dans  la  noti- 

fication  faite  solidairement  par   leurs   Ambassadeurs  fk  Gonstantinople.    Apr^s 

avoir  soutenu  dans  la  mesure  du  possible  la  Tnrquie  en  toutes  les  clrcon- 

stances  nous  ne  pouvions  lui  donner  actuellement  que  le  conseil  sinc^re   et 

r^ellement   amical  de  se  conformer  sans  retard  anx  voeux  exprim^  par  les 

Grandes  Puissances,  toutes  les  r^sistances  et  les  lenteurs  devant  infailliblement 

entrainer  les  cons^qnences  les  plus  dangereuses  pour  TEmpire  Ottoman. 

Nr.  11885.  OE088BRITAHNIBN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Erneute 
kategorische  Aufforderung  an  die  Pforte. 

Gonstantinople,  Joly  13,  1897,  4  p.  m.    (Jnly  13.) 
Nr.  11885.  (Telegraphic.)  ||  The  Ambassadors  met  at  Bujukder^  this  moming  at  the 

Groüi-     Austrian  Embassy.    The  Porte  has  taken  no  notice  whatever  of  our  note  of 

briUnnien.  ,  .  .  « 

is.jaii  1897.  the  8th  instant,  and  the  demands  of  the  Powers  are  evidentlj  meetmg  with 
Opposition,  which  Is  growing  in  intensitj.  ||  The  foUowing  note  has  been  sent 
to  the  Minister  for  Foreign  Affairs  bj  the  Austrian  Ambassador: — 

"No  answer  having  been  received  to  their  last  communication,  the  Am- 
bassadors have  decided  to  hold  a  meeting  at  the  Austrian  Embassy  in  Pera 
OQ  Thursday  moming  at  10  o'clok  in  order  to  agree  upon  the  Besolution 
which  they  will  submit  to  their  Govemements  respectively.  ||  *'My  colleagues 
have  charged  me  to  inform  your  Excellency  of  this  decision,  so  that  you  may 
be  enabled  to  attend  the  meeting  if  you  should  have  any  communication  to 
make  to  .us  as  to  the  intentions  of  the  Sublime  Porte." 

Nr.  11886.  GEOSSBEITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Wien  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Allgemeine  Einig- 
keit der  Mächte  in  der  Grenzfrage. 

Vienna,  July  14,  1897.    (July  14.) 

Nr.  11886.  (Telegraphic.)   ||  Mahmoud   Nedim   Bey,    the  Turkish   Ambassador    here, 

Grofs-     called  upon  Count  Goluchowski  this  afternoon  and  showed  him  a  Circular  in 

14.  jQii  1897.  which  the  Porte  expressed  the  hope  that  the  negotiations  with  regard  to  Crete 

might  be  accelerated.    Count  Goluchowski  requested  the  Ambassador  to  tele- 

graph  to  the  Turkish  Government  saying  that  he  declined  all  discussion  of  the 

subject  as  long  as  no  settlement  of  the  terms  of  peace  had  been  arrived  at 

His  Excellency  trusts  that  a  similar  reply  will  be  given  by  the  other  Powers.  || 

Count  Goluchowski  mentioned  to  me  that  the  complete  agreement  of  Ger- 

many  with  the  other  Powers  with  regard  to  the  strategical  frontier  had  been 

made  clear  at  Gonstantinople  by  the  German  Government 
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Nr.  11887.  GROSSBEITANlflEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Pforte 
verspricht  eine  bestimmte  Antwort 

Constantinople,  July  14,  1897,  10.20  p.  m.    (July  14.) 
(Telegraphic.)  ||  With  reference  to  my  telegram  of  yesterday,  I  have  the  ^''  ^j^* 
honour  to   report  that  the   Dragoman   of  the  Austrian  Embassy,   who  was  briunnien. 
charged  to  deliver  Baron  Calice's   letter,  fonnd  the  Turkish  Foreign  Minister  **'''"^'^^' 
at  the  Palace,  where  the  Council  of  Ministers  had  been  sitting  all  day.  j|  After 
reading  the  letter,  Tewfik  Pasha  said  that  the  delay  in  auswering  our  last 
communication  was  caused  by  the  inability  of  the  Porte  to  come  to  a  decision 
until  they  knew  what  were  the  answers  of  the  Sovereigns  and  Gabinets  to  the 
Circulars  addressed  to  them  from  Constantinople.    These  answers  had  now  all 
been   received,  and  the  Council,  which   meets  to-day,  would   adopt  a  final 
decision.    His  Excellency  believed  that  this  decision  would  enable  him  to  make 
such  a  communication  to  the  Ambassadors  as  would  lead  to  the  resumption  of 
the  negotiations  and  to  their  conclusion  within  a  few  sittings. 


Nr.    11888.    OSOSSBBITANinEN.    —    Derselbe   an   Denselben. 

Deutschland  rät  der  Pforte  dringend  zur  Annahme 

der  Grenzberichtigung. 

Constantinople,  July  15,  1897,  5.15  p.  m.    (July  15.) 
(Telegraphic.)  ||  The  foUowing  message,  as  sent  to-day  to  the  Sultan  by  ^'-  ^»^ss. 
Order  of  the  German  Government,  has  been  communicated  to  his  colleagues  by  briunnien. 
Baron  de  Saurma  Jeltsch; —  ||  "There  is  agreement  between  all  the  Powers  as^*-'"'^*®*'- 
to   the   principles   by  Which   they   should  be  guided  in  the  question  of  the 
rectification  of  the  frontier  between  Turkey  and  Greece.    If  the  Porte  persists 
in  refusing  to  accept  the  limit  unanimously  regarded  by  Europe  as  the  utmost 
that  can  be  conceded,  Turkey  will  find  herseif  politically  isolated,  and,  in  the 
event   of  its   becoming  necessary  to  toke  military  or  naval  measures  agaiust 
her,  she  will  not  be  able  to  count  on  the  support  of  any  Power." 


Nr.    11889.    GROSSBBITANlflEN.    —    Derselbe    an-  Denselben. 
Die  Pforte  hat  der  Grenzlinie  zugestimmt. 

Constantinople,  July  15,  1897,  5.45  p.  m.    (July  16.) 
(Telegraphic.)  ||  With   reference   to   my  telegram   of  the  14th  instant,  I  nr.  ii889. 
have  the  honour  to  inform  your  Lordship  that  the  Ambassadors'  meeting  this  ,,,.^n^^i'g„ 
moming  was  attended  by  the  Foreign  Minister,  who  came  to  inform  us  thatis.Jaiim?. 
our  proposals  respecting  the  frontier  were  accepted  by  the  Turkish  Govern- 
ment.   His  Excellency  invited  us  to  a  meeting  at  Tophan6  on  Saturday,  and 
proposed  that  a  meeting  should  be  held  at  the  same  time  in  another  room  by 
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Nr.  11889.  the  Military  Attaches,  who  might  thus  be  at  band,  if  necessarj,  for  consul- 
briu^niin.  tatioD.  Tewfik  Pasha  stated,  in  reply  to  an  inquiry,  that  the  pürely  strategical 
i5.jaiii897.frontier  drawn  up  by  the  Military  Attaches  was  accepted  as  a  basis,  and  he 
intimated  that  there  would  be  no  difficolty  as  regards  the  capitulations  and 
the  iudemnity.  He  added  that  he  would  submit  the  draft  Treaty  which  he 
had  alluded  to  on  a  former  occasion.  ||  Assuming  the  satisfactory  settlement  of 
the  three  points,  there  is  still  likely  to  be  trouble  over  the  arrangement  of 
the  date  and  couditions  of  evacoation. 


Nr.  11890.  GROSSBEITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Der 
deutsche  Botschafter  über  die  griechische  Kriegs- 
entschädigung und  Finanzkontrolle. 

Constantinople,  July  21,  1897,  3.15  p.  m.    (Jnly  21.) 

Nr.  11890.  (Telegraphic.)  ||  This  morning  we  commenced  drafting  the  Preliminaries  of 

briuntien.  P^*^®  *^  *  mceting  of  the  Ambassadors.     The  German  Arabassador,  in  accor- 

2i.jaiii897.dance   with   instructions  from  bis  Government,   was  anzions  to  introduce  into 

the  draft  of  Article  2  clauses  protecting   the   rights   of  the  holders  of  Greek 

bonds,   and   providing   for  the   establishment   at  Athens   of  an   International 

Commission  of  Control.  ||  It  was  pointed  out  to  Baron  Saurma  that  the  secn- 

rity  to   be  given  hy  Greece  must  be  arranged  between  that  country  and  its 

creditors,  and  that  this  point  was  not  a  matter  of  negotiation  with  the  Porte. 

After  a   long   discussion   the   other   five  Ambassadors   accepted  the  following 

wording   of  the  Article,   which    bis   Excellency  consented  to  refer  to  Berlin, 

although  it  did  not  satisfy  him: — 

"A  war  indemnity  of  £  T.  4,000,000  will  be  paid  by  Greece  to  Turkey. 
Indemnities  of  every  kind  claimed  on  account  of  losses  arising  out  of  the  war 
are  to  be  included  in  this  sum.  The  good  offices  of  the  Powers  will  be 
exerted  with  a  view  to  br inging  about  an  arrangement  calculated  to  facilitate 
the  rapid  payroent  of  the  indemnity,  while  taking  into  account  the  rights  of 
the  prior  creditors  of  the  Greek  Government." 


Nr.    11891.    GROSSBEITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.    Die 
Pforte  nimmt  die  Grenzlinie  definitiv  an. 

Constantinople,  July  22,  1897,  10.30  a.  m.    (July  22.) 

Nr.  11891.  (Telegraphic.)  ||  The   following  is   a  translation   of  a  note  received  last 

britlnm'en.  "^«*^*  *^  ^^   o'clock    from  the  Porte:—    ||   **The  line  of  delimitation  of  the 

22.jniii897.  frontier   of  Thessaly   elaborated   by  the  Military  Attaches  of  the  Embassies, 

communicated  to   the  Minister  for  Foreign  Affairs  by   the  Ambassadors,   and 

approved   unanimously   by   the    Great  Powers,  is  accepted  by   the   Imperial 

Ottoman  Government  ||  '*When  the  line  is  traced  on  the  spot,  it  is  understood 


Digitized  by 


Google 


Der  griechisch- türkische  Krieg  1897.  221 

that  slight  modifications  may  be  introdaced  into  it  for  Strategie  purposes  to  Nr.  ii89i. 
tbe  advantage   of  tfae    Tnrkish    Govemment   bj   mutaal  agreement/'   II   Oar     ^^^^^' 

..  «.  .*.,J.  briUnnien. 

next  meetiDg  is  to  take  place  at  the  Imperial  Eiosk  at  Tophan^  at  2  o'c1ock22.jiiiii897. 
to-day. 


Nr.  11892.  GR08SBEITAHNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.  Die 
Türken  sollen  bei  dem  Friedensschlüsse  sich  aaf 
wenige  Punkte  konzentrieren. 

Constantmople,  July  24,  1897,  2.10  p.  m.    (July  24.) 

(Telegraphic.)    ||   We   have   drafted   the   following  Article  of  the  Peacc  Nr.  ii892. 
Preliminaries  relating  to  the  withdrawal  of  the  Turkish  troops  from  Thessaly.  |,y^^°^^[g„ 
Snbject  to  your  Lordship's  approval,  I  have  agreed  to  it.    I  should  be  g]ad24.jaiii837. 
to  leam  your  Lordship's  wishes  as  soon  as  possible: — 

"Aussit6t  que  le  präsent  Acte  aura  ^t4  sign^  et  ratifie  T^tat  de 
guerre  cessera  en  Thessalie.  Les  troupes  Turques  se  retireront  derri^re  la 
Rivi^re  Salambria  oü  elles  d^tiendront  certains  points  strat6giques  jnsqu'au 
paiement  de  Tindemnit^  de  guerre.  Le  mode  d'övacuation  et  les  points  oü 
deyront  se  concentrer  les  forces  Ottomanes  seront  d^termin^  par  des  D61^gu6s 
des  deux  Parties  int^ress^es  avec  le  concours  de  D^l^guös  des  Grandes  Puls- 
sances  agissant  en  qualitä  de  mediateurs.  Mais  la  concentration  des  troupes 
Ottomanes  et  la  remise  anx  autorit^s  Hellöniques  des  localites  övacu^es  com- 
menceront  sans  retard." 


Nr.    11893.     OSOSSSBITANNIEK.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.    Wider- 
spruch der  deutschen  Regierung  gegen  Nr.  11890. 
Constantinople,  July  24,  1897,  2.20  p.  m.    (July  24.) 

(Telegraphic.)  ||  The  German  Government  did  not  approve  our  draft  Ar-  Nr.  11893. 
ticle  respecting  the  war  indemnity  which  I  communicated  to  your  Lordship     ^^^^^ 
in  my  telegram  of  the  21st  instant.  ||  Subject  to  the  approval  of  our  Govern- 2 Jjau  i»»?. 
ments  we  have  agreed  to  the  following  draft  in  order  to  meet  the  views  of 
the  German  Government:  — 

"La  Gr^ce  paiera  k  la  Turquie  une  indemnitö  de  guerre  de  £  T.  4,000,000. 
Dans  cette  somme  seront  comprises  les  indemnit^s  de  tont  ordre  r^clamees  pour 
dommages  provenant  du  fait  de  la  guerre.  L'arrangement  n^cessaire  pour 
faciliter  le  paiement  rapide  de  Tindemnit^  sera  fait  avec  Tassentiment  des 
Poissances  de  manidre  k  ne  pas  porter  atteinte  aux  droits  acquis  des  anciens 
cr^ciers,  d^tenteurs  de  titres  de  la  Dette  Publique  de  la  Gr^ce.'' 
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Nr.  11894.  OROSSBRITAHHIBF.  —  Derselbe  an  Denselben. 
Deutschland  verlangt  eine  internationale  Eontrolle 
der  griechischen  Finanzen. 

Constantinople,  Joly  26,  1897,  2.30  p.  h.    (Joly  26.) 
Nr.  11894.  (Telegraphic.)  |)  With  reference  to  my  telegram  of  the  24th  instant,  I 

vriunnien.  ^avc  thc  honouT  to  rcport  further  that  my  German  coUeagne  has  been  in- 
26.jaiii897.stracted  to  insist  that  a  stipulation  proTiding  for  the  establishment  of  an 
international  control  in  Greece  shall  be  inserted  in  the  Preliminaries  of 
Peace.  ||  The  majority  of  the  Ambassadors  did  not  consider  that  they  had 
anthority  to  agree  to  this  proposition.  Greece,  we  believe,  will  be  nnable  to 
borrow  4  millions  withont  granting  a  control.  Bat  we  do  not  feel  that  the 
qnestion  of  control  in  Greece  can  properly  form  the  subject  of  a  stipulation 
between  Tarkey  and  the  Powers.  We  think  the  difficulties  of  the  Greek 
GoTernment  woald  be  increased  by  the  introduction  of  this  qnestion  into  the 
Preliminaries.  H  It  was  snggested,  therefore,  that  a  direet  anderstanding  should 
be  come  to  between  the  German  Government  and  the  Powers,  and  the  Ger- 
man Ambassador  will  refer  to  Berlin  the  foUowing  addition  to  the  draft 
Article  contained  in  my  telegram  to  yonr  Lordship  of  the  24th  instant  It 
will  donbtless  be  proposed  to  the  Cabinets  if  accepted: — 

''A  cet  effet  les  revenns  affect^s  par  la  Gr^ce  au  payement  de  Tancienne 
et  de  la  nonvclle  dette  seront  administrös  sons  la  surveillance  de  D61^gn^s 
des  Paissances." 


Nr.  11895.  GROSSBBITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Eonstantinopel.  Ant- 
wort auf  Nr.  11892. 

Foreign  Office,  July  27,  1897,  6.15  p.  m. 
Nr.  11896.  (Telegraphic.)  ||  I  have   received  your  Excellency's  telegram  of  the  24th 

*^*':     instant,  submitting  the  draft  of  an  Article  of  the  Preliminaries  of  Peace  rela- 

briUnmen. 

27.juui897.tive  to  thc  withdrawal  of  the  Turkish  troops  from  Thessaly  after  the  con- 
clusion  of  the  Treaty  of  Peace.  ||  In  reply,  I  have  to  inform  you  that  Her 
Majesty's  Government  are  ready  to  agree  to  a  provision  that  the  Turkish 
forces  shall  remain  in  occupation  of  certain  Strategie  points  to  the  north  of 
the  River  Peneus  until  Greece  has  paid  the  war  indenmity.  It  should  be  a 
condition  that  the  Powers  shall  settle  what  these  points  are  to  be,  and  by 
what  number  of  troops  they  shall  be  held.  Berr  Majest/s  Government  are 
not  prepared  to  consent  to  a  Turkish  occupation  of  the  towns  of  Trikkala  or 
Timavo. 
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• 
Nr.    11896.     OBOSSBEITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Eonstan- 
tinopel  an  den  Minister  des  Auswärtigen.   Österreich 
and  Bnfsland  stimmen  dem  deutschen  Vorschlage 
(Nr.  11894)  zu. 

Constantinople,  July  28,  1897,  8.5  p.  m.    (July  28.) 
(Telegraphic.)  ||  Question  of  financial  control.  ||  Referring  to  mj  telegram  Nr.  ii896. 
of  the    26th   instant.  ||  The   addition   to   Article  2  will  be  supported  by  the  brito^nien. 
Anstrian   Ambassador,  and   Russia  has  agreed   to   it    Does  your  Lordship  28.  Jau  i897. 
wish  me  to  concur?   I  shall  be  glad  of  instructions   by  telegraph  as  soon  as 
possible.     If  we  do  not  all  receive  instructions   our  meeting  with  de  Foreign 
Minister,  fixed  for  3  o*clock  to-morrow,  must  be  postponed. 

Nr.  11897.  GROSSBRirABHIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Deutschland  und 
England  fiber  die  griechische  Finanzkontrolle. 

Berlin,  July  29,  1897,  1.20  p.  m.  (July  29.) 
(Telegraphic.)  ||  The  German  Government  has  received  a  Report  from  Nr.  11897. 
Count  Hatzfeldt  to  the  effect  that  your  Lordship,  while  acknowledging  the  ^'®^: 
necessity  of  a  control  of  Greek  finances^  is  of  opinion  that  the  question  should29.jaiii897. 
be  settled  between  the  Powers  and  the  Greek  Government,  and  is  not  one  for 
the  Ambassadors  at  Constantinople.  ||  I  am  informed  by  Baron  von  Rotenhan 
that  his  Government  is  unable  to  share  your  Lordship's  views;  on  the  con- 
trary,  they  are  strongly  of  opinion  that  the  question  w  one  which  ought  to 
be  included  in  the  Treaty  of  Peace.  The  interests  of  Greece  have  been 
placed  in  the  hands  of  the  Powers  by  the  Greek  Government;  and  his  Ex- 
cellency  hears  that  the  Greek  Minister  for  Foreign  Affairs  is  reported  to  have 
recently  assured  the  Austro-Hunganan  Charge  d' Affaires  that  the  Greek  Govern- 
ment woald  accept  the  control  on  which  the  Powers  might  come  to  an  agree- 
ment  What  the  Powers  were  aiming  at,  as  their  principal  object,  was  the 
evacuation  of  Thessaly  as  soon  as  possible:  but  the  Powers  could  not  insist 
tbat  Turkey  should  withdraw  her  troops  unless  they  could  give  her  an 
assurance  that  the  indemnity  would  be  paid.  It  therefore  becomes  necessary 
to  provide  Greece  with  means  to  enable  her  to  pay  the  indemnity,  and  the 
ooly  way  to  do  this  was  by  establishing  the  control.  The  Ambassadors  should 
therefore  be  in  a  position  to  give  to  the  Porte,  by  an  Article  in  the  Treaty 
of  Peace,  the  necessary  assurance  as  to  the  establishment  of  a  control.  ||  I 
was  assured  by  Baron  von  Rotenhan  of  his  belief  that  the  opinion  of 
the  German  Government  on  this  point  would  be  shared  by  the  Russian 
Government. 
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Nr.  11898.  GROSSBBITAinnEN.  —  Der  Botschafter  in  Konsteß- 
tinopel  an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Frank- 
reich und  Italien  stimmen  dem  deutschen  Vor- 
schlage zu« 

Constanünople,  July  29,  1897,  2.30  p.  m.    (July  29.) 

Nr.  11898.  (Telegraphic.)  ||  In   continuation   of  ray  telegram  of  the  28th  instant,  I 

briunnien.  havc  thc  houour  to  rcport  that  the  Representatives  of  Italy  and  France  bare 

29.  Juli  1897.  jjQyy  received   from   their  Governments  the   necessary  authority  to  accept  the 

addition  proposed  by  Germany  to  Article  IL    ||    At  our  mceting  this  moming 

the  German  Ambassador  informed  us  that,  by  direction  of  his  Government,  he 

must  insist  on  an  addition  likewise  to  Article  VI,  the  object  of  which  appea- 

red   to   be   to    prevent  the   final    evacuation    taking  place  until   the  Greek 

Government  had  concluded  arrangements  for  an  indemnity  loan.  ||  The  Russian 

Ambassador  thereupon   suggested   the   following   formula   for  Insertion  at  the 

end   of  scntence   3  of  thc  draft   contained  in  my  telegram  to  your  Lordship 

of  the  24th  instant: — 

"De  fagon  k  ce  que  Tevacuation  ne  soit  faite  que  lorsque  le  payement  de 
rindemnitö  aura  6t6  assur6  d'une  maniöre  effective." 

This  text  was  accepted  by  the  German  Ambassador  for  reference  to 
Berlin,  and  it  was  agreed  to  by  the  other  Representatives.  I  see  no  objection 
to  it,  but  I  reserved  my  acceptance  pending  the  receipt  of  Instructions  from 
your  Lordship.  ||  Not  being  in  a  position  to  *  furnish  the  Foreign  Minister  with 
a  complete  draft  of  the  Peace  Preliminaries,  we  postponed  our  mecting  with 
his  Excellency  tili  Saturday,  on  the  ground  that  we  were  waiting  for  further 
Information  on  the  financial  qucstion. 


Nr.  11899.  OROSSBRITäNNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben. 
Artikel  2  und  6  des  Präliminarfriedens  sind  ange- 
nommen. 

Constantinople,  July  31,  1897,  noon.    (July  31.) 

Nr.  11899.  (Telegraphic.)  ||  "With  reference  to  your  Lordship's  telegrams  of  the  29th 

briunnien.  ^^^  3^^**  instant,  I  havc  the  honour  to  report  that  Articles  2  and  6  of  the 
81.  juiii897.  Peace  Preliminaries  were  finally  agreed  to  at  a  meeting  of  the  Ambassadors 
this  morning.  "We  shall  communicate  them  this  afternoon  to  Tewfik  Pasha.  j 
I  requested  my  coUeagues  to  take  note  that  the  authority  given  me  to  accept 
the  addition  to  Article  2  does  not  impose  npon  Her  Majesty*8  Government 
any  financial  or  material  responsibility. 


*)  Darin  hatte  Salisbury  die  Zustimmung  Englands  zu  den  deutschen  Vorschlägen 
ausgesprochen.    Red. 
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Nr.    11900.     OROSSBRITAHinEN.  —  Derselbe  an  Denselben.    Auf- 
nähme  des  Friedensentwurfs  dnrch  die  Pforte. 

Constantinople,  August  2,  1897,  11.50  a.  m.   (August  2.) 
(Telegraphic.)  ||  In  continuatlon  of  my  telegram  of  the  31st  ultimo,  I  have  Nr.  11900, 
the  honour   to   inform   your   Lordship   that  we  sent  to  the  Foreign  Minister  ^^^^„[eD 
yesterday,  by  the  Dragoman  of  the  Anstrian  Embassy,  ameuded  drafts  of  the8.Aiig.i897. 
Peace  Preliminaries.    He  was  told  at  the  same  time  that  we  had  gone  to  the 
utmost  limits   of  what  we  could  accept  in  introducing  these  modifications  to 
meet  his  views.  ||  Eis  Excellency  read  them  throngh,  and  said  he  thought  the 
Council  of  Ministers  wonld  accept  them  as  satisfactory.     Of  the  two  Articles 
which  we  communicated  on  Saturday,  he  observed  that  no  objection  would  be 
raised  to  No.  2,  but  that  a  modification  in  Article  6  would  be  proposed.    This 
point,  he  hoped,  might  be  settled  at  our  meeting  to-morrow.    In  that  case  it 
would   only   remain   for  the   Preliminaries   to    be   voted   by   the  Council  of 
Ministers.    They  might  then  be  signed  immediately. 


Nr.  11901.  TÜEKEI.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Botschafter  der  Mächte  in  Konstantinopel.  Ent- 
wurf zu  einem  Präliminarfrieden. 

Konstantmopel,  22.  Juli  1897. 

Les  Gouvernements  d'AUemagne,  d'Autriche-Hongrie,  de  France,  de  la  ^^'  "^i« 
Grande-Bretagne,  d'Italie,  et  de  Russie,  ayant  offert  ä  la  Sublime  Porte  Ieur22.jaui897. 
m6diation  au  nom  et  pour  le  compte  du  Gouvernement  Hell^nique  en  vue  de 
r^tablir  la  paix  entre  la  Turquie  et  la  Gr^ce,  leurs  Excellences  le  Ministre 
des  Affaires  fltrang^es  de  Sa  Majest6  Imperiale  le  Sultan  et  les  Repr^sen- 
tants  h  Constantinople  des  Grandes  Puissances  susd^sign^es,  se  sont  r^unis  au 
Kiosque  Imperial  de  Tophanö  ce  jourd'hui 

et  ont  dress^  le  präsent  Protocole  ä  Teffet  d*y  consigner  les  d^cisions  qui 
sont  intervenues  entre  la  Sublime  Porte  et  les  Puissances  mödiatrices  comme 
bases  principales  et  definitives  devant  regier  les  relations  futures  entre  la 
Turquie  et  la  Gröce,  savoir: — 

Article  !•'.  La  frontiöre  qui  s^pare  les  deux  pays  est  rectifi6e  et  fix6e 
confonn^ment  k  la  carte  ci-annex^e  et  de  la  mani^re  suivante: — 

Les  d^tails  de  cette  d^limitation  seront  fix^s  sur  les  lieux  par  une  Com- 
mission  compos^e  des  D616gu6s  des  deux  Parties  int(^ress6es  et  des  Attaches 
Militaires  des  Ambassades  des  Six  Grandes  Puissances  k  Constantinople.  II 
est  entendu  que  lors  de  Tapplication  du  trac6  sur  le  terrain,  des  modifications 
4  l'avantage  du  Gouvernement  Imperial  pourront  y  fttre  faites  d'une  fagon 
conciliante.  ||  La  Commission  de  Delimitation  devra  se  röunir  dans  un  d^lai  de 
quinze  jours  ä  partir  de  la  date  du  präsent  Protocole  et  prendra  ses  r^solutions 
ä  la  majorite  des  voix. 

}   BUaisarehiT  LXII.  15 
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Nr.  11901.  Art  II.  Le  Gouvernement  Hell^niqne  paiera  k  la  Sublime  Porte  £  T, 

Türkei. 
22.  Juli  1897. 


'^^'^^^'  ^  titre  d'indemnit^  de  guerre  et  une  somme  de  £  T.  440,000  destinee 

anx  Sujets  et  institutions  Ottomans  qui  ont  souffert  des  faits  de  guerre.  ||  Le 
paiement  de  ces  sommes  sera  effectu^  en  espöees  or  k  Constantinople. 

L'^vacuation  par  les  troupes  Imperiales  des  territoires  llell^niques  ne 
devant  s'effectuer  qu'au  für  et  k  mesnre  de  ces  paiements,  une  Gommission 
speciale  compos^  de  D^l^gu^s  Ottomans  et  de  D^l^guös  des  Ambassades 
arrßtera  l'ordre  d'6vacuation  de  ces  territoires. 

Art.  III.  Comme  tous  les  Trait^s,  Conventions,  et  autres  Actes  se  rappor- 
tant  aux  relations  entre  la  Turquie  et  la  Gröce  ont  6t6  annul^s  par  la  guerre, 
les  deux  Parties  conclueront  dans  les  trois  mois  qui  suivront  la  date  präsent 
Protocole,  les  Actes  suivants: — 

(A.)  Un  Traite  de  Paix  contenant,  en  dehors  des  stipulations  formulöes 
dans  le  präsent  Acte,  des  clauses  pour  T^change  des  prisonniers  de  guerre, 
pour  Tamnestie,  pour  la  libre  Emigration  des  habitants  des  territoires  r^tro- 
c^d^s,  pour  le  r^tablissement  sans  conditions  de  leurs  relations  postales  et 
töl^grapbiques  directes  en  conformitö  de  la  Convention  de  TUnion  Postale  et 
T616graphique  Universelle,  <fec.  ||  (B.)  Une  Convention  pr^cisant  les  privilöges  et 
attributions  de  leurs  Consuls  sur  les  bases  ^num^räes  ci-apr^s.  ||  Les  Privileges 
et  immunit^s  dont  les  sujets  Hell^nes  jouissaient  en  Turquie  avant  la  guerre 
sont  d^termin^s  et  limit^s  ainsi  qu'il  suit: —  1.  L'exemption  douani^re  dont 
jouiront  les  Consuls  Hell^nes  en  Turquie  sera  exercEe  dans  les  limites  et 
conditions  qui  seront  fixöes  aprös  d^lib^ration.  ||  2.  Les  consuls  Uell^nes  en 
Turquie  et  les  Consuls  de  Turquie  en  Gr^ce  seront  justiciables  des  Tribunaux 
Locaux.  II  3.  Les  cas  de  faillite  des  sujets  Hell^nes  en  Turquie  seront  de  la 
compEtence  des  Tribunaux  Ottomans.  ||  4.  Les  crimes  et  d^lits  commis  par  des 
sujets  Hell^nes  entre  eux  ou  sur  la  personne  d*un  sujet  Etranger  seront  Egale- 
ment  de  la  compEtence  des  juridictions  Ottomanes.  ||  5.  Les  jugements  rendus 
par  les  Tribunaux  Ottomans  envers  les  sujets  Hellönes  seront  exEcut^s  par  les 
autoritös  Ottomanes.  ||  6.  La  Convention  Consulaire  6tablira  en  outre  les  mesures 
jug^es  n^cessaires  pour  que  les  Consulats  Hell^nes  ne  puissent  point  entraver 
le  cours  regulier  de  la  justice  et  porter  atteinte  aux  ini^r^ts  des  sujets 
Ottomans  et  Etrangers  dans  leurs  diff^rends  avec  les  sujets  Hell^nes,  soit 
comme  demandeurs,  soit  comme  döfendeurs.  ||  (C.)  Une  Convention  de  Commerce 
et  de  Navigation  assimilant  notamment  les  sujets  Hell^nes  en  Turquie  aux 
uationaux  en  mati^re  d'impöts,  droits,  et  taxes  sauf  en  ce  qui  concerue  la 
taxe  d'exon^ration  militaire.  ||  (D.)  Un  Traitö  d'Extradition  pour  la  remise 
r^ciproqne  des  criminels  de  droit  commun  et  qui  contiendra  en  outre  des 
mesures  pour  la  röpression  du  brigandage  et  des  men^es  sur  les  fronti^res 
Turco-HellEniques.  ||  (E.)  Un  arrangement  ötablissant  les  r^gles  n^cessaires  k 
Texamen  sur  la  base  de  la  loi  de  nationalitö  Ottomane  des  titres  d'indigönat 
HellEnique  produits  par  les  personnes  d'origine  Ottomane. 
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Art  IV.   Dans  le  cas   oü  des  divergences  viendraient  k  se  produire  lors  Nr.  11901. 

T&rkei. 
22.JaUl897. 


de  la  n^gociatioQ   des  dites   Conventions   les  deox  Gouvernements  intöressös    ^^^^^ 


ehoisirout  chacnn  nn  arbitre  parmi  les  Poissances  m^diatrices  lesqaels,  en  cas 
de  d^saccord,  en  choisiront  an  troisiöme  poor  les  döpartager.  La  d^cision 
arbitrale  sera  obligatoire  pour  les  denx  Ooavernements.  ||  Tontefois,  si  k 
Texpiration  da  terme  de  trois  mois  sonsconvena  les  Parties  ne  tombent  pas 
d*accord  et  les  Trait^  et  Conventions  dont  il  s'agit  n'ont  pas  4t^  sign^s,  les 
Consuls  et  sajets  Ottomans  et  Hell^nes  seront,  dans  ce  cas,  josqn'aa  prononc^ 
de  la  sentence  arbitrale,  en  ce  qni  conceme  Tacte  qai  n'aarait  pas  ^t^  concla, 
assimil^  aox  nationanx  da  pays  oü  ils  se  troavent,  en  sorte  qae  cbacan  des 
denx  £tats  deviendra  libre  d'appüquer  aux  Consuls,  sajets,  et  provenances  de 
Tautre  le  regime  interne  avec  la  simple  Observation  des  principes  du  droit 
public  international  de  TEurope. 

Art.  V.  Le  Gouvernement  Helldnique  s'engagera  d'une  manidre  formelle  k 
dissoudre  et  k  ne  point  tol^rer  les  Soci^t^s  qui,  organis^es  secr^tement  ou 
ostensiblement  sur  son  territoire,  ont  pour  but  de  fomenter  des  troubles  en 
Crete^  et  dans  les  autres  tles  ainsi  que  dans  d'autres  parties  du  territoire  de 
TEmpire,  et  de  pr^parer  des  incursions  sur  les  fronti^res  communes. 

Art  VL  Les  stipulations  de  la  Convention  du  24  Mai,  1881,  sont  renou- 
?el6es  et  maintenues  sauf  celles  qui  sont  modifi^es  par  le  präsent  Acte.  ||  La 
Gr^ce  s'engagera  en  cons^quence  k  les  observer  scrupuleusement,  k  n'expropicr 
sons  aucon  pr6texte  les  propri^taires  Musulmans  sans  le  paiement  prdalable 
d'une  indemnit6  ^quitable  et  conciliante,  k  rapporter  dans  le  sens  des  obser- 
vations  de  la  Sublime  Porte,  les  Lois  et  Reglements  qui  avaient  6t6  6dict^s 
contriurement  k  TArticlc  .  .  .  de  la  dite  Convention  sur  Torganisation  hi^rarcbi- 
que  des  communaut^s  Musulmanes  et  sur  le  regime  des  Yacoufs.  ||  La  Gröce 
se  conformera  sans  objection  k  la  d^cision  qui  interviendra  entre  la  Sublime 
Porte  et  les  Repr^sentants  des  Grandes  Puissances  en  ce  qui  conceme  le 
montant  et  le  paiement  de  la  part  de  la  Dette  Publique  Ottomane  rest^e  k  sa 
Charge  pour  les  territoires  c^d^s  en  1881,  ainsi  que  pour  Tindemnit^  due  par 
eile  au  Gouvernement  Imperial  Ottoman  en  ex^cution  de  l'Article  IX  de  la 
dite  Convention. 


Nr.  11902.  GROSSMÄCHTE.—  Die  Botschafter  in  Konstantinopel 
an  den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen.  Gegen- 
entwurf zu  einem  Präliminarfrieden. 

Konstautinopel,  28.  Juli  1897. 
La  Gr6ce  ajant  confi^  aux  Grandes  Puissances  le  sein  de  ses  int6r6ts  en  Mr.  11908. 
vue  du  r^tablissement  de  la  paix  avec  la  Turquie,  et  le  Gouvernement  Ottoman  ^^Ja7n]^^ 
ajant  accept^  leur  m^diation,   les   conditions  suivantes  ont  it6  arrdt^es  entre 
les  Bepr^sentants  de  rAUemagne,  de  TAngleterre,  de  rAutriche-Hongrie,  de  la 
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Nr.  11902.  France,  de  l'Italie,  et  de  la  Russie  d'une  part,  et  de  son  Excellence  le  Ministre 
^"üj^ifw?!  ^^^  Affaires  fitrangöres  de  Sa  Majest^  Imperiale  le  Sultan  de  Tautre. 

Article  L 
La  fronti^re  Turco-Grecqae  sera  rectifi^e  conform^ment  au  trac^  indiqa^ 
sur  la  carte  ci-jointe  accompagn^  d'une  description  d6taill6e.  ||  II  est  bien 
entendn  qne  de  l^g^res  modifications  an  point  de  vue  strat^ique  peuvent  y 
dtre  introdaites  d'un  common  accord  ä  Tavantage  da  Gouvernement  Imperial 
lors  de  Tapplication  du  trac6  sur  les  lieux.  ||  Les  d^tails  de  cette  d^limitation 
seront  faits  sur  les  lieux  par  une  Commission  compos^e  de  D^l^gu68  des  dem 
Parties  int^ress^s  et  de  D^l^gu^s  Militaires  des  Ambassades  des  Six  Grandes 
Puissances  ä  Constantinople.  ||  La  Commission  de  Delimitation  deyra  se  r^unir 
dans  un  d^lai  de  quinze  jours  k  partir  de  la  date  du  präsent  Acte  et  prendra 
ses  r^solutions  k  la  majorit^  des  Toix. 

Article  II  {Conditionnet)* 
LaGröce  paiera  k  la  Turquie  une  indemnit^  de  guerre  de  £  T.  4,000,000. 
L'arrangement  n^cessaire  pour  faciliter  le  paiement  rapide  de  Tindemnitö  sera 
fait  avec  Fassentiment  des  Puissances  de  mani^re  k  ne  pas  porter  atteinte 
auz  droits  acquis  des  anciens  cr^anciers,  dötenteurs  de  titres  de  la  Dette 
Publique  de  la  Gr^ce. 

Article  III. 

Les  Privileges  et  immunitös  dont  jouissaient  avant  la  guerre  les  snjets 
Helldnes  en  Turquie  sont  maintenus.  Des  arrangements  spöciaux  seront  con- 
clus  dans  le  but  d'assurer  le  cours  regulier  de  la  justice,  et  de  sauvegarder 
les  int^r^ts  des  sujets  Ottomans  et  ^trangers. 

Article  IV. 
Quinze  jours  apr^s  la  ratification  des  prösents  Pr^liminaires  de  Paix,  on 
plus  t6t  si  faire  se  peut,  des  n^gociateurs  Hell^nes  munis  des  pouvoirs  n^ces- 
saires  arriveront  k  Constantinople  pour  proc6der  avec  les  Pl^nipotentiaires 
Ottomans  k  Tölaboration  du  Trait6  de  Paix  D^finitif.  Co  Trait6  sera  conclu 
sur  la  base  des  stipulations  du  prösent  Acte,  et  conticndra,  en  outre,  des 
clauses  pour  T^change  des  prisonniers  de  guerre,  pour  Tamnistie,  pour  la  libre 
Emigration  des  habitants  des  territoires  rEtroc6dEs,  pour  la  r^pression  du  bri- 
gandage,  ainsi  que  pour  le  mode  d'indemnisation  des  particuliers  en  raison 
des  pertes  subies  par  eux  du  fait  de  la  guerre. 

Article  V. 
Des   n^gociations   seront   en   m6me   temps   entam^es   pour   la  conclusion 
dans  un  d^lai  de  trois  mois  des  arrangements  suivants: —  11  1.  Une  Convention 


*)  Addition  propos^e.  —  A  cet  effet  les  revenus  affectös  par  la  Gr^e  au  paiement 
de  rancienne  et  de  la  nouvello  dette  seront  administr^s  sous  la  surveillance  de  D^l^gu^s 
des  Puissances. 
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r^glant  las  questions  de  nationalit^s  contest^es,  sur  les  bases  du  projet  n^goci^  ^'*  ^^^2. 

Groismichto. 

en  1876  entre  la  Turquie  et  la  Gröce.  ||  2.  üne  Convention  r^glant  les  rap-28.juui897. 
ports  entre  les  Consalats   de  Gr^ce  et  les  antorit^s  judiciaires  et  administra* 
tives  Ottomanes  dans  les  conditions  prövues  par   TArticle  III.  ||  3.  Une  Con- 
vention d'£xtradition   ponr   les  crimes  de  droit  commnn  commis  sur  le  terri- 
toire  de  Tan  des  denx  £tats  par  des  sojets  de  cet  £tat  r^fugi^s  snr  le  terri- 

toire  de  Tautre. 

Article  VI. 

Anssitdt  que  le  präsent  Acte  aura  ^t^  sign6  et  ratifiö,  T^tat  de  gnerre 
cessera  en  Thessalie.  Les  troupes  Tnrques  se  retireront  derriöre  la  Rivi^re 
Salamvria,  oü  elles  d^tiendront  certains  points  strat^giques  qni  seront  ^vaca^s 
an  für  et  k  mesore  da  paiement  des  termes  de  Tindemnit^  de  gnerre.  Le 
mode  d'^vacnation,  et  les  points  oü  devront  se  concentrer  les  forces  Ottomanes 
seront  d^termin^s  par  des  D^l^gn^s  des  denx  Parties  int^ress^s  avec  le  con- 
conrs  de  D^l^gn^s  des  Grandes  Pnissances,  agissant  en  qnalitö  de  m^diatenrs. 
Mais  la  concentration  des  tronpes  Ottomanes,  et  la  remise  anx  autorit^s 
Hell^niqnes  des  localit^s  6vacn^es  commencera  sans  retard. 

Article  VII. 

D^  que  le  präsent  Acte  anra  4t6  sign^  et  ratifi^,  des  relations  normales 

entre  la  Tnrqnie  et  la  Gr^ce  seront  reprises;   les  snjets   de  chacnn  des  denx 

Etats   ponrront   s^jonmer   et   circnler   librement   comme  par  le  pass^  sur  le  • 

territoire  de  Tautre  et  la  libert^  de  commerce  et  de  navigation  sera  r^tablie 

d'nne  manidre  r^ciproqne. 

Article  VIII. 

Jasqn'an  r^tablissement  du  service  Consulaire  regulier  dans  les  denx  pays 

des   agents   provisoires   ponrront   ötre   envoy^s   dans  les  anciennes  r^sidences 

Consnlaires,  et  y  exercer  lenrs  fonctions  sous  la  protection  et  la  surveillance 

des   Puissances   qui   s'^taient   charg^es   de   la   defense   des   int^r^ts   de  leurs 

nationanx  pendant  la  gnerre.  ||  En  attendant  la  conclusion  et  la  mise  en  vigneur 

de  la  Convention  speciale  pr^vue  par  V Article  V,  §  (5),  les  affaires  judiciaires 

entre  sujets  Ottomans   et    sujets   Helldnes    dont   Torigine  remonte  k  une  date 

ant^ienre  k  la  d^claration  de  gnerre  continueront   k   6tre   trait^es  conformö- 

roent   an   regime   en  vigneur   avant  la  gnerre;   les   affaires   qui  anront  surgi 

post^rienrement   k  la  d6claration  de  gnerre  seront  trait6es  conform^ment  aux 

principes   du   droit   Europ^en  sur   la  base  de  la  Convention  Turco-Serbe  du 

26  Fövrier  (9  Mars),  1896. 

Article  IX. 

En  cas  de  divergences  dans  le  cours  des  n^gociations  entre  la  Turquie  et 
la  Gröce,  les  points  contest^s  pourront  ^tre  soumis  par  Tune  ou  Tautre  des 
Parties  int6ress6es  k  Tarbitrage  des  Reprösentants  des  Grandes  Puissances  k 
Constantinople,  dont  les  d^cisions  seront  obligatoires.  Cet  arbitrage  pourra 
s'exercer  coUectivement  ou  par  d^signation  speciale  des  intdress^s,  et  soit 
directement,  soit  par  Tentremise  de  D^ldguds  spdciaux. 
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Nr.  11002.  Article  X. 

GroismAehte. 

28. Juli  1897.  La  Sublime  Porte  se  r^serve  de  saisir  les  Paissances  d'une  proposition 
pour  le  r^glement  des  qnestions  d^oolant  des  stipnlations  de  la  Convention 
dn  24  Mai,  1881,  qni  restent  en  vignear  en  tant  qn'elles  ne  sont  pas  modifi^es 
par  le  präsent  Acte* 

Article  final 
Le  präsent  Acte  sera  sourais  k  Tapprobation  de  Sa  Majest^  Imperiale  le 
Sultan.  Gette  approbation  sera  donn^e  dans  le  d^lai  de  huit  jours,  k  Texpi- 
ration  dnquel  les  stipulations  qu'il  contient  seront  port^es  par  les  Reprisen- 
tants  des  Grandes  Puissances  k  la  connaissance  du  Gabinet  d'Athönes  et 
deviendront  ex^cutoires. 


Nr.  11903.  GEOSSBRITAIWIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Verhand- 
lungen mit  der  Pforte  über  Art.  6. 

Constantinople,  August  7,  1897,  7.50  P.  m.    (August  8.) 

Nr.  11908.  (Telegraphic.)  ||  I  have  the  hononr  to  report,  with  reference  to  mj  tele- 

,  ?J^^!     gram   of  the  6th   August,   that,   at  a  meeting  held  to-day  in  response  to  a 

7.  Aug.  1897.  telegraphic  invitation  received  yesterday  evening  from  the  Foreign  Minister, 

we  discussed  Article  6  of  the  Peace  Preliminaries.  ||  His  Excellency  accepted, 

ad  referendumfthe  following  raodifications  which  were  introduced  into  the  text 

with  a  yiew  to  satisfjing  his  demands  as  much  as  possible: —  ||  Paragraph  3 

to  run  as  foUows: — 

"Le  mode  d'övacuation  et  les  points  oü  devront  se  concentrer  les  forces 
Ottomanes  ainsi  que  les  ^ch^ances  des  paiements;  seront  d6terminäs  par  nn 
arrangement  k  conclnre  entre  les  D^l^gu^s/'  <&c. 
Paragraph  4: — 

"La  concentration  des  troupes  Ottomanes  et  la  remise  aux  autorit^s 
civiles  Hell^niques  des  localit^s  ^vacu^es  commenceront  sans  retard  et  se 
poursuivront  graduellement  sans  que  ses  localit^s  puissent  ^tre  occup^es  par 
des  forces  Hell^niques  autres  que  Celles  indispensables  pour  le  maintien  de 
Vordre  public.  ||  Les  troupes  Ottomanes  qui  ne  sont  pas  n^cessaires  pour 
Toccupation  des  points  strat^giques  au  nord  du  Salamvria  pourront  Stre  ^vacu^es 
par  la  voie  de  Volo." 

(I  venture  to  urge  the  acceptance  of  this  last  paragraph,  which  I  agreed 
to  ad  referendum.  The  sooner  the  180,000  Turkish  soldiers  now  in  Thessalj 
are  withdrawn  the  better  it  will  be  for  Greece.  The  occupation  of  the  Stra- 
tegie points  ought  not  to  require  more  than  a  small  force.)  ||  Tewfik  Pasha 
again  stated  that  an  engagement  on  our  part  that  one-third  of  the  indemnity 
would  be  paid  as  soon  as  the  Preliminaries  had  been  signed,  would  greatly 
facilitate  a  settlement  of  the  points  at  issue. 
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Nr.  11904.  GR088BSITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Über- 
sendet den  Artikel  6  nach  der  Fassung  der  Bot- 
schafter und  den  Gegenvorschlag  der  Pforte. 

Constantinople,  August  4,  1897.    (August  9.) 
My  Lord,  ||  With  reference  to  my  immediately  preeeding  despatch  I  have  ^'*  ^J®^- 
the  honour  to  State  the  only  Article  of  the  Preliminaries  of  Peace  on  which  britannien. 
a  final  Agreement  has  not  yet  been  arrived  at  between  the  Foreign  Minister  **  ^°*^*  ^^'• 
and  the  Representatives  of  the  Six  Powers  in  Article  No.  6,  referring  to  the 
conditions  under  which  the  evacuation  of  Thessaly  will  take  place.  ||  I  inclose 
a  copy  of  the  Article  as  finally  drafted  by  Representatives,  and  communicated 
to  Tewfik  Pasha  at  the  meeting  of  the  3 Ist  ultimo,  and  also  of  the  Turkish 
Counter-Proposal.  ||  As  we  understood  from  the  Foreign  Minister  that  the  main 
object  of  their  demand  that  Greece  should  pay  the  indemnity  in  three  instal- 
ments,  commencing  fifteen  days  after  the  conclusion  of  the  preliminaries,  was 
that  the  Porte  might  obtain  money  of  which  they  stood  in  urgent  need,  and 
without  which  they  would  be  unable  to  move  their  troops,  we  pointed  out  to 
Tewfik  Pasha  that  the  easiest  Solution  of  this  difficulty  was  to  be  found  in  the 
speedy  ratlfication  of  the  Preliminaries  of  Peace,  as  the  Turkish  Government 
would  no  doubt  be  able  to  borrow  the  amount  necessary  on  the  security  of 
the  engagement  taken  on  behalf  of  Greece,  that  she  would  pay  £  T.  4,000,000 
as  a  war  indemnity.  ||  Tewfik  Pasha  promised  to  submit  the  views  expressed 
to  the  Council  of  Ministers,  and  to  send  us  an  answer.      Philip  Gurrie. 


Beilage  I. 
Vorschlag  der  Botschafter. 
Aussitöt  que  le  präsent  Acte  aura  6t6  sign6  et  ratifiö,  T^tat  de  guerre 
cessera  en  Thessalie.  Les  troupes  Turques  se  retireront  derriöre  la  Rivi^re 
Salaravria,  oü  elles  d^tiendront  certains  points  strat^giques  qui  seront  ^vacu^s 
au  für  et  k  mesure  du  paiement  des  termes  de  l'indemnitö  de  guerre.  ||  Le  mode 
d'evacuation  et  les  points  oü  devront  se  concentrer  les  forces  Ottomanes  seront 
d^terminös  par  des  D616gu6s  des  deux  parties  intöress^es  avec  le  concours  des 
J)6\6gn6s  des  Grandes  Puissances  agissant  en  qualit^  de  m^diatenrs,  de  fagon 
h  ce  que  V^vacnation  ne  soit  faite  que  lorsque  le  paiement  de  Tindemnit^ 
aura  6t6  assur^  d'une  maniöre  effoctive.  Mais  la  concentration  des  troupes 
Ottomanes  et  la  remise  aux  autorit^s  Hell^niques  des  localit^s  evacuöes  com- 
menceront  sans  retard. 

Beilage  2. 
Gegenvorschlag  der  Pforte. 
Aussitöt   que   le   präsent  Acte  aura  6t6  sign^  et  ratifi6,  Tötat  de  guerre 
cessera  entre  la  Turquie  et  la  Gröce.  ||  Les  troupes  Ottomanes  ^vacueront  le 
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Nr.  11904.  territoire  Hell^nique  au  für  et  k  mesure  du  paiement  de  rindemnit^  de  guerre, 
britalnieiu  ^^^^^^  *^'*  ^®^  6°  ^^^^^  termes  successifs  et  k  quinze  jours  d'intervalle  en 
4.Aug.i897.esp^ces  or  k  Constantinople.  y  Le  premier  tiers  sera  vers6  dans  la  premiäre 
quinzaine  k  partir  de  la  ratification  des  prösents,  et  les  troupes  Ottomanes 
6yacuerout  alors  Phourka,  Domokos  et  Halmjros  en  se  concentrant  8ur  la 
ügne  de  Earadjadagh  (Cyuocepbalae)  k  Yolo,  Yelestino  et  Pbarsala.  ||  Lors  du 
yersement  du  deuxi^me  tiers,  elles  quitteront  ces  villes  et  se  retireront  k 
Larissa  et  sur  le  long  de  la  Biviöre  Salamvrias ;  apr^s  le  paiement  du  dernier 
tiers  elles  ^vacueront  tout  le  territoire  occup^  et  rentreront  en  de^ä  des  lignes 
de  la  nouvelle  fronti^re.  ||  Ces  deux  derniers  paiements  doivent  avoir  lieu  dans 
les  quinzaines  suivantes,  pass6  lesquelles  Tentretien  des  troupes  Ottomanes 
dans  les  localit^s  occup^es  sera  k  la  Charge  du  Gouvernement  Hell^nique.  |i 
Les  d^tails  de  T^vacuation  dans  les  couditions  et  termes  ci-dessus  prescrits 
seront  arr^tös  entre  les  Commandants  d'Arm^e  des  deux  Parties  int^ress^es 
avec  le  concours,  le  cas  ^ch^ant,  des  Döl^guös  des  Puissances  m^diatrices 
agissant  en  qualit^  de  m^diateurs.  ||  L'arm^e  Ottomane  conservera  pendant  les 
deux  derni^res  p^riodes  de  r^?acuation  la  facult6  de  se  servir  librement  de  la 
voie  de  Volo. 


Nr.  11905.  QEOSSBBITANKIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die 
Mehrzahl  der  Botschafter  will  die  Bäumung  Thes- 
saliens von  der  Bezahlung  abhängig  machen. 

Constantinople,  August  10,  1897,  2.20  p.  m.    (August  11.) 
Nr.  11905«  (Telegrapbic.)  ||  The  Dragoman  of  the  Austrian  Embassy  has  been  infor- 

britlnnien  ™®^  ^^  Tcwfik  Pasha  that  although  the  value  of  the  modifications  introduced 
io.Ang.i897.into  Articlo  VI,  reported  to  your  Lordship  in  my  telegram  of  the  7th  instant, 
is  recognized  by  the  Council  of  Ministers,  yet  they  are  still  regarded  as 
insufficient,  no  security  being  given  for  the  payment  of  the  indenmity.  Such 
security,  he  said,  would  not,  in  the  opinion  of  the  Council,  be  afforded  by  the 
concession  of  the  right  to  garrison  certain  points  north  of  the  Peneus',  the 
only  result  of  which  would  be  to  impose  an  extra  Charge  on  the  Turkish 
Government.  Certainty  of  payment  could  only  be  secured  by  a  formal 
guarantee  of  the  Powers,  or  by  the  adoption  of  the  scheme  proposed  by  the 
Porte  for  the  gradual  evacuation  of  Thessaly  as  the  payments  are  made.  This 
decision  of  the  Council  has  received  the  approval  of  the  Sultan.  ||  This  morning 
the  Ambassadors  met  to  discuss  the  above  communication.  No  help  is  affor- 
ded by  the  reply  from  Athens,*  and  my  colleagues  were  generally  of  opinion 
that,  pending  the  payment  of  the  first  instalment,  the  Turkish  army  might 


•)  In  Athen  war  angefragt  worden,  ob  die  griechische  Regierung  Sicherheit  über 
die  Bezahlung  der  Entschädigung  geben  könne.    Die  Antwort  Nr.  11621.    Red. 
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be  allowed   to   remain   on  a  line  running  east  and  west  from  Velestino,  and  Nr.  11905. 
that   they  should  retire  then  to  the  country  north  of  the  Peneus  until  the  britannien. 
payment  of  the  remainder;  I,  however,  informed  my  colleagues  that  until  1 10.Ang.i897. 
had  received  anthority  from  yoar  Lordship  I  could  not  join  in  snch  a  pro- 
posal.  II  A  meeting  with  Tewfik  Pasha  is  fixed  for  this  afternoon,  bat  we  agreed 
to  make  no  new  proposals,  and  merely  to  hear  what  he  has  to  say.  ||  It  seems 
clear  that  something  mnst  be    done  to  meet  the    Tnrkish  demand  that  the 
payment  of  the  indemnity  shall  be  assnred.    Either  the  evacaation  mast  be 
made  to  depend  on  the  payment,  or  Greece  mnst  make  the  necessary  financial 
arrangements. 


Nr.  11906.  QEOSSBEITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswar- 
tigen  an  den  Botschafter  in  EonstantinopeL  Die 
englische  Regierung  kann  Nr.  11905  nicht  zu- 
stimmen. 

Foreign  Office,  August  13,  1897. 

(Telegraphic.)  ||  Her  Majesty's  Government  have  had  under  consideration  Nr.  11906. 
your  Excellency's  telegrams  of  the  lOth  and  12th  instant  respecting  the  Pre-     ?^^: 
liminaries  of  Peace  between  Greece  and  Turkey,  as  well  as  Sir  E.  Egerton's  is.Aug.is«?. 
telegram  of  the  9th  instant  relative  to  the  resources  of  the  Greek  Gouvern- 
ment  jj  As  Greece  cannot  raise  L.  T.  4,000,000,  and  there  is  no  prospect  of 
her   beeing   able   to   do   so,  it  is   evident  that   the  new   Turkish   proposal, 
communicated  to  me  in  your  telegram  of  the  llth  instant,  practically  means 
that  Larissa  and  Yolo  wil  remain  permanently  in  the  possession  of  the  Turks.  || 
The  effect  of  the  proposal  would  therefore  be  definitively  to  alienate  Larissa 
from  Greece.    For  this  arrangement  Her  Majesty's  Government  cannot  accept 
the  responsibility,  and  they  can  take  no  part  in  the  proposed  Treaty  unless 
some  other  mode  is  found  of  providing  security  for  the  payment  of  the  in- 
demnity which  may  be  ultimately  determined. 


Nr.  11907.  GEOSSBEITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Gründe 
für  die  Annahme  von  Nr.  11905*). 

Coustantinople,  August  14,  1897,  9.40  p.  m.    (August  15.) 
(Telegraphic.)  ||  The  following  arguments  in  support  of  the  Turkish  pro-  Nr.  11907. 
posal   telegraphed   by   me   on   the    llth  instant  are  being  submitted  by  my  j^j.!^^^^[^^ 
colleagues    to  the  Govemments  by  telegraph  in  the  hope  that  they  will  beu.Aug.iso?. 
used   to   induce   your  Lordship   to   adopt   their   view: —  ||  1.  The  immediate 
signatnre  of  the  Preliminaries  can  be  secured  by  no  other  way.  ||  2.  It  will 

*)  Die  übrigen  Mächte  hatten  den  Artikel  acccptiert    Red. 
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Nr.  11907.  produce  the  evacuation  of  the  most  fertile  parts  of  Thessaly  without  any 
britalnien.  pay^^ent  belüg  madc.  ||  3.  If  such  an  arrangement  is  not  adopted  the  Powers 
i4.Aug.i897.  have  no  means  of  inducing  the  Turks  to  retire  except  coercion.  The  rejection 
of  the  proposal  maj  hare  disastrons  resalts  for  Greece,  and  wonld  lead  to 
the  indefinite  occnpation  of  the  whole  of  Thessaly  and  to  the  Prolongation  of 
the  present  State  of  uncertainty.  ||  At  the  meeting  held  this  aftemoon  Tewfik 
Pasha  stated  his  intention  of  making  the  proposal  formally  in  writing,  but  he 
was  reqnested  to  defer  doing  so  until  the  Ambassadors  had  ascertained  the 
views  of  their  Go?emments  upon  it. 


Nr.    11908.     TÜEKEI.   —    Der   Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Botschafter  der  Grofsmächte.   Entwurf  für  Artikel  6. 

Konstantinopel,  5.  August  1897. 
Nr.  11909.  Aussitöt    apr^s    la    signature    et    la    ratification    du    pr6sent    Acte ,  il 

Türkei, 
r..  Aug.  1897. 


Törkoi  /% 

sera    vers6    au    Tresor    Ottoraan    le   tiers   de   Tindemnit^    de   guerre    nx6e 


par  TArticlc  II,  et  Tarmee  Imperiale  se  retirera  alors  ä  Larisse,  et  sur  le 
long  de  la  ligne  de  la  Rividreg  de  Salarabria.  ||  Au  versement  integral  de  la 
partie  restante  de  Tindemnitö,  eile  6vacuera  ^galement  ces  localit^s  et  entrera 
en  deqk  de  la  nouvelle  fronti^re.  ||  Si  les  deux  tiers  en  question  ne  sont  pas 
pay^s  dans  les  quarante-cinq  yours  k  dater  des  präsentes,  Tentretien  des 
troupes  Ottomanes  de  l'occupation  sera,  dans  ce  cas,  k  la  Charge  du  Gou- 
vernement Hell^nique.  ||  11  est  entendu  que  Tarm^e  Ottomane  pourra  se  servir 
librement  de  la  voie  de  Volo  jusq'u^  sa  compl^te  Evacuation. 


Nr.  11909.  GEOSSMÄCHTE.  —  Die  Botschafter  in  Konstantinopel 
an  den  türkischen  Minister  des  Auswärtigen.  Gegen- 
entwurf zu  Nr.  11908. 

Konstantinopel,  7.  August  1897. 
Nr.  11009.  Aussitöt  que  le  pr6sent  Acte  aura  ^t6  sign6  et  ratifi6,  T^tat  de  guerre 

7.  Ai'ff.^iHO"!  ^"*'''®  la  Turquie  et  la  Gröce  cessera.  Les  troupes  Turques  se  retireront 
derri^re  la  Riviere  Salambria  oü  elles  d^tiendront  certains  points  stratögiques, 
qui  seront  6vacu6s  au  für  et  ä  mesure  du  paiement  des  termes  de  Tindemnit^ 
de  guerre.  ||  Le  mode  de  T^vacuation  et  les  points  oü  devront  se  concentrer 
les  forces  Ottomanes  ainsi  que  les  6ch6ances  des  paiements  seront  d^termin^s 
par  un  arrangement  ä  conclure  entre  les  D6l^gu6s  des  deux  Parties  int6ress6es 
avec  le  concours  de  Döl^gu^s  des  Grandes  Puissances  agissant  en  qualitE  de 
mediateurs,  de  fa^on  k  ce  que  Tevacuation  ne  seit  faite  que  lorsque  le 
paiement  de  Tindemnit^  aura  ^t6  assure  d'une  maniöre  effective.  ||  Mais  la  con- 
centration  des  troupes  Ottomanes  et  la  remise  aux  autoritös  civiles  HellEniques 
des  localit6s  ^vacuöes  coramenceront  sans  retard  et  se  poursuivront  graduelle- 
ment  sans  que  ces  localit^s  puissent  6tre  oocup^es  par  des  forces  Hell^niques 


Digitized  by 


Google 


Der  griechisch-türkiflche  Krieg  1897.  235 


tntres    qne   Celles   indispensables    ponr   le    maintien  de  Tordre  pnblic.  ||  Les  Nr.  11909. 

'>rofsm&cht 
.  Aug.  189" 


troapes  dttomanes  qui  ne  sont  pas  n^cessaires  pour  loccupation  des  points ^7*^*"'^*'^** 


strategiqaes   aa   nord   de   Salambria   ponrront   6tre  övacn^es   par  la   voie   de 
Volo. 


Nr.  11910.  GEOSSMÄCHTE.  —  Die  Botschafter  der  Grofsmftchte 
in  Eonstantinopel  an  den  türkischen  Minister  des 
Auswärtigen.    Neuer  Vorschlag  für  Artikel  6.*) 

Konstantiuopel,  10.  August  1897. 
Anssitöt  que  le  präsent  Acte  aura  6t6  signö  et  ratifi^,  r6tat  de  g'ierre  q^J^^^^^I^^;^ 
cessera  entre  la  Turquie  et  la  Gr^ce.  Les  troupes  Turques  se  retireront  au10.Aag.i897. 
nord  de  la  Rivi^re  Salambria  et  k  Test  de  la  ligne  ferr^e  de  Larisse  h  Volo 
en  occnpant  ces  deux  villes.  ||  Le  terme  et  les  ^ch^ances  du  paiement  de 
rindemnit^  de  guerre  seront  fix^s  dans  le  Trait^  D6finitif  de  fagon  h,  ce  que 
le  paiement  integral  ait  Heu  dans  le  plus  bref  d^lai  possible,  et  les  Puissances 
pr^teront  leurs  bons  Offices  ä  cet  effet.  ||  Apr6s  le  versement  du  premier  tiers 
de  Tindemnitö,  les  troupes  Ottoraanes  övacueront  les  territoires  sitü^s  au  nord 
da  Salambria  depuis  sa  source  jusqu'ä  la  position  de  Gonitza.  ||  Apr^s  le  ver- 
sement d'un  second  tiers,  elles  ^vacueront  les  territoires  situ^s  entre  la 
Position  de  Gonitza  et  Larisse  et  sc  concentreront  vers  Volo,  par  oü  se  fera 
r^vacnation  finale  apr^s  le  paiement  integral  de  Tindemnit^.  ||  La  remise  aux 
autorit^  civiles  Hell^niques  des  localit^s  ^vacuöes  commencera  sans  retard 
et  se  poursuivra  graduellement  sans  que  ces  localit^s  puissent  6tre  occup^es 
par  des  forces  Hell^niques  autres  que  Celles  indispensables  au  maintien  de 
Tordre  public.  ||  Les  limites  des  territoires  occup^s  ainsi  que  le  mode 
d'^vacuation  et  de  remise  des  localites  6vacu6es  seront  ddtermin^s  par  les 
J)ü^gn6s  des  deux  Parties  int^ress^es  avec  le  concours  de  D^l6gu6s  des 
Grandes  Puissances  agissant  en  qualit^  de  m^diateurs. 


Nr.    11911.     GEOSSBEITANNIEN.    —    Der    Minister    des   Auswär- 
tigen   an    die    Botschafter    in    Paris,     Petersburg, 
Berlin,   Wien,   Rom.     Zu  Nr.   11910.     Die   Zahlungs- 
fähigkeit Griechenlands  mufs  zuerst  festgestellt  sein. 
Foreign  Office,  August  19,  1897,  G  p.  m. 
(Telegraphic.)  ||  At  the   Interviews  which  I  had  jesterday  with  the  Re-  Nr.  iioii 
I^resentatives  of  the  five  Great  Powers,  I  have  spoken  to  the  following  effect  bri^nn-^n. 
with  regard  to  Article  VI  of  the  Preliminaries  of  Peace  between  Turkey  and  i<».Auir  1007. 
Greece: — 

•)  Diese  Fassung  war  infolge  einer  erneuten  Vorstellung  der  Pforte  hoschlossen 
worden. 
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Nr.  11911.  1.  Unless  Greece  can  pay  the  sum  fixed  for  the  indemnity,  Article  VI 

briunnion.  ^nioants  to  tho  retrocession  in  disgnise  of  Larissa  and  Yolo  to  Tnrkey,  and 
i9.Ang.  1897.  Her  Mayesty's  Goyemment  cannot  be  parties  to  such  a  proceeding. 

2.  Until  we  know  whethcr  Greece  is  able  to  raise  a  loan  to  pay  this 
indemnity  we  cannot  know  wheter  the  Article  is  open  to  the  above  ob- 
jection. 

3.  There  are  authorities  in  whose  opinion  Greece  could  not,  even  if  sbe 
did  surrender  an  adequate  revenue  to  international  control,  raise  the  necessary 
loan,  bnt  there  is  no  one  who  believes  that  she  can  raise  it  without  such 
a  controL 

4.  Before  discussing  Article  VI  the  Powers  should,  therefore,  in  the 
first  place  take  steps  to  obtain  the  definite  assent  of  Greece  to  the  control 
of,  say,  200,0001.  or  250,0001  of  revenue  by  an  International  Commission, 
and  to  settle  the  details  of  such  control. 

It  will  be  easy  when  that  is  done  to  ascertain  from  financial  authorities 
whether  or  not  it  would  be  possible  to  float  such  a  loan.  ||  It  will  be  im- 
possible  to  discuss  Article  VI  to  any  useful  purpose  until  this  knowledge  is 
obtained.  ||  I  request  your  Excellency  to  make  a  representation  in  the  above 
sense  to  the  Minister  for  Foreign  Affairs  at  the  Court  to  which  you  are 
accredited. 


Nr.  11912.  QROSSBBITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Pforte 
hat  Nr.  11912  offiziell  angenommen. 

Constantinople,  August  17,  1897,  7.55  p.  M.    (August  20.) 

Nr.  11912.  (Telegraphic.)  ||  With  reference  to  my  telegram  of  17th  August:  ||  The 

briunnien.  Minister  for  Foreign  Affairs  has  summoned  the  Ambassadors  to  a  meeting  on 

n.Au?.i897.  Saturday  in  order  to  propose  to  us  formally  the  Turkish  draft  of  Article  VI, 

which  was  approved  yesterday  by  the  Council  of  Ministers,  and  sanctioned  by 

the  Sultan. 


Nr.  11913.  GEOSSBEITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Bülow  Aber  die  Not- 
wendigkeit einer  griechischen  Finanzkontrolle. 

Berlin,  August  20,  1897.    (August  23.) 

Nr.  11913.  My  Lord.  ||  I  handed  this  moming  to  M.  de  Bülow  a  paraphrase  of  your 

britln'^on.  Lordship's  telegram  of  yesterday's  date,  expressing  the  views  of  Her  Majesty's 

2o.Aug.  1897.  Government  on  the  subject  of  the  proposals  with  regard  to  the  payment  of 

the  Greek  indemnity  and  the  evacuation  of  Thessaly  by  the  Turkish  troops.  || 

M.  de  Bfllow  read  the  paraphrase  carefully,  and  said  that  he  would  consider 
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it  with  the  attention  it  deser?ed,  and  woold  give  me  the  views  of  the  German  Nr.  11913. 
Go?emment  later.  At  present  he  could  only  give  me  his  personal  opinion,  brit^nion 
which  was  that  the  necessary  money  for  the  payment  of  the  indemnity  would2o.Aüg.i8»7. 
be  forthcoming  if  some  sort  of  international  financial  control,  or,  as  he  pre- 
ferred  to  call  it,  "surveillance,"  were  established  at  Athens.  He  had  been 
given  to  anderstand  that  the  great  financial  hooses  at  Berlin,  and  he  believed 
also  at  Paris,  would  be  prepared  to  ondertake  the  loan.  He  qnite  agreed 
with  your  Lordship  that  without  this  "surveillance"  it  would  be  impossible 
for  Greece  to  obtain  any  money  at  all  on  the  foreign  markets.  ||  His 
Excellency  then  went  on  to  say  that  he  had  good  reason  to  believe  that  nearly 
all  the  leading  statesmen  in  Greece  were  convinced  of  the  necessity  of  some 
sort  of  control  or  supervision,  bat  that  no  Greek  Government  coald  consent 
to  it  if  applied  to  beforehand.  The  matter,  however,  woald  assame  a  different 
character  if  the  establishment  of  the  "sarveiUance**  were  provided  for  in  the 
Treaty  drawn  ap  by  the  Powers.  In  that  case  the  Greek  Government  coald 
not  do  otherwise  than  yield  to  the  anited  will  of  Earope,  and  would  accopt 
the  whole  Treaty  without  the  fear  of  reproach.  ||  I  pointed  out  to  M.  de 
Bülow  that  your  Lordship  doubted  whether  it  would  be  possible  for  Greece 
to  obtain  the  necessary  money,  even  with  the  establishment  of  a  control,  and 
that  until  this  point  were  cleared  up  it  would  be  impossible  for  Her  Majesty's 
Government,  in  view  of  the  streng  public  opinion  in  England,  to  take  part 
in  a  Treaty  which  might  practically  have  the  effect  of  allowing  the  Turks  to 
retain  possession  of  a  large  portion  of  Thessaly. 


Nr.  11914.  QEOSSBEITAinnEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  die  Botschafter  in  Paris,  Wien,  Berlin» 
Petersburg,  Rom.  Die  griechische  Regierung  soll 
sich  über  ihre  Finanzen  äufsern. 

Foreign  Office,  August  21,  1897,  3.10  p.  m. 

(Telegraphic.)  ||  Her  Majesty's  Government  propose  that  the  Powers  should  Nr.  11914. 
instruct   their  Representatives   at  Athens  to  ask  the  Greek  Government:  1  11  ^  ^Z^*^": 

1.  What  revenues  they  are  prepared  to  hypothecate  for  the  payment  of  the2i.Aug.ife97. 
interest  of  the  loan  required  to  meet  the  indemnity  to  be  given  to  Turkey.  || 

2.  In  what  manner  they  propose  to  organize  the  International  Control  which 
will  be  required  in  order  to  assure  the  holders  of  the  loan  that  the  interest 
will  be  regularly  paid.  ||  I  request  you  to  raake  this  proposal  on  behalf  of 
Her  Majesty's  Government  to  the  Minister  for  Foreign  Affairs  at  the  Court 
to  which  you  are  accredited.  J 

(Repeated  to  Constantinople  and  Athens.) 
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Nr.  11915.  OROSSBEITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Bfllow  will  Griechen- 
land nicht  befragen. 

Berlin,  August  23,  1897,  2.30  p.  m.    (August  23.) 

Nr.  11915.  (Telegraphic.)  ||  Herr  von  Bülow,  to  whom  I  have  communicated  the  sub- 

britlnnien.  s^^^ce  of  jour  Lordship's  telegram  of  the  21  st  instant,  repeated  to  me,  in 

'23.Aug.i897.  reply,  the  views  which  he  had  expressed  on  the  20th  instant,  and  which  I 

had  the  honour  to  report  to  your  Lordship  in  my  telegram  and  my  despatch 

of  that  date.  ||  His  Excellency  said  that  he  was  averse,  for  the  reasons  he  had 

then  given  me,  to  asking  the  Greek  Government  the  two  questions  proposed 

by  your  Lordship,  and  he  summed  up  in  the  following  words  the  views  of 

the   Imperial  Government   on   the   subject: —  ||  "The   effect  of  imposing  the 

control   on  Greece   by   inserting  it  in  the  Peace  Preliminaries  would  be  to 

re-establish  order  in  the  country,  to  consolidate  the  throne,  and  to  assure 

peace.     On   the  other  band,  to  ask  the  consent  of  Greece  to  this  measure, 

would  only  delay  the  conclusiou  of  peace,   and  consequently  the  evacuation 

of  Thessaly,  which  was  desired  by  all  the  Great  Powers." 


Nr.    11916.    OEOSSBEITANNntN.    —    Der  Botschafter  in  Rom  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.    Die  italienische  Re- 
gierung stimmt  der  Befragung  Griechenlands  zu. 
Rome,  August  23,  1897.    (August  24.) 
Nr.  11916.  (Telegraphic.)  ||  On  my  communicating  to  the  Foreign  Minister  the  pro- 

britlo^ien  V^^^^  containcd  in  your  Lordship's  telegram  of  the  21  st  instant,  his  Excellency 
23.Aug.is97.  informs  me  that  the  Italian  Government  will  adhere  to  the  proposal  made 
by  Her  Majesty's  Government,  provided  tliat  the  other  Oabinets  do  so  also, 
meaning  tliereby  that,  on  learning  the  adhesion  of  other  Govemments, 
the  Italian  Representative  at  Athens  will  receive  Instructions  in  the  sense 
desired  by  Her  Majesty's  Government  ||  I  here  informed  the  Marquis  Visconti- 
Venosta  that  according  to  my  Information  France  and  Russia  would  be  in 
favour  of  Lord  Salisbury*s  proposal.  ||  His  Excellency  then  said  that,  in  his 
opinion,  it  would  be  more  easy  to  obtain  adherence  of  some  Powers,  mentio- 
ning  Germany,  if  it  could  be  established,  in  the  first  place,  that  the  control 
over  certain  Greek  revenues  has  already  been  arranged  in  the  Und  Article 
of  the  Preliminaries  of  Peace,  which  had  been  unanimously  accepted  by  the 
Powers;  secondly,  that  there  was,  therefore,  no  question  of  discussing  with 
Greece  whether  or  not  she  would  accept  a  control,  but  only  as  to  the  form 
of  carrying  it  out. 
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Nr.  11917.  GE0S8BBITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  die  Botschafter  in  Paris  und  Petersburg.  Schlägt 
die  Garantie  einer  griechischen  Anleihe  vor. 

Foreign  Office,  August  24,  1897,  4.30  p.  m. 
(Telegraphic.)  ||  Her  Majesty's  Government,  recognizing  the  great  difficulties  Nr.  iiyn. 
which   will   attend   the   raising  in  the  open  market  of  a  loan  to  cover  the  britlnni^cn. 
indemnity  to  be  paid  by  Greece,  are  willing,  in  concert  with  the  French  and24.Aui{.ibv7. 
Russian  Governments,  should  they  be  willing  to  join  in  doing  so,  to  guarantee 
the   sum  that  may  be  found  necessary  for  that  purpose.     They  consider  that 
the  amouut  required  should  certainly  not  exceed  4  miUions,  but  that  a  much 
smaller   sum   would   probably   suffice.  ||  The   guarantee   would   be   conditional 
ou  the  hypothecation  of  Greek  revenues  to  meet  the  interest  on  the  loan,  and 
their  Submission  to  the  financial  control  of  a  Gommission  to  be  named  by 
the  three  Powers  in  question.  ||  Should  Austria,  Italy,  and  Germany  be  willing 
to  join,  Her  Majesty's  Government  would  welcome  their  co-operation,  but  the 
concurrence  of  the  three  Powers  by  whom  the  Uellenic  Eingdom  was  founded 
would  be  sufficient.  ||  (Repeated  to  Constantinople.) 


Nr.    11918.     QEOSSBEITAKNIEN.   —    Der   Botschafter   in   Peters-    < 
bürg   an   den   Minister  des  Auswärtigen.      Rufsland 
und  Frankreich  nehmen  den  englischen  Vorschlag 
Nr.  11914  an. 

St.  Petersburgh,  August  25,  1897.    (August  2G.) 
(Telegraphic.)  ||  Count  Mouraviefif  has  been  informed  by  the  German  and  ^''-  "^*®- 
Austrian    Ambassadors  that  their  Governments  do  not  agree  to  the  proposal  britannion. 
communicated  tu  me  in  your  Lordship's  telegram  of  the  21st  instant    However,^-^"»*^®''' 
Count  Mouravieff  and  M.  Hanotaux,  after  conferring  together,  have  instructed 
the    Representatives   of  Russia  and  France  at   Athens  to  address,  in  a  confi- 
dential   and   unofficial  manner   to  the  Greek  Government,   the   two   qucstions 
which  your  Lordship  has  proposed. 


Nr.  11919.  QEOSSBRITAHNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Graf  Mura- 
wiew  ist  nicht  für  Garantie  der  Kriegsanleihe. 

St.  Petersburgh,  August  27,  1897.    (August  27.) 
(Telegraphic.)  ||  With  refereuce  to  your  Lordship's  telegram  of  the  24th  ».  ii9i» 
instant,  I  have  the  honour  to  state  that  I  am  informed   liy  Count  Mouravieff  tritlnnien 
that    the    Imperial  Government   is  not  disposed  to  guarantee  the  Greek  loan  27.Ang. isv 
for  the  payment  of  the  war  indemnity,  and,  further,  that  bis  Excellency  had 
been  informed  by  M.  Hanotaux  that  the  Continental  Parliamentary  countries 


Digitized  by 


Google 


240  ^^i*  griechisch- tflrldsche  Krieg  1897. 

Nr.  11919.  wonld  find  it  difficult,  withoat  pre?ioasly  appljing  to  their  Chambers,  to 
britMoren.  g^arantec  the  loan.  ||  Count  Mouravieff  has  informed  the  German  Ambassador 
27. Aug.  1897.  of  the  suggestion  made  by  joar  Lordship,  as  well  as  of  bis  reply  to  it.  His 
Excellency  proposes  conveying  the  same  information  to  the  Representatives  of 
Anstria  and  Italy.  ||  Count  Mouravieff  told  me,  however,  that  a  further  dis- 
eussion  of  the  question  between  the  Cabinets  is  not  preclnded  by  his  answer 
to  your  Lordship's  Suggestion. 


Nr.    11920.    GEOSSBBITAiraiEIJ.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  au 

den  Minister  des  Auswärtigen.     Bülow   erklärt   die 

Unterzeichnung     der    Präliminarien    für     das 

Wichtigste. 

Berlin,  August  27,  1897,  4  p.  m.    (August  27.) 

Nr.  11920.  (Telegraphic.)  ||  With  reference  to  your  Lordship's  telegram  of  the  26th 

britannion.  instaut,  I  havc  thc  houour  to  report  that  I  saw  Herr  von  Bülow  this  moming, 
27.Ang.i897.anc[  that  his  Excellency,  referring  to  the  conversation  which  your  Lordship 
had  had  with  the  German  Ambassador,  said  that  it  led  him  to  hope  that 
some  arrangement  might  be  arrived  at  for  the  prompt  signature  of  the  Peace 
Preliminaries.  |{  His  Excellency  stated  that  he  doubted  the  efficacy  of  the  confi- 
dential  inquiries  which  the  French  and  Russian  Representatives  at  Athens  had 
been  instructed  to  make,  and  did  not  think  that  any  useful  result  would  foUow. 
Nor  was  he  inclined  to  agree  to  the  proposal  made  by  Russia  that  the  Con- 
tinental Powers  should  sign  without  England,  but  if  there  were  no  hope  of 
inducing  Her  Majesty's  Government  to  join,  he  would  be  prepared  to  consider 
it.  II  His  Excellency  expressed  his  strong  opinion  that  the  signature  of  the 
Preliminaries  was  now  the  most  important  point,  and  he  feared,  according  to 
the  news  from  Crete,  that  complications  would  arise  unless  they  were  signed 
without  delay.  The  efficacy  of  the  concert  of  Europe  he  believed  in,  and 
hoped  sincerely  that  it  would  be  maintained.  ||  Referring  to  the  question  of  a 
guarantee  of  the  loan  by  the  Powers,  Herr  von  Bülow  said  that  under  present 
circumstances  the  German  Government  would  certainly  not  entertain  the  idea, 
but  that,  if  a  control  were  established  which  would  protect  the  rights  of  the 
former  creditors  of  Greece,  it  might  be  possible  to  obtain  the  consent  of  tbe 
Reichstag.     On  this  point,  however,  he  was  by  no  means  confident 

Nr.  11921.  TÜRKEI.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
Botschafter  in  London.  Die  Verzögerung  des  Frie- 
dens ist  schädlich. 

Le  26  Acut,  1897. 

Nr.  11921.  (T^lögraphique.)  ||  Depuis  TÄclosion  de  Tinsurrection  Cr^toise  qui  a  marqu6 

2«  A^^^i'sö?  ^®  ^^^^^  dös  agressions  Hellöniqucs  et  le  commencement  de  la  guerre  qu'elle 

a  engendr^,  le  Gouvernement  Imperial  ne   s'est  point  döparti  de  l'attitude 
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pacifique  adopt^e  par  les  Grandes  Puissances,  et  n'a  pas  h^sit^  ä  accepter  Nr.  11021. 

T&rkdi 

rarmistice  propos^  par  elles  en  vue  de  lenr  prouver  que  le  Gouvernement 2^^^,^,^^, 
Imperial  consid^rait  comme  devant  bäter  une  Solution  tout  en  garantissant  les 
droits  qui  d^coulaient  pour  lui  de  ses  Tictoires.  L'acquiescement  du  Gou- 
vernement Imperial  k  toutes  les  modifications  propos6es  de  concert  par  les 
Pois&ances  M^atrices  pendant  les  n^gociations  de  paix  touchant  des  points 
offrant  la  plus  haute  importance  quant  k  ses  droits  et  ä  sa  Situation  prouve 
d'one  fagon  manifeste  combien  11  s'est  ralli^  k  leurs  vues  pour  häter  le 
r^tablissement  de  la  paix.  C'est  ainsi  que  tous  les  points  des  Pr^liminaires 
de  Paix  avaient  ^t^  reglos  et  il  ne  restait  plus  qu'ä  signer  TActe  arr^t^  avec 
les  Ambassadeurs  lorsque  Tnne  des  Puissances  M^diatrices  fit  ressortir  la 
n^essit^  de  s'adresser  au  Cabinet  d'Atb^nes  pour  la  dösignation  et  la  fixation 
des  revenues  k  affecter,  par  suite  de  T^tablissement  du  contröle  financier  que 
]a  Grece  doit  naturellement  accepter  au  service  tant  de  son  ancienne  dette 
que  du  noavel  emprunt  k  contracter  pour  le  paiement  de  l'indemnit^  de 
gnerre.  Cette  proposition  inattendue  vint  de  soulever  de  nouvelles  difficult6s 
et  retarder  la  signature  des  Pr^liminaires.  ||  II  est  cependant  k  remarquer  que 
si  le  Gouvernement  Imperial  s'^tait  empress^  d'accepter  par  d^f^rence  pour 
les  Puissances  leur  m^diation,  c'est  parce  que  la  Gr^ce  avait  sollicit^  leurs 
bons  Offices  en  vue  du  rötablissement  de  la  paix  en  leur  confiant  le  soin  de 
ses  int^rets  et  en  leur  donnant  plein  pouvoir  k  cet  effet.  ||  Dans  ces  conditions 
les  retards,  qu'on  peut  consid^rer  comme  inutiles,  contrarias  par  les  d^cisions 
auiquelles  ont  abouti  les  n^gociations  men^es  d'accord  avec  les  Puissances, 
ne  peuvent,  eu  ^gard  k  Tautorit^  et  k  la  nature  de  la  m^diation  et  aux 
exigences  de  la  Situation,  qu'empßcher  le  rötablissement  de  la  paix  d^sir6 
tant  par  le  Gouvernement  Imperial  que  par  les  Grandes  Puissances  et  porter 
atteinte  aux  droits  et  int^räts  moraux  et  mat^riels  de  TEmpire.  ||  Aussi,  le 
Gouvernement  Imperial  se  trouve-t-il  dans  Tobligation  impörieuse  de  hftter 
la  signature  du  dit  Acte  en  ^artant  ces  nouvelles  difficult^s,  qui  sont  des 
plus  nuisibles  pour  ses  int^r^ts,  et  d'acc^l^rer  la  mise  k  ex^cution  des  d^cisions 
prises  d'un  commun  accord.  ||  Nous  ne  doutons  pas  que  les  Cabinets  Euro- 
peens  ne  veuillent,  comme  nous,  mettre  un  terme  ä  cette  Situation  intolörable, 
qui  va  k  l'encontre  des  dispositions  pacifiques  des  Puissances,  et  c'est '  dans 
cette  conviction  que  je  vous  prie  de  faire  les  d^marches  n^cessaires  aupr^s 
de  M.  le  Ministre  des  Affaires  £trang^res  du  Gouvernement  pr^s  duquel  vous 
^tes  accr^dit^  pour  Tamener  k  inviter  son  Repräsentant  k  Constantinople  k 
signer  sans  plus  de  retard  les  Pr61iminaires  arrßtös.  ||  Vous  voudrez  bien 
laisser  k  son  Excellence  copie  du  präsent  telögramme,  et  me  communiquer 
immMiatement  sa  r^ponse. 
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Nr.  11922.  GEOSSBRITANNIE».  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des .  Auswärtigen.  Bülow  über  die 
Notwendigkeit  der  Finanzkontrolle. 

Berlin,  August  27,  1887.    (August  30.) 
Nr.  11922.  My  Lord,  ||  On  the  23rd  instant  I  called  upon  M.  de  Bülow  for  the  pur- 

briuLien.  P^sc  of  communicating  to  bis  Excellency  the  sobstance  of  your  Lordship's 
27.Aug.  1897. f eiegramm  of  the  21  st  instant,  of  which  I  handed  him  a  paraphrase.  ||  His 
Excellency  repeated  to  me  at  length  the  language  which  I  had  already  the 
honour  to  report  to  your  Lordship  in  my  despatch  of  the  20 th  instant,  and 
said  that  the  view  of  the  German  Government  might  be  snmmed  np  in  the 
following  phrase,  which  formed  part  of  a  telegram  which  he  had  addressed  to 
Count  Hatzfeldt:—  {|  "To  impose  the  control  upon  Greece  would  be  to 
restore  order  in  the  country,  to  assure  peace,  and  to  consolidate  the  throne 
of  King  George.  On  the  other  band,  to  ask  the  consent  of  the  Greek  Go- 
vernment to  the  control  would  retard  the  conclusion  of  peace,  and  con- 
sequently  the  evacuation  of  Thessaly,  which  it  was  the  desire  of  the  Powers 
to  bring  about  as  soon  as  possible." 

In  the  course  of  this  conversation,  M.  de  Bülow  said  that  Germany  had 
no  direct  interests  in  the  East,  bnt  it  would  be  impossibie,  in  view  of  the 
strongly- expressed  public  opinion  in  Germany,  for  any  German  Government  to 
neglect  the  interests  of  holders  of  Greek  bonds,  a  very  large  namber  of 
which  were  held  by  German  investors. 

(Signed)  Frank  C.  Lascelles. 


Nr.  11923.  QROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Konstantinopel.  Schlägt 
eine  internationale  Finanzkommission  in  Athen  vor. 

Foreign  Office,  September  3,  1897. 
Nr.  11923.  (Telegraphic.)  ||  The  Greek  Government  appear  to  be  prepared  to  agree  to 

bTiUnMen.  *^^  ostabUshment  of  an  international  control  of  hypothecated  revenues,  and  to 
3.  Sept.  1997  assign  for  that  purpose  revenues  which  they  consider  to  be  free  from  encum- 
brance,  in  lieu  of  the  dispnted  portion  of  Article  VI  of  the  Preliminaries  of 
Peace.  ||  Suggest  to  your  coUeagues  the  adoption  of  the  following  provisions: — 
1.  The  appointment  of  an  International  Commission  to  sit  at  Athens. 
Each  Power  to  be  represented  by  one  Delegate.  ||  2.  That  the  Greek  Govern- 
ment shall  obtain  the  passage  through  the  Greek  Chamber  of  a  Law  to  place 
under  the  complete  control  of  the  International  Commission  the  receipt  and 
expenditure  of  revenues  adequate  to  the  payment  of  the  interest  on  the  loan 
for  the  indemnity  payable  to  Turkey,  and  on  other  national  debts  as  approved 
by  the  Powers.  ||  3.  That,  subject  to  the  agreed  modification  of  the  frontier, 
Thessaly  shall  thereupon  be  evacuated  within  one  month  by  the  Tarkish 
forces. 
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Nr.  11924.  OEOSSBBITANNIEK.  —  Der  Botschafter  in  Paris  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Hanotanx  stimmt 
der  internationalen  Kommission  zu. 

Paris,  September  4,  1897,  5.20  p.  m.    (September  4.) 
(Telegraphic.)    ||    M.  Hanotanx  is  evidently  relieved  by  your  Lordship's  ^'-  "^^*- 
conciliatory  proposal  concerning  Article  VJ,  as  contained  in  telegram  of  yester-  brftannien. 
day  to  Her  Majesty's  Ambassador  at  Constantinople.    ||    His  Excellency  is  in-*-8«pt.i897. 
clined  to  think  that  all   the  Powers  should  be  willing  to  accept  your  Lord- 
ship's  Suggestion;  but  he  inclines  to  altering  paragraph  1  to  read  as  foUows: 
"An  International  Gommission  shall  be  appointed  as  soon  as  this  law  has  been 
passed/'  and  to  placing  paragraph  2  before  it.  ||  M.  Hanotaux  is  still  of  opinion 
that  1, 000,000  Z  in  cash  will  have  to  be  paid  down  to  enable  the  evacuation  to 
be  commenced  by  the  Turks. 

Nr  11925.  QROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Vor- 
schlag der  Botschafter  über  Artikel  2  und  6. 

Constantinople,  September  6,  1897,  4.30  p.  m.    (September  6.) 

(Telegraphic.)    ||   I  have  the  honour  to  report  that,  at  an  Ambassadors'  ^r.  iiü2ö. 
meeting   this  morning,   M.  de  N6lidow  read  to    us  a  telegraphic  instruction  briulnien. 
which  he  had  received  from  his  Government  directing  him  to  confer  with  bis  «•  sept.  i897. 
colleagnes  with  a  view  to  drawing  up  a  modified  draft  of  the  Peace  Prelimi- 
naries  in  a  form  that  would  be  acceptable  to  all,  on  the  basis  of  your  Lord- 
ship's  last  proposals.   ||   My  colleagnes  agreed  to  recommend  accordingly  to 
their  respective  Governments  that  the  Mediating  Powers  should  propose  to  the 
Porte  the  foUowing  modifications: — 

Article  H.  In  place  of  last  paragraph:  ''A  cet  effet  il  sera  constitu^  ä 
Äthanes  une  Gommission  Internationale  compos^e  des  Repr^sentants  des  Pnis- 
sances  M^diatrices  ä  raison  d'un  membre  nomm6  par  chaqne  Puissance.  Le 
Gouvernement  Hell^nique  fera  adopter  une  Loi  d'apr^s  laquelle  la  perception 
et  Temploi  des  revenus  suffisants  au  paiement  de  Tintör^t  de  l'emprunt  pour 
l'indemnit^  de  guerre  et  des  autres  dettes  nationales  seront  plac^s  sous  le 
contröle  absolu  de  la  dite  Gommission,  le  tont  avec  Tapprobation  des  Puis- 
sances  M^diatrices." 

Nr.    11926.    QR088BBITANiriE».  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 

an  den  Botschafter  in  Konstantinopel.    Verhandlung 

mit  dem  deutschen  Botschafter  über  die  Fassung  des 

Artikel  6 

Foreign  Office,  September  8,  1897,  7.30  p.  m. 

(Telegraphic.)  ||  Your  telegram  of  the  6th  September.  ||  I  have  seen  the  Nr.  iiwe. 
German  Ambassador,  and  have  proposed  to  his  Excellency  that  the  words  |,rtJJ„i'^„. 
"^poque  du  paiement,*'  in  the  new  draft  of  Article  VI  should  be  replaced  by  s.  sept.  i897. 
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Nr.  11926.  the  words  ''öpoque  de  la  pablication  de  Temprunt  pour  rindenmit^.''  ||  It  is 
britunien.  possible  tbat  a  controversy  may  arise  on  the  meaning  of  these  words.  I  do 
8.  Sept.  1897.  not  think,  however,  that  anj  real  danger  is  involved  in  their  use,  and  they 
will  be  the  means  of  bridging  over  what  is,  I  hope,  our  last  difficulty  in  these 
negotiations.  ||  Count  Hatzfeldt  took  my  Suggestion  ad  referendum,  but  appeared 
to  entertain  it  favonrably.  ||  Some  other  modifications  of  the  language  of  the 
new  draft  Articles  were  suggested  by  his  Excellency,  which  did  not  appear  to 
me  to  be  open  to  objection.  He  desired  that  the  draft  of  law  for  assignment 
and  control  of  the  revenue  aflFected  to  the  seryiee  of  the  debt  shoald,  in  the 
first  place,  be  communicated  to,  and  approved  by,  the  Ambassadors  before 
being  laid  before  the  Greek  Chamber. 


Nr.    11927.    GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an    den    Minister   des   Auswärtigen.     Der 
deutsche  Botschafter  hat  noch  keine  Instruktionen. 
Gonstantinople,  September  9,  1897,  6  p.  m.    (September  10.) 
Nr.  iis)27.  (Telegraphic.)  ||  I  communicated  to  my  colleagues  to-day  the  amendment 

Großi-     proposed  in  your  Lordship's  telegram  of  the  8th  September  to  their  draft  of 

britaniüoD. 

9.sept.i8V7.  Article  VI.  ||  The  German  Ambassador  had  been  told  to  await  further  Instruc- 
tions. Nothing,  therefore,  could  be  settled,  though  most  of  the  Ambassadors 
were  authorized  to  agree  to  any  wording  tbat  was  approved  by  all.  ||  The  last 
sentence  of  Article  n,  as  drafted  by  the  Ambassadors,  meets  the  wish  expres- 
sed to  your  Lordship  by  the  German  Ambassador  in  London,  that  the  Greek 
law  should  be  approved  by  the  Powers. 


Nr.  11928.  QROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  inEonstantinopel.  Verständigung 
mit  Deutschland  und  Rufsland. 

Foreign  Office,  September  13,  1897. 
Nr.  11928.  (Telegraphic).  ||  The   following  is   the  French  text  of  the  second  para* 

brii^Sian.  ^""^P^    ®^  Articlc   II   and   of  Article  VI   of  the   Preliminaries  of  Peace,   as 
i3.8«pt.i897.  amended : — 

"Article  II,  alin^a  2.  A  cet  eflFet  il  sera  institue  ä  Äthanes  une  Com- 
mission  Internationale  des  Repr^sentants  des  Puissances  M^diatrices  h  raison 
d'un  membre  nomm6  par  chaque  Puissance.  Le  Gouvernement  Grec  fera 
adopter  uneLoi,  agrööe  pröalablement  par  les  Puissances,  röglant  le  fonctionuc- 
ment  de  la  Commission,  et  d'apr^s  laquelle  la  perception  et  Temploi  des 
revenus  suffisants  au  service  de  Temprunt  pour  Tindemnit^  de  guerre  et  les 
antres  Dettes  Publiques  seront  plac^s  sous  le  contröle  absolu  de  la  dite  Com- 
mission," 
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"Article   VI.    L'6tat   de   guerre   cessera   entre  la   Turquie   et  la  Gr^c^  Nr.  uns. 
anssitöt    qne   TActe   de  la  Paix  Pr^liminaire  aara   ^t6   sign^.   ||   Lorsqne  las  ^tlliiin. 
Pnissances  aaront  reconna  comme  remplies  ies  conditions  pr6vaes  k  TArticle  ll,is.8ept.i8»7. 
et   qne  F^poqne  de  Tissae  de  Temprant  poar  Tindemnit^  de  guerre  aura  €U 
Stabile  par  la  Commission  Internationale  en  conformite  avec  Ies  dispositions 
de  Tarrangement  finaneier  mentionn^  dans  Talin^a  2  de  TArticle  II,  Töyacaation 
de  Thessalie  s'effectoera  dans  le  d^lai  d'un  mois  h  partir  de  ce  terme." 

The  above  wording  is,  I  anderstand,  acceptable  to  the  Govemments  of 
Germanj  and  Rassia,  and  I  am  prepared  also  to  accept  it.  ||  I  wonld  propose, 
as  the  simplest  conrse,  that  the  Ambassadors  at  Gonstantinople  should  agree 
to  adopt  it  and  report  it  to  their  respective  Govemments,  as  agreed  to  bet- 
ween  them  without  any  formal  proposal  bj  any  one  of  them.  ||  If,  however,  it 
shoald  be  considered  advisable  that  some  one  should  move  the  adoption  of 
the  new  text  at  the  Ambassadors'  meeting,  I  bave  no  objection  to  joor  £x- 
cellencj  proposing  the  last  sentence  of  Article  VI,  while  the  other  amend- 
ments  might  be  moved  by  the  German  and  Rassian  Ambassadors.  ||  Article  VI 
provides  that  the  evacoation  of  Thessaly  shall  take  place  one  month  after  the 
day  on  which  the  date.  of  publication,  or  issae  of  the  indemnity  loan,  is  fixed 
by  the  International  Commission.  So  long  as  this  is  made  quite  clear,  it  is 
not  material  which  of  the  three  words :  "Omission,"  "publication,"  or  "issue"  is 
employed. 


Nr.    11929.    OROSSBRITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel   an    den    Minister    des   Auswärtigen.     Ver- 
ständigung der  Botschafter  über  Artikel  2  und  6. 
Constantinople,  September  13,  1897,  7.10  p,  m.    (September  14.) 
(Telegraphic.)  ||  Fresh  drafts  of  Articles  II  and  VI  were  agreed  upon  at  Nr.  11929. 
the  Ambassadors'  raeeting  to-day,  on  the  basis  arranged  between  Count  Hatz-  i,,j^^on 
feldt   and  your  Lordship.  ||  I  made  a  point  of  the  word  "publication"  beingis-Sept.iso?. 
used,   and   my  coUeagues  accepted  it    ||    We  are  communicating  draft  to  the 
Minister   for   Foreign   Affairs,   and   have   proposed  to  him  a  meeting  for  to- 
morrow.  ||  The  draft,  we  hope,  may  possibly  then  be  initialled,  and  on  Saturday 
the  Preliminaries  signed. 


Nr.    11930.    GROSSBRITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.   Ant- 
wort  auf  Nr.  11928. 
Constantinople,  September  14.  1897,  2.25  p.  m.    (September  14.) 
(Telegraphic.)  ||  Your  Lordship's  telegram  of  yesterday.  ||  As  I  telegraphed  ^''  ***^- 
to   your  Lordship   yesterday,   the   Ambassadors   agreed  upon  the  wording  of  i^uanien. 
Articles   Nos.  II  and   VI,   and   communicated   them  to  the  Porte  unofficially i*-^p*'®^" 
yesterday,  requesting  the  Foreign  Minister  to  meet  us  to-day.  ||  So  far  we  have 
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Nr.  11080.  received  no  answer.  ||  The  wording  adopted  is  identical  with  that  containcd  in 
wuBBieii.  yoar  Lordship's  teh 
i4jBept.i807.  verbal  modifications. 


wJnBien.  y^^^  Lordship's  telegram  of  yesterday's  date,   with  the  exception   of    slight 


Nr.  11931.  GROSSBEITAirNIEN.  —  Der  Gesandte  in  Athen  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Griechenland  hat 
einen  Unterhändler  in  Eonstantinopel  ernannt. 

Athens,  October  6,  1897.    (October  6.) 

^G^cT*'  (Telegraphic.)  ||  I  have   received   a   note   from  the  Minister  for  Foreign 

briunnien.  Affairs,  officially   acknowledging   the   collective  note  of  the  15th  (27 tb)  Sep- 

6.  Okt.  1897.  tember,  and  informing  me  that  in  conformity  with  tho  stipulations  of  Article  IV 

of  the  Preliminaries,  M.  i^.  Mavrocordato  has  been  appointed  Hellenic  Pleni- 

potentiary  to   negotiate   the   definitive   peace.  ||  M.  Mavrocordato  is  the  late 

Hellenic  Minister  in  Constantinople. 


Nr.  11932.  GEOSSBEITAKiriEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die 
griechisch  -  türkischen  Verhandinngen  haben  be- 
gonnen. 

Constantinople,  October  19,  1897,  11  a.  M.    (October  19.) 
Nr.  11032.  (Telegraphic.)   |i    As   annonnced   in   my  telegram  of  the  17th  instant,   a 

briunniön.  "^^eting  took  placc  yesterday  between  the  Foreign  Minister  and  the  Greek 
i9.0kt.i8V7.pienipotentiaries.  ||  Tewfik  Pasha,  whom  I  saw  after  the  meeting,  spoke  hope- 
fuUy  as  to  an  early  conclusion  of  the  definitive  Treaty  of  Peace  and  the  re- 
establishment  of  normal  relations  with  Greece.  ||  The  Conventions  referred  to 
in  Article  V  would  no  doubt  take  time  to  negotiate.  He  hoped,  however, 
that  the  Consnlar  one,  which  offered  most  difficnlties,  wonld  be  speedily  settled 
on  the  basis  of  the  nnsigned  Convention  of  1876,  sabject  to  some  modi- 
fications. II  The  Position  of  Second  Tnrkish  Plenipotentiary  has  been  given  to 
Hassan  Fehmi  Pasha. 


Nr.  11933.  OEOSSBBITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  Kapi- 
tulationsfrage macht  Schwierigkeiten. 

Constantinople,  October  23,  1897,  5  p.  ii.    (October  23.) 

Nr.  1193S.  (Telegraphic.)  ||  I  hear  that  favourable  progress  is  being  made  with  the 

briu^nion.  ^''^^k  nogotiations,  and  that  the  Turks  are  conciliatory  and  apparently  anxious 

23.okt.«i897.to  sign  thc  definitive  Treaty  of  Peace  as  soon  as  possible.  ||  In  the  opinion  of 

the   Greek   Plenipotentiaries   the   Consnlar  Convention   and  the  indemnity  for 

damage   inflicted   on   private   property   are    the   only  points  likely  to  presenl 
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any  serions  difficulty.    As  regards  the  latter  t!ie  Tarks  want  themselves  to  fix  i*r.  11933. 
the   amount   of  each   claim   and   the   time   of  payment,   a  maximum  total  of  ^ritimnien. 
10,000,000  fr.  being  the  only  limit  to  their  demands.     That  sum  is  con8idered23.okt.i897. 
excessive   by   the   Greeks,   who   desire   that   a  Joint  Commission  shonld  deal 
with   the   qnestion.  ||  On  the  qnestion  of  the  Consnlar  Convention  the  Greeks 
object  to  signing  the  Treaty  withont  knowing  what  the  demands  of  Tnrkey 
will  be.     The  Tarks,   on   the   other   band,   propose  that  a  simple  agreement 
that  the  Convention  will  be  signed  should  be  inserted  in  the  Treaty.     Other 
onacceptable   demands   made   by  the  Tnrks  have   been  withdrawn.    ||    Prince 
Mavrocordato   has   appealed  to  me   for  my   sapport  in  regard  to  the  above 
two  points. 


Nr.    11934.    TÜEKEI  und  GEIECHENLAND.  —    Entwurf  eines  de- 
finitiven Friedensvertrages, 

Konstantinopel,  23.  Oktober  1897. 
Article  I,  Nr.  11934. 

(Derselbe  Inhalt  wie  Art.  I  des  Präliminarfriedens.)  '^''^•^  "■* 

Arti^^le    II.  23.dkt.*i897. 

....  £  T.  4,00(),000,  conform^ment  aux  conditions  pr6vues  k  TArticle  II 
des  Pr^liminaires  de  Paix.  ||  L'arrangement  n^essaire  pour  assorer  le  paiement 
rapide  de  cette  indemnilö  sera  arrdt^  avec  le  concours  des  Grandes  Puis- 
sances,  ainsi  qa'il  est  stipul^  dans  TArticle  pr4cit6. 

(Rest  fortgelassen.) 

Article  III. 
(Derselbe  Inhalt  wie  in  Art.  VI  des  Präliminarfriedens.) 

Article  IV. 
(Austausch  der  Gefangenen.) 

Article  V. 
üne    amnistie   pleine   et  entidre  est  accord^e  k  toutes  les  personnes  qni 
ont  ^t^  compromiscs  dans  les  6v6nements  qni  ont  pröc^dö  ou  suivi  la  gaerre. 

,  Article  VI. 

Chacune  des  Parties  Contractantes  se  r^serve  la  facultö  de  refuser  Taccös 
de  son  territoire  k  ceux  des  sujets  de  Tautre  partie  qui  ne  justifieraient  pas 
d'avoir  des  moyens  de  snbsistance  ou  une  professioo,  qui  anraient  subi  des 
condamnations  jndioiaires  ou  qui  auraieut  et^  Tobjet  d'une  d^cision  d'expulsion 
k  raison  de  leurs  ant^c^dents  et  mofaits  de  droit  commun. 

Article   VII. 
Les  habitants,  de  m§me  que  les  individus  originaires  des  territoires  occup^s 
par  les  troupes  Ottomanes  par  snite  de  la  dernidre  guerre  et  restitues  k  la 
Grdce,  seront  libres  d*6migrer  ou  de  fixer  leur  domicile  en  Turquie,  et  y  ac- 
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Nr.  11934.  querront   par   ce   fait    la   natioDalit^   Ottomaue,   tout-  en   continaant  de  jouir 
G^-^^hT^  pleinement  «t  sans  ancone  entrave  de  leurs  propri^t^s  immobili^res  sises  en 

land.      Grdce  et  de  las  administrer. 
23.okt.i897.  Article   Vm. 

La  Gr^ce  s'engage  k  payer,  an  far  et  ä  mesnre  qoe  Ini  sera  notifi^  par 
la  Snblime  Porte,  les  indemnit^s  qoi  seraieot  fix^es  et  alion^es  par  le  Gou- 
vernement  Imperial  aax  sujets  et  institntions,  tant  OttomaDs  qn'^traDgers,  qai 
ont  sooffert  des  faits  de  la  gnerre.  Toutefois  le  montant  total  de  ces  indem- 
nitös  ne  devra  pas  d^passer  le  chiflfre  de  10,000,000  fr. 

Article  IX. 

Artikel  III  des  Vorfriedens  mit  der  Änderung  "Une  Convention  Consnlaire'' 
für  "des  arrangements  sp^ciaux faillite." 

Ilieranf   folgt   Article    VIII    (anter  Weglassung   des    ersten   Paragraphen 

''dds  la  ratification    ....   de   leurs  nationaux)  ''jnsqn'^  la  conclasion 

1896." 
(Neu.) 

Quant  aux  Consnls  Ottomans  en  Gr^ce  ils  y  joolront,  comme  par  le  pass^, 
du  regime  assur6  aux  Consuls  des  Puissances  les  plus  favorisöes. 

Article  X. 
Les  Conventions  et  autres  Actes  r^glant  les  rapports  entre  la  Turqoie 
et  la  Grdce  ayant  ^t4  annul^s  par  la  guerre  les  Parties  Contractantes  con- 
viennent  de  remettre  en  vigueur  la  Convention  du  24  Mai,  1881,  et  de  con- 
clure  au  plus  tot  et  simultan^ment  outre  la  Convention  Consulaire  dont  il  est 
parl6  dans  l'Article  pr6c6deDt,  les  Trait^s  suivants: — 

A.  =  V.  (a)  "Arrangement''  statt  "Convention." 

B.  Un  Traitö  d'Extradition  pour  la  remise  r^ciproque  des  criminels 
politiques  et  de  droit  commun. 

C.  3=  D.  +  et. de  la  contrebande  ainsi  que  pour  la  fixation  des  rdgles 
de  la  police  maritime  en  vue  de  la  rögularit^  et  du  d^veloppement  des  relations 
maritimes  entre  les  deux  pays. 

Article  XL 
II  sera  6galement  conclu  entre  les  deux  Parties  Contractantes  un  Trait^ 
de  Commerce  et  de  Navigation.     En  attendant,  les  sujets  de  chacun,  &e.  (voir 
Article  VII),  ....  et  de  navigation  est  r^tablie  ä  la  base  de  la  plus  parfaite 
r^ciprocit^. 

Article  XII. 
(Erneuerung  des  Postverkehrs.) 

Article  XIIL 
De   m^me,   les   Administrations   des   T^l^raphes   des   deux  Parties  Con- 
tractantes devront  prendre  les  mesures  n^cessaires  pour  r^tablir  les  Communi- 
cations entre  leurs  r^seaux  respectifs  pour  les  entretenir  convenablement  de 
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mani^re  ä  imprimer  un  cours  ininterrorapu  et  rapide  aux  Behanges  des  d^pöches  Nr.  11934. 
t^l^graphiques.  ^G^ieche?-^ 

Article  XIV.  land. 

23.  Okt.  1807. 

Le  Gouvernement  Hell^nique  s'engage  d'une  raani^re  formelle  k  observer 
scrnpuleasemcnt  les  stipulations  de  la  Convention  du  24  Mai,  1881,  qui 
n'ont  pas  6t6  modifi^es  par  le  präsent  Acte  et  k  en  assurer  Tex^cution  stricte 
et  parfaite. 

£n  cons^quence,  tenant  compte  des  observations  d^jä  faites,  ou  k  faire, 
le  cas  (kih^ant,  par  la  Sublime  Porte,  il  rapportera  tous  Lois,  Reglements  et 
Arröt^s  qui  sont  ou  qui  seraient  contraires  k  la  teneur  ou  k  Tesprit  de  la 
dite  Convention,  notamment  en  tout  ce  qui  touche  Torganisation  des  com- 
munaot^  Mnsulmanes,  les  rapports  de  celles-ci  avec  leur  cbef  spirituel,  le 
regime  de  loi  et  d'administration  des  biens  Vacoufs,  le  droit  de  propri^ö  des 
Musulmans  et  autres  dans  les  territoires  c6d6s  par  la  dite  Convention. 

Les  titres  anciens  de  propri^t^  seront  reconnus  par  les  autorit^fe  Helleniques 
et  personne  ne  sera  d4poss6d^e  de  sa  ferme  et  de  son  immeuble  sans  son 
consentement. 

La  d^cision  qui  interviendrait  entre  la  Sublime  Porte  et  les  Puissances 
Mödiatrices  en  ex6cution  de  TArticle  X  de  la  dite  Convention  concernant  la 
part  k  payer  par  la  Gr^ce  k  la  Dette  Publique  Ottomane  sera  accept^e  par  eile 
et  ex^cutee  sans  objection. 

Article  XV. 

L'indemnit6  que  la  Gröce  devait  payer  k  la  Turquie  en  ex6cution  de 
TArticle  IX  de  la  Convention  du  24  Mai,  1881,  pour  les  biens-fonds  apparte- 
nant  k  r£tat  Ottoman,  et  c6d6s  k  eile  est  fix6e  k  forfait  k  la  somme  de 
£  T.  100,000. 

Le  payement  en  sera  eflfectu6 

Article  XVI. 
(Artikel  XI  der  Präliminarien.) 

Article  XVII. 

Artikel  IX  der  Präliminarien,  aber  er  beginnt: 

**En  cas  de  divergences  dans  le  cours  des  n^gociatious  entre  la  Turquie 
et  la  Grcce  pour  la  conclusion  des  Conventions  pr6vues  par  le  präsent  Acte 
les  points  contest^s,"  Ac,  bis  zu  Ende. 

Article  XVIII. 
(Ratifikation  in  15  Tagen  nach  der  Unterzeichnung.) 
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Nr.  11935.  6B0SSBBITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstau- 
tinopel  an  den  Minister  des  Ausw.  Übersendet  eine 
gemeinsame  griechisch-türkische  Proklamation,  um 
die  geflüchteten  Thessalier  zarückzurufen. 

Constantinople,  October  25,  1897,  4.25  p.  m.   (October  25.) 
Nr.  11936.  (Telegraphic.)  ||  Mr.  Bigham  telegraphs  to-daj  from  Domoko  as  follows:|! 

brUMnien  "^^®  Turkish  and  Greek  Delegates  here  have  agreed  upon  the  foUowing  Pro- 
25.0kt.i897.  clamation:  II '*1.  Refugees  may  retarn  by  way  of  Larissa,  Volo,  Musaki,  and 
the  Furka  Pass.  ||  "2.  Until  Thessaly  has  been  entirely  evacuated  they  will  be 
nourished  by  the  Hellenic  Government.  ||  **3.  They  must  be  unarmed,  free  from 
contagions  disease,  and  of  good  character.  ||  '4.  They  will  not  be  reinstated  in 
any  village  or  town  occupied  at  present  by  Turkish  troops.  ||  "5.  Before  the 
retarn  commences,  this  Convention  shall  be  signed  by  the  Delegates  of  both 
sides  at  each  point  of  re-entry.  ||  "The  above  Convention  requires  a  Local 
Commission  to  sit  at  each  of  the  points  of  re-entry.  In  the  opinion  of  both 
parties,  a  European  Delegate  should  also  be  present.  The  Tarks  desire  this 
to  prevent  false  reports,  and  the  Greek  refagees  consider  that  it  woald  be 
some  gaarantee  against  plimdering  and  marder.  The  matter  is  very  pressing, 
and  1  venture  so  suggest  going  myself  to  Furka  pending  the  arrival  of  my 
colleagues.  Furka,  with  Volo,  will  be  the  main  place  of  entry.  The  Consuls 
could  act  at  Volo.  ||  "I  feel  very  doubtful  whether  a  sufficient  food  supply  will 
be  forthcoming.  The  country  is  absolutely  bare,  and  the  villages  stripped 
and  roofless,  yet  the  Greeks  are  evidently  under  the  impression  that  they  will 
find  everything  in  their  houses. 

"According  to  the  Greek  Delegate  here  the  refagees  will  bring  with 
them  a  ten  days'  supply  of  corn  and  flour,  and  food  from  the  Hellenic  mili- 
tary  stores  will  be  sent  to  them  afterwards.  ||  "The  Turks  are  to  supply  escort, 
but  not  transport,  but  the  arrangements  are  all  very  haphazard.  ||  "There  has 
been  exaggeratiou  as  to  the  mortality  among  the  soldiers,  which  amounts  in 
reality  to  about  twenty  deaths  a-week;  but  there  is  much  sickness,  mainly 
fever,  nearly  20,000  men  being  on  the  sick  list.  Weather  is  getting  cold, 
and  dispatch  is  urgent.  The  army  appears  qui^t,  and  anxious  to  get  back.''|| 
This  intelligence  has  been  repeated  to  Her  Majesty's  Minister  at  Athens. 

Nr.  11936.  GEOSSBEITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel an  den  Minister  des  Auswärtigen«  Die  Kapi- 
tulationsfrage macht  Schwierigkeiten. 

Constantiüople,  November  4,  1897,  11.50  a.  m.    (November  4.) 

Nr.  11936.  Telegraphic.)  ||  I   sent   the   foUowing   telegram   to-day   to   Her  Majesty's 

britlnnr«   ^^"^^^^^^    ^^    Athens: —    ||    *'Prince    Mavrocordato   having    communicated    to 

4.  Not.  1897.  me  the  points  at   issue   between   the    Porte  and   the  Greek  Plenipotentiaries, 

I  called    on    the   Foreign   Minister   on   the   2nd  instant,   in  order  to  endea- 
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vour  to  facilitate  a  settlement.  I  have  now  received  a  message  from  the  Nr.  iisae. 
Sultan,  stating  that  he  is  most  anxions  for  the  Signatare  of  peace  on  i,,^°/*i'^n, 
the  basis  of  the  Preliminaries,  bat  that  the  Greek  Plenipotentiaries  4.  mot.  1897. 
will  not  coroe  to  an  agreement,  and  declare  that  they  are  withoat  Instructions. 
The  onlj  serious  difficulty,  so  far  as  I  can  unterstand,  is  the  matter  of  the 
Consular  Convention,  as  to  which  the  Greeks  fear  that,  if  they  sign  the  Treaty 
without  knowing  what  are  the  precise  demands  of  Tarkey  in  regard  to  the 
reform  of  abuses,  they  may  be  committed  to  the  Servian  regime  for  an  indefinite 
time.  Tewfik  Pasha  told  me  he  was  willing  to  State  the  Turkish  demands, 
but  that  the  real  object  of  the  Greeks  was  to  get  rid  of  the  transitional 
period  altogether.  I  gather  from  what  he  said  that  the  Porte  will  not  con- 
sent to  this,  as  they  consider  that  the  last  sentence  of  Article  8  was  inserted 
in  the  Preliminaries  as  a  set-off  against  the  continuance  of  the  old  regime  in 
cases  which  arose  before  the  war  broke  out.  ||  "The  Foreign  Minister  also 
demands  that  the  conclusion  of  the  Consular  Convention  shall  take  place,  as 
implied  in  Article  5,  after  the  signature  of  peace.  ||  ''I  have  offered  my  good 
Offices  to  the  Greek  Plenipotentiaries,  informing  them  of  the  Sultan's  message, 
and  asking  them  to  let  me  know  what  is  the  minimum  that  will  be  accepted 
by  Greece." 


Nr.    11937.    GEIECHEIfLAin).    —    Der  Bevollmächtigte    in    Kon- 
stantinopel an   den  englischen  Botschafter  in  Kon- 
stantinopel.     Denkschrift    über  die    Differenzen 
zwischen  der  Pforte  und  Griechenland. 
Les  divergences  entre  les  P16nipotentiaires  Ottomans  et  Hell^nes  portent  Mr.  iiqst. 
principalement  sur  trois  points: —  oncchen- 

1.  Article  VII  du  projet  de  Trait6  D^finitif  (qui  est  un  döveloppement  de  5.  not.  1897. 
la  phrase  de  TArticle  IV  des  Pr^liminaires  parlant  de  la  *'libre  Emigration  des 
habüants  des  terrUoires  retrocedis")  D'aprös  le  sens  vöritable  du  mot,  Tex- 
pression  rötroc^der  ne  pourrait  s'appliquer  qu'ä  la  bände  de  la  Thessalie,  qui, 
appartenant  aujourd'hui  ä  la  Gr^ce,  doit  revenir  ä  la  Turquie,  en  vertu  de  la 
rectification  des  fronti^res.  D'ailleurs,  la  stipulation  du  droit  d'^migration 
appliqu^e  aux  habitants  du  Royaume  Hell6nique  n'aurait  pas  de  sens,  puisqu'il 
y  a  pleine  et  entiere  libert^  ä  cet  egard,  d'apr^s  les  lois  du  Royaume.  Aussi 
uu  grand  nombre  de  propri^taires  Musulmans  de  Thessalie  qui  habitent 
aujourd'hui  Constantinople  ou  d'autres  villes  de  TEmpire  ont  indifföremment 
la  natiohalit^  Ottomane  ou  Hell^nique,  et  vont  et  viennent  librement  sans 
aucune  entrave  ni  molestation.  Nous  devons  noter  aussi  qu'aprös  la  cession 
de  la  Thessalie  en  1881  des  Consuls  et  des  Agents  Ottomans  ont  d^ployö  de 
grands  efforts  pour  pousser  la  population  Musulmane  k  ^migrer,  en  faisant 
miroiter  ä  leurs  yeux  de  nombreux  avantages.  Un  v^ritable  exode  eut  lieu 
alors.     II  est  juste  d'ajouter  que  peu  apr^s  en  voyant  Tordre  r6gner,  la  justice 
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Nr.  11937.  4gale  poor   tous,   et  la  hausse  de  la  valear  des  propri^t^s,  an  grand  nombre 
^'iMd*"    de  ces  mßmes  Musulmans  sont  revenus  s'^tablir  de  nouveau  en  Tbessalie,  oü 
5.  Not.  1897.  ils  joulsseiit  de  la  plns  corapldte  s6curit6  et  de  la  plus  grande  libertö. 

2.  Article  VIII  du  Projet  D^finitif.  Nous  avons  demand^  et  obtenu  le 
r^tablissement  du  texte  des  Pr61iminaires  qui  parle  (Article  IV)  '*du  mode 
d'indeninisation  des  particuliers  en  raison  des  pertes  causies  par  les  forces 
Grecquesy  Mais  quel  est  ce  mode  d'indemnisation  ?  £videminent  ce  ne  pour- 
rait  ^tre  qu'nne  Commission  Mixte  dans  laquelle  nous  serions  heureux  de  voir 
participer  des  D^l^gu^s  des  Puissances. 

3.  U Article  IK  du  projet  de  Traitö  D^fiuitif  est  une  fusion  des  Articles 
III  et  VIII  des  Prölirainaires  de  Paix.  Or,  TArticle  III  des  Pr^liminaires 
stipule  que  des  arrangements  spSciaux  seront  conclus  pour  rendre  plus  prompte 
et  plus  facile  Tapplication  de  la  juridiction  Consulaire.  Ces  arrangements 
doivent  ^tre  aussi  contenus  dans  la  Convention  Consulaire,  d'apr^s  T Article  V, 
alin^a  6,  des  Pröliminaires  de  Paix.  Mais  ce  möme  Article  V  ordonne  que: 
''Les  n^gociations  seront  en  m§me  temps  entam^es  ä  Constantinople  pour  la 
conclusion  dans  un  d^lai  de  trois  mois/'  <&c.  Nous  sommes  pr^ts,  sur  la 
demande  des  Pl^nipotentiaires  Ottomans,  k  remettre  ä  plus  tard  la  conclusion 
des  Conventions  pr6vues  dans  T Article  V  des  Pr^Iiminaires,  mais  nous  ne 
saurions  rester  dans  Tignorance  de  Tinterpr^tation  donn^e  aux  clauses  de 
TArticle  III  des  Pr^liminaires  de  Paix.  Nous  demandons  dont  k  connaitre 
soit  la  Convention  Consulaire  tout  enti^re,  soit  seulement  les  principaux  points, 
et  notamment  ce  qui  se  rapporte  aux  arrangements  sp^ciaux  pr6vu8  par 
r Article  III.  Or,  on  nous  refuse  cat^goriquement  tout  ^claircissement  k  ce 
sujet. 

II  est  bien  entendu  que  le  regime  Turco-Serbe,  qui  nous  sera  appliqu^ 
pendant  trois  raois,  jusqu'ä  la  conclusion  de  la  Convention  Consulaire,  ne  vise 
que  les  affaires  judiciaires  entre  sujets  Ottomans  et  sujets  Hell^nes,  les  affaires 
entre  sujets  Hell^ues  devant  §tre  traitöes  comme  par  le  pass6,  et  Celles  entre 
Hellönes  et  ^trangers  revelaut  de  leur  juridiction  Consulaire  respective. 

Le  5  Novembrej  1897. 


Nr.    11938.    GROSSBRITANNIEN.  —   Der  Botschafter  in  Konstan- 
tinopel  an    den   Minister   des   Auswärtigen.      Rück- 
kehr der  thessalischen  Flüchtlinge. 
Constantinople,  November  19,  1897,  12.30  p.  m.    (November  19.) 
Nr.  1198S.  (Telegraphic.)  ||  I  hear    privatelj    from  Mr.  Bigham,  writing  from  Volo, 

britlnoien.  ^^^^  ^^®  arrangemcuts  for  the  return  of  the  refugees  are  now  complete,  and 
i9.Nov.i807.  that  about  35,000  have  actually  crossed  the  frontier.     Some  20,000  more  are 
expected  at  Volo.     He  states  that  the  provision  made  for  the  supply  of  food 
is  quite  inadequate,  and  that  there  must  be  fearful  mortalitj  from  starvation 
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and  exposore,  especially  among  the  children,  onless  relief  is  promptly  sent  Nr.  nu38 
from  England.  My  despatch  'of  the  llth  November  contains  Information  on  |,JJ[^n^en 
the  subject  i9.nov.i8«7. 


Nr.    11939.    GEOSSBBITANHIEir.  —  Derselbe  an  Denselben.  Fort- 
gang der  Friedensverhandlangen. 

Constantinople,  November  20,  1897,  6.30  p.  m.    «November  20.) 
(Telegraphic.)  ||  Peace  negotiations  between  Greece  and  Turkey.  ||  My  tele-  ^''  ^'^'^''• 
gram  of  the  9th  instant.  ||  On  the  qnestion  of  the  indemnities  to  be  paid  to  britannien. 
private  persons,  the  Turkish  Plenipotentiaries  have  agreed,  ad  referendum,  to  ^^•^*^^-^^^* 
accept  a  Inmp  som  of  £  T.  100,000.  H  As  regards  the  reforra  of  abuses  under 
the    capitnlations,   a  Protocol  has  been  signed  stating  the  Tnrkish  demands.|l 
There   now    remains  to  be  settled  only  the  qnestion  of  the   terms  on  which 
commercial  relations  shall  be  renewed  between  the  two  conntries. 


Nr.  11940.  GR088BRITAHNIEN,  —  Derselbe  an  Denselben. 
Übersendet  ein  Protokoll  der  Kommission  für  die 
Heimkehr  thessalischer  Flüchtlinge. 

Constantinople,  November  19,  1897.    (November  20.) 
My  Lord,  ||  With  reference  to  my  despatch  of  the  llth  instant,   I  have  Nr.  ii\i4o. 
the  honour  to  forward  to  your   Lordship  herewith  copy  of  a  despatch  which  britllnien. 
I  have  received  from  the  British  Delegate  on  the  Commission  for  the  return ionot. i897. 
of  Thessalian  refugees,  inclosing  the  Protocol  on  the  sabject  and  a  list  of  the 
villages  occnpied  by  Tnrkish  troops. 

Philip  Currie. 


Beilage  1. 
Protokoll  über  die  Bückkehr  der  thessalischen  Flüchtlinge. 

Article  I*'.  La  rentr^  s'effectoera  par  trois  portes  k  ia  fois:  Monsaki, 
Derven-Fonrka,  et  Volo.  Dans  le  cas  oü  les  D6l6gn6s  Hell^niqnes  trouveraient 
utile  d'ouvrir  la  porte  de  Mitzella-Almyro,  cela  anra  lieu  ä  la  condition  que 
Celle  de  Volo  reste  formte  pour  an  nombre  ^gal  de  jonrs.  ||  D^s  qne  les 
Deli^gu^s  des  deux  Parties  se  trouveront  sur  les  lieux,  le  mouvement  de  la 
rentröe  devra  commencer.  Chaqae  porte  sera  ouverte  an  passage  des  ^migr^s 
tous  les  jours  du  lever  du  soleil  au  coucher,  exceptö  k  Derven-Fourka,  oü 
personne  ne  sera  admise  apr^s  11  heures. 

Art.  2.  Le  Gouvernement  Hell^nique  se  Charge  de  pourvoir  ä  la  nourri- 
ture  des  rapatriös  par  les  mesures  suivantes : —  ||  (a.)  Chaque  individu  recevra 
de  quoi  se  nourrir  pendant  huit  jours  k  partir  de  la  rentr^e.  ||  (b.)  Trois 
d^pöts  de  provisions  seront  ötablis  dans  le  plus  court  dölai  k  Volo,  Karditza, 
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Nr.  11940.  ot  TopoQslar.     La   distribution   des   provisions  poorra  avoir  liea  snr  d'autres 

britMfliM.  Points   6galement   au   choix   du   fonctionnaire   civil   Grec   pröpos6    k    cbaqne 

i9.NoT.i897.d^p6t.  {{  (c.)  Le  Gouvernement  Ottoman  fournira  une  escorte  k  cbaque  convoi 

de   provisions   et   ne  mettra  aucune  entrave  ä  la  circulation  et  la  sortie  des 

b^tes  de  somme. 

Art  3.  Les  ^migr^s  rentrants  doivent  ^tre  de  bonne  conduite»  sans  armes, 
et  pas  atteints  de  maladie  contagieuse.  ||  Les  individus  qai  ont  ^t^  lib^r^  du 
Service  militaire  aprds  la  derniöre  guerre  ne  seront  pas  admis  ä  rentrer. 

Art.  4.  Les  ^migr^s  ne  seront  pas  admis  dans  les  endroits  oecup^s  par 
des  troupes  Turcs.  ||  Ges  endroits,  actuellement  au  nombre  de  trente-hoit,  sont 
^num^rös  dans  la  liste  ci-jointe. 

Art.  5.  La  taxe  pr^lev^e  ^ventuellement  par  les  autorit^  Ottomanes  sor 
les  brebis  des  rapatri^s  ne  pourra  d^passer  50  paras  par  brebis,  ou  en  nature, 
une  brebis  sur  quarante.  II  ne  sera  pr^lev^  aucune  autre  taxe  de  rentr^e  sar 
les  personnes  ni  la  propri^t^  des  rapatriös.  ||  Les  D^l^gu^s  Hell^nes  se  r^servent 
k  faire  des  d^marches  ä  Constantinople  pour  obtenir  Tabrogation  de  la 
restriction  mentionn^e  dans  le  deuxi^me  alin^a  de  TArticle  3,  ainsi  qne  de 
l'Article  4  et  de  la  taxe  sur  le  brebis. 

Au  nom  du  Commandant-en-cbef,  Chef  d'fitat-Major 
de  TArm^e  Imperiale  Ottomane  ad  interim  Colonel: 

(Sign^)  M.  Sabit. 

Au    nom    du    Gouvernement   Hell^nique    pour    les 
D^l^gu^s  spöciaux: 

^  (Sign6)  S.  Hoesshi. 

Les  D4l6gu^s  des  Grandes  Puissances  veilleront  ä  Tex^cution  du  präsent 
Protocole. 

Le  D616gu^  Busse: 
(Sign^)  A.  Schtcherbatskj. 

Le  D^l^guö  Anglais: 
(Sign4)  Olive  Bigham. 


Beilage  2. 
Liste  der  von  den  Türken  besetzten  Städte  und  Dörfer. 

Larissa,  Pharsala,  Velestino,  Palama,  Furka,  Domoko,  Daooklen,  Nezeros, 
Dereli,  Eureke,  Tchamach,  Djioba,  Bekisler,  Hadji  Omer,  Vasili,  Checbi,  Lazar 
Boga  Ohnan  Magoula,  Derenkeli,  Djeflikion,  Barakli,  Ousba  Magouba  Tatar, 
Kara  Demirdji,  Sen  Bashi,  Bakraj,  Hissarlik,  Luebekler,  Hassan  Tatar,  Hadji 
Haler,  Kiunoti,  Dendira,  Dorsennades,  Timavo,  Karacbali,  Karad6r6,  Kaltche, 
Nevkhere. 
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Nr.  11941.  GEIECHENLAHD  und  TÜRKEI.  —  Protokoll  der  Be- 
vollmächtigten in  Konstantinopel  über  eine  Beratung 
der  Konsnlarfrage. 

Sur   la   demande    de   leurs  Excellences  les  Pl^nipotentiaires  Hell^nes  de  ^'-  ^'^^ 

Griechen - 

connaftre  les  bases  pnncipales  qm  formeront  les  propositions  du  Gouvernement  land 
Imperial  en  ce  qui  conceme  les  arrangements  pr6vus  par  TArticle  III  des""^  Türkei. 
Pr61iminaire8  de  Paix,  leurs  Excellences  les  Pl^nipotentiaires  Ottomans  accep-^  i897. 
tent  de  leor  communiqner  d^s  ä  präsent,  ä  titre  de  renscignement,  et  sans 
qu'aucune  discossion  puisse  ^tre  entam^e  k  ce  snjet  avant  la  ratification  du 
Trait6  de  Paix  D6finitif,  les  bases  principales  des  dits  arrangements,  telles 
qu'elles  ont  ^t6  arröt^es  dans  la  pens6e  du  Gouvernement  Imperial  et  qui 
consisteront  dans  les  points  suivants.  ||  Fixer  les  limites  de  )a  franchise 
douaniöre  des  Consuls;  assurer  Tex^cution  des  jugements  rendus  par  les 
Tribunaux  Ottomans  envers  les  Consuls  Helldnes,  en  mati^re  civile  et  com- 
merciale;  d^finir  le  domicile*'  du  sujet  Hellene  et  pr^ciser  les  conditions  k 
obserrer  lors  des  perquisitions  domiciliaires,  surtout  pour  les  cas  ot  le  Drog- 
man  ne  se  rendrait  pas  h  Tinvitation  des  autorit^s  Ottomanes ;  preciser  ^gale- 
ment  les  conditions  ä  observer  pour  les  cas  oü  les  D^l^gu^s  Consulaires .  ne 
se  rendraient  pas  aux  Tribunaux  comp^tents  en  mati^re  mixte;  reconnaitre  la 
comp^tence  de  la  Cour  de  Cassation  Ottomane,  d'aprös  les  lois  en  vigueur; 
d^clarer  ^galement  la  comp^tence  des  Tribunaux  Ottomans  pour  les  cas  de 
faillite  des  sujets  Hell^nes,  ainsi  qu'en  matiöre  pönale,  soit  entre  eux,  soit  avec 
les  sujets  des  autres  Puissances;  r^gulariser  la  signification  des  pi^ces 
judiciaires  destin^es  aux  sujets  Hell^«es,  et  assurer  Tex^cution,  par  les  autoritös 
Ottomanes,  des  jugements  rendus  par  les  Tribunaux  Ottomans  dans  les  proc^s 
mixtes.  ||  Leurs  Excellences  les  Pl^nipotentiaires  Hell^nes,  prenant  acte  de  cette 
commnnication,  d^clarent  faire  leurs  r^serves  les  plus  formelles,  soit  sur  son 
contenu,  au  sujet  duquel  des  discussions  et  n^gociations  ult^rieures  devront 
avoir  lieu,  imm^diatement  apr^s  la  ratification  du  Tratte  de  Paix  D^finitif, 
soit  sur  le  recours,  en  cas  de  divergence,  ä  Tarbitrage  des  Reprösentants  des 
Grandes  Puissances  ä  Constantinople,  pr^vu  par  TArticle  IX  des  Pr^liminaires 
de  Paix. 

(Sign6)  Tewfik. 

Hassau  Febmi. 

Mavrocordato. 

St^phanos. 
Constantinople,  le  7  (19)  Navembre,  1897. 
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Nr.  11942.  TÜEKEI.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  die 
Botschafter  der  Grofsmächte  and  die  griechischen 
Bevollmächtigten.  Differenz  ttber  den  Abschiufs 
eines  Handels-  und  Schiffahrtsvertrags. 

Konstantinopel,  24.  November  1897. 
Nr.  11942.  Tous  Ics  poiuts  du  Traitö  D^finitif  de  Paix  ont  6t4  arrßt^s  conform^ment 

24.^NoT.i8»7. ^^  texte  des  Pr^liminaires  de  Paix,  sauf  seulement  le  dernier  paragraphe  de 
TArticle  VII  concernant  la  conclusion  d'un  Trait6  de  Commerce  et  de  Navi- 
gation. II  Les  termes  des  Pr^liminaires  de  Paix  touchant  cette  question  sont 
les  suivants:  — 

'^  ....  La  libertö  de  commerce  et  de  navigation  sera  r^tablie  d'une 
mani^re  r^ciproque.  ||  "Les  deux  Parties  se  r^servent  de  conclure  ult^rieurement 
un  Trait6  de  Commerce  et  de  Navigation*'  (fin  de  TArticle  VII). 

Les  P16nipotentiaires  Ottomans  insistent  pour  reproduire  tel  quel  ce  texte 
dans  le  Trait^  D^finitif.  ||  Les  Plönipotentiaires  Hellönes  pr6tendent  ajouter 
apr^s  les  mots:  "d'une  maniöre  r^ciproque/'  les  mots:  "comme  par  le  pass6."i( 
Les  Pl^nipotentiaires  Ottomans  n'admettent  point  cette  addition,  qui  change 
aussi  bien  les  termes  que  le  sens  des  Pr^liminaires  de  Paix  arr5t^s  et  signes 
par  leurs  Excellences  les  Ambassadeurs.  ||  II  est  ä  remarquer  que  sur  la 
demande  des  Plenipotentiaires  Hellönes  les  Plönipotentiaires  Ottomans  ont 
^limin6  tous  les  passages  et  mots  qui  n'^taient  pas  textuellement  conformes 
aux  Pr^liminaires  et  r^tabli  tels  quels  les  termes  mßmes  de  TActe  de 
Tophane. 


Nr,    11943.     GRIECHElSrLAND.     —    Der   Bevollmächtigte   in   Kon- 

stantinopel  an  den  englischen  Botschafter  in  Eon- 

stantinopel     Derselbe  Gegenstand. 

Nr.  11943.  Les   u^gociations   entre   les  Plenipotentiaires  Ottomans  et  Hellönes  pour 

land.      ^^    Trait6    de    Paix   D^finitif  ont   subi    un  arr^t  momentan^,    par   suite  d'une 

16./27.  Nov.  ioterpr^tation  diff6rente  du  dernier  alin^a  de  TArticle  XI  du  projet  de  Trait^ 

pr6par6    par  les    soins   de   la   Sublime   Porte.  ||  Cet   Article,   ä   la   suite  des 

diff6rentes  modifications,  auxquelles  il  a  6t6  soumise,  est  ainßi  con^u: — 

"Article  XI.  Les  deux  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent  de  con- 
clure, dans  un  d^lai  de  trois  mois  ä  partir  de  la  ratification  du  präsent 
Traite,  les  arrangements  suivants: —  ||  "(A.)  Une  Convention  r^glant  les 
qnestions  de  nationalit^s  contest^es  sur  les  bases  du  projet  n6goci6  en  1876 
entre  la  Turquie  et  la  Gröce;  ||  "(B.)  üne  Convention  Consulaire  dans  les 
conditions  pr^vues  au  premier  paragraphe  de  TArticle  IX  (Article  III  des 
Pr^liminaires  de  Paix);  (|  "(C.)  Un  Trait6  d'Extradition  pour  la  remise  r^ci- 
proque  des  criminels  de  droit  commun;  et  ||  "(D.)  Une  Convention  pour  la 
r^pression  du  brigandage  sur  les  fronti^res  communes.  ||  "Les  deux  Parties  sc 
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r^servent  de  conclare  olt^riearement  an  Traitö  de  Commerce  et  de  Navigation.  {|  Nr.  ims. 
"En  attendant  la  conclusion  de  ce  dernier  Trait6,  la  libert^  de  commerce  et  ^'J**^®'^" 

bnd. 

de  navigation  est  r^tablie  d'une  mani^re  r^ciproque/'  ||  II  est  rösuit^  des  dis-  U./27.N0V. 
cassions  qae  les  P16nipotentiaires  Ottomans  aax  mots  "est  r^tablie  d'une  ^®*'' 
mani^re  r^ciproqae"  ane  Interpretation  aatre  qae  celle  donnöe  par  les  n^go- 
ciateors  Hell^nes.  Ceax-ci  soatiennent,  en  effet,  que  par  cette  phrase  les 
n^ociatears  qoi  ont  rödig^  les  Pröiiminaires  de  Paix  ä  Topbanö,  entendaient 
remettre  les  qaestions  qai  concernent  le  commerce  et  la  navigation  sar  le 
pied  normal  et  pacifiqae  ant^riear.  C'est  poarquoi  les  Plenipotentiaires 
Helldnes  ont  r^clamö  Taddition  des  mots  "comme  par  le  pass^"  afin  d'^viter 
tont  malentenda  ult^near  et  afin  de  se  conformer  aa  sens  de  FArticle  VII 
des  Pr^liminaires  de  Paix.  Ils  s'appaient  poar  soatenir  lear  point  de  vne  sar 
les  consid^rations  saivantes: — 

1.  SäMir  ne  peut  avoir  qa'an  sens — remettre  dans  son  premier  6tat, 
6tablir  comme  auparavant.  Aossi,  les  Hautes  Parties  qui  nögociaient  ä 
Topban^  apr^s  avoir,  dans  les  premiers  Articles  des  Pröliminaires,  stipal^  les 
cbarges  aaxquelles  la  Gr^ce  devait  se  soamettre  (indemnitd  de  guerre,  recti- 
fication  de  fronti^res,  obligations  financi^res,  arrangements  sp^ciaax.  &c.) 
lorsqa'elles  sont  arrivöes  ä  regier  la  reprise  des  relations,  ont  ea,  k  partir  de 
ce  point,  ^videmment  poar  bat  de  les  remettre  sar  Tancien  pied,  saaf  si  le 
contraire  6tait  express^ment  stipal^. 

2.  Les  mots  ''d'ane  mani^re  räciproqae"  ne  saaraient  ^tre  söpar^s  de 
Vexpression  "r6tablie";  ils  ne  poavaient  donc,  dans  la  pens^e  des  nögociateurs 
de  Tophanö,  s'appliqaer  qa'ä  la  röciprocit^  teile  qa'elle  existait  avant  la  gaerre. 
Cest  cet  etat  de  choses  qai  est  r^tabli  jasqa'ä  ce  qae,  conformöment  aax 
Pr^limlnaires  de  Paix,  par  ane  entente  alt6rieare,  an  Trait6  de  Commerce  et 
de  Navigation  seit  concla;  aatrement  le  mot  "r^tablie"  n'aarait  pas  de  sens. 
Tel  ötait,  d'aillears,  le  regime  aaqael  ^taient  soamis  les  rapports  commerciaax 
et  maritimes  entre  les  denx  £tats,  depais  la  cr^tion  da  Royaame  de  Gröce 
(en  vertu  des  Protocoles  de  1830  et  da  Trait^  de  1832)  jasqu'en  1855,  ainsi 
qae  depais  le  Trait6  de  Canlidja  jasqa'ä  la  döclaration  de  gaerre.  U  est 
impossible  d'admettre  qae  les  Haates  Parties  röanies  ä  Topbanö  aient  vonla, 
en  changeant  l'^tat  de  choses  pr^existant,  laisser  la  porte  oaverte  k  des 
repr^salUes  sar  le  terrain  commercial  et  doaanier,  et  aller  k  Tencontre  da  bat 
pacifiqae  des  nögociations« 

3.  Afin  de  retroaver  le  sens  des  mots  "r^tablie  d'ane  mani^re  r6ciproqae" 
il  faat  les  replacer  dans  lear  v6ritable  cadre  et  se  reporter  k  TArticle  vn 
des  Pröliminaires  de  Paix  ainsi  conga :  —  ||  "Article  VH  Dös  qae  le  präsent 
Acte  aara  ^t^  sign6  et  ratifi^,  les  relations  normales  entre  la  Tarqaie  et  la 
Gr^  seront  reprises.  Les  sajets  de  chacan  des  deux  £tats,  dont  la  sitaation 
est  r^galidre  devant  la  loi,  poarront  s^joarner  et  circaler  librement,  comme 
par  le  pass^,  sar  le  territoire  de  Taatre,  et  la  libert6  de  commerce  et  de 
navigation   sera  rötablie    d'ane    maniöre    r^ciproqae.     Les    deax    Parties   se 
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Nr.  11M3.  reservent  de  couclure  ultörieurement  un  Trait6  de  Commerce  et  de  Navigation."  \\ 

^1«id*"'   'A.insi,  dang  un  premier  paragraphe  les  n6gociateurs  de  Tophan^  ont  r^solue 

15./27.NO?.  d'une   mani^re   large,   absolne,   et  pratiqae  toates  les  questions  relatives  aux 

^^^*      rapports  entre   les  snjets  des  deux  Etats  et  aux  droits  de  leurs  commer^ants 

et  navigateurs.    Le  tout  est  remis  dans  son  v^ritable  6tat  du   statu  quo  ante 

"comme  par  le  pass^."     Ce  n'est  que.  dans  un  second  alinea,  par  une  phrase 

s^par^e  et  sans  stipulation  du  terme,  que  la  r^serve  de  conclure  un  Trait6  a 

6t6   inscrite.     En   intervertissant   les   deux   derni^res  phrases,   en   les  plannt 

dans  TArticle  XI   et   d'une  mani^re  difförente,  le  projet  de  Trait^  D^finitif  a 

sembl^  vouloir  enlever   son   v^ritable   sens  ä   la  stipulation   relative   k  Tötat 

provisoire,  auquel  seront  soumis  le  commerce  et  la  navigation  des  deux  £tats 

jusqu'ä   la   conclusion   du   Trait6  de  Commerce  et  aller  ainsi  ä  Tencontre  de 

Tesprit  de  haute  sagesse  et  de  bonne  politique   qui   inspirait  les  n^gociateurs 

de  Tophanö,  lorsqu'ils  r^digeaient  TArticle  VII  des  Pröliminaires  de  Paix.    Les 

n^gociateurs  Hellönes,  au  contraire,  voudraient  y  rester  fidöles. 

4.  II  est  en  effet  n6cessaire  de  remarquer  que  ce  n'est  pas  la  premiöre 
fois  que  durant  les  nögociations  pour  le  Trait^  de  Paix  D^fiaitif  on  a  d^ve- 
lopp6,  modifi6,  ou  interpröt^  les  termes  du  Trait6  des  Pröliminaires  de  Paix, 
tout  en  restant  fid^le  ä  son  esprit.  On  peut  m^me  dire  que,  sauf  quatre 
Articles  textuellement  r^p^t^s,  tous  les  autres  ont  snbi  quelques  modifications 
admises  d'un  commun  accord.  Une  des  phrases  de  TArticle  IV  des  Pr^limi- 
naircs  (celle  relative  ä  la  libre  Emigration  des  habitants  des  territoires  r^tro- 
c^d^s)  a  m6me  subi  un  changement  plus  radical,  les  Pl^nipotentiaires  Hell^nes 
s'Etant  ralli^s  ä  la  demande  de  leurs  colldgues  Ottomans  et,  contrairement  au 
sens  graramatical  du  mot,  ayant  admis  que,  dans  ce  cas,  en  parlant  ''de 
r^migration  des  habitants  des  territoires  r6troc6d6s"  on  entendait  parier  des 
Musulmans  de  la  Thessalie  (Article  VII  du  Traitö  de  Paix  DEünitif).  On 
aurait  donc  tort  de  croire  que  les  Pldnipotentiaires  Helldnes  ont  toujours 
invoquE  en  leur  faveur  les  termes  des  PrEliminaires  de  Paix. 

Teiles  sont  les  principales  raisons  qui  emp^chent  les  Pl^nipotentiaires 
Hellönes  de  parapher  TArticle  XI  et  qu'il  est  r6dig6.  Apr^s  les  döclarations 
faites  par  les  Plönipotentiaires  Ottomans  ils  se  voient  Obligos  de  demander 
une  Interpretation  pr^cise,  qu'ils  consid^rent  comme  absolument  nöcessaire 
d'autant  plus  qu'ils  ne  pourraient  pas,  une  fois  le  TraitE  signE,  b6neficier  sur 
ce  point  de  Tavantage  qu'ils  tiennent  de  TArticle  IX  des  PrEliminaires ,  et 
avoir  recours  ä  Tarbitrage. 

PSra,  le  15  (27)  Novemhre,  1897. 

Nr.    11944.     TÜEKEIund  GRIECHENLAND.  — Definitiver  Friedens- 

V  e  r  tr  ac 

Konstantinopel,  4.  Dezember  1897. 

Nr.  11944. 

Türkei  oDd  Sa  Majeste  le  Roi  des  Hellönes  et  Sa  Majest6  Imperiale  le  Sultan,  £m- 

GrUehen-   pereur   dos   Ottomans,   s'^tant  mis   d'accord   pour   compl^ter  et  convertir  en 

4  Dez.  1897.  Trait6  de  Paix  D^finitif  les  Pr61iminaires  de  Paix  du  6  (18)  Septembre,  1897, 
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sign^s  par  leurs  Excellences  las  Repr^sentants  de  TAllemagne,  de  TAutriche-  Nr.  11944. 
Hongrie,   de   la  France,   de  la  Grande-Bretagne,   de  Tltalie,   et  de  la  Russie,  ^^5ien"^ 
agissant  an  nom  de  la  Gr^ce,   d'une   part,   et  par  son  Excellence  le  Ministre      i*nd. 
des  Affaires  £trangöres  de  Sa  Majestö  Imperiale  le  Sultan,  d*autre  part,  ont*^""^^^' 
nomine  ä  cet  effet  poar  leurs  P16nipotentiaires  savoir:  ||  Sa  Majest6  le  Roi  des 
Hell^nes,  son  Excellence  M.  Nicolas  Mavrocordato,  son  Envoy6  Extraordinaire 
et  Ministre  Pl^nipotentiaire,  Grand  Officier  de  TOrdre  Royal  du  Sauveur,  &c,; 
et   son   Excellence   M.   Denis  M.   St6phanos,   son   Envoj^   Extraordinaire    et 
Ministre  Pl^nipotentiaire,  Commandeur  de  TOrdre  Royal  du  Sauveur,  <&c.;  et|| 
Sa  Majest^  Imperiale  le  Sultan,  son  Excellence  Tevfik  Pacha,  son  Ministre  des 
Affaires  Etrangöres,  d4cor6  des  Ordres  Imp6riaux  de  TOsmaniö  et  du  M^djidie 
en  brillants  et  de  m^dailles  d'or  et  d'argent  de  Tlmtiaz,  &c.;   et  son  Excel- 
lence Hassan    Fehmy  Pacba,   President   de  la  Cour  des  Comptes,   d6cor6   des 
Ordres  Imp^riaux  de  l'Iftihar,  de  TOsmani^  et  du  M6djidi^  en  brillants  ainsi 
que  des  m^dailles  d'or  et  d'argent    de   Tlmtiaz,    &c.  \\  Lesquels,   apr^s    avoir 
6chang6  leurs  pleins  pouvoirs,  trouv6s  en  bonne  et  due  forme,  ont  arr6t6  ce 
qui  suit:  — 

Article  I. 

Beschreibung  der  neuen  griechisch-türkischen  Grenze.  Wortlaut  Nr.  11647, 
Bd.  61,  S.  219.     Hierauf  folgt: 

Gelte  d^limitation  sera  fix6e  sur  les  lieux  par  une  Commission  compos^e 
de  D616gu6s  des  deux  Parties  intöress6es  et  de  D^l^gu^s  Militaires  des  Ambas- 
sades  des  Puissances  Mödiatrices.  ||  La  Commission  de  Delimitation  devra  se 
r^'unir  incessamment,  se  rendre  sur  le  terrain  et  commencer  ses  travaux  sans 
retard  et  eile  prendra  ses  r^solutions  ä  la  majorit^  des  voix  des  trois  parties 
intervenantes.  ||  Lors  de  Tapplication  du  trac6  sur  les  lieux,  de  legeres  modi- 
fications  au  point  de  vue  strat^gique  peuvent  y  6tre  indroduites  ä  Tavantage 
de  l'Empire  Ottoman,  par  un  accord  entre  les  Döl^gu^s  de  la  Sublime  Porte 
et  des  Puissances.  ||  L'Acte  Definitif  de  Delimitation  avec  la  carte  y  annex^e, 
qui  seront  dress6s  et  signes  par  la  Commission  de  Delimitation,  feront  partie 
integranto  du  präsent  Traite. 

Article  11. 

La  Gröce  payera  k  la  Turquie  une  indemnitö  de  guerre  de  £  T.  4,000,000, 
conformement  aux  conditions  pr^vues  ä  TArticle  II  des  Preiiminaires  de  Paix. 

Article  III. 
L'^vacuation  de  la  Thessalie  s'effectuera  suivant  les  conditions  posöes 
dans  TArticle  VI  des  Preiiminaires  de  Paix;  eile  aura  lieu  dans  le  deiai  d'un 
mois  k  partir  du  moment  oü  les  Puissances  auront  reconnu  comme  remplies 
les  conditions  pr^vues  aux  deux  derniers  alin^as  de  TArticle  II  des  Pr6limi- 
naires  de  Paix  et  oü  Tepoque  de  la  publication  de  Temprunt  pour  Tindemnitö 
de  guerre  aura  M  etablie  par  la  Commission  Internationale,  cn  conformite 
avec  les  dispositions  de  Varrangement  financier  mentionnö  dans  cet  Article.  || 
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Nr.  ii»44.  Le   mode   d'^vacuation   et   de   remise    aux  autoritös  Hell^niques  des  localites 
QriMheB-^  6vacu6es  sera  d6termiu6  par  los  D616guös  des  deux  Parties  int^ressöes  avec  le 
land.      concoars  de  Delögu^s  des  Grandes  Paissances. 

4.  Des.  1897. 

Article  IV. 
Les  prisouniers  de  guerre  seront  rendus  de  part  et  d'autre  imm^diatement 
aprös  la  ratification  du  präsent  Trait^. 

Article  V. 
Une  amnistic  pleine  et  entiöre  est  accord^e  de  part  et  d'antre  ä  toates 
les  personnes   qui  ont  6t6   compromises   dans  les  ^vönements  qui  ont  prec^de 
on  suivi  la  d^claration  de  gnerre. 

Article  VI. 
Les  Sujets  de  chacun  des  deux  £tats,  dont  la  Situation  est  r^golidre 
devant  la  loi,  pourront  s^journer  et  circuler  librement,  comme  par  le  passe, 
sur  le  territoire  de  Tautrc,  chacnne  des  deux  Hautes  Parties  Contractantes  se 
r^servant  la  facultö  de  refuser  Tacc^s  de  son  territoire  h  ceux  des  sujets  de 
Tautre  partie,  qui  auraient  subi  des  condamnations  judiciaires  d'ordre  p^nal 
ou  qui  auraient  6t6  Tobjot  d'un  arr5t6  d'expulsion  k  raison  de  leurs  ant^c^- 
dents  et  m^faits  de  droit  commun.  ||  Avis  pröalable  en  sera  donnä  aux  L^ga- 
tions  respectives. 

Article  VII. 

Les  Musulmans  habitants  ou  originaires  de  Thessalie,  qui,  en  vertu  de 
TArticle  XIII  de  la  Convention  du  24  Mai,  1881,  avaient  acquis  ou  non  la 
nationalit^  Hell^nique  seront  libres  d'^migrer  ou  de  fixer  leur  domicile  en 
Turquie.  Ceux  qui  ont  acquis  la  nationalitö  Hellönique  auront,  en  vertu  d'one 
d^claration  pröalable  ä  faire  k  Tautoritö  comp6tente,  dans  un  d^lai  de  trois 
ans  ä  partir  de  T^change  des  ratifications  du  präsent  Acte,  la  facult^  d'opter 
pour  la  nationalit6  Ottomane.  ||  Tous  ces  ^migr^s  continueront  ä  jouir  pleine- 
ment  et  sans  aucune  entrave,  conform^ment  h  la  dite  Convention,  de  leors 
propri^t^s  immobiliöres  sises  en  Grdce  et  ä  les  administrer.  ||  Les  m6mes 
avantages  sont  accord^s  par  r^ciprocit^  aux  habitants  ainsi  qu'aux  individus 
originaires  des  territoires  rötroc^dös  ä  la  Turquie  par  suite  de  la  nouvelle 
rectification  de  la  fronti^re,  ou  bien  actuellement  domicili^s  dans  ces  localites/ 
Ces  mämes  habitants  ou  bien  originaires  des  territoires  rötroc^d^s  ä  la 
Turquie,  ainsi  que  les  repr^sentants  des  institutions  ou  communes  sises  dans 
ces  localites  qui  auraient  des  propriöt^s  immobili^res  en  Thessalie,  seront 
libres  de  passer  la  frontiöre  pour  les  cultiver,  les  administrer  et  les  afifermer, 
comme  par  le  pass^,  sans  qu'aucune  entrave  puisse  leur  ^tre  suscitöe  de  ce 
cbef.  II  Des  avantages  identiques  sont  accord^s  tant  aux  habitants  ou  originaires 
de  Tbessalie  qu'aux  reprösentants  des  institutions  ou  communes  s'y  trouvant 
qui  possMeraient  des  propriöt^s  immobili^res  dans  les  territoires  r^troc^d^s 
k  TEmpire  Ottoman. 
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Article   VIII.  Nr.  iiW4. 

En  ex^ation  de  rArticle  IV  des  Pr^liminaires  de  Paix,  la  Gr^ce  payera  orfelh^J!. 
k  la  Tnrquie  ponr  rindemnisation  des  particnliers  en  raison  des  pertes  cans^es      i^^na. 
par  les  forces  Grecques  la  somme  de  £  T,  100,000.  ||  Le  payement  de  cette 
somme  sera  effectn^  en  m^me  temps  qne  Tindemnit^  de  goerre. 

Article  IX. 

Sans  toacher  au  principe  des  immunitös  et  privilöges  dont  les  Hell^nes 
jouissaieiit  avant  la  gnerre  sur  le  m^me  pied  qne  les  nationaux  des  autres 
£tats,  des  arrangements  sp4cianx  seront  conclus  entre  la  Gr^ce  et  la  Tnrqnie 
en  yae  de  pr^venir  Tabus  des  immunit^s  Consnlaires,  ^'emp^cher  les  entraves 
aa  conrs  regulier  de  la  justice,  d'assurer  Tex^cution  des  sentences  rendues  et 
de  sauvegarder  les  int^r^ts  des  sujets  Ottomans  et  6trangers  dans  leurs 
differends  avec  les  sujets  Helldnes,  y  compris  les  cas  de  faillite.  ||  Jusqu'ä  la 
conelusion  et  k  la  mise  en  vigueur  de  la  Convention  pr6vue  par  TArticle  V 
(§  b)  des  Pr^liminaires  de  Paix,  les  Consnls  Hell^nes  en  Turquie  et  les  Con- 
suis  Ottomans  en  Gröce,  exerceront  leurs  fonctions  administratives  sur  les 
minies  bases  qu'avant  la  guerre.  ||  Quant  aux  affaires  judiciaires  entre  sujets 
Hellenes  et  sujets  Ottomans,  Celles  qui  ont  6t6  portöes  par-devant  le  Tribunal 
k  ane  date  ant^rieure  k  la  declaration  de  guerre  continueront  k  ^tre  trait^es 
en  Turquie  conform^ment  au  regime  en  vigueur  avant  1^  guerre;  les  affaires 
qui  aaront  surgi  post^rieurement  k  la  declaration  de  guerre  seront  trait^es, 
conformement  aux  principes  du  droit  Europ^en,  sur  la  base  de  la  Convention 
Turco-Serbe  du  26  Fövrier,  (9  Mars)  1896. 

Article  X. 

Les  stipulations  de  la  Convention  du  24  Mai,   1881,  pour  la  cession  de 

la  Thessalie  k  la  Gr^ce  sont  maintenues,  sauf  Celles  qui  sont  modifiöes  par  le 

present    acte.  ||  La   Sublime   Porte    se    r^serve   de   saisir  de  ses  propositions 

pour   le   r^glement   des   questions   d^coulant   de  la  dite  Convention  les  Puis- 

sances  qui  en  soht  Signataires  et  dont  les  d^cisions  doivent  ^tre  acceptees  par 

la  Gröce, 

Article  XI. 

Les  deux  Hautes  Parties  Contractantes  conviennent  de  conclure,  dans  un 
d^lai  de  trois  mois  k  partir  de  la  ratification  du  präsent  Trait6,  les  arrange- 
ments suivants:—  ||  (er.)  Une  Convention  r^glant  les  questions  de  nationalite 
contest^es  sur  les  bases  du  projet  n4goci6  en  1876,  entre  la  Grece  et  la 
Turquie;  ||  (6.)  Une  Convention  Consulaire  dans  les  conditions  prövues  au 
Premier  paragraphe  de  TArticle  IX  (Article  III  des  Pr^liminaires  de  Paix);|| 
(c.)  Un  Trait^  d'Extradition  pour  la  remise  r^ciproque  des  criminels  de  droit 
commnn;  et  ||  (d.)  Une  Convention  pour  la  r^pression  du  brigandage  sur  les 
fronti^res  communeF.  ||  Les  deux  Parties  se  r^servent  de  conclure  ult^rieure- 
ment  un  Trait6  de  Commerce  et  de  Navigation.  ||  En  attendant  la  conclusion 
de  ce  dernier  Trait6,  la  liberte  de  commerce  et  de  navigation  est  r^tablie 
d'une  manifere  r^ciproque. 
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Nr.  11944.  Article  XIL 

oHechan-^  ^^s  relatioDS  postales  entre  l'Empire   Ottoman   et  la  Gr^ce,   qui   avaient 

iftod.      ^te  interrompues  dcpnis  quelques  ann^es,   seront  r^tablies,   conform^meDt  anx 

*'  °''  accords  g^n^ranx  qni  reglent  la  matiere,  anssitöt  que  les  AdministraüoDs 
Postales  des  deux  pays  anront  conclu  une  Convention  speciale  k  ce  snjet.  ||  En 
attendant,  les  deux  Administrations  Postales  pourront  ^changer  directement, 
dans  les  localites  qu'elles  d^signeront  comme  si^ges  dMchange,  leurs  valises  et 
colis  düment  scellös  et  exp^dies  par  voie  de  terre  ou  de  mer  k  destination 
des  deux  pays  ou  pour  le  transit. 

Article  XIII. 
Les  Administrations  des  T^lögraphes  des  deux  pays  devront  prendre  les 
mesures  n^cessaires  pour  retablir  les  Communications  entre  lenrs  r^eaax 
respectifs  et  pour  entretenir  convenablement  Icurs  lignes  t^l^graphiques  de 
mani^re  k  impriroer  un  cours  ininterrompu  et  rapide  aux  Behanges  des 
d^p^ches. 

Article  XIV. 

En  vue  d'assurer  le  maintien  des  rapports  de  bon  voisinage  entre  les 
deux  £tats,  les  Gouvernements  de  la  Gr^ce  et  de  la  Turquie  s'engagent  k  ne 
pas  tolörer  snr  leurs  .territoires  des  agissements  de  nature  k  troubler  la  s^cnrit^ 
et  Tordre  dans  Vfitat  voisin. 

Article  XV. 

En  cas  de  divergences  dans  le  cours  des  n^gociations  entre  la  Gr^ce  et 
la  Turquie,  les  points  contest^s  pourront  6tre  soumis,  par  Tune  ou  Tautre  des 
Parties  int^ress^es,  k  Tarbitrage  des  Reprösentants  des  Grandes  Puissances  k 
Constantinople,  dont  les  d^cisions  seront  obligatoires  pour  les  deux  Gou- 
vernements. II  Cet  arbitrage  pourra  s'exercer  collectivement  ou  par  d^signation 
speciale  des  intöress^s  et  seit  directement,  soit  par  Tentremise  de  D^4gu6s 
spöciaux.  II  En  cas  de  partage  egal  des  voix,  les  Arbitres  choisiront  un 
Surarbitre. 

Article  XVI. 

Les  ratifications  du  prösent  Traitö  D6finitif  de  Paix  par  Sa  Majest^  le 
Roi  des  Hellönes  et  par  Sa  Majeste  Imperiale  le  Sultan  seront  ^cbang^es  k 
Constantinople  dans  le  delai  de  quinze  jours  k  partir  d'aujourd'hui  ou  plus 
tot  si  faire  se  peut. 

En  foi  de  quoi  les  Pl^nipotentiaires  respectifs  Tont  sigue  et  y  ont  appose 
le  sceau  de  leurs  armes. 

Fait  en  double  k  Constantinople  le  22  Novembro  (4  D^cembre),  1897. 

(L.S.)  M  avrocordato. 

(L.S.)  St^pbanos. 

(L.S.)  Tevfik. 

(L.S.)  Hassan  Fehmy. 
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Protocole  (A).  Nr.  11944. 

Gleichlautend  mit  Nr.  11941.  ^^^^},^^ 

Und. 

Protocole  (B).  4.Do«.  i8»7. 

Le  Trait^  de  Commerce  et  de  Navigation  pr^vu  par  TArticle  XI  du  Trait6 
D^finitif  de  Paix  (Article  VII  des  Pröliminaires)  devra  6tre  conclu  dans  le 
d^lai  de  deux  ans  k  partir  de  T^change  des  ratifications  du  dit  Trait^  de  Paix. 
Pendant  ce  d^lai,  le  regime  en  vigueur  avant  la  guerre  relatif  aux  Tarifs 
Düuaniers,  au  cabotage,  et  ä  la  p^che  des  ^ponges  est  maintenu  sur  la  basc 
de  ]a  r^ciprocit^. 

Si  toutefois,  jusqu'ä  Texpiration  du  d^lai  susvis^  de  deux  ans,  le  Tratte 
de  Commerce  et  de  Navigation  n'est  pas  conclu  et  ratifiö,  les  deux  Parties 
reviendront  au  regime  6tabli  par  l'Article  XI  du  Trait^  de  Paix  (Article  VII 
des  Pr^liminaires). 

II  est  entendu  que  dans  le  cas  oü  le  nouveau  Trait^  de  Commerce  et  de 
Navigation  6tant  conclu  et  ratifi6  dans  le  dit  d^lai,  ne  pourrait  pas,  par  suite 
de  motifs  ind^pendants  de  la  volonte  des  deux  Hautes  Parties  Contractantes, 
ätre  mis  en  application,  le  regime  susindiqu6  en  vigueur  avant  la  guerre  sera 
maintenu  toujours  sur  la  basc  de  la  r^ciprocit^  jusqu'ä  la  mise  en  vigueur  du 
nonveau  Traitö. 

(Signö)  Mavrocordato. 

St^pbanos. 
Tevfik. 
Hassan  Fehmy. 
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Nr.  11945.  DEUTSCHES  reich.  —  Bericht  des  Kaiserlichen 
Generalkonsuls  zu  Apia  über  die  politischen  Er- 
eignisse in  Samoa  von  Erlafs  der  Entscheidung  in 
der  Königswahl  bis  zur  Errichtung  der  provisori- 
schen Regierung  (31.  Dezember  1898  bis  4.  Januar 

1899.) 

Apia,  23.  Januar  1899. 

Mr.  11945.  Die  Streitigkeiten   anlälslich  der  Königswahl  hatten  allmählich  eine  Be- 

^RÄkb""  cißQtung  gewonnen,  die  über  das  Interesse,  das  einer  reinen  Eingeborenen- 
23.Jan.i899.angelegenheit  geschenkt  zu  werden  pflegt,  hinausgewachsen  war.  ||  Je  mehr  die 
Verhandlungen  vor  dem  Oberrichter  sich  ihrem  Ende  näherten,  umsomehr 
wurde  die  Überzeugung  gefestigt,  dals  die  Entscheidung  zu  Gunsten  Tanns 
fallen  würde.  Trotzdem  erregte  es  ziemlich  allgemeine  Verwunderung,  als 
der  Oberrichter  am  Vormittag  des  31.  Dezember  seinen  Schiedsspruch  dahin 
abgab,  dals  Tanu  deshalb  König  von  Samoa  sei,  weil  der  einzige  Gegenkandidat 
Mataafa  nach  den  Verhandlungen  der  Berliner  Konferenz  die  Wählbarkeit  zum 
König  von  Samoa  nicht  besitze.  Denn  erst  am  6.  Oktober  hatte  der  Ober- 
richter in  einer  schriftlichen,  allgemein  bekannt  gewordenen  Erklärung  geäuDsert, 
daCs  kein  Grund  vorliegen  würde,  Mataafa  den  Platz  des  Königs  vorzuenthalten, 
falls  derselbe  rechtsgültig  zum  König  gewählt  sein  würde.  ||  Angesichts  dieses 
Vorgangs  rief  die  Feststellung  der  Entscheidung,  daCs  Mataafa  unwürdig  sei, 
den  samoanischen  Königssitz  einzunehmen,  bei  seinen  Anhängern  besondere 
Erbitterung  hervor.  ||  Nach  der  Verkündigung  der  Entscheidung  fand  eine 
Beratung  der  Konsuln,  der  Kommandanten  und  des  Präsidenten  im  deutschen 
Konsulat  statt.  Der  Kommandant  des  englischen  Kriegsschiffes  Sturdee  legte 
ein  Schreiben  vor,  worin  er  die  Konsuln  um  Erlafe  einer  Proklamation  zu 
Gunsten  Tanus  und  einer  Aufforderung  an  die  in  der  Municipalität  und  Nach- 
barschaft versammelten  Krieger  zur  Rückkehr  in  ihre  Heimat  ersuchte  und  im 
Fall  der  Ablehnung  seines  Antrags  die  Verantwortung  für  den  Verlust  von 
Leben  WeiOser  ablehnte.  Nachdem  der  englische  Konsul  Maxse  den  Antrag 
des  Kapitäns  Sturdee  zu  dem  seinigen  gemacht  hatte,  gab  ich  die  Erklärung 
ab,  dals  ich  mich  zu  dem  Erleid  der  vorgeschlagenen  Proklamation  ablehnend 
stellen  müsse,  weil  eine  Verpflichtung  für  mich,  an  einem  solchen  Schritt  teil- 
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zanehmen,  in   der   Berliner   Generalakte    (Artikel  3  Abschnitt  6)    nicht   aus-  Nr.  11945. 
gesprochen   sei   und   ich  keine  Veranlassung  hatte,  in  diesem  Fall,  wo   eine  ^^cb***' 
nach    meiner  Ansicht   ungerechtfertigte  Entscheidung   erlassen   sei,   über   das28.J»n.i899. 
Mals  des  ausdrflcklich  Vorgeschriebenen  hinauszugehen.  ||  Was  die  Aufforderung 
an  die    Samoaner,  sich  in  ihre  Heimatsbezirke  zurückzubegeben,  anlangt,  so 
wurde    beschlossen,    daüs   die   Konsuln   naündlich    oder    schriftlich   Häuptlinge 
beider  Parteien   ersuchen   sollten,   ihre  Mannschaften   zur  Heimkehr   zu  ver- 
anlassen.   Nach  dieser  Richtung  konnte  wegen  des  raschen  Ganges  der  folgen- 
den Ereignisse  erfolgreich  nicht  mehr  gewirkt  werden. 

Bei  Besprechung  etwaiger  militärischer  Malsnahroen  äufeerten  Konsul 
Maxse  und  Kapitän  Sturdee,  trotzdem  die  beiden  hier  befindlichen  Kriegsschiffe 
zusammen  nur  etwa  100  Mann  landen  können,  die  Absicht,  das  Vordringen 
der  Mataafa-Leute  in  dem  von  ihren  Gegnern  besetzten  städtischen  Teil  der 
Municipalität  mit  Gewalt  abzuwehren  und  die  Partei  des  Tanu  durch  thätigen 
Beistand  zu  schfltzen.  Korvetten- Kapitän  Schönfelder  und  ich  äuCserten  die 
Ansicht,  dals  durch  Vermeidung  jeder  thätigen  Anteilnahme  des  Militärs  an 
einem  Kampfe  zwischen  Samoanem  dem  Interesse  der  Weifsen  am  besten 
gedient  werde.  Das  Erscheinen  weilser  Truppen  auf  dem  Kampfplatz  sei  zu 
sehr  geeignet,  die  Samoaner  zu  erregen  und  sie  zu  Angriffen  auf  Leben  und 
Eigentum  der  Fremden  zu  reizen.  Von  deutscher  Seite  würden  daher  nur 
solche  militärische  Schritte  gethan  werden ,  die  durch  die  Rücksicht  auf  den 
Schutz  von  Leben  und  Eigentum  der  Weifeen  bedingt  seien.  Nach  den  Wohn- 
sitzen der  Engländer  einer-,  der  Deutschen  andererseits  ergab  sich  als  Bereich 
für  Schutzerteilung  seitens  der  deutschen  Marine  der  westliche  Teil  der  Stadt.  || 
Die  MaCsoahmen,  die  der  Kommandant  S«  M.  S.  „Falke"  vorsah,  beschränkten 
sich  darauf,  dafs  auf  ein  bestimmtes  Signal  vom  Konsulat  eine  Abteilung  von 
zwei  Offizieren  und  25  Mann,  unterstützt  durch  den  mit  dem  Maschinengewehr 
bewaffneten  Kutter,  in  der  Nähe  der  deutschen  Schule  eine  Verteidigungs- 
stellung aufnehmen  sollte.  Weifise,  die  sich  in  den  Schutz  der  Landungs- 
abteilung begäben,  sollten  aufgenommen  und  nach  Ermessen  des  kommandierenden 
Offiziers  an  Bord  gesandt  werden.  Jeder  Weilse,  der  in  irgend  einem  Boote 
längsseits  8.  M.  S.  „Falke ^  käme,  finde  Aufnahme.  ||  Den  Deutschen  war  die 
Schule  als  Sammelplatz,  falls  jemand  sich  in  seiner  Behausung  unsicher  fühlte, 
bezeichnet.  ||  Die  Mataafapartei  hatte  den  ungünstigen  Ausgang  des  Verfahrens 
vorausgesehen  und  die  Entscheidung  in  geschlossener  Zahl  abgewartet.  Ein 
am  31.  Dezember  Nachmittags  etwa  3  Uhr  aufkommendes  Gerücht,  am  Vaia- 
berg  (Süden  der  Stadt)  seien  Schüsse  gefallen,  gab  dann,  wie  es  heilst,  den  in 
Mulinuu  angesammelten  Mataafaleuten  das  Signal,  sich  in  Bewegung  zu  setzen. 
Starke  Abteilungen  rückten  von  Mulinuu  landeinwärts  und  nahmen  ausgedehnte 
Stellungen  gegen  die  Tanuleute  von  der  Hauptstrafee  bis  zum  Vaiaberg  ein. 
Um  4  Uhr  setzte  eine  in  zahlreichen  Booten  eingeschiffte  starke  Abteilung  von 
Mataafaleuten  über  den  Hafen  und  landete  in  den  östlich  der  Municipalität 
belegenen  Dörfern  Mootaa   und  Matafagatele.      Bei  Einbruch  der   Dunkelheit 
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Nr.  11945.  war   bei   der   groiJsen  Überzahl  der  Mataafaleute  die  Municipalität  von   allen 
Deutsche«  Seiten    eingeschlossen.      Die    Zahl    der   Mataafakrieger   belief  sich   auf   rund 

Reich. 

23.jan.  1809. 6000  Ms  6000  Mann,  während  die  Tanulente,  deren  Zahl  nach  später  erfolgter 
Übergabe  genau  festgestellt  wurde,  über  etwa  1100  Streiter  verfügten.  ||  Der 
englische  Kriegsschiffs- Kommandant  entsandte  eine  Abteilung  von  24  Mann 
unter  einem  Offizier  zu  der  Wohnung  des  Oberrichters.  Nach  Lage  der 
ÖrtUchkeit  wäre  diese  Wache  beim  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  mitten  in 
den  Kampf  der  Eingeborenen  hineingezogen.  Sie  verliefs  am  Vormittag  des 
1.  Januar  unter  Einziehung  der  Flaggen  den  Platz,  nachdem  der  Oberricbter 
sich  zuvor  nach  Apia  begeben  hatte.  Auch  in  das  englische  Konsulat  wurde 
bereits  am  31.  Dezember  eine  militärische  Wache  gelegt.  — 

Am  1.  Januar  bei  Tagesanbruch  waren  gegenüber  dem  Stande  vom  Tage 
vorher  die  Vorposten  der  Mataafaleute  überall  im  Vorgehen  begriffen,  die 
Malietoastreiter  zogen  sich  immer  mehr  auf  denjenigen  Teil  der  Municipalität, 
der  sich  mit  der  eigentlichen  Ortschaft  Apia  deckt,  zurück.  Man  lag  sich 
gegenüber,  ohne  zu  entscheidenden  Schritten  überzugeben.  ||  Im  sogenannten 
englischen  Viertel  hatte  man  das  Grundstück  der  Londoner  Mission  als  Zufluchts- 
ort für  schutzbedürftige  Weiüse  bestimmt  und  eine  starke  Abteilung  englischer 
Matrosen  dorthin  gelegt,  'j  Die  abwartende  Haltung  der  sich  auf  kurze 
Entfernungen  gegenüberliegenden  Abteilungen  der  beiden  Parteien  dauerte 
bis  nachmittags  4  Uhr,  als  die  auf  der  Malietoaseite  stehenden  Leute 
von  Iva  (Savaii),  etwa  150  an  der  Zahl,  ohne  einen  Schüfe  abgefeuert 
zu  haben,  auf  die  Mataafaseite  übergingen.  Dieser  Vorgang  veranlagte 
einen  Teil  der  Malietoaleute,  der  sich  auf  der  Hauptstrafse  am  rechten  Ufer 
des  MulivaiflüiJschens  verschanzt  uQd  das  Vorgehen  der  Mataafaleute  auf- 
gehalten hatte,  ihre  Stellang  aufzugeben.  Hierdurch  entstand  eine  Öffnung  in 
der  Westseite  der  Malietoaleute,  durch  welche  die  Mataafaleute  in  übergroüser 
Anzahl  nach  Apia  eindrangen.  Viele  Ansiedler  gaben  sich  schon  der  Hoffnung 
hin,  daTs  eine  allgemeine  Übergabe  der  Malietoaleute  erfolgen  und  den  Unruhen 
ein  Ende  machen  würde.  An  verschiedenen  Stellen  hatten  sich  Anhänger  der 
beiden  Parteien  schon  die  Hände  zur  Versöhnung  (sootaga)  gereicht.  ||  Wie 
viele  Weifee,  machte  auch  ich  mich  auf,  Zeuge  dieser  Scenen  zu  sein.  Ich 
lieis  mein  Pferd  satteln  und  ritt  zunächst  auf  der  Hauptstrafse  entlaug  zum 
Tivolihotel  im  eigentlichen  Stadtteil  Apia  (Ostbezirk),  hin  und  wieder  hatte 
ich  Haufen  von  Mataafaleuten  zu  durchqueren,  was  ich  ohne  mit  ihnen  zu 
sprechen  that  Vor  dem  Tivolihotel  traf  ich  —  etwa  um  4  Uhr  nachmittags 
—  den  englischen  Konsul  und  den  englischen  Kommandanten,  beide  zu  Fufs. 
In  der  Nähe  derselben  hielt  zu  Pferde  der  Leutnant  zur  See  Frielinghaus  von 
S.  M.  S.  „Falke".  Nach  kurzer  Unterhaltung  mit  Kapitän  Sturdee  ritt  ich 
mit  Herrn  Frielinghaus  zurück  und  westlich  etwa  1  km  jenseits  des  Konsulats 
nach  dem  Stadtteil  Songi,  wo  wir  uns  mit  dem  deutschen  Arzt  vor  dessen 
Haus  einige  Minuten  unterhielten.  Von  dort  ritt  ich  nach  Hause.  Etwa  auf 
halbem  Wege  hörte  ich  fern  in  der  Gegend  des  eigentlichen  Apia  (Ostbezirk) 
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den  ersten  Schuls  fallen.  Ich  begab  mich  nach  dem  Konsulat  und  bin  an  Nr.  11945. 
jenem  Tage  nicht  wieder  in  dem  eben  erw&hnten  Ostbezirk  —  Apia  —  gewesen,  ^^^p'^*** 
Zwischen  meinen  Abritt  vom  Tivolihotel  und  dem  ersten  SchuIJs  lag  ein  Zeit-23.jan.i899. 
räum  von  20  Minuten.  ||  Oberrichter  Chambers  hat  in  seinem  amtlichen  tele- 
graphischen  Bericht  vom  11.  Januar  gemeldet,  ich  sei  um  4  Uhr  30  Minuten 
nachmittags  an  der  Spitze  einer  Truppe  von  mehreren  hunderten  Mataafa- 
leuten  geritten,  als  diese  einen  Angrifif  auf  das  Tivolihotel  machten,  wohin 
sich  etwa  eine  halbe  Stunde  zuvor  Malietoa  (Tanu)  geflüchtet  hätte.  Diese 
Angabe  entspricht,  wie  das  Vorstehende  beweist,  nicht  dem  wirklichen  Sach- 
verhalt II  Der  eben  erwähnte  und  ein  zweiter  Schüfe,  welche  beide  von  zwei 
namentlich  bekannten  Malietoaleuten  abgefeuert  sind,  gaben  das  Signal  zu 
einem  StraDsenkampf  in  Apia  und  zum  allgemeinen  Vordringen  der  im  Kreise 
um  Apia  aufgestellten  Streitkräfte  der  Mataafaleute.  ||  Abends  etwa  11  Uhr 
hielt  die  Tanupartei  eine  Fortsetzung  des  Kampfes  am  folgenden  Morgen  für 
aussichtslos,  brachte  ihre  Boote  zu  Wasser  und  flüchtete  sich  längsseits  des 
englischen  Kriegsschiffes  „Porpoise**;  einige  angesehene  Häuptlinge,  darunter 
Tanu  und  Tamasese,  wurden  an  Bord  aufgenommen.  ||  Etwa  fünfzig  Häuptlinge 
fanden  in  der  englischen  Mission  Zuflucht. 

Am  frühen  Morgen  des  2.  Januar  erkannten  die  Mataafaleute,  dais  sie 
vollständig  Herren  der  Situation  waren,  sämtliche  Abteilungen,  die  die  Stadt 
umzingelt  hatten,  vereinigten  sich  jetzt.  Tausende  von  Kriegern  ihrer  Partei 
wogten  durch  die  Hauptstraße,  um  nach  samoanischem  Kriegsgebrauch  mit 
Plünderung  der  Häuser  der  Gegner  zu  beginnen.  ||  Trotz  der  groisen  Anzahl 
der  Sieger  sind  Beschädigungen  des  Eigentums  der  Weiisen  nur  in  vereinzelten 
Fällen  vorgekommen.  Auch  in  diesen  konkurriert  fast  ausnahmslos  eigene 
Unvorsichtigkeit  der  Oeschädigtea ,  die  Sachen  von  Anhängern  der  Tanupartei 
in  Verwahrung  genommen  hatten.  ||  Wie  für  ihr  Eigentum  waren  die  Fremden 
auch  für  ihr  Leben  nur  geringer  Gefahr  ausgesetzt  gewesen.  Die  Samoaner 
erwiesen  sich,  wie  bei  frühern  Kriegen,  als  unerfahrene  Schützen,  die  in  der 
Mehrzahl  blindlings  drauf  los  und  zu  hoch  schössen.  Auf  diese  Weise  sind 
jedoch  allerdings  zahlreiche  Kugeln  in  die  Häuser  der  Fremden  eingedrungen. 
Auch  im  Konsulat  wurden  die  beiden  Doppelwände  meines  Schlafzimmers  von 
einer  Kugel  durchbohrt,  die  beim  Aufschlagen  auf  die  dritte  Wand  ihre  Kraft 
verlor  und  niederfiel.  ||  Die  Feststellung  der  Toten  und  Verwundeten,  die  bei 
der  bekannten  Verschwiegenheit  der  Samoaner  in  diesem  Punkte  sehr  schwierig 
war,  hat  annähernd  zuverlässig  ergeben: 

auf  der  Mataafaseite  13  Tote,  14  Verwundete, 
„      „    Malietoaseite  4     „        8  „ 

Die  in  den  Schutz  I.  M.  S.  „Porpoise**  geflüchteten  Tanuleute  waren  von 
abends  1 1  Uhr  ab  in  ihren  Booten,  dicht  gedrängt,  angemessener  Bewegung  nicht 
fähig,  von  häufigen  heftigen  Regengüssen  erkältet,  in  einer  sehr  bedauernswerten 
Lage.  II  Bei  einer  am  2.  Januar  im  Hafen  aufgekommenen  schweren  See  waren 
die  Tanuleute  ans  ihren  Booten  auf  das  englische  Kriegsschiff  „Porpoise"  und. 
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Nr.  11915.  da  der  Raum  dort  nicht  ausreichte,  auf  S.  M.  S.  „Falke"  aufgenommen.  ||  Präsi- 
Beicb."  ^^^^  Raffel  schlols  die  Verhandlungen  zwischen  den  beiden  Eriegsschiffs-Eom- 
23.Jan.i8o9.  mandanten  und  der  Mataafapartei  noch  am  Nachmittag  des  2.  Janaar  ab.  Die 
Bedingungen,  die  in  einem  Schreiben  von  fünf  Häuptlingen  der  Mataafapartei 
vom  2.  Januar  enthalten  sind,  besagen  im  wesentlichen:  ||  a)  Die  auf  den  Kriegs- 
schiffen und  in  der  Londoner  Mission  befindlichen  Anhänger  der  Tannpartei 
ergeben  sich  der  siegreichen  Partei  unter  der  Bedingung,  dafe  ihr  Leben  ge- 
schont und  ihnen  körperliches  Leid  nicht  zugefügt  wird:  ||  b)  Die  Feuerwaffen 
und  Munition  der  Flüchtlinge  werden  von  den  Kriegsschiffen  zurückgehalten 
bis  zur  Verfügung  der  beiden  betreffenden  Regierungen. 

Betreffs  der  Auslieferung  von  Tanu  und  Tamasese,  die  von  der  Mataafia- 
partei  dringend  gewünscht  wurde,  fand  am  3.  Januar  eine  Verhandlung  zwischen 
jenen  und  drei  Häuptlingen  der  Mataafapartei  unter  Anwesenheit  des  Präsi- 
denten Dr.  Raffel  statt.  Der  englische  Konsul  und  Kommandant  hatten  vorher 
erklärt,  dafs  Tanu  und  Tamasese  unter  den  besonderen  Schutz  der  britischen 
Flagge  derart  gestellt  seien,  dafe  sie  nur  im  Fall  ihres  freien,  völlig  nnbeein- 
flufeten  Willens  von  Bord  der  „Porpoise"  gelassen  werden  könnten.  Beide 
antworteten,  daDs  sie  an  Bord  des  Kriegsschiffs  zu  verbleiben  gedächten;  auch 
als  am  3.  Januar  die  Häuptlinge  der  ausgelieferten  Tanuleute,  die  inzwischen 
nach  Mulinuu  überführt  waren^  an  Tanu  und  Tamasese  schrieben,  um  sie  znr 
Vereinigung  mit  der  Mataafapartei  zu  vermögen,  lautete  die  Antwort  wieder 
ablehnend  dahin,  dafe  sie  an  Bord  des  Kriegsschiffes  verweilen  würden,  bis  die 
Entscheidung  der  Mächte  über  die  schwebende  Streitigkeit  erfolgt  sei.  Der 
Kommandant  L  M.  S.  „Porpoise"  benachrichtigte  bei  der  Übersendung  der 
Antwort  den  Präsidenten,  dafe  er  Tanu  und  Tamasese  bis  zu  weiterer  Be- 
stimmung der  englischen  Regiemng  an  Bord  behalten  werde  und  dabei  die 
Garantie  übernähme,  dafs  sie  sich  in  die  Politik  Samoas  nicht  einmischen 
würden.  ||  Mit  Rücksicht  auf  die  Ereignisse  der  letzten  Tage  erschien  es  er- 
forderlich, die  Verhältnisse  in  Samoa  vorläufig  bis  zum  Eintreffen  von  Instruk- 
tionen der  Vertragsregierungen  zu  regeln.  Die  Konsuln  beschlossen  im  Ein- 
verständnis mit  dem  Präsidenten  Dr.  Raffel,  die  anliegende  Proklamation  zu 
erlassen,  durch  welche  die  Mataafapartei  als  provisorische  Regierung  mit  dem 
Präsidenten  als  erstem  Vollziehungsbeamten  an  der  Spitze  anerkannt  wurde. 
Präsident  Raffel  hatte  sich  in  den  unruhigen  Tagen  durch  seine  Thätigkeit  die 
allgemeine  Anerkennung  erworben.  Die  hier  erscheinende  englische  Zeitung 
bemerkt  hierüber  unterm  7.  Januar: 

„Dr.  Raffel  verwendete  sich  dafür,  von  der  Mataafapartei  für  die 
Besiegten  menschliche  Bedingungen  zu  erwirken.  Bei  dieser  Gelegenheit 
und  sonst  waren  Dr.  Raffeis  gute  Dienste  höchst  wertvoll,  und  er  verdient 
das  höchste  Lob  für  seine  humanen  und  versöhnlichen  Bemühungen  als  Ver- 
mittler." 

In  demselben  Sinne  bewegten  sich  die  DankesäuJOserungen  des  englischen 
Konsuls  und  des  englischen  Kapitäns.  —  So  kam  es,  dafs  die  Einsetzung  der 
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provisorischen  RegieruDg^  mit  Raffel  an  der  Spitze  schon  am  3.  Jaunar  be-  Nr.  11945. 
schlossene  Sache  war.  ||  Es  erübrigt  noch,  über  das  Verhalten  der  beider-  ^JJ^g^i,^^ 
seitigen  Kriegsschiffe  ein  Wort  zu  sagen.  ||  Von  dem  englischen  Kommandanten  23.  Jan.  1809. 
wurde  bereits  am  31.  Dezember  eine  Abteilung  Matrosen  in  das  englische 
Konsulat  gelegt.  Bis  auf  den  heutigen  Tag,  wo  die  Ruhe  schon  seit  länger 
als  zwei  Wochen  vollkommen  wiederhergestellt  ist,  ist  noch  eine  militärische 
Wache  dort.  ||  Die  Abteilung,  die  von  der  Wohnung  des  Oberrichters  zurück- 
gezogen war,  wurde  in  die  Gebäude  der  Londoner  Mission,  die  als  Sammel- 
punkt für  schutzbedürftige  Engländer  und  Amerikaner  bezeichnet  war,  gelegt 
und  im  Laufe  der  Tage  auf  vierundvierzig  Mann  unter  einem  Offizier  verstärkt. 
Gerade  die  Mission  hatte  grossen  Reiz  für  die  Beute  machenden  Mataafaleute. 
Dorthin  waren  von  den  mit  der  Mission  verwachsenen  Häuptlingen,  die  das 
Herz  der  Tanupartei  bildeten,  Gegenstände  des  Eigentums,  insbesondere  feine 
Matten,  in  Sicherheit  gebracht  worden.  So  fehlte  es  nicht  an  ständigen 
Beunruhigungen  der  englischen  Militärwache.  In  der  Nacht  vom  2.  zum 
3.  Januar  war  von  Mataafaleuten  in  ein  auf  Missionsgrund,  also  auf  britischem 
Eigentum  stehendes  Haus  eingedrungen,  in  dem  eine  Anzahl  Eingebornen- 
missionare  mit  Frauen  und  Kindern  und  Familien  von  Tanuleuten  Zuflucht 
gesucht  hatten.  Die  militärische  Wache,  obwohl  nur  fünfzig  Schritte  entfernt, 
hatte  nach  Lage  der  Sache  nichts  zu  thun  vermocht  Präsident  Raffel  wurde 
am  Morgen  des  3.  herangerufen  und  stiftete  Ordnung,  indem  er  einem  einfluls- 
reichen  Häuptling  der  Mataafapartei  den  Schutz  des  bedrohten  Hauses  übertrug.  i| 
Am  Abend  des  4.  begfinnen  die  Beunruhigungen  der  Mission  wiederum  und 
führten  dazu,  daCs  am  Morgen  des  5.  die  englische  Wache,  nachdem  der  Präsident 
die  in  der  Mission  befindlichen,  Samoanern  gehörigen  Sachen  übernommen  und 
in  den  Schutz  von  Mataafaleuten  gestellt  hatte,  eingezogen  und  an  Bord  I.  M.  S. 
„Porpoise**  wiedereingeschifft  wurde.  ||  Ein  grolser  Teil  von  Engländern  und 
Amerikanern  war  während  der  unruhigen  Tage  an  Bord  eingeschifft.  Der  Ober- 
richter, der,  abgesehen  von  seinem  ältesten  Sohn,  seine  Familie  nach  Auckland 
gesandt  hat,  und  der  Advokat  Gurr,  einer  der  beiden  Vertreter  Tanus  in  dem 
die  Königs  wähl  betreffenden  ProzeiJs,  halten  sich  seit  Ausbruch  des  Krieges  an 
Bord  L  M.  S.  „Porpoise"  auf.  ||  Von  S.  M.  S.  „Falke"  sind  Truppen  nicht  gelandet 
worden.  In  der  Nacht  vom  31.  Dezember  zum  1.  Januar  haben  einige  deutsche 
Frauen  und  Kinder  auf  dem  Kriegsschiff  verweilt.  ||  Eine  Eigentümlichkeit  der 
jetzt  beendeten  Unruhen  ist,  im  Unterschied  von  frühern  Vorgängen  gleicher  Art, 
ihre  kurze  Dauer.  So  haben  die  gewöhnlichen  Begleiterscheinungen  samoanischer 
Wirren:  die  Unsicherheit  des  Eigentums  der  Weiüsen,  die  Beraubung  der  fremden 
Pflanzungen,  gefehlt  ||  Mataafa  hat  an  den  Kämpfen  nicht  teilgenommen,  und 
auch  von  englischer  Seite  wird  in  einer  in  der  hiesigen  Zeitung  veröffentlichten 
Zuschrift  besonders  anerkannt,  da(s  er  für  den  Krieg  nicht  verantwortlich  und 
bis  zuletzt  bemüht  gewesen  sei,  denselben  zu  verhindern. 

(gez.)  Rose. 
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Nr.  11945.  Anlage  zu  No.  I.    Übersetaung. 

j^.^jj  FroklamatiOD. 

ij. Jan.  1899.  Infolge  der  Ereignisse  der  letzten* Tage  und  der  dringenden  Notwendigkeit, 
eine  starke  provisorische  Regierung  für  Samoa  zu  errichten,  erklären  wir,  die 
unterzeichneten  konsularischen  Vertreter  der  drei  Vertragsregierungen,  was 
folgt :  II  1.  Die  Mataafapartei,  vertreten  durch  den  Oberhäuptling  Mataafa  und 
die  nachstehenden  dreizehn  Häuptlinge,  Lemana,  Moefaauo,  Lauaki,  Toelupe, 
Molioo,  Fue,  Laufa,  Autagavaia,  Asiata,  Leiataua,  Tufuga,  Leiato,  Suatele, 
welche  letzthin  im  Namen  der  besagten  Partei  auftraten  und  welche  gegen- 
wärtig im  thatsächlichen  (de  facto)  Besitz  der  samoanischen  Regierung  sind, 
werden  anerkannt  als  provisorische  Regierung  von  Samoa  bis  zum  Eingang 
von  Instruktionen  der  drei  Vertragsmächte.  ||  2.  Der  Präsident  soll  der  oberste 
Exekutivbeamte  der  besagten  provisorischen  Regierung  sein.  ||  3.  Diese  Pro- 
klamation soll  nicht  dahin  ausgelegt  werden,  dafs  dadurch  die  Rechte  und 
Privilegien  der  drei  Vertragsmächte  in  Samoa,  sei  es  einer  jeden  einzelnen 
derselben,  oder  in  ihrer  Gesamtheit,  oder  ihrer  konsularischen  Vertreter,  in 
ihrem  gegenwärtigen  Bestände  abgeändert  oder  aufgehoben  würden. 
Gegeben  Apia,  den  4.  Januar  1899. 

(Unterschriften  der  drei  Konsulu.) 

Nr.    11946.     DEUTSCHES    EEICH.    —    Bericht    des    Kaiserlichen 

Generalkonsuls    zu    Apia    über   die   Vorgänge   vom 

4,  bis  9.  Januar  1899.  § 

Apia,  24.  Januar  1899. 

Nr.  11946.  Die  provisorische  Regierung  liefe  es  sich  angelegen  sein,  die  Ordnung  bald- 

Deatsofaes  thunüchst  wiederherzustellen.  In  einer  Bekanntmachung  vom  6.  Januar,  namens 
i.jan.is  9.  der  Häuptlinge,  die  die  Regierung  vertreten,  wurde  vor  Fortsetzung  des  Plttn- 
derns  und  Stehlens,  insbesondere  vor  allen  Ausschreitungen  gegen  das  Eigentum 
der  WeüJsen  gewarnt.  Am  gleichen  Tage  machte  Präsident  Raffel  öffentlich 
bekannt,  daüs  die  provisorische  Regierung  Schritte  gethan  hätte,  um  Frieden 
und  Ordnung  in  Samoa  wiederherzustellen,  und  erbat  hiefür  die  Unterstützung 
aller  Einwohner.  Rasch  wurde  das  Ziel  erreicht.  Die  groiJsen  Massen  der 
Krieger  der  Mataafapartei  wurden  in  ihre  Heimat  zurückgesandt.  Den  Trupps, 
die  sich  Beute  machend  umhertrieben,  wurde  entgegengetreten,  Wachen  wurden 
an  vielen  Stellen  ausgesetzt,  um  Ausschreitungen  zu  steuern.  ||  Sorge  ver- 
ursachte der  provisorischen  Regierung  die  Bestimmung  des  Schicksals  der 
kriegsgefangenen  Tanuanhänger.  ||  In  einem  Brief,  den  der  Oberrichter  am 
4.  Januar  von  Bord  des  englischen  Kriegsschiffs  an  den  kriegsgefangenen 
Dolmetscher  des  Obergerichts  Auanae,  einen  der  einflulsreichsten  Anhänger 
der  Tanupartei,  geschrieben  hatte,  war  die  Ansicht  ausgesprochen ^  da£s  seine 
Entscheidung,  betreffend  die  Königswahl,  von  den  drei  Vertragsmächten  auf- 
recht erhalten  werden  würde.  Unter  diesen  Umständen  erschien  es  der  provi- 
sorischen Regierung  als  ein  Gebot  der  Selbsterhaltung,  die  Leute  der  Vaimauga 
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(des  Bezirks  um  Apia),  die  durch  ihre  nahen  Beziehungen   zu  verschiedenen  Nr.  iiwe. 
Fremden  Umtriebe  gegen  die  neue  Einrichtung  angezettelt   hätten,   von   der     ^^,5"^** 
Rückkehr  in  ihre  Wohnsitze  abzuhalten.    Einige  sechzig  kriegsgefangene  Haupt- 24.  J»n.i899 
linge  sind  nach  Tutuila  verschickt,   die  gemeinen  Leute  der   Vaimauga  nach 
den  Inseln  Manono  und  Apolima.    Allen  übrigen  Kriegsgefangenen  ist  die  Rück- 
kehr in  ihre  Heimat  gegen  die  Verpflichtung,  ein  Lösegeld  von  zwei  Dollar 
für  den  Kopf  zu  erlegen,  gestattet.  ||  Am  5.  Januar  lieüs  Herr  Chambers  einen 
Anschlag  an  die  Thür  des  Obergerichts  heften,   wonach:  „auf  Anordnung  des 
Oberrichters  Chambers  die  Thätigkeit  des  Obergerichts  bis  auf  weitere  Be- 
stimmung vertagt  sei/' 

Dem  gegenüber  vertrat  Dr.  Raffel  den  Standpunkt,  dais  eine  Wahrnehmung 
des  Oberrichterpostens  durch  Mr.  Chambers  für  die  Dauer  des  Bestehens  der 
entgegen  der  Entscheidung  vom  31.  Dezember  v.  J.  entstandenen  Regierung 
rechtlich  ausgeschlossen  sei.  Dr.  Raffel  erliefe  daraufhin  die  abschriftlich  bei- 
gefügte Bekanntmachung  vom  6.  Januar,  durch  welche  das  Obergericht  bis  auf 
weitere  Anordnung  der  provisorischen  Regierung  geschlossen  wurde.  (Aulagel.) 
Zugleich  wurde  von  dem  Gebäude  Besitz  genommen  und  eine  Wache  von 
Kriegern  der  provisorischen  Regierung  um  dasselbe  postiert.  ||  Der  englische 
Konsul  erblickte  in  diesem  Vorgehen  der  provisorischen  Regierung  eine  Be- 
leidigung der  britischen  Flagge.  Herr  Maxse  hatte  am  22.  Dezember  v.  J. 
die  britische  Flagge  über  der  Privatwohnung  des  Oberrichters  gehifet  und 
durch  Proklamation  erklärt,  diese  Flaggenhissung  sei  das  Zeichen  dafür,  dafe 
der  Oberrichter,  seine  Familie,  seine  Privatwohnung  und  das  Obergericht  unter 
den  Schutz  der  britischen  Flagge  gestellt  seien.  Die  gehifete  Flagge  war  in- 
dessen während  der  Unruhen  am  1.  Januar  wieder  eingezogen.  ||  Am  7.  Januar, 
&%  Uhr  vormittags,  erhielt  ich  die  abschriftlich  anliegenden  Schreiben  des 
Oberrichters  und  des  englischen  Konsuls,  aus  denen  ich  ersah,  dafe  Herr 
Chambers  an  diesem  Tage  mittags  eine  Sitzung  zur  Wiedereröffnung  des 
Obergerichts  abhalten  würde,  unter  Zurückweisung  etwaigen  Widerstandes 
durch  bewaffnete  Macht  des  englischen  Kriegsschiffs.  '  (Anlagen  2,  3,  4.)  Zu- 
gleich drohte  der  englische  Konsul  schriftlich  mit  der  Eröffnung  von  Feuer 
von  I.  M.  S.  ,JPorpoise*',  was  im  Ernstfall  eine  Brandgefahr  für  die  ganze 
Stadt  Apia  bedeutet  haben  würde.  Milder  gefafet  war  die  anliegende  Bekannt- 
machang des  englischen  Kriegsschiffs-Kommandanten.  (Anlage  5.)  Infolge  der 
Androhung  des  Herrn  Maxse  liefe  ich  unter  den  Deutschen  folgende  Bekannt- 
machung verbreiten:  „Nach  einer  amtlichen  Mitteilung  des  englischen  Konsuls 
Ernest  G.  B.  Maxse  kann  erwartet  werden,  dafe  um  11  Uhr  30  Minuten  vor- 
mittags Feuer  von  I.  M.  S.  „Porpoise"  auf  Apia  eröffnet  wird. 

Apia,  den  7.  Januar  1899. 

Der  Kaiserliche  General-Konsul,     (gez.)  Rose." 

Kurz  nach  12  Uhr  wurden  der  amerikanische  General-Konsul  in  einem, 
der  englische  Konsul  mit  dem  Oberrichter  in  einem  anderen  Boot  von  I.  M.  S. 
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Nr.  ii9i6.  ,,?orpoisc*'  an  Land  gesetzt.  Auiserdem  wurden  24  bewaffnete  engÜBche 
^ Reich*'  Matrosen  unter  Führung  eines  Offiziers  bereitgehalten,  um  jeden  Augenblick 
24. Jan.  1899. an  das  Obergericht  beranzurücken,  in  dessen  Nähe  ich,  Eorretten- Kapitän 
Schönfelder  und  Dr.  Raffel  standen.  ||  Der  englische  Konsul  erklärte  Herrn 
Raffel  die  Wiedereröffnung  als  den  Zweck  seines  Kommens.  Dr.  Raffel  erwiderte 
unter  Ausführung  der  Gedanken,  die  in  seinem  an  den  englischen  Konsul  ge- 
richteten, abschriftlich  beigefügten  Schreiben  niedergelegt  sind.  (Anlage  6.) 
Ich  schlols  mich  Raffeis  Ausführungen  an.  Als  Raffel  erklärt  hatte,  dads  er  den 
Schlüssel  zum  Obergerichtshause  nicht  herausgeben,  sondern  nur  der  Gewalt 
weichen  werde,  erwiderte  der  englische  Konsul,  dafe  er  Gewalt  anwenden  werde. 
Hierauf  wurde  von  dem  Gerichtsschreiber  des  Obergerichts  die  Thür  zum  Sitzungs- 
zimmer des  Obergerichts  mit  Gewalt  erbrochen.  Die  militärische  Abteilung  war 
inzwischen,  obgleich  nirgends  Bewaffnete  zu  sehen  waren,  herangezogen,  und 
zwar,  nachdem  ich  namens  meiner  Regierung  gegen  die  Anwendung  militärischer 
Maisnahmen  Verwahrung  eingelegt  hatte.  ||  Korvetten- Kapitän  Schönfelder, 
Dr.  Raffel  und  ich  gingen  fort,  während  Chambers  mit  den  beiden  andern 
Konsuln  das  Obergericht  betrat.  ||  Kurze  Zeit  darauf  fand  sich  anliegende 
Erklärung  von  Herrn  Chambers  am  Obergericht  angeheftet.  (Anlage  7.)  ||  Mit 
einer  Frist  von  drei  Stunden  war  die  Beschieüsung  der  Stadt  angedroht;  zur 
Zeit  der  Eröffnung  des  Obergerichts  waren  die  Geschütze  des  englischen 
Kriegschiffs  „Porpoise''  auf  das  Obergericbtsgebäude  gerichtet.  ||  Ich  selbst 
hatte  dem  naheliegenden  Gedanken,  den  Kommandanten  S.  M.  S.  „Falke"  am 
Gestellung  bewaffneter  Macht  zum  Schutz  des  Präsidenten  Dr.  Raffel  zu  er- 
suchen, von  vornherein  keinen  Raum  gegeben;  denn  ich  wollte  nicht  dazu 
beitragen,  dafs  der  Fall  des  feindlichen  Gegenüberstehens  bewaffneter  Ab- 
teilungen zweier  befreundeter  Staaten  aus  so  minimer  Veranlassung  einträte.  || 
Am  7.  Januar  erhielt  ich  von  meinen  Kollegen  Proteste  gegen  die  Wamang, 
die  ich  an  die  Deutschen  hierselbst  wegen  der  vom  englischen  Konsul  an- 
gedrohten Beschießung  gerichtet  hatte.  Ich  habe  diese  in  zwei  Schreiben, 
unter  Hinweis  auf  das  oben  angeschlossene  Schreiben  des  englischen  Konsuls 
(Anlage  3),  als  nicht  gerechtfertigt  bezeichnet.  ||  Durch  eine  zweite  Proklamation 
vom  7.  Januar  erklärte  der  Oberrichter  Chambers  unter  Zustimmung  der  beiden 
Konsuln,  dafis  die  Einrichtung  des  Obergerichts  unabhängig  sei  von  dem  Bestehen 
irgend  einer  zeitweiligen  oder  provisorischen  Regierung.  ||  Zugleich  mit  dieser 
Proklamation  erschien  eine  gemeinsame  Kundgebung  des  englischen  und  ameri> 
kanischen  Konsuls,  die  Chambers  für  den  einzigen  rechlmäüsigen  Oberrichter 
erklärte,  auch  während  des  Bestehens  der  provisorischen  Regierung,  mit  der 
Begründung,  bei  der  Errichtung  der  provisorischen  Regierung  sei  von  allen 
Beteiligten  ausdrücklich  vereinbart  worden,  dals  der  Akt  in  keiner  Weise  die 
Anwendung  irgend  einer  Vorschrift  des  Berliner  Vertrages  aufheben,  aussetzen 
oder  einschränken  sollte.  In  einer  am  3.  Januar  stattgehabten  Beratung  der 
drei  Konsuln,  des  Präsidenten  und  der  beiden  Kriegsschiffs -Kommandanten 
wurde  auf  Vorschlag  des  Präsidenten  allseitig  vereinbart,  dafe  ||  1.  Mataafa 
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und   die   dreizehn  HäaptlJDge   seiner  Partei   als   provisorische  Regierung  bis   Nr.  ii046. 
zum   Eintreffen   von    Instruktionen    der  Vertragsmächte    anerkannt   würden,  ||   '^^J^** 
2.  der  Präsident   an   der  Spitze  der  vollziehenden  Gewalt   dieser   Regierung  34.  Jan.  isw. 
stehen  solle. 

Englischer  Kommandant  und  Konsul  standen  damals  unter  dem  Eindruck 
eines  grolsen  Dienstes,  den  am  Morgen  des  3.  Januar  der  englischen  Wache 
in  der  Mission  durch  das  energische  Eingreifen  Raffeis  geleistet  war,  über- 
schütteten ihn  mit  Lobeserhebungen  und  waren  zu  jedem  Entgegenkommen 
bereit.  Wegen  dringender  dienstlicher  Inanspruchnahme  des  Präsidenten  wurde 
die  Zeichnung  der  Proklamation  auf  den  folgenden  Tag  verschoben.  An  diesem 
war  die  günstige  Stimmung  des  englischen  Konsuls  gewichen.  Er  bestand,  als 
der  Präsident  einen  nach  der  Verabredung  vom  vorhergehenden  Tage  auf- 
gestellten Proklamationsentwurf  zur  Zeichnung  vorlegte,  auf  Hinzufügung  fol- 
genden Vermerks:  [|  „Nichts,  was  hierin  enthalten  ist,  soll  ausgelegt  werden 
als  eine  von  den  Vertretern  der  drei  Vertragsmächte  dahin  getroffene  Verein- 
barung, dafe  die  Berliner  Generalakte  oder  ein  Teil  derselben  aufgehoben  würde." 

Der  Präsident  erwiderte,  daijs  in  der  Vereinbarung  vom  Tage  vorher  eine 
solche  Bestimmung  nicht  vereinbart  worden  sei,  was  Herr  Masse  zugestand* 
Darauf  der  Präsident:  „Dann  haben  Sie  Ihre  Meinung  geändert",  folgend  die 
Antwort  Masses:  „Ich  habe  meine  Meinung  geändert,  bestehe  aber  auf  Hinzu- 
fOgnng  des  Zusatzes".  Der  Präsident,  dem  die  Schwierigkeiten,  die  ihm  iu 
seiner  lediglich  beratenden  Stellung  unter  der  Berliner  "Generalakte  bereitet 
worden  waren,  noch  allzu  gegenwärtig  sind,  erklärte  mit  aller  Bestimmtheit, 
dafs  er  unter  einer  Proklamation  mit  dem  Maxseschen  Zusatz  unter  keinen 
Umständen  amtlich  thätig  sein  würde,  es  vielmehr  dann  vorzöge,  ohne  Pro- 
klamation weiter  zu  wirken,  wie  in  der  Zeit  seit  dem  31.  Dezember  v.  J. 
Daraufhin  schlug  der  amerikanische  General -Konsul  vor,  dals  in  die  Pro- 
klamation eine  Bestimmung  aufgenommen  würde,  dals  die  Vorschriften  des 
Berliner  Vertrages  „soweit  als  möglich"  während  der  Dauer  der  provisorischen 
Regierung  beachtet  werden  sollten.  Aus  dieser  Anregung  entstand  die  Fassung, 
die  die  Nummer  3  der  Proklamation  erhalten  hat,  dals  „durch  keine  Bestim- 
mung der  Proklamation  die  Rechte  und  Privilegien  der  Vertragsmächte  in 
Samoa  oder  ihrer  Vertreter  abgeändert  oder  aufgehoben  würden." 

Es  war  meines  Erachtens  eine  Verkehrung  des  Sinns  dieser  Worte,  zu 
behaupten,  dafe  des  Oberrichters  Chambers  Stellung  auf  Grund  der  Proklamation 
von  der  Umwälzung  der  jüngsten  Vergangenheit  unberührt  geblieben  sei.  ||  Ich 
antwortete  am  9.  Januar  mit  der  anliegenden  Proklamation,  in  der  ich  meinen 
Standpunkt  dahin  präcisierte,  dalis  ich  eine  Wahrnehmung  des  Oberrichter- 
postens durch  Chambers  während  des  Bestehens  der  provisorischen  Regierung 
für  rechtlich  ausgeschlossen  hielt  und  das  Vorhandensein  einer  zeitweiligen 
Vakanz,  in  der  der  Municipal- Präsident  an  Stelle  des  Oberrichters  träte,  an- 
nähme.    (Anlage  8.)  (gez.)  Rose. 
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Nr.  1194«.  Anlagen  zn  No«  IL 

^^^^  Anlage  1.    Überseteung. 

24.Jmi.i8ml  öffentliche  Bekanntmachung. 

Es  wird  hierdurch  bekannt  gemacht,  daDs  das  Obergericht  geschlossen  ist 
und  nicht  wieder  erö&et  werden  wird  bis  auf  weitere  Bestimmung  von  selten 
der  Begiemng. 

Die  Provisorische  Regierung  von  Samoa. 
Apia,  den  6.  Januar  1899. 

Anlage  2.    Übersetzung. 
Obergericht  von  Samoa. 

Apia,  Samoa,  7.  Januar  1899, 
An  Bord  L  M.  S.  „Porpoise**,  Apia-Hafen. 
(An  die  drei  Konsuln  gleichlautend.) 
Mein  Herrl 
Ich  beehre  mich,  Sie  zu  benachrichtigen,  dals  der  Gerichtsschreiber  des 
Obergerichts  von  Samoa  mir  gemeldet  hat,  die  provisorische  Regierung  in 
Mnlinnu  habe  das  Gericht  fOr  suspendiert  erklärt,  bewa&ete  Eingeborene  seien 
auf  die  Veranda  gekommen  und  hätten  ihm  erklärt,  sie  seien  auf  Befehl  des 
Präsidenten  gekommen,  Besitz  zu  ergreifen;  der  Anschlag,  betreffend  Vertagung, 
der  auf  meinen  Befehl  an  der  Gerichtsthür  befestigt  gewesen,  sei  herunter- 
gerissen worden;  drei  bewaffnete  Leute  seien  seitdem  auf  dem  Platz  zurück- 
geblieben, hinter  den  bewaffneten  Eingeborenen  sei  Herr  Marquardt  gekommen 
und  habe  erklärt,  von  der  provisorischen  Regierung  gesandt  zu  sein;  Gerichts- 
schreiber Denvers  habe  Marquardt  benachrichtigt,  dafis  er  Befehle  mit  Bezug 
auf  das  Gericht  nur  von  dem  Oberrichter  entgegennehmen  werde;  dann  habe 
er  die  Thfir  abgeschlossen  und  sei  zum  Schiff  gekommen,  um  mir  Meldung  zu 
erstatten.  ||Ich  bitte  Ihre  Aufmerksamkeit  auf  die  Thatsache  lenken  zu  dürfen,  daGs 
ich,  da  ich  der  Oberrichter  des  Obergerichts  von  Samoa  bin,  indem  ich  dies 
ehrenvolle  Amt  auf  Grund  des  Berliner  Vertrages  innehabe  und  öffentliche 
Geschäfte  wahrzunehmen  habe,  welche  meine  Anwesenheit  im  Gerichtsgebäude 
erforderlich  machen,  dazu  schreiten  werde,  das  Gerichtsgebäude  heute  um 
12  Uhr  Mittag  zu  eröffnen.  Ich  ersuche  ergebenst  um  solchen  Schutz  in  der 
Sache,  den  Sie  sich  in  der  Lage  fühlen  mir  zu  gewähren« 

Ergebenst 
(gez.)  W.  L.  Chambers,  Oberrichter  von  Samoa. 


Anlage  3.    Übersetzung. 

L  B.  M.  Konsulat,  Apia,  7.  Januar  1899. 
Mein  Herr! 
Ich  beehre  mich,  Abschrift  eines  Schreibens  anzuschlielsen,  welches  ich 
heute   an  den   obersten  Exekutivbcamteu   der   provisorischen   Regierung  von 
Samoa  gerichtet  habe,  und  zu  erklären,  dab  ich  unter  normalen  Verhältnissen 
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natfirlich  um  eine  Zusammenkunft  der  Konsuln  und  gemeinsame  Entschlielsang  Nr.  ii^e. 
derselben  ersucht  haben  würde,  dab  ich  indessen  angesichts  der  Stellung,  die  ^*jS^]* 
Sie   einnehmen   zu   sollen  geglaubt  haben,   und  angesichts  Ihrer  neuerlichen  ^4. Jan. i899. 
Amtshandlungen  nicht  in  der  Lage  bin,  im  Hinblick  auf  den  Meiner  Souveränin 
Flagge  durch  die  Handlungsweise  der  proyisorischen  Regierung  bezfiglich  des 
Obergerichts  angethanen  Schimpf  mich  auf  irgend  welche  Erörterung  in  der 
Sache  mit  Ihnen  einzulassen.  ||  Die  endgiltige  Erledigung  muls  unseren  Regie- 
rungen aberlassen  werden,  welche  sicherlich  den  wahren  Sachverhalt  der  jetzigen 
Verwicklungen  auf  Samoa  und  deren  Gründe  zu  würdigen  wissen  werden. 
Ich  habe  die  Ehre  u«  s.  w. 

(gez.)  Ernest  G.  B.  Mazse, 
Herrn  F,  Rose, 

Kaiserlich  Deutschen  General-Konsul 
Apia. 

Anlage  4  (Unteranlage  zu  Anlage  3.) 
Übersetzung. 

I.  B.  M.  Konsulat,  Apia,  7.  Januar, 
Mein  Herr! 
Ich  beehre  mich,  Sie  zu  benachrichtigen,  dafs  Herr  Oberrichter  Chambers 
mich  amtlich  unterrichtet  hat  (und  im  Begriff  ist,  die  beiden  anderen  konsu- 
larischen Vertreter  in  gleicher  Weise  zu  unterrichten),  dals  die  Provisorische 
Regierung  von  Samoa  seinen  Gerichtshof  für  geschlossen  erklärt,  eine  Bekannt- 
machung des  Oberrichters  heruntergerissen,  eine  bewa&ete  Wacha  vor  das 
Gericht  gelegt  und  von  dem  Gerichtsschreiber  Herrn  Denvers  die  Schlüssel 
zum  Gericht  verlangt  hat  ||  Ich  gestatte  mir,  Sie  daran  zu  erinnern,  dab 
Herr  Oberrichter  Chambers  der  alleinige  richterliche  Beamte  der  Samoanischen 
Schlulsakte  und  das  Haupt  der  wichtigsten  von  dieser  Akte  geschaffenen'  Ein- 
richtung ist,  und  dals  er  als  solcher  unter  dem  Schutz  meiner  Regierung 
nicht  allein  in  deren  Eigenschaft  als  einer  der  drei  Vertragsregierungen  in 
Samoa,  die  dort  gleiche  Rechte  und  Privilegien  haben,  sich  befindet,  sondern 
noch  ganz  besonders  infolge  meiner  Proklamation  vom  22.  Dezember,  von  der 
ich  Ihnen  bereits  Abschrift  übersandt  habe,  und  worin  nicht  allein  der  Ober- 
richter und  seine  Familie,  sondern  auch  seine  Privatwohnung  und  sein  Gerichts- 
hof unter  Britischen  Schutz  gestellt  worden  sind.  Ich  gestatte  mir  Ihnen  mit- 
zuteilen, dals  Herr  Oberrichter  Chambers  sein  Gericht  heute  um  12  Uhr 
eröffiaen  wird  und  dafe  jede  Behinderung  seiner  Person  oder  seines  Gerichts 
als  offene  Herausforderung  der  Britischen  Flagge  angesehen  und  von  den  be- 
waffneten Streitkräften  der  Britischen  Krone  zurückgewiesen  werden  wlrd.|| 
Ich  möchte  Sie  bitten,  die  Europäischen  Bewohner  von  Apia  (mit  Ausnahme 
der  Britischen  Staatsangehörigen)  zu  warnen,  dals  heute  jederzeit  nach  11  Uhr 
30  Minuten  vormittags  zum  gedachten  Zweck  Feuer  von  I.  M.  S.  „Porpoise'' 
eröffnet  werden  kann,  falls  irgend  einem  Widerstände  begegnet  werden  sollte.  || 

18» 
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Nr.  11946.  Ich  beehre  mich  ferner,  Sie  zu  benachrichtigen,  daß,  falls  irgend  jemand  von 
DeakschM  ^gjjgjj^  ^|ß  gegenwärtig  dabei  sind,  in  der  Municipalität  Eigentum  zu  zerstören, 
ä4.jui.t890.  oder  sonst  jemand  dabei  erblickt  wird,  wenn  er  es  unternimmt,  in  das  Ober- 
gericht einzudringen,  nachdem  der  Oberrichter  heute  dasselbe  vertagt  haben 
wird,  auf  den  Betreffenden  von  I.  M.  S.  „Porpoise"  gefeuert   werden   wird. || 
Kommandant  Sturdee  bittet  mich,  Sie  zu  benachrichtigen,  dais  er  dazu  rät, 
die  Eingeborenen-Wache  zurückzuziehen,  um  der  Notwendigkeit,  auf  dieselbe 
Feuer  zu  geben,  vorzubeugen.  |{  Abschrift  dieses  Schreibens  ist  dem  Deutschen 
General-Konsul  übersandt  worden. 
Ich  beehre  mich  u.  s.  w. 

(gez.)  Ernest  G.  B.  Maxse,  J.  Br.  M.  Konsul. 


Anlage  5.  Übersetzung. 
An  Bord  I.  M.  S.  „Porpoise",  Apia,  7.  Januar  1899. 
Nachdem  das  Obergericht,  welches  sich  gegenwärtig  unter  dem  Schutz 
der  Vereinigten  Staaten  und  Großbritanniens  befindet  —  vgl.  Proklamation  vom 
22.  Dezember  — ,  ungesetzlicher  Weise  von  der  provisorischen  Regierung  ge- 
schlossen worden  ist,  und  die  Befehle  des  Oberrichters,  welche  am  Gerichts- 
gebäude angeschlagen  waren,  durch  bewaffnete  Trupps  der  gedachten  Regierung 
heruntergerissen  worden^  sind,  —  wird  der  Oberrichter,  unterstützt  von  dem 
Amerikanischen  General -Konsul  und  dem  Konsul  Ihrer  Britischen  Majestät, 
unter  dem  Schutze  bewaffneter  Streitkräfte  I.  M.  S.  „Porpoise"  heute  Mittag 
eine  Gerichtssitzung  abhalten.  Falls  auf  Widerstand  gestoJJsen  wird  —  was 
hoffentlich  nicht  der  Fall  sein  wird  — ,  so  wird  Feuer  eröffnet  werden ,  um 
die  Rechte  dieser  beiden  Grofsmächte  zu  schützen.  In  Anbetracht  möglicher 
Ereignisse  werden  deshalb  Britische  wie  Amerikanische  ünterthanen  ersucht» 
falls  sie  dies  wünschen,  an  Bord  der  „Porpoise"  Zuflucht  zu  suchen. 

(gez.)  F.  C.  D,  Sturdee,  Kommandant,  Ältester  Offizier  der  N.  0.  Division. 

Anlage  6.     Abschrift. 

Apia,  den  7.  Januar  1899. 
Euer  Hochwohlgeboren  beehre  ich  mich  auf  das  gefällige  Schreiben  vom 
heutigen  Tage,  betreffend  die  Wiedereinsetzung  des  Oberrichters  Chambers  in 
den  Supreme  Court,  zu  erwidern,  wie  folgt:  =  Euer  Hochwohlgeboren  hatten 
am  22.  Dezember  v.  J.  die  Britische  Flagge  über  der  Privatwohnung  des  Ober- 
richters gehülst  und  durch  eine  Proklamation  vom  selben  Tage  hierdurch  die 
Person  des  Chief  Justice  sowie  auch  den  Supreme  Court  unter  den  Schutz  der 
Britischen  Flagge  gestellt.  Wie  aus  Euer  Hochwohlgeboren  Schreiben  an  den 
Deutschen  General-Konsul  vom  heutigen  Tage  hervorgeht,  sehen  Euer  Hoch 
wohlgeboren  in  der  gestrigen  Verfügung  der  provisorischen  Regierung,  betreffend 
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SchlieDsang  des  Supreme  Court  bis  auf  weiteres,  eine  Verletzung  der  Britischen  Nr.  11946. 
Flagge.  II  Namens  der  samoanischen  Begierung  protestiere  ich  hiermit  nach-     ^^^^^ 
drücklichst  gegen  eine  derartige  Annahme,  welche  thatsächlich  nnd  rechtlich  24. J»n.i899. 
unhaltbar  ist.     Die  Britische  Flagge  wurde  am  31.  Dezember  eingezogen,  und 
war  schon  ans  diesem  Grunde  eine  Verletzung  derselben  ausgeschlossen,  recht- 
lich nnd  thatsächlich.  ||  Wie  Ener  Hochwohlgeboren  bekannt,  wurde  das  Urteil 
des  Oberrichters,  welches  Tanu  zum  König  gemacht  hatte,  durch  die  Gewalt 
der  Thatsachen  umgestürzt,  und  wurde  nunmehr  die  de  facto  Begierung  Mataafas 
durch  die  Proklamation  der  Vertreter  der  drei  Vertragsmächte  vom  4.  Januar 
ausdrücklich  als  provisorische  Begierung  anerkannt.    Nach  den  Protokollen 
zum  Berliner  Vertrage  (Seite  45)  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dafs  die  Stellung 
des    Oberrichters   einer   der  wichtigsten   Bestandtteile  der  Samoanischen  Ver- 
fassung ist  (, . . .  that  these  officers President  and  Chief  Justice 

woidd  virtuaUy  constUute  de  Samoan  govemment).  Es  ist  rechtlich  und  that- 
sächlich ausgeschlossen  y  daiüs  Oberrichter  Chambers  noch  einen  verfassungs- 
mäüsigen  Bestanteil  der  gegen  seine  Entscheidung  unter  Zustimmung  der  drei 
Konsularvertreter  zustande  gekommenen  provisorischen  Begierung  bilden  kann. 
Nach  dem  Berliner  Vertrage  soll  der  Oberrichter  von  den  drei  Vertrags- 
mächten gemeinschaftlich  vorgeschlagen  (named)  und  von  der  samoanischen 
Begierung  ernannt  {appointed)  werden.  Es  ist  bei  der  gegenwärtigen  poli- 
tischen und  militärischen  Lage  ausgeschlossen,  daljs  die  provisorische  Begierung 
Herrn  Chambers  zum  Oberrichter  ernennen  kann.  Dem  Oberrichter  Chambers 
werden  bis  zum  Eintreffen  von  Instruktionen  seitens  der  drei  Vertragsregie- 
rungen seine  Kompetenzen  fortgezahlt  werden.  ||  BechÜich  und  thatsächlich  ist 
eine  Vakanz  des  Oberrichterpostens  eingetreten,  und  sind  daher  die  Befugnisse 
dieses  Amtes  von  dem  Präsidenten  auszuüben.  — 

Euer  Hochwohlgeboren  erkläre  ich  hiernach:  ||  1.  Ich  protestiere  namens 
der  provisorischen  Begierung,  dafs  eine  Verletzung  der  britischen  Flagge  statt- 
gefunden hat,  II  2.  die  Schliefeung  des  Supreme  Court  durch  die  provisorische 
Begierung  ist  in  vollster  Übereinstimmung  mit  den  Grundsätzen  des  Völker-  und 
Staatsrechts  erfolgt,  ||  3.  Euer  Hochwohlgeboren  begehen  durch  das  Vorhaben, 
Herrn  Chambers  durch  Waffengewalt  wieder  in  sein  Amt  einzuführen,  einen 
Bruch  der  von  Ihnen  mitunterzeichneten  Proklamation,  betreffend  An- 
erkennung der  provisorischen  Begierung,  ||  4.  Ich  protestiere  hiermit  namens 
der  provisorischen  Begierung  gegen  die  von  Euer  Hochwohlgeboren  in  dem 
heutigen  Schreiben  angedrohten  Maisnahmen,  ||  5.  Ich  protestiere,  dafis  diese 
Mafsnahmen  und  ihre  sofortige  Ausführung  angedroht  sind,  ohne  daOs  zuvor, 
wie  dies  nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  unbedingt  erforderlich  ist,  ein 
Einvernehmen  zwischen  den  Beteiligten  auch  nur  versucht  worden  ist,  ||  6.  Euer 
Hochwohlgeboren  schlage  ich  hiermit  vor,  Sich  zu  einer  gemeinschaftlichen 
Konferenz  der  drei  Konsuln  und  der  beiden  Kriegsschiffs- Kommandanten  um 
11.30  am  Supreme  Court  einzufinden,  woselbst  der  völkerrechtlich  unbedingt 
erforderliche  Versuch    eines    friedlichen    Einvernehmens   zunächst   zu   machen 
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Nr.  11946.  ist.  II  7.  Inzwischen  treffe  ich  die  erforderlichen  militärischen  Malsregeln,  um 
^^h*'  Leben  und  Eigentum  von  Weilsen  innerhalb  der  Municipalität  gegen  etwaige 
24.JU1. 1899.  Marodeure  seitens  der  Eingebomen  zu  schfltzen. 

Bitte  Empfang  sofort  durch  Überbringer  zu  bestätigen. 

(gez.)  Dr.  Raffel. 
An  etc.  Konsul  Maxse,  Apia. 


Anlage  7.    Übersetzung. 

Obergericht  von  Samoa. 

Vor  Seiner  Ehren  dem  Oberrichter  Chambers. 

Den  7.  Januar  1899. 
In  Erwägung,   dals   die  Einfriedigungen  dieses  Gerichts  von  bewaffneten 
Kräften  unterm  Befehl  der  sogenannten  provisorischen  Regierung  von  Samoa 
betreten  sind,  und  ( — Hauptwort  fehlt;  zu  ergänzen:,  „die  bewaffneten  Kräfte"?) 
gewaltsam  das  Gebäude  besetzt  gehalten  haben  gegen  den  Protest  des  Gerichts- 
schreibers, welcher  zugegen  war,  als  besagte  bewaffnete  Gewalt  eindrang;  und 
in  Erwägung,   dafs  ein   gewisser  Marquardt,   der  sich   als  Beamter   der  so- 
genannten provisorischen  Regierung  ausgab,  im  Namen  besagter  Regierung  dem 
besagten  Gerichtsschreiber  die  Schlüssel  zum  Hause  abforderte;  in  Erwägung, 
dafs  die  erwähnte  Handlung  unerlaubt,   ungesetzlich  und  aufrührerisch  gegen 
den  Berliner  Vertrag  vom  14.  Juni  1889  war,  unter  welchem  dieser  Gerichts- 
hof steht;   in  Erwägung,   dafe   die   sogenannte  provisorische  Regierung  keine 
Aufsichtsbefugnis   oder  Kontrole   über   das  Obergericht  von  Samoa  oder  den 
Oberrichter  desselben  hat,  und  jeder  Versuch,  den  Gerichtsschreiber  oder  einen 
andern  Gerichtsbeamten  zu  behindern,  nicht  allein  ungesetzlich  und  unverant- 
wortlich ist,  sondern  auch  ein  Angriff  auf  die  drei  Vertragsmächte,  welche  den 
Vertrag  mit  der  Regierung  von  Samoa  geschlossen  haben,  ||  so  wird  befohlen, 
erkannt,   entschieden   und   bestimmt,   dals  jedweder,  sei  es  für  seine  Person 
oder  unter  angeblicher  amtlicher  Ermächtigung,  irgend  eine  thatsächliche  oder 
sogenannte  Regierung  irgend  welcher  Art  vertretend,  ausgenommen  einen  Be- 
amten oder  die  Behörden  der  Regierungen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
England   und   Deutschland   bei   gemeinschaftlichem  Auftreten,   dies   auf  seine 
Gefahr   und   gegen   die   Befehle   dieses  Gerichts   thut.     (Der  Satz   lautet  im 
englischen  Text:   It  is  ordered,  adjudged,  decreed  and  directed  that  any  person 
whether  individuallj  or  under  alleged  official  authority  representing  any  actual 
or  so  called  Government  whatsoever  except   an  Officer  or  the  Authorities  of 
the  Govemments  of  the  United  States  of  America,  England  or  Germany  acting 
in  Joint  accord  will  be  doing  so  at  their  peril  and  against  the  Orders  of  this 
CJourt)  II  Alle  Bücher,  Urkunden,  Protokolle,  desgleichen  alle  Papiere  der  Land- 
kommission, Registerbücher,  Landeigentumsurkunden  des  Obergerichts  und  alle 
sonstigen  Bücher,  Papiere,  Urkunden  oder  Inventarienstücke  des  Obergerichts 
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von  Samoa  und,  was  za  irgend  einer  Zeit  unter  der  Kontrolle  und  Bestimmung  Kr.  ii946. 

oa  gewesen,  sind  weiter  unter  seiner  Eontrolle. 

(gez.)  W.  L.  Chambers,  Oberrichter  von  Samoa. 


des  Oberricbters  von  Samoa  gewesen,  sind  weiter  unter  seiner  Kontrolle,  Dentach«« 


Baich. 
94.  Jan. 1809. 


Anlage  8. 
Bekanntmachung. 

Ich  bringe  hiermit  zur  allgemeinen  Kenntnis: 

1.  Die  durch  Proklamation  der  drei  Konsuln  von  4.  d.  M.  anerkannte 
provisorische  Regierung  ist  zur  Erfüllung  aller  Aufgaben  eines  Staatswesens 
berufen.  Eine  Beschränkung  ihrer  Befugnisse  auf  die  Ausübung  polizeilichen 
Schutzes  ist  von  den  Beteiligten  weder  beabsichtigt  noch  ausgesprochen.  ||  2.  Die 
provisorische  Regierung  ist  hervorgegangen  aus  dem  gewaltsamen  Umsturz  der 
Entscheidung  des  Oberrichters  Herrn  Chambers  in  der  Königsfrage,  durch 
welche  die  Mataafapartei  für  regierungsunfähig  erklärt  wurde.  Eine  Fort- 
führung der  oberrichterlichen  Geschäfte  durch  den  Oberrichter  Herrn  Chambers 
als  Bestandteil  dieser  gegen  seine  Entscheidung  zu  stände  gekommenen  Re- 
gierung ist  hiemach  rechtlich  ausgeschlossen.  ||  3.  Es  ist  somit  eine  zeit- 
weilige Vakanz  im  Amt  des  Oberrichters  eingetreten,  für  welchen  Fall  die 
Bestimmung  in  Artikel  III  Abschnitt  2  der  Berliner  Generalakte  Anwendung 
findet: 

„Die  Befugnisse  des  Oberrichters  sollen  im  Fall,  daOs  dieses  Amt  aus 
irgend  einem  Grunde  unbesetzt  ist,  durch  den  Vorsitzenden  des  Municipal- 
rats  ausgeübt  werden." 

4.  Hiernach  können  vor  Eingang  weiterer  Instruktionen  amtliche  Akte, 
die  der  Oberrichter  Herr  Chambers  vornehmen  möchte,  nicht  als  rechts- 
verbindlich angesehen  werden. 

Apia,  den  9.  Januar  1899. 

Der  Kaiserlich  Deutsche  General-Konsul. 
Rose. 


Nr.    11947.    DEUTSCHES    EEICH.    —    Bericht    des    Kaiserlichen 

Generalkonsuls    zu    Apia,    betreffend   den   Fall 

Grevsmühl. 

Apia,  25.  Januar  1899. 

Der  in   der  Matrikel   des  Konsulats  eingetragene  Hamburgische  Staats-    Kr.  im?, 
angehörige  Kaufmann  Emil  Grevsmühl  hat   in  stark  angetrunkenem  Zustande  Dentech« 

Reich. 

am  19.  Januar  die  Scheiben  in  den  Fenstern  des  Obergerichtsgebäudes  zer-25.jan.i899. 
schlagen.    Grevsmühl  ist  ein  gut  situierter  Geschäftsmann.  ||  Die  That  wurde 
vormittags  zwischen  10  und  11  Uhr  verübt,  zu  einer  Zeit,  zu  welcher  niemand 
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Nr.  11947.  sich  im  Gcricht  befand.  Der  Manicipal-Magistrat  ordnete  die  Inhaftnahme 
^^h!'  Grevsmühls  wegen  des  Polizeivergehens  „Trunkenheit  nnd  unordentlichen 
25.jan.i8w.  Betragens"  an.  Nach  der  Verhaftung  von  Grevsmühl  erschien  im  Obergericht 
der  Oberrichter  Chambers,  begleitet  von  Konsul  Maxse  und  einem  Offizier  des 
englischen  Kriegsschiffs.  Nachdem  dieser  die  samoanische  Flagge  auf  dem 
Mast  vor  dem  Obergerichtsgebäude  hatte  hissen  lassen,  ordnete  der  Ober- 
richter an,  daljs  Grevsmühl  ihm  vorgeführt  würde.  Er  verurteilte  ihn  zu  einer 
Strafe  von  100  Dollar  und  100  Tagen  Gefängnis  und  schritt,  wie  der  anliegende 
Strafantrittsbefehl  zeigt,  sofort  zur  Vollstreckung  der  Freiheitsstrafe.  ||  Als  ich 
nachmittags  von  diesem  Vorfall  Kenntnis  erhielt,  und  Grevsmühl  meine  Hilfe 
erbat,  nahm  ich  mit  Dr.  Raffel  Rücksprache.  Derselbe  erklärte  sich  bereit, 
in  seiner  Eigenschaft  als  stellvertretender  Oberrichter  die  Vollstreckung  der 
über  Grevsmühl  unzuständiger  Weise  verhängten  Freiheitsstrafe  aufzuheben 
und  ihn  dem  Kaiserlich  deutschen  Konsulat  als  allein  zuständiger  Gerichts- 
behörde zuzuführen.  Abends  11  Uhr  befand  sich  Grevsmühl  im  Konsulat,  wo 
er  sich  noch  jetzt  aufhält.  j|  Am  20.  Januar  wurde  von  mir  das  Strafverfahren 
gegen  Grevsmühl  wegen  Sachbeschädigung  (§  303  R.-Str.-G.-B.)  eröffnet.  ||  An 
demselben  Tage  hatte  ich  in  der  Meinung,  daDs  ein  Eingriff  in  die  Gerichtsbar- 
keit seitens  des  Oberrichters  als  eine  Sache,  die  sämtliche  Konsuln  interessiere, 
zu  betrachten  sei,  meine  Kollegen  zu  einer  gemeinsamen  Beratung  eingeladen. 
Die  Antwort  lautete  ablehnend.  ||  Das  konsulargerichtliche  Urteil  gegen  Grevs- 
mühl erging  am  21.  Januar  und  lautete  in  Anbetracht  der  schweren  Umstände 
seiner  Vergehung  auf  600  Mark  Geldstrafe.  Grevsmühl  verzichtete  auf  Be- 
rufung und  leistete  noch  am  Tage  des  Urteils  Zahlung. 

(gez.)  Rose. 


Anlage  zu  Nr.  III.     Übersetzung. 

Obergericht  von  Samoa. 

Strafgerichtsbarkeit, 
in  Sachen  einer  Anklage  gegen  £.  A.  Grevsmühl  aus  Apia,  Samoa, 
deutschen  Unterthan. 
Apia,  19.  Januar  1899. 

Vor  Oberrichter  Chambers. 
Der  oben  genannte  E.  A.  Grevsmühl,  welcher  der  Ausführung  eines 
gewaltsamen  Angriffs  auf  das  Obergerichtsgebäudes  und  der  vorsätzlichen  Zer- 
störung eines  Teiles  des  Gebäudes,  sowie  insbesondere  des  Zerschlagens  der 
Glasfenster  beschuldigt  worden  war,  ist  in  öffentlicher  Sitzung  unter  Anklage 
gestellt  und  nach  Beweis  der  That  durch  drei  Zeugen  und  das  Geständnis  des 
Angeklagten  zu  einer  Geldstrafe  von  100  #,  und,  da  er  sich  bei  besagtem 
Angriff  und  Unfug,  wie  auch  bei  der  Verhandlung  der  Sache  der  Miüsachtung 
des  Gerichts  schuldig  gemacht  hat,  ist  derselbe  zu  100  Tagen  Gef&ngnis,  im 


Digitized  by 


Google 


Die  Vorgänge  auf  Samoa  Anfang  1899.  281 

Mnnicipalgefängnis,  verurteilt  worden.  ||  Ihnen  wird   hierdurch   jetzt   befohlen,  Nr.  im?, 
die  Person  des  besagten  E.  A.  Grevsmtihl  an  den  Polizeimeister  und  Munici-  ^^^t!^ 
palgef^gnis- Wärter  zu  überliefern,  um  in  diesem  Gefängnis  einhundert  Tage 25. jm.  1399. 
lang  yom  heutigen  Tage  ab  gefangen  gehalten  zu  werden. 

An  den  Gerichtsmarschall 

Herrn  J.  H.  Denvers.  (gez.)  J.  H.  Denvers,  Gerichtsschreiber. 
Obigen  Gefangenen  Für  richtige  Abschrift 

eingeliefert  erhalten.  J.  H.  Denvers, 

Der  Gefängniswärter.  Gerichtsmarschall.  ^ 
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*  Nr.  11948.  DEUTSCHES  EEICH.  —  Vertrag  über  die  Unter- 
haltung deutscher  Postdampfschiffs-Verbindungen 
mit  Ostasien  und  Australien. 

Berlin,  80.  Oktober  1898. 
Nr.  11948.  Zwischen  dem  Reichskanzler  Fürsten  zu  Hohenlohe,  handelnd  im  Namen 

DentgcbM  <ies  Reichs,   einerseits,  und   dem  Norddeutschen  Lloyd   in  Bremen,   vertreten 

Reich. 

3o.okt.i898.  durch  die  Direktoren   Dr.  Wiegand   und  Bremermann  andererseits,   ist  heute 
nachstehender  Vertrag  abgeschlpssen  worden« 

Artikel  1. 
Der  Norddeutsche  Lloyd  in  Bremen  verpflichtet  sich,  in  Fortsetzung  und 
Erweiterung  der  bisher  auf  Grund  des  Vertrags  vom  3./4.  Juli  1885  nebst 
Nachtrag  vom  15./10.  Mai  1893  unterhaltenen  Postdampfschiffsverbindungen 
mit  Ostasien  und  Australien  die  nachbezeichneten  Postdampfschiffslinien  während 
des  im  Artikel  39  n&her  bestimmten  fanfzehnjährigen  Zeitraums  zu  unter- 
halten : 

A.  Für  den  Verkehr  mit  Ostasien:  ||  1.  eine  Hauptlinie  von  Bremerhaven 
oder  Hamburg  nach  China,  und  zwar  über  einen  niederländischen  oder 
belgischen  Hafen,  Genua,  Neapel,  Port  Said,  Suez,  Aden,  Colombo,  Singapore, 
Hongkong  nach  Shanghai  und  zurück  über  dieselben  Häfen;  ||  2.  eine  Haupt- 
linie von  Bremerhaven  oder  Hamburg  nach  Japan,  und  zwar  über  einen  nieder- 
ländischen oder  belgischen  Hafen,  Genua,  Neapel,  Port  Said,  Suez,  Aden, 
Colombo,  Singapore,  Hongkong  nach  Yokohama  und  zurück  über  Hiogo, 
Nagasaki,  Hongkong  und  die  übrigen  auf  der  Hinfahrt  angelaufenen  Häfen;  || 
3.  eine  Anschluislinie  an  die  Linie  zu  2  von  Hongkong  nach  Shangai  und 
zurück;  ||  4.  eine  Anschluislinie  von  Singapore  nach  dem  deutschen  Neu- 
guinea-Schutzgebiet und  zurück,  und  zwar  über  Batavia,  sonstige  Häfen  des 
Sunda-Archipels,  Berlinhafen,  Friedrich  Wilhelmshafen,  Stephansort,  Finsch- 
hafen  beziehungsweise  Langemak- Bucht,  Herbertshöh  und  Matupi,  Stephansort, 
Friedrich  Wilhelmshafen,  Berlinhafen  und  Häfen  des  Sunda-Archipels. 

B.  Für  den  Verkehr  mit  Australien:  ||  eine  Hauptlinie  von  Bremerhaven 
nach  dem  Festlande  von  Australien,  und  zwar  über  einen  niederländischen 
oder  belgischen  Hafen,  Genua,  Neapel,  Port  Said,  Suez,  Aden,  Colombo, 
Adelaide,  Melbourne  nach  Sydney  und  zurück  über  dieselben  Häfen. 
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Der  Aasgaogspnnkt   der  Linien  A  1  nnd  2  wird  durch  den  Fahrplan  in  Nr.  11948. 
der  Weise  festgesetzt,  dafe   die  Dampfer  abwechselnd   von  Bremerhaven   nnd  ^^*fc°h** 
von    Hambnrg    abfahren.     Die    Bestimmung    des    niederländischen   nnd   de8so.okt.i898. 
belgischen  Anlaofhafens,  sowie  der  anzulaufenden  Häfen  des  Snnda-Archipels 
erfolgt  durch  den  Reichskanzler.  ||  Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  auf  Ver- 
langen und  nach  Bestimmung  des  Reichskanzlers  ohne  besondere  Entschädi- 
gung die  Dampfer  der  Hauptlinien  (A  1,  2  nnd  B)  einen  niederländischen  und 
einen  belgischen  Hafen  anlaufen  zu  lassen.  ||  Der  Unternehmer  ist  ferner  ver- 
pflichtet, auf  Verlangen  des  Reichskanzlers  gegen  eine  nach  den  Grundsätzen 
des  Artikels  35,  letzter  Absatz,   zu  berechnende  Entschädigung  die  Fahrten 
der  chinesischen  AnschlnÜBlinie  (A  3)  über  den  Endpunkt  bis  nach  Kiautschou 
auszudehnen.  ||  Auf  Grund  besonderer  Vereinbarung  können  die  Linien  A  1  und 
2  unter  Wegfall  der  Linie  A  3  über  Shanghai  nach  Japan  geleitet  werden. 

Artikel  2. 

Auf  den  unter  A  1,  2  und  3,  sowie  B  genannten  Linien  sind  die  Fahrten 
in  Zeitabständen  von  je  vier  Wochen  in  jeder  Richtung,  auf  der  Neuguinea- 
Linie  (A  4)  in  Zeitabständen  von  je  acht  Wochen  in  jeder  Richtung  auszu- 
führen. II  Auf  den  Linien  A  1,  2  und  3  sind  die  Fahrten  so  zu  legen,  daüs 
durch  sie  eine  regelmäHsige  Verbindung  mit  China  (Shanghai)  in  vierzehntägigen 
Zwischenräumen  hergestellt  wird. 

Artikel  3. 

Die  Dampfer  haben  die  Post  an  den  fahrplanmälsig  hierzu  zu  bestimmen- 
den Häfen  (Posthäfen)  aufzunehmen  und  abzuliefern.  In  den  europäischen 
Posthäfen  müssen  die  Dampfer  bei  der  Ausreise  zu  der  fahrplanmäjjsig  fest- 
gesetzten Stunde  bereit  liegen,  um  sogleich  nach  Empfang  der  Post  die  Fahrt 
antreten  zu  können.    Die  Abfahrt  darf  nicht  früher  erfolgen,  als  bis  die  Post 

"»  Bo'"'^  '«*•  Artikel  4. 

Die  Geschwindigkeit  der  Fahrten  muis  im  Durchschnitt  mindestens  betragen: 


s 


§ 


Knoten 


a)  auf  der  chinesischen  und  der  japanischen  Hauptlinie  (A  1 
und  2) 

zwischen  dem  Abgangshafen  und  dem  europäischen 
Posthafen 

zwischen  dem  europäischen  Posthafen  und  dem  ost- 
asiatischen Endpunkte 

b)  auf  der  chinesischen  Anschluisliuie  (A3) 

c)  auf  der  Anschlulslinie  nach  Neuguinea  (A4).    .    .    . 

d)  auf  der  australischen  Linie  (B) 

zwischen  dem  Abgan^hafen  und  dem  europäischen 
Posthafen,  sowie  zwischen  dem  letzten  australischen 
Posthafen  und  dem  australischen  Endpunkte.    .    . 

zwischen  dem  europäischen  und  dem  letzten  austra- 
lischen Postbafen 


12 
13 

12,6 

9 


12 
12,2 


12 

13,5 
12,6 

9 


12 
13,5 


12 

14 

12,6 

9 


12 
13,5 
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Nr.  11948.  Bei  Fahrten  gegen  den  Monsun  ist  ein  Abschlag  von  einem  Knoten  für 

^R^h^  die  Stunde  gestattet;  für  die  Durchfahrt  durch  den  Suezkanal  wird  eine  den 

30.  Okt.  i8«a  Verhältnissen  entsprechende  Zeit  eingesetzt  ||  Hiernach  wird  die  Zeitdauer  der 

Reise  unter  Berücksichtigung  des  Aufenthalts  in  den  Häfen  ermittelt  und  durch 

den  Fahrplan  festgesetzt 

Artikel  5. 

Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  auf  Verlangen  des  Reichskanzlers  inner- 
halb der  Vertragsdauer  auf  den  Hauptlinien  für  neu  zu  erbauende  Schiffe  eine 
Erhöhung  der  im  Artikel  4  angegebenen  Fahrgeschwindigkeit  eintreten  zu 
lassen,  soweit  auf  einer  ausländischen  Konkurrenz-Postlinie  eine  Steigerung 
der  vertragsmäüsigen  Fahrgeschwindigkeit  erfolgt.  Diese  Erhöhung  der  Fahr- 
geschwindigkeit hat  ohne  besondere  Gegenleistung  des  Reichs  zu  erfolgen,  so- 
weit der  Unternehmer  der  ausländischen  Postlinie  die  für  seine  Dampfer  vor- 
geschriebene Fahrgeschwindigkeit  ohne  Erhöhung  der  vertragsmäisigen  Gegen- 
leistung steigert 

Artikel  6. 

Auf  Verlangen  des  Reichskanzlers  mflssen  die  für  die  chinesische  und  die 
japanische  Hauptlinie  neu  zu  erbauenden  Schiffe  mit  solcher  Maschinenkraft 
ausgestattet  werden,  dals  sie  imstande  sind,  in  voll  beladenem  Zustand  und 
bei  einem  Tiefgange  von  7,6  m  eine  Durchschnittsgeschwindigkeit  von  15  Knoten 
zu  entwickeln. 

Artikel  7. 

Der  Unternehmer  hat  den  Fahrplan  aufzustellen  und  dem  Reichskanzler 
zur  Genehmigung  und  endgültigen  Feststellung  zu  unterbreiten.  Der  Entwarf 
des  Fahrplans  muDs  mindestens  drei  Monate  vor  dem  Zeitpunkte  der  EinfOh- 
rung  eingereicht,  die  Genehmigung  zu  Fahrplanänderungen  mindestens  zwei 
Monate  vor  dem  Zeitpunkte,  zu  welchem  sie  eintreten  sollen,  eingeholt  werden.  || 
Der  Reichskanzler  ist  berechtigt,  zu  jeder  Zeit  unter  den  im  Artikel  35,  letzter 
Absatz,  festgesetzten  Bedingungen  eine  Änderung  des  bestehenden  Fahrplans, 
sowie  das  Anlaufen  noch  anderer,  als  der  im  Artikel  1  benannten  Häfen  an- 
zuordnen. Für  diejenigen  Fälle,  in  denen  es  sich  um  eine  Änderung  in  der 
Fahrgeschwindigkeit  oder  in  der  Anzahl  der  Fahrten  handelt,  finden  die  Be- 
stimmungen der  Artikel  5  und  41  Anwendung.  Die  angeordnete  Änderung  ist 
dem  Unternehmer  mindestens  drei  Monate  vor  dem  Zeitpunkte,  zu  welchem  sie 
in  Kraft  treten  soll,  schriftlich  mitzuteilen. 

Artikel  8. 
Andere  als  die  fahrplanmälsigen  Häfen  dürfen,  vorbehaltlich  besonderer 
Genehmigung  des  Reichskanzlers  im  Einzelfalle,  von  den  Dampfern  nicht  an- 
gelaufen werden.  Sind  letztere  infolge  schlechten  Wetters  oder  eines  anderen 
Umstandes,  welcher  bei  Anwendung  der  gehörigen  Sorgfalt  nicht  zu  vermeiden 
war,  gezwungen,  dem  Fahrplan  zuwider  einen  Nothafen  anzulaufen,  so  ist  die 
gesetzlich  vorgeschriebene  Verklarung,  falls  sie  im  Auslande  zu  bewirken  ist. 
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wenn  thunlich,   vor  dem  deutschen  Konsul   abzulegen.     Kann   ein  genügender  ^r.  ims. 
Entschuldigungsgrund    für  das   fahrplanwidrige  Anlegen  in  glaubhafter  Weise,  ^^^^^ 
insbesondere  durch  die  abgelegte  Verklarung  und  durch  den  Inhalt  des  Schiffs- «>-Okf.ife\  8 
tagebuchs  nicht  nachgewiesen  werden,  so  ist  für  das  erste  Anlegen  eine  Strafe 
von  1000  (eintausend)  Mark  und  für  das  zweite  Anlegen  auf  derselben  Fahit 
eine  solche  von  2000  (zweitausend)  Mark  verwirkt;  bei  einer  drittmaligen  und 
jeder  ferneren  Zuwiderhandlung  auf  ein  und  derselben  Fahrt  liegt  es  in  der 
Befugnis  des  Reichskanzlers,   eine  Strafe  in  Höhe   von  2000  bis  6000  (fünf- 
tausend)   Mark   einschlielslich    festzusetzen.  ||  Die   vorstehenden  Bestimmungen 
finden  sinngemäfise  Anwendung  auf  diejenigen  Fälle,  in  welchen  fahrplanmälsige 
Häfen  nicht  angelaufen  werden. 

Artikel  9. 
Jede  Verspätung  in  der  Abgangs-  oder  der  Ankunftszeit  an  den  Anfaugs- 
oder  Endpunkten  der  Haupt-  und  Anschluislinien  wird,  sofern  sie  nicht  cr- 
wiesenermaisen  durch  einen  Umstand,  welcher  bei  Anwendung  der  gehörigen 
Sorgfalt  nicht  zu  vermeiden  war,  oder  durch  verspätete  Zuführung  der  Post 
verursacht  ist,  mit  einer  Strafe  von  50  (fünfzig)  Mark  für  die  Stunde  belegt. 
Bei  einer  nicht  gerechtfertigten  Verspätung  von  über  12  (zwölf)  hinter- 
einander folgenden  Stunden  erhöht  sich  die  Strafe  von  der  dreizehnten  Stunde 
ab  auf  das  Doppelte.  ||  Diese  Strafbeträge  können  verdoppelt  werden,  wenn  eine 
derartige  Verzögerung  in  der  Abfahrt  durch  Verladung  von  Gütern  herbeigeführt 
worden  ist  ||  Der  Reichskanzler  ist  berechtigt,  Strafen  bis  zu  gleicher  Höhe 
auch  für  Verspätungen  der  Abfahrt  an  den  Zwischenhäfen  festzusetzen.  ||  Die 
in  diesem  und  dem  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Strafen  sollen  in 
keinem  Falle  die  Höhe  der  Vergütung  übersteigen,  welche  auf  die  betreffende 
Fahrt  bei  Zugrundelegung  des  im  Artikel  35  bestimmten  Satzes  für  die  See- 
meile entfallen  würde.  ||  Zur  Prüfung  der  planmälsigen  Ausführung  der  Fahrten 
ist  nach  dem  jedesmaligen  Wiedereintreffen  eines  Dampfers  am  Anfangspunkte 
des  Kurses  ein  alle  erforderlichen  Angaben  enthaltender  beglaubigter  Auszug 
aus  dem  Schiffstagebuch  an  den  Reichskanzler  einzureichen.  Letzterer  ist  be- 
rechtigt, die  bezeichnete  Prüfung  auch  in  anderer  Weise  ausüben  zu  lassen. 
Sollte  aus  dem  Umstände,  dafs  die  Dampfer  nicht  zur  fahrplanmäfsigen  Zeit 
abgehen,  die  Notwendigkeit  eintreten,  die  Post  auf  einem  anderen  Wege  zu 
befördern,  so  hat  der  Unternehmer  in  allen  Fällen  die  baren  Auslagen  zu  er- 
setzen, yrelche  durch  diese  Beförderung  entstehen. 

Artikel  10. 
Der  Unternehmer  hat  zur  Ausführung  der  im  Artikel  1  bezeichneten 
Fahrten  Dampfer  in  einer  den  Anforderungen  des  Reichskanzlers  genügenden 
Zahl  einzustellen  und  zu  unterhalten.  ||  Von  diesen  Dampfern  sind  neu  zu  er- 
bauen und  in  die  chinesische  oder  die  japanische  Hauptlinie  spätestens  einzu- 
stellen : 
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Nr.  11948.  1  Dampfer  am  1.  Oktober  1899, 

30.  Okt.  1898.  1         „  „1.  September  1900, 

1         „  „1.  November  1900. 

Die  in  die  Fahrt  eingestellten  Dampfer  dürfen  ohne  Gtenehmigang  des 
Reichskanzlers  zu  Fahrten  auf  anderen  als  den  im  Vertrage  bezeichneten 
Linien  nicht  verwendet  werden. 

Artikel  11. 
Der  Brnttoraumgehalt  der  neu  einzustellenden  Dampfer,   soweit  sie  xnr 
dauernden  Verwendung  auf  den   Linien  bestiqtimt  sind,    soll  wenigstens   be- 
tragen: 

6000  Begistertons  für  die  chinesische  und  die  japanische  Hauptlinie, 
5300  Begistertons  für  die  australische  Hauptlinie, 
2200  Begistertons  für  die  Anschlulslinien. 

Artikel  12. 
Sämtliche  in  die  Linien  einzustellenden  Dampfer  dürfen  in  ihrer  Bauart 
und  Einrichtung,  namentlich  in  Bezug  auf  Sicherheit,  Bequemlichkeit  and 
Komfort  für  die  Beisenden,  sowie  hinsichtlich  der  Verpflegung  den  auf  den- 
selben Linien  laufenden  Postdampfern  anderer  Nationen  nicht  nachstehen  nnd 
müssen  insbesondere  den  nachstehenden  Anforderungen  entsprechen.  ||  Die 
Dampfer  sollen,  abgesehen  von  den  für  die  Schiffsbesatzung  und  den  zur  Auf- 
nahme der  Post  und  deren  etwaigen  Begleiter  bestimmten  Bäumlichkeiten,  Ein- 
richtungen zur  Beförderung  von  Beisenden  dreier  verschiedener  Klassen  haben. 
Die  Bäume  müssen  mit  allen  für  die  Beisenden  notwendigen  Gegenständen  aus- 
gerüstet sein.  In  den  Bäumlichkeiten  der  dritten  Klasse  sind  Schlafeinrich- 
tungen, bestehend  aus  Matratze  und  Kopfkissen,  in  genügender  Anzahl  herza- 
richten.  Für  einzeln  reisende  Personen  weiblichen  Geschlechts  sind  besondere 
Abteilungen  herzurichten,  welche  verschlieDsbar  sein  müssen.  ||  An  Bord  der 
Dampfer  der  Hauptlinien  soll  sich  ein  in  Deutschland  approbierter  Arzt  be- 
finden. II  Hinsichtlich  der  Einteilung  des  Schiffsraums  in  wasserdichte  Ab- 
teilungen, der  Ausrüstung  mit  Booten,  Bettungsgeräten  und  Sicherheitsrollen, 
der  Feuerlöscheinrichtungen,  der  Einrichtung  zur  Herstellung  von  Frischwasser, 
der  Ausstattung  mit  Arzneimitteln  müssen  die  Dampfer  den  Vorschriften  des 
Bundesrats  über  Auswandererschiffe  und  zwar  bezüglich  der  Schottqinteilung 
den  Vorschriften  für  Schnelldampfer  entsprechen.  Soweit  danach  bezüglich  der 
Prüfung  der  Schotteinteilung  der  Seeberufsgenossenschaft  oder  deren  Organen 
Befugnisse  vorbehalten  sind,  stehen  dieselben  für  die  Beichspostdampfer  dem 
Beichskanzler  zu.  Der  Beichskanzler  ist  befugt,  in  allen  Fällen  die  Vorlage 
von  Schwimmfähigkeitsberechnungen  zu  verlangen.  ||  Die  Dampfer  müssen  die 
von  der  Marineverwaltung  als  erforderlich  bezeichneten  Schiffspläne  an  Bord 
führen.  ||  Bücksicbtlich  der  AnschluDslinien  bleibt  dem  Beichskanzler  die  Be- 
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fagnis  zur  ErmäüsigiiDg   der   in  diesem  Artikel  gestellten  Anforderungen  vor-  Nr.  ims, 
behalten.  '>^^;:- 

Artikel  13.  30.oki.i8»8. 

In  die  Linien  einzustellende  neue  Dampfer  müssen  auf  deutschen  Werften 
und  thunlichst  unter  Verwendung  deutschen  Materials  gebaut  werden.  Hin- 
sichtlich des  Baues  und  der  Verwendbarkeit  im  Kriege  mtlssen  sie  den  dem 
Unternehmer  im  einzelnen  bekannt  gegebenen  Anforderungen  der  Reichs- 
MarineTerwaltnng  entsprechen,  welche  auch  bei  Umbauten,  soweit  möglich,  zu 
b^cksichtigen  sind.  ||  Die  Pl&ne  fflr  den  Bau  unterliegen  der  Genehmigung 
des  Reichskanzlers  und  sind  in  drei  Exemplaren  einzureichen.  ||  Die  Schiffe 
sind  zur  höchsten  Klasse  beim  Germanischen  Lloyd  zu  klassifizieren.  Die  an 
den  Dampfern  Torzunehmenden  grölseren  Instandsetzungen  müssen,  soweit  thun- 
lich,  ebenfalls  auf  deutschen  Werften  zur  Ausführung  gelangen. 

Artikel  14. 
Der  Kohlenbedarf  für  die  in  die  Linien  einzustellenden  Dampfer  ist,  so- 
weit die  Einnahme  desselben  in  deutschen  Häfen  oder  in  dem  nach  Artikel  1 
iozulaufenden  niederländischen  oder  belgischen  Häfen  erfolgt,  ausschlielslich 
durch  deutsches  Erzeugnis  zu  decken.  Abweichungen  hiervon  sind  nur  mit 
Genehmigung  des  Reichskanzlers  zulässig.  In  denselben  Häfen  ist  der  Proviant 
thunlichst  ans  deutschen  Quellen  zu  beziehen. 

Artikel  15. 
Alle  in  die  Fahrt  einzustellenden  Dampfer  müssen  vorher  durch  Sach- 
verständige, welche  der  Reichskanzler  ernennt,  geprüft  und  als  den  Anforde- 
rungen genügend  anerkannt  sein.  ||  Der  Reichskanzler  ist  berechtigt,  diese 
Prüfung  während  der  Vertragsdauer  jederzeit  wiederholen  zu  lassen  und  auf 
Gnmd  des  Ergebnisses  der  Prüfung  ein  Schiff  für  ungeeignet  zu  erklären.  In 
letzterem  Falle  ist  der  Unternehmer  verpflichtet,  binnen  der  ihm  gestellten 
Frist  das  betreffende  Schiff  zurückzuziehen  und  für  einen  geeigneten  Ersatz 
nach  MaCsgabe  der  im  Artikel  16  getroffenen  Festsetzungen  zu  sorgen.  Kommt 
der  Unternehmer  dieser  Verpflichtung  nicht  nach,  so  hat  derselbe  für  jeden 
Tag  der  verspäteten  Einstellung  eines  geeigneten  Schiffes  eine  Strafe  von 
iOO  (vierhundert)  Mark  zu  zahlen.  ||  Die  in  Deutschland  und  den  betreffenden 
ausländischen  Häfen  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  Über  die  amtlichen 
Besichtigungen  etc.  der  zur  Personenbeförderung  dienenden  Dampfschiffe  hat 
der  Unternehmer  unter  eigener  Verantwortlichkeit  und  auf  seine  Kosten  zu 
erfüllen. 

Artikel   16. 

Im  Falle  ein  auf  den  Vertragslinien  verwendetes  Schiff  in  Verlust  gerät, 
hat  der  Unternehmer  einen  neuen  Dampfer  zu  beschaffen  und  bis  zu  dessen 
Fertigstellung  für  den  ungestörten  Fortgang  des  Dienstes  Sorge  zu  tragen. 
Vorübergehend  können  in  solchem  Falle  sowie  bis  zur  Fertigstellung  der  nach 
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Nr.  11948.  Artikel  10  nea  zu  erbaaeoden  Schiffe  an  Stelle  der  letzteren  mit  Genehmignng 
'^Ich*'^  des  Reichskanzlers   auch  Schiffe   eingestellt  werden,   welche    nicht   allen  ver- 

30.okt.i898.tragsmä&igen  Bedingungen  entsprechen.  ||  Zum  Ersatz  eines  in  Verlust  ge- 
ratenen Schiffes  durch  einen  allen  Bedingungen  Genüge  leistenden  neuen 
Dampfer  wird  eine  Frist  von  20  Monaten  gewährt  Erfolgt  der  Ersatz  in 
dieser  Zeit  nicht,  so  hat  der  Unternehmer  eine  Strafe  von  400  (vierhundert) 
Mark  für  jeden  Tag  der  verspäteten  Einstellung  des  Schiffes  zu  zahlen. 

Artikel  17. 
Im  Falle  einer  teilweisen  oder  vollständigen  Mobilmachung  der  Marine 
steht  es  dem  Reichskanzler  frei,  die  auf  den  Linien  verwendeten  Dampfer 
gegen  Erstattung  des  vollen  Wertes  anzukaufen  oder  gegen  Vergütung  sonst 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Die  Ermittelung  des  Wertes,  beziehungsweise  die 
Feststellung  der  Vergütung  erfolgt  in  Gemäisheit  der  Bestimmungen  im  §  24 
(beziehungsweise  §  23)  des  Gesetzes  über  die  Kriegsleistungen  vom  13.  Juni 
1873.  II  Ein  Verkauf  oder  eine  mietaweise  Überlassung  der  Dampfer  an  eine 
fremde  Macht  darf  ohne  Genehmigung  des  Reichskanzlers  nicht  stattfinden. 

Artikel  18. 
Die  Dampfer  führen  die  deutsche  Postfiagge  nach  Mafsgabe  der  Ober  die 
Führung  derselben  durch  derartige  Schiffe  bestehenden  Allerhöchsten  Be- 
stimmungen und  befördern  die  Post  nebst  den  etwaigen  Begleitern  ohne  be- 
sondere Bezahlung.  Letztere  sind  auch  unentgeltlich  zu  verpflegen,  und  zwar 
Beamte  wie  Reisende  L  Klasse  und  ünterbcamte  wie  Reisende  II.  Klasse. 
Jedem  Postbegleiter  ist  ein  besonderes  Zimmer  mit  angemessener  Ausstattung 
zur  Benutzung  zu  überweisen.  ||  Unter  Post  sind  alle  Briefbeutel,  Zeitungssäcke, 
Wertsendungen  und  Postpackete  zu  verstehen,  welche  den  Dampfern  von  der 
deutschen  Rcichs-Postvcrwaltung  oder  von  den  in  Betracht  kommenden  aus- 
ländischen Postverwaltungen  zur  Beförderung  übergeben  werden.  ||  Alle  aus 
dem  Postbefftrderungsdienste  herrührenden  Einnahmen  bezieht  das  Reich. 
Werden  die  Dampfer  von  Postbeamten  nicht  begleitet,  so  ist  die  Post  seitens 
des  Schiffsführers  am  Anfangspunkte  der  Fahrt  und  an  den  Unterwegsorten 
gegen  Quittung  zu  übernehmen  und  in  einem  eigens  zu  diesem  Zwecke  her- 
gerichteten, gegen  Nässe,  Feuersgefahr  und  sonstige  Beschädigung  geschützten 
und  gehörig  gesicherten  Räume  während  der  Fahrt  unter  Verschlufe  auf- 
zubewahren. Ingleichen  hat  der  Schiffsführer  in  dem  bezeichneten  Falle  die 
Verpflichtung,  die  übernommenen  Postsachen  an  den  betreffenden  Unterwegs- 
orten beziehungsweise  am  Endpunkte  der  Fahrt  an  die  zur  Empfangnahme 
derselben  berechtigten  Personen  abzuliefern.  ||  Die  Übernahme  und  die  Ab- 
lieferung der  Postsachen  hat  unter  Beachtung  der  in  dieser  Beziehung  von 
der  Reichs-Postverwaltung  erteilten  Vorschriften  zu  erfolgen.  Findet  eine  Be- 
gleitung der  Post  durch  Postbeamte  statt,  so  ist  den  Beamten  auDser  dem 
erwähnten  Aufbewahrungsraum  ein  geeigneter,  den  Anforderungen  der  Reichs- 
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Postverwaltnng  entsprechender  heller  Raum  zur  Bearbeitung  der  Post  während  Nr.  ii948. 
der  Fahrt  postdienstmä&ig  einzurichten  und  zur  Verfügung  zu  stellen;  die  ^®°**^'*®* 
Erleuchtung»  Heizung  und  Reinigung  dieses  Raumes  hat  der  Unternehmer  auf8o.okt.i898. 
seine  Kosten  bewirken  zu  lassen.  Die  Übernahme  und  Ablieferung  der  Post- 
sachen liegt  in  diesem  Falle  den  Postbeamten  ob.  Jedoch  ist  der  Unter- 
nehmer verpflichtet,  auf  Verlangen  der  Postbeamten  die  zur  Beförderung  der 
Postsäcke  zwischen  dem  Postdienstraum  und  dem  Aufbewahrungsraum  etc. 
erforderliche  Hilfe  durch  die  Schiffsmannschaft  zu  gewähren.  ||  Wenn  der 
Postbeamte  während  der  Fahrt  aus  irgend  einem  Grunde  verhindert  werden 
sollte,  seinen  Dienst  weiter  fortzusetzen,  so  hat  der  Unternehmer  die  volle 
Verantwortlichkeit  für  die  Postladung  zu  übernehmen  und  den  Postdienst  bis 
auf  weiteres  nach  Maßgabe  der  für  derartige  Fälle  von  der  Reichs-Postver- 
waltung  erteilten  besonderen  Vorschriften  besorgen  zu  lassen.  ||  Auf  jedem 
Schiffe  mufs  auf  Kosten  des  Unternehmers  mindestens  ein  verschlielsbarer 
Briefkasten  angebracht  werden.  Sofern  eine  Begleitung  der  Dampfer  durch 
Postbeamte  nicht  stattfindet,  hat  der  Schiffsführer  durch  einen  von  ihm  zu 
bestimmenden  Schiffsoffizier  den  Briefkasten  rechtzeitig  leeren  und  die  darin 
vorgefundenen  Sendungen  nach  Mafegabe  der  von  der  Reichs-Postverwaltung 
gegebenen  bezüglichen  Bestimmungen  behandeln  zu  lassen.  ||  Die  Einschiffung 
und  Landung  der  Post  hat  in  allen  Häfen  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Unter- 
nehmers zu  erfolgen.  ||  Die  Landung  der  Post  hat  sofort  nach  dem  Eintreffen 
der  Dampfer  in  dem  betreffenden  Hafenorte  beziehungsweise  auf  der  zu- 
gehörigen Rhede  zu  geschehen.  Wenn  der  Dampfer  durch  Postbeamte  be- 
gleitet wird,  so  ist  der  erste  Beamte  in  jedem  Hafen  oder  Platze,  wo  Posten 
abzuliefern  oder  einzunehmen  sind,  sobald  und  so  oft  er  es  im  dienstlichen 
Interesse  für  notwendig  hält,  ans  Land  zu  befördern  und  von  dort  an  das 
Schiff  zurückzubringen^  entweder  gleichzeitig  mit  der  Post  oder,  wenn  der 
Beamte  dies  für  zweckmässig  halten  sollte,  ohne  die  Post,  und  zwar  in  einem 
angemessenen,  seetüchtigen,  mit  gehöriger  Mannschaft  und  Ausrüstung  ver- 
sehenen Boote. 

Artikel  19. 

Der  Unternehmer  darf  mit  den  Dampfern  keine  anderen  Briefe  oder 
sonstigen  postzwangspflichtigen  Gegenstände  befördern  lassen,  als  solche, 
welche  ihm  entweder  von  den  Postbehörden  überwiesen,  oder  die  mittelst  der 
im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Briefkasten  eingeliefert  worden  sind.  || 
Der  Unternehmer  ist  auch  dafür  verantwortlich,  dafs  weder  von  den  Schiffs- 
führern noch  von  der  übrigen  Schiffsmannschaft  Briefe  und  sonstige  post- 
zwangspflichtige  Gegenstände  mitgenommen  werden.  Für  jede  Zuwiderhandlung 
hat  der  Unternehmer  den  Betrag  des  hinterzogenen  Portos  und  aulserdem 
nach  näherer  Festsetzung  der  Reichs-Postverwaltung  eine  Strafe  bis  zu  fünfzig 
Mark  zu  entrichten.  ||  Dem  Unternehmer  bleibt  es  jedoch  gestattet,  mit  seinen 
Agenten  und  Beauftragten  im  Auslande  mittelst  der  Schiffe  Briefsendungen 
auszutauschen,  ohne  dieselben  der  Post  zur  Beförderung  zu  übergeben. 

SiaaisarchiT  LXII.  19 
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Nr.  11W8.  Artikel  20. 

Dwiachm  p^jj^  ^^  Dampfer  unterwegs  einen  Unfall  erleidet  und  ans  diesem  Grande 

Reicb. 

9o.okt.i898.die  Reise  unterbrechen  muCs,  hat,  wenn  an  Bord  sich  ein  Postbeamter  befindet, 
dieser  in  Benehmen  mit  dem  SchiSsfQhrer,  in  allen  anderen  F&Uen  letzterer 
allein  fttr  die  Weiterbeförderaug  der  Postladung  mit  dem  nächsten  deutschen 
oder  fremden,  nach  dem  Bestimmungsorte  der  Postsachen  fahrenden  oder  mit 
Zwischen-  beziehungsweise  Ankunftsplfttzen  in  Verbindung  stehenden  Dampfer 
zu  sorgen.  Da  sich  in  dieser  Beziehung  ein  für  allemal  bestimmte  Vor- 
schriften nicht  erteilen  lassen,  so  mflssen  der  Postbeamte  an  Bord  und  der 
Schiffsfahrer,  beziehungsweise  letzterer  allein,  je  nach  Lage  des  einzelnen  Falles 
die  schnellste  Weiterbeförderungsgelegenheit  fOr  die  Post  w&hlen«  ||  Die  fOr 
diese  Weiterbeförderung  etwa  entstehenden  Kosten  fallen  stets  dem  Unter- 
nehmer zur  Last, 

Artikel  21. 

Der  Unternehmer  haftet  dem  Beiche  fOr  den  Schaden,  welcher  durch 
Verlust,  Beschädigung  oder  verzögerte  Beförderung  von  Postsachen  in  der  Zeit 
i?ri8chen  der  Einladung  und  der  Ausladung  entsteht,  in  demselben  Umfange, 
in  welchem  die  Beichs-Postyerwaltung  durch  Gesetze  oder  Verträge  den  Ab- 
sendern von  Postsendungen  gegenüber  zum  Schadenersatze  verpflichtet  ist  Die 
die  Haftverbindlichkeit  beschränkenden  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuchs 
finden  hierbei  keine  Anwendung.  Insbesondere  wird  die  Haftpflicht  des  Unter- 
nehmers ftlr  Kostbarkeiten,  Gelder  und  Wertpapiere  nicht  dadurch  bedingt, 
dals  dem  Schiffsfahrer  beziehungsweise  Schiffsoffizier  diese  Beschaffenheit  oder 
der  Wert  bei  der  Einladung  angegeben  worden  ist  Immerhin  wird  die  Post- 
verwaltung nach  Thunlichkeit  dafar  Sorge  tragen,  dafs  den  SchiffsfOhrem  von 
dem  Vorliegen  bedeutender  Wertsendungen  bei  Zeiten  Mitteilung  gemacht 
wird.  Sofern  sich  ein  mit  der  Beaufsichtigung  der  Postladung  beauftragter 
Postbeamter  an  Bord  befindet,  soll  der  Unternehmer  jedoch  far  Verlust  oder 
Beschädigung  von  Postsachen  nur  dann  haften,  wenn  der  Schaden  entstanden 
ist :  II  1.  durch  Schiffs-  oder  Seeunfall,  ausgenommen  allein  die  unabwendbaren 
Folgen  eines  Naturereignisses,  oder  ||  2.  durch  Handlungen  oder  Unterlassungen 
des  Unternehmers,  seiner  Leute  oder  der  Schiffsbesatzung,  oder  ||  3.  durch 
Handlungen  der  auf  dem  Schiffe  befindlichen  Reisenden. 

Artikel  22. 
Für  die  Fahrten  auf  den  im  Vertrage  bezeichneten  Linien  dürfen  Verein- 
barungen mit  fremden  Regierungen  wegen  der  Postbeförderung  ohne  Genehmi- 
gung des  Reichskanzlers  nicht  abgeschlossen  werden. 

Artikel  23. 
Falls  der  Unternehmer  auf  den  im  Vertrage  bezeichneten  Linien  Schiffe 
far  besondere   eigene  Rechnung   fahren  lä&t,   oder  sich  an  dem  Schiffahrts- 
betriebe anderer  Rhedereien  beteiligt,  und  der  Reichskanzler  Maisnahmen  für 
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notwendig  erachtet,   um   die  Vertragslinien  vor  Beeinträchtigong  in  ihren  Er-  Mr.  ims. 
tr&gnissen  zu   schützen,  ist  der  Unternehmer  verpflichtet,   diese  Ma&nahmen  ^^Iich"' 
dorehzoführen.    Bei  danemden  Zuwiderhandlungen  des  Unternehmers  gegen  die80.okt.i898. 
vom  Reichskanzler  getroffenen  Anordnungen  ist  dieser  berechtigt,   ohne  Ent- 
schädigung vom  Vertrage  zurückzutreten. 

Artikel  24. 
Die  Einnahme  an  Fracht-  und  Überfabrtgeldem  f&Ut  dem  Unternehmer 
zu.  Die  Festsetzung  der  Tarife  erfolgt  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichs- 
kanzler. II  Hinsichtlich  der  Veröffentlichung  der  Tarife,  sowie  deren  Abände- 
rungen hat  der  Unternehmer  die  etwa  ergehenden  Bestimmungen  des  Reichs- 
kanzlers zu  befolgen. 

Artikel  25. 

Der  Tarif  für  die  Güterbeförderung  soll  für  Bremen  und  Hamburg  völlig 
gleich  gehalten  werden.  Demgemäls  hat  der  Unternehmer  die  Oüter  zwischen 
Hamburg  und  Bremen  bis  zum  Postdampfer  oder  von  demselben  auf  dem 
Wasserwege  kostenfrei  und  ohne  Verzögerung  zu  befördern.  ||  Der  Unternehmer 
verpflichtet  sich,  an  denjenigen  Orten,  welche  der  Reichskanzler  bezeichnen 
wird,  Agenturen  zu  errichten  und  zu  unterhalten,  welche  als  Sammelstellen  für 
die  zur  Beförderung  mit  den  Postdampferlinien  aufgegebenen  Waren  bestimmt 
sind.  Diese  Agenturen  müssen  ermächtigt  sein,  auf  Verlangen  des  Absenders 
den  Vertrag  über  die  ganze  Beförderung  von  der  Sammelstelle  bis  zu  dem 
überseeischen  Bestimmungsorte  der  Frachtgüter  abzuschlieisen.  Hierbei  sind 
die  Tarife  so  zu  gestalten,  dals  die  Gesamtfracht,  einschlielslich  der  Eisen- 
bahnfracht von  der  Sammelstelle  zum  Einschiffungshafen,  sich  bei  der  Beförde- 
rung über  Bremen  oder  Hamburg  nicht  höher  stellt,  als  bei  der  Beförderung 
über  den  nach  Artikel  1  anzulaufenden  niederländischen  oder  belgischen 
Hafen.  ||  Die  in  das  Konnossement  aufzunehmenden  allgemeinen  Bedingungen  für 
die  Güterbeförderung  sind  dem  Reichskanzler  zur  Genehmigung  vorzulegen.  || 
Für  die  Beförderung  gefährlicher  Güter  sind  die  einschlägigen  Vorschriften  des 
Bundesrats  über  Auswandererschiffe  maßgebend. 

Artikel  26. 
Der  Reichskanzler  ist  befugt,  landwirtschaftliche  Erzeugnisse,  die  mit 
denen  der  deutschen  Landwirtschaft  konkurrieren,  von  der  Einfuhr  durch  die 
Reichs-Postdampfer  nach  deutschen,  niederländischen  und  belgischen  Häfen 
auszuschlielsen.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  vom  Reichskanzler  getroffenen 
Bestimmungen  unterliegen  im  Einzelfalle  einer  vom  Reichskanzler  festzusetzen- 
den Strafe  bis  zu  3000  (dreitausend)  Mark,  und  berechtigen  bei  dauernder 
Wiederholung  den  Reichskanzler ,  ohne  Entschädigung  vom  Vertrage  zurück- 

zutreten. 

Artikel  27. 

Wo  deutsche  oder  für  Deutschland  bestimmte  Güter  neben  ausländischen 

oder  für  das  Ausland  bestimmten  Gütern  zur  Versendung  gelangen,  haben  bei 

gleichzeitiger  Anmeldung  die  ersteren  den  Vorzug  in  der  Beförderung. 
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Nr.  11948.  Artikel  28. 

Deitecbes  jy^^  Unternehmer  ist  verpflichtet,  ||  a)  die  im  Dienste  des  Reichs  oder 

ao.  Okt.  189S.  eines  Bundesstaats  reisenden  Beamten,  einschlieMich  der  im  Auslande  stehen- 
den Beamten,  die  sich  auf  Urlaub  begeben  oder  davon  zurückkehren,  ||  b)  die 
Ablösungsmannschaften  der  Kaiserlichen  Marine  und  der  Kaiserlichen  Schutz- 
truppen in  den  deutschen  Schutzgebieten,  sowie  die  wegen  Krankheit  oder  aus 
dienstlichen  Gründen  zurückgesandten  Angehörigen  der  Kaiserlichen  Marine 
und  der  Kaiserlichen  Schutztruppen,  ||  c)  Waffen,  Munition,  Ausrüstungsgegen- 
stände und  Proviant  der  Kaiserlichen  Marine  und  der  Kaiserlichen  Schutz- 
truppen, sowie  sonstige  Sendungen  für  Rechnung  der  Reichsverwaltung  ||  gegen 
um  20  Prozent  ermäüsigte  Sätze  zu  befördern.  Jedoch  darf  die  Zahl  der 
unter  b  erwähnten  Mannschaften  auf  demselben  Schiffe  ohne  Zustimmung  des 
Unternehmers  nicht  über  65  (fünfundsechszig)  hinausgehen.  ||  Die  Versendungen 
unter  a,  b  und  c  sind,  wenn  ihre  Anmeldung  mindestens  vier  Wochen  vor 
Abgang  der  Schiffe  erfolgt,  unter  allen  Umständen  zu  berücksichtigen  und 
haben  auch  nach  dieser  Frist  ein  Vorrecht  vor  anderen  gleichzeitig  oder 
später  zur  Beförderung  angemeldeten  Personen  oder  Sachen.  ||  Eine  gleiche 
Preisermälsigung  für  die  Beförderung  von  Personen  und  Sachen  ist  denjenigen 
Vereinen,  die  für  Zwecke  der  Krankenpflege  oder  der  Mission  in  den  deutschen 
Schutzgebieten  wirken  und  für  welche  der  Reichskanzler  diese  Vergünstigung 
in  Anspruch  nimmt,  sowie  für  wissenschaftliche  Sendungen  zu  gewähren. 

Artikel  29. 
Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  Personen,  welche  zum  Zwecke  der 
Strafverfolgung  oder  Strafvollstreckung  einer  deutschen  Behörde,  oder  deutscher- 
seits einer  fremden  Behörde  überliefert  werden  sollen,  unter  nachfolgenden 
Bedingungen  zu  befördern.  ||  Diese  Personen,  mögen  sie  von  einem  Polizei- 
beamten begleitet  sein  oder  nicht,  sind  während  der  Fahrt  der  Regel  nach  in 
einer  verschlossenen  Kammer  unterzubringen.  ||  Dem  Schiffsführer  (oder  im 
Falle  einer  amtlichen  Begleitung,  dem  begleitenden  Beamten  nach  vorherigem 
Benehmen  mit  dem  Schiffsführer)  bleibt  es  überlassen,  ein  zeitweiliges  Ver- 
weilen dieser  Personen  auf  Deck  unter  Aufsicht  zu  gestatten.  ||  Die  Beförde- 
rung derartiger  Personen  nebst  etwaigem  Begleiter  ist  auf  Verlangen  der  zu- 
ständigen inländischen  Behörden  oder  im  Auslande  der  Gesandten  und  Konsuln 
des  Reichs  zu  den  tarifmäJsigen  Sätzen  zu  übernehmen.  Auf  ein  und  derselben 
Fahrt  sollen  ohne  Zustimmung  des  Unternehmers  mehr  als  vier  derartige 
Personen  nicht  befördert  werden.  ||  AuJjser  den  Gefangenen  sind  auf  Ersuchen 
der  genannten  Behörden  auch  die  Untersuchnngsakten  und  beschlagnahmten 
Beweisstücke  mitzubefördern,  ohne  dafs  hierftlr  eine  besondere  Vergütung  ge- 
währt wird. 

Artikel  30. 

Die   von   dem   Unternehmer   für   den   Betrieb  der  Postdampferlinie   an- 
gestellten  Personen,    einschlieDslich   der  in   ausländischen  Plätzen    bestellten 
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Agenten,  sollen,  soweit  durch  besondere  Verhältnisse  nicht  Ausnahmen  geboten  Nr.  11948. 
sind,   deutsche  Reichsangehörige  sein.  ||  An    solchen  Orten  des  Auslandes,   in  ^^^^^ 
denen  der  Unternehmer  Agenten  unterhält,  sollen  letztere  auf  Verlangen  de8  3o.oki.i6oe. 
Reichskanzlers  terpflichtet  sein,   Postdienstgeschäfte   nach  Madsgabe  der  Yon 
der  Reichs-Postverwaltung  zu  erteilenden  näheren  Vorschriften  wahrzunehmen. 
Die  für   solche    Dienstverrichtungen    unter   Umständen   zu   gewährende   Ver- 
gütung wird   von   der   Reichs-Postverwaltung   festgesetzt.   ||  Schiffsführer  und 
sonstige  im    Betriebe   der   Postdampferlinien    Angestellte,    welche    einer    er- 
hebliehen Verletzung  oder  Vernachlässigung  der  ihnen  obliegenden  Pflichten 
sich  schuldig  machen,  sind  aus  dem  Dienstbetriebe  der  Postdampferlinien  zu 
entfernen,  sofern  der  Reichskanzler  auf  Grund  des  Ergebnisses  der  anzustellen- 
den Untersuchung  dies  verlangt. 

Artikel  31. 

Die  zur  Deckmannschaft  und  zum  Maschinenpersonale  gehörige  Besatzung 
der  Dampfer,  soweit  sie  im  Inland  angemustert  ist  und  nicht  aus  Minder- 
jährigen besteht,  muis  aus  Angehörigen  des  Beurlaubtenstandes  der  Kaiserlichen 
Marine  oder  aus  solchen  Personen  bestehen,  die  sich  schriftlich  verpflichten, 
als  Kriegsfreiwillige  in  den  Dienst  der  Marine  fiberzutreten,  wenn  der  Dampfer 
bei  einer  teilweisen  oder  vollständigen  Mobilmachung  von  der  Marine  gekauft, 
gemietet  oder  requiriert  wird.  ||  Farbige  Mannschaften  dürfen  auf  der  austra- 
lischen Hauptlinie  überhaupt  nicht,  auf  der  chinesischen  und  japanischen 
H&nptlinie  aber  nur  für  den  Dienst  in  den  Maschinen-  und  Kesselräumen 
insoweit  verwendet  werden,  als  die  Verwendung  europäischer  Mannschaften 
ans  gesundheitlichen  Rücksichten  unthunlich  ist  ||  Ausnahmen  von  den  vor- 
stehenden Bestimmungen  sind  nur  mit  Genehmigung  des  Reichskanzlers  zu- 
lässig. II  Für  jede  Person  der  Besatzung,  die  nach  dem  1.  April  1899  diesen 
Bestimmungen  zuwider  länger  als  drei  Monate  hintereinander  oder  in  Zwischen- 
räomen  an  Bord  der  Dampfer  Dienst  thut,  verwirkt  der  Unternehmer  eine 
Strafe  von  100  (einhundert)  Mark  für  den  Kopf  und  die  Zeitdauer  von  je 
drei,  auch  nur  angefangenen,  Monaten.  ||  Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  zur 
Überwachung  der  Einhaltung  dieser  Bestimmungen  den  Seemannsämtern  auf 
deren  Verlangen  die  Musterrollen  und  die  Personalausweise  der  Mannschaft 
jederzeit  vorlegen  zu  lassen. 

Artikel  32. 

Auf  jedem  Dampfer  wird  ein  Beschwerdebuch  ausgelegt.  ||  Bei  Verab- 
reichung neuer  Beschwerdebücher  werden  die  alten  eingefordert  und  zurück- 
gelegt, sobald  alle  in  denselben  befindlichen  Beschwerden  ihre  Erledigung  ge- 
fanden haben.  ||  Das  Beschwerdebuch  wird  von  dem  mit  der  Aufbewahrung 
desselben  beauftragten  Schiffsoffizier  den  Reisenden  auf  Verlangen  verabfolgt 
Die  niedergeschriebenen  Beschwerden  sind  von  dem  Schiffsführer  sogleich 
gründlich  zu  untersuchen.  Demnächst  hat  derselbe  unter  Einreichung  der 
Beschwerde  in  beglaubigter  Abschrift  und  der  etwaigen  Verhandlungen  an  den 
Reichskanzler  Bericht  zu  erstatten,  damit  der  Sachverhalt  geprüft  und  die  Er- 
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Nr.  11M8.  lediguDg  doF  Beschwerde  veranlafist  werden  kann.  ||  In  allen  fflr  die  Beisenden 

^^•*  der  verschiedenen  Klassen  bestimmten  gemeinsamen  B&umen  ist  durch  einen 

so. Okt.  1898. Anschlag  ersichtlich  zn  machen,  welcher  Schiffsof&zier  mit  der  Anfbewahrnng 

des  Beschwerdebuchs  und  der  Yerabfolgnng  desselben  an  die  Beisenden  beauf- 

*^  ^       ■  Artikel  33. 

Der  Beichskanzler  behält  sich  vor,  jederzeit  —  in  H&fen  oder  auf  der 
Fahrt  —  den  Zustand  des  Dienstes  durch  einen  Beauftragten  prflfen  zu  lassen. 
Letzterem  ist  auf  sein  Verlangen  ungehinderter  Zutritt  zu  allen  Schiffsräumen 
zu  gestatten  und  in  allen  geforderten  Beziehungen  Aufschluls  zu  erteilen.  ||  Die 
Beförderung  und  Verpflegung  des  Beauftragten  auf  den  Schiffen  erfolgt  gegen 
Entrichtung  des  Überfahrtgeldes  (Artikel  28,  Ziffer  a);  jedoch  ist  dem  Beauf- 
tragten stets  ein  besonderes  Zimmer  zuzuweisen. 

Artikel  34. 
Die  regelmäJsigen  Fahrten  auf  der  neu  einzurichtenden  japanischen  Haupt- 
linie mflssen  spätestens  im  Laufe  des  April  1899  beginnen.   Geschieht  solches 
nicht,  so  hat  der  Unternehmer  fdr  jeden  Tag  der  Verspätung  eine  Strafe  von 
*     400  (vierhundert)  Mark  zu  zahlen. 

Artikel  35. 
Fflr  die  Erfüllung  der  übernommenen  Verbindlichkeiten  empfängt  der 
Unternehmer  vom  1.  April  1899  ab  aus  der  Beichskasse  eine  Vergütung  von 
jährlich  6  590000  (fünf  Millionen  fünfhundert  und  neunzigtausend)  Mark, 
zahlbar  in  monatlichen  Teilbeträgen  am  letzten  Tage  jedes  Monats.  ||  Diese 
Vergütung  wird  insoweit  gekürzt,  als  die  vertragsmäßig  bedungenen  Fahrten 
nicht  zur  Ausführung  gekommen  sind.  Die  Kürzung  erfolgt  —  sei  es,  da(s 
eine  Fahrt  ganz  oder  teilweise  ausgefallen  ist  —  in  der  Weise,  daCs  für  jede 
gegenüber  dem  Fahrplane  zu  wenig  zurückgelegte  Seemeile  der  Betrag  von 
5,40  Mark  von  den  nächstfälligen  Monatsbeträgen  zur  Reichskasse  einbehalten 
wird.  Für  die  Berechnung  der  Entfernungen  sind  die  im  Fahrplan  ent- 
haltenen Festsetzungen  der  Seemeilenzahl  malsgebend.  ||  Die  von  dem  Unter- 
nehmer eintretendenfalls  auf  Grund  der  Artikel  8,  9,  15,  16,  19,  26,  31  und 
34  zu  zahlenden  Geldstrafen,  welche  der  Beichskanzler  endgültig  festsetzt, 
sowie  die  nach  Artikel  20  und  21  zu  erstattenden  Beförderungskosten  und 
Entschädigungen  werden  —  unbeschadet  der  Bestimmung  im  Artikel  37  — 
von  dem  zunächst  fällig  werdenden  Vergütungsbetrage  einbehalten.  ||  Wenn  der 
Reichskanzler  das  Anlaufen  noch  anderer  als  der  im  Artikel  1  benannten 
Häfen  anordnet,  so  soll,  wenn  die  dadurch  entstehende  Verlängerung  oder  Ver- 
kürzung des  Kurses  (die  Hin-  und  Rückreise  zusammengenommen)  gegenüber 
dem  beim  Inkrafttreten  dieses  Vertrags  geltenden  Fahrplane  nicht  mehr  als 
250  Seemeilen  beträgt,  eine  Änderung  in  der  Höhe  der  Vergütung  nicht  ein- 
treten. Beträgt  dagegen  die  Verlängerung  oder  Verkürzung  des  Kurses  mehr 
als  250  Seemeilen,  so  wird  für  jede  im  Vergleiche  zu  dem  bezeichneten  Fahr- 
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plane    mehr    oder    weniger    zorückzolegende    Seemeile    die    Vergütong    nm  ^'*  ^^94S, 

DentioliM 

B«ieh. 

ao.  Okt.  1896. 


5,40  Mark  erhöht  beziehungsweise  gekürzt  'alteh!'* 


Artikel  36. 

Der  Unternehmer  hat  über  die  Schiffe,  welche  auf  den  nach  diesem  Ver- 
trage zn  unterhaltenden  Linien  verwendet  werden,  gemäls  den  bisher  bei  ihm 
üblich  gewesenen  Grundsätzen  eine  Sonderrechnung  zu  führen.  In  dieser  sind 
den  Einnahmen  (Einnahmen  aus  dem  Personen-  und  Frachtverkehr,  etwaige 
-  Vergütungen  für  das  Anlaufen  fremder  Häfen  und  Reichsbeihülfe)  folgende 
Ausgabebeträge  gegenüberzustellen.  ||  1.  die  laufenden  Betriebs-  und  Unter- 
haltungskosten, II  2.  1  Prozent  vom  Buchwerte  der  Schiffe  als  General- 
unkosten, II  3.  4  Prozent  Versicherungsprämie  vom  Buchwerte  der  Schiffe.  || 
4.  5  Prozent  Abschreibung  vom  Anschaffungswerte  der  Schiffe  und  20  Prozent 
Abschreibung  vom  Anschaffungswerte  der  Ausrüstung  der  Schiffe.  ||  5.  5  Prozent 
von  dem  nach  Vornahme  der  Abschreibungen  (4.)  verbleibenden  Überschusse 
für  den  gesetzlichen  Reservefonds  des  Unternehmers,  so  lange  dieser  Fonds 
die  gesetzlich  vorgeschriebene  Höhe  nicht  erreicht  hat,  [1  6.  l^/s  Prozent  vom 
Anschaffungswerte  der  Schiffe  für  den  Emeuerungsfonds  des  Unternehmers.  || 
Ergiebt  sich  hiemach  ein  ÜberschuDs,  so  verbleibt  derselbe  bis  zur  Höhe  von 
5  Prozent  des  Buchwerts  der  Schiffe  dem  Unternehmer.  An  einem  etwaigen 
Mehrbetrage  des  Überschusses  nimmt  das  Reich  zur  Hälfte  teil,  insoweit  nicht 
in  den  beiden  voraufgegangenen  Jahren  der  dem  Unternehmer  verbliebene 
Überschuß  weniger  als  jährlich  5  Prozent  vom  Buchwerte  der  Schiffe  be- 
tragen hat.  In  letzterem  Falle  ist  zunächst  der  Minderbetrag  aus  dem  Über- 
schusse des  abgelaufenen  Jahres  zu  decken.  Der  Gewinnanteil  des  Reichs  ist, 
sofern  der  Reichskanzler  nicht  anderes  bestimmt,  am  Schlüsse  jedes  Jahres 
an  die  Reichskasse  abzuführen.  ||  Bis  zur  Höhe  des  dem  Reiche  im  Durch- 
schnitte der  letzten  drei  Jahre  zugeflossenen  Gewinnanteils  kann  der  Reichs- 
kanzler für  die  Zukunft  weitere  oder  erhöhte  Leistungen  zur  Durchführung 
der  in  diesem  Vertrage  verfolgten  Zwecke  vom  Unternehmer  verlangen.  ||  Dem 
Reichskanzler  steht  es  jederzeit  frei,  von  den  Geschäftsbüchern  des  Unter- 
nehmers Einsicht  zu  nehmen. 

Artikel  37. 

Zur  SichersteUung  der  Erfüllung  der  aus  diesem  Vertrage  sich  ergeben- 
den Verbindlichkeiten  bestellt  der  Unternehmer  dem  Reiche  eine  Kaution  von 
500000  (fünfhunderttausend)  Mark  durch  Verpfändung  von  Schuldverschrei- 
bungen des  Reichs  oder  eines  Bundesstaats,  welche  nach  dem  Nennwerte  zu 
berechnen  sind.  Die  Schuldverschreibungen  sind  nebst  Talons  und  den  über 
vier  Jahre  hinausreichenden  Zinsscheinen  bei  der  Reichs-Hauptkasse  zu  hinter- 
legen. II  Diese  Kaution  soll  dem  Reiche  dergestalt  haften,  dals  der  Reichs- 
kanzler berechtigt  ist,  wegen  der  Forderungen  des  Reichs  aus  dem  gegen- 
wärtigen Vertrag  an  Kapital  und  Zinsen,  nötigenfalls  auch  wegen  der  Strafen, 
sowie   wegen   der   durch  Ermittelung   der  Schäden  entstehenden  gerichtlichen 
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Nr.  11948.  nnd  aulsergerichtlichen  Kosten  durch  sofortigen  außergerichtlichen  Verkauf  der 
R^ith.**  Wertpapiere  an  einer  innerhalb  des  Reichsgebiets  belegenen  Börse  Befriedi- 
3o.oict.iW8.  gQng  zu  suchen,  insofern  der  Unternehmer  der  schriftlichen  Aufforderung  des 
Reichskanzlers  zur  Zahlung  nicht  innerhalb  eines  von  dem  letzteren  fest- 
zusetzenden Zeitraums  nachkommen  sollte.  Der  Unternehmer  ist  in  solchem 
Falle  verpflichtet,  die  ihm  belassenen,  noch  nicht  fälligen  Zinsscheine  dem 
Reichskanzler  auszuantworten.  ||  Die  Kaution  ist  von  dem  Unternehmer  dem- 
nächst binnen  Monatsfrist  wieder  auf  die  ursprüngliche  Höhe  zu  ergänzen. 
Im  Unterlassungsfalle  ist  der  Reichskanzler  berechtigt,  die  Ergänzung  durch  * 
Einbehaltung  des  erforderlichen  Betrags  von  der  zunächst  ßlUig  werdenden 
Vergütung  zu  veranlassen.  j|  Nach  Ablauf  dieses  Vertrags  wird  die  Kaution 
oder  der  nicht  in  Anspruch  genommene  Teil  derselben  dem  Unternehmer 
zurückgegeben,  sobald  feststeht,  dais  derselbe  aus  dem  Vertrage  nichts  mehr 
zu  vertreten  hat. 

Artikel  38. 

Der  Unternehmer  darf  ohne  schriftliche  Genehmigung  des  Reichskanzlers 
das  Unternehmen  weder  an  Andere  überlassen  noch  ganz  oder  teilweise  in 
Afterpacht  geben.  Geschieht  solches  dennoch,  so  ist  der  Reichskanzler  —  un- 
beschadet der  von  ihm  etwa  zu  erhebenden  Schadenersatzansprüche  —  be- 
rechtigt, sofort  ohne  jede  Entschädigung  des  Unternehmers  von  dem  Vertrage 
zurückzutreten. 

Artikel  39. 

Dieser  Vertrag  erstreckt  sich  vom  1.  April  1899  ab  auf  fünfzehn  Jahre 
und  tritt  zu  diesem  Zeitpunkte  an  die  Stelle  des  unterm  3./4.  Juli  1885  ab- 
geschlossenen Vertrags  und  des  dazu  gehörigen  Nachtrags  vom  15./10.  Mai 
1893.  II  Die  Verpflichtungen  des  Unternehmers  aus  diesem  Vertrage  sind  je- 
doch erst  dann  beendigt,  wenn  die  Aus-  und  die  Rückreise  des  letzten  bis 
zum  Schlüsse  des  Monats  März  1914  aus  einem  der  deutschen  Abgangshäfen 
abgelassenen  Dampfers,  sowie  die  zugehörigen  Fahrten  auf  den  Anschlufelinien 
ausgeführt  sind.  ||  Über  die  etwaige  Fortsetzung  des  Vertrags  über  den  Zeit- 
raum von  fünfzehn  Jahren  hinaus  wird  eintretendenfalls  eine  besondere  Ver- 
ständigung mit  dem  Unternehmer  stattfinden. 

Artikel  40. 
Sofern  sich  der  Unternehmer  Vertragswidrigkeiten  irgend  einer  der  in 
den  Artikeln  8  und  9  bezeichneten  Arten  auf  einer  Linie  in  einem  Jahre  bei 
mehr  als  der  Hälfte  der  fahrplanmäfsigen  Fahrten  hat  zu  schulden  kommen 
lassen,  oder  sobald  auf  einer  Linie  mehr  als  drei  fahrplanmäfeige  Fahrten 
hintereinander  ausgefallen  sind,  und  dieses  Ausfallen  nicht  durch  Krieg  oder 
höhere  Gewalt,  oder  einen  ungeachtet  der  Anwendung  gehöriger  Sorgfalt  un- 
vermeidlich gewesenen  Unfall  verursacht  ist,  steht  dem  Reichskanzler  das 
Recht  zu,  entweder  den  Betrieb  mit  den  in  die  Linien  eingestellten  Schiffen 
für   Rechnung   und   auf  Gefahr   des  Unternehmers  zu  übernehmen  oder  aber 
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ohne   jede  weitere  Entschädigang  des  Unternehmers  als  für  die  ausgeführten  Nr.  ii948. 
Fahrten  von  dem  gegenwärtigen  Vertrage  zurückzutreten.  ^^h.** 

30.  Okt.  1898. 

Artikel  41. 

Erächtet  der  Reichskanzler  in  der  Zahl  der  Fahrten  oder,  abgesehen  von 
dem  Falle  des  Artikels  6,  in  der  Fahrgeschwindigkeit  der  Dampfer  eine 
Änderung  für  notwendig,  so  ist  der  Unternehmer  verpflichtet,  die  entsprechen- 
den Einrichtungen  gegen  angemessene  Vergütung  zu  treffen.  ||  Kann  in  diesem, 
sowie  in  dem  im  Artikel  36,  vorletzter  Absatz,  vorgesehenen  Falle  eine 
Einigung  zwischen  den  vertragschlielsenden  Teilen  über  die  Höhe  der  für  die 
anderweit  auszuführenden  Leistungen  zu  zahlenden  Vergütung  nicht  erzielt 
werden,  so  sqll  hierüber  ein  Schiedsgericht  endgültig  entscheiden.  Letzteres 
soll  eintretendenfalls  in  der  Weise  gebildet  werden,  dafe  jeder  Teil  zwei 
Schiedsrichter  bestellt  und  von  sämtlichen  Schiedsrichtern  ein  Obmann  ge- 
wählt wird.  Können  die  Schiedsrichter  sich  über  die  Person  des  Obmanns 
nicht  einigen,  so  wird  derselbe  von  dem  Präsidenten  des  hanseatischen  Ober- 
landesgerichts ernannt 

Artikel  42. 

Der  Reichskanzler  kann  sich  in  der  Ausübung  der  ihm  durch  diesen 
Vertrag  eingeräumten  Befugnisse  durch  Beamte  oder  Behörden  des  Reichs 
ganz  oder  teilweise  vertreten  lassen.  Die  betreffenden  Beamten  oder  Behörden 
werden  von  dem  Reichskanzler  eintretendenfalls  dem  Unternehmer  schriftlich 
bezeichnet  werden. 

Artikel  43. 

Streitigkeiten,  welche  aus  dem  gegenwärtigen  Vertrag  entspringen,  sind 
von  den  vertragschlielsenden  Teilen  einem  Schiedsgerichte  zur  Entscheidung 
zu  unterbreiten,  welches  in  der  im  Artikel  41  angegebenen  Weise  zu  bilden  ist. 

Artikel  44. 

Den  gesetzlichen  Stempel  für  die  Ausfertigungen  und  Ergänzungen  des 
Vertrags  trägt  der  Unternehmer.  ||  Urkundlich  ist  gegenwärtiger  Vertrag  zwei- 
fach gleichlautend  ausgefertigt  und  von  beiden  Teilen  unterschrieben  und 
untersiegelt  worden. 

So  geschehen 
Berlin,  den  30.  Oktober  1898.  Bremen,  den  12.  September  1898. 

...  Der  Reichskanzler.  .      .  Norddeutscher  Lloyd. 

^  *  '^         Fürst  zu  Hohenlohe.         ^  *  '^       Wiegand.     Bremermann. 
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Np,  11949.  DEUTSCHES  BEICH  und  PEEV.  —  Vereinbarung 
zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Peru,  betreffend 
die  Stellung  der  deutschen  Konsuln  in  Peru  und 
der  peruanischen  Konsuln  in  Deutschland. 

Lima,  28.  Juni  1897. 
Nr.  11949.  Nachdem  die  Unterzeichneten,  Otto  0.  Zembsch,  Ministerresident  des 

R^ieh^  Deutschen  Reichs,  und  Enrique  de  la  Riva  Agflero,  Minister  der  aus- 
and  Pera.  wärtigou  Angelegenheiten  von  Peru,  zusammengekommen  waren,  erklärte  der 
'erstere:  dafs  die  Stellung,  in  welcher  sich  gegenwärtig  die  konsularischen 
Beamten  Deutschlands  in  Peru  und  Perus  in  Deutschland  befinden,  nicht  ganz 
geregelt  sei,  weil  die  beiden  Staaten  keine  Konsularkonvention  oder  anderen 
Vertrag,  der  sie  ersetzte,  abgeschlossen  haben,  was  geeignet  sei,  die  Ausübung 
der  Dienstobliegenheiten  der  genannten  Beamten  zu  erschweren;  dafe  er  glaube, 
wie  die  wohlverstandenen  Interessen  beider  Länder  erfordern,  dafe,  unbeschadet 
der  Diskussion  des  Projekts  eines  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrts- 
vertrags, welches  er  die  Ehre  gehabt  habe  vorzulegen,  und  in  welchem  das  auf 
den  Konsulardienst  Bezflgliche  enthalten  sei,  weil  diese  Diskussion  ihrer  Natur 
gemäfs  langwierig  sei,  dieser  Dienst  inzwischen  geregelt  werde;  dafs  er  zu 
diesem  Zwecke  und  mit  der  erforderlichen  Ermächtigung  im  Namen  seiner 
Regierung  beantrage,  die  folgende  Erklärung  abzugeben,  wie  dies  in  analogen 
Fällen  schon  früher  geschehen  sei:  „Die  konsularischen  Beamten  aller  Kate- 
gorien Deutschlands  in  Peru  und  Perus  in  Deutschland  sollen  in  dem  Gebiete 
des  anderen  Staates,  solange  bis  zwischen  beiden  Ländern  ein  ausdrücklicher 
Vertrag  über  diesen  Gegenstand  geschlossen  wird  und  gesetzlich  in  Kraft  tritt, 
gegenseitig  die  gleichen  Gerechtsame,  Befreiungen  und  Vergünstigungen  ge- 
nießen, wie  sie  denjenigen  der  meistbegünstigten  Nation  gewährt  worden  sind 
oder  hinfort  gewährt  werden  mögen."  Der  Herr  Minister  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  erklärte:  dafs  er,  die  ZweckmäCsigkeit  der  vorstehenden  Er- 
klärung anerkennend,  diese  im  Namen  seiner  Regierung  annehme,  und  infolge 
dessen  kamen  die  Unterzeichneten  überein,  sie  in  dem  gegenwärtigen  Proto- 
kolle niederzulegen  unter  der  Voraussetzung,  dais  sie  nur  Wirkung  haben 
werde  von  dem  Zeitpunkte  an,  in  welchem  durch  einen  besonderen  Akt  ihre 
Ratifikation,  gemäCs  den  betreffenden  Gesetzen  der  beiden  Staaten,  stattfinde« 
Die  Unterzeichneten  kamen  ebenfalls  darin  überein,  dals,  falls,  während  diese 
Übereinkunft  in  Kraft  sei,  einer  der  Verträge  oder  eine  Konvention  aulser 
Kraft  träte,  welche  in  dem  einen  oder  anderen  Lande  als  Regel  für  die  An- 
wendung der  genannten  Erklärung  dienen  könnte,  diese  Übereinkunft  von 
selbst  aufhören  soUe^  wirksam  zu  sein  mit  Bezug  auf  jenen  Vertrag.  Doppelt 
ausgefertigt  in  deutscher  und  spanischer  Sprache,  in  Lima,  am  acht  und 
zwanzigsten  Juni  des  Jahres  Eintausend  Achthundert  Sieben  und  Neunzig. 
(L.  S.)  Zembsch« 
(L.  S.)    E.  de  la  Riva  Agüero. 
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D  e  n  k  8  c  h  r  i  f  t ,  Nr.  imo. 

dem  Deutschen  Reichstage  bei  Einbringung  vorstehenden  Vertrages  vorgelegt  ^jj^^** 

Zwischen  der  Regierung  Seiner  Majestät  des  Kaisers  und  der  Regierung 
des  Freistaates  Peru  sind  Verhandlungen  wegen  Abschlusses  eines  Handels- 
vertrags eingeleitet  Diese  Verhandlungen  haben  zu  einem  abschliefsenden 
Ergebnisse  bisher  noch  nicht  geführt  Dagegen  ist  von  den  Unterhändlern 
die  hier  vorliegende  Vereinbarung  geschlossen  worden,  durch  welche  die 
Stellung  der  beiderseitigen  Konsuln  vorab  geregelt  werden  soll.  Den  Konsuln 
werden  darin  gegenseitig  die  gleichen  Gerechtsame,  Befreiungen  und  Ver- 
günstigungen zugestanden,  wie  sie  denjenigen  der  meistbegünstigten  Nation 
gewährt  worden  sind  oder  hinfort  gewährt  werden  mögen.  ||  Diese  Verein- 
barung hat  iniwischen  die  Genehmigung  des  peruanischen  Kongresses  und  die 
Zustimmung  des  Präsidenten  des  Freistaates  erhalten. 

Berlin,  den  28.  April  1898, 


Nr.  11950.  ÖSTEBBEICH  und  SACHSEH.  —  Vertrag  betreffend 
mehrere  Eisenbahnanschlüsse  an  der  österreichisch- 
sächsischen  Grenze. 

Wien,  27.  November  1898. 

Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Österreich,  König  von  Böhmen  etc.  und  Nr.  iifiso. 
Apostolischer  König  von  Ungarn  ||  und  ||  Seine  Majestät  der  König  von^J^*J^]^ 
Sachsen,  ||  geleitet  von  dem  Wunsche,  die  Eisenbahnverbindungen  zwischen  87. MoT.i89a 
den  beiden  Staatsgebieten  zu  erweitem,  haben  zum  Behufe  einer  hierüber  zu 
treffenden  Vereinbarung  zu  Bevollmächtigten  ernannt:  ||  Seine  Majestät  der 
Kaiser  von  Österreich,  König  von  Böhmen  etc.  und  Apostolischer  König  von 
Ungarn  ||  Allerhöchstihren  geheimen  Bat,  Eisenbahnminister  Dr.  Heinrich 
Ritter  v.  Wittek  und  ||  Allerhöchstihren  Ministerialrat  im  Finanzministerium 
Dr.  Friedrich  Freiherrn  von  Raymond  ||  und  ||  Seine  Majestät  der  König 
TOD  Sachsen  ||  Allerhöchstihren  aufserordentlichen  Gesandten  und  bevollmäch- 
tigten Minister  bei  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  von  Österreich,  König  von 
Böhmen  etc.  und  Apostolischen  König  von  Ungarn  Rudolf  Karl  Caspar  Grafen 
Rex,  II  Allerhöchstihren  Ministerialdirektor  im  Finanzministerium,  geheimen 
Rat  Otto  Theodor  Mensel  und  ||  Allerhöchstihren  vortragenden  Rat  im  Finanz- 
ministerium, geheimen  Rat  Dr.  Paul  Hermann  Ritterstädt,  ||  von  welchen 
nach  geschehener  Mitteilung  und  gegenseitiger  Anerkennung  ihrer  Vollmachten 
unter  dem  Vorhalte  der  Ratifikation  der  nachstehende  Vertrag  verabredet  und 
abgeschlossen  worden  ist 

Artikel  L 

Die  kaiserlich -königlich  österreichische  und  die  königlich  sächsische 
Regierung  sind  übereingekommen,  Eisenbahnverbindungen,  und  zwar:  jj  1.  von 
Roisbach  nach  Adorf,  ||  2.  von  Friedland  über  Hermsdorf  nach  Markers- 
dorf,  I  3.  von  Nixdorf  über  Karolinsthal  nach  Sebnitz,  ||  4.  von  Schluckenau 
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Nr.  11950.  nach    Sohland  und  ||  5.  von  Rambarg  nach  Wamsdorf  ||  zuzulassen   und   zn 

Osterreich    -„   j 
«ndSachsen.  fördern.  .,      ,    „ 

27.NoT.i8«8.  Artikel  II. 

Für  den  Fall,  als  die  kaiserlich-königlich  österreichische  Regierung  die  im 
Artikel  I,  Z.  1  genannte  Eisenbahnverbindung  auf  Grund  einzuholender  gesetz- 
licher Ermächtigung  für  Rechnung  des  Staates  auszuführen  und  zu  betreiben 
beabsichtigen  sollte,  erklärt  die  königlich  sächsische  Regierung  ihre  Zustimmung, 
dafs  der  Bau  und  Betrieb  der  auf  sächsischem  Staatsgebiete  gelegenen  Strecke 
bis  zur  Grenze  von  der  kaiserlich -königlich  österreichischen  Staatseisenbahn- 
verwaltung geführt  werde.  ||  Sollte  jedoch  die  kaiserlich-königlich  österreichische 
Regierung  vorziehen,  zunächst  den  Bau  dieser  Bahnlinie  im  Wege  der  Kon- 
zessionserteilung an  eine  Privatuntemehmung  sicherzustellen,  so  wird  die 
königlich  sächsische  Regierung  dem  Unternehmer  der  österreichischen  Strecke 
die  Konzession  unter  den  jeweilig  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  und 
den  noch  festzusetzenden  näheren  Bedingungen,  sowie  unter  Gewährung  der 
zulässigen  Erleichterungen  und  Begünstigungen  ftlr  die  auf  sächsischem  Staats- 
gebiete auszuführende  Strecke  bis  zur  Grenze  erteilen  und  ihre  Zustimmung 
dazu  geben,  daljs  der  Betrieb  dieser  Strecke  auf  Konzessionsdauer  von  der 
kaiserlich-königlich  österreichischen  Staatseisenbahnverwaltung  geftlhrt  werde.  || 
Der  Bau  der  in  Rede  stehenden  Eisenbahnverbindung  soll  entweder  nach  Er- 
wirkung der  einschlägigen  gesetzlichen  Ermächtigung  und  nach  Erfüllung  der  Be- 
dingungen, von  welchen  dieser  Bau  gesetzlich  etwa  abhängig  gemacht  werden 
sollte,  oder  nach  erfolgter  Konzessionserteilung,  unverweilt  in  Angriff  genommen 
und  von  diesem  Zeitpunkte  an  gerechnet  binnen  längstens  einem  und  einem  halben 
Jahre  vollendet  werden.  ||  Die  kaiserlich -königlich  österreichische  Regierung 
wird  der  königlich  sächsischen  Regierung  von  dem  Eintritte  der  obigen 
Voraussetzungen  unverweilt  Kenntnis  geben  und  zugleich  den  Zeitpunkt  be- 
zeichnen, bis  zu  welchem  die  betriebsfähige  Herstellung  der  Bahnlinie  zu  er- 
folgen haben  wird. 

Artikel  IIL 

Der  Bau  der  zwischen  der  Station  Friedland  der  k.  k.  priv.  Süd-Nord- 
deutschen Verbindungsbahn  und  der  nächst  der  Grenze  zu  errichtenden  Station 
Hermsdorf  gelegenen  Teilstrecke  der  im  Artikel  I,  Z.  2  genannten  schmal- 
spurigen Eisenbahnverbindung  wird  seitens  der  kaiserlich -königlich  öster- 
reichischen Regierung  zu  dem  ihr  geeignet  erscheinenden  Zeitpunkte  im  Wege 
der  Konzessionserteilung  sichergestellt,  und  wird  hierbei  dem  Konzessionär  die 
Verpflichtung  auferlegt  werden,  diese  Bahnstrecke  unter  thunlichster  Annäherung 
an  den  Ort  Dittersbach  auszuführen  und  dieselbe  längstens  binnen  zwei  Jahren, 
vom  Tage  der  Konzessionserteilung  an  gerechnet,  zu  vollenden  und  dem  Be- 
triebe zu  übergeben.  ||  Die  königlich  sächsische  Regierung  erklärt  ihrerseits 
die  Bereitwilligkeit,  nach  Empfang  einer  Mitteilung  der  kaiserlich-königlich 
österreichischen  Regierung  über  die  bewirkte  konzessionsmäJsige  Sicherstellung 
der  im  vorigen  Absätze  bezeichneten  Teilstrecke  den  Bau  der  Fortsetzungs- 
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strecke  von  der  Station  Hermsdorf  nach  Markersdorf  auf  Staatskosten  auszu-  Nr.  i»5o. 
fähren  und  denselben  derart  zu  beschleunigen,  dais  die  fertige  Linie  thunlichst^na  sichln. 
gleichzeitig  mit  der  österreichischen  Anschlufestrecke  in  Betrieb  gesetzt  werde. ^^nov.isös. 

Artikel  IV. 
Der  Bau  der  im  Artikel  I,  Z.  3  genannten  normalspurigen  Eisenbahn- 
Terbindung  Nixdorf — Sebnita  soll  der  k.  k.  priv.  böhmischen  Nordbahngesejl- 
schaft  auf  Grund  der  von  den  beiderseitigen  Regierungen  für  die  auf  ihrem 
Gebiete  gelegenen  Teilstrecken  zu  erteilenden  Eonzessionen  fibertragen  and 
soll  hierbei  der  genannten  Gesellschaft  die  Verpflichtung  auferlegt  werden,  die 
Elisenbahnlinie  längstens  binnen  zwei  Jahren  vom  Tage  der  Eonzessions- 
erteilung zu  vollenden  und  dem  Betriebe  zu  fibergeben. 

Artikel  V. 
Die  kaiserlich -königlich  österreichische  Regierung  behält  sich  vor,  die 
Ansführong  einer  normalspurigen  Eisenbahn  von  der  Station  Schluckenan  der 
k.  k.  priv.  Böhmischen  Nordbahn  bi^  zur  beiderseitigen  Grenze  in  der  Richtung 
gegen  Sohland  in  dem  ihr  geeignet  erscheinenden  Zeitpunkte  entweder  im 
Wege  der  Eonzessionserteilung  an  eine  Privatuntemehmnng  sicherzustellen, 
oder  auf  Grund  einzuholender  gesetzlicher  Ermächtigung  für  Rechnung  des 
Staates  auszuführen  und  zu  betreiben.  ||  Über  die  erfolgte  Sicherstellung  des 
Baues  der  vorangeführten  Eisenbahn  wird  die  kaiserlich -königlich  öster- 
reichische Regierung  der  königlich  sächsischen  Regierung  rechtzeitig  Mitteilung 
machen  und  wird  sodann  die  königlich  sächsische  Regierung  entweder  dem 
Unternehmer  der  österreichischen  Strecke  die  Eonzession  für  die  auf  säch- 
sischem Gebiete  auszuführende  Strecke  von  der  Grenze  bis  Sohland  unter  den 
auf  ihrem  Gebiete  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  und'  den  noch  fest- 
zusetzenden näheren  Bedingungen  sowie  unter  Gewährung  der  zulässigen  Er- 
leichterungen und  Begtlnstigungen  erteilen  oder  i^re  Zustimmung  dazu  geben, 
daüs  der  Bau  und  Betrieb  der  auf  sächsischem  Gebiete  gelegenen  Teilstrecke 
von  der  Grenze  bis  Sohland  von  der  kaiserlich -königlich  österreichischen 
Regierung  für  eigene  Rechnung  geführt  werde. 

Artikel  VI. 
Falls  die  kaiserlich-königlich  österreichische  Regierung  in  die  La£^  kommen 
sollte,  ffir  die  auf  ihrem  Gebiete  gelegenen  Teilstrecken  einer  als  normal-  oder 
schmalspurige  Eleinbahn  auszuführenden  Bahnverbindung  zwischen  den  Städten 
Rumburg  und  Wamsdorf  einer  Privatunternehmung  die  Eonzession  zu  erteilen, 
wird  die  königlich  sächsische  Regierung  nach  erhaltener  Mitteilung  über  diese 
Eonzessionserteilung  keinen  Anstand  nehmen,  den  Eonzessionären  der  öster- 
reichischen Teilstrecke  auch  die  Eonzession  für  die  in  Sachsen  gelegene 
Zwischenstrecke  unter  den  jeweilig  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  und 
den  noch  festzusetzenden  näheren  Bedingungen,  sowie  unter  Anwendung  der 
zulässigen  Erleichterungen  zu  erteilen. 
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Nr.  nwo.  Artikel  VIL 

nndB^umi  ^^^  beiden  hohen  Regierungen  verpflichten  sich,  zuzulassen  und  anzuordnen, 

27.KoT.i898.dalfl  die  im  Artikel  I,  ZZ.  1,  3  und  4  bezeichneten  Eisenbahnen  an  ihren  End- 
punkten in  angemessene,  den  Übergang  der  Betriebsmittel  gestattende  Schienen- 
verbindung mit  den  zur  Zeit  daselbst  anschlielsenden  Eisenbahnen  gesetzt 
werden.  ||  Bezüglich  der  im  Artikel  I,  Z.  2  genannten,  mit  der  Spurweite  von 
0.75  m  auszuführenden  Eisenbahn  Friedland — Markersdorf  ist  in  der  Station 
Markersdorf  für  eine  unmittelbare  Schienenverbindung  mit  der  nach  Zittau 
führenden  Schmalspurbahn  und  in  der  Station  Friedland  für  derartige  bauliche 
Anlagen  und  Betriebseinrichtungen  Vorsorge  zu  treffen,  da(s  der  wechselseitige 
Übergang  von  Personen  und  Gütern  zwischen  den  in  Betracht  kommenden 
Eisenbahnen  thunlichst  vereinfacht,  beschleunigt  und  verwohlfeilt  werde.  ||  Be- 
züglich der  im  Artikel  I,  Z.  5  genannten  Kleinbahn  wird  bestimmt,  daüs  die- 
selbe, falls  sie  für  den  lokalen  Güterverkehr  benützt  und  zu  diesem  Zwecke 
mit  den  Linien  der  Böhmischen  Nordbahn  in  unmittelbare  oder  mittelbare 
Geleise  Verbindung  gebracht  werden  sollte,  eine  gleichartige  Verbindung  auch 
mit  der  Haltestelle  Alt- Wamsdorf  der  königlich  sächsischen  Staatsbahnen  er- 
halten soll. 

Artikel  VIH 

Die  Punkte,  wÖ  die  im  Artikel  I  bezeichneten  Eisenbahnen  die  Grenze 
überschreiten  soUen,  werden  im  Wege  gemeinsamer  Verhandlung  durch  beider- 
seitige Kommissarien  bestimmt  werden.  ||  Zum  Zwecke  der  Erwerbung  der 
zur  Anlage  der  im  Artikel  I  angeführten  Elsenbahnen  erforderlichen  Grund- 
stücke soll  den  Unternehmern  in  jedem  der  beiden  Staatsgebiete  das  Ent- 
eignnngsrecht  nach  den  dort  jeweilig  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  ein- 
geräumt werden. 

Artikel  IX. 

Der  Betriebswechsel  auf  den  im  Artikel  I,  ZZ.  1  bis  4  bezeichneten 
Eisenbahnen  findet  statt:  a)  bezüglich  der  Eisenbahnlinie  von  Ro&bach  nach 
Adorf  in  dem  auf  sächsischem  Gebiete  gelegenen,  nach  Malsgabe  der  Betriebs- 
und Verkehrsverhältnisse  zu  erweiternden  Bahnhofe  Adorf;  ||  b)  bezüglich  der 
Eisenbahnlinie  von  Friedland  nach  Markersdorf  in  dem  auf  österreichischem 
Gebiete  in  unmittelbarer  Nähe  der  Grenze  anzulegenden  Bahnhofe  bei  Henns- 
dorf; II  c)  bezüglich  der  Eisenbahnlinie  von  Nixdorf  nach  Sebnitz  in  dem  auf 
sächsischem  Gebiete  gelegenen  Bahnhofe  Sebnitz;  jj  d)°  bezüglich  der  Eisen- 
bahnlinie von  Schluckenau  nach  Sohland  in  dem  auf  sächsischem  Gebiete  ge- 
legenen, nach  Bedürfnis  zu  erweiternden  Bahnhofe  Sohland. 

Die  Grenzzollämter  sind  für  die  Eisenbahnlinie  Roisbach — Adorf  in  der 
Station  Bolsbach,  für  die  Linie  Friedland — Markersdorf  in  der  Betriebs- 
wechselstation Hermsdorf,  für  die  Linie  Nixdorf — Sebnitz  in  der  auf  öster- 
reichischem Gebiete  anzulegenden  Station  Niedereinsiedel  und  für  die  Linie 
Schluckenau — Sohland  in  der  zu  erbauenden  Haltestelle  AufserstmitteLsohland 
zu  errichten.  |j  Die  Einrichtung  der  vorbezeichneten  Grenz-   und  Wechael- 
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Stationen  erfolgt  nach  den  in  dem  bezüglichen  Staatsgebiete  geltenden  Grund-  Nr.  11950. 
Sätzen.  II  Die  Signaleinrichtungen  der  auf  sächsischem  Gebiete  gelegenen  Teil-  „^J^I^^„. 
strecken  der  im  Artikel  I,  ZZ.  1,  3,  4  und  5  bezeichneten  Bahnverbindungen  87«Not.i898. 
sollen,  unter  Wahrung   der   vollen  Gegenseitigkeit  bezüglich   der  auf  öster- 
reichischem Gebiete  gelegenen,  von  der  königlich  sächsischen  Regierung  aus- 
zuführenden  Teilstrecke   der  Linie  Friedland — Markersdorf,   mit  denjenigen 
Einrichtungen  übereinstimmen,  welche  in  dieser  Beziehung  für  die  auf  Oster- 
rdehischem  Gebiete  gelegenen  Strecken  der  obbezeichneten  Linien  genehmigt 
werden. 

Artikel  X. 

In  Bezug  auf  die  zum  Teile  auf  österreichischem,  zum  Teile  auf  sächsischem 
Gebiete  zu  führende  Kleinbahn  Rumburg — Wamsdorf  werden  die  Bedingungen 
und  Modalitäten  der  zollamtlichen  und  sonstigen  Überwachung  einer  späteren 
Yerembarung  zwischen  den  beiden  hohen  vertragschlielsenden  Regierungen  unter 
Berficksichtignng  der  besonderen  Anlage  und  Yerkehrsverhältnisse  dieser  Bahn- 
Unie  vorbehalten. 

Artikel  XL 

Über  die  näheren  Bedingungen  der  Mitbenützung  der  Bahnhöfe  Adorf, 
8ebnitz  und  Sohland  und  insbesondere  über  die  der  königlich  sächsischen 
Staatseisenbahnverwaltung  hierfür  zu  leistenden  Vergütungen  sind  die  erforder- 
lichen Vereinbarungen  zwischen  den  beteiligten  Eisenbahnverwaltungen  unter 
dem  Vorbehalte  der  Genehmigung  der  beiden  hohen  Regierungen  zu  treffen.  || 
In  gleicher  Weise  und  unter  demselben  Vorbehalte  wird  die  königlich  sächsische 
Staatseisenbahnverwaltung  die  näheren  Bedingungen  wegen  Mitbenützung  des 
Bahnhofes  Hermsdorf  mit  dem  Konzessionär  der  Bahnlinie  Friedland — Herms- 
dorf vereinbaren.  ||  Beim  Mangel  eines  Einverständnisses  werden  die  vertrag- 
schließenden hohen  Regierungen  bezüglich  der  Mitbenützung  der  Betriebs- 
wechselstationen und  der  zu  leistenden  Vergütung  sich  verständigen  und  werden 
die  auf  Grand  dieser  Verständigung  zu  erlassenden  Anordnungen  für  die  be- 
treffenden Bahnverwaltungen  maßgebend  sein.  ||  Es  wird  aber  schon  jetzt 
Tereinbart,  daCs  die  in  Betracht  kommenden  fremden  Eisenbahnverwaltungen 
imd  Konzessionäre  die  Anlagekosten  der  ihnen  nach  Maisgabe  des  Bedürfoisses 
zur  ausschlieislichen  Benützung  zu  überlassenden  Teile  der  bezeichneten  Bahn- 
höfe durch  Kapitalszahlung  zu  begleichen  und  die  Instandhaltung,  einschlieDslich 
der  nach  den  Verwaltungsgrundsätzen  des  betreffenden  Staatsgebietes  erfor- 
derlich werdenden  Erneuerungen  der  gedachten  Bahnhofsteile,  auf  eigene 
Kosten  zu  übernehmen  haben  werden.  ||  Dagegen  werden  die  wirklich  auf- 
gewendeten und  gehörig  nachgewiesenen  Anlagekosten  der  in  den  genannten 
Betriebswechselstationen  von  den  beteiligten  Verwaltungen  gemeinsam  benützten 
Bahnhofisteile  der  bauausführenden  Verwaltung  anteilig  nach  Maüsgabe  der  Be- 
nützung, im  Zweifel  aber  je  zur  Hälfte,  durch  eine  jährliche,  auf  Grund  der 
Verzinsung  des  Anlagekapitals  berechnete  Vergütung  zu  erstatten  sein.  Der 
Zinsfub  wird  zunächst  mit  vier  Prozent  auf  fünf  Jahre  festgesetzt  und  unter- 
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Nr.  11V50.  liegt  dieser  Zinsfols  einer  Revision  von  fünf  zu  fünf  Jahren.  Welche  Ohjekte 
undSilchMn.  *^^  gemeinschaftliche  anzusehen  sind,  wird  besonderer  Vereinbarung  zwischen 
27.'NoT.i8ö8.  den  beteiligten  Verwaltungen  vorbehalten.  ||  Die  Kosten,  welche  durch  die  Unter- 
haltung dieser  gemeinsam  benützten  Objekte  der  dieselbe  besorgenden  Ver- 
waltung erwachsen,  werden  ihr  durch  die  andere  Verwaltung  anteilig  erstattet.  || 
Für  die  Kosten,  welche  den  betreffenden  Eisenbahnverwaltungen  durch  die  nach 
Artikel  XIII  dieses  Vertrages  zu  übernehmende  Verpflichtung  zur  Herstellung 
und  Erhaltung  baulicher  Anlagen  (Amtslokalit&ten  und  Wohnungen)  für  Zwecke 
der  Zollverwaltung,  sowie  für  Zwecke  der  Post-,  Telegraphen-  und  Polizei- 
verwaltung des  fremden  Landesgebietes  erwachsen,  ist  von  der  Verwaltung 
der  fremdländischen  Anschlufsbahn  unter  sinngemäüser  Anwendung  der  im 
fünften  und  sechsten  Absätze  dieses  Artikels  enthaltenen  Bestimmungen  Ersatz 
zu  leisten.  ||  Unter  Anlagekapital  im  8inne  dieses  Artikels  sind  nur  die  wirklich 
aufgewendeten  Kosten  ohne  Einrechnung  etwaiger  Kosten  der  Geldbeschaffung 
und  etwaiger  Kursverluste  zu  verstehen.  ||  Die  vorstehenden  Bestimmungen  haben 
auch  auf  etwa  notwendig  werdende  Ergänzungs-  und  Erweiterungsbauten  An- 
wendung zu  finden.  ||  Falls  über  die  Notwendigkeit  derartiger  Ergänzungs-  und 
Erweiterungsbauten,  sowie  überhaupt  über  die  Anwendung  der  Bestimmungen 
dieses  Artikels  zwischen  den  beteiligten  Eisenbahnverwaltungen  eine  EUnigung 
nicht  erzielt  werden  sollte,  haben  sich  dieselben  der  im  gegenseitigen  Ein- 
vernehmen zu  treffenden  Entscheidung  der  beiden  hohen  Regierungen  zu  unter- 
werfen. 

Artikel  XTI. 

In  der  Grenzstation  Roisbach  wird  der  Zolldienst  auch  fernerhin  durch 
die  daselbst  von  beiden  Seiten  errichteten  zusammengelegten  Zollabfertigungs- 
stellen besorgt  werden.  ||  Auf  der  Grenz-  und  Wechselstation  bei  Hermsdorf, 
sowie  auf  den  Grenzstationen  Niedereinsiedel  und  Äufserstmittelsohland  wird 
zur  Erreichung  des  im  Artikel  8  des  Handels-  und  Zollvertrages  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  dem  Deutschen  Reiche  vom  6.  Dezember  1891  bezeich- 
neten Zweckes  von  beiden  Seiten  je  ein  Grenzzollamt  mit  den  den  Verkehrs- 
verhältnissen entsprechenden  Abfertigungsbefugnissen  errichtet  werden.  ||  Die 
vertragschliefsenden  hohen  Regierungen  erklären  sich  bereit,  die  Befugnisse  der 
vorgenannten  Zollämter  zu  erweitem,  sobald  und  so  weit  die  Ausdehnung  des 
Verkehres  dies  erfordern  sollte. 

Artikel  Xm. 

Derjenigen  Eisenbahnverwaltung,  welcher  nach  dem  gegenwärtigen  Ver- 
trage der  Bau  des  bezüglichen  Grenzbahnhofes  obliegt,  ist  durch  die  betreffende 
Regierung  die  Verpflichtung  au&uerlegen,  sofern  nicht  mit  Genehmigung  der 
beiden  hohen  Regierungen  eine  anderweitige  Vereinbarung  zwischen  den  be- 
teiligten Verwaltungen  getroffen  wird,  die  baulichen  Einrichtungen  für  die 
Diensträume  der  im  siebenten  Absätze  des  Artikels  XI  genannten  Verwal- 
tungen herzustellen  und  zu  erhalten,  sowie  für  die  Herstellung  der  von  den 
betreffenden   fremdländischen   Beamten    benötigten,   diesen  zu   überweisenden 
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Wohnungen   oder   für  die  Überweisung  von  angemessenen   derartigen  Mieth-  Nr.  11950. 
Wohnungen  Sorge  zu  tragen,   wogegen  ihr  die  diesfalls  im   Artikel  XI  fest- ^^!*!"!^°^ 
gesetzte  Entschädigung  gebührt  und  der  diese  Entschädigung  leistenden  Bahn-27.NoT.i8»8. 
Verwaltung  derjenige  Mietsabzug  der  Beamten  zufliefst,  welchen  dieselben  im 
Falle  der  Beistellung  von  Wohnungen   nach  den  Bestimmungen  des  Heimat- 
landes zu  erleiden  haben. 

Artikel  XIV. 
Alle  näheren  Bestimmungen  zum  Zwecke  der  Regelung  der  im  vorstehenden 
Artikel  erwähnten  und  aller  sonstigen  Verhältnisse  der  beiderseitigen  Ämter  und 
insbesondere  wegen  der  im  beiderseitigen  Zollinteresse  zu  treffenden  Einrich- 
tungen, sowie  in  betreff  der  Förmlichkeiten  der  zollamtlichen  Revision  und  Ab- 
fertigung des  Passagiergepäckes  und  der  ein-  und  ausgehenden  Güter  bleiben 
der  besonderen  Festsetzung  durch  Beauftragte  der  beiderseitigen  Zollverwal- 
tungen überlassen.  Jedenfalls  ist  aber  den  Bediensteten  derselben,  soweit  sie 
nach  zu  treffenden  näheren  Vereinbarungen  Strecken  der  im  Artikel  I  genannten 
Eisenbahnverbindungen  zu  dienstlichop  Zwecken  bereisen,  freie  Fahrt  zu  gewähren. 

Artikel  XV. 

Die  wegen  Handhabung  der  Pals-  und  Fremdenpolizei  im  Eisenbahnver- 
kehr schon  bestehenden  und  noch  zu  vereinbarenden  Bestimmungen  sollen  auf 
die  den  Gegenstand  dieses  Vertrages  bildenden  Eisenbahnverbindungen  An- 
wendung finden.  ||  Die  Amtsbefugnisse  der  Polizeibeamten,  welche  von  der 
königlich  sächsischen  Regierung  in  den  Grenzstationen  Roisbach,  Hermsdorf 
und  Niedereinsiedel,  sowie  von  der  kaiserlich-königlich  österreichischen  Regierung 
in  der  Grenzstation  Äulserstmittelsohland  etwa  bestellt  werden  sollten,  werden 
durch  besondere  Verständigung  unter  den  beiden  hohen  Regierungen  festgesetzt.  || 
Die  diesfäUige  Verhandlung  soll  mindestens  drei  Monate  vor  Inbetriebsetzung 
der  betreffenden  Eisenbahn  beginnen  und  vor  der  Eröffnung  des  Betriebes 
thnnlichst  vollständig  zum  Abschlüsse  gebracht  werden. 

Artikel  XVI. 
Die  Regelung  des  Post-  und  Telegraphendienstes  auf  den  den  Gegenstand 
dieses  Vertrages  bildenden  Eisenbahnverbindungen  bleibt  der  besonderen  Ver- 
ständigung der  beiderseitigen  Post-  und  Telegraphenverwaltungen  vorbehalten.il 
Falls  in  GemäDsheit  dieser  Verständigung  der  Wechsel  des  Postbetriebes  eben- 
falls auf  die  Wechselstationen  Adorf,  Sebnitz  und  Sohland  verlegt  wird,  werden 
die  betreffenden  betriebführenden  österreichischen  Unternehmungen  verpflichtet 
sein,  diesen  Betrieb  auf  den  Strecken  zwischen  der  Wechselstation  und  der 
beiderseitigen  Grenze  zu  Gunsten  der  Postverwaltung  des  Deutschen  Reiches 
auszuführen,  während  der  Postbetrieb  auf  der  Strecke  zwischen  der  Grenze 
und  der  Wechselstation  Hermsdorf  seitens  der  königlich  sächsischen  Staats- 
eisenbahnverwaltung zu  Gunsten  der  kaiserlich- königlich  österreichischen  Post- 
verwaltung zu  übernehmen  sein  wird. 

StftfttsarchiT  Lin.  20 
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Nr.  iiwo.  Artikel  XVIL 

nndSacbMD.  Die  volle  Landeshoheit  bleibt  in  ADsehong  der  auf  sächsischem  Gebiete 
27.N0T.  1898. gelegenen  Bahnstrecken  der  Linien  Rofebach — Adorf,  Nixdorf  —  Sebnitz, 
Schluckenaa—Sohland  oud  der  Kleinbahn  Rambarg — Wamsdorf  Seiner  Maje- 
stät dem  König  von  Sachsen  and  in  Ansehong  der  aaf  österreichischem  Ge- 
biete gelegenen  Bahnstrecke  der  Linie  Friedland — Markersdorf  Seiner  Majestät 
dem  Kaiser  von  Österreich,  König  von  Böhmen  etc.  and  Apostolischen  König 
von  Ungarn  aasschlieblich  vorbehalten. 

Artikel  XVIII. 
Unbeschadet  des  Hoheits-  and  Aafsichtsrechtes  der  hohen  vertragschlieJsen- 
den  Teile  über  die  in  ihren  Gebieten  gelegenen  Bahnstrecken  and  fiber  den 
daranf  stattfindenden  Betrieb  verbleibt  die  Ansttbang  des  Oberaafsichtsrechtes 
über  die  den  Betrieb  fahrenden  Eisenbahnverwaltangen  im  allgemeinen  der- 
jenigen Regierang,  in  deren  Gebiete  dieselben  ihren  Sitz  haben. 

Artikel  XIX« 
Die  Bahnpolizei  wird   anter  Aafsicht   der   daza   in  jedem   Staatsgebiete 
kompetenten  in  Gemälsheit  der   für  jedes  Gebiet  geltenden  Vorschriften  and 
Grandsätze   zanächst   darch   die  Beamten   der   den  Betrieb   der   betreffenden 
Bahnstrecke  fahrenden  Eisenbahnverwaltang  gehandhabt  werden. 

Artikel  XX. 
Reichsangehörige  des  einen  der  hohen  vertragschließenden  Teile,  welche 
von  den  Eisenbahnverwaltangen  beim  Betriebe  der  Bahnstrecke  im  Gebiete  des 
anderen  Teiles  angestellt  werden,  scheiden  dadarch  nicht  aas  dem  Unter- 
thanenverbande  ihres  Heimatlandes  aas.  ||  Die  Stellen  der  Lokalbeamten,  mit 
Ansnahme  der  Bahnhofsvorstände,  der  Telegraphen-  and  derjenigen  Beamten, 
welche  mit  der  Erhebang  von  Geldern  betraat  sind,  sollen  jedoch  thanlichst 
mit  einheimischen  Staatsangehörigen  besetzt  werden.  ||  Die  beiden  hohen  Re- 
gierangen leisten  sich  gegenseitig  die  Zasage,  dals  für  den  im  Sinne  des  gegen- 
wärtigen Vertrages  innerhalb  des  anderseitigen  Staatsgebietes  stattfindenden 
Dienst  solche  Beamte,  Diener  and  Arbeiter,  welche  wegen  gemeiner  Verbrechen 
and  Vergehen,  wegen  Schleichhandels  oder  schwerer  Gefällsabertretangen  ver- 
arteilt  worden  sind,  zam  Dienste,  beziehangsweise  zar  Arbeit  wissentlich  nicht 
verwendet  werden  sollen.  {{  Sämtliche  Beamte  sind  ohne  Unterschied  des  Ortes 
ihrer  Anstellung  der  Dienst-  und  Disciplinargewalt  ihrer  vorgesetzten  Ver- 
waltung, im  Übrigen  aber  den  Gesetzen  und  Behörden  des  Staates  unterworfen, 
in  welchem  sie  ihren  ViTohnsitz  haben. 

Artikel  XXL 
Die  Feststellung  und  Genehmigung  der  Tarife  bleibt  derjenigen  Regierang 
vorbehalten,  in  deren  Gebiete  die   betriebfahrende  Eisenbahn  Verwaltung  ihren 
Sitz  hat.     Jedoch  soll  die  Feststellung  der  Tarifsätze  fOr  diejenigen  Strecken 
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der  im  Artikel  I,  Z.  1  bis  4  bezeichneten  Eisenbahnen,  welche  zwischen  den  Nr.  11950. 
beiderseits  zunächst  der  Grenze  befindlichen  Stationen  gelegen  sind,  nach  ^**f™®^ 
gleichen  Grandsätzen  erfolgen.  ||  Beide  hohen  Tertragschlieisenden  Teile  Yer-27.N0T.18O6. 
pflichten  sich,  dahin  zu  wirken  und  daran  zu  halten,  dais  auf  jeder  der  den 
Gegenstand  dieses  Vertrages  bildenden  Eisenbahnen  und  deren  unmittelbaren 
Anschloüslinien  möglichst  im  Anschlüsse  an  die  ZOge  der  angrenzenden  Bahn- 
strecken für  die  Personenbeförderung  mindestens  zwei  ZOge  täglich  in  beiden 
Richtungen,  und  auf  den  im  Artikel  I,  Z.  1  bis  4  bezeichneten  Linien  über- 
dies auch  für  den  Güterverkehr  so  viele  Züge  eingerichtet  werden,  als  zur 
Bewältigung  desselben  erforderlich  sind,  sowie  dafs  die  sonstigen  Betriebs- 
anordnuDgen  den  Verkehrsbedürfhissen  entsprechend  geregelt  werden.  ||  Im 
Übrigen  haben  die  im  Interesse  der  Erleichterung  des  gegenseitigen  Eisen- 
bahnverkehres zwischen  Österreich-Ungarn  und  dem  Deutschen  Reiche  jeweilig 
bestehenden  Vertragsbestimmungen,  insbesondere  jene  der  Artikel  15—18  des 
Handels-  und  Zollvertrages  zwischen  Österreich-Ungarn  und  dem  Deutschen 
Reiche  vom  6.  Dezember  1891,  insolange  dieser  in  V^irksamkeit  bleibt,  auch 
auf  die  den  Gegenstand  dieses  Vertrages  bildenden  Eisenbahnanschlüsse  An- 
wendung zu  finden. 

Artikel  XXII. 

Die  königlich  sächsische  Regierung  wird  den  Betrieb  der  innerhalb  ihres 
Gebietes  gelegenen  Teilstrecken  der  im  Artikel  I,  ZZ.  1,  3,  4  und  5  bezeich- 
neten Bahnverbindungen  mit  keinen  anderen  oder  höheren  Abgaben  belegen, 
als  solchen,  welche  den  unter  gleichen  Verhältnissen  stattfindenden  Bahnbetrieb 
auf  sächsischem  Gebiete  im  allgemeinen  treffen  sollten.  ||  Der  gleiche  Grund- 
satz hat  auch  in  Bezug  auf  die  Betriebsführung  der  königlich  sächsischen  Staats- 
eisenbahnverwaltung auf  der  Strecke  von  der  Grenze  nach  Hermsdorf  zu  gelten. 

Artikel  XXIII. 
Die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrages,  insbesondere  hinsichtlich 
des  Betriebswechscls  und  der  Grenzstationen,  sowie  der  Betriebführung  auf 
den  betreffenden  Bahnstrecken  bleiben  auch  in  dem  Falle  aufrecht,  wenn  die 
kaiserlich-königlich  österreichische  Regierung  das  Eigentum  oder  den  Betrieb 
der  auf  österreichischem  Gebiete  gelegenen  Strecke  einer  der  im  Artikel  I 
bezeichneten  Eisenbahnen  übernehmen  oder  die  königlich  sächsische  Regierung 
von  dem  ihr  etwa  konzessionsmälsig  vorbehaltenen  Einlösungsrechte  bezüglich 
der  auf  ihrem  Gebiete  gelegenen  Strecke  Gebrauch  machen  sollte.  In  einem 
solchen  Falle  werden  die  beiden  hohen  Regierungen  sich  über  die  Art  der 
Durchführung  im  Einzelnen  einigen. 

Artikel  XXIV. 
Gegenwärtiger   Vertrag   soll   beiderseits   zur   Allerhöchsten   Genehmigung 
vorgelegt  und  die  Auswechslung  der   darüber   auszufertigenden  Ratifikations- 
urkunden  spätestens   acht  Wochen   nach   Vollziehung  des  Vertrages  in  Wien 
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Nr.  11950.  bewirkt  werden.  ||  Zar  Beglaubigung   dessen    haben  die  beiderseitigen  Bevoll- 

^dßlchB^  mächtigten  die  gegenwärtige  tybereinkunft  in  zwei  Ausfertigungen  unter  Bei- 
27.NoT.i8(«.  fOgung  ihrer  Siegel  eigenhändig  unterzeichnet. 
Wien,  am  27.  November  1898. 

(L.  S.)       Wittek  m.  p.  (L.  S)  Rex  ro.  p. 

(L.  S.)       Raymond  m.  p.  (L.  S.)  Mensel  m.  p. 

(L.  S.)  Dr.  Ritterstädt  m.  p. 


Nr.    11951.    OBOSSBBITAiranEN    und  VEBEINIOTE    STAATEH.   - 

Vertrag    Ober    die    Einsetzung    eines    allgemeinen 

Schiedsgerichts*) 

Washington,  11.  Januar  1897. 

Nr.  11951.  Her  Majesty  the  Queen   of  the  United  lEangdom   of  Great  Britain   and 

bri^nten  u  ^^cland,  and  the  United  States  of  America,  being  desirous  of  consolidating  the 

Vereinig  rclations  of  amity  which  so  happily  exist  between  them  and  of  consecratiog 

ii^jmmi897  ^y  Treaty  the  principle  of  international   arbitration,  have  appointed  for  tbat 

purpose  as  their  respective  Plenipotentiaries:  ||  Her  Majesty  the  Queen  of  the 

United  Kingdom  of  Great  Britaiu  and  Ireland,  the  Right  Honourable  Sir  Julian 

Pauncefote,  a  member  of  Her  Majesty's  Most  Honourable  Privy  Council,  Knight 

Grand  Gross  of  the  Most  Honourable  Order   of  the  Bath,  and  of  the  Most 

Distinguished  Order  of  St.  Michael   and  St.  George,  and  Her  Majesty's  Am- 

bassador  Extraordinary  and  Plenipotentiary  to  the  United  States;  ||  And  the 

President  of  the  United  States  of  America,  the  Honourable  Richard   Olney, 

Secretary  of  State  of  the  United  States;  ||  Who,  after  having  communicated  to 

each  other  their  respective  füll  powers,  which  were  fbund  to  be  in  dne  and 

proper  form,  have  agreed  to  and  concluded  the  foUowing  Articles:— 

Article  I. 
The  Eigh  Contracting  Parties  agree  to  submit  to   arbitration,  in  accor- 
dance  with  the  provisions  and  subject   to  the  limitations  of  this  Treaty,  all 
questions  in  difference  between  them  which  they  may  fall  to  adjust  by  diplo- 

matic  negotiation. 

Article  II. 

All  pecuniary  Claims,  or  groups  of  pecuniary  Claims,  which  do  not,  in 
the  aggregate,  exceed  100,000  l.  in  amount,  and  which  do  not  involve  the 
determination  of  territorial  Claims,  shall  be  dealt  with  and  decided  by  an 
Arbitral  Tribunal  constituted  as  provided  in  the  next  following  Article.  ||  In 
this  Article  and  in  Article  IV  the  words  "groups  of  pecuniary  Claims"  mean 
pecuniary  Claims  by  one  or  more  persons  arising  out  of  the  same  transactions 
or  involving  the  same  issues  of  law  and  of  fact. 

*)  Der  Vertrag  wurde  vom  Senat  der  Vereinigten  Staaten  abgelehnt  Vgl.  Europ. 
Geschkal.  Jahrg.  1897.    S.  32G.    Red. 
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Article  HL  Nr.  11051. 

Grofd- 

Each   of  tbe   High  Contracting   Parties   shall   nominate   one  Arbitrator,  britannien  n. 
wiio  shall  be  a  Jurist  of  repute,  and  the   two  Arbitrators  so  nominated  shall,  ^«"inigte 
within  two  months  of  the  date  of  their  nomination,  select  an  Umpire.    In  caseu.jan.i897. 
they  shall  fail  to  do  so  within  the  limit  of  time  above  mentioned,  the  Umpire 
shall  be  appointed  by  agreement  between  the  Members  for  the  time  being  of 
the  Judicial  Committee  of  the  Privy  Council  in  Great  Britain  and  the  Mem- 
bers for  the  time   being  of  the  Supreme  Court  of  the  United  States,  each 
nominating  body  acting  by  a  majority.    In  case  they  shall  fail  to  agree  upon 
an  Umpire  within  three  months  of  the  date  of  an  application  made  to  them 
in  that  behalf  by  the  High  Contracting  Parties,  or  either  of  them,  the  Umpire 
shall  be  selected  in  the  manner  provided  for  in  Article  X.  ||  The  person  so 
selected  shall  be  the  President  öf  the  Tribunal,  and  the  Award  of  the  majo- 
rity of  the  members  thereof  shall  be  final. 

Article  IV. 

All  pecuniary  Claims,  or  groups  of  pecuniary  Claims,  which  shall  exceed 
100,000  l.  in  amount,  and  all  other  matters  in  difference,  in  respect  of  which 
either  of  the  High  Contracting  Parties  shall  havo  rights  against  the  other 
under  Treaty  or  otherwise,  provided  that  such  matters  in  diflference  do  not 
invoWe  the  determination  of  territorial  Claims,  shall  be  dealt  with  and  decided 
by  an  Arbitral  Tribunal,  constituted  as  provided  in  the  next  following  Article. 

Article  V. 

Any  subject  of  arbitration  described  in  Article  IV  shall  be  submitted  to 
the  Tribunal  provided  for  by  Article  III,  the  Award  of  which  Tribunal,  if 
unanimous,  shall  be  final.  If  not  unanimous,  either  of  the  High  Contracting 
Parties  may,  within  six  months  from  the  date  of  the  Award,  demand  a  review 
thereof.  In  such  case  the  matter  in  controversy  shall  be  submitted  to  an 
Arbitral  Tribunal,  consisting  of  five  jurists  of  repute,  no  one  of  whom  shall 
have  been  a  member  of  the  Tribunal  whose  Award  is  to  be  reviewed,  and 
who  shall  be  selected  as  follows,  viz.,  two  by  each  of  the  High  Contracting 
Parties,  and,  one  to  act  as  Umpire,  by  the  four  thus  nominated  and  to  be 
chosen  within  three  months  after  the  date  of  their  nomination.  In  case  they 
shall  fail  to  choose  an  Umpire  within  the  limit  of  time  above  mentioned,  the 
Umpire  shall  be  appointed  by  Agreement  between  the  nominating  bodies  de- 
signated in  Article  III,  acting  in  the  manner  therein  provided.  lu  case  they 
shall  fail  to  agree  upon  an  Umpire  within  three  months  of  the  date  of  an 
application  made  to  them  in  that  behalf  by  the  High  Contracting  Parties,  or 
either  of  them,  the  Umpire  shall  be  selected  in  the  manner  provided  for  in 
Article  X.  ||  The  person  so  selected  shall  be  the  President  of  the  Tribunal, 
and  the  Award  of  the  majority  of  the  members  thereof  shall  be  final. 
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Nr.  11951.  Article  VI. 

britalnien  u.  -^^^  controTcrsy  which  shall  involve  the  detennination  of  territorial  Claims 
Vereinigte  sliall  be  submitted  to  a  Tribunal  composed  of  six  members,  three  of  whom 
I,  j^„  1^  (subject  to  the  provisions  of  Article  VIII)  shall  be  Judges  of  the  British  Su- 
preme  Court  of  Judicature  or  members  of  the  Judicial  Committee  of  the  Privy 
Council,  to  be  nominated  by  Her  Britannic  Majesty,  and  the  other  three  of 
whom  (subject  to  the  provisions  of  Article  VIII)  shall  be  Judges  of  the  Supreme 
Court  of  the  United  States  or  Justices  of  the  Circuit  Courts  to  be  nominated 
by  the  President  of  the  United  States,  whose  Award,  by  a  majority  of  not 
less  than  five  to  one,  shall  be  final.  In  case  of  an  Award  made  by  less  than 
the  prescribed  majority,  the  Award  shall  also  be  final  unless  either  Power 
shall,  withln  three  months  after  the  Award  has  been  reported,  protest  that 
the  same  is  erroneous,  in  which  case  the  Award  shall  be  of  no  validity.  ||  In 
the  event  of  an  Award  made  by  less  than  the  prescribed  majority,  and  pro- 
tested  as  above  provided,  or  if  the  members  of  the  Arbitral  Tribunal  shall  be 
equally  divided,  there  shall  be  no  recourse  to  hostile  measures  of  any  descrip- 
tion  until  the  mediation  of  one  or  more  friendly  Powers  has  been  invited  by 
one  or  both  of  the  High  Contracting  Parties. 

Article  VE. 
Objections  to  the  Jurisdiction  of  an  Arbitral  Tribunal  constituted  under 
this  Treaty  shall  not  be  taken  except  as  provided  in  this  Article.  ||  If,  before 
the  close  of  the  hearing  upon  a  claim  submitted  to  an  Arbitral  Tribunal 
constituted  under  Article  ÜI  or  Article  V,  either  of  the  High  Contracting 
Parties  shall  move  such  Tribunal  to  decide,  and  thereupon  it  shall  decide, 
that  the  determination  of  such  claim  necessarily  involves  the  decision  of  a 
disputed  question  of  principle  of  grave  general  importance  affecting  the  natio- 
nal rights  of  such  Party,  as  distinguished  from  the  private  rights  whereof  it 
is  merely  the  international  representative,  the  Jurisdiction  of  such  Arbitral 
Tribunal  over  such  claim  shall  cease,  and  the  same  shall  be  dealt  with  by 
arbitration  under  Article  VI. 

Article  VIII. 

In  cases  where  the  question  involved  is  one  which  concems  a  British 
Colony  or  possession,  it  shall  be  open  to  Her  Britannic  Majesty  to  appoint  a 
judicial  officer  of  such  Colony  or  possession  to  be  one  of  the  Arbitrators  under 
Article  IE,  or  Article  V,  or  Article  VI.  ||  In  like  manner,  in  cases  where  the 
question  involved  is  one  which  concerns  a  particular  State  or  territory  of  the 
United  States,  it  shall  be  open  to  the  President  of  the  United  States  to  ap- 
point a  judicial  officer  of  such  State  or  territory  to  be  one  of  the  Arbitrators 
under  Article  III,  or  Article  V,  or  Article  VL 

Article  IX, 
Territorial  Claims  in  this  Treaty  shall  include  all  Claims  to  territory  and 
all  Claims  involving  questions  of  servitudes,  rights  of  navigation  and  of  access. 
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fisheries,  and  all  rights  and  interests  necessary  to  tbe  control  and  enjojment  Nr.  11951. 
of  the  territory  claimed  by  either  of  the  High  Contracting  Parties.  briuLii'en  n. 

Article  X.  gt^t^„. 

If  in  any  case  the  nominating  bodies  designated  in  Articles  in  and  v^^"'"**®®'* 
shall  fail  to  agree  upon  an  ümpire  in  accordance  with  the  provisions  of  the 
Said  Articles,  the  Umpire  shall  be  appointed  His  Majesty  the  Eing  of  Sweden 
and  Norway.  ||  Either  of  the  High  Contracting  Parties,  however,  may  at  any 
time  give  notice  to  the  other  that,  by  reason  of  material  changes  in  condi- 
tions  as  existing  at  the  date  of  this  Treaty,  it  is  of  opinion  that  a  Substitute 
for  His  Majesty  shonld  be  chosen,  either  for  all  cases  to  arise  ander  the 
Treaty,  or  for  a  particular  specified  case  already  arisen,  and  therenpon  the 
High  Contracting  Parties  shall  at  once  proceed  to  agree  upon  such  Substitute 
to  act,  either  in  all  cases  to  arise  under  the  Treaty,  or  in  the  particular 
case  specified,  as  may  be  indicated  by  said  notice;  provided,  howe?er,  that 
such  notice  shall  have  no  effect  upon  an  arbitration  already  begon  by  the 
Constitution  of  an  Arbitral  Tribunal  under  Article  UI.  ||  The  High  Contracting 
Parties  shall  also  at  once  proceed  to  nominate  a  Substitute  for  His  Majesty 
in  the  e?ent  that  His  Majesty  shall  at  any  time  notify  them  of  his  desire  to 
be  relieved  from  the  functions  graciously  accepted  by  him  under  this  Treaty, 
either  for  all  cases  to  arise  thereunder,  or  for  any  particular  specified  case 

already  arisen. 

Article  XL 

In  case  of  the  death,  absence,  or  incapacity  to  serve  of  any  Arbitrator 
or  Umpire,  or  in  the  event  of  any  Arbitrator  or  ümpire  omitting  or  declining 
or  ceasing  to  act  as  such,  another  Arbitrator  or  Umpire  shall  be  forthwith 
appointed  in  his  place  and  stead  in  the  manner  provided  for  with  regard  to 
the  original  appointment. 

Article  XU. 

Each  Government  shall  pay  its  own  Agent,  and  provide  for  the  proper 
remuneration  of  the  Counsel  employed  by  it  and  of  the  Arbitrators  appointed 
by  it,  and  for  the  expense  of  preparing  and  submitting  its  Case  to  the  Arbi- 
tral Tribunal.  All  other  expenses  connected  with  any  arbitration  shall  be 
defrayed  by  the  two  Governments  in  equal  moieties.  Provided,  however,  that 
if  in  any  case  the  essential  matter  of  difference  submitted  to  arbitration  is 
the  right  of  one  of  the  High  Contracting  Parties  to  receive  disavowals  of,  or 
apologies  for,  acts  or  defaults  of  the  other  not  resulting  in  substantial  pecu- 
niary  injury,  the  Arbitral  Tribunal  finally  disposing  of  the  said  matter  shall 
direct  whether  any  of  the  expenses  of  the  successful  Party  shall  be  borne  by 
the  unsuccessful  Party,  and,  if  so,  to  what  extent. 

Article  Xm. 
The  time  and  place  of  meeting  of  an  Arbitral  Tribunal,  and  all  arange- 
ments  for  the  hearing  and  all  questions  of  procedure,  shall  be  decided  by  the 
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Nr.  11951.  Tribunal  itself.  ||  Each  Arbitral  Tribunal   shall  keep  a  correct  record  of  its 

britannienu.P^^^^^^^^^s»  *"^^  ^^J  Äppoint  aud  cmploj  all  necessary  officers  and  agents.{{ 

vtreinigte  The  decision  of  the  Tribunal  shall,  if  possible,  be  made  within  three  months 

11.  Jan.  1897.^^^™  tho  close  of  the  arguraents  on  both  sides.  ||  It  shall  be  made  in  writing 

and  dated,  and  shall  be  signed  by  the  Arbitrators  who  may  assent  to  it  ||  The 

decision  shall  be  in  duplicate,   one  copy  whereof  shall  be  delivered  to  each 

of  the  High  Contracting  Parties  through  their  respective  Agents. 

Article  XIV. 
This  Treaty  shall  remain  in  force  for  five  years  from  the  date  at  which 
it  shall  come  into  Operation,  and  further  nntil  the  expiration  of  twelve  months 
after  either  of  the   High   Contracting  Parties  shall  have  given  notice  to  the 
other  of  its  wish  to  terminate  the  same. 

Article  XV. 
The  present  Treaty  shall  be  duly  ratiüed  by  Her  Britannic  Majesty,  and 
by  the  President  of  the  United  States  of  America,  by  and  with  the  advice 
and  consent  of  the  Senate  thereof;  and  the  mutnal  exchange  of  ratifications 
shall  take  place  in  London  or  in  Washington  within  six  months  of  the  date 
hereof,  or  earlier  if  possible. 

In   faith  whereof,  we,  the  respective  Pienipotentiaries,  have  signed  this 
Treaty,  and  have  hereunto  affixed  our  seals. 

Done  in  duplicate  at  Washington,  the  11  th  day  of  January,  1897. 

(Signed)       Julian  Panncefote.     (Seal.) 
Richard  Olney.     (Seal.) 


Nr.    11952.     GROSSBEXTAKNIEN,  FEANEBEICH,  OBIECHENIiANI), 

RUSSLAND.     —     Vertrag    zur    Begünstigung    einer 

griechischen  Anleihe. 

Paris,  29.  März  1898. 

Nr.  11952.  En    vue    de    faciliter    au   Gouvernement   Hell^nique    la   conclusion   d'un 

britennien  ^'"prant  dcstiuö,  pour  partic,  k  pourvoir  aux  indemnitös  dues  par  la  Gr6ce  ä 
Frankroicb,  TEmpiro  Ottomau  en  vertu  des  Aiticles  11  et  VUE  du  Trait^  de  Paix,  conclu 
^un^r    ^  Constantinople  le  22  Novembre  (4  D6cembre),  1897,  et  pour  le  surplus,  k 
Rufsland,   pourvoir  aux  besoins  6num6r6s  dans  l'Article  10  de  la  Loi  sur  le  Contröle  les 
^^■*'^"^®^^' Gouvernements   de   Sa    Majestö   la   Reine    du   Royaume-Uni   de   la  Grande- 
Bretagne  et  d'Irlande,  Impöratrice  des  Indes,  de  la  Republique  Frangaise,  de 
Sa  Majest6  le  Roi  des  Hell^nes,  et  de  Sa  Majest^   FEmpereur  de   Toutes  les 
Russies,  ont  arr^t6  d'un  commun  accord  les  dispositions  suivantes:  — 


I.  —  Emission  de  VEmprunt. 
Article  I. 
Le  Gouvernement  Hellönique  pourra  cröer,  sous  la  garantie  r^sultant  de 
la  präsente  Convention,  k  un  taux  r6el  d'int^rßt  qui  n*excödera  pas  2^/4  pour 
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cent  et  ponr  ane  dar^e  qai  ne  sera  pas  supdrieare  ä  soixante  ans,  la  quantitd  Nr.  11952 
de  titres  ndcessaire  pour  produire  une  somme  effective  maxima  de  170,000,000  fr.,  britlnnien 
6,800,000  l.,  ou  63,750,000  roobles,  qui  recevra  los  emplois  prdvos  par  les  FraDkreich, 
Ärticies  7  et  10  de  la  Lei  sur  le  Contröle.  ||  Les  conditions  de  cet  emprunt     "»„d^" 
seront  anr^t^s  d'on  commnn  accord,  par  les  trois  Puissances  Garantes  et  par  ßofeiand. 
le  GoaTemement   HelMnique.    Elles   feront  Tobjet  d'nn  Reglement   qui   sera    *    "^^^ 
sanctionn^  par  Dderet  Royal,  rendu  en  Conseil  des  Ministres,  en  vertu  d'nne 
aotorisation  l^slative  speciale. 

Article  IT. 

Sur  le  capital  fixd  par  TArticle  I*',  il  sera  dmis  immddiatement  la  quantitö 
de  titres  ndcessaire  pour  produire  une  somme  effective  de  160,000,000  fr., 
6,000,000^,,  ou  66,260,000  roubles.  ||  Les  obligations  destindes  dventuellement 
ä  couvrir  les  ddficits  des  anndes  1898  et  suivantes,  dans  la  limite  d'un 
maiimum  de  20,000,000  fr.,  seront  dmises  au  für  et  k  mcsure  des  besoins, 
en  vertu  d'autorisations  legislatives  speciales  prealablement  soumises  k  Tappro- 
bation  de  la  Commission  Internationale,  conformdment  h  TArticle  10  de  la  Loi 
sur  le  Contröle.  ||  La  facultd  d'dmettre  ces  obligations  ne  s'dtendra  pas  au 
delä  de  l'annde  1903. 

Article  IlL 

Les  frais  d'dmission,  de  ndgociation,  et  de  remise  seront  ajoutds  au  capital 
des  emprunts  visds  dans  TArticle  prdcddent 

II.  —  Service  de  V  Emprunt. 

Article  IV. 
Le  Service  de  Temprunt  sera  assur^  au  moyen  d'une  annuit^  fixe  calcul^e, 
amortissement  compris,  ä  3*60  pour  cent  du  capital  nominal  et  fournie  par 
les  revenus  affect^s  au  Service  de  la  Dette  Publique  Hellönique,  d'apres  les 
dispositions  de  la  Loi  sur  le  Contröle.  Toutefois,  Taraortissement  ne  com- 
mencera  qvL*k  partir  de  Tann^e  1903,  et  pendant  les  cinq  premi^res  annees, 
Tannuite  k  la  Charge  du  Gouvernement  Hell6nique  sera  de  2'50  pour  cent  du 
eapital  nominal  des  emprunts  ^mis. 

Article  V. 

Les  Coupons  seront  payös  en  or,  le  1*'  Avril  et  le  V  Octobre  de  chaque 
*ön6e,  sur  les  places  qui  seront  d^sign^es  ultörieurement. 

Article  VL 

La  Portion  de  Tannuit^  fix6e  par  TArticle  IV  qui  ne  sera  pas  absorb^e 
par  le  Service  de  Tint^r^t  sera  affect^e  k  Tamortissement  de  l'craprunt.  L'amor- 
tissement  s'effectuera  au  pair  par  voie  de  tirage.  Toutefois,  si  le  cours  etait 
infWeur  au  pair,  il  pourrait  s'effectuer  au  moyen  de  racbats  sur  le  marche. 
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Nr.  11952.  m.  —  Emphi  du  ProduU  de  VEmpruni. 

Grob- 
l»ritaiinien.  Afticle    VII. 

Fninlrr6iob 

.  Griechen-  Le  prodoit  do  Temprant  sera  emploj^  par  la  Ck)mmission  InternatioDale 

^^^^*      dans  les  conditions  pr^vaes  par  les  Articles  7  et  10  de  la  Lei  sar  le  Contröle. 

Rufsland.  *^  *^ 

29.H&rzl898. 

Article  VIII. 
Les  conditions  de  la  conversion  ou  du  remboursement  de  la  dette  flottante 
en  or  feront  Tobjet  d'un  Döcret  Royal  pr6alablement  soumis  k  Tapprobation 
de  la  Commission  Internationale.  ||  Les  obligations  destin^s  ä  couvrir  les 
banqnes  d'^mission  des  sommes  en  or  qai  lenr  ont  ^t^  empmnttes  en  yertn 
des  lois  snr  le  cours  forcö  ainsi  qne  de  lenrs  antres  avances  en  or,  resteront 
d^pos^s  k  la  Banqne  de  France,  qai  ne  ponrra  s'en  dessaisir  qne  snr  Vms 
conforme  de  la  Commission  Internationale.  H  Les  conpons  de  ces  obligations 
seront  d^tach^s  et  remis  aax  banqnes  d'^mission. 

IV.  —  Garantie  de  VEmprunt. 

Article  IX. 

Les  Gouvernements  Britanniqne,   Frangais,  et  Russe,  s'engagent,  soit  k 

garantir  conjolntement  et  solidairement,  soit  k  demander  k  lenrs  Parlements 

Tautorisation  de  garantir  conjolntement  et  solidairement  le  Service  regulier  de 

Tannuitö  fix6  par  TArticle  IV. 

Article  X. 
Une  Convention  nlt^rienre  d^terminera  les  conditions  dans  lesquelles  s'effec- 
tueraient  les  avances,  si  la  garantie  devenait  efifective,  ainsi  qne  le  mode  de 
remboursement  qui  leur  serait  applicable. 

Article  XI. 
Le  Gouvernement  Hellönique  aura  le  droit,  avec  Tassentiment  des  trois 
Puissances  Garantes,  d'op^rer  la  conversion  de  Temprunt  k  tonte  6poqne,  i 
partir  du  1"  Avril,  1918.  ||  II  sera  tenu  d'exercer  cette  facalt6  sur  la  demaade 
collective  des  trois  Puissances  Garantes,  qui  s'entendront  sur  les  conditions  daos 
lesquelles  cette  demande  devra  lui  6tre  adress^e. 

V.  —  Dispositions  Crinirales. 
Article  XIL 
Le    capital    et  les    int^r^ts    des   obligations    ^mises    confonn^ment  tui 
Article  I  et  II  de  la  präsente  Convention  seront  exempts   de   toas  imp6ts 
droits,  ou  cbarges  an  profit  du  Gouvernement  Hell^niqne. 

Article  XIIL 
La  präsente  Convention  sera  ratifi^,  et  les  ratifications  en  seront  ^haog^ 
k  Paris  le  plus  tot  possible. 
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En  foi  de  quoi  los  Pl^nipotentiaires  respectifs  Tont  sign^  et  y  ont  appos^  Nr.  11952. 
leurs  cachets.  JZ^.n. 

Fait  k  Paris,  en  quatre  exemplaires,  le  29  Mars,  1898.  Frankreich, 

L'Ambassadeur  de  Sa  Majest6  la  Reine  du  Royaume-Uni  de  la  Grande-      ii[^d*° 
Bretagne  et  dlrlande,  Imp^ratrice  des  Indes,  Rufeiand. 

(L.  8.)  (Sign6)  Edmund  Monson.     ^•^"^^• 

Le  Ministre  des  Affaires  fitrang^res  de  la  Röpublique  Fran^aise, 

(L.  S.)  (Sign6)  G.  Hanotaux. 

L'Envoy^  Extraordinaire  et  Ministre  Pl^nipotentiaire  de  Sa  Majestö  ie 
Roi  des  Hell^nes, 
(L.  S,)  (Sign6)  N.  Delyanni. 

L' Ambassadeur  de  Sa  Majest^  TEmpereur  de  Toutes  les  Russies, 
(L.  S.)  (Sign6)  L.  Ouroussoff. 

ProchS'verhal  de  Depot. 
Les  Soussign^s  s'^tant  r^unis  pour  proc^der  au  d^p6t  des  ratifications  de 
Sa  Majest^  la  Reine  du  Royaume-Uni  de  la  Grande -Bretagne  et  dlrlande, 
Imp^ratrice  des  Indes,  de  M.  le  President  de  la  R^publique  Fran^aise,  de  Sa 
Majest6  le  Roi  des  Hellönes,  et  de  Sa  Majestö  TEmpereur  de  Toutes  les 
Russies,  sur  la  Convention  signöe  ä  Paris  le  29  Mars,  1898,  en  vue  de  faciliter 
an  Gouvernement  Hell^nique  la  conclusion  d'un  emprnnt,  les  instruments  de 
ces  ratifications  ont  4t6  produits,  et  trouv^s  en  bonne  et  due  forme;  ils  ont 
^t6  remis  entre  les  mains  de  son  Excellence  M.  le  Ministre  des  Affaires 
^traug^res  de  la  R^publique  Frau^aise  pour  6tre  d^pos4s  aux  archives  de  ce 
Ministdre,  ce  d6pot  devant  tenir  lieu  d'^change. 

En  foi  de  quoi  les  Soussign^s  ont  dress^  le  präsent  proc^s-verbal  qu'ils 
ont  rev6tu  de  leurs  cachets. 

Fait  h  Paris,  en  quadruple  exemplaire,  le  18  Mai,  1898. 

(L.  S.)        Edmund  Monson. 
(L.  S.)        G.  Hanotaux. 
(L.  S.)        N.  P.  Delyanni. 
(L.  S.)        L.  Ouroussoff. 


Nr.    11953.   GROSSBEITANNIEH    und    CHINA.    —     Vertrag    über 
Ausdehnung  des  Hongkong-Territoriums. 

Peking,  9.  Juni  1898. 
Whereas  it  has  for  many  years  past  been  recognized  that  an  extension  Nr.  ims. 
of  Hong  Kong  territory  is  neccssary  for  the  proper  defence  and  protection  of^^^J:'^'^^ 
the  Colony,  ||  It  has  now   been  agreed   between    the  Govemments   of  Great     china. 
Britain  and  China  that  the  limits  of  British  territory  shall  be  enlarged  under®  •'""»*^^- 
lease   to   the   extent    indicated    generally   on   the   annexed  map.    The   exact 
bouudaries  shall  be  hcreafter  fixed  when  proper  surveys  have  been  made  by 
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Nr.  11953.  officials  appoloted  bj  the  two  Govcrnments.  The  term  of  this  lease  shall  be 
briunntn  a.  "*°®^^"°^°®  jcafs.  ||  It  is  at  thc  same  time  agreed  that  within  the  city  of 
China.  KowlooD  tlie  ChiDese  officials  now  stationed  there  shall  continne  to  exercise 
9.  J""»^^^^- j^^^s(|iction  except  so  far  as  may  be  inconsistent  with  the  military  requirements 
for  the  defence  of  Hong  Kong.  Within  the  remainder  of  the  newly-leased 
territory  Great  Britain  shall  have  sole  Jurisdiction.  Chinese  officials  and  people 
shall  be  allowed  as  heretofore  to  nse  the  road  from  Kowloon  to  Hsinan.  ||  It  is 
forther  agreed  that  the  existing  landing-place  near  Kowloon  city  shall  be  reserved 
for  the  convenience  of  Chinese  men-of-war,  merchant  and  passenger  vessels, 
which  may  come  and  go  and  lie  there  at  their  pleasure;  and  for  the  convenience 
of  movement  of  the  officials  and  people  within  the  city.  ||  When  hereafler 
China  constructs  a  railway  to  the  boundary  of  the  Kowloon  territory  ander 
British  control,  arrangements  shall  be  discussed.  ||  It  is  further  understood 
that  there  will  be  no  expropriation  or  expnlsion  of  the  inhabitants  of  the  district 
included  within  the  extension,  and  that  if  land  is  required  for  public  Offices, 
fortifications,  or  the  like  official  purposes,  it  shall  be  bought  at  a  fair  price. 
If  cases  of  extradition  of  criminals  occur,  they  shall  be  dealt  with  in 
accordance  with  the  existing  Treaties  between  Great  Britain  and  China  and 
the  Hong  Kong  Regulations.  ||  The  area  leased  to  Great  Britain,  as  shown  on 
the  annexed  map,  iucludes  the  waters  of  Mirs  Bay  and  Deep  Bay,  but  it  is 
agreed  that  Chinese  vessels  of  war,  whether  neutral  or  otherwise,  shall  retain 
the  right  to  use  those  waters.  ||  This  Convention  shall  come  into  force  on  the 
first  day  of  July,  eigtbeen  hundred  and  ninety-eight,  being  the  thirteenth  day 
of  the  fifth  moon  of  the  twenty-fourth  year  of  Kuang  Usü.  It  shall  be  ratified 
by  the  Sovereigns  of  the  two  countries,  and  the  ratifications  shall  be  exchanged 
in  London  as  soon  as  possible.  ||  In  witness  whereof  the  Undersigned,  duly 
authorized  thereto  by  their  respective  Govemments,  have  signed  the  present 
Agreement.  ||  Done  at  Peking  in  quadruplicate  (four  copies  in  English  and 
four  in  Chinese)  the  ninth  day  of  June,  in  the  year  of  our  Lord  eighteen 
hundred  and  ninety-eight,  being  the  twenty-first  day  of  the  fourth  moon  of 
the  twenty-fourth  year  of  Kuang  Hsü. 

(L.  S.)        Claude  M.  Mac  Donald. 
(L.  S.)        Seal  of  the  Chinese 
Plenipotcntiary. 

Nr.    11954.     GROSSBEITANKIEN  und  CHINA.    —    Vertrag  über 

Wei  Hai  Wei. 

Peking,  1.  Juli  1898. 

Nr.  11054.  In  Order  to  provide  Great  Britain  with  a  suitable  naval  harbour  in  North 

Grofi.     China,  and  for  the  better  protection  of  British  commerce  in  the  neighbouring 

bntannien  u.  o  « 

China,     scas,  the  Government  of  His  Majesty  the  Emperor  of  China  agree  to  lease  to 

1.  Juli  ms.  ^|je  Government  of  Her   Majesty   the  Queen    of  Great  Britain   and  Ireland 

Wei  hai  wei,  in  the  Province  of  Shantung,  and  the  adjacent  waters,  for  so 
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long  a  period  as  Port  Arthur  shall  remain  in  the  occupation  of  Russia.  ||  The  Nr.  11954 
territory  leased  shall  comprise  the  Island  of  Liu  Kung,  and  all  the  Islands  in  1,^^^^^^  ^ 
the  Bay  of  Wei  hai  wei,  and  a  belt  of  land  10  English  miles  Wide  along  the  China. 
entire  coast-line  of  the  Bay  of  Wei  hai  wei.  Within  the  above-mentioned ''  "'"^  ^^^' 
territory  leased  Great  Britain  shall  have  sole  Jurisdiction.  ||  Great  Britain  shall 
have  in  addltion  the  right  to  erect  fortifications,  Station  troops,  or  take  any 
other  measnres  necessary  for  defensive  purposes  at  any  points  on  or  near  the 
coast  of  the  region  aast  of  the  meridian,  121^  40'  east  of  Green  wich,  and  to 
acquire  on  equitable  compensation  within  that  territory  such  sites  as  may  be 
Becessary  for  water  supply,  Communications,  and  hospitals.  Within  that  zone 
Chinese  administration  will  not  be  interfered  with,  but  no  troops  other  than 
Chinese  or  British  shall  be  allowed  therein.  ||  It  is  also  agreed  that  within 
the  walled  city  of  Wei  hai  wei  Chinese  officials  shall  continue  to  exercise 
Jurisdiction,  except  so  far  as  may  be  inconsistent  with  naval  and  military 
requirement  for  the  defence  of  the  territory  leased.  ||  It  is  further  agreed  that 
Chinese  vessels  of  war,  whether  neutral  or  otherwise,  shall  retain  the  right  to 
use  the  waters  herein  leased  to  Great  Britain.  ||  It  is  further  unterstood  that 
there  will  be  no  expropriation  or  expulsion  of  the  inhabitants  of  the  territory 
herein  specified,  and  that  if  land  is  required  for  fortifications,  public  Offices, 
or  any  official  or  public  purpose,  it  shall  be  bought  at  a  fair  price.  ||  Tliis 
Convention  shall  come  into  force  on  signature.  It  shall  be  ratified  by  the 
Sovereigns  of  the  two  countries,  and  the  ratifications  shall  be  exchanged  in 
London  as  soon  as  possible.  ||  In  witness  whereof  the  Undersigned,  duly 
anthorized  thereto  by  their  respective  Governments,  have  signed  the  present 
Agreement. 

Done  at  Peking  in  quadruplicate  (four  copies  in  English  and  four  in 
Chinese),  the  Ist  day  of  July,  in  the  year  of  our  Lord  1898,  being  the 
13th  day  of  the  5th  moon  of  the  24  th  year  of  Euang  Hsü. 

(L.  S.)        Claude  M.  Mac  Donald. 

(L.  S.)         (Seal  of  the  Chinese  Plenipotentiary.) 


Nr.    11955.    GROSSBEITAHNIEH  und  ETHIOPIEH.  —  Handels-  und 
Freundschaftsvertrag.    Mit  Beilagen. 

Adis  Abbaba,  14.  Mai  1897. 
(Ratified  by  the  Queen,  July  28,  1897.) 

[English  Version.] 
Her  Majesty  Victoria,  by  the  grace  of  God,  Queen  of  Great  Britain  and  Nr.  11955. 
Irelaud,  Empress  of  India,  and  His  Majesty  Menelek  II,  by  the  grace  of  God,     ^"^'*" 

bntannien  u. 

King  of  Kings  of  Ethiopia,  being  desirous  of  strengthcning  and  rcndering  more  Etbiopien. 
effective  and  profitable  the  ancient  friendship  which  has  existed  betwcen  their  ^^- *^»' 1^^* 
respective  kingdoms;  ||  Her  Majesty  Queen  Victoria  having  appointed  as  her 
Special  Envoy  and  Represeutative  to  His  Majesty  the  Emperor  Menelek  II, 
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Nr.  11965.  James   Renell  Bodd,   £sq.,  Gompanion   of  the  Most  DistiDguished  Order  of 

britonnienu  ^*'  ^^^^^^^  *^^  ^^-  George,  whose  füll  powers  ha?e  been  found  in  due  and 

Eihiopien.  proper  form,  and  His  Majesty  the  Emperor  Menelek,  negotiating  in  bis  own 

u.Mti  1897.  jjj^jj^^  as  King  of  Kings  of  Ethiopia,  they  bave  agreed  upon  and  do  conclude 

the  following  Articles,  which  shaU  be  binding  on  themselyes,  their  heirs  and 

snccessors: 

Article  I. 

The  snbjects  of  or  persons  protected  bj  each  of  the  Contracting  Parties 
shall  have  füll  liberty  to  come  and  go  and  engage  in  commerce  in  the  terri- 
tories  of  the  other,  enjojing  the  protection  of  the  Government  within  whose 
Jurisdiction  they  are;  bnt  it  is  forbidden  for  armed  bands  from  either  side  to 
cross  the  frontier  of  the  other  on  any  pretext  whatever  withont  previons 
aathorization  from  the  competent  authorities. 

Article  II. 
The  frontiers  of  the  British  Protectorate  on  the  Somali  Coast  recognized 
by  the  Emperor  Menelek  shall  be  determined  snbseqnently  by  exchange  of 
notes  between  James  Bennell  Bodd,  Esq.,  as  Representative  of  Her  Majesty 
the  Queen,  and  Bas  Maconen,  as  Bepresentative  of  His  Msgesty  the  Emperor 
Menelek,  at  Harrar.  These  notes  shall  be  annexed  to  the  present  Treaty,  of 
which  they  will  form  an  integral  part,  so  soon  as  they  ha?e  received  the 
approTal  of  the  High  Contracting  Parties,  pending  which  the  Status  quo  shall 
be  maintained. 

Article  HL 

The  Caravan  route  between  Zeyla  and  Harrar  by  way  of  Gildessa  shall 
remain  open  throughout  its  whole  extent  to  the  commerce  of  both  nations. 

Article  IV. 
His  Majesty  the  Emperor  of  Ethiopia,  on  the  one  band,  accords  to  Great 
Britain  and  her  Colonies,  in  respect  of  import  duties  and  local  taxation,  every 
advantage  which  he  may  accord  to  the  subjects  of  other  nations.  ||  On  the 
other  band,  all  material  destined  exclusively  for  the  service  of  the  Ethiopian 
State  shall,  on  application  from  His  Majesty  the  Emperor,  be  allowed  to  pass 
through  the  port  of  Zeyla  into  Ethiopia  free  of  duty. 

Article  V. 
The  transit  of  fire-arms  and  ammunition  destined  for  His  Majesty  the 
Emperor  of  Ethiopia  through  the  territories  depending  on  the  Government  of 
Her  Britannic  Majesty  is  authorized,  subject  to  the  conditions  prescribed  by 
the  General  Act  of  the  Brüssels  Conference,  signed  the  2nd  Juli,  1890. 

Article  VI. 
His  Majesty  the  Emperor  Menelek  II,  King  of  Kings  of  Ethiopia,  engages 
himself  towards  the  Government  of  Her  Britannic  Majesty  to  do  all  in  his 
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power  to  prevent  the  passage  throagh  his  dominions  of  arms  and  ammanition  Nr.  tnbs. 
to  the  Mahdists,  whom  he  declares  to  be  the  enemies  of  his  Empire.  ||  The  ^^^j^*J,^^  ^ 
present  Treaty  shall   come   into   force   as   soon   as  its   ratification   by   Her  Ethiopion. 
Britannic  Majesty  shall  have  been  notified  to  the  Emperor  of  Ethiopia,  bat  it^*'***^  '^" 
is  understood  that  the  prescriptions  of  Article  VI  shall  be  put  into  force  from 
the  date  of  its  Signatare.  ||  In  faith  of  which  His  Majesty  Menelek  U,  King 
of  Kings  of  Ethiopia,  in  his  own  name,  and  James  Renneil  Rodd,  Esq.,  on 
behalf  of  Her  Majesty  Victoria,  Queen  of  Great  Britain  and  Ireland,  Empress 
of  India,  ha?e  signed  the  present  Treaty,  in  duplicate,  written  in  the  English 
and  Amharic  languages  identically,  both  texts  being  considered  as  official,  and 
have  thereto  affixed  their  seals. 

Done  at  Adis  Abbaba,  the  14  th  day  of  Mai,  1897. 

(L.  S.)  (Signed)  James  Rennell  Rodd. 

(Seal  of  His  Majesty  the  Emperor  Menelek  II.) 


Annexes  to  Treaty  signed  at  Adis  Abbaba  on  the  14th  May,   1897,  by  His 
Majesty  the  Emperor  Menelek,  and  by  Mr.  James  Rennell  Rodd. 

Annex  1. 
Mr.  Rodd  to  the  Emperor  Menelek, 

Adis  Abbaba,  May  14,  1897. 
Your  Majesty.  =  With  reference  to  Article  11  of  the  Treaty  which  we 
are  to  sign  to-day,  I  am  instructed  by  my  Government,  in  the  event  of  a 
possible  occupation  by  Ethiopia  of  territories  inhabited  by  tribes  who  have 
formerly  accepted  and  enjoyed  British  protection  in  the  districts  excluded 
from  the  limits  of  the  British  Protectorate  on  the  Somali  Coast,  as  recognized 
by  your  Majesty,  to  bring  to  your  knowledge  the  desire  of  Her  Majesty  the 
Queen  to  receive  from  your  Majesty  an  assurance  that  it  will  be  your  special 
care  that  these  tribes  receive  equitable  treatment,  and  are  thus  no  losers  by 
this  transfer  of  suzerainty.  ||  In  expressing  the  hope  that  your  Majesty  will 
enable  me  to  give  this  assurance,  I  have,  &c, 

(Signed)  Rennell  Rodd. 

The  Emperor  Menelek  to  Mr.  Bodd. 

(Translation.)  The  Conquering  Lion  of  the  Tribe  of  Judah,  Menelek  IT, 
by  the  grace  of  God,  King  of  Kings  of  Ethiopia,  to  Mr.  Rennell  Rodd,  Envoy 
of  the  Kingdom  of  England. 

Peace  be  unto  you.  ||  Your  letter,  written  in  Genbot  1889,  respecting  the 
Somalis,  has  reached  me.  With  regard  to  the  question  you  have  put  to  me, 
I  give  you  the  assurance  that  the  Somalis  who  may  by  boundary  arrangements 
become  subjects  of  Ethiopia  shall  be  well  treated  and  have  orderly  govemment.  {| 
Written  at  Adis  Abbaba,  the  6th  Genbot,  1889  (14 th  May,  1897). 

(Seal  of  His  Majesty  the  Emperor  Menelek  II.) 
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Nr.  11955.  Annex  2. 

britaMi6nu.  Tfic  EmpcTor  Menclek  to  Mr.  Bodd, 

14.  Maflsi?.         (Translation.)    From  Menelek  II,  by  the  grace  of  God,  King  of  Kings  of 
Ethiopia,  Conquering  Lion  of  the  tribe  of  Judab. 

May  tbis  reach  James  Rennell  Rodd. 

Peace  be  unto  you.  ||  With  reference  to  tbe  Treaty  which  we  bave  written 
in  the  Aniharic  and  EDglisb  languages  at  Adis  Abbaba,  as  I  have  no  Inter- 
preter with  me  who  nnderstands  the  English  langaage  well  enongh  to  compare 
the  English  and  Amharic  Version,  if  by  any  possibility  in  the  future  there 
shoald  ever  be  found  any  misunderstanding  between  the  Amharic  and  English 
versions  in  any  of  the  Articles  of  this  Treaty,  let  this  translation,  which  is 
written  in  the  French  language,  and  which  I  inclose  in  this  letter,  be  the 
witness  between  ns,  and  if  you  accept  this  proposal,  send  me  word  of  yoar 
acceptance  by  letter. 

Dated  7th  Genbot,  1889  (14th  May,  1897). 

(Seal  of  His  Majesty  the  Emperor  Menelek  II.) 

Mr.  jRodä  to  the  Emperor  Menelek. 

Your  Majesty.  ||  I  have  the  hononr  to  acknowledge  the  receipt  of  your 
Majest/s  letter  inclosiug  the  French  translation  of  the  Treaty  which  we  are 
to  sign  this  day  in  English  and  Amharic,  and  I  agree,  on  bebalf  of  my 
Government,  to  the  proposal  of  your  Majesty,  that,  in  case  a  divergency  of 
opinion  should  arise  hereafter  as  to  the  correct  Interpretation  to  be  given 
either  to  the  English  or  Amharic  text,  the  French  translation,  which  has  been 
agreed  to  on  both  sides  as  adequate,  should  be  accepted  as  furnishing  a  Solution 
of  the  matter  under  dispute.  ||  In  recording  this  assurance,  I  have,  <&c. 

(Signed)  Rennell  Rodd. 


Annex  3. 
Mr.  Rodd  to  Ras  Makunan, 

Harrar,  June  4,  1897  (28  Genbot,  1889). 
Peace  be  unto  you.  ||  After  friendly  discussion  with  your  Excellence,  I 
have  unterstood  that  His  Majesty  the  Emperor  of  Ethiopia  will  recognize  as 
frontier  of  the  British  Protectorate  on  the  Somali  Coast  the  liue  which,  starting 
from  the  sea  at  the  point  fixed  in  the  Agreement  between  Great  Britain  and 
France  on  the  9th  February,  1888,  opposite  the  wells  of  Hadou,  follows  the 
caravanroad,  described  in  that  Agreement,  through  Abbassouen  tili  it  reaches 
the  hin  of  Somadou.  From  this  point  on  the  road  the  line  is  traced  by  the 
Saw  mountains  and  the  hill  of  Egu  to  Moga  Medir;  from  Moga  Medir  it  is 
traced  by  Eylinta  Kaddo  to  Arran  Arrhe,  near  the  intersection  of  latitude 
44®  east  of  Greenwich  with  longitude  9®  north.  From  this  point  a  straight  line 
is  drawn  to  the  intersection  of  47®  east  of  Greenwich  with  8®  north.    From 
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here  the  line  will  foUow  the  firontier  laid  down  in  the  Anglo-Italian  Protocol  Nr.  iiiss. 
of  the  5th  May,  1894,  until  it  reaches  the  sea.  11  The  tribes  occupjing  either,  ,^^^^' 
side  of  the  line  shall  have  the  right  to  ase  the  grazing-grounds  on  the  other  Etuopien. 
side,  bnt  during  their  migrations  it  is  understood  that  they  shall  be  subject^*****^'®*^* 
to  the  Jurisdiction  of  the  territorial   anthority.     Free  access  to  the  nearest 
wells  is  equally  reserved  to  the  tribes  occnpying  either  side  of  the  line.  ||  This 
understanding,   in   accordance  with  Article  II   of  the   Treaty   signed   on   the 
14 th  May,  1897  (7th  Genbot,  1889),  by  His  Majesty  the  Emperor  Menelek 
and  Mr.  Rennell  Rodd,  at  Adis  Abbaba,  mnst  be  approved  by  the  two  High 
Contracting  Parties.  I  have,  <&c. 

(Signed)  Rennell  Rodd. 

Bas  MaJcunan  to  Mr.  Eodd. 

(Translation.)  ||  Sent  from  Ras  Makunan,  Governor  of  Harrar  and  its  de- 
pendencies: 

May  this  reach  the  Hononrable  Mr.  Rennell  Rodd, 
Envoy  of  the  British  Eingdom. 

I  inform  yon  to-day  that,  after  long  friendly  discussion,  the  bonndary  of 

the  British  Somali  Protectorate  upon  which  we  have  agreed   is   as  foUows:  H 

Starting   from  the   sea-shore   opposite  the  wells  of  Hadon  (as  on  which  the 

French  and  the  English  Govemments  agreed  in  February  1888),  it  foUows  the 

caravan-road   by  Abbassouen   tili  Mount  Somadon;   from  Mount  Somadon  to 

Monnt  Saw;  from  Mount  Saw  to  Mount  Egu;  from  Mount  Egu  to  Moga  Medir; 

starting   from  Moga  Medir,   it  goes  in  a  direct  line  to  Eylinta  Kaddo  and 

Arran  Arrhe  on  44^  east  of  Greenwich  and  9°  north,  and  again  in  a  direct 

line  until  47^  east  and  8^  north.     After  this   the   boundary  follows  the  line 

on  which  the  English   and   the  Italians  agreed  on  the  5th  May,  1894,  until 

the  sea.  ||  The  subjects  of  both  the  Contracting  Parties  are  at  liberty  to  cross 

their  frontiers  and  graze  their  cattle,  but  these  people,  in  every  place  where 

they  go,  must  obey  the  Governor  of  the  country  in  which  they  are,  and  the 

wells  which  are  in  the  neighbourhood  shall  remain  open  for  the  two  parties.  || 

These  two  letters  on  which  we   have   agreed,   according  to  Article  II  of  the 

Treaty  of  His  Majesty  the  Emperor  of  Ethiopia  and  Mr.  Rennell  Rodd  of  the 

7th  Genbot,  1889  (14th  May,  1897),  the  two  Sovereigns  having  seen  them,  if 

they  approve  them,  shall  be  sealed  again  (ratified).  ||  Written  at  Harrar,  the 

28th  Genbot  1889  (4th  June,  1897). 

(Signed)  Ras  Makunan. 

Mr.  Eodd  to  the  Emperor  Mendek  U. 

Cairo,  August  30,  1897. 

From  Mr.  Rennell  Rodd,  Special  Envoy  of  Her  Majesty  Queen  Victoria, 

to  His  Majesty  Menelek  II,  by  the  grace  of  God,  King  of  Kings  of  Ethiopa. 

Peace  be  unto  your  Majesty.  ||  I  have  the  honour  to  announce  that  The 

Queen   my  gracions  Sovereign,  has   been   pleased  to  approve  and   ratify  the 
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Nr.  11965.  Treaty  which  I  had  the  honour  to  sign  with  your  Majesty  on  tlie  14th  May 
Oro&.  ij^g^^  II  jjgj.  i^iajesty  has  also  been  pleased  to  approve  of  the  arrangement 
KthiopioD.  which,  in  accordance  with  the  terms  of  Article  II  of  the  Treaty,  was  agreed 
H.Mai  1897.  ^p^jj  bctween  Ras  Makunan,  as  Representative  of  your  Majesty,  and  myself 
by  exchange  of  notes  relative  to  the  frontier  of  the  British  Protectorate  in 
the  Somali  Coast;  and  it  is  presumed  by  Her  Majesty 's  Government  that  your 
Majesty  has  also  approved  of  it,  as  they  have  received  no  notification  to  the 
contrary.  ||  The  notes  exchanged  have  aocordingly  been  annexed  to  the  Treaty 
which  has  received  ratification,  signifying  Her  Majesty's  approval  of  all  these 
documents.  ||  I  have  now  the  honour  to  return  herewith  the  copy  of  the  Treaty 
intrusted  to  me  by  your  Majesty,  with  its  ratification  in  due  form.  ||  When  I 
shall  have  received  from  your  Majesty  a  letter  signifying  that  this  Treaty, 
thus  ratified  and  approved,  has  come  safely  to  your  Majesty's  hands,  it  will 
be  made  public  by  the  Government  of  the  Queen,  that  all  her  subjects  may 
observe  it  and  abide  by  it,  and  that  it  may  strengthen  the  ties  of  friendship 
between  our  countries,  and  increasc  the  feelings  of  esteem  and  good-will  to- 
wards  your  Majesty  which  the  rcception  of  the  British  Mission  in  Ethiopia 
has  awakened  in  my  country.  ||  I  pray  that  your  Majesty's  life  and  health  may 
long  be  preserved,  and  that  your  people  may  have  peace  and  prosperity. 

(Signed)  Renneil  Rodd. 

The  Emperor  Menelek  to  The  Queen, 
(Translation.)  ||  Menelek  II,  Elect  of  God,  King  of  Kings  of  Ethiopia,  to 
Her  Most  Gracious  Majesty  Queen  Victoria,  Queen  of  Great  Britain  and  Ire- 
land,  and  Empress  of  ludia,  üpholder  and  Keeper  of  the  Christian  Religion. 
May  peace  be  unto  you,  ||  Your  Majesty 's  letters  of  the  28  th  Haml6 
(3rd  August)  and  22nd  (23rd)  Mascarem  (Ist  (2nd)  October),  1897,  and  the 
Treaty  with  the  Great  Seal,  dated  the  28th  Harald  (3rd  August),  1897,  have 
reached  me,  and  V\re  received  it  with  joy.  The  Treaty  of  Peace  which  is 
now  between  your  Government  and  our  Government,  We  hope  it  will  ever  in- 
crease  in  firmness  and  last  for  ever.  ||  We  ask  God  to  give  your  Majesty  health, 
and  to  your  kingdom  quietness  and  peace.  ||  Written  at  Adis  Abbaba,  the 
8th  December,  1897,  A.D. 

(Seal  of  His  Majesty  the  Emperor  Menelek  II.) 


Nr.    11956.    NIEDERLANDE  und  ARGENTINIEN.  -  Auslieferungs- 
vertrag. 

Buenos  Aires,  7.  September  1893. 

Nr.  iH'56.  Le  Gouvernement  de  Sa  Majestö  la  Reine  des  Pays-Bas  et  le  Gouvernement 

Niederiande  ^q  \^  R6publique  Argeutiue  ayant  jugö  utile  de  conclure,  conformöment  aux 
Argentinien,  lögislations  rcspectivcs,  une  Convention  pour  Textradition  des  malfaiteurs,  ont 
7.sept.  1893.  nommö  k  cet  effet  pour  Leurs  plönipotentiaires  respectifs,  savoir :  ||  Sa  Mjgest^ 
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la  Reine   des  Pays-Bas   et   en   Son    nom  Sa  Majestö   la  Reine-R6gente  du  Nr.  iio56. 
Royaume :  ||  Monsieur  Leonard  van  Riet,  consul-g6n6ral  des  Pays-Bas  ä  Buenos  ^^^^^j!*"^» 
Aires;  II  Le  President  de  la  Röpublique  Argentine:  ||  Monsieur  Valentin  Vira- ^'^^"^"J^* 
soro,  Ministre  des  Affaires  Etrangöres;  ||  lesquels  apr^s  s'^tre  communiqu6  leurs 
pleins  pouvoirs,   trouv^s  en  bonne  et  due  forme,   sont   convenns  des  articles 
suivants : 

Article  premier. 

Les  Hautes  Parties  contractantes  s'engagent  &  se  livrer  r^ciproquement, 
Buivant  les  rögles  d^termin^es  par  la  pr6sente  Convention,  les  individus  pr6- 
venns  on  condamn^s  ä  raison  d'un  des  faits  6num^r^s  k  Tarticle  2  et  qui  se 
sont  r^fiigiös  snr  le  territoire  de  Tautre  Etat 

Article  2. 
Les  faits  qui  peuvent  donner  lieu  ä  Textradition  sont  les  suivants  :|' 
1^  meurtre,  pourvu  qu'il  n'ait  pas  itA  commis  en  legitime  defense  ou  pa^ 
imprudence;  ||  2^  assassinat;  ||  3^.  parricide;  ||  4^  meurtre  ou  assassinat  com- 
mis sur  un  enfant;  ||  5^  empoisonnement;  ||  6^avortementYolontaire;  ||  7^  bles- 
sures  volontaires  ayant  causa  la  mort  sans  Tintention  de  la  donner  ou  la 
mntilation  grave  et.  permanente  de  quelque  membre  ou  Organe  du  corps;|| 
8^  yiol  on  tout  autre  attentat  &  la  pudeur  commis  avec  violence;  ||  Statten- 
tat  k  la  pudeur,  commis  avec  ou  sans  violence  envers  des  enfants  de  Tun  ou 
de  Tautre  sexe  au  dessous  de  quatorze  ans;  ||  10^  bigamie;  ||  11^  enlövement, 
recel,  snppression  ou  Substitution  d'enfants;  ||  12^  enlövement  de  mineurs;|| 
13^  contrefaQon  ou  altöration  de  monnaies  ou  de  papier-monnaie  entreprise 
dans  le  dessein  d'^mettre  lou  de  faire  ^mettre  ces  monnaies  ou  ce  papier- 
monnaie  comme  non-contrefaits  et  non-aU6r^s;  Emission  ou  mise  en  circulation 
de  monnaies  ou  de  papier-monnaie  contrefaits  ou  alt^r^s ;  contrefagon  ou  falsi- 
fication  de  timbres  et  de  marques  de  TEtat,  pour  autant  que  les  lois  des  deux 
pays  permettent  Textradition  de  ce  cbef;  ||  14^  faux  en  Venture  publique  ou 
privöe  dans  des  lettres  de  change,  les  papiers  de  credit  ayant  cours  lögal  ou 
autres  effets  de  commerce,  et  usage  fait  k  dessein  de  ces  documents  falsifi^s, 
pour  autant  que  les  lois  des  deux  pays  permettent  rextradition  pour  ces 
faits;  II  15^  faux  tömoignage,  snbornation  de  tömoins  ou  faux  serment  en 
mauere  civile  ou  criminelle  ;||  16^  corrnption  de  fonctionnaires  publics,  pour 
autant  que  les  lois  des  deux  pays  permettent  Textradition  de  ce  chef;{! 
17^  d^toumement  ou  malversation  de  valeurs  publiqnes,  concussion,  commis 
par  des  fonctionnaires  ou  des  d^positaires  publics;  ||  18^.  iuceudie  allum^  k 
dessein,  lorsqu'il  peut  en  r^sulter  un  danger  commnn  pour  des  biens  ou  un 
danger  de  mort  pour  autrui;  incendie  allum^  dans  le  dessein  de  se  procurer 
ou  de  procurer  k  un  tiers  un  profit  illegal  au  d6triment  de  Tassureur  ou  du 
porteur  16gal  d'un  contrat  k  la  grosse;  ||  19**.  entraves  volontaires  k  la  circu- 
lation sur  les  chemins  de  fer  ayant  eu  pour  r^sultat  de  mettre  en  p^ril  la  vie 
des  voyageurs;   ||   20**.  actes  de  violence  commis  en  public,  k  forces  r^unies, 
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Nr.  1195«.  contre  des  personnes  ou  des  biens;  ||  21**.  vol  commis  avec  violence  envers 
*ttod"  *  les   personnes   ou   les   propri6t6s;  ||  22**.   le  fait  illegal  commis  k  dessein  de 

Argtntinien.  fj^ire  coulef  k  fond,  de  faire  tehouer,  de  d^truire,  de  rendre  impropre  k 
*^  Tusage  ou  de  d6t6riorer  un  navire,  lorsqu'll  peut  en  r^sulter  un  danger  pour 
autrui;  ||  23**,  6meute  et  Insubordination  des  gens  de  T^quipage  ou  des  pas- 
sagers k  bord  d'un  navire;  ||  24^  escroquerie;  ||  25°.  dötournement  de  valeurs, 
biens,  documents  et  tous  titres  de  propri6t6  publique  ou  priv^e,  commis  par 
les  personnes  k  la  garde  desquelles  ils  6taient  confi6s  ou  soustraction  fraudn- 
leuse  de  ces  choses  par  ceux  qui  ^taient  associ^s  ou  employ^s  dans  T^tablis- 
sement  oü  le  fait  a  6t^  commis;  ||  26^  banquerouto  frauduleuse.  ||  Sont  com- 
prises  dans  les  qualifications  pr^c^dentes  la  tentative  et  la  complicit^  lorsqu' 
elles  sont  punissables  d'apräs  la  l^gislation  pönale  des  pays  contractants.  ||  L'ex- 
tradition  sera  accord^e  pour  les  faits  ^num^r^s  ci-dessns,  lorsque  les  faits 
incrimin^s  sont   punissables  de  peine  corporelle  d'au  moins  un  an  de  prison 

au  mazimum. 

Article  3. 

L'extradition  n'aura  pas  lieu:  ||  1**.  lorsque  l'individu  r^clam6  est  sujet 
par  naissance  ou  par  naturalisation  de  la  nation  requise ;  ||  2^  pour  les  d^lits 
politiques  ou  faits  connexes  k  des  d61its  politiques;  ||  3**.  dans  le  cas  oü  les 
faits  auraient  ^t6  commis  sur  le  territoire  de  la  nation,  k  laquelle  Textradition 
est  demandöe;  ||  4**.  lorsque  la  demande  d'extradition  sera  motiv^e  par  le  m6me 
fait  pour  lequel  Tindividu  r^clam^  a  Ü6  jugö  et  condamn^  ou  absous  dans  le 
pays  requis;  ||  5**.  si  la  prescription  de  la  peine  ou  de  l'action  est  acquise, 
d'apr^s  les  lois  de  Tätat  requis  ou  de  l'^tat  requ6rant  avant  l'arrestation  de 
rindividu  r^clam^,  ou,  si  Tarrestation  n'a  pas  encore  eu  lieu,  avant  qu'il  ait 
M  cito  judiciairement 

Article  4. 

L'extradition  n'aura  pas  lieu  aussi  longtemps  que  Tindividu  r6clam^  est 
poursuivi  et  jug6  pour  le  m6me  fait  dans  le  pays  auquel  Textradition  est 
demand^e. 

Article  5. 

Si  Tindivldu  r^clamä  est  poursuivi  ou  subit  une  peine  pour  un  autre  fait 
que  celui  qui  a  motiv^  la  demande  d'extradition,  il  ne  sera  livrö  qu'aprös  la 
fin  du  jugement  d6finitif  dans  le  pays  auquel  Textradition  est  demand^e,  et 
en  cas  de  condamnation,  qu'apr^s  qu'il  ait  subi  sa  peine  ou  qu'il  ait  ^t^ 
graci^.  II  N^anmoins,  si  d'aprös  les  lois  du  pays  qui  demande  Textradition,  la 
prescription  de  la  poursuite  pouvait  r^sulter  de  ce  d6lai,  son  extradition  sera 
accordöe,  si  des  consid^rations  speciales  ne  s'y  opposent  et  sous  Tobligation 
de  renvoyer  l'extrad^  aussitöt  que  la  poursuite  dans  ce  pays  sera  finie. 

Article  6. 
L'individu,   dont  l'extradition  a  ^t^  accord^e,   ne   pourra  6tre   poursuivi 
ou  puni  k  raison  de  d^lits  politiques  ant^rieurs  k  Textradition,  ni  k  raison  de 
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faits,   connexes   ä   ces   d^lits.  ||  H   ne  pourra  6tre  jag6  ni  puni  dans  le  pays  Nr.  ii966. 
aaqael   rextradition   a   ^t^   accord^e   ponr  an  fait  punissable  qnelconqne  non      ^^°  * 
pr6vn   par   la  pr^ente   Convention,  ni  extrad^  ä  an  Etat  tiers  sans  le  con- Argentinien, 
sentement  da  pays  qui  Ta  livr^  ||  Ces  restrictions  ne  seront  pas  applicables 
lorsqae  Tindividu  extradö  est  rest6  dans  le  pays,  oü  il  a  ^t6  jag^,  pendant 
trois  mois  apräs  avoir  sab!  sa  peine,  oa  apräs  avoir  M  graci6  et  mis  en 
libert^  ou  lorsqa'il  est  revena  post6rieurement  sur  le  territoire  de  TEtat  r6cla- 
mant.  ||  Les  individas  condamn^s  poor  des  faits  aaxqnels,  d'apr^s  la  16gislation 
de  l'Etat  reqa^rant,  est  applicable  la  peine  de  mort,  ne  seront  extrad^  qa'ä 
la  condition  qae  la  dite  peine  ne  lear  sera  pas  inflig^e. 

Article  7. 
Dans  les  cas  oü,  conformöment  aax  dispositions  de  la  präsente  Convention, 
rextradition  ne  doit  pas  6tre  accord^e,  Tindivida  r^clam^  sera  jag^,  s'il  j  a 
lien,  par  les  tribanaax  da  pays  requis,  selon  les  lois  de  cet  Etat.    La  sen- 
tence  definitive  devra  ^tre  commaniqu^e  aa  Goavemement  r6clamant. 

Article  8. 
Lorsqae  le  fait,  qai  motive  la  demande  d'extradition,  aara  ^t6  commis  sar 
le  territoire  d'un  pays  tiers,  qai  n'a  pas  sollicitö  rextradition  da  criminel,  il 
sera  donn6  saite  k  cette  demande  dans  le  cas,  oü  la  16gislation  da  pays 
reqais  aatorise  la  poarsaite  des  m6mes  infractions,  commises  hors  de  son  ter- 
ritoire. 

Article  9. 

Si  Tiadivida,  dont  Textradition  est  demand^e  conform^ment  k  la  präsente 
Convention  par  ane  des  parties  contractantes,  est  r^clam^  ^galement  par  an 
aatre  oa  plasiears  aatres  Goavernements,  k  raison  de  faits  commis  sar  lears 
territoires  respectifs,  rextradition  sera  accord^e  k  celui  sar  le  territoire  da- 
qael  le  fait  le  plas  grave,  selon  la  l^gislation  da  pays  reqais,  aura  6t6  com- 
mis, et,  dans  le  cas  de  gravit^  ^le,  k  celai  qai  aara  pr^sent^  le  premier  la 
demande  d'extradition. 

Article  10. 

Si  l'individa  r6clam6  n'est  pas  sajet  da  pays  reqa6rant  et  qae  le  Gou- 
vernement de  son  propre  pays  le  r^clame  k  raison  da  möme  fait,  le  Goaveme- 
ment, aaqael  rextradition  est  demand^e,  aura  la  facalt^  de  livrer  cet  individa 
k  celai  qai  lai  conviendra  le  mieax. 

Article  11. 
L'extradition  sera  toajoars  demandöe  par  la  voie  diplomatique  et,  k  d6- 
faut  d*un  agent  diplomatique,  par  l'intermödiaire  du  fonctionnaire  consulaire 
le  plus  61ev6  en  rang  du  pays,  qui  fait  la  demande.  ||  La  demande  d'extradition 
doit  6tre  accompagn^e:  ||  1°.  de  Toriginal  ou  d'une  copie  authentique  soit  d'une 
ordonnance  de  raise  en  accusation  ou  de  renvoi  devant  la  justice  repressive 
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Nr.  11956.  avec  Diandat  d'arrßt,  seit  d'un  mandat  d'arrfet,  soit  de  tout  autre  acte  ayant 

*anV°  *  '*  m^me  force,  soit  du  jugement  de  condamnation,  d^livr^  par  Tautorit^  com- 

^rgentiDien.  potente  daDS  la  forme  prescrite  dans  le  pars  qoi  r^clame  l'extraditioiL  11  Ces 

'  docaments  doivent  indiqaer  snffisamment  le  fait  dont  il  s'agit,  ponr  mettre  le 

pays   reqais   ä   m^me   de  jager  s'il  constitne,  d'apr^s  sa  l^gislation,  an  cas 

pröva  par  la  präsente  Convention;  ||  2^  d'une  copie  de  dispositions  pönales 

applicables  au  fait  dont  il  s'agit;  ||  3^  de  tous  les  reDseignements  n^cessaires 

pour  constater  Tidentit^  de  l'individu  r^clam^;  ||  4**.  d'ane  traduction  franse 

de  tous  ces  actes  et  des  dispositions  pönales. 

Article  12. 
L'ötranger  dont  l'extradition  peat  6tre  demandöe  poar  Tan  des  faits 
compris  dans  Tarticle  2,  poarra  6tre  dötenu  provisoirement  d'apr^  les  formes 
prescrites  par  la  lögislation  da  pajs  reqais,  en  verta  d'an  avis  transmis  par 
la  poste  oa  le  tölögraphe  par  rintermödiaire  da  Ministre  des  Afhires  Etran- 
göres  de  TEtat  requörant  et  da  reprösentant  diplomatique  ou  consulaire  de 
cet  Etat  dans  Tautre  pays  et  ömanö  de  Taatoritö  compötente  du  pays  qoi  fait 
la  röclamation,  savoir:  ||  du  c6tö  des  Pays  Bas,  de  tout  officier  de  justice  on  tont 
juge  d'instruction  (juge  commissaire);  ||  du  c6tö  de  la  Röpublique  Argentine  de 
tout  juge  d'instruction  et  tout  juge  au  pönal  ||  Cet  avis  doit  annoncer  Texi- 
stence  et  la  remise  d'une  ordonnance  de  mise  en  accusation  ou  de  renvoi  de- 
vant  la  justice  repressive  avec  mandat  d'arröt,  d'un  mandat  d'arröt  ou  d'un 
jugement  de  condamnation.  |{  L'individu  dötenu  de  cette  fagon  sera,  ä  moins 
que  son  arrestatlon  ne  doive  6t1*e  maintenue  pour  un  autre  motif,  mis  en 
libertö,  si  dans  le  dölai  de  deux  mois  aprös  la  date  de  son  arrestatlon  la 
demande  d'extradltion  par  la  voie  diplomatique  ou  consulaire  n'a  pas  6t^  Daite 
dans  la  forme  döterminöe  par  Tarticle  11. 

Article  13. 
II  est  expressöment  stipulö  que  le  transit  ä  travers  le  territoire  de  l'une 
des  parties  contractantes,  d'un  individu  livrö  par  une  tierce  puissance  & 
l'autre  partie,  et  qui  n'est  pas  sbjet  du  pays  de  transit,  sera  accordd  sur  la 
simple  production  par  la  voie  diplomatique  ou  consulaire  de  l'ordonnance  de 
mise  en  accusation  ou  de  renvoi  devant  la  justice  repressive  avec  mandat 
d'arröt,  du  mandat  d'arröt  ou  du  jugement  de  condamnation,  ponrvu  qa'il  ne 
s'agisse  pas  de  dölits  politiques  ou  de  faits  connexes  k  ces  dölits,  mais  de 
ceux  önnmörös  ä  Tarticle  2  de  cette  Convention.  ||  Les  frais  du  transit  seront 
ä  la  Charge  de  l'Etat  requörant. 

Article  14. 
Les  objets  provenant  d'un  dölit,  qui  auraient  ötö  saisis  en  la  possession 
de  l'individu  röclamö  ou  que  celui-ci  aurait  cachös  et  qui  seraient  döcouverts 
postörieurement;    les    outils    ou   intruments  dont  il  se  serait  servi  pour  com- 
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raettre   TinfractiOD,   ainsi   qua   toutes   les   autres  piöces   de  conviction  seront  Nr.  ime. 
livr^s  en    möme  temps  qae  Tindividu  r6clam6,   si  le  Gouvernement  requ6rant    ^^^^^^  * 
en  fait  la  demande  et  si  Taatorit^  comp^tente  de  l'^tat  requis  en  ordonne  la  Argentinien, 
remise.  ||  Sont  cependant  r^serv^s  les  droits  des  tiers  sor  lesdits  objets  qui  '    ^ ' 
doivent  leurs  6tre  rendns  sans  frais  apr^s  la  fin  du  procäs. 


Article  15. 
Lorsque  dans  la  poursuite  d'une  affaire  pönale,  non  politique,  Tun  des 
deux  Gouvernements  jugera  nöcessaire  Taudition  de  tömoins,  se  trouvant  dans 
Tautre  ötat,  une  commission.rogatoire,  accompagnöe  d'une  traduction  fran^aise, 
sera  envojde  ä  cet  effet  par  la  voie  diplomatique  ou  consulaire  au  Gouverne- 
ment du  pays  oü  Faudition  doit  avoir  Heu,  et  il  j  sera  donnö  suite  dans  le 
pays  requis,  en  observant  les  lois  qui  sont  applicables  k  ce  cas  dans  le  pays 
oü  les  tömoins  doivent  comparaltre. 

Article  16. 
Si  dans  une  cause  pönale,  non  politiqne,  la  comparution  personnelle  d'an 
tömoin  est  nöcessaire  ou  dösiröe,  le  Gouvernement  du  pays,  oü  il  se  trouve, 
Tengagera  k  se  rendre  k  Tinvitation  qui  lui  sera  faite,  et  en  cas  de  consente- 
ment,  il  lui  sera  accordö  par  le  Gouvernement  requörant  des  frais  de  voyage 
et  de  söjour  k  partir  du  jonr  oü  il  aura  quittö  son  domicile,  d'aprös  les 
tarifs  en  vigueur  dans  le  pays  oü  8a  comparution  doit  avoir  lieu,  sauf  le  cas 
oü  le  Gouvernement  requörant  estimera  devoir  allouer  au  tömoin  une  plus 
forte  indemnitö.  ||  Aucune  personne,  quelle  que  soit  sa  nationalitö,  qui,  citöe 
cn  tömoignage  dans  Tun  des  deux  pays,  comparaltra  volontairement  devant  les 
tribunaux  de  Tautre  pays,  ne  pourra  y  Mre  poursuivie  ni  dötenue  pour  des 
crimes  ou  dölits  ou  pour  des  condamnations  civiles,  criminelles  ou  correctionelles 
antörieures  k  son  döpart  du  pays  requis,  ni  sous  prötexte  de  complicitö  dans 
les  faits,  objets  du  procös  oü  il  figurera  comme  tömoin. 

Article  17. 
Les  Gouvernements  respectifs  renoucent  de  part  et  d'autre  k  toute 
röclamation  pour  la  restitution  des  frais  d'entretien,  de  transport  et  autres, 
qui  pourraient  rösulter,  dans  les  limitcs  de  leurs  territoires  respectifs,  de 
Textradition  des  prövenus,  accusös  ou  condamnös,  ainsi  que  de  ceux  rösultant 
de  Texöcution  de  commissions  rogatoires  et  de  Tenvoi  des  piöces  de  con- 
viction ou  des  documents.  ||  L'individu  k  extrader  sera  conduit  au  port  qae 
dösignera  l'agent  diplomatique  ou  consulaire  du  Gouvernement  requörant,  aux 
frais  duquel  il  sera  embarquö. 

Article  18. 

La  präsente  Convention  ne  sera  exöcutoire  qu'ä  dater  du  vingtiöme  jour 
aprös  sa  Promulgation  qui  aura  lieu,  aussitöt  que  faire  se  pourra,  dans  la 
forme  prescrite  par  les  lögislations  des  deux  pays.  ||  Elle  conti  nuera  k  sortir 
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Nr.  11956.  ses  effets  jasqa'ä   six   mois  aprös  le  jour  qu'elle  aura  6t6  d^noncte  par  Tiin 
*  to"  *  ^®®  ^^^^  Gouvernements.  ||  La  präsente  Convention  sera  ratifi^e  et   les  rati- 
Argfintinien.  fications  ou  seront  ^changöes  k  Buenos  Aires  anssitöt  que  faire  se  pournL|| 
7.  Sept.  1803  gj^   foi   de   quoi,   les   pl^nipotentiaires  respectifs  ont  sign6  la  präsente  Con- 
vention et  y  ont  apposö  lenrs  cachets. 

Fait  en  double  exp6dition  k  Buenos  Aires,  le   7  septembre  1893. 

(L.S.)     L.  van  Riet 
(L.S.)     Valentin  Virasoro. 


Nr.    11957.    HTEDERLANDE  und  BELOIElt.  —  Eisenbahnvertrag. 

Brüssel,  23.  April  1897. 
Nr.  11957.  Sa  Majest^  la  Reine  des  Pajs-Bas,  et  en  Son  nom  Sa  Majeste  la  Reiiie- 

Niederlande  R^euto  du  Rovaume,  11  et  Sa  Majestö  le  Roi  des  Beiges,  d&irant   s'entendre 

und  Belgien.  #  /  h  .»  « 

23.Apr.i897.  sur  la  reprise  de  quelques  lignes  de  chemins  de  fer  situees  en  Belgiqae 
et  dans  les  Pajs-Bas,  ont  nomm6  k  cet  effet  pour  Leurs  Pl^nipotentiaires, 
savoir:  ||  Sa  Majest6  la  Reine-Rögente  du  Royaume  des  Pays-Bas:  ||  M.  le 
Jonkheer  de  Pestel,  Docteur  en  droit,  Chevalier  de  FOrdre  du  Lion  n^erlandais, 
Officier  de  l'Ordre  de  Leopold  de  Belgique,  Envoy^  Extraordinaire  et  Ministre 
Pl^nipotentiaire  de  Sa  Majeste  la  Reine  des  Pays-Bas  pr^s  Sa  Majeste  le  Roi 
des  Beiges,  ||  et  Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges,  ||  M.  de  Favereau, 
Chevalier  de  TOrdre  de  Leopold  et  de  TOrdre  de  la  Couronne  de  Ch^ne, 
Grand  Cordon  de  l'Ordre  du  Soleil  Levant  du  Japon,  Membre  de  la  Chambre 
des  Repr^sentants,  Son  Ministre  des  Affaires  Etrang^res,  ||  et  M.  J.  Yao- 
denpeereboom,  Chevalier  de  TOrdre  de  Leopold,  Grand  Cordon  des  Ordres  de 
Charles  III  d'Espagne,  du  Christ  de  Portugal  et  de  la  Couronne  de  Roomanie, 
Grand  Officier  de  TOrdre  de  la  Legion  d'honneur,  Membre  de  la  Chambre 
des  Repr^sentants,  Son  Ministre  des  Chemins  de  fer,  Postes  et  T^l^graphes,|| 
lesquels,  aprös  s'^tre  communiqu^  leurs  pleins  pouvoirs,  trouv^s  en  bonne  et 
due  forme,  sont  convenus  des  articles  suivants: 

Article  premier, 
Le  Gouvernement  n^erlandais  consent  k  ce  que  le  Gouvernement  beige 
rach^te  la  concession  des  lignes  de  chemins  de  fer  suivantes  pour  antant 
qu'elles  soient  situees  sur  le  territoire  des  Pays-Bas:  ||  a,  de  Tilbourg  i 
Tornhout;  ||  d.  d'Anvers  k  la  fronti^re  prussienne  vers  Gladbach;  ||  c.  de 
Hasselt  k  Maestricht  et  de  Maestricht  k  Aix-la-Chapelle,  non  compris  rem- 
branchement  de  Simpelveld  k  la  houiUdre  de  Eerkrade;  ||  d.  de  Hasselt  k 
Eindhoven. 

Article  II. 

Le  Gouvernement  beige  s'engage  k  cMer  au  Gouvernement  n6erlandais, 
dans  un  d^lai  de  quatre  mois  apr^s  Töchange  des  ratifications  de  la  pr^ente 
Convention,  les  parties  des  lignes  mentionn^es  ci-dessus  situ^s   sur   le  terri- 
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toire  des  Pajs-Bas.  ||  Cette  cession  comporte  le  chemin  de  fer  et  ses  d6pen-  Nr.  iiw?. 
dances  immobili^s  par  natare  ou  par  destination  avec  tons  les   terrains  ^„^^^'^"3^ 
leur  Qsage,  mßme  ceux  non  port^s  aux  plans  approuv6s  par  le  Gouvernement  23. Apr.  1897 
n^erlandais   pour   r^tablissement   des  lignes,  ä  moins  qa'il  ne  s'agisse  d'exc^- 
dents   non  ntilis^s  poar  Texploitation:  ne  sont  pas  compris  dans  la  cession:  || 
1^  le  mat^riel   de   traction,  le  mat^riel   de  transport,  le  mobilier,  Toatillage 
des  ateliers,  magasins,  statlons,  boreaux,  remises,  de  la  ronte  etc.,  enfin  tous 
objets   mobiliers    qnelconqnes  affect^s   k  Texploitation    des    lignes;    2\   les 
approvisionnements,  marchandises  et  objets  en  fabrication  on  en  magasin. 

Article  lEL 
Qnelle  qne  soit  la  date  de  la  remise  effective  au  Gouvernement  n^erlandais 
des  parties  de  lignes  vis6es  dans  l'article  premier,  la  cession  sera  consid^r^e 
comme  conclne  et  effectu^e  k  la  date  du  1er  janvier  1897,  pour  les  lignes 
d^sign^es  snb  o,  &  et  0  ä  cet  article,  et  an  1er  janvier  1896  pour  la  ligne 
d^sign^e  sub  cL 

Article  IV. 
Le  Gouvernement  n^erlandais  s'engage  ä  payer  au  Gouvernement  beige  le 
prix  de  rachat  des  parties  n^erlandaises  des  lignes  d^signöes  sub  a,  b  et  c  k 
Tarticle  1er  d-dessus,  dans  le  d^lai  de  deux  ans  apr^s  que  ce  prix  aura  ^t^ 
d6termin4  de  commun  accord,  cette  participation  du  premier  de  ces  Gouver- 
nements ne  pouvant  d'ailleurs  d^passer  treize  millions  de  francs.  ||Le  Gouver- 
nement n^erlandais  paiera  au  Gouvernement  beige,  en  termes  semestriels,  un 
int^rdt  de  3.  p.  c.  Tan  sur  le  capital  de  rachat  depuis  le  1er  janvier  1897, 
jusqu'au  jour  du  paiement  de  ce  capital;  en  attendant  que  celui-ci  soit 
d^tennin^,  cet  int^r^t  sera  liquid^  sur  la  somme  ci-dessus  indiqu4e.  ||  Le  premier 
paiement  comprendra  la  Periode  6coul^e  depuis  le  1er  janvier  1897  jusqu'ä 
Texpiration  du  semestre  qui  pr^c^dera  la  reprise  effective  des  lignes  par  le 
Gouvernement  n^erlandais;  ce  paiement  devra  6tre  effectu6  dans  un  d^lai  d'un 
mois  apr^s  cette  reprise.  ||  Le  Gouvernement  beige  restituera  au  Gouvernement 
nöerlandais  les  int^r^ts  que  celui-ci  aura  pay^s  en  trop,  si  le  prix  de  rachat 
est  inf^rieur  k  treize  millions  de  francs« 

Article  V. 
Le  prix  de  rachat  de  la  section  n^erlandaise  de  la  ligne  de  Hasselt  k 
Eindhoven  est  6x6  k  la  somme  de  trois  millions  de  francs,  que  le  Gouverne- 
ment des  Pays-Bas  versera  au  Gouvernement  beige  dans  le  d^lai  d'un  an 
apr^  la  reprise  effective  de  cette  section.  ||  Le  Gouvernement  n^erlandais  paiera 
en  outre  au  Gouvernement  beige  un  int^ret  ä  3  p.  c.  Tan  de  cette  somme  k 
partir  du  1er  janvier  1896  jusqu'au  jour  du  paiement  du  capital,  Cet  int^röt 
sera  sold6  en  termes  semestriels.  Le  premier  paiement  comprendra  la  Periode 
^oul6e     depuis   le    1er   janvier   1896  jusqu'ä   Texpiration   du  semestre    qui 


Digitized  by 


Google 


330  Bündnisse,  Verträge,  Konventionen,  Protokolle  etc. 

Nr.  11057.  pr^cödera  la  reprise  effective  de  cette  ligne  par  le  Gouvernement  n^erlandais: 
Tnd^Beig^en.  ^^  paiement   devra   6tre   effectu^  dans  le  d^Iai  d'un  mois  apr^s  cette  reprise. 

23.  Apr.  1897. 

Article  VI. 
Aassitöt  qae  le  Gonvemement  beige  anra  commaniqn^  an  Gonvemement 
n^erlandais  son  Intention  de  racbeter  la  partie  dn  cbemin  de  fer  de  Li^e  ä 
Maestricht  sitn^e  snr  le  territoire  beige  et  ponrvn  qae  cette  commnnication 
ait  Ueu  dans  les  trois  ann^es  de  la  ratification  de  la  präsente  Convention,  les 
denx  Gouvernements,  agissant  de  concert,  notifieront  ä  la  soci^t^  du  dit 
cbemin  de  fer  Texercice  simultan^  du  droit  de  rachat  des  parties  situ^es  sur 
le  territoire  des  denx  pays,  en  ex^cntion  de  la  clause  du  cabier  des  cbarges  du 
17  juillet  1856  relative  k  ce  rachat  ||  Le  Gouvernement  beige  traitera  avec 
la  Gompagnie  et  prendra  les  dispositions  n^cessaires  pour  assurer  P^ntr^e  en 
possession  simultan^e  du  cbemin  de  fer  par  les  deux  Gouvernements,  n  fera 
toutes  les  diligences  n^cessaires  en  vue  de  la  d^termination  du  prix  de  raebat, 
tant  de  la  partie  n^erlandaise  que  de  la  partie  beige  du  cbemin  de  fer  et 
versera  h  la  Gompagnie,  aux  conditions  qu'il  röglera  avec  eile,  le  prix  total 
du  raebat.  ||  Le  Gouvernement  n^erlandais  paiera  au  Gouvernement  beige  sa 
part  contributive  dans  ce  prix  dans  le  d^lai  d'une  ann^e  aprds  que  cette  part 
aura  6t6  fix^e  de  commun  accord  entre  les  deux  Gouvernements,  celle-ci  ne 
pouvant  d^passer  d'ailleurs  trois  millions  de  francs.  Le  premier  de  ces 
Gouvernements  paiera  au  second,  en  termes  semestriels,  un  int^r^t  de  3  p.  c. 
Tan  sur  le  prix  de  rachat  de  la  section  n4erlandaise,  depuis  la  date  de  la 
prise  de  possession  du  cbemin  de  fer  jusqu'au  jour  du  paiement  de  ce  prix; 
en  attendant  que  celui-ci  soit  d^termin^,  cet  int^r^t  sera  calcul^  sur  la  somme 
de  trois  millions  de  francs  ci-dessus  indiqu^e.  Le  Gouvernement  beige  resti- 
tuera  au  Gouvernement  des  Pays-Bas  les  int^rfets  que  celui-ci  aura  pajös  en 
trop  si  le  prix  de  raebat  est  inf^rieur  k  trois  millions  de  francs.  ||  En  cas  de 
reprise  du  mat^riel  roulant  de  la  Gompagnie  de  Li^e — Maestricht  il  est 
entendu  que  cette  reprise  se  fera  pour  le  compte  exclusif  du  Gouvernement 
beige. 

Article  VIL 

Sans  pr^jndice  des  droits  de  souverainet6  appartenant  au  GouTernement 
beige  sur  les  parcelles  de  son  territoire  enclav6es  dans  le  territoire  des  Pays- 
Bas,  le  contröle  sup^rieur  sur  Texploitation  des  trongons  de  chemins  de  fer, 
situ6s  sur  ces  parcelles  et  faisant  partie  de  la  ligne  de  Tumhout  k  Tilbourg, 
raentionn^e  k  Tarticle  premier  est,  en  g^n6ral,  d^volu  au  Gouvernement  n6er- 
landais  k  partir  de  la  date  de  la  cession  vis6e  k  Tarticle  II  de  la  pr^ente 
Convention.  ||  Le  Gouvernement  beige  approuve  qu'ä  partir  de  la  m^me  date 
cette  exploitation  se  fasse  par  Tadministration  qui  exploitera  les  sections 
n^erlandaises,  k  la  condition  que  le  Gouvernement  des  Pays-Bas  lui  paie  une 
redevance  annuelle  de  deux  mille  francs  pour  Texploitation  de  ces  tron^ns; 
cette  redevance  sera  liquid6e  en  termes  semestriels.  11  Le  Gouvernement  beige 
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consent  aassi  ä  ce  qne  les  horairM  et  les  tari£s  se  rapportant  k  ces  trongons  Nr.  11957. 
soient  appronv^s  et  arr^t^  par  le  Gonvernement  nöerlandais.  und  BeigUa. 

23.Apr.  1897. 

Article  Vlll. 
Les  actes  de  rachat  desdites  concessions  par  le  Gonvernement  beige  sont 
exempts  des  droits  d'enregistrement  et  de  transcription  düs  en  vertn  des  lois 
n^erlandaises.  ||  Les  paiements  effectn^  par  le  Gonvernement  n^erlandais  an 
Gonvernement  beige,  en  vertn  de  la  präsente  Convention  et  les  restitntions  ä 
faire  6ventnellement  par  ce  dernier  au  Gonvernement  des  Pajs-Bas  seront 
exempts  de  tons  droits  tant  en  Belgique  qn'anx  Pays-Bas. 

Article  IX« 
Les  denx  Gonvemements  rögleront  par  des  arrangements  nlt^rienrs  tont 
ce  qni  int^ressera  Texploitation  internationale   des   chemins   de   fer   rachet^s. 

Article  X. 
La  präsente  Convention  est  conclue  sons  la  r^serve  de  Tappr'obation  des 
Ponvoirs  l^gislatifs.  ||  £lle  sera  ratifiöe  et  les  ratifications  seront  ^chasg^es  ä 
Bmxelles  anssitöt  que  faire  se  ponrra.  ||  En  foi  de  quoi  les  P16nipotentiaires 
respectifs  ont  sign4  en  double  la  präsente  Convention  et  y  ont  appos6  leurs 
cachets. 

Fait  k  Bmxelles,  le  23  avril  1897. 

(L.  S.)    R.  de  Pestel.  (L.  S.)     P.  de  Favereau. 

(L.  S.)     J.  Vandenpeereboom. 


Protocole  final. 

An  moment  de  procöder  k  la  signatnre  de  la  Convention  conclue  k  la 
date  de  ce  jour  entre  les  Pays-Bas  et  la  Belgique,  les  Pl^nipotentiaires 
soussign^s  sont  convenus  de  ce  qui  suit: 

I. 

Pour  arriver  au  commun  accord  vis^  k  Tarticle  IV  de  la  Convention,  le 
calcnl  sera  Stabil  sur  les  bases  suivantes:  ||  a,  Recettes  brutes.  Ces  recettes 
seront  calcul^es  d'apr^s  les  bases  de  partage  indiqu^es  dans  TAnnexe  au 
präsent  Protocole,  appliqu^es  anx  ann^es  1891—1895.  ||  b.  Recettes  nettes: 
1^  CoCfficient  d'exploitation.  On  d6duira  des  recettes  brutes  la  mojenne 
des  frais  d'exploitation  desdites  ann^es  de  la  Sociöt^  d'exploitation  de  chemins 
de  fer  de  Tfilat  n^erlandais,  soit  64,462  p.  c.  ||  2^  Int6r^ts  intercalaires. 
Aprds  cette  dMuction,  le  reste  sera  majori  de  la  part  afferente  anx  sections 
n^erlandaises  dans  la  sommej^de  89570  francs,  fix^e  k  titre  transactionnel 
entre  le  Gouvernement  beige  et  le  Grand  Central  Beige.  Cette  part  sera 
calcnl^e  dans  le  rapport  des  recettes  brutes  desdites  ann^es  sur  les  sections 
n^erlandaises  compar^es  anx  recettes  de  m^me  cat^gorie  sur  le  r6seau  Grand 
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Nr.  11957.  Central  Beige  port^es  au  compte  d'exploitation  de  ce  röseau.  ||  3°.  DMuction 
und  Beiden.  P^'^^  ^®  matöriel  foulaiit,  routillage,  etc.  Les  recettes  brutes  r^duites  et 
23.Apr.i897.  major^es  comme  il  est  dit  aux  1**  et  2°  seront  diminu^es  de  la  part  afferente 
aox  sectioDs  n^erlandaises  dans  la  somme  de  351870  francs,  fix6e  k  titre 
transactionnel  entre  le  Gouvernement  beige  et  le  Grand  Central  Beige.  Cette 
part  sera  calcul^e  dans  le  rapport  indiqn^  sub  2^  ||  Le  resultat  de  ces  Opera- 
tions donnera  le  produit  net,  ||  c.  Prix  de  rachat.  Le  produit  net  sera  raul- 
tipli6  par  le  nombre  23,  conform6ment  an  mode  de  calcul  pr^vn  ä  Particle 
49  de  la  loi  n^erlandaise  du  9  avril  1875  (Bulletin  des  lois  n.  67). 

n. 

Pour  arriver  au  commun  accord  vis^  ä  larticle  VI  de  la  Convention,  le 
calcul  sera  Stabil  sur  les  bases  suivantes:  ||  a.  Recettes  brutes.  Ces  recettes 
seront  calculöes  d'apr^s  des  bases  de  partage  analogues  ä  Celles  figurant  k 
TAnnexe,  appliqu^es  aux  cinq  ann^es  qui  serviront  de  base  au  calcul  du  prix 
de  rachat,  conform^ment  k  la  clause  du  cabier  des  charges.  ||  6.  Recettes 
nettes.  ||  l^  Cofifficient  d'exploitation.  On  d^duira  des  recettes  brutes  la 
moyenne  des  frais  d'exploitation  des  ann^es  visöes  sub  a  de  la  soci6t6  d'ex- 
ploitation  de  chemins  de  fer  de  l'Etat  n^erlandais;  ||  2^  On  d^duira  en  outre 
une  part  de  Tint^r^t  du  capital,  immobilis^  par  la  fourniture  du  mat^riel 
d'exploitation,  du  mobilier  et  des  approvisionnements,  part  qui  sera  propor- 
tionnelle  aux  recettes  brutes  de  la  section  n^erlandaise,  calcul^es  comme  il 
est  indiquö  ci-dessus  et  compar^es  aux  recettes  de  m6me  cat^gorie  de  la  ligne 
entiöre,  Cet  int^rftt  sera  calcul^  au  taux  minimum  de  3  p.  c;  ||  3°.  Au  cas 
oü  le  Gouvernement  beige  se  verrait  Obligo  d'accorder  k  la  Soci6t6  du  chemin 
de  fer  Liöge — Maestricht  une  majoration  du  prix  qu'il  aurait  fix6,  soit  du 
chef  d*un  accroissement  de  recettes  provenant  de  produits  que  ledit  Gouver- 
nement aurait  cru  ne  pas  devoir  lui  porter  en  compte,  soit  du  chef  d'une 
diminution  des  sommes  qull  aurait  cru  devoir  porter  au  compte  des  d^penses, 
la  part  de  cette  majoration  afferente  k  la  section  nöerlandaise  comprendra  les 
sommes  correspondant  aux  modifications  qui  int^resseront  exclusivement  cette 
section  et  une  quote-part  calcul^e  d'apr^s  le  principe  d^velopp^  au  2°  ci- 
dessus  des  sommes  correspondant  aux  modifications  qui  concerneront  la  ligne 
entiöre.  ||  Le  resultat  de  ces  Operations  donnera  le  produit  net.  ||  c.  Prix  de 
rachat.    Le  produit  net  sera  multipUe  comme  il  est  dit  sub  I,  c. 

TIL 
Pour  etablir  la  part  revenant  au  Gouvernement  n^erlandais  dans  les 
produits  de  Texploitation  effectu^e  par  le  Grand  Central  Beige  pour  la  pöriode 
du  1er  janvier  1897  jusqu'^  la  date  de  la  reprise  effective  des  lignes,  vis6es 
k  l'article  I  sub  a,  h  ei  c  de  la  Convention,  par  les  deux  Gouvernements,  Ton 
suivra  les  r^gles  suivantes:  ||  Recettes  brutes.  Les  recettes  brutes  des  sections 
n^erlandaises  seront  etablies  d'apr^s  les  bases  de  partage  ci-annex^es.  ||  De- 
penses   d'exploitation.     Ces   depenses   seront   calcuiees   d'apr^s   le   coßfficient 
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d'exploitation  de  la  Compagnie  n^erlandaise  poar  l'annöe  1896  si  rexploitation  Nr.  11957 

proTißoire  effectu^e  par  le  Grand  Central  Beige  prend  fin  dans  le  courant  de  J^a  ßli^-'et 

Vann^e   1897    et  d'aprös   le   coCfficient   de   la   Compagnie   n^erlandaise  poar23.Arr.i897. 

Tann^  1897  si  cette  exploitation  ne  se  termine  qo'au  31  d^cembre  1897  ou 

dans  le   courant   de  Tann^e  1898.  ||  D6duction   pour    le   mat^riel  roulant  etc. 

Les  sections  n^rlandaises  snpporteront  poar  chaqae  ann^e  oa  partie  d'ann^e 

de  rexploitation  provisoire  une  part  de  Tint^r^t  ä  3  p.  c.  Tan  da  capital  de 

23355000  francs  qui  reprfeente  le  prix  da  rachat;  par  le  Gouvernement  beige, 

du  matMel  d'exploitation,  du  mobilier,  de  l^outillage  et  des  approvisionnements.|| 

Cette  part   sera  proportionnelle   anx  recettes   bmtes  de  ces  sections,  ^tablies 

comme  il  est  dit  ci-dessas  et  compar^es  anx  recettes  brutes  de  m5me  catö- 

gorie  port^es  au  compte  d'exploitation  du  r^seau  Grand  Central  Beige.  ||  Inte- 

fkts  intercalaires.      Le  Gouvernement  n^erlandais  n'intervenant  pas   dans    la 

Charge  support^e  par  le  Gouvernement  beige  du  chef  du  paiement  d'un  int^r^t 

sar  le  montant  des  int6r^ts   ^cbus   et  non  pay4s   du  capital  de  rachat,  des 

intMts  intercalaires   sur  les   recettes  nettes  de  la  Periode  de  Texploitation 

provisoire  ne  seront  pas   portös  en  compte  pour  les  sections  n^erlandaises.  || 

La  r^partition  du  produit  net  de  la  ligne  de  Hasselt  k  Eindhoven  k  restituer 

par  le  Li^eois-Limbourgeois  pour  la  Periode  du    1er  janvier  lff96  jusqu'au 

joar  de  la  reprise  effective,  se  fera  au  pro  rata  de  la  longueur  des  sections  de 

cette  ligne  sitn^es  sur  chaque  territoire. 

IV. 

La  quote-part  definitive  des  Pays-Bas  dans  le  prix  total  du  rachat  du 
chemin  de  fer  d'Anvers  au  HoUandsch-Diep  avec  embranchement  de  Rosendael 
ä  6r6da  n'ayant  pas  atteint  le  chiffre  de  six  millions  de  florins,  le  Gouverne- 
ment beige  remboursera,  en  ex^cution  du  dernier  alin^a  de  Tarticle  16  de  la 
Convention  du  31  octobre  1879,  au  Gouvernement  n^erlandais  la  somme  de 
140968  francs  avec  les  int^rßts  ä  4  p.  ct.,  k  partir  du  1er  juillet  1880.  ||Ce 
paiement  s'effectuera  k  la  date  pr^vue  au  troisiöme  alin^a  de  i'article  IV  de 
la  Convention,  pour  le  premier  paiement  par  le  Gouvernement  n^erlandais  des 
int^r^ts  du  capital  de  rachat  des  sections  n^erlandaises  du  r^seau  Grand  Cen- 
tral Beige.  II  En  foi  de  quoi  les  P16nipotentiaires  soussign^s  ont  dress6  en 
double  le  präsent  Protocole,  qui  sera  considör^  comme  approuv^  et  sanctionn^ 
par  les  Gouvernements  respectifs  sans  autre  ratification  speciale,  par  le  seul 
fait  de  T^change  des  ratifications  de  la  Convention  k  laquelle  il  se  rapporte 
et  y  ont  appos^  leurs  signatnres. 

Faite  k  Bruxelles,  le  23  avril  1897. 

(L.  S.)     R.  de  PesteL  (L.  S.)    P.  de  Favereau. 

(L.  S.)    J.  Vandenpeereboom. 
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Nr.  iK'57.  Annexe  au  Protocole  final. 

und  nligUn.     Bases  de  partage  k  admettre  ponr  T^tablissement  des  parts  de  recettes  ä 
28.  Apr.  1897.  attribuer  aux  sections  nöerlandaises  du  Grand  Central  Beige. 

A.  Voyageurs. 

Les  prix  des  barfemes  en  viguenr  snr  les  sections  n^erlandaises,  appliqn^es 
en  raison  des  longueurs  parconrnes  k  partir  des  points  frontiöres,  sont  mnlti- 
pli6s  par  le  nombre  des  vojagears. 

B.  Bagages. 

Les  taxes  minima  sont  partag^es  par  parts  ^les  entre  les  parconrs 
beiges  et  n^erlandais  dn  Orand  Central  Beige.  Pour  les  relations  avec  Aix- 
la-Chapelle,  la  part  attribnöe  au  parcours  n^erlando-allemand  est  partag6e  par 
moiti4  entre  les  sections  n^erlandaise  et  allemande.  ||  Les  recettes  provenant 
des  exp^ditions  tax^es  au  poids  sont  partag^es  d'apr^s  les  principes  ^nonc^ 
ci-dessus  pour  la  r^partition  des  produits  des  voyageurs. 

C.  Marchandises,  iguipages,  tapissUres,  chevaux  et  besHatiX. 

Les  sections  nöerlandaises  du  Grand  Central  Beige  doivent  recevoir:  || 
1.  du  chef  des  transports  effectu^s  en  service  ;interieur  du  Grand  Central 
Beige  (Tarif  g^n^ral,  tome  III)  et  rögis  par  des  tarifs  de  couture  form^s  par 
Taddition  de  barfimes  divers,  les  taxes  sp£cialement  fix^es  pour  les  sections 
n^erlandaises.  ||  2.  du  chef  des  transports  r^gis  par  des  tarifs  k  bar6me  unique 
applicables  entre  les  points  extremes  ou  par  des  taxes  de  concurrence  (sauf 
les  exceptions  stipul^es  au  3  et  au  4  de  la  präsente  litt^ra):  ||  a.  la  moiti^ 
des  frais  fixes  allou^s  au  Grand  Central  Beige:  ||  b.  une  part  de  frais  variables 
au  pro  rata  des  distances:  ||  3.  du  chef  des  transports  effectu^s  en  service 
beige- n^erlandais:  (|  I.  de  et  vers  une  Station  beige  du  Grand  Central  Beige:  || 
frais  fixes:  ntent;  ||  frais  variables:  une  part  au  pro  rata  des  distances;  jj 
IL  de  et  vers  une  Station  n^erlandaise  du  Grand  Central  Beige:  ||  le  fixe  frais 
entier  revenant  au  Grand  Central  Beige  et  une  part  variable  an  pro  rata  des 
distances;  ||  ni.  en  transit  par  les  sections  beige  et  n^erlandaise  du  Grand 
Central  Beige:  ||  la  moiti4  du  frais  fixe  revenant  au  Grand  Central  Beige 
et  une  part  variable  au  pro  rata  des  distances;  ||  4.  du  chef  des  trans- 
ports eflfectuös  en  service  franco-belge-n^erlandais:  ||  I.  de  et  vers  une 
Station  n^erlandaise  du  Grand  Central  Beige:  le  droit  fixe  entier  et  une  part 
variable  au  pro  rata  des  distances;  ||  II.  en  transit  par  los  sections  beige  et 
n^erlandaise  du  Grand  Central  Beige:  ||  la  moiti^  du  droit  fixe  revenant  au 
Grand  Central  Beige  et  une  part  variable  au  pro  rata  des  distances;  ||  6.  du 
chef  des  transports  empruntant  seulement  une  section  n^erlandaise  du  Grand 
Central  Beige:  ||  tonte  la  recette  revenant  k  cette  administration. 

D.  Transports  de  taute  nature  empruntant  simultaniment  les  sections  nier- 
landaise  ä  aHlemande  de  la  ligne  de  Lanaeken  frontih-e  ä  AixAa-Chapede, 

Le  sous-partage  entre  les  deux  sections  doit  se  faire  en  allouant  k  cha- 
cune  d'elles  une  part  correspondant  k  la  longueur  du  trajet  parcouru,  la  part 
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totale  revcDant  k  la  section  näerlando-aliemande  6tant  cousider^e  comme  ue  Nr.  m^i. 
comprenant  aucun  droit  fixe.  Niederlande 

^  nnd  Belgien. 

E.  Taxes  uniformes.  23.Apr.i897. 
Le  partage  des  taxes  uniformes  doit  snivre  le  regime  indiqaö  pour  les 

frais  fixes  sons  les  littdras  C  et  D. 

F.  ProduUs  extraordinaires. 

Ces  produits  sont  attribuös  int6graleraent  k  la  section  (beige,  n^erlandaise 
on  prassienne)  dont  dopend  le  barean  de  perception. 
Fait  en  doable  k  Bruxelles,  le  23  avril  1897. 
R.  de  Pestel.  P.  de  Favereau. 

J,  Vandenpeereboom. 
Voor  eeusluidend  afschrift, 
De  SecretariS'Generaäl  van  het  Departement  van 
Waterstaat,  Handel  en  Nijverheid, 
d6  Bosch  Eemper. 


Nr.    11958.    SCHWEIZ  und  CHILE.  —  Handelsvertrag. 

Buenos  Ayres,  31.  Oktober  1897. 
(Übersetzung.)  ||  Der  Bundesrat  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  ||  Nr.  11958. 
und  II  Die  Regierung  von  Chile,  ||  von  dem  Wunsche  geleitet,  die  zwischen  den  ^*^^^7ie  ""^ 
beiden  Ländern  bestehenden   freundschaftlichen   Beziehungen    enger    zu    ge-8i.okt.i897. 
stalten,  sind  übereingekommen,  einen  Handelsvertrag  abzuschlielsen^  und  haben 
zu   diesem  Zwecke  zu  ihren  Bevollmächtigen   ernannt:  ||  Der  Bundesrat  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  ||  Herrn  Emil  Rod^,  schweizerischer  Minister- 
resident und  Generalkonsul  bei  der  argentinischen  Republik,  jj  Seine  Excellenz 
der  Präsident  der  Republik  Chile,  ||  Herrn  Joachim  Walker-Martinez,  aufeer- 
ordentlicher  Gesandter   und   bevollmächtigter  Minister  Chiles   bei   der  argen- 
tinischen Republik;  ||  die  nach  gegenseitiger  Mitteilung  ihrer  in  guter  und  ge- 
höriger Form  befundenen  Vollmachten,  die  nachstehenden  Artikel  vereinbart 
haben : 

Artikel  1. 

Die  Bürger  und  die  Erzeugnisse  der  Schweiz  sollen  in  Chile  und  die 
Bürger  und  Erzeugnisse  Chiles  sollen  in  der  Schweiz  künftig  ohne  irgend 
welche  Beschränkung  auf  dem  Fuise  der  meistbegünstigten  Nation  behandelt 
werden  und  folglich  alle  Begünstigungen,  Vorrechte  und  Freiheiten  genieCsen, 
die  in  Chile  oder  in  der  Schweiz  den  Bürgern  und  Erzeugnissen  irgend  einer 
andern  Kation  zugestanden  werden. 

Artikel  2. 
Die  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Artikels  sind  nicht  anwendbar  auf 
die  Fälle,  in  denen  Chile  den  Erzeugnissen  anderer  lateinischer  Staaten  des 
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Nr.  11058.  amerikanischen  Kontinents  besondere  Begünstigungen,  Befreiungen  oder  Yor- 

^  chne.^**  rechte  einräumen  sollte.     Man  ist  darüber  einverstanden,  da(s  diese  Zugestand- 

3i.okt.i897.  nisse   von   selten   der  Schweiz   als   meistbegünstigte  Nation   nur   beansprucht 

werden  können,   wenn   sie   einem  Staate,  der  nicht  zum  lateinischen  Amerika 

gehört,  gewährt  werden. 

Artikel  3. 
Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  am  Tage  des  Ratifikationsausiaasches  in 
Kraft  treten  und  bis  zum  Ablauf  eines  Jahres,  von  dem  Tage  an,  an  welchem 
die  eine  oder  andere  der  hohen  Vertragsparteien  ihn  gekündet  haben  wird, 
vollziehbar  sein.  ||  Er  soll  ratifiziert  und  die  Ratifikationsurkunden  sollen  so 
bald  als  möglich  in  Santiago  (Chile)  ausgetauscht  werden.  ||  Zu  Urkund  dessen 
haben  die  Bevollmächtigten  der  Schweiz  und  Chiles  die  vorstehenden,  in 
französischer  und  spanischer  Sprache  niedergeschriebenen  Vereinbarungen 
unterzeichnet  und  mit  ihren  Siegeln  versehen. 

Geschehen  in  Buenos- Ayres,  in  doppelter  Ausfertigung,  am  31.  Oktober 
1897. 

(Gez.):  E.  Rod6. 
(Gez.):  Joaq.  Walker. 

Nr.  11959.  SCHWEIZ.  —  Botschaft  des  Bundesrates  an  die 
Bundesversammlung,  betreffend  den  am  31.  Oktober 
1897  mit  Chile  abgeschlossenen  Handelsvertrag. 

Bern,  3.  Juni  189a 
Nr.  11959.  Die    Vereinbarung   von   Verträgen    mit    den   sfldamerikanischen    Staaten 

jj  ®j^J^^jJ^g^  bildet  schon  seit  langer  Zeit  den  Gegenstand  unserer  Bemühungen.  Die 
Wtlnschbarkeit  solcher  Verträge  wurde  auch  in  der  Bundesversammlung  wieder- 
holt betont.  Die  Geschäftsprüfungskommission  des  Ständerates  schrieb  in 
ihrem  Bericht  über  das  Jahr  1894  u.  a.: 

„Wir  hoffen,  der  Bundesrat  werde  alles  aufbieten,  um  die  angefangenen 
Verhandlungen  zum  Abschluis  von  Freundschafts-,  Handels-  und  Niederlassung^ 
vertragen  mit  den  südamerikanischen  Staaten,  wo  so  viele  unserer  Landsleute 
wohnen,  möglichst  bald  zu  einem  guten  Ziele  zu  führen.  Die  Vereinigten 
Staaten  Brasiliens,  dieses  von  der  Natur  so  reich  ausgestattete  Land,  würden 
unserem  Handel  und  unseren  Ausfuhrindustrien  ein  weites  Feld  der  Th&tigkeit 
bieten.  ||  Wir  dürfen  hoffen,  daüs  solche  Freundschafts-  und  Niederlassung«* 
vertrage  den  zahlreichen,  in  diesen  fernen  Ländern  niedergelassenen  Schweizern 
die  ihnen  gebührende  Sicherheit  für  Leben  und  Eigentum  bringen  werden, 
während  bis  jetzt  diese  Sicherheit  allzu  oft  durch  jähen  Regierungswechsel 
und  Volksaufstände  gefährdet  war.'* 

Wir  konnten  Ihnen  in  unserm  Geschäftsbericht  über  das  Jahr  1896 
bereits  den  AbschluDs  von  Meistbegünstigungskonventionen  mit  Argentinien 
(12.  August  1896)   und  Paraguay   (1.   September   1896)   mitteilen;   wir  ge- 
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wärtigen  immer  noch  die  Ratifikation  dieser  Übereinkttnfte  durch  die  Paria-  Nr.  11959. 
mente  der  genannten  Länder,  um  Ihnen  dieselben  vorzulegen;  bis  jetzt  batj^^^*®"^^ 
erst  der  argentinische  Senat  die  Annahme  erklärt  ||  Heute  können  wir  Ihnen 
einen  Vertrag  mit  Chile  unterbreiten,  der  durch  unsern  Ministerresidenten  in 
Buenos  Ajres,  Herrn  Emil  Rod6,  mit  dem  dortigen  chilenischen  Gesandten 
vermittelt  und  am  31.  Oktober  1897  abgeschlossen  worden  ist  Derselbe  ist 
von  beiden  chilenischen  Kammern  schon  genehmigt  und  bedarf  also  nur  noch 
Ihrer  Zustimmung,  um  in  Kraft  zu  erwachsen.  ||  Der  Vertrag  ist  in  kürzester 
Form  abgefaßt. 

Art  1  sichert  den  Angehörigen  der  beiden  Staaten,  sowie  ihren  Erzeng- 
nissen, die  gleiche  Behandlung  und  die  gleichen  Begünstigungen  zu,  welche  die 
Angehörigen  und  die  Erzeugnisse  irgend  einer  andern  Nation  genielsen.  ||  In 
einem  Handelsvertrage  mit  Bolivia  vom  Jahr  1895  hat  Chile  den  Angehörigen 
dieses  Staates  alle  Rechte  eingeräumt,  die  die  Chilenen  selbst  oder  die  An- 
gehörigen der  meistbegünstigten  Nation  genielsen,  namentlich  den  Schutz  der 
Person  und  des  Eigentums,  das  Recht  des  Erwerbs  von  Eigentum  aller  Art, 
der  freien  Ausübung  von  Handel  und  Industrie,  der  Errichtung  von  Konsu- 
laten, die  Befreiung  von  Militärdienst  etc.  ||  Art.  1  unseres  Vertrages  sichert 
uns  den  Mitgenuls  dieser  Vertragsrechte,  wie  auch  alle  Rechte  und  Begünsti- 
gungen, die  andern  Staatsangehörigen  thatsächlich  zugestanden  werden. 

Art  2  macht  einen  Vorbehalt  hinsichtlich  solcher  spezieller  Begünsti- 
gungen, die  Chile  für  Erzeugnisse  anderer  Staaten  des  lateinischen  Amerika 
gewährt.  Die  chilenische  Regierung  verfolgt  nämlich  die  Idee  der  Gründung 
eines  südamerikanischen  Zollvereins  und  hat  im  Jahre  1895  die  alten  Ver- 
träge gekündet,  um  für  jenen  Zweck  freie  Hand  zu  haben.  Wir  konnten  den 
genannten  Vorbehalt  zu  gunsten  der  Erzeugnisse  des  lateinischen  Amerika  un- 
bedenklich zugestehen,  weil  wir  gegenwärtig  und  voraussichtlich  noch  lange 
Zeit  keine  Artikel  nach  Chile  exportieren,  denen  von  südamerikanischen  Er- 
zeugnissen eine  nennenswerte  Konkurrenz  bereitet  wird.  Auch  gilt  der  Vor- 
behalt, wie  im  Art.  2  ausdrücklich  gesagt  wird,  nur  so  lange,  als  er  auch 
auf  andere  Staaten  angewendet  wird,  die  nicht  zum  lateinischen  Amerika  gehören. 

Art.  3  läM  die  Dauer  des  Vertrages  unbestimmt  und  stipuliert  eine 
zwölfmonatliche  Kündigungsfrist  ||  Die  chilenischen  Zölle  werden  durch  den 
Vertrag  für  keinen  unserer  Exportartikel  gebunden  oder  ermäisigt  Chile  hat 
bis  jetzt  nie.  Tarifverträge  abgeschlossen,  und  es  wäre  aussichtslos  gewesen, 
irgend  eine  Tarifforderung  zu  stellen,  abgesehen  davon,  dais  wir  kaum  in  der 
Lage  gewesen  wären,  Chile  eine  Gegenkonzession  zu  machen.  Es  werden 
gröfetenteils  sehr  hohe  Finanzzölle  erhoben,  für  die  wichtigeren  schweizerischen 
Artikel  z.  B.  folgende:  Schuhwaren,  Käse,  Konserven  60^/o,  Stickereien,  Seiden- 
waren, Wirkwaren,  Musikdosen,  Chokolade  35%,  Taschenuhren,  Strohgeflechte 
15%,  Bijouterien,  Seidenbeuteltuch,  Schuhelastiques  5%.  Zollfrei  sind  u.  a. 
Maschinen,  wissenschaftliche  Instrumente,  Webgam  aus  Baumwolle,  Leinen 
und  Wolle. 

StaaiiftiekiT  LIU.  22 
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Nr.  11959.  Die  Grölse  unseres  Handelsverkehrs  mit  Chile  kennen  wir  nicht  genaa. 

3  ja^nrisi?  ^"  unserer  Warenstatistik  sind  Chile  und  Peru  zusammengefafet.  Abgesehen 
davon,  erfolgt  ein  gro&er  Teil  unseres  Handels  mit  Chile,  wie  mit  andern 
überseeischen  Ländern,  auf  indirektem  Wege  und  wird  daher  auf  andere  Rech- 
nung gesetzt.  II  Für  Chile  und  Peru  zusammen  giebt  unsere  Warenstatistik 
folgende  Suromen  an: 

Gesamtausfuhr  nach         Gesamteinfohr  aus 
Chile  und  Peru 
1893     ...     .     Fr.  2,028,155  Fr.  365,967 

1894 1,408,903  „    454,871 

1895 ,     2,928,004  „    384,789 

1896 2,335,053  „    476,769 

Hauptartikel  der  schweizerischen  Ausfuhr  nach  Chile  und  Peru: 


lusfabr  1896. 

Baumwollgewebe  ....  Fr.  105,764 

Stickereien ,  560,067 

Seidenstoffe „  265,138 

Seidenbänder    ....  „  110,344 

Elastische  Gewebe    .    .    .  „  89,880 

Strohhüte  und  -tressen.    .     „  67,592 

Schuhwaren „  313,113 

Maschinen „  76,575 


Aasfahr  IP^fi, 

Taschenuhren Fr.  262,567 

Byouterie 

Glaswaren 

Bilder 

KÄse 

Kondensierte  Milch  .    . 

Kindermehl 

Spirituosen 


»» 

90,400 

f» 

31,015 

ff 

81.637 

t* 

43,639 

tf 

82,817 

fj 

15,376 

»» 

21390 

EiDfokr  I9i«. 

Fr. 

20^ 

»» 

7,168 

1» 

18,480 

Hauptartikcl  der  Einfuhr  aus  Chile  und  Peru: 

Finfuhr  1896.        I 

Salpeter Fr.  285,638      |       Rohe  Edelmetalle     .    . 

Guano „      42,980      j       Kupfer 

Honig „      66,980      .       Kaffee 

Eine  Änderung  unseres  Verkehrs  mit  Chile  wird  der  vorliegende  Vertrag 
nicht  bewirken.  Seine  Bedeutung  besteht  hauptsächlich  darin,  dais  er  uns  die 
Behandlung  auf  dem  Fulse  der  meistbegünstigten  Nation,  die  sich  beide 
Staaten  bis  jetzt  thatsächlich  und  stillschweigend  gewährten,  in  rechtsverbind- 
licher Form  garantiert  Der  Vertrag  sichert  uns  also  namentlich  vor  Über- 
raschungen, wie  sie  durch  zoUpolitischc  Ereignisse  eintreten  können.  Er  ver- 
leiht einerseits  unserem  Handel  eine  Sicherheit,  der  er  bisher  entbehrte,  wie 
er  anderseits  ganz  besonders  auch  für  die  Sicherheit  der  Person  und  des 
Eigentums  unserer  Landsleute  in  Chile  mehr  Gewähr  bietet  als  der  bisherige, 
völlig  vertragslose  Zustand. 

Wir  empfehlen  Ihnen  hiermit  den  Vertrag  zur  Genehmigung. 

Bern,  den  3.  Juni  1898. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 
Der  Bundespräsident:  Ruffy. 
Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft:  Ringier. 
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Nr.    11960.    ITALIEN  und  MOHTEHEGBO.  —  Postvertrag. 

Cettinge,  18.  Oktober  1898. 
n  Ministro  delle  Poste  e  dei  Telegrafi  d'Italia  da  una  parte;  ||  II  Diret-  ^r.  um, 
tore  Generale  delle  Poste  e  dei  Telegrafi  del  Montenegro   dall'altra  parte;  1  nontenegro. 
Visti  gli  articoli  20  e  21  della  Convenzione  dell'ünione   postale  universale;  ji8-0"-i8^8. 
Neil'  intento  di   migliorare  e  completare  gli  accordi   che  regolano  i  rapporti 
postali  fra  i  dae  Stati,  hanno  convenuto  in  ci6  che  segne  : 

Art.  1. 
Tra  gli  Ufizi  dipendenti  dalle  Amministrazioni  contraentl  avr^  luogo  uno 
scambio  regolare,  non  solo  di  corrispondenze  ordinarie,  ma  anche  di  corri- 
spondenze  raccomandate  ed  assicnrate,  di  scatolette  con  valore  dichiarato  e  di 
pacchi  postali,  si  ordinarii  che  con  valore  dichiarato.  ||  Gli  accennati  oggetti, 
escluse  le  corrispondenze  ordinarie,  potranno  essere  gravati  d'assegno  e  per 
essi  poträ  essere  anche  chiesta  la  ricevnta  di  ritorno  {avis  de  riception)^  ||  ^ 
in  facoM  di  ciascnna  delle  due  Amministrazioni  di  ammettere,  indipendente- 
mente  dall'altra,  il  recapito  per  espresso  di  tntte,  od  alcune  categorie  di  tali 
oggettL  II  Saranno  attivati  inoltre  il  cambio  dei  vaglia  internazionali,  sia  ordi- 
narii che  telegrafici,  con  0  senza  ricevnta  di  ritorno  {avis  de  payement),  il 
servizio  delle  riscossioni  di  titoli  per  conto  di  terzi  ed  il  servizio  delle  asso- 

ciazioni  ai  giornali. 

Art.  2. 

Totti  i  servizi  di  coi  nel  precedente  art  1  saranno  sottoposti  alle  condi- 
zionly  alle  formalit^  ed  alle  tasse  in  vigore  nelllJnione  postale  nniversale, 
salvo  qnanto  sia  diversamente  indicato  negli  articoli  segnenti. 

Art.  3. 
La  somma  massima  degli  assegni  sulle  corrispondenze,  comprese  le  scato- 
lette con  valore  dichiarato,  0  sni  pacchi  postali,  sarä  di  lire  1000.  ||  Gli  oggetti 
gravati  d'assegno  dovranno  portare  snll'indirizzo:  ||  a)  Tanuotazione:  Bembourse- 
ment,  manoscritta  oppnre  stampata  sopra  nna  etichetta;  ||  b)  Findicazione 
dell'ammontare  delPassegno,  espresso  in  franchi  e  centesimi;  ||  c)  il  nome  e 
Tindirizzo  del  mittente.  ||  L'ammontare  dell'assegno  deve  essere  scritto  in  tutte 
letterey  in  caratteri  appariscenti  latini  ed  in  lingna  francese,  e  ripetato  in  cifre 
arabe  senza  raschiature,  nh  sovrapposizioni 

Art.  4. 
Esegnita  la  consegna  dell'oggetto  di  corrispondeoza  gravato  d'assegno, 
Tammontare  di  questo,  diminnito  della  tassa  del  yaglia  e  di  un  diritto  fisso  di 
centesimi  10,  sarä  convertito  in  an  vaglia  intemazionale  ordinario  postale, 
avente  in  testa  la  parola  manoscritta  0  stampata:  Eemboursement,  \\  L'Ufizio 
mittente  deve  apporre  snl  tallondno  del  vaglia  una  annotazione  avente  la  se- 
guente  formnla: 

22* 
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Nr.  11960.          »Somme  eucaiss^e  sur  Tobjet  rteommand^  ou  avec  valear  dtelar6e  n^     . 
"•^'"''"SroveDant  de 

Montenegro.  *^ 

i8.okt  .1898.  ä  Tadresse  de 

fr.s 

Droits  postaux 

Diff^rence  correspondant  au  montant  de  ce  mandat: 
Fr.8 

Art.  5. 
Le  disposizioni  relative  al  cambio  dei  vaglia  postali  saranno  applicabili 
a  qaelli  rllasciati  per  la  liquidazione  degli  invii  gravati  di  assegni,  salvo  che, 
qaando  siano  cadnti  in  rifiuto,  dod  saranno  rinviati  e  rimborsati,  ma  rester- 
anno  a  disposizione  deirAmministraziODe  del  Paese  d'origine  delFcggetto  as- 
segnato,  ove  saranno  trattati  a  tenore  delle  disposizioni  relative  alla  prescri- 
zione  dei  vaglia.  ||  L'Amministrazione  stessa  ne  addebiterä  sul  conto  dei  vaglia 
TAmministrazione  corrispondente  in  base  ad  ana  dichiarazione  contenente  i 
dati  necessarii. 

Art.  6. 

61i  oggetti  gravati  di  assegno,  non  ritirati  dai  rispettivi  destinatarii  entro 
il  termine  di  7  giorni,  non  compreso  il  giorno  di  arrivo,  saranno  rispediti 
airUfizio  di  origine  e  restitaiti  al  mittente.  ||  Qaesto  rinvio  avrä  laogo  imme- 
diatamente  per  gli  oggetti  rifiutati  dal  destinatario. 

Art.  7. 
II  peso  massimo  dei  campioni  sar^  di  350  grammi. 

Art.  8. 

Le  corrispondenze  di  servizio  scambiate  tra  le  Amministrazioni  e  gli  Ufizi 
di  posta  dei  due  Paesi  saranno  ammesse  in  franchigia^  ginsta  le  norme  vigenti 
nell'Unione  postale  Universale. 

Art  9. 

Oltre  quanto  6  stabilito  nel  precedcnte  art.  8,  b  accordata  la  franchigia 
postale  alle  corrispondenze  ordinarie  e  raccomandate  ijnpostate  in  Italia,  con 
regolare  contrassegno,  dai  Gabinetti  delle  LL.  MM.  il  Be  e  la  Regina  e  delle 
LL.  AA.  RR.  il  Principe  e  la  Priucipessa  di  Napoli,  dai  Ministeri,  compreso 
quelle  della  Casa  Reale,  dalle  Autoritä  Prefettizie  e  dalle  Rappresentanze 
diplomaticbe  e  consolari  Montenegrine  airindirizzo  del  Principe  del  Montenegro, 
della  sua  Augosta  Famiglia,  delle  Autoritä  governative  Montenegrine  e  delle 
Rappresentanze  diplomaticbe  e  consolari  del  Montenegro.  ||  La  franchigia  stessa 
h  accordata  alle  corrispondenze  ordinarie  e  raccomandate  impostate  nel  Monte- 
negro con  regolare  contrassegno  dai  Gabinetti  delle  LL.  AA.  il  Principe  e  la 
Principessa  e  di  S.  A.  il  Principe  Ereditario,  dai  Ministeri,  compresa  TAm- 
ministrazione  della  Corte  Principesca,   dalle  Antoritä  Prefettizie  e  dalle  rap- 
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preseDtanze  diplomaticbe  e  coDsolari  italiane  allo  indirizzo  del  Re  d'Italia,  Nr.  ii960. 
della  Sua  Augusta  Famiglia,  delle  Autorit^  GoverDative  Italiane  e  delle  rap- nl^^ene^. 
presentanze  diplomatiche  e  consolari  neiritalia.  laoktisss 

Art  10. 
Le  dne  AmministrazioDi  provvederaDno,  secondo  le  circostanze,  al  pronto 
awiamento  delle  corrispondenze  ordinarie  e  di  quelle  raccomandate,  allo  sco- 
perto  pel  tramite  deirAustria-ÜDgheria,  ed  in  pieghi  cbiusi  per  mezzo  dei 
piroscafi  italiani.  ||  Le  lettere  assicnrate  e  le  scatolette  con  valore  dicbiarato 
ayranno  corso  esclusivamente  in  pieghi  chiusi  per  la  via  di  Brindisi,  a  mezzo 
dei  piroscafi  della  Societä  «Poglia»  in  partenza  qnindicinalmente  da  qael  porto. 

Art.  11. 
II  cambio  dei  paccbi  postali  con  0  senza  assegno  e  con  0  senza  dicbia- 
razione  di  valore  ha  Inogo  pel  tramite  deirAustria-Ungheria  0  direttamente 
coi  piroscafi  italiani.  ||  I  paccbi  hanno  corso  per  Tana  0  Valtra  di  tali  vie  a 
seconda  che  1  mittenti  pagano  la  tassa  di  trasporto  per  ciascuna  di  esse  sta- 
bilita.  II  Le  dne  Amministrazioni  designano  il  proprio  Ufizio  di  cambio  nelle 
loro  relazioni  per  la  via  diretta.  ||  Anche  per  i  paccbi  Tammontare  degli  assegni 
deve  essere  espresso  in  franchi  e  ccntesirai. 

Art.  12. 
II  limite  massimo  delHrnporto  di  an  vaglia  6  fissato  a  1000  franchi. 

Art.  13. 
I  vaglia  d'ufizio  relativi  al  servizio  delle  Poste  sono  esenti  da  ogni  tassa. 

Art.  14. 
L'Amministrazione  del  paese  di  emissione  garantisce  airAmministrazione  del 
paese  di  destinazione  gli  importi  dei  vaglia  depositati  negli  Ufizi  della  prima 
e  pagati  per  sno  conto  dagli  Ufizi  della  seconda.  ||  I  saldi  dei  conti  generali 
saranno  pagati  in  franchi  e  centesimi,  mediante  grnppi  contenenti  moneta 
effettiva,  0  mediante  cambiali  a  breve  scadenza,  pagabili  su  piazze  italiane,  od 
anche  sa  Parigi.  ||  H  pagamento  del  saldo  dovrä  aver  luogo  al  piü  tardi 
30  giomi  dopo  la  trasmissione  del  conto  generale  e  senza  alcuna  perdita  per 
TAmministrazione  creditrice,  restando  le  spese  relative  a  carico  dell'Amministra- 
zione  debitrice.  Non  effettuandosi  il  pagamento  del  saldo  di  an  conto  nel 
termine  prescritto,  Timporto  del  saldo  darä  Tinteresse  del  5  per  ^j^  all'anno 
a  datare  dal  giorno  in  cui  b  spirato  il  detto  termine. 

Art.  15. 
La  validitä  dei  vaglia  ^  qaella  fissata  dal  Begolamento  internazionale 
dellTTnione  postale.  ||  I  vaglia  scadutl  non  possono  piü  essere  pagati,  se  prima 
non  sieno  stati  rivestiti  di  nnova  validitä  daU'Amministrazione  che  li  ha  emessi 
scrivendovi  sopra  le  parole:  VisS  pour  date.  \\  Ciascuna  delle  due  Amministra- 
zioni contraenti  hanno  per6  facolt^  di  sostitaire  i  propra  vaglia  scaduti  con 
nuovi  titoli. 
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Nr.  11960.  Art   16. 

MontMe^o.  ^  vaglia  tolegrafici  sono  trasmessi  dagll  Ufizi  di  origine  in  lingua  fran- 

i8.oict.:i898.cese  e  coUa  formula  stabilita  dal  Regolamento  intemazionale  relative  al  cambio 
dei  vaglia  postaii. 

Art.  17. 
Tante  i  vaglia  ordinarii,  quanto  quelli  telegrafici  recheranno  Tammontare 
in  francbi  e  centesimL  ||  La  riduzione  della  Moneta  Montenegrina  in  franchi  e 
centesimi  per  i  vaglia  in  partenza  dal  Montenegro,  e  la  riduzione  dei  franchi 
e  centesimi  in  Moneta  Montenegrina  per  1  vaglia  in  arrivo,  sarä  fatta  dagli 
stessi  Ufizi  dei  Montenegro,  ginsta  il  ragguaglio  cbe  ogni  tre  mesi  sarä  fissato 
dalla  competente  Autoritä  di  quel  Principato. 

Art  18. 
Nei  conti  roensili,  i  vaglia  saranno  inscritti  da  ambedue  le  Amministra- 
zioni  per  il  loro  importo  in  franchi  e  centesimi  e  cosl  in  franchi  e  centesimi 
saranno   pagati  i  saldi  in  qualnnqae   caso,   cio^   tanto  se  essi  sono  a  favore 
deiritalia,  quanto  se  a  favore  dei  Montenegro. 

Art  19. 
Neil  servizio  delle  riscossioni  Timporto  complessivo  degli  effetti  compresi 
in  ciascun  invio  poträ  giungere  a  2000  franchi  o  ad  una  somma  equivalente 
in  moneta  diversa. 

Art  20. 

Nel  servizio  delle  riscossioni  non  sono  ammessi  pagamenti  parziali,  salvo 
per  quei  titoli,  sui  quali,  secondo  la  legislazione  interna  dellltalia  o  dei  Monte- 
negro, sia  obbligatoria  Taccettazione  di  acconti. 

Art  21. 
I  vaglia  emessi  in  dipeudenza  dei  servizio  delle  riscossioni  possono  rag- 
giungere  Timporto  massimo  di  lire  2000. 

Art  22. 
Gli  speditori  i  quali  desiderino  che  gli  effetti  non  pagati  o  pagati  in 
parte  sieno  fatti  protestare  o  consegnare  a  persona  di  loro  fiducia,  debbono 
dichiararlo  nella  distinta  di  accompagnamento  dei  titoli  stessi.  ||  Tale  dichiara- 
zione  deve  essere  fatta  dagli  speditori,  mediante  analoga  annotazione  sulla 
distinta  che  accompagna  i  titoli.  ||  Essi  speditori  sono  anche  in  facoltä  di 
designare  la  persona  alla  quäle  i  titoli  debbono  essere  consegnati  daU'Ufizio 
di  destinazione  per  il  protesto,  in  difetto  di  tale  indicazione  il  detto  üfizio 
consegna  gli  effetti  ad  un  ufficiale  pubblico  di  sua  scelta,  competente  a  levarne 
il  protesto  con  le  norme  stabilite  dalla  legislazione  interna  dellltalia  o  dei 
Montenegro.  ||  Dopo  tale  consegna  perö  le  due  Amministrazioni  rimangono  sia 
l'una  verso  Taltra,  sia  di  fronte  agil  speditori,  esonerate  da  ogni  responsabilitä 
od  obbligo  ulteriore. 
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Art    23.  Nr.  11960. 

Italien  nnd 

Nella  distinta  di  accompagnamento  i  mittenti  debbono  inoltre  obbligarsi  a  Montenegro. 
rimborsare  airAmministrazione  che  ha  fatto  eseguire  il  protesto  tutte  le  spese*®*^"*'®^* 
all'nopo  occorse. 

Art.  24. 

Le  spese  di  protesto  debbono  risultare  da  nna  nota  da  farsi  pervenire 
airUfizio  d'origine  nnitamente  ai  titoli  protestati.  ||  Questa  nota,  che  h  conside- 
rata  come  an  effetto  da  riscaotere,  deve  avere  la  indicazione  precisa:  ||  a)  delle 
competenze  dovute  airufficiale  pubblico  esecutore  del  protesto;  ||  b)  delFimporto 
della  francatnra  e  della  raccomandazione  dei  pieghi  contenenti  i  titoli  prote- 
statio importo  che,  come  tntte  le  altre  spese  occorrenti  per  il  protesto,  h  anti- 
cipato  dagli  Ufizi  incaricati  dello  incasso  di  quei  dati  titoli;  ||  c)  della  tassa 
del  vaglia  da  emettersi  successivamente  dagli  üfizi  di  origine  degli  effetti  in 
rimborso  deiraromontare  della  nota  medesima,  piü  i  10  centesimi  del  diritto 
fisso  di  riscossione;  ||  d)  della  tassa  di  bollo  stata  applicata  sui  titoli  protestatL 

Art.  25. 
Tntti  gli  Ufizi  postali  delle  due  Amministrazioni  accetteranno  ed  effettue- 
ranno  reciprocamente  abbonamenti  ai  giomali  pubblicati  sia  nel  proprio  paese, 
sia  airestero.  ||  Ciascuna  Amministrazione  comnnicherä  airaltra  Telenco  dei 
giomali  del  proprio  paese  coi  relativi  prczzi  di  abbonamento,  i  qaali  non  po- 
tranno  essere  snperiori  a  quelli  che  sono  imposti  agli  abbonati  deirinterno 
del  paese.  ||  Tuttavia  al  prezzo  di  abbonamento  potranno  essere  agginntl  i  di- 
ritti  di  transito. 

Art.  26. 

Gli  Ufizi  di  cambio  per  mezzo  dei  quali  deve  effettnarsi  il  servizio  delle 
associazioni  ai  giomali  sono  i  segnenti:  ||  Per  Tltalia:  ||  Ministero  delle  Poste 
e  dei  Telegrafi  —  Roma.  ||  Pel  Montenegro:  ||  Direzione  Generale  delle  Poste 
e  dei  Telegrafi  —  Cettigne. 

Art.  27. 

Per  la  chiasnra  dei  conti  trimestrali  relativi  al  servizio  delle  associazioni 
ai  giomali,  ^  fissata  la  data  del  20  del  primo  trimestre. 

Art.  28. 
I  giomali  Montenegrini  a  destinazione  deiritalia  debbono  essere  diretti  al 
nome  degli  associati  e  non  agli  Ufizi  postali  di  destinazione.  ||  Quelli  italiani  a 
destinazione  del  Montenegro,  sono   inviati  invece  allo  indirizzo  degli  Ufizi  di 
quel  Principato. 

Art.  29. 

La  corrispondenza  relativa  all'esecuzione  dei  varii  servizi  e  specialmente 
qnella  che  riguarda  questioni  di  indenniti^,  di  abbonamenti  a  giomali,  di  liqui- 
dazione  di  conti  ecc.  ecc,  sarä  scambiata  tra  le  due  Amministrazioni  centrali.|| 
Le  domande  di  rinvio,  di  correzione  di  indirizzi,  di  ricerca  di  corrispondenze. 
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Nr.  ii9«o.  e  gli  avvisi  per  i  pacchi  postali  o  rifintati  o  venduti  per  deperimento  del 
Monte^eg^o.  contenuto,  saranDO  scambiati  direttamente  tra  gli  Ufizi  postali  che  si  sono 
i8.okt.i89«».trasme8si  gli  oggetti  in  questione. 

Art.  30. 
Le  disposizioni  legislative  e  regolamentari  interne  di  ciascnn  paese,  restano 
applicabili  in  tutto  ciö  che  non  Ä  previsto  dal  presente  Accordo. 

Art.  31. 
II  presente  Accordo  sarä  messe  in  vigore  a  datare  dal  giomo  1°  novembre 
1898  ed  avrä  la  durata  indefinita,  salvo  il  caso  di  disdetta  che  ambedue  le 
parti  si  riservano  la  facoltä  di  dare  in  qnalnnqne  teinpo;  come  ngnalmente  si 
riservano  di  potervi  apportare  in  qnalunque  tempo  le  modificazioni  che  di 
comune  consenso  gindicheranno  necessarie.  ||  In  caso  di  disdetta,  TAccordo 
stesso  cesserä  di  avere  effetto  un  anno  dope  la  notificazione  di  tale  atto. 
Fatto  in  doppio  originale  e  firmato  in  Roma  li  13  settembre  1898,  ed  in 
Cettigne  li  18  ottobre  1898. 

Per  il  Ministro  delle  Poste  e  dei  Telegrafi  d'Italia 
Luigi  Gapaldo, 
n  Direttore  Generale  delle  Poste  e  dei  Telegrafi  del  Montenegro 

S.  Popovic. 


Nr.  11961.  DEUTSCHES  BEICH  und  SPANIEN.  —  Vertrag  über 
die  Abtretung  der  Karolinen-,  Palau-  undMarianen- 
Inseln  an  das  Deutsche  Reich  und  die  Regelung  der 
Handelsbeziehungen.*)  —  Notenwechsel  und  Denk- 
schriften als  Anlagen. 

D6claration. 
Nr.  11961.  Le  Gouvernement  Imperial  d'Allemagne  et  le  Gouvernement  Royal  d'Espagne 

^^kh***   sont  tomb^s  d'accord  sur  les  points  suivants: 

nna  Spanien.  T.    L'Espagnc  c^dera  k  TAllemagne  les  lies  Carolines  avec  les  Palaos 

i2.F«b.i89y.  j^ij^g.    q^jg    Yes   Mariannes    (except6   Guam)    contre    une  indemnit6 

p^cuniaire  fix^e  k  vingt-cinq  millions  de  pesetas. 
Tl.  L'Alleroagne  accordera  au  commerce  et  aux  entreprises  agricoles 
espagnoles  aux  Carolines,  aux  Palaos  et  aux  Mariannes  le  mftme 
traitement  et  les  m6mes  facultas  qu'elle  y  accordera  au  commerce 
allemand  ^  et  reconnattra  dans  les  lies  susdites  aux  missions  des 
Ordres  religieux  espagnols  les  m§mes  droits  et  les  mömes  libert^s 
qu'aux  missions  des  Ordres  religieux  allemands. 

*)  Ratifikation  30.  Juni  1899.    Red. 
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HL   L'Espagne  pourra  6tablir  et  conserver,   mferae  en  temps  de  guerre,  Nr.  ii96i. 

on   d6p6t   de   charbon   pour  la  Marine  Royale  et  marchande  dans     ^«jch** 

TArchipel  des  Carolines,  un  autre  dans  TArchipel  des  Palaos  et  un  «n«! Spanien. 

autre  dans  TArchipel  des  Mariannes. 
IV.   Get  arrangement   sera   le  plas  t^t  possible  soumis  k  Tapprobation 

constitationnelle  prescrite  par  les  lois  des  deuxPajs  etratifi6  anssitöt 

qne  cette  approbation  sera  acquise. 
Madrid,  le  dooze  Fövrier  mil  hnit  cent  quatre-vingt-dix-neuf, 
Sign^:  Radowitz.     Sign4:  El  Doque  de  Almodovar  del  Rio. 
(L.  S.)  (L.  S.) 


Anlage  I. 

Denkschrift,  betreffend  die  Inselgruppen  der  Karolinen,  Palaa  und  Marianen. 

Administratives,  dem  Dentscbeh  Reichstage  vorgelegt. 

Die  Inselgruppen  der  Karolinen,  Palau  und  Marianen  sind  unter  spanischer 
Herrschaft  in  drei  von  einander  unabhängige  Verwaltungsbezirke  eingeteilt 
gewesen,  die  alle  dem  Generalkapitanat  der  Philippinen  in  Manila  unterstellt 
waren.  Die  gesamten  Kosten  der  Verwaltung  einschlielslich  der  Subvention 
für  die  regelmälsige  spanische  Postdampferverbindung  von  und  nach  Manila 
mit  zweimonatlichen  Rundfahrten  durch  den  ganzen  Archipel  wurden  ans  den 
Einkünften  der  Philippinen  bestritten,  ||  Diese  drei  Verwaltungsbezirke,  rein 
militärisch  organisirt  und  einem  eigenen  Gouverneur  mit  greisem  Beamten- 
apparat unterstellt,  dem  zwei  eigens  für  diese  Inseln  gebaute  kleine  Kanonen- 
boote zur  Verfögung  standen,  waren: 

1.  die  östlichen  Karolinen  mit  dem  Regierungssitz  in  Ponap6,  umfassend 
die  hohen  Basaltinseln  Ponapö,  Kusaie,  Ruck  und  die  Korallenatolle 
dieses  Teiles  der  Karolinen  bis  zum  148°  östl.  Länge  Greenwich, 
also  einschlielslich  der  Atolle  Namonnito,  Ollap,  Enderby  und  Suk; 

2.  die  westlichen  Karolinen  und  die  Palau-lnseln  mit  dem  Regierungs- 
sitz in  Yap,  umfassend  die  Korallenatolle  jenseit  des  148°  östl.  L. 
Greenwich  und  die  hohen  Inseln  Yap,  Fais,  Baobelthaob,  Korror 
und  die  übrigen  Basalt- Inseln  der  Palaugruppe  bis  zur  südlichsten 
Karolinen-Insel  Mapia  (fast  unter  dem  Aequator); 

3.  die  Marianen  mit  dem  Regierungssitz  in  Guam  (etwa  10  hohe 
Inseln  und  den  Anson-Atoll  umfassend). 

Nach  dem  Übergange  der  Inselgruppen  in  deutschen  Besitz  würde  es 
ratsam  erscheinen,  an  dieser  Einteilung  in  drei  Verwaltungsbezirke,  die  eine 
durchaus  natürliche  und  durch  die  geographische  Lage  gebotene  ist,  mit  der 
einen  Änderung  festzuhalten,  dals  in  dem  dritten  Verwaltungsbezirke,  der  die 
Marianen  umfalst,  an  Stelle  der  in  amerikanischen  Besitz  übergegangenen 
Insel  Guam  die  Insel  Saipan  mit  dem  Hafen  Tanapag  zum  Sitze  der  deutschen 
Regierung  bestimmt  wird.    Ferner  wird  es  auch  im  Interesse  der  Vereinfachung 
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Nr.  11961.  des  Verwaltnngsapparats  und  zur  Ersparung  des  hohen  Gehalts  eines  besonderen 
R^jioh^  Gouverneurs   sich  voraussichtlich  als  zweckdienlich  erweisen,   dafe  diese  drei 

und  Spanion.  Verwaltungsbezirke,  wie  sie  in  spanischer  Zeit  von  dem  Generalkapitanat  in 
'  Manila  ressortierten,  so  unter  deutscher  Herrschaft,  wenigstens  bis  auf  weiteres 
dem  Kaiserlichen  Gouvernement  für  das  Schutzgebiet  von  Neu-Guinea  unter- 
stellt werden.  Der  Gouverneur  von  Neu- Guinea  würde  zugleich  mit  den 
Funktionen  eines  Oberrichters  (IL  Instanz)  für  die  gesamten  Inselgruppen  be- 
traut werden  können.  Dabei  würde  aber  den  einzelnen  leitenden  Beamten 
dieser  Verwaltungsbezirke,  wie  es  ihre  Entfernung  von  Herbertshöhe,  dem  Sitze 
des  Kaiserlichen  Gouvernements  für  das  Schutzgebiet  von  Neu- Guinea,  natur- 
gemäOs  mit  sich  bringt,  möglichste  Selbständigkeit  und  Bewegungsfreiheit  innerhalb 
der  ihnen  unterstellten  Inselgebiete  zuzulassen  sein.  ||  Dagegen  wird  die  deutsche 
Verwaltung  der  Inselgruppen  von  vornherein  auf  den  kostspieligen  militärischen 
Apparat  der  spanischen  Regierung,  wie  er  namentlich  in  Ponap6  zur  Anwen- 
dung gebracht  worden  ist,  verzichten  können.  Die  Kaiserliche  Begierung  ist 
davon  überzeugt,  dafs  es  erfahrenen  Beamten  mit  einer  Anzahl  eingeborener 
Polizeisoldaten  gelingen  wird,  die  Eingeborenen,  die  in  Ponap^  unausgesetzt 
mit  den  Spaniern  in  Fehde  gelebt  haben,  bald  wieder  zu  beruhigen.  ||  Dem 
z.  Z.  bedeutendsten  Verwaltungsbezirk  in  Ponapö  sollen  ausser  dem  leitenden 
Beamten  ein  Arzt,  ein  Sekretär  und  ein  Polizeimeister,  der  zugleich  Lootse 
und  ünterbeamter  für  eine  Reihe  anderweitiger  amtlicher  Funktionen  sein  soll, 
zugeteilt  werden.  Der  leitende  Beamte  wird  auch  die  richterlichen  Geschäfte 
des  Eingeborenengerichts  und  des  Gerichts  über  Weifse  erster  Instanz,  der 
Sekretär  das  Amt  des  Gerichtsschreibers,  wie  es  auch  sonst  in  den  Schutz- 
gebieten der  Südsee  üblich  ist,  zu  übernehmen  haben.  Die  Organisation  der 
Verwaltung  in  Yap  soll  ähnlich  sein;  nur  wird  dort  an  Stelle  des  Arztes  ein 
Lazarettgehülfe  genügen.  Für  den  Verwaltungsbezirk  Saipan,  wo  man  bei  der 
höheren  Kulturstufe  und  der  aufeerordentlich  friedlichen  Gesinnung  der  Marianen- 
Bewohner  auf  irgend  welche  grölsere  Verwaltungsschwierigkeiten  nicht  zu 
rechnen  haben  wird,  dürfte  namentlich  auch  im  Hinblick  auf  den  verhältnis- 
mäOsig  geringeren  Umfang  ein  leitender  Beamter  und  zwei  Unterbeamte 
( —  ein  Lootse  und  ein  Lazarettgehülfe  — )  genügen.  Alle  Beamte  ohne  Aus- 
nahme sollen  zunächst  nur  kommissarische  sein.  Die  Auswahl  der  betreffenden 
Persönlichkeiten  soll  in  erster  Linie  von  dem  Gesichtspunkte  erfolgen,  dais  sie 
Männer  praktischer,  womöglich  bereits  in  der  Südsee  gewonnener  Erfahrung 
sind.  II  Im  übrigen  wird  von  der  Vorlegung  eines  spezialisierten  Etats,  für 
dessen  Aufstellung  zur  Zeit  noch  die  notwendigen  Grundlagen  fehlen,  bis  die 
Neu-Organisation  in  den  Inselgruppen  im  allgemeinen  zur  Durchführung  gelangt 
ist.  Abstand  genommen  werden  müssen.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkte  soll  die 
Wirtschaftsführung  nach  Mafegabe  des  vorstehenden  Etats  mit  einem  Pausch- 
quantum geführt  werden. 
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Anlage  IL 
Notenwechsel,   betreffend    die  Handelsbeziehungen    zwischen    dem  Deutschen  Nr.  iioei. 
Reich  und  Spanien.     Vom  12.  Februar  1899.  Dänisches 

«Reich 

DEUTSCHES  BEICH.   —   Der  Botschafter  in  Madrid  an  den ^«* Spanien. 

.       ,  ,,.     .  ,  .  .  12.Feb.l899. 

spanischen  Minister  des  Auswärtigen. 

Madrid,  le  12  F6vrier  1899. 
Monsieur*  le  Duc,  ||  Comme  compl^ment  de  Tarrangement  sign^  aujourd'hui 
relativement  ä  la  cession  des  tles  dans  le  Pacifiqne,  je  suis  autoris6  ä  d^clarer 
ä  Votre  Excellence,  au  nom  de  mon  Gouvernement,  qu'il  s'engage  k  demander 
au  Conseil  F^d^ral  et  au  Parlement  AUemand  Tautorisation  de  conc^der  ä 
TEspagne,  pour  son  importation  en  Allemagne  et  en  behänge  de  son  tarif 
conventionnely  les  droits  de  la  nation  la  plus  favoris^e  et  qu'il  est  entendu 
que  cette  autorisation  doit  pr^c^der  la  ratificationdeTarrangementenquestion.  || 
A  moins  d'une  nouvelle  entente  sur  les  relations  commerciales  entre  les  deux 
pajs,  ces  concessions  mutuelles  deyront  rester  en  vigueur  pendant  cinq  ans 
et  seraient,  aprös  ce  terme,  consid^r^es  comme  prolong^es  d'ann^e  en  annöe 
tant  qu'il  n'y  aura  pas  d'opposition  de  la  part  de  Tune  des  parties  con- 
tractantes.  ||  Veuillez  agr^er,  Monsieur  le  Duc,  l'expression  r^it^r^e  de  ma 
haute  consid^ration.  Radowitz. 

SPAHIBN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Deutschen 

Botschafter  in  Madrid. 

Staatsministerium.  ||  (Übersetzung.) 

Schlols,  den  12.  Februar  1899. 
Excellenz!  ||  In  Ergänzung  des  heute  unterzeichneten  Abkommens  über 
die  Abtretung  der  Inseln  im  Stillen  Ozean  bin  ich  ermächtigt,  Eurer  Excellenz 
namens  meiner  Regierung  zu  erklären,  daCs  diese  verspricht,  in  Gegenleistung 
fQr  die  Behandlung  als  meistbegünstigte  Nation  den  deutscheu  Importen  bei 
ihrem  Eintritt  in  Spanien  den  Konventionaltarif  unseres  Zolltarifs  zu  gewähren, 
und  zwar  sobald  das  erwähnte  Abkommen  ratifiziert  ist.  ||  Falls  nicht  in- 
zwischen ein  neues  Abkommen  über  die  Handelsbeziehungen  zwischen  den 
beiden  Nationen  vereinbart  vrird,  sollen  die  besagten  gegenseitigen  Zugeständ- 
nisse fünf  Jahre  in  Kraft  bleiben  und  nach  Ablauf  dieser  Frist  als  von  Jahr 
zu  Jahr  verlängert  gelten,  so  lange  nicht  einer  der  beiden  vertragschlielsenden 
Teile  hiergegen  Widerspruch  erhebt.  ||  Ich  benutze  diesen  Anlafs,  um  Eurer 
Excellenz  die  Versicherung  meiner  ausgezeichneten  Hochachtung  zu  erneuern. 

Herzog  von  Almodövar  del  Rio. 


Denkschrift  über  die  Handelsbeziehungen,  dem  Deutschen  Reichstage  vorgelegt. 
Gleichzeitig  mit  dem  am  12.  Februar  1899  geschlossenen  deutsch- 
spanischen Abkommen,  durch  das  Spanien  die  Inselgruppen  der  Karolinen, 
Palan  und  Marianen  mit  Ausnahme  von  Guam  an  Deutschland  abtritt,  ist 
zwischen   den   beiderseitigen  Regierungen   in  dem  vorliegenden  Notenwechsel 
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Nr.  11961.  eine  Vereinbarung  getroffen  worden,  der  zufolge  Deutschland  und  Spanien  sich 
^^k*  *"  künftig   hinsichtlich   der  Einfuhr  wechselseitig  die  Meistbegünstigung   zu  ge- 
ünd  Spanion.  währen  haben.  ||  Nachdem  feststand,  dafe  der  am  8.  August  1893  unterzeichnete 
i2.Febr.i899.  ^^^^5^]^. spanische  Handelsvertrag  von  den  spanischen  Cortes  nicht  angenommen 
werden   würde,   brach    bekanntlich   im  Mai   1894   zwischen  Deutschland  und 
Spanien  ein  Zollkrieg  aus.     Dieser  Zollkrieg  wurde  im  Sommer  1896  durch 
eine  auch  noch   gegenwärtig  ma&gebende  Verständigung  beendigt,   auf  Grund 
deren  die  beiden  Länder  sich  gegenseitig  ihre  niedrigsten  autonomen  Zollsätze 
gewähren,  dagegen  einander  den  MitgenuDs  der  anderen  Ländern  einger&umten 
vertragsmälsigen  Zollermäfisigungen  vorenthalten.    Deutschland  wendet  also  auf 
die  Einfuhr   aus  Spanien  den  allgemeinen  deutschen  Zolltarif,   nicht  aber  die 
Zollermäfeigungen  an,   die  es  in  den  Handelsverträgen  mit  Österreich-Ungarn, 
Italien  u.  s.  w.  bewilligt  hat.     Andererseits  wird  in  Spanien  dife  Einfuhr  aus 
Deutschland  nach  der  zweiten  Spalte  des  spanischen  Zolltarifs  (Minimaltarif) 
behandelt,  bleibt  aber  von  den  Zollermäüsigungen  ausgeschlossen,   die  Spanien 
in   verschiedenen  Verträgen,   insbesondere   in   dem   Handelsvertrage   mit-^der 
Schweiz  vom  13.  Juli  1892   (Deutsches  Handelsarchiv  1893,   Teil  I,  S.  708) 
zugestanden  hat.  ||  Nach  der  im  vorliegenden  Notenwechsel  getroffenen  Verein- 
barung soll  diese  wechselseitige  Differenzierung  nunmehr  in  Wegfall  kommen.  H 
Spanien   wird   von   der  Neuregelung   der  Handelsbeziehungen   namentlich  fttr 
seine  Ausfuhr  von  Apfelsinen,  anderen  Südfrüchten,  frischen  Weinbeeren,  Wein 
und  Olivenöl  Nutzen  ziehen.  ||  Für  Deutschland  dagegen  kommen  insbesondere 
folgende  Artikel  in  Betracht:   Theerfarbstoffe ,  emaillierte  Haushaltungsgegen- 
stände aus  Schmiedeeisen  oder  Stahl,  landwirtschaftliche  Maschinen  und  andere 
Maschinen    verschiedener   Art,    Eabel    für    öffentliche   elektrische   Leitungen, 
Stickereien,  gewisse  Sorten  Gewebe  aus  Baumwolle,  Leinen,  Wolle  und  Seide 
sowie  elastische  Gewebe  zur  Schuhfabrikation.    Für  diese  Artikel  sind  in  dem 
spanisch-schweizerischen  Handelsvertrage   mehr  oder  minder  weitgehende  Er- 
mäisigungen  der  Sätze  der  zweiten  Spalte  des  spanischen  Zolltarifs  vorgesehen, 
die  schon  gegenwärtig  nicht  blols  der  Schweiz,  sondern  auf  Grund  der  Meist- 
begünstigung  auch   fast  allen  übrigen,   mit  Deutschland  auf  dem  spanischen 
Markte  in  Wettbewerb  tretenden  Ländern,  insbesondere  Frankreich,   Grofe- 
biitannien,  Italien  und  Österreich-Ungarn,  zu  gute  kommen.     Die  gegenüber 
Deutschland  bisher  geübte  unterschiedliche  Behandlung  ist  von  den  deutschen 
Interessenten   als  nachteilig  empfunden  worden  und  hat  zu  mehrfachen  Vor- 
stellungen von  Seiten  der  letzteren  Anlafs  gegeben.    Es  ist  anzunehmen,  dafe 
diese  die  nunmehr  getroffene  Vereinbarung  mit  Befriedigung  aufnehmen  werden, 
und   dais   die  Vereinbarung  dazu  beitragen  wird,    die  deutsche  Ausfuhr  nach 
Spanien    wieder    zu   heben,    nachdem    dieselbe,    allerdings   hauptsächlich   aus 
anderen    Gründen   als    wegen   der    unterschiedlichen   Zollbehandlung,    in   den 
letzten  Jahren  nicht  unbeträchtlich  zurückgegangen  ist  (vergl.  die  anliegende 
Übersicht). 
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Anlage  zar  Denkschrift. 


Nr.  11961. 

«•  Dootsclies 

Übersicht  über  den  Spezialhandel  des  deutschen  Zollgebiets  mit  Spanien.         Beich 

und  Spanien. 
ia.Febr.l89v. 


(Nach  der  deutschen  Statistik.) 


Einfuhr 

Ausfuhr 

des 

des 

Jahr 

deutschen 

Zollgebiets 

aus  Spanien 

deutschen 

Zollgebiets 

nach  Spanien 

Wert  in  Mark 

Wert  in  Mark 

1889     .... 

32  091000 

44  615  000 

1890     . 

34068  000 

53  071  000 

1891     .     , 

1      34  872  000 

49  260  000 

1892     . 

.      40  743  000 

40  558  000 

1893     . 

35  935  000 

33  051 000 

1894     . 

39  349  000 

30  567  000 

1895     . 

28  6Ö7  000 

31158  000 

1896     . 

35  942  000 

39  428  000 

1897     . 

42118  000 

29  960000 

1898     . 

48148000 

24  725  000 

Anlage  ni. 

Denkschrift,   betreffend  die  Inselgruppen  der  Karolinen,  Palan  und  Marianen. 

Wirtschaftliches.    Dem  Deutschen  Reichstage  yorgelegt. 

Nach  den  Bedingnngen  des  zwischen  Spanien  und  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  am  10.  Dezember  1898  zu  Paris  abgeschlossenen  Friedens  blieben 
im  Stillen  Ozean  die  östlich  vom  128°  östl.  Länge  von  Greenwich  gelegenen 
Inselgruppen  der  Karolinen,  Palau  und  Marianen  mit  Ausnahme  der  Insel 
Guam  (Guajan)  in  spanischem  Besitze.  ||  Der  Archipel  der  Karolinen,  zu  denen 
auch  die  Palauinseln  geographisch  gerechnet  werden,  umfafet  in  einem  von 
Stürmen  nur  selten  heimgesuchten  Meeresbecken  von  der  Gröfse  des  Mittel- 
ländischen Meeres  drei  Inselgruppen:  die  östlichen  Karolinen,  die  Ruckgruppe 
mit  den  umliegenden  Atollen  und  die  westlichen  Karolinen  mit  den  Palau- 
inseln im  Nordosten  der  holländischen  Kolonien.  Nach  ungefährer  Schätzung 
hat  <ler  Archipel  der  Karolinen  einen  Flächeninhalt  von  1450  Quadratkilometer 
mit  etwa  40000  Einwohnern.  Nach  Norden  gliedern  sich  die  Marianen  au 
die  zentralen  Karolinen  an  und  bilden  eine  Brücke  bis  zu  den  südlichsten 
japanischen  Besitzungen.  Die  in  Frage  kommenden  Inseln  der  Marianen 
weisen  schätzungsweise  einen  Flächeninhalt  von  626  Quadratkilometer  mit 
etwa  2000  Einwohnern  auf. 

Die  Marianen  sind  im  Gegensatze  zu  den  Karolinen  altes  christliches 
Kulturland,  das,  ehedem  von  dem  kraftvollen  Volksstamme  der  Chamorros 
dicht  bewohnt,  später  als  spanischer  Verbannungsort  benutzt,  jetzt  nur  noch 
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Nr.  119dl.  eine  sehr  mäßige  Bevölkerong  zählt  Die  heutigen  Bewohner,  die  Nachkommen 
^E^i^h**  ^®'  "*^^  Beendigung  der  blutigen  Kämpfe  im  17.  Jahrhundert  noch  ttbrig 
und  Spanien,  gebliebenen  geringen  Reste  der  Urbevölkerung,  von  zwangsweise  angesiedelten 
i2.Fdb.i899.  ^^^j^^  aus  den  Philippinen  und  von  eingewanderten  Spaniern,  zeichnen  sich 
durch  Genügsamkeit,  friedliche  Gesinnung,  Arbeitsamkeit  und  Anstelligkeit  aus. 
AuTser  Guam  sind  die  bemerkenswertesten  Inseln  Saipan  mit  der  Hauptstadt 
Garapanag  und  dem  Hafen  Tanapag,  Tinian  und  Rota.  Wie  Guam  zeichnen 
sich  diese  südlichen  Inseln  der  Marianen  im  Gegensatze  zu  den  gewaltigen, 
schwer  zugänglichen  Yulkaninseln  der  nördlichen  Marianen,  deren  Beschaffen- 
heit, Bodenverhältuisse  und  Gröfse  im  übrigen  so  gut  wie  unbekannt  sind,  ohne 
Ausnahme  durch  sehr  gesundes  Klima  mit  gemä&igter  Temperatur,  üppige 
Vegetation,  Fruchtbarkeit  und  guten  Wildbestand  aus.  Seit  langen  Jahren 
wird  auf  der  Insel  Tinian  Viehzucht  in  grö&erem  Stile  getrieben,  und  die 
klimatische  Lage  und  Bodenbeschaffenheit  sind  nach  dem  Urteil  aller  Kenner 
des  Landes  der  Anlage  niedriger  tropischer  Kulturen  namentlich  auch  der 
Anpflanzung  von  Zuckerrohr  gtlnstig.  Wenn  von  deutscher  Seite  nach  dieser 
Richtung  die  Marianen  bisher  vernachlässigt  worden  sind,  so  ist  dies  mit 
Rücksicht  auf  die  unvorteilhafte  Lage  des  deutschen  Kaufinanns  in  diesem  alt- 
spanischen Besitze,  in  dem  die  gtlnstigen  Bestimmungen  des  Karolinenprotokolls 
von  1886  nicht  zur  Geltung  kamen,  und  aus  Besorgnis  vor  den  die  Inseln 
von  Zeit  zu  Zeit  verheerenden  Stürmen  geschehen.  Indessen  besteht  auch  für 
die  Fidjigruppe,  die  Tongainseln  und  Samoa  die  gleiche  Sturmgefahr,  ohne 
dab  man  sich  dort  deswegen  von  Anlagen  tropischer  Kulturen  hätte  abhalten 
lassen.  Die  Erträge  der  bestehenden  Kokosnutskulturen  sind  in  jüngster  Zeit, 
nachdem  die  deutschen  Händler  unter  dem  Drucke  der  Verhältnisse  sich  aus 
den  Marianen  zurückgezogen  hatten,  dem  japanischen  Handel  zu  gute  ge- 
kommen. Es  steht  aber  mit  Sicherheit  zu  erwarten,  dab  unter  deutscher 
Herrschaft  der  deutsche  Handel  es  sich  nicht  entgehen  lassen  wird,  das  ver- 
lorene Terrain  wieder  zu  gewinnen  und  sein  Handelsgebiet  von  den  Karolinen 
aus  auch  auf  die  Marianen  auszudehnen. 

Wesentlich  anders  liegen  die  Verhältnisse  auf  den  Kacpliuen-  und  Palau- 
inseln.  Obgleich  diese  Inselgruppen  ebenfalls  seit  über  300  Jahren  bekannt 
sind,  war  doch  bis  zum  Jahre  1885  hier  nichts  im  Interesse  der  Kultur  oder 
zur  Erschlieisung  von  Handel  und  Verkehr  geschehen,  und  die  Eingeborenen 
stehen,  mit  Ausnahme  desjenigen  Teiles  von  ihnen,  der  zum  Christentume  be- 
kehrt worden  ist,  im  Gegensatze  zu  der  Bevölkerung  der  Marianen  noch  fast 
auf  der  niederen  Kulturstufe  des  uncivilisierten  Naturvolkes.  ||  Die  Haupt- 
inseln der  östlichen  Karolinen  sind:  Ponap6,  zugleich  Hauptsitz  der  katho- 
lischen Mission  (Kapuziner),  mit  einem  Areal  von  340  Quadratkilometern  und 
etwa  3000  Einwohnern,  und  Kusaie  (Ualan  oder  Strong-Island),  wo  sich  die 
Hauptniederlassung  der  evangelischen  Mission  für  ganz  Mikronesien  befindet, 
110  Quadratkilometer  grob  mit  etwa  500  Einwohnern,  die  der  zentralen:  der 
132  Quadratkilometer  mit  5000  Einwohnern  umfassende  Atoll  von  Ruck  (auch 
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Track  oder  Hogoluinsel)   mit  seinen  aus  der  Lagune  sich  erhebenden  hohen,  Nr.  imi. 
mit  kräftiger  Vegetation  bedeckten  Basaltinseln,  die  der  westlichen:   Yap  mit  ^*^h** 
einem  Flächeninhalt  von  207  Quadratkilometern  und  gegen  3000  Einwohnern;  und  Spanien, 
und  die  der  Palauinseln:  Baobelsaob  (300  Quadratkilometer,  8000  Einwohner)  ^^'^'^^'^^^ 
und  Eorror,  nicht  umfangreich,   aber  mit  einem  sichern  und  bequemen  Hafen. 
Die  meist  sanft  ansteigenden  Berglehnen   der  längst   erloschenen   mächtigen 
Vulkane  dieser  Inseln  weisen  weite  Flächen  nur  wenig  angebauten  Plantagen- 
landes von  üppigster  Fruchtbarkeit  auf,  die  bei  der  günstigen  Bodenbeschafifen- 
heit    schon    heute,    ohne    systematische   Anpflanzung,    die    besten   tropischen 
Früchte  von  der  Ananas  bis  zur  Eokosnuls  und  der  Elfenbeinnuüs  in  reichster 
Fülle  hervorbringen.  Der  deutsche  Forscher  Eubarj  hatte  auf  seinem  Besitztum 
in  Ponap4  Philippinenkaffee  angepflanzt  und  mit  diesem  ersten  Versuche  vor- 
zügliche Erfolge   erzielt.     Die  Frage,   warum   auf  diesem  fruchtbaren,   reich 
bewässerten  Lavaboden  und  unter  einem  rein  tropischen,  regenreichen,  gleich- 
mälsigen  Klima,   also   unter  ähnlichen  Verhältnissen,  wie  sie  nur  die  besten 
Inseln  der  Philippinen  aufweisen,  bei  dem  gänzlichen  Mangel  an  Erdbeben  und 
an  thätigen  Vulkanen  und  namentlich  bei  den  für  europäische  Ansiedler  aufser- 
ordentlich   günstigen   gesundheitlichen  Verhältnissen,   die   keinerlei   perniziöse 
Fieber  aufweisen,  so  überaus  wenig  für  den  Plantagenbau  und  die  Anlage  von 
tropischen  Kulturen   in   diesen  Gebieten  geschehen  ist,   beantwortet  sich  aus 
den  überaus  nachteiligen  Wirkungen  der  unruhigen  Zustände  in  den  Karolinen 
während  der  letzten  fünfzehn  Jahre.     Durch  diese  wurde  jede  wirtschaftliche 
Erschlieüsung  der  Inseln  zur  Unmöglichkeit,  und  so  ist  es  gekommen,  daCs  die 
Axt  bisher  kaum  einen  Stamm  des  dichten  Urwaldes  gefällt  hat,  der  die  bis 
zu  2 — 3000  FuDs  sich  erhebenden,  mit  schwerem  Humus  überzogenen  Höhen- 
züge bedeckt     Bei  dieser  Unsicherheit  hat  selbst  die  rührige  deutsche  Jaluit- 
gesellschaft   auf  die  Ausführung  ihres  ursprünglich  gefafsten  Planes,   auf  den 
grölseren,    gebirgigen   Karolineninseln    durch    deutsche   Ansiedler   tropischen 
Plantagenbau  betreiben  zu  lassen,  bisher  verzichten  müssen.    Der  Aufiruhr  der 
ihrer  ganzen  Natur  nach  sonst  friedfertigen  und  gutmütigen  Eingeborenen,  der 
die  Thätigkeit   der   spanischen  Verwaltungen   in  den  Karolinen  völlig  in  An- 
spruch nahm,  lieis  es  auch  nicht  zu,  daüs  die  Aufmerksamkeit  der  spanischen 
Behörden   sich   der  Förderung  des  Anbaues  der  Kokosnulspalme  auf  den  für 
solche  Kulturen  wie  geschaffenen  groDsen  Koralienatollen  der  Gruppe  und  der 
Sicherung  von  Handel  und  Verkehr  daselbst  widmete.    Nur  so  erklärt  es  sich, 
dafs    das  Gebiet  der  Karolinen,   das  dreimal  so  ausgedehnt  ist,   als  dasjenige 
des  benachbarten  Schutzgebiets  der  Marshallinseln,   bisher  nur  einen  so  ver- 
hältnismäfsig  geringen  Jahresertrag  an  Kopra  —  etwa  1500  bis  2000  Tons  — 
geliefert  hat;   unter  friedlicher  deutscher  Verwaltung  wird  es  nur  eines  Zeit- 
raums von  zehn  Jahren  —  die  Zeit  bis  zur  ersten  Ertragsfähigkeit  der  Kokos- 
nuDspalme  —  bedürfen,   um  ein  weit  günstigeres  und  dem  der  Marshallinseln 
ähnliches  Ergebnis  herbeizuführen. 

Die  Jaluitgesellschaft,  deren  Vorgängerinnen,  das   Haus  Godeffroy  und 
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Nr.  119dl.  später  Hernsheim  &  Co.,  die  ersten  kanfmäDiiiscben  Beziehungen  zu  den  Ein* 
^iwch*^  geborenen  angeknüpft  und  in  den  Karolinen  und  Palau  den  Boden  für  den 
und  Spanien,  deutschen  Handel  gewonnen  haben,  hat  auch  nach  dem  Jahre  1885  unter  der 
u.Peb.  1899.  gpanischeu  Regierung  es  verstanden,  den  ersten  Platz  unter  den  Handelsunter- 
nehmungen des  Inselgebiets  zu  behaupten.  Die  einzige  spanische  Firma  Factoria 
Espanola,  welche  in  den  letzten  fünfzehn  Jahren  sich  in  den  Karolinen  nieder- 
gelassen und  in  Tap  eine  Handelsstation  errichtet  hat,  konnte  sich  zu  irgend 
welcher  Bedeutung  nicht  entwickeln.  Ausgedehnter  war  der  Arbeitskreis  des 
amerikanischen  Händlers  O'Keefe,  der  namentlich  auch  in  den  Palau  festen 
Fuls  gefalst  hatte.  Ein  zweiter  kleinerer  amerikanischer  Händler  sads  in  Easaie 
und  bereiste  mit  einem  8chuner  die  benachbarten  Inseln.  Die  Versuche  unter- 
nehmungslustiger Japaner,  seit  einigen  Jahren  auf  Ponap6  und  anderen  Insehi 
sich  festzusetzen  und  Kopra  und  Schildpatt  gegen  japanische  Waren  umin- 
tauschen,  haben  bisher  keinen  nennenswerten  Erfolg  zu  verzeichnen  gehabt 
Die  Jaluitgesellschaft  hat  alljährlich  beinahe  drei  Viertel  der  gesamten  ge- 
ernteten Kopra  zur  Verschiffung  erhalten  und  eine  dieser  Ausfuhr  entsprechende 
Wareneinfuhr,  meist  deutschen  Ursprungs,  umgesetzt«  ||  Die  deutsche  Gesell- 
schaft besitzt  heute  auf  allen  wichtigeren  Inseln  Handelsniederlassungen,  und 
sie  hat  die  ausgesprochene  Absicht,  dem  oben  bereits  erwähnten  ursprünglichen 
Plan,  auch  Plantagenbau  auf  den  grödseren  Karolineninseln  zu  treiben,  sofort 
näher  zu  treten,  sobald  das  Inselgebiet  thatsächlich  in  den  Besitz  Deutschlands 
übergegangen  ist.  Sie  gedenkt,  kleinere  Kolonialgesellschaften  mit  mä&igem 
Kapitale  für  Plantagenbau  auf  den  am  geeignetsten  scheinenden  Inseln,  wie 
Kusaie,  Ponap6,  Ruck  und  in  der  Palaugruppe,  zu  gründen  und  einzehien 
deutschen  Ansiedlern  Gelegenheit  zur  Niederlassung  und  Plantagenbetrieb  da- 
selbst zu  geben.  Sie  ist  davon  überzeugt,  dafs  diese  genannten  Inseln  anfser- 
ordentlich  günstige  Bedingungen  für  den  Plantagenbau  bieten.  Zwar  lä&t  sich 
der  Nachteil  der  grofeen  Entfernung  vom  Mutterlande  für  einen  solchen  Be- 
trieb und  die  Heimschaffung  der  gewonnenen  Produkte  nicht  übersehen,  aber 
derselbe  wird  durch  den  günstigen  Umstand  aufgehoben,  dals  die  Schaffang 
kostspieliger  Verkehrsmittel  auf  den  Inseln  bei  ihrem  verhältnismälsig  geringen 
Umfange  nicht  erforderlich  wird,  und  das  Meer  eine  billige  Beförderung  sichert 
Auf  jeden  Fall  glaubt  die  Jaluitgesellschaft  —  und  sie  kann  auf  eine  lang- 
jährige Erfahrung  in  jenen  Gegenden  zurückblicken  und  hat  mit  der  Bewirt- 
schaftung der  Marshallinseln  beste  Erfolge  erzielt  — ,  dafs  auch  der  Plantagen- 
bau neben  dem  seit  langer  Zeit  üblichen  Handelsbetrieb  in  den  Karolinen  eine 
aussichtsvolle  Unternehmung  ist,  mag  derselbe  nun  von  kleineren  Gesellschaften 
oder  unternehmungslustigen  Privaten  ausgeführt  werden.  Denn  es  trifft  anf 
den  Karolinen  der  für  tropische  Gegenden  außerordentlich  seltene,  günstige 
Fall  zu,  dals  das  fast  ganz  fieberfreie  und  durch  die  Seeluft  sehr  gemSisigte 
Klima  es  gesunden  deutschen  Familien  sehr  wohl  gestattet,  sich  dort  auf  lange 
Zeit  nieder  zu  lassen.  Was  die  Arbeiterfrage  betrifft,  die  für  den  Plantagen- 
bau  in   tropischen  Kolonien  von  so  grolser  Bedeutung  ist,  so  sind  die  hohen 
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Inseln  zwar  nicht  stark  bevölkert,  aber  die  tieferliegenden  Atolle  mit  grofser  Nr.  nsei. 
Bevölkemngsziffer  bewirken,  dals  die  Lösnng  dieser  Frage  hier  keine  Schwierig-  ^^^^^ 
keit  machen  wird;  versorgt  doch  schon  jetzt  die  Earolineninsel  Pingelap  Jaluitnnd Spanien, 
mit  einer  genügenden  Zahl  von  Arbeitern.    Neben  der  Anlage  von  Kokosnnijs-^^^*^'^^^' 
anlagen  und  der  systematischen  Anpflanzung  der  Sagopalme  würden  beim  Plan- 
tagenbetrieb auf  den  hohen  Inseln  besonders  Baamwollpflanznngen,   mit  denen 
man  in  Nen-Pommem  sehr  gnte  Erfolge  erzielt  hat,  zn  empfehlen  sein.    Auch 
wird  Bodenbeschaffenheit   und   klimatische  Lage   den  Anbau   von  Tabak   und 
Kulturen  von  feineren  Kaffeesorten  gestatten.    Endlich  ist  noch  darauf  hinzu- 
weisen,  dals  man  in  jüngster  Zeit  mit  dem  Anbau  des  Tlang-Tlang-Baumes 
und  der  Fabrikation  des  bekannten  Parfüms  in  Manila  ganz  vorzügliche  Ge- 
schäfte gemacht  hat    Der  Ylang-Ylang-Baum  aber  findet  sich  auf  vielen  der 
Karolineninseln  und  seine  Kultur  erfordert  nur  sehr  geringe  Arbeit    Gerade 
Mikronesien  ist  aber  ein  ganz  besonders  günstiges  Absatzgebiet  für  ätherische 
Öle,  da  die  Eingeborenen  solche  in  grofsen  Mengen  verbrauchen. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  wirtschaftliche  Erschliefeung  dieser 
entlegenen  Gebiete  wird  ihre  möglichst  baldige  Einbeziehung  in  den  australi- 
schen Weltverkehr  sein.  Sowohl  der  Norddeutsche  Lloyd  in  Bremen  wie  die 
Jaluitgesellschaft  in  Hamburg  haben  sich,  wie  aus  der  anliegenden  Karten- 
skizze*) zu  ersehen  ist,  bereits  mit  Entwürfen  zur  Verwirklichung  dieses  Ge- 
dankens beschäftigt.  Von  hoher  Bedeutung  dafür  ist  die  grofse  Anzahl  sicherer 
Häfen  in  den  Karolinen-  und  Palauinseln.  Während  die  Marshallinseln  bei 
ihrer  geringen  Erhebung  über  dem  Meere  keinen  einzigen  sturmsicheren  Hafen 
und  namentlich  kein  frisches  Wasser  besitzen,  weisen  die  hohen  Inseln  der 
Karolinen  fast  ohne  Ausnahme  vortreffliche  Häfen  mit  Süliswasserzuflüssen  auf. 
So  Kusaie  mit  seinem  Berghafen  Chabrol  im  Westen,  den  Häfen  Coquille  und 
B^rard  im  Osten  und  dem  Lottinhafen  im  Süden,  so  Ponap^  an  der  Nordseite 
mit  dem  sehr  geschützten  Hafen  Metalanim,  an  der  Südwestseite  mit  dem 
Hafen  Ronkiti,  an  der  Südspitze  mit  dem  Hafen  Ponatik  und  an  der  Nord- 
westküste mit  dem  spanischen  Regierungshafen  Jokoits.  Ebenso  hat  die  Haupt- 
insel der  westlichen  Karolinen,  Yap,  an  der  Südostküste  einen  guten  Hafen 
Tomil,  der  eine  sehr  tief  einschneidende  Bucht  bildet,  und  auch  die  Palau- 
gruppe  verfügt  über  einige  recht  gute  Häfen,  deren  Bedeutung  wesentlich 
erhöht  werden  dürfte,  wenn  sich  bestätigen  sollte,  dafe,  wie  mit  grofeer  Be- 
stimmtheit erst  in  jüngster  Zeit  wieder  gemeldet  worden  ist,  sich  dort  Kohlen- 
lager befinden.  ||  Vom  Standpunkte  unserer  politischen,  wirtschaftlichen  und 
maritimen  Interessen  erscheint  die  Erwerbung  der  Inselgruppen  für  uns  gleich 
nützlich  und  notwendig. 

*)  Hier  weggelassen.    Red. 
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Einleitendes 11966. 

„  „        3.    —    —    2.  Sitzung.    Geschäftsordnung 11967. 

7.    —    —    Debatte  über  Cuba  und  Portorico 11968. 

„       11.    —    —    4.  Sitzung.    Cuba  und  Portorico 11969. 

„  „       14.    —    —    6.  Sitzung.    Cubanische  Schuldfrage 11970. 

„  „      17.    —    —    6.  Sitzung.  Verstärkung  der  amerikanischen  Garnison 

Yon  Manila.    Cuba 11971. 

21.    —    —      7.  Sitzung.  Dasselbe 11972. 

„  „       24.    —    —      8.  Sitzung.  Ablehnung  der  spanischen  Forderungen  11978. 

26.    —    —      9.  Sitzung.  Schuldfrage  fftr  Cuba  und  Portorico     .  11974. 

„  „      27.    —    —    10.  Sitzung.    Diskussion  über  Cuba  und  Portorico  .  11976. 

„  „       81.    —    —    11.  Sitzung.    Amerika  verlangt  die  Philippinen    .    .  11976. 

NoYbr.    4.    —    —    12.  Sitzung.    Antwort  der  Spanier  auf  das  Vorige  .  11977. 

„        9.    —    —    13.  Sitzung.    Replik  der  Spanier 11978. 

„       16.    —    ~    14.  Sitzung.    Fortsetzung  der  Debatte 11979. 

t,  M      21.    —    —    15.  Sitzung.   Die  Amerikaner  machen  Konzessionen, 

um  zum  Schluis  zu  kommen 11980. 

„          „      28.    —    —    16.  Sitzung.    Antwort  der  Spanier  auf  den  ameri- 
kanischen Vorschlag 11981. 

,.  „      80.    —    —    17.  Sitzung.    Vorlegung  eines  Friedensentwurfs  .    .  11982. 

Dezbr.    2.    —     —    18.  Sitzung.    Diskussion  über  den  Entwurf    .    .    .  11989. 

5.    —    *-    19.  Sitzung.    Dasselbe 11984. 

f,  „        6.    —    —    20.  Sitzung.  Diskussion  über  die  Fassung  der  Artikel  11985. 

„  „        8.    —    —    21.  Sitzung.    Fortsetzung  derselben  Diskussion    .    .  11986. 

„  „      10.    —    —    22.  Sitzung.    Unterzeichnung  des  Friedens      .    .    .  11987. 

fi  „      10.    —    —    Friedensvertrag 11988. 
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Konsalatsberlclite  Aber  die  Philippinen  vor  nnd  ans  dem  Erlege. 

1898.     Febr.  22.    Vereinigte  Staaten.    Der  Eonsol  in  Manila  an  das  Ministerium 

des  Auswärtigen.  Auf  den  Philippinen  herrscht  BOrfferkrieg  11989. 
,,        März  27.    —    Derselbe  an  Dasselbe.    Die  Lage  auf  den  Philippinen 

verschlechtert  sich 11990. 

Mai      4.    —    Der  Konsul  in  Manila  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Bericht  über  die  Seeschlacht  bei  Gayite    ......    11991. 

„  ,,      12.    —    Derselbe   an   Denselben.     Grausamkeiten  der  Spanier. 

Verhältnis  der  Eingeborenen  zu  den  Amerikanern  .  .  11992. 
„        Juni    10.    Philippinen.    Aguinaldo  an  den  Präsidenten  der  Vereinigten 

Staaten.     Protest  gegen   Annexion    oder   Verkauf  der 

Philippinen 11995. 

,,  ,,     16.    Vereinigte  Staaten.    Der  Konsul  in  Manila  an  den  Minister 

des  Auswirken.    Thätigkeit  Aeuinaldos 11993. 

Juli     2.    —    Derselbe  an  Denselben.    Vorschläge  für  den  Fall  einer 

längeren  Okkupation  der  Philippinen 11994 

Andere  Notlien  ttber  die  Philippinen. 

1898.     Juli     4.    Vereinigte  Staaten.  General  Anderson  an  Aguinaldo.  Wünscht 

gute  Beziehungen  zu  den  Philippinos 12001. 

„        Juli.  Philippinen.    Aguinaldo  an  General  Anderson.    Antwort  auf 

das  Vorige 12002. 

Aug.   27.    Vereinigte  Staaten.    Denkschrift  des  Generals  F.  V.  Greene. 

üau  zwischen  Spaniern  und  Philippinos 11996. 

„  „      29.    —    Bericht  des  Mi^or  F.  S.  Boums  an  den  General  Merritt. 

Beschreibung  der  Inseln 11997. 

„      29.    —    Bericht  des  Majors  J.  F.  Bell  an  General  Merritt  Streit- 
kräfte der  Philippinen 11998. 

„  „       29.    —    Bericht  des  Admirals  Dewey.    Maritime  Verhältnisse    .    11999. 

„  ,,  29.  —  Belgien.  Der  belgische  Konsul  in  Manihi  über  die  Zu- 
kunft der  Philippmen 12000. 

„      August.       Vereinigte   Staaten.     Skizze   der   ökonomischen  Lage  der 

Philippinen.    Von  Max  Tomow 12005. 

„     Septbr.  15.    —    Denkschrift  des  Geologen  George  F.  Becker  über  die 

Mineralien  der  Philippinen 12004. 

„  y,  80.  —  Denkschrift  des  Stabschefis  F.  V.  Greene  über  die  Lage 
auf  den  Philippinen  am  30.  Auffust  1898.  Bevölkerung, 
Verwaltung,  Produkte.  —  Proklamationen  Aguinaldos 
als  Anlagen 12003. 

Sfidafrlkanlsche  Bepublik  nnd  Grofsbrltannlen. 

Verhandlungen  über  die  Entschädigungsansprüche  der  Südafrikanischen 
Republik  für  den  Einfall  Jamesons. 

1897.  Febr.  20.    Grofsbritannien.  DerGouyemeuryon  Kapland  an  den  Kolonial- 

minister.   Übersendet  die  Entschädigungsforderung  der 

Südafrikanischen  Republik 12006. 

,,  April  10.  —  Der  Kolonialminister  an  den  Gouverneur  von  Kapland. 
Vorbehalte  gegen  die  Ansprüche  der  Südafrikanischen 
Republik 12007. 

1898.  Febr.  4.    —    Das  Kolonialamt  an  die  Britische  Südafrikanische  Gesell- 

schaft Die  Gesellschaft  soll  die  Südafrikanische  Republik 

um  nähere  Auskunft  ersuchen 12008. 

März    4.    —    Die  Britische  Südafrikanische  Gesellschaft  an  das  Kolonial- 
amt.   Antwort  auf  das  Vorige 12009. 

M  „     15.    —    Der  Kolonialminister  an  den  Gouverneur  der  Kapkolonie. 

Er  soll  mit  der  Südafrikanischen  Republflc  verhandeln  .     12010. 

„  April  6.  —  Der  Agent  in  Pretoria  an  den  Staatssekretär  der  Süd- 
afrikanischen Republik.    Fordert  Auiserungen  über  die 

Ansprüche 12011. 

Mai     5.    SüdaMkanJsche  Republik.    Das  Staatsdepartement  an  den 

englischen  Agenten.    Antwort  auf  das  Vorige    ....    12012. 
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1898.  Jali     1.    Cht>fBbritaimien.    Der  Rolonialminister  an  den  Qoayemeur 

der  Kapkolonie.  Die  englische  Regiening  lehnt  eine 
weitere  Intervention  ab»  bevor  die  Südafrikanische  Re- 
publik ihre  Forderung  nicht  begründet  hat 12013. 

,»  Novbr.  9.  Südafrikanische  Republik.  Das  Auswärtige  Amt  an  den  eng- 
lischen Agenten  in  Pretoria.  Übersendet  die  verlangte 
Specifikation  der  Forderungen 12014. 

„  „      12.    Qrofsbritamiien.    Der  Agent  in  Pretoria  an  den  Gouverneur 

der  Kapkolonie.    Bemerkungen  zum  Vorigen     ....    12015. 

1899.  Mai     10.    —    Die  Britische  Südafrikanische  Gesellschaft  an  das  Kolonial- 

amt   Bemerkungen  zu  den  Ansprüchen  der  Südafrikan. 

Republik 12016. 

„         ,,        13.    —    Der  Kolonialminister  an  den  Gouverneur  der  Kapkolonie. 

Er  stimmt  der  Britischen  Südafrikanischen  Gesellschaft  zu    12017. 

Verhandlungen  über  die  Beschwerden  der  Ausländer. 

1897.      Aug.    5.    Südafrikanische  Republik.    Bericht  der  Industriekommission 

an  die  Regierung 12018. 

1899.  M&rz.  Grofsbritannien.  Petition  britischer  in  der  Südafrikanischen 
Republik  ansässiger  Unterthanen  an  die  Königin  um  Ab- 
stellunf^  von  Milsbräuchen  in  der  Republik 12019. 

„  „     27.    Südafrikanisohe  Republik.    Rede  des  Präsidenten  über  die 

Beschwerde  der  Ausländer 12020. 

1899.  Mai  4.  Grofsbritannien.  Der  Gouverneur  der  Kapkolonie  an  den 
Kolonialminister.  Lage  in  der  Südafrikanischen  Republik. 
Fordert  Einschreiten  der  englischen  Resierung  ....    12021. 

,,  M  5.  —  Der  Generalkonsul  in  der  Südafrikanischen  ü^publik  an 
das  Kolonialamt  Übersendet  ehie  Gegenpetition  zu 
Nr.  12019 12022. 

,,  tt  10.  —  Der  Kolonialminister  an  den  Gouverneur  der  Kapkolonie. 
Antwort  auf  die  Petition  Nr.  12019.  Die  Beschwerden 
über  die  Beschränkung  der  politischen  Rechte  sind  be- 
gründet. Verhandlungen  sollen  mit  der  Republik  ange- 
knüpft werden 12023. 

,,  ,,  10.  —  Der  Gouverneur  der  Kapkolonie  an  den  Kolonialminister. 
Die  Präsidenten  des  Onuge  -  Freistaats  und  der  Süd- 
afrikanischen Republik  haben  ihm  eine  Zusammenkunft 
vorgeschlafen 12024. 

„  „      12.    —    Der  Koloniahninister  an  den  Gouverneur  der  Kapkolonie. 

Genehmigung  der  Zusammenkunft 12025. 

,,  16.  —  Der  Gouverneur  der  Kapkolonie  an  den  Kolonialminister. 
Krüger  verlangt  Unantastbarkeit  der  Unabhängigkeit  der 
Republik 12026. 

,,  „      24.    —    Der  Kolonialminister  an  den  Gouverneur  der  Kapkolonie. 

Instruktion  für  die  Zusammenkunft 12027. 

Verhandlungen  in  Bloemfontein  zwischen  Krüger  und  Milner.  Juni  1899. 

1899.  Juni  1.  Grofsbritannien.  Der  Gouverneur  der  Kapkolonie  an  den  Prä- 
sidenten der  Südafrikanischen  Republik.  Schlägt  die  Er- 
teilung des  Bürgerrechts  an  die  seit  fünf  Jahren  An- 
sässigen vor 12029. 

„  ,,       2.    Südafrikanische  Republik.    Der  Präsident  an  den  Gouverneur 

der  Kapkolonie.    Antwort  auf  das  Vorige 12030. 

„  „  3.  Grofsbritannien.  Der  Gouverneur  der  Kapkolonie  an  den 
Präsidenten  der  Südafrikanischen  Republik.  Die  ange- 
botenen Zug;oständni8se  genügen  nicht 12031. 

8.  Südi^&ikanisohe  Republik.  Der  Präsident  an  den  Gouverneur 
der  Kapkolonie.  Erhöhung  der  Abgeordneten  für  die 
Goldfelder.    Ablehnung  weiterer  Konzessionen  ....    12032. 

„  „       5.    Grofsbritannien.    Der  Gouverneur  der  Kapkolonie  an  den 

Präsidenten    der   Südafrikiuuschen   Republik.      Fordert 
weitere  Zugeständnisse^  die  bisherigen  und  unannehmbar    12033. 
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1899.     Joni     5.    Südafrikanische  Sepnblik.  Der  Präädent  an  den  Ooaveraeiar 

der  Kapkolonie.    SchlulsYorschlag 12034. 

,,  „      14.    Orofsbiitaniiien.  DerGoaTemearTonEaplandandenEolonial- 

miidster.    Bericht  über  die  Zusammenkniift  mit  Krüger    1202& 

Weitere  Verhandlungen  zwischen  Grofsbritannien,  der  Südafrikanischen 
Republik  und  dem  Oranje-Freistaat  bis  zum  Ausbruch  des  Krieges. 

1899.  Juni  9.  Südafrikanische  Republik.  Der  Staatssekretär  an  den  eng- 
lischen Agenten  in  Pretoria.  Schlägt  die  Einsetzung 
eines  Schiedsgerichts  vor 12035. 

„  y,  23.  Orofsbritannien.  Der  Qouyemeur  der  Kapkolonie  an  den 
Agenten  in  Pretoria.  Er  kann  den  Vorschlag  des  Schieds- 
gerichts nicht  empfehlen 13036. 

,,  ,,     26.    Südafrikanische  Republik.  Gesetz  über  die  politische  Stellung 

der  Ausländer 12037. 

,,  ,,      29.    —    Ausführungsbestimmungen  zum  Vorigen 13038. 

„  Juli  27.  Grofsbritannien.  Der  Gouverneur  der  Kapkolonie  an  den 
Kolonialminister.  Beschluis  der  Südafrikanischen  Republik 
über  die  Vertretung  der  Goldfelder 12089. 

M  „     27.    —    Der  Kolonialminister  an  den  Gouverneur  der  Kapkolonie. 

Bemerkungen  zu  den  Reformen  in  der  Südafrikanischen 
Republik.    Vertretung  der  Ausländer  im  Schiedsgericht    12040. 

„  ,,  31.  —  Der  Kolonialminister  an  den  Gouverneur  der  Kapkolonie. 
Soll  der  Südafrikanischen  Republik  neue  Verhandlungen 
vorschlagen 12041. 

,,       Aug.      1.    —    Derselbe  an  Denselben.    Dasselbe 12042. 

„         „         4.    —    Der  Gouverneur  der  Kapkolonie  an  den  Kolonialminister    12043. 

„         „       15.    —    Der  Gouverneur  der  Kapkolonie  an  den  Kolonialminister. 

Neue  Vorschläge  der  Südafrikanischen  Republik    .    .    .    12044. 

,,         ,«       18.    —    Derselbe  an  Denselben.  Vorläufige  Instruktionen  an  den 

Agenten  in  Pretoria 12045. 

,,       22.    —    Derselbe  an  Denselben.     Die  Südafrikanische  Republik 

formulirt  ihre  Vorschläge  näher 12046. 

„         „       23.    —    Der  Kolonialminister  an  den  Gouverneur  der  Kapkolonie. 

Forderungen  Englands 12047. 

„         „       26.    —    Der  Kolonialminister  an  den  Gouverneur  der  Kapkolonie. 

Antwort  auf  Nr.  12046 1204a 

M     Septbr.    2.    —     Der  Gouverneur  der  Kapkolonie  an  den  Kolonialminister. 

Antwort  der  Südafrikanischen  Republik  auf  das  Vorige    12049. 

»  „  8.  —  Der  Gouverneur  der  Kapkolonie  an  den  Kolonialminister. 
Zusatz  zur  Note  der  Südafrikanischen  Republik  vom 
2.  September 1205L 

M  „        9.    —    Der  Kolonialminister  an  den  Gouverneur  der  Kapkolonie. 

Ablehnung  der  Vorschläge  der  Südafrikanischen  Republik    1205a 

»  ),        9.    —    Derselbe  an  Denselben.    Beschhiils  des  Volksraads  der 

Südafrikanischen  Republik  über  Krieg  und  Frieden    .    .    12053. 

,,  ,,  16.  —  Der  Gk>uvemeur  der  K^kolonie  an  den  Kolonialminister. 
Übersendet  eine  Depescne  des  Ministers  der  Südafrikan. 
Republik.  Reitz  bedauert  die  Haltung  der  en^ischen 
Regierung 12053. 

>»  f,  19.  —  Derselbe  an  Deoselben.  Korrespondenz  mit  dem  Orax^e- 
Freistaat  über  die  Ansammlung  britischer  Truppen  an 
der  Grenze  der  Republik 12054. 

„  „      22.    —    Der  Kolonialminister  an  den  Gouverneur  der  Kapkolonie. 

Die  Fortsetzung  der  bisherigen  Verhandlung  ist  nutzlos    12055. 
M      22.    —    Derselbe  an  Denselben.    Bemeikungen  zu  Nr.  12053  .    .    12056. 

„  y,      28.    —    Der  Gouverneur  der  Kapkolonie  an  den  Kolonialminister. 

Der  Volksraad  des  Oraine-Freistaats  beschliefet,  im  Falle 
eines  Krieges  der  Südafrikanischen  Republik  beizustehen    12057. 
29.    —    Derselbe   an   Denselben.     Der   Präsident   des   Oranje- 

Freistaats  bietet  sefaie  Vermitthing  an 12058. 

,,  .,      29.    —    Der  Kolonialminister  an  den  Gouverneur  der  Kapkolonie. 

Antwort  auf  Nr.  12058 12059. 
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1899.  Oktbr.  2.  Cht>f8britaimien.  Der  Gk>aTemear  der  Eapkolonie  an  den 
Eolonialminiflter.  Korrespondenz  mit  demOraige-Freistaat 
Aber  die  Ansammlung  britischer  Truppen 12060. 

„  „      2.    —    Derselbe  an  Denselben.    Der  Präsident  der  Sfldafrikan. 

Republik  h&lt  den  Krieg  für  unvermeidlich 12061. 

„  ,>      4.    —    Der  Gouverneur  der  Kaj^kolonie  an  den  Kolonialminister. 

Der  Präsident  des  Oraiye- Freistaats  verlangt  eine  Ant- 
wort auf  Nr.  12060.    Entwurf  einer  Antwort    ....    12062. 

„  „      5.    —    Derselbe  an   Denselben.     Weitere  Verhandlungen  mit 

dem  Ora^je-Freistaat 12068. 

,)  >f      8.    —    Derselbe  an  Denselben.    Dasselbe 12064. 

„  „     10.    —    Der  Gouverneur  der  Kapkolonie  an  den  Kolonialminister. 

Ultimatum  der  Südafrikanischen  Republik 12065. 

„  „     10.    —    Der  Kolonialminister  an  den  Gouverneur  der  Kapkolonie. 

Das  Ultimatum  ist  undiskutierbar 12066. 

„  „  12.  —  Der  Gouverneur  der  Kapkolonie  an  den  Kolonialminister. 
Letzte  Verhandlung  mit  dem  Onmie-Freistaat  £r  nimmt 
am  Kriege  teU 12067. 
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Friedensverhaiidlungeu  zwischen  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  und  Spanien  1898 
und  Dokumente  über  die  Philippinen.*) 

Nr.  11962.  SPAHIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  dnrch  Ver- 
mittlung des  französ.  Botschafters  in  Washington. 
Spanien  ist   zur    Einstellung    der   Feindseligkeiten 

bereit. 

Madrid,  July  22,  1898. 

Mr.  President:  Since  three  months  the  American  people  and  the  Spanish  Nr.  U962. 
nation  are  at  war  because  Spain  did  not  consent  to  grant  independence  to    ^P*f/^°- 

*^  22.  Jttli  1896. 

Gnba  and  to  withdraw  her  troops  therefrom.  ||  Spain  faced  with  resignation 
such  uneven  strife,  and  only  endeavored  to  defend  her  possessions  with  no 
other  hope  than  to  oppose,  in  the  measure  of  her  strength,  the  undertaking 
of  the  United  States,  and  to  protect  her  honor.  ||  Neither  the  trials  which 
adversity  has  made  us  endure  nor  the  realization  that  but  faint  hope  is  left 
US  could  deter  us  from  struggling  tili  the  exhaustion  of  our  very  last  resources. 
This  stout  purpose,  however,  does  not  blind  us,  and  we  are  fully  aware  of 
the  responsibilities  which  would  weigh  upon  both  nations  in  the  eyes  of  the 
civllized  world  were  this  war  to  be  continued.  ||  This  war  not  only  inflicts 
upon  the  two  peoples  who  wage  it  the  hardships  inseparable  from  all  armed 
conflict,  but  also  dooms  to  nseless  suffering  and  unjust  sacrifices  the  inhabi- 
tants  of  a  territory  to  which  Spain  is  bound  by  sccular  ties  that  can  be  for- 
gotten  by  no  nation  either  of  the  old  or  of  the  new  world.  ||  To  end  cala- 
mities  already  so  great  and  to  avert  evils  still  greater,  our  countries  might 
mutually  endeavor  to  find  upon  which  conditions  the  present  struggle  could 
be  terminated  otherwise  than  by  force  of  arms. 

Spain  believes  this  understandiug  possible,  and  hopes  that  this  view  is 
also  harbored  by  the  Government  of  the  United  States.  All  true  friends  of 
both   nations  share  no  doubt  the  same  hope.  ||  Spain  wishes  to  show  again  that 

*)  Die  folgenden  Aktenstücke  bis  Nr.  12005  sind  entnommen  der  Botschaft  des 
Präsidenten  der  Verehiigten  Staaten  an  den  Senat.    Januar  1899. 

SiaatsarchiT  LlUI.  1 
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Nr.  11962.  in  this  war,  as  well  as  in  the  one  she  carried  od  against  the  Gnban  insurgents, 
oo^?*r^»!L  ß^e  ha<i  but  one  object:  the  yindication  of  her  prestige,  her  honor,  her  name. 

ss.JQli  1898. 

Döring  the  war  of  insorrection  it  was  her  desire  to  spare  the  great  Island 
from  the  dangers  of  premature  independence;  in  the  present  war  she  has  been 
actuated  by  sentiments  inspired  rather  bj  ties  of  blood  than  bj  her  interests 
and  by  the  rights  belonging  to  her  as  mother  coantry.  ||  Spain  is  prepared  to 
spare  Cnba  from  the  continuation  of  the  horrors  of  war  if  the  United  States 
are,  on  their  part,  likewise  disposed.  ||  The  President  of  the  United  States  and 
tbe  American  people  may  now  leam  from  this  message  the  tme  thought, 
desire,  and  intention  of  the  Spanish  nation.  ||  And  so  do  we  wish  to  leam 
from  the  President  of  the  United  States  upon  which  basis  might  be  establi- 
shed  a  political  Status  in  Guba  and  might  be  terminated  a  strife  which  woald 
continue  without  reason  should  both  Governments  agree  upon  the  means  of 
pacifying  the  island.  ||  In  the  name  of  the  Government  of  H.  M.  the  Queen 
Regent  I  have  the  honor  to  address  this  message  to  yoar  excellency,  with  the 
expressioD  of  my  highest  consideration. 

Duc  d'Almodovar  del  Rio»  Ministre  d'Etat. 


Nr.  11963.  VEREINIGTE  STAATES.  —  Der  Staatssekretär  des 
Auswärtigen  an  den  spanischen  Minister  des  Aus- 
wärtigen.   Antwort  auf  das  Vorige. 

Department  of  State,  Washington,  July,  30,  1898. 
Nr.  11968.  Excellency:   The  President   received   on  the   aftemoon  of  Tuesday,    tbe 

^stoltra!*  2^^^  instant,  from  the  band  of  bis  excellency  the  ambassador  of  France, 
80.  Juli  1898.  representing  for  this  purpose  the  Government  of  Spain,  the  message  signed  bj 
your  excellency  as  minister  of  State  in  behalf  of  the  Government  of  Her 
Majesty  the  Queen  Regent  of  Spain,  and  dated  the  22 d  instant,  as  to  the 
possibility  of  terminating  the  war  now  existing  between  the  United  States  and 
Spain.  II  The  President  received  with  satisfaction  the  Suggestion  that  the  two 
countries  might  mutually  endeavor  to  ascertain  the  conditions  on  which  tbe 
pending  struggle  may  be  brought  to  an  end,  as  well  as  the  expression  of 
Spain's  belief  that  au  understanding  on  the  subject  is  possible.  jj  During  the 
protracted  negotiations  that  preceded  the  outbreak  of  hostilities  the  President 
earnestly  labored  to  avert  a  conflict,  in  the  hope  that  Spain,  in  consideration 
of  her  own  interests,. as  well  as  those  of  the  Spanish  Antilles  and  the  United 
States,  would  find  a  way  of  removing  the  conditions  which  had,  for  half  a 
Century,  constantly  disturbed  the  peace  of  the  Western  Hemisphere  and  on 
numerotts  occasions  brought  the  two  nations  to  the  verge  of  war.  ||  The  Pre- 
sident witnessed  with  profound  disappointment  the  frustration  of  bis  peacefnl 
efforts  by  events  which  forced  upon  the  people  of  the  United  States  the 
unalterable  conviction  that  nothing  short  of  the  relinquishment  by  Spain  of  a 
Claim  of  sovereignty  over  Cuba  which  she  was  unable  to  enforce  would  relieve 
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a  ntnation  tbat  had  become  nnendnrable.  ||  For  years  tbe  Government  of  tbe  Nr.  ums. 
United  States,  out  of  regard  for  the  susceptibilities  of  Spain,  had  bj  tbe  ^^^ 
exercise  of  its  power  and  tbe  expenditnre  of  its  treasnre  preserved  tbe  obli-30.jaui898. 
gations  of  neutralitj.  Bot  a  point  was  at  lengtb  reacbed  at  wbich,  as  Spain 
had  often  been  forewamed,  tbis  attitnde  could  no  longer  be  maintained.  The 
spectacle  at  onr  very  doors  of  a  fertile  territory  wasted  bj  fire  and  sword, 
and  given  over  to  desolation  and  famine,  was  one  to  which  onr  people  could 
not  be  indifferent.  Tielding,  therefore,  to  the  demands  of  humanity,  they 
determined  to  remove  the  causes  in  the  effects  of  which  they  had  become  so 
deeply  inTolved.  ||  To  this  end  the  President,  with  the  authority  of  Congress, 
presented  to  Spain  a  demand  for  the  withdrawal  of  her  land  and  na?al  forces 
from  Gnba,  in  order  tbat  the  people  of  the  island  might  be  enabled  to  form 
a  govemment  of  their  own.  To  this  demand  Spain  replied  by  severing  diplo- 
matic  relations  with  the  United  States,  and  by  declaring  that  she  considered 
tbe  action  of  this  Government  as  creating  a  State  of  war  between  the  two 
countries.  ||  The  President  could  not  but  feel  sincere  regret  that  the  local 
qaestion  as  to  the  peace  and  good  governroent  of  Cuba  should  thus  have  been 
transformed  and  enlarged  into  a  general  conflict  of  arms  between  two  great 
peoples.  Nevertheless,  having  accepted  the  issne  with  all  the  hazards  which 
it  involvedy  he  has,  in  tbe  exercise  of  bis  duty,  and  of  the  rights  which  the 
State  of  war  confers,  prosecuted  bostilities  by  land  and  sea,  in  order  to  secure 
at  the  earliest  possible  moment  an  honorable  peace.  In  so  doing  he  has  been 
compelled  to  avail  himself  unsparingly  of  the  lives  and  fortunes  which  bis 
eoiintrymen  have  placed  at  bis  command;  and  untold  burdens  and  sacrifices, 
hl  transcending  any  material  estimation,  have  been  imposed  npon  them.  ||  That 
as  the  result  of  the  patriotic  exertions  of  the  people  of  the  United  States  the 
strife  has,  as  your  excellency  observes,  proved  unequal,  inclines  the  President 
to  offer  a  brave  adversary  generous  terms  of  peace.  ||  The  President  therefore 
responding  to  your  excellency's  request,  will  State  the  terms  of  peace  which 
wiU  be  accepted  by  bim  at  the  present  time,  subject  to  the  approval  of  the 
Senate  of  the  United  States  hereaftcr.  ||  Tour  excellency  in  discnssing  the 
qaestion  of  Cuba  intimates  that  Spain  has  desired  to  spare  the  island  the 
dangers  of  premature  independence.  The  Govemment  of  the  United  States 
has  not  shared  the  apprehensions  of  Spain  in  this  regard,  but  it  recognizes 
tbe  fact  that  in  the  distracted  and  prostrate  condition  of  the  island,  aid  and 
guidance  will  be  necessary,  and  these  it  is  prepared  to  give. 

The  United  States  will  require:  First.  The  relinquishment  by  Spain  of 
all  Claim  of  sovereignty  over  or  title  to  Cuba  and  her  immediate  evacuation 
of  the  island.  ||  Second.  The  President,  desirous  of  exhibiting  signal  genero- 
«itj,  will  not  now  put  forward  any  demand  for  pecuniary  indemnity.  Never- 
tbeless  he  can  not  be  insensible  to  the  losses  and  expenses  of  the  United 
States  incident  to  the  war  or  to  the  Claims  of  our  Citizens  for  injnries  to 
tbeir  persona  and  property  dnring  the  late   insurrection  in  Cuba.    He  mnst, 
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i¥r.  ii9«8.  therefore,  require  the  cession  to  the  United  States  and  the  immediate  eTa- 
v«winigte  ß^j^i^jQ^  ]yj  Spaln  of  the  island  of  Porto  Rico  and  other  islands  now  ander 

Staaten.  </       r 

so.Jou  1898.  the  sovereigntj  of  Spain  in  the  West  Indies,  and  also  the  cession  of  an  island 
in  the  Ladrones,  to  be  selected  bj  the  United  States.  ||  Third.  On  similar 
grounds  the  United  States  is  entitled  to  occupj  and  will  bold  the  dty»  baj, 
and  harbor  of  Manila  pending  the  conclasion  of  a  treaty  of  peace  which  shall 
determine  the  control,  disposition,  and  government  of  the  Philippines.  ||  If  the 
terms  herebj  offered  are  accepted  in  their  entirctj  commissioners  will  be 
uamed  by  the  United  States  to  meet  similarly  authorized  commissioners  on 
the  part  of  Spain  for  the  purpose  of  settling  the  details  of  the  treaty  of 
peace  and  signing  and  delivering  it  ander  the  terms  above  indicated. 

I  avail  myself  of  this  occasion  to  offer  to  yoar  excellency  the  assorances 
of  my  highest  consideration.  William  R.  Day. 


Nr.  11964:.  SPANIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  de» 
Minister  des  Auswärtigen  der  Vereinigten  Staaten. 
Spanien  nimmt  die  amerikanischen  Bedingungen  an. 

Madrid,  August  7tb,  1898. 
Nr.  11964.  Mr.  Secretary  of  State:  ||  Tlie  Frencii  ambassador  at  Washington,  whose 

7  i!ir"^i898  ^^^^  Offices  have  enabled  the  Spanish  Government  to  address  a  message  to 
the  President  of  the  United  States,  has  forwarded  by  cable  yoar  excellency's 
reply  to  this  document.  ||  In  examining  the  arguments  used  as  a  preamble  to 
the  specification  of  the  terms  upon  which  peace  may  be  restored  between 
Spain  and  the  United  States,  it  behooves  the  Spanish  Government  to  dednct 
from  the  order  of  events  that  the  severance  of  diplomatic  relations  with  the 
United  States  had  no  other  purpose  than  to  decline  the  acceptance  of  ao 
Ultimatum  which  Spain  could  only  consider  as  an  attempt  against  her  rightfal 
sovereignty  over  Cuba.  ||  Spain  did  not  declare  war;  she  met  it  because  It  was 
the  only  means  of  defending  her  rights  in  the  Greater  Antilles.  Thus  did  the 
Queen  and  the  United  States  see  fit  to  transform  and  enlarge  the  purely  local 
question  of  Cuba.  ||  From  this  fact  your  excellency  draws  the  conclusion  that 
the  question  at  stake  is  no  longer  only  the  one  which  relates  to  the  territory 
of  Cuba,  but  also  that  the  losses  of  American  lives  and  fortunes  incident  to 
the  war  should  in  some  manner  be  compensated.  ||  As  to  the  first  cdndition, 
relating  to  the  f^ture  of  Cuba,  the  two  Governments  reach  similar  conclasions 
in  regard  to  the  natural  inability  of  its  people  to  establish  an  independent 
government;  be  it  by  reason  of  inadequate  development,  as  we  believe,  or  on 
account  of  tlie  present  distracted  and  prostrate  condition  of  the  island,  as 
your  exqellency  states^  the  fact  remains  that  Cuba  needs  gnidance.  The 
American  people  are  willing  to  assume  the  responsibility  of  giving  this  guidance 
by  substituting  themselves  to  the  Spanish  nation,  whose  right  to  keep  the 
island  is  indisputable;   to  this  intimation  we  have  nothing  to  oppose.     The 
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necessity   of  withdrawing   from  the  territory  of  Caba  being  imperative,   the  Nr.  ii964. 
Dfttion  assnming  Spain's  place  must,  as  long  as  this  territory  shall  not  have  7  jf „"^sis. 
fally   reached   the    conditions   reqaired   to  take  rank  among  other  sovereign 
powers,  provide  for  rules  wbich  will  insnre  order  and  protect  against  all  risks 
the  Spanish  residents,  as  well  as  the  Caban  natives  stlU  loyal  to  the  motber 
country.  ||  In  the  name  of  the  nation  the  Spanish  Government  hereby  relin- 
qnishes  all  claim  of  sovereignty  over  or  title  to  Caba,  and  engages  to  the 
irremeable  evacnation  of  the  Island,  snbject  to  the  approval  of  the  Cortes  — 
a  reserve  which  we  likewise  roake  with  regard  to  the  other  proffered  terms 
—  jnst  as  these  terms  will  have  to  be  nltimately  approved  by  the  Senate  of 
the  United  States.  ||  The  United  States  require,  as  an  indemnity  for  an  eqni- 
valent  to  the  sacrifices  they  have  borne  during  this  short  war*  the  cession  of 
Porto  Rico  and  of  the  other  islands  now  ander  the  sovereignty  of  Spain  in 
the  West  Indies,  and  also  the  cession  of  an  Island  in  the  Ladrones,  to  be 
selected  by  the  Föderal  Government.  ||  This  demand  Strips  as  of  the  very  last 
memory  of  a  glorioas  past,  and  expels  as  at  once  from  the  prosperoas  Island 
of  Porto  Rico  and  from  the  Western  Hemisphere,  which  became  peopled  and 
civilized  throagh  the  proad  deeds  of  oar  ancestors.    It  might,  perhaps,  have 
been  possible  to  compensate  by  some  other  cession  for  the  injuries  sastained 
by  the  United  States.    Uowever,  the  inflexibility  of  the  demand  obliges  as  to 
cede,   and   we   shall   cede,   the  Island  of  Porto  Rico  and  the  other  islands 
belonging  to  the  Crown  of  Spain  in  the  West  Indies,  together  with  one  of  the 
islands  of  the  arcbipelago  of  the  Ladrones,  to  be  selected  by  the  American 
Government  ||  The   terms   relating   to   the  Philippines   seem,   to   our  ander- 
Standing,  to  be  qnite  indefinite.     On  the  one  band,  the  groand  on  which  the 
United  States  believe  themselves  entitled  to  occapy  the  bay,  the  harbor,  and 
the  city  of  Manila,  pending  the  conclasion  of  a  treaty  of  peace,  can  not  be 
that  of  conqaest,  since  in  spite  of  the  blockade  maintained  on  sea  by  the 
American  fleet,  in  spite  of  the  siege  established  on  land  by  a  native  sapported 
and  provided  for  by  the  American  admiral,  Manila  still  holds  its  own,  and 
the  Spanish  Standard  still  waves  over  the  city.    On  the  other  band,  the  whole 
arcbipelago  of  the  Philippines  is  in  the  power  and  ander  the  sovereignty  of 
Spain.     Therefore  the  Government  of  Spain  thinks  that  the  temporary  occa- 
pation  of  Manila  shonld  constitate  a  gaaranty.    It  is  stated  that  the  treaty  of 
peace  shall  determine  the  control,  disposition,  and  government  of  the  Philip- 
pines; bat  as  the  intentions  of  the  Federal  Government  by  regression  remain 
veiled,  therefore  the  Spanish  Government  mast  declare  that,  while  accepting 
the  third  condition,  they  do  not  a  priori  renoance  the  sovereignty  of  Spain 
over  the  arcbipelago,  leaving  it  to  the  negotiators  to  agree  as  to  sach  reforms 
which  the  condition  of  these  possesssions  and  the  level  of  caltare  of  their 
natives  may  render  desirable.  ||  The  Government  of  Her  Majesty  accepts  the 
third  condition,  with  the  above-mentioned  declaratioas.  ||  Sach  are  the  State- 
ments  and   observations   which   the   Spanish   Government   has   the   honor   to 
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Nr.  11964.  submit  in  reply  to  your  excellency's  communicatioD.  Tbey  accept  tbe  proffered 
7^^^  terms,  snbject  to  the  approval  of  the  Cortes  of  the  Kingdom,  as  reqoired  by 
their  constitutional  dnties.  ||  The  agreement  between  the  two  Govemments 
implies  the  irremeable  Suspension  of  hostilities  and  the  designation  of  com- 
missioners  for  the  purpose  of  settling  the  details  of  the  treaty  of  peace  and 
of  signing  it,  ander  the  terms  above  indicated.  ||  I  avail  myself  of  this  occa- 
sion  to  offer  to  your  excellency  the  assurances  of  my  highest  consideration. 

Almodovar  del  Rio. 


Nr.    11965.    VEREINIOTB  STAATEN  und  SPAHIEir.  —  Präliminar- 
frieden. 

Washington,  12.  August  1898. 

Protocol. 

Nr.  11965.  William  R.  Day,  Secrdtaire  d'Etat  des  Etats-Unis,  et  Son  Excellence M.  Jules 

^stMtra'  Cambon,  Ambassadeur  Extraordinaire   et    Pl^nipotentiaire   de  la  R^publiqne 

nnd Spanien.  Frangaise  k  Washington,  ayant  respectivement  re^u  k  cet  effet  pleine  autori- 

i2.Ang.i898.g^^^j^  du  Gouvememeut  des  Etats-Unis  et  du  Gouvernement  d'Espagne,  ont 

conclu  et  sign^  les  articles  suivants  qui  pr^cisent  les  termes  sur  lesquels  les 

deux  Gouvernements  se  sont  mis  d'accord  en  ce  qui   conceme  les  questions 

ci-apr^s  d^sign^es  et  ayant  pour   objet  l'^tablissement  de  la  paix  entre  les 

deux  pays,  savoir: 

Article  I. 

L'Espagne  renoncera  k  toute  Prätention  k  sa  souverainet^  et  k  tout  droit 
sur  Cuba. 

Article  U. 

L'Espagne  c^dera  aux  Etats-Unis  Tile  de  Porto -Rico  et  les  autres  tles 
actuellement  sous  la  souverainet^  Espagnole  dans  les  Indes  Occidentales,  ainsi 
qu  une  tle  dans  les  Ladrones  qui  sera  choisie  par  les  Etats-unis. 

Article  III. 
Les  Etats-Unis   occuperont  et  tiendront  la  ville,  la  baie  et  le  port  de 
Manille  en  attendant  la  conclusion  d'un  trait^  de  paix  qui  devra  d^terminer 
le  contröle,  la  disposition  et  le  Gouvernement  des  Philippines. 

Article  IV. 
L'Espagne  ^vacuera  immddiatement  Cuba,  Porto  Rico  et  les  autres  tles 
actuellement  sous  la  souverainet^  Espagnole  dans  les  Indes  Occidentales;  k 
cet  effet  chacun  des  deux  Gouvernements  nomroera  dans  les  dix  jours  qui  sui- 
vront  la  signature  de  ce  protocole,  des  commissaires,  et  les  commissaires  ainsi 
nomm^s  dcvront,  dans  les  trente  jours  qui  suivront  la  signature  de  ce  proto- 
cole, se  rcneontrer  k  la  Havane  afin  d'arranger  et  d'ex^cuter  les  details  de 
r^vacaation  sus-mentionn^e  de  Cuba  et  des  lies  Espagnolesadjacentes;  et  chacun 
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des  deux  Gouvernements  nommera  ^galement,  dans  las  dix  jours  qui  suivront  Nr.  U9«5. 
]a  Signatare  de  ce  protocole,  d'antres  commissaires  qni  devront,  dans  les  trente    sluton 
jours  de  la  signature  de  ce  protocole,  se  rencontrer  k  San  Juan  de  Porto- '^"^^p*"**"' 
Rico  afin  dVranger  et  d'ex^cuter  les  d^tails  de  T^vacnation  susmentionn^e  de 
Porto- Rico  et  des  autres  tles  actuellement  sous  la  souverainet^  Espagnole  dans 
les  Indes  Occidentales. 

Article  V. 

Les  Etats-Unis  et  TEspagne  nommeront,  ponr  traiter  de  la  paix,  cinq 
commissaires  au  plus  pour  cbaque  pajs;  les  commissaires  ainsi  nomm^s  de- 
vront  se  rencontrer  ä  Paris,  le  1er  Octobre  1898,  au  plus  tard,  et  proc6der 
k  la  n^gociation  et  ä  la  conclusion  d'un  trait^  de  paix;  ce  trait6  sera  sujet 
k  ratification,  selon  les  formes  constitutionnelles  de  .cbacun  des  deux  pajs. 

Article  VI. 
A  la  conclusion  et  k  la  signature  de  ce  protocole,  les  hostilit^s  entre 
les  deux  pajrs  devront  dtre  suspendues,  et  des  ordres  k  cet  effet  devront  dtre 
donn^s  anssitöt  que  possible  par  cbacun  des  deux  Gouvernements  aux  com- 
mandants  de  ses  forces  de  terre  et  de  mer. 

Fait  k  Washington,  en  double  exemplaire,  anglais  et  frangais,  par  les 
Soussign^s  qui  j  ont  apposö  leur  signature  et  leur  sceau,  le  12  Aoüt  1898. 

[seal.]     William  R.  Daj. 
[seal.]     Jules  Cambon. 


Nr.  11966.  VEEEINIOTE  STAATEN  und  SPANIEir.  —  Protokoll 
der^^ersten  Sitzung  der  Friedenskonferenz.  Ein- 
leitendes. 

1.  Oktober  1898. 

Present:  On  the  part  of  the  United  Staates,  Messrs:  Day,  Davis,  Frye,  Nr.  ii966. 
Gray,  Reid.  ||  On  the  part  of  Spain  Messrs:  Montero-Rios,  Abarzuza,  Garnica,  ^gj^^**"* 
Viila-Urrutia  Cerero.  ||  There  was  present,  as  Secretary  of  the  United  States  «nd Spanien. 
(Kommission,  Mr.  Moore,  and  as  Interpreter  of  the  same  Gommission,  Mr.  Fer-  '     *  ^^^' 
gusson.  II  Mr.  Ojeda,  Secretary  of  the  Spanish  Gommission,  not  having  arrived 
in  Paris,  bis   duties  were,  on   motion  of  Mr.  Montero  Rios,  the  American 
Gommissioners  assenting,  discharged  by  Mr.  Villa-Urrutia.  ||  The  commissions 
and  füll  power  of  the  American  Gommissioners  were  exhibited  to  the  Spanish 
Gommissioners  and  copies  given  to  tbem.  ||  The  commission  of  the  American 
Secretary   was  also   exhibited,  and  a  copy   furnished   to   the  Spanish   Gom- 
missoners.  ||  The  commissions,  which  where  also  füll  powers,  of  the  Spanish 
Gommissioners  were  exhibited,  and  copies  given  to  the  American  Gommissio- 
ners. II  It  was  resolved  that  the  protocols  of  the  Gonferences  should  be  kept 
in  "English  and  in  Spanish  by  the  respective  Secretaries,  and  that  in  the  event 
of  a  disagreement  between  tbem  it  should  be  settled  by  the  Gommissioners, 
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Nr.  11966.  to  whom  the  protocols  sbonld  always  be  sabmitted  for  approval.  ||  It  was  also 
^stoiten**  resolved  that  the  protocols  should  contain  the  propositions  presented  by  the 
und  Spanien.  Commissloners  and  the  action  thereon,  sappressing  any  record  of  the  debates, 
i.oict.i898..jj  Order  that  the  discussions  should  be  as  fall,  frank,  and  friendly  as  was 
desired  by  all  Commissioners.  ||  The  Spanish  Commissioners  moved  that  the 
Comroissioners  on  either  side  shonld  have  the  right  to  file  memoranda  on 
points  deemed  by  them  to  be  of  snfficient  importance  to  Warrant  snch  action. 
On  this  motion  no  decision  was  reached.  ||  Upon  the  Suggestion  of  Mr.  Mon- 
tero  Bios  that  an  order  of  business  be  established  by  the  Commission,  Mr.  Gray 
moved  that  a  committee  be  appointed,  to  consist  of  a  Commissioner  on  each 
side,  to  agree  npon,  frame  and  submit  to  the  Conference  mies  of  procednre 
for  the  gnidanee  thereof.  The  motion  being  agreed  to,  Bfr.  Gray  and  Mr. 
Villa-Urrutia  were  designated  as  the  Committee,  and  requested  to  report  to 
the  Conference  at  the  next  Session,  which  it  was  resolved  shonld  be  held  on 
October  3,  at  2  o'elock,  p.  m.  ||  The  President  of  the  Spanish  Commission 
stated  that  he  was  charged  by  bis  Government  to  lay  before  the  American 
Commissioners  a  proposition,  in  limine  and  of  a  pressing  natnre,  which  he 
presented  in  writing  and  of  which  a  copy  and  translation  are  hereto  annexed*), 
Mr.  Day  reqnested  that  it  be  read,  which  was  done,  the  Interpreter  transla- 
ting  it  into  English.  Upon  the  conclnsion  of  the  reading,  Mr.  Day  said  that 
the  American  Commissioners  would  examine  the  proposition  and  reply  to  it 
at  the  next  session.  (Unterschriften.) 


Anlage**). 
Die  spanische  Kommission  über  die  Philippinen. 

The  Spanish  Commissioners  to  arrange  with  the  American  Commissioners 
a  treaty  of  peace  between  Spain  and  the  United  States  of  America,  have  the 
honor  to  lay  before  the  American  Commissioners  the  following:  ||  It  having 
been  agreed  by  Article  VI  of  the  Protocol  signed  in  Washington  on  August  12 
last  by  the  Secretary  of  State  of  the  Federal  Government  and  the  Ambassa- 
dor  of  France  acting  as  Plenipotentiary  of  Spain  that  "upon  the  conclnsion 
and  signing  of  this  Protocol,  hostilities  between  the  two  countries  shall  be 
suspended";  and  it  being  a  direct  and  necessary  consequence  of  this  arrange- 
ment  that  the  statu  quo  at  the  time  existing  in  the  Philippines  could  not  be 
altered  to  the  prejudice  of  the  two  High  Contracting  Parties  during  the  con- 
tinuance  of  such  Suspension  of  hostilities,  the  Spanish  Commissioners,  under- 
standing  that  the  Protocol  aforesaid  and  its  observance  must  be  the  necessary 
basis  of  the  treaty  of  peace  they  are  called  upon  to  arrange  with  the 
American  Commissioners,  feel  bound  to  propose  and  demand  of  the  said  Com- 


*)  Von  den  Anlagen  sind  hier  nur  einige  aufgenommen.    Red. 
**)  Die  spanischen  Aktenstücke  sind  in  der  englischen  Übersetzung  gegeben.    Red. 
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missioners  that  jointlj  with  the  undersigned  they  be  pleased  to  declare  tliat  Nr.  il9«6. 
the  Said  statu  quo  must  be  immediately  restored  by  the  coDtracting  party  ^^^^^ 
that  may  have  altered  the  same,  or  that  may  have  consented  to  or  failed  to  and  Spanien. 
prevent  its  alteration  to  the  prejudice  of  the  other.  ||  And  the  Spanish  Com-^ 
missioners,  understanding  that  such  statu  quo  was  altered  and  continues  being 
altered  with  daily  increasing  gravity  to  the  prejudice  of  Spain  by  the  Tagalo 
rebels,  who  formed  during  the  campaign  and  still  form  an  auxiliary  force  to 
the  regulär  American  troops,  demand  of  the  American  Commissioners  that 
jointly  with  the  undersigned  they  be  pleased  to  declare  that  the  autorities 
and  officers  of  the  American  forces  in  tho  Philippine  Islands  must  at  once 
proceed  fully  and  absolutely  to  restore  the  said  statu  quo  in  the  territories 
they  may  occupy,  and  must  abstain  from  preventing,  by  any  means,  direct 
or  indirecty  the  restoration  thereof  by  the  Spanish  authorities  and  forces  in 
the  territory  not  occupied  by  those  of  the  United  States.  ||  The  Spanish  Com- 
missioners reserve  the  right  to  insist  again  upon  this  matter  as  well  as  upon 
the  rights  that  may  attach  to  Spain  through  the  effect  of  the  said  alteration 
which  the  statu  quo  of  August  12  last  has  suffered  or  may  continue  to  suffer 
in  the  Philippines  until  its  restoration. 

True  copy:  Emilio  de  Ojeda. 


Nr.    11967.     VEREINIGTE  STAATEN  und  SPANIEN.  —  2.  Sitzung. 

Geschäftsordnung. 

3.  Oktober  1898. 

Messrs.  Gray  and  Villa-Urratia,  as  a  committee  on  procedure,  reported  Nr.  ii967. 
that  they  had,  after  conferring  together,  decided  that  it  was  not  advisable  at  ^g[][^^n*^ 
present  to  recommend  the  adoption  of  any  rules  in  addition  to  those  already  and  Spanten, 
determined  upon  or  still  under  discussion.  ||  The  question  of  annexing  to  the  ^' 
protocol  memoranda  on  points  of  importance  was  then  discussed.  ||  The  Spanish 
Commissioners  proposed  that  the  Commissioners  on  either  side  should  have 
the  privilege  of  iling  memoranda  on  points  which  they  should  deem  to  be  of 
sufficient  importance  to  justify  such  action,  the  memoranda   so   filed   to  be 
annexed  to  the  protocols.  ||  The  American  Commissioners  proposed  that  the 
right  should  be  reserved  to  the  Commissioners  on  either  side  to  present  me- 
moranda on  points  which  they  might  deem  of  sufficient  importance  to  justify 
them  in  so  doing,  the  question  of  annexing  such  memoranda  to  the  protocol 
to  be  determined  in  each  case  by  the  Joint  Commission.  ||  No  agreement  having 
been  reached,  it  was  decided  to  refer  the  matter  to  the  Secretaries  for  their 
consideration  and  adjnstment,  subject  to  the  further  action  of  the  Commi8sion.|| 
The  American  Commissioners  then  read  their  reply  to  the  communication 
presented  by  the  Spanish  Commissioners  at  the  first  Conference  in  relation  to 
the  preservation  of  the  Status  quo  in  the  Philippines.    A  copy  of  the  reply 
is  hereto  annexed.  ||  The  Spanish  Commissioners  reserved  the  right  to  put  in 
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Nr.  11967.  an  answer  to  the  replj  at  the  next  session.  ||  The  Spanish  Commissioners  then 

^stwtu^**  asked  for  the  opinion  of  the  American  Commissioners  on  the  order  of  bu- 

and  Spanien,  siness.  11  The  American  Commissioners  stated  that  they  were  ready  with  pro- 

3    Okt    1898 

'positions  as  to  matters  determined  by  the  Protocol.  ||  The  Spanish  Commis- 
sioners Said  they  were  ready  to  receive  them.  ||  The  propositions,  as  hereto 
annexedy  were  then  read,  and  a  copy  of  them  handed  to  the  Spanish  Com- 
missioners. II  After  the  reading  was  completed,  the  Spanish  Commissioners 
stated  that  they  desired  to  examine  the  paper,  and,  if  necessary,  present 
amendments,  and  moved  that  an  adjonrnment  be  taken  nntil  Friday. 


Anlage. 
Antwort  auf  die  Anlage  Nr.  11966. 

The  American  Commissioners,  having  duly  considered  the  commnnication 
made  to  them  in  writing  by  the  Spanish  Commissioners  at  their  Conference 
on  the  Ist  instant,  make  the  foliowing  answer:  ||  The  American  Commissioners 
Concor  in  the  opinion,  which  that  commanication  is  understood  to  convey,  that 
the  Protocol  of  Augast  12,  1898,  embodies  the  conditions  on  which  nego- 
tiations  for  peace  have  been  undertaken.  ||  Bat  in  the  proposal  and  demand 
of  the  Spanish  Commissioners  that  the  American  Commissioners  join  them 
in  a  declaration  that  the  Status  quo  existing  at  the  time  of  the  Signatare 
of  the  Protocol  "must  be  immediately  restored  by  the  contracting  party 
that  may  ha?e  altered  the  same,  or  that  may  have  consented  to  or  failed 
to  prevent  its  alteration  to  the  prejudice  of  the  other",  as  well  as  in  the 
demand  of  the  Spanish  Commissioners  that  the  American  Commissioners  join 
them  in  the  declaration  that  the  American  anthorities  in  the  Philippines 
shall  proceed  to  restore  or  eise  refrain  from  interfering  with  the  effort  of 
Spain  to  restore  the  status  quo  understood  by  the  Spanish  Commissioners  to 
have  been  disturbed  by  the  Tagalo  rebels,  who  are  described  as  an  auxiliary 
to  tlie  American  forces,  the  American  Commissioners  can  see  nothing  bat  a 
proposal  and  demand  to  divert  the  Conference  from  the  object  for  which  it 
has  met  to  the  consideration  of  a  subject  which  properly  belongs  to  the  two 
Governments,  and  not  to  the  Commissioners  here  assembled.  The  American 
Commissioners  do  not  intend  to  intimate  that  the  proposal  was  made  with 
this  design,  but  they  think  it  evident  that  this  would  be  the  necessary  resnlt 
of  its  discussion.  jj  The  topics  embraced  in  the  commanication  of  the  Spanish 
Commissioners  were  set  forth  in  mach  detail  in  notes  of  the  French  Embassy 
in  Washington  to  the  Department  of  State  of  the  United  States  of  August  29 
and  September  3  and  11.  To  these  notes  the  Department  of  State  replied 
on  September  5  and  16.  An  examination  of  thesc  diplomatic  papers  will 
show  that  they  embraced  contestcd  matters  of  fact  as  well  as  contested 
matters  of  law.  In  respect  of  some  of  the  questions  of  fact,  it  is  probable 
that  neither  Government  at  present  possesses  füll  and  accurate  Information; 
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vihile,  in  respect  of  otber  questions  of  faet,  tbe  reports  in  the  possession  of  Nr.  1196?. 
the  Spanish  Government  were  so  entirely  at  variauce  with  authentic  infor-  ^^"*'**«** 
mation  in  tbe  possession  of  the  United  States  as  to   compel  the  conclasion  and  spanieo. 
that  at  least  some  of  these  reports  were  not  of  an  official  character.    in  s.  okt.  is^s. 
respect  of  questions  of  law,  the  views  of  the  two  Governments  were  also  at 
yariance.  ||  The  American  Commissioners,  therefore,  with  a  view  to  prevent  the 
diyersion  and  failnre  of  the  present  negotiations,  as  well  as  on  the  groond 
of  a  want  of  power,  deem  themselves  obliged  to  replj  that  the  questions  in- 
Yolved  in  [^  the  present  proposals  and  demands  of  tbe  Spanish  Commissioners 
having  heretofore  been  presented  to  the  Govemment  of  the  United  States  and 
answered  in  notes  of  the  Department  of  State,  any  further  demands  as  to 
military  Operations  in  tbe  Philippines  must  be  addressed  bj  the  Grovernment 
ofJSpain  to  the  Government  of  the  United  States  at  Washington,  and  conse- 
quently  that  they  cannot  join  in  the  proposed  declarations. 

True  copy:  J.  B.  Moore. 

Nr.    11968.    VEEEINIOTE  STAATBIT  und  SPAMEN.  — Debatte  über 

Cuba  und  Portorico. 

7.  Oktober  1898. 

On  the  question  of  procedure   referred  to  them  at  the  ]ast  Conference  Nr.  ii9s8. 
the  Secretaries  made  the  following  report;  ||  „Where  a  proposition  is  presented  ^^j!*** 
and  rejected,  the  side  presenting  it  shall  have  the  right  to  file  a  brief  memo- und  Spanien, 
randum  giving  its  reasons  in  support  of  such  proposition,  and  the  otber  side  ^'  ^^**  ^^^' 
shall  have  the  light  to  file  a  brief  reply,  the  written  discussion  to  be  confined 
to  such  memorandum  and  reply,  which  are  to  be  annexed  to  tbe  protoco]/'|| 
Tbis  report  was  adopted  by  unanimous  consent  ||  The  Spanish  Commissioners 
then  presented,  in  pursuance  of  the  reservation  made  by  them  at  the  last 
Conference,  a  reply  to  the  American  answer  on  the  subject  of  the  Status  quo 
in  the  Philippines,  at  the  same  time  stating  that  the  reply  was  presented  for 
the  pnrpose  of  reserving  the  right  to  bring  up  the   subject  hereafter.  t|  The 
reply  was  received  and  filed;  copy  and  translation  are  hereto  annexed.  ||  The 
Spanish  Commissioners   then  presented,   as   an  amendment  to  the  American 
proposals,  a  set  of  articles,  in  Spanish,  copy  and  translation  of  which  are 
hereto  annexed,  in  relation  to  Cuba  and  Porto  Rico.  ||  The  American  Com- 
missioners, in  Order  to  afford  opportunity  for  the  translation  and  consideration 
of  the    articles,  moved    that   the   Conference    be    adjourned    tili    Tuesday, 
October  11,  at  two  o'clock,  p.  m. 

Anlage. 

Spanischer  Friedensentwurf. 

Article  I. 

Her  Majesty   the  Catholic   Queen,   in   the   name   and   representation   of 

Spain,  and  therennto  constitutionally  authorized  by  the  Cortes  of  the  Kingdom, 
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Nr.  um.  relinqnishes  her  sovereignty  over  the  Island  of  Caba,  transferring  it  to  the 
Staaten     United  States  of  America,  which  accept  it,  in  order  that  they  may  in  their 

und  Spanien,  tum  transfer  it  at  the  proper  time  to  the  Cnban  people,  npon  the  conditions 
established  in  this  treaty,  the  United  States  promising  hereby  that  as  soon 
as  they  are  ratified  they  will  always  be  faithfuUy  complied  with. 

Article  IL 
The  relinquishment  and  transfer  made  by  Her  Catholic  Majesty,  and 
accepted  by  the  United  States  of  America,  embrace:  ||  Ist.  All  the  preroga- 
tives,  powers  and  rights,  which,  as  an  integral  part  of  the  sovereignty,  belong 
to  Her  Catholic  Majesty  both  over  the  Island  of  Cuba  and  over  its  inhabi- 
tants;  ||  2nd.  All  charges  and  obligations  of  every  kind  in  existence  at  the 
time  of  the  ratification  of  this  treaty  of  peace,  which  the  Crown  of  Spain 
and  her  aathorities  in  the  Island  of  Caba  may  have  contracted  lawfuUy  in 
the  exercise  of  the  sovereignty  hereby  relinquished  and  transferred,  and  which 
as  such  constitate  an  integral  part  thereof. 

Article  III. 
In  compliance  with  the  provisions  of  the  two  preceding  articles,  Her 
Catholic  Majesty,  acting  in  the  same  representative  character  with  which  she 
has  entered  into  this  treaty,  relinqnishes  and  transfers  to  the  United  States, 
which  accept  them,  npon  the  conditions  above  stated,  all  the  bnildings,  whar- 
ves,  barracks,  fortresses,  establishments,  public  ways  of  commonication,  and  all 
other  immovable  property  which  according  to  law  attaches  to  the  public 
domain,  and  which  so  attaching  belougs  to  the  Crown  of  Spain  in  the  Island 
of  Cuba.  II  All  immovable  property  situated  in  the  Island  of  Cuba  which  under 
the  civil  law  belongs  to  the  State  as  patrimonial  property,  and  all  rights  and 
property  of  whatsoever  kind,  which  up  to  the  ratification  of  the  present  treaty 
have  been  peacefully  enjoyed  and  held  in  ownership  by  provinces,  munici- 
palities,  public  and  private  establishments,  ecclesiastical  and  civil  corporations, 
or  any  other  collective  bodies  lawfully  incorporated  and  having  legal  autho- 
rity  to  acquire  and  hold  property  in  the  Island  of  Cuba,  and  by  private  in- 
dividuals,  whatsoever  their  nationality,  are  therefore  excluded  from  the  above 
relinquisliment  and  transfer.  ||  Her  Catholic  Majesty  further  relinqnishes  and 
transfers  to  the  United  States  all  right  to  the  documents  and  papers  excla- 
sively  relating  to  the  sovereignty  hereby  relinquished  and  accepted,  to  be 
found  in  the  archives  of  the  Peninsula,  said  documents  and  papers  to  be  de- 
livered  to  the  United  States  by  the  Spanish  Government.  Copies  of  such 
portions  of  other  documents  and  papers  relating  to  other  subjects  foreign  to 
the  Island  of  Cuba,  but  relating  to  the  sovereignty  aforesaid  which  may  exist 
in  the  said  archives,  shall  be  given  to  the  United  States  whenever  desired. 
A  similar  rnle  shall  be  reciprocally  observed  in  favour  of  Spain  regarding 
documents  and  papers   foreign,  in  whole  or  in  part,  to  the  Island  of  Cuba, 
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which  maj  be  in  tbe  arcbives  of  tbe  latter  and  of  interest  to  the  Spanish  Nr.  nees. 
Government.  ||  All  archives  and  official  records,  executive  and  judicial,  which  ^g^f** 
are  at  the  disposal  of  the  Government  of  Spain  and   its  anthorities  in  the  undspanito. 
Island  of  Guba,  and  which  refer  to  the  said  Island  or  its  inhabitants,  and  to  ^'  ^^  ^^^' 
their  rights  and  propertj,  shall  be  at  the  disposal  of  the  United  States  with 
the  same  rights  and  obligations  as  now  attach  to  them  while  at  the  disposal 
of  the  Spanish  Government  and  its  said  authorities.    Private  persons,  Spaniards 
and  Gabans  alike,  shall  be  entitled  to  make  according   to  law  authenticated 
copies  of  contracts,  wills,  and  other  Instruments  forming  part  of  the  notarial 
registers   and    files    or   in  the   cnstodj  of  the    executive    and    the   judicial 
archives,  be  the  same  either  in  Spam  or  in  the  Island  of  Guba. 

Article  IV. 
In  Order  to  establish  the  charges  and  obligations  of  all  kinds  which  the 
Crown  of  Spain  cedes  aAd  transfers  as  a  part  of  its  sovereigntj  over  the 
Island  pf  Guba  to  the  United  States,  and  which  the  latter  accept,  the  two 
rules  following  will  be  observed:  ||  First:  The  charges  and  obligations  to  be 
transferred  must  have  been  levied  and  imposed  in  constitutional  form  and  in 
the  exercise  of  its  legitimate  powers  by  the  Grown  of  Spain,  as  the  sovereign 
of  the  Island  of  Guba,  or  bj  its  lawful  authorities  in  the  exercise  of  their 
respective  powers  prior  the  ratification  of  this  treaty.  ||  Second:  The  creation 
or  establishment  of  such  charges  or  obligations  must  have  been  for  the  Ser- 
vice of  the  Island  of  Guba,  or  chargeable  to  its  own  individual  treasury. 

Article  V. 
Pursuant  to  the  provisions  of  the  foregoing  article,  there  shall  be  em- 
braced  in  the  said  transfer  all  debts,  of  whatsoever  kind,  lawful  charges,  the 
salaries  or  allowances  of  all  employes,  civil  and  ecclesiastical,  who  shall  con- 
tinne  to  render  Services  in  the  Island  of  Guba,  and  all  pensions  in  the  civil 
and  mUitary  Services  and  of  widows  and  orpbans;  provided  that  they  conform 
to  the  requirements  prescribed  in  the  foregoing  article. 

Article  VI. 
Her  Gatholic  Majesty,  in  the  name  and  representation  of  Spain,  aud 
thereunto  constitutionally  empowered  by  the  Gortes  of  the  Eiugdom,  cedes  to 
the  United  States  of  America,  and  the  latter  accept  for  themselves,  the 
sovereignty  over  the  Island  of  Porto  Rico  and  the  other  Islands  now  belonging 
to  the  Grown  of  Spain  in  the  West  Indies. 

Article  VII. 
This  cession  of  the   sovereignty  over  the   territory  and  inhabitants  of 
Porto  Rico  and  the  other  Islands  mentioned,  is  understood  to  embrace  the 
cession  of  the  rights  and  obligations,  property  and  documents  relating  to  the 
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Nr.  11968.  sovereignty  of  the  said   islands,   similar   in  all   things  to  those  which,  with 
^suatM*  respeet  to  the  relinquishment  and  traasfer  of  the  sovereigntj  of  the  Island 

and  Span  ieo.of  Cuba,  are  defined  in  Articles  IT  to  Y,  inclusive,  of  the  treaty. 

7.  Okt.  1898.  Trne  copy:  Emilio  de  Ojeda. 


Nr.    11969.    VEEEmiOTE  Staaten  und  SPAHIEir.  —  4.  Sitzung. 
Cuba  und  Portorico. 

11.  Oktober  1898. 

Nr.  11969.  The  American  Commissioners  presented  a  paper,  copy  of  which  is  hereto 

^steltln***  ft'inexed,  in  which  they  rejected  the  articles  submitted  by  the  Spanish  Com- 
and Spanien,  missioners  at  the  last  session  as  an  amendment  to  the  proposals  of  the 
"*^"'^®^' American  Commissioners  on  the  subject  of  the  relinquishment  by  Spain  of 
soyereignty  over  Cuba  and  the  cession  of  Porto  Rico  and  other  Islands  in  the 
West  Indies,  and  the  Island  of  Guam  in  the  Ladrones.  ||  The  paper  having 
been  read  in  English  and  in  Spanish,  and  the  Spanish  articles  having  been 
rejected,  the  President  of  the  Spanish  Commission  on  behalf  of  the  Spanish 
Commissioners,  presented  under  the  mies  a  memorandnm,  setting  forth  their 
reasons  in  support  of  their  propositions.  ||  The  American  Commissioners  in- 
quired  whether  the  Spanish  Commissioners  considered  their  propositions  as 
finally  rejected.  ||  The  Spanish  Commissioners  replied  that  the  rejection  was 
set  forth  in  the  very  terms  of  the  American  reply,  and  that  the  oecasion  had 
therefore  arisen  for  the  presentation  of  their  memorandnm;  but  that,  beforc 
filing  the  latter,  they  were  ready  and  even  preferred  to  discuss  the  subject 
of  it  orally,  since  this  might  result  in  an  agreement  and  render  the  filing  of 
the  memorandum  unnecessary.  ||  The  American  Commissioners  said  that  the 
memorandnm  conld  be  read,  but  that  they  reserved  the  right  under  the  rules 
to  make  a  written  reply,  and  that  any  oral  discussion  into  which  they  might 
enter  was  not  to  be  considered  as  a  waiver  of  that  right.  ||  The  memorandum, 
copy  and  translation  of  which  are  hereto  annexed,  was  then  read.  !|  The 
reading  having  been  completed,  the  American  Commissioners  stated  that  their 
nnderstanding  of  the  Situation  was  this— that,  the  articles  presented  by  the 
Spanish  Commissioners  having  been  rejected,  and  the  Spanish  Commissioners 
having  thereupon  filed  a  memorandum  under  the  rules,  the  American  Com- 
missioners were  entitled  to  make  a  written  reply,  and  that  the  question  now 
recurred  on  the  articles  proposed  by  the  American  Commissioners.  ||  The 
Spanish  Commissioners  declared  that  in  their  opinion  the  propositions  on  both 
sides  had  been  rejected,  and  that  both  propositions  were  before  the  Commission 
on  an  equal  footing  for  oral  discussion.  ||  The  American  Commissioners  stated 
that  they  were  ready  to  hear  the  Spanish  Commissioners.  ||  The  Spanish  Com- 
missioners suggested  that,  as  the  American  Commissioners  wished  to  reply  to 
the  Spanish  memorandum,  it  would  be  advisable  to  postpone  the  oral  dis- 
cussion tili  the  reply  was   before  the  Commission.  ||  To  this  the  America 
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Gommissioners  assented.  ||  Tiie  President  of  the  Spanish  Commission  then  stated  Nr.  iio()9. 
tbat  from  the  rapid  reading  of  the  paper  presented  bj  the  American  Commis-  ^gj^^"^** 
sioners  at  the  opening  of  the  session,   they  had  derived  the  impression  thatandSpanUD. 
those  Commissioners  were  laboring  under  a  misapprehension  as  to  the  stipu-"*^"*^^' 
lation  in  the  Spanish  articles  tonching  Spain's  relinqnishment  of  sovereignty 
over  Cnba.     In  proposing  tbat  the  sovereignty  should  be  relinquished  to  the 
United  States  in  order  tbat  the  latter  might  transfer  it  to  the  Cuban  people, 
Spain  bad  merely  conformed  to  the  letter   and  spirit  of  the  Joint  resolution 
of  the  American  Congress;  bat  it  was  not  her  intention  to  impose  npon  the 
United  States  an  Obligation  to  make  snch  transfer,  as  was  shown  by  the  fact 
tbat  it   was  said  in  the  articles  tbat  the  United  States  »^may''  transfer  the 
sovereignty,  not  tbat  they  were  bonnd  to  do  it.  ||  The  American  Commissioners 
replied  tbat  the  langaage  employed  in  the  articie  wonld,  under  the  American 
law,   impress  the  relinqoishment  with  a  trost  ||  The  Spanish  Commissioners 
said  tbat  if  the  pbraseology  wonld,  under  American  law  convey  tbat  roeaning, 
they  woold  cbange  it  in  the  sense  in  whicb  they  had  just  suggested. 


Anlage. 
Amerikanische  Antwort  auf  Anlage  11968. 

The  American  Commissioners,  when  they  presented  in  the  Conference  of 
the  3rd  instant  a  draft  of  articles  for  the  relinqnishment  by  Spain  of  sover- 
eignty over  and  title  to  Cuba  and  for  the  cession  of  Porto  Rico  and  other 
Islands  in  the  West  Indies,  and  the  Island  of  Quam  in  the  Ladrones,  stated 
tbat  the  disposition  of  these  subjects  was  determined  by  the  Protocol  of 
August  12,  1898.  II  The  two  articles  of  the  Protocol  relating  to  these  subjects 
are  brief,  and,  as  it  seems  to  the  American  Commissioners,  easy  of  compre- 
hension  and  readily  to  be  carried  into  effect.  ||  They  are:  ||  ''Articie  I.  Spain 
will  relinquisb  all  claim  of  sovereignty  over  and  title  to  Cuba.  ||  "Articie  II. 
Spain  will  cede  to  the  United  States  tbe  island  of  Porto  Rico  and  other 
Islands  now  under  Spanish  sovereignty  in  the  West  Indies,  and  also  an  island 
in  the  Ladrones  to  be  selected  by  tbe  United  States."  ||  The  American  Com- 
missioners were  careful,  in  the  articles  proposed  by  them,  to  express  the 
relinqnishment  or  cession,  as  the  case  might  be,  in  the  very  words  of  the 
Protocol,  merely  adding  thereto  the  usual  snbsidiary  and  incidental  clauses 
touching  public  property  and  archives,  witb  a  view  to  making  tbe  treaty 
effectual,  and  preserving  evidence  of  public  and  private  property  rights.  ||  The 
American  Commissioners  regret  to  find  in  tbe  articles  presented  by  tbe  Spanish 
Commissioners  on  tbe  7th  instant  a  departure  from  tbe  terms  of  the  Protocol 
in  the  foUowing  particulars:  ||  To  tbe  unconditional  engagement  of  tbe  Pro- 
tocol to  relinquisb  all  claim  of  sovereignty  over  and  title  to  Cuba,  they  have 
proposed  conditions:  ||  1.  That  Spain  sball  transfer  her  sovereignty  over  tbe 
Island  to  tbe  United  States,  and  that  the  United  States  "sball  in  their  turn 
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iNr.  11969.  transfer  it  at  Ihe  proper  time  to  the  Cuban  people."  ||  2.  That  this  transfer 
stMien  s^^^^  ^^  "'^^^  ^P^^  ^^^  conditions  to  be  established  in  the  treaty  between  the 
und  Spanien.  United  States  and  Spain.  ||  3.  That  the  United  States  shall  engage  itself  to 
11.  Okt.  1898.  gp^.^  for  the  Performance  of  these  conditions.  ||  In  place  of  the  onconditional 
relinquishment  agreed  to  in  the  Protocol,  it  is  proposed  that  the  relinqnish- 
ment  now  offered  shall  embrace  all  charges  of  every  kind  which  Spain  and 
her  anthorities  in  Caba  have  lawfnllj  contracted  heretofore,  and  maj  hereafter 
contractu  prior  to  the  ratification  of  the  treaty  of  peace;  and  these  ''charges 
and  obligations/'  past,  present,  and  fntnre,  which  it  is  proposed  to  ''transfer*'  to 
the  United  States,  are  declared  to  inclnde  debts,  civil  and  ecclesiastical 
salaries,  and  civil  and  military  pensions,  ostensibly  in  arrears,  as  well  as  yet 
to  accrae.  ||  To  the  American  Gommissioners  this  appears  to  be  not  a  propo- 
sition  to  "relinqoish  all  claim  of  sovereignty  over  and  title  to  Caba",  bat  in 
sabstance  a  proposition  to  "transfer"  to  the  United  States  and  in  tarn  to  Caba 
a  mass  of  Spanish  charges  and  obligations.  ||  It  is  difficalt  to  perceive  by 
what  logic  an  indebtedness  contracted  for  any  parpose  can  be  deemed  part 
of  the  sovereignty  of  Spain  over  the  Island  of  Caba.  In  the  article  proposed 
it  is  attempted  to  yoke  with  the  transfer  of  sovereignty  an  Obligation  to 
assnme  an  indebtedness  arising  oat  of  the  relation  of  Spain  to  Caba.  The 
anconditional  relinqaishment  of  sovereignty  by  Spain  stipalated  for  in  the 
Frotocol  is  to  be  changed  into  an  engagement  by  the  United  States  to  accept 
the  sovereignty  bardened  with  a  large  mass  of  oatstanding  indebtedness.  ||  It 
is  proper  to  say  that  if  daring  the  negotiations  resalting  in  the  conclasion  of 
the  Frotocol  Spain  had  proposed  to  add  to  it  stipnlations  in  regard  to  Caba 
sach  as  those  now  put  forward,  the  proposal,  anless  abandoned,  woald  have 
terminated  the  negotiations.  ||  The  American  Commissioners,  therefore,  speaking 
for  their  Government,  mnst  decline  to  accept  the  bnrden  which  it  is  now 
proposed  shall  be  grataitoasly  assamed.  ||  The  American  Commissioners  farther 
observe  that  in  article  3  of  the  draft  there  is  a  negative  claase,  by  which 
property  not  belonging  to  the  Crown  of  Spain  is  exccpted  from  the  proposed 
relinquishment  and  transfer  of  sovereignty.  In  one  respect  this  exception 
appears  to  be  unnecessary,  and  in  another  illogical.  So  far  as  it  affects  the 
question  of  legal  title  is  unnecessary,  since  such  title,  if  not  held  by  Spain, 
would  not  pass  to  the  United  States  by  Spain's  transfer  of  sovereignty.  On 
the  other  band,  so  far  as  it  affects  the  question  of  sovereignty,  it  is  illogical, 
since  the  sovereignty,  which  inclndes  the  right  of  eminent  domain,  woald,  if 
excepted  from  the  relinquishment,  remain  with  Spain.  We  would  thos  have 
the  Singular  spectacle  of  Spain  relinquishing  her  sovereignty  over  property 
belonging  to  the  Crown,  but  retaining  it  over  all  other  property.  ||  Thus  again 
we  should  witness  the  ntter  defeat  of  the  explicit  engagement  in  the  Frotocol 
that  Spain  would  „relinquish  all  claim  of  sovereignty  over  and  title  to  Cnba."|| 
In  the  articles  presented  by  the  American  Commissioners  there  were  stipn- 
lations in  relation  to  archives  and  official  records,   which   stipnlations  were 
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Intended  to  secure,  and,  as  the  American  Gommissioners  believe,  would  effec-  Nr.  11969. 
taallj  secare,  the  object  of  preserving  and  of  furnishing  to  those  in  interest  ^8*(|^Ji*'* 
CTidence  of  title  to  propertj  in  the  islands  in  qaestion.  ||  In  the  articles  sab- nmi  Spanien. 
mitted  by  the  Spanish  Gommissioners,  it  is  provided  that  docnments  and"*^^*^^*^* 
papers  relating  to  soYereignty  to  be  found  in  the  archives  of  the  Peninsnla 
shall  be  famished  to  the  United  States;  also  '^copies  of  such  portions  of  other 
docaments  and  papers  relating  to  other  snbjects  foreign  to  the  Island  of  Caba 
and  the  sotereignty  aforesaid  as  may  exist  in  the  said  archives."  ||  It  is  diffi- 
cnlt  for  the  Americans  to  anderstand  this  latter  clause;  perhaps  its  exact 
meaning  is  not  conveyed  in  the  English  translation  of  the  Spanish  text.  ||  It 
is  to  be  farther  obseryed  that  in  the  provisions  of  the  Spanish  articles  relating 
to  the  fnmisliing  of  record  evidence  of  titles  to  lands  in  Caba  and  Porto 
Rico,  it  is  stipnlated  that  the  archi?es  and  records  shall  be  at  the  disposal 
of  the  United  States  ^'with  the  same  rights  and  obligations  as  now  attach  to 
them  while  at  the  disposal  of  the  Spanish  Government  and  its  said  (insular) 
antborities."  This  restriction,  the  object  of  which  is  not  perceived,  would 
seem  to  limit  the  control  over  archives  and  official  records,  after  Spain's 
relinquishment  of  sovereignty,  to  the  same  power,  both  in  kind  and  in  extent, 
as  was  formerly  possessed  by  the  Spanish  Government.  This  appears  to  be 
uicon8istent'"with  the  right  of  control  which  every  sovereign  power  should 
possess  over  its  archives  and  official  records.  ||  All  the  conditions  and  quali- 
fications  above  referred  to  are  by  general  reference  incorporated  in  the 
articles  relating  to  the  cession  of  Porto  Rico  and  other  islands  in  the  West 
Indies,  and  render  these  articles  equally  inadmissible. 

True  Copy:  J.  B.  Moore. 


Nr.  11970.   VEBEDnoTE  Staaten  und  Spanien.  —  5.  Sitzung. 

Gubanische  Schuldfrage. 

14.  Oktober  1898. 

The  American  Gommissioners  presented  a  reply  to  the  memorandum  sub-  y^^^JJ!!^' 
mitted  by  the  Spanish  Gommissioners  at  the  last  session  on  the  relinquishment   stutaa 
of  sovereignty  over  Guba  and  the   transfer  of  debts.    The  paper  was  rea<i,  n.^o^k^i^ 
and  a  copy  of  it  is  hereto  annexed.  ||  The  Spanish  Gommissioners,  referring  to 
the  paper  in  which  the  American  Gommissioners  rejected  at  the  Conference 
of  the  11  th  instant  the  articles  presented  by  the  Spanish  Gommissioners  at 
the  Conference  of  the  7th,  on  the  subject  of  Guba  and  Porto-Rico,  called  at- 
tention  to   the   following  sentence:  ||  ''To  the  American  Gommissioners  this 
appears  to  be  not  a  proposition  to  'relinquish  all  claim  of  sovereignty  over 
and  title  to  Guba,'  but  in  substance  a  proposition  to  'transfer*  to  the  United 
States  and  in  tum  to  Guba  a  mass  of  Spanish  charges  and  obligations."  ||  The 
Spanish  Gommissioners  desired  a  modification  of  this  sentence  on  the  ground 
that  it  might  be  thought  to  imply  that  they  wero  not  acting  in  good  faith.ü 

8t»»t«ftre]iiT  LIllL  2 
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Nr.  11970.  The  American  Commissioners  stated  that  in  their  opinion  the  sentence  did 
^suioSn*  °^*  convey  such  an  Imputation,  bat,  out  of  deference  to  the  Spanish  Com- 
nnd  Spanien,  missioners,  thej  altered  it  so  as  to  read  as  follows:  ||  '^To  the  American  Gom- 
***^^**^  missioners  this  appears  to  be  not  a  proposition  to  'relinquish  all  claim  of 
sovereignty  oyer  and  title  to  Cuba/  bnt  in  effect  a  proposition  to  'transfer' 
to  the  United  States  and  in  turn  to  Cuba  a  mass  of  charges  and  obligations 
which,  in  the  opinion  of  the  American  Commissioners,  properlj  belong  to 
Spain."  y  This  matter  having  been  disposed  of,  the  Spanish  Commissioners 
stated  that,  before  proceeding  with  the  discussion  of  the  questions  under  con- 
sideration,  thej  desired  it  to  be  understood  that,  if  certain  articles  should  be 
agreed  to,  but  in  the  end  no  treaty  should  be  signed,  the  articles  so  agreed 
to  should  not  in  such  case  be  taken  as  ezpressing  either  Oovernment's 
estimation  of  its  just  rights  in  respect  of  the  subjects  to  which  the  articles 
related.  ||  The  American  Commissioners  concurred  in  this  view.  ||  The  Joint 
Commission  then  proceded  to  the  oral  discussion  of  the  points  discussed  in 
the  Spanish  memorandum  of  October  11  and  the  American  replj  of  to-daj.|| 
After  the  discussion  of  the  first  point,  —  the  question  whether  the  soYereigntj 
over  Cuba  should  be  relinquished  to  the  United  States  —  was  ezhausted, 
without  anj  agreement  haying  been  reached  upon  it,  the  American  Com- 
missioners proposed  to  take  up  the  second  point,  —  the  question  whether 
charges  and  obligations  coustituted  a  part  of  the  sovereigntj  and  as  such 
passed  with  it.  ||  The  Spanish  Commissioners  suggested  that  if  no  agreement 
could  be  reached  on  the  first  point,  it  seemed  to  be  needless  to  discuss  the 
second.  ||  The  American  Commissioners,  concurring  in  this  view,  proposed  that, 
owing  to  the  lateness  of  the  hour,  the  Conference  be  adjourned  to  continue 
the  discussion  of  the  first  point  at  the  nezt  Session,  which  should  be  held  on 
Mondaj,  the  17 th  of  October,  at  two  o'clock,  p.  m.  ||  The  Spanish  Com- 
missioners agreeing,  the  Conference  was  adjourned  accordinglj. 


Nr.    11971.    VEBEINIOTE  STAATEN  und  SPAHIEN.   —   6.  Sitzung. 

Verstärkung     der     amerikanischen     Garnison     von 

Manila.    Cuba. 

17.  Oktober  1898. 

Nr.  11971.  The  President  of  the  Spanish  Commissioners  stated  that,  without  making 

Vereinigt«  ^nj  formal   Protest,  he  desired  to  bring  to  the  attention  of  the  American 

nndSpftDien.  Commissioners  the  fact  that  he  had  received  from  his  Government  a  telegram 

7.okt.i898.  referring  to  reports  to  the  effect  that  two  American  men-of-war  were  about 

to    leave  American  ports  with  reenforcements  of  troops  for  the  garrison  at 

Manila,  and  that  Spanish  prisoners  in  the  possession  of  the  Tagalos  are  ill- 

treated.    He  would  not  read  the  telegram,  but  as   such   reports  tended  to 

ezcite  the  public  mind  and  embarrass  the  efforts  to  establish  peace  and  concord 
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between  the  two  nations,  he  hoped  that  the  American  Commissioners  would  Nr.  11971. 
bring  the  matter  to  the  knowledge  of  their  Government.  ||  The  President  of  the  ^^^^^^^ 
American  Commission  replied  that  the  American  Commissioners  possessed  neither  undspanien. 
information  nor  instmctions  snch  as  would  enable  them  to  deal  with  the  sub-"'^^*"^^^* 
ject,  which  properly  belonged  to  the  two  Governments,  but  that,  prompted  by 
motives  similar  to  those  avowed  by  the  President  of  the  Spanish  Commission, 
they  would  communicate  to  their  Government  the  fact  that  the  reports  in 
question  had  been  bronght  to  their  attention.  ||  The  discussion  of  the  basine^s 
before  the  Joint  Commission  having  been  resumed,  the  Spanish  Commissioners 
stated  that  althongh  the  articles  presented  by  them  were  not  couched  in  the 
same  words  as  the  Protocol  of  Angnst  12,  1898,  and  the  propositions  in  the 
notes  preceding  its  conclnsion,  the  sense  was  in  their  opinion,  the  same  Still, 
they  were  ready  to  withdraw  their  articles,  and  to  Substitute  for  them  articles 
more  nearly  in  conformity  with  the  language  of  the  Protocol.  ||  The  American 
Commissioners,  in  reponse  to  this  Statement,  presented  a  paper,  copy  of  which 
is  hereto  annezed,  in  which,  while  recognizing  the  fact  that  the  Government 
of  the  United  States  assnmed  all  responsibilities  for  protection  of  life  and 
property  that  legally  attach  to  it  during  the  occupation  of  Cuba,  they  finally 
declined  to  assume  the  bürden  of  the  so-called  Cuban  debt,  either  for  the 
United  States  or  for  Cuba,  and  offered  as  a  Substitute  for  the  articles  pre- 
viously  presented  by  them  the  precise  stipulations  of  Articles  I  and  n  of  the 
Protocol,  as  to  Cuba,  Porto  Rico,  and  other  Islands  in  the  West  Indies,  and 
the  Islands  to  be  ceded  in  the  Ladrones.  ||  The  Spanish  Commissioners  stated 
that  they  reserved  the  right  to  examine  this  proposal  and  to  present  another 
draft  of  articles  which  should  conform  to  the  ProtocoU 


Nr.    11972.    VEREIHIOTE  STAATEN  und  SPANIEN.   —    7.  Sitzung. 

Dasselbe. 

21.  Oktober  1898. 

The  American  Commissioners   stated  that  they  had  telegraphed  to  their  ^'*  **^'*- 

^     *^  Vereinigte 

Government  the  representations  made  to  them  by  the  Spanish  Commissioners  Staaten 
at  the  last  session,  as  to  the  reports  of  the  sending  of  two  American  men-JJ*'^®^*"^®"- 
of-war  with  reinforcements  for  the  garrison  at  Manila  and  of  the  ill  treatment 
of  Spanish  prisoners  by  the  Tagalos,  but  that  they  had  as  yet  received  no 
reply,  probably  because  of  the  absence  of  the  President  from  Washington.  || 
The  Spanish  Commissioners  expressed  their  thanks  for  the  action  of  the 
American  Commissioners.  ||  The  Spanish  Commissioners  stated  that  they  regretted 
to  reject  the  proposals  presented  by  the  American  Commissioners  at  the  last 
Session,  and  that  they  therefore  presented  certain  articles  as  a  Substitute  for 
the  articles  previously  submitted  by  them  in  relation  to  Cuba  and  Porto  Rico. 
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Nr.  11972.  Anlage. 

^auTiw*  ^®°®  Spanische  Vorschläge  über  Cnba  und  Portorico. 

2i.0kt.i898.  Articie  L 

Her  Catholic  Majesty,  the  Queen  Regent  of  Spain,  in  the  name  of  her 
August  Son  Don  Alfonzo  XIII,  King  of  Spain,  thereunto  constitutionally 
authorized  by  the  Cortes  of  the  Kingdom,  relinquishes  her  sovereigntj  oTer 
and  title  to  Guba.  ||  The  United  States  of  America,  accepting  said  relinquish- 
ment,  receive  the  Island  of  Cuba  from  Spain  to  lend  it  aid  and  guidance  and 
hold  it  under  their  control  and  government  until  the  pacification  thereof  real- 
ized,  thej  leave  said  control  and  government  to  the  Cuban  people. 

Articie  IL 
The  relinquishment  and  transfer  made  bj  Her  Catholic  Majesty  and  ac- 
cepted  by  the  United  States  of  America  embrace:  ||  1.  All  prerogatives,  attri- 
bates  and  rights  appertaining  to  Her  Catholic  Majesty  as  part  of  her 
sovereignty  over  the  Island  of  Cuba  and  its  inhabitants.  ||  2.  All  peouniary 
charges  aud  obligations  outstanding  upon  to  the  ratification  of  this  treaty  of 
peace  which,  after  a  minute  examination  into  their  origin,  purpose,  and  the 
conditions  of  their  creation,  should  be  held,  pursuant  to  strict  law  and  unde- 
niable  equity,  to  be  distinct  from  such  as  are  properly  and  pecaliarly  char- 
geable  to  the  treasury  of  the  Peninsula,  and  to  have  been  always  properly 
and  peculiarly  Cuban.  ||  To  make  the  strike  examination  provided  for  in  the 
foregoing  paragraph,  the  two  High  Contracting  Parties  shall  name  a  Com- 
mission  of  competent  and  impartial  persons  in  the  manner  to  be  determined 
in  the  proper  articie  of  this  treaty. 

Articie  III. 
In  obedience  to  the  stipulations  of  the  two  preceding  articles,  Her 
Catholic  Majesty,  in  the  representative  character  with  which  she  concludes 
this  treaty,  relinquishes  and  transfers  to  the  United  States  all  the  buildings, 
wharves,  barracks,  forts,  establishments,  public  high-ways  and  other  immovable 
property  which  in  conformity  with  law  are  of  the  public  domain,  and  which 
being  of  the  public  domain  belong  to  the  Crown  of  Spain  in  the  Island  of 
Cuba.  II  Therefore  there  are  ezcepted  from  this  relinquishment  and  transfer 
all  rights  and  property  of  whatsoever  kind  which  up  to  the  ratification  of 
this  treaty  may  have  been  peacefully  enjoyed  as  owners  by  the  provinces, 
municipalities,  public  or  private  establishments,  ecclesiastical  or  civil  bodies 
and  aoy  other  associations  having  legal  capacity  to  acquire  and  possess  pro- 
perty in  the  Island  of  Cuba,  and  private  individuals,  whatever  may  be  their 
nationality.  ||  Her  Catholic  Majesty  also  relinquishes  and  transfers  to  the  United 
States,  to  which  they  shall  be  delivered  by  the  Spanish  Government,  all 
documents  and  titles  exclusively  referring  to  the  sovereignty  transferred  and 
accepted,  and  to  all  its  rights,  which  may  ezist  in  the  archives  of  the  Penin- 
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sola.  Copies  of  the  part  relati?e  to  the  said  sovereigntj  wbich  maj  appear  Nr.  11972. 
in  other  documents,  and  titles  which  refer  moreover  to  other  matters  distinct  q^^^ 
from  the  Island  of  Cnba  or  its  sovereignty  and  rights,  ezisting  in  said ui4 Spanien, 
archives,  must  also  be  farnished  when  the  United  States  shall  reqnire  the 
same.  A  like  mle  must  be  reciprocally  observed  with  respect  to  Spain  in  so 
far  as  relates  to  documents  and  titles  unconnected  in  whole  or  in  part  with 
the  Island  of  Cnba  that  may  now  be  in  its  archives  and  which  are  of  interest 
to  the  Spanish  Government.  ||  All  official  archives  and  records,  ezecntive  as 
well  as  judicial,  at  the  disposal  of  the  Government  of  Spain  and  of  its  autho- 
rities  in  the  Island  of  Cnba,  and  which  refer  to  the  said  Island  or  its  inhabi- 
tants,  their  rights  and  properf  j,  shall  remain  without  any  reservation  wbatever 
of  this  kind  at  the  disposal  of  the  United  States,  to  preserve  the  same  or 
dispose  of  them  with  the  same  anthority  exercised  over  them  up  to^  the 
present  time  by  the  Spanish  Government  and  its  aathorities.  Private  parties, 
Spaniards  as  well  as  Cnbans,  shall  have  the  right  to  make  in  accordance 
with  law  anthenticated  copies  of  the  contracts,  wills,  and  other  Instruments 
forming  part  of  notarial  protocols  or  files,  all  of  which  may  be  in  the  ezecutive 
and  judicial  archives,  be  the  latter  in  Spain  or  in  the  Island  of  Guba. 

Article  IV. 

As  compensation  for  the  losses  and  ezpenses  occasioned  the  United  States 
by  the  war  and  for  the  Claims  of  its  Citizens  by  reason  of  the  injuries  and 
damages  they  may  have  suffered  in  their  persons  and  property  during  the 
last  insurrection  in  Guba,  Her  Catholic  Majesty,  in  the  name  and  represen- 
tation  of  Spain,  and  thereunto  constitutionally  authorised  by  the  Cortes  of  the 
Kingdom,  cedes  to  the  United  States  of  America,  and  the  latter  accept  for 
themselves,  the  Island  of  Porto  Rico  and  the  other  Islands  now  under  Spanish 
sovereignty  in  the  West  Indies,  as  also  the  Island  of  Guam  in  the  Mariana 
or  Ladrones  Arcbipelago,  which  island  selected  by  the  United  States  of 
America  in  virtue  of  the  provisions  of  Article  n  of  the  Protocol  signed  in 
Washington  on  August  12  last 

Article  V. 

This  cession  of  the  sovereignty  over  the  territory  and  inhabitants  of 
Porto  Rico  and  the  other  Islands  mentioned  is  understood  to  embrace  the 
cession  of  the  rights  and  obligations,  property  and  documents  relating  to  the 
sovereignty  of  said  Islands  alike  in  all  respects  to  the  relinquishment  and 
transfer  of  the  sovereignty  of  the  Island  of  Cuba  as  defined  in  the  foregoing 
articles. 
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Nr.    11973.    VEBEIHiaTE  STAATEH  und  8PAHIBN.   —   8.  Sitzung. 
Ablehnung  der  spanischen  Forderungen« 

24.  Oktober  1898. 
Nr.  11073.  The  American  Gommissioners  stated  that  they  had  carefnllj  considered 

^st^ra*  the  articles  tendered  bj  the  Spanish  Gommissioners  at  the  last  meeting,  bj 
und  Spanien,  which,  while  Spain  was  to  relinquish  soyereigntj  over  Guba,  such  relinquish- 

oä   AVf    IfiQR 

'ment  was  to  be  accepted  hj  the  United  States  and  was  to  include  such  charges 
and  obUgations,  ontstanding  at  the  ratification  of  the  treaty  as  should  be  held 
by  a  Gommission  not  to  be  properly  and  peoaliarly  chargeable  to  the  treasury 
of  the  Peninsula,  bnt  to  be  properly  and  peculiarly  Cuban,  and  that  they  must 
reject  the  articles  in  question  as  well  as  any  articles  that  required  the 
United  States  to  assume,  either  for  itself  or  for  Guba,  the  so-called  Coban 
debt.  They  were  willing,  however,  to  add  to  the  article  in  which  Spain 
relinquished  sovereignty  over  and  title  to  Guba,  a  suitable  stipulation  by  which 
the  United  States  would  assume  the  obligations  as  to  the  protection  of  life 
and  property  imposed  by  its  occnpation,  so  long  as  such  occupation  should 
continne.  ||  After  much  discnssion,  the  President  of  the  Spanish  Gommission 
stated  that  the  Spanish  Gommissioners  did  not  care  for  the  phraseology  in 
which  the  relinquishment  of  sovereignty  was  expressed,  so  long  as  it  embraced 
an  Obligation  as  to  debts»  such  as  was  stated  in  the  second  of  the  articles 
presented  by  them«  ||  The  President  of  the  American  Gommission,  replying  to 
this  Statement,  inquired  whether  the  President  of  the  Spanish  Gommission 
intended  thereby  to  say  that  the  Spanish  Gommissioners  would  refuse  to  con- 
sider  any  articles  as  to  Guba  and  Porto  Rico  which  contained  no  Provision 
for  the  assumption  of  indebtedness  by  the  United  States,  or  Guba,  or  both. 

Nr.    11974.    VEBEIKIOTE  STAATEH  und  SPANIEH.   --   9.  Sitzung. 

Schuldfrage  für  Guba  und  Portorico. 

26.  Oktober  1898. 

Nr.  11974.  if]^Q  Spanish  Gommissioners  filed  under  the  rules  a  memorandum,  copy 

Vereinigte         •  -  w        mtw 

Staaten    ^ud  translatiou  of  which  are  hereto  annexed,  giving  their  reasons  in  support 
und  Spaniel,  of  ^1,^  articlcs  prcscnted  by  them  on  the  21  st.  of  October,  and  rejected  by 

26.  Okt.  1898.  MT  y  y  tf  tf 

the  American  Gommissioners  on  the  24  th.  ||  The  American  Gommissioners 
stated  that  they  wonld  file  under  the  rules  a  written  reply  which  should  be 
annexed  to  the  protocol.  ||  The  Spanish  Gommissioners  then  made  to  the  in- 
quiry  addressed  to  them  by  the  American  Gommissioners,  at  the  close  of  the 
last  Session,  the  foüowing  reply:  ||  ''The  Spanish  Gommissioners,  having  become 
acquainted  with  the  questions  propounded  to  them  at  the  end  of  the  last 
Conference  by  the  President  of  the  American  Gommission  —  having. read  it 
and  studied  it  in  order  to  understand  with  all  clearness  its  meaning  and  its 
scope;  II  "Gonsidering  that  in  the  Conference  held  by  the  two  Gommissions  on 
the  14  th  of  this  month  it  was  resolved  that  no  agreement  reached  npon  any 
article  should  be  considered  as  the  final  expressiou  of  the  views  and  opinions 
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of  either  Government  on  the  points  and  matter  contained  therein,  nntil  after  Nr.  11974. 
an  agreement  shonld  be  reached  on  all  other  articles  of  the  treaty,  or  in  ^g^iJ^^^* 
other  words  npon  the  whole  of  it:  ||  "Considering  therefore  that  the  qnestion  nndspanien 
propoHnded  by  the  President  of  the  American  Commission  cannot  now  i)©^^'^^^®^®* 
given  any  answer,  which  withont  violation  of  the  resolntion  nnanimonsly 
adopted  by  the  two  Commissions  at  the  aforesaid  Conference  of  the  14  th 
instant,  may  involve  the  final  approval  of  the  article  or  articles  to  which  the 
question  refers:  ||  ''Considering  fnrthermore  that  even  in  case  snch  resolntion 
as  the  above  had  not  been  agreed  npon  by  the  Commissioners,  its  adoption 
wonld  have  been  required  by  the  very  nature  and  essence  of  the  mission 
entmsted  to  them,  which  is  to  frame  a  treaty  of  peace,  settling  not  only  the 
qnestion  of  the  Antilles  bnt  also  that  of  the  Philippine  Islands  and  all  other 
qnestions,  even  of  lesser  importance,  which  may  exist  between  the  two  High 
Contracting  Parties:  ||  '^Considering  that  this  treaty  is  not  to  be  framed,  as 
no  other  treaty  has,  or  can,  be  ever  framed,  npon  the  exclnsive  basis  of 
strict  justice,  as  nnderstood  by  each  party,  bat  also  npon  the  basis  of  the 
advantage  to  be  derived  by  either  or  by  both,  thus  modifying  in  harmony 
there  with  the  demands  of  strict  law;  and  that,  therefore,  the  Spanish  Com- 
missioners,  althongh  onderstanding  that  strict  law  decides  the  qnestion  of  the 
Gnban  debt  in  their  favor,  are  in  dnty  bonnd  and  are  willing  to  moderate 
the  said  strictness  in  view  of  the  advantages  which  Spain  may  derive  from 
other  stipulations  of  the  treaty  which,  withont  being  prejudicial  to  the  United 
States,  may  be  favorable  to  Spain;  ||  "Considering  therefore  that  the  article  or 
articles  to  which  the  President  of  the  American  Commission  refers  can  not  at 
this  time  be  the  snbject  of  final  approval,  since  thcy  mnst  remain  snbject  to 
the  others  to  be  inclnded  in  the  same  treaty,  meeting  the  approval  of  both 
High  Parties:  —  ||  *T?he  Spanish  Commissioners  answer  the  said  question  by 
stating  that,  reiterating  their  conviction  that  pursnant  to  law  the  colonial 
obligations  of  Cnba  and  Puerto  Rico  mnst  follow  these  Islands  and  their 
sovereignty,  they  do  not  refuse  *to  consider  any  articles  as  to  Cuba  and 
Puerto  Rico  which  contain  no  provision  for  the  assumption  of  indebtedness  by 
the  United  States,  or  Cnba,  or  both',  subordinating  the  final  approval  of  such 
articles  to  that  of  the  others  which  are  to  form  the  complete  treaty,  and  they, 
therefore,  invite  the  American  Commissioners  to  enter  npon  the  discussion  of 
the  other  points  to  be  embodied  in  the  Treaty,  and,  at  the  outset,  to  take  up 
the  discussion  of  the  Philippine  Archipelago,  and  to  propose  to  the  Spanish 
Commissioners  what  they  understand  should  be  agreed  npon  in  said  Treaty 
with  respect  to  this  subject."  j|  The  American  Commissioners,  after  the  reading 
of  this  paper,  inquired  whether  they  were  to  understand  that  the  Spanish 
Commissioners  accepted  the  articles  previously  presented  by  them  as  to  Cnba, 
Porto  Rico,  and  Guam.  ||  The  Spanish  Commissioners  replied  that  they  accepted 
them  in  the  sense  stated  in  the  paper  —  provisionally,  snbject  to  the  con- 
closion  of  a  treaty  of  peace. 
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Nr.    11975.     VKBEIlilOTE  8TAATEH  und  ßPAHIBH.  —  10.  Sitzung. 
Diskussion  über  Guba  und  Portorico. 

27.  Oktober  1898. 

Nr.  11975.  The  American  Gommissioners  presented  their  written  reply,  copy  of  which 

suaten    ^s  hereto  annexed,  to  the  memorandum  filed  by  the  Spanish  Gommissioners  at 

und  Spanien,  the  last  session  in  Support  of  the  articles  which  they  presented  on  the  21  st 
instant,  and  which  were  afterwards  rejected  by  the  American  Gommissioners.  [! 
The  American  Gommissioners,  referring  to  the  acceptance  by  the  Spanish 
Gommissioners,  in  the  terms  expressed  in  the  protocol  of  the  last  session,  of 
the  articles  presented  by  the  American  Gommissioners,  said  that  they  were 
nncertain  whether  the  acceptance  was  intended  to  apply  to  the  articles  first 
or  to  those  last  presented  by  them,  and  snggested  that,  if  it  was  immaterial 
to  the  Spanish  Gommissioners,  the  American  Gommissioners  preferred  that  the 
acceptance  shonld  be  taken  to  refer  to  the  articles  first  presented  by  them,  as 
those  articles  contained  provisions  as  to  public  archives  and  records.  ||  The 
President  of  the  Spanish  Gommission  replied  that,  as  bis  acceptance  of  the 
articles  was  oonditional  upon  the  approval  of  the  treaty  of  peace,  he  had  no 
objection  to  accepting  these  or  any  other  articles,  and  especially  as  the  first 
article  of  the  American  project  was  the  same,  saving  differences  in  diplomatic 
form,  as  the  first  paragraph  of  the  first  Spanish  article;  but  that  he  did  not 
mean  that  he  renounced  the  second  paragraph  of  that  article,  and  that  with 
respect  to  this  part  and  to  the  other  articles  presented  by  Spain,  he  reserved, 
as  provided  in  the  protocol  of  the  5th  session,  all  the  rights  therein  con- 
tained if  there  was  no  nltimate  agreement  npon  the  whole.  ||  The  President  of 
the  American  Gommission  replied  that  the  American  Gommissioners  were  con- 
tent to  take  the  acceptance  of  the  Spanish  Gommissioners,  as  expressed  in 
their  paper  and  entered  in  the  protocol  of  the  last  Conference,  as  applying  to 
the  articles  last  snbmitted,  which  were  expressed  in  the  words  of  the  Pro- 
tocol of  Augnst  12,  1898.  ||  The  President  of  the  Spanish  Gommission  repeated 
that  the  form  or  wording  of  those  or  of  the  other  articles  was  a  matter  of 
indifference  to  him;  and  he  asked  whether  the  American  Gommissioners  would 
object  to  inserting  in  the  article  in  which  the  cession  of  Porto  Rico  and  the 
other  Islands  in  the  West  Indies  and  the  Island  of  Gnam  was  made,  or  in 
any  of  the  other  articles  of  the  treaty,  a  Statement  that  the  cession  was  made 
as  indemnity  for  the  expenses  of  the  war  and  the  injuries  suffered  during  it 
by  American  Citizens.  ||  The  President  of  the  American  Gommission  replied 
that  the  articles  should  stand  as  when  they  were  accepted,  and  be  considered 
as  disposed  of  for  the  present,  adding  further  that  the  American  Gommissioners 
did  not  mean  to  be  nnderstood  that  it  should  not  appear  in  some  proper  form 
in  tlic  treaty  that  the  cession  of  Porto  Rico  and  the  other  Islands  above 
referred  to  was  on  account  of  indemnity  for  the  losses  and  injuries  of  Ame- 
rican Citizens  and  the  cost  of  the  war.    This  view  had  been   expressed  in 
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the  note  addrossed  to  tbe  Spanish  Government  containing  tbe  demand  of  the  Nr.  11975. 
President  of  the  United  States,  and  the  American  Commissioners  recognized  g[^^*** 
the  force  and  meaning  of  that  demand.  11  The  President  of  the  Spanish  Com- undspanien. 

27  Olct  1898. 

mission  said  that  it  was  not  his  intention  now  to  discnss  this  point,  bat  to 
State  his  desire  that  the  qnestion  and  the  answer  to  it  shonld  be  entered  in 
the  protocoL  ||  The  President  of  the  Spanish  Gommission  then  inqnired  whether 
the  American  Commissioners  were  ready  to  answer  the  written  proposal  pre- 
sented  by  the  Spanish  Commissioners  at  the  last  session,  in  which  they 
accepted  conditionally  the  two  articles  of  the  American  draft.  ||  The  President 
of  the  American  Commission  said  that  he  nnderstood  that  in  the  said  pro- 
posal the  American  Commissioners  were  invited  to  present  their  propositions 
in  regard  to  the  Philippine  Islands,  and  said  that  as  this  matter  was  of 
capital  importance,  and  as  the  American  Commissioners  were  not  yet  ready 
to  snbmit  a  proposal  in  regard  to  it,  he  wonld  propose  an  adjonrnment  in 
Order  that  they  might  have  an  opportnnity  to  do  so,  and  would  snggest  that 
in  the  mean  time  the  Secretaries  shonld  endeavor  to  agree  on  the  terms  of 
the  article  relating  to  pablic  property,  archives  and  records  in  Cuba,  Porto 
Rico  and  other  islands  in  the  West  Indies,  and  Gnam,  for  Submission  to  the 
Joint  Commission. 

This  snggcstion  was  adopted,  as  well  as  the  proposal  for  an  adjonrn- 
ment; and  it  was  agreed,  on  motion  of  the  American  Commissioners,  that  the 
Joint  Commission  shonld  meet~again  on  Monday  the  31  st  of  October,  at  two 
o'clock,  p.  m.,  when  the  American  Commissioners  shonld  present  a  proposal  on 
the  snbject  of  tbe  Philippines;  and  that  if  by  that  time  the  American  Com- 
missioners were  not  prepared  to  do  so  the  meeting  shonld  be  postponed  to  a 
later  day. 


Nr.    11976.     VEEEINIGTE  STAATEBT  und  SPANIEN.  —  11.  Sitzung. 
Amerika  verlangt  die  Philippinen. 

31.  Oktober  1898. 
The  American  Commissioners  stated  that,  in  accordance  with  the  under-  Nr.  119:6. 
Standing  expressed  in  the  protocol  which  had  just  been  read,  they  were  pre-  ^g^^J^^*^* 
pared  to  present  their  proposal  on  the  subject  of  the  Philippines.    The  pro-andspanien. 
posal  was  read  in  English  and  translated  into  Spanish,  and  deli?ered  to  the^^-^^^-'®^- 
Spanish  Commissioners.    It  was  as   follows:  ||  "The  American  Commissioners, 
having  been  invited  by  the  Spanish  Commissioners  at  the  last  Conference  to 
present  a  proposition  in  regard  to  the  Philippine  Islands,  beg  to  submit  the 
following  article  on  that  subject:  ||  'Spain  hereby  cedes  to  the  United  States 
the  archipelago  known  as  the  Philippine  Islands,  and  lying  within  the  follo- 
wing line:  A  line  running  along  the  parallel  of  latitude  21**  30'  North  from 
the    llSth    to   the    127  th  degree  meridian  of  longitude  East  of  Greenwich, 
thence  along  the   127  th  degree  meridian  of  longitude  East  of  Greenwich  to 
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Nr.  11976.  the  parallel  of  4**  45'  North  latitade,   thence  along  the  parallel  of  4"*  45' 

^suLtir*  North  latitude  to  its  intersection  with  the  meridian  of  longitude  119**  35'  East 

und  Spanien,  of  Grcenwich,  thence  along  the  meridian  of  longitude  119®  36'  East  of  Green- 

31  Okt  1S08 

'wich  to  the  parallel  of  latitude  7®  40'  North,  thence  along  the  parallel  of 
latitude  of  7°  40'  North  to  its  intersection  with  the  116th  degree  meridian 
of  longitude  East  of  Greenwich,  thence  by  a  direct  line  to  the  intersection  of 
the  lOth  degree  parallel  of  North  latitode  with  the  llSth  degree  meridian 
of  longitude  East  of  Greenwich,  and  thence  along  the  llSth  degree  meridian 
of  longitude  East  of  Greenwich  to  the  parallel  of  latitude  21**  30*  North.'  ^ 
A  proper  reference  to  the  cession  thns  proposed  may  be  inserted  in  the  article 
of  the  treaty  relating  to  public  property,  archives  and  records  in  territory 
which  Spain  cedes  or  oyer  which  she  relinquishes  her  soTereignty.  ||  The  Ame- 
rican Gommissioners  heg  further  to  State  that  they  are  prepared  to  insert  in 
the  treaty  a  stipulation  for  the  assumption  by  the  United  States  of  aoy 
existing  indebtedness  of  Spain  incnrred  for  public  works  and  improvements  of 
a  pacific  character  in  the  Philippinen."  ||  The  Spanish  Gommissioners  asked  for 
an  adjournment  in  order  that  they  might  examine  the  proposal,  and  eitber 
accept  it  or  present  a  counter-proposal,  and  suggested  that  the  Commission 
should  meet  again  on  Friday,  the  4th  of  November,  at  two  o'clock,  p.  nt, 
without  prejndice  to  asking  for  a  postponement,  if  it  should  be  necessary. 
This  Suggestion  was  accepted,  and  the  Conference  was  accordingly  adjoumed. 


Nr.    11977,    VEBEINIOTE  STAATEN  und  SPAHIEN.  —    12.  Sitzung. 
Antwort  der  Spanier  auf  das  Vorige. 

4.  November  1898. 

Nr.  11977.  The  President  of  the  Spanish  Gommission  stated  that,  having  carefnlly 

suaTeV  examined  the  proposal  of  the  American  Gommissioners  in  relation  to  the  Phi- 

nndSpanien.lippines,  hc  prescntcd  a  counter- proposal  on  that  subject,  which  countcr- 
'  proposal  he  delivered  to  the  Secretary  of  the  Spanish  Commission,  who  handed 
it  to  the  Secretary  of  the  American  Commission.  ||  The  American  Gommissioners 
desiring  to  have  the  counter-proposal  translated  to  them  immediately,  it  was 
read  in  English  by  their  Interpreter;  and  it  is  annexed  to  the  protocol.  ||  The 
President  of  the  American  Gommission  then  stated  that  as  they  understood 
from  the  reading  of  the  paper  that  their  proposal  was  rejected,  they  had 
under  the  rules  a  right  to  file  a  memorandum  in  writing  in  snpport  thereof, 
and  that,  under  the  circumstances,  and  in  order  that  the  paper  presented  by 
the  Spanish  Gommissioners  might  be  carefully  translated  aud  considered,  the 
American  Gommissioners  desired  an  adjournment  tili  Tuesday,  the  8th  of 
November,  at  two  o'clock,  p.  m.  ||  The  Spanish  Gommissioners  agreed  to  the 
adjournment,  but  stated  that,  as  their  paper,  besides  rejecting  the  American 
proposal,  also  put  forward  a  counter-proposal,  they  understood  that  they 
would  have  the  right  to  submit  a  memorandum  in  writing  in  snpport  of  such 
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counter-proposal,  if  the  American  Commissioners  should  reject  it^  ||  The  Com-  Nr.  11977. 
missioners  concarring  in  opinion  apon  these  matters,  the  Conference  was  ad-  ^^^ 
jonmed  to  the  day  previooslj  fixed,  und  Spanien. 

4.  Kor.  1898. 

Anlage. 
Gegenvorschlag  der  Spanier. 

The  Spanish  Commission  has  read  with  great  surprise  the  proposition 
preseuted  bj  the  American  Commission  at  the  meeting  held  on  the  31  st  of 
October,  ultimo.  ||  The  onlj  article  which  said  proposition  contains  is  reduced 
to  proTiding  for  the  cession  by  Spain  to  the  United  States  of  the  archipelago 
known  as  the  Philippine  Islands,  situated  within  the  perimeter  geographically 
determined  in  its  text.  ||  Bat  in  addition  thereto  the  proposition  contains  two 
paragraphs,  not  intended  to  form  a  part  of  the  article,  the  second  of  which 
is  of  such  importance  as  to  demand  from  the  Spanish  Commission  to  deal 
with  it  speoially  in  this  paper.  ||  The  Spanish  Commissioners  have  stated  that 
the  American  proposition  ezcited  in  them  great  surprise,  and  it  is  their  duty 
to  set  forth  the  reasons  which  ezplain  that  feeling.  ||  From  the  first  to  the 
last  Conference,  the  American  Commissioners  have  been  alleging  constantly  — 
and  that  allegation  was  the  principal  ground  upon  which  their  drafts  relating 
to  Cuba  and  Porto  Bico  were  based  —  that  in  their  Conferences  the  two 
Commissions  have  to  abide  by  the  bases  established  in  the  preliminaries  of 
peace  agreed  upon  and  signed  on  the  12  th  of  August  ultimo.  The  same  was 
said  and  continues  to  be  said  by  the  Spanish  Commissioners.  One  difference, 
however,  has  ezisted  in  this  respect  between  the  two  Commissions,  and  this 
has  been  that  the  American  Commissioners  understand  that  the  Protocol 
should  be  construed  aceording  to  its  letter,  striotly,  and  without  taking  into 
consideration  any  data,  antecedent  or  document.  For  this  reason«  as  the  words 
"Dobt  of  Cuba,  or  of  Porto  Bico"  were  not  written  on  the  Protocol,  they  have 
deemed  that  Spain  should  transmit  or  cede  her  sovereignty  over  the  Islands, 
but  should  retain  the  latter's  obligations.  The  Spanish  Commissioners  under- 
stand, on  the  contrary,  that  for  determining  the  literal  meaning  of  the  Pro- 
tocol it  is  necessary  not  only  to  bear  in  mind  the  general  rules  of  inter- 
national law  as  to  the  Interpretation  of  treaties,  but  also  the  negotiations 
carried  on  between  the  two  parties  which  culminated  in  this  agreement,  and 
in  which  the  Interpretation  of  the  latter  had  been  given  beforehand  and 
officially.  ||  Therefore  the  proposition  relating  to  the  cession  by  Spain  to  the 
United  States  of  the  Philippine  Islands,  besides  not  being  included  in  or 
covered  by  the  articles  of  the  Protocol,  appears  to  be  in  open  contradiction 
of  its  terms.  In  the  opinion  of  the  Spanish  Commission  it  is  a  flagrant  vio- 
lation  of  the  agreement  ||  The  Protocol  contains  siz  articles,  and  only  one,  the 
third,  refers  to  the  Philippine  Archipelago.  Literally  translated  (into  Spanish) 
from  the  offioial  French  text,  it  rcads  as  follows:  —  ||  "The  United  States 
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Kr.  11977.  shall  occupj  and  hold  the  city,  the  baj  and  the  harbor  of  Manila  pending 
stMton    ^^®   condusion   of  a   treaty   of  peace   which   shall   determine  the  inspection 

QndSpuüen.  (contr6le),  the  disposition,  and  the  government  of  the  Philippine  Islands.''  || 
*This  is  all  that  the  Protocol  says  abont  the  archipelago.  ||  Even  accepting 
as  a  proper  Standard  for  the  interpretation  of  this  article  the  narrow  one  of 
the  literal  meaning,  as  claimcd  (no  matter  how  stränge  it  may  appear)  by  the 
American  Commission,  the  Spanish  Coromission  wonld  have  only  to  reply  that 
the  text  of  the  Protocol  refers  to  nothing  eise  than  the  temporary  or  pro- 
visional  occupation  by  the  United  States  of  Manila,  its  harbor,  and  its  bay, 
nntil  the  treaty  of  peace,  determining  or  agreeing  upon  the  inspection,  dispo- 
sition  and  government  of  the  Philippine  Islands,  shoold  be  conclnded,  ||  What 
has  this  to  do  with  any  change  or  cession  of  sovereignty? 

The  first  part  of  the  articles  is  perfectly  clear.  Not  even  the  slightest 
donbt  can  exist  as  to  the  fact  that  the  only  agreement  as  to  Manila,  its  bay 
and  its  harbor,  referred  to  the  occupation  thereof,  not  final  but  provisional, 
by  the  United  States;  said  occupation  to  last  only  until  the  conclusion  of  the 
treaty  of  peace.  No  proof  is  necessary  to  corroborate  this  literal  construction 
of  the  text,  But  should  it  be  requirod,  the  American  Gommission  would  find 
it  in  docnment  nnmber  19  in  the  Yellow  Book  just  pnblished  by  the  Govern- 
ment of  the  French  Republic.  Said  document  contains  the  circular  addressed 
by  the  French  Minister  of  Foreign  Affairs  to  the  French  Ambassadors  in 
Europe,  three  days  after  the  signing  of  the  Protocol,  acquainting  them  with 
-the  mission  which  the  Government  of  the  Republic  had  allowed  to  be  entm- 
sted  to  the  French  Ambassador  at  Washington,  to  offer  peace  to  the  Govern- 
ment of  the  United  States  in  behalf  of  the  Government  of  Her  Gatholic 
Majcsty.  This  circular  states  that  the  French  Ambassador  at  Washington  hiad 
signed,  in  the  name  of  Spain  and  at  her  reqnest,  a  Protocol  setting  forth  the 
demands  of  the  United  States,  and  after  ennmerating  those  demands,  and  in 
referring  to  the  Philippine  Islands,  the  French  Minister  of  Foreign  Affairs 
says  that  the  only  one  contained  in  that  document  was  the  provisional  occu- 
pation of  Manila  by  the  American  forces.  ||  The  American  Gommission  will  not 
disregard  the  unquestionable  moral  weight  of  the  testimony  of  the  Minister  of 
Foreign  Affairs  of  the  French  Republic,  equally  friendly  to  the  two  belligerent 
states,  who  could  know  nothing  about  the  Protocol  except  through  the  most 
authoritative  Channel  of  the  French  Ambassador  who  had  discussed  it  with 
the  American  Government,  and  agreed  to  it  and  signed  it,  in  the  name  of 
Spain.  II  The  mere  provisional  character  of  that  occupation  remained  even  after 
the  Protocol  was  signed,  when  General  Merritt,  contrary  to  what  had  been 
agreed  upon  in  Article  VI  of  the  same,  forcibly  took  possession  of  Manila. 
In  the  last  paragraph  of  nnmber  5  in  the  rules  for  capitulation  agreed  upon 
and  signed  on  August  15,  on  the  part  of  the  United  States  by  Brigadier 
General  of  Volunteers  E,  V.  Greene,  by  Gaptain  Lamberton  of  the  United 
States  Navy,   by  Lieutenant-Golonel  and  Inspector-General  Whitlier,  and  by 
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Lieutenant-Colonel  Jadge-Advocate  Crowder,  the  following  was  said:  —  ||  "The  Nr.  11977. 
retarn  of  the  arms  snrrendered  by  the  Spanish  Forces  shall  take  place  when  ^g?*"J^ 
thej  evacoate  the  city  or  when  the  American  army  evacuates/  ||  Therefore  it  and  Spanien. 
was  understood  by  those  who  signed  this  agreement  that  the  American  forces^'^*^*^®^ 
did  not  permanently  occnpy  the  place,  as  they  anticipated  the  case  that  they 
wonld  have  to  evacoate  it.  And  if  they  anticipated  this,  it  is  clear  that  they 
understood  their  occnpation  of  the  place  to  be  merely  proTisional.  ||  Trae  it  is 
that  the  words  ''inspection,  disposition  and  government  of  the  Philippine 
Islands"  have  not  a  clear  meauing.  The  Spanish  Government  and  its  repre- 
sentative  at  Washington  had  noticed  this  fact  and  asked  for  the  proper  ex- 
planation  thereof  (which  was  not  given)  by  the  American  Government,  before 
the  Protocol  was  signed.  Bat  whatever  constrnction  may  now  be  placed  upon 
these  words,  the  fact  is  that  in  no  case  can  their  meaning  be  so  stretched  as 
to  involve  in  any  way  the  idea  of  cession  of  the  sovereignty  of  Spain  over 
the  archipelago.  Sach  a  cession  or  acquisition  in  perpetunm  of  the  archipe- 
lago  by  the  United  States,  had  it  been  agreed  npon  in  the  Protocol,  wonld 
have  been  in  contradiction  with  the  more  temporary  occnpation  of  Manila, 
which  at  the  same  time  was  agreed  apon  in  the  same  clause  of  that  instru- 
ment.  ||  Nor  coald  the  said  constrnction  ever  be  admitted  as  valid,  ander  the 
roles  of  interpretation  of  treaties,  because  the  said  admission  would  result  in 
benefiting  a  party  who  refnsed  to  ezplain,  when  asked  at  the  proper  time  to 
do  so,  the  meaning  of  the  words  which  even  then  were  considered  ambignons 
and  indeterminate.  Even  if  this  were  not  the  case,  the  rule  which  the 
Spanish  Commission  understand  to  have  been  applied  to  them  withoat  reason, 
set  forth  by  the  American  Commissioners  in  their  last  ''memorandnm",  namely, 
that  'the  abstention  of  Spain  from  proposing  in  the  Protocol  the  condition  of 
the  transfer  of  the  debt  preclnded  her  from  proposing  it  now",  wonld  be 
applicable  to  the  case.  The  United  States  abstained  from  proposing  to  Spain 
in  the  Protocol,  frankly  and  openly,  as  frankly  and  openly  as  all  things  must 
be  set  forth  in  all  treaties,  which  mnst  never  be  cjnclnded  anless  to  be 
understood  and  complied  with  in  good  faith,  the  cession  of  her  sovereignty 
over  the  archipelago.  They  did  not  do  it,  and  they  became  thereby  preclnded 
from  proposing  it  now.  ||  All  the  foregoing  Statements  must  really  be  con- 
sidered in  excess  of  necessity,  as  it  is  a  fact,  perfectly  well  known  to  the 
American  Commissioners,  that  when  the  Protocol  was  signed  at  Washington 
the  most  worthy  President  of  the  Union  not  only  had  no  idea  that  Spain 
wonld  have  to  cedc  the  Philippine  Archipelago  to  the  United  States,  bat 
entertained,  on  the  contrary,  an  opposite  idea,  namely,  that  Spain  would  retain 
her  sovereignty  over  it. 

In  the  Conference  held  on  Augast  4  last,  between  Mr.  Cambon,  Ambas- 
sador  from  France,  and  President  McKinley,  in  the  presence  of  the  United 
States  Secretary  of  State,  Mr.  Cambon  made  some  remarks  as  to  the  cession 
of  Porto  Rico  in  compensation  for  the  expenses  of  the  war,  and  the  President, 
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Nr.  11977.  showing  himself  inflexible  upon  that  point,  repeated  his  assertion  that  the 
^Stuten'*  Philippine  question  was  the  only  one  not  finally  settled  in  his  mind.  It  was 
und  Spanien,  then  that  Mr.  Gambon  asked  for  an  ezplanation  abont  the  meaning  of  the 
4.  Nor.  1898.  ^j^^^g  citcd  pbrascs  in  Article  III  of  the  Protocol,  relating  to  the  Philippine 
Archipelago,  as  the  langnage  of  said  article  might  lend  itself  to  inspire  fear 
in  Spain  in  regard  to  her  sovereignty  over  these  islands.  President  McKinley 
answered  bim,  verbatim,  as  foUows:  ||  '*l  do  not  want  any  ambiguity  to  be 
allowed  to  remain  on  this  point.  The  negotiators  of  both  coontries  are  the 
ones  who  shall  resolve  npon  the  permanent  adyantages  (notice  that  he  said 
,^vantages"  and  not  ''rights")  which  we  shall  ask  in  the  archipelago,  and 
decide  apon  the  Intervention  (contr61e),  disposition  and  government  of  the 
Philippine  Islands/'  ||  He  farther  said:  ''The  Madrid  Government  can  rest 
assored  that  np  to  now  nothing  is  decided  a  priori,  in  my  own  mind,  against 
Spain,  nor  do  I  consider  anytbing  decided  by  it  against  the  United  States."  || 
Is  it  therefore  doabtful  that  on  the  12th  of  Angnst,  when  the  Secretary  of 
State  of  the  United  States  signed  the  Protocol,  the  President  of  the  United 
States  had  no  idea  of  demanding  from  Spain  the  cession  to  the  United  Status 
of  her  sovereignty  over  the  archipelago?  ||  Bat  there  is  something  more.  The 
President  of  the  United  States,  far  from  entertaining  that  purpose,  clearly 
showed  by  his  langnage  that  he  desired  that  Spain  should  preserve  her  sove- 
reignty. He  said  that  the  Commissioners  at  Paris  wonld  have  to  come  to  an 
agreement  as  to  the  permanent  advantages  to  be  demauded  by  the  United 
States  in  the  Philippine  Archipelago.  K  Spain  was  to  be  deprived  of  her 
sovereignty,  what  future  advantages  could  possibly  be  asked  from  Spain  by 
the  United  States  Commissioners,  or  granted  them  by  Spain?  How  wonld  it 
be  possible  for  the  American  Commissioners  at  Paris  to  ask  Spain  for  advan- 
tages in  an  archipelago  which  they  at  the  same  time  had  to  demand  and 
receive  as  their  own  property?  ||  There  is  still  another  proof,  as  irrefutable 
as  the  above,  that  the  Washington  Government,  far  from  having  at  that  time 
any  idea  or  Intention  to  acqaire  sovereignty  over  the  Philippine  Archipelago, 
consented  that  said  sovereignty  continne  to  be  vested  in  Spain,  by  removing 
from  its  own  mind  all  idea  of  change  in  this  respect,  either  when  framing  or 
signing  Article  in  of  the  Protocol.  ||  When  the  Spanish  Government,  by  its 
despatch  of  the  7th  of  Augnst,  answered  the  note  of  the  Honorable  Secretary 
of  State  of  the  United  States  of  the  31  st  of  July,  wherein  he  informed  Spain 
of  the  conditions,  such  as  set  forth  in  the  Protocol,  upon  which  the  American 
Government  was  disposed  to  put  an  end  to  the  war,  the  Spanish  Secretary  of 
State  used  in  regard  to  basis  3  the  following  language:  ||  "The  basis  relating 
to  the  Philippine  Islands  seems,  according  to  our  ander standing,  to  be  too 
indeterminate.  In  the  first  place,  the  title  invoked  by  the  United  States  for 
the  occupation  of  the  bay,  harbor  and  city  of  Manila,  pending  the  conclusion 
of  a  treaty  of  peace,  cannot  be  conqnest,  as  the  city  of  Manila  is  still  de- 
fending  itself.     In  spite  of  the  blockade  by  sea  and  the  siege  by  land,  the 
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former  by  the  American  fleet,  the  latter  bj  Forces  commauded  by  a  native  Nr.  11977. 
encooraged  and  assisted  by  the  American  Admiral,  the  Spanish  flag  has  not  ^g^^^°en^ 
been  lowered.    In  the  secoud  place,  the  Philippine  AriSbipelago  is  wholly  in  und  Spanien. 
the  power  and  ander   the   sovereignty   of  Spain.     The  Spanish  Government  *' ^^^' ^^''" 
understands,  therefore,  that  the  temporary  occopation  of  Mauila  most  constitute 
a  gaarantee.    The  treaty  of  peace,  it  is  said,  shall  determine  the  intervention, 
disposition  and  govemment  of  the  Philippine  Islands,  and  as  the  intention  of 
the  Federal  6o?emment  is  too  mach  veiled  in  this  clause,  it  is  important  for 
tbis  Government  to  State  that  while  accepting  the  3d  basis,  it  does  not  re- 
linquish  a  priori  the  entire  sovereignty  over  the  Philippine  «Archipelago,  and 
leaves  to  the  negotiators  the  care  to  stipnlate  in  regard  to  such  reforms  as 
it  may  be  advisable  to  introduce  there,  —  in  view  of  the  Situation  of  those 
possessions  and  the  degree  of  cnltivation  of  their  inhabitants.    The  Govern- 
ment of  Her  Majesty  accepts  the  3d  clause  as  supplemented  by  the  aforesaid 
declaration/' 

It  appears  very  plainly  that  the  Spanish  Govemment  did  not  accept  the 
only  item  of  the  Protocol  which  relates  to  the  Pliilippine  Islands,  ezcept  in 
so  far  as  it  meant  that  the  oecupation  of  Manila  should  be  only  temporary 
and  in  the  nature  of  a  guarantee,  and  that  the  intervention,  disposition  and 
govemment  spoken  of  in  the  item  should  refer  to  the  interior  regime  and 
administration  of  the  govemment  of  the  said  islands,  and  not  to  the  entire 
sovereignty,  which  Spain  ezpressly  reserved  and  was  entitled  to  retain.  ||  Against 
this  constraction  placed  beforehand  by  the  Government  of  Her  Catholic  Majesty 
apon  the  3d  basis  of  the  Protocol,  —  a  constmction  upon  which  exclusively 
it  was  accepted,  —  the  Washington  Govemment  said  or  suggested  nothing, 
before  signing  the  instrument.  On  the  contrary,  the  Secretary  of  State  of  the 
United  States,  when  sending  to  the  French  Ambassador  the  draft  of  the  Pro- 
tocol which  was  to  be  signed,  said  to  him  in  a  letter  that  the  note  of  the 
Spanish  Govemment  (the  one  in  which  the  above  quoted  phrases  appear)  con- 
tained  in  its  spirit  the  acceptance  by  Spain  of  the  conditions  proposed  by  the 
United  States.  Therefore,  the  third  condition  had  been  framed  by  the  Ame- 
rican Govemment  in  the  same  sense  in  which  it  had  been  understood  by  the 
Spanish  Govemment.  Otherwise  it  would  have  been  impossible  for  the  Secre- 
tary of  State  of  the  United  States  to  say,  upon  ezamination  of  the  note  in 
which  the  Spanish  Govemment  explained  the  only  meaning  of  the  article  which 
would  be  acceptable  to  it,  that  the  Spanish  Government  did  accept  it.  ||  The 
result  is  that  while  the  United  States  may  now  come  and  Claim  the  said  so- 
vereignty, the  Claim  can  never  be  founded  upon  the  Protocol. 

And  what  other  title,   different  from  that  agreement,   can  they  allege, 

against  the  will  of  Spain,  to  be  vested  in  them  ?  ||  The  bases  upon  which  the 

United  States  agreed  to  make  peace  with  Spain,  or,  in  other  words,  the  con- 

itions  which  the  United  States  imposed  upon  Spain  for  the  reestablishment  of 

peace  between  the  two  coontries,  were  set  forth  in  the  Protocol.    An  imme- 


Digitized  by 


Google 


32    FriedensTerhandlungen  zwischen  d.  Verein.  Staaten  v.  Amerika  u.  Spanien  1898  etc. 

Nr.  11977.  diäte  sQspension  of  hostilities  was  also  agreed  npon  in  that  instrument;  and 
^8t!l^n**  ^P*^*^  °P  ^  ^^®  present  time  has  scrnpulously  kept  the  agreement  Therefore 
and  Spanien,  the  United  States  can  have  no  right  to  demand  now  from  Spain  any  onerous 
4.  Nor.  1898.  ^^i^^-^^j^g  ^^^  containcd  in  the  Protocol,  either  because  of  event«  prior  to  its 
date,  —  since  when  the  Protocol  was  signed  the  United  States  dit  not  make 
more  demands  than  are  written  tberein,  and  were  satisfied  with  their  accep- 
tance  by  Spain,  —  or  becanse  of  snbseqnent  events,  since  Spain,  after  the 
Instrument  was  signed,  did  not  commit  any  aggression  or  give  the  United 
States  any  occasion  to  make  fnrther  complaints  or  demands.  ||  If  for  reasons 
which  are  beyond  the  sphere  of  Jurisdiction  of  the  Spanish  Gommission,  the 
American  Government  wishes  now  to  acqoire  sovereignty  over  the  Philippine 
Arcbipelago,  the  proper  way  to  accomplish  that  pnrpose  is  certainly  not  a 
Claim  based  npon  the  preliminaries  of  peace  agreed  npon  between  the  two 
High  Contracting  Parties  and  set  forth  in  the  Protocol  signed  at  Washington 
on  the  12th  of  August.  ||  The  Spanish  Commissioners  stated  at  the  beginning 
of  this  paper  that  the  second  paragraph  which  the  American  proposition  con- 
tained  after  the  proposed  article  was  of  such  importance  that  it  imposed  on 
them  the  necessity  of  dwelling  especially  upon  its  import.  ||  The  Commissioners 
assert  therein  that  they  are  disposed  to  insert  in  the  treaty  a  stipulation 
whereby  the  United  States  will  assume  any  debt  of  Spain  contracted  for 
public  works  or  improvements  of  a  pacific  character  in  the  Philippines.  ||  The 
archipelago  is  in  fact  burdened  with  a  debt  of  200  millions  of  pesetas,  secured 
by  mortgage  on  the  proceeds  and  revenues  of  the  Manila  custom  house;  and 
there  further  rest  upon  the  Crown  obligations,  just  charges  and  other  pensions 
of  lesser  importance,  exclusively  connected  with  the  service  of  that  colony.  || 
With  respect  to  the  mortgage  debt,  the  Spanish  Commissioners  haye  already 
stated  with  relation  to  the  debt  of  a  like  nature  which  by  way  of  mortgage 
burdens  the  revenues  of  the  custom  houses  and  all  the  taxes,  direct  and  in« 
direct,  of  the  Island  of  Cuba,  that  they  cannot  cven  admit  any  discussion 
relative  to  the  validity  and  efficacy  of  such  mortgages.  ||  Legally  created  by  a 
legitimate  sovereign,  and  legally  acquired  by  the  individuals  of  varions  natio* 
nalities  who  interested  themselves  in  those  provincial  Operations,  Spain  is  not 
the  proprietor  of  the  rights  of  these  third  parties,  who  are  nnder  the  aegis 
of  the  laws  protecting  private  property,  so  as  to  consent  in  a  treaty  with  the 
United  States  or  any  other  power  in  any  way  to  anything  which  means  or 
implies  an  impairment  of  rights  which  are  not  hers.  The  most  elemental 
duties  of  public  and  private  probity  forbid  this.  ||  Spain  does  not  demand  the 
recognition  of  these  secured  debts  for  her  own  benefit,  since  her  treasury  has 
not  bound  itself  to  pay  the  same,  save  subsidiarily,  that  is,  only  in  the  event 
that  the  revenues  and  taxes  mortgaged  are  insufficient  to  meet  them.  If  she 
makes  the  demand  it  is  only  in  obedience  to  a  moral  duty  resting  npon  every 
honest  debtor,  and,  further,  in  behalf  of  the  holders  of  her  own  debt,  who 
could  not  but  see  a  danger  tho  thein  interests  in  the  faot  that  Spain,  without 
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belog  boand  thereto,  shonld  overburden  her  treasury  with  othcr  heavy  obli-  Nr.  imi. 
gations  for  which  it  would  be  liable  jointly  with  her  own,  and  running  the  ^qI'^^^ 
risk  of  her  resonrees  being  iusufficiont  to  meet  them  all.    The  debt  and  obli- und  Spanien, 
gations  of  the  colonies  which  directly  interest  her  are  those  not  enjoying  the  **  ^'*^*  ^^^* 
privilege   of  security,   because  with  respect  to  these  she  is  primarily  bound, 
and   she   nnderstauds   that  it  is  not  just  that  when  she  lias  contracted  them 
for  her  colonies  she  shonld  continne,  after  losing  them,  bnrdencd  with  such 
charges,  which  are,  after  all,  a  small  part  of  the  immense  capital  invested  in 
those  colonies  which  was  furnished  from  her  own  resonrees.  ||  Let  it  be  under- 
stood  therefore,  and  the  Spanish  Commissioners  hope  there  will  be  no  neces- 
sity   to   repeat   it,   that  Spain  cannot  and  ought  not,   siuce  respect  for  the 
rights  of  others  forbids  it,  to  agree  in  this  treaty  or  in  any  to  anything  the 
impairment  or  suppression  or  even   disregard  of  the  private  rights  of  others 
against  the  will  of  their  legitimate  and  special  proprietors. 

Still  more  with  respect  to  the  nnprivileged  (nnsecured)  colonial  debt, 
their  dignity  and  the  respect  dne  to  their  own  selves  likewise  forbid  them 
accepting  the  bases  which  stand  out  in  the  paragraph  of  the  proposition  under 
consideration ,  which  consists  of  the  looking  into  the  Investment  Spain  may 
have  made  of  the  proceeds  resulting  from  the  creating  of  such  debts.  This 
would  be  equivalent  to  snbmitting  to  the  judgment  of  a  foreign  power  the 
acts  of  her  internal  governmcnt.  Judicious  or  not  (and  the  Commissioners 
nnderstand  they  have  all  been  judicious)  they  were  perfectly  legitimate  acts 
and  they  are  protected  by  her  sovereignty.  ||  And  even  in  the  inadmissible 
hypothesis  that  such  judicioosness  were  wanting  in  them,  the  Spanish  Commis- 
sioners do  not  know  that  there  is  anyone  who  can  cause  the  legitimacy  of  a 
legally  contracted  debt  to  depend  npon  the  investment,  good  or  bad,  whicli 
after  its  creation,  the  debtor  may  have  made  of  its  proceeds.  ||  The  Spanish 
Commissioners  cannot  close  this  paper  without  calling  the  attention  of  the 
honorable  American  Commissioners  to  a  point  which  cannot  but  be  resolved 
in  the  treaty,  in  obedience  to  the  stipulations  of  the  6th  basis  of  the  Pro- 
tocol,  which  is  as  follows:  "üpon  the  conclusion  and  signing  of  this  Protocol, 
hostilities  between  the  two  countries  shall  be  suspended,  and  notice  to  that 
effect  shall  be  given  as  soon  as  possible  by  each  Government  to  the  Comman- 
ders of  its  military  and  naval  forces/'  ||  Even  before  the  signing  of  the  Pro- 
tocol the  President  of  the  Union,  after  apprising  the  Ambassador  of  France 
on  the  30 th  of  July  last  of  the  conditions  the  United  States  imposed  on 
Spain  for  restoring  peace  therewith,  said  to  him  that  he  consented  to  granting 
the  Suspension  of  hostilities  as  soon  as  the  *'Spanish  Minister  of  State  shonld 
make  known  to  the  Ambassador  of  France,  his  representative  Washington, 
that  he  accepted  the  negotiations  upon  the  bases  suggested  by  the  Federal 
Government;  and  authorized  the  said  Ambassador  to  sign  in  his  name  the 
preliminary  minute  which  put  an  end  to  the  hostilities."  ||  The  Spanish  Go- 
vernment made  known  its  agreement  to  such  bases,  and  authorized  the  Am- 
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Nr.  11977.  bassador  of  France  to  accept  and  sign  them  in  its  name  through  its  despatch 

^s"*^^  of  August  7,   which    was   immediately   communicated   to    the  Government   at 

nnd  Spanien.  Washington.     Notwithstanding   this,   the  liostilities  were  not  then  suspended, 

4.  Nov.  1898.  ßjj^  finally  the  Suspension  thereof  was  agreed  to  a  few  days  later,  that  is  on 

the  12th,  in  the  said  6th  article  of  the  Protocol.  ||  In  spite  of  this,  on  the 

13th,  General  Merritt,  Commander  of  the  American  forces  in  Manila,  and  the 

Admiral  of  the  fleet  in  that  bay,  demanded  the  surrender  of  the  place,  and 

as  its  authorities  did  not  agree  thereto,   the  said  forces  oponcd  fire  on  the 

San  Antonio  Abad  powder-magazine  and  on  the  trenches  which  defended  the 

city  on  the  land  side,  unnecessarily  causing  a  considerable  number  of  losses  to 

the  Spanish  forces,  who  would  have  peacefuUy  delivered  the  city  over  to  the 

Americans  in  obedience  to  the  third  basis  of  the  Protocol  that  they  might 

hold  it  as  a  guaranty  pending  the  conclusion  of  the  treaty  of  peace, 

General  Merritt  entered  Manila  by  force,  he  made  prisoners  of  war  of 
its  garrison  made  up  of  eight  or  nine  thousand  men,  he  took  possession  of 
the  public  funds  and  the  collection  of  taxes,  including  castoms  receipts,  he 
named  as  Intendant  General  and  Administrator  of  the  Public  Treasury,  and 
Tax  Collector,  the  officers  of  bis  army  he  saw  fit,  thereby  displacing  the 
Spanish  officials.  He  reliered  the  Spanish  Commander  of  the  civil  guard 
charged  with  the  maintenance  of  public  order;  he  constituted  military  courts; 
he  oponed  the  port  of  Manila  and  all  the  other  ports  of  the  Philippines  in 
the  possession  of  bis  land  and  naval  forces  to  the  commerce  of  bis  nation 
and  of  neutral  nations,  conditioned  on  the  payment  of  the  dues  in  force  at 
the  time  of  bis  arrival,  which  were  collected  by  bis  officials.  All  of  this  is 
recorded  in  the  preliminary  minute  of  the  capitulation  of  August  13,  in  the 
capitulation  of  the  14th  itself,  in  the  proclamation  of  General  Merritt  of  like 
date,  in  bis  Orders  of  the  22  nd  and  23  rd  of  the  same  month  and  in  the 
others  dictated  by  the  American  authorities  and  officials  in  Manila.  ||  The 
Spanish  Government  remonstrated  to  that  of  Washington  through  the  French 
Embassy  against  everything  that  occurred  there  on  August  29  and  the  3rd 
and  llth  of  September  last,  repeating  such  remonstrances  since  and  down  to 
the  present  time,  signally  insisting  upon  the  immediate  release  of  the  garrison 
held  prisoners  in  Manila  and  upon  the  return  of  their  arms,  since,  on  tlie  one 
haud,  it  could  not  send  reinforcements  from  the  Peninsula  to  the  archipelago, 
nor  would  the  United  States  look  favorably  upon  such  an  action,  and,  on  the 
other  band,  it  needed  those  forces  to  liberate  the  thousands  of  Spanish  pri- 
soners of  the  Tagalo  insurgents,  victims  of  their  ill-treatment,  and  to  combat 
and  dominate  that  insurrection  of  its  own  subjects.  The  remonstrances  of  the 
Spanish  Government  have  been  up  to  the  present  fruitless.  These  acts  are 
daily  assuming  a  worse  phase.  On  September  21  Captain  W.  P.  Moffatt, 
appointed  by  the  American  Provost-Marshal  in  Charge  of  the  BiUbid  prisons 
with  authority  to  regulate  the  entrance  and  release  of  all  kinds  of  prisoners, 
released  two  named  Silvestre  Lacoy  and  Marcos  Alarcon,   charged  with  the 
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offense  of  highway  robberj;  two  otbers  charged  with  desertion;  six  charged  Nr.  11977. 
with  contempt  of  authoritj;  another  charged  with  assault  and  robberj,  **^<l^^s[*i^n** 
three  others  charged  with  homicide.  As  is  seen,  all  these  prisoners  were  in  and  Spanien. 
jail  for  common  crimes.  This  nnheard  of  act  was  commniiicated  to  the  Go-  **  ^^^'  ^^^' 
vernment  of  Her  Catholic  Majesty  by  the  Coramandant  GeneraFs  Office  of  the 
Station  of  Manila.  ||  Yery  well;  it  becomes  necessary  to  examine  all  these  acts 
from  the  Standpoint  of  their  legality  and  with  relation  to  what  was  agreed 
on  in  Article  VI  of  the  Protocol,  which  constitcted  a  formal  Obligation  for 
both  Governments.  ||  When  was  the  snspension  of  hostilities  agreed  on  in  said 
Article  VI  to  go  into  effect?  The  ans  wer  is  not  doubtful.  The  text  is  clear 
and  explicit:  the  hostilities  were  to  be  suspended  upon  the  conclnsion  and 
signing  of  the  ProtocoL  This  occarred  on  the  afteruoon  of  August  12.  There- 
fore  from  that  aftemoon  the  warlike  acts  which  either  of  the  belligerents 
should  commit  were  to  be  held  as  not  done  in  order  to  restore  the  statu  quo 
ante  at  the  moment  of  signing  the  ProtocoL  ||  It  is  idle,  and  may  even  be  an 
insalt  to  the  great  learning  of  the  American  Commission,  to  expound  here  the 
doctrine,  not  only  admitted  without  contradiction  since  the  time  of  Grotius  in 
international  law  and  usage,  and  to  which  all  the  leamed  Anglo- American 
treatisc-writers  have  given  their  assent  and  support,  but  which  is  furthermore 
raised  in  the  United  States  to  the  category  of  established  law  in  article  140 
of  the  Instructions  to  Armies  in  the  Field,  which  reads  as  foUows:  "The 
armistice  binds  the  belligerents  from  the  day  agreed  upon  between  them  for 
its  going  into  effect;  but  the  officers  of  the  two  armies  are  not  responsible 
for  this  except  from  the  day  upon  which  they  are  officially  notified  of  the 
armistice."  ||  The  day  when  it  was  to  go  into  effect  determined  in  Article  VI 
of  the  Protocol  was  that  on  which  it  should  be  concluded  and  signed.  Tliere 
it  says  verbatim:  "Upon  the  conclusion  and  signing  of  this  Protocol,  hostilities 
between  the  two  countries  shall  be  suspended." 

General  Merritt  and  the  Admiral  of  the  squadron  may  not  be  personally 
responsible  for  the  blood  they  unnecessarily  shed  on  the  13 th  if  they  had  no 
official  notice  then  of  the  Protocol  which  had  been  signed  on  the  previous 
day  in  War>hington;  but  this  docs  not  conflict,  as  one  of  the  most  learned 
writers  on  international  law  says,  with  military  honor,  demanding  that  they 
scrupulonsly  abstain  from  profiting  by  any  advantage  that  may  be  gained 
through  the  ignorance  of  troops  who  may  not  yet  have  been  informed  of  the 
armistice.  In  cases  like  this  the  belligerent  power  whose  forces  through  igno- 
rance commit  a  warlike  act,  cannot  profit  by  its  advantages,  and  should  restore 
things  to  the  statu  quo  ante,  indemnifying  the  belligerent  injured  for  the 
damages  and  injuries  he  may  have  suffered  through  said  warlike  act,  and 
restoring,  as  is  said  by  the  learned  Anglo- American  publicist  Dudley  Field, 
all  pri2es  taken  in  violation  of  the  armistice.  (|  This  is  so  elementary  and 
common  in  the  United  States  that  in  their  Colleges  the  work  entitled  "Ele- 
ments  of  International   Law   and  Laws  of  war",   written  by  Major  General 
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Nr.  11977.  Halleck,  serves  as  a  text-book,  and  in  tbe  Philadelphia  edition  thereof,  page 

^^"^^'283,  appears  the  foUowing: 

und  Spanien.  "The  tfuce  binds  the  contracting  parties  from  the  moment  of  its  con- 
clnsion  unless  otherwise  speciallj  stipnlated;  bat  it  does  not  bind  the  indivi- 
duals  of  a  nation  to  the  extent  of  inaking  them  personallj  responsible  for  its 
roptare  until  they  have  actual  and  positive  notice  thercof.  ||  Gonsequently,  if 
individnals  without  knowledge  of  the  Suspension  of  hostilities,  kill  an  enemy 
or  destroy  bis  property,  they  do  not  by  such  acts  commit  a  crime,  nor  are 
they  bound  to  pecuniary  indemuity,  but  if  prisoners  or  prizes  are  taken  the 
sovereign  is  bound  to  immediately  release  the  former  and  restore  the  prizes.''  | 
The  American  Government  has  not  released,  up  to  this  time,  the  imprisoned 
garrison  of  Manila,  nor  has  it  reduced  its  military  occupation  to  the  limits  of 
a  simple  right  to  garrison  it,  which  is,  according  to  Article  III  of  the  Pro- 
tocol,  the  only  thing  it  had  a  right  to  do  as  a  guaranty  until  the  aigning  of 
the  treaty  of  peace.  ||  The  Spanish  Commissioners,  therefore,  in  obedience  to 
what  was  expressly  agreed  to  in  the  Protocol,  understand  that  the  treaty  of 
peace  ought  to  embody:  ||  Ist  The  immediate  delivery  of  the  place  to  the 
Spanish  Government  ||  2ud  The  Immediate  release  of  the  garrison  of  the 
same.  ||  3rd  The  return  to  the  Spanish  Government  of  all  the  funds  and  public 
property  taken  be  the  American  army  since  its  occupation  of  the  place,  and 
of  the  taxes  of  every  kind  collected  or  to  be  collected  up  to  the  time  of 
returning  the  same.  ||  4th  The  Obligation  on  the  part  of  the  United  States  to 
indemnify  Spain  for  the  serious  damage  occasioned  her  by  the  detention  as 
prisoners  of  the  said  troops,  to  which  detention  is  due  the  spreading  with 
impuuity  of  the  Tagalo  insurrection  in  the  island  of  Luzön  and  its  invasion 
of  the  Visayas  islands,  and  because,  moreover,  to  this  same  cause  has  been 
due  the  ill-treatment  of  thousands  of  Spanish  prisoners,  civil  and  military; 
treatment  to  which  the  Tagalo  insurgents  have  continued  to  subject  them  with 
impunity. 

In  virtue  of  what  has  been  said  the  Spanish  Commission  has  the  honor 
to  make  to  the  American  Commission  the  following  proposition: 

First.  —  That  it  cannot  accept  the  propositions  it  has  presented  asking 
for  the  cession  of  the  sovereignty  of  the  Philippine  Archipelago  to  the  United 
States,  as  it  undorstands  that  this  is  contrary  to  the  preliminaries  of  peace 
agreed  upon  in  the  Protocol  of  Washington. 

Second.  —  In  cousequence  of  this  it  invites  the  American  Commission  to 
prcsent,  in  accordance  with  the  stipulations  of  Articles  III  and  Vi  of  the 
Protocol,  a  proposition  concerning  the  control,  disposition  and  government  of 
the  Philippiue  Archipelago  and  concerning  the  Obligation  which,  as  has  just 
been  said,  it  is  the  duty  of  the  United  States  to  contract  because  of  the  acts 
of  war  committed  by  its  troops  after  the  signing  of  the  Protocol  in  forcibly 
seizing  the  city  of  Manila  and  performing  acts  beyond  the  scope  of  the  only 
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rights  the  United  States  could  exercise  in  that  citj,  its  bay  and  harbor,  pur-  Nr.  11977. 
snant  to  the  stipnlations  of  the  said  Article  11  of  the  Protocol.  ^^uLufiT* 

True  copy:  '        Emilio  de  Ojeda.     undspanion. 

4.  Not.  1808. 


Nr.    11978.     VfiKEINIGTE  STAATEN  und  SPANIEN.  —  13.  Sitzung. 
Replik  der  Amerikaner. 

9.  November  1898. 

The  American  Commissioners  presented  an  Answer  to  the  Counter  Pro-  ^''  ^}V^- 
Position  submitted  by  the  Spanish  Commissioners  on  the  4th  instant  in  rela-    stÄ^n 
tion  to  the  Philippines.     A   copy   of  the  Answer  is  hereto  annexed.  ||  The""^^^*"""* 
Spanish   Commissioners   stated  that  they  would  examine  the  answer,  but  that 
its  length  and  the  necessity  of  having  it  carefully  translated  made  it  impos- 
sible  for  them  at  the  moment  definitely  to  state  wliat  time  would   be  needed 
for  a  reply;   and  the  proposed  either  to  advise  the  American  Commissioners 
later  in  the  day  when  the  Commission  might  meet  again,  or  at  once  to  de- 
signate  a  day  without  prejudice  to  asking  for  a  postponement,  should  it  be 
necessary  and  should  the  nature  of  the  document  require  it.  ||  The  American 
Commissioners  preferring  the  latter  course,  the  Conference  was  adjourned  tili 
Saturday  the  12th  of  November  at  two  o'clock,  p.  m.,  with  the  understanding 
that  the  Spanish  Commissioners  might  if  necessary  ask  for  a  postponement. 


Anlage. 
Antwort  der  Amerikaner  auf  Anlage  11977. 
The  American  Commissioners,  replying  to  the  Spanish  proposition  of  the 
4th  instant,  will  proceed  at  once  to  the  examination  of  the  grounds  on  which 
the  Spanish  Commissioners  endeavor  to  justify  their  expression  of  surprise  at 
the  American  proposals  of  the  31st  of  October  on  the  subject  of  the  Philip- 
pines. II  The  Spanish  argument  sets  out  with  the  erroneous  assumption  that 
the  United  States  bases  its  demands  in  respect  of  the  Philippines  upon  the 
terms  of  the  Protocol  in  the  same  sense  as  it  bases  its  demands  in  regard 
to  Cuba  and  Porto  Rico  upon  the  terms  of  the  same  instrument;  and,  pro- 
ceeding  upon  this  assumption ,  it  finds  in  the  position  of  the  United  Staates 
on  the  two  subjects  an  inconsistency.  The  United  States,  it  declares,  adhered, 
in  respect  of  Cuba  and  Porto  Rico,  to  the  "letter"  of  the  Protocol,  while  in 
the  case  of  the  Philippines,  it  has  presented  a  demand  "not  included  in  or 
covered  by  the  articles"  of  that  agreement.  ||  The  American  Commissioners  are 
not  disturbed  by  this  Charge  of  inconsistency,  since  they  deem  it  obviously 
groundless.  They  based  their  demands  in  regard  to  Cuba  and  Porto  Rico 
upon  the  precise  terms  of  the  Protocol,  because  it  was  in  those  very  terms 
that  the  United  States  had  made  its  demands  and  Spain  had  conceded  them, 
by  promising  to  "relinquish  all  claim  of  sovereignty  over  and  title  to  Cuba", 
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Nr.  ii97f».  and  to  "cede"  to  the  United  States  Porto  Rico  and  certain  other  islands. 
^stlütan**  "^^^  United  States,  in  insisting  npon  the  words  of  the  Protocol  on  these  suh- 
nnd  Spanien,  jeets,  merely  asked  that  th^  precise  concessions  of  Spafn  be  made  good.  H  In 
9.  o^'8»8.  ^j^^  ^^^  ^^  ^^^  Philippines,  the  United  Statos,  except  as  to  the  bay,  citj,  aid 
harbor  of  Manila,  coniined  itself  to  demanding  that  the  snbject  should  be  left 
in  the  widest  and  füllest  sense  for  fatore  negotiations.  While  it  did  not,  with 
the  exception  referred  to,  deraand  specific  concessions,  it  reserved  and  secared 
the  right  to  demand  them.  Its  position,  therefore,  is,  not  that  its  present 
demands  in  respect  of  the  Philippines  were  specifically  set  out  in  the  Protocol 
but  that  thej  are  justified  by  and  inclnded  in  the  right  which  it  therein  ex- 
pressly  reserved  and  secared  to  make  demands  in  the  fatare.  ||  Patting  aside, 
however,  the  erroneoas  assnmption  of  which  notice  has  jast  been  taken,  it 
appears  that  the  Spanish  Commissioners  differ  with  the  American  Gommissioners 
as  to  the  scope  and  meaning  of  the  third  article  of  the  Protocol  signed  bj 
the  representatives  of  the  two  Governments  at  Washington  on  the  12th  of 
August,  1898.  This  article  is  as  follows:  ||  "Article  3.  —  The  United  SUtcs 
will  occupy  and  hold  the  city,  bay  and  harbor  of  Manila,  pending  the  con- 
clusion  of  a  treaty  of  peace,  which  shall  determine  the  control,  disposition 
and  government  of  the  Philippines."  ||  The  Spanish  Ck)mmissioners  contend  that 
in  the  negotiation  and  settlement  of  a  treaty  under  this  article  nothing  can 
be  demanded  by  the  United  States  which  impairs  the  sovereignty  of  Spain 
over  the  islands,  and  that  a  fair  construction  of  the  terms  of  the  article  can 
require  only  such  changes  in  the  government  of  the  islands,  reforms  in  ad- 
ministration  and  klndred  changes,  as  do  not  affect  ultimate  Spanich  sovereignty.^ 
It  is  the  contention  on  the  part  of  the  United  States  that  this  article  leaves 
to  the  deterraination  of  the  treaty  of  peace  the  entire  subject  of  the  fatare 
government  and  sovereignty  of  the  Philippines  necessarily  embraced  in  the 
terms  used  in  the  Protocol.  ||  The  Spanish  Gommissioners  snpport  their  con- 
tention upon  two  grounds:  First,  that  the  meaning  of  the  words  is  not  such 
as  to  include  the  sovereignty  of  Spain  in  the  Philippines.  Second,  that  the 
history  of  the  negotiations,  and  the  reservations  made  by  Spain  in  the  coarse 
thereof,  preclude  the  United  States  from  making  its  claim.  ||  It  is  a  principle 
of  law  no  less  applicable  to  international  diflferences  than  to  private  contro- 
versies  that  where  the  result  of  negotiations  has  been  embodied  in  a  written 
compact,  the  terms  of  such  agreement  shall  scttle  the  rights  of  the  parties. 
The  reasons  upon  which  this  doctrine  rests  are  too  well  known  to  need 
recapitulation  here.  While  the  United  States  roight  well  rest  its  case  apon 
a  construction  of  the  terms  used,  it  has  no  disposition  to  avoid  the  fallest 
examination  and  the  most  scarching  scrutiny  of  the  negotiations  which  preceded 
tbe  making  of  the  Protocol,  as  they  but  serve  to  make  clear  the  parpose  of 
the  parties  to  leave  to  the  treaty  now  in  process  of  negotiation  the  follest 
oppoitunity  to  dispose  of  the  government  and  sovereignty  of  the  Philippine 
Islands  in  such  a  manner  as  might  be  recorded  in  the  treaty. 
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The  two  Governments  belog  at  war,  negotiations  with  a  view  of  obtaining  Nr.  iio78. 
a  treaty  of  peace  were  opened  by  the  Government  of  Spain  through  the  ^^^^ 
Minister  of  State  addressing  to  the  President  of  the  United  States,  in  thenndspaniM. 
name  of  the  Government  of  Her  Majesty  the  Queen  Regent,  a  note  dated  the  *' ^^^' ^^^' 
22nd  of  Juli,  1898,  which  it  is  not  necessary  to  set  out  in  füll  here.  It  is 
sufficient  to  say  that  therein  the  President  of  the  United  States  is  asked  to 
name  the  terms  upon  which  peace  may  be  had  between  the  two  countries. 
This  note  was  presented  to  the  President  of  the  United  States  of  the  26th  day 
of  July,  1898,  by  Mr.  Cambon,  Ambassador  of  the  French  Republic  at 
Washington,  authorized  to  make  the  application,  and  represent  the  Spanish 
Government  in  the  subsequent  negotiations  which  led  up  to  the  execution  of 
the  Protocol  At  that  meetlng  the  President  received  the  note  of  July  22 
from  the  Spanish  Government  and  advised  Mr.  Cambon  that  after  consultation 
with  his  Cabinet  he  would  prepare  an  answer  which  conld  be  transmitted  to 
the  Spanish  Government.  On  July  30,  following,  the  terms  of  peace  having 
been  carefully  considered  and  agreed  upon  by  the  President  and  his  Cabinet, 
the  President  reeeived  Mr.  Cambon  at  the  Executive  Mansion  in  Washington, 
at  which  meeting  were  also  present  Mr.  Thi^baut,  Secretary  of  the  French 
Embassy  of  Washington,  and  the  then  Secretary  of  State  of  the  United  States. 
The  answer  of  the  President  to  the  communication  of  the  Spanish  Government, 
dated.  July  30,  1898,  was  then  read  to  Mr.  Cambon.  This  note  was  in  the 
exact  form  in  which  it  was  afterwards  signed  and  delivered  to  Mr.  Cambon 
to  be  sent  to  the  Spanish  Government,  with  a  Single  exception.  After  some 
discussion  of  the  terms  of  the  note  as  to  Cuba,  and  Porto  Rico  and  other 
West  Indian  Islands,  Mr.  Cambon  said  he  did  not  know  what  the  Spanish 
Government  would  desire  as  to  the  Philippines,  and  no  matter  what  the  note 
might  say  as  to  the  Commission,  the  Spanish  Government  would  regard  the 
pnrpose  of  the  United  States  as  being  fixed  to  acquire  not  only  Cuba  and 
Porto  Rico,  but  the  Philippines  as  well.  The  President  said  that  as  to  the 
Philippines  the  note  expressed  the  purposes  of  this  Government,  and  their 
final  disposition  would  depend  upon  the  treaty  to  be  negotiated  by  the  Com- 
missioners  and  ratified  by  the  interested  Governments.  ||  After  further  discussion, 
in  which  the  Presideut  reiterated  that  the  treaty  must  determine  the  fate  of 
the  Philippines,  and  the  note  of  the  President  on  that  subject  reading  then 
as  now  with  the  Single  exception  that  the  word  "possession"  was  then  in 
Article  III,  so  that  it  read  "control,  possession  and  government  of  the  Philip- 
pines", where  it  now  reads  "control,  disposition  and  government  of  the  Philip- 
pines'' Mr.  Cambon  said  that  the  word  "possession"  translated  into  Spanish 
in  such  a  way  as  to  be  regarded  as  of  a  severe  and  threatening  nature,  and 
suggested  a  change  in  that  word.  He  suggested  the  word  "condition".  The 
President  declined  to  change  the  word  except  for  a  word  of  similar  Import  or 
meaning.  The  word  "disposition**  being  suggested,  after  considerable  talk  the 
President  consented  that  that  word,  not  changing  the  meaning,   being  indeed 
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Nr.  11978.  a  broader  one  and  including  possession,  might  be  substituted.  Thereupon  the 
stoTt^*  note  at  the  close  of  the  interview  of  July  30,  in  exactly  the  form  it  was 
und  Spaniern  originally  cast  wlth  the  Single  change  of  the  word  "disposition"  for  "possession** 
was  delivered  to  Mr.  Cambon  to  be  commnnicated  to  the  Spanish  Govern- 
ment. II  On  Wednesday,  August  3,  in  the  aftemoon,  Mr.  Cambon  having  inti- 
mated  a  desire  for  a  further  interview  with  the  President,  another  meeting 
between  the  same  persons  was  held  at  the  Executive  Mansion.  Mr.  Cambon 
Said  the  Spanish  Government  had  received  the  answer  of  the  President,  and 
that  it  was  regarded  by  Spain  as  very  severe.  After  asking  a  modification 
as  to  Porto  Rico,  to  which  the  President  promptly  answered  that  he  could 
not  consent,  Mr.  Cambon  said  there  was  a  disposition  to  believe  in  Spain 
that  the  United  States  intended  to  take  the  Philippine  group;  that  the  Spanish 
Government  appreciated  that  reforms  were  necessary  in  the  government;  that 
American  Privileges  should  be  granted;  but  that  Spanish  sovereignty  should 
not  be  interfered  with  was  a  matter  which  Spain  wonld  insist  upon.  The 
President  answered  that  the  question  of  Cuba,  Porto  Rico  and  other  West 
India  islands,  and  the  Ladrones,  admitted  of  no  negotiation;  that  the  dispo- 
sition of  the  Philippine  Islands,  as  he  had  already  said  to  Mr.  Cambon,  must 
depend  upon  the  treaty  which  might  be  uegotiated,  and  that  he  could  not 
make  any  change  in  the  terms  theretofore  submitted.  Mr.  Cambon  called 
attention  to  the  wording  of  the  note  as  to  the  possession  of  the  city,  bay 
and  harbor  of  Manila  to  be  retained  during  the  pendency  of  the  treaty,  and 
asked  what  was  to  be  done  with  them  afterwards.  The  President  said  that 
must  depend  upon  the  terms  of  the  treaty.  ||  This  is  the  same  interview  alluded 
to  in  the  memorandura  of  the  Spanish  Commissioners  as  having  occurred  on 
the  4th  of  August.  It  in  faet  occurred  on  the  afternoon  of  August  3,  the 
difference  in  date  arising  from  the  fact,  no  doubt,  that  it  was  reported  on  the 
4th  of  August.  This  can  make  but  little  difference,  as  there  was  but  one 
interview  at  that  time.  ||  In  reporting  the  conversations,  and  comparing  the 
meniorauda  made  by  Mr.  Cambon  with  those  made  by  the  representative  of 
the  American  Government  then  present,  it  must  be  borne  in  mind  that 
Mr.  Cambon  did  not  speak  or  understand  English,  but  communicated  with  the 
President  through  the  medium  of  an  Interpreter,  bis  Secretary,  and  that  neither 
of  the  American  representatives  understood  or  spoke  the  French  language. 
Making  this  allowance,  it  is  perfectly  apparent  that  the  American  President 
even  in  the  versi  )n  reported  and  transcribed  in  the  memorandum  of  the 
Spanish  Commission,  at  all  times  roaintained  that  the  treaty  of  peace  should 
determine  the  control,  disposition  and  government  of  the  Philippines.  The 
President  did  say  that  the  Philippine  question  was  the  only  one  left  open  for 
negotiation  and  settlement  in  the  treaty.  It  is  undoubtedly  true  that  it  was 
not  then  fully  settlcd  in  his  own  mind  as  to  what  disposition  should  be  made 
of  the  Philippines.  Had  it  becn,  there  would  have  been  nothing  to  leave  to 
negotiation  and  settlement  in  the  treaty.    It  was  the  purpose  of  the  President 
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in  everything  written  and  spoken  to  leave  to  the  negotiators  of  the  treaty  the  Nr.  11978, 
most  ample  freedom  with  reference  to  the  Philippines,  and  to  scttle,  if  their  ^g^iJ),^*"* 
negotiations  shoold  resolt  in  an  agreement,  the  control,  disposition  and  govern- nnd  Spanien. 
ment  of  those  islands  in  the  treaty  of  peace.  When  Mr.  Cambon  spoke  of^*^*'^*^^* 
Spain^s  purpose  to  retain  sovereignty  over  those  islands,  the  President  did  say 
he  wanted  it  clearly  nnderstood  that  no  ambignity  shonld  remain  npon  that 
point,  bat  that  the  whole  matter  shoold  be  decided  as  set  forth  in  the  treaty 
of  peace,  which  shoold  determine  the  control,  disposition  and  government  of 
the  Philippine  Islands.  He  certainly  did  not  ose  the  word  ^^Intervention''  nor 
limit  the  sobject  of  negotiation  to  »»advantages''  in  the  Philippines;  nor  can 
it  be  claimed  that  any  report  was  made  to  the  Spanish  Government  of  the 
precise  English  words  used  by  the  President  In  the  same  paragraph  quoted 
in  the  memorandam  of  the  Spanish  Commission  in  which  it  is  said  he  osed 
the  words  above  qnoted,  it  is  added  that  the  President  also  said  the  negotia- 
tors shoold  decide  opon  the  ''Intervention"  (contröle),  disposition  and  govern- 
ment of  the  Philippine  Islands.  Even  this  version  of  the  conversation  is  ample 
proof  that  the  President  showed  no  oncertainty  as  to  the  scope  and  meaning 
of  the  terms  osed.  He  did  say  in  substance,  in  reply  to  the  inquiry  of 
Mr.  Cambon  as  to  whether  the  United  States  had  prejodged  the  matter  of 
the  Philippine  Islands  and  the  rights  to  be  acqoired  therein  by  the  United 
States,  that  the  case  had  not  been  prejodged  cithcr  as  to  the  United  States 
or  as  to  Spain.  The  whole  matter  woold  be  left  to  the  Commission  for  ne- 
gotiation, and  to  be  settled  by  the  treaty  of  peace.  In  the  meantime  the  United 
States  woold  insist  opon  holding  Manila  as  laid  down  in  the  note,  and  its  dis- 
position thereafter  woold  d9pend  opon  the  terms  of  the  treaty.  This  is 
reported  in  the  qootatlon  in  the  Spanish  note  as  the  otterance  of  the  Presi- 
dent that  „the  Madrid  Government  can  rest  assored  that  op  to  now  nothing 
is  decided  a  priori  in  my  own  mind  against  Spain,  nor  do  I  consider  anything 
decided  by  it  against  the  United  States".  This  may  not  be  an  unfair  Inter- 
pretation, thoogh  not  the  exact  words  osed  by  the  President.  It  shows  clearly 
that  he  did  not  regard  the  United  States  as  limited  to  ''advantages  in  the 
Philippines",  bot  the  whole  matter,  being  ondecided  in  the  President's  mind, 
was  left  open  in  accordance  with  the  terms  of  the  note.  The  case  was  not 
decided  in  advance  in  any  of  its  aspects  either  for  or  against  either 
government 

Great  stress  is  laid  in  the  Spanish  memorandom  opon  the  allegation  that 
the  President  had  not  then  determined  to  take  the  Philippine  group,  and 
indeed  did  not  intend  to  do  so.  It  is  otterly  immaterial  to  inqoire  as  to  what 
either  Government  woold  then  have  insisted  opon.  There  was  a  mutoal  agree- 
ment  that  the  qoestion  shoold  not  then  be  decided.  Opportonity  for  füll 
investigation  was  reserved,  the  final  conclosion  to  be  arrived  at  as  the  resolt 
of  the  negotiations  now  in  progress,  in  the  treaty  of  peace  to  be  here  con- 
cloded.  II  Forther  conversation  as  to  the  nomber  of  Commissioners,  the  place 
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Nr.  1197S.  of  meeting,  et  cetera,  terminated  the  interview.  ||  On  the  afternoon  of  August  9, 
sulten  ^^'  Cambon,  baving  received  the  note  of  August  7  sent  by  the  Duke  of  Al- 
nnd  Spanien,  modovar,  called  by  appointment  at  the  Executive  Mansion  in  Washington,  at 
'which  interview  were  present  the  same  parties  as  at  the  last  meeting.  The 
part  of  that  note  which  relates  to  the  Philippines,  in  the  exact  terms  in  which 
it  was  then  presented  in  Eaglish  text  by  the  French  Ambassador  to  the  Pre- 
sident of  the  United  States,  is  as  foUows:  ||  "*The  terms  relating  to  the 
Philippines  seem,  to  our  understanding,  to  be  quite  indefinite.  On  the  one 
band,  the  gronnd  on  which  the  United  States  believe  themselves  entitled  to 
occupy  the  bay,  the  harbor  and  the  city  of  Manila,  pending  the  conclusion 
of  a  treaty  of  peace,  cannot  be  that  of  conquest,  since  in  spite  of  the  blockade 
maintained  on  sea  by  the  American  fleet,  in  spite  of  the  siege  established  on 
land  by  a  native  support^d  and  provided  for  by  the  American  Admiral,  Manila 
still  holds  its  own,  and  the  Spanish  Standard  still  waves  over  the  city.  On 
the  other  band,  the  whole  Archipelago  of  the  Philippines  is  in  the  power  and 
under  the  sovereignty  of  Spain.  Therefore  the  Government  of  Spain  thinks 
that  the  temporary  occupation  of  Manila  should  constitute  a  guaranty.  It  is 
stated  that  the  treaty  of  peace  shall  determine  the  control,  disposition,  and 
government  of  the  Philippines;  but  as  the  intentions  of  the  Federal  Govern- 
ment by  regression  remain  veiled,  therefore  the  Spanish  Government  must 
declare  that,  while  accepting  the  third  condition,  they  do  not  a  priori  renounce 
the  sovereignty  of  Spain  over  the  archipelago,  leaving  it  to  the  negotiators 
to  agree  as  to  such  reforms  as  the  condition  of  these  possessions  and  the 
level  of  culture  of  their  natives  may  render  desirable.  ||  ***The  Government  of 
Her  Majesty  accepts  the  third  condition,  with  the  above  mentioned  declara- 
tions.'  II  "Such  are  the  Statements  and  observations  which  the  Spanish  Govern- 
ment has  the  honor  to  submit  in  reply  to  your  Excellency's  communication. 
They  accept  the  proflFered  terms,  subject  to  the  approval  of  the  Cortes  of  the 
Kingdom,  as  acquired  by  their  constitutional  duties.  ||  "The  agrecment  between 
the  two  govemments  implies  the  irremeable  suspinsion  of  hostilities  and  the 
designation  of  Commissioners  for  the  pnrpose  of  settling  the  details  of  the 
treaty  of  peace  and  of  signing  it,  under  the  terms  above  indicated."  ||  It  is 
translated  in  the  memorandum  of  the  Spanish  Commissioners  in  language 
differing  somewbat  from  the  terms  of  the  note  as  presented  to  the  President. 
In  the  translation  in  the  memorandum  it  is  said  that  the  treaty  shall  deter- 
mine "the  Intervention,  disposition  and  government  of  the  Philippine  Islands". 
In  the  note  as  presented  to  the  President  it  reads  "it  is  stated  that  the  treaty 
of  peace  shall  determine  the  control,  disposition  and  government  of  the  Philip- 
pines".  The  word  "entire''  precedes  "sovereignty"  in  the  translation  embodied 
in  the  Spanish  note.  ||  It  is  true  that,  taking  these  words  of  the  Duke  of 
Almodovar  either  as  they  were  conveyed  to  the  President  of  the  United  States, 
or  as  they  are  now  quoted  in  the  Spanish  proposition,  it  may  be  argued  that 
they   do   no   more  than^  lescrve  to  Spain  the  right  to  maintain  that  she  did 
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not  in  advance  of  the  negotiations  for  peace  renonnce  her  sovereignty  over  Nr.  ii»78. 
the  archipelago.  She  did  this,  by  her  own  declaration,  for  the  reason  that  g^ltlf* 
the  intentions  of  the  United  States  were  "veiled*';   clearly  perceiving  that  bynnd  Spanien. 

9  Nov   1898 

the  terms  of  the  demaod  the  United  States  wonld  have  the  right,  if  it  saw 
fit  to  exercise  it,  to  ask  that  she  yield  her  sovereignty  over  the  group,  and 
that  her  sovereignty  was  thus  pnt  in  jeopardy,  she  took  the  precaution  to  say 
that  she  did  not  intend,  in  assnroing  the  Chance  of  such  a  denmnd,  to  concede 
it  in  advance. 

The  American  Commissioners  do  not  deny  that  this  may  be  a  fair  con- 
struction  of  this  particalar  paragraph  of  the  Duke's  note.  The  representatives 
of  the  United  States  were  not  willing,  however,  to  leave  anything  to  con- 
strnction.  When  therefore  the  Duke's  answer  was  read  to  the  President  it 
was  immediately  objected  to  by  him  and  the  Secretary  of  State,  in  that  it 
was  vagne  and  indefinite,  purporting  to  accept  the  terms  laid  down  in  the 
note  of  the  United  States,  while  requiring  some  modification.  In  referring  to 
the  Philippines,  while  in  one  paragraph  it  stated  the  acceptance  of  the  terms, 
in  another  it  seemed  to  retain  the  füll  right  of  sovereignty,  with  such  reforms, 
etc.,  as  that  Government  might  see  fit  to  grant.  The  unsatisfactory  character 
of  this  answer  is  more  clearly  shown  when  in  the  subsequent  part  of  the 
same  note,  not  quoted  in  the  memorandum  of  the  Spanish  Commissioners,  it 
was  Said  withont  qualification  that  they  (the  Spanish  Government)  accept  the 
proflFered  terms,  subject  to  the  approval  of  the  Cortes  of  the  Kingdom,  as 
required  by  their  constitutional  duties.  In  the  part  of  the  note  referred  to 
above  it  is  said  "the  Spanish  Government  must  declare  that,  while  accepting 
the  said  condition,  they  do  not  a  priori  renounce  the  sovereignty  of  Spain 
over  the  archipelago,  leaving  It  to  the  negotiators,  etc."  These  contradictory 
Statements  were  called  to  the  attention  of  Mr.  Cambon,  and  made  the  note, 
as  was  said  to  him,  unsatisfactory  to  the  United  States.  ||  It  is  to  be  observed, 
as  has  already  in  effect  been  pointed  out,  that  even  the  terms  of  this  note 
are  inconsistent  with  the  claim  now  put  forward  that  Spanish  sovereignty 
shall  not  be  interfered  with,  for  the  length  to  which  the  Statement  goes  in 
the  note  is  that  the  Spanish  Government  does  not  a  priori  relinquish  entire 
sovereignty  over  the  Philippine  Archipelago,  thus  leaving  it  clearly  to  be  in- 
ferred  that  the  Spanish  Government  recognized  that  the  negotiations  resulting 
in  a  treaty  might  require  a  relinquishment  of  Spanish  sovereignty  consequent 
upon  such  negotiations.  ||  Mr.  Cambon,  having  heard  the  objections  raised  by 
the  American  representatives  to  the  note,  asserted  that  allowance  must  be 
made  for  different  translations  which  the  note  had  undergone  in  course  of 
transmission,  and  to  the  desire  of  the  Spanish  Government  to  express  regret 
at  the  loss  of  its  coloi^ies;  and  he  was  very  confident  that  it  was  the  intention 
to  accept  the  terms  of  the  United  States.  It  was  then  suggested  by  the 
American  Representatives  that  if  this  be  true,  and  the  note  was  to  be  regar- 
ded  as  a  füll  acceptance,  the   best  way  to  settle  the  matter  was  to  put  the 
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Nr.  11978.  terms  in  the  shape  of  a  definite  Protocol,  which  the  President  wonld  aathorize 
^stlltr  *^®  Secretary  of  State  to  sign  for  the  United  States,  Mr.  Cambon  to  submit 
und  Spanien,  to  tho  Spanish  Govemment  the  exact  terms  of  the  Protocol,  to  which  an 
V.Not.  1898. ^^g^^^  Yes  or  No  could  be  had;  and  if  the  Spanish  Government  accepted  the 
Protocol,  that  wonld  end  the  controversy.  Mr.  Cambon  concurred  in  this  view 
and  Said  if  the  Protocol  was  drawn  up  in  proper  form  he  wonld  snbmit  it  to 
the  Spanish  Government,  and  if  authorized  wonld  execnte  it  on  its  part.  || 
On  that  evening,  Augnst  9,  the  protocol  was  prepared  in  the  State  Depart- 
ment at  Washington,  and  taken  to  the  Executive  Mansion,  where  it  was  snb- 
mitted  to  the  President  and  members  of  the  Cabinet  there  present.  On  the 
morning  of  August  10,  Mr.  Cambon  called  at  the  State  Department  at 
Washington,  a  draft  of  the  Protocol  was  submitted  to  and  approved  by  him, 
and  put  into  French  by  Mr.  Thiöbaut,  Secretary  of  the  French  Erobassy  at 
Washington,  and  experts  in  the  State  Department.  It  was  carefully  corapared 
with  the  English  text,  and  then  telegraphed  by  Mr.  Cambon  to  the  Spanish 
Government.  On  the  same  day,  August  10,  the  note  of  the  Secretary  of  State 
enclosing  the  Protocol  was  sent  to  Mr.  Cambon  in  Washington.  This  note, 
it  is  said,  contains  the  admission  of  the  Secretary  of  State  of  the  United 
States  that  the  note  of  the  Duke  of  Almodovar  of  August  7  "contained  in  its 
spirit  the  acceptance  by  Spain  of  the  conditions  proposed  by  the  United 
States/'  The  best  answer  to  this  obvious  misconstruction  of  the  terms  of  the 
note  of  the  Secretary  of  State  is  in  the  text  of  the  note  itself,  which  is  as 
follows: 

Department  of  State,  Washington,  August  10, 1898. 
Excellency,  Although  it  is  your  understanding  that  the  note  of  the  Duke 
of  Almodovar,  which  you  left  with  the  President  on  yesterday  afternoon,  is 
intended  to  convey  an  acceptance  by  the  Spanish  Government  of  the  terms 
set  forth  in  my  note  of  the  30th  ultimo  as  the  basis  on  which  the  President 
would  appolDt  Commissioners  to  negotiate  and  conclude  with  Commissioners 
on  the  part  of  Spain  a  treaty  of  peace,  I  understand  that  we  concnr  in  the 
opinion  that  the  Duke's  note,  doubtless  owing  to  the  various  transformations 
which  it  has  undergone  in  the  course  of  its  circuitous  transmission  by  tele- 
graph  and  in  cipher,  is  not,  in  the  form  in  which  it  has  reached  the  hands 
of  the  President,  entirely  explicit,  ||  Under  these  circumstances,  it  is  thought 
that  the  most  direct  and  certain  way  of  avoiding  misunderstanding  is  to  em- 
body  in  a  Protocol  to  be  signed  by  us  as  the  representatives,  respectively, 
of  the  United  States  and  Spain,  the  terms  on  which  the  negotiations  for  peace 
are  to  be  undertaken.  ||  I  thereforc  enclose  herewith  a  draft  of  such  a  Protocol 
in  which  you  will  find  that  I  have  embodied  the  precise  terms  tendered  to 
Spain  in  my  note  of  the  30th  ultimo,  together  with  appropriate  stipulations 
for  the  appointment  of  Commissioners  to  arrange  the  details  of  the  immediate 
evacuation  of  Cuba,  Porto  Rico,  and  other  Islands  under  Spanish  sovereignty 
in  the  West  Indies,  as  well  as  for  the  appointment  of  Commissioners  to  treat 
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of  peace.  ||  Accept,   Excellency,   the  renewed  assurance  of  my  highest  cousi-  Nr.  iii«78 
deratioD.  (Signed:)    William  R.  Day.       ^g^'^Jir 

His  Excellency  M.  Jules  Cainbon,  etc.  und  Spanien. 

In  this  note,  so  far  from  saying  tbat  the  Secretary  of  State  of  the  United  ^*  ^*'^*  ^^^^ 
States  nnderstands  that  the  note  of  the  Spanish  Government  of  August  7 
accepts  the  American  terms,  it  is  distinctly  said  "although  it  is  your  (Mr. 
Cambon's)  understanding  that  the  note  of  the  Duke  of  Almodovar  is  intended 
to  convey  the  acceptance  by  the  Spanish  Government  of  the  terms  set  forth 
in  my  note  of  the  30lh  ultimo,  *  *  *  j  understand  that  we  concur  in 
the  opinion  that  the  Duke's  note,  doubtless  owiog  to  the  various  transfor- 
mations  which  it  has  undergone  in  the  course  of  its  circuitous  transmission 
by  telegraph  and  in  cipher,  is  not,  in  the  form  in  which  it  reached  the  hands 
of  the  President,  entirely  explicit/'  ||  Here  it  is  distinctly  stated  that  the 
Secretary  of  State  and  Mr.  Cambon  concur  that  the  note  is  not  entirely  ex- 
plicit.  Was  it  then  to  be  expected  after  all  this  careful  negotiation  that  a 
note  which  the  American  representatives  contended  did  not  accept  the  terms 
of  the  United  States,  and  which  both  negotiators  agreed  was  not  explicit, 
was  to  be  received  as  a  satisfactory  answer  to  the  American  demand?  Not 
so.  II  **Under  these  circumstances  it  is  thought  that  the  most  direct  and  cer- 
tAin  way  of  avoiding  misunderstanding  is  to  embody  in  a  Protocol,  to  be 
signed  by  us  as  the  representatives,  respectively,  of  the  United  States  aud 
Spain,  the  terms  on  which  the  negotiations  for  peace  are  to  be  undertaken." 
This  is  a  most  erophatic  and  definite  declaration  that  the  note  of  August  7 
was  not  satisfactory,  and  that  it  was  the  purposc  of  the  United  States  to 
leave  nothing  open  to  misunderstanding,  but  to  embody,  in  a  contract  so  piain 
that  dispute  would  be  forever  foreclosed,  the  exact  terms  upon  which  nego- 
tiations for  peace  would  be  undertakcn.  The  note  goes  on  to  say  "I  there- 
fore  enclose  herewith  a  draft  of  such  a  Protocol,  in  which  you  will  find  that 
I  have  embodied  the  precise  terms  tendered  to  Spain  in  my  note  of  the  30th 
ultimo,  together  with  appropriate  stipulations  for  the  appointment  of  Commis- 
sioners,  etc."  What  does  this  note  mean?  Does  it  admit  the  construction 
that  the  proposal  was  intended  to  embody  the  acceptance  of  August  7,  reser- 
ving  Spanish  sovereignty?  It  is  definitöly  settled,  as  a  perusal  of  the  docu- 
ment  will  show,  that  the  Protocol  embodied,  not  the  uncertain  and  equivocal 
terms  of  the  note  of  August  7,  but  the  precise  terms  stated  in  the  note  of 
the  American  Government  of  July  30.  This  note  to  Mr.  Cambon  enclosed 
the  Protocol  just  as  it  was  written  and  just  as  it  was  signed  by  the  parties. 
It  would  seem,  if  ever  an  attempt  was  fairly  made  to  have  a  clear  under- 
standing, if  ever  all  precautions  were  taken  which  could  leave  no  room  for 
misunderstanding,  such  was  the  course  pursued  in  the  present  case.  ||  It  is 
thus  Seen  how  utterly  groundless  is  the  declaration  in  the  Spanish  ''proposi- 
tion"  that,  in  order  to  determine  the  meaning  of  the  Protocol,  it  is  necessary 
to  "bear  in  mind     *    *     *     the   negotiations   carried   on   between  the   two 
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Mr.  11978.  parties  which  culminated  in  tbis  agrcement»  and  in  which  the  Interpretation 
^stllum*  of  the  latter  had  been  given  beforehand  and  officially"!  In  the  correspon- 
nnd  Spanien,  dence  thus  invoked  bj  the  Spanibh  Gommissioners  as  an  interpretation  of  the 
9.  ^^•^^^•pi.QtQCQi^  i\^Q  two  Governments  did  not  contemplate  the  execution  of  such  an 
instrument;  and  if  the  response  of  the  Spanish  Government  to  the  American 
demands  liad  taken  the  form  of  a  simple  acceptance,  no  Protocol  wonld  have 
been  made.  The  first  Suggestion  of  such  an  instrument  was  that  made  in  the 
interview  in  which  the  Spanish  response  was  declared  to  be  unsatisfactorj. 
It  was  becanse  the  Spanish  response  was  unacceptable  that  the  United  States 
demanded  a  Protocol.  And  it  is  upon  this  rejected  response  that  the  Spanish 
argument  for  the  limitation  of  the  clear  scope  and  meaning  of  the  Protocol 
is  built.  II  If  further  proof  of  the  soundness  of  the  position  of  the  United 
States  were  needed,  it  wonld  be  found  in  a  most  convincing  form  in  the  tele- 
gram  sent  by  Mr.  Gambon  to  the  French  Minister  of  Foreign  Affairs.  See 
the  French  "Yellow  Book"  referred  to  in  the  Spanish  memorandum,  telegram 
number  9,  Mr.  Cambon  to  the  French  Minister  of  Foreign  AflFairs. 

No.  9.—M,    Jüks  Canibon,  Anibassador  of  the  French  EepuUic  at  Washington, 
to  M.  Dekassh,  Minister  for  Foreign  Äffairs. 

Washington,  August  10,  1898. 
The  Föderal  Government  has  decided  to  State  preciselj  (pr^ciser),   in   a 
Protocol,  the  bases  upon  which  the  peace  negotiations  must,  in  its  judgment, 
be  entered  upon. 

I  send  you  herewith  this  document,  which  I  shall  thank  you  to  transmit 
to  the  Spanish  Government. 

(Signed:)  J.  Cambon. 

In  this  telegram,  which  was  immediately  communicated  to  the  Spanish 
Government,  and  which  led  to  the  telegram  to  Mr.  Cambon  authorizing  him  to 
sign  the  Protocol,  followed  by  füll  power  from  the  Queen  Regent  to  Mr.  Gambon 
to  that  effect,  Mr.  Cambon  distinctly  says,  not  that  the  American  Government 
has  accepted  the  note  of  August  7,  or  in  any  wise  agreed  to  such  reserva- 
tions  as  are  contained  therein,  but  that  "the  Federal  Government  has  decided 
to  State  precisely  (pr^ciser),  in  a  Protocol,  the  base  upon  which  the  peace 
negotiations  must,  in  its  judgment,  be  entered  upon.  I  send  you  this  docu- 
ment,  etc."  ||  It  thus  clearly  appears  that  the  bases  of  peace  negotiations  were 
to  be  determined  by  the  instrument  which  was  enclosed,  and  which  it  was 
understood  put  in  definite  terms  the  ultiraate  agreement  of  the  parties.  ||  It 
was  because  the  answer  made  in  the  note  of  August  7  was  rejected  by  the 
United  States,  and  for  this  reason  alone,  that  hostilities  were  not  upon  the 
receipt  of  that  note  declared  so  be  suspended;  and  it  has  remained  for  the 
Spanish  Gommissioners  in  their  "proposition*'  to  advance  for  the  first  time  in 
behalf  of  their  Government  the  Suggestion  that  such  a  declaration  should  then 
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have  been  made.    It  was  not  so  made  becanse  that  note  was  not  received  a.s  Nr.  11978. 
an   acceptance   of  the  American   demands.     Hostilities   were   declared  to  be  ^^"*^^** 
suspended   only   upon   the   Signatare   of  the   Protocol.  ||  The   correspondence  und  Spanien. 
qnoted  in  the  French  "Yellow  Book'*,  no  less  than  the  subsequent  conunuui- ®' ^**^' ^®^®* 
cations  from  Mr.  Cambon  to  the  American  Government,  sbows  distinctly  that 
with  the  exact  tenns  of  this  Protocol  before  it,  the  Spanish  Government,  on 
the  llth  instant,  and  snbseqnently  by  füll  power  of  the  Qaeen  Regent,  autho- 
rized  Mr.  Cambon  to  execute  the  Protocol  in  behalf  of  Spain.     Observe  the 
langnage  of  the  note  of  Mr.  Cambon  to  the  American  ßecretary  of  State  of 
Augnst  12,  1898: 

Embassy  of  the  French  Republic  in  the  United  States, 

Washington,  August  12,  1898. 

Mr.  Secretary  of  State:  I  have  the  honor  to  inform  yon  that  I  have  just 
received,  through  the  intermediation  of  the  department  of  foreign  affairs  at 
Paris,  a  telegram,  dated  Madrid,  August  11,  in  which  the  Duke  of  Almodovar 
del  Rio  announces  to  me  that,  by  order  of  Her  Majesty  the  Queen  Regent, 
the  Spanish  Government  confers  npon  me  füll  powers  in  order  that  I  raay 
sign,  without  other  formality  and  without  delay,  the  Protocol  whereof  the 
terms  have  been  drawn  up  by  common  accord  between  yon  and  me.  Tlie 
Instrument  destined  to  make  regulär  the  powers  which  are  thus  given  to  me 
by  telegraph  will  be  subsequently  addressed  to  me  by  the  post.  ||  "His  Excel- 
lency  the  Minister  of  State  adds  that  in  accepting  this  Protocol,  and  by 
reason  of  the  siispension  of  hostilities  which  will  be  the  immediate  con- 
sequence  of  that  acceptance,  the  Spanish  Government  has  pleasure  in  hoping 
that  the  Government  of  the  United  States  will  take  the  necessary  measures 
with  a  view  to  restrain  (erapßcher)  all  aggression  on  the  part  of  the  Cuban 
Separatist  forces.  ||  The  Government  of  the  Republic  having,  on  the  other  band, 
authorized  me  to  accept  the  powers  which  are  conferred  upon  me  by  the 
Spanish  Government,  I  shall  hold  myself  at  your  disposition  to  sign  the  Pro- 
tocol at  the  hour  you  may  be  pleased  to  designate.  ||  Congratulating  myself 
upon  thus  cooperating  with  you  toward  the  restoration  of  peace  between  the 
two  nations,  both  friends  of  France,  I  beg  you  to  accept,  Mr.  Secretary  of 
State,  the  fresh  assurances  of  my  very  high  consideration. 

(Signed:)  Jules  Cambon. 

In  the  light  of  these  facts,  it  appears  there  is  absolutely  no  foundation 
for  the  Claim  that  the  American  Government  accepted  the  Spanish  reserva- 
tions  so  far  as  they  are  contained  in  the  note  of  the  Duke  of  Almodovar  of 
Augnst  7.  Had  that  note  been  only  a  distinct  and  nnqualified  acceptance  of 
the  terms  as  contained  in  the  American  note  of  August  30,  it  would  have 
been  nnnecessary  to  require  that  all  uncertainty  and  doubt  should  be  remo- 
ved  by  reducing  into  few  and  simple  terms,  which  it  was  believed  could  never 
be  misunderstood,  the  final  agreement  of  the  parties.    So  far  from  remaining 
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Nr.  11978.  unanswered,  the  note  of  Augast  7  was  declared  unsatisfactory  when  presented 
^stllkm*  to  the  President.  Thus  ended  the  attempt  to  come  to  an  agreement  by  corre- 
undSpanieD.spondencc;  and  it  was  decidcd  that  a  Protocol  shoold  embody  the  ultimate 
9.  Nov.  1898.  ^^^^g^  II  r^^^  Spanish  Government  telegraphed  the  amplest  authority  to  Mr. 
Cambon  to  execute  it.  We  are  then  remitted  to  the  terms  of  the  Protocol 
itself.  II  The  American  Government  is  at  a  loss  to  know  how  stronger  terms 
could  have  been  used  to  evidence  the  purpose  of  the  President  to  keep  open 
the  most  füll  and  absolute  right  to  deal  with  and  determine  the  domiuion 
over  the  Philippine  Islands.  This  was  the  purpose  of  inserting  the  third 
article  of  the  Protocol,  which  embodied  the  terms  of  the  third  demand  of 
the  United  States,  as  set  forth  in  the  uote  of  July  30  of  the  American  Go- 
vernment to  the  Duke  of  Almodovar,  wherein  it  is  said:  "Third.  On  similar 
grounds  the  United  States  is  entitled  to  occupy  and  hold  the  city,  bay,  and 
harbor  of  Manila  pending  the  conclusion  of  a  treaty  of  peace  which  shall 
determine  the  control,  disposition  and  goverument  of  the  Philippines/'  ||  What 
are  these  similar  grounds?  They  are  to  be  found  in  the  ncxt  preceding 
Paragraph  of  the  note  of  July  30,  in  which  the  President  says  that,  though 
not  then  making  any  demand  for  pecuniary  indemnity,  nevertheless  he  cannot 
be  insensible  to  the  losses  and  expenses  of  the  United  States  incident  to  the 
war,  or  to  the  Claims  of  our  Citizens  for  injuries  to  their  persons  and  pro- 
perty  during  the  late  insurrection  in  Cuba.  He  must,  therefore,  require  the 
cession  to  the  United  States,  and  the  immediate  evacuation  by  Spain,  of  the 
Island  of  Porto  Rico,  etc.  On  similar  grounds,  to  wit,  among  others  the  right 
of  the  United  States  to  havc  indemnity  for  its  losses,  the  United  States  will 
hold  the  city,  bay  and  harbor  of  Manila  pending  the  conclusion  of  a  treaty 
of  peace,  which  shall  determine  the  control,  disposition  and  government  of  the 
Philippines.  ||  How  could  the  United  States  receive  indemnity  in  whole  or  in 
part  from  the  control,  disposition  and  government  of  the  Philippincs,  if  Spa- 
nish sovereignty  was  not  to  be  touched?  It  is  difficult  to  conceive  what  terms 
could  have  been  used  which  would  more  clearly  have  evidenced  the  purpose 
of  the  partics  to  afford  the  füllest  latitude  in  dealing  with  the  Philippine 
question.  The  treaty  was  to  determine  not  alone  the  control,  disposition  and 
government,  but  at  the  same  time  had  füll  power  to  determine  all  that  is 
implied  in  control,  disposition  and  government.  Certainly  the  word  "control'* 
was  not  used  here  in  the  sense  of  "register"  or  "inspectiou",  but  in  its  broader 
sense  of  "authority  or  command;  authority  over;  power  over;  the  regulation 
or  rule  of."  ||  What  word  could  be  broader  than  "disposition",  which  has 
practically  the  same  meaning  in  both  the  French  and  English  languages? 
"The  disposal  of;  distribution  of;  alienation  of;  definite  settlement  ofj  ultimate 
destination."  We  have  in  these  two  words,  then,  authority  over,  dominion  of, 
final  and  ultimate  destination  of  the  subject  matter.  What  is  "government" 
but  the  right  of  administration ,  or  exercising  sovereignty,  the  direction,  the 
political   management   of  a  state?     Either  of  these  terms  implies  power  of 
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interfering  with  sovereigntj.    Taken  together,  they  give  the  füllest  scope  in  Nr.  11978. 
dealing  with  all  power,  governmental,  territorial  and  administrative.  ||  It  is  not    gt^iten 
argued  in  the  Spanish  "proposition"  that  these  words  should  have  a  narrow^nd Spanien, 
meaning  so  far  as  disposition  and  government  are  concerned,  but  transcribed 
into  the  French  language  it  is  soaght  to  give  a  narrower  meaning  to  the  word 
"controV*.    It  must  be  construed  in  the  connection  in  which  it  is  found  in  the 
Protocol,  in  its  broader  sense  of  power  or  dominion.  "Noscitur  a  sociis"  is  a 
legal  maxim  which  applies  to  the  discussion  or  determination  of  the  meaning 
of  phrases.    "Control"  associated  with  disposition  and  government  of  territory 
might  have  a  very  diflferent  significance  when  used  in  another  relation  in  its 
less   familiär   meaning  of  "inspection   or   register".     The  word  "disposition'* 
nsed  in  another  association  might  have  an  entirely  diffcrent  meaning,  and  a 
meaning  which,  in  connection  with  government  and  control,  would  deprive  it 
of  all  sense. 

The  American  Government,  then,  feels  itself  amply  supported  in  its  right 
to  demand  the  cession  of  the  Philippines  with  or  without  concessions,  relying 
upon  either  the  exact  terms  of  the  Protocol  or  those  terms  interpreted  in  the 
light  of  the  negotiations,  oral  and  written,  which  led  to  its  execntion.  ||  The 
Commissioners  of  the  United  States  notice  with  regret  that  an  attempt  has 
been  made  in  the  memorandum  of  the  Spanish  Commissioners  to  invoke  the 
high  authority  of  the  French  Minister  for  Foreign  Affairs  in  the  interpreta- 
tion  of  the  Protocol,  so  as  to  exclude  therefrom  all  mention  of  the  right  of 
the  treaty  to  deal  with  the  control,  disposition  and  government  of  the  Philip- 
pines. In  the  French  "Yellow  Book**  cited  by  the  Spanish  Commissioners,  it 
is  apparent  that  as  early  as  the  lOth  of  August  the  French  Government  was 
in  possession  of  the  exact  terms  of  the  Protocol,  transmitted  in  the  note  of 
that  date  of  its  Ambassador,  Mr.  Cambon.  Would  anybody  believe  that  in 
summing  up  this  note  the  Minister  would  intentionally  omit  one  of  the  most 
essential  parts  of  the  Protocol?  ||  The  note  nuüiber  19  referred  to  is  no  part 
of  the  negotiations;  its  purpose  was  merely  to  advise  the  Ambassadors  of  the 
French  Republic  at  London,  St.  Petersburg,  Berlin,  Vieuna  etc.,  of  the  result 
of  the  action  of  the  representative  of  France  in  bringing  about  a  Suspension 
of  hostilities,  and  the  preliminary  agreeraent  as  to  peace,  between  two  nations 
toward  which  the  French  Government  was  actuated  by  feelings  of  humanity 
and  mutual  friendship.  In  this  note  it  is  said  that  the  points  upon  which 
both  parties  have  reached  an  agreement  were  set  forth  in  a  Protocol.  In 
stating  the  Contents  of  that  Instrument  doubtless  through  inadvertence,  it  is 
not  stated  that  the  treaty  shall  determine  the  control,  disposition  and  govern- 
ment of  the  Philippines.  ||  The  attention  of  the  Minister  being  called  to  this 
matter  by  the  American  Ambassador  in  Paris,  he  very  promptly  corrected 
any  misapprehension  which  might  exist  as  to  his  despatch.  This  appears  in 
the  following  letter  from  the  American  Ambassador,  which  has  just  been  re- 
ceived  by  the  American  Commissioners: 

Siaatiar«kiT  LXIU.  4 
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Nr.  11978.  Ambassade  des  fitats  Unis,  18,  Avenue  Kleber, 

^•Minigt«  Paris,  November  5,  1898. 

unds^nron.  I^^ar  Slf:  I  beg  to  inform  you  that  I  saw  the  French  Minister  of  Foreign 
9.  Not.  18V8.  Affairs  in  regard  to  that  portion  of  the  reply  of  the  Spanish  Peace  Commis- 
sioners  in  which  they  refer  to  a  letter  sent  by  him  to  the  French  Ambassa- 
dors  dated  August  15,  1898,  which  appears  in  the  French  "Yellow  Book",  and 
attempt  to  construe  the  language  used  therein  as  an  interpretation  of  the 
French  Minister  of  the  meaning  of  the  Protocol,  and  speak  of  the  unquestio- 
nable  moral  weight  of  the  testimony  therein  given  by  him  regarding  that 
instrument  He  assured  me  emphatically  and  unresenredly  that  the  letter 
referred  to  was  intended  to  be  simply  a  brief  rösumö  of  the  general  features 
of  the  preliminary  peace  negotiations  carried  on  between  the  two  belligerentf, 
and  that  he  did  not  attempt  to  quote  the  precise  language  of  the  Protocol. 
He  disclaimed  any  Intention  of  giyen  any  yiews  of  bis  own  regarding  it,  having 
no  authority  for  so  doing,  and  declared  that  the  brief  mention  contained  in 
bis  letter  could  in  no  wise  be  construed  as  au  interpretation  by  him  of  the 
terms  or  meaning  of  that  instrument  He  promised  that  he  would  at  once 
send  to  the  French  Ambassadors  the  füll  text  of  the  Protocol  in  order  that 
they  might  be  informed  of  its  conditions  in  extenso  and  that  there  might  be 
no  ground  for  misapprehension  as  to  its  terms.  ||  The  Minister  repeated  what 
he  had  said  several  times  before,  and  which  I  know  to  be  true,  that  he  and 
bis  Government  had  all  along  observed  a  strict  and  iropartial  neutrality  between 
the  two  powers  which  were  negotiating,  belog  eqaally  friendly  to  both,  and 
that  he  intended  to  continue  the  observance  of  such  neutrality. 

Very  truly  yours,  (Signed:)  Horace  Porter. 

Hon.  William  R.  Day, 

President  of  the  American  Peace  Commission,  Paris. 
It  is  stated  that  the  occupation  of  Manila  was  to  be  only  temporary. 
This  is  undoubtedly  true.  The  Protocol,  so  far  as  it  relates  to  the  Philip- 
pines, is  itself  provisional.  It  expressly  provides  for  the  doing  of  certain 
things  pending  the  conclusion  of  a  treaty  which  is  in  this  particular  to  super- 
sede  it.  Had  it  provided  for  the  permanent  occupation  of  Manila  by  the 
United  States,  it  would  have  withdrawn  the  Philippines  to  that  extent  from 
the  sphere  of  future  negotiation.  ||  While  the  terms  of  surrender  cited  in  the 
Spanish  memorandum,  negotiated  after  the  execution  of  the  Protocol  and 
liaving  nothing  to  do  with  the  negotiations  for  peace,  show  the  character  of 
this  occupation,  it  is  to  be  noticed  that  the  very  paragraph  cited  from  the 
terms  of  that  document  shows  that  it  was  equally  contemplated  that  conditions 
might  arise  which  would  rcquire  the  evacuation  by  the  Spanish  forces  of  the 
city.  In  it  it  is  said  "the  return  of  the  arms  surrendered  by  the  Spanish 
forces  shall  take  place  when  they  evacnate  the  city  or  when  the  American 
army  evacuates  it".  The  Commanders  of  the  American  and  Spanish  forces 
did  not  undertake  to  determine  the  right  of  either  party  permanently  to  hold 
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Manila,  but  contemplated  conditions  wbich  might  reqnire  its  eyacuation  by  theJNr.  11978. 
forces  of  either  conntry.  ||  Bat  it  is  as  idle  to  cite  the  stipulations  of  the  \*^jjf^ 
capitnlation  for  the  purpose  of  determining  the  meaning  of  the  Protocol  as  itnna  Spanien, 
would  be  to  cite  the  stipnlations  of  the  Protocol  for  the  purpose  of  deter-  *'  ^*''*  ^^' 
mining  the  meaning  of  the  capitnlation.  It  is  notorions  that,  owing  to  the 
interruption  of  telegraphic  commnnication,  Manila  was  captured  and  the  capi- 
tnlation arranged  and  conclnded  by  the  Commander  of  the  American  forces  in 
the  Philippines  withont  communication  with  bis  Government,  which  was  at  the 
moment  as  nninformed  of  what  was  taking  place  at  Manila  as  was  its  Com- 
mander of  what  was  taking  place  at  Washington.  It  is  superflnous,  therefore, 
to  argne,  even  if  it  were  material  to  do  so,  that  the  stipulations  of  the  capi- 
tnlation cannot  be  invoked  in  explanation  or  limitation  of  the  stipulations  of 
the  Protocol.  For  the  same  reason  it  is  perhaps  unnecessary  to  comment 
upon  the  Statement  that  ''General  Merritt,  contrary  to  what  had  been  agreed 
npon  in  Article  VI  of  the  same  (Protocol),  forcibly  took  possession  of  Manila". 
The  American  Commissioners  are  loth  to  assume  that  the  Spanish  „proposition" 
employs  these  words  for  the  purpose  of  intimating  that  General  Merritt  could 
at  the  time  of  the  capture  of  Manila  have  had  knowledge  of  the  Protocol. 
It  is  a  fact  doubtless  well  known  to  the  Spanish  Government  that  on  the 
16th  of  August  last,  four  days  after  the  signature  of  the  Protocol,  and  four 
days  before  the  receipt  at  Washington  of  the  news  of  the  captnre  and  capi- 
tnlation of  Manila,  the  Department  of  State  addressed  to  the  French  Ambas- 
sador  a  note  soliciting  the  consent  of  the  Spanish  Government  to  the  resto- 
ration  of  cable  communication  between  Manila  and  Hong  Eong,  in  order  that 
continuous  telegraphic  connection  with  the  Philippines  might  be  reestablished.  {| 
It  is  observed  that  the  Spanish  Commissioners  in  their  ''proposition''  say  that 
the  words  of  the  Protocol  in  relation  to  the  Philippines  *'have  not  a  clear 
meaning",  but  that  no  matter  what  construction  may  be  placed  upon  them,  "in 
no  case  can  their  meaning  be  so  stretched  as  to  involve  in  any  way  the  idea 
of  cession  of  the  sovereignty  of  Spaiu  over  the  archipelago",  since  "such  a 
cession  or  acquisition  in  perpetuum  of  the  archipelago  by  the  United  States, 
had  it  been  agreed  upon  in  the  Protocol,  would  have  been  in  contradiction 
with  the  mere  temporary  occupation  of  Manila,  which  at  the  same  time  was 
agreed  npon  in  the  same  clause  of  that  instrument''.  This  statement,  as  well 
as  the  Paragraph  that  immediately  follows  it,  merely  reiterates  the  erroneous 
assumption,  to  which  we  have  already  adverted,  that  the  ultimate  demands  of 
the  United  States  in  respect  of  the  Philippines  were  embodied  in  the  Protocol, 
while,  as  a  matter  of  fact,  the  Instrument  shows  upon  its  face  that  it  was 
agreed  that  the  formulation  of  those  demands  should  be  postponed  tili  the 
negotiations  for  a  treaty  of  peace  should  be  undertaken.  ||  How,  then,  Stands 
the  demand  of  the  Government  of  the  United  States  for  the  cession  of  the 
Philippine  Islands  with  the  concessions  which  it  is  willing  to  make,  as  set 
forth  in  its  proposition  of  the  3 Ist  ultimo?     This  demand  might  be  limited 
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Nr.  11978.  to  tbo  Single  ground  of  indemnity,  but  this  limitation  the  American  Commis- 
vereinijta  gj^jj^^g  ^q  j^q^  herein  concede.     The  United  States  does  not  now  put  forward 

'Staaten 

and  Spanien,  any  claim  for  pecuniarj  indemnity  to  cover  the  enormous  cost  of  the  war. 

9.  Not.  1898.  j^  docs  Dot  take  the  sovereignty  of  Cuba;  as  has  been  shown  in  former  rae- 
moranda  submitted  by  the  American  Gommissioners,  it  assumes  only  bnrdens 
thcre.  It  does  demand,  and  Spain  has  agreed  to  cede,  the  Island  of  Porto 
Rico  and  the  small  Island  of  Goam  in  the  Ladrones.  What  is  Spain  asked 
to  give  up  in  the  Philippincs?  A  country  constantly  in  rebellion  against  its 
sovereignty,  so  that  if  the  United  States  were  to  withdraw  therefrom  to-day, 
Spain  wonld  immediately  haye  to  resort  to  arms  to  overcome  a  rebellions  and 
discontented  people.  ||  This  Situation  conld  not  be  more  vividly  portrayed  than 
to  use  the  words  of  the  Spanish  memorandum  in  which,  after  speaking  of 
Spain's  neglect  of  her  own  welfare  to  the  detriment  of  her  füll  development, 
this  condition  is  attributed  to  "her  desire  to  preferentially  attend  to  her  co- 
4onies,  creatures  who,  like  all  others  in  the  order  of  nature,  enlist  the  utmost 
solicitude  on  the  part  of  their  mother,  who  feeds  and  Supports  them  at  the 
sacrifice  of  her  welfare". 

The  American  Commissioners  note,  with  some  surprise,  that  the  Spanish 
Commissioners,  so  soon  after  having  provisionally  accepted  the  American 
articles  as  to  Cuba  and  Porto  Rico,  now  retum  to  the  question  of  the 
so-called  Cnban  debt.  They  regret  to  find  a  position  which,  under  certain 
reserves,  had  been  distinctly  waived,  immediately  resumed,  and  now  expressed 
in  language  rarcly  employed  in  diploroacy,  unless  to  convey  a  deliberate  Ulti- 
matum. The  Spanish  Commissioners  assume  that  this  debt,  for  the  most  part 
incurred  by  Spain  (not  Cuba)  in  the  effort  first  to  subjugate  the  Cuban  insur- 
gents,  and  subsequently  to  overcome  the  United  States,  has  the  binding  effect 
of  a  mortgage  upon  the  very  land  wrested  from  Spain  through  the  defeat  of 
this  effort.  They  then  say  that  they  cannot  even  admit  any  discussion  as  to 
the  validity  and  efficacy  of  such  mortgages.  In  language  equally  unusual, 
they  continue:  "Let  it  be  understood,  therefore,  and  the  Spanish  Commissioners 
hope  there  will  be  no  necessity  to  repeat  it,  that  Spain  cannot  and  ought 
not  to  agree  in  this  treaty"  etc.  Now,  since  Spain,  as  lately  as  in  the  next 
to  the  last  paper  filed  here  by  her  Commissioners  did,  under  reserve,  agree 
in  this  treaty  to  waive  objections  to  our  articles  containing  no  reference  to 
the  so-called  Cuban  debt,  the  American  Commissioners  feel  themselves  justified 
in  iuquiring  distinctly  whether  this  sudden  change  of  position  is  final?  Do 
the  Spanish  Commissioners  wish  it  to  be  understood  now,  withont  any  neces- 
sity for  repctition,  that  they  will  accept  no  treaty  which  does  not  provide  for 
an  assumption  of  this  so-called  Cuban  debt,  or  for  some  part  of  it,  by  the 
United  States,  for  itself  or  for  Cuba?  ||  The  American  Commissioners  observe 
also  the  declaration  that  the  dignity  and  self-respect  of  Spain  forbid  an  in- 
quiry  into  the  use  Spain  may  have  made  of  the  proceeds  of  these  loans. 
Now  —  to  consider  only  a  Single  aspect  of  the  issue  thus  raised  —  it  is  not 
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denied  that  the  proceeds  of  a  part  of  these  loans  were  employed  directly  in  ^r.  ii978. 
inaking  war  opon  the  United  States.  Is  it  to  be  nnderstood  that  the  United  st^J^f** 
States,  after  sncceeding  in  the  war,  is  forbidden  to  take  notice  even  of  this «»<* Spanien, 
fact?  That  would  be  to  require  the  successful  nation  to  pay  the  war  ex-  '  " 
penses  of  the  defeated  nation.  Is  it^an  acceptance,  without  inquiry,  of  this 
part  of  the  so-called  Cnban  debt,  that  the  Spanish  Commissioners  declare  is 
demanded  by  the  dignity  and  self-respect  of  Spain  —  which  they  wish  there- 
fore  to  have  now  nnderstood,  and  which  they  hope  there  will  be  no  necessity 
to  repeat?  ||  The  American  Commissioners  do  not  here  examine  the  Statements 
that  these  debts  were  legally  created,  tbat  they  may  have  been  legally  acquired 
by  individuals  of  varions  nationalities,  or  that  Spain  is  not  the  proprietor  of 
these  rights  of  third  parties.  They  do  question  the  statement  that  Spain  does 
not  deraand  the  recognition  of  these  so-called  "secured  debts"  for  her  own 
benefit.  They  are  bonds  of  the  Spanish  nation,  guaranteed  by  the  faith  of  the 
Spanish  nation,  with  another  guarantee  (which  might  more  properly  have  been 
called  a  "subsidiary"  one),  pledging  Spanish  sovereignty  and  control  over  cer- 
tain  Spanish  colonial  revenues.  Spain  has  failed  to  maintain  her  sovereignty 
and  control  over  these  revennes,  and  is  bonnd  to  the  third  parties  with  whom 
she  dealt  for  that  failure  to  make  good  her  title  to  the  security  she  pledged. 
The  third  parties  knew  what  it  was  pledged  for  —  the  continuous  effort  to 
put  down  a  people  struggling  for  freedom  from  the  Spanish  rule.  They  took 
the  obvious  chances  of  their  investment  on  so  precarious  a  security,  but  they 
must  have  relied  on  the  broad  guarantee  of  the  Spanish  nation.  It  is  not  for 
US  to  deny  that  "the  most  elementary  duties  of  public  and  private  probity" 
justify  that  reliance,  but  we  do  deny,  emphatically,  that  they  require  the  freed 
people,  or  anyone  acting  for  them,  to  pay  the  cost  of  all  the  efforts  for  their 
subjugation.  To  admit  that  such  costs  could  be  attached  ineradicably  to  the 
soil  they  lived  on,  is  to  put  it  in  the  power  of  any  unjust  ruler  to  condemn 
a  colony  to  perpetual  subjugation  and  misgovernment  by  simply  loading  it 
with  so-called  "mortgages"  for  loans  eflfected  without  their  consent  by  their 
oppressors,  tili  it  can  neither  bear  them  itself  nor  find  anyone  eise  to  assuroe 
them.  That  would  be  a  conclusion  alike  repugnant  to  common  sense  and 
menacing  to  liberty  and  civilization.  ||  After  reviewing  in  their  "proposition" 
the  provisions  of  the  Protocol,  the  Spanish  Commissioners  proceed  to  inquire 
whether  there  is  any  other  "title",  not  founded  on  that  agreement,  upon  which 
the  demand  for  the  cession  of  the  group  can  be  supported.  Under  this  head 
they  discuss  the  capture  of  Manila  by  the  American  forces,  and,  after  con- 
cluding  that  the  capitulation  was  invalid,  they  declare  that  the  treaty  of  peace 
should  provide  for  the  immediate  delivery  of  the  place  to  the  Spanish  Govern- 
ment, the  immediate  release  of  the  Spanish  garrison,  and  the  Performance  of 
various  acts  which  imply  that  the  military  occupation  and  government  of  the 
city  by  the  United  States  has  been  illegal.  ||  These  startliug  pretentions  re- 
quire at  the  hands  of  the  American  Commissioners  a  comprehensive  examina- 
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Nr.  11978.  tioD.  ||  Oü  thc  22 nd  of  July,  1898,  the  Government  of  Spain,  impelled  by  and 

stMton*  stdmitting  the  adverse  results  of  the  war,  made  representations  to  the  Presi- 

nnd  Spanien,  dent  of  the  United  States  by  written  coromonication  of  its  Minister  of  Foreign 

OT.  1^98.  ^g^yg^  transmitted  through  the  Ambassador  of  France  at  Washington,  to  the 

expressed  end  that  "the  calamities  alresrdy  so  great"  and  "evils  still  greater" 

to  the  two  countries  might  '^be  terminated  otherwise  than  by  force  of  arms", 

The  response  of  the  President,  through  Mr.  Day,  Secretary  of  State,  to  this 

commnnication  was  made  July  30,  1898,  and  was  in  part  as  follows: 

The  President  therefore  responding  to  your  Excellency's  reqnest  will  state 
the  terms  of  peace  which  will  be  accepted  by  liim  at  the  present  time,  subject 
to  the  approval  of  the  Senate  of  the  United  States  bereafter.  ||  Yonr  Excellency 
in  discQssiog  the  snbject  of  Cuba  intimates  that  Spain  has  desired  to  spare 
the  island  the  dangers  of  premature  independence.  The  Government  of  the 
United  States  has  not  shared  the  apprehensions  of  Spain  in  this  regard,  but 
it  recognizes  the  fact  that  in  the  distracted  and  prostrate  condition  of  the 
island,  aid  and  gnidance  will  be  nccessary,  and  these  it  is  prepared  to  give.  || 
The  United  States  will  require:  ||  First.  The  relinquishment  by  Spain  of  all 
Claim  of  sovereignty  over  or  title  to  Cuba  and  her  immediate  evacuation  of 
the  island.  ||  Second.  The  President,  desirons  of  exhibiting  signal  generosity, 
will  not  now  put  forward  any  demand  for  pecuniary  indemnity.  Nevertheless, 
he  cannot  be  insensible  to  the  losses  and  expenses  of  the  United  States  in* 
cident  to  the  war  or  to  the  Claims  of  our  Citizens  for  injuries  to  their  persons 
and  property  during  the  late  insurrection  in  Cuba.  He  must,  therefore,  re- 
quire the  cession  to  the  United  States  and  the  immediate  evacuation  by  Spain 
of  the  Island  of  Porto  Rico  and  other  Islands  now  under  the  sovereignty  of 
Spain  in  the  West  Indies,  and  also  the  cession  of  an  island  in  the  Ladrones, 
to  be  selected  by  the  United  States.  ||  Third.  On  similar  grounds,  the  United 
States  is  intitled  to  occupy  and  will  hold  the  city,  bay,  and  harbor  of  Manila 
pending  the  conclusion  of  a  treaty  of  peace  which  shall  determine  the  control, 
disposition  and  government  of  the  Philippines.  j|  If  the  terms  hereby  offered 
are  accepted  in  their  entirety,  Commissioners  will  be  named  by  the  United 
States  to  meet  similarly  authorized  Commissioners  on  the  part  of  Spain  for 
the  purpose  of  settling  the  details  of  the  treaty  of  peace  and  signing  and 
delivering  it  under  the  terms  above  indicated. 

The  negotiations  thus  entered  into  were  followed  by  the  Protocol  of 
agreement  between  the  United  States  and  Spain  signed  at  Washington  August 
12,  1898,  by  which  it  was  provided: 

Article  I. 

Spain  will  relinquish  all  claim  of  sovereignty  over  and  title  to  Cuba. 

Article  ü. 

Spain  will  cede  to  the  United  States  the  Island  of  Porto  Rico  and  other 
Islands  now  under  Spanish  sovereignty  in  the  West  Indies,  and  also  an  island 
in  the  Ladrones  to  be  selected  by  the  United  States, 
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Article  IIL  Nr.  11978. 

Vereinigto 

The  United  States  will  oecupy  and  hold  the  city,   baj  and  barbor  of    Staate« 
Manila,  pending  the  conclnsion  of  a  treaty  of  peace  which  shall  determine  the  Jfuo^i'm 
control,  disposition  and  government  of  the  Philippines. 

Article  IV  of  that  Instrument  obligated  Spain  to  the  immediate  evacoation 
of  Cuba,  Porto  Rico  and  the  other  islands  under  Spanish  sovereignty  in  the 
West  Indies,  and  provided  for  the  appointment  by  each  government,  within 
ten  days  of  the  above  date,  of  Commissioners  who  should  meet  at  Havana  in 
Cuba  and  at  San  Juan  in  Porto  Rico  within  thirty  days  after  such  date  for 
the  purpose  of  arranging  and  carrying  out  the  details  of  such  evacuation.  || 
By  Article  V  of  the  Protocol,  the  Contracting  Parties  agreed  to  appoint  each 
not  more  than  five  Commissioners  to  treat  of  pcace,  who  should  meet  at  Paris 
not  later  than  October  1,  1898,  and  proceed  to  the  negotiation  and  concln- 
sion of  a  treaty  of  peace.     Article  VI  of  the  Protocol  is  as  follows: 

lipon  the  conclnsion  and  signing  of  this  Protocol,  hostilities  between  the 
two  countries  shall  be  suspended,  and  notice  to  that  effect  shall  be  given  as 
soon  as  possible  by  each  Government  to  the  Commanders  of  its  military  and 
naval  forces. 

Before  the  notice  provided  for  in  Article  VI  could  possibly  be  given,  and 
on  the  13th  day  of  August,  1888,  the  next  day  after  its  signature,  the  Ame- 
rican land  and  naval  forces  at  Manila  attacked  that  city  and,  upon  the  14  th 
of  August,  1898,  compelled  its  surrender  under  the  terms  of  a  mititary  capi- 
tnlation,  which  comprehended  not  only  the  surrender  and  occupation  of  the 
city,  but  also  the  surrender  of  its  garrison,  being  from  9,000  to  11,000  troops 
in  number,  and  comprising  substantially  the  entire  Spanish  military  force  in 
the  Phib'ppine  Islands.  The  United  States  thereupon,  having  previously  for  a 
long  time  been  in  possession  of  the  bay  and  harbor  of  Manila,  took  military 
possession  of  that  city,  and  has  ever  since  been  in  military  occupation  thereof, 
administering  its  government  concerns  in  the  manner  usual  in  such  cases.  In 
so  doing,  the  United  States  took  possession  of  the  public  property  of  Spain 
sitnate  in  Manila,  including  certain  moneys  due  to  that  Government  which  had 
been  coUected  as  revenues;  proceeded  to  administer,  collect  and  expend  the 
taxes  and  customs  Of  that  port,  and  also  to  take  Charge  of  and  administer 
the  police  government  of  the  city;  and  generally  continued  to  exercise  over 
the  city,  harbor  and  bay  the  rights  and  powers  of  a  belligerent  in  rightful 
military  occupancy.  ||  It  is  now  contended  by  Spain,  who  also,  as  a  part  of 
that  contention,  rejects  the  articles  tendered  by  the  United  States  for  the 
cession  to  that  Government  of  the  Philippine  Archipelago,  that  such  occupa- 
tion and  acts  were  in  violation  of  the  Protocol,  and  that,  for  that  reason,  she 
is  entitled:  ||  1.  To  the  immediate  delivery  of  the  place  (Manila)  to  the 
Spanish  Government;  ||  2.  The  immediate  release  of  the  garrison  of  the  same;  j 
3.   The  return  to  the  Spanish  Government  of  all  the  funds  and  public  pro- 
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Nr.  11978.  perty  taken  by  thc  American  army  since  its  occnpation  of  the  place,  and  all 
8Ua"Ji!*  ^^^  ^*^^  ^^  every  kind  collected  or  to  be  collected  up  to  the  time  of  retur- 

und Spanien,  ning  the  same;  ||  4.  The  recognition  of  the  Obligation  on  the  part  of  the 
United  States  to  indemnify  Spain  for  alleged  serious  damage  occasioned  by 
the  detention  as  prisoners  of  her  troops,  to  which  detention  it  is  alleged  is 
due  the  spread  with  impunity  of  the  Tagalo  insurrection  in  Luzön  and  its 
invasion  of  the  Vizayan  Islands,  and,  moreover,  because  to  the  same  has  been 
due  the  alleged  ill-treatment  of  thousands  of  Spanish  prisoners,  military  and 
civil.  II  In  the  dilatory  assertion  of  these  extraordinary  Claims  the  Spanish 
Commissioners  have  at  times  repudiated  and  at  other  times  have  appealed  to 
and  claimed  rights  onder  the  stipulations  of  a  Convention  entered  into  bet- 
ween  Spain  and  the  United  States,  by  and  under  which  the  rights,  duties, 
liabilities  and  Status  of  the  contracting  parties  were  explicitly  settled.  That 
Convention  is  the  Protocol  of  August  12,  1898.  ||  It  is  contended  by  the  Ame- 
rican Commissioners  that  an  establishment  of  the  statns  quo  provided  for  by 
that  Protocol,  and  comprehended  within  its  intent  and  meaning  upon  a  fair 
construction  of  its  terms,  is  the  only  demand  that  Spain  can,  upon  her  own 
theory,  make  in  the  premises,  even  if  it  is  hypothetically  conceded,  for  the 
mere  purposes  of  this  brauch  of  the  discussion,  that  the  legal  propositions 
which  she  advances  are  at  all  applicable  to  the  alleged  breach  of  the  armi- 
stice.  For  the  United  States  insists  and  has  always  insisted  (except  hypothe- 
tically as  stated  above  and  merely  for  purposes  of  this  argument)  that  the 
military  Operations  by  which  Manila  was  captured  were  justifiable  and  lawful. 
The  Status  quo  is  the  right  of  the  United  States  to  occupy  and  hold  the  city, 
harbor  and  bay  of  Manila  pending  the  conclusion  of  a  treaty  of  peace  which 
shall  determine  tiie  coutrol,  dispositiou  and  government  of  the  Philippines. 
That  condition  exists.  The  United  States  does  so  hold  such  territory.  It  has 
been  so  conceded  and  insisted  by  Spain  in  correspondence  which  will  be  par- 
ticularly  considered  in  another  portion  of  this  paper.  That  occupancy  is  re- 
ferable  to,  and  is  justified  by,  the  Protocol,  and  cannot  be  defeated  by  the 
alleged  illegality  of  hostilities.  To  so  invalidate  it,  it  will  be  necessary  for 
Spain  to  denounce  and  repudiate  the  Protocol  in  all  its  parts,  including,  of 
course,  the  authority  under  which  this  Commission  is  proceeding  and  the  sti- 
pulation für  an  arraistice,  and  thus  produce  a  renewal  of  active  war,  as  we 
shall  elsewhere  more  fuUy  demonstrate.  ||  It  is  maintained  by  the  American 
Commissioners  that  all  and  singular  the  acts  done  after  the  surrender  of 
Manila  and  complaincd  of  by  Spain  were  and  are  rightful  acts  under  the 
Protocol  itself;  that  they  would  have  been  rightful  if  no  naval  or  military 
Operations  whatever  had  been  conducted  against  that  city  after  the  signature 
thereof,  and  that  Iheir  rightfulness  is  not  impaired  by  such  hostile  Operations.  || 
The  Protocol  presents  two  features:  One,  general  in  its  character,  pertaining 
to  negotiations  for  peace;  the  other,  subordinate  and  special  in  its  provisions, 
pertaining  to  the  capitulation  of  the  city  of  Manila  and  its  bay  and  harbor, 
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bat  which  is  also  an  inseparable  part  and  parcel  of  thc  stipulations  and  pro-  Nr.  11978. 
cesses  by  which  a  treaty  of  peace  is  to  be  effected.  ^suJt^n* 

The  second  of  these  features  presents  a  case  of  the  military  capitnlationandspanieo. 
of  a  certain  defined  territory,  to  be  oceupied  and  held  by  the  United  States  **  ^^^*  '^^' 
''pending  the  conclusiou  of  a  treaty  of  peace  which  shall  determine  the  con- 
trol,  disposition  and  government  of  the  Philippines".  This  stipulation  is  some- 
times  ignored  and  sometimes  relied  upon  by  the  Spanish  Commissioners  to 
meet  the  varioas  exigencies  of  their  argument  ||  The  Spanish  Commissioners 
are  entirely  correct  in  treating  this  particular  stipulation  of  the  Protocol  (as 
they  do  in  one  branch  of  their  argnment)  as  a  military  conTention  providiug 
for  a  capitulatiou ,  and  in  citing  (as  they  do)  the  laws  of  war  applicable  to 
military  occupancy  of  a  conquered  or  surrendered  portion  of  the  territory  of 
one  of  the  belligerents.  If,  therefore,  as  the  American  Commissioners  contend, 
the  acts  complained  of,  and  for  which  Spain  now  demands  reparation,  were 
rightful  acts  under  the  Protocol,  and  could  rightfully  have  bcen  done  by  that 
Government  if  no  hostilities  whatever  had  been  conducted  against  Manila 
after  its  signature,  the  entire  contention  of  Spain  for  reparation  on  account 
of  those  acts  fails.  The  Protocol,  as  respects  the  occupation  by  the  United 
States  of  the  city  of  Manila  and  its  bay  and  harbor,  was,  as  we  have  observed, 
a  military  Convention  for  the  capitulation  of  certain  territory  therein  specifi- 
cally  defined.  When  executed  by  the  United  States  taking  possession  it  pre- 
sented  a  case  of  military  occupation  of  that  certain  defined  territory,  and 
vested  in  that  Government  all  the  rights  which  the  laws  of  war  give  to  a 
military  occupancy.  This  capitulation  was  general  in  its  character  and  terms. 
It  comprehended  the  defined  territory  and  all  that  it  contained,  including  the 
forts,  the  munitions  of  war,  the  barracks.  It  inclnded  every  thing  and  every 
person  left  in  the  city  by  Spain.  It  included  the  garrison  for  that  reason. 
Under  the  special  circumstances  of  the  case  the  surrender  of  the  garrison 
was  necessarily  contemplated  by  the  Protocol.  The  city  was  closely  besieged 
on  the  land  side  by  the  insurgents.  It  was  in  extremity  for  provisions  and 
the  insurgents  controlled  the  water  supply.  The  Spanish  forces  had  been 
unable  to  raise  the  siege,  and  therefore  could  not  escape  from  the  city  ou 
the  land  side.  The  city'  was  blockaded  by  the  American  flect;  the  fleet  of 
Spain  had  been  destroyed  and  there  was  no  escape  for  her  troops  by  water. 
The  conditions  were  such  that  even  if  an  escape  could  have  been  effected  by 
land  or  sea,  the  forces  of  Spain  wonld  have  had  no  base  whatever  for  any 
military  Operations.  So  clearly  was  this  the  Situation  that  the  Spanish  Com- 
mander-in-Chief  fled  from  the  city  shortly  before  it  was  attacked,  took  refuge 
on  a  neutral  man- of- war,  and  was  conveyed  by  it  to  Hong  Kong.  Had  it 
been  intended  that  the  garrison  should  be  permitted  to  depart  from  the  capi- 
tulated  city,  the  usual  provision  would  have  been  made  that  it  should  march 
out  with  its  arms  and  with  the  honors  of  war.  Containing  no  such  provision, 
the  exaction  that  the  Spanish  troops  should  surrender  to  the  occupying  power 
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Nr.  11978.  was  as  justifiable  and  legal  ander  the  Protocol  as  was  the  taking  possession 
suTten*  ^^  ^^^*  power  of  the  forts,  barracks  and  raunitions  of  war.  Consequently, 
nnd Spanien.  HO  rightful  Claim  whatevcr  against  the  United  States  can  be  made  that  after- 
9.  ov.  898.  ^j^j.^g  ||.  refQge^  iQ  perrait  the  capitdated  army  to  resume  its  arms  and  pro- 
cced  beyond  the  limits  of  the  capitulated  territory  as  an  organized  military 
force  for  the  purpose  of  suppressing  the  Tagalo  insurrection ,  or  for  any 
military  purpose  whatsoever.  That  this  has  always  been  the  position  of  the 
United  States  upon  this  qnestion  plainly  appears  from  the  diplomatic  corre- 
spondence  between  the  two  Governments»  and  particnlarly  in  the  letter  of  the 
Secretary  of  State  to  Mr.  Cambon  dated  September  16,  1898.  The  argoment 
which  would  sustain  the  right  of  Spain  to  the  release  of  her  army  wonld, 
with  eqnal  cogency,  snpport  a  Claim  on  her  part  to  have  delivered  np  to 
her  for  the  same  purpose  a  ship  of  war  that  might  have  been  included  in 
the  capitniation,  and  all  the  munitions  of  war  which  came  into  the  possession 
of  the  United  States  under  and  by  virtue  of  its  stipulated  right  of  occupancy. 
In  all  cases  where,  pending  war,  a  certain  defined  part  of  the  territory  of 
one  of  the  belligerents  is  by  the  terms  of  a  military  Convention,  agreed  to 
be  put  in  the  military  occupation  and  possession  of  the  other  belligerent,  the 
sovereignty  of  the  occupying  party  (the  United  States  in  the  present  instance) 
displaces  or  suspends  the  sovereignty  of  the  other  belligerent  and  becomes 
for  the  purposcs  of  the  military  occupation  a  Substitute  for  it.  ||  It  is  not 
necessary  to  roultiply  citations  of  the  many  authoritics  which  sustain  this 
proposition.  General  llalleck's  work  on  International  Law  has  been  invoked 
by  the  Spanish  Commissioners  and  the  citations  in  this  paper  will  be  limited 
to  that  work,  observing  that  they  are  made  from  the  chapter  which  treats 
of  the  rights  of  military  occupation  during  war  as  contradistinguished  from 
the  rights  of  a  complete  conquest. 

"Capitulations  are  agreements  entered  into  by  a  commanding  officer  for 
the  surrender  of  bis  army,  or  by  the  governor  of  a  town,  or  a  fortress,  or 
particular  district  of  country,  to  surrender  «it  into  the  hands  of  the  enemy/ 
(Halleck,  Vol.  II,  p.  319.)  ||  "It  follows,  then,  that  the  rights  of  military 
occupation  extend  over  the  enemy's  territory  only  so  far  as  the  inhabitants 
are  vanquished  or  reduced  to  Submission  to  the  rule'  of  the  conqueror.  Thus, 
if  a  fort,  town,  city,  harbor,  Island,  province,  or  particular  section  of  country 
belonging  to  one  belligerent,  is  forced  to  submit  to  the  arms  of  the  other 
such  place  or  territory  instantly  becomes  a  conquest,  and  is  subject  to  the 
laws  which  the  conqueror  may  impose  on  it;  although  he  has  not  yet  acquired 
the  Plenum  dominium  et  utile,  he  has  the  temporary  right  of  possession  and 
government.'*  (Halleck,  Vol.  II,  p.  434.)  ||  To  consider  more  specifically  the 
Claims  advanced  by  the  Spanish  Commissioners:  ||  The  first  is,  that  Spain  ''is 
entitled  to  the  immediate  delivery  of  the  place  (Manila)  to  the  Spanish  Go- 
vernment." II  To  do  this  would  contravene  the  provisions  of  the  Protocol  by 
which   it   is   agreed   that   "the  United  States  will  occupy  and  hold  the  city, 
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bay  and  harbor  of  Manila  pending  the  conclusion  of  a  treaty  of  peace/'  which  Nr.  ii978. 
treaty  the  two  Commissions  have  been  negotiating  ever  since  October  1,  1898.  stLTen 
They  are  negotiating  under  the  Protocol.  That  instrument  is  an  entirety.  ^"^  Spanien. 
Neither  party,  having  entered  into  it  and  continued  the  negotiations  for  which 
it  provides  to  a  date  more  than  two  months  after  the  acts  were  done  of 
which  Spain  now  complains,  can  now  allege  such  acts  as  gronnds  for  the 
rejection  of  the  Obligation  of  that  instrument.  ||  If  any  right  of  repudiation 
ever  existed,  it  shonld  have  been  asserted  in  due  time  as  against  the  entire 
instrument  and  all  of  its  provisions.  This  has  never  been  attempted.  On  the 
contrary,  the  contracting  parties  have  proceeded  to  negotiate,  agree,  and  per- 
form under  the  requirements  of  that  instrument.  ||  By  so  doing,  Spain  has 
waived  the  alleged  breaches  of  the  Protocol  which  she  now  advances.  ||  The 
second  demand  is  for  the  immediate  release  of  the  garrison  of  Manila.  We 
show  in  another  place  that  this  garrison  was,  under  the  facts  and  circum- 
stances,  necessarily  included  in  the  capitulation  provided  for  by  the  Protocol.  11 
The  third  demand  is  for  the  return  to  the  Spanish  Government  of  all  funds 
and  public  property  taken  by  the  American  army  since  its  occupation  of  the 
place  (Manila)  and  all  taxes  of  every  kind,  collected  or  to  be  coUected.  || 
We  have  maintained  in  another  portion  of  this  paper  that  the  occupation  of 
Manila  is  justly  referable  to  the  Protocol;  that  that  instrument  is  a  military 
capitulation;  that  the  effect  of  the  occupancy  by  the  UnitdÄ^  States  was  to 
suspend  the  sovereignty  of  Spain  in  the  territory  so  occupied,  and  to  Sub- 
stitute for  the  purposes  of  military  occupation  the  sovereignty  of  the  United 
States.  It  follows  upon  principle  and  authority  from  these  considerations 
that  the  United  States  had  the  right  to  take  the  public  property,  and  to 
collect  the  taxes  demanded,  and  has  the  right  to  retain  the  same. 

"Political  laws,  as  a  general  rule,  are  suspended  during  the  military 
occupation  of  a  conquored  territory.  The  political  connection  bctween  the 
people  of  such  territory  and  the  state  to  which  they  belong  is  not  eutirely 
severed,  but  is  interrupted  or  suspended  so  long  as  the  occupation  continues. 
Their  lands  and  immovable  property  are,  therefore,  not  subject  to  the  taxes, 
rents,  etc.,  usually  paid  to  the  former  sovereign.  These,  as  we  have  said 
elsewhere,  belong  of  right  to  the  conqueror,  and  he  may  demand  and  receive 
their  payment  to  himself.  They  are  a  part  of  the  spoils  of  war,  and  the 
people  of  the  captured  province  or  town  can  no  more  pay  them  to  the  former 
government  than  they  can  contrihute  funds  or  military  munitions  to  assist 
that  government  to  prosecute  the  war.  To  do  so  would  be  a  breach  of  the 
implied  conditions  under  which  the  people  of  a  conquered  territory  are  allowed 
to  enjoy  their  private  property,  and  to  pursue  their  ordinary  occupations,  and 
would  render  the  oflFender  liable  to  punishment.  They  are  subject  to  the  laws 
of  the  conqueror,  and  not  to  the  Orders  of  the  displaced  government.  Of 
lands  and  immovable  property  belonging  to  the  conquered  State,  the  conqueror 
has,  by  the  rights  of  war,   acquired  the  use  so  long  as  he  holds  them.     The 
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Nr.  11978.  froits,  fCüts  aud  Profits  are  therefore  his,  and  he  may  lawfuUy  Claim  and 
^stUtra*  receive  them.  Any  contracts  or  agreements,  however,  which  he  may  make 
d  Spanien,  with  individuals  farming  out  such  property,  will  continue  only  so  long  as  he 
retains  control  of  them,  and  will  cease  on  their  restoration  to,  or  recovery 
by,  their  former  owner.''  (Halleck,  Vol.  II,  p.  437.)  ||  "During  the  war  of 
1812  the  city  and  harbor  of  Castine,  a  port  of  the  United  States,  was  taken 
and  occupied  by  the  British  forces:  their  Commander  proceeded  to  levy  and 
collect  customs  duties.  The  question  of  bis  right  to  do  so  and  the  Suspension 
of  the  sovereignty  of  the  United  States  was  afterwards  adjudicated  by  the 
Supreme  Court  ||  "*By  the  conquest  and  military  occupation  of  Castine,'  says 
the  Supreme  Court,  'the  enemy  acquired  that  firm  possession  which  enabled 
bim  to  exercise  the  füllest  rights  of  sovereignty  over  that  place.  The 
sovereignty  of  the  United  States  over  the  territory  was,  of  course,  suspended, 
and  the  laws  of  the  United  States  could  no  longer  be  rightfully  enforced 
there,  or  be  obligatory  upon  the  inhabitants  who  remained  and  submitted  to 
the  conquerors.  By  the  surrender,  the  inhabitants  passed  under  a  temporary 
allegiance  to  the  British  Government,  and  were  bound  by  such  laws,  and  such 
only,  as  it  chose  to  recognize  and  impose.  From  the  nature  of  the  case,  no 
other  laws  could  be  obligatory  upon  them;  for  where  there  is  no  protection 
or  allegiance  or  sovereignty  there  can  be  no  claim  to  obedience.  Castine 
was,  therefore,  during  this  period,  so  far  as  respected  our  revenue  laws,  to 
be  deemed  a  foreign  port,  and  goods  imported  into  it  by  the  inhabitants  were 
subjeet  to  such  duties  only  as  the  British  Government  chose  to  require.  Such 
goods  were  in  no  correct  sense  imported  into  the  United  States/"  (Halleck, 
Vol.  II,  p.  446 — 447.)  ||  *'The  moneys  derived  from  these  sources  may  be  used 
for  the  Support  of  the  government  of  the  conquered  territory,  or  for  the  ex- 
penses  of  the  war.'*  (Halleck,  Vol.  II,  p.  447.)  ||  "Those  who  are  permitted 
to  hold  commercial  intercourse  with  such  territory,  whether  they  be  subjects 
of  the  conqueror,  or  of  foreign  States,  must  conform  to  the  regulations,  and 
pay  the  duties  established  by  the  conquering  power;  and,  in  case  of  conquest 
by  the  United  States,  the  President,  in  the  absence  of  legislative  enactments, 
exercises  this  power."  (Halieck,  Vol.  II,  p.  446.)  ||  "We  will  next  consider 
the  eflfect  of  a  military  occupation  of  a  State  upon  debts  owing  to  its  govern- 
ment. Does  such  conquest  of  the  State  carry  with  it  tlie  incorporeal  rights 
of  the  State,  such  as  debts,  etc.?  In  other  words,  do  these  rights  so  attacb 
themselves  to  the  territory  that  the  military  possession  of  the  latter  carries 
with  it  the  right  to  possess  the  former?  There  are  two  distinct  cases  here 
to  be  considered:  First,  where  the  imperium  of  the  conqueror  is  established 
over  the  whole  State  (victoria  universalis);  and,  second,  where  it  is  established 
over  only  a  part,  as  the  capital,  a  province,  or  a  colony  (victoria  particularis). 
As  has  already  been  stated,  all  rights  of  military  occupation  arise  from  actual 
possession,  and  not  from  constructive  conquests;  they  are  de  facto,  and  not 
de  jure  rights.     Hence,   by  conquest  of  a  part  of  a  country,   the  government 
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of  that  country,  or  the  State,  is  not  in  the  possession  of  the  conqueror,   and  Nr.  11978. 
he,  therefore,   cannot  claim  the  incorporeal  rights  which  attacli  to  tho  whole    g^^en" 
country  as  a  State.    But,  by  the  military  possession  of  a  part,  he  will  acquire  and  Spanien, 
the   same   claim   to   the   incorporeal  rights  which  attach  to  that  part,   as  he 
wonld,  by  the  military  occupation  of  the  whole,  acquire  to  those  which  attach 
to  tbe  whole.     We  must  also  distingnish  with  respect  to  the  situations  of  the 
debts,  or  rather  the  locality  of  the  debtors  from  whom  they  are  owing,  whe- 
ther   in   the   conquered   country,   in   that  of  the  conqueror,   or  in  that  of  a 
neutral.    If  situated  in  the  conquered  territory,   or  in  that  of  the  conqueror, 
there   is   no    doubt   but   that   the   conqueror  may,   by  the  rights   of  military 
occupation ,   enforce  the   collection   of   debts   actually   due   to   the   displaced 
government,  for  the  de  facto  government  has,   in  this  respect,  all  the  powers 
of  that  which  preceded  it."     {Halleck,  Vol.  II,  p.  461.) 

In  other  particulars  Spain  has  not  only  waived  any  right  to  insist  that 
the  hostilities  at  Manila  were  in  violation  of  the  Protocol,  but  has  acted 
upon  the  assumption  that  they  were  not  such  acts  of  violation.  ||  On  August  15, 
1898,  the  French  Ambassador,  acting  for  Spain,  in  a  letter  of  that  date,  ad- 
dressed  to  the  Secretary  of  State,  inquired  as  follows:  "May  the  postal  service 
by  Spanish  steamers  be  reestablished  between  Spain  and  Cuba,  Porto  Rico, 
Philippines?"  ||  "Will  Spanish  merchants  be  permitted  to  send  supplies  in 
Spanish  bottoms  to  Cuba,  Porto  Rico,  Philippines?"  ||  To  these  inquiries  the 
Department  of  State  answered  by  letter  dated  August  17,  1898,  that:  || 
"1.  This  Government  will  interpose  no  obstacle  to  the  reestablishment  of  the 
postal  Service  by  Spanish  steamers  between  Spain  on  the  one  side  and  Cuba, 
Porto  Rico  and  the  Philippines  on  the  other.  ||  "2.  The  United  States  will  not 
object  to  the  importation  of  supplies  in  Spanish  bottoms  to  Cuba  and  the 
Philippines,  but  it  has  been  decided  to  reserve  the  importation  of  supplies 
from  the  United  States  to  Porto  Rico  to  American  vessels."  ||  Though  it  is 
probable  that  both  of  these  Communications  were  written  before  notice  of  the 
capture  of  Manila  had  been  received,  yet  it  is  believed  that  Spain  has,  down 
to  the  present  time,  availed  herseif  of  the  Privileges  thus  solicited  and  granted.  |] 
On  August  29,  1898,  the  French  Ambassador,  acting  for  Spain,  hy  letter  of 
that  date,  addressed  to  the  Secretary  of  State,  suggested  that  "the  Spanish 
troops,  whom  the  capitulation  of  the  city  of  Manila  has  reduced  to  inaction, 
migbt  be  placed  at  once  at  the  disposal  of  Spain,  who  would  use  them  for 
the  defense  of  the  Islands  against  the  insurgents.  ||  "The  Minister  of  State  at 
Madrid  thinks  that,  if  the  United  States  Government  sees  any  objection  to 
this  arrangement,  it  will,  at  least,  have  no  reason  to  opposc  the  despatch  of 
troops  directly  from  the  Peninsula.  to  the  Philippines.  1|  To  this  letter  the 
Department  of  State  made  answer  under  date  of  September  5,  1898,  and 
obeerved,  among  things:  ||  "In  your  informal  note  of  the  29th  ultimo  it  is 
stated  that  the  Spanish  Government  suggests  that,  for  the  purpose  of  checking 
insurgent  hostilities,  the  Spanish  troops  uow  held  as  prisoners  of  war  by  the 
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Nr.  11978.  American  forces  may  be  placed  at  the  disposal  of  Spain,  to  be  used  against 

^stalun*  ^^®  insurgents;   or,  if  this  be  objected  to,  that  the  Spanish  Government  maj 

undspanien.be   allowcd   to   Send   troops   from   the  Peninsula   to   the  Philippines.     It  can 

9.N0V.  1898.  g^^^^^jy   ^^  expected  that  this  Government  would  even  consider  the  question 

of  adopting  the  first  alternative,  in  view  of  the  fact  that  for  some  time  before 

the  surrender  of  Manila  the  Spanish  forces  in  that  city  were  besieged  by  the 

insurgents  by  land  while  the  port  was  blockaded  by  the  forces  of  the  United 

States  by  sea." 

It  seems  impossible  to  conceive  that  the  correspondence  from  which  the 
above  quotations  have  been  made  conld  have  taken  place  except  apon  the 
basis  of  the  opinion  then  entertained  both  by  the  United  States  and  Spain, 
that  the  possession  by  the  former  power  of  the  City  of  Manila,  and  the  sur- 
render to  it  of  the  Spanish  forces  were  either  lawful  ab  initio,  or  had  become 
lawful  by  acquiescence  and  waiver  by  Spain,  and  that  nothing  had  been  donc 
or  required  by  the  United  States  that  was  not  warranted  by  the  terms  of 
the  Protocol  respecting  the  occupation  by  that  Government  of  the  city,  harbor 
and  bay  of  Manila.  ||  And,  on  the  llth  day  of  September,  1898,  the  Ambas- 
sador  of  France,  acting  for  Spain,  in  a  letter  of  that  dato  to  the  Secretary 
of  State,  distinctly  stated  that  "the  Spanish  Government  is  of  opinion  that 
the  occupation  by  the  American  forces  of  the  city,  bay  and  harbor  of  Manila 
must  be  considered  in  virtue  of  the  Protocol  of  August  12,  and  not  in  virtue 
of  what  was  agreed  to  in  the  capitulation  of  the  14th  of  the  same  month, 
which  is  absolutely  null  by  reason  of  its  having  been  concluded  after  the 
belligerents  had  signed  an  agreement  declaring  the  hostilities  to  be  suspcn- 
ded."  II  Considering  together  these  requests  and  concessions,  and  particularly 
the  explicit  admission  above  quoted,  it  seems  a  feat  of  forensic'and  dialectic 
bardihood  to  assert  now  that  the  military  occupation  by  the  United  States  of 
the  City  of  Manila  is  void  under  the  Protocol,  and  that,  for  that  reason,  the 
city  ought  to  be  delivered  up  to  Spain,  its  garrison  liberated,  its  forts,  bar- 
racks,  and  munitions  returned,  the  moneys  coUected  paid  back  to  Spain,  and 
the  United  States  to  be  mulcted  in  damages  for  the  military  Operations  of 
the  insurgents.  ||  And,  considering  from  altogether  another  point  of  view  the 
Claim  that,  since  Manila  was  actually  captured  a  few  hours  after  the  Protocol 
was  signed  on  the  other  side  of  the  globe  instead  of  a  few  hours  before,  it 
should  be  returned,  the  thougt  might  occur  to  a  just  and  impartial  mind  to 
remember  why  it  was  not  captured  earlier.  The  world  knows  that  the  attack 
was  only  delayed  to  protect  the  city  and  its  Spanish  inhabitants  from  the 
dreaded  vengeance  of  the  insurgents.  It  would  be  extraordinary  if  this  act 
of  humanity  should  now  be  claimed  by  the  beneficiary  as  the  sole  reason  for 
depriving  the  benefactor  of  his  victory.  ||  It  might  further  occur  to  a  just  and 
impartial  mind  that  the  General  and  the  Admiral  comroanding,  to  whom  that 
humane  delay  was  due,  were  entitled  to  a  more  generous  recognition  of  per- 
fectly  well  known  facts  than  is  implied  in  the  Statements  of  the  Spanish  Com- 


Digitized  by 


Google 


Friedensverhandlungen  zwischen  d.  Yerein.Staaten  y.  Amerika  u.  Spanien  1898  etc.    63 

missioners  that  "in  spite  of  this  (the  signatnre  of  the  Protocol)  General  Merritt  Nr.  11978. 
and  the  Admiral  of  the  fleet  demanded  the  surrender  of  the  place,  etc.  *  *  *  ^^^^^^^^^ 
opeued  fire,   ♦  *  ♦  unnecessarily  causing  a  considerable   number  of  losses  to  und  Spanien. 
the  Spanish  forces;"  and  again  that  '^General  Merritt  and  the  Admiral  of  the  *' ^'*''' ^^^^' 
squadron  may  not  be  personally  responsible  for  the  blood  they  unnecessarily 
shed  OQ  the  13th,  if  they  had  no  official  notice  then  of  the  Protocol  which 
had  been  signed  on  the  previons  day  in  Washington."    The  American  Com- 
missioners   have   too  high  an  estimate  of  the  chivalric  honor  of  the  Spanish 
people  to  accept  that  as  the  final  record  Spain  would  wish  to  make   of  this 
iucident.  ||  The  American  Ck)mmissioners  for  the  various  reasons  hereinbefore 
stated  are   constrained  to  reject  the  several  deroands  embodied  in  the  "pro- 
position''  to  which  the  present  paper  is  an  answer.  John  B.  Moore. 

Nr.    11979.     VEREINIGTE  STAATEN  und  SPANIEN.  —  14.  Sitzung. 
Fortsetzung  der  Debatte. 

16.  November  1898. 

The  Spanish  Commissioners  presented  their  answer,  copy  and  translation  Nr.  11979. 
of  which  are  annexed  to  this  protocol,  to  the  American  Memorandum  relating  ^gtalun*** 
to  the  Philippine  Islands,  and  in  so  doing  the  President  of  the  Spanish  Com- nnd  Spanien. 
missions  stated  that  the  document,  besides  being  an  answer  to  the  American  ^^■^^^*^^^^* 
Memorandum,  was   also  a  Memorandum  in   support    of  the   last   proposition 
presented  by  the  Spanish  Commissioners;  and  he  called  attention  to  the  con- 
cluding  part,  wherein  a  motion  or  proposition  was  made  with  reference  to  the 
contingency  that  the  American  Commissioners  should   think   that   they  must 
insist  upon  their  former  proposal  on  the  Philippines.    ||   The  American  Com- 
missioners asked  that  the  final  part  of  the  Memorandum,   to  which  the  Pre- 
sident of  the  Spanish  Commission  referred,  be  read,  and  it  was  orally  trans- 
lated  into  English  by  their  Interpreter.  ||  The  American  Commissioners  moved 
that,  in  order  that  the  whole  paper  might  be  carefully  translated  and  attenti- 
vely  examined,   the  Conference  be  adjourned  tili  Saturday,   November  19,   at 
two  o'clock,  p,  m.,   without  prejudice  to  asking  for  a  postponement  if  neces- 
sary.  ||  The  Spanish  Commissioners  expressed  their  assent  to  this  motion,  and 
it  was  therefore  decided  that  the  next  Conference  should  be  held  on  Saturday, 
the  19th  instant,  at  two  o'clock,  p,  m. 


Nr.  11980.  VEBEINIGTE  STAATEN  und  SPANIEN.  —  16.  Sitzung. 
Die  Amerikaner  machen  Eonzessionen,  um  zum 
Schlnfs  zu  kommen. 

21.  November  1898. 

The  President  of  the   American  Commission   presented   a  reply  to  the  vcreinigtJ 
Memorandum  presented  by  the  Spanish  Commissioners  at  the  last  session  on    Staaten 

1.  /»     1  1.  und  Spanien 

the  subject  of  the  Philippines.    In  so  doing,   he  called  attention  to  the  con-  31.N0V.  i898. 
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Nr.  11980.  clading  pari  of  the  reply,  and  snggestcd  that  it  be  read.  Bnt,  before  it  was 
^suaUm*  ^^^^*  ^^  stated  that  he  desired  to  say  that  the  American  Commissioners  had 
und  Spanien,  carefully  examined  the  very  able  argument  of  the  Spanish  Commissioners,  bat 
had  feit  obliged  to  adhere  to  their  constrnction  of  the  powers  of  the  Joint 
Commission  ander  the  Protocol.  The  Joint  Commission  had  been  in  session 
for  several  weeks,  and  it  was  the  opinion  of  the  American  Commissioners  tliat 
a  couclusion  should  be  reached.  They  had  consulted  their  Government  and 
had  dccided  to  make  concessions,  which  were  cmbodied  in  the  conclnding  part 
of  their  reply,  which  was  intended  to  bring  the  discussion  immediately  to  a 
close  II  The  conclnding  part  of  the  reply  of  the  American  Commissioners  was 
then  read  by  their  Interpreter  to  the  Spanish  Commissioners.  ||  The  President 
of  the  Spanish  Commission,  after  the  dose  of  the  reading,  stated  that  if  the 
memorandnm  of  the  American  Commissioners  contained  nothing  more  than 
wliat  had  jnst  been  read,  he  conld  give  an  immcdiate  answer;  bnt,  as  it  was 
necessary  to  translate  and  to  become  acquainted  with  the  preccding  part,  somc 
time  wonld  be  needed  in  which  to  prepare  a  reply.  He  then  proposed  that 
the  Commissioners  meet  on  Wednesday  the  23rd  instant,  unless  something 
should  arise  to  require  a  postponement.  ||  The  American  Commissioners  con- 
cnrring,  it  was  agreed  to  adjourn  the  Conference  to  the  23rd  of  November, 
without  prejudice  to  the  right  of  the  Spanish  Commissioners  to  ask  for  a 
postponement. 


Anlage. 
Schlnlsvorschlag  der  Amerikaner. 

The  American  Commissioners  have  examined  the  memorandnm  of  the 
Spanish  Commissioners  with  that  deliberate  care  and  attention  which  they  have 
been  accustomed  to  bestow  upon  all  the  rcpresentations  which  those  Commis- 
sioners have  been  plcased  to  submit  touching  the  qnestions  before  the  Con- 
ference. II  They  note,  in  the  first  place,  that  the  Spanish  Commissioners  dis- 
claim  any  intention  by  their  paper  of  the  3rd  of  November  to  withdraw  their 
previous  acceptance  of  the  American  articles  on  the  subject  of  Cuba,  Porto 
Rico  and  tlie  otl  er  Spanish  islands  in  the  West  Indies,  and  the  Island  of 
Guam  in  the  Ladrones.  ||  This  disclaimer,  in  spite  of  the  form  in  which  it  is 
expressed,  the  American  Commissioners  wonld  be  content  simply  to  accept 
without  comment,  were  it  not  for  the  fact  that  it  is  accompanied  with  certain 
observations  on  the  so-called  Cuban  debt  that  impose  npon  them  the  necessity 
of  recurring  to  what  they  have  previously  said  on  that  subject.  ||  In  citing  the 
Royal  Decrees  of  1886  and  1890,  and  the  contents  of  the  bonds  issued 
thereunder,  as  something  with  which  the  American  Commissioners  were  pre- 
viously nnacquainted,  the  Spanish  Commissioners  seem  to  have  overlooked  or 
forgotten  the  paper  which  the  American  Commissioners  presented  on  the  14th 
of  October.    In  that  paper  the  American  Commissioners  expressly  meutioned 
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aod  described  the  financial  measures  of  1886  and  1890  and  the  stipalations  Nr.  ii98o. 
of  the  bonds  thereby  authorized.  Bat  they  did  more  than  this.  Being  con-  ^gj^°^*„** 
cerned  with  the  snbstance  rather  than  with  the  form  of  the  matter,  thej  revie- und  Spanien. 
wed  with  some  minuteness  the  history  of  the  debt  and  the  circnmstauces  of*^*^***'^®^* 
its  creation.  Thej  showed  that  it  was  in  reality  contracted  by  the  Spanish 
Government  for  national  purposes;  that  its  fonndations  were  laid  more  than 
twenty  years  before  the  Royal  Decree  of  1886,  and  at  a  time  when  the 
reveniies  of  the  Island  were  actnally  prodncing  a  surplns,  in  national  enter- 
prises  in  Mexico  and  San  Domingo,  foreign  to  the  interests  of  Cnba;  a  id  that 
it  was  soon  afterwards  swollen  to  enormons  dismensions  as  the  result  of  the 
imposition  upon  Cuba,  as  a  kind  of  penalty,  of  the  national  expenses  incarrcd 
in  the  efforts  to  suppress  by  force  of  arms  the  ten  years'  war  for  the  inde- 
pendence  of  the  Island«  At  this  point  the  American  Commissioners  in  their 
paper  of  the  14th  of  October  referred  to  the  financial  Operation  of  1886,  bnt 
they  properly  referred  to  it  in  its  tme  character  of  a  national  act  for  the 
consolidation  or  fonding  of  debts  previonsly  incurred  by  the  Spanish  Govern- 
ment, and  expressly  qnoted  the  national  gnaranty  that  appears  on  the  face 
of  the  bonds.  At  the  risk  of  a  repetition  which  should  be  nnnecessary,  the 
American  Commissioners  will  qnote  from  their  paper  of  the  14th  of  October 
the  foUowing  paragraph:  ||  "Sabseqaently  the  Spanish  Government  uudertook 
to  consolidate  these  debts  [i.  e.,  the  debts  incarred  in  Mexico,  San  Domingo, 
and  the  ten  years'  war]  and  to  this  end  created  in  1886  the  so-called  Billetes 
hipotecarios  de  la  Isla  de  Cnba,  to  the  amount  of  620000000  pesetas,  or 
$  124000000.  The  Spanish  Government  nndertook  to  pay  these  bonds 
and  tlie  interest  thereon  ont  of  the  revennes  of  Cnba,  bnt  the  national  character 
of  the  debt  was  shown  by  the  fact  that,  upon  the  face  of  the  bonds,  '*the 
Spanish  Kation"  (la  Naciön  Espanola)  guaranteed  their  payment  The  annnal 
Charge  for  interest  and  sinking  fand  on  accoont  of  this  debt  amonnted  to  the 
snm  of  39191000  pesetas,  or  $  7  838200,  which  was  disbursed  through  a 
Spanish  financial  institation,  called  the  Banco  Hispano-Colonial,  which  is  said 
to  have  collected  daily  from  the  custom  house  at  Havana,  through  an  agency 
there  established,  the  sum  of  $  33  339."  ||  The  American  Commissioners  then 
referred  in  the  same  paper  to  the  authorization  by  the  Spanish  Government 
in  1890  of  a  new  issue  of  bonds,  apparently  with  a  view  to  refund  the  prior 
debt  as  well  as  to  cover  any  new  debts  contracted  between  1886  and  1890, 
and  stated  that,  after  the  renewal  of  the  strnggle  for  independence  in  February, 
1895,  this  issue  was  diverted  from  its  original  purpose  to  that  of  raising 
fnnds  for  the  suppression  of  the  insurrection.  ||  The  American  Commissioners 
are  at  a  loss  to  perceive  how,  in  reciting  these  transactions,  in  which  past 
and  not  future  obligations  were  dealt  with,  they  could  have  been  understood 
to  intimate  that  Spain,  through  what  is  described  in  the  Spanish  memorandum 
as  a  ''supernatural  gift  of  divination",  foresaw  the  insurrection  of  1895  and 
the  nltimate  Intervention  of  the  United  States.    The  American  Commissioners 
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Nr.  11980.  will  not  indulgc  in  the  ready  retort  which  this  fanciful  effort  at  earcasm  in- 
^su*un*  ^^^^^*  Whether  the  consequences  of  imposiug  upon  Cuba  burdens  not  to  be 
und  spAnien.  borne,  worc  or  were  not  foreseen  by  Spain,  is  a  question  upon  which  it  wonld 
2i.NoY.i89a|^^  idle  now  to  speculate.  ||  As  to  the  special  "Cuban  War  Emergency  Loan", 
coraposed  of  "five  per  cent  peseta  bonds",  which  were  referred  to  as  part  of 
what  was  considered  in  Spain  as  properly  constitnting  the  Cnban  debt,  the 
American  Commissioners  expressly  declared  that  it  did  not  appear  that  in 
these  bonds  the  revenues  of  Cuba  were  mentioned.  ||  The  American  Commissioners, 
in  reviewing  in  their  paper  of  the  14th  of  October  the  history  of  the  so-called 
Cuban  debt,  necessarily  invited  the  füllest  examination  of  their  Statements. 
They  have  yet  to  learn  that  those  Statements  contained  any  error.  |!  Thoy 
freely  admit,  however,  that  they  had  never  seen  it  asserted,  tili  they  read  the 
assertion  in  the  Spanish  memorandum,  that  the  deficiencies  in  the  Cuban 
appropriation  bills  or  budgets  which  the  debts  are  said  to  represent  were 
"due  to  the  great  reductions  of  taxes  made  in  Cuba  by  the  mother  country". 
If,  as  they  are  now  assured,  this  is  a  fact  "well  known",  they  are  compelled 
to  admit  that  they  were,  and  that  they  still  reraain,  ignorant  of  it.  Indeed, 
the  American  Commissioners  were  not  aware  that  Cuban  appropriation  bills  or 
budgets  existed  prior  to  1880,  in  May  of  which  year  the  first  measure  of  the 
kind  was  submitted  to  the  Spanish  Cortes.  During  the  discussion  of  that 
bndget,  a  distinguished  Senator,  not  a  Cuban,  who  had  been  Minister  of  State 
in  the  Spanish  Cabinet,  Seiior  Don  Servando  Ruiz  Gomez,  presented  to  the 
Senate  an  official  statement  of  the  Colonial  Department,  showing  that  the 
alleged  dcbts  of  Cuba  amounted  to  t  126,834,419.25  in  gold  and  #  45,300,076 
in  paper,  or,  in  round  numbers,  $  140,000,000  in  gold.  ||  It  is  true  that  aftcr 
1880,  and  especially  after  1886,  deficiencies  appeared  in  the  budgets,  but  a 
correct  conception  of  their  cause  may  be  derived  from  the  budget  of 
1886 — 1887,  when  the  prior  debts  were  Consolidated.  The  amount  of  the 
burdens  imposed  upon  Cuba  by  that  budget,  eight  years,  as  the  Spanish 
memorandum  observes,  "after  the  reestablishment  of  peace,"  was  I  25,959,734.79, 
which  was  distributed  as  follows: 

General  obligations $  10,853,836.79 

Department  of  Justice 863,022.22 

Department  of  War 6,730,977.17 

Department  of  the  Treasury 903,326.29 

Department  of  the  Navy 1,434,211.40 

Department  of  the  Interior 3,935,658.92 

Department  of  Fomento 1,238,702,00 

"  i  25,9597734.79 

Of  the  sum  total    of   this   bürden,  it   is  seen   that  the  three   items  of 

General  Obligations,  War,  and   Navy,  constitute   nearly   three-fourths.     And 

what  where  the  „General  Obligations"?     The  principal  item    —    nine-tenths 

of  the  whole  —  was  that  of  #  9,617,423.02,  for  interest,  sinking-fund,  and 
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incidental  ezpenscs,  on  the  so-called  Cnban  debt.  The  rest  went  cbiefly  for  Nr.  119^0. 
pensions  to  Spanish  officials.  ||  The  budget  for  1896  —  97  amounted  to  ^^^^^ 
$  28,583,132.23.  ||  These  figures,  which  speak  for  themselves,  seem  to  renderandspsoiea. 
peculiarly  infelicitous  the  novel  Suggestion  that  the  deficiencies  in  the  Cuban^*'^^^'*^' 
budgets  have  been  dne  to  the  rednction  of  taxes.  ||  As  to  that  part  of  the 
Spanish  memorandum  in  which  the  so-called  Gnban  bonds  are  treated  as 
''mortgage  bonds/'  and  the  rights  of  the  holders  as  ''mortgage  rights,"  it  is 
necessarj  to  saj  only  that  the  legal  difference  between  the  pledge  of  revenues 
yet  to  be  derived  from  taxation  and  a  mortgage  of  property  cannot  be  con- 
fnsed  by  calling  the  two  things  by  the  same  name.  In  this,  as  in  another 
instance,  the  American  Commissioners  are  able  to  refer  to  previons  Statements 
which,  altbongh  the  Spanish  memorandnm  betrays  no  recollection  of  them,  for 
obvioas  reasons  remain  nnchallenged.  The  American  Commissioners  have 
shown,  in  their  argument  of  the  27  th  of  October,  that  the  Spanish  Govern- 
ment itself  has  not  considered  its  pledge  of  the  revenues  of  Cnba  as  in  aiiy 
proper  legal  sense  a  mortgage,  but  as  a  matter  entirely  within  its  control. 
In  proof  of  this  fact  the  American  Commissioners  quoted  in  that  argument 
certain  provisions  of  the  decree  of  autonomy  for  Cnba  and  Porto  Rico,  signed 
by  the  Queen  Regent  of  Spain  on  the  25  th  of  November  1897,  and  counter- 
Bigned  by  Senor  Sagasta,  as  President  of  the  Council  of  Ministers.  By  that 
decree  it  was  declared  that  the  manner  of  meeting  the  expenditnres  occasioned 
by  the  debt  which  burdened  **the  Cuban  and  Spanish  treasury"  should  ''form 
the  subject  of  a  law"  wherein  should  be  "determined  the  part  payable  by 
each  of  the  treasuries,  and  the  special  means  of  paying  the  interest  thereou, 
and  of  the  amortization  thereof,  and,  if  necessary,  of  paying  the  principal:" 
that,  when  the  "apportionment"  should  have  been  "made  by  the  Cortes,"  each 
of  the  treasuries  should  ''make  payment  of  the  part  assigned  to  it/'  and, 
finally,  that  ''engagements  contracted  with  creditors  under  the  pledge  of  the 
good  faith  of  the  Spanish  nation  shall  in  all  cases  be  scrupulously  respected.'ll 
In  these  declarations  the  American  Commissioners  find,  as  they  stated  in  the 
argument  above  referred  to,  "a  clear  assertion  not  only  of  the  power  of  the 
Government  of  Spain  to  deal  with  the  so-called  Cuban  debt  as  a  national 
debt,  but  also  a  clear  admission  that  the  pledge  of  the  revenues  of  Cnba  was 
wholly  within  the  control  of  that  Government,  and  could  be  modified  or  with- 
drawn  by  it  at  will  without  affecting  the  Obligation  of  the  debt,"  and,  so 
long  as  the  stipulated  payments  upon  the  debt  were  made,  without  violating 
the  eugagements  of  Spain  with  her  creditors.  ||  No  more  in  the  opinion  of 
the  Spanish  Government,  therefore,  than  in  point  of  law,  can  it  be  roaintained 
that  that  Govemment's  promise  to  devote  to  the  payment  of  a  certain  part 
of  the  national  debt  revenues  yet  to  be  raised  by  taxation  in  Cnba,  consti- 
tuted  in  any  legal  sense  a  mortgage.  The  so-called  pledge  of  those  reve- 
nues constituted,  in  fact  and  in  law,  a  pledge  of  the  good  faith  and  ability 
of  Spain  to  pay  to  a  certain   class  of  her  creditors  a  certain  part  of  her 
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Nr.  11980.  fntnre   revenues.    They  obtained  no  other  secarity,  beyond  the  gaarantee  of 

^st^ul^*  the  „Spanish  Nation/'   which   was  in  reality  the  only  thing  tbat   gave  sub- 

nndspftnien.  stance  OF  value  to  the  pledge,  or  to  which  they  coold  resort  for  its  perfor- 

2i.NoT.i898.  jjjj^j^^g  II  Qjjg  jjjQj.g  renaark,  and  the  American  Commissioners  have  done  with 

the  renewed  discussion  into  which  they  regret  to  have  been  obliged  to  enter 

on  the  subject  of  the  so-called  Caban  debt    The  Spanish  Commissioners  are 

correct  in  saying  that  the  Government  of  the  United  States  repeatedly  urged 

Spain  to  reestablish  peace  in  Cnba,  and  did  not  exclade  the  use  of  arms  for 

that  pnrpose;  bnt  the  impression  conveyed  by  this  partial  Statement  of  facts 

is  altogether  erroneons,  as  is  also  the  implied   representation   that  Spain's 

conrse  in  the  matter  may  be  considered  as  a  compliance  with  the  demands 

of  the   United   States.    The   Government   of  the   United    States   did   indeed 

repeatedly  demand   that  order   be  reestablished   in  Caba;   bat  through  long 

years  of  patient  waiting  it  also  tried  and  ezhausted  all  the  efforts  of  diplo- 

macy  to  indnce  Spain  to  end  the  war  by  granting  to  the  island  either  inde- 

pendence  or  a  snbstantial  measnre  of  self-govemment    As  early  as  the  spring 

of  1869,  not  long  after  the  deepening  gloom  of  the  ten  years'  war  began  to 

settle  npon  the  island,  the  United  States  offered  its  mediation  and  its  credit 

for  the  reestablishment  of  peace  between  Spain  and  her  colony.    Spain  then 

as  afterwards  preferred  war  to  the  relinqnishment  of  her  mle,  and  the  United 

States  did  not  assame  to  discnss  the  legitimacy  of  the  expenses  incnrred  in 

the  pursnit  of  tbat  policy.     Bat  the  qaestion  of  Spain's  right  to  incar  those 

expenses,  and  that  of  her  right  or  her  power  to  fasten  them  as  a  perpetnal 

barden  upon  the  revenues  of  Caba,  after  those  revenaes  have  passed  beyond 

her  control,   are   qaestions  between  which  the  American  Commissioners   feel 

neither  difficalty  nor  hesitation  in  declaring  and  maintaining  a  fundamental 

differcnce  both  in  law  and  in  morals.  ||  The  American  Commissioners,  before 

passing  to  the  principal  sabject  before  the  Conference,  will  briefly  notice  that 

part  of  the  Spanish  memorandnm   which  treats  of  the  occapation  of  Manila 

by   the   American   forces.  ||  With    the   elaborate   references   to   the  apparent 

implication  in  a  previous   paper   tbat  General   Merritt   and   Admiral   Dewey 

might  have  knowingly  violated  the  armistice  in  their  captnre  of  Manila  a  few 

honrs  after  its  Signatare,  and  with  the  new  remarks  aboat  Admiral  Dewey's 

draconian   order,   the   spontaneousness   of  bis   kind   feelings,   and  other  and 

similar  phrases,  we  do  not  occnpy  ourselves;   nor  with  the  objections  to  onr 

ase  of  the  word  "fled"  in  describing  the  escape  of  the  Spanish  General  before 

the  surrender.   We  are  entirely  content  on  these  points  with  the  record.    For 

the  same  reason  we  pass  without  comment  the  remark  concerning  the  Claim 

for  indemuity  "on  similar  grounds"  in  the  Philippines  that  "on  first  sight  this 

argument  is  not  wanting  in  force;  but  the  American  Cummissioners  know  per- 

fectly  well  that  this  is  only  apparent,   and  that  what  did  occur  proves  abso- 

lutely  the  contrary."     We  iuterpret  this  apparent  Charge  of  intentional  deceit 

iu  the  light  of  the  valued  assurance  given  in  another  part  of  the  same  paper 


Digitized  by 


Google 


Friedensrerhandlangen  zwischen  d.  Verein.  Staaten  v.  Amerika  n.  Spanien  1898  etc.    69 

by  the  Spanish  Commissioners  when  they,  themselves,  admit  that  "no  langnage  ^r.  11990. 
or  even  a  phrase  improper  to  a  diplomatic  discussion  bas  been  nsed  by  them"  sIII^b* 
and  ''they  avoid  witb  the  greatest  care  the  nse  of  any  phrase  which  mightnndsp&oieii. 

,  11  1  i.w  21.N0T.1898. 

be  personally  nnpleasant. 

With  regard  to  what  is  stated  in  the  Spanish  roemorandum  as  to  the 
occnpation  of  territory  as  a  gnaranty  in  üme  of  peace,  and  the  limitations 
that  are  usually  affized  to  sach  occnpation,  the  American  Commissioners  have 
only  to  advert  to  the  fact  that,  as  has  often  been  observed  by  the  Spanish 
Government  in  its  commnnications,  the  State  of  war  between  the  United  States 
and  Spain  is  not  yet  ended.  In  its  original  demands,  jnst  as  in  the  Protocol 
of  Angnst  12,  the  United  States  declared  that  it  wonld  "occupy  and  hold  the 
city,  bay  and  harbor  of  Manila,  pending  the  conclnsion  of  a  treaty  of  peace". 
These  words  imported  a  military  occnpation,  with  all  its  usoal  incidents,  po- 
litical  and  administrative,  dnring  the  continuance  of  the  state  of  war.  ||  The 
distinction  between  the  occnpation  of  territory  as  a  gnaranty  in  time  of  peace, 
and  the  military  occnpation  of  the  enemy's  territory  in  time  of  war,  is  well 
illustrated  in  the  case  of  France  and  Germany  in  1871,  which  the  Spanish 
memorandnm,  nnfortnnately  for  its  pnrpose,  cites  in  snpport  of  its  contention 
as  to  the  natnre  of  the  American  occnpation  of  Manila  nnder  the  Protocol. 
By  a  Convention  conclnded  on  Jannary  28,  1871,  France  and  Germany  agreed 
to  a  general  armistice,  which  took  effect  immediately  in  Paris  and  three  days 
later  in  the  departments.  Under  this  Convention  the  belligerent  armies  were 
to  preserve  their  respective  positions,  which  were  separated  by  a  definite  line 
of  demarcation,  and,  simply  in  recognition  of  the  natnre  of  the  occnpation, 
each  of  the  armies  reserved  the  right  ''to  maintain  its  anthority  in  the  terri- 
tory that  it  occnpies,  and  to  employ  such  meaos  as  may  be  considered  ne- 
cessary  for  the  pnrpose  by  its  Commanders".  By  a  snbseqnent  Convention  of 
Febrnary  16,  1871,  the  fortified  town  of  Beifort,  which  was  besieged  by  the 
Germans,  bnt  had  not  been  taken  when  the  armistice  was  made,  was  bronght 
within  the  German  lines  of  occnpation.  On  Febrnary  20,  1871,  the  belligerent 
powers  conclnded  a  preliminary  treaty  of  peace.  By  this  treaty,  which,  nnlike 
the  Convention  for  an  armistice,  reqnlred  the  formal  ratification  of  the  two 
govemments,  the  sovereignty  of  France  over  Alsace-Lorraine  was  renonnced, 
and  Provision  made  for  the  payment  to  Germany  besides  of  a  war  indemnity. 
By  an  additional  Convention  signed  on  the  same  day  it  was  agreed  that  the 
German  troops  shonld  "refrain  for  the  fntnre  from  raising  contribntions  in 
money  in  the  occnpied  territories",  but,  on  the  other  band,  it  was  declared 
that  the  German  anthorities  shonld  ''continne  to  collect  the  state  taxes''  thereiu. 
And  it  was  provided  by  the  preliminary  treaty  that  not  nntil  the  conclnsion 
and  ratification  of  the  definitive  treaty  of  peace  shonld  "the  administration  of 
the  departments"  remaining  "in  German  occnpation"  be  "restored  to  the  French 
anthorities".  ||  "The  United  States  will  occnpy  and  hold",  so  reads  the  Proto- 
col, "the  city,  bay  and  harbor  of  Manila,  pending  the  conclnsion  of  a  treaty 
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Nr.  11980.  of  peace".    These  brief  words  obvioasly  and  necessarily  imported  thc  military 
stlluli**  oecupation,  in  tinie  of  war,  thongh  not  of  active  hostilities,  of  a  designated 

and  Spanien,  territory,  with  the  asual  incidents  of  such  ocenpation,  and  not  an  oecnpation 
*as  a  gnarantee  in  time  of  peace.  From  the  incidents  of  one  kind  of  ocenpa- 
tion nothing  is  to  be  inferred  as  to  the  incidents  of  the  other,  for  the  simple 
reason  that  the  two  things  are  different  in  their  natnre.  The  ocenpation  by 
a  belligerent  army  of  a  hostile  territory  is  conceded  to  involve  the  ezercise 
of  a  paramount  power  of  control  which  wonld  be  utterly  inconsistent  with  the 
rights  of  the  titniar  sovereign  over  bis  territory  and  its  inhabitants  in  time 
of  peace.  ||  The  American  Commissioners  have  examined  with  speciisd  care  that 
part  of  the  Spanish  memorandnm  which  deals  with  the  ''control,  disposition 
and  government  of  the  Philippines",  and  to  the  consideration  of  that  snbject 
they  will  now  address  themselves.  ||  The  American  Commissioners  are  obliged 
at  the  ontset  to  call  attention  to  the  fact  that  the  present  argnment  of  the 
Spanish  Commissioners  contains  the  same  defects  as  the  preyions  one,  in  being 
directed  against  a  position  which  the  American  Commissioners  not  only  have 
never  assnmed,  bnt  which  they  expressly  repndiate.  The  American  Commis- 
sioners now  repeat  that  their  proposal  for  the  cession  of  the  Philippines  is 
neither  based  nor  alleged  to  be  based  upon  a  specific  concession  of  Spanish 
sovereignty  in  the  Protocol,  bnt  npon  the  right  secnred  to  the  United  States 
by  that  Instrument  to  make  in  the  negotiations  for  peace  such  demands  on 
the  subject  as  it  should  then  deem  appropriate  under  the  circnmstances.  The 
only  Obligation  therefore  now  resting  upon  the  American  Commissioners  is  to 
show  not  that  their  proposals  in  rcgard  to  the  Philippines  are  fonnded  on  the 
Protocol,  in  the  same  sense  as  their  demands  in  the  case  of  Cuba,  Porto 
Rico,  and  Quam,  but  that  those  proposals  are  embraced  within  the  right 
thereby  expressly  secnred  to  the  United  States  to  make  demands  in  the 
future. 

In  the  light  of  this  piain  and  simple  proposition,  which  is  sustained  not 
only  by  the  Protocol  itself,  but  by  every  document  referred  to  or  qaoted  in 
the  present  discussion,  how  idle  and  unavailing  is  the  characterization  of  the 
present  demands  of  the  United  States  as  ''tardy",  as  well  as  the  Insinuation 
that  that  Government  in  postponing,  with  the  express  concurrence  of  Spain, 
the  formulation  of  its  demands,  was  guilty  of  a  want  of  "frankness"!  ||  The 
American  Commissioners  are  gratified  to  find  in  the  passages  quoted  in  the 
Spanish  raemorandum  from  Mr.  Cambon's  reports  of  bis  Conferences  with  the 
President,  the  amplest  confirmation  of  their  position.  Those  reports,  as  quoted 
by  the  Spanish  Commissioners,  show  that  the  Spanish  Government,  far  from 
asking,  in  any  proper  sense  of  the  word,  "explanations"  of  the  phrase  "con- 
trol, disposition  and  government",  fully  understood  its  meaning,  and  sought 
but  failed  to  obtain  a  limitation  of  it.  Indeed,  there  is  not  to  be  found  from 
first  to  last  a  Suggestion  that  if  the  words  "control,  disposition  and  govern- 
ment*' were  allowed  to  stand  they  did  not  embrace  the  amplest  right  to  deal 
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with  Spanish  soyereigntj  in  the  islands.  ||  In  this  relation  it  is  the  dnty  of  Nr.  11980. 
the  American  Commissioners  to  notice  the  fact  that  the  Spanish  memorajidum,  ^g^ln** 
in  comparing  the  reports  of  Mr.  Gambon  with  tbose  qnoted  by  the  American  and  spMioD. 
Commissioners,  intimates  that  the  former  are  entitled  to  preference  becanse^^*^^^'^^* 
they  were  contemporaneous.    Bat  the  record  qnoted  bj  the  American  Com- 
missioners was  also  contemporaneous,  and  was  made  by  the  Secretary  of  State 
ander  the  snpervision  of  the  President  himself.     With  this  Observation,   the 
American  Commissioners  will  pnrsae  their  argament.  ||  In  his  report  of  the 
conversation  of  the  30 th  of  Jnly,  Mr.  Cambon  is  qnoted  as  stating  that  ''the 
President  of  the  Repnblic  was  firm  in  not  changing  the  terms  of  Article  III", 
bnt  that,  as  the  resnlt  of  an  appeal  to  his  generosity,  he  consented  to  sab- 
stitate  the  word  ''disposition"*  for  ''possession".  ||  The  American  Commissioners 
haye  already  stated  that  the  President  refased  tochange  the  word  ''possession*' 
ezcept  for  a  word  of  equally  extensive  meaning,  and  that  the  reason  for  which 
Mr.  Cambon  was  anderstood  to  desire  the  change  was  that  the  word  "posses- 
sion''   woald,   when   translated   into  Spanish,   seem  to  be  of   a    severe    and 
threatening  natare.    The  meaning  of  Mr.  Cambon,  as  defined  in  his  report  to 
the  Spanish  Government,  was  that  the  word  ''dlsposition"  did  not  ''prejadge*' 
'  the   resnlt   of  the   negotiations,   and   that  it  had  not  so  ''comprehensive"  a 
meaning  as  the  word  ''possession''.  ||  The  American  Commissioners  are  anable 
to  concar  in  Mr.  Cambon's  estimate  of  the  relative  comprehensiveness  of  these 
two  English  words;  bat  they  are  obliged  to  point  ont,  as  a  matter  more  ma- 
terial  to  the  present  discassion,  that  he  does  not,  as  the  Spanish  Commissioners 
affirm,  allege  that  he  "accepted  the  change  becanse  he  anderstood  that  all 
qaestion  abont  the  sovereignty  of  Spain  over  the  Philippine  Islands  was  the- 
reby  eliminated''.     On  the  contrary,  his  only  Claim  is  that  the  word  ''disposi- 
tion"  did  not  *'prejadge"  the  "resnlt"  of  the  "negotiation".    His  nnderstanding 
therefore  appears  to  have  been  precisely  the  opposite  of  that  ascribed  to  him 
in  the  Spanish  memorandnm.  ||  That  this  is  the  case  is  confirmed  beyond  all 
peradventnre  by  the  ansuccessfnl  efforts  subseqaently  made  by  Mr.  Cambon, 
ander  instrnctions  of  the  Government  at  Madrid,  to  obtain  a  limitation  of  the 
American  demand,  as  it  then  and  has  ever  since  stood,  that  the  treaty  of 
peace  shonld  deterraine  "the  control,  disposition  and  government  of  the  Phi- 
lippines''. II  The  telegram  of  the  Spanish  Government  to  Mr.  Cambon,  in  rela- 
tion to  this  demand,  has  now  for  the  first  time  been  disclosed  to  representa- 
tives  of  the  Government  of  the  United  States.     What  other  Instructions  Mr. 
Cambon  may  then  havc  had  in  his  possession,  it  is  not  material  to  conjectnre. 
Bat,  according  to  his  own  report,  as  qnoted  in  the  Spanish  memorandnm,  he 
requested  the  President,  in  the  interview  of  the  3rd  of  Augast,  **to  have  the 
kindness  to  State  as  precisely  as  possible  his  intentions  in  regard  to  the  Phi- 
lippine Islands.     On   this   point'*,   continues  Mr.  Cambon,   ^'I    told  him  'the 
answer  of  the  Federal  Government  is  couched  in  terms  that  may  lend  them- 
selves  to  all  Claims  on  the  part  of  the  United  States,  and  consequently  to  all 
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Nr.  11980.  apprehensions  of  Spain  in  regard  to  her  sovereignty*."  ||  Here  is  a  clear  decla- 
stlJtln**  ration  of  Mr.  Cambon  that  the  phrase  "control,  disposition  and  government", 

und  Spanien,  admitted  of  "all  Claims"  on  the  part  of  the  United  States",  and  that  it  created 
apprehensions  on  the  part  of  Spain  in  regard  to  her  "sovereigntj";  and  he 
asked,  not  for  an  "explanation''  of  the  phrase,  bnt  for  a  Statement  bj  the 
President,  as  "precisely  as  possible",  of  bis  " inten tions".  In  other  words, 
Mr.  Cambon,  acting  ander  the  Instructions  of  the  Spanish  Oovemment,  endea- 
Tored  to  obtain  at  that  time  a  statement  of  the  demands  which  the  United 
States  wonld  make  in  regard  to  the  sovereignty  of  Spain,  and  thereby  at 
least  an  implied  limitation  of  the  rights  in  that  regard.  The  replj  of  the 
President,  as  reported  bj  Mr.  Cambon,  shows  that  he  was  firm  in  bis  deter- 
mination  both  to  retain  the  precise  words  of  the  demand  and  the  fall  liberty 
of  action  which  they  secnred.  On  this  sabject  the  President,  as  reported  by 
Mr.  Cambon,  declared  that  he  did  not  want  "any  misanderstanding  to  remain"; 
nothing  was  decided  as  against  either  Government;  the  negotiators  of  the 
treaty  of  peace  mast  determine  the  matter. 

This  is  from  first  to  last  the  snm  and  sabstance  of  Mr,  Cambon's  reports, 
as  qnoted  in  the  Spanish  memorandum.  The  recarrence  in  that  memorandam 
to  Mr.  Cambon's  apparently  casaal  use  of  the  words  "permanent  advantages", 
as  an  evidence  that  sovereignty  was  not  in  qaestion,  when  he  himself  declares 
that  the  words  "control,  disposition  and  govemment''  lent  themselves  to  ''all 
Claims''  and  therefore  raised  apprehension  as  to  Spain's  "sovereignty",  discloses 
the  infirmity  of  the  contention  in  which  the  argument  is  employed.  Indeed, 
the  words  "permanent  advantages"  are  not  in  the  context  of  Mr.  Cambon  in- 
vested  with  the  importance  which  the  Spanish  memorandam  now  ascribes  to 
them.  As  the  American  Commissioners  pointed  ont  on  a  previons  occasion, 
it  is  not  pretended  that  Mr.  Cambon  attempted  to  report  the  original  words 
of  the  President,  who  spoke  in  English;  and,  immediately  after  attribating  to 
the  President  words  which  he  translates  by  the  terms  "permanent  advantages", 
Mr.  Cambon  narrates  the  President's  undonbted  declaration  that  the  "control, 
disposition  and  government"  of  the  Philippines  mast  be  determined  in  the 
treaty  of  peace,  in  advancc  of  which  the  case  was  not  to  be  considered  as 
decided  against  either  Government.  ||  In  bis  report  of  the  interview  of  the  9th 
of  Augast,  Mr.  Cambon,  as  quoted  in  the  Spanish  memorandum,  states  that, 
when  the  note  of  the  Spanish  Government  of  the  7th  of  that  month,  in  reply 
to  the  American  demands,  was  read,  the  President  and  the  Secretary  of  State 
were  visibly  displeased,  and  that,  after  a  long  silence,  the  President  objccted 
to  that  part  of  the  reply  which  related  to  the  evacnation  of  Cuba  and  Porto 
Rico.  The  Spanish  memorandum  declares  that  neither  the  President  nor  the 
Secretary  of  State  advanced  any  other  reason  than  this  for  their  displeasure, 
and  that,  "according  to  Mr.  Cambon,  these  gentlemen  said  nothing  during  the 
conversation  respecting  the  said  reservation  made  by  Spain  of  her  sovereignty 
over  the  archipelago".     As  no  direct  assertion  to  this  effect  by  Mr.  Cambon 
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is  qaoted,  the  American  Gommissioners  are  Obliged  to  assnme  tliat  he  made  Nr.  11980. 

none,  and  that  the  Statement  in  the  Spanish  memorandnm  is  a  mere  inference  ^gttltfn^ 

from  an  Omission  to  report  what  was  said  on  the  snbject  of  the  Philippines,  ud  Spanien. 

This  Omission  maj  be  acconnted  for  by  the  fact  that  Mr.  Cambon,  althongh*^*^^^'*^®* 

he  had  preyiouslj  declared  that  the  American  demand  admitted  of  "all  Claims", 

on  the  part  of  the  United  States,  expressed  and  maintained  the  opinion  that 

the  Spanish  reply  fally  accepted  it,  and  therefore  left  nothing  in  that  regard 

to  be  conceded,  while  in  respect  of  the  demand  for  the  evacaation  of  Cnba 

and  Porto  Rico,  which  was  to  be  immediate,  the  reservation  by  Spain  of  the 

approval  of  the  Cortes,  which  was  not  then  in  session,  presented  an  obstacle 

to  an  agreement    This  objection  he  deemed  it  necessary  to  report,  since  it 

required,  in  his  own  opinion,  a  modification  of  Spain's  reply  to  the  American 

demands.    Bat  whatever  may  have  been  the  canse  of  the   Omission,  it  is  a 

fact  that  no  small  part  of  the  ''visible  displeasore"  of  the  President  and  the 

Secretary  of  State  arose  from  the  apparent  design,  npon  which  comment  was 

dnly  made,  in  some  way  to  limit  the  scope  of  the  demand  in  regard  to  the 

Philippines  —  a  design  then  as  ever  afterwards  frustrated.    In  the  opinion 

of  the  American  Gommissioners  the  note  in  qnestion  was  far  from  ^^explicit"; 

nor  can  it  be  maintained  that  the  President,  while  hearing  that  note  with 

"yisible   displeasnre"   and   adhering   with   "real   stnbbornness"  to  the  phrase 

"control,  disposiMon  and  govemment",  because  it  "prejudged"  nothing,  at  the 

same  time  accepted  the  words  of  limitation.  ||  Bat  what  does  Mr.  Cambon  say 

as  to  the  introdaction  of  the  snbject  of  the  Protocol,  which  had  not  previously 

been   suggested?     After   further  conversation  the  President,  as  reported  by 

Mr.  Cambon,  said:   "There  might  be  a  means  of  pntting  an  eud  to  all  mis- 

nnderstanding;  we  might  draw  np  a  projet,  which   shall   reproduce   the   con- 

ditions  proposed  to  Spain  in  the  same  terms  in  which  I  have  already  framed 

them,  and  which  shall  establish  the  terms  within  which  there  shall  be  named 

on  the  one  band  the  Plenipotentiaries  charged  with  negotiating  the  treaty  of 

peace  in  Paris,  and  on  the  other  band  the  special  Commissioners  entmsted 

with  the  determination  of  the  details  of  the  evacaation  of  Cnba  and  Porto 

Rico."  II  The  American  Commissioners  are  unable  to  perceive  the  "immense 

difference"  between  this  version  of  the  President's  words  and  that  given  in 

their  0^  paper.    The  President  snggests  a  means  for  pntting  an  end,  not  to 

any  particolar  misnnderstanding,  bat  to  "all  misunderstanding''.    And  how  does 

he  propose  to  do  this?     By  drawing  up  a  Protocol,  which  "shall  reprodace 

the  conditions  proposed  to  Spain",  not  with  qaalifications,  reservations  or  ex- 

planations,  bat  "in  the  ^ame  terms  in  which  I  have  already  framed  them". 

There  was  not,   nor  coald  there  be,  any  misapprehension  as  to  the  meaning 

and  effect  of  these  words,  nor  was  any  betrayed  in  the  telegram,  heretofore 

qaoted   by  the  American  Commissioners,   in  which  Mr.  Cambon  advised  the 

Spanish  Government  that  the  Government  of  the  United  States  had  "decided 

to  State  precisely  (pr^ciser),  in  a  Protocol,  the  bases  npon  which  peace  nego- 
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Nr.  11980.  tiations  must,  in  its  jadgment,  be  entered  upon'*.  ||  With  this  telegram  Mr. 
^stllt«r  Ca-^^öß  communicated  the  text  of  the  Protocol;  and  if  his  telegraphic  sum- 
nnd Spanien,  mary  of  tho  note  of  the  Secretary  of  State  of  the  10 th  of  Aagust  was,  as 
2i.NoT.i898.^j^^  Spanish  Commissioners  admit,  inaceurate,  it  is  equally  tme  tliat  his  pre- 
vious  telegram  conveyed  with  no  nncertainty  the  purpose  of  the  United  States 
in  reqairing  the  adoption  of  a  Protocol.  ||  If  the  fact  were  less  clear  than  it 
is,  that  the  refnsal  of  the  President  to  accept  the  Spanish  reply  of  the  7th 
of  Augast  as  in  any  respect  a  satisfactory  answer  to  the  demands  of  the 
United  States,  gave  rise  to  the  Protocol,  the  American  Commissioners  woald 
deem  it  proper  to  examine  in  detail  the  references  to  that  note  in  the  Spanish 
memorandum.  But  they  will,  under  the  circumstances,  merely  advert  to  the 
Statement  that  Spain  in  the  paragraph  relating  to  the  Philippines  explicitly 
**reserved"  her  sovereignty  over  the  archipelago,  the  implication  being  that 
she  expressly  withdrew  it  from  the  sphere  of  negotiation.  The  langoage  of 
the  note  is,  howeyer,  that  "the  Spanish  Goyemment  mnst  declare  that,  while 
accepting  the  third  condition,  they  do  not  a  priori  renounce  the  sovereignty 
of  Spain  over  the  archipelago".  This  langnage,  instead  of  withdrawing  the 
sovereignty  from  discassion,  implies  that  it  may,  as  the  result  of  the  negotia- 
tions,  be  necessary  to  renounce  it.  The  American  contention,  however,  does 
not  reqoire  further  analysis  of  the  note  of  August  7  than  has  been  given  in 
this  and  the  preceding  memoranda  of  the  American  Commissioners.  It  was 
rejectcd  by  the  President,  and  the  final  agreement  of  the  parties  reduced  to 
the  clear  and  uneqoivocal  terms  of  the  Protocol. 

The  Spanish  Commissioners  endeavor  to  argue  that  there  could  have 
been  uo  Intention  to  include  in  the  powers  of  this  Joint  Commission  the 
question  of  the  sovereignty  of  the  Philippines,  because  the  Secretary  of  State 
of  the  United  States,  in  his  note  of  the  30 th  of  July  last,  after  stating  the 
demands  of  his  Government,  added:  "If  the  terms  hereby  offered  are  accepted 
in  their  entirety.  Commissioners  will  be  named  by  the  United  States  to  meet 
similarly  authorized  Commissioners  on  the  part  of  Spain  for  the  purpose  of 
settliug  the  dctails  of  the  treaty  of  peace  and  signing  and  delivering  it  under 
the  terms  above  indicated."  Is  the  "unexpressed  demand"  of  the  United 
Staates,  inqnire  the  Spanish  Commissioners,  for  the  cession  of  an  immense 
territory,  understood  by  the  American  Commissioners  to  be  a  deta8  of  the 
treaty  of  peace  ?  ||  The  American  Commissioners  have  no  difficnlty  in  replying 
that  they  do  so  understand  it,  but  not  in  the  sense  which  the  question 
implies.  It  is  evident  that  the  Spanish  memorandom  seeks  to  construe  the 
language  of  the  Secretary  of  States  as  if  he  had'  nsed  in  connection  with 
the  Word  "details"  the  word  "unimportant,"  and  actually  proposed  to  refer  to 
the  Commissioners  the  settlement  of  only  "unimportant  details."  It  should 
seem  unnecessary  to  say,  however,  that  in  speaking  of  "details"  he  merely 
referred  to  the  particnlars  of  the  treaty  as  considered  separately  and  in  rela- 
tion  to  tlie  whole.     It  can  hardly  be  supposed  that  if  the  two  Governments 
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had  intended  that  the  negotiations  of  the  treaty  of  peace  shonld  be  occnpied  Kr.  ii98o. 
with  details  of  little  importance,  they  wonld  each  have  sent  five  commissioners  ^sl3^^„** 
to  a  neutral  capital  for  the  pnrpose  of  arranging  them.  ||  But  it  is  argaednndSpftoien. 
by  the  Spanish  Commissioners  that  the  words  *'control,  disposition  and  govern- 
ment**,  even  taken  by  themselves,  do  not  comprehend  the  subject  of  sover- 
eignty,  but  merely  that  of  governmental  "reforms".  To  the  American  Com- 
missioners such  an  interpretation  is  incoraprehensible.  If  nothing  but  "reforms" 
had  been  intended,  it  could  never  have  occurred  to  either  party  to  employ 
for  that  pnrpose  three  words  none  of  which  expressed  its  mcaning,  while  each 
of  them  contained  a  broader  one.  On  the  other  band,  the  use  of  the  word 
"sovereignty"  in  conjunction  with  the  words  actually  employed  was  unnecessary, 
while,  if  used  alone,  it  would  have  defeated  the  very  object  of  postponing  the 
whole  sabject  of  the  Philippines  for  future  determination.  "Control,  dispo- 
sition and  govemment"  included  everything.  "Sovereignty*'  would  have  exclu- 
ded  everything  but  itself,  and  have  left  to  future  determination  merely  the 
question  of  its  own  existence,  snpreme  and  unconditional.  In  the  event  of 
the  United  States  desiring  to  take  only  a  part  of  the  archipelago,  such  a 
limitation  of  the  scope  of  tho  negotiations  would  have  been  injurious  to  both 
parties.  ||  The  Spanish  Commissioners,  however,  have  sought  to  restrict  the 
meaning  of  the  words  "control,  disposition  and  government,"  by  an  appeal  to 
the  French  text,  into  which  the  original  English  was  translated;  and  as  the 
French  word  "contröle",  by  which  „coutrol"  was  translated,  bears  a  signi- 
ficance  less  extensive  tban  the  latter,  they  seem  to  contend  tliat  all  the  other 
words,  both  in  the  English  and  in  the  French  text,  should  be  reduced  to 
harmony  with  it.  ||  To  the  American  Commissioners,  this  argument  appears  to 
involve  the  elimination  of  the  entire  English  text  and  of  the  greater  part  of 
the  French.  It  first  strikes  out,  as  at  least  superfluous,  the  English  words 
"disposition  and  government,"  and  the  French  words  "disposition  et  gouverne- 
ment",  and  then  limits  the  meaning  of  the  English  "control"  to  that  of  the 
French  "contr61e".  It  thus  virtually  reduces  the  stipulation  to  the  single 
French  word  last  mentioned.  By  no  principle  of  construction  can  this  process 
be  defended.  ||  The  American  Commissioners  are  therefore,  for  the  reasons 
which  they  have  stated,  compelled  to  maintain  that  by  the  piain  and  corapre- 
hensive  terms  of  the  Protocol,  as  construed  in  their  normal  sense  and  in  the 
light  of  all  the  circumstances  of  its  adoption,  the  future  of  the  Philippines 
was  left,  in  the  füllest  measnre,  to  the  determination  of  this  Joint  Cora- 
mission.  ||  This  conclnsion  renders  it  necessary  to  answer  the  proposals  of  the 
Spanish  Commissioners  for  the  resignation  by  this  Commission  of  its  peace- 
making  functions  under  the  Protocol  of  the  12  th  of  August,  and  the  transfer 
to  other  persons  of  the  duty  of  determining  the  question  now  particularly 
before  it  ||  The  Spanish  Commissioners  propose  that  the  Joint  Commission, 
shall,  instead  of  disposing  of  the  question  of  the  Philippines,  adopt  one  of  the 
foUowing  courses:  ||  I.    Remit  that  question  to  tlie  two  Governraents,  for  ad- 
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Nr.  11960.  jostment,  if  possible,  by  direct  negotiation,  or  ||  IL   Advise  those  govemments 
Vereinigt«  ^^  gubmit  it  to  an  arbitratioD,  in  which  tbe  true  sense  of  Articles  III  and  VI 

Staaten  ^  ' 

nnd  Spanien,  shall  bo  determined« 

2i.NoT.i898.         fji^  ^jj^  gj.g^  ^f  |.|jggg  proposals  it  is  sufficient  to    reply  that  both  go- 

vernments  have  by  the  solemn  engagement  of  the  Protocol  committed  to  their 
direct  repräsentative  here  assembled  the  dnty  of  conclading  a  definitive  treaty 
of  peace  which  shall  determine  the  destiny  of  the  archipelago.  That  these 
representatives  shall,  after  wceks  of  patient  investigation  and  interchange  of 
views  in  oral  discossion  and  written  argument,  surrender  their  task  nnaccom- 
plished  to  other  representatives  of  the  same  Govemments,  is  a  snggestion 
which  cannot  be  serioasly  entertained.  Indeed,  the  memorandam  of  the  Spanish 
Commissioners  frankly  admits  that  in  the  event  of  a  new  disagreement  the 
Situation  would  be  the  same  as  that  which  now  confronts  the  Paris  Con- 
ference. II  It  is  equally  futile  now  to  invite  arbitration  as  to  tlie  meaning  of 
terms  plainly  expressed  in  the  Protocol.  '*To  avoid  misunderstanding/'  as  the 
United  States  declared  in  its  note  of  the  lOth  of  August,  the  precise  agree- 
ment  of  the  two  Govemments  was  put  into  a  concise  and  simple  form.  Shall 
it  be  said  that  this  Joint  Commission  is  incapable  of  interpreting  the  very 
compact  nnder  which  it  has  assembled?  The  principle  of  international  arbi- 
tration can  have  no  application  to  such  a  case.  To  avoid  war  no  govem- 
ments it  is  believed,  will  do  or  suffer  more  than  the  one  which  the  American 
Commissioners  have  the  honor  to  represent  in  this  Conference.  Unfortunately 
no  way  for  arbitration  was  opened  before  the  actual  conflict  began.  Arbi- 
tration, as  we  have  had  occasion  heretofore  to  observe,  precedes  war,  to  avoid 
its  horrors;  it  does  not  come  after  the  trial  by  battle  to  enable  either  party 
to  escape  its  consequences.  ||  The  American  Commissioners,  feeling  that  this 
body  must  accept  the  responsibility  of  reaching  conclusions,  must  decline  to 
ask  the  assistance  of  an  arbitrator.  It  is  true  that  the  very  Constitution  of 
a  Joint  commission  like  the  present  presupposes  a  possible  irreconcilable 
difference  of  opinion  of  representatives  of  one  nation  opposed  to  others  of 
equal  uumber  and  authority.  In  such  an  event,  nothing  reroains  but  for  one 
of  the  contcsting  parties  to  yield  its  opinions  in  order  that  a  peaceful  Solution 
may  be  reached.  In  the  present  case  the  American  Commissioners  have 
determined  to  make  concessions  to  the  extent  embodied  in  the  proposals 
which  will  conclude  this  memorandam. 

The  United  States  is  accussed  by  the  Spanish  Commissioners  of  harsh 
and  severe  measures  in  dealing  with  a  discomfited  enemy.  In  the  light  of 
events  which  led  to  and  characterized  the  war,  no  less  than  of  historlcal  pre- 
cedeuts  which  might  be  cited,  this  chat ge  is  found  to  be  entirely  groundless.' 
For  half  a  Century  the  attempts  of  the  Cubans  to  overthrow  the  sovereignty 
of  Spain  over  the  Island,  within  a  hundred  miles  of  the  shores  of  the  United 
States,  have  produced  serious  disturbances  in  tliat  country,  grave  and  con- 
stant  interference  with  its  commerce,  and  frequent  danger  of  the  rupture  of 
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friendly  relations  with  Spain.  How  could  the  conditions  existing  in  the  island  Nr.  iii<80. 
be  otherwise  Ihan  of  vital  concern  to  os?  The  Cnbans  were  onr  neighbors,  ^gj|^*^^*** 
with  whom  onr  relations  were  necessarily  intimate  and  extensive;  and  thcy  and  Spanien. 
had  been  engaged  in  a  strnggle  for  independence  with  stronger  reasons  than'"^'*^*^*^®^' 
existed  in  onr  own  case  when  we  rebelled  against  the  mother  conntrj.  Tlie 
revolntion  of  1895,  like  the  prior  attempts  at  independence,  entailed  apon  ns 
heavj  bnrdens.  It  made  it  necessarj  to  patrol  onr  coasts»  to  tax  both  civil 
and  military  resources  in  order  to  detect  and  prevent  expeditions  from  our 
shores  in  the  interests  of  the  insnrgents,  and  to  repress  the  natural  sympathy 
of  onr  Citizens,  while  we  remained  passive  witnesses  of  misery,  bloodshed  and 
starvation  in  a  land  of  plenty  almost  within  sight  of  onr  borders.  At  length 
came  the  destraction  of  the  battleship  Maine  in  the  harbor  of  Havana,  with 
the  loss  of  266  of  her  crew.  "While  we  may  not  attribnte  this  catastrophe 
to  the  direct  act  of  a  Spanish  official,  it  betrayed,  in  the  opinion  of  the 
United  States,  snch  neglect  or  inability  on  the  part  of  Spain  to  secnre  the 
safety  of  the  ship  of  a  friendly  nation  in  the  principal  harbor  of  the  island 
as  to  induce  Congress  to  recite  it  as  an  ontgrowth  of  conditions  which  reqni- 
red  onr  intervention.  ||  War  ensned;  and  in  less  than  four  months  nearly  all 
the  ports  of  Cnba  were  blockaded,  Santiago  was  taken,  the  Spanish  fleets  in 
the  West  Indies  and  the  Philippines  destroyed,  Porto  Rico  was  about  to  snr- 
render,  Manila  was  on  the  point  of  capitnlating,  and  all  the  colonies  of  Spain 
lay  practically  at  the  mercy  of  the  United  States.  This  recital  is  made,  not 
in  an  nnbecoming  spirit  of  trinmph,  bat  becanse  it  exhibits  the  conditions 
that  existed,  and  the  advantages  that  the  United  States  enjoyed,  when,  pre- 
ferring  peace  to  war,  it  agreed  to  the  Protocol.  ||  The  Spanish  Commissioners 
in  their  memorandum  have  in  diplomatic  words  expressed  their  snrprise  at 
onr  want  of  magnanimitjr  to  a  defeated  conntry.  How  does  the  case  appear 
in  the  light  of  what  hat  been  stated?  We  might  have  demanded  from  Spain 
indemnity  in  money  for  the  cost  of  the  war,  which,  even  if  no  unforeseen 
contingencies  occur,  will  have  amounted  to  $  240,000,000,  at  the  dose  of 
the  present  calendar  year,  to  say  nothing  of  fnrther  expenses  which  will  be 
reqoired  nnder  the  laws  of  the  United  States  existing  at  the  ontbreak  of  the 
war.  We  might  have  reqnired  compeusatlon  for  onr  injnries  and  losses, 
national  as  well  as  individnal,  prior  to  the  ontbreak  of  the  war.  Yet  we  have 
asked  for  no  money.  From  the  relinqnishment  of  Spanish  sovereignty  in 
Cnba  we  derive  no  compensation.  Porto  Rico,  Guam  and  the  Philippines  will 
bring  bnrdens  as  well  as  benefits,  and,  regarded  simply  as  indemnity,  will  be 
grossly  inadeqnate  to  compensate  the  United  States  for  the  mere  pecnniary 
cost  of  the  war;  and  yet,  in  spite  of  all  this,  for  the  sake  of  peace,  we  pro- 
pose  to  make  to  Spain  liberal  concessions.  Can  we  be  justly  charged  with 
abose  of  our  opportunities,  or  with  taking  undne  advantage  of  the  misfortunes 
of  an  adversary?  The  American  Commissioners  can  perceive  no  ground  for 
such  a  Charge.    On  the  contrary,  they  think  that  the  Spanish  Commissioners 
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Nr.  11980.  should    accept    oar    terms    at    once,    and    restore    peace    between    the    two 

Vcroinigte  .    . 

,8u»ton    countnes. 

uud  Spanien.  Evcn  If  the  üfllted  States  were  disposed  to  perrait  Spanish  sovereignty 
2i.Nov.i898.  ^^  remain  over  the  Philippines,  and  to  leave  to  Spain  the  restoration  of  peace 
and  Order  in  the  islands,  could  it  now  in  honor  do  so?  The  Spanish  Com- 
missioners  have,  themselves,  in  an  earlier  stage  of  the  negotiations,  spoken  of 
the  Filipinos  as  our  allies.  Thit  is  not  a  relation  which  the  Government  of 
the  United  Staates  intended  to  establish;  bat  it  must  at  least  be  admitted 
that  the  Insurgent  Chiefs  returned  and  resnmed  their  activity  with  the  con- 
sent of  our  military  and  naval  Commanders,  who  permitted  tbem  to  arm  with 
weapons  which  we  had  captured  from  the  Spaniards,  and  assared  them  of  fair 
treatment  and  justice.  Should  we  be  justified  in  now  surrendering  these 
people  to  the  Government  of  Spain,  even  under  a  promise  of  amnesty,  which 
we  know  they  would  not  accept?  ||  If,  on  the  other  band,  the  United  States 
should  >be  content  to  rctain  Luzon  alone,  could  anytbing  but  trouble  be  ex- 
pected  from  the  division  of  the  group?  Would  not  contrasts  in  government, 
in  modes  of  administration,  and  in  the  burdens  of  taxation,  in  different  Islands 
lying  so  closely  together,  but  largely  inhabited  by  kindred  peoples,  produce 
discontent  among  the  inhabitants?  If  the  natives  of  the  Islands  that  remained 
under  Spanish  roule  should,  as  doubtless  would  be  the  case,  continue  in  in- 
surrection,  would  not  the  natives  of  the  American  Islands  endeavor  to  help 
them,  by  fitting  out  hostile  expeditions  and  furnishing  arms  and  supplics? 
Would  not  complaints  then  be  made  by  one  Government  against  the  other, 
leading  to  crimination  and  recrimination  and  probably  in  the  end  to  another 
international  war?  ||  The  Situation  that  has  arisen  in  the  Philippines  was 
neither  foreseen  nor  desired  by  the  United  States,  but,  since  it  exists,  that 
Government  docs  not  shirk  responsibilities  growing  out  of  it;  and  the  American 
Commissioners  now  make  to  the  Spanish  Commissioners,  in  the  light  of  tbose 
responsibilities,  a  final  proposition.  ||  The  proposal  presented  by  the  American 
(Commissioners  in  behalf  of  their  Government  to  the  cession  of  the  Pbilippines 
to  the  United  States  having  been  rejected  by  the  Spanish  Commissioners,  and 
the  counter- proposal  of  the  latter  for  the  withdrawal  of  the  American  forces 
from  the  Islands  and  the  payment  of  an  indemnity  by  the  United  States  to 
Spain  having  been  rejected  by  the  American  Commissioners,  the  American 
Commissioners,  deeming  it  essential  that  the  present  negotiations,  which  have 
already  been  greatly  protracted,  should  be  brought  to  an  early  and  definite 
conclusion,  beg  now  to  present  a  new  proposition  embodying  the  concessions 
which,  for  the  sake  of  immediate  peace,  their  Government  is  under  the 
circumstances  willing  to  tender.  ||  The  Government  of  the  United  States  is 
unable  to  modify  the  proposal  heretofore  made  for  the  cession  of  the  entire 
archipelago  of  the  Philippines,  but  the  American  Commissioners  are  autborized 
to  offer  to  Spain,  in  case  the  cession  should  be  agreed  to,  the  sum  of  twenty 
million  dollars  (|  20,000,000)  to  be  paid  in  accordance  with  the  terms  to  be 
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fixed  in  the  treaty  of  peace.  ||  And  it  being  the  policy  of  the  United  States  ^r,  11930. 
to  maintain  in  the  Pbilippines  an  open  door  to  the  world's  commerce,  the  ö^*°|^n* 
American  Commissioners  are  prepared  to  insert  in  the  treaty  now  in  contempla- »od  Spanien, 
tion  a  stipulation  to  the  effect  that,  for  a  term  of  years,  Spanish  ships  and 
merchandise  sball  be  admitted  into  the  ports  of  the  Philippino  Islands  on  the 
same  terms  as  American  ships  and  merchandise.  ||  The  American  Commissioners 
are  also  authorized  and  prepared  to  insert  in  the  treaty,  in  connection  with 
the  cessions  of  territory  by  Spain  to  the  United  States,  a  provIsion  for  the 
mutaal  relinquishment  of  all  Claims  for  indemnity,  national  and  individual,  of 
every  kind,  of  the  United  States  against  Spain  and  of  Spain  against  the  United 
States  that  may  have  arisen  since  the  beginning  of  the  late  insarrection  in 
Cuba  and  prior  to  the  conclusion  of  a  treaty  of  peace.  ||  The  American  Com- 
missioners may  be  permitted  to  express  the  hope  that  they  may  receive  from 
the  Spanish  Commissioners,  on  or  before  Monday  the  26 th  of  the  present 
month,  a  definite  and  final  acceptance  of  the  proposals  herein  made  as  to  the 
Philippine  Islands,  and  also  of  the  demands  as  to  Cuba,  Porto  Rico  and  other 
Spanish  islands  in  the  West  Indies,  and  Quam,  in  the  form  in  which  thosc 
demands  have  been  provisionally  agreed  to.  In  this  event  it  will  be  possible 
for  the  Joint  Commission  to  continue  its  sessions  and  to  proceed  to  the  con- 
sideration  and  adjustment  of  other  matters,  including  those  which,  as  sub- 
sidiary  and  incidental  to  the  principal  provisions,  should  form  a  part  of  the 
treaty  of  peace.  ||  In  particular  the  American  Commissioners  desire  to  treat  of 
religious  freedom  in  the  Caroline  islands,  as  agreed  to  in  1886;  of  the  release 
of  prisoners  now  held  by  Spain  for  political  offenses  in  connection  with  the 
insurrections  in  Cuba  and  the  Philippines;  the  acquisition  of  the  island 
variously  known  as  Kusaie,  Ualan,  or  Strong  Island  in  the  Carolines,  for  a 
uaval  and  telegraph  Station,  and  of  cable-landing  rights  at  other  places  in 
Spanish  Jurisdiction;  and  the  revival  of  ccrtain  treaties  heretofore  in  force 
between  the  United  States  and  Spain.  John  B.  Moore. 


Nr.  11981.  VEREINIGTE  STAATEN  und  SPANIEN.  —  16.  Sitzung. 
Antwort  der  Spanier  auf  den  amerikanischen  Vor- 
schlag. 

28.  November  1898. 

The  Conference  which  was  to  have  becn  held  on  the  23rd  instant  having  Nr.  iivsi. 
been  adjourned  in  consequence  of  the  correspondence  exchanged  between  the  ^^[^"1,^^*' 
Presidents  of  the  two  Commissions,  which  is  appended  to  the  present  protocol,  und  Spanien. 
in    the  shape  of  two  letters  of  the  President  of  the  Spanish  Commission  and^®'^^^*^^^^' 
the  answers  thereto  of  the  President  of  the  American  Commission,  the   Joint 
Commission  met  to-day  at  two  o'clock,  p.  m.,  when  there  were  ||  Present:  — 
On  th.e  part  of  the  United  States:   Messrs:  Day,  Davis,  Frj'e,   Gray,   Reid, 
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Nr.  11981.  Moore,  Fergusson.  ||  On  the  pari  of  Spain:  Messra:  Montero  Bios,  Abarznza, 
^8ul^^  Garnica,  Villa-Urrutia,   Cerero,  Ojeda.   ||   The  protocol  of  the  preceding  con- 
andSpanieD.ference  was  read  and  approved.   ||   The  President  of  the  Spanish  Commission, 
28.NoT.i898.  .j^  accordance  with  the  agreement  previouslj  reached,  presented  to  the  American 
Commissioners  a  doenment  containing  the  final  answer  of  the  Spanish  Govern- 
ment to   the   proposition   as   to   the   Philippine  Islands  which   the  American 
Commissioners  presented  as  final  at  the  last  session. 

The  language  of  the  answer  is  as  follows:  ||  ''The  Spanish  Commissioners 
hastened  to  laj  before  their  Government  the  proposition  which,  as  final,  was 
presented  to  them  at  the  last  session  by  the  American  Commissioners,  and 
thej  are  now  speciallj  authorized  to  give  within  the  time  designated  and 
under  the  conditions  expressed  the  replj  which  was  reqnested  of  them  hy  the 
American  memorandum.  j|  ''Examined  solely  in  the  light  of  the  legal  principles 
which  have  gnided  the  action  of  the  Spanish  Commissioners  during  the  conrse 
of  these  negotiations,  the  latter  consider  the  American  proposition  in  every 
way  inadmissible  for  the  reason  repeatedlj  set  forth  in  previous  docaments 
forming  a  part  of  the  Protocol.  ||  ''Neither  can  they  consider  the  said  propo- 
sitions  as  a  satisfactory  form  of  agreement  and  compromise  between  two 
opposing  principles,  since  the  terms  which  by  way  of  concession  are  offered 
to  Spain  do  not  bear  a  proper  proportion  with  the  sovereignty  which  it  is 
endeavored  to  compel  us  to  relinqnish  in  the  Philippine  Archipelago.  Had 
they  borne  such  proportion,  Spain  would  have  at  once,  for  the  sake  of  peace, 
roade  the  sacrifice  of  accepting  them.  The  American  Commission  knows  that 
the  Spanish  Commission  endeavored,  although  fruitlessly,  to  follow  this  conrse 
going  so  far  as  to  propose  arbitration  for  the  settlement  of  the  principal 
questions.  ||  ''Spain  then  having  on  her  part  exhausted  all  diplomatic  recoorses 
in  the  defence  of  what  she  considers  her  rights  and  even  for  an  equitable 
compromise,  the  Spanish  Commissioners  are  now  asked  to  accept  the  American 
proposition  in  its  entirety  and  without  further  discussion,  or  to  reject  it,  in 
which  latter  case,  as  the  American  Commission  understands,  the  peace  negotia- 
tions will  end  and  the  Protocol  of  Washington  will,  consequently,  be  broken. 
The  Government  of  Her  Majesty,  moved  by  lofty  reasons  of  patriotism  and 
hnmauity,  will  not  assume  the  responsibility  of  again  bringing  upon  Spain  all 
the  horrors  of  war.  In  order  to  avoid  them  it  resigns  itself  to  the  painful 
strait  of  submitting  to  the  law  of  the  victor,  however  harsh  it  may  be,  and 
as  Spain  lacks  material  means  to  defend  tbe  rights  she  believes  are  hers, 
having  recorded  them,  she  accepts  the  only  terms  the  United  States  offers  her 
for  the  concluding  of  the  treaty  of  peace.''  ||  This  answer  was  delivered  to  the 
American  Commissioners  and  translated  by  their  Interpreter  into  Englisb. 

The  President  of  the  Spanish  Commission  expressed  the  opinion  that, 
the  proposition  of  the  American  Commission  having  been  accepted,  it  was  in 
Order  for  the  Secretaries  of  the  two  Commissions  to  confer  and  agree  npon 
the  form  in  which  the  articles  relating  to  Cnba,  Porto  Rico,  and  the  Philip- 
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pine  Islands  should  be  drawn  up,  which  articles  they  should  afterwards  sub-  Nr.  iiosi. 
mit  to  the  Joint  Commission  for  approval  or  modification.  ||  The  American  ^gl^J^ 
Commissioners  assented  to  this  proposal,  and  snggested  that  the  correspon-vndSpftnieD. 
dence  exchanged  between  the  last  and  the  present  Session  be  appended  either 
to  this  protocol  or  to  the  next.  ||  The  President  of  the  Spanish  (Kommission 
concurring  in  this  Suggestion,  it  was  agreed  that  the  two  letters  which  he  had 
addressed  to  the  President  of  the  American  Commission  and  the  answers 
thereto  given  by  the  latter  be  appended  to  the  present  protocol.  ||  The  Presi- 
dent of  the  American  Commission  expressed  the  hope  that  a  mutually  satis- 
factory  agreement  might  be  reached  as  to  all  matters  other  than  those  dis- 
posed  of  by  the  acceptance  of  the  American  proposition,  and,  in  order  to 
hasten  the  conclusion  of  the  treaty,  he  proposed  that  the  American  Commis- 
sion should  draw  np  articles  and  present  them  at  the  next  Conference  to  be 
orally  discussed,  thus  avoiding  the  presentation  of  memoranda  which  would 
delay  the  negotiations.  ||  The  President  of  the  Spanish  Commission  answered 
that  the  form  in  which  the  American  Commissioners  should  desire  to  proceed 
was  left  entirely  to  their  choice  and  that  he  had  nothing  to  suggest  in  this 
respect;  and  he  also  expressed  the  opinion  that  the  presentation  of  memoranda 
would  be  unnecessary,  except  in  some  special  case  which  might  occur.  He 
proposed  that  the  meeting  should  be  adjoumed  until  the  Secretaries  should 
have  drawn  up  the  draft  of  articles  previously  mentioned  by  him.  ||  The  Presi- 
dent of  the  American  Commission  concurred  in  this  proposal,  and,  being  de- 
sirous  also  to  present  the  articles  referring  to  the  subsidiary  points  of  the 
treaty  at  the  next  session,  he  moved  that  that  session  should  be  held  on 
Wednesday  the  30th  instant,  at  two  o'clock,  p.  m.  ||  The  President  of  the 
Spanish  Commission  concurred  in  this  proposal,  and  requested  the  American 
Commission  to  hasten  as  much  as  practicable  their  proceedings,  so  as  to  ter- 
minate  at  the  earliest  possible  moment  the  labors  of  the  Commission. 


Anlagen. 
Korrespondenz  zwischen  den  spanischen  und  amerikanischen  Delegierten. 

I.  Die  spanische  Kommission  fordert  über  7  Punkte  Aufklärung. 

My  dear  Sir,  In  order  that  this  Commission  and,  if  necessary,  the  Govern- 
ment of  H.  C.  M.,  may  study  with  a  füll  and  exact  knowledge  the  proposition 
which  closes  the  memorandum  presented  at  yesterday's  session  by  the  Com- 
mission you  worthily  head,  the  translation  into  Spanish  of  which  has  just 
been  completed,  it  becomes  necessary  to  heg  you  that  with  all  possible  haste 
you  will  be  pleased  to  make  clear  the  meaning  of  the  following  points  of 
said  proposition,  which  to  me  is  obscure  and  vague: 

First  Is  the  proposition  you  make  based  on  the  Spanish  colonies  being 
transferred  free  of  all  burdens,  all,  absolutely  all  outstanding  obligations  and 
debts,  of  whatsoever  kind  and  whatever  may  have  been  their  origin  and  pur- 
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Nr.  11981.  pose,  rematning  therebj  chargeable  exclnsively  to  Spain?  ||  Second.  Is  the 
^staltln**  ^*®^  ™*^®  ^^  *^®  United  States  to  Spain  to  establish  for  a  certain  number 
and  Spanien,  of  years  similar  conditioDs  in  the  ports  of  the  archipelago  for  vessels  and 
^•^^''•^^•merchandise  of  both  nations,  an  offer  which  is  preceded  bj  the  assertion  that 
the  policj  of  the  United  States  is  to  maintain  an  open  door  to  the  world's 
commerce,  to  be  taken  in  the  sense  that  the  vessels  and  goods  of  other 
nations  are  to  enjoj  or  can  enjoy  the  same  privilege  (sitoaciön)  which  for  a 
certain  time  is  granted  those  of  Spain,  while  the  United  States  do  not  change 
such  policy?  ||  Third.  The  Secretary  of  State  having  stated  in  bis  note  of 
Jnly  30  last  that  the  cession  by  Spain  of  the  Island  of  Porto  Rico  and  the 
other  islands  now  ander  Spanish  sovereignty  in  the  West  Indies,  as  well  as 
one  of  the  Ladrones,  was  to  be  as  compensation  for  the  losses  and  expeuses 
of  the  United  States  during  the  war,  and  of  the  damages  suffered  by  their 
Citizens  during  the  last  insurrection  in  Cuba,  what  Claims  does  the  proposition 
refer  to  on  requiring  that  there  shall  be  inserted  in  the  treaty  a  Provision 
for  the  mntnal  relinqaishment  of  all  Claims,  individual  and  national,  that  have 
arisen  from  the  beginning  of  the  last  insurrection  in  Gnba  to  the  conclusion 
of  the  treaty  of  peaee?  ||  Fourth.  Upon  stating  that  the  treaty  must  contain 
an  agreement  as  to  the  release  of  those  held  by  Spain  for  political  offenses 
connected  with  the  insurrections  of  Guba  and  the  Philippines,  is  it  desired 
that  it  be  taken  as  meaning  that  at  the  same  time  there  is  to  be  no  agree- 
ment as  to  the  release  of  the  Spanish  prisoners  held  in  the  possession  of 
the  American  forces  and  their  auziliaries,  the  insurgents  of  Cuba  and  the 
Philippines?  ||  Fifth.  In  the  treaty  there  is  also  to  be  an  agreement  as  to 
the  acquirement  by  the  United  States  of  cable  landing  Privileges  in  other 
places  under  the  Jurisdiction  of  Spain.  Where  are  such  places?  Does  this 
sentence  only  include  territories  of  Spaiu  in  the  Orient,  or  in  the  Peninsula 
also?  II  Sixth.  It  is  also  said  that  certain  treaties  which  were  in  force  bet- 
ween  the  United  States  and  Spain  np  to  this  time  will  be  revived.  What 
are  these  treaties?  ||  And,  finally,  seventh.  The  American  Gommissioners  say 
that  if  the  Spanish  Gommissioners  accept  their  proposition  finally  and  dcfini- 
tely  and  the  previous  proposals  as  to  Gnba,  Porto  Rico  and  other  islands,  it 
will  be  possible  for  the  Joint  Gommission  to  continue  its  sessions  and  pro- 
ceed  to  the  examination  and  arrangement  of  other  points.  Do  these  words 
mean  that  if  the  Spanish  Gommission  does  not  finally  and  definitely  accept 
said  propositions  without  substantial  modifications,  the  Joint  Gommission  will 
not  continue  its  sessions? 

I  beg  and  eamestly  request  you  to  settle  these  doubts,  should  you  be  so 
disposed,  as  to  the  meaning  of  your  proposition  as  soon  as  may  be  possible, 
in  Order  that  the  Spanish  Gommission  may,  in  a  Session  of  the  Joint  Gom- 
mission, fumish  the  reply  it  may  deem  proper.  ||  Accept,  Sir,  I  pray  you,  the 
expression  of  my  distinguished  consideration. 

Paris,  November  22,  1898.  Signed:    E.  Montero  Rios. 
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II.   Antwort  der  amerikanischen  Kommission.  Nr.  11931. 

My  dear  Sir.     Having  received  and  read  jour  letter  of  todaj,   tonching  ^gj^^ 
the  final  proposition  presented  by  the  American  CJommissioners  at  yesterday's  und  Spanien. 
Conference,   I  hasten   to   answer  your   enquiries   seriatim,  first  stating  yonr^'^*^*^^^' 
qnestion,  and  then  giving  my  reply.  ||  "First.    In  reply  to  this  question,   it  is 
proper  to  call  attention  to  the  fact  that  the  American  CJommissioners,  in  their 
paper   of  yesterday,  expressed   the   hope   that  they   might  receive  within  a 
certain  time   "a  definite   and   final   aoceptance"   of  their  proposal  as  to  the 
Philippines,  and  also  ''of  the   demands   as  to  Cnba,   Porto  Rico  and  other 
Spanish  Islands  in  the  West  Indies,   and  Gnam,   in  the  form  in  which  those 
demands  have  been  provisionally  agreed  to."  ||  The  form  in  which  they  have 
thns  been   agreed   to   is   fonnd   in  the  proposal  presented  by  the  American 
Commissioners   on   the  17th   of  October  and  annexed  to  the  protocol  of  the 
6th  Conference,  and  is  as  follows: 

''Article  1.  Spain  hereby  relinqnishes  all  claim  of  sovereignty  over  and 
title  to  Cuba.  ||  "Article  2.  Spain  hereby  cedes  to  the  United  States  the  Is- 
land of  Porto  Rico  and  other  islands  now  ander  Spanish  sovereignty  in  the 
West  Indies,  and  also  the  Island  of  Gnam  in  the  I^drones".  ||  These  articles 
contain  no  provision  for  the  assamption  of  debt  by  the  United  States.  ||  In 
this  relation,  I  desire  to  recall  the  Statements  in  which  the  American  Com- 
missioners  have  in  onr  Conferences  repeatedly  declared  that  they  wonld  not 
accept  any  articles  that  reqnired  the  United  States  to  assnme  the  so-called 
colonial  debts  of  Spain.  ||  To  these  Statements  I  have  nothing  to  add.  ||  Bat, 
in  respect  of  the  Philippines,  the  American  Commissioners,  while  inclading 
the  cession  of  the  archipelago  in  the  article  in  which  Spain  ''cedes  to  the 
United  States  the  Island  of  Porto  Rico  and  other  islands  now  ander  Spanish 
sovereignty  in  the  West  Indies,  and  also  the  Island  of  Gnam  in  the  Ladrones," 
or  in  an  article  expressed  in  similar  words,  will  agree  that  their  Government 
shall  pay  to  Spain  the  sam  of  twenty  million  dollars  {t  20,000,000). 

''Second.  The  declaration  that  the  policy  of  the  United  States  in  the 
Philippines  will  be  that  of  an  open  door  to  the  world's  commerce  necessarily 
implies  that  the  offer  to  place  Spanish  vessels  and  merchandise  on  the  same 
footing  as  American  is  not  intended  to  be  exclusive.  Bat,  the  offer  to  give 
Spain  that  privilege  for  a  term  of  years,  is  intended  to  secare  it  to  her  for 
a  certain  period  by  special  treaty  stipulation,  whatever  might  be  at  any  time 
the  general  policy  of  the  United  States.  ||  "Third.  While  the  idea  donbtless 
was  conveyed  in  the  note  of  the  Secretary  of  State  of  the  United  States  of 
the  30th  of  Jaly  last  that  the  cession  of  "Porto  Rico  and  other  islands  now 
ander  the  sovereignty  of  Spain  in  the  West  Indies,  and  also  the  cession  of 
an  island  in  the  Ladrones,  to  be  selected  by  the  United  States,"  was  reqnired 
on  groands  of  indemnity,  and  that  "on  similar  gronnds  the  United  States  is 
entitled  to  occopy  and  will  hold  the  city,  bay,  and  harbor  of  Manila,  pending 
the  conclnsion  of  a  treaty  of  peace  which  shall  determine   the   control,   dis- 
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Nr.  11981.  Position   and   goYernment   of  the  Philippines/'   no  definition  has  as  yet  been 

^st^tm*  fi^*^®"   ^^  **^®   extent  or   precise  effect  of  the  cessions  in  that  regard.     The 

und  spasien.  American  Commissioners  therefore  propose,  in  connection  with  the  cessions  of 

*^*^*^*^^*  territory,  "the  mutual  relinquishment  of  all  Claims  for  indemnity,  national  and 

individual,   of  every   kind,   of  the  United  States  against  Spain  and  of  Spain 

against  the  United  States,   that  may  have  arisen  since  the  beginning  of  the 

late  insurrection  in  Gnba  and  prior  to  the  conclosion  of  a  treaty  of  peace«''  || 

And  I  may   add   that   this  offer  is  made  by  the  American  Commissioners  in 

füll  View  of  the  fact  that  the  Citizens  of  the  United   States ,  having  Claims 

that  come  within  the  foregoing  relinqnishment,   will,  on  the  strengtb  thereof, 

apply  to  their  own  Gk>yernment  for  indemnity. 

As  to  the  fonrth,  fifth  and  sixth  qaestions  contained  in  yonr  letter,  per- 
mit  me  to  point  ont  that  they  do  not  relate  to  matters  concerning  which  the 
American  Commissioners  stated  that  the  acceptance  of  our  proposals  within 
the  time  mentioned  wonld  be  a  condition  of  continuing  the  Conferences«  The 
American  Commissioners  confined  that  condition  to  their  proposals  tonching 
Caba,  Porto  Rico  and  other  Spanish  Islands  in  the  West  Indies,  Gnam,  and 
the  Philippines.  In  respect  of  the  other  matters  referred  to,  they  expressed 
their  readiness  to  "treat'',  in  case  the  Spanish  Commissioners  shonld  remove 
the  obstacle  to  so  doing,  by  a  definite  and  final  acceptance  of  the  proposals 
abovementioned,  the  refusal  of  which  wonld  render  the  continnance  of  the 
Conferences  impracticable.  ||  In  what  I  have  just  said,  yon  will  find  an  answer 
to  yonr  seventh  question.  ||  It  does  not  appear  to  be  necessary  to  specify  at 
this  moment  the  particnlars  of  the  subjects  referred  to  in  yonr  fonrth,  fifth 
and  sixth  qnestions,  since,  if  our  proposals  in  regard  to  Cnba,  Porto  Rico 
and  other  Spanish  Islands  in  the  West  Indies,  Gnam,  and  the  Philippines,  are 
not  accepted,  the  negotiations  will  end.  I  deem  it  proper,  however,  even  at 
the  risk  of  seeming  to  anticipate,  to  say,  so  far^as  concems  the  snbject  of 
yonr  fonrth  question,  that  the  American  Commissioners  wonld  expect  to  treat 
for  the  release  of  prisoners  on  the  basis  of  absolnte  equality.  All  Spanish 
prisoners  in  the  possession  of  the  American  forces  wonld  necessarily  be  relea- 
sed  as  the  result  of  a  treaty  of  peace;  and  the  American  Commissioners  wonld 
be  willing  to  stipulate  that  their  Government  wonld  undertake  to  obtain  the 
release  of  all  Spanish  prisoners  in  the  hands  of  the  insnrgents  in  Cnba  and 
the  Philippines.  ||  With"  an  expression  of  regret  that  the  process  of  translating 
yonr  letter  has  somewhat  delayed  roy  reply,  I  heg  you  to  accept,  my  dear 
sir,  the  expression  of  roy  distingnished  consideration. 

Signed:  William  R.  Day. 

III.   Die  spanische  Kommission  wünscht  einige  Milderungen. 

My  dear  and  esteemed  Sir,  In  order  to  push  to  the  ntmost  the  work 
which  has  been  entrusted  by  the  two  Govemments  to  one  and  the  other 
Commission  and  which  now  requires  a  prompt  termination,  I  heg  you,  in  the 
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name  of  this  Commission,  to  be  pleased  to  propose  to  that  worthily  headed  Hr.  11981. 
bj  you  whether  it  is  willing  to  accept»  bj  way  of  compromise  in  re  the  J^^^ 
sovereignty  of  the  Philippine  Archipelago,  any  of  the  three  propositions  follo-  nad^pMien. 
wing:  II  A.  "Relinqnishment  by  Spain  of  her  sovereignty  over  Guba  and  ces- 
sion  of  Porto  Rico  and  other  Antilles,  Island  of  Guam  in  the  Ladrones  and 
the  Philippine  Archipelago,  inclnding  Mindanao  and  Sulu,  to  the  United 
States,  the  latter  paying  to  Spain  the  snm  of  onehnndred  million  {$  100,000,000) 
dollars  as  compensation  for  her  sovereignty  in  the  Archipelago  and  the  works 
of  public  Utility  she  has  executed  during  her  rule  in  all  the  Islands  of  the 
East  and  West  the  sovereignty  over  which  she  relinquishes  and  cedes."  || 
B.  ''Cession  to  the  United  States  of  the  Island  of  Cusaye  in  the  Carolines,  of 
the  right  to  land  a  cable  on  any  of  these  or  of  the  Marianas,  vrhile  they 
remain  under  Spanish  rule,  and  (cesiön)  of  the  Philippine  Archipelago  proper, 
that  is,  beginning  on  the  North,  the  Islands  of  Batan^s,  Babuyanes,  Luzön, 
Yisayas,  and  all  the  others  foUowing  to  the  south  as  far  as  the  Sulu  Sea, 
Spain  reserving  to  the  south  of  this  sea  the  Islands  of  Mindanao  and  Sulu 
which  have  never  formed  a  part  of  the  Philippifie  Archipelago  proper.  ||  ^'The 
United  States,  as  compensation  for  said  islands,  for  the  right  to  land  cables 
and  for  the  public  works  executed  by  Spain  in  said  islands  during  her  rule 
will  pay  to  Spain  the  sum  of  fifty  million  (I  60,000,000)  dollars/'  ||  C.  "Spain 
relinquishes  her  sovereignty  over  Guba  and  gratuitously  cedes  to  the  United 
States  the  Philippine  Archipelago  proper,  besides  Porto  Rico,  the  other  West 
Indies  and  the  Island  of  Guam,  which  she  cedes  as  compensation  for  the  ex- 
penses  of  the  war  and  as  indemnity  to  American  Citizens  for  injuries  suffered 
since  the  beginning  of  the  last  Cuban  insurrection.  ||  ''The  United  States  and 
Spain  will  submit  to  an  arbitral  tribunal  what  are  the  debts  and  obligations 
of  a  colonial  character  which  should  pass  with  the  islands  the  sovereignty 
over  which  Spain  relinquishes  and  cedes."  ||  I  beg  you  that  said  Commission 
be  pleased  to  deliberate  over  each  of  these  propositions  so  that,  should  it 
consider  anyone  of  them  acceptable,  it  may  be  communicated  to  me,  should 
you  be  so  disposed,  before  Monday  next,  the  28th  instant,  or  your  mind  being 
already  made  up,  on  that  day  (which  is  the  oue  set  in  the  last  proposition 
of  the  said  Commission)  when  the  two  Commissions  may  meet  jointly  at  the 
usual  hour  of  two,  p.  m.;  at  which  session  this,  the  Spanish  Commission,  will 
give  its  final  reply,  upon  which,  according  to  the  answer  of  the  American, 
must  depend  the  continuation  or  termination  of  these  Conferences. 

I  remain,  with  the  greatest  cousideration,  your  obedient  servant. 

Paris,  November  23,  1898.  Signed:  £.  Montero  Bios. 

lY.   Die  Vereinigten  Staaten  lehnen  die  Milderungen  ab. 
My  dear  Sir,  Your  letter  dated  the  23rd  instant,   in  which  you  propose, 
by  way  of  compromise^   the  adoption  of  one  of  three  alternative  propositions, 
in  place  of  the  proposition  submitted  by  the  American  Gommissioiiers  at  our 
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Nr.  11981.  last  Conference,  was  not  received  bjr  me  tili  the  evening  of  the  24th.  ||  I  at 
stutJtt    ^"^^  ^^  ^^  carefully  translated,   and,   in  compliance  with  jonr  reqaest,  laid 

DndSpftiiieB.it  before  mj  associates.  ||  We  maturely  considered  it,  and,  althoagh  cur  last 
'  proposition,  wbich  was  submitted  ander  instructions,  was  expressly  declared  to 
be  final,  we  decided,  in  view  of  the  importauce  of  the  subject,  to  commnnicate 
jour  proposals  to  onr  Government  ||  Its  answer  has  just  been  received;  and, 
as  we  anticipated,  it  instructs  ns  to  adhere  to  the  final  proposition  which  we 
have  alreadj  submitted.  ||  It  is  proper  to  say  that  my  associates  and  myself, 
during  the  long  conrse  of  the  negotiations,  have,  in  accordance  with  the 
wishes  of  our  Government,  given  the  most  deliberate  attention  to  everything 
in  the  way  of  argoment  or  of  snggestion  that  has  been  brought  to  oor  notice, 
in  the  hope  that  some  basis  of  mutual  agreement  roight  be  fonnd.  Bat,  an- 
fortanately,  oar  discassions  seemed  to  divido  us,  rather  than  to  bring  as 
together,  and  no  progress  was  made  towards  a  common  accord.  ||  Under  these 
circumstances  the  American  Commissioners,  actiug  apon  explicit  instractions, 
offered  at  once,  for  the  sake  of  peace,  all  the  concessions  which  their  Govern- 
ment was  able  to  make  copceming  the  particalar  matters  embraced  in  the 
proposition  the  acceptance  of  which  was  made  a  condition  of  farther  nego- 
tiations. II  As  I  stated  in  my  letter  of  the  23rd  instant,  if  that  proposition 
shoald  be  accepted,  the  matters  referred  to  in  the  concluding  paragraph  of 
the  paper  submitted  by  the  American  Commissioners  at  the  last  session,  would 
become  the  subject  of  negotiations,  and,  in  regard  to  them,  I  should  hope  for 
a  mutually  satisfactory  arrangement.  ||  The  American  Commissioners  expect  to 
be  present  at  the  Ministry  of  Foreign  Affairs  on  Monday  next  for  the  parpose 
of  receiving  the  answer  to  their  final  proposition.  ||  I  remain,  with  the  highest 
consideration,  your  obedient  servaut.  Signed:  William  R.  Day. 


Nr.    11982.    VEEEIHIGTE  STAATE»  und  8PAHIEH.  —  17.  Sitzung. 
Vorlegung  eines  Friedensentwurfs. 

80.  November  1898. 

Nr.  ii»82.  The  President  of  the  American  Commission  presented  a  draft  of  articles 

suJten  ^  ^*'*^  reference  to  the  conclusion  of  a  definitive  treaty,  in  the  first  part  of 

and  spanieo.  which  draft  wcre  included  the  articles  agreed  upon  by  the  two  Secretaries  for 

'Submission  to  the  Joint  Commission,  in  relation  to,  the  matters  comprised  in 

the  proposition  accepted  by  tbc  Spanish  Commissioners  at  the  last  session.  |{ 

The  Joint  Commission  then  proceeded  to  the  consideration  of  the  draft,  article 

by  article,  and,  after  discussing  some  of  the  articles,  decided  to  adjourn  the 

Session,  and  to  continue  the  discussion  at  the  next  Conference,  which  was  fixed 

for  Thursday,  the  Ist  of  December,  at  three  o'clock,  p.  m. 
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Nr.    11983.    VEEEnnGTE  STAATEH  und  SPAMIEH.  —  18.  Sitzung. 
Diskussion  Aber  den  Entwurf. 

2.  Dezember  189a 
The  Session  wbich  was  to  have  been  held  yesterday  having  been  post-  Nr.  iidss. 
poned  by  mataal  agreeroent,  owing  to  a  lack  of  time  to  examine  the  modifi-  ^s^^'*^ 
cations  and  additions  proposed  by  the  Spanish  Commissioners  to  the  draft  ofno^spanion. 
a  treaty  presented  by  the  Amerleaa  Commissioners  at  the  Session  of  November  ^'^''  '*^ 
30y  the  two  Commissions  met  to-day  at  two  p.  ro.,  there  being  ||  Present  On 
the  part  of  the  United  States:  Messrs:  Day,  Davis,  Frye,  Gray,  Reid,  Moore, 
Fergnsson.  ||  On  the  part  of  Spain:  Messrs:  Montero  Bios,  Abarznza,  Garnica, 
VilJa-Urrutia,  Cerero,  Ojeda.  ||  The  President  of  the  American  Commission  ob- 
served  that  at  the  last  session  he  had  presented  a  draft  of  articles  for  a  final 
treaty,  and  asked  the  Spanish  Commissioners  if  they  had  examined  it,  and 
were  ready  to  give  their  reply.  ||  The  President  of  the  Spanish  Commission 
answered  that  he  had  consulted  bis  Government,  and  that  he  could  not  reply 
nntil  he  had  received  its  instructions;  but  that,  in  any  case,  the  Spanish 
Commission  was  not  inclined  to  treat  of  snbsidiary  points  as  the  American 
Commission  desired,  without  having  first  disposed  of  all  the  points  essential  to 
the  treaty  of  peace.  ||  The  President  of  the  American  Commission  asked  the 
President  of  the  Spanish  Commission  whether  he  could  State  when  he  would 
receive  the  instructions;  and  the  latter  replied  that  he  wonld  pi^obably  receive 
them  to-day  or  to-morrow.  ||  The  American  Commissioners  proposed  that  the 
Commission  proceed  to  the  reading  and  discussion  of  the  articles  presented 
by  them  that  were  not  taken  np  at  the  last  session.  The  President  of  the 
Spanish  Commission  observed  that  as  those  articles  were  divided  into  two 
parts,  one  comprising  the  first  eight  articles  examined  and  approved  at  the 
last  session  with  the  exception  of  four  points,  three  of  which  the  Americans 
were  to  examine  and  the  fourth  of  which  was  to  be  sobmitted  by  the  Spa- 
niards  to  their  Government,  and  as  the  other  part  also  was  dependent  upon 
instructions  from  that  Government,  he  deemed  it  useless  to  examine  and 
discuss  the  latter  part  And,  on  the  other  band,  he  stated  that  the  Secretary 
General  of  the  Spanish  Commission  had  delivered  to  the  Secretary  General 
of  the  American  Commission  a  draft  of  other  articles  which  must  necessarily 
form  part  of  the  treaty  of  peace  and  with  respect  to  which  the  American 
Commissioners  had  not  as  yet  given  an  answer;  and  further  that  the  American 
Commission  was  to  have  consulted  its  Government  and  to  give  an  answer 
to-day  on  the  three  points  above  mentioned  as  forming  a  part  of  some  of  the 
eight  articles  already  approved,  which  answer  was  necessary  in  order  that  the 
agreement  previously  reached  upon  these  articles  might  be  enlarged;  and  that, 
therefore,  with  a  view  to  preserve  in  the  discussion  the  natural  order,  he 
considered  it  requisite  that  the  articles  that  were  indispensable  to  such  treaty 
should  be  completed  by  the  answer  of  the  American  Commissioners  before 
passing  on  to  the  discussion  of  points  of  minor  interest  which  did  not  »ffect 
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Kr.  11988.  the  coneluding  of  peace,  tbongh  tbis  did  not  imply  that  the  Spanish  Commis- 
^ßu^^  sioners  did  not  eutertain  the  desire  to  take  them  up  at  the  proper  time.  || 
nnd  Spanien.  The  Amedcan  Commissioners  insisted  that  these  subsidiary  points  be  taken 
ei.i898.^^^  or  all  discnssioü  be  postponed  nntil  the  Spanish  Commissioners  shall  have 
received  instructions  to  treat  npon  all  the  points  which  have  been  sabmitted 
to  them.  II  The  President  of  the  Spanish  Commission  held  to  bis  opinion,  in- 
sisting  that  even  after  the  instructions  of  bis  Goremment  with  respect  to  the 
subsidiär j  points  were  received,  the  Spanish  Commission  wonld  not  discuss 
them  until  after  the  termination  of  the  discassion  of  the  articles  which  it  had 
presented,  and  which  related  to  the  treaty  of  peace  proper.  The  American 
Commission  having  inquired  as  to  what  were  the  three  points  to  which  the 
President  of  the  Spanish  Commission  had  above  referred,  which  the  American 
Commissioners  were  to  examine,  he  replied  that  they  were  as  follows:  The 
extending  to  Cuba  and  Porto  Rico  of  the  commercial  treatment  granted  to 
Spain  in  the  Philippines;  tlie  repatriation  at  the  expense  of  both  nations 
of  the  prisoners  taken,  and  the  retarn  to  Spain  of  the  war  material  in  Cuba 
and  Porto  Rico  with  respect  to  which  the  evacuation  commissions  had  not 
come  to  a  dccisiou,  since  such  material  in  the  Philippines,  he  understood, 
belonged  to  Spain.  He  added  that  the  Spanish  Commission  had  promised  to 
consult  its  Government  regarding  the  maintenancc  of  public  order  in  the 
Philippines,  and  that  if  the  American  Commissioners  were  ready  to  enter 
upon  the  discussion  to  which  they  were  invited,  he  would,  without  having 
received  instructions,  undertake  to  give  a  categorical  answer  upon  this  point, 
which  answer  he  was  conMent  bis  Government  would  ratify.  ||  The  discussion 
continued,  the  American  Commission  insisting  on  its  proposal  to  discuss  the 
whole  of  its  draft,  or  to  postpone  all  discussion  until  the  Spanish  Commission 
should  have  instructions  upon  all  points.  The  Spanish  Commission,  holding 
to  its  opinion  that  it  was  duly  authorized  to  treat  upon  everything  essential 
to  the  treaty  of  peace,  and  therefore  ready  to  sign  its  articles  at  once,  but 
determined  not  first  to  treat  of  tbose  points  which  are  not  essential  to  the 
treaty,  asked  that  its  readiness  to  discuss  in  the  natural  order  whatever  related 
directly  to  the  treaty  of  peace,  be  spread  upon  the  minutes.  ||  The  argumeuts 
on  both  sides  having  been  repeated,  the  President  of  the  American  Commis- 
sion stated  that  he  as  well  as  his  colleagues  hoped  that  the  relaüons  of  the 
two  countries  migbt  not  be  limited  to  the  strict  terms  of  a  treaty  of  peace, 
but  rather  that  an  agreement  might  be  reached  for  mutual  concessions  which 
would  be  beneficial  to  both  Governments  and  promote  the  cordiality  in  their 
relations.  The  President  of  the  Spanish  Commission  stated  that  this  was  also 
the  desire  of  the  Spanish  Commissioners,  but  that  to  his  mind  it  would  be 
easier  to  reach  an  understanding  upon  the  less  important  points  if  the  deci- 
sions  arrived  at  on  the  necessary  articles  of  the  treaty  of  peace  were  satis- 
factory.  jj  The  American  Comioiissioners  proposed  to  adjourn  the  session  in 
order  that  the  instructions  awaited  by  the  Spanish  Commissioners  might  arrive. 
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and  to  examine  the  articles  presented  by  the  latter.  ||  The  Spanisb  Commis-  Nr.  U988. 
sioners  agreed  to  this,  and  the  session  was  adjourned  tili  Saturday,  the  3rd  ^^^^ 

instant,   at  tWO   p.  m.  nndSpanleiL 

2.  Des.  1898. 


Nr.    11984.    VEBEIHIGTE  STAATBH  und  SPAHIEV.  —  19.  Sitzung. 

Dasselbe. 

5.  Dezember  1898. 

At  the  request  of  the  American  Commissioners  the  session  which  was  to  Nr.  11964. 
have  been  held  on  Satnrday  the  3rd  instant  was  postponed  until  today  at  ^^^^ 
three  p.  m.,  when  there  were  ||  Present  On  the  part  of  the  United  States:  und spaoien. 
Messrs:  Day,  Davis,  Frye,  Gray,  Reid,  Moore,  Fergusson.  ||  On  the  part  of^'^"*^**®' 
Spain:  Messrs:  Montero  Bios,  Abarzuza,  Oamica,  Yilla-Urrutia,  Cerero,  Ojeda.  {| 
The  President  of  the  American  Ck)mmission  asked  the  President  of  the  Spanish 
Gommission  whether  he  had  received  Instructions  from  bis  Goyemment  touching 
the  points  on  which  the  American  Commissioners  desired  to  treat.  ||  The  Pre- 
sident of  the  Spanish  Gommission  replied  that  he  had  in  üact  receiyed  them; 
but  he  reiterated  bis  purpose  not  to  take  up  those  points  until  the  matters 
inherent  in  and  essential  to  the  treaty  of  peace  proper  sbould  be  discussed 
and  finally  approved.  ||  It  was  agreed  that  the  Commissions  sbould  communi- 
cate  to  each  other  the  answers  of  their  respective  Governments  to  the  qnestions 
previously  submitted  to  them.  The  President  of  the  American  Gommission 
stated,  in  the  first  place,  that  bis  Government  was  not  willing  to  grant  and 
embody  in  the  treaty  of  peace  the  extension  to  Porto  Rico  and  Gaba  of  the 
commereial  treatment  offered  to  Spain  in  the  Philippines  for  ten  years;  but 
that,  recognizing  the  advisability  of  concluding  a  commereial  agreement  bet- 
ween  the  countries,  tbe  subject  might  be  treated  of  in  a  general  commereial 
Convention.  ||  With  respect  to  the  retum  and  transportation  at  the  expense  of 
each  nation  of  the  prisoners  taken  by  it,  it  was  agreed,  as  an  addition  to 
Article  YlII,  that  %pain  and  the  United  States  sbould  transport  them  at 
their  expense  to  the  nearest  port  of  their  respective  countries,  but  that  the 
transportation  of  prisoners  of  war  taken  in  the  Philippines  sbould  not  inclade 
native  soldiers  but  only  Peninsular  Spaniards  in  the  army.  The  Secretaries- 
General  of  the  two  Gommissions  were  charged  with  the  framing  of  this  addi- 
tion to  Article  YlII.  ||  With  regard  to  the  retarn  of  the  war  material  in  Caba 
and  Porto  Rico  not  disposed  of  by  the  evacuation  commissions,  the  American 
Commissioners  declared  that  they  were  not  authorized  to  treat.  ||  With  respect 
to  the  war  material  in  the  Philippines,  the  American  Commissioners  stated 
that  it  sbould  be  govemed  by  the  same  conditions  as  were  agreed  to  by  the 
evacuation  commissions  in  the  West  Indies.  ||  The  President  of  the  Spanish 
Gommission  and  bis  coUeagaes  maintained  that  the  cession  of  the  archipelago 
did  not  carry  and  could  not  carry  with  it  anything  except  wbat  was  of  a 
fixed  nature;  they  explained  the  character  of  the  siege  artillery  and  heavy 
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Nr.  11984.  ordnance  which  the  Americans  claimed  for  themselves,  and  after  some  discus- 
Staaten    ^^^^  ^  ^^^  ^^^  ^^  determiniog  precisely  what  each  Commission  onderstood  as 

und  Spanien,  portable  and  fized  material,  it  was  agreed  that  Stands  of  colors,  nneaptared 
'war  YcsselSy  small  arms,  gnns  of  all  calibres,  with  tbeir  carriages  and  acces- 
sories,  powder,  ammonition»  live  stock,  and  materials  and  snpplies  of  all  kinds 
belonging  to  the  land  and  naval  forces  shall  remain  the  property  of  Spain; 
that  pieces  of  heavj  ordnance,  exclosive  of  field  artillery,  in  the  fortifications, 
shall  remain  in  their  emplacements  for  the  term  of  six  months  to  be  reckoned 
from  the  ratification  of  the  treaty;   and  that  the  United  States  might»  in  the 
mean  time,  parchase  such  material  from  Spain ,  if  a  satisfactory  agreement 
between   the  two  Govemments   on  the  subject  should  be  reached.  ||  It  was 
agreed  that  the  Secretaries-General  of  the  J;wo  Gommissions  should  be  entru- 
sted  with  the  framing  of  such  an  article.  ||  The  President  of  the  Spanish  Com- 
mission, having  agreed  at  the  last  Session  to  consult  his  Government  regarding 
the  proposal  of  the  American  Commissioners  that  the  United  States  should 
maintain  public  order  over  the  whole  Philippine  Archipelago,  pending  the  ex- 
change  of  ratifications  of  the  treaty  of  peace,  stated  that  the  answer  of  his 
Government  was  that  the  authorities  of  each  of  the  two  nations  should  be 
charged  with  the  maintenance  of  order  in  the  places  where  they  might  be 
established,  those  authorities  agreeing  among  themselves  to  this  end  whenever 
they  might  deem  it  necessary.  ||  In  view  of  this  reply  the  American  Commis- 
sioners did  not  insist  that  their  proposal  should  be  incorporated  in  the  treaty.  [I 
The  reading  in  English  and  Spanish  of  the  articles  of  the  treaty  from  the 
first  to  the  eighth  inclusive  was  then  proceeded  with,  and  they  were  approved 
by  both  Commissions,  which  declared  them  to  be  final  save  as  to  mere  modifica- 
tions  of  form,  upon  which  the  Secretaries-General  might  endeavor  to  agree.  |{ 
The  President  of  the  American  Commission,   desiring  that  the  discussion  of 
the  roatters  presented  by  that  Commission  should  next  be  taken  np,  the  Pre- 
sident of  the  Spanish  Commission  malntained  the  opinion  which  he  had  ex- 
pressed at  the  last  session,  and  at  the  beginning  of  this,  to  the  effect  that  the 
examination  of  those  matters  should  not  be  entered  upon  until  the  Commis- 
sions  had  discussed  what  was  essential  to  the  treaty  of  peace,  and  that  there- 
fore  the  articles  proposed  by  the  Spanish  Commission  as  additional  to  the 
first  eight,  should  be  taken  up.  [|  It  was  agreed  that  in  view  of  the  lateness 
of  the  hour  the  session   should  be  adjoumed  until  tomorrow,  Tnesday,  the 
6th  instant,  at  two,  p.  m. 

Nr.    11985.     VEEEnriGTE  STAATBH  und  SPANIEN.  —  20.  Sitzung. 
Diskussion  über  die  Fassung  der  Artikel. 

6.  Desember  1898. 

Nr.  11W5. 

Vereinigte  The  President  of  the  American  Commission,  referring  to  the  discussion 

und^*anL  ^^^^  ^^^  tftkcu  placc  at  the  two  preceding  sessions  on  the  subject  of  proce- 
6.  Dei.  1S98.  dure,  stated  that  he  recognized  the  force  of  the  position  of  the  President  of 
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the  Spanish  Gommission  tbat  the  arücles  relating  to  the  necessary  part  of  the  Nr.  11985. 
treaty  shonld  first  be  taken  up;  bat  that,  in  the  opiniou  of  the  American  ^q^^^ 
Commissioners,  notbing  was  more  strictly  pertinent  to  a  treaty  of  peace  than  and  Spanien. 
a  clause  for  the  revival  of  treaties,  which  the  war  had  suspended  or  termi-  •  "•  ^  • 
natedy  snch,  for  example,  as  the  extradition  treaty  between  the  two  countries; 
and  he  therefore  proposed  that.the  Joint  Gommission  shonld  take  up,  first, 
the  article  proposed  by  the  American  Commissioners  for  the  revival  of  former 
treaties,  then  the  articles  proposed  by  the  Spanish  Commissioners,  and  then 
the  rest  of  the  articles  proposed  by  the  American  Commissioners.  ||  The  Pre- 
sident of  the  Spanish  Gommission  replied  that  he  feit  compelled  to  insist  upon 
the  contention  of  that  Gommission  on  the  snbject  of  procedore,  and  that  he 
begged  to  differ  as  to  the  order  in  which  the  article  for  the  revival  of 
treaties  shonld  be  discnssed;  while  snch  an  article  might  be  relevant  to  a 
treaty  of  peace,  yet  it  was  nsually  the  last  article  of  all,  and  shonld  therefore 
be  the  last  considered«  ||  The  President  of  t  e  American  Gommission  observed 
that,  while  the  American  Commissioners  feit  that  their  view  was  reasonable 
and  proper,  they  desired  to  proceed  with  the  bnsiness  of  the  Joint  Gommis- 
sion; and  he  inqnired  whether,  if  the  articles  proposed  by  the  Spanish  Com- 
mision  were  taken  np  and  considered,  all  the  articles  proposed  by  the  Ame- 
rican Gommission  would  then  in  like  manner  be  taken  up  and  considered.  {| 
The  President  of  the  Spanish  Gommission  answered  in  the  affirmative,  adding 
that  he  had  not  proposed  to  take  up  the  articles  of  the  Spanish  Gommission 
becanse  they  were  its  articles,  bat  because  they  were  specially  appropriate  to 
a  treaty  of  peace.  ||  The  President  of  the  American  Gommission  then  took  up 
the  subject  of  nationality,  in  regard  to  which  the  American  Gommission  ori- 
ginally  presented  the  foUowing  article: 

''Article  YL  Spanish  sabjects  residing  in  the  territory  over  which  Spain 
by  the  present  treaty  relinquishes  or  cedes  her  sovereignty  may  remain  in 
such  territory,  or  may  remove  therefrom,  retaining,  in  either  event,  all  their 
rights  of  property;  and,  in  case  they  remain,  they  may  preserve  their  alle- 
giance  to  the  Crown  of  Spain,  by  making,  before  a  conrt  of  record,  within  a 
year  from  the  dato  of  the  Signatare  of  this  treaty,  a  declaration  of  their  de- 
cision  to  reserve  such  allegiance,  in  defaalt  of  which  declaration  they  shall 
be  held  to  have  renounced  it  and  to  have  adopted  the  nationality  of  the  ter- 
ritory in  which  they  may  reside.  Except  as  provided  in  this  treaty,  the  civil 
rights  aad  political  Status  of  the  inhabitants  of  the  territories  hereby  ceded 
to  the  United  States  shall  be  determined  by  the  Gongress."  ||  To  this  article 
the  Spanish  Commissioners  proposed  on  the  30  th  of  November  the  amend- 
ments  contained  in  the  two  foUowing  articles: 

**N(UionalUy. 

"Ajrticle  — .  Spanish  sabjects  now  or  hereafter  residing  or  domiciled  in 
the  territory  the  sovereignty  over  which  Spain  relinquishes  or  cedes  by  the 
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Nr.  11985.  present  treaty  maj  live  in  or  withdraw  from  said  territory,  acquiring  and  re- 
^stlL^  taining  in  either  case  every  kind  of  property,  or,  alienating  and  freely  dispo- 
nndSpÄoien.sing  thereof  or  of  its  value  or  proceeds;  practice,  with  the  freedom  they  now 
e.  De«.  1898.^^^^^  indastry,  commerce,  and  other  mechauical  or  liberal  professions,  and 
enjoy  their  personal  statas,  without  being  snbject  to  any  exception  prejadicial 
to  the  rights  secured  to  them  by  this  treaty.  If  they  remain  in  the  territory 
they  shall  be  allowed  to  preserve  their  nationality  by  making  before  the 
proper  officer  a  declaration  of  such  intention,  within  the  term  of  one  year,  to 
be  reckoned  from  the  date  of  the  exchange  of  ratifications  of  this  treaty  or 
the  taking  np  of  their  residence  therein.  ||  "Failure  to  comply  with^his  requi- 
rement  shall  be  considered  as  a  renunciation  of  their  nationality,  and  the 
adoption  of  that  of  the  territory  in  which  they  may  reside.  Save  in  the  cases 
covered  by  this  treaty,  the  civil  rights  and  political  condition  of  the  Spaniards 
living  in  ceded  territories  shall  be  govemed  by  the  laws  applicable  to  all 
other  foreigners  in  the  territory  of  their  residence.  ||  "Article  — .  All  the  other 
inhabitants  of  the  territories  ceded  shall  have  the  right  to  choose  the  Spanish 
nationality  within  the  period  of  oue  year  to  be  reckoned  from  the  date  of  the 
exchange  of  the  ratifications  of  this  treaty,  the  choice  to  be  made  in  the 
manner  provided  for  in  the  preceding  article.  Notice  thereof  shall  be  given 
immediately  to  the  Spanish  Government,  or  to  its  consular  officers,  and 
without  which  requisite  the  nationality  thus  chosen  shall  not  be  at  any  time 
recognized."  ||  The  American  Gommissioners  proposed,  at  this  meeting,  as  a 
Substitute  for  the  foregoing  articles,  the  following  article: 

•*Article  VI.  Spanish  subjects,  natives  of  the  Peninsula,  residiug  in  the 
territory  over  which  Spain  by  the  present  treaty  relinquishes  or  cedes  her 
sovereignty  may  remain  in  such  territory  or  may  remove  therefrom,  retaining 
in  either  event  all  their  rights  of  property,  including  the  right  to  seil  or 
dispose  of  such  property  or  of  its  proceeds;  and  they  shall  also  liave  the 
right  to  carry  on  their  industry,  commerce  and  professions,  being  subject  in 
respect  thereof  to  such  laws  as  are  applicable  to  other  foreigners.  In  case 
they  remain  in  the  territory  they  may  preserve  their  allegiance  to  the  Crown 
of  Spain  by  making,  before  a  court  of  record,  within  a  year  from  the  date 
of  the  exchange  of  ratifications  of  this  treaty  a  declaration  of  their  decision 
to  preserve  such  allegiance;  in  default  of  which  declaration  they  shall  be  held 
to  have  renounced  it  and  to  have  adopted  the  nationality  of  the  territory  in 
which  they  may  reside.  ||  "The  civil  rights  and  political  Status  of  the  native 
inhabitants  of  the  territories  hereby  ceded  to  the  United  States  shall  be 
determined  by  the  Congress."  ||  The  President  of  the  Spanish  Commission  ob- 
jected  to  this  article,  as  it  was  read,  on  various  grounds;  and,  after  some 
discussion,  the  President  of  the  American  Commission  stated  that  with  respect 
to  the  article  in  question,  as  well  as  the  other  articles  which  the  American 
Gommissioners  might  adopt,  they  would  require,  as  a  necessary  condition  of 
their  adoption,  the  insertion  in  each  article  that  was  to  run  for  a  length  of 
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time  of  a  clause  limiting  the  Obligation  of  the  United  States  thereander,  in  Nr.  ii985. 
respect  of  Caba,   to  the  time  of  its  occupation  of  the  Island,   or  eise  the  in-  ^g^llT 
sertion  in  the  treaty  of  a  general  clause  to  this  effect,  as  foUows:  ||  *'lt  isandSpanieo. 
understood  that  any  Obligation  assumed  bj  the  United  States  with  respect  to  ^' ^*'' ^®^®* 
Guba  is  limited  to  the  time  of  its  occupancy  thereof." 

No  conclnsion  having  been  reached  on  the  articles  in  question;  it  was 
agreed  that  the  rest  of  the  articles  sliould  be  read  and  then  handed  to  the 
Spanish  Commissioners  in  order  that  they  might  consider  them  and  give  their 
answer  to  the  counter-proposala  of  the  United  States  at  the  next  Conference, 
and  that  all  the  articles  should  be  inserted  in  the  protocol  of  today's  Con- 
ference. II  Pursuant  to  this  agreement,  the  foUowing  articles  offered  by  the 
Spanish  Commission  were  read: 

"Grants  and  Contracts  for  Public  Works  and  Services. 
"Article  — . 
All  grants  and  contracts  for  public  works  and  Services  in  the  Islands  of 
Guba,  Porto  Rico,  the  Philippines  and  other  ceded  territory  shall  be  main- 
tained  in  force  until  their  expiration,  in  accordance  with  the  terms  thereof, 
the  new  Government  assuming  all  the  rights  and  obligations  thereby  attaching 
up  to  the  present  time  to  the  Spanish  Government. 

''Public  Contraäs. 
"Article  — . 
"Contracts  formally  entered  into  by  the  Spanish  Government  or  its  autho- 
rities  for  the  public  service  of  the  Islands  of  Cuba,  and  Porto  Rico,  the  Phi- 
lippines and  others  ceded  by  this  treaty,  and  which  contracts  are  still  unper- 
formed,  shall  continue  in  force  until  their  expiration  pursuant  to  the  terms 
thereof.  Such  contracts  as  also  cover  the  service  peculiar  to  Spain  or  any 
of  her  other  colonies,  the  new  Government  of  the  above  mentioned  islands 
shall  not  be  called  upon  to  carry  out,  save  only  in  so  far  as  the  terms  of 
said  contracts  relate  to  the  particular  service  or  treasnry  of  such  islands. 
The  new  Government  will  therefore,  as  regards  the  8aid  contracts,  be  holden 
to  all  the  rights  and  obligations  therein  attaching  to  the  Spanish  Government.  {| 
"List  of  Pending  Contracts  for  Public  Works  and  Services,  jj  "Mail  and  Trans- 
portation contract  with  the  Compaüla  Transatlantica.  ||  Contract  with  Engiish 
Company  ('Cnba  Submarine')  for  the  cable  on  the  söuth  of  Cuba.  ||  Gable 
contract,  Manila  to  Hong  Eong,  with  another  Engiish  Company  ('The  Ea8tern').|| 
Railroad  concesöion  from  Manila  to  Dagupan.  ||  All  other  concessions  for  rail- 
roads  now  in  Operation  or  under  construction  in  Cuba  or  Porto  Rico.  ||  The 
above  are  all  the  contracts  at  present  recalled,  although  it  cannot  be  stated 
that  there  are  not  others  relative  to  public  works  and  Services.  None  of 
recent  date.  ||  December  1,  1898."  ||  The  President  of  the  American  Commis- 
siou  stated  that  the  American  Commissioners  were  constrained  to  reject  these 
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Kr.  11985.  articles.    The  United  States  did  not  propose  to  repadiate  any  contract  foand 
^sultM»**  ^^^^  investigation  to  be  binding  ander  International  Law;  bat  no  such  claases 
and8iMuiiMi.as  now  proposcd  had  been  inserted  in  treaties  heretofore  made  by  the  United 
6.  Dl».  189a  gi^^gg  with  Spain,  France,  Mexico  and  Russia,  for  the  acquisition  of  territory; 
and  it  might  be  assumed  that  the  United  States  wonld  deal  jastly  and  eqai- 
tably  in  respect  of  contracts  that  were  binding  ander  the  principles  of  Inter- 
national Law.  II  The  foUowing  article,  proposed  by  the  Spanish  Gommission, 

was  then  read:  «t>  t.  . 

''BeUgion. 

"Article  — . 
The  Roman  Catholic  Apostolic  Religion,  its  institotions  and  ministers, 
shall  continae  to  enjoy  in  all  the  territories  which  are  the  sabject  of  this 
treaty  the  liberty  and  the  rights  in  the  andistarbed  possession  of  which  they 
are  at  present.  ||  The  members  of  this  Charch,  whatever  their  nationality,  shall 
continae  to  enjoy  the  same  liberty  they  now  enjoy  with  respect  to  the  pro- 
fession  of  their  religion  and  the  exercise  of  their  form  of  worship.  jj  The  Pre- 
sident of  the  American  Commission  stated  that  the  United  States  coald  make 
no  distinction  as  to  religion,  and  proposed  the  following  article: 

"Edigion. 
"Article  — . 
The  inhabitants  of  the  territory  over  which  Spain  relinquishes  or  cedes 
her  sovereignty  shall  be  secured  in  the  free  exercise  of  their  religion.  ||  The 
following  article,  proposed  by  the  Spanish  Commission,  was  read: 

«The  'Maine'. 
Draft  of  additional  articles  to  the  Treaty  of  Peace  with  the  United  States. 

*Maine\ 
"Article  — . 

At  the  reqnest  of  the  Spanish  Government,  the  two  High  Contracting 
Parties  agree  to  appoint  an  International  Commission  to  be  entrasted  with 
investigating  the  caases  of  and  responsibility  for  the  'Maine'  catastrophe  which 
occurred  in  the  harbor  of  Havana  on  Febraary  15,  1898.  This  International 
Commission  shall  be  composed  of  seven  experts  to  be  appointed  as  foUows: 
"Three  by  the  Spanish  Government  —  one  to  be  a  Spanish  sabject,  another 
a  British  sabject,  and'a  third  a  French  sabject.  ||  Three  by  the  United  States 
Government  —  one  to  be  a  Citizen  of  the  United  States,  another  a  British 
sabject,  and  a  third  a  French  sabject  ||  The  Commission  to  be  presided  over, 
with  a  deciding  vote,  by  a  German  expert,  chosen  by  mutaal  agreement  by 
the  Spanish  and  American  Governments.  ||  Shoald  no  agreement  be  reached 
hereon,  the  Spanish  (jk)vemment  shall  designate  one  person  and  the  United 
States  Government  another,  both  persons  to  be  experts  and  of  German  natio- 
nality,  the  choice  for  President  to  be  decided  by  lot  and  the  drawing  to  take 
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place  at  the  Department  of  State  at  Washington,  ||  The  expenses  of  this  Com-  Nr.  11985. 
mission  are  to  be  borne  in  equal  moieties  by  the  two  Governments,  the  Com-  ^  q^^ 
mission  to  meet  in  Havana  at  the  earliest  possible  moment  after  the  consent  and  Spanien, 
of  the  Governments  of  Germany,  France  and  Great  Britain  is  secured.  ||  in  *•  ^•■' ^^s. 
the  event  of  the  Spanish  Government  being  foand  responsible,  it  shall  pay  to 
the  United  States  its  share  of  the  expenses  of  the  Commission.  Further,  a 
Spanish  warship  mnst  go  to  New  York  and  salnte  the  flag  of  the  United 
States.  II  If,  on  the  contrary,  the  Commission  shall  decide  that  Spain  is  not 
responsible,  attribnting  the  catastrophe  to  an  accident  inside  the  vessel  or 
other  fortuitons  cause,  the  Government  of  the  United  States  shall  pay  to  Spain 
its  share  of  the  expenses  of  the  Commission.  ||  Moreover,  the  President  of  the 
United  States  shall  report  the  arbitral  award  to  the  Congress  of  the  United 
States,  setting  forth  in  the  official  message  the  righteons  conrse  of  the  Spanish 
natiOD."  II  This  article  was  rejected  by  the  American  Commissioners,  who  stated 
that  they  considered  the  case  as  closed.  ||  The  President  of  the  Spanish  Com- 
mission stated  that  he  was  anable  to  consider  it  as  closed,  since  the  President 
of  the  United  States  had  referred  to  it  in  bis  message  to  Congress  on  Monday 
last.  II  The  President  of  the  American  Commission  stated  that  the  American 
Commissioners  had  not  received  a  copy  of  the  message  and  therefore  had  not 
read  it.  ||  The  President  of  the  Spanish  Commission  replied  that  he  had  in  bis 
possession  an  extract  from  it,  which  he  could  produce.  |j  The  President  of  the 
American  Commission  answered  that  the  American  Commissioners  did  not  care 
to  continue  the  discossion  of  the  snbject  on  the  present  occasion.  ||  The  follo- 
wing  article  proposed  by  the  Spanish  Commissioners  was  read: 

^Pension  to  the  Duke  of  Veragua. 
"Article  — . 
The  United  States  will  continue  paying  to  the  descendants  of  the  Great 
Discoverer  of  America,  Christopher  Colambns,  the  portion  still  payable  of  the 
Pension  they  have  been  collecting  since  the  time  of  their  illustrions  predeces- 
sor,  as  a  proof  of  the  gratitnde  of  modern  civilization  which  Spain  has  been 
paying.  ||  This  pension,  since  the  Royal  Order  of  November  11,  1829,  has  been 
redaced  to  the  two  sums  following:  ||  $  3,400  (hard  dollars)  annually,  chargo- 
able  to  the  treasury  of  Porto  Rico  and  |  4,000  (like  dollars)  to  the  treasury 
of  Manila.  ||  The  United  States  and  the  said  descendants  by  mutaal  agreement 
may  fix  the  principal  represented  by  these  pensions  and  liquidate  the  lattcr  by 
delivering  over  the  principal  thus  agreed  on,  if  deemed  mutually  advisable." 
The  American  Commissioners  stated  that  they  rejected  this  article.  ||  The  follo- 
wing article,  proposed  by  the  Spanish  Commissioners,  was  read: 

'^Deposits  and  Bonds, 
"Article  — . 
Moneys  received  by  Government  Offices  and  establishments  in  the  afore- 
said  territories  from  Spanish  Citizens  in  the  way  of  deposits,  consignments, 
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Nr.  11985.  loans  and  security  of  all  kinds  sball  be  retumed  to  the  lawfal  owners,  whe- 

^sufttJm*  ^^^^^  proper,   eitber   because   of  the  expiration  of  the  time  for  which  they 

and  Spanien,  were  made,  or  becaase  of  the  fnlfilment  of  the  priocipal  obligations  by  them 

6.  Des.  1898.  guaranteed.    This  restitution  shall  be  made  by  the  Head  of  the  Office  where 

the  sums  of  money  were  deposited,  consigned,  loaned,  or  giten  as  security; 

and   in  defanlt  thereof  by  whoever  is  responsible  for  such  sums  ander  the 

law."  II  The  American  Commissioners  stated  that  they  Vejected  this  article.  ||  The 

foUowing  artick)  proposed  by  the  Spanish  (TommissiODers,  was  then  read: 

''Constds. 
Article  — . 
Spain  shall  have  the  power  to  establish  Gonsnlar  officers  in  the  ports 
and  places  of  the  territories,  the  sovereignty  over  which  has  been  eitber 
relinqnished  or  ceded  by  the  present  treaty."  ||  This  article  the  American 
Commissioners  accepted.  ||  The  following  article,  proposed  by  the  Spanish 
Commissioners,  was  then  read: 

^^Jurisdiction  of  Courts. 
"Article  —■. 
The  Spaniards  residing  in  the  said  territories  shall  be  subject  in  matters 
civil  as  well  as  criminal  to  the  Jurisdiction  of  the  Courts  of  the  country 
wherein  they  reside,  pursuant  to  the  ordinary  laws  governing  the  same;  and 
they  shall  have  the  right  to  appear  before  said  Courts,  and  to  pursue  the 
same  course  as  Citizens  of  the  country  to  which  the  Courts  belong."  ||  This 
article  the  American  Commissioners  accepted.  ||  The  following  article,  proposed 
by  the  Spanish  Commissioners,  was  read: 

**Jurisdiäion  of  Courts. 
"Article  — . 
Civil  and  criminal  actions  and  suits  against  the  Government  that  may 
be  pending  at  the  time  of  the  exchange  of  the  ratifications  of  this  treaty,  to 
which  the  Citizens  of  the  countries  the  sovereignty  over  which  has  been  relin- 
quished  or  ceded  are  a  party  and  who  pursuant  to  such  treaty  cease  to  be 
Spaniards  shall  be  tried  and  determined  subject  to  the  following  rules:  ||  "First. 
Judgments  rendered  eitber  in  civil  or  criminal  matters,  before  the  date  afore- 
said,  and  with  respect  to  which  there  is  no  recourse,  under  the  Spanish  law, 
shall  be  deemed  to  be  final,  and  shall  be  executed  in  due  form  by  competent 
authority  in  the  territory  within  which  such  judgments  should  be  carried  out 
"Second.  Personal  actions  and  cases  against  the  Government  which  may  be 
pending  before  the  Courts  of  the  Peninsula  or  the  Islands  adjacent  thereto, 
wherein  a  Citizen  of  the  said  territories  who  by  this  treaty  ceases  to  be  a 
Spaniard  is  the  plaintiff,  shall,  if  the  defendant  is  a  Spaniard,  continue  to 
l^e  tried  in    due  form  before  the  said  Courts  to  the  rendition   of  the   final 
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judgment.    Personal   actions   wherein   the   defendant  is   an   inhabitant  of  the  Nr.  ii985. 
said  territories  which  by  this  treaty  cease  to  be  Spanish,  shall  be  tried  by  ^g^^^^^^^* 
the  competent  Court  of  the  domicile  of  the  defendant    Actions  "in  rem"  or  and  Spanien. 
mixed  actions,  when  the  immovable  property  in   litigation  is  situate  in  the  **  ^**' ^®^^' 
Peninsola  or  adjacent  islands,  shall  be  pursued  to  final  judgment  and  until 
the  same  is  executed  before  the  Courts   having  cognizance  thereof.  ||  "Third. 
Criminal  actions   pending   on   said  date  before  the  Supreme  Court  of  Spain 
against  Citizens  of  the  territory  relinquished  and  ceded,  which  ceases  to  be 
Spanish  by  this  treaty,  shall  continue  under  its  Jurisdiction  until  final  judg- 
ment; but  this  haviog  been  once  rendered,  the  cases  shall  pass  for  execntion 
to  the  Jurisdiction   of  the  competent  Court  at   the    place   where   the   same 
should  be  carried  out/'  ||  The  American  Commissioners  proposed,  in  place  of 
the  foregoing  article,  the  following: 

"Jurisdiction  of  Courts. 
"Article  — . 
Judicial  proceeding  pending  at  at  the  time  of  the  exchange  of  ratifications 
of  this  treaty  in  the  territories  over  which  Spain  relinquishes  or  cedes  her 
Bovereignty  shall  be  determined  according  to  the  following  rules:  ||  "1.  Judg- 
ments  rendered  either  in  civil  suits  between  private  individuals,  or  in  criminal 
matters,  before  the  date  mentioned,  and  with  respect  to  which  there  is  no 
recourse  or  right  of  review  under  the  Spanish  law,  shall  be  deemed  to  be 
finaJ,  and  shall  be  executed  in  due  form  by  competent  authority  in  the  terri- 
tory within  which  such  judgments  should  be  carried  out.  ||  **2,  Civil  suits 
between  private  individuals  which  may  on  the  date  mentioned  be  undetermined 
shall  be  prosecuted  to  judgment  before  the  Court  in  which  they  may  then  be 
pending,  or  in  the  Court  that  may  be  substituted  therefor.  ||  "3.  Criminal 
actions  pending  on  the  date  mentioned  before  the  Supreme  Court  of  Spain 
against  Citizens  of  the  territory  which  by  this  treaty  ceases  to  be  Spanish 
shall  continue  under  its  Jurisdiction  until  final  judgment;  but  such  judgment 
having  been  rendered,  the  execution  thereof  shall  be  committed  to  the  com- 
petent authority  of  the  place  in  which  the  case  arose."  ||  The  following  article, 
proposed  by  the  Spanish  Commissioners,  was  read: 

**Copprights  and  Patents, 
"Article  — . 
The  rights  of  property  secured  by  Copyrights  and  patents  acquired  by 
Spaniards  in  the  islands  of  Cuba,  and  Porto-Bico,  the  Philippines,  and  all 
other  territories  ceded,  at  the  time  of  the  exchange  of  the  ratifications  of  this 
treaty,  shall  continue  to  be  respected.  Spanish  scientific,  literary  and  artistic 
Works,  not  subversive  of  public  order  in  the  said  territories,  shall  continue  to 
be  admitted  free  of  duty  in  the  said  territories,  for  twenty-five  (25)  years,  to 
be  reckoued  from  the  date  of  the  exchange  of  the  ratifications  of  this  treaty 
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Nr.  11985.  and   the  proprietary   rights   of  their  authors  shall   be  protected  for  a  like 
^stllun**  P^riod."  II  The  American  Coramissioners  proposed,  as  a  Substitute,  the  foUovring 

und  Spanien,  article : 

8.  D«.  1898.  *' Copyright  and  Patents. 

"Article  — . 
The  rights  of  property  secured  by  Copyrights  and  patents  acquired  by 
Spaniards  in  the  island  of  Cuba,  and  in  Porto-Rico,  the  Philippines,  and  other 
ceded  territories,  at  the  time  of  the  exchange  of  the  ratifications  of  this 
treaty,  shall  continue  to  be  respected.  Spanish  scientific,  literary  and  artistie 
works,  not  subversive  of  public  order  in  the  territories  in  question  shall 
continue  to  be  admitted  free  of  duty  into  such  territories,  for  the  period  of 
ten  years,  to  be  reckoned  from  the  date  of  the  exchange  of  the  ratifications 
of  this  treaty.''  ||  The  reading  of  the  articles  proposed  by  the  Spanish  Com- 
missioners  having  been  completed,  the  President  of  the  American  Commission 
stated  that  it  was  his  understanding  that  the  articles  proposed  by  the 
American  Commissioners  would  be  accepted  or  rejected  by  the  Spanish  Com- 
missioners  at  the  next  meeting.  ||  The  President  of  the  Spanish  Commission 
rcplied  that  the  Spanish  Commissioners  would  pursue  the  same  course  with 
respect  to  the  American  articles  as  the  American  Commissioners  had  pursued 
with  reference  to  the  Spanish  articles.  ||  On  motion  of  the  American  Com- 
missioners the  Conference  was  adjourned  tili  to-morrow,  Wednesday,  the  7th 
of  Deccmber,  without  prejudice  to  the  right  of  the  Spanish  Commissioners  to 
request  a  postponement 

William  R.  Day. 

Cushman  E.  Davis. 

Wm.  P.  Frye. 

Geo.  Gray. 

Whitelaw  Beid. 

John  B.  Moore. 


Nr.    11986.    VEKEIHIGTE  STAATEN  und  8PANIEH.  —  21.  Sitzung. 
Fortsetaung  derselben  Diskussion. 

8.  Dezember  1898. 

Nr.  1198«.  The  Spanish   Commissioners  proposed  that  the  American  Commissioners 

^B^^^  modify  the  clause  presented  by  them  and  mentioned  in  the  protocol  of  the 

und  Spanien,  last  scssion  relatiug  to  the  limiting  of  the  obligations  of  the  United  States  in 

8.  D«i.  1898.  Q^Y^^  ^^  ^jjg  ^^  ^^  .^g  occupation  thereof.  ||  The  American  Commissioners 

took  this  proposition  under  consideration  and  submitted  to  the  Conference  a 

new  wording  of  the  clause  which  was  approved  and  which  is  as  follows:  ||  "It 

is  understood  that  any  obligations  assumed  in  this  treaty  by  the  United  States 

with  respect  to  Cuba  are  limited  to  the  time  of  their  occupancy  thereof;  but 

they  will,  upon  the  termination  of  such  occupancy,  advise  any  Government 
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established  in  the  island  to  assume  ttie  same  obligations."  ||  The  Spanish  Nr.  11986. 
Commissioners  observed  that  although  the  American  Commissioners  had  re-  1^^^*^ 
jected  at  the  last  session  the  article  presented  bv  the  Spanish  Commissioners  und  Spanien. 

8  Doz  1898 

relating  to  the  „Maine/'  they  considered  it  their  dutj  to  insist  upon  this 
qaestion  being  submitted  to  arbitration.  ||  The  American  Commissioners  ans- 
wered,  referring  to  the  observations  made  bj  them  on  this  sabject  at  the 
last  Session.  ||  The  Spanish  Commissioners  replied  that  since  this  new  proposal 
for  arbitration  was  also  rejected,  they  would  ask  the  American  Commissioners 
to  be  pleased  to  propose  some  method  of  Clearing  np  the  matter  of  the 
yjMaine,"  and  the  responsibility  growing  ont  of  it,  so  that  the  unjost  prejadice 
against  Spain  shown  in  the  United  States  by  reason  of  an  incomplete  investi- 
gation  might  disappear,  and  the  resentment  of  Spain,  because  the  uprightness 
of  her  anthorities  or  snbjects,  and  the  capacity  of  her  administration  to  gna- 
rantee  the  safety  in  her  ports  of  vessels  of  a  nation  with  which  she  was  at 
peace,  had  been  placed  in  donbt,  might  also  be  blotted  out.  ||  The  American 
Commissioners  replied  that  they  had  no  method  to  propose.  ||  The  President 
of  the  Spanish  Commission,  porsuant  to  the  roles,  presented  a  memorandum, 
which  is  hereto  annexed,  in  support  of  the  propositions  re  jected  by  the 
American  Commissioners  at  the  last  session.  ||  The  American  Interpreter  pro- 
ceeded  to  translate  the  Memorandum  and  to  read  it  in  English.  ||  The  Presi- 
dent of  the  American  Commission  reserved  the  right  to  reply  in  writing  to 
the  memorandnm  at  the  next  session«  ||  After  explanations  interchanged  by 
the  Presidents  of  the  two  Commissions,  such  articles  presented  by  the  Spanish 
Commissioners  as  were  accepted  or  modified  by  the  American  Commissioners 
were  approved.  ||  The  reading  of  the  arti<des  presented  by  the  American  Com- 
mission was  then  entered  upon.  ||  The  articles  were  read,  one  by  one,  in  the 
Order  in  which  they  stood.  ||  The  first  was  as  foUows: 

"Article  — . 
'^Spain  hereby  cedes  to  the  United  States  the  island  varionsly  known  as 
Kasaie,  Ualan,  or  Strong  Island,  in  the  Carolines;  and  also  concedes  to  the 
United  States  the  right  to  land  telegraph  cables  in  the  Canary  Islands,  or  on 
any  territory  owned  by  Spain  on  the  coast  of  Afrioa,  or  in  the  Peninsala.|| 
"In  consideration  of  wbat  is  set  forth  in  this  article,  the  United  States  will 
pay  to  Spain  the  sam  of  one  million  dollars,  (I  1,000,000)  within  throe  months 
from  the  exch^ge  of  the  ratifications  of  the  present  treaty.''  ||  The  President 
of  the  Spanish  Commission  declared  that  even  in  the  event  of  an  agreement 
being  reached  upon  this  article,  it  wonld  have  to  figore  elsewhere  than  in 
the  treaty,  as  it  was  foreign  thereto;  bat  that  he  was  compelled  to  reject  it, 
because  the  Spanish  Government  at  this  time  neither  entertained  the  idea  of 
disposing  of  one  of  the  Caroline  Islands,  nor  could  it  do  so  for  want  of  Con- 
stitutional  authority,  previous  authorization  of  the  Cortes  being  necessary  in 
the  premises.    Neither  could  what  related  to  cable  landings  be  accepted,  be- 
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Nr.  11986.  cause  If  stipulatcd  in  a  treaty  it  might  imply  an   easement  on  the  national 

^steTu^  territory  which  the  Spanish  Government  was  not  empowered  to  create,  and 

and  Spanien,  because  any  American  Company  might  request  through  the  execntive  Channel 

8.  De».  1898.  j^  other  alien  companies  have  done,  such  a  concession,  which  was  foreign  to 

an  international  treaty.  ||  The  following  article  was  then  read: 

"Article. 
*'In  conformity  with  the  understanding  established  by  an  exchange  of 
notes  in  the  year  1886,  Spain  agrees  that  American  missions  and  missionaries 
shall  be  allowed  to  resume  and  hereafter  freely  to  carry  on  theit  woric  In 
the  Caroline  Islands  that  remain  ander  Spanish  sovereignty,  ||  The  President 
of  the  Spanish  Commission  observed  that  it  was  not  known  that  any  claim 
was  pending  in  the  premises  and  that  as  the  Constitution  of  the  State  laid 
down  the  rights  of  private  individuals  in  religious  matters,  there  was  nothing 
in  this  regard  to  insert  in  the  treaty.  ||  The  following  article  was  then  read: 

"Article. 
''The  United  States  and  Spain  will  reciprocally  accord  to  the  ships  of 
each  other,  in  their  respective  ports,  most  favored  nation  treatment,  in  respect 
of  all  port  charges,  including  entrance  and  clearance  dues,  light  dues  and 
tonnage  duties.  ||  'It  is  farther  agreed  that  the  two  Governments  will  enter 
into  negotiations  with  a  view  to  the  conclusion  of  a  commercial  Convention." '; 
In  place  of  the  first  paragraph,  the  American  Commissioners  now  propose  the 
following:  ||  "Spain  will  in  her  ports  accord  to  vessels  of  the  United  States 
the  same  treatment  in  respect  of  all  port  charges,  iucluding  entrance  and 
clearance  dues,  light  dues,  and  tonnage  duties,  as  is  accorded  to  Spanish 
vessels  in  the  ports  of  the  United  States."  1  The  President  of  the  Spanish 
Commission  objected  to  the  second  paragraph  of  the  article  as  unnecessary; 
and  suggested  that  the  first  paragraph  be  amended  so  that  it  should  be  reci- 
procal  in  its  provisions  and  be  limited  as  to  itd  duration.  ||  After  discussion, 
the  following  article  was  drawn  up:  ||  "The  Government  of  each  country  will, 
for  the  term  of  ten  years,  accord  to  the  merchant  vessels  of  the  other  country 
the  same  treatment  in  respect  of  all  port  charges,  including  entrance  dues, 
light  dues  and  tonnage  duties,  as  it  accords  to  its  ovm  mercbaut  vessels  not 
engaged  in  the  coastwise  trade.  This  article  may  at  any  time  be  terminated 
on  six  months'  notice  given  by  either  Government  to  the  other."  ||  The  follo- 
wing article  was  then  read: 

"Article. 

"The  following  treaty  stipulations  heretofore  entered  into  by  the  United 
States  and  Spain  shall  be  held  to  continue  in  force:  ||  "Treaty  of  October  27, 
1795,  so  far  as  it  is  confirmed  by  Article  XII  of  the  Treaty  of  February  22, 
1819;  II  "Treaty  of  February  22,  1819,  so  far  as  its  provisions  have  not  been 
executed  or  become  obsolete;    ||  "Convention  of  February  17,  1834,  for  the 
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settlement  of  Claims;  ||  "Agreement  of  February  11—12,  1871,  for  the  settle-  «»••  ii»w. 
ment  of  Claims,  Article  VII;  ||  "Convention  of  Janaary  6,  1877,  and  the  supple-  ^q^^ 
mentarj  conrention   of  August  7,  1882,   for   the   extradition  of  criminal8;||'i«d8p«»»»n. 

8.  Dos  1898 

"Protocol  of  January  7,  1877,  conceming  Judicial  procedure;  ||  "Convention 
of  June  19,  1882,  conceming  trade-marks;  and  the  agreement  between  the 
two  coontries  in  relation  to  international  Copyright.  ||  The  President  of  the. 
Spanish  Commission  stated  that  the  Spanish  Commissioners  were  unable  to 
accept  this  article.  6ome  of  the  treaties  to  which  it  referred  were  obsolete 
or  related  to  conditions  which  no  longer  existed,  and  it  would  involve  a  more 
extended  examination  than  the  Joint  Commission  was  in  a  poisition  to  give. 
But  this  did  not  imply  that  the  two  Governments  might  not  take  up  the  sub- 
ject  themselves.  ||  The  American  Commissioners  inquired  whether  the  objection 
of  the  President  of  the  Spanish  Commission  applied  to  the  extradition  trea- 
ties. II  The  President  of  the  Spanish  Commission  replied  that  it  did,  as  those 
treaties  needed  revision.  ||  The  American  Commissioners  urged  the  revival  of  the 
extradition  treaties,  the  Convention  concerning  trade-marks,  and  the  agreement 
in  relation  to  international  Copyright;  and  proposed  that,  in  view  of  the  imme- 
diate  importance  of  the  subjects  to  which  they  related,  they  should,  if  the 
Spanish  Commissioners  were  not  prepared  to  revive  them  fully,  be  revided 
temporarily  as  a  modus  vivendi,  for  a  period  of  a  year  or  even  for  six 
months,  so  as  to  enable  the  two  Governments  to  consider  the  question  of 
their  renewal.  ||  The  President  or  the  Spanish  Commission  adhered  to  the 
Views  which  he  had  expressed,  and  the  article  was  rejected.  ||  The  following 

article  was  then  read: 

"Article. 

"The  present  treaty  shall  be  ratified  by  the  President  of  the  United 
States,  by  and  with  the  ad  vice  and  consent  of  the  Senate  thereof,  and  by 
Her  Majesty  the  Queen  Regent  of  Spain;  and  the  ratifications  shall  be  ex- 
changed  at  Washington  within  six  months  from  the  date  hereof,  or  earlier 
if  possible.  ||  "In  faith  whereof,  we,  the  respective  Plenipotentiaries,  have  signed 
this   treaty,   and   have   hereunto   affixed   our   seals.  ||  "Done  in   duplicate  at 

Paris,  the day  of in  the  year  of  Our  Lord,  one  thousand  eight 

hundred  and  ninety  eight."  ||  This  article  was  accepted.  ||  The  Conference  was 
then  adjourned,  with  the  understanding  that  the  Joint  Commission  should 
reassemble  for  the  purpose  of  signing  the  treaty,  whenever  it  should  be 
ready  for  signature;  and  that,  in  the  mean  time,  each  Commission  might 
communicate  to  the  other  any  memoranda  which  it  should  desire  to  file 
under  the  rules. 


Digitized  by 


Google 


102    Friedensverhandlangen  zwischen  d.  Verein.  Staaten  t.  Amerika  u.  Spanien  1896  etc. 

Nr.  11987.   VEBEiinoTE  Staaten  und  spahien.  ~  22.  sitzang. 

UnterzeichniiDg  des  Friedens. 

10.  Dezember  1898. 

Nr.  11987.  Present:  od  the  pari  of  the  United  States:  Messrs:  Day,  Dayis,  Frye, 

^sti^  Gray,  Reid,  Moore,  Fergusson. 

and  Spanien.         Od  tho  part  of  Spain:  Messrs:  Montero  Rfos,  Abarznza,  Garnica,  Villa- 
io.Dex.i898.^j^^.^  Cerero,  Ojeda. 

The  protocol  of  the  preceeding  session  was  read  and  approved. 

The  American  Commissioners  presented  a  written  replj  to  the  memo- 
randum  of  the  Spanish  Commissioners  read  at  the  last  session«  The  reply  is 
hereto  annexed. 

The  Treaty  of  Peace  (Annex  No.  2.)  was  read  and  approved  and  was 
signed  by  Plenipotentiaries  of  the  two  High  Contracting  Parties. 

The  President  of  the  Spanish  Commission  expressed  his  thanks  to  the 
American  Commissioners  for  the  kind  pbrases  with  which  thdr  last  memo- 
random  conclnded.  He  had  mach  pleasore  in  acknowledging  also  the  coortesy 
and  consideration  which  had  been  shown  by  them  in  their  personal  interconrse 
daring  the  continuance  of  the  negociations,  which,  however  painful  to  the 
Spanish  Commissioners,  woold  leave  with  them  the  personal  remembrance  of 
the  attentions  which  had  been  bestowed  npon  them  by  the  worthy  members 
of  the  American  Commission.  The  President  of  the  American  Commission 
replied  that  the  words  to  which  the  President  of  the  Spanish  Commission 
referred  were  bat  the  spontaneous  expression  of  the  trae  feelings  of  the 
American  Commissioners  toward  the  Spanish  Commissioners,  for  whom  they 
entertained  sentiments  of  the  highest  esteem  and  regard.  ||  The  protocol  of 
this  Session  was  read  and  approved,  and  the  Joint  Commission  ended  its  labors. 

Eugenio  Montero  Rlos.  William  R.  Day. 

B.  de  Abarznza.  Cashman  E.  Davis. 

J.  de  Garnica.  Wm.  P.  Frye. 

W.  R.  de  Villa  Urratia.  Geo.  Gray. 

Rafael  Cerero.  Whitelaw  Reid. 

Emilio  de  Ojeda.  John  B.  Moore. 


Nr.    11988.     VEREIKIGTE  STAATEN  nnd  8PAHIEN.   —   Friedens- 
vertrag. 

Paris,  10.  Dezember  1898. 

Nr.  11688.  The  United   States  of  America  and  Her  Majesty  the  Qneen  Regent  of 

^suir^^  Spain,  in  the  Name  of  Her  Aagast  Son  Don  Alfonso  XIII,  desiring   to  end 

und  Spanien,  the  State  of  war  now  existing  between  the  two  conntries,  have  for  that  pur- 

ioDez.i898.poge  appointcd  as  Plenipotentiaries:  ||  The  President  of  the  United  States,  || 

William   R.  Day,   Cashman  K.  Davis,   William  P.  Frye,   George   Gray,   and 

Whitelaw  Reid,  Citizens  of  the  United  States;  ||  And  Her  Miyesty  the  Queen 

Regent  of  Spain,  ||  Don  Eagenio  Montero  Rlos,  President  of  the  Senate,  Don 
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Buenaventura   de  Abarzuza,  Senator  of  the  Kingdom   and  ex-Minister  of  the  vw^^iii^o 

Crown,  Don  Jos^  de  Garnica,  Depnty  to  the  Cortes  and  Associate  Justice  of    stMt«i 

the  Snpreme  Court;  Don  Wenceslao  Ramirez  de  Villa-Urrutia,  Envoy  Extra-  "o"?)^7^' 

ordinary  and  Minister  Plenipotentiary  at  Brüssels,  and   Don   Rafael  Cerero, 

General  of  Devision;  ||  Who  having  assembled  in  Paris,  and  having  exchanged 

their   füll  powers,  which  were  found   to   be  in   due  and  proper  form,  have, 

after   discussion    of    the   matters    before    them,    agreed   upon    the   foUowing 

articles: 

Article  L 

Spain  relinquishes  all  claim  of  sovereignty  over  and  title  to  Cuba.  ||  And 
as  the  Island  is,  upon  its  evacuation  by  Spain,  to  be  occupied  by  the  United 
States,  the  United  States  will,  so  long  as  such  occupation  shall  last,  assume 
and  discharge  the  obligations  that  may  under  international  law  result  from 
the  fact  of  its  occupation,  for  the  protection  of  life  and  property. 

Article  11. 
Spain  cedes  to  the  United  States  the  'island  of  Porto  Rico   and   other 
Islands  now  under  Spanish  sovereignty  in  the  West  Indies,  and  the  island  of 
Guam  in  the  Marianas  or  Ladrones. 

Article  IIL 
Spain  cedes  to  the  United  States  the  archipelago  known  as  the  Philippine 
Islands,  and  comprehending  the  Islands  lying  within  the  following  line;  ||  A 
line  running  from  west  to  east  along  or  near  the  twentieth  parallel  of  north 
latitude,  and  through  the  middle  of  the  navigable  Channel  of  Bachi,  from  the 
one  hundred  and  eighteenth  (118th)  to  the  one  hundred  and  twenty-seventh 
(127  th)  degree  meridian  of  longitude  east  of  Greenwich,  thence  along  the 
one  hundred  and  twenty-seventh  (127  th)  degree  meridian  of  longitude  east 
of  Greenwich  to  the  parallel  of  four  degrees  and  forty-five  minutes  (4°  45*) 
north  latitude,  thence  along  the  parallel  of  four  degrees  and  forty -üve  minutes 
(4^  450  i^i'th  latitude  to  its  intersection  with  the  meridian  of  longitude  one 
hundred  and  nineteen  degrees  and  thirty-five  minutes  (119**  35')  east  of 
Greenwich,  thence  along  the  meridian  of  longitude  one  hundred  and  nineteen 
degrees  and  thirty-five  minutes  (119^  35')  east  of  Greenwich  to  the  parallel 
of  latitude  seven  degrees  and  forty  minutes  (7°  40*)  north,  thence  along  the 
parallel  of  latitude  seven  degrees  and  forty  minutes  (7^  40')  north  to  its 
intersection  with  the  one  hundred  and  sixteenth  (116th)  degree  meridian  of 
longitude  east  of  Greenwich,  thence  by  a  direct  line  to  the  intersection  of 
the  tenth  (lOth)  degree  parallel  of  north  latitude  with  the  one  hundred  and 
eighteenth  (llSth)  degree  meridian  of  longitude  east  of  Greenwich,  and  thence 
along  the  one  hundred  and  eighteenth  (llSth)  degree  meridian  of  longitude 
east  of  Greenwich  to  the  point  of  beginning.  ||  The  United  States  will  pay  to 
Spain  the  sum  of  twenty  million  dollars  {$  20,000,000)  within  three  months 
after  the  exchange  of  the  ratifications  of  the  present  treaty. 
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Nr.  11988.  Article  IV. 

Stuten  The  United  States  will,  for  the  term  of  ten  years  from  the  date  of  the 

und  Spanien,  exchange  of  tho  ratifications  of  the  present  treaty,   admit  Spanish  ships  and 
'  merchandise   to  the  ports   of  the  Philippine  Islands   on   the   same   terms  as 
ships  and  merchandise  of  the  United  States. 

Article  V. 
The  United  States  will,  upon  the  Signatare  of  the  present  treaty,  send 
back  to  Spain,  at  its  own  cost,  the  Spanish  soldiers  taken  as  prisoners  of 
war  on  the  capture  of  Manila  by  the  American  forces.  The  arms  of  the 
soldiers  in  question  shall  be  restored  to  them.  ||  Spain  will,  npon  the  exchange 
of  the  ratifications  of  the  present  treaty,  proceed  to  evacuate  the  Philippines, 
as  well  as  the  Island  of  Guam,  on  terms  similar  to  those  agreed  upon  by 
the  Commissioners  appointed  to  arrange  for  the  evacuation  of  Porto  Rico  and 
other  Islands  in  the  West  Indies,  under  the  Protocol  of  August  12,  1898, 
which  is  to  continue  in  force  tili  its  provisions  are  completely  executed.  || 
The  time  within  which  the  evacuation  of  the  Philippine  Islands  and  Guam 
shall  be  completed  shall  be  fixed  by  the  two  Governments.  Stands  of  colors, 
uncaptured  war  vessels,  small  arms,  guns  of  all  calibres,  with  their  carriages 
and  accessories,  powder,  ammunition,  livestock,  and  materials  and  supplies 
of  all  kinds,  belonging  to  the  land  and  naval  forces  of  Spain  in  the  Philip- 
pines and  Guam,  remain  the  property  of  Spain.  Pieces  of  heavy  ordnance, 
exclusive  of  field  artillery,  in  the  fortifications  and  coast  defences,  shall  remain 
in  their  emplacements  for  the  term  of  six  months,  to  be  reckoned  from  the 
exchange  of  ratifications  of  the  treaty;  and  the  United  States  may  in  the  mean 
time,  purchase  such  raaterial  from  Spain,  if  a  satisfactory  agreement  between 
the  two  Governments  on  the  subject  shall  be  reached. 

Article  VI. 
Spain  will,  upon  the  signature  of  the  present  treaty,  release  all  prisoners 
of  war,  and  all  persons  detained  or  imprisoned  for  political  offences,  in  con- 
nection  with  the  insurrections  in  Cuba  and  the  Philippines  and  the  war  with 
the  United  States.  ||  Reciprocally  the  United  States  will  release  all  persons 
made  prisoners  of  war  by  the  American  forces,  and  will  undertake  to  obtain 
the  release  of  all  Spanish  prisoners  in  the  hands  of  the  insurgents  in  Cuba 
and  the  Philippines.  ||  The  Government  of  the  United  States  will  at  its  own 
cost  return  to  Spain  and  the  Government  of  Spain  will  at  its  own  cost  return 
to  the  United  States,  Cuba,  Porto-Rico,  and  the  Philippines,  according  to  the 
Situation  of  their  respective  homes,  prisoners  released  or  caused  to  be  released 
by  them,  respectively,  under  this  article. 

Article  VII. 
The  United  States  and  Spain  mutually  relinquish  all  Claims  for  indemnity, 
national  and  indivldual,  of  every  kind,  of  either  Government,  or  of  its  Citizens 
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or  snbjects,  against  the  other  Goveminent,  that  may  have  arisen  since  the  Nr.  ii98S. 
beginning  of  the  late  insarrection  in  Gaba  and  prior  to  the  exchange  of  rati-    ^^X^ 
fications  of  the  present   treaty,  including  all   Claims   for  indemnity  for  the^n^sp^«»- 
war.  II  The  United  States  will  adjadicate  and  settle  the  Claims  of  its  Citizens    '  ^' 
against  Spain  relinquished  in  this  article. 

Article  Vm. 
In  conformity  with  the  proTisions  of  Articles  I,  11,  and  III  of  this  treaty 
Spain  relinqoishes  in  Cnba,  and  cedes  in  Porto  Rico  and  other  islands  in  the 
West  Indies,  in  the  island  of  Gnam,  and  in  the  Philippine  Archipelago,  all 
the  bnildings,  wharves,  barracks,  forts,  stmotores,  public  highways  and  other 
immovable  property  which,  in  conformity  with  law,  belong  to  the  pablic 
domain,  and  as  such  belong  to  the  Crown  of  Spain.  ||  And  it  is  hereby  de- 
clared  that  the  relinqnishment  or  cession,  as  the  case  may  be,  to  which  the 
preceding  paragraph  refers,  cannot  in  any  respect  impair  the  property  or 
rights  which  by  law  belong  to  the  peacefnl  possession  of  property  of  all  kinds 
of  provinces,  monicipalities,  pablic  or  private  establishments,  ecclesiastical  or 
civic  bodies,  or  any  other  associations  having  legal  capacity  to  acquire  and 
possess  property  in  the  aforesaid  territories  renounced  or  ceded,  or  of  private 
individnals,  of  whatsoever  nationality  such  individuals  may  be.  ||  The  aforesaid 
relinqnishment  or  cession,  as  the  case  may  be,  includes  all  documents  exclusi- 
vely  referring  to  the  sovereignty  relinquished  or  ceded  that  may  exist  in  the 
archives  of  the  Peninsnla.  Where  any  document  in  such  archives  only  in 
part  relates  to  said  sovereignty,  a  copy  of  such  part  will  be  furnished  whe- 
never  it  shall  be  reqnested.  Like  rules  shall  be  reciprocally  observed  in 
favor  of  Spain  in  respect  of  documents  in  the  archives  of  the  islands  above 
referred  to.  ||  In  the  aforesaid  relinqnishment  or  cession,  as  the  case  may  be, 
are  also  inclnded  such  rights  as  the  crown  of  Spain  and  its  authorities  pos- 
sess in  respect  of  the  official  archives  and  records,  executive  as  well  as 
judicial,  in  the  islands  above  referred  to,  which  relate  to  said  islands  or  the 
rights  and  property  of  their  inhabitants.  Such  archives  and  records  shall  be 
carefully  preserved,  aud  private  persons  shall  without  distinctiou  have  the 
right  to  require,  in  accordance  with  law,  authenticated  copies  of  the  contracts, 
wills  and  other  Instruments  forming  part  of  notarial  protocols  or  which  may 
be  contained  in  the  executive  or  judicial  archives,  be  the  latter  in  Spain  or 
in  the  islands  aforesaid. 

Article  IX. 

Spanish  snbjects,  natives  of  the  Peninsula,  residing  in  the  territory  over 
which  Spain  by  the  present  treaty  relinquishes  or  cedes  her  sovereignty,  may 
remain  in  such  territory  or  may  remove  therefrom,  retaining  in  either  event 
all  their  rights  of  property,  including  the  right  to  seil  or  dispose  of  such 
property  or  of  its  proceeds;  and  they  shall  also  have  the  right  to  carry  on 
their  industry,   commerce  and  professions,   beiug  subject  in  respect  thereof  to 
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.Mr.  11968.  such  laws  as  are  applicable  to  other  foreigners.    In  case  they  remain  in  the 

^stLte?*  territorj  they  may  preserve  their  allegiance  tu  the  Crown  of  Spain  by  making, 

und  spaniMi.  before  a  coart  of  record,   within  a  year   from   the   date   of  the  exchange  of 

10  Dm  1886 

'  ratifications  of  this  treaty,  a  declaration  of  their  decision  to  preserve  such 
allegiance;  in  default  of  which  declaration  they  shall  be  held  to  have  renoonced 
it  and  to  have  adopted  the  nationality  of  the  territory  in  which  they  may 
reside.  ||  The  civil  rights  and  political  Status  of  the  native  inhabitants  of  the 
territories  hereby  ceded  to  the  United  States  shall  be  determined  by  the 
Congress. 

Article  X. 

The  inhabitants  of  the  territories  over  which  Spain  relinquishes  or  cedes 
her  sovereignty  shall  be  secured  in  the  free  ezercise  of  their  religion. 

Article  XL 
The  Spaniards  residing  in  the  territories  over  which  Spain  by  this  treaty 
cedes  or  reUnquishes  her  sovereignty  shall  be  subject  in  matters  civil  as  well 
as  criminal  to  the  Jurisdiction  of  the  courts  of  the  country  wherein  the  reside, 
pursuant  to  the  ordinary  laws  governing  the  same;  and  they  shall  have  the 
right  to  appear  before  such  courts,  and  to  pursue  the  same  course  as  Citizens 
of  the  country  to  which  the  courts  belong. 

Article  XII. 
Judicial  procecdings  pending  at  the  time  of  the  exchange  of  ratifications 
of  this  treaty  in  the  territories  over  which  Spain  relinquishes  or  cedes  her 
sovereignty  shall  be  determined  according  to  the  following  rules:  ||  1.  Judg- 
ments  rendered  either  in  civil  suits  between  private  individuals,  or  in  criminal 
matters,  before  the  date  mentioned,  and  with  respect  to  which  there  is  no 
recourse  or  right  of  review  under  the  Spanish  law,  shall  be  deemed  to  be 
final,  and  shall  be  executed  in  due  form  by  competent  authority  in  the  ter- 
ritory within  which  such  judgments  should  be  carried  out.  ||  2.  Civil  suits 
between  private  individuals  which  may  on  the  date  mentioned  be  undetermined 
shall  be  prosecuted  to  judgments  before  the  court  in  which  they  may  then 
be  pending  or  in  the  court  that  may  be  substituted  therefor.  ||  3.  Criminal 
actious'  pending  on  the  date  mentioned  before  the  Supreme  Court  of  Spain 
against  Citizens  of  the  territory  which  by  this  treaty  ceases  to  be  Spanish 
shall  continue  under  its  Jurisdiction  until  final  judgment;  but,  such  judgment 
having  been  rendered,  the  execution  thereof  shall  be  committed  to  the  com- 
petent authority  of  the  place  in  which  the  case  arose. 

Article  Xm. 

The   rights   of  property  secured  by  Copyrights  and  patents  acquired  by 

Spaniards   in   the   Island   of  Cuba,   and  in  Porto  Rico,  the  Philippines  and 

other   ceded   territories,   at  the  time  of  the  exchange  of  the  ratifications  of 

this   treaty,    shall   continue  to  be  respected.     Spanish  scientific,   literary  and 
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artistie  works,  not  subversive  of  public  order  in  the  territories  in  question,  Nr  iiges. 
sball  continue  to  be  admitted  free  of  duty  into  such  territories,  for  the  period  ^gj^^ 
of  ten  years,  to  be  reckoned  from  the  date  of  the  exchange  of  the  ratificationsudSpuiieB. 
of  this  treaty.  io.D^Am. 

Article  XIV. 
Spain   shall   have  the  power  to  establish  consular  officers  in  the  ports 
and   places   of  the  territories,  the  sovereignty   over  which   has  been  either 
reUnquished  or  ceded  by  the  present  treaty, 

Article  XV. 
The  Government  of  each  country  will,  for  the  term  of  ten  years,  accord 
to  the  merchant  vessels  of  the  other  country  the  same  treatment  in  respect  of 
all  port  charges,  including  entrance  and  clearance  dnes,  light  dnes,  and  tonnage 
duties,  as  it  accords  to  its  own  merchant  vessels,  not  engaged  in  the  coastwise 
trade.  ||  This  article  may  at  any  time  be  terminated  on  six  months  notice 
given  by  either  Government  to  the  other. 

Article  XVL 
It   is   understood   that   any   obligations   assumed   in   this   treaty  by  the 
United  States  with  respect  to  Cuba  are  limited  to  the  time  of  its  occupancy 
thereof;    but  it   will   upon   the   termination   of  such   occupancy,   advise   any 
Government  established  in  the  island  to  assume  the  same  obligations. 

Article  XVIL 
The  present  treaty  shall  be  ratified  by  the  President  of  the  United  States, 
by  and  with  the  advice  and  consent  of  the  Senate  thereof,  and  by  Her 
Migesty  the  Queen  Regent  of  Spain;  and  the  ratifications  shall  be  exchanged 
at  Washington  within  six  months  from  the  date  hereof,  or  earlier  if  possible.  || 
In  faith  whereof,  we,  the  respective  Plenipotentiaries,  have  signed  this  treaty 
and  have  hereunto  affixed  our  seals.  ||  Done  in  duplicate  at  Paris,  the  tenth 
day  of  December,  in  the  year  of  Our  Lord  one  thousand  eight  hundred  and 
ninety  eight 

[seal]  William  R.  Day. 

[seal]  Cushman  E.  Davis. 

[sealj  William  P.  Frye. 

[seal]  Geo.  Gray. 

[seal]  Whitelaw  Reid. 

[seal]  Eugenio  Montero  Rio. 

[seal]  ß.  de  Abarzuza. 

[seal]  J.  de  Garnica. 

[seal]  W.  R  de  Villa  Urrutia. 

[seal]  Rafael^Cerero. 
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Kousulatsberichte  über  die  Philippinen 
vor  und  aus  dem  Kriege. 

Nr.  11989.  VEREINIGTE  STAATEN.  —  Der  Konsul  in  Manila  an 
das  Ministerium  des  Auswärtigen.  Auf  den  Philip- 
pinen herrscht  Bürgerkrieg, 

Consulate  of  the  United  States» 
Manila,  Philippine  Islands,  February  22,  1898. 

Nr.  119S».  Sir:  Without  specific  instrnctions  it  seems  my  duty  at  this  critical  period 

^sTMtef**  *^  inform  the  Washington  Government  somewhat  as  to  political  conditions 
22.Fdb.i898.  here.  But  as  I  have  been  here  less  than  a  month  vigilance  has  not  overcome 
all  difficnlties,  and  the  rigid  censorship  of  tlie  press  in  general  and  the  sup- 
pression  of  such  pnblications  as  uttered  the  trnth  have  made  news  gathering 
onerous.  ||  I  have  before  me  a  lengthy  dispatch  giving  dates  of  many  warlike 
and  political  matters,  with  rumors,  observations,  and  conclusions,  but  deem  it 
wise  to  write  more  briefly  to-day,  to  bide  events  and  wait  specific  Instructions 
from  you.  ||  Peace  was  proclaimed,  and  since  my  Coming  festivities  therefor 
were  held;  but  there  is  no  peace,  and  has  been  none  for  about  two  years. 
Conditions  here  and  in  Cuba  are  practically  alike.  War  exists,  battles  are  of 
almost  daily  occurrence,  ambulances  bring  in  many  wounded,  and  hospitals  are 
füll.  Prisoners  are  brought  here  and  shot  without  trial,  and  Manila  is  under 
martial  law.  ||  The  Crown  forces  have  not  been  able  to  dislodge  a  rebel  army 
within  10  miles  of  Manila,  and  last  Satnrday,  February  19,  a  battle  was  there 
fought  and  5  dead  left  on  the  field.  Much  of  such  information  is  found  in 
my  longer  dispatch,  referred  to,  and  which  is  at  your  command.  ||  The  Governor- 
General,  who  is  amiable  and  populär,  having  resigned,  wishes  credit  for  paci- 
fication,  and  certain  rebel  leaders  were  given  a  cash  bribe  of  $  1,650,000  to 
consent  to  public  deportation  to  China.  This  bribe  and  deportation  only 
multiplied  claimants  and  fanned  the  fires  of  discontent.  ||  Insurgents  demand 
fewer  exactions  from  church  and  State,  a  half  of  public  Offices,  and  fewer 
church  holidays,  whlch  seriously  retard  business.  ||  A  republic  is  organized 
here,  as  in  Cuba,  Insurgents  are  being  armed  and  drilled;  are  rapidly  in- 
creasing  in  numbers  and  efficiency,  and  all  agree  that  a  general  uprising  will 
come  as  soon  as  the  governor-general  embarks  for  Spain,  which  is  fixed  for 
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March.  ||  While   some   combatant   regiments   have  recently  been  returned  to  Nr.  ii98». 
SpaiD,  it  was  for  appearance  only,  and  all  authorities  now  agree  that  udIcss    ^^m 
the  Crown  largely  reinforces  its  army  here  it  will  lose  possession.  22.Peb.i898. 

Gommand  me  for  any  desired  information. 

Your  obedient  servant,  Oscar  F.  Williams,  CJonsuL 


Nr.    11990.    VBREnnOTE  STAATEN.  —  Derselbe  an  Dasselbe.   Die 
Lage  auf  den  Philippinen  verschlechtert  sich. 

Consulate  of  the  United  States, 
Manila,  Pbilippine  Islands,  March  27,  1898. 

Sir:  Becanse  of  having  given  daily  information  to  Commodore  Dewey  as  Nr.  11990. 
to  disturbances  here  I  have  assumed  that  he  informed  the  Washington  Go-  stiüte^ 
vernment,  and  I  have  written  little  on  war  matters.  ||  Cuban  conditions  exist  a7.M&ni8»8. 
here  possibly  in  aggravated  form.  Spanish  soldiers  are  killed  and  wonnded 
daily,  despite  claimed  pacification,  and  the  hospitals  are  kept  fall.  ||  The  majo- 
rity  of  casnalties  are  rcported  from  the  ranks  of  the  native  insnrgents,  and 
the  cruelties  and  horrors  of  war  are  daily  repeated.  ||  Cavite  is  the  naval  port 
of  Luzon,  sitaated  about  8  miles  across  the  bay  from  Manila,  and  about 
twenty  miles  distant  by  way  of  bay  shore  and  public  highway,  and  last 
Thnrsday,  March  24,  a  Crown  regiment  of  natives,  the  Seventy-fourth,  stationed 
there  was  ordered  to  advance  against  native  insnrgents  near  by.  The  regiment 
refased  to  obey  Orders,  and  8  corporals  were  called  out  and  shot  to  death  in 
presence  of  the  regiment,  which  was  again  ordered  to  advance  and  threat 
made  that  a  refusal  would  be  death  to  all.  All  did  refuse  and  were  sent  to 
barracks  to  await  sentence.  On  the  morning  of  the  following  Friday,  March 
25,  the  entire  regiment,  with  arms  and  equipment,  marched  out  of  the  bar- 
racks and  deserted  in  a  body  to  the  insnrgents,  saying  they  were  willing  to 
fight  the  foreign  enemies  of  Spain,  bat  would  not  fight  their  friends.  ||  Sincc 
beginning  this  dispatch  I  learn  of  the  desertion  to  the  insurgents  of  anothcr 
entire  regiment  These  are  said  to  be  the  severest  set-backs  received  by 
Spain  during  the  two  years'  insurrection  here.  ||  On  Friday  morning,  March  25, 
a  Ghurch  holiday,  a  meeting  of  natives  was  being  held  near  my  consulate  in 
Manila,  the  natives  being  unarmed.  The  building  was  surrounded  by  police 
and  military,  the  meeting  broken  up,  twelve  natives  wantonly  shot  to  death, 
several  wonnded,  and  sixty-two  taken  prisoners.  Satnrday  morning,  March  26, 
the  sixty-two  prisoners  were  marched  in  a  body  to  the  cemetery  and  shot  to 
death,  although  it  was  shown  that  several  were  chance  passers-by  or  employees 
in  ships  adjoining,  not  being  in  attendance  at  the  meeting.  ||  It  was  cold  com- 
fort  to  the  widows  and  orphans  of  innocent  men  to  have  Spanish  officers 
present  them  the  mangled  corpses  of  husbands  and  fathers.  ||  Such  horrors,  but 
usoally  on  a  smaller  scale,  but  at  times  attended  by  greater  disregard  for 
modern  mies  of  war,  occur  almost  daily,  and  the  piteous  cry  goes  up,  "Will  i 
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Nr.  uwo.  it  ever  stop?"  ||  The  Crown  forces  are  now  building  a  cordon  of  small  forts 
^stoltif**  on  city*8  ontskirts  for  defense  against  provincial  natires,  who  are  expected  to 
27.i[&ni89e.  soon  attack  Manila.  In  fact,  two  detectires  and  one  messenger  have  come  to 
me'  tbis  evening  with  Information  that  attack  was  to  be  madc  to-night,  and 
everybodj  is  anxions,  as  8,000  native  insurgent  soldiers  are  encamped  only 
fivG  miles  away.  [|  The  insurgents  seem  to  lack  arms  and  Organization,  bat,  so 
far  as  I  can  learn,  oatnnmber  the  Spanish  forces  and  inhabitants  twenty  to 
one.  Arms  are  being  obtained  and  Organization  slowly  effected,  and  all  classes 
fear  the  near  futnre.  It  is  said  that  the  only  reason  why  Manila  has  not 
been  taken  and  bnrned  is  becanse  a  vast  majority  of  its  popalation  is  in 
perfect  accord  with  the  insurgents.  ||  Because  of  anxiety  among  Americans  and 
my  wish  to  keep  in  reach  of  all  demands,  I  keep  the  consnlate  open  double 
hours  and  on  all  holidays  and  Sundays,  with  biggest  flag  flying,  so  any 
needing  a  refnge  may  find  it.  ||  Barbarities  are  reported  as  daily  practiced, 
such  as  placing  prisoners  and  suspects  in  black-hole  dungeons  in  the  walls  of 
old  Manila,  so  placed  that  with  rise  of  tide  prisoners  are  drowned;  several 
hundrcd  reported  to  have  so  perished.  ||  Cruelties  too  horrid  for  an  official 
report  are  detailed  to  me  every  day,  and  it  seems  that  the  cry  of  outraged 
humanity  would  soon  compel  Spain  to  abolish  Middle  Age  methods  of  warfare.  jj 
Christian  nations  are  such  only  in  name  when  such  atrocities  as  daily  blacken 
the  calendar  are  known  to  be  perpetrated  here  and  no  effort  made  to  protect 
the  weak.  ||  There  is  to-day  no  Christian  nation  —  policy  and  roock  diplomacy 
govern  all ;  the  vilest  cruelties  of  war  are  added  to  the  mangling  of  old  men, 
women,  and  children  to  make  füll  the  measure  of  iniquity.  ||  The  American 
Indians  would  not  permit  one  of  their  tribes  to  practice  such  barbarities. 
Why  shonld  so-called  Christian  nations  decline  to  call  a  halt  upon  Spanish 
outrages?  ||  All  information  as  to  defenses  of  Manila  has  been  sent  to  Com- 
modore  George  Dewey  at  Hongkong.  ||  For  fear  of  confiscation  this  dispatch 
and  other  mall  go  by  messenger  to  Hongkong,  to  be  there  mailed.  ||  Cable  is 
cut  in  three  places.  I  keep  copies  of  dispatches,  etc.,  bat  at  present,  for 
reasons,  they  are  not  copied  on  the  register  at  consulate. 

I  remain,  etc.,  Oscar  F.  Williams, 

United  States  Consul,  Manila. 

Nr.  11991.  VERBINIOTE  STAATEN.  —  Der  Konsul  in  Manila  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Bericht  über  die 
Seeschlacht  bei  Cavite. 

U.  S.  S.  Baltunore, 
Consulate  of  the  United  States, 
Bay  of  Manila,  Philippme  Islands,  May  4,  1898. 

Nr.  U991.  Sir:  1  have  the  honor  to  briefiy  report  to  you  concerning  the  battle  of 

^sultir  ^*°^^*  ^*y»  ^^^^^  ^"  ^^y  ^»  ^ÖÖÖ-  II  Heeding  your  mandate,  and  by  repeated 

4«'M»i  1898.  request  of  Commodore  George  Dewey,  of  the  United  States  Asiatic  Squadron 
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I  left  Manila  on  Saturday,  April  23,  and  on  Wednesdaj,  April  27,  at  about  Mr.  11991. 
1  o'clock  p.  m.,  boarded  the  flagship  Olympia  in  Mirs  Bay,  near  Hongkong,  ^^l^^ 
After  meeting  the   commodore  and  bis  captains  and  Commanders  in  Council,  4.  Mai  1993. 
the  commodore  at  once  ordered  bis  fleet  to  start  at  2  p.  m.  for  Manila  Bay. ' 
On  Satorday,   April  30,  Subig  Bay   was   reconnoitered   because  of  reported 
hiding   of  Spanish   fleet  in  its  inner  harbor,   bat  no  fleet  being  there  found, 
the  commodore  proceeded  at  once  to  the  sonth  Channel  entrance  to  Manila 
Bay,  and   while   by  many  reports  mines,   torpedoes,  and  land  defenses  ob- 
stnicted  entrance,  yet  the  flagship  led  the  van,  and  between  10  p.  m.,  April 
30,  and  2  a.  m.,  May  1,  onr  fleet  of  six  war  ships,  one  dispatch  boat,  and 
two  coal-laden  transports  passed  all  Channel  dangers  nnharmed,  despite  shots 
from   forts,  and   at  2  a.  m.  were  all  safe  on  the  broad  expanse  of  Manila 
Bay.  I  After  my  departare,  April  23,  and  by  drawing  fire  to  save  Manila  if 
possible,  all  Spanish  war  ships  went  to  their  strongly  fortified  naval  Station 
at  Gavite,   where  the  inner  harbor  gaye  refnge  and  where  potential  snpport 
coüld  be  had  from  several  forts  and  well-eqnipped  batterics  which  extended 
several  miles  right  and  left  from  Port  Gavite.  ||  At  abont  6.30  a.  m.,  Snnday, 
May  1,  the  Spanish  guns  oponed  fire  at  both  the  Manila  breakwater  battery 
and  at  Gavite  from  fleet  and  forts.  ||  With  magnificent  coolness  and  order,  bat 
with  greatest  promptness,   oar  fleet,   in  battle  arry,   headed  by  the  flagship, 
answered  the  Spanish   attack,  and   for  aboat  two  and  a  half  hoars  a  most 
terrific   fire   ensaed.  ||  The  method  for  oar  Operations  coald  not  have  shown 
greater  System,  oar  gans  greater  effectiveness,  or  oar  officers  and  crews  greater 
bravery.     And   while   Spanish   resistancc   was   stabborn   and   the   bravery   of 
Spanish   forces  such   as  to   challenge  admiration,  yet  they  were  outclassed, 
weighed  in  the  balance  of  war  against  the  methods,  training,  aim,  and  bravery 
shown   on   oar  decks,  and  after  less  than  three  hoars'  periloas  and  intense 
combat  one   of  Spain's  war  ships  was  sinking,   two  others  baming,   and  all 
others  with  land  defenses  had  severely  suffered  when  oar  squadron,  with  no 
barm  done  its  ships,  retired  for  breakfast.    At  aboat  10  o'clock  a.  m.  Com- 
modore Dewey  renewed  the  battle  and  with  effects  most  fatal  with  each  evo- 
lation.  II  No  better  evidence  of  Spanish  bravery  need  be  soaght  than  that,  after 
the   castigation   of  oar  first   engagement,   her  ships  and  forts  should  again 
answer  our  fire.    Bat  Spanish  efforts  were  fatile.    Ship  after  ship  and  battery 
after  battery  went  to  destrnction  before  the  onslaught  of  American  energy  and 
training,  and  an  hoar  and  a  half  of  oar  second  engagement  wroaght  the  an- 
nihilation  of  the  Spanish  fleet  and  forts  with  several  handred  Spaniards  killed 
and  woanded  and  millions  in  value  of  their  Government  property  destroyed. 
While   amazing,   almost  anbelievable  as  it  seems,   not  a  ship  or  gan  of  oar 
fleet  had  been  disabled,  and,  except  on  the  Baltimore,  not  a  man  had  been 
hart.  II  One  of  the  crew  of  the  Baltimore  had  had  a  leg  fractared  by  slipping 
and  another  hart  in  the  ankle  in  a  similar  manner,  while  foar  received  slight 
flesh  woands  from  splinters  thrown  by  a  6-inch  projectile  which  pierced  the 
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Nr.  11991.  Starboard  side  of  the  cruiser.  ||  Bat  in  the  battle  of  Manila  Bay  the  United 
^suitM**  States  sqnadron  of  six  war  ships  totallj  destroyed  the  Spanish  fleet  of  eight 
4.  Mai  1898.  War  ships,  many  forts  and  batteries,  and  accomplished  tbis  Work  without  the 
loss  of  a  man.  ||  History  has  only  contrasts.  There  is  ne  conplet  to  form  a 
comparison.  The  only  finish  fight  between  the  modern  war  ships  of  eirilized 
nations  has  proven  the  prowess  of  American  naval  men  and  methods,  and  the 
glory  is  a  legacy  for  the  whole  people.  Onr  crews  were  all  hoarse  from 
cheering,  and  while  whe  snffer  for  cough  drops  and  throat  doctors  we  bare 
no  nse  for  liniment  or  snrgeons.  ||  To  every  ship,  officer,  and  crew  all  praise 
be  giren.  As  Victoria  was  answered  years  ago,  "Yonr  Majesty,  there  is  no 
second",  so  may  I  report  to  yonr  Department  as  to  our  war  ships  conqnerlng 
the  Spanish  fleet  in  the  battle  of  Manila  Bay:  There  is  no  first;  there  is  no 
second.  The  cool  bravery  aud  efflciency  of  the  commodore  was  echoed  by 
every  captain  and  Commander  and  down  throngh  the  lines  by  every  officer 
and  man,  and  naval  history  of  the  dawning  Century  will  be  rieh  if  it  fnmished 
to  the  World  so  glorions  a  display  of  intelligent  command  and  successfiil  Ser- 
vice as  must  be  placed  to  the  credit  of  the  United  States  Asiatic  Squadron 
ander  date  of  May  1,  1896.  j|  It  was  my  lot  to  stand  on  the  bridge  of  the 
Baltimore  by  the  side  of  Captain  Deyer  dnring  the  first  engagement,  and  to 
be  called  to  the  flagship  Olympia  by  the  commodore,  at  whose  side,  on  the 
bridge,  I  stood  during  the  second  engagement  And  when  the  clouds  roll  by, 
and  I  have  again  a  settled  habitation,  it  will  be  my  honor  and  pleasare  to 
transmit  a  report  showing  service  somewhat  in  detail,  and  for  which  Comman- 
ders promise  data.  ||  Meanwhile  our  commodore  will  officially  inform  you  of 
events  which  will  rival  in  American  history  the  exploits  of  Panl  Jones. 
I  have,  etc.,  Oscar  F.  Williams, 

United  States  Consul.  Manila,  Philippine  Islands. 


Nr.  11992.  VEEEIHIOTE  STAATEN.  —  Derselbe  an  Denselben, 
Grausamkeiten  der  Spanier.  Verhältnis  der  Ein- 
geborenen zu  den  Amerikanern. 

Gruiser  Baltimore, 
Gonsulate  of  the  United  States, 
Manila  Bay,  Opposite  Gavite,  Manila,  Philippine  Islands,  May  12,  1898. 

Nr.  11992.  Si*"-  To  ald  you,  if  possible,  permit  me  to  give  assurance  of  the  friend- 

vowinigte  liness  of  the  Philippine  natives  to  our  country  and  to  me  as  its  representa- 
i2.Mftii8i8.^^^'®-  II  I^uring  the  period  of  my  residence  in  Manila,  every  week  was  a  history 
of  barbarities  by  Spaniards,  and  of  efforts,  often  futile,  of  the  natives  to  obtain 
rights  and  protect  their  homes.  ||  Scores  of  times  I  have  heard  hopes  expressed 
that  either  United  States  or  Great  Britain  would  acquire  these  Islands.  In 
all  this  foreign  residents,  other  than  Spanish,  concurred;  and  all  such  classes 
are  most  firiendly  to  me.  ||  In  the  strnggle  between  Spain  and  the  insurgents, 
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the  deaths  have  been  many  and  greater  among  the  natives.    First,  becaose  Nr.  11992. 
the  Spaniards  have  been  mach  better  armed.    Second,  becaase  the  Spaniards   g^^[)^ 
killed  manj  noncombatants»  old  men,  women,  and  children,  while  the  natives  12. msüssb. 
refirained  from  such  barbarities.  ||  From  consensos  of  opinions  of  many  reliable 
people,  I  estimate  Spanish  foroes  here  abont  as  follows:  ||  First    Naval  force, 
in  ships  annihilated  in  the  notable  battle  of  Manila  Bay,  in  which  ten  Spanish 
war  ships  were  bnrned  and  snnk  —  two  anxiliary  gnnboats,  ditto  —  and  abont 
thirty  steamers,  schooners^  tags»  etc.,  captared.  ||  Second.   Abont  4,000  Spanish 
infaotry,  nearly  a  half  of  whom  are  in  hospitiüis.  ||  Third.   Abont  6,000  native 
troops  ander  Spanish  officers»  bat  if  sach  of&cers  were  deported  their  soldiers 
woald  eagerly  follow  onr  flag« 

An  insnrgent  leader,  Major  Gonzales,  reported  to  me  last  week  on  the 
Olympia,  that  they  had  37,000  troops  ander  arms,  good  and  bad,  snrroanding 
Manila,  endeavoring  to  cooperate  with  as.  In  the  main  they  are  very  poorly 
armed,  bnt  have  abont  6,600  rifles  taken  from  the  Spaniards.  They  have 
captored  the  entire  railroad  line  and  the  River  Pasig,  thns  catting  off  snpply 
lines,  while  we  by  -catting  off  snpply  by  bay  and  sea  can  soon  starve  Manila 
into  sorrender.  ||  These  natives  are  eager  to  be  organised  and  led  by  United 
States  officers,  and  the  members  of  their  cabinet  visited  me  and  gave  assn- 
rance  that  all  wonld  swear  allegiance  to  and  cheerfally  follow  onr  flag.  They 
are  brave,  snbmissive,  and  cheaply  provided  for,  ||  To  show  their  friendliness 
for  me  as  onr  nation's  only  representative  in  this  part  of  the  world,  I  last 
week  went  on  shore  at  Cavite  with  British  consnl,  in  bis  lannch,  to  show  the 
destmction  ?rroaght  by  oar  fieet  As  soon  as  natives  fonnd  me  ont,  they 
crowded  aroand  me,  hats  off,  shonting  '^Viva  I09  Americanos",  thronged  abont 
me  by  hnndreds  to  shake  either  band,  even  several  at  a  time,  men,  women^ 
and  children  striving  to  get  even  a  finger  to  shake«  So  I  moved  half  a  mile, 
shaking  coatinaoasly  with  both  hands,  The  British  consnl,  a  smiling  spectator, 
Said  he  never  before  saw  snch  an  evidence  of  friendship.  Two  thonsand 
escorted  me  to  the  lannch  amid  horrahs  of  good  feeling  for  onr  nation,  hence 
I  mnst  condade: 

First,  Oar  sqaadron  can  force  surrender  in  a  day.  Spaniards  are  all 
cooped  ap  in  Manila.  H  Seeond.  Spanish  officers  of  native  regiments  away, 
these  6,000,  together  with  selections  from  the  37,000  insargents,  can  give  as 
ample  land  force,  and  can  be  well  armed  vnth  rifles  of  Spanish  soldiers  and 
from  barracks  and  arsenals.  ||  Third.  Few  United  States  troops  will  be  needed 
for  bonqnest  and  fewer  still  for  occapancy.  Expulsion  of  Spaniards,  naval, 
civil,  military,  and  clerics,  will  remove  all  discord  and  danger,  and  civil  go- 
vemment,  crade  in  the  beginning  bnt  better  than  the  present,  will  be  easy 
and  be  well  received,  while  native  priests,  of  which  there  are  many,  can  fnlly 
and  with  per&ct  acceptability  meet  all  r^ioas  requirements  so  far  as  present 
estabUshed  religion  is  concemed* 

All  natives,  all  foreigoern  other  than  Spamsb,  and  eertain  Spaniards  in 
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Nr.  11998.  mercantile  and  retired  life  will  aid  ns  to  every  eztent  The  people  erafe  a 
^stoatef*  change  of  flag.  Hence  I  believe  ample  assurances  are  at  hand  that  cinl  go- 
12.  Hai  1898.  vemment  hj  ns  will  be  easy  of  Organization  and  gratefnlly  received  by  the 
people.  II  My  Communications  to  yoar  Department  are,  these  war  days,  sapra 
consular,  bnt  on  other  lines  I  endeavor  to  ser?e  our  fleet  and  thns  ser?e  oor 
nation.  ||  All  rejoice  over  the  merited  promotion  of  onr  commodore  to  the  raok 
of  rear-admiral,  bat  every  man  of  the  fleet  proved  a  hero,  and  it  seenu  as 
if  the  shield  of  Providence  warded  off  the  enemy's  shot,  leaving  onr  men  on- 
harmed,  onr  ships  and  gons  intact,  and  gave  ns  the  most  important  and  nniqoe 
Tictory  of  history.  ||  The  Student  of  the  next  Century  will  read  with  pride  tiiat 
the  right  arm  of  Spain  was  broken  at  the  battle  of  ''Manila  Bay'V  ^^  ^^oi 
this  must  come  the  acquisition  of  these  Islands,  many  times  more  extensire, 
more  populous,  and  more  valuable  than  Guba,  or  eise  their  capture  will  foree 
Spain  to  conditions  of  peace  on  basis  of  honor,  so  much  sought  by  cor 
nation. 

I  have,  etc.,  Oscar  F.  Williams, 

ünit^d  States  ConsoL 


Nr.    11993.    VBEEnriGTE   STAATBH.    —    Der  Konsul   in  Manila 
an    den    Minister    des    Auswärtigen.     Th&tigkeit 

Aguinaldos. 

U.  S.  S.  Baltimore, 
Gonsulate  of  the  United  Stetes, 
Manila,  Philippine  Islands,  June  16,  1896. 

Nr.  11998.  Sir:   I  have  the  honor  to  report  that  since  our  squadron  destroyed  tbe 

^[^Mien!^  Spanish  fleet  on  May  1,  the  Insurgent  forces  have  been  most  active  and  ahnest 
16. Juni  1898.  nniformly  successful  in  their  many  encounters  with  the  crown  forces  of  Spain. 
General  Emilio  Aguinaldo,  the  Insurgent  •chief,  who  was  deported  lata  in  1897, 
retumed  recently  to  Gavite  and  resumed  direction  of  insurgent  forces.  He  is 
not  permitted  by  bis  people  to  personally  lead  in  battle,  but  from  head- 
quarters  go?ems  all  military  movements.  He  told  me  to-day  that,  since  hu 
retum,  bis  forces  had  captured  nearly  6,000  prisoners,  nearly  4,000  of  whom 
were  Spaniards,  and  all  of  whom  had  rifles  when  taken.  General  Agninaldo 
has  now  about  10,600  rifles  aml  6  fieldpleces,  with  8,000  more  rifles,  2 
Maxim  guns  and  a  dynamite  gnn  bonght  in  China  and  now  in  transit.  The 
insurgents  have  defeated  the  Spaniards  at  all  points  except  at  fort  near  Ma- 
täte,  and  hold  not  only  North  Luzon  to  the  suburbs  of  Manila,  but  Batänyes 
Province  also  and  the  bay  coast  entire,  save  the  city  of  Manila.  H  While  tbe 
Spaniards  cruelly  and  barbarously  slaughter  Filippinos  taken  in  arms,  and 
often  noncombatants,  women,  and  children,  the  insurgent  Victors,  foUowing 
American  example,  spare  life,  protect  the  helpless,  and  nurse,  feed,  and  care 
for  Spaniards  taken  prisoners  and  for  Spanish  wonnded  as  kindly  as  they  care 
for  the   wounded  fallen  from  their  own  ranks.  ||  For  future  advantage  I  am 


Digitized  by 


Google 


KoDBolatBberichte  über  die  Philippinen  Tor  und  aus  dem  Kriege.  116 

jnaintaining  cordial  relations  with  General  Agoiniddo,  having.stipnlated  .sab-  Nr.  ums. 
missiYeness  lo  onr  forces  when  treating  for  their  retom  here.    Last  Sondaj,   Q^^f^l, 
12th,   they  held  a  Council  to  form  proyisional  goTemment.    I  was  urged  toi*^w^if<>8. 
attend,  bnt  thonght  best  to  decline.    A  form  of  govemment  was  adopted,  bat 
General  Againaldo  told  me  to-daj  that  his  firiends  all  hoped  that  the  Philip- 
pines wonld  be  held  as  a  colony  of  United  States  of  America.  ||  It  has  been  * 
my  effort  to  maintain  harmony  with  insargents  inorder  to  exerdse  greater 
infloence  hereafter  when  we  reorganize  govemment.  ||  Manila  is  hemmed  in; 
foreigners  other  than  Spaniards  have,   by  kindness  of  Bear-Admiral  Dewey, 
been  allowed  to  leave  the  beleagaered  city  and  are  cared  for  on  merchant 
ships  in  the  bay.  ||  The  Baltimore  leaves  early  to-morrow  to  meet  the  troop 
ships  northeast  of  Lnzon,  and  incidentally  to  reconnoiter  Dagnpan  Bay,  the 
northem  terminas  of  the  Manila  railroad,  for  Spanish  crnisers  and  merchant 
ships. 

We  are  impatient,  made  doably  so  by  the  miracoloas  battle  of  May  1, 
which  after  inspection  of  waters  and  wrecks  proved  to  be  more  Signal  than 
detailed  in  my  dispatch  on  that  snbject.  ||  The  Spanish  fleet,  comprised  of  the 
following  Ycssels,  was  annihilated  so  far  as  Spain  is  concemed,  viz:  Graiser 
(flagship)  Reina  Ghristina,  croiser  Don  Antonio  de  ülloa,  croiser  Don  Jnan  de 
Aostria,  croiser  Isle  de  Gaba,  craiser  Isle  de  Lozon,  gonboat  General  Lezo, 
ganboat  Marques  del  Doero,  ganboat  Yelasco,  ganboat  Argos,  and  armed 
transport  Isle  de  Mindanao.  ||  The  abofe  destroyed  and  sank;  the  armed 
transport  Manila  was  captnred  and  soon  appears  as  a  United  States  craiser, 
and  the  craiser  Galiao  has  since  been  captnred  and  angments  onr  fieet  ||  The 
saperb  crnisers  Isle  de  Caba  and  Isle  de  Lozon  were  almost  aninjured  when 
sank,  by  scnttling,  to  defeat  captare.  These  are  rieh  prizes  which,  later  on, 
I  hope  to  see  flying  onr  flag.  We  have  had  neither  death  nor  serions  sick- 
ness  since  we  came»  Manila  is  at  the  mercy  of  onr  fleet,  and  I  believe  its 
captare  may  be  effected,  so  far  as  the  fleefs  part  is  concerned,  withoat  the 
loss  of  a  man  or  the  disabling  of  a  vessel.  Bear-Admiral  Dewey  only  awaits 
troops  to  insnre  order  and  good  govemment  once  we  are  in  possession.  We 
fear  the  city  may  fall  too  soon.  For  this  reason  Admiral  Dewey  asked  me 
to  remain  here,  where  he  coold  command  snch  Service  as  I  may  be  able  to 
render  in  event  of  his  taking  the  city.  ||  I  expect  that  on  Jnly  4  we  will  cele- 
brate  in  Manila  ander  the  folds  of  ''Old  Olory",  and  write  in  living  letters  a 
page  of  history  that  this  magnificent  insalar  empire  has  become  a  part  and 
parcel  of  the  United  States  of  America. 

Oscar  F.  Williams, 
United  States  Consnl. 
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Nr.    11994.    VE&EIBIOTE  staater.   —  Derselbe   an   Denselben. 
Vorschläge  für  den  Fall  einer  längeren  Okkupation 

der  Philippinen, 

U.  S.  S.  Baltimore,  Manila  Bay, 
Manila,  Pbilippine  Islands,  July  2,  1898. 

Nr.  11994.  Sir:  I   have  the  honor  to  report  the  arriyal  here  on  Jnne  80  of  2,500 

^suftten^  United  States  troops  ander  command  of  General  Anderson,  the  flotilla  being 
2.  Juli  1898.  convojed  by  the  Charleston,  ||  To  General  Anderson  and  all  I  am  rendering 
every  possible  assistance,  and  have  been  askod  by  him  to  treat  with  General 
Aguinaldo  as  to  American  interests.  ||  We  await  second  flotilla,  and  also 
Monterey,  bat  may  take  Manila  to  morrow,  ||  The  health  of  men,  naval  and 
military,  is  excellent;  all  eager  for  great  resolts.  Cavite  and  navj-yard  hafo 
been  pnt  in  excellent  sanitary  condition  and  soldiers  are  most  comfortably 
qnartered.  ||  Wcather  is  saperb  for  the  latitade  —  mercary  hovering  abont 
80^  to  85°  in  the  shade  daring  day,  with  cooler  nights.  Freqnent  rains  make 
air  pure  and  climate  healthfol.  ||  £n  route  the  Charleston  made  conquest  of 
the  Ladrone  group  of  the  Philippine  Islands  by  taking  Guam  and  bringing 
aways  its  government  officials  and  Spanish  residents  as  prisqners  of  war.  ||  If 
long  occupation  or  possession  on  the  part  of  our  Government  be  considered, 
I  believe  early  and  strenuous  efforts  should  be  made  to  bring  here  from  the 
United  States  men  and  women  of  many  occupations  —  mechanies,  teachers, 
ministers,  shipbuilders,  merchants,  electricians,  plumbers,  druggists,  doctors, 
dentists,  carriage  and  harness  makers,  stenographers ,  typewriters,  photo* 
graphers,  tailors,  blacksmiths,  and  agents  for  exporting  —  and  to  introduce 
American  products,  natural  and  artificial,  of  many  classes.  To  all  such  I 
pledge  every  aid,  and  now  is  the  time  to  start.  Good  government  will  be 
easier  the  greater  the  influx  of  Americans.  ||  My  dispatcbes  have  referred  to 
our  present  percentage  of  export  trade,  If  now  our  ^xports  come  here  as 
Interstate  duty  free,  we  have  practical  •  control  of  Philippine  trade,  which  now 
amounts  to  many  millions,  and  because  of  ingrafting  of  American  energy  and 
methods  upon  the  fabulous  natural  and  productive  wealth  of  these  islands  can 
and  probably  will  be  multiplied  by  twenty  during  the  Coming  twenty  years. 
All  this  increment  should  come  to  our  nation,  not  go  to  any  other,  Tbose 
who  come  early  will  reap  great  rewards  and  serve  patriotic  purpose  at  the 
same  time,  while  their  prompt  and  successful  work  will  fumish  outlet  for  the 
glut  of  United  States  products,  Each  American  concern  in  each  of  the 
hundred  ports  and  populous  towns  of  the  Philippines  will  be  a  commercial 
center  and  school  for  tractable  natives  conducive  to  good  government  on 
United  States  lines.  Spanish  or  native  language  not  essential.  With  Spaniards 
expelled,  it  should  apply  that  our  language  be  adopted  ad  once  in  court, 
public  Office,  school,  and  in  newly  organized  churches,  and  let  natives  learn 
English.  II  I  hope  for  an  influx  this  year  of  10,000  ambitious  Americans,  and 
all  can  live  well,  become  enriched,  and  patriotically  assist  your  representatives 
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in  the  establishment  and  maintenance  of  repnblicaa  government  on  these  rieh  Nr.  11994. 
Islands  so  extensive  in  area  as  to  form  an  insular  empire.  ||  I  hope  in  your  ^gt^Je**** 
own  good  way  my  idea  may  be  effectively  placed  before  the  American  people.  2.  Jnii  i898. 

0.  F.  Williams,  Consul. 


Nr.    11995.     PHILIPPISEH.  —  Aguinaldo  an  den  Präsidenten  der 

Vereinigten  Staaten.    Protest  gegen  Annexion  oder 

Verkauf  der  Philippinen. 

CaYite,  June  10,  1898. 

Dear  and  Honored  Sir:  I  come  to  greet  you  with  the  most  tender  »'•  11995. 
effusion  of  my  soul,  and  to  express  to  you  my  deep  and  sincere  gratitade,  j^  j„Jf JJJ^' 
in  the  name  of  the  unfortunate  Philippine  people,  for  the  efficient  and  disin- 
terested  protection  which  you  have  decided  to  give  it,  to  shake  off  the  yoke 
of  the  crnel  and  corrupt  Spanish  domination,  as  you  are  doing  to  the  equally 
unfortunate  Guba,  which  Spain  wlshes  to  see  annihilated  rather  than  free  and 
independent,  giving  her,  to  quiet  her  and  to  cicatrize  the  deep  wounds  made 
in  her  heart  by  the  iniquities  committed  upon  her  children,  a  false  autonomy 
of  which  one  hold  blow  of  the  Governor-General  may  deprive  her  immedia- 
tely,  as  she  has  no  colonial  army  to  serve  as  a  counterpoise  to  the  almost 
sovereign  powers  of  that  supreme  authority.  ||  At  the  same  time,  as  I  am 
always  frank  and  open,  I  must  express  to  you  the  great  sorrow  which  all  of 
US  Filipinos  feit  on  reading  in  the  'Times",  a  newspaper  of  the  greatest  cir- 
culation  and  reputation  in  the  whole  world,  in  its  issue  of  the  5th  of  last 
month,  the  astounding  statement  that  you,  sir,  will  retain  these  islands  until 
the  end  of  the  war,  and,  if  Spain  fails  to  pay  the  indemnity,  will  seil  them 
to  a  European  power,  preferably  Great  Britain;  but  we  found  a  palliative  to 
our  sorrow  in  the  improbability  and  suddenness  of  that  statement,  as  common 
sense  refuses  to  believe  that  so  sensible  a  public  man  as  you  would  venture 
to  mäke  an  assertion  so  contrary  to  common  sense,  before  events  are  entirely 
consummated,  as  you  well  know  that  if  God  favors  the  triumph  of  your  arms 
to-day,  to-morrow  He  may  defeat  them  and  give  the  victory  to  Spain,  and 
because  such  an  assertion  is  not  consistent  with  the  protection  of  which  you 
make  a  boast  toward  this  unfortunate  people,  which  has  been  groaning  for 
more  than  three  centuries  in  the  clutches  of  a  nation  which  has  for  its  shield 
(emblem)  the  lion,  one  of  the  forocious  animals,  although  she  displays  it  as  a 
Symbol  of  nobility,  which  she  certainly  doos  not  possess,  besides  the  fact  that 
it  is  opposed  to  your  noble  and  generous  sentiments  to  wish  to  seil  these 
islands  to  a  European  power  such  as  England,  thereby  making  us  pass  under 
the  domination  of  that  nation,  which,  although  it  has  a  truly  liberal  govern- 
ment, partakes  none  the  less  of  the  nature  of  a  tyranny  as  it  is  monarchical.  || 
Oh,  sir,  you  are  greatly  injured  by  this  statement,  which  ought  to  be  regarded 
merely  as  a  diplomatic  trlck  invented  by  the  friends  of  Spain  to  induce  us 


Digitized  by 


Google 


118  KoDsnlatsberichte  Aber  die  Fhilipiniien  Tor  und  aus  dem  Kriege. 

Nr.  11995.  to  help  her  by  Qsiog  tbis  vile  slander  wbich  has  beea  horied  againet  jon  to 
10  jQ^fi^aronse  onr  bostility  to  tbat  powerfal  nation  over  whose  deatinies  yon  bappily 
preside.  ||  The  Philippine  people,  however,  bave  not  given  credit  to  tbat  awk- 
wardly  inyented  fable,  and  have  seen  in  yoar  nation,  ever  since  yoor  fleet 
destroyed  in  a  moment  tbe  Spanish  fleet  whicb  was  bere,  in  spite  of  its  being 
assisted  by  the  gans  of  tbeir  two  forts,  the  angel  who  is  tbe  harbinger  of 
tbeir  liberty;  and  they  rose  like  a  Single  wave  when,  as  soon  as  I  trod  these 
sbores,  I  addressed  them  to  gain  them  over;  and  tbey  captnred,  within  the 
period  of  ten  days,  nearly  the  whole  garrison  of  this  Province  of  Cavite,  in 
whose  port  I  have  my  govemment  —  by  the  consent  of  tbe  admiral  of  yoar 
triampbant  fleet  —  as  well  as  the  garrison  of  the  adjoining  Province  of  Ba- 
taan,  together  with  the  governors  and  officials  of  both  provinces;  and  my 
valiant  bosts  are  now  besieging  Manila,  the  capital,  on  tbe  sontb  and  east, 
wbile  my  forces  in  the  Province  of  Bnlacan,  wbich  adjoins  this  province  on 
the  north,  and  the  cbief  town  of  wbich  is  likewise  being  besieged  by  them, 
nearly  Surround  Manila  on  the  north.  ||  Such  is  tbe  astonisbing  trinmph  whicb 
this  saffering  people  bas  gained  in  a  few  days  over  the  conqnering  race  whose 
traditional  valor,  of  whicb  it  is  continually  bragging,  has  been  bambled  on 
these  battlefields  and  has  been  sncceeded  by  a  great  terror;  and  a  people  of 
snch  warlike  qaalities,  whicb  is,  moreover,  tboroogbly  civilized,  as  nearly  two 
thirds  of  them  can  read  and  write,  and  as  tbey  have  in  tbeir  midst  many 
men  of  high  attainments  in  tbe  sciences  and  arts,  shoald  not  be  sold  as  if  it 
were  a  lamb  to  be  sacrificed  and  exploited  for  the  greed  of  another  nation.  || 
I  close  by  protesting  once  and  a  thonsand  times,  in  the  name  of  this  people, 
which  knows  how  to  figbt  for  its  honor  by  means  of  its  improvised  warriors 
and  artillery  men,  against  tbe  Statement  poblished  by  the  ''Times",  mainly  for 
tbe  porpose  of  casting  a  blot  in  history  npon  its  glorioas  name;  a  people 
wbich  tmsts  blindly  in  yon  not  to  abandon  it  to  the  tyranny  of  Spain,  bat 
to  leave  it  free  and  independent,  even  if  yon  make  peace  with  Spain,  and  I 
offer  fervent  prayers  for  the  everincreasing  prosperity  of  yoar  powerfal  nation, 
to  which  and  to  yon  I  shall  show  anboonded  gratitnde,  and  sball  repay  with 
interest  tbat  great  Obligation. 

Yoar  humble  servant,  Emilio  Agninaldo. 
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Nr.    11996.     VEBEDSnOTE  Staaten.  —  Denkschrift  des  Generals 

F.    y.    Green e.      Hafs    zwischen    Spaniern    and 

Philippinos. 

27.  August  1898. 

If  the  United  States  evacuate  these  islands,   anarchy  and  civil  war  will  ^'^  "W6« 

immediatelj   ensue  and   lead   to   foreign   intervention.    The  insurgents   were    suaten. 

fomished  arms  and  the  moral  support  of  the  Navy  prior  to  onr  arrival,  and^^-^"?-'^^- 

we  can  not  ignore  ohiigations,   either  to  the  insurgents  or  to  foreign  nations 

which  our  own  acts  have  imposed  upon  ns.   The  Spanish  Government  is  com- 

pletely   demoralized,  and  Spanish  power  is  dead  beyond  possibility  of  resur- 

rection.    Spain   would   be   unable   to  govem  these  islands  if  we  surrendered 

theni.    Spaniards  indivldually  stand   in   great  fear   of  the   insurgents.     The 

Spanish  Government  is  disorganized  and  their  treasury  bankrupt,  with  a  large 

floating  dept.    The  loss  of  property  has  been  great    On  the  other  band,  the 

Filipinos  can   not  govem  the   country   without  the  support  of  some  streng 

nation.  They  acknowledge  this  themselves,  and  say  their  desire  is  for  indepen- 

dence  under  American  protection;  but  they  have  only  vague  ideas  as  to  what 

oar  relative  positions  would  be   —   what  part  we  should  take  in  collecting 

and  expending  the  revenue  and  administering  the  government.    ||   The   hatred 

between   the   Spanish  and  natives  is  very  intense  and  can  not  be  eradicated. 

The  nativos  are  all  Roman  Gatholica  and  devoted  to  the   church,   but  have 

bitter  hatred  for  monastic  Orders  —  Dominican,   Franciscan,   and  RecoUects. 

They  insist  that  these  be  sent  out  of  the  «ountry  or  they  will  murder  them. 

These  friars   own  the  greater  part  of  the  land,  and  have  grown  rieh  by  op- 

pressing  the  native  husbandmen.    Agninaldo's  army  numbers  10,000  to  15,000 

men  in  vidnity  of  Manila,  who  have  arms  and  ammunition,  but  no  regulär 

Organization.    They  receive  no  pay,  and  are  held  together  by  hope  of  booty 

when  they  enter  Manila.    They  are  composed  largely  of  yonng  men  and  boys 

from   surrounding   country,   who   ^ave  no  property  and  nothiqg  to  lose  VP  a 

civil  war.    Aguinaldo  has  two  or  three  ships,   and  is  sending  armed  men  to 

the   northem  portions  of  Luzon  and  to  other  islands.    The  Spaniards  there, 

being  cut  off  from  commuhication  with  Manila  and  Spain,  can  not  be  reen-    . 

forced.  ||  The  result  will  be  an  extension  of  the  civil  war  and  fnrther  destruc- 

tion  of  property,    There  are  in  Manila  itself  nearly  200,000  native  Filipinos 
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Nr.  11996.  among  whom  are  large  nnmbers  with  more  or  lese  Spanish  and  Chinese  blood 
stMUnT  ^^^  ^^^  ^^^  ^^  character,  education,  abilitj  and  wealth.  They  hate  the 
27.Aiig.i898.  Spanish,  are  unfiriendly  toward  other  nations,  and  look  onlj  to  America  for 
assistance.  They  are  not  altogether  in  sympatby  with  Agninaldo,  fearing  the 
entry  of  his  army  into  Manila  almost  as  mach  as  the  Spaniards  fear  it 
They  say  Agoinaldo  is  no  fitted  either  by  ability  or  experience  to  be  the 
head  of  a  native  government,  and  donbt  if  he  wonld  be  elected  President  in 
an  honest  election.  Principal  foreign  interests  here  are  British,  and  their 
feeling  is  nnanimous  in  favor  of  American  occupation.  They  have  already  for- 
warded  a  memorial  to  their  Government  asking  for  it  as  the  only  wa^  to 
Protect  lifo  and  property.  ||  Altogether  the  Situation  here  is  somewhat  similar 
to  Bosnia  and  Herzego vina  in  1878,  and  Egypt  in  1882,  and  the  only  practi- 
cable  Solution  seems  to  be  on  lines  somewhat  similar  to  those  adopted  in 
those  cases.  The  length  of  our  occupation  wonld  depend  on  circumstances 
as  developed  in  the  future,  bat  should  be  determined  solely  in  our  discretion 
without  Obligation  to  or  consultation  with  other  powers.  This  plan  oan  only 
be  worked  out  by  carefnl  study  by  the  Paris  Gommission,  and  they  should 
have  advice  and  füll  Information  irom  some  one  who  has  been  here  during 
our  occupation  and  thoroughly  understands  the  Situation.  It  is  not  understood 
in  America,  and  unless  properly  dealt  with  at  Paris  will  inevitably  lead  to 
future  complications  and  posslbly  war.  ||  The  currency  of  the  country  is  silver. 
The  Mexican  dollar  is  prcferred,  and  worth  about  47  ceuts  gold,  but  the  gold 
dollar  will  not  buy  in  labor  or  merchandise  any  more  than  the  Mexican 
dollar,  and  any  attempt  to  establish  a  gold  basis  for  currency  would  min  any 
business  in  the  Islands.  ||  The  total  revenue  is  about  $  17,000,000  Mexican, 
derived  about  35  per  cent  from  customs»  50  per  cent  from  internal  taxes, 
and  15  per  cent  from  State  lottery  and  sale  of  monopolies.  More  than  two- 
thirds  of  the  internal  revenue  comes  from  poll  tax  or  cedula,  which  is  very 
unpopulär.  The  country  was  self-supporting  and  ifree  of  debt  until  the  in- 
surrection  broke  out  about  two  years  ago,  but  the  expenses  of  the  civil  war 
have  disorganized  finances.  There  is  a  bonded  debt,  Series  A,  t  15,000,000 
Mexican,  held  in  Spain,  for  which  the  colony  never  received  any  consideration, 
and  another  debt,  Series  B,  same  amonnt,  which  was  forced  on  the  people 
here,  and  the  validity  of  which  is  open  to  question.  Both  debts  are  secnred 
by  first  liens  on  custom-house  receipts,  bot  this  does  not  appear  to  have 
been  respected. 

Nr.   11997.    VEREINIGTE  STAATEN.  —  Bericht  des  Major  F.  S. 

Bourns  an  den  General  Merritt.    Beschreibung  der 

Inseln. 

Nr.  U997.  Manila,  Philippine  Islands»  August  29,  1888. 

Vuiul**  Sir:  In  obedience  to  your  request  I  have  the  honor  to  subniit  the  foUo- 

29.AaM898.wing:  ||  Although  the  Island  of  Luzon  is  the  largest  of  the  Pbllippine  groop» 
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and  likewise  the  most  important,  tbere  are  others]  of  great  importance,  espe-  Nr.  11097. 
cially  from   the   commercial  view-point.    The  most  important  of  these  are  ^^J^J^ 
known  as  the  Yisajas,  and  inclnde  the  islands  of  Panay,  Negros,  Zebu,  Samar,  2o.Aug.i898. 
Lejte,  Hasbate,  Romblon,  Tablas,  and  Cibnyan.  ||  The  Island  of  Zebu,  on  which 
the  Gity  of  Gebn  is  sitnated,  is  almost  entirely  ander  cnltivation,  there  being 
bat  little  of  the  original  forests  to  be  fonnd.    Here  are  cnltivated  sugar,  to 
a  limited  extent  hemp,  Indian  com,  and  other  prodacts.    Here,  likewise,  are 
foand  mines  of  coal  and  deposits  of  petrolenm,  both  as  yet  andereloped. 

Panay,  on  which  the  city  of  Iloilo,  the  second  port  in  commercial  im- 
portance  in  th<d  islands,  is  sitnated,  is  also  well  ander  cnltivation,  there  being 
bat  few  places  in  the  northwest  and  west  still  covered  with  forests.  Both 
of  these  islands  are  inhabited  by  the  Yisayan  race,  all  of  whom  have  adopted 
Ghristlanity  and  all  of  whom  are  ander  tribnte  to  Spain.  ||  The  island  of 
Negros,  sitaated  between  these  two  islands,  is  also  of  great  importance  from 
an  agricoltoral  view-point  There  still  exists  in  the  interior  of  this  island  a 
great  amonnt  of  forests,  and  some  of  the  tribes  in  the  interior  have  never 
been  made  tribatory  to  Spain.  It  is  a  great  sngar-prodacing  island,  almost 
all  of  the  lowlands  near  the  coast  being  ander  cnltivation.  ||  Samar  and  Leyte, 
to  the  east»  are  not  so  well  developed,  bat  a  great  deal  of  hemp  of  the  best 
qoality  is  prodnced  there,  the  most  of  which  finds  its  way  to  markets  by  way 
of  Manila,  althongh  some  is  shipped  from  Gebn.  Hobt  of  the  sagar  prodoced 
in  the  three  islands  first  mentioned  is  marketed  at  lloilo.  ||  The  smaller  islands 
mentioned  —  Masbate,  Romblon,  Tablos,  and  Gibnyau  —  are  of  more  im- 
portance as  snpporting  largo  herds  of  cattle,  the  island  of  Masbate  being 
especially  noteworthy  for  this.  The  prodacts  of  the  islands  jnst  mentioned 
are  marketed  almost  entirely  in  Manila.  All  of  the  people  in  these  islands, 
with  the  exception  of  the  few  mentioned  in  the  interior  of  Negros,  are  docile 
well  disposed,  and  easily  managed.  They  are  somewhat  less  energetic  than 
the  Tagologs  of  Lnzon,  and  have  never  been  fnvolved  in  the  insarrections 
occarring  in  these  islands,  to  my  knowledge,  except  in  Gebn  in  1896,  and 
then  throngh  the  inflnence  of  Tagologs  sent  there  for  the  pnrpose  of  stirring 
np  the  insnrrection.  ||  Mindanao,  Basilan,  and  the  Sula  groop  are  inhabited 
for  the  most  part  by  Malay  tribes  belonging  to  the  Mohammedan  faith.  The 
interior  of  the  great  island  of  Mindanao  has  never  been  conqaered  by  the 
Spaniards,  The  important  Spanish  towns  on  this  island  are  located  on  the 
seacoast  and  are  inhabited  largely  by  the  emigrants  from  the  other  Islands.  || 
The  Snla  groap  has  recently  been  bronght  ander  partial  control  of  Spanish 
aathority,  bat  as  yet  the  inhabitants  do  not  pay  tribnte  to  Spain,  or  at  least 
they  did  not  np  to  the  year  of  1893.  ||  The  island  of  Palawan,  on  the  west, 
is  almost  entirely  nndeveloped,  there  being  perhaps  a  half  dozen  small  Spanish 
towns  along  the  seacoasc  on  either  side.  The  most  important  settkment  is 
at  Puerto  Princesa,  where  there  is  a  fine  harbor.  The  most  of  the  inhabi- 
tants are  known  as  Tageannas,  a  Malay  tribe  jnst  being  bronght  ander  the 
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Nr.  11997.  influence  of  Spanish  methods.  ||  The  Galiaimanes,  northeast  of  Palawan,  are 
^Bu^im^  inbabited  bj  the  same  tribe,  bot  more  emigrants  are  fonnd  here  than  in 
89.4iig.i898.Palawan.  Oattle  are  shipped  from  here  to  Manila,  grazing  being  the  prindpal 
indnstry.  ||  The  large  island  of  Mindoro,  jnst  south  and  west  of  Lnxon,  is 
almost  entirely  nndeveloped,  there  being  bnt  a  few  Spanish  towns  along  the 
coast.  The  few  agricnltnral  prodncts  of  this  island  are  almost  entire^  con- 
snmed  by  the  inhabitants  themselves,  the  principal  ezports  being  jongle  pro- 
dncts, snch  as  rattan  and  woods.  The  sago  palm  grows  abnndantlj  thronghont 
this  island,  and  sago  flonr  is  the  principal  breadstnff  of  the  nncivilized  tribes 
of  the  interior.  This  island  is  snpposed  to  contain  large  deposits  of  coal, 
and  I  myself  at  one  time  fonnd  ontcroppings  indicating  a  coal  deposit  at  a 
place  within  easy  commnnication  of  the  seacoast. 

In  regard  to  the  island  of  Lnzon  I  do  not  deem  it  necessary  to  say 
much,  as  it  is  the  best-known  island  of  the  gronp.  Large  areas  are  nnder 
caltivation  and  large  areas  are  still  covered  with  the  primeval  forests.  The 
majority  of  the  people  have  been  christianized  and  are  nnder  the  control  of 
Spain,  bnt  many  tribes  in  the  forests  and  monntains  have  never  been  inflnenced 
by  the  Spanish  Government  The  prodncts  of  the  island  are,  as  known  varied 
—  snggar,  hemp,  tobacco,  chocolate,  and  coffee  being  the  important  ones.  \\ 
As  is  probably  well  known  to  yon,  the  forests  of  the  Philippines  prodnce 
ittost  valnable  woods  in  almost  unlimited  qnantities.  These  have  never  been, 
properly  cared  for  or  developed,  owing  to  the  restrictions  and  hindrancea  of 
the  Spanish  law.  The  same  applies  to  all  indnstries  in  the  Philippines.  ||  In 
regard  to  the  people  of  the  entire  archipelago  and  the  feasibility  of  bringing 
them  nnder  oar  coutrol,  I  see  no  reason  to  change  the  opinion  I  gave  to  yon 
before  we  left  the  United  States.  I  believe  tbat  the  masses  of  the  people 
will  accept  our  government  as  soon  as  they  nnderstand  the  form  of  govern- 
ment  that  we  would  offer.  The  people  are  for  the  most  part  easily  controlled 
by  proper  methods,  the  essence  of  which  can  be  expressed  in  two  words  — 
justice  and  firmness.  ||  It  has  been  my  Observation,  and  this  is  backed  by  the 
Statements  of  many  intelligent  natives  and  half-casts  with  whom  I  have  talked 
that  the  Philippine  native  will  accept  merited  punishment  without  complaint 
and  withont  the  fecling  of  injnr}'  having  been  done  him.  ||  I  still  believe  that 
if  a  few  of  the  ambitious  chieftains  now  in  control  of  the  insnrgent  army 
conld  be  disposed  of,  the  masses  of  the  people  could  be  handled  without  diffi- 
cnlty.  At  the  present  it  is  my  opinion  that  these  chieftains  find  themselves 
in  a  difficnlt  position  on  acconnt  of  the  promises  made  to  their  followers  in 
regard  to  looting  Manila,  said  promises  being  so  far  nnfnlfilled.  Their  troops 
have  been  serving  np  to  the  present  time  almost  withont  remuneration,  pro- 
mises being  made  that  their^reward  would  come  when  Manila  capitnlated.  i 
Since  my  arrival  I  have  availed  myself  of  every  opportunity  to  talk  with 
natives  and  half-castes,  both  in  the  insurgents  territory  and  in  Manila,  I  find 
that  many  of  them  would  be  perfectly  wllling  to  accept  an  American  govem- 
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ment,  and  many  of  tbem  are  very  anzious  that  we  shonld  take  fall  possession  Nr.  11997. 
of  the  Islands.  Many  otbers  hold  to  tbe  desire  of  the  Insurgent  Chiefs  for  a  ^||^^^ 
Philippine  govemmeut  ander  tbe  protection  of  the  United  States.  These  89.Avg.i89e.. 
people  express  themselves  as  being  confident  of  their  own  ability  to  govern 
the  Islands.  Many  of  these  wonld  not  be  satisfied  ontil  the  experiment  had 
been  tried,  bot  I  do  not  believe  that  snch  a  goverament  wonld  be  a  saccess 
and  that  the  United  States  wonld  nltimately  have  to  take  hold  of  the  govern- 
ment.  This  for  seyeral  reasons:  First,  becanse  the  only  example  of  govem- 
ment  eyer  seen  by  these  people  is  that  given  by  Spain,  and  they  wo^ld  na- 
torally  foUow  qaite  closely  the  methods  heretpfore  pursaed;  second,  lack  of 
anity,  not  only  among  the  important  men  here  in  the  Island  of  Lnzon,  bot 
likewise  on  accoont  of  lack  of  anion  and  fall  understanding  with  the  yarioos 
other  races  of  the  archipelago,  sach,  for  instance,  as  the  Yisayas  of  the  cen- 
tral Islands;  third,  becanse  of  the  three  other  Clements  in  the  Islands  —  the 
nnciyiUzed  hiU  tribes,  the  Mohammedans  of  the  sontb,  and  the  Chinese  resi- 
dents  fonnd  in  all  parts  of  the  Islands.  ||  The  feeling  existing  between  the 
Filipinos  and  the  Chinese  residents  can  he  seen  any  day,  by  anyone  who  will 
take  the  tronble  to  notice  it,  in  the  streets  of  Manila.  The  Chinese,  being 
natnrally  more  indnstrions  and  more  thrifty  than  the  Filipinos,  nsually  sncceed 
better,  the  resalt  being  a  feeling  of  extreme  jealonsy  on  the  part  of  tbe 
Filipinos.  I  know  from  Observation  that  this  racial  feeling  wonld  be  very 
hard  to  overcome,  as  between  the  Catholic  Filipinos  and  thß  Mohammedans 
of  the  sootb  qnestions  wonld  constantly  arise  difficnlt  of  adjnstment  by  any 
bot  a  third  ai|d  strenger  party.  ||  In  regard  to  the  hill  tribes,  or  what  aro 
called  savage  tribes,  I  have  observed  in  varions  parts  of  the  Island  that  they 
are  illtreated,  imposed  npon  in  every  way,  and  generally  considered  to  be  of 
a  yery  inferior  race,  to  be  treated  withonth  consideration  by  the  Catholic 
natives. 

Another  reason  for  sopposing  that  difficnlty  wonld  arise  in  case  of  self- 
govemment  is  the  Jealonsy  among  the  chieftains  themselves.  These  obser-  . 
vations  have  been  made  since  my  arrival  here,  and  are  sabstantiated  by  con- 
versations  with  many  natives  and  half-castes.  They  themselves  State  that  as  ^' 
soon  as  a  Filipino  is  appointed  to  office,  snch  as  lieatenant  or  captain,  or  ta 
a  higher  rank,  he  immediately  considers  himself  fat  above  bis  felloW-FlHpinos, 
treats  them  with  severity  and  disdain,  and,  in  short,  attempts  to  imitate  as 
closely  as  possible  the  methods  pnrsned  by  Spanlsb  officials  in  their  treatment 
of  the  natives.  I  have  definite  Information  also  that  at  least  three  or  fear 
of  the  leading  men  of  the  proyinces  to  the  north  and  east  of  Manila  are  not 
at  all  in  harmony  with  those  in  antbority  aronnd  Manila»  All  of  th^e  eon- 
ditimis  wonld,  in  my  opinion,  soon  bring  aboitt  a  distressing  condition.  ||  The 
only  point  on  which  all  tbe  natives  and  half-castes  I  have  talked  with  agree 
is  thpkt  they  will  never,  so  long  as  they  have  arms,  ammonition^  or  men,  sab- 
mit  again  to  Spanish  aothority.    Their  bittemess  of  feeling  against  the  Spa- 
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Nr.  11M7.  niards  can  scaroely  be  exaggerated.  This  fact  I  have  had  abnndant  opporta- 
^^Jjjl*  nity  to  know.  ||  The  feeling  against  the  monastic  orders  is,  as  yon  know,  not 
2o.Aiif.i89e.against  the  churoh  itself,  as  thej  are  all  good  Gatholics  and  wish  well  toward 
the  Gatholio  Ghnrch.  The  bitterness  is  directed  against  all  the  members  of 
the  monastic  Orders,  with  the  exception  of  the  Jesnits,  whose  only  work  here 
is  missionary,  scientific,  and  edocational.  Eyen  the  most  rapid  among  tbem 
haye  expressed  to  me  their  appreciation  of  the  werk  being  done  by  the 
Jesnits.  ||  Taken  as  a  whole,  the  Philippine  Islands^  are  as  rieh  and  prodoctiye 
Islands,  with  as  good  climate  and  as  good  nataral  advantages,  as  are  to  be 
fonnd  anywhere  in  the  tropics.  ||  In  conclnsion,  I  wish  to  State  that  these 
opinions  are  only  my  personal  opinions,  fonnded  npon  extensive  observations 
in  these  Islands  and  comparison  with  other  tropical  regions  which  I  haye 
yisited.  I  giye  them  to  yon  in  obedience  to  yonr  reqnest,  and  wether  they 
proye  to  be  right  or  wrong  I  can  only  assnre  yon  that  they  are  my  honest 
conyictions,  and  fonnded  only  npon  personal  observations  made  dnring  a  three 
years  and  a  half  residence  in  these  Islands.  ||  From  a  personal  interest  in  snch 
mattors  I  have  always  talked  freely  with  the  people  of  whatever  place  I  have 
yisited,  not  expecting  that  my  views  wonld  be  needed  in  any  snch  emergency. 
I  do  believe,  however,  that  in  the  main  they  are  fairly  accnrate,  and  that 
my  estimate  of  the  people  and  of  the  Islands  and  their  resonrces  is  not  far 
amiss. 

I  am,  sir,  very  respectfolly, 

Frank  S.  Bonrns, 
Major  and  Chief  Snrgeon,  U.  S.  Yolnntoers. 


Nr.    11998*    VEBEINiaTBSTAATEH.  — Bericht  des  Majors  J.F.Bell 

an  General  Morritt.    Streitkräfte  der  Philippinen. 

Manila,  Philippine  Islands,  August  29,  189a 

Nr.  11998«  Sir:  Pursuant  to  yonr  verbal  iustructions,  I  have  the  honor  to  report 

^sultä**  the  following  facts  and  opinions:  ||  In  the  city  of  Santa  Gmz  the  capital  of 

29.Aag.i898.  La  Laguna,  abont  600  Spaniards  are  besieged  by  insnrgents.  ||  Albay,  held  by 

a  detachment  of  Spanish  forces,  nnmber  not  known,  is  also  besieged  by  in- 

snrgents.  ||  All  the  Spanish  in  the  Province  of  Tayabas  have  just  been  cap- 

tnred  by  insnrgents,  together  with  a  considerable  amount  of  money  and  other 

property.  ||  The  Spanish  still  hold  Daet,  the  capital  of  Gamarines  Norte,  and 

Nneva  Gaceres,  the  capital  of  Gamarines  Sor,  bnt  both   places  are  besieged 

by  insnrgents.  ||  The  fonr  provinces,  Llocos  Sor,  Llo^os  Norte,  Isftbella,  and 

Gagayan  are  still  in  the  possession  of  the  Spanish,  bnt  400  insnrgents  häve 

been  dispatched  to  attack  the  Spanish  in  these  provinces.  H  Abont  260  8pa* 

niards  hold  Morong,  the  capital  of  the  province  of  the  same  name.  ||  Tbere 

is  one  Company  of  Spanish  infantry  in  Yap,  the  capital  of  Ponape,  -ond  of  the 

Garoline  Islands.  ||  There  are  also  a  considerable  nnmbet*  of  Spanish  tfoo^s  ift 
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Geba,  lloUo,  Leyte,  and  Mindanao.  ||  The  isliuid  of  Hindoro  aod  the  provinoes  Hr.  11996. 
of  Batangas,  Pampapgas,  Paogasenan,  Balacan,  La  UnioD,  l^yabas,  Bataan,  ^^^^^ 
Zanbales,  Tarlac,  and  Cavite  (all  in  the  island  ofLnzon)  are  onder  the  oon-t9.Aaff.i896 
trol  of  insorgents.  ||  Conoerning  the  insurgents  now  ander  arms  and  abont  the 
city,  it  is  practicallj  impossible  to  connt  or  estimate  their  nnmber  for  seyeral 
reasons:  First,  they  are  being  continnally  sent  away  to  other  provinces;  seeond, 
many  of  tbem  haye  laid  aside  their  arms  temporarily  to  raise  orops  for  their 
families.    As  the   Organization  is  very  loose,  no  captain  knows  the  exaet 
nnmber  of  his  following.    No  reports  have  e?er  been  made  to  General  Agni- 
naldo»     The  dosest  estiouite  that  can  be  made  of  the  available  armed  in- 
sorgent  force  is  based  npon  the  nnmber  of  arms  recently  captnred  from  the 
Spanish  militia,  from  the  arsenal  at  Cayite,  from  Spaniards  captnred  in  battle, 
and  bonght  from  Jackson  and  Evans.    Together  with  the  nnmber  it  is  &ir 
to  estimate  were  in  the  hands  of  Filipinos,  who  got  them  in  previoos  insnr* 
rection,  this  foota  np  abont  40,000,  as  foUows: 

From  militia 12,000 

From  arsenal 2,500 

From  Jackson  and  fiyans 2,000 

From  Spanish 8,000 

In  hands  of  Filipinos  (about)       16,000 

Total 39,600 

From  this  nnmber  thore  shonld  probably  be  dedncted  several  thonsand 
gons  recaptnred  by  the  Spanish  and  tnmed  in  ander  the  provisions  of  a 
proclamation  offering  $  60  and  amnesty  to  each  insurgent  who  wonld  come 
in  and  give  himself  and  his  rifle  np  to  the  Spaniards.  ||  It  is  assamed  that 
every  Filipino  who  has  a  gnn  is  ready  material  for  an  armed  insnrrectionist, 
providing  snfficient  provocation  exists  to  appeal  to  the  resentment  of  all.  ||  Agni- 
naldo's  following,  however,  it  not  so  great,  nor  can  all  of  those  who  are 
ander  arms  be  considered  eqnal  in  loyalty  to  their  chiet  Oreat  dififerences 
of  opinion  exist  among  them,  and  General  Agninaldo  is  jnst  now  experien- 
cing  considerable  difficnlty  in  maintaining  control  oyer  his  loosely  organized 
forces.  He  has  certain  men  among  his  leaders  who  are  dishonest  and  unr 
worthy,  and  are  now  gnilty  of  condnct  which  serionsly  reflects  npon  the  cha- 
racter  of  the  insnrgent.  This  is  well  known  to  General  Agninaldo,  bot  he 
is  powerless  to  prev^t  it,  becanse  be  realizes  that  an  effort  to  do  so  wonld 
be  an  end  of  their  snbordination  to  him.  ||  Gonceming  the  capacity  of  the 
Filipinos  to  govem  themselyes,  I  regret  to  say  that  I  see  no  reason  to  change 
the  opinion  preyionsly  expressed,  that  they  are  unfit.  I  wish  my  opinion 
night  be  otherwise,  for  I  prefer  to  belieye  them  capable  of  self-govemment. 
There  ai^  a  nnmber  of  Filipinos  whom  I  haye  met,  among  them  General 
Agninaldo  and  a  few  of  his  leaders,  whom  I  belieye  thoronghly  Irns-tworthy 
and  fally  capable  of  self-government,  and  the  main  reliance  for  small  ofBoial 
positiont  and  maay  larger  ones  wonld  be  npon  people  who  know  no  Standard 
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jTr.  11M8.  of  government  other  than  tbat  the  Spaniards  have  farnishedi  Their  seiise  of 
^^J[[j[jjj**  eqoitj  and  justice  seems  not  fully  developed,  and  their  readiness  to  coeroe 
89.Aag.i896.  tbose  who  como  ander  their  power  has  been  strongly  iünstrated  in  this  citj 
Bince  onr  occnpation.  A  regalarly  organized  System  of  blackmail  has  been 
institated  under  tbe  gaise  of  making  sobscriptions  to  the  insurgent  caase. 
None  of  this  money  ever  reaches  the  treasnry  of  the  so-called  Filipino  govern- 
ment, bat  is  donbtless  divided  among  tbe  petty  chi«fiB  who  assnme  to  aatho- 
rize  subordinates  to  collect  it.  |]  The  Filipinos  themselyes,  living  in  the  outs- 
kirtä  of  the  city,  are  daily  terrorized  and  interfered  with  by  small  bands  of 
maraading  insnrgents,  who  molest  them  for  no  other  pnrpose  bat  the  accamn- 
lation  of  booty, 

Agninaldo  has  in  Hongkong  abont  f  300,000  and  in  Bacoor  abont 
$  220,000  of  pnblic  fand«.  He  has  commissioned  an  agent  to  parchasc  all 
the  nitrate  of  soda  to  be  fonnd  in  Manila,  and  a  lot  more  in  China  and 
Japan.  He  has  a  cartridge  factory  at  Imns  ci4)able  of  working  400  people. 
He  proposes  soon  to  move  bis  headqnarters  to  Malolos,  on  the  railroad,  north 
of  Manila  and  only  abont  thirty  minntes'  ride  from  the  city.  ||  There  is  not 
a  partide  of  donbt  bat  what  Againaldo  and  bis  leaders  will  resist  any  attempt 
of  any  government  to  reorganize  a  colonial  government  here.  They  are 
especially  bitter  toward  the  Spaniards,  bat  eqnally  determined  not  to  submit 
any  longer  to  being  a  colony  of  any  other  government  What  they  wonld 
like  best  of  all  wonld  be  a  Filipino  repnblic  with  an  American  protectorate, 
for  none  realize  their  inability  more  clearly  than  they  to  maintain  a  repnblic 
withont  protection  of  some  strenger  power.  Thongh  they  wonld  prefer  pro- 
tection from  America,  they  wonld  accept  it  from  any  government  save  the 
Spanish.  ||  Agninaldo  has  not  a  universal  foUowing  among  the  Filipinos.  Thongh 
he  is  undoubtedly  the  most  popnlar  leader  there  is  at  present  among  the 
Filipinos,  there  are  many  of  the  wealthiest,  most  prominent,  and  most  in- 
flnential  Filipino  Citizens  who  do  not  follow  bim  and  would  not  vote  for  bim 
as  President  of  their  own  free  will  and  accord.  The  native  popnlation  of 
Manila  are  generally  opposed  to  insnrrectionists.  ||  A  number  of  the  rieh  and 
prominent  Filipino  Citizens  have  told  me  that  if  the  United  States  wonld 
govern  this  conntry  for  one  year  Agninaldo's  foUowing  wonld  so  dwindle  that 
he  would  have  no  army  left  ||  All  the  people  except  the  Spaniards,  föreign 
residents  and  natives  alike,  feel  that  a  native  government  wonld  be  better 
than  the  continnation  of  Spanish  rule;  and  I  gness  it  would,  for  nothing  could 
possibly  be  worse  than  the  Spanish  regime  as  it  has  long  existed  here. 
There  is  a  very  respectable  and  considerable  number  of  Spaniards  who  openly 
condemn  the  cormption  that  has  existed  under  Spanish  dominion,  and  donbt- 
less many  more  wonld  so  express  themselves  if  they  dared.  ||  Agninaldo  has 
recently  sent  all  of  bis  adjntants  (eight  in  number)  into  the  city  and  assigned 
them  regulär  districts,  in  which  they  are  expeeted  to  observe  for  tbe. pnrpose 
of .  preventing.  interferenoe  with  Citizens  by  members  of  the  insnrrectionary 


Digitized  by 


Google 


Andere  Notizen  über  die  Philippinen.  127 

forces.  He  is  anxions  to  maintain  the  best  appearance  and  credit  for  bis  Hr.  ums. 
winiog  caose.  ||  It  it  openly  asserted  bj  manj  of  bis  sjmpathizers  that  some  ^J!!^"''^ 
of  bis  agents  are  coHecting  snbscriptions  with  a  view  of  ranning  away  into  89.Aiig.i«)8. 
the  moontains  with  snfficient  cash  to  maiotain  themselyes  in  ease.  Mo  one  is 
better  aware  of  all  these  facts  tban  Agninaldo  bimself,  and  realizing  that  he 
WM  losing  instead  of  gaining  groand  he  bas  recently  called  into  connsel  a 
nnmber  of  prominent  and  wealtbj  Filipinos,  who  ha?e  never  allied  themselves 
with  bis  cause  aod  at  least  one  of  whom  bas  fonght  in  the  trenches  against 
him  within  the  past  montb.  From  among  these  men  he  bas  organized  a 
eommittee  to  take  Charge  in  the  city  of  Manila  of  all  aifairs  affeoting  bis  cause 
and  the  good  of  the  people.  Few  of  these  men  are  really  üayorable  to  a 
flMpbo  government,  and  all  those  who  bare  mach  property  at  stake  are 
prayiog  that  the  Americans  will  continne  in  the  conntry;  so  are  all  the  for- 
dga  residents,  except  the  Spanisb.  ||  In  an  effort  to  catalogne  and  describe 
the  principal  leaders  among  Agoinaldo's  following  I  hare  arrived  at  the  follo- 
wing  conclnsions,  which  are  believed  to  be  practically  correct:  ||  Agninaldo.  — 
Honest,  sineere,  and  poor,  not  well  edncated,  bat  a  natural  leader  of  men, 
with  considerable  shrewdness  and  ability;  bas  the  power  of  creating  among 
the  people  confidence  in  himself,  and  is  nndonbtediy  a  yery  popnlar  man, 
higbly  respected  by  all;  bat  there  are  many  better  edncated  and  richer  natives 
who  do  not  think  be  bas  sufficient  edacation  or  experience  te  be  a  snitable 
President  He  was  a  "little  goYemor*'  of  a  small  town  in  one  of  the  pro- 
Tinees«  It  is  also  said  that  he  was  a  school  teacher,  bat  I  bare  bcen  anable 
to  Terify  tbis  assertion. 

(Die  folgenden  Charakteristiken  sind  fortgeUisseD.) 


Nr.   11999.    VEREIHiaTB    Staaten.    —    Bericht    des   Admirals 
Dewey.    Maritime  Verhältnisse. 

Flagship  Baltimore, 
Manila,  Philippine  Islands,  Aagast  29,  1898. 

Sir:  Referring  to  the  Departments's  telegram  of  the  28 tb  instant,  I  bare  Nr.  1199«. 
the  honor  to  transmit  by  the  band  of  Brig.  Gen.  F.  V.  Greene,  ü.  8.  V.,  the   ^JuauS!' 
foUowing  Tiews  and  Information  upon  the  sabject  of  the  Pbilippines.    A  copy29.Aag.i89s. 
of  tbis  commanication  is  also   given  to  Major-General  Merritt.  ||  The  most 
important  Islands  of  the  Pbilippines  are  Lnzon,  Panay,  Cebn,  Negros,  Lcyte, 
wd  Mindanao.    The  others,  owing  either  to  the  character  of  the  inbabitants, 
the  limited  amonnt  of  civilization,  or  the  almost  entire  absence  of  caltiyated 
l^nd,  may  be  neglected  in  aoy  consideration  of  the  relative  importance  or 
desirability  of  these  Islands,  espedally  those  of  the  sontbem  gronp,  which  are 
almost  wholly  giyen  over  to  savages.  ||  Lozon  is  in  almost  all  respects  the 
i&ost  desirable  of  these  Islands,  and  therefore  the  one  to  retain.    In  It  is 
titoated  Manila,  the  most  important  commercial  as  well  as  the  most  popoloos 
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Nr.  11090.  port  of  all  the  islands  —  a  port  tbat  in  onr  hands  wonld  soou  become  ooe 
^suiton!*  ^^  ^^^  ^^^  P^^^  ^^  ^^®  World.  Not  only  is  tobacco  produoed  in  large  qnan- 
29.Aag.i899.  tities,  bttt  all  the  tobacco  of  fine  qualitj  grown  in  the  Philippines  comes 
from  the  nortbern  proyinces  of  this  Island.  Tbe  interior  has  as  jet  not  been 
developed.  ||  There  is  but  one  short  railroad,  from  Manila  to  Dagnpan,  and 
no  highways,  so  tbat  almost  all  the  commerce  is  carried  on  by  water.  Were 
railroads  and  highways  bnilt  —  and  labor  is  very  cheap  —  there  is  little 
doubt  tbat  this  Island  wonld  rapidly  increase  in  prodnctiveness  and  wealth. 
The  popnlation  of  Lnzon  is  reported  to  be  something  over  3,000,000,  mostly 
natives.  These  are  gentle,  docile,  and,  nnder  jnst  laws  and  with  the  benefits 
of  popnlar  edncation,  wonld  soon  make  good  Citizens.  ||  In  a  telegram  sent  to 
the  Department  on  Jnne  23  I  expressed  the  opinion  tbat  ^'these  people  are 
far  snperior  in  their  intelligence  and  more  capable  of  self-govemment  than 
the  natives  of  Cnba,  and  I  am  familiär  with  both  races.''  Fnrther  interconrse 
with  them  has  confirmed  me  in  this  opinion.  ||  As  Luzon  is  the  farthest  north 
of  the  large  islands,  its  climate  is  natnrally  the  most  temperate.  In  this 
connection  it  may  be  mentioned  tbat  out  of  a  force  of  oyer  2,000  on  the 
ships  of  my  sqnadron  the  nnmber  of  men  on  the  sick  list  at  any  time  has 
not  exceeded  forty,  nor  has  there  been  any  considerable  sickness  among  onr 
troops  on  shore,  thongh  they  were  mnch  exposed  for  three  weeks  in  the 
trenches  during  the  rainy  season,  As  a  matter  of  fact,  Manila  is  far  from 
being  an  nnhealthy  city,  and  the  climate  is  as  fine  as  tbat  of  any  place  in  the 
tropics.  II  Abont  60  miles  from  Manila  and  to  the  northward  and  westward 
is  Subig  Bay,  decidedly  the  best  harbor  in  the  Philippines,  baving  no  eqnal 
as  a  coaling  Station  or  naval  and  military  base.  jj  The  entrances  are  narrow, 
the  shores  bold,  tbe  water  deep,  the  bay  landlocked,  easily  defended  from 
attack  by  sea  or  land,  and  the  fresh- water  snpply  ample.  As  it  is  jnst  off 
the  trade  ronte  between  Manila  and  China  and  Japan,  it  strategically  com- 
mands  Manila.  It  is  there  tbat  the  Spanish  Government  had  planned  to 
place  its  principal  naval  arsenal  in  the  East.  Already  a  great  deal  of  money 
has  been  expended,  many  bnildings  erected,  and  mnch  work  done.  A  contract 
has  been  made  with  an  English  Company  to  constmct  a  floating  dock  of 
12,000  tons  capacity;  some  of  the  material  has  been  delivered  and  payments 
made.  Tbe  arsenal  is  on  the  south  side  of  the  harbor,  at  the  village  of 
Olongapo.  It  is  expected  tbat  a  connection  mU  be  made  with  the  railroad 
from  Manila  to  Dagnpan,  thns  pntting  Snbig  in  easy  reach  of  Manila.  H  The 
principal  naval  Station  in  the  Philippines  is  now  at  Cavite,  in  Manila  Bay, 
It  has  very  fair  Workshops  for  light  work  and  ways  for  vessels  of  less  than 
1,000  tons.  Bnt  it  is  capable  of  little  expansion,  and  the  small  depth  of 
water  preclndes  the  bnilding  of  dry  docks  for  large  ships,  or  even  the  use  of 
floating  docks  of  mnch  capacity.  ||  Lnzon  has  other  decided  advantages  both 
in  a  commercial  and  military  sense.  It  is  nearest  the  great  centers  of  trade 
in  the  far  East,  snch  as  Hongkong,  Canton,  Shanghai,  Pekin,  Nagasaki,  and 
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Yokohama,  and  nearest  the  trade  roates  from  the  United  States  and  Hono-  Nr.  um. 
lala  to  those  centers;  conseqaentlj  its  inflaence  woald  be  greater  if  held  by  ^g^[|^ 
U8.    It  also  commandB  San  Bemadine  Strait,  the  principal  water  roate  throagh29.Aag.i8l>ä. 
the  Philippines  from  east  to  west^  H  From  all  the  above  facts  it  seems  patent 
that  Lazon  is  by  far  the  most  valaable  Island  in  the  gronp,  whether  con- 
sidered  from  a  commereial  or  military  standpoint  ||  Fanay,  Ceba,  Negros,  and 
Lqrte  are  rery  thickly  popalated  and  well  caltivated.    In  these  Islands  the 
natives  are  conceded  to  be  the  best  edncated  and  fdrthest  advanced  in  civili- 
zation.  ||  In  Panay  is  sitaated  HoUo,  the  second  commereial   port  of   the 
Philij^ines  and  the  center  of  the  sogar  trade.    It  bas  a  good  harbor,  with 
two  entrances,  and  one  that  has  great  Strategie  importance.  ||  Cebo,  the  third 
commereial  port^  in  the  Island  of  Uie  same  name,  has  a  harbor  mach  like  that 
of  Uoilo.  II  From  the  best  information  obtainable  it  iH[>pears  that  the  Philipi^nes 
contain  varied  and  valaable  mineral  resoarc^,  as  well  as  admiraUe  timber. 
I  havB  the  honor  to  be,  rery  respectfolly, 

George  Dewey, 
Bear^Admiral,  United  States  Navy, 
Gommanding  United  States  Naval  Forces  on  Asiatio  Station. 

Nr.    1200Ö.    BELGIEN.   '   Der  belgische  Eonsnl  in  Manila  über 
die  Zakanft  der  Philippinen. 

Manila,  Aogost  29,  1898. 
The  fotare  of  the  Phliippine  Islands  is  an  eager.  and  most  interesting 
qoestion;  and  if  the  United  States  does  not  take  these  Islands  ander  their  Bdgiaii. ' 
protection,  tiie  coontry  wiH  be  atterly  rained  and  all  the  foreign  merchants^-^^cf'i^^- 
will  leave  these  Islands.  ||  The  retention  of  the  Island  of  Lozon  only  is  not 
enongh,  and  only  a  half  measnre,  and  the  United  States  masi  take  all  or 
nothisg.  If  the  soath  of  the  Philippines  remains  in  the  hands  of  Spain,  the 
insargents  wiü  attaok  these  Islands  and  they  will  be  in  a  constant  revolt, 
exactly  as  hs^i^pened  in  Oaba,  and  the  United  States  wiU  h^e  a  second 
edition  of  what  has  happened  already,  and  will  prepare  a  seewar  for  the  same 
reasons.  ||  Spain  will  always  remain  as  she  is  now.  She  will  even  be  exactly 
the  same  ander  any  form  of  gOTemment  The  nomeroos  ^npleados  (offioe^ 
hoidefs)  will  always  be  the  plagne  of  all  the  ministers  and  allrays  waat 
lacratire  ports  with  a  high  pay.  They  will  never  admit  that  it  woidd  be 
bitter  for  them  and  their  conntry  to  work.  As  the  pdsitions  of  these  emplea- 
dos  (offtceholders)  are  yery  anceftain,  their  only  object  is,  as  soon  as  they  eceapy 
tfaei^  posts,  to  make  as  mach  money  ai  they  can.  Even  those  who  oceapy  the 
yery  highest  posts  in  the  PhiHppines  only  attend  to  their  own  fortane  and 
hardly  pay  attention  to  pabUc  alidrs.  As  they  giref  the  example  of  a  most 
cortapt  administration,  they  are  anable  to  pr^ent  their  svbordinates  to  do 
the  stfme.  The  justice  is  likewise  misinsnlfltged^  and  when  the  accased  does 
not  bribe  the  judgei  they  Will  leave  Ihem  In  jail  for  years  withoot  payiog 
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Nr.  18000.  the  slightest  attention  to  these  anfortonates,  and  some  of  Uiese  prisoners  have 
29^?*  1898  ^®^^  *^  i*^  ™^'®  *^*°  *®"  years.  ||  The  monks,  more  nnited,  ha^e  always 
taken  adrantage  of  the  troabled  State  of  affairs  and  offered  their  protection 
to  those  who  consented  in  allowing  the  money  of  the  government  to  go  in 
their  hands.  They  exacted  all  the  money  that  they  ooold  of  the  Indians,  and 
the  Spanish  govemors  protected  openly  these  extortions.  Such  State  of  things 
exasperated  the  Filipinos,  and  those  who  soffered  the  most  began  the  rebellion 
with  a  fary  that  astonished  everybody.  ||  The  rebelli<m  broke  out  from  the 
lower  classes,  and  they  still  predominate  in  the  actnal  rebellion,  Even  the 
Chiefs  are  ancient  tenants  of  the  monks.  The  rebellion  haa  no  comssittee  or 
representatiyes  in  the  United  States,  as  the  Cnbans.  This  proves  that  those 
who  revolted  only  act  as  mechanics  and  not  as  an  intellectnal  people.  Those 
who  are  in  Hongkong,  and  represent  there  the  revolntion,  went  there  as 
fngitiyes  to  escape  from  Manila,  and  later  on  they  formed  a  meeting,  and  no 
serions  man  will  admit  that  they  are  leading  men  of  the  revolntion.  Their 
names  are  not  even  known  in  Manila. 

The  Indians  are  good  soldiers,  and  snffer  yery  little  of  the  war.    They 
can  stay  for  days  in  the  swamps,  or  can  make  a  long  march  in  this  hot 
climate  wtthout  injnry.    White  men  can  not  stand  it,  and  it  mnst  be  recogni- 
zed  that  if  the  Indians  are  very  poor  leaders  in  politics  they  are  good  enongh 
soldiers  to  be  taken  in  good  consideration.  ||  Sinee  the  Americans  arrived  in 
the  Philippines  a  new  period  seems  to  take  place,  and  many  members  of  the 
Upper  classes  of  the  Mestizos  appeared  amongst  the  rebels,  and  since  then  it 
has  been  possible  to  discuss  some  roatters  and  to  demonstrate  to  them  that 
if  they  wanted  to  be  taken  into  consideration  that  they  most  act  as  civilized 
people,  and  not  retain  as  prisoners  private  Citizens^  women,  and  children,  and 
drop  many  aboses  that  they  commit  exactly  as  the  Spaniar^s  have  done  and 
tanght  them.    Döring  the  blockade   of  Manila  many  prominent  famllies  of 
Mestizos  preferred  to  take  refnge  amongst  the  insnrgents  rather  than  stay  at 
the  mercy  of  the  Spanish  anthorities  in  Manila,  whose  arbitrary  acts  are  too 
well  known.  ||  There  is  actnally  in  Enrope  and  Paris  an  important  colony  of 
Filipinos  belonging  to  the  leading  families  of  Manila,  and  these  appear  to  be 
actnally  the  representatiyes  of  the  rebels.    The  principal  of  them  pretended, 
howeyer,  that   he  neyer  rebeUed,  and  claimed  bis  properties  seized  by  the 
Spanish  Goyernment    He  bribed   the  jndges,  and  they  pablidy  recognized 
that  he  neyer  was  a  rebel,  and  restored  his  properties.    Now  he  is  the  chief 
representatiye  of  the  rebels.    His  name  is  P.  P.  Roxas.    This  daplicity  is 
not  much  in  his  fayor,  bnt  it  reyeals  the  character  of  the  Indians  or  Mesti- 
zos, and  in  all  their  acts  it  ml\  be  remarked  that  they  neyer  are  sincere.|| 
Money  is  what  misses  the  most  to  the  rebellion,  and  this  leads  the  rebels  to 
many  nnlawful  acts.    Until  the  present  time  most  all  the  money  has  been 
raised  from  the  lower  classes.    The  higher  classes  gaye  yery  little,  and  these 
are   yery   nnwiUing  to  facilitate  fnnds.    Thia  class  is  composed  entirely  of 
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nsnrers  and  pawnees.  All  the  pawnsbops  and  gambling  honses  belong  to  tbo  Nr.  uooo. 
prinzipal  Metizos  families.  Tbere  is  not  one  äunily  free  of  tbat  stigma.  Tbis  29ju|m8o?. 
proyes  enough  tbe  moralitj  of  tbem,  and  wbat  can  be  expected  of  tbem.  Tbey 
snrely  will  not  risk  tbeir  capital  in  tbe  rebellion,  becaase  tbej  are  not  sure 
enough  tbat  tbey  will  be  repaid  witb  intereat  Tbey  do  not  care  a  snap  for 
tbe  conntry,  and  many  told  me  tbat  tbey  wonld  be  glad  to  see  tbe  United 
States  take  these  islands  ander  tbeir  protection  and  pnt  an  end  to  tbe  con- 
stant  appeal  of  fnnds  from  tbe  rebels.  Ibis  was  said  to  me  by  Bemito 
Legarda,  a  rieh  Mestizo,  who  was  witb  Agoinaldo  in  Bacoor  and  acted  as 
connsel,  and  tbis  decei?ed  bim.  ||  In  the  plantatious  belonging  to  tbe  rieb 
families  of  Mestizos  or  Indians,  tbe  workmen  are  treated  very  inbnmanly.  If 
they  do  not  work  qaick  enoogh  tbey  treat  tbem  ezactly  as  slaves  were  treated 
in  Sonth  America,  The  most  common  ponishment  is  to  lasb  their  backs  witb 
a  thin  bamboo;  25  lasbes  is  the  most  ordinary  ponishment  I  saw  some 
receiye  100  lasbes  in  N^os  Island,  in  the  estate  of  Aniceto  Lacson,  an  In- 
dian.  One  hondred  and  twenty-five  lasbes  were  given  to  a  man  in  Albay 
(sooth  of  Lnzon)  by  tbe  Indian  mayor  of  Albay.  The  same  man  threatened 
to  give  100  lasbes  to  one  of  my  workmen,  bat  bis  wife  warned  me  and  I 
stopped  it.  Since  then  I  stopped  always  tbis  treatment  when  I  happened  to 
know  it,  and  more  than  once  bad  rows  aboat  it  witb  the  Spanish  governor 
of  the  province,  Mr.  Yaldes.  Tbis  was  in  1892.  He  told  me  tbat  he  woald 
pat  me  in  prison  if  I  interfered  witb  tbe  aathorities.  The  custom  all  over 
the  Philippines  is  to  engage  men  and  to  pay  for  tbem  tbeir  personal  papers. 
Tbis  is  the  beginning  of  a  debt  tbat  will  make  a  shive  of  a  man  for  each 
doUar  advanced;  an  interest  of  5  cents  is  added.  At  the  sligbtest  faalt  tbe 
man  is  fined  and  bis  debt  grows.  Whenever  he  neods  money  to  baptize  a 
baby  or  bary  a  parent  the  planter  pays  the  fees  direct  to  tbe  carate,  and 
always  adds  to  the  smaU  snm  advanced  two  or  three  doUars  and  the  5  cents 
for  interest.  Tbis  last  way  is  the  most  heavy  yoke.  At  the  end  of  the  year 
he  owes  bis  master  |  50  or  #  60,  and  as  long  as  he  does  not  pay  bis  debt 
he  is  considered  as  a  slave,  and  if  he  nins  awi^  he  will  be  arrested  and 
retarned  to  bis  master  and  is  awfally  lasbed. 

When  an  estate  is  sold,  nearly  always  tbe  papers  are  accompanied  witb 
a  list  of  the  debtors.  The  bnyer  makes  a  bargain  and  bays  the  debts,  and 
those  who  owe  the  money  become  bis  slaves.  This  is  aboat  the  same  as 
baying  tbe  slaves  witb  a  plantation.  Now  the  Me&ttzos  and  Indians  are  the 
hardest  masters,  and  if  ever  tbey  dominate  they  will  be  most  despotical  to 
the  Indians.  The  Spanish  Government  always  tolerated  tbis,  aud  even  pro* 
tected  those  who  used  to  treat  the  men  as  slaves  and  allowed  tbe  pirates  to 
abäse  tbe  poor  Indians.  Therefore  it  is  easy  to  show  tbe  Indian  tbat  it 
woald  be  mach  better  for  bim  to  be  raled  by  Americans  than  by  bis  own 
coantrymen.  Whatever  may  be  tbe  education  of  tbe  Mestizos  tbey  always 
will  bebave  jast  the  same  as  the  Indians,  from   whom  tbey  descend.    They 
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Mr.  19000.  will  eat  with  their  hands,  go  barefooted,  and  sit  on  the  gronnd.  Tbere  is 
»^*^i89s.*^  enormous  difference  between  them  and  a  wbite  man.  ||  In  tbe  assemblies  of 
the  Chiefs  of  the  rebels  and  of  the  Mestizos  of  Manila,  eyen  w hen  very  serioos 
matters  were  discussed,  they  nsed  to  joke  one  with  the  other  and  give  his 
neighbor  a  nip  and  a  langh  and  behave  as  monkeys  wonld  do.  This  happened 
the  21  st  of  Jane  in  the  honse  of  P.  Paterno  in  Manila^  and  in  Gavite  in  the 
honse  of  Ozorio  on  the  3d  of  Angnst  ||  The  Chinese  Mestizos  join  the  sordid- 
ness  of  the  Indian  to  the  craftiness  of  the  Ghinaman,  and  give  the  type  of 
the  rapacions  Pawnee.    The  Bpanish  Mestizo  joins  the   presumption   of  the 

Spaniard  with  the  dnplicity  of  the  Indian,  and  give  the  type  of  the .  || 

This  is  enoagh,  I  believe,  to  give  a  yery  slight  idea  of  what  the  Filipinos 
are  and  to  demonstrate  that  they  belong  to  an  inferior  race^  nnfitted  to  rnle 
a  conntry,  and  with  such  indiyidnals  distingoished  rnles  most  not  be  expected.|| 
Of  conrse  the  edncation  and  example  giyen  by  the  monks  and  Spaniards  is 
the  principal  cause,  bnt  eyen  then  they  are  worse  than  their  masters  and 
that  proves  their  inferiority,  and  therefore  it  is  more  than  time  that  the 
United  States  should  haye  pity  one  these  people  and  show  them  better.  || 
The  Spaniards,  with  their  accnstomed  carelessness,  are  nnable  to  manage 
properly  the  Philippines,  and  these  rieh  Islands,  which  contain  gold,  iron, 
coal,  etc.,  and  on  which  splendid  forests  are  abandoned,  there  is  only  one 
yery  little  railway,  hardly  some  good  bridges,  and  no  harbors.  Nothing  has 
been  done  with  the  $  16,000,000  that  these  islands  giye  annnally.  ||  The 
foreign  merchants  in  Manila  are  constantly  robbed  by  the  cnstom-honse 
officers,  and  no  protection  is  giyen  to  them.  If  a  merohant  makes  a  claim 
he  will  be  bothered  all  the  year  round.  The  United  States  can  assure  a 
steady  goyemment  in  these  islands,  and  in  their  hands  the  oonntry  will  in- 
crease  in  wealth,  and  will,  in  a  short  time,  be  able  to  retom  to  the  United 
States  the  money  laid  out;  and  it  would  be  oertalnly  mach  eheaper  and  more 
humane  to  take  the  entire  Philippines  than  to  keep  only  part  of  it  and  to 
ran  the  risk  of  a  second  war  with  Spain  for  the  yery  same  reason  that  pro- 
yoked  the  present  conflict.  It  is  a  duty  of  the  United  States  to  do  so  and 
to  Protect  the  entire  country.  Eyerybody  in  the  Philippines  begs  them  for 
protection;  eyen  the  Spanish  merchants.  Now,  it  is  to  be  hoped  that  the 
United  States  will  not  deceiye  those  who  anxiously  await  the  resnlt  of  the 
meeting  in  Paris.  ||  The  Indians  do  not  desire  independence.  They  know  that 
they  are  not  strong  enough.  They  trust  the  United  States,  and  they  know 
that  they  will  be  treated  rightly.  The  present  rebellion  only  represents  a 
half  per  cent  of  the  inhabitants,  and  it  would  not  be  right  to  oblige  6,000,000 
inhabitants  to  submit  to  30,000  rebels.  Luzon  is  only  partly  held  by  them, 
and  it  is  not  to  be  expected  that  a  ciyilized  nation  will  make  them  present 
with  the  rest  of  the  island,  which  is  hostile  to  the  tagals  of  Luzon.  The 
Spanish  officers  refase  to  fight  for  the  sake  of  the  priests,  and  if  the  Spanish 
Goyemment  should  retain  the  Philippines  their  soldiers  will  all  fall  prisouers 
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in  the  hands  of  the  Indians  in  the  same  way  as  tbej  did  already,  and  this  Nr.  laooo. 
ifl  becanse  the  army  is  sick  of  war  witbont  resnlt,  and  only  to  put  thCg^^J^^^^g 
conntry  at  the  mercy  of  the  rapacions  empleados  and  Inxnrioos  monks.  ||  The 
monks  know  that  they  are  no  more  wanted  in  the  Philippines,  and  tbey  asked 
me  to  belp  them  to  go  away  as  soon  as  possible,  and  it  is  principally  for 
tbem  that  I  asked  for  the  transports  to  the  United  States  Government,  and 
to  send  them  to  Hongkong.  The  Indians  will  be  delighted  to  see  them  go, 
and  will  be  gratefol  to  the  United  States.  ||  If  some  Chiefs  of  the  rebellion 
will  be  a  little  dissappointed  in  their  personal  pride,  they  will  be  convinced 
that  it  is  better  for  them  to  snbmit  in  any  case,  for  most  of  these  Chiefs 
prefer  American  authority,  and  they  are  Tery  anxioas  to  know  the  resnlt  of 
the  meeting  of  Paris.  ||  If  the  United  States  keeps  the  Islands,  they  will 
remain  qniet,  bnt  if  the  Spanish  anthority  is  restored  in  the  Islands,  or  part 
of  them,  they  will  attack  the  Spaniards  and  be  in  a  constant  reyolt.  This 
has  been  told  to  me  by  Agninaldo,  Laneido,  Ziroma,  Mabim,  and  other  prin- 
cipal  Chiefs,  and  repeated  on  Sunday,  28  th  of  August 

Very  respectftilly,  Andre. 

Nr.    12001.    VEBEIHIGTE    STAATEV.   —   General    Anderson    an 
A'gninaldo.      Wünscht    gute    Beziehungen    zu    den 

Philippinos. 

Headquarters  First  Brigade, 
Uoited  States  Expeditionary  Forces, 
Cavite  Arsenal,  Philppine  Islands,  July  4,  1898.       Nr.  12001. 

General:  I  have  the  honor  to  inform  you  that  the  United  States  of  stMten. 
America,  whose  land  forces  I  have  the  honor  to  command  in  this  vicinity,  *•  ^^^  >8W. 
being  at  war  with  the  Kingdom  of  Spain,  has  entire  sympathy  and  most 
friendly  sentiments  for  the  native  people  of  the  Philippine  Islands.  ||  For  these 
reasons  I  desire  to  have  the  most  amicable  relations  with  you,  and  to  have 
you  and  your  people  cooperate  with  us  in  military  Operations  against  the 
Spanish  forces.  ||  In  our  Operations  it  has  become  necessary  for  us  to  occupy 
the  town  of  Cavite  as  a  base  of  Operations.  In  doing  this,  I  do  not  wish  to 
interfere  with  your  residence  here  and  the  exercise  by  yourself  and  öther 
native  Citizens  of  all  functions  and  Privileges  not  inconsistent  with  military 
mle.  H  I  wonld  be  pleased  to  be  Informed  at  once  of  any  misconduct  of  sol- 
diers  nnder  my  command,  as  it  is  the  Intention  of  my  Government  to  main- 
tain  Order,  and  to  treat  all  Citizens  with  justice,  courtesy,  and  kindness.  ||  I 
have  therefore  the  honor  to  ask  your  excellency  to  instruct  your  officials  not 
to  interfere  with  my  officers  in  the  Performance  of  their  duties  and  not  to 
assume  that  they  can  not  visit  Cavite  without  permission.  ||  Assuring  you 
a^pun  of  my  most  friendly  sentiment  and  distinguished  consideration,  I  am, 

wtth  all  rtßpo^t^ 

Thomas  M.  Anderson.         ^ 
^  i         Brigadier-General,  U.  S.  Yolunteers,  Commanding. 
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Nr.    12002.    PHILIPPinEH.    —    Agninaldo  an  General  Anderson. 
Antwort  auf  das  Vorige. 
Nr.  18002.  General:   Interpreting  the  sentiments  of  the  Philippine  people,  I   have 

Phiiippinw.  ^^^  ijonor  to  eipress  to  your  excellency  my  most  profonnd  gratefnlness  for 
the  sympathy  and  amicable  sentiments  whicb  the  nati?es  of  these  Islands  in- 
spire  the  great  North  American  nation  and  your  ezcellency.  ||  I  also  thank 
most  profonndly  your  desire  of  having  friendly  relations  witb  ns,  and  of  trea- 
ting  US  with  justice,  courtesy,  and  kindness,  which  is  also  our  constant  wish 
to  proTe  the  same,  and  special  satis&ction  whenever  occasion  represents.  ||  I 
haye  already  ordered  my  people  not  to  interfere  in  the  least  with  your  officers 
and  men,  Orders  which  I  shall  reiterate  to  prevent  their  being  unfnlfiUed; 
hoping  that  you  will  inform  me  of  whatever  misconduct  that  may  be  done 
by  those  in  my  command,  so  as  to  reprimand  them  and  correspond  with  your 
wishes.  II  I  beg  of  your  excellency  to  accept  in  retnm  the  assurance  of  my 
most  respectable  consideration, 

I  remain,  respectfnlly,  Emilio  Aguinaldo. 

Nr.  12003.  VEEEINIGTE  8TAATEH.  —  Denkschrift  des  Btabs- 
Chefs  F.  V.  Greene  Aber  die  Lage  auf  den  Philip, 
pinen  am  30.  August  1898.  Bevölkerung,  Yerwal. 
tung,  Produkte.  —  Proklamationen  Aguinaldos  als 

^"^*^^°-  Washington,  September  80,  1898. 

The  Philippine  Islands. 
Nr.  12003.  (a)  ^^^^  ^^^  Population.  —  These  Islands,  including  the  Ladrones,  Garo- 

Vereinigte  ijnes,  aud  Palaos,  which  are  all  under  the  govemment  of  Manila,  are  variously 
3o,g0Pij^8,estimated  at  from  1,200  to  1,800  in  number.  The  greater  portion  of  these 
are  small  and  are  of  no  more  value  than  the  Islands  of  the  coast  of  Alaska. 
The  important  Islands  are  less  than  a  dozen  in  number,  and  90  per  cent  of 
the  Christian  population  live  on  Luzon  and  the  five  principal  Islands  of  the 
Yisayas  group.  ||  The  total  population  is  somewhere  between  7,000,000  and 
9,000,000.  This  includes  the  wild  tribes  of  the  mountains  of  Luzon  and  of 
the  Islands  in  the  extreme  sonth.  The  last  census  taken  by  the  Spanish  Go- 
vemment was  on  December  31,  1887,  and  this  stated  the  Christian  population 
to  be  6,000,000  (in  round  numbers).    This  is  distributed  as  follows: 


Luzon 
Panay 
Gebu  . 
Leyte 
Bohol . 
Negros 


Are». 


44,400 
4,700 
2,400 
8,800 
1,800 
8,800 


59,800 


PopnlttioiL 


8,426,000 
786,000 
604,000 
270,000 
245,000 
842,000 


5,422,000 


P*r 


79 
166 
210 

71 
1138 

73 


91 
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The  density  of  popnlation  in  thege  sii  islands  is  nearly  öO  per  cent  ^-  »«k». 
greater  than  in  DUnois  and  Indiana  (censns  of  1890),  greater  than  in  Spain,   suSir 
about  one-half  as  great  as  in  France,  and  one-third  as  great  as  in  Japan  and»o^p»-iw«* 
China;  the  exact  Agares  being  as  foUows: 


Am«. 

PopnUiioii. 

P«r 

•qiiftre 

IlHonis 

56,000 
35,910 

3,826,351 
2,192,404 

j —      ■«= 
68 
61 

91,910 

6,018,756 

64 

Spftin  t    .    .    .    .    . 

197,670 

204,092 

147,655 

1,312,328 

17,566,632 

38,517,976 

42,270,620 

383,253,029 

8a 

France 

189 

Japan  

286 

China 

292 

The  next  most  important  islands  in  the  order  of  popnlation  are: 

äntk. 

Popolation. 

Per 
mile. 

Mindanao   . 

8aTnar 

34,000 

4,800 

4,000 

600 

1,400 

209,000 

186,000 

67,000 

35,000 

21,000 

6 
38 

Mondoro 

17 

Romblon 

58 

Nasbate 

15 

44,800 

518,000 

11 

Varions  smaller  islands,  inclnding  the  Carolines,  Ladrones,  and  Palaos, 
carry  the  total  area  and  Christian  popnlation  to,  area,  140,000;  popnlation, 
6,000,000;  per  mile,  43.  ||  Tbis  is  considerably  greater  than  the  density  of 
popnlation  in  the  States  east  of  the  Rocky  Mountains.  Owing  to  the  existence 
of  mountain  ranges  in  all  the  islands,  and  lack  of  commnnications  in  the  in- 
terior,  only  a  small  part  of  the  snrface  is  inhabited.  In  many  provinces  the 
density  of  popnlation  exceeds  200  per  Square  mile,  or  greater  than  that  of 
any  of  the  United  States,  except  Massachusetts  and  Rhode  Island.  The  total 
area  of  the  Philtppines  is  about  the  same  as  that  of  Japan,  but  its  civilized 
popnlation  is  only  one-seventh. 

In  addition  to  the  Christian  popnlation,  it  is  estimated  (in  the  Official 
Guide)  that  the  islands  contain  the  foUowing: 

Chinese  (principally  in  Manila) 75,000 

Moors  or  Mohammedans  in  Paragan  and  Jolo 100,000 

Moors  or  Mohammedans  in  Mindanao  and  Basalan 209,000 

Heathens  in  the  Philippines 830,000 

Heathens  in  the  Carolines  and  Palaos 60,000 

Total     .    , 1,264,000 

The  Official  Guide  gives  a  list  of  more  than  thirty  different  races,  each 
speaking  a  different  dialect,  but  fiye^sixths  of  the  Christian  popnlation  are 
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Nr.  19008.  either  Tagalos  or  Yisajas.  All  the  races  are  of  the  Halay  type.  Aronnd 
stMief*  Manila  tbere  has  been  some  mixtare  of  Chinese  and  ßpanisb  blood  witb  tbal 
»).8ept.i8M.  of  the  natives,  resnlting  in  the  Mestizos  or  balf'-breeds,  bnt  the  nnmber  of 
those  it  not  verj  greatJI  As  seon  in  the  provinces  of  Cavite  and  Manila,  the 
naüves  (Tagalos)  are  of  small  statare,  averaging  probaUy  5  feet  4  inches  in 
height  and  120  ponnds  in  weight  for  the  women.  Their  skin  is  copperj 
brown,  somewhat  darker  than  that  of  a  mnlatto.  They  soem  to  be  indnstrions 
and  hard'working,  alth^ngb  less  so  than  the  Chinese.  ||  By  the  Bpaniards  they 
are  considered  indolent,  orafty,  nntmthfnl,  treacherons,  cowardly,  and  cmelf 
bot  the  hatred  between  the  Bpaniards  and  the  native  races  is  so  intense  and 
bitjter  that  the  Spanish  opinion  of  the  natives  is  of  little  or  no  valne.  To  ns 
they  seemctd  indnstrions  and  docile,  bnt  there  were  occasional  evidences  of 
deeeit  and  nntmthfhlness  in  their  dealings  with  ns.  The  bnlk  of  the  pofiii^a* 
tion  is  engaged  in  agricnltnre,  and  there  were  hardly  any  evidences  of  mana- 
factnres,  arts,  or  mining.  The  greater  nnmber  seemed  to  be  able  to  rec^  and 
write,  bnt  I  have  been  nnable  to  obtain  any  exact  fignres  on  this  snbject 
They  are  all  devont  Roman  Catholics,  althongh  they  hate  the  monastic  Orders.  1; 
In  Manila  (and  donbtless  also  in  Cebn  and  Iloilo)  are  many  thonsands  of 
edncated  naftives,  who  are  merchants,  lawyers,  doctors,  and  priests.  They  are 
well  informed  and  have  accnmnlated  property.  They  have  not  traveled  mnch, 
bnt  there  is  said  to  be  qnitc  a  nnmerons  colony  of  rieh  Philippinos  in  Madrid, 
as  well  as  in  Paris  and  London.  The  bibliography  of  the  Philippines  is  said 
to  nnmber  4,500  volnmes,  the  greater  part  of  which  have  been  written  by 
Bpanish  priests  and  ipissionari^s.  The  nnmber  of  books  on  the  snbject  in  the 
English  langnage  is  probably  leas  than  a  dpzen. 

(b)  Climate.  —  The  clim^ite  is  one  of  the  best  known  in  the  Ti^opics. 
The  Islands  eztend  from  5^  to  21°  poith  latitnde,  and  Manila  is  in  14°  85'. 
The  thermometer  dnring  «üoly  and  An^t  rarely  went  below  79°  or  above 
85°.  The"  extreme  ranges  in  a  year  are  said  to  be  61°  and  97°  and  the 
annnal  mean  81°.  There  are  three  well-marked  seasons,  temperate  and  dry 
from  November  to  Febmary,  hot  and  dry  from  March  to  May,  and  temperate 
and  wet  from  Jane  to  October.  The  ra^ny  season  reaches  its  maximnm  in 
Jnly  and  Angnst,  when  the  rains  are  constant  aud  very  heavy,  The  total 
rainfall  has  been  as  high  as  114  inchQs  in  one  year.  ||  Yellow  fever  a||)pears 
to  be  nnknown.  The  diseases  most  fatal  amoog  the  natives  are  cbolera  and 
smallpox,  both  of  which  are  bronght  from  China,  Low  malarial  fever  is 
bronght  on  by  sleeping  on  the  gronnd  or  being  chilled  by  remaining  withont 
cxercise  in  wet  clothes;  and  diarrhea  is  pjrodoced  by  drinldpg  bfui  wat^  or 
eating  excessive  qnantities  of  fmit.  Almost  all  of  these  diseases  are  preven- 
table  by  proper  precantions  even  by  troops  in  campaign.  The  sickness  in  onr 
troops  was  very  small,  mnch  less  than  in  the  cold  fogs  at  camp  in  San  Francisco. 

(c)  Mineral  wealth.  —  Very  little  is  known  conceming  the.  ndneral  wealth 
of  the  Islands.     It  is  stated  that  there  are  'deposits.of  eoal,  petroleum»  ir<^ 
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lead,  snlphnr,  copper,  and  gold  in  the  varions  itlands,  >bat  utile  or  nothing  Nr.  isooe. 
has  been  done  to  develop  them.    A  few  concessions  bave  been  granted  for  ^^^tutof* 
working  mines,  bot  the  ontpnt  is  not  large.    The  gold  is  reported  on  Lnzon,80.8*yft.i8M, 
coal  and  petrolenm  on  Gebn  and  Iloilo,  and  enlphnr  on  Leyte.    The  Imports 
of  ooal  in  1894  (tbe  latest  year  for  which  statisties  have  been  printed)  were 
91,511  tons,  and  it  came  principallj  from  Anstralia  and  Japan.    In  tbe  same 
year  the  inports  of  iron  of  all  kinds  were  9,632  tons.  ||  If  the  Ge^a  coal 
proyes  to  be  of  good  qnality,  tbere  is  a  large  market  for  it  in  oompetition 
with  ooal  from  Japan  and  Anstralia. 

(d)  Agricnknre.  —  Altboogh  agricnHare  is  the  ehief  occopation  of  the 
Philippines,  yet  only  one-ninth  of  the  sarface  is  nnder  cnltivation.  The  8<hI 
is  yery  ferüle,  and  even  after  dedneting  the  monntainons  areas  it  is  probable 
that  the  area  of  cnltivation  ean  be  very  largely  extended  and  that  the  Islands 
ean  snpport  a  popnlation  eqnal  to  that  of  Japan  (42,000,000).  ||  The  Chief 
prodüCts  are  rice,  com,  hemp,  sngar,  tobaoco,  eocoannts,  and  cacao.  CoSee 
and  ootUm  were  formerly  prodnced  in  large  qnantities  —  tiie  former  for 
export  and  the  latter  for  home  consnmption;  bat  the  coffee  plant  has  been 
abnost  exterminated  by  insects  and  the  homemade  cotton  cloths  bave  been 
driven  ont  by  the  competition  of  those  imported  from  England.  The  rice  and 
com  are  principally  prodnced  in  Lnzon  and  Mindere  and  are  consnmed  in  the 
ialands.  The  rice  crop  is  abont  765,000  tons.  It  is  insnfficient  for  the 
demand,  and  45,000  tons  of  rice  were  imported  in  1B94,  the  greater  portion 
from  Saigon  and  the  rest  from  Hongkong  and  Singapore;  also  8,669  tons  (say 
60,000  barreis)  ef  flonr,  of  which  more  than  twothirds  came  from  China  and 
less  than  one-third  from  the  United  States.  ||  The  cacao  is  raised  in  the 
sonthera  Islands,  the  best  qnality  of  it  at  Mindanao.  The  prodnction  amonnts 
only  to  150  tons,  and  it  is  all  made  into  ohocolate  and  consnmed  in  tbe 
Islands.  ||  The  sngar  cane  is  raised  in  the  Visayas.  The  crop  yielded  in  1894 
abont  285,000  tons  of  raw  sngar,  of  which  one-tenth  was  consnmed  in  the 
Islands,  and  the  balance,  or  210,000  tons,  yalaed  at  $  11,000,000,  was  ex- 
ported,  the  greater  part  to  China,  Oreat  Britain,  and  Anstralia.  ||  The  hemp  is 
prodneod  in  sonthem  Lnzon,  Mindoro,  the  Visayas,  and  Mindanao.  It  is 
nearly  all  exported  in  bales.  In  1894  the  amonnt  was  96,000  tons,  valned 
at  $  12,000,000.  II  Tobacco  is  raised  in  all  the  Islands,  bat  the  best  qnality 
and  greatest  amonot  in  Lnzon.  A  large  amoant  is  consnmed  in  the  Islands, 
Smoking  being  universal  among  women  as  well  as  the  men,  bnt  the  best  qna- 
lity is  exported.  The  amonnt  in  1894  was  7,000  tons  of  leaf  tobacco,  valned 
at  ^  1,750,000.  Spain  takes  80  per  cent  and  Egypt  10  per  cent  of  the  leaf 
tobacco.  Of  the  mannfactnred  tobacco  70  per  eent.goes  to  China  and  Singa- 
pore, 10  per  cent  ta  England,  and  5  per  cent  to  Spain.  ||  Cocoannts  are  grown 
In  Bontbera  Lnzon  and  are  nsed  in  varions  ways.  The  prodncts  are  largely 
consnmed  in  the  Islands,  bnt  the  exports  in  1894  were  valned  at  $  2>400»000.{| 
CaMe,  goats,  and  sheephave  been  introdaeed  from  Spain,  bat  they  are  not 
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Nr.  19006.  numerons.    Domestic  pigs  and  chickens  are  seen  aroond  everywhere  in  the 

y«rtiiüfft«  furmiQg  districts.  ||  The  principal  beast  of  bnrden  ig  the  carabao,   or  water 

8o.s«pi.i8«8.baffalo,  which  is  nsed  for  plowing  rice  fields  as  well  as  drawing  heavy  loads 

on  sledges  or  on  carts.  ||  Large  horses  are  almost  nnknown,  bat  there  are 

great  nambers  of  nati?e  ponies  from  9  to  12  hands  high,  posdessing  strength 

and  endarance  &r  bejond  their  size. 

(e)  Commerce  and  transportation.  —  The  interal  commerce  between  Ma- 
nila and  the  different  Islands  is  qoite  large,  bat  I  was  onable  to  find  anj 
official  records  ginng  exact  figares  conceming  it  It  is  carried  on  almost 
entirelj  by  water,  in  steamers  of  500  to  1,000  tons.  There  are  regalar  mail 
steamers  once  in  two  weeks  on  foor  roates,  viz:  Northern  Lnzon,  soathem 
Lozon,  Yisayas,  and  MindaDao;  also  a  steamer  every  two  months  to  the  Caro- 
lines and  Ladrones,  and  daily  steamers  on  Manila  Bay.  These  lines  are  all 
snbsidized.  To  facilitate  this  navigation  extensive  harbor  works  biive  been  in 
progress  at  Manila  for  seyeral  years,  and  a  plan  for  lighting  the  coasts  has 
been  made,  calling  for  43  principal  lights,  of  which  17  have  already  been 
constrncted  in  the  most  snbstantial  manner,  besides  16  lights  of  secondary 
importance.  ||  There  is  only  one  line  of  railway,  ballt  by  English  capital,  ran* 
ning  from  Manila  north  to  Dagupan,  a  distance  of  aboot  120  miles.  The 
roads  in  the  immediate  vicinity  of  Manila  are  macadamized  and  in  fairly  good 
Order;  elsewhere  they  are  narrow  paths  of  soft  black  soll,  which  become 
almost  impassable  in  the  rainy  season.  Transportation  is  then  effected  by 
sledges  drawn  throogh  the  mad  by  carabaos,  There  are  telegraph  lines  con- 
necting  most  of  the  pro?inces  of  Lnzon  with  I^Ianila,  and  cables  to  the  Yi- 
sayas and  suuthern  Islands  and  thence  to  Borneo  and  8ingapore,  as  well  as 
a  direct  cabie  trom  Manila  to  Hongkong.  The  land  telegraph  lines  are  owned 
by  the  Government,  and  the  cables  all  belong  to  an  English  Company,  which 
receives  a  large  snbsidy.  In  Manila  there  is  a  narrow-gaage  street  railway, 
operated  by  horsepower,  abont  11  miles  in  total  length;  also,  a  telephone 
System  and  etectric  lights.  ||  Communications  with  Earope  are  maintained  by 
the  Spanish  Trans-Atlantic  Company  (subsidized),  which  sends  a  steamer  every 
foar  weeks  from  Manila  and  Barcelona,  making  the  trip  in  abont  twenty-seven 
days;  the  same  Company  also  sends  an  intermediate  steamer  from  Manila  to 
Singapore,  meeting  the  French  Messageric  steamer  each  way.  There  is  also  a 
nonsnbsidized  Uno  rnnning  from  Manila  to  Uongkong  every  two  weeks,  and 
connecting  there  with  the  English,  French,  and  German  mails  for  Earope,  and 
with  the  Pacific  Mail  and  Canadian  Pacific  steamers  for  Japan  and  America.  || 
There  has  been  no  considerable  development  of  mannfactoring  indastries  in 
the  Philippines.  The  only  factories  are  those  connected  with  the  preparation 
of  rice,  tobaoco,  and  sugar.  Of  the  mannfactares  and  arts  in  which  Japan  so 
excels  there  is  no  evidence.  ||  The  foreign  commerce  amounted,  in  1894,  to 
$  23,558,652  in  Imports  and  t  33,149.984  in  ezports,  80  per  cent  of  which 
goes  throngh  Manila,    Abont  60  per  cent  of  the  trade  is  carhed  in  .British 
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vessels,  20  per  cent  in  Spanish,  and  10  per  cent  in  German.  ||  The  valne  of  Mr.  1200s. 
the  commerce  with  other  conntries  in'  1894  was  as  foUows:  ^sta!^^ 

80.S«pt.l89e. 

[In  mülions  of  dollars  (sUver.)  ] 


Spain . 

Great  Britaln .    .' . 

China 

Germany 

Saigon  . 

United  States 

France 

Singapore 

Japan     ..;..... 

Anstralia 

Other  conntries 

Total    .    .    .    . 


It  is  interesting  to  note  that  noxt  to  Great  Britain  we  are  the  largest 
consnmers  of  the  Philippines,  and  that  they  export  to  ns  nearlj  three  times 
as  mach  as  to  Spain.  On  the  other  hand,  Spain  sells  to  the  Philippines 
fifteen  times  as  mach  as  we  do. 


The  articles  of  import  and  their  valne  in  1894  were  as  follows: 
[In  milliona  of  dollars  (silve^).] 


Spaio. 

Great 
Britein. 

China. 

Oermany. 

United 
Stetes. 

other 
ooantries. 

Total. 

Cotton  goods 

Cotton  yams 

Wines 

3.9 
1.2 

1.8 

40 
.9 

.4 
.2 

.3 
.1 

.    .    . 

.7 
.1 
.1 
a.8 
.1 
.1 

9.3 
2.6 
1.9 

Mineral  oils 

.  .2 

.4 

1.4 

Iron 

Rice 

.2 

.7 

1.0 

.2 

1.2 
1.1 

Flour 

.7 

.2 

.9 

Sweetmeats 

.6 
.4 
.1 
.1 
2.3 

.3 
.2 
.3 
.2 
.9 

8 

Paper 

Linen  goods 

Hats 

•   •  * 

.1 

.3 
.9 

.1 

7 

.1 

.1 

•6. 
6 

Other  articles 

1.4 

2.0 

7.6 

Total 

a  BiuaU. 

10.5 

7.1 

•4.6 

1.9 

.7 

3.8 

28.6 
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Nr.  19003. 

ytraiiii|[t« 
SUfttoB. 


The  ariicles  of  export  and  their  yalnes  were  as  followB: 
[In  millions  of  dollan  (sÜTer).] 


80.Uept.1898. 

flpaiii. 

aiMi 

BriUia. 

CkHut. 

ÜBiUi 

SiälM. 

▲nttralia. 

Oikm 
ooiiBtri«6. 

Total. 

Hemp     ........ 

6.8 

2.7 

.1 

.9 

4i) 

.7 

6.6 
.7 

.6 

1.9 

.1 

al.l 

6  LS 

J 

«... 

14.6 

***'*"f     ........ 

Sngiur 

Manofactured  tobacco  .    .    . 
Leaf  tobacco 

.4 

.2 

1.1 

.8 

ILO 
L8 
14 

Coffee 

Cocoanats 

.6 

.1 

.1 

1.0 

.   .  . 

.    .    .    . 

,4 

7 

Other  articles 

.9 

.1 

•    .    •    . 

1.8 

8.8 

jTotal 

2.9 

8.7 

6.8 

7.4 

2.6 

4.7 

88.16 

a  Prind^ly  to  Sing »pore.    b  Prineipally  to  Japan. 

With  tiiese  islands  in  oor  possession  and  the  constrnction  of  railroads  in 
the  interior  of  Luzon,  it  is  probable  that  an  enormons  extension  conld  be 
given  to  this  commerce,  nearljr  all  of  which  wonld  come  to  the  United  States. 
Hanila  cigars  of  tke  best  qnalitj  are  nnknown  in  America;  they  are  bnt  little 
inferior  to  the  best  of  Cnba  and  cost  only  one-third  as  mnch.  The  coffee 
indnstrj  can  be  re?ived  and  the  sngar  indnstrj  extended,  mainlj  for  con- 
snmption  yi  the  far  £ast.  The  mineral  resonrces  can  be  explored  with  Ame- 
rican energj,  and  there  is  e?ery  reason  to  believe  that  when  this  Is  done  the 
deposits  of  coal,  iron,  gold,  and  lead  will  be  fonnd  verj  valaable.  On  the 
other  band,  we  onght  to  .be  able  to  secnre  the  greater  part  of  the  trade 
which  now  goes  to  Spain  in  textile  fabrics,  and  a  considerable  portion  of  that 
with  England  in  the  same  goods  and  in  iron. 

(I)  Beyenne  and  expenses.  —  The  bndget  for  the  fiscal  year  ending  Jane 
30,  1897,  was  as  follows: 

Income. 

(1)  Direot  taxes $  8,496,170 

(2)  Indirect  taxes  (cnitoms) 6,200,650 

(3)  Proceeds  of  aonopolies 1,222/KX) 

(4)  Lottery 1,000,000 

(6)  Income  of  Government  property 257,000 

(6)  Snndry  receipts 298300 

Total 17,474,020 

Expenses. 

(1)  General  expenses,  pensions,  and  interest |  1,506,686 

(2)  Diplomatie  and  consolar  serrice .74,000 

(3)  Clergy  and  <^)nrt8 1,876,740 

(4)  War  department 6,035,316 

(5)  Treasnry  department 1,392,414 

(6)  Mavy  department 3,562,716 

(7)  Civil  administration 2,195,378 

(8)  Edncation 614,896 

Total 17,258,145 
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Tbe  direet  Uxes  were  as  follows:  Mr.  laooe. 

(1)  Real  68Ute»  5  per  ceat  on  inoome $     140,380  ^lüi!^ 

'2)  Indnstry  and  commerce 1,400,700  aojk»ft.i89S. 

3)  Cedalas  (poll  tax) 6,600,000 

4)  Chinese  poU  tax 510,190 

Tribnte  firom  snltan  of  Jolo 20,000 

(6)  Baflroads,  10  par  cant  of  passenger  receipts 82,000 

(7)  iDCome  tax,  10  per  cent  on  public  salaries 730,000 

(8)  Snndry  taxes 63,000 

Total 8,496,170 

Indirect  taxes  wäre  as  foUows: 

(1)  Imports f  3,600,000 

b)  Exports 1,292,500 

(3)  Loading  tax 410,000 

(4)  Unloading  tax 570,000 

Fines  and  penalties 27,000 

Spadal  tax  on  liquors,  beer,  yegetables,  flour,  salt,  and  rai- 

naral  oils •    .    .  801,000 

6,200,550 

MottopoUes: 

(1)  Opi^m  oontract 576,000 

(2)  Stamped  paper  and  stamps 646,000 

Total r~T,222,006 

Lottcrj: 

fl)  Säle  of  tickets,  less  cost  of  prizes 964,000 

(2)  Unclalmed  prizes 30,000 

(3)  Snndry  reeeipts 6,000 

Total Jl,000,000 

Income  of  Goremment  property: 

(1)  Foresty  prurileges     • 170,000 

(2)  Säle  a^  rent  of  public  laud  and  buiidings 85,000 

(3)  Mineral  Privileges     ; 2,OpO 

Total 257,000 

Snndry  receipts: 

Mint  (seigniorage) 200,000 

Sundries 98,300 

Totri .  298,300 


(2) 


Tbe  largest  source  of  inoome  is  tbe  cedula  or  poll  tax.  Efery  man  and 
aboye  18  years  of  age,  redding  in  tbe  Pbilippines,  wbetber  Spanish 
labject  or  foreigner,  is  required  to  have  in  bis  or  ber  possession  a  paper 
stating  name,  age,  and  occupation,  and  other  facts  of  personal  identity.  Failure 
to  prodnce  and  exhib^  tbis  wben  called  upon  renders  anyone  liable  to  arrest 
«nd  imprisonment  Tbis  paper  is  obtained  from  tbe  intemal-rerenue  ofice 
saoMlly,  on  payment  of  a  eertain  sum,  farying,  acconUng  to  tbe  occupation 
and  income  of  tbe  person,.  firom  76  cents  to  $  20^  and  averaging  about  #  8 
for  eack  adult  An  extra  sim  of  2  per  oant  is  paid  for  expenses  of  collectipn, 
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Nr.  11008.  The  tax  is  collected  at  the  tribunal  in  each  pueblo,  and  20  per  cent  is 
^BtuSm^  retained  for  expenses  of  local  administration  and  80  per  cent  paid  to  the 
8xsept.i898.geDeral  treasnrj.  This  tax  falls  heavily  on  the  poor  and  lighüy  on  the  rieh. 
The  tax  on  indnstry  and  commerce  is  similarlj  graded  according  to  the  volame 
of  basiness  transacted  by  each  merchant  or  mercantile  corporation.  The  tax 
on  real  estate  is  absnrdlj  low  and  is  leyied  only  on  monicipal  property  and 
on  the  rent,  not  the  valne.  ||  The  tax  on  imports  is  specific  and  not  ad  va- 
lorem;  it  amonuts  to  abont  13  per  cent  of  estimated  valaes.  The  free  list  is 
very  small,  nearly  everything  of  commercial  valne  which  *  is  *  imported  being 
snbject  to  dnty.  The  revenne  from  imports  has  increased  from  $  566,143  in 
1865  to  $  3,695,446  in  1894.  It  was  abont  the  8amean.l897.  On  the 
other  band,  the  export  tax,  which  was  nothing  in  1892,  the  loading  tax,  which 
was  nothing  in  1893,  and  the  nnloading  tax,  which  was  nothing  in  1894,  have 
all  been  increased  in  the  last  few  years  in  order  to  meet  the  expenses  of 
snppressing  the  insnrrection.  These  three  items  yielded  nearly  $  2,700,000  ia 
1897.  II  The  monopoly  of  jmporting  and  selling  opiom  is  seid  by  anction  to 
the  highest  bidder  for  a  term  of  three  years.  The  present  contract  mns  until 
1899,  and  yields  $  48,000  per  month.  ||  Every  legal  docoment  mast  be  drawn 
np  on  paper  containing  a  revenne  stamp  engraved  and  printed  in  Spain,  and 
every  note,  check,  draft,  bill  of  exchange,  receipt,  or  similar  docnment  mnst 
bear  a  revenne  stamp  in  order  to  be  valid.  These  stamps  'and  stamped  paper 
yielded  a  revenue  of  #  646,000  in  1897.  ||  The  lottery  is  condncted  by  the 
Government,  the  monthly  drawings  taking  place  in  the  treasury  (hacienda) 
department  The  sale  of  tickets  yielded  #.  1,000,000  over  and  above  the 
prizes  in  1897. 

In  a  report  to  General  Meritton  on  Angnst  20,  I  recommended  that  the 
opium  contract  be  canceled  and  the  lottery  abandoned  doring  onr  occnpation 
of  Manila;  and  as  the  poll  tax  and  tax  on  indnstry  and  commerce  had  been 
paid  for  the  most  part  in  the  early  "part  of  the  year,  onr  chief  sonrces  of 
revenne  were  from  the  onstom  honse,  the  sale  of  stampB  tfnd  stamped  paper, 
and  the  sale  of  such  licenses  as  the  law  allowed  (amusements,  liqnor  saloons, 
etc.),  for  the  benefit  of  the  city  of  Manila  as  distingnished  from  the  general 
revennes.  I  estimated  the  total  at  abont  $  500,000  per  month.  jj  The  expenses 
of  administerlng  the  military  government  of  occnpation  (apiurt  from  the  ex- 
penses of  the  army)  will  consist  of  the  cnrrent  expenses  of  the  office  at  the 
provost-marshal-general's  office  and  its  varions  bnreans;  at  the  cnstom-honse, 
interual-revenne  office,  and  other  Offices;  and  the  salaries  of  Interpreters  and 
minor  employees,  who  are  anxions  to  resnme  work  as  soon  as  they  dare  do 
so.  An  estimate  of  these  expenses  was  being  prepared  at  the  thime  I  left,  bnt 
was  not  completed.  It  can  hardly  exceed  $  200,000  per  month,  and  may  be 
mnch  less.  This  shoald  leave  $  300,000  (silver)  excess  of  income  per  month 
to  go  toward  the  military  expenses  of  occnpation.  As  soon  as  it  is  decided 
that  we  are  to   retain  the  Islands  it  will  be   necessary  to  make  a  carefnl 
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Mtadj  of  the  sonrce^  of  re?enae  and  items  of  expense  for  all  the  Islands,  with  Hr.  isoos. 
a  View  to  thoronghlj  onderstanding  the  sabject,  before  introdncing  tbe  exten-  ^^^ 
sive  cbanges  which  will  be  necessarj.  ||  Garrency.  —  The  Standard  of  yalae8oL8ept.i8(<8. 
has  alwajs,  nntil  within  a  few  years,  been  the  Mexican  milled  dollar.  The 
Spanish  dollar  contains  a  little  less  silver,.  and  in  order  to  introdnce  it  and 
profit  by  the  coinage  the  Spaniards  prohibited  the  importation  of  Mexican 
dollars  a  few  years  since.  Large  nnmbers  of  Mexican  doUars  remained  in  the 
conntry,  however,  and  others  were  smnggled  in.  The  two  dollars  circnlated  at 
eqoal  valnes.  ||  All  valnations  of  goods  and  labor  are  based  on  the  silver 
dollar,  and  a  change  to  the  gold  Standard  wonld  resnlt  in  great  financial 
distress  and  many  failnres  among  the  banks  and  mercantile  honses  in  Manila. 
Their  argnment  is  that  while  an  American  10-dollar  gold  piece  will  bring  21 
silver  dollars  at  any  bank  or  honse  having  foreign  connections,  yet  it  will  not 
bny  any  more  labor  or  any  more  hemp  and  sngar  from  the  original  prodncer 
than  10  silver  dollars.  The  prodncts  of  the  conntry  are  almost  entirely  agri- 
caltnral,  and  the  agricnltnral  dass,  whether  it  sells  its  labor  or  its  prodncts, 
wonld.  refose  to  accept  any  less  than  |;he  accustomed  wages  or  prices  on 
Acconnt  6t  being  paid  in  the  mpre  val^able  ooin.  The  resnlt  of  this  change 
wonld  be  that  the  merchant  and  employer  wonld  have  to  pay  donble  for  what 
they  boy,  and  wonld  receivc  no  increase  for  what  they  seil  While  trade 
wonld  eventnally  adjnst  itsdf  to  the  change,  yet  many  merchants  wonld  be 
roined  in  the  process  and  wonld  drag  some  banks  down  with  them.  ||  The 
Mexican  dollar  is  the  Standard  also  in  Hongkong  and  China,  and  the  whole 
trade  of  the  Far  East  has  for  generations  been  condncted  on  a  silver  basis. 
Japan  has  within  the  last  year  broken  away  from  this  and  established  the 
.gold  Standard,  bnt  in  doing  so  tho  relative  valne  of  silver  and  gold  was  fixed 
at  32^2  to  1,  or  abont  the  market  rate.  ||  Public  debt.  —  I  was  nnable  to 
-obtain  any  precise  Information  in  regard  to  the  colonial  debt.  The  last  book 
on  statistics  of  Imports  and  exports  was  for  the  fiscal  year  1894;  and  the  last 
printed  bndget  was  for  1896—97,  which  was  approved  by  the  Qneen  Regent 
in  Angnst,  1896.  Snbseqnent  to  this  date,  according  to  the  Statements  made 
to  Qs  by  foreign  bankers,  the  Gortes  anthorized  two  colonial  loans  of 
$  14,000,000  (silver)  cash,  known  as  Series  A  and  Series  B.  The  proceeds 
were  to  be  nsed  in  snppressing  the  insnrrection.  Both  were  to  be  secnred  by 
a  first  lien  on  the  receipts  of  the  Manila  cnstom-honse.  ||  Series  A  is  said  to 
have  been  sold  in  Spain  and  the  proceeds  to  have  been  paid  in  to  the  colonial 
Office,  bnt  no  part  of  them  has  ever  reached  the  Philippines.  Possibly  a 
portion  of  it  was  nsed  in  sending  out  the  25,000  troops  which  came  from 
Spain  to  the  Philippines  in  the  antnmn  of  1896.  ||  Series  B  was  offered  for 
sale  in  Manila,  bnt  was  not  taken.  An  effort  was  then  made  to  obtain  snb- 
jicribers  in  the  provinces,  bnt  with  little  or  no  snccess.  The  Government  then 
notified  the  depositors  in  the  Public  Savings  Bank  (a  branch  of  the  treasnry 
department  similar  to  the  postal  savings  bnreaus  in  other  conntries)  that  their 
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Nr.  laooe.  deposits  woald  no  longer  be  redeemed  in  cash  bat  only  in  Series  B  bonda. 

^8to^^  Some  depositors  were  frigbtened  and  took  bonds,  others  deelined  to  do  so. 
so.s«ptj89e.Then  came  tbe  blockade  of  Manila,  and  all  bnsiness  was  practicallj  8aspended.| 
No  printed  report  bas  been  made  oonceming  tbe  debt,  and  I  was  «nable  to 
obtain  anj  satisfactory  Statement  of  tbe  matter  from  tbe  Treasarj  offidili 
Tbe  ezact  facts  in  regard  to  tiie  Series  A  bonds  can  be  leamed  in  Madrid, 
bat  it  will  be  difficnlt  to  learn  bow  mncb  of  Series  B  was  issoed  and  wbit 
consideration  was  received  for  tbem.  As  abready  stated,  botb  series  of  bondi 
rest  for  secority  on  tbe  receipts  of  tbe  Manila  eostom-boose. 

Spanisb  Troops. 

Tbe  Spanisb  prisoners  of  war  nnmber  aboot  13,000,  incladiog  aboit 
400  officers'.  Tbe  infontry  arms  are  abont  22,000  tbe  greater  part  Maaer, 
model  1895,  caliber  .28,  and  tbe  otbers  Bemingtons,  model  1889,  caliber  .43. 
Tbe  ammonition  is  abont  22,000,000  roonds.  Tbe  field  artillery  eoosisti  of 
abont  12  breecb-loading  steel  gnns,  caliber  3.5  incbes,  and  10  breech-loadiaK 
monntain  gnns,  caliber  3.2  incbes.  Tbere  are  six  borses  (ponies)  for  uA 
gan,  bat  tbe  bamess  is  in  bad  order.  Ammanition,  aboat  60  rotmds  per  gu 
witb  possibly  more  in  tbe  arsenals.  Tbere  are  aboat  600  caTalry  poua, 
larger  tban  tbe  average  borses,  witb  saddles  and  eqalpments  complete.  Tbere 
is  also  a  battalion  of  engineers.  The  fortifications  of  tbe  walled  city  an  i 
fine  sample  of  tbe  Vanban  type,  on  wbicb  military  engineers  ezpended  m 
mncb  ingennity  150  years  ago,  and  of  wbicb  Spain  possessed  so  many  in  ter 
Flemisb  dominions.  ||  Tbe  fir&t  waUs  of  Manila  wefe  bailt  aboat  1590,  bot  Ue 
present  fortifications  dato  from  a  sbort  time  after  tbe  ci^tare  and  occapato 
of  tbe  place  by  tbe  Englisb,  in  1762^1764.  Tbey  consist  of  bastioDS  ttd 
cartains,  deep-set  ditcb,  covered  way,  lanettes,  demilones,  bomworks,  and  all 
tbe  scientific  accessories  of  tbat  day.  Tbey  are  in  a  good  State  of  p^e8e^ 
vation,  and  moont  several  bondred  ancient  gnns,  bat  tbey  are  cblefly  et 
interest  to  tbe  antiquarian.  On  tbe  glacis  facing  tbe  bay,  and  also  on  tbe 
open  space  jonst  soatb  of  tbe  walls,  are  moanted  9-incb  breeöbloaders,  fov 
in  all,  made  at  Hontoria,  Spain,  in  1884.  Tbey  are  well  moanted  betweei 
higb  traverses,  in  wbicb  are  bomb-proof  magazines.  These  goüs  are  p^acti* 
cally  nninjared,  and  Admiral  Dewey  bas  tbe  breecbblocks.  Wbile  not  is 
powerfal  as  tbe  gans  of  tbe  present  day  of  tbe  same  caliber,  tbey  are  capable 
of  effective  service.  Their  location,  bowever,  is  very  &alty,  as  tbey  are  » 
tbe  sbore  of  tbe  bay,  witb  all  the  cbnrcbes,  pablic  baildings,  and  most  fi- 
laable  property  immediately  bebind  tbem.  H  On  tbe  day  after  tbe  naval  bitüe 
Admiral  Dewey  sent  word  to  tbe  Govemor-General  tbat  if  these  gnns  fired 
a  shot  at  any  of  bis  vessels  be  woald  immediately  r^ply  witii  bis  wbok 
sqaadron.  Owing  to  their  location  this  meant  a  bombardmenl  of  the  d^. 
Tbis  tbreat  was  effective;  these  gnns  were  neyer  afterwards  fired,  not  e?ea 
dnring  the  great  attack  of  Aagnst  13;  and  in   retam  tbe  jnavy  <Bd  döI  Are 
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on  them,  bat  directed  all  thdr  shells  at  the  forts  and  trenches  occupied  by  vr.  laooe. 
the  treops  onteide  of  the  snburbs  of  the  citj.  H  "Within  the  walled  dty  are  the  ^J^Jj^^ 
cathedral  and  namerous  ehurdies,  convents,  and  monasteries,  the  public  office8ao.8«pt.i898. 
olTil  aad  militarj,  militarj  woAshops  and  arsenals;  barracks  for  artillery, 
eavalry  and  ^gineers;  storehonses,  and  a  few  dwellings  and  shops.  ||  The  in- 
fantry  barracks  are  outside  of  t^e  walls,  fear  in  nmnber,  viz,  Keysig,  Portin, 
Calzada,  and  Ermita.  They  are  modern  and  well  constmcted  and  will  accom- 
modate  abont  4,000  men.  They  are  now  occupied  by  United  States  troops.  Ij 
Under  the  terms  of  the  armistiee  the  arms  laid  down  by  the  ßpanish  troops 
on  August  14  are  to  be  returned  to  them  iwhenever  they  evacuate  the  city 
or  the  American  Army  evaeuates  it  All  other  public  property,  including 
horses,  artiUery,  public  funds,  munitions,  etc.,  is  surrendered  to  the  United 
States  unconditionally.  H  The  question  of  sending  back  the  troops  to  Spain  is 
lefb  absolutely  to  the  decision  of  the  authorities  in  Washington.  They  are  all 
vrithin  the  walled  cHy,  bat  as  the  public  buildings  are  insufficient  to  accom- 
modate  them  they  are  quartered  in  the  churches  and  convents.  These  buil- 
dings are  not  adi^ted  for  this  purpose;  they  have  no  sinks,  laratories,  kitchens, 
or  sleeping  apartments,  and  there  is  great  danger  of  an  epidemic  of  sickness 
if  the  troops  are  not  soon  remored.  H  Pending  their  remotal  they  are  being 
fed  wiü)  rations  fumished  by  Uie  United  States  €lommiBsai:y  Department, 
and  the  otftcers  reoeive  from  the  United  States  sufficient  money  for  their 
Support 

Spanish  navy. 

At  the  outbreak  of  the  war  the  naral  force  in  the  Philippines  consisted 
of  10  cruisers,  19  gunboats,  4  armed  launches,  3  transports,  %^  survey  boat.|| 
Of  these  Admiral  Dewey  destroyed  on  May  1,  10  crnisers  and  1  transport, 
and  he  has  sfnce  captured  2  ganboats.  Hie  Spaniards  have  sunk  2  trans- 
ports and  2  or  S  gunboats  in  the  Pasig  Rirer.  There  remain  13  or  14  gun- 
boats, whieh  are  scattered  lunong  the  islands.  They  are  of  iron,  from  140  to 
200  tons  eaeh,  are  armed  with  1  breech-loading  rifle,  caliber  3.6-inch,  and 
2  to  4  machine  guns  each,  caliber  .44  to  1  inch.  One  of  the  captured  boats, 
the  Galiao,  under  command  of  Lieutenant  Tappan,  U.  S.  N.,  and  a  crew  of 
18  men,  rendered  yery  efficient  service  in  the  attack  of  August  13.  These 
boats  would  au  be  useful  in  the  naval  police  of  the  islands.  They  will, 
however,  probaUy  be  scuttled  by  the  Spaniards  before  the  islands  are  sur- 
rendered. II  The  navy  yard  at  Cavito  has  barracks  for  about  1,500  men  (now 
oecupfed  by  United  States  troops),  and  has  shops  and  ways  for  light  work 
and  Tessels  of  less  than  1,000  tons.  Many  of  the  ganboats  above  mentioned 
were  built  there.  The  shallow  depth  of  water  in  Canacoa  or  Cavite  Bay 
would  prerent  the  enlargement  of  this  naval  Station  to  accommodate  large 
yessels,  and  the  plan  of  tiie  Spaniards  was  to  create  a  large  navy  Station  in 
Stibig  Bay,  on  which  considerable  money  has  already  been  spent^ 
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Kr.  isooe.  Spanish   civil  administration. 

yerainifU  «j-jj^  goyernment  of  the  Philippine  Islands,  inolnding  the  Ladrones,  Caro- 

80.sn>i.i896.  lines,  and  Palaos,  is  vested  in  the  Goyernor-Generai,  who,  in  the  langnage  of 
the  Spanish  Official  Guide  or  Blae  Book,  ''is  the  sole  and  legitimate  represen- 
tative  in  these  islands  of  the  snpreme  power  of  the  Government  of  the  King 
of  Spain,   and   as  such  is   the   snpreme  head  of  all  branohes  of  the  public 
Service  and  has  anthoritj  to  inspect  and   supervise  the  same,  not  exoepting 
the   Courts   of  justice.^    The   office  is   held  by   a  lieatenant-general  in  the 
Spanish   army;  and  he  is  also  viceroyal  patron  of  the  Indies,  exerdsing  in 
these  islands  the   ecclesiastical  functions  conferred  on  the  King  of  Spam  by 
various  bulls  of  the  Popes  of  Borne,  ciHPtain*general  in  ehief  of  the  army  of 
the  Philippines,  inspector-general  of  all  branches  of  the  service,  Commander 
in   Chief  of  the  naval  forces,  and  President  of  all  corporations  and  sodeties 
which  partake  of  an  official  character.  ||  What  corresponds  to  bis  cabinet  or 
ministry   of  (a)  the   archbishop   of  Manila  and  four  bishops,  who  administer 
ecclesiastical  affairs  in  the  five  dioceses  into  which  the  islands  are  divided  for 
this  purpose;  the  appointment  of  parish  priests  and  curates,  however,  is  vested 
in  the  governor-general.    The  various  religious  Orders  which  ezercise  so  large 
an  influence  in  the  politics  and  bnsiness  of  the  islands,  vis,  Agustinians,  Do- 
minicans,  Becollects,  Franciscans,  Capuchins,  Benedictines,  and  Jesnits,  are  all 
under  the  management  of  the  bishops,  subject  to  the  supervision  of  the  Pope 
and  the  prerogatives   of  the  King  as  royal  patron,  which  prerogatives  are 
exercised  by  the  Governor- General  as  viceroy.  ||  (b)  The  high  court  of  justice 
in  Manila,  which  is  the  court  of  appeals  in  civil  and  governmental  cases  for 
all  the   islands;   there  are  two  principal  criminal  courts,  in  Gebu  and  Yigan 
(norfhem  Luzon),  and  appeal  in  crinÜDal  cases  lies  to  these  courts  or  to  the 
high  court  of  Manila;  in   every  province  there  is  a  court  of  primary  Juris- 
diction in  both  civil  and  criminal  cases.  |  (c)  The  general  second  in  command, 
who  is  a  general  of  division  in  the  Spanish  army.    Ho  is  the  subinspector  of 
all  branches  of  the  military  service,  is  military  govemor  of  the  province   and 
dty   of  Manila  and  commands   all   the   troops  stationed  therein,  and  in  the 
absence   or  sickness   of  the  captain-general   he  commands  all  the  military 
forces  in  the  islands.  ||  (d)  The  general  commandant  of  dockyards  and  squadron. 
This  post  is  fiUed  by  a  vice-admiral  in  the  Spanish  navy,  and  he  commands 
the  naval  forces,  ships,  and  establishments  in  the  Islands.  |  (e)  The  minister 
of  finance,  or  intendente  general  de  hacienda,  who  is  charged  with  the  col- 
lection  of  customs  and  internal  taxes,  the  expenditures  of  public  money,  and 
the  audit  and  control  of  public  accounts.   |   (f)  The  minister  of  the  interior, 
or  director-general   of  civil  administration,   who  is   charged  with  all  public 
business  relating  to  public  instruction,  charities,  health,  public  works,  forests, 
mines,  agriculture,  industry  and  commerce,  posts  and  tdegraphs,  and  meteoro- 
logy.   H   For  the  purpose  of  local  administration  the  islands  are  divided  into 
provinces  and  districts,  dassified  as  foUows  19  dvil  govammentsi  S4  political- 
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military  goyernmMite,  28  political-müitary  oommands,  16  military  eommands.  ||   Nr.  laoos. 
The  most  importaot  of  the  proTincee  are  Manila,  with  a  popnlation  of  400,238  ▼•einigt« 
(of  whieh   10  per  cent  are  Ohineee),    and   Oebn,    with   604,076;    and  the8o.8ept.i89e, 
least  important  diatriets  are  Balabas  and  Gorregidor,  with  420  and  320, 
respeetifely. 

The  goyernor  or  oommandant  has  snpreme  oontrol  within  his  proTince 
or  distriot  of  everj  braneh  of  the  public  senioe,  inetading  the  courts  of 
justice,  and  each  reports  direct  to  the  Goyernor*GeneraL  The  gnardia  ciTil, 
or  gendannerie,  is  snbject  onlj  to  hi8  Orders,  and  for  arrests  and  imprison- 
ment  for  poUtieal  offenses  he  is  responsible,  not  to  the  law,  bat  to  the 
Ooremor-Oeneral  and  the  King.  ||  The  ciTil  goyemments  are  goyemed  by  ciyil 
goyernors  of  the  rank  in  the  Bpanish  dyil  seryice  of  Chiefs  of  administration 
<rf  the  second  class.  The  political  military  goyernments  and  oommands  are 
in  Charge  of  military  and  nayal  officers  of  yarions  grades,  according  to  their 
sise  and  importance,  ranging  from  general  of  diyision  at  Mindanao,  brigadier- 
generals  at  Gebn  and  Iloilo,  eaptain  in  the  nayy  at  Paraguay,  down  to  liente- 
nant  at  Bahibas  and  Gorregidor.  H  The  dyil  or  military  goyemor  is  assisted 
by  a  secretary,  a  jndge,  air  administrator  of  finances,  a  postmaster,  and  a 
oaptain  of  police.  p  The  afidrs  of  dties  are  managed  by  a  conndl  (aynnta- 
miento)  consisting  of  a  presidente,  a  recorder  (sindioo),  one  or  more  mayors 
(alcalde),  six  to  ten  aldermen  (regidores),  and  a  secretary.  ||  Ontside  of  the 
dties  each  proyince  or  district  is  diyided  into  a  nnmber  of  yillages  or  parishes 
(pneblos).  The  total  nomber  of  these  is  1,066.  In  each  there  is  a  parish 
priest,  a  mnnidpal  eaptain,  a  justice  of  the  peace,  a  schoolmaster,  and  school- 
mistress.  The  nnmber  of  eitles  is  yery  small,  and  the  social  life  of  the 
Community  depends  ahnest  whoUy  on  the  form  of  goyernment  of  the  pueblos 
or  yillages.  In  1898  this  was  reorganiied  with  the  alleged  Intention  of  giying 
lood  self-goyemment  The  scheme  is  oomplicated  and  curious,  and  only  an 
outline  of  it  can  be  giyen  here.  It  is  contained  in  füll  in  the  royal  decree 
of  May  19,  1898,  a  long  document  snpplemented  by  still  longer  regnlations 
for  carrying  the  same  into  effect  ||  In  briet  eyery  pueblo  in  whieh  there  are 
paid  more  than  1,000  cedulas  (poU  tax)  shall  haye  a  municipal  tribunal,  con- 
eisting  of  fiye  members,  by  whom  its  local  aiEairs  and  fnnds  shall  be  managed. 
The  members  are  a  mnnidpal  eaptain,  senior  lientenant,  lientenant  of  police, 
lieutenant  of  agriculture,  lientenant  of  cattle;  and  the  yillage  priest  is  required 
to  attend  all  the  important  meetings.  y  The  eaptain  holds  Office  for  four  years 
and  is  eligible  for  indefinite  reelection;  the  lientenants  hold  office  for  four 
years  also,  one  half  of  them  going  out  of  office  eyery  two  years,  and  they 
are  indigible  for  redection  until  two  yewrs  after  the  expiration  of  their  term. 
Both  captains  and  lientenants  are  elected  on  a  day  dedgnated  by  the  goyemor, 
and  in  the  presence  of  the  rillage  priest  and  the  ontgoing  eaptain,  by  the 
prindpalia  or  body  of  prindpal  men  of  the  yillage.  The  yillage  is  subdirided 
into  barangiqres  or  group  of  about  100  fiamilies  each,  and  for  each  barangay 
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Nr.  12008.  there  is  a  chief  or  headomn  (eabeia),  wlio  is  appointed  bj  tht  gerernor  on 
^stMt^  the  recommendatioa  of  the  miNiieipal  tribmiAl  The  prindpfttia  i8  BMie  «p 
ao.8epU89a.  of  former  munieipftl  captains,  former  manioipal  lieatenanlt,  former  gobemador- 
ciUos,  chieb  6f  barangayes.  (j  All  inbabitantB  paying  more  tÜMui  #  50  aanually 
in  taxes.  Tbe  principalia  cboose  tbe  13  electorp,  as  foUows:  8ix  from  the 
Chiefs  of  barangaTes,  3  from  former  monicipal  eapttains,  and  3  from  tbe  largest 
tax-payers.  ||  The  deetors  hold  offioe  for  nx  jrears,  and  one-third  go  ont  of 
of&ce  eyery  two  years. 

The  mmiidpal  capiain  most  be  a  resident  of  the  Tillage,  more  thao 
25  years  of  age,  read  and  speak  Spanieb,  aad  be  a  chief  of  a  baraagay. 
While  tbe  mwiioipal  taribanal  nomimdly  oontrols  the  local  affMrs,  yet  the  oap- 
tain  has  the  right  to  snspend  all  its  acta  whioh  he  oonsiders  against  the 
public  weUiure,  and  report  the  matter  to  tbe  prorinciid  goTemor,  who  bas 
power  to  reacind  them.  The  eaptain  'i^points  all  village  employeea  and 
removes  tbem  at  will.  He  can  also  fine  and  pnnish  them  for  petty  offenaes. 
He  issnes  Orders  to  tlra  police  and  coUecto  the  taxes.  He  holds  a  oommiaBion 
as  delegate  or  representatiTe  of  the  Gto^emor-General»  and,  in  £act,  he  exer- 
cises  withia  bis  little  baiüwick  the  same  sapr^e  power  tbat  the  govemor 
exercises  in  the  province  and  tbe  Govemor- General  in  the  wboie  archipdago.  || 
In  each  province  there  is  a  janta  or  conncil,  whose  membOTsbap  eonaSata  of 
tbe  administrator  of  finance,  two  ?icars,  tiie  pabUc  physician,  fonr  memben.  || 
The  latter  fonr  members  mst  be  residente  of  the  capital  of  the  proyinee, 
and  they  are  elected  by  the  amnicipi^  eaptains,  from  a  list  of  names  anb- 
mitted  to  them  by  the  janta,  with  the  approval  of  the  govemor.  H  The  fono* 
tions  of  this  jonta  or  conucil  are  solely  tbose  of  inspeetion  and  advice.  It 
watches  over  the  affairs  of  the  monicipal  tribunals,  and  reports  to  tbe  goTemor 
its  advice  and  recommendaliona  concerning  them.  The  nmnicipal.  captam  is 
obliged  to  deposit  tbe  taxes  in  tbe  provindal  treasnry,  the  keys  of  which  are 
held  by  tbree  members  of  tbe  comieil.  He  draws  ont  the  money  in  accordanee 
with  a  mnnicipal  bndget,  and  bis  acooonts  mnst  be  approved  by  bis  Uente* 
nants,  coonteragned  by  tbe  village  priest,  paased  upon  by  the  prorincial 
Council,  and  finally  approved  by  the  governor.  ||  The  governor  bas  power  to 
snspend  the  municipal  eaptain  or  any  of  bis  colleagnes  for  a  period  of  three 
montbs,  and  tbe  governor-general  can  remove  cme  or  all  of  them  from.office 
at  will,  and  ''in  extraordinary  cases  or  for  reasons  of  public  tranqnillity  the 
governor  shall  have  power  to  decree,  witbont  any  legal  prowess,  tiie  abolition 
of  the  municipal  tribunaW  (Article  45.)  ||  In  December,  1896,  General  Po- 
lavija  issued  a  decree  snspending  tbe  electiona  which  were  to  take  place  that 
montb  for  one-third  of  the  municipal  electcnrs,  and  direeted  the  govemors  of 
provincea  to  send  in  names  of  persona  suitable  for  appointmeni,  together  with 
tbe  reoommendations  of  tbe  village  priest  in  each  oaae.  {|  An  exannnation  of 
this  nnique  scheme  of  village  govemmeat  shows  that  one*balf  of  tbe  eleotors 
are  to  be  chosen  from  persons  holding  a  sabordinate  office  and  appointed  by 
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tlie  gorernof ;  tfaat  tbe  TiRage  priest  mnst  be  present  at  all  election  and  im-  irr.  laoos. 
portant  meeting»;  tbat  tbe  captain  has  all  tbe  rMponsibilitj  a&d  be  mnst  also  ^[^^^ 
be  of  the  class  bolding  a  snbordinate  ottce  hy  app<^iDtment  of  the  goyernor;9o.s«pt.i8Q6. 
tbat  the  aets  of  tbe  nmnicfpal  Iribanal  ean  be  sospended  bj  tbe  captain  and 
reseinded  by  tbe  govemor,  and  finalljr,  if  tbe  mnnicipal  tribnnal  is  offensiTe 
to  tbe  6(n'emor-6eneral  be  ean  eitfaer  remove  its  members  and  appoint  others 
in  tbeir  plaee  or  ean  abolieb  it  altogetber.  H  Sncb  is  tbe  Spanisb  idea  of  self- 
goremmeBt.    Tbe  ministef  of  the  colonies   in   snbmitting  tbe  deeree  to  the 
Qneen  Regent,  expatlated  on  Its  merits  in  giving  tbe  natires  such  fall  eontrol 
of  tbeir  local  aihirs,  and  expressed  tbe  confident  belief  tbat  it  wonld  proye 
*^ost  benefieenrt  to  those  people  wbom  Proridence  has  confided  to  tbe  gene- 
rons  sovereignty  of  tbe  Spanisb  monarchs." 

This  sebeme  of  govemment  by  mnnicipal  tribonals  was  highly  approved 
by  the  natifes,  except  tbat  featnre  of  it  which  placed  so  mnch  power  in  the 
bände  of  the  govemor  and  Govemor^OeneraL  This,  boweyer,  was  the  essence 
of  the  matter  from  the  Spanisb  Standpoint ,  and  these  portions  of  the  deeree 
were  tbe  ones  most  fally  carried  ont  The  natifes  complained,  on  the  one 
band,  of  tbe  delay  in  putting  tbe  deeree  into  Operation,  and,  on  the  other 
band,  tbat  so  mach  of  it  as  was  establisbed  was  praotieally  ntdlified  by  the 
action  of  the  govemors.  Seeing  that  the  tribonals  bad  really  no  power,  the 
m^embers  soon  tnrned  thelr  sessions  (which  the  deeree  reqnired  to  be  secret) 
into  political  meetings  in  faror  of  the  insnrreetion.  So  the  whole  project  is 
tbne  fiar  a  falliire,  and  tbe  local  administratioa  is  in  considerable  disorder, 
apart  from  that  caosed  by  the  insorgents.  In  point  of  fact,  self-goremment 
and  representation  are  miknown  in  these  Islands.  H  The  arebbishop  and  the 
fonr  bfsbops  are  appointed  by  the  Pope.  The  Goremor^General,  military  and 
naval  offieers,  and  all  offleials  with  a  salary  exceeding  abont  I  2,000  (silver) 
are  appointed  by  the  King  or  the  minister  of  the  colonies.  Yet  all  the  ex- 
penses  are  paid  from  the  Philippine  treasory.  The  salaries  of  all  officiais  — 
military,  naval,  ciyil,  and  eccleeiastical  —  the  expenses  and  pensions  of  the 
army,  nayy,  and  chnrch,  the  cest  of  the  diplomatio  and  consnlar  serrice  in 
Japan,  China,  and  Singapore,  even  a  portion  of  the  expenses  of  the  colonial 
of&ce  at  Madrid  and  of  pensions  paid  to  tbe  descendants  of  Colmnbns,  all 
come  ont  of  the  taxes  rafsed  in  tbe  Islands.  The  natives  have  no  place  in 
the  govemment,  except  Clerks  in  the  pnblio  offtces  at  Manila  and  the  petty 
positions  in  the  Tillages  and  the  aynntemientos  of  cities,  where  tbeir  powers 
and  responsibilities,  as  we  have  seen,  are  at  all  times  limited  and  snbject  to 
reyocation  wbenever  disapprofed  by  the  goyemon  H  Thongh  tbe  popnlation  of 
the  Islands  is  40  per  cent  of  that  of  Spain,  they  have  no  representation  in 
the  Cortes»  ||  Tbere  is  a  widespread  report,  almost  nniversally  believed  by 
nalife  Filiptnos  and  by  foreign  merebants,  and  even  acknowledged  by  many 
Spaniards,  that  pecimiary  disbonesty  and  corrnplion  exist  tbrongbont  the  whole 
body  of  ^>airiik  oMceholders,  from  the  bighest  to  the  lowest    Forced  con- 
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Nr.  19008.  tribntioDs  are  said  to  be  leried  on  the  salaries  of  minor  offidals,  tlie  regi- 
stoatoa.  m^Dtal  paymasters  and  commissaries  are  Baid  to  have  sold  pari  of  the  regi- 
80.s«pt.i8oe.  mental  stores  for  their  own  proftt,  the  coUector  of  cnstöms  and  the  minister 
of  finance  to  have  imposed  or  remitted  fines  at  the  cnatom-honse  and  internal- 
revenne  office  aocording  to  pajment  or  nonpayment  of  presents  bj  merchants, 
the  jndges  and  conrt  ofßcials  to  have  "borrowed"  from  attomeys  large  sums 
which  are  never  paid,  and  eren  the  Go?emor-General  is  reported  to  have 
organized  a  regnlar  system  of  smnggling  in  Mezican  dollars,  the  importation 
of  which  was  prohibited  by  law,  on  a  fixed  soale  of  payment  to  himself.  The 
cnrrent  report  is  that  Weyler  carried  away  over  I  1^000,000  as  bis  savings 
dnring  the  three  years,  from  1868  to  1891,  that  he  held  the  offtee  of 
Govemor-General,  on  a  salary  of  t  40,000  a  year.  Of  the  proof  of  these 
reporte  I  have  natorally  no  personal  knowledge,  bat  they  are  matters  of  com- 
mon talk  and  belief,  and  they  have  been  stated  to  me  by  responsible  persona 
who  have  long  resided  in  the  Islands.  ||  As  above  stated,  the  GoTernor-General 
is  snpreme  head  of  every  branch  of  the  public  service,  not  ezoepUng  the 
Courts  of  jnstice.  How  this  power  was  exercised  is  shown  in  the  hnndreds 
of  execntions  for  aUeged  political  offenses  which  took  place  dnring  the  years 
1896,  1896,  and  1897,  by  the  thonsands  deported  to  Mindanao  and  Fernando 
Po,  and  by  the  nnmber  of  political  prisoners  in  jail  at  the  time  of  onr  entry 
into  Manila.  On  the  first  ezamination  which  General  Mac  Arthur,  as  military 
govemor,  made  of  the  jail,  about  August  22,  he  released  over  60  prisoners 
confined  for  alleged  political  offenses.  One  of  them  was  a  woman  who  had 
been  imprisoned  for  eleven  years,  by  order  of  the  Governor-General,  but 
without  any  charges  ever  having  been  presented  against  her;  another  was  a 
woman  who  had  been  in  jail  for  three  years  on  a  vague  Charge,  never  for- 
mulated,  of  having  carried  a  basket  of  cartridges  to  an  Insurgent.  ||  The  day 
of  reckoning  for  three  centnries  of  this  sort  of  gövemment  came  when  Ad- 
miral  Dewey  destroyed  the  Spanish  squadron  on  May  1,  1898.  An  insurrec- 
tion  had  been  in  progress  from  August,  1896,  to  December,  1897.  Unable 
to  snppress  it,  the  Government  made  a  written  treaty  with  the  insnrgent 
leaders,  pi^ing  them  a  large  sum  of  money  and  promising  to  introduce  various 
reforms  on  condition  that  they  would  leave  the  country.  Hardly  had  the 
Spanish  officials  recovercd  from  this  when  the  i^paling  disaster  of  the  de- 
struction  of  their  fleet  occured  under  their  very  eyes, 

Then  followed  in  rapid  succession  the  naval  blockade,  the  arrival  of  the 
insnrgent  leaders  from  Hongkong,  the  raising  of  an  insnrgent  army,  which 
blockaded  Manila  on  the  land  side,  and  finally  the  American  troops.  At  the 
end  of  104  days  after  the  destruction  of  the  Spanish  fleet  the  city  surrendered 
to  a  combined  hind  and  naval  attack  of  the  American  forees.  On  the  day 
after  the  c^itnlation  the  American  Commander  in  chief  issued  bis  prodamation 
establishing  a  military  gövemment,  appointed  a  military  govemor,  a  minister 
of  finance,  a  collector  of  customs,  coUector  of  internal  revenue,  poitmaster, 
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•ad  Jodgo  of  the  proTost  coort;  took  possession  of  all  public  fdnds  (aboat  Nr.  iioot. 
#  900,000)  and  all  public  offioes,  and  as  nm>idly  as  possible  pat  this  govern-  ''q^^^^ 
ment  in  Operation.  H  The  madiinery  of  the  Spaoish  OoTemment  was  thoroaghl780.8ept.i8B6. 
disorgaaiaed  when  we  entered  Manila.  The  oonrts  of  jastice,  except  the  in- 
ferior criminal  coorts,  had  not  been  in  session  since  early  in  May;  the  officials 
had  been  cnt  off  from  commonication  with  the  other  Islands  and  with  Spain 
for  oTer  three  months;  there  had  been  no  enstoms  to  collect,  and  owing  to 
tfae  entire  snspension  of  bosiness,  bat  little  internal  revenne;  a  forced  loan 
of  #  2,000,000  for  military  pnrposes  had  been  extracted  from  the  Spanish 
Philippine  Bank,  and  jet  the  troops  were  scTcral  months  in  arrears  of  pa^; 
all  GoTemment  ofScers  ontside  the  walled  citj  had  been  mored  to  temporary 
qnarters  wittün  the  walls,  and  tbeir  records  had  been  lost  or  thrown  into 
confosion;  the  offtcials,  seeing  the  inevitable  end  in  sight,  were  intent  only  on 
planning  for  their  retnm  to  Spain.  ||  This  disorganixation  was  completed  when 
the  American  military  officers  took  Charge  of  the  goTemment  and  every 
Spanish  ofAdal  withont  exception  refosed  absolotely  to  continae  in  service. 
They  were  immediately  dismissed  and  dispersed.  ||  The  Situation  thos  created 
is  withont  precedent  in  American  history.  When  Scott  captared  the  City  of 
Mexico  it  was  acknowledged  on  both  sides  that  his  occnpation  was  only  to 
be  temporary,  and  there  were  no  insnrgents  to  deal  with.  When  the  Ameri- 
cans  entered  Oalifornia  they  fonnd  only  a  scanty  popnlation,  who  were  soon 
outnnmbered  by  the  American  immigrants.  Bat  in  the  Fhilippine  Islands 
there  is  a  popolation  of  more  than  7,000,000,  goremed  by  an  alien  race 
whose  representatives  present  in  the  Islands,  inclading  military  and  naval 
forces,  clergy,  and  ciril  employees,  do  not  exceed  80,000  in  nnmber.  Against 
this  gOTemment  an  insorrection  is  in  progress  which  claims  to  have  been 
soccessfnl  in  provinces  coQtaining  a  popolation  of  aboat  2,000,000.  The  city 
and  prorince  of  Manila,  with  a  popolation  of  400,000  more,  have  been  cap- 
tared and  occopied  by  a  foreign  army,  bot  whether  its  occopation  is  to  be 
temporary  or  permanent  has  not  yet  been  decided.  ||  Finally  the  Government 
officials  of  au  olasses  refose  to  perform  their  fonctions.  The  desire  of  the 
most  of  them  is  to  escape  to  Spain.  It  was  stipolated  in  the  capitolation 
that  they  slioold  have  the  right  to  do  so  at  their  own  expense,  and  nombers 
of  them,  as  well  as  friars,  have  already  taken  their  ,departare.  The  Spanish 
officials  have  intense  fear  of  the  insnrgents;  and  the  latter  hate  them,  as  well 
as  the  friars,  with  a  virolence  that  can  hardly  be  described.  They  have 
fooght  them  with  soccess  and  almost  withont  interroption  for  two  years,  and 
they  will  coi^inae  to  fight  them  with  increased  vigor  and  still  greater  pro- 
spects  of  soccess  if  any  attempt  is  made  to  restore  the  Spanish  govemment 
In  its  present  disorganized  condition  the  Spanish  Government  coold  not  sac- 
oessfoUy  cope  with  them;  on  the  other  band,  it  woold  not  sorrender  to  them. 
The  resolt,  therefore,  of  an  attempted  restoration  of  Spanish  power  in  any  of 
tbe  islands  woold  simi^  be  dvil  war  and  anarchy,  leading  inevitably  and 
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»r.  iflooe.  speedüy  to  iDtervemtion  hy  i&rmgn  nations  wkose  snhjeett  bare  pro^artj  m 
^stbÜun!*  ^^^  ülandB  wfaieh  tbej  would  not  allow  to  be  doitrc^ed. 
a.8q>t.i898.  Insurgent  troops.  —  It  it  rery  diffienlt  to  give  eiaet  figores  fer  tiM 
Rombers  of  insnrgent  troofMk  In  bis  mesiage  to  foreign  govoinmoits  of 
Aognst  6,  asking  for  recognition  of  belligeren<{j  and  independence,  Agninaldo 
Claims  to  bare  a  foroe  of  30,000  »en,  orgamoed  into  a  regaiar  an«y.  Tbis 
inclnded  the  force  in  tbe  prorinoes  of  Lozon  ooteide  of  Manila.  Wbat  was 
in  evidence  aronnd  Manila  Taried  from  10,000  to  15^000.  Tbey  were  con- 
posed  of  jonng  nen  and  bojs,  bodm  as  joiag  as  15  yean  of  age,  reendted 
in  tbe  rnral  districts,  having  no  property  and  notbing  to  tose  in  a  citil  war. 
Tbej  bare  received  no  pay,  and  altboogb  Agninaldo  speaks  in  bis  procla- 
mation  of  bis  intention  and  ability  to  maintaii  order  wberever  bis  forees 
penetrate,  yet  tbe  feeUng  is  practacally  universal  among  tbe  raidc  and  file 
tbat  tbey  are  to  be  compensatcd  for  tbeir  tiae  and  serrices  and  bardsbipt  1^ 
looting  Manila.  ||  Tbeir  eqnipment  consists  of  a  gon,  bajonet,  and  cartridge 
box;  tbeir  nniform  of  a  straw  bat,  gingbam  sbirt,  aad  troosers  and  bare  feet; 
tbeir  transportation  of  a  fews  ponies  and  carts,  impressed  for  a  day  or  a 
week  at  a  time;  for  qnarters  tbey  bave  taken  tbe  pnblk  bnüdiig  in  eacb 
village  or  pneblo,  locally  know  as  tbe  Tribnnal,  and  tbe  cbnrobes  and  eon- 
vents;  from  tbese,  details  are  sent  ovt  to  man  tbe  trenebes.  Tbeir  food  wbik 
on  dnty  consists  of  rice  aad  banana  leafes,  oooked  at  tbe  qnarters  and  sent 
ont  to  tbe  trenebes.  After  a  few  days  or  a  wedc  of  aotive  serrice  tbey  retnm 
to  tbeir  bones  to  feed  up  or  to  work  on  tbeir  fanaa,  tbeir  placet  beiag 
taken  by  otbers,  to  wbom  tbey  tarn  over  tbeir  gnns  and  oartridges.  H  Tbtir 
lyrms  bave  been  obtained  from  varions  sonroes  —  firom  porcbases  in  HcNig- 
kong;  from  tbe  snpply  wbicb  Adniral  Dewey  foand  in  tbe  arseaal  at  Cavite; 
from  captnre  made  from  tbe  Spaniards.  Tb^  are  partly  Mansers  and  partly 
Remingtons.  Tbeir  amnranition  was  obtained  in  tbe  same  way.  Tb^y  bave 
nsed  it  freely,  and  tbe  snpply  is  now  ratber  sbort  To  replealsb  it  tbey 
bave  establisbed  a  cartridge  factory  at  tbe  village  of  Imis,  abont  10  nules 
sontb  of  Cavite,  wbere  tbey  bave  400  people  engaged  in  reloadlng  oartridges 
witb  powder  and  lead  fonnd  at  Cavite  or  pnrcbased  abroad.  Tbey  bave  no 
artillery,  exoept  a  few  antiqne  colomhiadt  obtained  firo»  Cavita,  and  no 
cavalry.  Tbeir  metbod  of  warfare  is  to  dig  a  trencb  in  front  of  tbe  Spamsb 
Position,  Cover  it  witb  mats  as  a  proteetion  against  tbe  ssa  and  rain,  and 
doring  tbe  nigbt  pnt  tbeir  goas  on  top  of  tbe  trencb  id>ove  tbeir  baads  and 
fire  in  tbe  general  direction  of  tbe  enemy«  Wben  tbeir  ammmitaoii  is  ez- 
bansted,  tbey  go  off  in  a  body  to  get  a  fresb  snpplty  in  baskets,  and  tben 
retnm  to  tbe  trenebes.  ||  Tbe  men  are  of  small  statnre,  from  h  feet  to  5  feet 
6  incbes  in  beigbt,  and  weigb  from  110  to  ISO  ponoda.  Gompared  witb 
tbero,  onr  men  from  Colorado  and  California  seemed  like  a  raee  of  giants. 
One  aftemoon,  jnst  after  we  entered  Manila,  a  battaUon  of  tbe  inaargents 
fired  npon  tbe  on^sts  of  tbe  Gokrado  repment,  mJatakiag  tbem,  as  tbay 
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eltaiiied,  for  Spuiiardt.  The  ootpost  retreal;ed  to  Uieir  sopport  and  ihe  Kr.  »ooa. 
FiUpiBOt  followed;  thej  easily  Ml  into  an  ambnsb,  and  the  snppoft,  srnrn^  ^siMtn!* 
bering  abont  80  men»  snrroiinded  tbe  250  Filipinos,  wrenched  the  gnne  ootMieirtieee. 
of  their  haads,  and  marcbed  them  off  as  nnarmed  pnsonert,  all  in  the  epace 
of  a  few  miontes.  S«ek  a  force  can  hardlj  be  caUed  an  army,  and  jet  tbe 
lervke  wbich  it  has  rendered  sbookl  not  be  nndereeümated.  Betweea  2/)00 
and  3|000  Spaaish  native  troope  eorrendered  to  it  dnring  the  months  of  Iwme 
and  Jnlj;  it  constaotly  annoyed  and  haraseed  tiie  Spaniards  in  the  trenches» 
keepiag  the»  np  at  night  and  wearing  tibem  ont  with  &tsgoe;  and  it  inveated 
Manila  earlj  in  Jnly  so  completely  that  all  sipplies  were  cot  off  and  tbe 
inbabitanti,  ai  well  as  the  Spanish  troops,  were  foroed  to  Ute  on  borse  and 
bnffalo  meat,  and  the  Chinese  popnlation  oa  cats  and  dogn  It  oaptared  the 
waterworks  of  Manila  and  cot  off  the  water  sttpplj,  and  if  it  had  baen  in 
tbe  drj  season  woold  have  inflicted  great  safleriag  on  the  inbahitanti  for  laek 
of  water.  II  These  resiilts,  it  is  tme,  were  obtained  against  a  dispiriled  anny 
oontaioiog  a  eonsiderable  nnmber  of  native  troopa  of  doobtfnl  k)yalty.  Yet 
from  Angnst,  1986,  to  April,  1897,  they  fonght  26,000  of  the  best  regulär 
troops  seat  ont  from  Spaan,  inflicting  on  tkem  a  loes  of  over  150  offlcera 
and  2,500  men  killed  and  woiaded^  and  they  svffsred  still  greater  lose« 
themselves.  NoTertheless,  from  daily  contaet  with  them  for  six  weeks,  I  am 
very  eoafident  that  no  such  reeolts  coald  have  been  obtained  against  an 
American  army,  whioh  wonld  have  driven  them  back  to  the  hills  and  rednced 
them  to  a  petty  goerrilla  warfare.  If  they  attack  the  American  army  tbis 
will  oertaanly  be  the  resnlt;  and  while  these  goerilla  bands  migbt  give  s^me 
tranble  so  k>ng  as  tbeir  ammonition  lasted,  yet  with  o«r  na?y  goarding  thia 
coasts  and  onr  army  porsning  them  on  land,  it  wonld  not  be  long  before  they 
wor»  rednced  to  sabjectien. 

Insurgent  civil  administration.  —  In  August,  1896,  an  insurrection  broke 
out  in  Oavite  ander  the  ieaderskip  of  Emilio  Agoinaklo,  and  soon  spread  to 
other  provineea  oa  both  sides  of  Manila.  It  coatinued  with  vavying  snccessee 
on  both  sitoi,  and  tbe  trial  and  execotioA  of  numeront  insnigents,  mdil 
December,  1897,  whea  the  Oovemor^General,  Primo  de  Rivera,  entered  into 
written  agreement  with  Aguinaldo,  the  substaace  of  tbe  document^  wbich  is  in 
posseosion  of  Senor  Felipe  Agoncilk),  who  accompanies  me  to  Wasfaingtoa, 
being  attadied  hereto  aad  marked  A.  In  brief,  it  required  that  Agumaldo 
and  the  other  insargent  leaders  should  leave  the  country,  the  Government 
agreeing  to  pay  them  $  800,000  in  silver  and  promisiag  to  introduce  name- 
roos  reforms,  including  representation  in  the  Spanish  Corte8,.£reedo»  of  the 
prees,  goieral  amnesty  for  all  insurgents,  and  the  expnlsioa  or  aeoularization 
of  the  monastie  Orders.  ||  Agninaldo  and  bis  assodates  went  to  Hongkong  aad 
Singaporti  A  portion  of  the  money,  $  400,000,  was  depoaited  in  bauks  at 
Hongkong,  and  a  lawsuit  soon  arose  between  Agninaldo  and  one  of  bis  snbor- 
diaate  chiefii  namad  Artacho»  which  is  intaresting  on  acconnt  of  tbe .  very 
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Nr.  lioos.:  honorable  position  taken  by  Agoinaldo.  Artacho  aoed  for  »  dinsioa  of  tke 
\u^m!*  money  among  the  insiirgenU  aocording  to  rank.  Agoinaldo  olauned  that  the 
so.^dpkiese. monej  was  a  tmst  fand,  and  was  to  remain  on  depoait  ontU  it  was  seen 
whether  the  Spaniards  wonld  carry  oat  their  promised  reforms,  aad  if  they 
failed  to  do  so,  it  was  to  be  nsed  to  defray  the  expenses  of  a  new  insnr- 
rection«  The  suit  was  settled  ont  of  conrt  by  paying  Artacho  $  5,000.  ||  No 
Steps  haTe  been  taken  to  introdace  the  reforms,  more  than  2,000  insorgentB, 
who  had  been  deported  to  Fernando  Po  and  other  places,  are  still  in  con- 
finement,  and  Agoinaldo  is  now  nsing  the  money  to  carry  on  the  Operations 
of  the  present  insnrrection.  ||  On  the  24  th  day  of  April  Agoinaldo  met  the 
United  States  consol  and  others  at  Singapore  and  offered  to  begin  a  new  in- 
sorrection  in  conjonction  with  the  Operations  of  the  United  States  Na?y  at 
Manila.  This  was  telegraphed  to  Admiral  Dewey,  and  by  his  consent,  or  at 
his  reqnest,  Agoinaldo  left  Singapore  for  Hongkong  on  April  26;  and  when 
the  McGolloch  went  to  Hongkong  early  in  May  to  carry  the  news  of  Admiral 
Dewey's  victory,  ^i  took  Agoinaldo  and  seventeen  other  revolotionary  Chiefs 
on  board  and  brooght  them  to  Manila  ßay.  They  soon  after  landed  at 
Ga?ite,  and  the  Admiral  allowed  them  to  take  soch  gons,  ammonitaon,  and 
Stores  as  he  did  not  reqoire  for  himsell  With  these,  and  some  other  arme 
which  he  had  brooght  from  Hongkong,  Agoinaldo  armed  his  foUowers,  who 
rapidly  assembled  at  Cavite,  and  in  a  few  weeks  he  began  moving  against  the 
Spaniards.  Part  of  them  sorrendered,  giying  him  more  arms,  and  the  others 
retreated  to  Manila.  ||  Soon  afierwards  two  ships  which  were  the  private  pro- 
perty  of  Senor  Agoncillo  and  other  insorgent  sympathiiers  were  converted 
into  croisers  and  sent  with  insorgent  troops  to  Sobig  Bay  and  other  places 
to  captore  provinces  ootside  of  Manila.  They  were  very  socccssfol,  the  native 
militia  in  Spanish  Service  capitolating  with  their  arms  in  nearly  every  case 
withoot  serioos  resistance.  On  the  18th  of  Jone  Agoinaldo  issoed  a  procla- 
mation  from  Cavite  establishing  a  dictatorial  government,  with  himself  as 
dictator.  In  each  village  or  poeblo  a  chief  (jefe)  was  to  be  elected,  and  in 
each  ward  a  headman  (cabeza);  also  in  each  poeblo  three  delegates  —  one 
of  police,  one  of  jostice,  and  one  of  taxes.  These  were  to  constitote  the 
jonta  or  assembly,  and  after  consolting  the  Jonta  the  Chiefs  of  poeblos  were 
to  elect  a  Chief  of  province  and  three  cooncilors  —  one  of  police,  one  of 
jostice,  and  one  of  taxes.  They  were  also  to  elect  one  or  more  repr^en- 
tatives  from  each  province  to  form  the  revolotionary  congress.  ||  This  was 
foUowed  on  Jone  20  by  a  decree  giving  more  detailed  instroctions  in  regard 
to  the  elections.  On  Jone  28  another  decree  followed  changing  the  title 
of  the  government  from  dictatorial  to  revolotionary,  and  of  the  chief  officer 
from  dictator  to  president;  annooncing  a  cabinet,  with  a  minister  of  foreign 
a&irs,  marine,  and  conmierce,  another  of  war  and  poblic  works,  another  of 
police  and  internal  order,  jostice,  instroction,  and  hygiene,  and  another  of 
taxes,  agricoltore,  and  manofactores;  the  powers  of  the  president  and  con- 
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grets  were  defined,  and  a  eode  of  military  justice  was  formalated.  U  On  the  vn  isoot. 
same  date  a  manifesto  was  issned  to  the  world  explaining  tbe  reasons  and  ^^!|!f* 
purposes  of  the  revolotion.    On  Jone  27  another  deoree  was  issned  containiag80^yt.ieML 
instructions  in  regard  to  elections.    On  Angost  6  an  address  was  issned  to 
foreign  goTemments  stating  tbat  the  revolntionary  gOYemment  was  in  Opera- 
tion and  oontrol  in  15  proYinces,  and  that  in  response  to  the  petition  of  tbe 
dnlj  elected  ehieCs  of  tbese  proTinces  an  appeal  is  made  for  reoognition 
belligerency  and  independence.    Translations  of  these  varions  docnments  are 
all  appended,  marked  B,  C,  D,  £,  F,  O,  and  H. 

The  s<^eBie  of  govemment  is  set  forth  in  the  decree  of  Jone  23,  mar- 
ked D.  An  examination  of  this  docnment  shows  that  it  proTides  a  dictator- 
ship  of  the  familiär  Sonth  American  type.  Ali  power. is  centered  in  the 
President»  and  he  is  not  responsible  to  anjrone  for  his  acts.  He  is  dedared 
to  be  ''the  personification  of  the  Philippine  public,  and  in  this  Wew  can  not 
be  held  responsible  while  he  holds  office.  His  term  will  last  nntil  the  re?o- 
Intion  triomphs."  He  appoints  not  only  the  heads  of  departments,  bnt  all  their 
snbordinates,  and  withont  reference  to  congress.  This  body  is  composed  of 
a  Single  Chamber  of  representatives  from  each  proTince.  The  election  is  to 
be  condncted  by  an  agent  of  the  president,  and  the  qnalifications  of  eleetors 
are  'those  inhabitants  most  distinguished  for  high  character,  social  position, 
and  honorable  condnct."  ||  If  any  province  is  still  nnder  Spanish  mle  its 
repreeentative  is  to  be  appointed  by  the  President.  Congress  is  to  deliberate 
on  ''all  graye  and  transcendental  qaestions  whose  decision  admits  of  delay 
and  adjonmmenty  bnt  the  President  may  decide  qnestions  of  urgent  character, 
giying  the  reasons  for  his  decision  in  a  message  to  congress."  The  acts  of 
congress  are  not  binding  nntil  approved  by  the  President,  and  he  has  power 
of  absolute  veto.  ||  Congress  was  to  hold  its  first  session  at  Halolos  abont 
September  20.  ||  While  this  scheme  of  govemment  is  a  pure  despotism,  yet 
it  Claims  to  be  only  temporary,  and  intended  to  "prepare  the  conutry  so  that 
a  true  republic  may  be  established."  It  also  provides  a  rüde  form  of  govern- 
mental machinery  for  managing  the  affiiirs  of  the  provinces.  To  what  extent 
it  has  actually  gone  into  Operation  it  is  difficult  to  say.  Aguinaldo  Claims  in 
his  address  of  August  6  that  it  is  in  force  in  fifteen  provinces  whose  aggre- 
gate  Population  is  about  2,000,000.  They  include  the  Island  of  Mindoro  and 
about  one-half  of  Luzon.  Kone  of  these  (except  Cavite)  have  yet  been  visited 
by  Americans,  and  all  communication  with  them  by  the  Spanish  Govemment 
at  Manila  has  been  cut  off  since  May  1. 1|  In  the  Province  of  Cavite  and  that 
portion  of  the  Province  of  Manila  outside  of  the  city  and  its  subnrbs  which 
was  occupied  by  the  Insurgent  troops,  as  well  as  those  of  the  United  States,: 
their  military  forces,  military  headquarters,  etc.,  were  very  much  in  evidence, 
occupying  the  principal  houses  and  churches  in  every  village  »nd  hamlet,  bnt 
there  were  no  signs  of  civil  govemment  or  administration«  It  was  reported, 
however,  that  Aguinaldo's  agents  were  levying  taxes  or  forced  contributions. 
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xr.  lioga.  not  011I7  in  tbe  ontside  rillages,  bot  (after  we  entered  Maoibk)  by  üMais  e€ 
^Sto^!*  s^^^^  ag«iit8  in  the  market  plaees  of  tbe  olty  iteelf.  At  Agoiaaldo't  head- 
aMtpkiaM.qaarter8,  in  Baooor,  tbere  were  aigns  of  actitity  aad  bomeas,  and  it  was 
reported  tbat  bis  oabinet  offioers  were  in  oMMtaat  tassion  tbere.  AgainaUlo 
himaelf  never  failed  to  claim  all  tbe  prerogatives  d«e  to  bis  alleged  potition 
as  tbe  de  fiftcto  niler  of  tbe  conntry.  ||  Tbe  only  gtoeral  oftteer  wbo  saw  bim 
or  had  any  direet  conmnnieatioo  witb  bin  was  G^eaeral  Anderson.  He  did 
mncb  to  tbwart  tbis  offieer  in  organifing  a  natire  wagoa  traia  and  otberwfie 
providing  for  bis  troops,  and  be  went  so  fac  in  a  letter  of  JnU  28  (€opy 
btrewitb  marked  J)  as  to  warn  General  Anderson  not  to  land  American  troops 
on  Pbilippine  soil  witbont  bis  consent  —  a  notice  wbicb  it  is  bardly  necessary 
to  say  was  ignored.  Tbe  day  before  tbe  attack  on  Manila  be  seit  staff 
offioers  to  tbe  same  general  asking  for  oer  plans  of  attack  so  tbat  tfaeir 
troops  coeld  «iter  Manila  witb  ns.  Tbe  same  reqnest  bad  previonsly  been 
made  to  me  by  one  of  bis  brigade  Commanders,  so  wbicb  .1  replied  tbat  I 
was  not  aatborized  to  give  tbe  Information  desired. 

Agninaldo  dit  not  call  upon  General  Merrltt  on  bis  arrival,  and  tbis 
enabled  tbe  latter  to  avoid  any  commiinication  wHb  bim,  eitber  direet  or  in- 
direct,  nntil  after  Manila  bad  been  taken.  General  Merritt  then  received  one 
of  Againaldo^s  staff  officers  in  bis  office  as  railitary  governor.  Tbe  interview 
lasted  more  tban  an  bonr.  General  Merritt  referred  to  bis  proelamation  as 
sbowing  the  conditions  nnder  wbicb  the  American  troops  bad  come  to  Manila 
and  the  natnre  of  tbe  military  goTernment  wbicb  wonld  be  mainlained  nntil 
(nrtber  Orders  from  Washington«  He  agreed  npon  tbe  linee  ontside  of  the 
dty  of  Manila  np  to  wbicb  tbe  insnrgent  troops  conld  ceme,  bnt  no  fartber, 
witb  arms  in  their  hands;  be  asked  for  possesion  of  the  waterworks,  whieh 
was  given;  aad  while  expressing  onr  friendship  and  sympathy  for  tbe  Pbilip- 
pine people,  be  stated  rery  positively  tbat  the  United  States  Government  bad 
placed  at  bis  disposal  an  ample  foree  for  carrying  ont  bis  instmctions,  and 
e?en  if  tbe  Services  of  Agninaldo's  forces  had  been  needed  as  allics  be  shonld 
not  have  feit  at  liberty  to^  accept  thero.  ||  The  problem  of  bow  to  deal  witb 
Agoinaldo's  gorernment  and  troops  will  necessarily  be  accompanied  witb  embar- 
rassment  and  dificnlty,  and  will  reqnire  mnch  tact  and  skill  in  its  solvtion. 
Tbe  United  States  Government,  throngh  its  naval  Commander,  has  to  some 
extent  made  nse  of  them  for  a  distinct  military  pnrpose,  viz,  to  harras  and 
annoy  the  Spaaisb  troops,  to  wear  them  ont  in  the  trenches,  to  blockade 
Manila  on  tbe  land  side,  and  to  do  as  mnch  damage  as  possible  to  the 
Spanish  GoTemment  prior  to  tbe  arrival  of  onr  troops;  and  for  tbis  pnrpose 
tbe  admiral  allowed  them  to  take  arms  and  mnnitions  wbicb  be  had  eaptured 
at  Cavite  and  their  sbips  to  pass  in  and  ont  of  Manila  Bay  in  their  expe- 
ditioqs  against  otber  provinces.  Bat  the  admiral  has  been  very  carefnl  to 
give  Agninaldo  no  assirances  of  recognltion  and  no  pledges  or  promises  of 
any  desoription,    Tbe  Services  which  Agninaldo  Mid  bis  adberents  rendered 
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in  preparing  tbe  waj  for  atUck  on  Maalla  are  certaloly  entiiled  to  conside-  Kr.  12M. 
ratioo;  bot,  after  all,  they  were  small  in  eomparison  with  what  was  done  hj  ^^^)^ 
aar  own   fleet  and  amy.  ||  Tbere  ü  00  reason  to   believe  tbat  Agiiiialdo'880.8Bpi.t€9«. 
goverDHieiit   has  aoy  elements  of  stabilky.    In  the  first  place,  AgoinaMo  is  a 
yonng  man  of  28  years;  prior  to  tbe  insnrreolioii  of  iS96  he  had  been  a 
sdioobnaster  and  afterwarda  gobemadorcillo  und  mnnidpal  captidn  in  one  of 
tbe  pneblos  of  tbe  Provinoe  of  Gavite.    He  is  not  devoid  of  abilitj ,  and  he 
is  snrronnded  bj  cleter  writers.    Bat  the  edocated  and  intelligent  Filipinos 
of  Masila  say  that  not  only  is  he  laeking  in  ability  to  be  at  the  head  of 
afliairs,  bat  if  an  election  for  prasident  was  held  he  wonld  not  even  be  a  can- 
.didate.    He  is  a  snccessfol  leader  of  insorgents,  has  the  confidenee  of  yonng 
men  in  the  coantry  disbriets,  prides  himsetf  on  bis  miütary  ability,  and  if  a 
repoblic  ooald  be  estdblished  the  post  he  woald  probably  choose  for  himself 
woold  be  general-in«ohief  of  the  arniy.  ||  In  the  next  place,  Af^aMo's  govem- 
ment,  ^  any  eoürely  independent  government,  does  not  coramaod  the  hearty 
sapport  of  the  large  body  of  the  Filipinos,  both  in  Manila  and  ootside,  who 
haYe    property,  edacation,  and  inteUigenoe.    Tbeir  halred  of  Spanish  rule  is 
very  keen,  and  they  will  cooperate  with  Agvinaldo  or  anyoae  eise  to  destroy 
it    Bot  after  that  is  done  Ihey  fuliy  reaiize  that  they  nrast  have  the  sapport 
of  some  streng  nation  for  many  years  before  they  will  be  in  a  position  to 
Dumage  tbeir  own  s^ain  alone.     The  nation  to    which   they    all   tarn  is 
America,  and  tbeir  ideal  is  a  Philippine  repabllc  wider  Americaii  protection, 
saefa  as  they  have  heard  is  to  be  granted  to  Oaba.    Bat  when  itf  comes  to 
defining  tbeir  ideas  of  protection  and  tbe  respective  rights  and  dntiee  of  eaok 
ander  il  —  what  portion  of  the  governroent  is  to   be  administered  by  tbem 
and  what  portion  by  os;   how  the  revaioes  are  to  be  cöüected,  and  in  what 
Proportion  the  expenses  are  to  be  di?ided  —  they  have  no  clearly  deftned 
ideas  at  all;  nor  is  it  to  be  expected  that  they  shonld  have,  after  generations 
of  Spaniflh  role,   withont  any  experience  in  self-govemment.    The  sentiment 
of  this  class  —  tbe  edocated  naüves  with  property  at  stake  —  looks  apon 
the  prospect  of  Againaldo's  government  and  forces  entering  Manila  with  almost 
as  flMich  dread  as  tbe  foreign  merchants  or  the  Spaniards  tbenselves.  ||  Finally, 
it  mast  be  remraibered  that  this  is  pnrely  a  Tagalo  insnrrection.    Tbere  are 
upwards  of  thirty  races  in  the  Philippines,  each  speiJcing  a  ^afferent  dialect; 
bat  ive-sixths  of  the  entire  Christian  popnlation  is  composed  of  the  Tagalos 
and  Visayas«    The  form«r  Uve  in  Mindoro  and  the  soothern  half  of  Lnzon, 
and  the  latter  in  Gebo,  Hoilo,  and  other  Islands  in  the  center  of  the  groop. 
The  Tagalos  are  more  nnmerons  than  the  Visayas,  bat  both  races  are  about 
eqnal  in   civilisation,  intellfgence,  and  wealth.    It  is   cli^med  by  Agninaldo's 
Partisans  that  the  Yisayas  are  in  sympathy  with  bis  insarrection  and  intend 
to  send  representatives  to  the  eongress.    Bot  it  is  a  fttct  tbat  the  Visayas 
bare  taken  no  active  part  in  the  present  insarrection,  nor  in  ^at  of  1896; 
that  the  Spanish  GoTornmont  is  still   in  fall  control  «t  Geba  and  Hoilo  and 
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dir.  U008.  in  the  Visi^at'  klands,  and  that  Agninaldo  bas  as  yet  made  no  effort  to 
'^MiUto!*  ^^^^^  ^^^'  ^^^  Visajras  nnmber  nearlj  2,000,000,  or  abont  as  many  as 
aiKan>t.i898.the  population  of  all  the  Tagalo  proTinces  whicb  Agoinaldo  Claims  to  have 
oaptored,  There  is  no  eridence  to  diow  tbat  tbey  will  snpport  bis  preten- 
sionsy  and  many  reasons  to  beliere  tbat,  on  aeoonnt  of  racial  prejndiees  and 
jealonsies  and  other  oaoses,  tbey  will  oppose  hint  |  TTpon  one  point  all  are 
agreed,  ezcept  possibly  Agoinaldo  and  bis  immediate  adberents,  and  that  is 
that  no  native  government  can  maintain  itself  witbont  tbe  active  snpport  and 
protection  of  a  streng  foreign  goyemment  This  being  admitted,  it  is  difficult 
to  see  bow  any  foreign  gOTemment  can  give  this  protection  witbont  taking 
snob  an  actiTC  part  in  the  management  of  affairs  as  is  practacally  eqni?alent 
to  governing  in  its  own  name  and  for  its  own  acconnt. 

United. States  troops  and  navy.  —  I  assnme  tbat  the  reports  received  at 
the  War  and  Navy  Deparknents  give  all  the  desired  Information  in  regard 
to  the  military  forces  of  the  United  States,  fl  At  tbe  time  I  left  (Angnst  30) 
tbe  Eight  Corps  consisted  of  two  divisions,  nnmbering  in  all  abont  12,p00  men 
with  16  field  gans  and  6  monntain  gnns.  No  wagons  or  animals  had  then 
arrived.  ||  One  regiment  was  stationed  witbin  tbe  walled  city  goarding  its 
gates  and  tbe  captored  gnns  and  ammnnition;  ä  small  force  was  at  Gavite, 
and  the  bnlk  of  tbe  troops  were  in  Manila  ontside  of  tbe  walled  dty.  Tbey 
were  qnartered  in  the  Spanish  barracks,  whicb  were  all  in  good  condition, 
and  in  convents  and  prirate  bonses.  The  healtb  of  tbe  troops  was  ezcellent, 
notwitbstanding  the  eztraordinary  bardships  to  whicb  tbey  had  been  snbjected 
in  the  trenches  before  Manila.  ||  Admiral  Dewey  had  nnder  bis  command  tbe 
Charleston,  Monterey,  and  Monadnock,  whicb  arrived  in  Jnly  and  Angnst;  tbe 
Callao  and  Leyte,  whicb  had  been  captnred  from  the  ^aniards,  and  tbe  ships 
whicb  were  in  the  battle  of  May  1,  vis,  the  Olympia,  Boston,  Baltimore, 
Baleigb,  Concord,  Petrel,  and  McCnlloch.  The  healtb  of  the  sqnadron  was 
ezcellent  The  Olympia  and  Concord  were  being  docked  and  cleaned  at 
Hongkong.  Permission  to  nse  the  docks  at  Nagasaki  dnring  tbe  Suspension 
of  hostilities  had  been  dedined. 

United  States  civil  administration.  —  We  entered  Manila  on  the  after- 
noon  of  Angnst  13«  On  the  14th  the  capitnlation  was  signed,  and  the  same 
day  General  Merritt  issned  bis  prodamation  establisbing  a  military  govern- 
ment. On  the  15th  General  McArtbnr  was  appointed  military  commandant 
pf  tbe  walled  city  and  provost-marsbal-general  of  the  city  of  Manila  and  its 
snbnrbs,  and  on  the  17th  I  was  appointed  to  take  Charge  of  the  dnties  per- 
formed  by  the  intendente  general  de  bacienda,  or  minister  of  finance,  and  all 
fiscal  affairs.  Bepresentatives  of  tbe  Post-Office  Department  had  arrived  on 
the  steamship  China  in  Jnly,  and  tbey  immediately  took  Charge  of  tbe  Manila 
post-office,  whicb  was  opened  for  bnsiness  on  the  16th.  The  custom-honse 
was  opened  on  the  18th  with  Lientenant-Oolonel  Whittier  as  coUector,  and 
the  intemal-revenne  office    with   Major  Bement  as  eollector,  on  tbo  22d. 
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GaptaiB  Olass,  of  the  Nary,  was  appointed  ci^tain  of  the  port,  or  nayal  Kr.  itoct*.: 
of&cer,  aDd  took  Charge  of  the  office  on  Angost  19.  ||  The  coUecHonB  of  ^^^^^ 
customs  dnring  the  firet  ten  dajB  ezceeded  $  100,000.  The  coUection  of  ao-Sepustfa. 
internal  revenne  was  small,  owing  to  the  difficnlty  and  delay  in  ascertaining 
what  persons  had  or  had  not  paid  their  taxes  for  the  cnrrent  jear.  The 
administration  of  waterworks  was  pnt  in  Charge  of  Lientenant  Gonnor,  of  the 
Engineers,  on  Angnst  25.  The  prorost  court,  with  Lientenant-Colonel  Jewett, 
jndge-adYOcate,  United  States  Volnnteers,  sitting  as  jndge,  was  appointed  and 
held  ita  first  session  on  Angnst  28.  ||  The  provost-marshal-general  has  Charge 
of  the  polioe,  fire,  health,  and  street-cleaning  departments  and  the  issning  of 
licenses.  The  gnardia  ciril,  or  gendannerie,  of  the  citj  proving  indifferent 
and  inefficient,  they  were  disanned  and  disbanded.  The  Thirte^th  Minnesota 
Regiment  was  detailed  for  poiice  dntj,  and  one  or  more  companies  stationed 
in  each  poiice  Station,  from  which  patrolmen  were  sent  ont  on  the  streets  to 
take  the  place  of  the  sentries  who  had  constantly  patroUed  them  from  the 
honr  of  entering  the  citjr.  ||  The  shops  were  all  dosed  when  we  entered  on 
Satorday  i^moon,  the  13  th.  On  Mondaj  moming  some  of  them  opened, 
and  by  Wednesday  the  banks  had  resnmed  bnsiness,  the  newspapers  were 
pnblished,  the  merchants  were  ready  to  declare  goods  at  the  cnstom-honse, 
the  tramcars  were  mnning,  and  the  retidl  shops  where  all  open  and  doing  a 
large  bnsiness.  There  was  no  disorder  or  pillage  of  any  kind  in  the  city. 
The  oondnct  of  the  troops  was  simply  admirable,  and  left  no  ground  for 
critkism.  It  was  noted  and  commented  npon  by  the  foreign  naval  offioers  in 
the  most  fatorable  terms,  and  it  so  snrprised  the  Spanish  soldiers  that  a 
considerable  nnmber  of  them  applied  for  permission  to  enlist  in  onr  senriee.|| 
At  the  time  I  left  General  HcArthnr  had  fnlly  established  bis  office  as  pro- 
vost-marsbal-general,  and  was  organizing  one  by  one  the  varions  bnreans 
connected  with  it,  all  with  United  States  military  officers  in  Charge;  the  pro- 
Yost  conrt  was  in  daily  session,  sentencing  gamblers  and  persons  goilty  of 
petty  distnrbances,  and  a  military  commission  had  jnst  been  ordered  to  try  a 
Chinaman  accnsed  of  bnrglary. 

At  the  rarions  public  Offices  I  coUected  following'^Spanish  fonds: 

At  the  general  treasnry) #  796,517.71 

At  the  mint 62366.08 

At  the  intemal-revenne  office 24,077.60 

882,461.39 

Of  this  amonnt  there  was — 

Gold  coin V     4,200.00 

Gold  bars 3,806.08 

Silver  coin 190,634.81 

Gopper  coin 297,300.00 

Spanish  bank  notes 216^06.00 

Accepted  checke t    •    •    •    •    •      170,20^60 

882^1^9 


\ 
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ßf.  iMOB.  Tbe  money  was  counted  by  a  board  of  officen  and  tarned  orer  to  Maj. 

wiilrtllo!*  ^'  ^*  Whipple,  paymaster,  United  States  Army»  as  castodian  of  Spanish  public 

ao.9n>u96^  fünds.  A  few  thoasand  doUars  in  other  public  ofices  were  still  to  be  col- 
lected.  II  The  money  received  at  the  castom-honse  and  other  offices  is  tomed 
in  daily,  at  the  dose  of  bnsiness,  to  Major  Whipple.  Honey  for  carrent  ex- 
penses  is  furnished  to  heads  of  departments  on  their  reqoisition,  by  Warrant 
drawn  by  the  intendente-general  on  the  castodian  of  Spanish  pnbiic  fonds. 
Tbe  heads  of  departments  are  to  snbmft  their  yonchers  and  accovnts  monlhly 
to  an  anditing  d^artment,  whicfa  was  being  organised  when  I  left  R  AH  these 
paMic  ofBces  and  fnnds  were  snrrendered  to  me  only  on  threat  of  nsing  force 
and  on  granting  pennission  to  file  a  formal  protest  None  of  these  had  beeu 
received  at  the  time  I  left,  bnt  the  gronnd  of  verbal  protest  was  that  tlie 
officials  recognized  no  anthority  in  these  Islands  bat  the  Govemor-Oeneral 
appointed  by  the  King  of  Spain,  and  withoat  his  order  they  were  anwSlliog 
to  surrender  them.  On  the  other  band,  I  recognized  no  anthority  of  the 
Spanish  Govemof-Oeneral,  who  was  merely  a  prisoner  of  war;  I  acted  ander 
the  Orders  of  General  Merritt,  as  the  United  States  military  govemor,  and  in 
accordance  with  the  terms  of  capitalation.  The  claim  will  probably  be  made 
by  the  Spanish  ofBcials  that  as  we  captared  Hanila  a  few  hoars  after  the 
peace  protocol  had  been  signed  at  Washington,  this  property  still  belongs  to 
the  Spaniards.  Bat  I  believe  that  the  law  in  such  cases  was  olearly  defined 
in  decisions  made  by  the  United  States  Snpreme  Gonrt  in  1815.  We  captared 
Manila,  and  the  capitalation  (ander  which  these  fonds  becarae  United  States 
property)  was  signed  by  both  parties  before  either  had  received  notioe  of  the 
protocol  or  Suspension  of  hostilities.  ||  On  the  opening  of  the  custom-hoase 
several  important  questions  arose  for  immediate  decision.  The  flrst  was  in 
regard  to  Mexican  dollars.  The  importation  of  these  has  for  several  years 
been  prohibited,  with  a  view  to  forcing  the  Spanish  coinage  (which  contalns 
less  silver)  into  circolation.  The  large  English  banks  represented  timt  there 
was  a  scarcity  of  currency,  owing  to  the  amonnt  which  had  been  hoarded  and 
sent  away  during  the  siege,  and  they  agreed,  in  consideration  of  being  aiiowed 
to  import  Hexican  dollars  free  of  daty»  to  guarantee  the  notes  and  accepted 
cbecks  of  the  Spanish  bank  which  should  be  received  by  ns  in  paymeot  of 
costoms  op  to  #  200,000  at  any  one  time.  The  Spanish  bank  was  in  diffi- 
culty,  owing  to  the  enormoas  amoant  which  the  Government  had  taken  from 
it  under  the  form  of  a  forced  loan,  and  any  discrimination  on  cur  part. 
against  it  would  result  in  its  failore,  entailing  widespread  financial  distorbancc 
As  there  seemed  no'  reason  against  allowing  the  importation  of  Mexican  dol- 
lars, and  many  in  favor  of  it,  I  recommended  that  the  custom-house  continue 
to  receive  the  notes  and  checks  of  this  bank  in  payment  of  cnstoms  (for 
which  we  wer^  amply  protected  by  the  guaranty  of  the  strong  English  banks), 
and,  with  GenaraJ  Merritt's  ^pproval,  wrote  to  those  banks  aotboriziiig  them 
te  import].Hexican  dollars  free  of  dnty  until  forther  notice.  ||  The  next  questioa 
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was  in  regard  to  the  rate  of  daties  on  imports  and  exporU.  ||  After  a  careful  Nr.  isoos. 
examinatioü  of  the  matter  I  recommended  that  the  tariff  be  not  chauged  untiJ  ^^['^^ ' 
the  question  had  been  fally  stndied  and  ample  notice  given.  General  Merritt9o  s«pt.i898« 
approved  this,  and  the  costoms  are  being  collected  on  the  Spanish  tariff.  || 
Aboat  a  week  after  the  custom-hoose  was  opened  certain  parties  came  to  me 
rcpresenting  that  Gonsul-Oeneral,  Wildman,  of  Hongkong,  had  informed  them 
that  United  States  goods  would  be  admitted  free  of  dutjr  in  Manila;  that 
acting  on  this  they  had  purchased  a  cargo  of  American  illuminating  oil  in 
Hongkong,  and  that  the  pajrment  of  the  heavy  duty  on  it  {$  30  per  ton,  or 
aboat  8  cents  per  gallon)  would  ruin  them.  On  Consulting  Lieutenant-Goloncl 
Crowder,  judge-advocate  of  the  Eighth  Armjr  Corps,  he  pointed  out  the  lan- 
gnage  of  paragraph  5  of  General  Merritt's  proclamatiou,  which  followed  Ute- 
ralljr  the  instructions  of  the  President,  viz:  ||  The  port  of  Manila  ♦  ♦  ♦  will 
be  open  while  our  military  oceupation  may  continue,  to  the  commerce  of  all 
neutral  nations  as  well  as  our  own,  in  articles  not  contraband  of  war,  and 
upon  payment  of  the  prescribed  rates  of  duty  which  may  be  in  force  at  the 
time  of  the  imporiation. 

Under  this  there  was  clearly  uo  authority  for  discriminating  in  favor  of 
American  goods,  either  Coming  direct  from  a  United  States  port  or  by  trans- 
shipment  at  Hongkong.  ||  The  coUector  of  customs  was  directed  to  act  accor- 
dingly.  ||  Another  question  was  in  regard  to  the  importation  of  Chiuamen  into 
Manila.  The  consul  at  Hongkong  telegraphed  to  know  if  they  would  be  ad- 
mitted. As  there  had  been  n<f  time  for  examining  the  treaties  and  laws  in 
force  on  this  snbject,  I  replied,  with  General  Merritt's  approval,  that  for  the 
present  it  was  not  practicable  to  admit  Chinese  laborers  into  Manila.  ||  Another 
very  important  question  which  arose  was  in  regard  to  trade  with  the  other 
Philippine  Islands.  Nearly  all  the  hemp  and  the  greater  part  of  the  sugar  is 
grown  in  the  Visayas.  The  hemp  is  bought  by  foreign  merchants  in  Manila, 
who  bring  it  there  from  the  other  Islands  and  export  it,  paying  large  duties 
to  the  Manila  customhouse.  These  merchants  were  anxious  to  bring  up  thoir 
stock,  of  which  a  large  amount  had  accumulated  during  the  war,  and  ship  it 
abroad.  The  ships  engaged  in  this  Island  trade  were  idle  in  the  Pasig.  They 
belonged  to  a  Spanish  Corporation  owned  entirely  by  Scotch  capital,  and  had 
a  Spanish  register.  The  owners  were  ready  to  transfer  them  to  the  Ainerican 
tlag.  Could  these  vessels  be  allowed  to  clear  for  the  ports  of  Cebu  and  Hoilo, 
which  were  in  Spanish  possession?  The  judge-advocate  advised  me  that  they 
could  not  without  the  express  authority  of  the  President.  I  so  notified  the 
owners  of  the  ships  and  the  hemp  merchants.  ||  The  day  before  I  left  Manila, 
however,  Admiral  Dewey  received  a  cable  from  the  Navy  Department,  stating 
that  Spanish  ships  had  been  granted  the  privilege  of  trading  to  American 
ports  during  the  Suspension  of  hostilitics,  and  that  American  ships  could  be 
granted  a  similar  privilege  for  Spanish  ports.  1  understood  that  on  the 
strength  of  this  cable  General  Otis  intended  to  allow  the  United  States  consul 
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Nr.  1S008.  at  Manila  to  grant  these  vessels  an  American  register,  and  then  allow  them 
sulten!*  ^^  ^^^^  ^^^  ^^®  ^*'^®^  islandß.    I  do  not  know  what  arrangement,  if  any,  was 

9).S0pt.i896.  made  in  regard  to  the  payment  of  export  dnties  at  Iloilo.  Clearly  the  hemp 
can  not  pay  export  dnties  at  both  Iloilo  and  Manila ,  and  the  Spaniards  are 
not  likely  to  allow  it  to  leave  Iloilo  free  whilc  we  collect  an  export  dnty  on 
it  at  Manila.  Incidentally  this  illnstrates  the  complications  and  losses  that 
will  arise  if  the  Islands  are  subdivided.  The  principal  merchants  for  all  the 
islands  are  at  Manila,  and  80  per  cent  of  the  duties  on  imports  and  exports 
are  collected  at  its  custom-hoose.  A  large  part  of  the  Imports  are  redistri- 
bnted  throngh  the  islands,  and  all  the  hemp  and  sugar,  which  form  the  prin- 
cipal exports,  come  to  Manila  from  other  Islands,  If,  then,  we  retain  Lozon, 
and  give  the  other  islands  back  to  Spain,  or  some  other  nation,  that  nation 
will  impose  Import  and  export  dnties  on  everything  Coming  from  or  to  Manila. 
The  foreign  trade  of  that  city  will  be  lost,  and  its  prosperity  will  be  de- 
stroyed;  moreover,  the  Government  revenue  from  that  trade  will  be  lost  ||  In 
Tiew  of  the  fact  that  Spanish  officials  declined  to  cooperate  or  assist  in  any 
way  in  the  American  government  of  Manila,  the  ease  and  rapidity  with  which 
Order  was  maintained,  the  machinery  of  government  put  in  Operation,  and 
bnsiness  reestablished  after  oar  entry  into  Manila,  is  very  remarkable,  For 
every  position  in  the  Government  service  —  legal,  administrative,  financial, 
mechanical,  clerical  —  men  conld  be  fonnd  in  onr  volonteer  ranks  who  were 
experienced  in  just  that  class  of  work  at  home,  and  they  took  Charge  of  their 
Spanish  positions  with  promptness  and  confi^ence.  ||  Even  in  the  matter  of 
langnage  no  serions  difficnlty  was  enconntered,  for  no  less  than  30  good  inter- 
preters  were  fonnd  in  the  California  and  CSolorado  regiments.  ||  The  military 
government  as  now  organized  and  administered  fulfiUs  all  the  reqoirements  of 
preserving  order  and  collectiug  the  pnblic  revenne.  ||  The  civil  conrts,  how- 
ever,  have  yet  to  be  organized,  and  their  Organization  will  present  many 
difficnlties. 

Anlage  I. 
Peace  Convention  (December,  1897.) 
Seiior  Agninaldo,  in  his  own  name  and  in  that  of  the  other  Chiefs  and 
snbordinates,  obligated  himself  to  lay  down  their  arms,  which,  according  to  an 
inventory,  were  to  be  tnrned  over  to  the  Spanish  Government,  thus  terminating 
the  revolntion,  His  excellency  the  Govemor  and  Captain-General,  Don  Fer- 
nando Primo  de  Rivera,  as  the  representative  of  His  Majesty's  Government  in 
the  Philippines,  obligated  himself,  on  his  side:  (1)  to  grant  a  general  amnesty 
to  all  those  nnder  charges  or  sentenced  for  the  crime  of  rebellion  and  sedi- 
tion  and  other  crimes  of  that  category;  (2)  to  introduce  into  the  Philippines 
all  reforms  necessary  for  correcting  in  an  effective  and  absolnte  manner  the 
evils  which  for  so  many  years  had  oppressed  the  conntry  in  political  and  ad- 
ministrative aflairs;  and  (8)  an  indemnity  of  $  800,000,  payable  at  the  foUpw- 
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ing  dates:  A  letter  of  credit  of  the  Spanish  Filippine  Bank  for  f  400,000  Nr.  12008. 
against  the  Hongkong  and  Shanghai  Bank,  in  Hongkong,  was  to  be  delivered  ^guilieD*^ 
to  Senor  Aguinaldo  on  the  same  day  that  he  shonld  leave  Biak-va-Bato,  where  8j.8«pi.i898. 
he  had  established  his  headquarters,  and  shonld  embark  on  the  steamer  für- 
uished  by  the  Spanish  Government.  This  letter  of  credit  was,  in  point  of 
fact,  deliyered;  $  200,000  was  to  be  paid  to  the  said  Senor  Agninaldo  as 
soon  as  tlie  revolntionary  general,  Senor  Ricarte,  shonld  receive  his  telegram 
ordering  him  to  gi?e  np  his  arms,  with  an  inventorj  thereof ,  to  the  commis- 
sioner  designated  by  his  excellency  the  Govemor  and  Captain-General,  Don 
Fernando  Primo  de  Bivera;  and  the  remaining  |  200,000  shonld  be  dne  and 
payable  when  the  peace  shonld  be  a  fact,  and  it  shonld  be  nnderstood  that 
peaoe  was  a  fact  when  the  Te  Denm  shonld  be  snng  by  order  of  his  excel- 
lency the  Govemor  and  Captain-General  of  the  Philippines.  ||  Senor  Agninaldo 
complied  in  every  respect,  so  far  as  he  was  concerned,  with  the  peace 
agreement  Bnt  the  Spanish  Government  did  not  observe  a  similar  condnct, 
and  this  has  been  deplored  and  still  is  deeply  deplored  by  the  Philippine 
people. 

The  general  amnesty  which  was  promised  has  remained  complctely  a  dead 
letter.  Many  Phiiippinos  are  still  to  be  fonnd  in  Fernando  Po  and  in  varions 
military  prisons  in  Spain  snffering  the  grievoas  conseqnences  of  the  pnnishment 
inflicted  npon  them  nnjnstly  and  the  inclemencies  of  the  climate  to  which  they 
are  not  accnstomed.  Some  of  thcse  nnfortnnates  who  sncceeded  in  getting  ont 
of  those  prisons  and  that  exile  are  living  in  beggary  in  Spain  withont  the 
Government  fnmishing  them  the  necessary  means  to  enable  them  to  retnm  to 
the  Philippines.  ||  In  vain  has  the  Philippine  pnblic  waited  for  the  reforms 
also  promised.  After  the  celebration  of  the  compact  of  June  and  the  dispo- 
sition  of  the  arms  of  the  revolutionists,  the  Governor-General  began  again  to 
inflict  on  the  defenseless  natives  of  the  conntry  arbitrary  arrest  and  execntion 
withont  jndicial  proceedings  solely  on  the  gronnd  that  they  were  merely 
snspected  of  being  secessionists;  proceedings  which  indispntably  do  not  con- 
form  to  the  law  and  Christian  sentiments.  ||  In  the  matter  of  reforms,  the  re- 
ligions  Orders  again  began  to  obtain  from  the  Spanish  Government  their  former 
and  absolute  power.  ||  Thns  Spain  pays  so  dearly  for  her  fatal  errors  in  her 
own  destlny. 

In  exchange  for  the  loftiness  of  mind  with  which  Senor  Agninaldo  has 
rigidly  carried  out  the  terms  of  the  peace  agreement,  General' Primo  de  Rivera 
had  the  cynicism  to  State  in  the  Congress  of  his  nation  that  he  had  promised 
no  reform  to  Senor  Aguinaldo  and  his  army,  bnt  that  he  had  only  given  them 
a  piece  of  bread  in  order  that  they  might  be  able  to  maintain  themselves 
abroad.  This  was  reechoed  in  the  foreign  press,  and  Senor  Agninaldo  was 
accnsed  of  having  allowed  himself  to  be  bonght  with  a  handful  of  gold,  selling 
ont  his  country  at  the  same  time.  There  were  published  moreover  in  those 
Spanish  periodicals  caricatores  of  Senor  Aguinaldo,  which  profoundly  wonnded 
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Mr.  11003.  Mb  bonor  and  his  patriotism.  ||  Senor  Agninaldo  and  the  other  reTolutionists 
^siMuir  ^^^  reaide  in  Hongkong  agreed  not  to  take  out  one  cent  of  the  $  400,000 
ao.8Bpi.i8ra.  deposited  in  the  Cbartercd  Bank  and  the  Hongkong  and  Shanghai  Bank,  the 
only  amoont  which  Senor  Aguinaldo  received  from  the  Spanish  GoYernment  on 
aceonnt  of  the  stipulated  indemnity,  bat  to  nse  it  for  arms  in  Order  to  carry  on 
another  revolution  in  the  Philippines  in  case  the  Spanish  Government  shoold 
fall  to  carry  out  the  peace  agreement,  at  least  in  so  far  as  it  refers  to 
general  amnesty  and  reforms.  All  the  above-named  revolutionists,  Senor 
Aguinaldo  setting  the  example,  resolved  to  deny  themselves  every  kind  of 
comfort  during  their  stay  in  Hongkong,  living  in  the  most  modest  style,  for 
the  purpose  of  preventing  a  reductiou  by  one  Single  cent  of  the  above-named 
snm  of  $  400,000  which  they  set  aside  exclusively  for  the  benefit  of  their 
country«  

Anlage  TT. 
Proclamation  of  General  Aguinaldo,  May  24,  1898. 

Filippinos:  The  great  nation  North  America,  cradle  of  true  liberty,  and 
friendly  on  that  account  to  the  liberty  of  our  people,  oppressed  and  sub- 
jugated  by  the  tyranny  and  despotism  of  those  who  have  governed  us,  has 
come  to  manifest  even  here  a  protection  which  is  decisive  as  well  as  dis- 
interested  toward  us,  considering  us  endowed  with  sufficient  civilization  to 
govern  by  ourselves  this  our  uuhappy  land.  To  maintain  this  so  lofty  idea, 
which  we  deserve  from  the  now  very  powerful  nation  North  America,  it  is 
our  duty  to  detest  all  those  acts  which  belie  such  an  idea  as  pillagc,  robbery, 
and  every  class  of  injury  to  persons  as  well  as  to  things,  With  a  view  to 
avoiding  international  conflicts  during  the  period  of  our  campaign,  I  order  as 
follows:  II  Article  1:  The  lives  and  property  of  all  foreiguers,  including  Chinese 
and  all  Spaniards,  who  either  directly  or  indircctly  have  joined  in  taking  arms 
against  us,  are  to  be  respected.  ||  Art.  II.  The  lives  and  property  of  those 
who  lay  down  their  arms  are  also  to  be  respected.  ||  Art.  III.  Also  are  to  be 
respected  all  sanitary  establishments  and  ambulances,  and  likewise  the  persons 
and  things  which  may  be  found  in  either  ouc  or  the  other,  including  the 
assistants  in  this  service,  unless  they  show  hostility.  ||  Art.  IV.  Those  who 
disobey  what  is  prescribed  in  the  preceding  articles  will  be  tried  by  summary 
court  and  put  to  death,  if  such  disobedience  shall  cause  assassination ,  fire, 
robbery,  and  violation. 

Given  at  Cavite  the  24th  of  May,  1898.  Emilio  Aguinaldo. 


Anlage  III. 
Aguinaldo's  Proclamation  of  June  18,  1898,  establishing  the  diotatorial 

government. 
To  the  Pbilippine  Public:  ||  Circumstances  have  providentially  placed  me 
ii   a  poeiiioB  for  wbioh  I  can  not  fail  to  recogniie  that  I  am  not  properly 
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qoalified;  but  since  I  can  not  violate  the  laws  of  Providence  nor  decline  the  ^f-  i»os. 
obligatioDS  wbich  honor  and  patriotism  impose  apon  me,  I  pow  salate  jou,  suaun.* 
Oh  my  Beloved  People.  ||  I  have  proclairaed  in  the  face  of  the  whole  world  ^o.s^pt-is^ 
that  the  aspiration  of  my  whole  life,  the  final  object  of  all  my  efforts  and 
strength,  is  nothing  eise  but  your  independence,  for  T  am  firmly  convinced 
that  that  constitates  your  constant  desire,  and  that  independence  signifies  for 
US  redemption  from  slavery  and  tyranny,  rogaining  our  liberty,  and  entrance 
into  the  concert  of  civilized  nations.  ||  I  understand,  on  tlie  other  hand,  that 
the  first  duty  of  every  governraent  is  to  Interpret  faitlifully  populär  aspira- 
tions;  with  this  motive,  although  the  abnormal  circumstances  of  the  war  have 
compelled  me  to  institute  this  dictatorial  government  which  assumes  füll  powers, 
both  civil  and  military,  my  constant  desire  is  to  Surround  myself  with  the 
most  distinguished  persons  of  each  province,  those  that  by  their  conduct 
deserve  the  confidencc  of  tlieir  province,  to  the  end  that,  the  true  necessities 
of  each  being  known  by  them,  measures  may  be  adopted  to  meet  those  neces- 
sities and  api>ly  the  remedies  in  accordance  with  the  desires  of  all  ||  I  under- 
stand, moreover,  the  urgent  necessity  of  establishing  in  each  town  a  solid  and 
robust  Organization,  the  strengest  bulwark  of  public  security  and  the  sole 
means  of  securing  that  union  and  discipline  which  are  indispensable  for  the 
establishment  of  the  Republic,  that  is,  government  of  the  people  for  the 
people,  and  warding  off  the  international  conflicts  which  may  arise:  ||  Folio- 
wing  out  the  foregoing  considerations,  T  decree  as  foUows: 

Article  T.  The  inhabitants  of  every  town  where  the  forces  of  the  Spanish 
Government  still  remain  will  decide  npon  the  most  efficacious  measures  to 
combat  and  destroy  them,  according  to  the  resources  and  means  at  their 
disposal,  according  to  prisoners  of  war  the  treatment  most  conformable  to 
humanitarian  sentiments  and  to  the  cnstoms  observed  by  civilized  nations. 

Art.  II.  As  soon  as  the  town  is  freed  from  Spanish  domination  the  in- 
habitants most  distinguished  for  high  character,  social  position,  and  honorable 
conduct,  both  in  the  center  of  the  Community  and  in  the  suburbs,  will  come 
together  in  a  large  meeting,  in  which  they  will  proceed  to  elect  by  a  majority 
of  votes  the  cbicf  of  the  town  and  a  headman  for  each  suburb,  considering 
as  suburbs  not  only  those  hitherto  known  as  such,  but  also  the  center  of  the 
commuoity.  ||  All  those  inhabitants  who  fulfill  the  conditions  above  named 
will  have  the  right  to  take  part  in  this  mectiog  and  to  be  elected,  provided 
always  that  they  are  friendly  to  the  Philippine  independence  and  are  20  years 
of  age. 

Art  IIL  In  this  meeting  shall  also  be  elected  by  a  majority  of  votes 
three  delegates,  one  of  police  and  internal  order,  another  of  justice  and  civil 
registry^  and  another  of  taxes  and  property.  ||  The  delegate  of  justice  and  civil 
registry  will  aid  the  chief  in  the  formation  of  courts  and  in  keeping  of  books 
of  registry  of  births,  deaths,  and  marriage  contracts  and  of  the  census.  ||  Tbe 
delegate   of  taxes   and  property  will  aid  the  chief  in  the  coUection  of  taxes 
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Nr.  12003.  and  administration  of  public  fands,  the  opening  of  books  of  registry  of  cattle 
^sultiS!*  *^^  ^^^  property,  and  in  all  work  relating  to  enconragement  of  every  class 
80.S6pt.i898.  of  indnstry. 

Art.  lY.  The  chief,  as  president,  with  the  headman  and  the  above- 
mentioned  delegates  will  constitute  the  populär  assemblies,  who  will  sapervise 
the  exact  falfiUment  of  the  laws  in  force  and  the  particular  interests  of  each 
town.  II  The  head  man  of  the  center  of  the  Community  will  be  the  yice- 
president  of  the  assembly  and  the  delegate  of  justice  its  secretary.  ||  The  head- 
men  will  be  delegates  of  the  chief  within  their  respective  boundaries. 

Art.  V.  The  Chiefs  of  each  town  after  Consulting  the  opinion  of  their 
respective  assemblies  will  meet  and  elect  by  majority  of  votes  the  chief  of 
the  province  and  three  councilors  for  the  three  branches  above-mentioned.  || 
The  Chief  of  the  province  as  president,  the  chief  of  the  town  which  is  the 
capital  of  the  province  as  vice-president,  and  the  above-named  councilors  will 
constitute  the  provincial  councH,  which  will  supervise  the  carrying  out  of  the 
instructions  of  this  government  in  the  territory  of  the  province  and  for  the 
general  interest  of  the  province,  and  will  propose  for  this  government  the 
measures  which  should  be  adopted  for  the  general  welfare. 

Art.  VL  The  above-named  Chiefs  will  also  elect  by  a  majority  of  votes 
three  representatives  for  each  one  of  the  provinces  of  Manila  and  Cavite,  two 
for  each  one  of  the  provinces  classified  as  terminal  in  Spanish  Legislation, 
and  one  for  each  one  of  the  other  provinces  and  politico-military  commands 
of  the  Philippine  Archipelago.  ||  The  above-named  representatives  will  guard 
the  general  interests  of  the  archipelago  and  the  particular  interests  of  their 
respective  provinces,  and  will  constitute  the  revolutionary  congress  which  will 
propose  to  this  Government  the  measures  conceming  the  preservation  of 
internal  order  and  externa]  security  of  these  Islands,  and  will  be  heard  by 
this  Government  on  all  questions  of  grave  iroportance,  the  decision  of  which 
will  admit  of  delay  or  adjournment 

Art.  VII.  Persons  elected  to  any  office  whatsoever  in  the  form  prescribed 
in  the  preceding  article  can  not  perform  the  same  without  the  previous  con- 
iirmation  by  this  Governii.cnt,  which  will  give  it  in  accordance  with  the  certi- 
iicates  of  election.  ||  Representatives  will  establish  their  identity  by  exhibiting 
the  above-named  certificates. 

Art.  VIII.  The  military  Chiefs  named  by  this  Government  in  each  pro- 
vince will  not  intervene  in  the  government  and  administration  of  the  province, 
but  will  confine  themselves  to  requesting  of  the  Chiefs  of  provinces  and  of  the 
towns  the  aid  which  may  be  necessary,  both  in  men  and  resources,  which  are 
not  to  be  refused  in  case  of  actual  necessity.  ||  Nevertheless,  when  the  province 
is  threatened  or  occupied  by  the  enemy,  in  whole  or  in  part,  the  military 
Chief  of  highest  rank  therein  may  assume  the  powers  of  the  chief  of  the  pro- 
vince until  the  danger  has  disappeared, 
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Art  IX.    The  govemment  will  name  for  each  province  a  commissioner.  «J^^ 
speciallj  charged  with  establishlDg  tberein  the  Organization  prescribed  in  this    suat««. 
decree  in  accordance  with  instmctions  which  this  govemment  will  communicate*^'^^***®**' 
to  hini.    Those  roilitary  Chiefs  who  überate  the  towns  from  the  Spanish  do- 
mination  are  cominissioners  by  virtne  of  their  office.  ||  The  above-named  com- 
missioners  will  preside  over  the  first  meetings  held  in  each  town  and  in  each 
pro?ince. 

Art  X.  As  soon  as  the  Organization  provided  in  the  decree  has  been 
established  all  previons  appointments  to  anj  civil  office  whatsoever,  no  matter 
what  their  origin  or  soorce,  shall  be  null  and  void,  and  all  Instructions  in 
conflict  with  the  foregoing  are  hereby  annulled. 

Given  at  Gavite  the  18 th  day  of  Jane,  1898.       Emilio  Agninaldo. 


Anlage  IV. 

Agninaldo's  proclamation  of  Jone  23,  establishing  the  revolntionary, 

Govemment 

Don  Emilio  Agninaldo  j  Famy,  president  of  the  revolntionary  govem- 
ment of  the  Philippines  and  general  in  chief  of  its  army.  ||  This  Govemment 
desiring  to  demonstrate  to  the  Philippine  people  that  one  of  its  ends  is  to 
combat  with  a  firm  band  the  inveterate  vices  of  the  Spanish  administration, 
snbstituting  for  personal  Inxory  and  that  pompons  ostentation  which  have 
made  it  a  mere  matter  of  rontine,  cnmbrons  and  slow  in  its  movements, 
another  administration  more  modest,  simple,  and  prompt  in  performing  the 
pnblic  Service,  I  decree  as  follows: 

Gbapter  I.  —  Of  the  revolutionär^  govemment, 

Article  I,  The  dictatorial  govemment  will  be  entitled  hereafter  the 
revolntionarj  govemment,  whose  object  is  to  straggle  for  the  independence  of 
the  Philippines  nntil  all  nations,  incloding  the  Spanish,  shall  expressly  recognize 
it,  and  to  prepare  the  conntry  so  that  a  tme  republic  may  be  established.  || 
The  dictator  will  be  entitled  hereafter  president  of  the  revolntionary  Govern- 
ment 

Art  II.  Four  secretaryships  of  govemment  are  created  —  one  of  foreign 
affairs,  navy,  and  commerce;  another  of  war  and  pnblic  works;  another  of 
Police  and  internal  order,  justice,  education,  and  hygiene;  and  another  of 
finance,  agriculture,  and  manofacturing  industry.  ||  The  govemment  may  increase 
this  number  of  secretaryships  when  it  shall  find  in  practice  that  this  distri- 
bution  is  not  sofficient  for  the  multiplied  and  complicated  necessities  of  the 
public  Service« 

Art  IlL  Each  secretaryship  shall  aid  the  president  in  the  administration 
of  questions  conceming  the  different  branches  which  it  comprises.  ||  At  the 
head  of  each  one  shall  be  a  secretary,  who   shall  not  be  responsible  for  the 
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j^r.  lÄOcsi  decrees  of  the  presidency,  but  shall  sign  them  with  the  president  to  give  them 
s^ult«n,    anthoritj.    H   Bat  if  it  shall  appear  that  the  decree  has  been  promnlgated  on 

8o.8ept.i8?8,  the  proposition  of  the  secretary  of  the  department  the  latter  shall  be  respon- 
sible  conjointly  with  the  president. 

Art.  TV.  The  secretaryship  of  foreign  affairs  will  be  divided  into  three 
bnreans  —  one  of  diploraacy,  another  of  navy,  and  another  of  commerce.  || 
The  first  burean  will  study  and  dispose  of  all  questions  pertaining  to  manage- 
ment  of  diplomatic  negotiations  with  other  powers  and  the  correspondence  of 
the  governroent  with  them;  the  second  will  study  all  questions  relating  to  the 
formation  and  Organization  of  our  navy,  and  the  fitting  out  of  such  expeditions 
as  the  necessities  of  the  revolution  may  require;  and  the  third  will  have 
Charge  of  everything  relating  to  the  internal  and  external  commerce,  and  the 
prelirainary  work  which  may  be  necessary  for  making  treaties  of  commerce 
with  other  nations. 

Art.  V.  The  secretaryship  of  war  will  be  divided  into  two  bureaus;  one 
of  war,  properly  speaking,  and  the  other  of  public  works.  ||  The  first  bureau 
will  be  subdivided  into  four  sections  —  one  of  campaigns,  another  of  military 
justice,  another  of  military  administration,  and  another  of  military  health.  || 
The  section  of  campaigns  will  have  Charge  of  the  appointroent  and  formation 
of  the  certificates  of  enlistment  and  service  of  all  who  serve  in  the  revolutio- 
nary  militia;  of  the  direction  of  campaigns;  the  preparation  of  plans,  works 
of  fortification,  and  preparing  reports  of  battles;  of  the  study  of  military 
tactics  for  the  army  and  the  Organization  of  the  general  staff,  artillery,  and 
cavalry;  and,  finally,  of  the  determination  of  all  the  other  questions  concer- 
ning  the  business  of  campaigns  and  military  Operations.  ||  The  section  of  mili- 
tary justice  will  have  Charge  of  everything  relating  to  courts  of  war  and 
military  tribunals,  the  appointment  of  judges  and  counsel,  and  the  determina- 
tion of  all  questions  of  military  justice.  The  section  of  military  administration 
will  be  charged  with  the  fumishing  of  food  and  other  supplies  necessary  for 
the  use  of  the  army,  and  the  section  of  military  health  will  have  Charge  of 
everything  relating  to  the  hygiene  and  healthfulness  of  the  militia, 

•  Art.  VI.  The  other  secretaryships  will  be  divided  into  such  bureaus  as 
their  branches  may  require,  and  each  burean  will  be  subdivided  into  sections 
CLccording  to  the  nature  aud  importance  of  the  work  it  has  to  do, 

Art  VII.  The  secretary  will  inspect  and  supervise  all  the  work  of  bis 
secretaryship  and  will  determine  all  questions  with  the  president  of  the 
government  ||  At  the  head  of  each  bureau  will  be  a  director,  aad  in  each 
section  an  officer  provided  with  such  number  of  assistants  and  Clerks  as  may 
be  specified. 

Art  Vni.  The  president  will  appoint  the  secretaries  pf  bis  own  free 
choice,  and  in  concert  with  them  will  appoint  all  the  subordinate  officials  of 
each  secretaryship.  ||  In  order  that  in  the  choice  of  persons  it  may  be  possible 
to   avoid   favoritism   it  must  be  fuUy  onderstood  that  the  good  name  of  the 
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cotintry   and   the   trinmph   of  the   revolution  reqnire  the  Services  of  persona  Nr.  12008. 
truly  capable.  ^3';:»:^ 

Art.  IX.    The   secretaries   may  be  present  at  the  revolutionary  congress  ^'^^^p**^^^* 
in    Order  that  they  may  make  any  motion  in  tlie  name  of  the  president  or 
may  be  interpolated  pnblicly  by  any  one  of  the  representatives;  but  when  the 
question  which  is  the  object  of  the  motion  shall  be  pnt  to  vote,  or  after  the 
Interpolation  is  ended,  they  shall  leave  and  shall  not  take  part  in  the  vote. 

Art.  X.  The  president  of  the  government  is  the  personification  of  the 
Philippine  people  and  in  accordance  with  this  idea  it  shall  not  be  possible  to 
hold  him  responsible  while  he  fills  the  office.  ||  His  term  of  office  shall  last 
until  the  revolntion  triumphs,  nnless  under  extraordinary  circumstances  he 
shall  feel  obliged  to  offer  his  resignation  to  congress,  in  which  case  congress 
will  elect  whomsoever  it  considers  most  fit. 

Ghapter  II.  —  Of  the  revolutionary  congress. 

Art.  XL  The  revolutionary  congress  is  the  body  of  representatives  of 
the  provinces  of  the  Philippine  Archipelago  elected  in  the  manner  prescribed 
in  the  decrees  of  the'lSth  of  the  present  month.  ||  Nevertheless,  if  any  pro- 
vince  shall  not  be  able  as  yet  to  elect  representatives  becanse  the  greater 
part  of  its  towns  shall  have  not  yet  been  able  to  liberate  themselves  from 
Spanish  domination,  the  government  shall  have  power  to  appoint  as  provisional 
representatives  for  this  province  those  persous  who  are  most  dis1;inguished  for 
high  character  and  social  position  in  such  numbers  as  are  prescribed  by  the 
above-named  decree,  provided  always  that  they  are  natives  of  the  province 
which  they  represent  or  have  resided  therein  for  a  long  time. 

Art.  XII.  The  representatives  having  met  at  the  town  wbich  is  the  seat 
of  the  revolutionary  government,  and  in  the  building  wbich  may  be  designated, 
will  proceed  to  its  preliminary  labors,  designating  by  plurality  of  votes  a 
commission  composed  of  five  individuals  charged  with  examining  documents 
accrediting  each  representative,  and  another  commission  composed  of  three 
individuals  who  will  examine  the  documents  which  the  five  of  the  former  com- 
mission exhibit. 

Art.  Xlll.  On  the  following  day  the  above-named  representatives  will 
meet  again,  and  the  two  commissions  will  read  their  respective  reports  con- 
cerning  the  legality  of  the  said  documents,  deciding  by  an  absolute  majority 
of  votes  on  the  character  of  those  which  appear  doubtful.  ||  This  business 
completed,  it  will  proceed  to  designate»  also  by  absolute  majority,  a  president, 
a  vice-president,  and  two  secretaries,  who  shall  be  chosen  from  among  the 
representatives,  whereupon  the  congress  shall  be  considered  orgKdized  and 
shall  notify  the  government  of  the  result  of  the  eleotion. 

Art.  XIV»  The  place  where  congress  deliberates  is  sacred  and  invlolable, 
and  no  armed  force  shall  enter  therein  unless  the  president  thereof  shiUl  ask 
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Nr.  12008.  therefor  in   order  to   establish   internal  order   distorbed   by  those  who  can 
^stoltlT*  >*either  honor  themselves  nor  its  august  fnnctions. 

30.8«pU89a,  j^j^  XV,  The  powers  of  congress  are:  To  watch  over  the  general  in- 
tercst  of  the  Philippine  people  and  the  carrjing  ont  of  the  revolutionär/ 
laws;  to  discuss  and  vote  npon  said  laws;  to  discuss  and  approve  prior  to 
their  ratification  treaties  and  loans;  to  ezamine  and  approve  the  aceonnts 
presented  annually  by  the  secretarj  of  finance  as  well  as  extraordinary  and 
other  taxes  which  may  hereafter  be  imposed. 

Art  XVL  Congress  shall  also  be  consnlted  in  all  grave  and  important 
questions  the  determination  of  which  admit  of  delay  or  adjoamment;  bnt  the 
President  of  the  govemment  shall  have  power  to  decide  qnestions  of  urgent 
character,  but  in  that  case  he  shall  give  account  by  message  to  said  body  of 
the  decision  which  he  has  adopted. 

Art  XYIL  Every  representative  shall  have  power  to  present  to  congress 
any  project  of  a  law,  and  every  seoretary  on  the  order  of  the  president  of 
the  govemment  shall  have  similar  power. 

Art  XYIII.  The  sessions  of  congress  shall  be  public,  and  only  in  cases 
which  require  reserve  shall  it  have  power  to  hold  a  efecret  session. 

Art  XIX.  In  the  order  of  its  deliberations  as  well  as  in  the  internal 
govemment  of  the  body  the  instmctions  which  shall  be  formulated  by  the 
congress  itself  shall  be  observed.  ||  The  president  shall  direet  the  delibe- 
rations and  shall  not  vote  except  in  case  of  a  tie,  when  he  shall  have  the 
Casting  vote. 

Art.  XX.  The  president  of  the  govemment  shall  not  have  power  to  In- 
terrupt in  any  manner  the  meetings  of  congress  nor  embarrass  its  sessions. 

Art  XXI.  The  congress  shall  designate  a  permanent  commission  of 
justice,  which  shall  be  presided  over  by  the  auxiliary  vice-president  or  each 
of  the  secretaries,  and  shall  be  composed  of  those  persons  and  seven  members 
elected  by  plurality  of  votes  from  among  the  representatives.  This  commission 
shall  judge  on  appeal  the  criminal  cases  tried  by  the  provincial  courts,  and 
shall  take  cognizance  of  and  have  original  Jurisdiction  in  all  cases  against 
the  secretaries  of  the  govemment,  the  Chiefs  of  provinces  and  towns,  and  the 
provincial  judges. 

Art.  XXII.  In  the  office  of  the  secretary  of  congress  shall  be  kept  a 
book  of  honor,  wherein  shall  be  recorded  special  Services  rendered  the  coontry 
and  considered  as  such  by  said  body.  Every  Filipino,  whether  in  the  military 
or  civil  Service,  may  petition  congress  for  notation  in  said  book,  presenting 
duly  accredited  documents  describing  the  service  rendered  by  him  on  behalf 
of  the  country  since  the  beginning  of  the  present  revolution.  For  extraordi- 
nary Services  which  may  be  rendered  hereafter  the  govemment  will  propose 
said  notation,  accompanying  the  proposal  with  the  necessary  documents  justi- 
fying  it 
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Art,  XXITT.    The  congress  will  also  gnjii  on  the  proposal  of  the  govem-  Nr.  12008. 
ment  rewards  in  monej,  which  can  be  given  only  once,  to  the  families  of  those  ^iJJlJj^ 
who  were  victims   of  their  dntj  and  patriotism  as  a  resalt  of  extraordinary80.sept.i89e. 
acts  of  heroiBm. 

Art.  XXIY.  The  acts  of  congress  shall  not  take  eifect  antil  the  Presi- 
dent of  the  govemment  orders  their  fnlfillment  and  execntion.  Whenever  the 
Said  President  shall  be  of  the  opinion  that  any  act  is  nnsoitable  or  against 
public  policy  or  pemicioas,  he  shall  explain  to  congress  the  reasons  against 
its  execntion,  and  if  the  latter  shall  insist  on  its  passage  the  President  shall 
liave  power  to  oppose  bis  veto  ander  bis  most  rigid  responsibility. 

Chapter  IIL  —  Of  miUtarif  courts  and  justice. 

Art  XXY.  When  the  Chiefs  of  military  detachments  have  notice  that 
any  soldier  has  committed  or  has  perpetrated  any  act  of  those  commonly 
considered  as  military  crimes,  he  shall  bring  it  to  the  knowledge  of  the  com- 
maudant  of  the  Zone,  who  shall  appoint  a  jndge  and  a  secretary  who  shall 
begin  snit  in  the  form  prescribed  in  the  Instructions  dated  the  20  th  of  the 
present  month.  If  the  accnsed  shall  be  of  the  grade  of  lientenant  or  higher, 
the  said  commandant  shall  himself  be  the  jndge,  and  if  the  latter  shall  be 
the  accnsed  the  senior  commandant  of  the  Province  shall  name  as  jndge  an 
officer  who  holds  a  higher  grade,  unless  the  same  senior  commandant  shall 
himself  have  bronght  the  snit.  The  jndge  shall  always  belong  to  the  class 
of  Chiefs. 

Art  XXVI.  On  the  conclnsion  of  the  preliminary  hearing  the  senior 
commandant  shall  designate  three  officers  of  eqnal  or  higher  rank  to  the 
jndge,  and  the  military  conrt  shall  consist  of  the  said  officers,  the  jndge,  the 
conncilor,  and  the  president  The  latter  shall  be  the  commandant  of  the  zone 
if  the  accnsed  be  of  the  grade  of  lientenant  or  higher.  This  conrt  shall  con- 
dnct  the  trial  in  the  form  cnstomary  in  the  proviucial  conrts,  bnt  the  judg- 
ment  shall  be  appealable  to  the  higher  conrts  of  war. 

Art  XXVII.  The  snperior  conrt  shall  be  composed  of  six  members,  who 
shall  hold  rank  not  less  than  brigadier-generals,  and  the  judge-advocate.  If 
the  nnmber  of  generals  present  in  the  capital  of  the  revolutionary  govem- 
ment shall  not  be  snfficient,  the  dificiency  shall  be  snpplied  by  represeutatives 
designated  and  commissioned  by  congress.  The  president  of  the  conrt  shall 
be  the  general  having  the  highest  rank  of  all,  and  shonld  there  be  more  than 
one  having  eqnal  rank  the'  president  shall  be  elected  from  among  them  by 
absolute  majority  of  votes. 

Art  XXVIII.  The  snperior  conrt  shall  have  Jurisdiction  in  all  cases 
affecting  the  higher  commandants,  the  commandants  of  zones  and  all  officers 
of  the  rank  of  major  and  higher. 

Art  XXIX.  Commit  military  crimes:  First,  those  who  fail  to  grant  the 
necessaiy  protection  to  foreigners,  both  in  their  persons  and  property,  and 
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Nr.  leoos.  those  who  similarly  fall  to  afford  protection  to  liospitals  aud  ambnlanees,  in- 
^sulJw**  c^**<^i"fif  persons  and  eflfects  whiclwmay  be  found  in  possession  of  one  or  the 
30.8ept.i898.  otJier,  and  tliose  engaged  in  the  service  of  the  same,  provided  alwajs  tbey 
comrait  no  hostile  act;  second,  those  who  fail  in  the  respect  due  to  the  lives, 
money,  and  jewels  of  eneraies  who  lay  down  their  arras,  and  of  prisoners  of 
war;  third,  Filipinos  who  place  themselves  in  the  service  of  the  enemy,  acting 
as  spies  or  disclosing  to  them  secrets  of  war  and  the  plans  of  the  revolutio- 
nary  positions  and  fortifications,  and  those  who  preseut  themselves  ander  a 
flag  of  truce  without  justifying  properly  their  office  and  their  personality; 
and  fourth,  those  who  fail  to  recognize  a  flag  of  troce  dnly  accredited  in  the 
form  prescribed  by  international  law.  ||  Will  commit  also  military  crimes: 
Those  who  conspire  against  the  unity  of  the  revolntionists,  provoking  rivalry 
between  Chiefs,  and  forming  divisions  and  armed  bands;  second,  those  who 
soHcit  contribntions  without  authority  of  the  governroent  and  misappropriate 
the  public  fands;  third,  those  who  desert  to  the  enemy,  or  are  gailty  of  co- 
wardice  in  the  presence  of  the  enemy,  being  armed;  and  fourth,  those  who 
seize  the  property  of  any  person  who  has  done  no  harra  to  the  revolutiou, 
violate  women,  and  assassinate  or  inflict  serious  wounds  on  uuarmed  persons, 
and  who  commit  robberies  and  arson. 

Art.  XXX.  Those  who  commit  the  crimes  enumerated  will  be  considered 
as  declared  enemies  of  the  revolntion,  and  will  incur  the  penalties  prescribed 
in  the  Spanish  Penal  Code,  and  in  the  highest  grade.  ||  If  the  crime  shall  not 
be  füund  in  the  said  codc,  the  oflfender  shall  be  imprisoned  until  the  revo- 
lntion triumphs,  unless  the  result  of  this  shall  be  an  irreparable  damage  whicb, 
in  the  judgment  of  the  tribnnal,  shall  be  a  snfficiont  cause  for  imposing  the 
penalty  of  death. 

Additional  clanses. 

The  government  will  establish  abroad  a  revolutionary  committee  composed 
of  a  number,  not  yet  determined,  of  persons  most  competent  in  the  Philippine 
Archipelago.  This  committee  will  be  divided  into  three  delegations:  One  of 
diplomacy,  another  of  the  navy,  and  another  of  the  army.  ||  Tiie  delegation  of 
diplomacy  will  arrange  and  conduct  negotiations  with  foreign  cabinets  with  a 
view  to  the  recognition  of  the  belligerency  and  independonce  of  the  Philip- 
pines. II  The  delegation  of  the  navy  will  be  cliarged  with  the  studying  and 
organizing  of  the  Philippine  navy  and  preparing  the  expenditurcs  which  the 
necessities  of  the  revolntion  may  reqnirc.  ||  The  delegation  of  the  army  will 
study  military  tactics  and  the  best  form  of  Organization  for  the  gcneral  staff, 
artillery,  and  engineers,  and  whatever  eise  may  be  necessary  in  order  to 
fit  out  the  Philippine  army  under  the  conditions  required  by  modern  progress. 

Art.  XXXII*).  The  government  will  issue  the  necessary  Instructions  for 
the  proper  execution  of  the  present  decree. 

*)  Auch  im  Original  springt  die  Numerierung  von  XXX  auf  XXXH. 
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Art.  XXXllL    All   the  decrees  of  the   dictatorial  governiuent  in  confliot  n*.  laooa. 
the  foregoing  are  hereby  annulled.  ^0*^!^^* 

Given  at  Cavite  the  23d  of  Jane,  1898.  Emilio  Aguinaldo.     3o.8epi.i89B. 


Anlage  V. 

Aguinaldo  an  den  amerikanischen  General  Anderson.     Erwartet  Anerkennung 

der  philippinischen  Regierung. 

July  23,  1898. 

Brig.  Gen.  T.  M.  Anderson,  U.  S.  A.  etc., 

Ckmte: 

In  answer  to  the  letter  of  your  excellency  dated  the  22  d  of  the  present 
month,  I  have  the  honor  to  manifest  to  you  the  foUowing:  ||  That  eveu  sup- 
posing  that  the  effects  existing  in  the  storehouse  of  Don  Antonio  Osorio  were 
subject  to  capure,  when  I  established  myself  in  the  plaza  (town)  of  Cavite 
Admiral  Dewey  authorized  rae  to  dispose  of  everything  that  I  roight  find  in 
the  same,  including  the  arms  which  the  Spaoish  left  in  the  arsenal.  Bat  as 
he  was  aware  that  said  effects  belonged  to  the  personal  property  [ownership] 
of  a  Filipino,  who  traded  with  them  by  virtue  of  a  contribution  to  the  Spanish 
Government,  I  would  aot  luive  toached  them  had  not  tho  owner  placed  them 
at  my  disposition  for  the  purposes  of  the  war.  ||  I  came  from  Hongkong  to 
prevent  my  conntrymen  from  making  common  cause  with  the  Spanish  against 
the  North  Americans,  pledging  before  my  word  to  Admiral  Dewey  to  not  give 
place  to  [to  allow]  any  internal  discord,  because  [being]  a  jadge  of  their  de- 
sires  I  had  the  strong  conviction  that  I  would  succeed  in  both  objects,  esta- 
blishing  «a  govemment  according  to  their  desircs.  ||  Thus  it  is  that  at  the  be- 
ginning  I  proclaimed  the  dictatorship,  and  afterwards,  when  some  of  the  pro- 
vinces  had  already  liberated  themselves  from  Spanish  domination,  I  established 
a  revolutionary  govemment  that  to-day  exists,  giving  it  a  democraüc  and 
populär  character  as  far  as  the  abnormal  circumstances  of  war  permitted,  in 
Order  tliat  thcy  (the  provinces)  might  be  justly  represented  and  administered 
to  their  satisfaction.  ||  It  is  true  that  my  govemment  has  not  been  acknowledged 
by  any  of  the  foreign  powers;  but  we  expect  that  the  great  North  American 
nation,  which  struggied  first  for  its  independence  and  afterwards  for  the  abo* 
lition  of  slavery,  and  Ls  now  actually  stmggliug  for  the  independence  of  Cuba, 
would  look  upon  it  with  greater  benevolence  than  any  other  nation.  Because 
of  this  we  have  always  acknowledged  the  right  of  preference  to  our  grati- 
tude.  II  Debtor  to  the  generosity  of  the  North  Americans  and  to  the  favors 
which  we  have  Ireceived  through  Admiral  Dewey,  and  being  more  desirons 
than  any  other  of  preventing  any  conflict  which  would  have  as  a  result  foreign 
Intervention,  which  must  be  extremely  prejudicial  not  alone  to  my  nation,  bat 
also  to  that  of  your  excellency,  I  consider  it  my  duty  to  advise  you  of  the 
und  esirability  of  disembarking  North  American  troops  in  th«  places  conquercd 
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Nr.  1S008.  bj  the  Filipinos  from  the  Spanish,  withoat  previous  notice  to  this  gOTemment, 
^^BMcm  because,  as  no  formal  agreement  yet  exists  between  the  two  nations,  the 
3o.sept.i808.  Philippine  people  might  consider  the  occapation  of  its  territories  bj  North 
American  troops  as  a  violation  of  its  rights.  ||  I  comprehend  that  withoat  the 
destroction  of  the  Spanish  sqaadron  the  Philippine  revolntion  wonld  not  have 
advanced  so  rapidlj.  Because  of  this  I  take  the  liberty  of  indicating  to  yoar 
cxcellency  the  necessity  that  before  disembarking  troops  yon  shoald  commoni- 
cate  in  writing  to  this  govemment  the  places  that  are  to  be  occopied  and 
also  the  object  of  the  occapation,  that  the  people  may  be  advised  in  dae 
form,  and  (thns)  prevent  the  commission  of  any  transgressions  against  friend- 
ship.  I  can  answer  for  my  people,  becanse  they  have  given  me  evident  proofs 
of  their  absolute  confidence  in  my  govemment,  bat  I  can  not  answer  for  that 
which  another  nation,  whose  friendship  is  not  well  gnaranteed,  might  inspirc 
in  it  (the  people);  and  it  is  certain  that  I  do  this  not  as  a  menace,  bat  as 
a  further  proof  of  the  troe  and  sincere  friendship  which  I  have  always  pro- 
fessed  to  the  North  American  people  in  the  complete  secarity  that  it  will  find 
itself  completely  identified  with  oar  cause  of  liberty. 

I  am,  with  respect,  yoar  obedient  servant,  Emilio.  Againaldo. 


Nr.    12004.    VEBEIHIOTE  STAATEN.  —  Denkschrift  des  Geologen 

George    F.    Becker    über    die  Mineralien    der 

Philippinen. 

Manila,  15.  Sept  1896. 

Nr.  1J004.  This  brief  memorandam,   prepared   at  the  reqaest   of  Admiral    Dewey, 

Vuaur*  P^'^^^^^J  Covers  all  the  main  discoveries   in  the   geology  of  the  Philippines 

s.8epU898.  which  arc  of  economic  interest    It  is  drawn  ap  from  data  recorded  in  the 

Spanish  mining  bareau  (Inspeccion  de  Minas),  bat  not  pablished,  mannscript 

mine  reports  by  the  late  WiUiam  Ashburner,   verbal  Information  obtaincd  in 

Manila,  and  from  varioas  technical  pnblications,   of  Semper,   Santos,   Roth, 

Dräsche,  Abella,  and  others.  ||  Ouly  abont  a  score  of  the  Islands  are  known 

to  contain  dcposits  of  valaable   minerals.    These  are  arranged  below   in  the 

Order  of  their  latitade  to  give  an  idea  of  their  geographica!  distribntion,  and 

to  facilitate  finding  the  Islands  on  the  map.    The  latitade  of  the  nothem  end 

of  each  is  taken  as  that  of  the  Island.    The  character  of  the  valuable  minerals 

stated  in  the  table  will  afford  a  general  notion  of  their  resources. 

The   distribation    of  each    mineral   or   metal   may   now  be   sketched  in 

somewhat  greater   detail.    In  many  cases   the  Information  given  in  this  ab- 

stract  is  exhanstive,  so  far  as  the  available  material  is  concerned.    The  coal 

fields  of  Ceba,  however,  have  been  stndied  in  some  detail  by  Mr.  Abella,  and 

in  a  few  other  instances  more  extended  Information  has  been  Condensed  for 

the  present  porpose. 


Digitized  by 


Google 


Andere  Notizen  über  die  Philippinen. 


175 


Mineral  hearing  Islands  and  their  resources. 


IfUnd. 


Luzon    .    . 
Catanduanes 
Marinduque 
Mindoro 
Carraray 
Batan     . 
Rapu  Rapu 
Masbate 
Romblon 
Samar    . 
Sibuyan . 
Semerara 
Panay    . 
Bilikan  . 
Leyte     . 
Cebu.    . 
Negros  \ 
Bohol     . 
Panaon  . 
ItGndanao 
Sola  Archipelago 


Lal.    K. 
end. 


Cbaracter  of  minentl  rasoorcM. 


Nr.  12004. 
Vereinigte 
•     Staaten. 
19.Seft.l898. 


18  40 

14  8 

13  34 

13  32 

13  21 

13  19 

13  15 

12  37 

12  37 

12  36 

12  30 
12 
11 

11  48 

11  35 

11  17 

11  .  . 

10  10 

10  10 

9  50 

6  30 


7 
56 


Goal)  gold,  copper,  lead,  iron,  sulphur,  marble,  koalin. 

Gold. 

Lead,  silver. 

Goal,  goid,  copper. 

Goal. 

Do. 

Do. 
Goal,  copper. 
Marble. 
Goal,  gold. 
Gold. 
Goal. 

Goal,  oil,  gas,  gold,  copper,  iron,  mercury  (?). 
Sulphur. 

Goal,  oil,  mercury  (?). 
Goal,  oil,  gas,  lead,  silver,  iron. 
Goal. 
Gold. 

Do. 
Goal,  gold,  copper  platinum.  - 
Pearls. 

Goal. 
So  far  as  is  definitely  known,  the  coal  of  tbe  Pbilippine  Islands  is  all 
of  Terti&ry  age,  and  might  be  better  cbaracterized  as  a  highly  carbonized 
lignite.  It  is  aualogous  to  the  Japanese  coal  and  to  that  of  Washington» 
bnt  not  to  the  Welsh  or  Pennsylvania  coals.  Such  lignites  osually  contain 
considerable  combined  water  (8  to  18  per  cent)  and  bear  transportation  ill. 
They  are  also  apt  to  contain  mnch  sulphur,  as  iron,  pyrite,  rendering  them 
subject  to  spontaneous  combustion  and  injurious  to  boiler  plates.  Neverthe- 
less,  when  pyritous  seams  are  avoided  and  the  lignite  is  properly  handled,  it 
forms  a  valuable  fuel,  especially  for  local  consumptlon.  In  these  islands  it 
would  appear  that  the  native  coal  might  supplant  English  or  Anstralian  coat 
for  most  purposes.  Lignite  is  widely  distributed  in  the  archipelago;  some  of 
the  seams  are  of  excellent  width,  and  the  quality  of  certain  of  them  is  high 
for  fuel  in  this  class.  ||  Coal  exists  in  various  provinces  of  the  island  of 
Luzon  (Abra,  Camarinos,  Batan,  Sorsogon).  The  finest  beds  thus  far  discove- 
red  appear  to  be  in  the  small  island  of  Batan,  lying  to  the  east  of  the 
Southern  portion  of  Luzon,  in  latitude  13^  19'.  These  seams  vary  from  2  feet 
6  inches  to  14  feet  8  inches  in  thickness.  Analyses  have  been  made  in  the 
laboratory  of  the  Inspeccion  de  Minas,  and  the  mean  of  seven  anal/ses  ^ives 
the  foUowing  composition: 
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Nr.  12004.  *  ^^r  Cent- 

vwwnigu  Water. 13.52 

..l'^V^cio  Volatile  matter 37.46 

Fixed  carbon 44.46 

Ash 4.56 

Sum 100.00 

Oue  pound  of  tliis  coal  will  couvert  6.25  pounds  of  wator  at  40**  C.  into 
btcain  at  KXJ**  C.  The  heating  eflfect  is  about  three-fourths  of  that  of  Car- 
diff  coal.  Tiie  same  beds  are  known  to  exist  ia  otber  small  adjacent  islands» 
Carraray  and 'Rapu-Rapu.  A  uumber  of  concessions  for  coal  mining  bave 
also  been  granted  on  the  main  island  of  Lazon,  just  sonth  of  Batan,  at  tbe 
towii  of  Bacou.  No  doubt  the  beds  here  are  either  identical,  or,  at  least, 
closely  associated  with  the  coal  seams  in  tbe  little  Islands.  ||  Tbe  coal  field  of 
Southern  Luzon  is  said  to  extend  across  the  Strait  of  San  Bernardino  into 
the  northcrn  portion  of  Samar.  Here  coal  is  reported  at  half  a  dozen  loca- 
lities,  but  I  have  been  able  to  ascertain  no  details  as  to  the  thickness  or 
quality.  II  In  Mindoro  there  are  large  deposits  of  coal  in  the  extreme  soathem 
portion  (Bulacao)  and  on  the  small  adjacent  Islands  of  Semarara.  This  fad 
is  said  to  be  similar  to  that  of  Batan.  jj  The  Islands  of  Masbate  and  Panay 
contain  coal,  the  deposits  of  which  thus  far  discovered  do  not  seem  of  much 
importance.  Speciraens  frora  the  southwestern  portion  of  Leyte,  analyaed  in 
the  laboratory  of  the  inspecoiön  de  minas,  are  of  remarkably  high  qnality, 
but  nothing  definite  about  the  deposit  is  known  to  me.  ||  The  first  discovery 
of  coal  in  the  archipelago  was  made  in  the  island  of  Zebu  in  1827.  Since 
theu  lignitic  beds  have  been  found  on  the  island  at  a  great  variety  of  poiuts. 
The  most  important  croppings  are  on  the  eastern  slope,  within  some  15  or 
20  miles  of  the  capital,  also  named  Cebu.  Though  a  considerable  amount  of 
coal  has  been  extracted  here  the  industry  has  not  been  a  profitable  one 
hitherto.  This  is  at  least  in  part  due  to  crude  methods  of  transportation. 
It  is  said,  however,  that  the  seams  are  often  badly  faulted.  ||  At  Uling,  about 
10  miles  west  of  the  capital,  the  seams  reach  a  maximum  thickness  of 
15^2  feet.  Ten  analyses  of  Cebu  coal  are  at  my  disposal.  They  indicate  a 
fuel  with  about  two-thirds  the  calorific  eflfect  of  Cardiflf  coal  and  with  only 
about  4  per  cent  ash.  Large  quantities  of  the  coal  might,  I  suspect,  contain 
a  higher  percentage  of  ash.  ||  The  island  of  Negros  is  nearly  parallel  with 
Cebu  and  appears  to  bc  of  similar  geological  Constitution,  but  it  has  been 
little  explorcd  and  little  of  it  sccms  to  have  been  reduced  to  subjection  by 
the  Spaniards.  There  are  known  to  be  deposits  of  coal  at  Calatrara,  on  the 
east  coast  of  Negros,  and  it  is  believed  that  they  are  of  important  extent 
In  the  great  island  of  Mindanao  coal  is  known  to  occur  at  eight  different 
localities,  but  no  detailed  exarainations  of  any  kind  appear  to  have  been 
made.  Seven  of  these  localities  are  on  the  east  coast  of  Mindanao  and  the 
adjacent  small  Islands.     They  indicate   the  presence  of  lignite  from  one  cud 
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of  the  ooast  to  the  other.    The  eighth  locality  is   üi  the  western   province  Nr.  laoot. 
called  Zamboanga,  on  the  gulf  of  Sigbugney.  ^g^Üu^ 

^        ,  15.8«pU898. 

Pämteum, 
In  the  Island  of  Gebu  petroleum  has  been  found  associated  with  coal  at 
Toledo  on  the  west  coast,  where  a  concession  has  been  granted.  It  is  also 
reporied  from  Astarias,  to  the  northwest  of  Toledo,  on  the  same  coast,  and 
£rom  Algeria  to  the  sonth.  Natural  gas  is  said  to  exist  in  the  Oebu  coal 
Gelds.  On  Panay,  too,  oll  is  reported  at  Janioay,  in  the  province  of  Iloilo, 
and  gas  is  reported  from  the  same  island.  Petroleom  highly  charged  with 
ptraSn  is  also  foond  on  Leyte,  at  a  point  about  4  miles  from  Yillaba,  a 
town  on  the  west  ooast 

6oU. 

Gold  is  found  in  a  vast  number  of  localities  in  the  archipelago  from 
northem  Luzon  to  central  Mindanao.  In  most  cases  the  gold  is  detrital,'  and 
found  either  in  existing  water  oourses  or  in  stream  deposits  now  deserted  by 
the  corrent.  These  last  are  called  „aluviones*'  by  the  Spaniards.  It  is  said 
that  hl  Mindanao  some  of  the  gravels  are  in  an  elevated  position  and  adapted 
to  hjdraulic  mining.  There  are  no  data  at  band  which  intimate  decisively 
the  value  of  any  of  the  placers.  They  are  washed  by  natives  largely  with 
cocoanut  Shells  for  paus,  though  the  batea  is  also  in  use.  ||  In  the  Province 
of  Abra»  at  the  northein  end  of  Luzon,  there  are  placers,  and  the  gravel  of 
the  River  Abra  is  anriferous.  In  Lepanto  there  are  gold-quartz  veins  as  well  as 
gravels.  Gold  is  obtained  in  this  Province  close  to  the  copper  mines.  In  Ben- 
gaet  the  gravels  of  the  River  Agno  carry  gold,  There  is  also  gold  in  the  Province 
of  Bontoc  and  in  Nueva  Ecija.  The  most  important  of  the  auriferous  Provinces  is 
GtBiariBes  Norte.  Here  the  townships  of  Mambulao,  Paracale,  and  Labo  are 
espedally  well  known  as  gold-producing  localities.  Mr.  Dräsche,  a  well-known 
Oirman  geologist,  says  that  there  were  700  natives  at  work  on  the  rieh 
qoartz  veins  of  this  place  at  the  time  of  bis  visit  about  twenty-five  years 
smee.  At  Paracale  there  are  parallel  qnartz  veins  in  granite,  one  of  which 
is  20  feet  in  width  and  contains  a  chute  in  which  the  ore  is  said  to  assay 
38  ounces  of  gold  per  ton.  One  may  snspect  that  this  assay  hardly  repre- 
sested  an  average  sample.  Besides  the  localities  mentioned,  many  others  of 
this  Province  have  been  worked  by  the  natives.  ||  The  Islands  of  Mindoro, 
Catanduanes,  Sibuyan,  Simar,  Panay,  Gebu,  and  Bohol  are  reported  to  contain 
gold,  bat  no  exact  data  are  accessible.  H  At  the  south  end  of  the  small  island 
of  Fanaon,  which  is  just  to  the  south  of  Leyte,  there  are  gold  quartz  veins, 
ooe  of  which  has  been  worked  to  some  eztent  It  is  6  feet  in  thickness,  and 
bts  jielded  from  $  6  to  $  1  per  ton.  I|  In  the  island  of  Mindanao  there  are 
two  known  gold-bearing  districts.  One  of  these  is  in  the  province  of  Suri- 
|Mi  where  Plaeer  and  other  townships  show  gravels  and  veins.  The  second 
^triqi  ia  in  the  provinoe  of  Misamis.    Near  the  settlement  of  Imponan  and 
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Nr.  liooi.  on  the  Gulf  of  Macajalar,  tbere  are  said  to  be  many   sqnare  kilometers   of 
^auluf*  Ä^vßl   carrjing   largo  quantities   of  goid  with  which  is  associated  platinam. 
5.sept.i898.  The  product  of  this  district  was  estimated  some  jears  since   at   150  oonces 
per  month,  all  extracted  by  natives  with  bateas  or  cocoanut-shell  dishes. 

Capper. 
Gopper  ores  are  reported  from  a  great  number  of  localities  in  the  Phüippines. 
They  are  said  to  occur  in  the  foliowing  islands:  Luzon  (proyinces  of  Le- 
panto»  Bengnet,  and  Camarines),  Mindoro,  Capul,  Masbete,  Panay  (province 
of  Antiqne)»  and  Mindanao  (province  of  Sarigao).  Many  of  these  occiirrences 
are  probably  unimportant.  The  great  island  of  Mindanao,  being  practically 
unexplored,  is  füll  of  possibilities;  but  as  yet  no  important  copper  deposit  is 
known  to  exist  there.  An  attempt  was  made  to  work  the  deposit  in  Masbete, 
bat  no  success  seems  to  have  been  obtained.  On  the  other  band,  nortbem 
Lozon  contains  a  copper  region  which  is  onquestionably  valoabie.  The  best 
known  portion  of  this  region  lies  abont  Mount  Data,  a  peak  given  as  3^00 
meters  in  height,  lying  in  latitnde  16^  53',  longitade  120^  58'  east  of  Green- 
wich  or  124^  38'  east  of  Madrid,  Tbe  ränge  of  which  data  forms  one  peak 
trends  dne  north  to  Cape  Loicay-Lacay  and  forms  a  boondary  for  all  the  pro- 
vinces  infringing  apon  it  ||  Data  itself  lies  in  the  Province  of  Lepanto.  In 
this  ränge  copper  ore  has  been  smelted  by  the  natives  from  time  immemorial, 
and  before  Magellan  discovered  the  Philippines.  The  process  is  a  compli- 
cated  one,  based  on  the  same  principles  as  the  metbod  of  smelting  sulpbo- 
salts  of  this  metal  in  Enrope  and  America.  It  consists  in  alternate  partial 
roasting  and  reductious  to  *'matte,"  and  eventually  to  block  copper,  It  is 
generally  believed  that  this  process  must  have  been  introdaced  from  China 
or  Japan.  It  is  practiced  only  by  one  pecnliar  tribe  of  natives,  tbe  Igorrotes, 
who  are  remarkable  in  many  *ways.  ||  Yagne  reports  and  the  rootes  by  which 
copper  smelted  by  natives  comes  to  market  indicate  Üiat  there  are  copper 
mines  in  varioas  portions  of  the  Cordiliera  Central,  bot  the  only  deposits 
which  have  been  examined  with  any  care  are  those  at  Mancanyan  (abont 
5  miles  west  of  Mount  Data)  and  two  or  tbree  other  localities  within  a  few 
miles  of  Mancanyan.  The  deposits  of  Mancanyan  are  described  as  veins  of 
rieh  ore  reaching  7  meters  in  width  and  arranged  in  groups»  Mean  assays 
are  said  to  show  over  16  per  cent  of  copper,  mainly  as  tetrahedrite  and 
allied  ores.  The  gangne  is  qnartz.  The  country  rock  is  described  as  a  large 
quartzite  lens  embedded  in  a  great  mass  of  trachyte.  An  attempt  bas  been 
made  by  white  men  to  work  these  deposits,  bat  with  no  considerable  saccess. 
The  failnre  does  not  seem  to  have  been  dae  to  the  quality  or  qoantity  of 
ore  found. 

Lead  and  Silver. 

A  lead  mine  has  been  partially  developed  near  the  town  of  Gebu,  on 
the  island  of  the  same  name«  ||  The  most  important  deposit  of  argentiferoos 
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galena  is  said  to  be  at  Torrijos,  on  the  small  Island  of  Marindaque  (latitode  Nr.  12004. 
13**  340.    A  metric  ton,  or  1,000  kilograms,  is  said  to  contain  96  grams  of  ^g'J^^^^" 
silver,  6  grams  gold,  and  565.5  kilograms  of  lead.  ||  In  Camarines,  a  province  is.S'^ptiPos. 
of  Lozon,  lead  eres  occnr,  bat  are  worked  only  for  the  gold  they  contain. 

Lron. 
There  is  iron  ore  in  abnndance  in  Luzon,  Carabello,  Gebn,  Panay,  and 
donbtless  in  other  islands.  In  Luzon  it  is  foond  in  the  provinces  of  Lagana, 
Pampanga,  and  Camarines  Körte,  bat  principally  in  Balacan.  The  fincst 
deposits  are  in  the  last-named  province,  near  a  small  settlement  named  Ca- 
machin,  which  lies  in  latitode  15^  V  and  iongitade  124^  47'  east  of  Madrid. 
A  small  indnstry  exists  here,  wroaght  iron  being  prodaced  in  a  sort  of  bloo- 
mery  and  manafactared  into  plowshares«  The  process  faas  been  described  in 
detail,  so  far  as  I  know.  It  woald  appear  that  charcoal  pig  iron  might  be 
prodaced  to  some  advantage  in  this  region.  The  lignites  of  the  archipelago 
are  probably  ansaitable  for  iron  blast  farnaces. 

Quieksüver. 
Ramors  of  the  occarrence  of  this  metal  in  Panay  and  Leyte  have  failed 
of  verification.    Accidental  losses  of  this  metal  by  prospectors  or  snrveyors 
sometimes  lead  to  the  reports  of  the  discovery  of  deposits,   and  ocbers  are 
not  seldom  mistaken  for  impare  cinnabar. 

NonmekMk  substances. 

Salphar  deposits  aboand  abont  active  and  extinct  volcanoes  in  the 
Philippines.  In  Lazon  the  principal  salphar  deposits  are  in  Daclan,  in  the 
province  of  Bengaet,  and  at  Colasi,  in  Camarines.  The  finest  deposit  in  the 
archipelago  is  said  to  be  on  the  littie  Island  of  Biliran,  which  lies  to  the 
Dorthwest  of  Leyte.  ||  Märble  of  fine  qoality  occars  on  the  small  Island  of 
Romblon  (latitade  12^  37').  It  is  mach  employed  in  charches  in  Manila  for 
baptismal  fonts  and  other  parposes.  Marbles  are  also  qaarried  at  Montalban 
in  the  province  of  Manila,  and  at  Binangonan  in  the  province  of  Marong.|| 
There  are  processions  for  mining  kaolin  at  Losbanos  in  Lagana  province.  || 
Pearl  fisheries  exist  in  the  Snla  archipelago  and  are  said  to  form  an  impor- 
tant  source  of  wealth. 

Manila,  September  15,  1898. 


Nr.    12005.    VBRBIHIOTB  8TAATBH.  —  Skizze  der  ökonomischen 
Lage  der  Philippinen.    Von  Max  C.  Tornow. 

Aagast  1898. 
The  general  interest  in  the  Philippines,  which  for  a  long  time  seems  to  i^r.  12005. 
have  been  all  bat  forgotten  by  the  rest  of  the  world,   was  again  thoroaghly  ▼•»inigte 
awakened  by  the  recent  cannonade  of  Cavite.   And  even  with  the  final  settle- j^ngiiftisos. 
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Kr.  19006.  ment  of  the  Philippine  qnestion,  it  is  soarcelj  to  be  expected  that  the  islands 

^stlluf*  ^^  **^  ^*^^  ^^^  forgetfulness.    A  glance,  therefore,   at  the  economic  con- 

Aagiirti898.  dition  of  the  conntry  wonld  appear  not  to  be  out  of  place,  accompanied  by  a 

few  more  important  statistics,  for  an  exhanstive  consideration  of  the  subject 

would  occnpy  far  more  space  than  the  present  pamphlet  admits  ot 

1.  Commencing  with  the  prodnce  of  the  soil,  two  important  points  strike 
US  as  speaking  to  the  varied  and  fertile  character  of  the  land:  The  geogra- 
phica! Position  of  the  islands  —  embracing  sixteen  degrees  of  latitade  —  and 
the  plentifnl  supply  of  water,  On  the  other  band,  in  addition  to  smaller  ob- 
stacles  raised  by  the  administration,  particularly  as  regards  large  plantations, 
the  want  of  labor  militates  seriously  against  industrial  extension,  so  that  of 
the  arable  land  only  a  very  small  part  is  to  day  under  cultivation.  The  result 
is,  that  notwitbstanding  the  richness  of  the  soil,  we  find  that  the  total  retnms 
are  nothing  like  what  they  should  be.  ||  Not  only  do  all  tropical  fruits  flourish, 
but  also  the  plants  of  the  temperate  zones,  such  as  wheat,  barley,  and  potatoes. 
Experiments  were  made  with  wheat  and  barley  some  years  ago,  and  met  with 
every  success;  and  there  is  to-day  a  German  planter  in  Benguet  cultivating 
potatoes.  I  am  fnlly  convinced  that  in  certain  parts  the  vine  could  be  grown, 
and  at  all  events  those  fruits  which  demand  a  mild  climate.  Attempts  have 
been  made  with  tea  to  a  little  extent,  and  the  results  have  not  been  unfavo- 
rable;  but  to  all  extensive  planting  (and  this  is  the  only  way  in  which  it  is 
remunerative)  the  want  of  railways,  good  roads,  and  laborers  offers  the  greatest 
difficulty.  Not  less  annoying  is  the  attitned  aasumed  by  the  Spanish  officials 
and  the  monks,  unless  the  planter  is  ready  to  dance  at  their  command.  Q  The 
principal  agricnltural  producta  exported  are  sugar,  hemp,  and  tobacco,  aod  to 
some  extent  coffee»  the  cultivation  of  which,  however,  has  of  late  greaüy  de- 
creased.  Indigo,  sapanwood,  and  copra  must  not  be  left  unmentioned,  for  they 
may  certainly  be  expected  to  take  a  higher  place  in  the  Philippine  trade  in 
the  future  than  to-day  is  the  case.  Rice  and  maize  are  only  grown  for  home 
consumption,  and  even  for  this  purpose  the  supply  is  not  large  enougL  Rice 
is  imported  from  Saigon  and  Bangkok  and  cocoa  from  Java,  although  the  ex- 
tremely  fertile  soil  of  the  Philippines  could  produce  all  that  is  reqnlred  at 
home  and  enough  to  admit  of  a  large  export  trade  as  welL  ||  Formerly,  in 
1850  to  1860,  or  even  later,  lice  was  exported  from  the  islands,  but  the 
quantity  gradually  decreased  until  exportation  ceased  altogether,  and  finally 
the  grain  began  to  be  imported.  The  blame  lies  with  the  miserable  adroini- 
stration  of  the  country.  The  planters  can  no  longer  compete  with  Rangoon, 
Saigon,  and  Bangkok,  where  the  authorities  know  how  to  meet  the  farmers 
when  necessary,  and  where  the  ships  are  not  exposed  to  endless  chicanery, 
such  as  is  practiced  by  the  Manila  customs-house  officials.  For  this  reason 
most  foreign  'vessels  are  careful  to  steer  clear  of  the  l&tter  port.  Sugar  is 
chiefly  exported  from  the  Yisayas  Islands,  and  the  trade  is  almost  exclusively 
*    over  HoüOi  the  largest  place  after  Manila,  sitnated  on  the  Island  of  Panay. 
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Gebni  the  third  largest  port  of  the  archipelago,  does  now  bat  a  small  and  Nr.  isoos. 
steadily  declining  trade  in  bemp.  ||  The  best  tobaeco  grows  in  tbe  north  of  ^^^Ijjj^ 
Lnzon,  in  the  proyince  of  Isabella,  and  the  sontb  of  Gagajan,  the  most  Aacnstisoe. 
nortbern  province  of  that  Island,  in  the  vallej  of  the  Rio  Orande  de  Cagayan. 
Tbe  nortbern  provinces  of  Lnzon,  from  tbe  gnlf  of  Lingayen  in  tbe  west  to 
the  Pacific,  are  separated  from  Manila  bj  a  ränge  of  high  mountains,  the 
Oaraballo,  over  whicb  tbere  is,  with  tbe  exception  of  a  path  and  tbe  telegrapb, 
no  road  wbatever,  mncb  less  a  railway.  The  tobaeco,  therefore,  is  sent  on 
covered  boats,  so-called  '*barangaijanes*',  down  the  Rio  Grande  to  Aparri,  and 
tbere  shipped  by  steamer  to  Manila.  A  flat-bottomed  steamboat  also  mns 
from  Ilagan,  when  tbe  water  allows  it,  otherwise  sbe  only  goes  as  far  as 
Tngnegarao.  In  tbis  way  the  transport  from  the  most  sontbern  tobaeco  center, 
Ecbagne,  whicb,  as  tbe  crow  flies,  is  only  abont  150  miles,  often  takes  qnite 
three  weeks.  ||  Tobacco  bas  also  been  planted  on  the  west  coast  of  the 
nortbern  part  of  Lnzon,  and  also  on  tbe  Visayas  Islands.  Tbis,  bowever,  is 
of  inferior  qnality  and  is  mostly  exported  to  Spain.  In  Manila  it  is  not  nsed, 
nnless  perhaps  by  tbe  Gbinese  factories  of  inferior  cigarettes.  Regarding 
tbe  tobaeco  monopoly,  abolished  in  1883,  I  sball  bave  some  remarks  to 
make  later. 

An  iroportant  and  world-famed  article  is  Manila  bemp,  or  abaco,  a  pro- 
dact  of  the  Mnsa  textilis.  It  is  remarkable  that,  altbongb  tbere  are  the  most 
varied  species  of  tbe  Mnsa  flonrisbing  all  over  tbe  Tropics  and  in  warm  cli- 
mates  generally,  tbe  Mnsa  textilis  appears  to  thrive  to  tbe  best  advantage 
only  in  the  Philippines.  Attempts  to  grow  tbe  plant  in  other  places  bave 
been  nniformly  nnsnccessful.  Like  its  betterknown  relative,  the  edible  banana 
(Mnsa  paradisiäca),  tbe  stem  of  tbe  plant  is  formed  by  the  leaf-stalk,  in  tbe 
center  of  whicb  again  is  the  blossom-stem.  The  finest  growth  is  obtained  in 
the  volcanic  and  rainy  districts  of  tbe  Pbilippines,  especially  in  the  Gamarines 
Sur,  Albay,  Samar,  Leyte,  Marindnqne,  Gepn,  and  in  some  of  tbe  small  neigb- 
boring  islands,  as  well  as  on  the  Sontb  Negros  and  Mindanao.  ||  The  valnable 
bemp  fibor  is  found  in  tbe  petioles,  from  whicb  it  is  taken  before  the  plant 
bas  borne  frait,  as  otherwise  the  fibers  lose  in  elasticity  and  Inster.  In  two 
or  three  years  the  plant  is  generally  so  far  matnred  that  it  can  be  cnt  down, 
the  leaves  removed,  tbe  green  epidermis  stripped  from  tbe  stem,  and  the  hast 
&trips  either  torn  off  lengthwise  or  the  petioles  separated  singly,  and  the  inner 
membrane  with  the  pulpy  portion  of  the  plant  as  well  as  possible  removed. 
Tbe  hast  strips  thns  obtained  are  then  drawn  under  a  knife,  in  order  to 
scrape  away  any  pulp  that  may  bave  remained  on  them.  Tbe  prodnct  after 
having  been  dried  in  the  son  is  then  ready  for  shipment.  Tbis  process, 
thoagh  simple,  involves  a  great  loss  of  Aber,  whicb  might  be  avoided  by  the 
nse  of  more  efficient  Stripping  machines.  It  is  difficnlt  to  accustom  the  native 
to  anything  novel;  bat  when  once  progress  has  gained  a  general  footing 
headway  fill  soon  ^e  made  in  particalar  paths  also.    Manila  bemp  has  so  far 
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Nr.  12005.  been  eqaaled  bjr  none,  mncb  less  excelled.  ||  The  piincipal  article  is  &ir  car- 
s^^  rent,  with  its  higher  and  lower  grades.  Of  less  importaoce  is  qnilot  and  the 
▲Qgiisti898.silk-like  lapiz,  which,  besides  their  nse  in  the  mannfactare  of  fine  native 
fabrics,  are  also  employed  for  snperior  tollet  articles  in  Enrope,  especially  in 
the  ladies'  hat  trade.  From  the  cnrrent  sorts  excellent  ship's  cables  and 
miner's  ropes  are  made,  and  in  America,  where  great  qnantities  are  consamed, 
they  are  osed  to  roake  grain-binders  for  harvesting.  Hemp  comes  on  the 
market  in  bales  of  2  Spanish  picols  (280  ponnds,  English).  The  price  varied 
mach,  being  sabject  often  to  great  flnctnations,  which  natorally  gave  rise  to 
specnlation.  Abont  the  middle  of  the  present  centarj  the  price  varied  bet- 
ween  $  4  and  $  5  (with  high  coorse  of  exchange),  steadiljr  rising;  in  the 
sixties  we  find  it  alreadj  at  |  7  to  |  9;  in  the  eighties,  #11  was  the  average. 
In  1890  it  was  artificially  pnshed  np  to  |  17  —  an  immense  crash  being  the 
natural  resolt  —  and  all  this  at  a  high  or  even  higher  coorse  (3  s.  3Vt  ^' 
to  3  s.  11  d.  per  I  1).  ||  The  course  now  began  to  fall  steadily  until,  after  the 
ootbreak  of  the  war,  it  stood  at  1  s.  10^3  d.  Of  late  the  prices  for  fair 
cnrrent  have  been  between  $  6  and  $  9  per  picnl,  at  a  coorse  of  2  s.;  and 
at  the  end  of  April  the  ton  was  sold  in  London  at  £  19.  Döring  the 
blockade  of  Manila  the  price  was  poshed  to  nearly  £  40.  At  the  end  of  the 
war  it  feil  again  to  £  28.10.  The  table  opposite  shows  the  floctoation  of 
the  coorse  and  price  of  hemp  from  Janoary  1,  1892,  to  April  21,  1898,  wheu 
the  war  broke  oot  ||  In  1818,  216  picols  at  |  4  were  exported.  There  is  no 
record  of  the  exportation  of  hemp  ontil  1840.  In  this  year  the  amoont  ex- 
ported is  stated  to  be  136,034  picols  (8,502  tons).  Thirty  years  later,  in 
1870,  the  amoont  had  risen  to  488,560  picols  (30,535  tons).  The  export  then 
increased  still  more  considerably.  The  following  figores  show  how  it  has 
stood  doring  the  past  six  years: 


Taw. 

Wcnl«. 

Bnclirii 
tone. 

1892 

1,681,100 
1,282,942 
1,691,962 
1,664,690 
1,631,810 
1,689,764 

98,818 

1893 

80,184 

1894 

99,497 

1895 

104,038 

189G 

96,738 

1897 

a  106,610 

a  From  HaniU  only. 

The  Chief  consomers  are  England  and  the  United  States.   The  relative  con- 
soroption  by  the  different  coontries  in  1896  is  seen  from  the  following  table: 


Coantry. 


England  .... 
ümted  States  .  . 
China  and  Japan  . 
Australia  .... 
Singapore,  India 
European  Continent 


ToUl 


Pienl«. 


816,044 

616,554 

49,494 

33392 

12,166 

6,660 


1,681,810 


Snglitk 
tont. 


60,940 

88,473 

8,093 

2.118  . 

760 

364 


96^788 
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The  difference  between  thc  large  export  to  England  and  the  small  amount  Nr.  12005. 
which  goes  to  the  Continent  —  the  very  last  on  the  list  —  is  striking.  sult«. 
Englanä,  however,  acts  here  only  as  middleman,  selling^extensively  again  to^^rwtiws- 
the  Oontinenty  which  accordingly  bnys  at  second,  or,  rather,  third,  hand.  || 
Yarioas  species  of  the  cocoanat  palm  are  fonnd  dispersed  throughoat  the 
whole  archipelago,  though  the  cxportation  has  only  been  considerable  dnring 
the  last  few  years.  ünder  a  more  satisfactory  State  of  affairs'in^the  interior 
of  the  conntry,  the  export  trade  in  copra  promises  to  increase  still  further, 
in  spite  of  the  large  consnmption  of  the  nnts  by  the  natives  themselvcs.  The 
meat  of  the  cocoanat  forms  a  staple  article  of  food,  both  raw  and  prepared 
artificially.  ||  The  archipelago  is  very  rieh  in  timber,  notwithstanding  that  the 
exploitation  for  bnilding  purposes  has  been  going  on  for  over  three  hundred 
years,  and  exportation  formerly,  especially,  was  very  large;  nor  have  new 
plantations  ever  been  thonght  of.  Sapan  wood  for  dyeiug  purposes  is  also  a 
product  of  the  Islands,  aüd  there  is  a  regulär,  though  small,  export  done  in 
it.  H  That  the  Philippines  are  aroongst  the  most  fertile  colonies  on  the  face  of 
the  earth  is  well  known,  and  has  formerly  been  frequently  mentioned;  it  is 
less  generally  known  that  thcy  are  also  amougst  the  most  neglectcd  colonies 
in  existence.  According  to  the  Spanish  authorities  themselves,  only  one-teuth 
of  the  available  arable  land  is  under  cultivation;  as  a  matter  of  fact,  the 
amount  is  probably  much  less.  What  might  not  be  made  of  this  beautiful 
country,  were  this  mismanagement  but  once  and  for  all  to  cease!  ||  Cattle 
breeding  has  been  carried  on  by  some  mestizos  for  many  years,  evidently 
with  success,  or  the  business  would  have  died  out.  Of  late  it  has  been  found 
more  profitable  to  Import  the  extremely  cheap  Queensland  cattle;  but  the  fact 
that  cattle  thrive  nearly  everywhere  is  a  proof  that  cattle  breeding  on  an 
extennve  scale  is  possible.  A  small  number  of  sheep  are  imported  from 
China,  for  consnmption  by  foreigners;  it  is  by  no  means  improbable,  however, 
that  in  some  provinces,  at  any  rate,  they  would  thrive  well,  There  are  but 
few  goats;  of  swine  and  poultry,  on  the  other  hand,  there  is  a  surplus,  the 
flesh  of  the  former,  especially,  forming  a  favorite  dish  of  the  natives.  ||  In  ad- 
dition  to  the  small  but  very  tough  horses,  resembling  those  of  Java,  that  most 
useful  of  domestic  animals,  the  carabao,  or  black  (gray)  buffalo,  thrives  to  the 
bcct  advantage.  The  white  species  is  also  occasionally  to  be  föund.  The 
buffalo  is  employed  for  many  purposes  —  for  working  the  pumps  on  planta- 
tions, for  sugar  presses,  etc.,  and  is  also  used  as  a  beast  of  draft.  In  the 
mountains  the  buffalo  is  met  with  in  the  wild  State;  it  is,  however,  undoub- 
tedly  only  the  domestic  species  which  has  been  neglected.  Nevertheless,  in 
the  course  of  years,  the  degeneration  has  been  so  great  that  there  now  exists 
a  clear  distinction  between  the  wild  and  the  domestic  buffalo.  The  wild  . 
animal  has  a  more  compact  head  and  short  horns,  while  the  domestic  animal 
has  a  long  head  with  long,  broad  horns.  Neither  horses  nor  buffaloes  are  in- 
digenous  to  the  Philippines;  they  have  been  imported  by  the  Spainards, 
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Nr.  19005.  2.   Nor  is   it  alone  the   arable  land   which  forma  thö  resonrce  of  the 

HUaten.^  country,  little   regarded  as   this  sonrce  of  wealth  has  «nfortnnately  hitberto 

iiigTi8ti898.i)een.  There  is  anotber,  and  donbtless  not  less  Talnable,  property,  repreaented 
by  the  roineral  riches  now  silently  slambering  beneath  the  soil.  ||  The  islands 
yield  pit  coal,  iron,  gold,  silver,  copper,  etc.,  for  the  most  part  of  good  qna- 
lity,  and  recently  petrolenm  has  been  strack.  Carefal  and  expert  explorations 
have  several  times  been  nndertaken  by  engineers,  yet  never  to  the  extent  ne- 
cessary  to  start  Incrative  mining,  nor  yet  over  a  safficiently  extensive  area. 
The  former  ''inspector  general  de  montes'',  Don  Jose  Centeno,  and  Don  Antonio 
Hemandez  are  deserving  of  special  mention  for  their  exploration  in  this  di- 
rection.  ||  Coal  is  probably  spread  over  the  whole  archipelago.  It  was  first 
discovered  in  1827  in  the  island  of  Ceba;  then  in  Negros,  Mindanao;  on  the 
Island  of  Lnzon,  in  Camarines  and  Albay,  and  in  many  other  islands.  The 
wealth  thns  appears  almost  inexaastible.  The  coal  in  Ceba  is  of  the  best 
qnality,  nomeroas  experiments  having  shown  it  to  be  eqnal  to  Newcastle  coaL 
Hemandez  fonnd  fonr  seams  rnnning  parallel  from  north  to  sonth  at  a  small 
depth,  and  95  miles  long.  In  1874  foar  farther  seams  were  fonnd  where  Don 
Isaac  Conni  worked  the  Caridad  and  Esperanza  collieries  in  a  small  way.  In 
Albay,  1  roile  sontheast  of  the  small  harbor  of  Sngod,  is  one  of  the  most 
extensive  of  the  many  seams  which  have  been  fonnd  in  Albay.  It  is  5  or  6 
yards  deep,  and  rnns  for  a  long  distance.  From  this  mine,  from  different 
places  over  a  distance  of  a  mile  or  more,  130  tons  of  coal  were  dag  and 
practically  tried  on  some  steamers.  ||  According  to  the  reports  of  the  man-of- 
war  Berengnela  and  the  steamships  Butnan  and  Corregidor,  which  experiroented 
with  the  coal,  the  lattcr  resembles  that  of  Anstralia,  with  the  advantage  of 
belng  less  bituminoas.  This  is  an  agreement  with  the  scientific  analyses  and 
experiments  of  the  coal  made  in  Madrid.  Small  workings  were  begon,  bat 
exploitation  corresponding  to  the  worth  coald  not  be  looked  for,  as  with  the 
fickle  Government  and  administrative  mismanagement,  capitalists  feared  to 
finance  snch  nndertakings,  especially  in  the  way  of  foreigners,  the  Government 
put  every  possible  hindrance,  so  that  a  profitable  retnrn  seemed  qaestionable, 
and  the  capital  invested  in  danger.  The  workings  were  consequently  very 
limited,  and  np  tili  this  day  Anstralia  and  Japan  export  coal  to  Manila,  a 
State  of  things  which,  it  may  be  hoped,  will  soon  be  changed.  ||  Iron,  also, 
has  been  found  in  many  of  the  islands.  The  best  is  that  in  Luzon,  in  the 
provinces  of  Morong,  Lagana,  Balacan,  Nueva  Ecija,  Pampamga,  and  Cama- 
rines, which,  according  to  Centeno  campares  most  favorably  in  qaality  with 
that  of  Sweden.  The  ore  contains  from  75  to  80  per  cent  pnre  iron,  and  is 
fonnd  in  the  midst  of  immense  forests,  so  that  there  is  thos  a  permanent 
snpply  of  fael,  if  properly  used.  In  addition  to  this,  there  is  often  water 
power  in  the  neighborhood  which  conld  be  profitably  ntilized.  In  the  above- 
mentioned  provinces,  Centeno  discovered  large  masses  of  almost  pnre  magnetic 
iron  oxide  (hierro  oxidulado  magnetico,  casi  pnro).    After  what  has  been  said 
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above,  it  is  not  sürprising  that  here,  also,  there  has  been  no  thorongh  ex-  Mr.  11005. 
ploitation.    In  the  prorince  of  Balacan  tbe  natives  manafactnre  a  very  primi-  ^JJ^IJ^ 
tive  iron  plowshare  and  pots  for  cooking  (carahajs);  but  even  here  there  has  ▲agut  isse. 
been  a  gradaal  decline  since  the  commencement  of  this  Century.  ||  Copper  exists 
in  tbe  proyinces  of  Tayabas,  Camarines  Sar,  and  Antique  and  on  Masbate;  the 
beBt   quality,   however,  in   the   district  of  Lepanto  (Luzon)  near  Mancayan, 
SuyuCy  Bumuan,  and  Agbao.   Here  mines  were  worked  by  the  Gompaaia  Can- 
tabro-Filipina,  but  abandoned  after  about  ten  years,  in  splte  of  the  wealth  of 
mineral,  on  account  of  the  scarcity  of  labor.   The  first  specimen  of  black  copper 
was   obtained   in  1864.    In  1867  the  Output  was  2,46  quintales  (2,231  cwt. 
83  Ibs.)  of  fine  copper;  in  1870,  4,020  quintales  (3,641  cwt  8  Ibs).    The  want 
of  workmen  then  caused  the  yield  to  decline,   until  in  1875  the  mines  were 
closed  altogether. 

It  is  probable  that  gold  occurs  in  every  part  of  the  archipelago.  In  a 
small  way  it  has  been  extracted  by  the  nati?es  for  many  years  in  certain 
places,  particularly  in  Luxen.  It  is  found  instratified,  and  in  creeks,  from 
which  the  natives  prefer  to  wash  it.  The  best  known  sources  are  in  Cama- 
rines Norte,  the  moontains  of  Mambulao,  Paracale,  and  Labo,  and  the  northern 
spurs  of  the  Carabello  Mountains.  Alluvial  gold  is  said  to  exist  largely  in 
Nueva  Ecija,  near  the  village  of  Capan;  in  Tayabas  the  metal  is  found  in  the 
monntains  in  the  neighborhood  of  the  village  of  Antimonon.  In  Mindanao, 
where  gold  has  likewise  been  discovered,  it  is  believed  to  be  present  in  parti- 
cularly profitable  quantity.  Mindere,  Panay,  as  well  as  some  other  small 
Islands,  are  also  places  where  the  precieus  metal  has  been  found.  ||  It  now 
remains  to  inquire  into  the  question  as  to  whether  it  would  pay  to  werk  gold 
mines  at  aUL  For  as  yet,  at  all  events,  no  positive  proof  has  been  furnished 
of  gold  mines  being  profitable,  although  during  the  last  few  years  the  subject 
has  been  discnssed.  In  1893  the  Mambulao  Gold  Mining  Syndicate  was  formed 
in  London,  engineers  sent  out,  and  workings  actually  commenced  in  Mambulao. 
Difficulties,  however,  arose,  the  principal  no  doubt  being  that  a  large  part  of 
the  shares  were  not  allotted,  and  the  working  capital  therefore  too  small.  . 
In  general,  the  participators  specmlated  on  the  advantageons  sale  of  a  part  of 
their  concession  and  the  starting  of  a  limited  liability  Company,  something  of 
a  gold  fever  broke  out  in  Manila,  and  on  all  sides  concessions  were  acquired 
by  Englishmen,  some  Germans,  and  Swiss.  Not  one  of  these  concessions, 
however,  seemed  the  result  of  a  sound  bona  fide  project;  the  object  in  view 
was  always  the  prorootion  of  companies  and  disposal  of  the  concession  at  a 
good  profit,  leaving  all  the  risk  to  the  shareholders.  It  is  not  impossible  that 
this  would  actually,  in  some  cases,  have  taken  place,  and  a  speculation  in 
shares  foUowed  similar  to  that  on  a  former  occasion  in  Singapore  and  Hong- 
kongy  to  the  detriment  of  general  trade.  The  rebellion  of  1896  fortnnately 
put  an  end  to  speculation;  European  capital  for  such  purposes  was  not  to  be 
found   during  the   disturbances,  and   methodical  working  in  some  proyinces 
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iHT.  12006.  eqaallj  impossible,  qnite  apart  from  tbe  other  diffiealties  mentioned  aboTe.  || 
vtreinigu  cen^^uQ  farthcr  states  that  mercnry  was  formerly  fonnd  in  Tarions^  places. 
August  1898.  At  the  end  of  tbe  last  Century  a  bottle  was  sent  to  Manila  from  Mindanao, 
and  a  seeond  from  Capiz.  In  1848  mercnry  was  discovered  in  Casignron,  in 
tlie  proTince  of  Albay,  bnt  tbe  general  opinion  was  that  tbe  find  was  alto- 
gether  insignificant.  At  all  events,  none  of  these  discoveries  appear  to  have 
boen  of  any  importance.  ||  At  the  beginning  of  the  seyenties  two  beds  of  galena 
were  discovered  in  Zehn,  in  the  neighborhood  of  the  yiUage  of  Gonsolacion. 
Specimens  were  analyzed  at  the  mint  at  Manila,  and  showed,  it  is  trae,  only 
47  per  cent  of  lead,  bnt  also  1  onnee  gold  and  2  onnces  silver  per  hnndred- 
weight  Nevertheless,  the  beds  were  not  of  snfficient  significance  to  assore 
profitable  working  even  on  a  small  scale,  so  the  mines  were  again  abandoned. 
The  department  of  mines  in  Manila  did  certainly  recommend  fnrther  explora- 
tion  in  Zehn,  bnt  so  far  as  I  am  aware  eamest  steps  were  neter  taken.  In 
Mambnlao  and  Paracale  the  beds  of  galena  and  red-lead  ore  have  been  got 
ready  for  working,  and  are  probably  very  rieh.  The  workings,  however,  ha?e 
always  been  abandoned  again,  presnmably,  chiefly,  on  acconnt  of  these  Spanish 
nndertakings  being  insnfficlently  financed  from  the  commencement,  and  becaose 
of  the  lack  of  the  necessary  circumspection.  ||  There  is  natnrally  an  abnndance 
of  snlpbnr  in  this  volcanic  archipelago.  That  which  occnrs  on  the  Bnlasan  in 
Albay,  the  Taal  in  Batangas,  and  the  Apo  in  Mindanao  being  of  fairly  pnre 
quality.  Really  extensive  beds,  worthy  of  exploitation,  were  fonnd  years  ago 
in  Leite,  in  the  interior,  not  far  from  Dnlag,  and  were  worked  on  a  small 
Scale  by  the  natives.  In  1818  3,410  picnls,  at  $  2.50,  were  exported,  and 
Dr.  Jagor  states  that  the  price  paid  in  Manila  for  this  snlphur  in  the  fifties 
was  from  |  1.50  to  $  4.50.  For  the  last  twenty  years,  however,  the  sulphnr 
indnstry  has  been  whoUy  dead.  ||  Alabaster  is  fonnd  in  Camarines  Sor,  and 
there  is  a  beautifnl  marble  at  Bohol  and  Guimaras,  near  Iloilo.  Granite  of 
excellent  quality  is  qnarried  at  the  other  side  of  the  Bay  of  Mariveles,  oppo* 
Site  to  Manila.  ||  Rock  oil  was  fonnd  some  years  ago  in  Cebn  and  Paragua 
and  promises  to  be  of  importance.  I  have  neither  seen  samples  nor  come 
across  any  official  report  in  the  matter,  bnt  I  have  received  direct  information 
from  varions  trnstworthy  Indian  and  Mestizos. 

3.  With  the  exception  of  the  cigar  manufactnring,  which  nntil  January  1, 
1883,  was  monopolized  by  the  Government,  the  Islands  are  not  of  indnstrial 
importance.  Manila  possesses  two  large  sogar  refineries,  some  distilleries,  and 
rope  works.  Lately  rice  mills  and  a  flour  mill  have  been  set  np  in  Lnzon 
for  the  pnrposes  of  home  consnmption.  The  hats  made  by  the  natives  of 
Strips  of  reeds  in  Balinag  also  play  an  important  part  in  the  export  trade 
being  shipped  largely  to  America  and  Paris.  The  cigar  cases  (petacas),  like- 
wise  mannfactnred  in  Baliuag,  are  of  less  imporiance.  Thoogh  of  no  great 
significance  for  the  trade,  the  ilang-ilang  essence  shonld  be  mentioned,  the 
Philippinet  being  the  only  place  where  it  is  produced.    The  essence  is  made 
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from  the  green  blossom  of  the  ilang-ilang  tree,  one  of  the  Anonace»  ("Anona  Nr.  19005. 
adoratissima",  aocording  to  Blaneo;  ''Cananga  adorata",  according  to  Hook),  and  ^^l^^* 
find«  its  wajs  principallj  to  Paris.  It  forms  the  basis  of  all  finer  qnalitjr  per- Angnstims. 
fames,  and  has,  indeed,  become  an  almost  indispensable  article  in  the  per- 
famery  branch.  The  distillation  of  the  essence,  and  the  bosiness  in  general 
connected  with  it,  is  carried  on  exclusively  by  Oermans.  ||  Coach  bnüding  is 
of  great  importance  in  Manila.  The  home  demand  is  enormons,  as  every  in- 
habitant  of  any  standing  has  Ins  carriage,  and  the  wealthier  mestizos  excel  in 
the  laxQry  of  their  vehicles.  ||  That  soap  and  other  such  articles  of  populär 
u$e  are  mannfactnred  is  scarcely  necessary  to  State.  There  are  also  tbree 
lithographic  establishments,  owned  by  Germans.  ||  Besides  the  Balinag  industry, 
above  referred  to,  the  natives  mannfacture  excellent  liomespun  fabrics  of  cotton, 
hemp,  silk,  and  pinä  (the  fibers  of  the  pineapple  leaf);  pinä-cloth  embroidery 
is  also  a  domestic  indnstry.  These  articles  do  not  rank  at  all  in  the  export 
trade  of  to-day,  bnt  theyj^may  certainly  be  expected  to  do  so  before  long;  the 
more  so  if  the  indnstry  continnes  to  advance  as  it  has  done  dnring  the  past 
year  or  so,  not  only  as  regards  the  fabrics  themselves,  bnt  also  the  designs 
and  colors.  Some  coarse  hemp  textiles  have  already  been  exported  within  the 
last  few  years;  the  finer  hemp  and  hemp  and  silk  fabrics,  thongh  mnch  prized 
by  ladies  fof  dressmaking,  have  not  yet  entered  into  the  trade,  not  having  so 
far  fonnd  favor  with  the  Parisian  costnmers.  A  most  interesting  exposition 
of  the  prodnce  of  the  Philippines  was  afforded  by  the  exhibition  (Exposition 
Regional  de  Filipinas),  which  was  held  at  GoTemment  cost  at  Mauila  in  1895.  || 
It  is  certain  that  the  Philippines,  whose  position  is  already  assnred  by  the 
mineral  wealth  of  the  conntry,  will  also  play  a  part  in  the  indnstry  in  the 
fatnre  eqnal  to,  if  not  surpassing,  that  of  Japan. 

4.  There  seeros  to  me  to  be  no  donbt  that  even  before  the  arrival  of 
the  Spaniards  these  Islands  had  relations  with  the  Malay  Archipelago  and 
China,  and  to  a  certain  extent  carried  on  barter,  particnlarly  with  the  laiter 
conntry.  Regulär  trade,  however,  first  began  to  develop  in  1572,  when  Legaspi 
established  himself  in  Manila.  The  inhabitants  of  Cagayan  related  to  Don 
Juan  de  Salcedo  in  1572  that  their  cotton  fabncs  were  fetched  every  year  by 
Chinese  and  Japanese  vessels.  ||  Manila  is  without  donbt  the  most  advantage- 
onsly  situated  port  and  trading  place  in  the  £ast,  and  forms  the  center  of 
the  trade  between  China,  Japan,  the  Dutch  archipelago,  and  Australia.  The 
Position  of  the  Philippines  it  likewise  extremely  favorable  for  the  west  coast 
of  America,  and  Manila  shonld  be  the  natural  mart  of  eastern  Asia.  That  it 
does  not  already  occupy  this  position  is  owing  to  the  bad  System  of  admini- 
stration  on  the  part  of  the  govemment.  Uad  it  been  otherwise,  1  am  ex- 
ceedingly  doubtful  whether  Hongkong  could  ever  have  reached  its  present  State 
of  importance  in  the  face  of  Manila.  ||  Dnring  the  northeast  monsoon  most 
ships  going  through  the  Straits  to  China  run  right  across  to  Luzon,  to  get 
protection  against  the  streng  contrary  winds.    It  would  therefore  be  quite  in 
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Nr.  11005.  tbeir  conrse  to  toach  at  Manila',  bat  they  avoid  tbe  port  for  tbe  reasons 
^stoateT*  8***^^  above  —  the  cbicanery  of  the  castoms  officials.  For  tbe  same  reason 
▲ngiifi  1896.  tbe  regnlar  steamers  between  Hongkong  and  Anstralia  steam  rigbt  past  tbe 
Bay  of  Manila  witbont  rnnning  in.  Passengers  from  Manila  to  Anstralia  bave, 
tberefore,  first  to  cross  to  Hongkong  and  tben  take  passage  from  tbere,  retnr- 
ning  again  directly  past  Manila  and  Zamboanga  (so  elose  to  the  latter  that 
tbe  people  may  almost  be  recognized  on  tbe  shore),  to  tbe  first  tonebing  place 

—  Thursday  Island,  or  Port  Darwin.  H  After  1672  trade  commenced  also 
between  Manila  and  New  Spain,  wbicb  for  individnal  Spaniards  in  Manila 
proved  very  profitable.  Between  1690  and  1595,  bowever,  tbe  Citizens  of 
Manila  petitioned  sereral  times  to  tbe  King  for  liberty  of  trade,  bat  always 
in  Yain;  tbe  restriction  on  commerce  remained  as  before.  In  1610  tbe  SeWlle 
mercbants  begged  tbat  tbe  trade  between  Manila  and  New  Spain  migbt  be 
closed,  as  tbey  wanted  to  do  basiness  direct,  by  tbe  Cape,  witb  Manila, 
witboat  tbe  intervention  of  tbe  American  colonies.  Tbis  was,  nerertbeless, 
impossible,  on  accoant,  principally,  no  doabt,  of  tbe  fact  tbat  tbe  Acapalco 
silk  trade  gave  occapation  to  over  14,000  persons  in  Mexico.  ||  Galleons  were 
sent  every  year  from  Manila  to  Navidad,  and  from  1602  to  Acapalco,  con- 
taining  mercbandise  to  tbe  valne  of  $  250,000,  maximnm  admitted  by  the 
GoTemment,  and  bringing  back  doable  the  price.  Later  tbis  maximam  rose 
to  t  300,000,  and  in  1734  to  |  500,000.  Finally  tbe  amoant  reacbed 
$  600,000,  and  the  home  freigbt  double  tbe  valae.    From  Manila  tbe  galleons 

—  called  '*nao"  —  took  spices,  cotton  fabrics,  silks,  etc.,  and  gold  articles 
and  other  prodacts  of  China,  India,  and  the  Philippines;  50,000  silk  stockings 
are  also  especially  mentioned.  (Refer:  Lord  Anson's  Joamey  Roand  the  World, 
1749,  and  the  description  of  Spanish  commerce  by  J.  C.  S.,  Dresden,  1763.) 
The  home  freigbt  consisted  chiefly  of  silver  dollars;  and  there  were  also  pas- 
sengers,  persons  going  to  seek  their  fortane  in  the  Pbilippines,  and  officials 
and  soldiers  sent  oat  by  the  Madrid  Government  as  substitates.  ||  The  mer- 
cbandise yielded  twice  its  ralae  in  Manila,  and  as  is  recorded  sometimes  even 
foar  times,  which  in  certain  cases  may  no  doabt  have  been  the  case.  The 
profit,  bowever,  did  not  all  go  into  one  pocket,  bat  was  divided  among  a 
namber.  The  Government  issaed  Warrants  (boletins)  remitting  tbe  shipping  of 
cargo  to  the  monasteries,  pensioned  officials,  and  other  privileged  persons, 
who  tben  sold  them  to  mercbants;  in  tbis  manner  tbe  profits  were  distribnted. 
The  result  was  that  mercbandise  of  very  high  valae  was  shipped,  and  the  nao 
often  80  packed  witb  cargo  that  the  guns  had  to  be  stpwed  away.  On  the 
home  joumey  there  was  often  over  f  3,000,000  value  on  board.  As  these 
ships  were  maintained  at  the  expense  of  the  Government,  it  is  nataral  that  a 
portion  of  the  shipping  fees  was  reserved  for  the  royal  exchequer.  ||  Generally 
the  well-laden  nao  sailed  from  Cavite  in  Jaly,  steering  to  northward  to  30^ 
where,  taking  advantage  of  the  westem  winds,  they  made  for  the  shores  of 
California,  tben  coasting  sontbward  to  Acapalco.    The  voyage  was  always  most 
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difficalt  and  dangeroos,  and  often  verjr  long,  lasting  sometimes  six  months  or  Nr.  iaoo6. 
more.  In  later  years  the  ships  sailed  more  commonly  throogh  the  Straits  of  ^gj^'l)^^ 
San  Bernardino,  sonth  of  Lnzon,  though  this  did  not  Bhorten  the  Toyage.Aogutis^s. 
Arrived  at  the  Californian  coast,  they  ran  into  San  Lucasi  where  they  took  in 
provisions  and  rcceived  information  as  to  the  movements  of  pirates  in  the 
waters,  natarally  a  matter  of  great  concern,  considering  the  valoe  of  the  cargo. 
The  home  voyage  to  Mauila  was  easier  and  qaicker,  seldom  occupying  more 
than  two  months.  The  ship  sailed  sonthward  from  Acapulco  tili  about  10^  N., 
taking  the  passage  to  the  Marian  Islands,  and  then  farther,  throngh  the 
Straits  of  San  Bernardino,  to  Manila.  As  the  time  arrived  when  the  nao 
conld  be  expected,  nightly  fires  were  lighted  on  two  high  rocks,  sq  that  the 
vessel  might  find  her  way  throngh  the  islands.  (In  old  works  the  islauds 
Gnam  and  Bota  are  mentioned.)  ||  The  naos  were  vessels  of  1,200  tons  or  even 
more,  and  were  manned  as  war  ships  and  armed  with  50  or  60  cannon. 
Notwithstanding  this,  they  sometimes,  together  with  their  costly  cargo,  feil  a 
booty  to  privateers,  pirates,  and  war  ships  of  iuimical  powers.  In  June,  1743, 
Lord  Anson,  on  board  the  Centurion,  captured  the  Nuestra  Senora  de  Caba- 
donga,  a  much  larger  galleon,  captained  by  Don  Jeronimo  de  Montcro,  off 
Cape  Espiritu  Santo,  on  the  Samar  coast^ 

The  captain  of  the  galleon,  who  bore  the  title  ''general",  received  on  the 
Acapulco  trade  a  percentage  of  about  |  40,000  for  each  voyage;  first  officers, 
likewise,  were  paid  commissions.  ||  Toward  the  end  of  the  last  Century  the 
profits  began  to  decline,  decreasing  more  and  more;  sometimes  the  ships  even 
found  the  market  in  Acapulco  perfectly  flat,  withont  anj  demand.  This  was  . 
because  of  American  traders,  and  of  EngUsh  mercb^nts  supplying  all  the  re* 
quirements  direct  from  Europe;  smuggling  also  played  its  part  Thus  it 
happened  that  the  ships  were  often  unable  to  retum  for  long  periods  of  time. 
The  last  nao  which  left  Manila,  in  1811,  did  not  return  from  Acapulco  until 
1815.  II  In  1785  the  Real  Compania  de  Filipinas  was  started,  having  its  seat 
in  Cadiz,  and  with  a  capital  of  $  7,000,000.  This  Company  more  or  less 
monopolized  the  whole  trade,  until  on  August  15,  1789,  a  decree  was  issued, 
permitting  European  vessels  to  import  Asian  produce,  and  to  import  only  such 
Spanish,  Philippine,  and  American  produce  as  the  compania  had  imported. 
A  second  decree,  dated  October  15,  1803,  deprived  the  compania  of  still 
further  Privileges,  and  declared  tbe  harbor  of  Manila  open  to  all  nations. 
Certain  rights  the  compania  still  retained,  however.  In  1814,  absolute  liberty 
of  trade  was  allowed  to  the  whole  world.  As  the  result  of  the  introduction 
of  the  new  Codigo  de  Comercie,  July  15,  1833,  the  Privileges  of  the  compania 
ceased  altogether  in  1834.  A  year  later  the  exportation  of  manufactured 
tobacco  and  cigars  was  also  permitted.  ||  Until  the  close  of  the  preoeding  Cen- 
tury, 1792y  foreigners  were  not  allowed  to  settle  in  Manila  (altbough  Lape- 
rouse,  1787,  mentions  the  French  merchant  S6bir  in  this  town).  As  soon  as 
the  permission  was  granted  the  first  foreign   houses  were  established,  tho 
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Nr.  19005.  nnmber  continoallj  increasing  so  that  to-day  the  external  trade  is  almost 
Vui"*f  **  ®^<^^°8^^®^y  ^^  foreign  hands;  1851  saw  the  establishment  of  the  Banco  Espanal 
lagiut  1893.  Filipino;  bat  by  reason  of  bareaacratic  forcnalities  aod  strict  limits  imposed, 
transactions  were  mach  impeded.  It  is  only  in  recent  years  that  matters  have 
bettered,  rendering  fair  and  easy  banking  bnsiness  possible.  Up  to  1860  and 
still  later,  banking  transactions  were  therefore  done  almost  wholly  throagh 
two  large  American  hooses.  To-day  we  find  branches  of  the  Chartered  Bank 
of  India,  AnstraUa,  and  China,  and  of  the  Hongkong  and  Shanghai  Banking 
Corporation,  doing  the  principal  bnsiness.  ||  The  Consalado,  established  in  1772 
and  removed  on  Janaary  1,  1834,  and  the  Junta  de  Comercio,  foanded  on 
Jannary  1,  1835,  have  done  practically  nothing  at  all  for  trade  and  shipping. 
The  export  and  Import  trade,  as  already  remarked,  lies  almost  exclasi?ely  in 
the  hands  of  foreigners,  principally  English,  Germans,  and  Swiss.  The  retail 
and  intermediate  trade  is  done  by  the  Chinese.  The.Spanish,  in  addition  to 
the  Compania  General  de  Tabacos  de  Filipinas  —  which,  however,  pays  bat 
a  small  dividend  —  and  some  Inland  traders,  own  a  nnmber  of  milltnery 
Shops  for  town  costumes  and  cosmetic  stores.  ||  How  greatly  the  trade  done 
by  foreigners  snrpasses  that  of  the  Spanish  is  seen  from  the  tables  below 
giving  the  external  shipping  trade  and  tolls.  Since  1896  there  has  been  no 
American  house  in  Manila.  ||  The  traffic  between  Manila  and  the  provinces  is 
carried  on  mostly  by  means  of  thirty-five  steamers  and  a  large  nnmber  of 
smaller  sailing  vessels.  The  sole  railway  rans  from  Manila  to  Dagupan,  the 
port  of  Pangasinan,  a  rice-growing  province,  on  th^  west  coast  of  Lnzon,  on 
.  the  Galf  of  Lingayen.  The  only  large  line  of  ships  tonching  at  Manila  is  the 
Compania  Transatlantica,  from  Barcelona  to  Manila  which,  however,  also  has 
Liverpool  as  a  shipping  port,  as  the  steamers  wonld  otherwise  scarcely  be 
able  always  to  secare  a  fall  cargo.  The  chief  profits  of  the  line  are  no  doabt 
earned  from  the  enormoas  transport  to  and  fro  of  officials  and  soldiers;  in 
nearly  every  ship  all  berths  are  occupied.  There  is  a  brisk  trade  done 
with  Hongkong,  throagh  foar  or  five  steamers  ander  the  British  flag;  for  the 
largest  part  of  the  goods  goes  over  Hongkong,  being  transshipped.  A  steamer 
rnns  to  Singapore,  meeting  the  French  mail  steamer,  by  which  the  principal 
Enropean  postal  traffic  is  carried  on.  ||  Despite  the  fact  that  the  foreign  flag 
was  everywhere  at  a  disadvantage,  and  the  Spanish,  on  the  contrary,  privi- 
leged,  the  former  has  always  been  the  really  dominating.  Thongh  formerly 
foreign  vessels  were  obliged  to  run  in  in  ballast,  novertheless  they  took 
ontward  freight.  The  privilege  shown  to  the  Spanish  flag  did  not  ease  tili 
1872,  and  consisted  at  that  time  in  a  rednction  of  25  per  cent  on  the  cnstom- 
hoase  charges.  This  was  gradoally  diminished,  every  year  by  5  per  cent  and 
in  the  last  year  by  10  per  cent  at  once. 

The  following  table  shows  the  State   of  the  shipping  trade   in  Manila  in 
earlier  years: 
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1827. 

1828. 

1829. 

Inoom. 
ing. 

Gut. 
going. 

Ineom. 
ing. 

Gut. 
going. 

Ineom. 
ing. 

Oat. 
going. 

Foreign  ships     . 
Spanish  ships 

96^ 
34 

98 
29 

99 
31 

89 

38 

146 
41 

145 
43 

Total    .... 

130 

127 

130 

127 

187 

188 

Nr.  12005. 
Tereinigie 
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In  1868,  112  foreign  vessels  with  74,054  tons,  moBÜy  in  ballast,  entercd 
to  take  np  cargo,  aod  93  Spanish  vessels  entered  and  sailed  with  cargo.  To 
show  a  comparison  of  the  trade  dnring  the  past  two  jears,  I  have  compiled 
the  foUowing*^ table: 


Incomiog. 

Ontgoing. 

Shipi. 

Tonn«g«. 

Ships. 

Tonnage. 

Foreign  •    .    . 

1896. 

181 
47 

264,868 
92,541 

176 
49 

251,439 

Spaniflh  .    .    . 

95,802 

Total 

228 

357,409 

224 

347,241 

Foreign  .    .    . 
Spanish  .    .    . 

1897. 

204 

48 

301,199 
84,326 

197 
50 

292,219 
88,649 

Total 

252 

385,525 

247 

880,868 

At  the  commencement  of  the  Century  the  Imports  were'far  greater  than 
the  exports;  then  the  two  became  about  eqnal,  and  finally  the  exported  goods 
rankcd  first.  In  recent  years  the  exports  have  always  exeeeded  the  import 
by  son&e  30  per  cent  —  a  very  promising  sign  of  the  prodnctive  capacity  of 
the  coantry,  ||  The  Imports  to  Aragon,  in  1818,  according  to  the  duties  paid, 
amoonted  to  — 

Under  foreign  flag #  1,680,200.25 

Under  Spanish  flag •    .  616,071.85 

Total 

as  against  an  exportation  of  — 


2,296,272.10 


Articlos. 


Hemp piculs 

Cordage quintais 

Hemp  rope do. 

Goffee cavans 

Sngar piculs 

Indigo quintais 

Liquid  Indigo do. 

Sapan  wood piculs 

Shells do. 

Transport 


ToUl. 

$  1,044.00 

2,775.00 

625.00 

507.00 

100,835.00 

192,000.00 

3,867.50 

23,531.25 

i,88aoo 


327,072.75 
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Artidas. 


Transport 

Tortoise  shell piculs 

Sulphur do. 

Ebony do. 

Hullüd  ricc do. 

Shark  fins do. 

B^he  de  mer do. 

Birds*  nests do. 

White  birds'  nests do. 

Dried  crabs do. 

Pure  cotton do. 

Glue do. 

Rattan do. 

Wax do. 

Gold taels 

Timber trunks 

Cowrle  Shells cavans 

Salt do. 

Cocoa gantas 

Rum gallons 

Plowshares pw« 

Garpenters'  axes 

Buffialo  hides 

Cowhides  (tanned) 

Stag  hides 

Mats 

Buii  mats 

Hats 

Various 

Riding  horses 

Total 

There  was, 


Qttuititj. 


81 
3,410 
2,610 
1,532 
42 
2,266 

6.68 
94.24 
1332 
1,176 

310 
1,192 
1,280 

280 
1,391 
1,066 
1,000 

105 
1,348 

580 

420 
3,853 
3,153 

684 
1,280 

731 

748 

12 


prioe. 


TotoL 


350.00 

2.50 

1.75 

150 

16.00 

24.00 

180.00 

3200.00 

6.00 

22.00 

2.50 

4.50 

28.00 

13.00 

1.25 

2.00 

.25 

1.50 

.60 

.50 

.50 

.37V, 

.75 

.13 

.30 

1.00 

.30 

50.00 


827,072.75 

10,850.00 

8,525.00 

4,567.50 

2,29a00 

672.00 

54384.00 

788.M 

80136800 

739100 

25372i» 

775Ä) 

5,364.00 

35.84000 

2,990.00 

1.73875 

2,13100 

350.00 

157.50 

647.00 

290.00 

210i)0 

1,257.37 

2,86i75 

8833 

88400 

73L00 

224.40 

6,483.95 

eoaoo 


807,0ia29 
therefore,  ncarly  three  times  as  much  imported  as  exportad. 
The  list  of  articles  exported,  with  their  prices,  is  interesting.  Of  the  leading 
articles  of  to-daj  sugar  was  the  only  one  of  importance,  bat  even  this  came 
after  white  birds'  nests  and  indigo.  Comparing  with  this  the  table  of  Dr.  F. 
J.  F.  Meyen,  on  board  the  Prussian  merchant  ship  Princess  Loise,  11  years 
later,  we  find  a  great  increaee  in  exports  —  in  the  case  of  sogar  tenfold  tbe 
amoant,  thongh  with  hemp,  again,  not  at  all  U  He  gives  the  exports  as  (oUows: 


ArüclM. 


Suffar picul 

Indigo do. 

Sapan  wood do. 

Huiled  rice  (114,793  cavan) do. 

Unhnlled  rice  (30,830  cavan)  paddy do. 

Ram gallons 

Cigars liuograms 

•  1V7,486  MTU.  6  4,257  MobM. 


182V. 


120.274 
11,809 
11,675 

104,857 
28,027 
19,551 
52,848 


J^     18». 

1383^ 

13.863 

11.594 

a  179.659 


{»48.956 
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The  renmtBiog  le68  importaftt  ardcles  «ro  omitted.  ||  Bince  foreigners  have  Nr.  laoos. 
DO  longer  been.  so  harassed  bf  ßiMinisfa  pririleges,  trade  has  steadilj  increased,. ^g "*"'*'** 
e?en  if  not  to  the  extent  tbat  it  shoold.    The  trade  of  the  Philippines  shouldinr>8ti898. 
be  twentj  times  what  it  i«  to-d47.    At  the  end  of  the  twenties,  imports  and 
ezports  were  practically  eqnal: 


Y«ar. 

Import!. 

Exporte. 

1827 

$  1,048,680 
1,550,933 

1  1,093,690 
1,475,034 

1828 

Up  to  the  seventies  both  had  been  increased  more  than  tenfold,  and  the 
exporta  considerably  exceeded  the  iraports;  in  round  numbers: 


Yaar. 


Importe. 


1870 
1875 
1880 


#14,000,000 
13,000,000 
17,000,000 


Exporte. 


#16,000,000 
19,000,000 
22,000,000 


The  only  exception  is  the  jear  1872,  when  the  exports  stood  at 
1 16,600,000  and  the  imports  at  i  22,000,000.  In  1892  the  exports  were 
4  33.000,000,  the  imports  #  26,000,000.  ||  It  is  a  difficalt  matter  to  give 
statistics  of  the  imported  goods,  sinöe  the  innamerable  articles  are  not  enteriBd 
Beparately  at  the  cnstom-house,  but,  for  purposes  of  duty,  are  placed  in  cer- 
^Q  classes.  Some  of  the  leading  goods  may  be  mentioned,  however.  From 
England,  au  Manchester  articles  play  an  important  part,  together  with  a 
irnmher  of  less  significant  wares,  such  as  hardware  and  leather  goods.  From 
Germany  come  better  class  textiles,  tricots,  hardware,  paper,  leather,  steel  and 
'wn,  machinery,  etc.  From  Switzerland,  St^  Gallen  laces,  muslins,  and  silks. 
^rom  France,  Lyon  silks,  machinery  for  cigarette  raaking,  and  paper.  ||  From 
Attstria,  principally  only  Vienna  furnitnre  and  Bohemian  glassware.  From 
^«^ghim  is  sent  gfaws  and  glassware,  iron,  paper,  ccment,  etc.  From  Russia 
^d  America,  kerosene,  and  from  the  latter  country  also  flour  and  tinned 
ineats  —  as  Spain  expofrted  formerly  almost  only  preserved  foods  in  tins  — 
*öd  wines.  Within  the  [last  few  years  she  has  commenced  to  Import  into  the 
Philippines  othei»  article$,  to  compete  with  the  wares  of  other  countries.  The 
Spaaish  goods  are  in  eviery  way  inferior  to  tfaose  of  foreign  manufacture,  but 
^^  «uxount  of  their  being  free  from  import  duty  the  prices  are  considerabl^ 
^o^er.  J  In  the  following  table  the  exports  durlng  the  last  fire  years  are  given. 
The  minor  articles  have  been  omitted: 


*t»«itftr«ki?  LlUl, 
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X.  —  Principal  experts  from  ihe  PhiUppiiMs  fram  January.l  to 
Decerkber  31,  1896. 


To- 

Sogar. 

Hemp. 

Coffee. 

Totecoo. 

Cigmrs. 

Sapui 
wood. 

Coprft. 

Piculs. 

PicuU, 

PicuU, 

UOs. 

TÄow- 
aand. 

PicuU. 

PiouU. 

Great  Britain    .    . 

793,165 

815,044 

199 

47,816 

35,010 

3,340 

32,200 

United  States   .    . 

16,000 

615,554 

_ 

132 

180 

— 

— 

Enrope     .... 

774,852 

5,660 

928 

154,930 

32,610 

— 

548,812 

Anstralia  .... 

— 

88,892 

— 

62 

14,850 

— 

— 

1,379,377 

61,660 

307 

16,076 

112,540 

50,323 

3,895 

Canada     .... 

97,920 

— 

— 

— - 

610 

— 

— 

Dirare  Binrater    . 

626,874 

74^70 

— 

— 

— 

— 

Total  in  1896    .    . 

3,588,188 

1,531,810 

1,434 

219,016 

195,800 

53,663 

585,907 

Total  in  1895    .    . 

3,694,769 

1,664,590 

3,287 

225,677 

198,270 

38,919 

594,469 

Total  in  1894   .    . 

3,109,108 

1,591,962 

9,008 

194,500 

140,075 

75,115 

510,633 

Total  in  1893    .    . 

4,184,296 

1,282,942 

5,102 

230,572 

133,046 

76,588 

188,404 

Total  in  1892   .    . 

3,954,060 

1,581,100 

21,801 

254,063 

133,404 

52,452 

292,536 

▲rtIclM. 


1896. 


ins. 


18M. 


Sngar    .  . 

Hemp   .  . 

Coffee   .  . 

Tobacco  . 

Cigan  .  . 
8apan  wood 

Copra   .  . 
Various 


1 14,000,000 

11,160,000 

67,500 

2,680,000 

1,990,000 

70,000 

2,680,000 

224,000 


$  12,289,000 

13,817,000 

158,000 

2,706,750 

1,786,200 

58,400 

2,898,000 

60,800 


$  12,590,000 

12,750,000 

412,000 

2310,000 

1,500,000 

102,000 

2,500,000 

115,000 


Total 


32,771,500 


33,225,150 


82,279,000 


Tbe   exports   from   Manila  alone,   the  most  important  place  to  be  con- 
sidered,  were,  doring  the  past  six  years,  as  follows: 

B.  —  Exports  fram  Manila  in  the  years  1892'-'1897. 


Tear. 

Hmp. 

Gordag*. 

CoffM. 

TobMCo. 

Cl«»r«. 

PicuU, 

PicuU. 

PicuU. 

Thcusand. 

1892 

1,408,444 

1,854 

21,801 

264,068  •) 

133,895 

1893 

1,154,766 

2,200 

5,006 

230,672  •) 

130,820 

1894 

1,822.000 

1,800 

9,000 

194,500*) 

188,000 

1895 

1,446,990 

8,774 

8,080 

222,610  •) 

198,270 

1896 

1,888,118 

8,619 

1,484 

212,706*) 

195,800 

1897 

1,689,754 

8,878 

4,947 

819,888') 

188,785 

^  FW  th«  MWl  fttl  W  Spdi  tm  tt«  BMtp^ly. 
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Y9U. 


1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


Sng.ir. 


Dry. 


Piculs. 

921,854 
1359,737 
1,200,000 
1,440.000 
1,456,549 

839,994 


Wet. 


250,369 
521,980 
295,000 
285,159 
272,337 
82,062 


Indigo. 


Quintana, 
6,534 
971 
1,599 
26 
5,419 
4,468 


Sapaa- 
wood. 


PunOs. 
29,314 
53,767 
40,000 
27,210 
14,234 
16,631 


Copra. 


Piculs. 
186,519 
168,122 
475,000 
226,626 
561,268 
749,207 


Öhells. 


•   Nr.  12005. 
Vereinigte 
Staaten. 
Angnftl898. 


Piculs, 

223 

254 

350 

1,367 

1,101 

1,180 


In  the  June  (1898)  nomber  of  the  National  Geographie  Magazine,  called 
'Hhe  Philippine  nnmber/'  are  some  articles  abont  the  islands.  Althongh  for 
the  most  part  interesting,  especially  for  anthropologists,  thejr  are,  in  economic 
matters,  inaccorate.  Nene  of  the  statistios  are  to  be  depended  npon,  for  even 
at  tbe  commencement,  in  mentioning  the  trade  of  1896,  there  is  an  error  of 
about  twentj-eight  mlllion  dollars.  In  1896  the  export  alone  was  $  32,771,500. 
The  figures  given  bjr  me  are  correct,  as,  indeed,  statistics  can  onljr  be  correct. 
The  trade  is  indeed  small,  compared  to  what  it  shonld  be;  bat  amonnts,  such 
as  are  giren  to  the  author  of  the  magaiine  article,  were  reached  twentjr-five 
jears  ago.  ||  To  give  the  statistics  of  the  imports  even  only  approximatelj 
correct  is  impossible,  wherefore  I  have  refrained  altogether  from  giving  de- 
tailed  statistics  in  this  regard.  The  author  of  the  article  referred  to  tabu- 
lates  the  American  goods,  among  which  wheaten  flonr  in  particnlar  must 
strike  the  eye  of  anyone  really  knowing  the  conditions  of  the  trade.  He 
gtves  the  valae  of  the  imports  as  lowest  in  1893,  with  $  7300,  and  the 
hig^est  in  1896,  with  t  18,290,  which  figures  are  mach  too  low.  The  valae 
of  the  flour  imported  from  America  mast  be  at  least  five  or  ten  times  as 
mach.  II  The  terms  in  the  prodace  market  in  Manila  are  always  cash  down. 
In  bnsiness  with  the  provinces  the  Manila  honse  has  freqaentlj  to  make  ad- 
vances,  which  oertainly  means  risk;  bat  if  one  is  cantioas  with  whom  one 
deals  the  business  is  safe  enoagh  here  also.  It  is  always  the  main  thing  in 
the  case  of  transmarine  places  just  springing  ap  to  know  the  State  of  affairs 
precisely,  and  to  be  in  a  position  to  form  a  soand  jadgment  at  a  moment's 
notice.  The  bnsiness  between  the  importers  and  the  Chinese  retail  dealers  is 
done  either  by  means  of  acceptance  (pagar6)  at  six  months,  or,  as  is  more 
general  of  late,  cash  within  foar  to  six  weeks,  with  5  per  cent  discount  Un- 
fortnnately  the  four  to  six  weeks  are  very  often  exceeded.  Insolvencies  fre- 
qaently  occar  among  the  Chinese.  The  creditors  asaally  prefer  to  come  to 
^  arrangement,  for  if  once  the  matter  comos  before  a  Spanish  coart  it  is 
the  invariable  rnle  that  the  creditors  get  nothing  at  all.  ||  Fines  (mnltas),  par- 
ticalarly  in  differences  with  the  cnstom-hoase  are  imposed  in  a  most  annoying 
manner,  on  every  possible  occasion,  since  the  officials  receive  a  share  of  the 
4ne  imposed.    A  sbip   whieh,  for  instance,  does  not  deliver  precisely  the 
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Hr.  liooi.  tiiiibber  of  bales  in  the  manifest  is  fined  for  each  baie  more  or  less  #100. 

^stMiMi!*  ^^  ^^^^y  ^^^^  ^^  ^^^^  ^^  weight  mast  be  stated  beforeband,  and  if  it  U  not 
▲iiffuii69d.correct  a  fine  is  inflicted.  In  this  waj  tbere  are  a  handred  kinds  of  chica- 
nery  practiced,  all  costing  mucb  unnecessary  ezpenditore  of  monej,  tbe  greater 
part  of  wbicb  goes  into  tbe  pockets  of  tbe  offfcials.  ||  Tbe  tobacco  monopolj, 
witb  all  Its  beartless  severitj  and  imposts,  was  introdaced  in  1781  ander  the 
governor,  Don  Jos^  Vasco  y  Yargas,  as  the  Gofernment  agaiu  foand  itself  in 
a  eritical  financial  condition.  The  popalation  guessed  at  what  was  comiug 
and  opposed  the  introdaction,  so  that  the  law  was  onlj  carried  by  force  of 
anns.  The  law  prescribed  that  everj  nati?e  might  plant  tobacco»  bat  migbt 
only  seil  it  to  tbe  GoTemment  In  tbe  tobacco  districts  erery  natife  had  to 
grow  a  oertain  namber  of  plante  and  devote  all  hie  attention  to-  them,  witboit 
ever  leaving  them.  The  collecting  of  caterpillars  was  done  by  women  and 
children,  jost  as  to*day.  ||  This  woald,  however,  all  bare  beeu  well  enoagfa  had 
the  people  been  able  to  enjoy  the  froits  of  their  labor,  bat  the  worst  has 
still  to  be  said.  The  tobacco  was  sorted  —  ''aforado/'  as  it  is  teehnieally 
caltod  —  and  that  anfit  for  ase  barned  so  as  to  provent  fraad.  The  prin- 
cipal  matter  in  sorting  was  the  length  —  18  inches  and  over  was  primera 
class;  18  to  14  inches,  secanda  class;  14  to  10  inches,  tercera  dass,  and 
10  to  7  inches,  qaarta  class.  Smaller  bat  good  leaves  were  sometimes  classed 
as  5  and  6. 

For  Taloing  the  tobacco  the  oficials  ased  a  scale  aocording  to  which  the 
planter  recei?ed  some  20  to  80  per  cent  of  the  real  vadae.  Bot  he  wi^  not 
paid  in  casb.  He  recelyed  a  certificate,  a  kind  of  treasury  bond.  Had  the 
people  had  eecarity  for  the  payment  of  these  bonds  at  an  early  date,  the 
latter  woald  loon,  no  doobt,  haye  come  into  currency  as  paper  mooey.  Bat, 
far  from  this  being  so,  no  one  woald  have  them,  knowing  that  five  or  six 
years  might  pass  before  they  were  redeemed.  The  tobacco  planters  lived 
ander  more  miserable  conditions  than  the  worstkopt  sUves,  and  were  glad  if 
some  noble  philanthropist,  with  an  eye  to  asury,  would  give  them  half  tbe 
Yalue  of  their  certificates.  And  sach  disgracefol  osary  it  hardly  was,  for  who 
oould  say  whether  the  porchaser  was  not  risking  bis  60  per  cent?  Frequently 
the  bonds  were  practically  giyen  away.  In  the  oigar  manafactoriet  in  Manila 
30,000  work  people  were  employed,  and  were  always  paid  in  casb,  so  tbat 
their  lot  was  more  envious  than  that  of  the  planters.  That  ander  this  system, 
in  fepite  of  the  enormous  army  of  officials,  a  proflt  of  four  or  five  million 
doUars  was  annoally  yielded  can  be  easily  understood.  H  The  savior  of  the 
onfortanate  tobacco  planter  was  one  of  those  Spaniards  in  whom  tbere  was 
still  the  blood  of  the  hidalgo  the  intendeot-geieral,  Don  Jos^  Jimeno  Agios. 
In  bis  report  in  1871  be  relentiessly  ezposed  the  oondiUon  of  affairs  ander 
the  monopoly  and  strongly  advised  its  abolition,  anless  the  Goyemment  wished 
to  destroy  tobacco  planting  altogether  and  bring  aboat  the  absolite  roin  of 
tbe  plaat^rs,  liying,  iis  it  was,  in  the  grentest  misery.     f  arth^rmore,  kt 
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showe^   Ibat  the  necessary   new   baildings   and  plant  in  tbe  factories  wonld  vr.  120«. 

pretty  well   absorb  all  tbe  profit  of  tbe  enraing  year.    Tbis  very  competent  ^^Jjjjjjj* 

and   energetie  man   conld  not,   boweTer,   carry  bis  wisbes  into  effect  at  tbe  a«««*  leit. 

tim%.    Not  nntil   ten  years  later,  in   conjnnction  with  tbe  eolonial  minister, 

Fernando  de  I«eon  y  Gastillo,   was  be  able  to  bring  abont  tbe  abolition,   and 

on  July  1,  1680,  the  planters  were  freed  from  tbeir  cbatns.  H  On  Jannary  1, 

1888,  tbe  free  manvfaetnre  of  tobaoeo  was  also  allowed.   Already  at  tbe  eom- 

meneement  of  Joly,  1881,  tbe  fact  was  known,  and  the  tobacco  report  of  ny 

boitse,  datdd  Jnly  9,  1881,  commenced:  ''We  head  oar  report  with  tbe  joyfnl 

and  most  important  news  of  the  decreed  abolisbroent  of  tbe  tobacoo  and  cigar 

monopoly."    We   entertained  tbe  fear,   bowoTer,   tbat  the  rate  of  dnty  wonld 

be  raised,  and  such  was  actnally  the  case.    Tobacco  and  cigars  paid  an  ex- 

port   dnty,   and  the  Import  dnty  was  raised  60  per  cent    At  first,  howerer, 

tbe  treasnry  bonds   had  to   be   redeemed,  and  this  was  done  by  means  of 

anctions, 'wbereby  #  150,000  was  redeeroed  montbly  to  tbose  wbo  offered  tbeir 

bonds  at  the  Iowest  rate.    Tbe  Government  had  even  tbe  impndence  to  declare 

tbat  demands  of  orer  80  per  cent  wonld  not  be  regarded.    Tbe   first  bond- 

bolders  were  ready  to  take  45  and  55  per  cent;  bnt  it  was  soon  fonnd  tbat 

tbere  was  a  nnrober  of  bolders   wbo  were  prepared  to  take  rlgorons  steps, 

aad  refnsed  less  tban  80  per  cent.    Tbis  cansed  tbe  Government  to  basten 

the   redemption,  and   at   tbe  dose  had  cleared  a  balance  of  two  and  a  half 

milHon  dollars.   ||   Since  Jannary  1,   1883,   varions  cigar  factories  have  been 

establisbed,  of  which,  bowover,  only  a  few  tnm  ont  a  really  first  class  article. 

Tbe   cigars  mannfactnred  by  maoy  Chinese  factories  and  by  tbe  natives  as  a 

hone  indnstry  are  of  very  inferior  qnality.   ||   A  new  tariff  of  dnties  was  in- 

trodnced   in  1891  which  professed  to  be  based  npon  a  dnty  of  20  per  ceut. 

In  reality,  bowever,  nearly  all  articles  yielded  more,  some  even  over  100  per 

cent  of  the  valne.    Then  tbere  were  still  varions  additional  fees  to  pay  on 

Imports,  and    the   export  fees  were  also  several  times  changed.    To-day  tbe 

practice  is  as  foUows:    To  the  importation  tariff,   which  in  the  case  of  some 

articles  is  increased  by  20  per  cent,  tbere  are  barbor  dnes  amonnting  to  10 

per  cent  added  and  8  per  cent  of  tbe  valne  of  tbe  goods,   wbich  is  fized  by 

law.     Spanish  goods   pay   on\y   the   harbor  dues  and  tbe  8  per  cent  of  tbe 

valne,   and  thns  get  npon  tbe  market,   to  the  disadvantaged  of  other  better 

and  originally  cheaper  prodnce.  ||  Of  tbe  prodaee  of  the  conntry,  tbe  prindpal 

pay  export  dnties  as  foUows: 

Per  loa 
kilograms  gross. 

Bemp  .    .    4 « #  0.75 

Indigo 60 

Liqnid  Indigo .05 

Rice 2.00 

Sngar 10 

Ck)coanQts  and  copra .10 


Digitized  by 


Google 


198 


Andere  Notizen  aber  die  Philippinen. 


Nr.  12005.  Pw  100 

Terdnigfie  kllognmfl  glOII. 

stoatoB.    Tobacco  from  Cagayan  Isabella 3.00 

^"*^**'**^  Tobacco  from  Visayas  Mindanao 2.00 

Tobacco  from  other  provinces 1.50 

Mannfactnred  tobacco 3.00 

And  all  prodnce  pays  #  1.60  per  1»000  kilograms  harbor  dnes.  |  In 
1880  the  barbor  dnes,  on  both  exports  and  Imports,  were  raised,  at  first  by 
20  per  Cent  of  the  Import  dnty  and  1  per  oent  of  the  export  yalne,  for  the 
pnrpöse  of  bnilding  a  new  harbor,  and  this,  with  some  few  alterations,  remaiis 
so  to  this  day.  The  harbor  is  a  long  way  from  being  ready,  nor  will  it  erer 
be  finished  if  the  present  System  continues,  even  thongh  of  late  the  work  his 
been  a  little  expedited.  At  a  normal  rate  of  work,  what  has  been  done  eoold 
haye  been  finished  in  one  or  two  years.  With  the  amonnt  received  throogfa 
the  increased  daes  ten  harbors  could  have  been  ballt,  bnt  probably  the  monff 
no  longer  exlsts.  ||  The  dnty  retnms  were,  in  — 

1828 #  227,000 

1829 229.115 

1830 228/)61 

In  the  last  few  years  they  haTe  stood  mach  higher,  this  belog  piin- 
cipally  cansed  by  foreign  hoases.  For  the  past  three  years  the  retom 
were : 


1895. 

1896.                     1»7. 

From  foreign  houses 

t  2,818,900 
861,400 

t  8,106,100     $  8,822.600 
426,900  I         908,000 

From  Spanish  houses 

Total 

8,180,800 

8,582,000 1       4,226,600 

Thus  the  foreign  houses  paid,  in  1895,  87  per  cent;  1896,  88  per  cent, 
and  1897,  73  per  cent  of  the  indirect  dnties.  ||  During  the  recent  years  the 
Spanish  figures  have  risen  by  reason  of  the  increased  export  duties  on  tobacco, 
which  the  Gompaüia  General  shipped  for  the  ßpanish  monopoly.  H  I  now  come 
to  the  question,  What  mnst  be  done  in  order  to  bring  the  prodaction  and 
trade  of  the  colony  into  the  condition  in  which  they  should  be?  The  answer 
foUows  from  what  has  already  been  stated.  Before  all,  the  System  of  td- 
ministration  mnst  be  changed,  and  commerce  and  shipping,  industry  and  mmiog, 
as  also  planting,  given  free  play,  quite  independent  of  the  nationality  of  the 
persons  concerned.  On  the  contrary,  if  the  natives  are  not  nomeroas  enoogh 
to  snpply  sufficient  workmen,  Chinese  coolies  should  be  broaght  over  imder 
govemment  supervision  in  the  same  way  as  is  done  in  Sumatra.  The  export 
duties  should  be  whoUy  abolished  and  the  Import  duties  put  on  a  snitable 
basis.  The  harbor  works  at  Manila  should  be  completed,  and  safe  Unding 
places  also  for  larger  steamers  erected.  And  If  not  a  free  port,  at  all  ereots 
a  bonded  warehouse  is  necessary.  ||  I  mention  firstly  and  principally  Hanih^ 
which  will  alwayö  remaiu  the  ceuter   and  principal  emporiom«    A  heguaung 
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Brost  be  made  by  opening  np  Lnzon,  by  laying  down  good  roads  and  eon*  Nr.  laow. 
itmcting  bridges,  of  which  to-day  there  is  an  absolute  dearth.  The  water-  ^^^1^^ 
wajB  ahonld  be  controlled,  partienlarlj  those  whioh  can  be  easilj  made  naTi-Aaffu*iM8. 
gable.  The  conBtmetion  of  railwajs  shonld  be  continned,  in  order  to  connect 
the  interior  proiinces  with  Manila.  The  mo8t  important  line  wonld  be  one 
from  Manila  throngh  Nnera  Iknja,  the  Caraballo  Mountains,  the  province 
Nneva  Yisoaya,  into  the  TaUej  of  the  Bio  Grande  de  Cagayan«  Then  a  brauch 
of  the  line,  already  ezisting,  from  Manila  to  Dagnpan,  to  the  natural  na?al 
port  Snbig,  whioh  was  reoently  decided  upon,  but  has  not  yet  been  construo- 
ted.  Communication  with  the  Pacific  coast,  and  numerons  branch  lines,  will 
also  gradually  be  required.  Only  a  few  points  can  be  touched  upon  here.  || 
A  railway  from  Manila  over  Mariquina  to  Antipolo  wonld  be  of  great  impor- 
tance  for  Manila  itself.  It  would  pass  throngh  an  eztremely  well-populated 
country  which  already  supplies  Manila  with  agricnltural  prodnce  and  artioler 
for  the  native  population,  and  finally,  after  abont  20  miles,  ascending  with  a 
pretty  steep  gradient,  reach  Antipolo.  ||  Antipolo,  a  famous  place  of  pilgrimage 
in  the  Philippines,  lies  on  the  west  spurs  of  the  Cordülera,  in  the  province 
of  Morong.  It  enjoys  a  cool,  agreeable  climate,  and  therefore  would,  without 
doubt»  form  a  very  suitable  health  resort  for  the  inhabitants  of  Manila,  and, 
indeed,  perhaps  a  climatic  health  resort  in  general.  For  Europeans,  working 
under  great  strain,  such  a  place  would  be  invaluable,  particularly  during  the 
hot  season,  when  the  night  temperatnre  falls  so  little  that  refreshing  sleep  is 
often  qnite  out  of  the  qnestion.  Nor  is  it  absolntely  necessary  that  Antipolo 
itself  be  chosen;  a  still  more  suitable  spot  might  perhaps  be  fonnd  in  the 
neighborhood;  the  chief  point  is  to  set  about  the  matter  in  a  practical  way 
and  properly  carry  throngh  the  scheme.  ||  Antipolo  is  frequently  visited  by 
foreigners.  The  route  lies  over  what  for  the  Philippines  are  tolerably  good, 
but  compared  with  those  of  English  colonies  miserably  bad,  roads  to  the 
Pasig.  The  ri?er  is  then  crossed,  and  a  farther  joumey  over  bad,  and  some- 
times  worst  possible  roads  brings  us  throngh  Cainta,  Taitui,  in  one  aftemoon 
to  Antipolo.  The  effect  of  the  joumey  is  feit  over  the  whole  body  fpr  hours 
afterwards.  I  have  had  in  April,  wbiist  the  heat  in  Manila  was  unbearable, 
to  put  on  a  Summer  overcoat  in  the  evening  in  Antipolo.  ||  For  such  under- 
takings  as  I  have  mentioned,  and  which  can  only  be  carried  out  by  companies, 
it  is  absolntely  necessary  that  concessions  be  granted  with  promptness  and 
dispatch.  Hitherto  the  customs  has  been  to  dally  for  years,  until  finally  all 
interest  in  the  matter  was  lost  Once  a  concession  was  actually  granted  for 
a  railway  to  Antipolo,  but  the  line  was  never  constructed. 

It  would  take  us  too  far  to  deal  with  everything  which  would  serve  to 
rapidly  bring  the  country  into  a  prosperous  condition,  and  lead  to  lucrative 
undertakings.  What  should  be  done  is,  in  general,  to  be  gathered  from  a 
consideration  of  the  present  unsatisfactory  State  of  affairs.  If  once  the  first 
Step  were  taken»  otbers  would  follow,  and  not  only  in  Luzon,  but  over  the 
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Nf.  13006.  whole  archipdago.  H  I  must  not  neglect  to  give  some  parCicalar9  of  Maallii 
^suüo^m''  ^^^^'  li  ^^  ^^^  P^^  where  the  outlet  of  tfce  inland  sea  of  Bay  (Lagüiia  d^ 
im0iuiti8o»^Ba7,  ealled  after  the  place  Bay  on  Ibe  sooth  sbore  of  the  sea,  not  affeer 
''Bahia  Bay,"  as  Dr.  Meyen*)  wrongly  »fers),  the  rivw  Fulg,  flows  into  the 
bay  of  Manila,  lies  on  the  left-hand  iMmk  the  real  fortifled  town  Manila, 
therefore  also  ealled  Intranmros.  It  is  inhabited  by  monks,  officiais,  soldiers, 
and  some  shopkeepers;  foreigners  do  not  reside  there  nor  bäte  tbey  propeity 
in  it  Ronning  sonthward  along  the  shores  of  the  bay  k  the  promenade 
Lnneta,  where  concerts  are  held  etery  erening  and  where  there  are  two 
sobnrbs,  Erroita  and  Malate,  rnndi  freqnented  by  foreigners  and  containing 
many  fine  villas.  On  the  right  bank  of  the  Pasig  is  the  wfaolly  nnfortified 
Binondo,  where  are  the  ohief  bnsiness  and  warebonses,  faetories,  enstam-bonse, 
and  harbor  office.  Farther  north,  on  the  shore  of  the  bay,  is  Tondo,  which 
is  really  a  natiye  snbnrb  containing  natire  hnts;  to  the  east  are  Meisig  and 
Trozo.  These  are  the  places  lying  od  the  beadi.  In  the  direction  np  the 
river  on  the  right-haad  shore  are  the  snbarbe  Sta  Cruz,  Qniapo,  San  Mignel, 
Tandnai,  and  Sampaloc.  ||  The  popnlation  to  day  is  given  at  900,000;  bot 
this  is  in  any  case  not  to  be  regarded  as  exact,  as  a  proper  censns  has  neyer 
been  taken.  With  the  snbnrbs  the  nnmber  of  inhabitants  is  probably  higher,  f 
In  the  right  sense  of  the  word  Manila  can  not  be  said  to  be  nahealthy.  On 
the  contrary,  it  is  onc  of  the  more  heaHhy  of  tropical  towns,  thoogb  nialig- 
nant  and  intermittent  ferers  do  oecnr,  eren  if  more  seldom  than  elsewhere. 
Cholera,  which  fonnerly  was  a  freqnent  goest  in  the  form  of  epidemics,  has 
been  completely  driven  away  by  the  excellent  water  snpply.  The  water  comes 
from  Santolan,  abont  9  miles  distant,  and  is  eollected  in  the  resenroir  at  San 
Jnan  del  Monte  and  thenoe  condncted  to  Manila.  There  has  been  no  ont- 
break  of  eholera  since  1889.  H  For  the  water  snpply  the  general  gOTemors, 
Carriedo  and  Moriones,  are  to  be  thanked.  Of  these,  the  first,  in  bis  will, 
left  a  snm  of  money  to  the  town  for  the  pnrpose,  and  the  second,  some 
years  later,  bad  the  work  carried  ont,  when  no  one  eise  thonght  of  tronbling 
abont  it.  |[  Honses  bave  to  be  erected  according  to  certain  mies  laid  down, 
in  Order  to  gnard  against  the  numerons  earthqnakes.  They  are  for  the  most 
part  two-storied  dwellings,  below  of  stone  and  abore  of  wood,  with  gal?anized 
iron  roofing.  If  the  roof  is  tiled  the  ceiling  mnst  be  of  planks  streng 
enongh  to  resist  the  fall  of  the  roof.  Since  Jannary  23,  1896,  the  town  has 
been  lighted  by  electricity,  and  in  a  nnmber  of  honses  the  electric  light  has 
also  been  introdnced.  The  Installation  has  been  carried  ont  partly  by  an 
American  Company  and  continned  by  a  German  Company.  So  fer  there  is  no 
electric  tramway,  nor  is  electricity  as  yet  nsed  indnstrially.  This  is  prindpally 
dne,  no  donbt,  to  the  Company  "Electricista,"  which  has  not  been  able  to 
make  its  electric  power  Station  yield  a  good  diridend  as  yet  H   There   are 

*)  Reise  des  preufeischeE  Seebandluügsschifes  ''l^rinzels  Louise*'. 
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horse  tram  lines  in  the  citj  and  a  steam  tram  rans  to  Malabon ,  a  large  Hr.  laoos. 
▼illage  sitnated  to  the  north.  ||  Beside  the  private  yehicles,  there  are  in  the  ^^Jjf* 
cit/  a  large  nnmber  of  hackney  coaches.  These  are  diyided  into  three  classes'.Angwtieoe. 
The  earmajes  (landan  with  two  horses),  qniles  (two-wheelers,  closed,  door  be- 
hind,  one  horse),  and  carromatas  (two-wheelers  drawn  bj  one  horse).  The 
latter  are  also  nsed  in  the  interior  so  far  as  there  are  any  roads.  The 
transport  of  goods  is  carried  on  bj  means  of  two-wheeled  carts  drawn  each 
by  a  buffalo  and  holding  some  1,000  kilograms.  j|  Life  for  foreigierB  npon  the 
Philippines  is  qnite  agreeable,  and,  particularly  in  Manila,  there  are  comfor- 
taUe  residences;  nor  is  there  lack  of  Company,  exenrsions,  and  other  sonrcea 
of  recreation.  In  other  respects,  also,  creatnre  eomforts  are  by  no  means 
neglected,  provided  the  reqarrements  are  not  too  high.  If  once  the  city  and 
neighborhood  were  developed  in  the  manner  indicated,  there  woald  be  little 
to  be  desired  to  nake  life  tkere  thorongkly  agreeable.  ManMa  woald  tben 
sooD  sarpaas  all  other  tropieal  towns  aa  regarde  health  and  comfort.  ||  What 
the  fatnre  may  bring  the  nch  and  beaatifnl  Pliil^ipine  Islands  it  is  difficnlt 
to  say.  It  is,  at  all  e?ents,  my  sincere  hope  that  this  insular  domain  may 
soon  Wossom  forth  into  that  degree  of  importance  to  which  it  is  by  natnre 
entitled. 

(Signed)  Max  C.  Tornow. 

Villen  Colonie  Grunewald,  near  Berlin  (Germany),  August,  1898. 


Digitized  by 


Google 


Verhandlungeu  über  die  Entschädigungs- 
ansprüche der  Südafrikanischen  Republik  für  den 
Einfall  Jamesons.*) 

Nr.  12006.  0B0S8BBITAHHIBH.  —  Der  Gouverneur  Toa  Eap- 
land  an  den  Rolonialminister,  Übersendet  die  Ent- 
schädignngsforderang  der  Sadafrikanischen 
B  e  p  u  b  1  i  k. 

GoYeroment  House,  Cape  Town, 
February  20,  1897.    (March  15,  1897.**) 
Nr.  12006.  Sir.  II  I  have  the  hononr  to  enclose,  for  jonr  information,  a  copj  of  a 

britliMhm.  despatch  from  Her  Majestj's  Agent  at  Pretoria,  covering  a  Statement  of  the 
so.Febr.i897.  Claim  advancod  by  the  Government   of  the  South  African  Repnblic   for  in- 
demnification  for  damages  in  connezion  with  the  Jameson  raid.  ||  2.  This  Claim 
is  divided  as  foUows:  — 

£  s.    d. 

a.  Material  damages 677.938     3     3 

6.  Moral  or  Intellectoal  damages  .    .    .      1,000,000    0    0 

Total  ....  je  1,677,938  3  3 
and  is  stateii  not  to  inclnde  the  lawfnl  Claims  which  might  be  made  bjr 
private  persons  by  reason  of  the  action  of  Dr.  Jameson  and  bis  troops.|| 
3.  The  Claim  appears  to  me  to  be  preposterons,  especiallj  as  regards  items 
8  and  9  of  claim  ''A"  and  the  amonnt  of  Claim  ''B.**  ||  4.  It  is  difficnlt  to 
see  how  the  amoant  charged  ander  item  1  of  claim  "A,"  viz.,  £  136,733 
4  s.  3  d,,  conld  have  been  legitimately  expended,  nnless  the  cost  of  feeding 
and  clothing  the  commandoes  is  incladed  in  it.  If  this  is  so»  taking  the 
nnmber  of  commandeered  bnrghers  at  10,000  which  I  believe  to  be  a  very 
liberal  estimate,  it  follows  that  the  amoant  which  each  man  woald  receive 
ander  item  8  wonld  be  over  £  46.  ||  5.  Item  9  is,  I  presame,  the  expenses 
incurred  by  the  Orange  Free  State  in  calling  ont  a  commando  in  accordance 
with  their  treaty  obligations,  and  cannot,  I  think,  be  held  to  be  a  legitimate 
Claim.  II  6.  The  amoant  of  £  1,000,000  for  moral  or  intellectnal  damages  is, 

*)  Bis  Nr.  12017  Blaubach  G.  9343. 
**)  Die  eingeklammerten  Daten  geben  das  Datum  des  Empfanges  an.    Red. 
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in  my  jndgment,   altogether  disproportionate,    even    if  any   olaim    on   this  Nr.  laoM. 
accoont  is  beld  to  be  jostifiable.  |  7.   The  despatoh  from  President  Emger,  f^^^^j'^^ 
dated  the  26  tb  Febmarj,  1896,  which  is  referred  to  in  the  State  Secretary's  io.Fti«.i897. 
despatcb,  will  be  found  on  page  12  of  Blae  Book  C— 8063. 
I  haye,  <fco^  Rosmead, 

Ooyemor  and  High  Conunissioner. 

Anlage. 
Speclfikation  der  Forderung  A. 

£  8.   d. 

1.  Ezpenditore   for  militarj  and  commando  Services 

in  connezion  with  the  incorsion,  the  snm  of 136,733       4    3 

2.  Gompensation  to  the  Netherlands  South  African 
Railway  Companj  for  making  use,  in  accordance  with  the 
concession  granted  to  that  Companj,  of  the  railway  worked 
bj  it  during  the   commando  on  account  of  the  incursion 

of  Dr.  Jameson 9,600      0    0 

3.  Disbursements  to  surviving  relatives  of  slain  and 

wounded 234     19     6 

4.  For  annuities,  pensions,  and  disbursements  to  wi- 
dows  and  children  of  slain  bnrghers  and  to  relatives  of 
unmarried  slain  burghers,  as  also  to  wonnded  bnrghers,  a 

total  sum  of 28,243      0    0 

6.  Expenses  of  the  telegraph  department,  for  more 
overtime,  more  telegrams  on  service  in  South  African  com- 
monication,  more  cablegrams,  &c 4,692  11    9 

6.  Hospital  expenses  for  the  care  of  the  wonnded 

and  sick  men,  &c.  of  Dr.  Jameson 226    0    0 

7.  For  Support  of  members  of  the  families  of  com- 

mandeered  burghers  during  the  commando 177    8    8 

8.  Gompensation  to  be  paid  to  the  commandeered 
burghers  for  their   Services   and    the  troubles    and  cares 

brought  upon  them 462,120    0    0 

9.  Account  of  expenses  of  the  Orange  Free  Stete     .      36,011  19     1 

£  677,938     3     3 

Nr.  12007.  OBOBSBRirANNIEH.  —  Der  Eolonialminister  an  den 
Gouverneur  von  Kapland.  Vorbehalte  gegen  die 
Ansprüche  der  Sfldafrikanischen  Republik. 

Downing  Street  April  10,  1897. 
My  Lord.  ||  I  have  the  honour  to  acknowledge  the  receipt  of  your  Lord-  u,..  12007. 
ship's  Despatch  of  the  20  th  February,    forwarding  a  stetement  of  the   in-     ^^^' 
demnity    claimed   by  the   Government   of  the   South    African  Republic,  on  10, AptAW. 
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Nr.  12007.  accouot  of  Dr.  JamesoD's  raid.  ||  The  poaftion  of  Her  Majeitj'a  QoTMimoBt  in 
briu^nü«,  ^^^  matter  bas  been  indioated  in  my  telegrams  to  you  of  the  31  st  Deoember, 
io.Apr.  1897. 1895,  aod  the  Ist  Janoarj  and  5tli  Harch,  1896»  whioh  bave  already  betn 
made  pablic.  I  itttimated  that  the  British  Soath  Africa  Company  woold  ba?« 
to  make  compensation  in  conseqaence  of  the  unlawfnl  act  of  ito  offieer,  and 
I  stated,  for  the  information  of  bis  Honour  the  President  of  the  Repnblie, 
that  Her  Majesty's  Government  wonld  be  prepared  to  entertain  any  reasonable 
demands  in  this  direction  pnt  forward  by  his  Hononr  on  behalf  of  the  Soath 
African  Republic.  ||  Of  the  two  heads  ander  whicb  the  Claim  now  before  me 
is  comprised,  the  second — a  demand  for  one  roillion  poands  Sterling  on  accoant 
of  moral  or  intellectaal  damage— does  not  appear  to  Her  Majesty's  Govern- 
ment to  fall  within  the  above  description,  and  they  accordingly  have  to 
express  their  regret  that  they  do  not  feel  justified  in  presenting  it  to  the 
British  Soath  Africa  Company.  H  Her  Majesty's  Government  fear  that  they 
may  be  compelled  to  take  similar  exception  to  certain  of  the  items  composing 
the  first  head,  especially  in  view  of  the  very  Short  period  which  elapsed  bet- 
ween  the  crossing  of  the  froutier  by  Dr.  JaAieson's  force  änd  its  surrender; 
but  as  it  is  apparent  from  the  nature  of  the  figures  that  the  Government  of 
the  Soath  Aflriean  Repablic  have  proceeded  on  very  predise  data  in  arriving 
at  the  varions  sams  to  which  they  lay  Claim,  Her  Majesty's  Government, 
before  offering  any  Observation»  on  this  part  of  the  Claim,  wonld  ask  his 
Hononr  to  be  so  good  as  to  furnish  them  with  fall  particalars  of  the  way  in 
which  the  dlfferent  items  comprised  in  the  first  head  have  been  arrived  at. 
I  reqaest  that  yoa  will  instract  the  British  Agent  at  Pretoria  to  address  a 
communication  in  this  sense  to  the  Government  of  the  Sönth  Africaa  Repablic. 
I  have,  &e^  J.  Chamberlain. 


Nr.  12008.  OEOSSBBITANNIEV.  —  Das  Kolonialamt  an  die 
Britische  Südafrikanische  Gesellschaft  Die  Gesell- 
schaft soll  die  Sadafrikanische  Repnblik  am  nähere 
Aaskanft  ersnchen. 

Downing  Street,  February  4,  18^ 

Nr.  12006.  Sil**  H  I  am  directed  by  Mr.  Secretary  Chamberlain   to  reqaest  that  yoa 

orofii-     Yfiw  remind  yoar  Directors  that,  in   telegrapliing  to  the  High  Commissioner 

britftuoltii, 

4.Feb.  i898.on  thc  31  st  of  Dcccmber,  1895,  on  the  sabject  of  Dr.  Jameson's  raid  into 
the  Transvaal,  he  stated  that  ''in  any  case  the  Company  will  probahly  have 
to  pay  a  pecnniary  indemnity  for  violation  of  territory  and  destrnction  of 
property  by  their  officer,"  and  again  on  the  Ist  Janaary  1896  he  stated  that, 
''Of  coarse  the  British  Sooth  Africa  Company,  however  innocent,  will  have  to 
make  amends  for  this  ontrage",  and  in  March  of  the  same  year  be  oaosed 
the  President  of  the  Soath  African  Repablic  to  be  informed  that,  "With 
regard  to  tbe  qaestion  of  compensation  for  the  recent  raid.  Her  Majost/s 
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Government  bare  in  earlier  telegrams  stated  tbat  thej  will  be  prepared  to  Kr.  12006. 
eBtertahi  anj  reasonable  demands  put  forward  hj  Hie  Hononr  on  behalf  of  br{Jl]jJij^„. 
tbe  South  African  Repnbltc".  ||  In  reply  to  the  claim  sent  in  by  the  Gotern-  4.  Feb.  less. 
raent  of  the  Repablic,  which  was  ptesented  to  Parliament  in  March,  1897, 
Mr.  Cbamberlain,  after  referring  to  the  telegrams  jagt  qaoted,  obsersed  tbat 
tbe  Claim  of  £  1,000,000  on  aceonnt  of  moral  or  intellectual  damage  dld 
not  appear  to  Her  Majesty's  Government  to  fall  within  the  above  description, 
and  that  they  therefore  did  not  feel  justified  in  presenting  it  to  tbe  British 
South  Afrifa  Company.  He  proeeeded  to  say  that  Her  Majest/s  Government 
might  be  compelled  to  take  similar  ezception  to  certain  of  the  items  ander 
the  head  of  material  damage,  espeoially  in  view  of  Ute  very  short  period 
which  elapsed  between  the  crossing  of  the  frontler  by  Dr.  Jameson's  force 
and  its  surrender,  bat  that  as  it  was  apparent  from  the  natore  of  the  figares 
that  tbe  Government  of  the  Republic  had  proeeeded  on  very  precise  data  in 
arriving  at  the  varioas  soms  to  which  tbey  laid  claim,  Her  Majesly's  Govern- 
ment, before  offering  any  observations  on  this  part  of  the  Claim,  woald  ftsk  to 
be  famished  with  fall  particolars  of  the  way  in  which  the  different  items 
had  been  arrived  at.  To  Mr.  Ohambeflain's  despatch,  which  was  dated  the 
lOth  of  April  last,  uo  reply  has  yet  becn  rcturned  by  the  Government  of  the 
Soath  African  Bepnblic  ||  It  is,  in  Mr.  Chamberlain's  opinion,  not  desirable 
that  the  matter  should  be  indefinitely  delayed,  and  be  therefore  proposes  to 
intimate  to  tlie  Government  of  the  South  Africain  Repnbiic  that,  if  they  desire 
the  Claim  to  be  considered,  the  particnlars  already  asked  for  shoold  be  far- 
nished  at  an  early  date.  Before  doing  so,  however,  Mr.  Chambcrlain  would 
be  glad  to  receive  any  observatious  which  your  Directors  may  have  to  make 
on  the  sabject. 

I  am,  ifec,  Fred.   Graham. 


Nr.    12009.     0B088BSITANHIEK.  — Die  Britische  Südafrikanische 
Gesellschaft  an  das  Kolonialamt.    Antwort  auf  das 

Vorige. 

15,  St.  Swithin's  Laue,  £.0., 
London,  March  4.  1898.    ^Ma^ch  4,  l^oa) 

Sir,  II I  am  directed  by  the  Board  of  the  British  Soath  Africa  Company  Nr.  12009. 
to  acknowledge  the  receipt  of  your  letter  of  the  14  th  February,  iutimatiug  fc,it^nien. 
that  the  Secretary  of  State  proposes  to  inform  the  Government  of  the  South 4. Minis»«. 
African  Republic  that  the  matter  of  the  indemuity  cannot  be  indefinitely  delayed, 
and  that,   if  they  desire  their  Claims  to  be  considered,  the  particnlars  of  tbe 
amonnt  already  asked  for  should  be  furnished  at  au  early  date.  y  It  appears  to 
my  Directors  that,  having  asked  for  details,  Her  Majesty's  Government  already 
occupy  a  streng  position,  and  that  if  the  Government  of  the  South  African  Republic 
do  not  consider  it  desirable  to  comply  with  such  a  reasonable  demaud,  tbey  have 
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Nr.  19009.  no  ODC  bat  tbemselves  to  blame  for  anj  delaj  that  may  arise.  The  feeling 
briUMieB^^^  m/  Directors  is  therefore  In  favoar  of  adhering  to  this  position,  bat  if,  for 
4.MArsi8i>8.political  considcrations,  which  are  not  known  to  mj  Directors,  Her  Majestj's 
Government  shoold  think  it  desirable  to  hasten  the  negotiations  bj  an  inti- 
mation  of  the  natare  referred  to  by  the  Secretarj  of  State,  mj  Directors 
acqoiesce.  ||  If,  when  the  details  asked  for  in  Mr.  Chamberldn's  despatch 
to  the  High  Commissioner  of  the  10 th  April,  1897,  are  recei?ed,  it  is 
found,  as  probablj  will  be  the  case,  that  some  of  the  items  daimed  cannot 
be  admitted,  mj  Directors  woald  saggest  that  the  differences  arising  apon 
sach  items  be  referred  to  arbitrations,  provided  that  by  the  terms  of  the 
reference  the  arbitration  be  strictly  limited  to  an  adjadication  apon  the  dis- 
pated  Claims,  and  an  aadit  of  the  accoants  of  the  expenses  inoarred  from 
the  time  Dr.  Jameson  crossed  the  border  antil  his  sarrender.  The  arbitrators 
shoald,  it  is  sabmitted,  be  men  chosen  for  their  knowledge  of  accoants,  or 
their  jadicial  or  commercial  position.  ||  In  the  absence  of  details  the  present 
does  not  appear  an  appropriate  time  to  offer  any  criticism  apon  the  claim 
intimated  to  the  Government,  and  the  Board  will  therefore  reserve  any  ob- 
servations.  ||  In  conclasion,  my  Directors  wish  to  direct  the  attention  of  Her 
Majesty's  Government  to  the  serioas  ezpense  incnrred  by  the  Company  in 
conseqnence  of  the  threatened  invasion  from  the  Transvaal  into  the  territory 
of  the  Company  at  Toli  in  the  year  1892. 

I  am,  Ac,  Herbert  Canning, 

Secretary. 


Nr.  12010.  GR0S8BBITANNIEV.  —  Der  Kolonialminister  an  den 
Goavernear  der  Eapkolonie.  Er  soll  mit  der  Süd- 
afrikanischen Repablik  verhandeln. 

Downing  Street,  March  12,  1898. 

Nr.  19010.1         Bir,  II  With  reference  to  my  despatch  of  the  10  th  of  April  last,  in  which 

LOroÄ-     i  i^equested  you  to  ask   the  Government  of  the   South  African  Repnblic  to 

is.Mftnii96.  sapply  fall  particulars  of  the  way  in  which  the  different  items  comprised  in 

the  first  head  of  their  Claim  for  an  indemnity  on  account  of  Dr.  Jameson's 

raid  had  been  arrived  at,  I  have  the  honour  to  ioform  you   that  T  do  not 

consider  it  desirable  that  the  matter  shoald  be  indefinitely   delayed,  and   I 

reqaest  that  yoa  will  instruct  the  British  Agent  at  Pretoria  to  intimate  to 

the  Government  of  the  Repnblic   that  if  they  desire  the   claim  to  be  con- 

sidered  the  particulars  already  asked   for   shoald   be  furnished   at   an   early 

date.  11  I  transmit  to  you,  for  your  own  information,  copy  of  correspondence 

with  the  British  South  Africa  Company  on  the  subject. 

I  have,  <fcc.,  J.  Chamberlain. 
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Nr.  12011.  OBOBSBBITAHHIBV.  —  Der  Agent  in  f^retoria  an 
den  StaatB8ekret&r  der  Sttdafrikaniscben  Republik« 
Fordert  Äufserungen  ttber  die  Ansprüche. 

Her  Mijesty's  Agency,  Pretoria. 
April  6,  1898. 

Sir.  II  With  reference  to  my  note  of  tbe  3rd  of  Maj  last  year,  on  tlic  ^-  '^^"• 
snbject  of  the  Claim  of  tbe  Government  of  the  Sontb   African   Repnblic  in  briunnien. 
conneetion  with  tbe  Jameson  Raid  in  December,  1895,  and  in  Janoary,  1896,  *•  ^^'*  ^^^* 
I  have  the  honour  to  State  to  yon,  by  desire  of  the  High  Commissioner,  that 
Her  Majesty's  Government  do  not  consider  it  desirable  that  this  matter  should 
be   indefinitely  delayed,  and  I  am  accordingly  to  intimate   to  the  Govern- 
ment of  the   Sonth    African   Repnblic    that,  if  they    desire  that  the   daim 
be  considered,   the   particnlars  already  asked  for  shonld   be  fnmished  at  an 
early  date. 

T  have,  <tc.,  Conyngham  Greene. 


Nr.    12012.     SÜDAFRIKANISCHE  REPUBLIK.  —  Das  Staatsdepar- 
tement an  den   englischen   Agenten.     Antwort    auf 

das  Vorige.*) 

State  Department,  Pretoria, 
May  5,  189a 

(Translation.)    Sir,  ||  I  have  the  honour  to  acknowledge  receipt  of  your  Nr.  12012. 
note  of  the  6th  of  April,  announcing  that  Her  Majesty's  Government  did  not  ^^^^,^"' 
consider  it  desirable  that  the  question  of  the  claim  for  damages  put  forward  5.  Mai  isvs. 
by  this  Government  in  conneetion  with  the  Jameson  Raid  shöuld  be  indefini- 
nitely  delayed,  and   requesting  with    reference   thereto  that  the  particnlars 
already  asked  for  may  be  fumished  at  an  early  date,  in  case  this  Govern- 
ment desires  that  the  said  claim  shonld  be  taken  into   consideration.  ||  In 
replj,  1  am  instructed  to  inform  you  that  this  Government,  having  taken  this 
reqaest  into  consideration,  is  of  opinion  that  the  particulars  already  submitted 
offer  an  altogether  reasonable  basis  for  the  consideration  of  the  question  by 
Her  Majesty's  Government,  and  that  this  Government  trusts  that  such  may 
take  place,  and  that  it  may  be  informed  as  soon  as  possible  of  the  dccision 
of  Her  Majesty's  Government  without  further  insisting  upon  particulars  about 
a  matter  which  Her  Britannic  Majesty's  Government  will  no  doubt  bc  good 
enongh  to  regard  as  completely  bona  fide. 

I  have,  <fcc.,  -  C.  van  Boeschoten. 


*)  Am  9.  Mai  von  Milner  an  Chamberlain  mitgeteilt    Red. 
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Nr.  12013.  OEOBSBBITANinBX.  ^  Der  Kolonialmiflifiter  an 
deo  GoQyernenr  der  Kapkolonie.  Die  englische  Re- 
gierung lehnt  eine  weitere  Intervention  ab,  bevor 
die  Sftdafrikanische  Bepnblik  ihre  Forderung  nicht 
begründet  hat.  ^^^^^^  g^^  ^^^  ^^  ^^ 

Nr.  iaoi8.  Sir,  ||  I  have  the  hononr  to  aknowledge  the  receipt  of  jonr  despatch  of 

briu^ni^en.  ^^®  ^^^  ^^Y  f  enclosing  a  copy  of  one  from  the  British  Agent  at  Pretoria 
I.Juli  1898. covering  the  reply  of  the  Government  of  the  South  African  Republic  to  the 
request  of  Her  Majesty's  Government  to  be  furnlshed  with  particnlars  of  the 
Claim  for  damages  pnt  forward  bj  the  Republic  in  connection  with  the  Jame- 
son  Raid,  in  which  they  state  that  they  are  of  opinion  that  the  particnlars 
already  submitted  offer  an  altogether  reasonable  basis  for  the  consideration 
of  the  questlon  by  Her  Majesty's  Government  ||  2.  As  you  are  aware  from 
my  despatch  of  the  lOth  of  April  1897,  Her  Majesty's  Government  must 
decline  to  submit  to  the  British  South  Africa  Company  any  claim  for  moral 
or  intellectual  damage,  being  of  opinion  that  the  only  claim  which  the  Com- 
pany can  fairly  be  asked  to  meet  is  one  for  pecuniary  damages  actually 
sustained.  ||  3.  I  can  hardly  soppose  that  the  Government  of  the  Republic  are 
serious  in  expecting  consideration  of  a  claim  for  material  damages  for  the 
cnormous  amount  of  over  £  600,000  alleged  to  have  been  spent  in  connection 
with  a  raid  of  600  man  which  was  finally  defeated  four  days  after  they 
crossed  the  border,  without  fumishing  füll  details.  ||  4.  It  is  usual  in  all  such 
cases  to  supply  details  and  vouoh^s  as  far  as  possible,  and  wiese  this  in- 
formation  is  supplied  at  an  early  dato,  Her  Majesty's  Goveminent  will  be 
compelled  to  repudiate  any  further  Intervention  in  the  matter.  ||  5.  The  British 
South  Africa  Company  have  expressed  their  readiness  on  receipt  of  a  proper 
Statement  of  claim,  with  füll  details  of  actual  expenditure  incurred  in  conse* 
quence  of  the  raid,  to  submit  any  difference  of  opinion  as  to  particnlar  items 
or  amounts  to  the  decision  of  an  impartial  Commission,  but  it  is  absolutely 
neccssary  in  the  first  place  that  the  principle  on  which  the  claim  is  to 
be  made  should  be  agreed  upon,  and  that  proper  opportonity  should  be 
afforded  of  checking  and  verifying  the  figures,  all  of  wbich,  with  the  vouchers 
for  payments  made,  must  be  in  the  possession  of  the  Government  of  the  South 
African  Republic. 

I  have,  &c.,  J.  Ghamberlain. 

Nr.    12014.     SODAFRIKAN.  Republik.  -  Das  Ausw&rtlge  Amt  an 

den  englischen  Agenten  in  Pretoria.   Übersendet  die 

verlangte  Specifikation  der  Forderungen« 

Department  for  Extemal  Affairs,  Pretoria,  November  9th,  1898. 

Nr.  120U.  ^^^  II  ^  ^^^®  ^^^^  honour  to  acknowledge  receipt  of  your  note  öf  August 

stidafrikan.  9th,  cnclosing  copy  of  a  despatch,  dated  July   Ist,  from   the  Secretary  of 

«.HoV.iwe.  ^^**^  ^^^  ^^^  Colonies  to  the  High  Commissioncr,  respecting  the  cl|dm  which 


Digitized  by 


Google 


Yerbandlongen  über  die  Entsch&digungsansprache  der  Südafrikan.  Republik  etc.    209 

tbis  Government  makes  to  an  indemnity  on  acconnt  of  tbe  Jameson  taid  io  Nr.  12014. 
1895—6.  I  have  now  the  honour  to  inform  you  that  this  Government  regrets  ^^Jlj,^"' 
that,  notwithstanding  the  repeated  requests  for  a  settlement  of  the  ciaim8  9.Nor.  i898. 
made,  Her  Majesty*s  Government  considers  that  they  must  continne  to  refnse 
to  entertain  any  Claims  for  moral  and  intellectual  damages,  ^nd'that  only 
damages  for  actnal  material  loss  can  be  claimed.  ||  This  Government  considers 
itself  fuUy  entitled  to  the  moral  and  intellectual  damages  as  well,  not  only 
on  the  principles  of  International  Law,  but  also  on  the  ezisting  theory  and 
practice  both  of  English  and  Roman-Dutch  lawyers.  This  Government  con- 
siders that,  where  one  party  (as  in  the  case  of  the  Jameson  raid)  purposely 
and  forcibly  injures  the  rights  of  another  party,  and  traraples  on  and  despises 
those  rights,  both  English  as  well  as  Roman-Dutch  judges  would  grant  an 
indemnity  to  the  injured  party,  on  a  basis,  not  proportionate  to  the  actual 
loss  suffered,  but  to  the  extent  of  the  insult  and  the  brutality  of  the  non- 
recognition  of  another's  rights.  ||  That  the  Jameson  raid  was  a  croel  and 
brutal  non-recognition  of  and  breach  of  the  rights  of  this  Republic  will  be 
denied  by  nobody,  and  is  a  matter  about  which  the  public  opinion  of  the 
civilised  world  has  already  expressed  itself.  ||  There  can  accordingly  be  no 
doubt  about  the  justice  of  this  Republic's  claim  to  an  indemnity  reckoned 
according  to  a  basis  not  only  of  material  loss  but  also  of  abstract  insult 
done.  II  This  Government,  considering  itself  justified  both  on  gronnds  of  justice 
and  of  reason,  desires  to  appeal  to  the  sense  of  rightof  Her  Majesty's  Go- 
vernment, to  say  whether  this  claim  is  justified  and  ought  to  be  paid  or  not, 
and  trusts  that  this  claim  may  be  again  taken  into  consideration.  ||  As  regards 
the  Claim  to  an  indemnity  for  material  damage,  Her  Majesty's  Government 
has  requested  to  be  fumished  with  details  of  expenses  which  were  actually 
the  result  of  the  raid,  and  that  these  should  be  controlled  and  compared 
with  the  vouchers.  This  Government  has  no  objection  to  supply  details  of 
all  the  expenditure  actually  made  in  connection  with  the  raid;  and  is  ready 
to  submit  to  Her  Majest/s  Government  a  specification,  showing  all  the  details, 
and,  further,  to  foumish  any  other  Information  on  this  subject,  so  far  as 
possible.  The  saiid  specification  is,  therefore,  enclosed  herewith.*)  Divisions 
1,  2,  3,  5,  6,  and  7  of  the  enclosed  specification  represent  expenses  actually 
incurred,  while  divisions  4,  8,  and  9  are  |for  compensation,  to  which  this 
Government  considers  that  it  must  make  a  claim,  on  behalf  of  its  burgbers 
and  their  relatives,  and  of  the  Orange  Free  State.  From  the  specification  it 
appears  that  the  entries  of  payments  made  are  of  later  date  than  the  expen- 
diture itself;  this  expenditure  nevertheless  was  incurred  in  connection  with, 
and  as  a  result  of,  the  raid;  but  the  accounts  were  only  sent  in  later,  and 
were  controlled,  audited,  and  paid,  receipts  for  these  sums  being  in  existence. 

I  have^  &e^ 

F.  W,  Reitz,  State  Secretary. 

*)  Hier  fortgelassen.    Die  9  Items  s.  in  Nr.  12006.    Red. 

Sft%aiMrehiT  LXni.  14 
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Nr.  12015.  GR088BEITAHHIEN.  —  Der  Agent  in  Pretoria  an 
den  6on?erneur  der  Eapkolonie.  Bemerkungen  zum 
Vorigen.*) 

Her  Majesty's  Agency,  Pretoria,  November  12,  1898. 
Nr.  12015.  (Extract.)    "I  have  the  honour  to  enclose  a  translation  of  a  note,  dated 

briunnien.  ou  thc  9th  instant,  which  I  to-day  received  frora  the  State  Secretary  on  the 
i2.NoT.i8w.  ßubject  of  this  Govemment's  Claim  to  an  indemnity  on  account  of  the  Jameson 
raid.  ||  The  claim  originally  made  by  this  Government  for  "moral  and  intel- 
lectual  damages"   to  the  extent  of  a  million  Sterling— which   Her   Majesty's 
Government  have   already  declined  to  consider,  on   the  ground   that  such  a 
Claim  does  not  come  within  the  category  of  such  reasonable  Claims  as  Her 
Majesty's  Government  expressed  its  willingness  to  consider — is  again  put  for- 
ward,  on  general  legal  gronnds,  in  the  present  note.  ||  As  regards  the  other 
part  of  the  original  claim  (which  remains  at  the  same  figure,  namely,  £  677,938 
3  B,  3  d.),  on  account  of  material  damage  SQffered,  the  account  is  now  divided 
up  into  nine  separate  headings,  and  accompanied  by  a  more  or  less  detailed 
specification  of  each  heading;   but  no  vouchers   for  sums   actually  expended 
are  enclosed.  p  Heading  No.  1  of  the  specification  contains  over  one  thonsand 
entrles  referring  to  the  names  and  totals  of  various  tradesmen*s  accounts,  <&c., 
of  which,  however,  the  details  are  not  now  supplied.    The  payment  of  these 
acconnts  appears  to  have  covered  a  period  extending  from  the  time  of  the 
raid  in  January,  1896,  down  to  January,  1897:  and  the  enormous  sums  appa- 
rently  paid  to  some  of  the  purveyors,  especially  at  Pretoria,  would  lead  one 
naturally  to  suppose  that  the  supplies  represented  by  these  accounts  covered 
also  a  period  extending  for  many  months  after  the  four  days  that  the  raid 
lasted.  II  Heading  No.  2   represents   £  9,500  paid   as   compensation   to  the 
Netherlands  South  African  Railway  Company,  for  the  use  of  thelr  lines.    It 
is,  however,  not  within  my  knöwledge  that  trafBc  was  suspended   for  more 
than  a  few  hours,  and  then  only  on  the  short  distance  between  Johannesburg^ 
Pretoria,   and  Erugersdorp.  ||  Heading  No.  3   contains  disbursements   for  the 
relatives  of  the  few  burghers  killed  and  wounded  —  £  236.  ||  Heading  No.  4 
represents  payments  by  way  of  compensation,  which  have  not  been  actually 
made,  but  which  this  Government  considers  due,  to  the  widows,  children,  or 
relatives  of  the  five  Boers  who  were  killed,  a*?  also  to  the  three  Boers  who 
were  wounded   during  the  whole  affair— namely,  a  sum  of  £  28,243.  ||  Heading 
No.  6  contains  a  lump  sum  of  £  4,692,  representing  sums  disbursed  in  con- 
nection  with  telegrams  sent  in  South  Africa,  and  several  cablegrams  to  Europe. 
As   Government  telegrams   are   not   charged  for  in  the  Republic,  I  presume 
that  the  Chief  items  must  be  for  cablegrams  to  Europe.  ||  Heading  No.  6  con- 
tiains  actual  disbursements  for  hospital  expenses  of  Jameson's  men  —  £  225.1 
Heading  No.  7  contains  payments  of  £  177  made  to  the  families  of  burghers 

*)  Am  10.  Dezember  erhielt  Chamberlain  von  Nr.  12014  u.  12015  Kenntnis.  Red« 
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wo  left  their  homes  to  answer  the  call  to  arms  during  the  raid.  ||  Heading  Nr.  12015. 
No.  8  represents  a  sum  of  £  462,120,  which  it  is  proposed  to  allocate  as  i,,i^^^„ 
compensatioD,  at  the  rate  of  £  30  each,  to  15,404  burghers  who,  accordingi2.Nor.i698. 
to  statistics  in  the  Commandant-Generars  department,  answered  the  general 
call  to  arms  at  the  time  of  the  raid,  ''for  their  Services,  and  for  the  trouble 
and  anxietj  occasioned  to  them."  Only  a  few  hnndred  Boers  saw  any  actoal 
Service  during  the  foor  days  of  the  raid;  so  by  far  the  larger  number  of 
those  fifteen  thonsand  barghers  merely  held  themselves  in  readiness  to  pro- 
ceed  to  the  front,  in  case  the  raid  sbonld  not  have  been  stopped  as  it  was 
on  the  foorth  day.  ||  Heading  No.  9  contains  a  proposal  to  pay  compensation 
to  the  amonnt  of  £  36,011  19  s.  to  the  Government  of  the  Orange  Free 
State,  for  compensation  to  Free  State  bnrghers,  who  also  answered  the  call 
to  arms,  in  case  assistance  should  be  reqnired  by  the  Transvaal;  for  goods 
smd  Waggons  supplied  by  those  bnrghers  for  this  "Commando";  and  for 
£  1,599  of  expenses  actually  disbursed  by  the  Orange  Free  State  Govern- 
ment. 

The  above  items  of  the  claim  for  "material  damages"  fall  nnder  two  Chief 
divisions,  namely:  ||  (1)A  snm  of  £  151.563  4  s.  2d.,  which  is  represented  by  the 
above  headings  nnmbered  1,  2,  3,  5,  6,  and  7,  for  disbursements  actually 
made,  and  for  which  one  must  assume  that  properly  authenticated  vonchers 
are  in  existence.  ||  And  (2)  a  sum  of  £  526,374  19  s.  1  d.,  represented  by 
the  above  headings  numbered  4,  8,  and  9,  for  compensation  or  payments, 
which  have  not  yet  been  actually  made,  but  which  this  Government  considers 
rightfally  payable.  ||  The  sum-total  of  these  two  chief  divisions  thus  amounts 
to  the  sum  originally  claimed,  or  £  677,938  3  s.  3  d. 


Nr.  12016.  OaOSSBEITAHHIEN.  —  Die  Britische  Südafrikanische 
Gesellschaft  an  das  Eolonialamt.  Bemerkungen  zu 
den  Ansprüchen  der  Südafrikanischen  Republik. 

The  British  South  Africa  Company, 

15,  St  Swithin's  Lane,  London,  EG., 

May  10,  1899.    (May  11,  1899.) 

Sir,  II  I  am  directed  to  acknowledge  receipt  of  your  letter  of  the  16 th  Nr.  12016. 
March,*)  transmitting  copy  of  a  Note  from  the  State  Secretary  of  the  South  ^^J^^' 
African  Republic,  dated  9th  November,  1898,  on'the  subject  of  the  claim  for  u.  Mai  iw9. 
an  indemnity  on  account  of  Dr.  Jameson's  raid,*  and  asking  the  views  of  my 
Directors   upon   certain   of  the  Schedules   furnished  with  the  specification  of 
the  expenses  accompanying  the  Note.    ||   My  Directors    desire  to  refer  to  the 
second  paragraph  of  your  letter  of  the  4th  February,   1898,   informing  them 
that  in  a  despatch  to  the  Government  of  the   South  African  Republic,   dated 

*)  Darin  hatte  Chamberlain  der  Gesellschaft  Nr.  12014  mitgeteilt.    Bed. 
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Nr.  1201«.  lOth  April,  1897,  Mr.  Ghamberlain  had  stated  tbat  *'Her  Majestj's  Goyemment 
br^BieB  ^^^^  ^®  coHipelled  to  take  exception  to  certain  of  the  Hems  ander  tke  bead 
11.  Mai  MW.  of  material  damage,  especiallj  in  Yiew  of  the  verj  sbort  penod  wbich  diqpsed 
between  the  crossing  of  the  frontier  bj  Dr.  Jameson's  force  and  its  surren- 
der/' I  am  also  to  refer  to  the  third  paragraph  of  Mr.  Chamberlain's  des- 
patch  to  the  High  Gommissioner  of  Ist  Jnly,  1898,  reading  as  follows:  — 
"I  can  hardlj  snppose  that  the  Government  of  the  Repnblic  are  serioos  in 
expecting  consideration  of  a  claim  for  material  damages  for  the  enonBoos 
amoont  of  over  £  600,000  alleged  to  have  been  spent  in  connection  with  a 
raid  of  500  men  whieh  was  finally  defeated  four  days  after  thej  crossed  the 
border,  without  farnishing  details."  ||  Mj  Directors  mnderstand  firom  the  abore 
expressions  of  Mr.  Chamberlain's  views  that  it  is  the  Intention  of  Her  Majestj's 
Government  to  adhere  to  the  principle  that  such  Claims  only  will  be  enter- 
tained  as  are  strictly  limited  to  expenses  directly  attributable  to  Dr.  Jane- 
son's  incorsion  as  distinct  from  the  distnrbanees  at  Johannesburg.  Witb  this 
principle,  as  stated  in  the  third  paragraph  of  my  letter  of  the  4th  Mardi, 
1898,  my  Directors  entirely  concnr.  ||  As  to  Schedole  1  of  the  claim  sab- 
mitted  by  the  South  African  Republic,  I  am  to  point  out  that  it  is  absolittdy 
impossible,  without  produetion  of  voochers  to  competent  indep^dent  auditors 
as  suggested  in  my  letter  of  the  14th  March,  1898,  to  determine  to  i^ 
extent  the  amounts  claimed  are  admissible  in  aoeordance  with  the  above  prin- 
dple.  It  is,  however,  evident  from  the  most  cursory  inspection  of  the  ac- 
counts  that  they  have  been  made  up  in  a  very  loose  and  unbusinesslike 
manner,  and  that,  so  far  from  being  limited  to  the  costs  incurred  in  connec- 
tion with  Dr.  Jameson's  incursion,  they  include  the  whole  of  the  expensts 
arising  out  of  the  distnrbanees  at  Jobannesburg  in  the  early  part  of  1896, 
for  which  my  Directors  desire  to  disclaim  emphaticaüy  any  responsibiUtj. 
They  are  confirmed  in  this  view  by  the  fact  that  the  official  estimates  of  the 
expenses  of  the  South  African  Republic  for  the  year  1896,  published  in 
August,  1896,  fix  the  total  amount  to  be  provided  for  under  the  special  het- 
ding  of  ''Expenses  in  connection  with  the  distnrbanees  in  Johannesbarg''  at 
£  160,000,  an  amount  which  was  more  than  covered  by  the  fines  inflicted 
upon  the  leaders  of  the  Beform  Movement  At  the  time  these  estimates 
were  framed,  the  whole  of  the  distnrbanees  being  over,  it  must  have  been 
possible  to  forecast  with  considerable  accuracy  the  probable  expenditore  in- 
curred in  their  suppression.  It  is  also  fair  to  assume  that  the  expenses  to 
be  met  in  connection  with  Dr.  Jameson's  incursion  were  also  included  in  the 
Estimates  under  the  above  heading,  since  no  special  heading  relating  to  tbem 
appears  in  the  Estimates.  ||  In  the  absence  of  details  and  vouchers,  it  has 
been  found  impossible  to  subject  the  accounts  to  any  satisfactory  scmtiDj. 
An  attempt  has,  however,  been  made,  so  far  as  the  meagre  details  afforded 
permit,  to  classify  the  various  items  of  expenditure  under  the  headings  sbown 
in  the  attiMdied  statement    My  Directors  beliive  that  examiaation  of  certain 
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of  these  headings  will  safficiently  illastrate  ttae  jostice  of  the  preoeding  ob-  ^r*  i^oie. 
servations  and  tfae  extravagaoce  of  the  claim  made:  —  wümsIm. 

A.  Sapplies.  —  The  enormoos  sum  of  £  124,245  11  8.  9  d.  is  claimedii«ii^i8H. 
ander  this  heading,  made  np  as  follows:  — 

£  8.  d. 

(a.)  Necessaries 65,878  13  3 

(b.)  Slaagther  oxen,  sheep  and  meat.    .    •  7,886  17  8 

(c.)  Provisions  and  goods 18,105  19  7 

{d.)  Forage,  oats,  &c 2,240  12  5 

(e.)  Clothing 39,480  2  1 

(f.)  Saddlery 653  6  9 

Total    ....  £  124,245     11     9 

I  am  to  point  out  — 

(1.)  That  no  details  of  the  amoonts  included  as  ''Necessaries,^  or  as 
"Provisions"  or  "Goods,"  are  given,  and  that  it  is  impossible  to 
determine  the  nature  of  any  of  the  items  grouped  together  ander 
these  headings. 

(2.)  That  a  bnrgher  called  oat  on  commando  is  not  entitled  to  ask  for 
clothing,  and  that  the  nnmber  of  borghers  opposed  to  Dr.  Jameson 
is  estimated  not  to  have  exceeded  2,000.  My  Directors  believe 
that  in  view  of  these  facts  a  claim  of  £  39,480  2  s,  1  d.  for 
clothing  will  be  admitted  to  be  sarprising. 

B.  Shoeing  of  Horses.  —  My  Directors  desire  to  point  oat  the  manifest 
impossibility  of  an  amoant  of  £  2,422  Id  8.  1  d.  having  been  expended  in 
shoeing  the  horses  of  the  comparatively  small  force  that  opposed  Dr.  Jame- 
son. II  C.  Carts  and  Uorses,  —  It  is  claimed  that  an  amoant  of  £  4,195  5  5. 
3  d.  was  expended  in  the  parchase  of  carts  and  horses,  which,  conseqaently, 
became  the  property  of  the  Government^  No  credit  is  given  for  the  valae  of 
these,  or  of  any  other  assets,  which  remained  on  band  at  the  close  of  the 
Operations.  It  is  obvioas  that  a  dedaction  from  the  total  claimed  shonld  have 
been  ünade  on  this  accoant  ||  D.  Salaries.  —  I  am  to  point  oat  that  on  De- 
cember  3rd,  1896,  a  Charge  of  £  41  is  made  for  "Sec's  salary  for  commando" 
in  1895;  that  the  War  Commissioner's  salary  for  the  whole  year  1896  is 
claimed;  that  the  Services  of  a  clerk  are  also  charged  for  the  same  period; 
and  that  sabstantial  amoonts  are  entered  as  having  been  paid  to  varioas 
Commandants. 

In  view  of  the  foregoing,  my  Directors  believe  that  the  Claims  made 
ander  Schedale  1  are  largely  in  excess  of  any  expenditare  actaally  incarred 
by  the  Government  of  the  South  African  Repablic  in  connection  with  the 
Jameson  incarsion  and  the  Johannesbarg  distorbances.  They,  therefore,  con- 
sider  that  the  total  shown  by  the  Joint  accoants  shoald  be  considerably  less, 
and  that,  of  this  total,  the  proportion  that  might  fairly  be  claimed  as  arising 
oat  of  the  Jameson  incarsioa  shoald  be  comparatively  insignificant  in  view  of 
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Nr.  12016.  the  relative  nnimportance  of  the  Operations  against  Dr.  Jameson,  the  manifest 
britMnira.  impossibilitj  of  any  extensive  preparations  having  been  made,  or  of  heavj 
11  Mai  1899.  costs  having  been  incnrred,  during  the  four  dajs  which  elapsed  between  the 
Crossing  of  the  frontier  and  the  surrender,  and  the  serious  expense,  extending 
over  many  weeks,  vrhich  certainlj  arose  in  connection  with  the  disturbances 
at  Johannesburg.  ||  Similar  remarks  apply  to  .Scbedules  2,  5,  and  7.  It  is 
impossible,  withont  a  proper  audit,  to  apportion  accuratelj  the  amounts  which 
should  be  charged  separately  against  the  Jameson  incursion  and  the  Johannes- 
burg disturbances.  ||  My  Directors  do  not  propose  to  question  the  amounts 
appearing  under  Schcdules  3.  and  ^.  |[In  rej^ard  to  Schedule  4,  I  am  to  point 
out  (a)  that  under  item  4  it  does  not  appear  that  the  relatives  of  the  two 
burghers  who  died  unmarried  were  in  any  degree  dependent  upon  them  for 
Support,  or,  under  item  5,  that  any  of  the  wounded  burghers  suffered  per- 
manent disablement;  and  (b)  that  tlie  whole  of  the  scale  of  pensions  and  gra- 
tuities  to  be  awarded  appears  to  be  excessive,  especially  in  view  of  the 
Standard  of  living  expenscs  ordinarily  maintained  amongst  the  burghers  in  the 
Transvaal.  The  widows'  pensions  claimed  are  actually  50  per  cent  higher 
than  the  maximum  which  could  be  awarded  under  the  Royal  Warrant  to  the 
widow  of  a  Colouel  in  the  Imperial  Service  killed  on  active  service.  My 
Directors  have  thought  it  necessary  to  make  these  observations  as  to  the 
araonnts  claimed  under  this  heading,  but  they  are  fully  prepared  to  meet 
liberally  this  claim  for  compensation. 

The  Claims  made  under  Schedule  8,  my  Directors  regard  as  wholly  un- 
justifiable.  They  would  point  •  out  that  the  strength  of  Dr.  Jameson's  force, 
whilst  at  Pitsani,  was  well  known  to  the  authorities  at  Pretoria.  In  view  of 
this  fact,  and  of  the  very  short  period  which  elapsed  between  the  crossing 
of  the  border  and  the  surrender,  they  find  it  impossible  to  credit  the  assertion 
that  a  force  of  15,000  Boers  actually  took  the  field  for  the  sola  purpose  of 
repelling  the  500  men  who  accompanied  Dr.  Jameson,  It  is  possible  that, 
shortly  after  the  incursion,  the  numbers  in  the  field  were  as  stated,  but  if  so, 
this  was  due  to  the  disturbances  at  Johannesburg,  in  connection  with'  which 
it  is  well  known  that  large  forces  were  called  out  and  maintained  in  the  field 
for  a  considerable  period.  (|  In  any  event,  my  Directors  wonld  point  out  that 
a  Claim  of  this  natnre  is  entirely  withont  precedent  in  South  Africa,  where 
the  Burgher  Law  is  universal,  under  which  burghers  are  liable  to  be  called 
out  for  the  defence  of  the  State  at  any  time,  without  becoming  entitled  to 
any  remuneration  during  the  period  of  their  service  in  the  field.  Were  Claims 
to  be  made  on  the  Government,  they  could  be  resisted  snccessfully.  It  is, 
moreover,  not  stated  that  any  payments  have  actually  been  made  on  this  ac- 
connt  II  My  Directors  are  sincerely  desirous  that  a  friendly  settlement  should 
be  arrived  at  in  the  hope  that  a  better  understanding  with  the  Government 
of  the  South  African  Republic  may  be  thus  promoted.  They  had  hoped  that 
on  receipt  of  detailed  Statements  from  the  Government   of  the  South  African 
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RepnbliCy   it  would   have   been  possible  to  make  an  offer  which  would  bave  Nr.  12010. 
follj  met  all  the   Claims   which  could  jostly  be  made  against  the  Companj.  briulJen. 
Thej  exceedinglj  regret  that  it  has  not  been  possible  to  discover  from  the  ii.Maii899. 
aecoonts  submitted  even  the  approximate  amount  of  the  expenses  incurred  In 
connection  with  the  Jameson  incursion;   and,   under  these  circumstances,  they 
feel  that  the  onlj  course  now  open  to  them  is  to  repeat  the  Suggestion  con- 
tained   in   my   letter   of  4th  March,   1898^  that  the  whole  matter  should  be 
referred  to  arbitration.  ||  I  am,  accordiugly,  to  ask  that  proposals  to  this  effect 
maj  he   made   to   the   Government   of  the   South  African  Republic,   on  the 
nnderstanding  that  the  terms  of  the  reference  shall  be  limited  to  an   adjudi- 
cation  npon  the  material  damages  claimed,   and  an  audit  of  the  expenses  in- 
curred which  can  be  properly  attribnted  to  Dr.  Jameson's  incursion,  as  distinct 
from  the  disturbances  in  Johannesburg. 

I  have,  Äc,  J.  F.  Jones, 

Secretarj. 


Anlage. 
Statement 

Anälysis  of  Schedule  No,  1' 

A.  Supplies  —  £       8.  d.  £       8.   d. 

(o.)  Necessaries 66,878  13  7  3 

(P)  Slaughter  oxen,  sheep,  and  meat  .       7,886  17     8 
(c.)  Provisions,  goods,  medicine,  &c.   .     18,105  19     7 

[d.)  Forage,  oats,  &c 2,240  12     5 

(t)  Clothing 39,480     2     1 

(V.)  Saddlery 653     6     9     • 

124,245  11     9 

B.  Shoeing  of  horses 2,422  19     1 

C.  Carts  and  horses 4,195     5     3 

D.  Salaries  and  pajments  for  Services 2,247     4     3 

E.  Cartage  and  hire  of  animals '   .    .    •         2,458    9  10 

F.  Miscellaneous 1,195  18  11 

£  136,765  9  1 
Note  —  Owing  to  certain  trifling  inaccuracies  in  the 
accounts  submitted  by  the  Government  of  the  Sonth 
African  Bepublic,  there  is  a  discrepancy  between 
the  above  amount  of  &  136,765  9  5.  1  d.^  and 
the  total  of  £  136,733  ^  8.  ^  d.  shown  by  the 
Transvaal  accounts,  which  might  puzzle  an  Accoun- 
tant.    The  difference  ia  acconnted  for  as  foUows:  — ' 
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Nr.  12016.  M         s.    d. 

oroft-  Total   shown  in  Schedule  No.  1   by  the  Government  of 

iLMEiisw.  tbe  South  African  Republic 136,733     4     3 

(1.)  The  addition  of  page  21  — 

Should  be      .    .    .    £  74,579  11  11 
Instead  of     .     .     .         74,550     1  11 

Add  difference 


(2.)  The  addition  of  page  32  — • 

Should  be      .    .    .     £  41,102     1     1 
Instead  of     .    .    .         41,099     1     1 


(3.)  The  addition  of  page  49  — 

Should  be     .    .    .      £  1,241     1     1 
Instead  of     .    .    .  1,241     0  10 


Add  difference 


Add  difference 


29  10    0 


3     0    0 


0    0     3 


£  136,765  14     6 
(4.)  The  addition  of  page  38  — 

Should  be      .    .    .      £  4,105  19     0 

Instead  of     .    .    .  4,106  19     5    Deduct  difference  0    0    5 

£  136,765  14     1 
(5.)  The  addition  of  page  53  — 

Should  be      .    .    .  £  362  19     3 

Instead  of     .    .    .  363     4    3 

Deduct  difference  0    6    0 

£  136,766     9     1 


Nr.  12017.  OB088B£IIAHBI£N.  —  Der  Eolonialminister  an  den 
Gouverneur  der  Eapkolonie.  Er  stimmt  der  Brit, 
Südafrikanischen  Gejsellschaft  zu. 

Downing  Street,  .May  18,  1899. 

Kr.  18017.  Sir  II   I  have  the  honour  to  acknowledge  the  receipt  of  Major-General 

Grofe-     Cox's  despatch  of  the  23rd  of  November  last,   in  which  was  enclosed  a  note 

13. Mai  1899. ^om  thc  State  Secretary  of  the  South  African  Republic,  .supplying  a  specifi- 
cation  of  the  olaim  |for  an  indemnity  on  account  of  material  damage  arising 
out  of  Dr.  Jameson's  raid.  ||  I  caused  the  claim  to  be  transmitted  to  the  Direc- 
tors  of  the  British  South  Africa  Company,  intimating  that  I  did  not  consider 
that  the  claim  for  moral  and  intellectual  damage,  which  has  been  again  ad- 
yanced  on  behalf  of  the  South  African  Bepublic,  or  that  contained  in  Sche- 
dule 9  (expenses  of  the  Orange  Free  State)  can  be  entertained»  but  that  I 
should  be  glad  if  the  Directors  would  State  their  yiews  upon  the  other  Sehe- 
dules.  II I  have  now  received  the  answer  from  the  British  South  Africa  Com- 
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pany  of  which  I  enclose  a  copy,   and  I  request  that  joa  will  commnnicate  it  Nr.  12017. 
to  the  Goternment  of  the  South  African  Republic,   with  an  expression  of  my  (j^j^^^j'^^ 
opinion  that,   in  the  circnmstances,   the  proposal  of  the  Company  is  fair  and  i8.Mftii899. 
reasonahle,  and  that  you  will  State  that  Her  Majesty's  Government  would  be 
glad  to  leam  that  the  Government  of  the  South  African  Republic  are  willing 
to  agree  that  the  claim  for  material  damage  should  be  submitted  to  arbi- 
tration,  as  proposed  by  the  Company  in  the  last  paragraph  of  their  letter. 
I  have,  &c^  J,  Chamberlain. 


Digitized  by 


Google 


Verhandlungen  über  die  Beschwerden 
der  Ausländer. 

Nr.    12018.    SÜDAFEIKAHISCHE  BEPUBUK.  ;—   Bericht   der  Jn- 
dastriek.ommission  an  die  Regierang.*} 

5.  August  1897. 
Nr.  12018.  Honourable  Sirs,  ||  In  accordance  with  yoor  instructions  contained  in  your 

^^^*^,^*"*^  letters  addressed  to  the  members  of  this  Commission,  dated  öth  April,  1897, 
5.Aag.  1897.  your  Commisslon  haTe  the  honour  to  report  as  foUows:  —  ||  ^<^  ^^^  ^^^  ^^ 
April  last,  your  Commission  commenced  proceedings  at  Pretoria,  and  after 
having  been  engaged  there  for  a  few  days  in  arranging  preliminary  matters  in 
connection  with  the  Inquiry,  your  Commission  decided  to  go  to  Johannesbarg 
to  parsae  their  investigations.  ||  On  the  20th  day  of  April  the  Inqairy  com- 
menced at  Johannesburg,  and  your  Commission  deemed  it  in  the  interest  of 
all  concerned  to  have  the  proceedings  in  public,  and  to  give  the  same  the 
widest  Publicity.  ||  In  the  first  place,  your  Commission  set  themselves  the  task 
to  Institute  minute  und  careful  investigation  with  regard  to  the  depression  in 
matters  connected  with  the  miniug  iudustry,  and  ascertained  tbat  during  the 
year  1896  there  were  183  gold  mines  within  the  State,  whereof  79  produced 
gold  to  an  amount  and  value  of  £  8,603,821.  The  remaining  104  mines 
yielded  no  gold,  most  of  these  being  in  a  State  of  development  and  equip- 
ment,  whilst  only  26  compauies  declared  dividends  to  a  total  amount  of 
£  1,718,781.  II  For  various  reasons  some  mines  Lave  temporarily  ceased  Ope- 
rations. The  cause  of  so  many  mines  not  paying  dividends  is  primarily  to 
be  ascribed  to  the  high  cost  of  production.  ||  There  are  various  other  causes 
that  have  contributed  to  the  existing  condition  of  things,  but  where  mistakes 
have  been  made  in  the  past,  your  Commission  is  pleased  to  State  that  at 
present  there  exist  all  the  indications  of  a  pure  administration,  and  the  State 
as  well  as  the  mining  industry  must  be  cougratulated  upon  the  fact  that 
most  of  the  mines  are  controlled  and  engineered  by  financial  and  practical 
men,  who  are  devoting  their  time,  energy,  skill,  and  knowledge  to  the  interest 
of  the  mining  industry,  and  who  have  not  only  introduced  the  latest  machinery 
and  mining  appliances,  but  also  the  greatest  perfection  of  method  and  pro- 
cess  known  to  science.  ||  But  for  these,  a  good  many  of  the  mines  now  pro- 

«)  Bis  12027  Blaubuch  C.  9345.    Bed. 
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ducing  gold  would  not  have  reached  that  Btage.  The  extensive  and  voluminous  Nr.  12018. 
evidence,  as  also  the  carefuUy  prepared  statistics  in  connection  therewith,  ^^^^J^^*"* 
annexed  to  this  report,  prove  the  vast  extent  of  the  mining  industrj  withins.ing.  1897. 
this  State.  The  figures,  plans,  calculations,  specifications,  Ac,  are  verj  in- 
teresting  and  exhaustive,  and  calculated  to  provide  the  studious  reader  with 
much  material  for  contemplation ,  and  it  will  further  appear  from^the  same 
that  financial,  economical,  and  political  relations  are  very  complicated.  Your 
Commission,  therefore,  feel  the  weight  and  responsibility  of  the  task  imposed 
upon  them;  but,  strengthened  bjr  a  sense  of  confidence  that  their  efforts  to 
arrive  at  a  satisfactory  Solution  of  the  different  problems  will  meet  with  your 
approval  and  support,  they  have  undertaken  the  duty  agreeably  to  your  request 
by  carefully  entering  into  all  the  details  of  the  position  and  investigating  the 
same.  ||  The  question  cannot  be  solved  by  probing  the  past  of  some  mines. 
We  know  that  there  are  some  mines  where  the  gold  reefs  only  exist  in  the 
Imagination  of  the  promoters,  and  it  can  safely  be  accepted  that  these  mines 
will  not  pay,  even  were  coal  and  dynamite  delivered  free  of  Charge ^at  the 
mines;  neither  does  the  question  of  over-speculation  or  over-capitalisation 
aflfect  the  case.  ||  As  has  already  been  pointed  out,  there  are  only  25  com- 
panies  who  declared  a  dividend  out  of  their  profits,  while  the  rest  works  with 
a  very  small  profit,  and  in  many  cases  do  not  cover  the  costs  of  production/i| 
The  question  to  be  solved  is,  what  must  be  done  to  reduce  the  costs  of  pro- 
duction  so  as  to  leave  a  margin  of  profit  upon  the  article  produced,  and  this 
is  a  Problem  apart  from  any  complications  as  between  Government  and  natio- 
nalities.  ||  A  Company  migth  be  over-capitalised,  but  the  costs  of  mining  their 
property  is  in  no  ways  affected  thereby. 

It  is  within  the  knowledge  of  your  Commission  that  the  costs  of  working 
a  mine  may  be  averaged  at  £  10,000  per  month,  and  cquipment  and  develop- 
ment  from  £  200,000  to  £  500,000  per  mine.  Take  this  average  of  £  10,000 
per  month,  and  that  under  existing  conditions  100  mines  will  have  to  dose 
down.  In  that  case  an  annual  amount  of  £  12,000,000  will  be  taken  out  of 
circulation,  with  a  result  too  disastrous  to  conteraplate.  To  avoid  such  a 
calamity,  your  Commission  are  of  opinion  that  it  is  the  duty  of  the  Govern- 
ment to  co-operate  with  the  mining  industry,  and  to  devise  means  with  a  view 
to  make  it  possible  for  lower  grade  mines  to  work  at  a  profit,  and  generally 
to  lighten  the  burdens  of  the  mining  industry.  This,  and  the  development 
and  equipment  of  new  mines,  are  a  few  examples  among  many  others  where 
it  is  desirable  that  the  Government  shall  take  an  active  part,  the  more  so 
when  the  fact  is  taken  into  consideration  that  up  tili  now  the  mining  industry 
must  be  held  as  the  financial  basis,  support,  and  mainstay  of  the  State.  ||  The 
question,  therefore,  becomes  one  of  national  economy,  and  it  is  incumbent 
upon  the  Government,  considering  the  rapid  growth  and  progress  of  the 
country,  so  to  alter  its  fiscal  law  system  and  administration  as  to  meet  the 
reqairements   of  its  principal  industry.    A  close  scrutiny  of  the   combined 
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Nr.  12018.  report  of  the  Chamber  of  Mines  and  Mercantile  Association  proves  that  the 
^R^^^iir  ^i^i^6^<^^^  ioterests  and  that  of  the  mining  indostry  are  so  interlaced  that  it 
5.  Aag.  1897.  is  hardlj  possible  to  separate  tho  one  from  the  other,  and  all  economical 
measores  with  regard  to  taxation,  freight,  &o.,  mnst  apply  to  both.  ||  Yoor 
Commission  think  that,  with  the  natural  facilities  for  agricaltnre,  this  indostrj 
ongth  to  be  greatlj  encooraged.  As  a  natural  resolt,  the  development  of  this 
industrjr  will  materially  redace  the  cost  of  living,  which  will  have  an  imme- 
diate  and  beneficial  effect  on  the  price  of  laboor.  It  is  a  fact  mach  to  be 
regretted  that  the  advance  of  agricoltare  is  not  proportionate  with  that  of 
the  mining  indostrj,  and  the  general  growth  and  progress  of  the  coontrj,  and 
it  is,  therefore,  of  the  greatest  importance  to  establish  an  agricnltoral  depart- 
ment,  and  for  the  Government  to  take  active  measores  to  promote  the  in- 
terests  of  the  indostry  bj  assisting,  where  such  is  feasible,  to  have  same 
condnoted  on  the  most  improved  and  modern  principles,  as  practised  in  other 
parts  of  the  world.  In  snbmitting  to  the  Government  a  scheme  for  reducing 
the  bnrdens  of  the  mining  industrj,  it  is  naturally  to  be  expected  that  the 
latter  will  also  practise  economj  in  every  department  Jadging  from  recent 
events,  and  by  the  persistent  manner  in  which  the  mines  have  reduced,  and 
are  fnrther  trying  to  redace,  the  expenses,  it  leaves  no  doabt  with  yoar  Com- 
mission that  the  mines,  after  so  far  having  taken  the  initiative,  will  act  respon- 
sively  to  any  economical  measare  the  Government  may  think  proper  to  intro- 
dace.  Tour  Commission  entirely  disapprove  of  the  concessions  through  which 
the  industrial  prosperity  of  the  country  is  hampered.  ||  Snch  might  have  been 
expedient  in  the  past,  but  the  country  has  arrived  at  a  stage  of  development 
that  will  only  admit  of  free  competition  according  to  Republican  principles. 
This  applies  more  especially  to  the  gold  industry,  that  has  to  face  its  own 
economical  problems,  without  being  further  burdened  with  concessions  that  are 
irksome  and  injurious  to  the  industry,  and  will  always  remain  a  source  of 
Irritation  and  dissatisfaction.  ||  From  the  commencement  of  the  inquiry  it  was 
clear  to  your  Commission  that  the  question  of  labour  was  a  most  vital  one 
for  the  mines,  and  seeing  that  the  cost  of  labour  amounted  to  from  50  to  60 
per  Cent',  of  the  production  costs,  your  Commission  are  of  opinion  that  the 
labour  question  deserves  the  first  place  in  their  report*  ||  Not  only  in  this 
Republic,  but  in  most  countries  all  over  the^world,  the  labour  question  is  a 
most  difficult  one  to  deal  with.  It  still  remains  a  subject  for  discussion,  not- 
withstanding  that  the  most  renowned  and  eminent  politicians  and  statesmeu 
have  tried  to  solve  the  question.  ||  A  combination  of  circumstances  in  tMs 
country  renders  the  Solution  still  more  difficult,  and  from  the  evidence  laid 
before  you,  it  will  be  apparent  how  complicated  the  question  is,  ||  To  begin 
with  — 

WhUe  Labour, 
Your  Commission  would  strongly  recommend  that  aU  measures  should  be 
taken  by  which  the  cost  of  llving  at  the  mines  should  be  redaced  as  mach  as 
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possibte.  II  Jadging  snperficially,  and  taking  into  consideration  the  wages  paid  Nr.  laois. 
bj  the  companies  in  other  parts  of  the  world,  and  the  evidcnce  on  the  subject  ßepubii" 
submitted  to  your  Commission,  it  would  appear  as  if  wages  paid  here  are  too*.A«^-»W'. 
high,  but,  taking  all  the  circamstances  into  consideration,  the  contrary  is 
apparent.  ||  It  mast  be  taken  as  a  fact  that  no  skilled  laboarer  can  or  mll 
work  for  a  salary  or  wage  less  than  will  enable  him  to  snpport  himself  and 
bis  family.  ||  According  to  evidence,  a  miuer  eams  from  18  L  to  30  1.  per 
month,  according  to  ability,  and  your  Commission  are  of  opinion  these  wages 
are  not  6xcessi?e,  regard  being  given  to  the  high  cost  of  living  at  the  mines; 
in  fact,  they  are  only  sufficient  to  satisfy  daily  wants,  and  conseqnently  it 
cannot  be  expected  that  white  laboarers  will  establish  their  permanent  abode 
in  this  Repnblic  unless  conditions  are  made  by  which  their  position  will  be 
ameliorated.  ||  Your  Commission  wish  to  recommcnd  that  henceforth  all  com*  . 
panies  will  keep  their  acconnts  in  such  a  manner  that  it  will  olearly  appear 
what  Proportion  of  wages,  salaries,  and  remuneration  are  paid  to  white  labon- 
rers,  and  what  to  directors,  secretaries,  Clerks,  engineers,  4&c.,  becaose  at 
present  all  these  are  brought  into  one  account,  and  it  wonld  conseqnently 
appear  as  if  the  average  wages  paid  to  miners  is  higher  than  in  reality  is 
the  case.  ||  Your  Commission  further  wish  to  recommend  that  the  companies 
shoold  bnild  dwelling-honses  for  white  labonrers,  which  is  already  done  by 
some  of  the  companies,  and  should  let  those  at  a  rental  eqnivalent  to  a  rea- 
sonable  interest  on  capital  expended;  this  wonld  mean  a  cönsiderable  impro- 
vement  in  the  condition  of  living  of  these  miners.  Yonr  Commission  fnrther 
reeommend  modification  in  the  law  between  master  and  serrant,  as  existing  at 
present,  by  which  all  contracts  entered  into  in  Enrope  between  employers  and 
employees  woüld  be  legalised  here  by  simple  registration,  and  shonld  not,  as 
hitherto,  reqnire  a  confirmation  of  the  contract  by  parties,  before  a  landdrost 
or  mining  commissioner,  before  becoming  of  effect  here.  It  will  be  necessary 
to  provide  that  snch  a  contract  mnst  be  reasonable  as  regards  the  labonrer. 
Further,  this  law  ought  to  define  the  responsibility  of  the  master  to  a  serrant 
in  case  of  accident,  and,  farther,  that  neither  master  nor  servant  can  make  a 
contract  contrary  to  any  provision  of  such  law.  ||  Yonr  Commission  are  of 
opinion  that  as  long  as  the  cost  of  living  cannot  be  considerably  redneed,  it 
will  be  almost  impossible  to  reduce  the  wages  of  white  labonrers,  and  they 
wonld  strongly  recommend  that,  as  far  as  possible,  necessaries  of  life  shonld 
be  imported  free  of  import  duty,  and  conveyed  to  the  mines  as  cheaply  as 
possible.  Yonr  Commission,  further,  are  of  opinion  that  it  will  be  desirable 
to  enconrage  as  much  as  possible  other  industries,  besides  the  mining  industry, 
which  will  also  tend  to  procure  employment  for  white  labonrers. 

Kaffir  Läbour. 
This  is  one  of  the  most  difficult  questions  before  your  Commission.  ||  It 
will  be  neoessary  to  discuss  three  points,  viz.:  —  ||  From  where  must  the  in- 
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Nr.  laois.  dustry  draw  its  supply?  [I  What  supply  can  be  obtained? '  And  at  what  wages? " 
BepubUk"  ^  ^^P^7  *^  *^ö  first  point,  it  appears  to  your  Commission  that  the  chief 
5. Aug.  1897. supply  must  coms  ffom  the  east  coast  (Portuguese  territory),  and  it  is  desi- 
rable  to  recommend  to  the  Government  to  enter  into  correspondence  with  the 
Portuguese  authorities  in  order  to  facilitate  the  supply  as  much  as  possible.  || 
Further,  a  great  many  natives  can  be  got  within  the  boundaries  of  the  Re- 
publik if  sufficient  inducement  be  offered,  and  your  Commission  proposes  that 
the  inducement  will  best  be  offered  by  paying  premiums  to  Eaffir  Chiefs  for 
the  supply  of  labourers,  and  by  reduction  of  the  fare  for  Kaffirs  per  railway 
to  one-third  of  that  now  charged,  the  difference  to  be  recovered  from  them 
on^the  return  journey.  ||  The  fact  should  not  be  lost  sight  of  that  the  present 
requirement  on  the  Witwatersrand  mines  is  70,000  black  labourers,  wbile 
.  within  the  next  three  years  this  number  will  be  very  considerably  increased 
to  at  least  100,000  on  account  of  the  development  of  the  deep  level  mines.  || 
While  mentioning  the  subject  of  correspondence  with  the  Portuguese  Govern- 
ment, your  Commission  are  of  opinion  that  correspondence  with  all  the  South 
African  States  would  be  desirable,  in  order  once  and  for  all  to  place  the 
question  of  black  labour  on  a  sound  basis.  ||  Should  the  Government  be  suc- 
cessful  in  Coming  to  an  understanding  with  the  different  Colonies  and  States 
on  this  point,  the  question  of  reduction  of  wages  will  be  a  natural  con- 
sequence.  ||  As  regards  the  supply  of  natives  from  within  the  boundaries  of 
this  Republic,  the  Commission  recommend  that  the  Native  Commissioners  should 
receive  extra  payment  in  cases  where  they  are  obliged  to  undertake  joumeys 
to  interview  Eaffir  Chiefs  to  obtain  labourers  from  them,  and  that  such 
Kaffirs  be  conducted  to  the  mines  under  supervision,  and  that  it  would  be 
desirable  to  erect  along  the  roads,  at  distances  of  18  miles  apart,  except 
Where  there  is  a  railway,  Compounds  where  the  Kaffirs  can  sleep  and,  obtain 
food.  Tour  Commission  recommend  that  the  latter  measure  should  be  entirely 
under  Government  control.  Tour  Commission  cannot  recommend  any  measure 
which  would  be  equivalent  to  forced  labour,  neither  can  they  recommend  the 
imposition  of  a  higher  tax  upon  the  Kaffirs.  ||  Much  has  been  said  aboat  the 
desirability  of  establishing  locations  for  Kaffirs  close  to  the  Rand,  but  your 
Commission  cannot  at  all  recommend  this  course.  Experience  has  taught  that 
the  establishment  of  locations  does  not  improve  the  Kaffirs  in  any  way,  but 
only  tends  to  their  deterioration.  ||  As  soon  as  a  Kaffir  with  his  family  lives 
in  a  location,  his  highest  aim  in  life  is  to  ^ee  his  wife  and  children  work  and 
himself  look  on. 

Liquor  Law, 

Tour  Commission  have  thought  it  desirable  to  consider  the  liquor  traffic 
also  in  their  report,  because  they  are  of  opinion  that  it  directly  affects  the 
mining  indnstry.  ||  It  must  be  remembered  that  the  liquor  traffic,  together  with 
the  Import  duties  and  licenses  in  connexion  with  the  same,  contribute  to  the 
State.  |]  It  has  been  proved  to  your  Kommission  that  the  Liquor  Law,  No.  17 
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1806,  is  not  carried  oat  properlj,  and  that  the  mining  industrj  has  real  ^r-  i^i»- 
grievances  in  connexion  therewith,  owing  to  tbe  illicit  sale  of  streng  drink  to  ^^pubiik" 
the  natives  at  the  mines;  and  they  wish  specially  and  strongly  to  insist  that^-^Qg*i^^* 
tbe  stipnlations  of  Art.  16  of  the  Law  sball  be  strictly  carried  oat  The 
evidence  given  on  tbis  point  proves  a  miserable  State  of  afifairs,  and  a  mach 
stronger  application  of  tbe  law  is  reqaired.  ||  Yoar  Gommission  recommend: — | 
(a.)  That  all  licenses  for  boarding-bonses  for  white  people  at  tbe  miues  shall 
in  fatare  be  only  issaed  by  the  Gommission  for  liqaor  licenses  (licensing 
board).  ||  (p.)  More  police  and  better  System  of  sapervision  at  the  mines.  || 
(c.)  That  wbere  any  anlicensed  person  is  convicted  for  selling  strong  drink  to 
natives  at  the  mines  or  elsewhere,  the  only  panishment  to  be  inflicted  shall 
be  imprisonment  Tour  Gommission  are  in  favonr  of  the  strict  carrying  oat 
of  tbis  law,  bat  have  foand  that  it  is  in  some  respects  too  diiastic.  ||  For  in- 
stance,  Art  17  of  the  law  stipalates  that  foar  licenses  will  be  granted  for  a 
popalation  of  500  persons,  and  for  every  additional  400  only  one  more  license 
(ander  tbis  article  is  meant  500  male  persons  over  16  years  of  age).  ||  There 
woald  be  no  objection  against  sach  a  süpalation,  as  sach  is  more  or  less  the 
System  in  other  civllised  coantries,  bat  sach  a  stipalation  oaght  to  have  been 
initiated  when  the  towns  and  villages  close  to  the  mines  were  originally 
established.  It  appears  from  statistics  sabmitted  that  at  present  there  are  in 
Jobannesbarg  the  foUowing  licensed  liqaor  dealers:  — 


(a.)   Wholesale  licenses  .    •    • 49 

(p.)   BoUle  Stores 56 

(c.)    Ganteens  (bars) 305 

(d,)   Roadside  inns •  5 

(e.)    Beer  halls 23 

Total  438 


Letter  (c.)  inclades  112  hotel  licenses.  ||  Sapposing  that  Art  17  were  to 
be  strictly  applied,  and  assaming  that  Johannesburg  and  neighboaring  mines 
have  a  male  popalation  over  16  years  of  age  of  35,500,  the  licensing  board 
can  only  issae  88  licenses,  and  350  licenses  will  have  to  be  refased.  ||  From 
a  financial  point  of  view  tbis  woald  entail  very  serioas  conseqaences  for  the 
State,  becaase  the  liqaor  licenses  and  the  large  amoant  paid  for  Import  daties 
on  liqaor  which  form  a  large  portion  of  the  revenae  of  the  State,  might  then 
be  considerably  diminisbed.  Bat  leaving  tbis  oat  of  the  qaestion,  and  assa- 
ming that  the  Government  will  pat  ap  with  tbls.loss,  trade  woald  be  serioasly 
affected  by  the  closing  of  350  places  of  basiness,  and  large  nambers  of  people 
who  are  interested  in  the  trade  and  who  have  invested  their  entire  capital  in 
the  liqaor  basiness,  ander  tbe  law  then  existing,  woald  be  entirely  rained.  || 
It  is  certainly  desirable  that  the  namber  of  licenses  shall  be  rednced,  bat  tbis 
shoald  not  be  done  in  sach  a  peremptory  manner. 

Gradaally,  and  as  opportanity  offers,  these  redactions  can  be  effected.  || 
Art»  17  of  Said  law  stipalates  that  licenses  will  be  granted  according  to  the 
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Nr.  12018.  p^nlation  of  any  ward.  Sabnrbs,  such  as  Doomfontein,  Hillbrow,  Hospital,  <ftc., 
^Republik"  *'®  ^^^y  ^^^  ^^^  residential  purposes,  and  up  to  the  present  the  inhabitants 
5.  Aag.  1897.  have  been  able  to  snccessfully  combat  against  canteens,  bj  protesting  and 
other  means.  ||  The  inhabitants  of  these  suburbs  generali/  haTe  to  carry  on 
their  bnsiness  in  the  citj  and  remain  there  during  the  daj  —  hence  the  manj 
bars  in  Commissioner  Street,  which  street  mnst  be  considered  as  the  centre 
of  the  town  from  a  business  as  well  as  from  a  geographical  point  of  Tiew.  || 
It  mnst  also  be  remembered  that  when  the  bars  at  the  mines  are  closed 
nnmbers  of  people  living  there  will  make  nse  of  the  bars  in  town.  Notwith- 
standing  Second  Volksraad  Resolution,  Art.  122,  dated  14 th  May,  1897,  and 
First  Volksraad  Resolution,  Art.  122,  dated  17th  May,  1897,  your  Commission 
are  of  opinion  that  wholesale  licenses  for  the  sale  of  liquor,  as  well  as  licenses 
for  bettle  stores,  can  be  considered  as  usual  trade  licenses,  although  nnder 
the  control  of  the  Licensing  Board.  As  a  rule,  wheneyer  a  lieensed  liquor 
dealer  is  convicted  for  breaking  the  law  he  transfers  bis  license  to  somebodj 
eise,  who  continues  the  illicit  sale  of  the  liquor,  ||  It  is  consequently  desirable 
that  in  future  a  license  for  the  sale  of  liquor  shall  be  granted  to  a  particular 
honse,  and  not  to  any  individual.  ||  Permits  for  the  keeping  open  of  bars  afler 
9  p.m.  ought  to  be  issued  only  by  the  licensing  board,  because  this  is  one  of 
the  duties  of  that  body  and  does  not  fall  under  the  Jurisdiction  of  any  judi- 
cial  official.  ||  No  license  ought  to  be  granted  for  Eaffir  eating-houses  at  the 
mines,  because  the  nec^ssity  for  them  does  not  exist,  and  they  only  afford  the 
opportunity  to  ce^'tain  pecsons  to  .coptiQue.  tl^e  iniquitous  sale  of  liquor  to 
Natives  at  the'  mines.  ||  Your  Commission  disapproves  of  the  payment  of  a 
portion  of  the  fines  to  the  informer,  policeman,  or  detectire,  because  this  not 
only  puts  a  premiüm'on  crimö,  but  the  tnfdrmer,  influenced  by  greed,  puts 
the  accused  in  a  position  which,  without  trapping,  he  would  not  have  occa- 
pied.  II  It  is  not  the  intention  of  your  Commission  to  deal  with  the  Liquor 
Law  in  its  entirety,  and  they  have  consequently  only  referred  to  certain  points 
which,  in  their  opinion,  require  modification  in  the  interest  of  trade  and  the 
mining  iudustry.  Tour  Commission  can  further  recommend  that  all  excise 
officials  shall  be  under  the  control  of  the  licensing  boards  of  the  different 
districts,  and  the  licensing  boards  have  special  detectites  and  inspectors  under 
their  control. 

Transit  Duty, 

These  duties  are  unfair,  and  ought  to  be  abolished.  Tearly  an  amount 
of  £  600,000  is  paid  by  this  Republic  to  the  neighbouring  States  (Orange 
Free  State  excepted).  ||  It  may  be  adduced  from  the  other  side  that  heavj 
expenses  have  been  made  to  construct  docks  and  warehouses,  but  against  this 
can  be  said  that  the  consignors  and  consignees  are  charged  heavy  dock  fees 
which,  if  carefully  calculated,  amply  repay  the  expenses.  ||  The  authority  of  the 
Commission  for  the  figures  quoted  is  Mr.  Wiener,  member  of  the  Ci^  Par- 
liament  and  Chairman  of  the  United  Chambers  of  Commerce  of  Sooth  Afdca, 
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and  jour  Commission  are  of  opinion  tbat  statistics  from  soch  a  soarce  caii  be  Nr.  12018. 
taken  to  be  reliable.  ||  The  Commission  recommend  that  negotiatioos  shall  be  ^^''^i'IJ^' 
entered  into  with  the  interested  oolonies  to  have  those  transit  daties  aboUshed,5.A«g.i897. 
bat  before  doing  so  wish  to  recommend  that  the  Government  of  this  Repnblic 
shall  abolish  the  transit  dnties  on  goods  to  the  nortti,  as  at  present  leyied. 

Import  Dutiea. 
With  reference  to  this  matter,  yonr  CknnmissioQ  can  only  recommend 
that,  if  possible,  foodstnffs  onght  to  be  entirelj  free  from  taxation,  as  at  the 
present  moment  it  is  possible  to  sapply  the  popnlation  of  the  Bepablic  from 
the  prodacts  of  loeal  agrlcoltare,  and  coHseqnentlj  importation  te  absolntelj 
necessary. 

Explosii?e8, 

Before  entering  on  this  snbject,  we  wish  to  pnt  on  record  onr  disappoint« 
ment  with  the  evidence  tendered  on  behalf  of  the  South  African  Explosives 
Company,  Limited.  ||  We  expected,  and  we  think  not  nnreasonably,  that  they 
wonld  be  able  to  give  reliable  Information  for  onr  gnidance  respectiag  the 
cost  of  importation,  as  well  as  of  local  manafactnre  of  the  principal  explosives 
nsed  for  midng  pnrposes,  bat  thoagfa  persistently  qoestloned  on  Uiese  points, 
few  facts  were  elicited,  and,  we  regret  to  say,  they  entirely  failed  to  satisfy 
as  in  this  important  respect  ||  The  importation  of  a  oheap  sapply  of  all  nc- 
cessaries  reqaired  for  mining  pnrposes,  in  Order  to  secnre  soccess,  is  perhaps 
too  obvioas  to  need  repeating;  bat  we  may  mention  that  the  one  item  most 
frcqaently  referred  to  by  witnesses  in  this  connection  was  the  cost  of  the 
explosives.  ||  It  has,  we  consider,  been  clearly  proved  that  the  price  paid  by 
the  mines  for  explosives  of  all  kinds  is  nnreasonafoly  high,  having  dae  regard 
to  original  cost  and  expenses  of  delivery  in  the  South  African  Bepablic,  and 
in  onr  opinion  a  considerable  redaction  shoold  be  broaght  aboat.  ||  In  making 
recommendations  with  this  object  in  view,  it  mast  be  stated  at  the  oatset  that 
the  main  difficalty  in  dealing  with  the  qaestion  arises  from  the  existence  of 
the  contract,  by  means  of  which  the  monopolists  are  able  to  maintain  the 
present  high  price,  in  spite  of  the  fact  that  the  manafactored  article  is  mostly 
obtained  by  them  in  Earope  at  a  very  mach  lower  cost.  Gonseqaently  the 
advantages  which  the  Crovernment  intended  to  confer  to  the  conntry  by  esta* 
blishing  a  new  indastry  here  have  not  been  realised,  whilst  .the  monopoly  has 
proved  a  serioas  barden  on  the  mining  indastry.  That  the  principal  explosives 
ased  here  (blasting  gelatine,  and,  to  a  small  extent,  dynamite)  can  by  pnr- 
chased  in  Earope  ^and  delivered  here  at  a  price  far  betow  the  present  cost  to 
the  mines  has  been  proved  to  as  by  the  evidence  of  many  witnesses  com- 
petent  to  speak  on  the  sabjeqt;  and  when  we  bear  in  mind  that  the  excess 
Charge  of  40  s.  to  45  s.  per  case  sold  does  not  benefit  the  State,  bat  serves 
to  enrich  individuals  for  the  most  part  resident  in  Earope,  the  injastice  of 
sach  a  tax  on  the  staple  indastry  becomes  more  apparent,   and  demands  im- 
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Nr.  laois.  mediate  remoral.  ||  It  is  in  evidence  that  the  South  African  Repnblic  is  one  of 
^^J**^"'  the  largest,  if  not  the  largest,  consumers  o£  explosives  in  the  world>  and 
5.Aiig.i897.following  the  nde  of  commerce  in  sach  cases  it  is  reasonable  to  snppose  that 
the  most  advantageoos  terms  wonld  be  secared  for  so  large  a  consamer,  which 
no  donbt  would  be  the  case  were  it  not  for  the  monopoly  now  in  the  hands 
of  the  South  African  Explosives  Company,  whereby  tbey  and  their  friends 
make  enormöus  profits  at  the  expense  of  the  mining  industry.  ||  These  profits 
have  been  estimated  by  the  Yolksraad  Dynamite  Commission  at  no  less  than 
£  580,000  for  the  years  1897  and  1898,  being  £  2  per  case  on  290,000 
cases,  the  number  which  it  is  estimated  will  have  to  be  imported  to  meet  the 
demands  for  those  years.  It  is  thus  clear  that  the  hope  of  establishing  a 
factory  capable  of  supplying  the  requirements  of  the  mines  within  a  reasonable 
time  from  the  products  of  the  conntry  is  far  from  being  realised.  From  the 
evidence  of  witnesses  other  than  the  managing  director  of  the  Explosives 
Company,  we  are  led  to  believe  that  dynamite  No.  1,  containing  75  per  cent. 
of  nitro-glycerine,  can  be  delivered  free  on  board  at  Hamburg  at  23  s.  6  d. 
per  case  of  50  Ibs.,  the  cost  of  bringing  it  to  Jobannesburg  being  about  14  s. 
additionaL  The  managing  director  of  the  Company,  however,  has  since  stated 
that  Nobel's  invoice  it  to  them  at  29  s.  6  d.  free  on  board  in  Hamburg,  but 
the  difference  is  not  essential  to  the  point  we  have  to  deal  with  here. 

This  explosive,  whether  costing  28  s.  6  d.  or  29  s.  6  d.  in  Hamburg,  is 
supplied  to  the  mines  at  85  s.  per  case,  showlng  a  profit  of  47  s.  6  d.  in  one 
case  and  41  s.  6  d.  in  the  other,  of  which  the  Government  receives  5  s.  per 
case.  II  That  this  is  a  reasonable  estimate  is  supported  by  the  report  of  the 
Yolksraad  Dynamite  Commission,  who  State  that  the  Company  makes  a  profit 
of  £  2  per  case  on  imported  dynamite,  and  further  by  the  evidence  of  a 
former  agent  of  Nobel's  Dynamite  Trust,  whose  Statement  was  to  the  effect 
that  he  made  an  offer  on  behalf  of  Nobel  to  deliver  dynamite  ex  magazine  on 
the  Rand  at  40  s.  per  case  of  50  Ibs.,  excluding  duty^  and  this  at  a  time 
when  it  had  to  be  brought  a  considerable  distance  by  ox-waggon«  ||  In  the  case 
of  blasting  gelatine,  which  is  now  more  largely  used  than  No.  1  dynamite,  the 
margin  of  profit  made  by  the  Company  at  the  expense  of  the  mines  is  even 
greater.  ||  The  evidence  led  on  behalf  of  the  Company  is  that  the  cost  43  s. 
6  d.  per  case  free  on  board  in  Hamburg,  the  freight,  <fec.,  to  Johannesburg 
being  about  14  s.  per  case.  Therefore,  by  the  Company's  own  showing,  the 
difference  in  price  in  Europe  between  blasting  gelatine  and  dynamite  No.  1  is 
14  s.  per  case  (43  s,  6  d.  and  29  s.  6  d.),  whilst  the  charges  for  bringing 
the  articles  into  the  South  African  Republic  are  the  same.  Seeing  that  the 
Company  charges  the  mines  for  blasting  gelatine  22  s.  6  d.  over  and  abovo 
the  price  of  dynamite  No.  1  (namely,  107  s.  6  d.  as  against  85  s.),  it  is  evident 
that  the  profit  falling  to  the  Company  is  still  larger.  Other  evidences  laid 
before  your  Commission  gives  the  difference  in  cost  of  blasting  gelatine  and 
No.  1  dynamite  at  only  7  s.  to  10  s.  per  case.  ||  The  mining  industry  has  thus 
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to  bear  a  bürden  wbich  does  not  enrich  the  State  or  bring  any  benefit  in  Nr.  12018. 
retum,  and  this  fact  must  alwajs  prove  a  source  of  irritation  and  annoyance  ^^^Mik"* 
to  those  who,  while  willing  to  contribute  to  just  taxation  for  the  general  good,6.  Ang.iss:. 
cannot  acquiesce  in  an  impost  of  the  nature  complained  of.  ||  The  importance 
of  this  question  to  the  mining  industry  may  be  gathered  from  the  fact  that 
explosives  have  been  shown  to  average  9  per  cent  of  the  total  working  cost, 
but  for  the  development  work  the  percentage  is  a  higher  one.  ||  On  ,the 
4th  June,  1897,  your  Commission  inspected  the  factory  at  Modderfontein,  and 
it  cannot  be  denied  that  the  constrnction  of  the  works  and  general  equipment 
are  in  many  respects  admirable;  and  it  appeared  to  us  greatly  to  be  regretted 
that  so  mnch  money  should  have  been  invested  in  an  nndertaking  for  the 
manufactnre  of  any  article  whereof  the  ingredients  have  to  be  imported  at  a 
great  cost,  four  tons  of  raw  materials  being  required  to  produce  one  ton  of 
the  manufactured  article.  It  has  been  proved  to  our  satisfaction  that  none  of 
the  raw  niaterial  used  is  found  in  this  country,  or  only  in  such  small  qnan- 
tities  as  to  make  it  practically  valueless  for  the  purpose  required;  and  the 
coal  consumed,  although  obtained  here,  is  40  to  50  per  cent.  dearer  than  that 
delivered  at  factories  in  Europe.  |j  Labour,  also,  of  the  kind  required,  is  three 
or  four  times  more  expensive  than,  for  instance,  labour  in  Germany,  while  the 
excessive  cost  of  transport  tends  greatly  to  enhance  the  price  of  such  mate- 
rials. II  We  are  informed  that  experiments  have  been  made  with  the  object  of 
manufacturing  sulphuric  acid  from  material  procured  here,  but  these  efforts  to 
nse  the  prodncts  of  the  country  are  still  in  the  experimental  stage.  ||  There  is 
also  no  market  here  for  the  bye-products,  which  in  Europe  have  considerable 
commercial  value,  thus  further  increasing  the  cost  of  the  manufactured  article. 
All  these  drawbacks,  which  make  it  almost  impossible  to  establish  a  bona  fide 
industry,  fall  on  the  mines,  and  render  their  task,  especially  that  of  the  low 
grade  mines,  extremely  difficult  and  discouraging.  ||  The  desirability  of  esta- 
blishing  Industries  of  all  kinds  within  the  Republic  cannot  for  a  moment  be 
doubted,  but  when  it  is  proposed  to  establish  an  artificial  industry,  whose  only 
hope  of  success  lies  in  the  extension  to  which  it  may  be  allowed  to  unduly 
profit  from,  instead  of  benefiting  a  natural  and  more  important  enterprise,  the 
economic  fallacy  of  the  proposition  becomes  sufficiently  clear  to  need  little 
further  demonstration.  Another  point  that  has  been  brought  to  the  notice  of 
your  Commission  is  the  prejudicial  effect  exercised  by  the  monopoly  in  practi- 
cally excluding  from  the  country  all  new  inventions  in  connection  with  ex- 
plosfves,  and  in  view  of  the  numerons  dynamite  accidents  that  have  taken 
place  from  time  to  time  it  is  to  be  regretted  that  it  is  not  possible  to  make 
satisfactory  trials  of  other  and  less  dangerous  explosives  for  the  working  of 
mines. 

These  questions  have  received  the  carefid  conbideration  of  your  Commis- 
sion, who  are  forced  to  the  conclusion  that  the  factory  has  not  attained  the 
object  with  which  it  was  established,  and  that  there  is  no  reasonable  prospect 
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Nr.  18018.  of  its  dolog  SO.  ||  That  there  are  good  groonds  for  believiog  that  tbe  con- 
sadamkac.  tractors  have  failed  to  complj  with  the  condiUoDs  of  their  contract,  whicb 
5.  Aiig.i897.reqaired  them  to  establish,  complete,  and  bring  into  Operation,  on  or  before 
the  24  th  April,  1896,  one  or  more  factories  for  the  manufactnre  of  djBaiBite 
and  other  explosives  of  such  nature  and  quality,  and  of  such  qnantity  as  the 
reqnirements  and  demands  within  the  South  African  Bepablio  shall  requre 
and  demand.  ||  For  the  aforesaid  reasons,  and  in  view  of  the  opinion  expressed 
by  the  Yolksraad  Dynamite  Goininittee,  that  the  legal  position  of  tbe  Gorenn 
ment  against  the  contractors  is  nndoubtedly  strong,  yoor  Commission  desire  to 
recommend  that  the  case  be  placed  in  the  hands  of  the  legal  adf  isers  of  the 
State,  with  a  view  to  ascertain  whether  the  contract  can  be  cancelled.  || 
Meauwhile,  your  Commission  recommend  that  the  Government  avail  itself  fortb- 
with  of  its  right  ander  Art  15  of  the  regulations,  namely:  —  ||  The  Go?8ni- 
ment  will  reserve  for  itself  —  ||  (A)  The  right,  when  |he  interests  of  the  State 
render  it  necessary,  to  take  away  the  agency  of  trading  in  gonpowder,  Ajumt 
mite,  cartridges,  and  other  explosive  Stoffs»  from  above-mentioned  persons,  &c^ 
and  at  once  take  into  its  own  hands  the  importation  of  dynamite  and  other 
explosives  for  the  benefit  of  the  mining  indastry,  subject  to  duty  of  not  laofe 
than  20  s.  per  case,  or  such  other  less  sum  as  may  be  determined  on  from 
time  to  time.  This  protecting  duty,  while  considerably  increasing  the  reveuae 
of  the  State,  wonld,  at  the  same  time,  afford  ample  protection  to  any  indnstiy 
of  this  description  in  the  Repablic.  ||  In  the  event  of  cancellation  being  ad- 
vised  to  be  possiUe,  free  trade  in  explosives  to  be  at  once  established,  subject 
to  a  duty  of  20  s.  per  case,  or  such  other  less  duty  as  may  be  determiaed 
upon  from  time  to  time,  and  manufacturing  of  other  explosives  in  the  Bepoblic 
to  be  allowed  also,  to  be  protected  by  the  same  Import  duty.  ||  Your  Commis- 
sion are  of  opinion  that  effective  free  trade  will  in  no  wise  be  jeopardised 
by  the  existence  of  any  ring  or  combination  for  the  sale  of  explosiTes  in 
Europe.  ||  Your  Commission  further  wish  to  recommend  the  free  importation  of 
detonators.  ||  Yoor  Commission  desire  further  to  observe  that  it  is  not  dear  to 
them,  judging  from  the  publisbed  acoounts  of  the  South  African  £xpk)a?es 
Company  for  1805  and  1896,  that  the  Government  receives  the  proportioBof 
surplus  profit  secured  to  it  under  the  contract,  namely,  20  per  cent,,  ud 
would  strongly  recommend,  in  accordance  with  Art.  6  of  the  Contract,  ao 
immediate  investigation  of  this  Compan/s  accoonts  by  qoalified  accoontants, 
in  conjunction  with  the  financial  adviser  of  the  Commission,  in  order  to  fiid 
out  what  amoont  is  still  due  to  the  Government  onder  this  head;  and,  further, 
to  cause  inquiry  to  be  made  about  the  quantity  of  cases  of  blasting  material, 
gelatine,  and  dynamite  imported  during  1896—97. 

Baüways. 

Your  Commission   have  followed   with   great  attention   and  interest  tk 
evidence  and  statistics  snbmitted  on  this  point.  U  From  these  it  appears  that 
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not  only  are  the  tariffis  charged  bj  the  N.Z.A.8.M.  Company  such  that,   by  ^r.  12018. 
rednction  of  the  same,  the  indastry  woirtd  be  considerably  benefited,  but  that   Bepubiiir" 
such  a  reduction  would  not  only  be  fair,  but  carry  with  them,  as  a  natural  s-^"»- ^897. 
consequeuce,  that  the  neighbonring  8tates  and  Colonies  would  have  to  reduce 
their  tariffs  considerably.    It  does  not  He  within  the  scope  of  the  labours  of 
this  Commisskm  to  enter  into  the  application  of  the  tariffs  at  present  existing 
and  charged  by  the  N.Z.A..8.M.,  because  this  would  require  a  technical  know- 
ledge  of  railway  matters,  about  which  yonr  Gommission  had  neither  the  power 
or  opportunity  to  gain  inforraation.  ||  Tour  Gommission  have  come  to  the  con- 
clusion  that,   taking  into  oonsideration  the  evidence  submitted  to  them,   and 
taking  the   gross  revenue  of  traf&c  of  goods  at  about  £  2,000,000  (as  in 
1896},  it   will  be   desirable   to  recommend  so  to  regulate  the  tariff  for  the 
cartage  of  goods  that  the  gross  revenue  for  goods  traffic  for  1896  would  have 
been  reduced  by  £  500,000,  equivalent  to  an  average  reduction  of  25  per 
Cent.  II  Further,  your  Gommission  deem  it  desirable  that  the  Government  shall 
make  such  arrangements  as  will  secure  to  them  in  the  future  a  voice  in  the 
fixing  of  the  tarifb  of  the  N.Z.A.8.M.,   and  express  their  confidence  that  as 
soon  as  prosperous  times  will  Warrant  such  a  course,  a  further  reduction  in 
tariffs  will  be  effected.  ||  Your  Gommission  wish  to  recommend  that  the  reduc- 
tion will  be  chiefly  applied  to  traffic  of  coal,  timber,  mining  machinery,  and 
food-stuffs,  according  to  a  scale  to  be  agreed  upon  between  the  Government 
and  the  N.Z.A^.M.  ||  Tour  Gommission  are  of  opinion  that  in  this  manner  the 
industry  will  be  met  in  a  very  fair  way.  U  Your  Gommission  wish  to  express 
their  opinion   that  it  is  absolutely  necessary  that  the  reduction  in  all  local 
tariffs  will  be  brought  about  as  speedily  as  possible,  while  they  express  the 
hope  that  where  the  co-operation  of  the  neighbonring  States  and  Golonies  is 
required,  negotiations   will  be  initiated  and  carried  out  so  speedily  that  the 
reductions  to  be  so  initiated  will  come  into  force  not  later  than  the  Ist  of 
January  next.  ||  Several  witnesses  and  some  of  the  members  of  the  Gommission 
have  urged  the   expropriation   of  the  N.Z.A.8.M.  by  the  Government.    Your 
Gommission,  however,  for  several  reasons  known  to  them,  and  after  same  have 
been  communicated  to  those  members  of  the  Gommission  who  wished  to  urge 
expropriation  of  the  N.Z.A.S.M.,  do  not  at  the  present  moment  desire  to  urge 
expropriation,  provided  by  other  means  terms  can  be  secured  from  the  Com- 
pany so  as  to  obtain  the  reduction  at  present  urgently  required  on  the  basis 
as  above  set  forth.    Your  Gommission  have  been  informed  that  the  Company 
have  proposed  to  the  Government  to  adopt  the  dividend  of  the  three  years, 
1895,  1896,  and  1897,  as  a  basis  for  the  expropriation  price,  and  your  Gom- 
mission can  agree  to  such  proposal.  H  The  expropriation  price  being  thus  fixed, 
the  Company  will  have  all  the  more  reason  to  co-operate  towards  the  lowering 
of  the  tariffs,    Further,  it  appears  from  the  evidence  of  the  Managing  Director 
of  the  N.Z.A.S.M.  that,  in  oonsideration  of  the  reduction  of  tariffs,  he  wished 
to  have  secured  to  the  Company  a  certain  period  of  existence.    Your  Com- 
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Nr.  12018.  mission  cannot  recommend  this  eoorse,  becanse  thej  do  not  deem  the  same 

Sddftfrikaa.         . 

BapvUik.  to  De  in  the  interests  of  the  State,  and  it  woold  be  eontrary  to  the  wishes  of 
5.  Inf.  1897.  the  pubUc. 

Tour  Commission  fnrther  wish  to  recoHnnend  that  the  OoTemment  shaD 
take  mearares  to  effect  an  alteration  as  speedilj  as  possible  in  the  tariffs  of 
the  neighbonring  States  and  Colonies,  so  as  to  plaee  them  on  a  reasonable 
basis.  From  the  ejidenee  and  statistics  sabmitted  to  jonr  Gommission,  it 
appears  that  the  neighbonring  States  and  Golonies  bare  made  rery  large  profits 
ont  of  their  railwaj  traffic,  and  it  is  only  fair  to  expect  that  they  wül  nnder- 
stand  the  desirability  of  a  considerable  redaction.  ||  Before  leaving  the  sobject 
of  the  redaction  of  tariffs,  yonr  Gommission  want  to  remark  that  the  tariff 
for  coal  traffic  onght  to  conunand  the  largest  redaction.  H  Toor  Gommission 
have  fnrther  fonnd  that  the  mining  indostry  has  real  complaints  abont  the 
few  facilities  given  by  the  Gompany  in  delivery  of  coal  and  goods  in  general 
and  your  Gommission  are  of  opinion  that  every  measnre  onght  to  be  taken  to 
facilitate  such  delivery.  ||  In  connection  herewith  yonr  Gommission  recommend 
that  a  line  of  railway  shall  be  constmcted  to  the  sonth  of  the  Main  Beef; 
between  Boksbnrg  and  Kmgersdorp,  specially  intended  for  the  carrying  of 
coal;  and  that  to  the  dlfferent  companies  leave  shonld  be  granted  to  constmct 
sidings  from  that  line  and  other  lines  to  their  mines,  with  permission  to 
employ  steam  power,  after  approval  of  the  plans  by  the  Government  Gommis- 
sioner  of  Railways.  This  will  take  away  the  objection  at  present  existing 
against  the  payment  for  the  detention  of  coal  tmcks,  and  the  expenses  the* 
reanent  ||  Tour  Gommission  fnrther  wish  to  recommend  that  it  will  be  des!- 
rable  to  relieve  the  tariffs  or  coal  traf&c  of  every  and  any  petty  charges 
which  are  at  present  charged  for  tmck  hire,  shunting,  detention,  Äc.  Yonr 
Gommission  fnrther  recommend  that  the  Gompany  will,  as  soon  äs  possible, 
provide  a  qoantity  of  proper  coal  tmcks,  by  which  coal  can  be  carried  in 
bnlk,  and  by  which  the  nnuecessary  expense  of  bags  will  be  obviated.  ||  Finally, 
yonr  Gommission  are  of  opinion  that  the  greatest  facilities  onght  to  be  granted 
for  the  better  despatch  of  all  agricnltural  produce  at  a  low  price,  and,  if  re- 
qnired,  by  night  trains  to  the  principal  markets  of  the  Repnblic  There  is 
no  reason  why  milk  and  other  perishable  articles  cannot  be  loaded  at  night 
at  any  Station  of  the  N.Z.A.S.li.,  and  delivered  in  time  for  the  markets.  As 
an  argnment  against  this  may  be  addnced  that  at  the  present  moment  a  very 
small  quantity  of  such  produce  would  be  offered  for  transport,  but  yonr  Gom- 
mission are  of  opinion  that  if  the  opportunity  were  afforded,  probably  an  im- 
portant  industry  in  these  articles  would  be  created.  ||  Your  Gommission  wish 
to  refer  to  wfiat  has  already  been  said  about  the  carrying  by  rail  of  kaffir 
labourers,  where  it  is  proposed  to  Charge  for  kaffir  or  coloured  labour  tra- 
velling  to  the  mines  one-tbird  of  the  usual  fare,  and  to  recover  the  balance 
from  them  on  the  retum  jonrney.  Further,  your  Gommission  deem  it  of  the 
greatest  importance  that  measures  should  be  taken  by  which  all  South  African 
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railway  companies  shall  carry  passengers  and  goods  thronghont  South  Africa  »'.  «ois. 
under  uniform  conditions.  sepabuk. 

Odd    TheftS.  6.Ang.l8»7. 

According  to  the  evidence  submitted  to  your  Commission,  gold  thefts  are 
on  the  increase,  and,  although  the  Yolksraad  has  given  the  matter  their  fa- 
Tourable  consideration,  and  have,  at  the  instance  of  the  mining  industry,  so 
amended  the  Gold  Law  as  to  provide  for  the  punishment  for  the  sale  and  for 
being  in  possession  of  raw  gold,  still  it  has  been  stated  to  your  Commission 
in  evidence  that  the  gold  thefts  amount  to  about  10  per  cent.  of  the  Output, 
equiralent  to  an  amount  of  £  750,000  per  annum.  ||  It  follows  that  the  ad- 
ministration  of  the  law  must  be  fanlty,  because  there  are  only  very  few  in- 
stances  where   the  crime  has  been  detected  and  punished.  ||  If  those  figures 
are  not  exaggerated,  and  your  Commission  have  no  reason  to  suppose  so,  then 
this  matter  deserves  the  serious  consideration  of  the  Government.  Q  The  sup- 
pression  of  this  crime  can  be  considered  as  a  real  saving  to  the  industry, 
and  this  amount  of  three-quarters  of  a  million  would,  especially  in  times  of 
depression,   exercise   a  large  inflnence  on  the  yield  and  financial  position  of 
the  mines.  P  The  industry  askd  that  the  penal  clauses  regarding  this  matter 
shall  be  eliminated  from  the  Gold  Law,  and  that  a  separate  law  be  passed, 
more  or  less  on  the  basis  of  the  I.D.B.  Law  of  Kimberley,  Cape  Colony,  and 
that  measures  should  be  taken  by  which  the  injured  parties  shall  be  nnable 
to  exercise  control  and  have  supervision  over  any  Department  to  be  established 
for  the  detection  and  suppression  of  thefts  of  raw  gold.  ||  Your  Commission 
are  of  opinion  that  the  Government  could  grant  this  request  without  injuring 
their   dignity  on   the   basis   hereafter  mentioned;   on  the  contrary  it  would 
remove  the  blame  from  the  present  administration,  viz.,  that  these  thefts  can 
be  practically  carried  on  with  impunity. 

Pasa  Law. 

About  this  law  your  Commission  have  obtained  very  important  evidence 
from  Mr.  Kock,  the  head  of  the  Pass  Department  at  Johannesburg,  and  refer 
to  his  report,  from  which  it  will  appear  that  some  alterations  in  the  law  are 
reqnired,  although  what  is  really  required  as  regards  same  is  that  it  be 
strictly  carried  out.  ||  The  Government  will  find  in  this  report  a  recommenda- 
tion  by  which  it  is  proposed  to  place  the  carrying  out  of  the  Pass  Law  under 
the  supervision  of  a  local  board  on  the  gold  fields,  and  your  Commission 
further  wish  to  recommend  that  the  entire  administration  of  this  Itfw  be 
placed  under  the  supervision  of  the  Superintendent  of  Natives  instead  of 
under  the  Department  of  Mines,  as  at  present  Your  Commission  wish  in  no 
way  to  cast  any  blame  on  the  Department  of  Mines  for  the  faulty  carrying 
out  of  the  law  up  to  the  present,  but  if  the  Government  take  into  considera- 
tion the  recommendation  made  by  the  Commission  earller  in  this  report,  with 
referenoe  to  the  supply  of  kaffir  labonr^  the  object  the  Commission  have  in 
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Nr.  12018.  View  in  makipg  tliis  recommendation  will  be  apparent,  beeanse  it  wonld  be 

Eepabiik!  inipossible   for  two  Departments  to  be  interested  in,  the  carryiog  ont  of  any 

6nng.i897'one  law.  ^.,       .  '  ^ 

Inaustrial  Board. 

Tbe  evidence  which  has  been  laid  before  jonr  Commission  has  contained 
süggestions  to  establish  a  Board  on  which  Government  nominees  and  represen- 
tatiyes  of  the  mining  indnstrj  and  of  the  commercial  commanity  of  the  Wit- 
watersrand  shoald  sit,  so  that  the  Government  representatives  shonld  have  the 
benefit  of  the  experience  of  men  whose  daily  occapation  it  is  to  look  closely 
into  the  affairs  appertaining  to  mines,  &c.  Tour  Commission  is  of  opinion 
that  it  is  advisable  that  these  snggestions  shonld  be  acted  npon.  The  scope 
of  this  Board  shonld  consist  of  the  supervision  of  the  administration  of  the 
following  laws,  viz.:  —  ||  The  Liquor  Law,  as  far  as  it  concerns  the  proclaimed 
gold  fields;  j]  The  Pass  Law;  ||  The  law  relating  to  gold  thefts;  ij  And  will 
fnrther  have  an  advisory  voice  in  the  supply  of  Natives  to  the  mines ,  which 
yonr  Commission  has  recommended  yonr  Government  to  take  in  its  own  hands.' 
The  area  under  the  surveillance  of  the  Board  shonld  inclnde  the  Heidelberg, 
Witwatersrand,  and  Elerksdorp  districts,  and  other  goldfields,  as  may  be  found 
desirable  hereafter.  ||  Tonr  Commission  suggests  that  the  Board  consists  of  the 
following:  —  Five  members  to  be  appointed  by  the  Government,  and  four 
delegates  to  be  appointed  by  the  following  bodies,  with  the  consent  of  the 
Government,  namely,  one  delegate  of  the  Chamber  of  Mines,  one  of  the  Asso- 
ciation of  Mines  (or  in  case  of  an  amalgamation,  two  representatives  of  the 
new  Chamber),  a  nominee  of  the  Mine  Managers'  Association,  and  a  nominee 
of  the  Commercial  Commanity  of  Johannesbnrg.  ||  Your  Commission  wonld  ad- 
vise  that  a  separate  detective  force  be  placed  nnder  the  department,  whose 
dnty  it  wonld  be  to  detect  any  infringements  of  the  above-mentioned  laws, 
and  to  bring  the  offenders  to  justice  in  the  ordinary  course  of  law.  ||  It  shonld 
also  be  in  the  sphere  of  the  Bo^rd's  work  to  report  to  the  proper  authorities 
any  laxity  on  the  part  of  the  officials  who  have  to  administer  the  above- 
mentioned  laws.  II  The  Board  is  to  report  to  the  Executive  Council  npon  the 
working  of  the  laws  referred  to,  and  to  suggest  alterations.  It  must  be  well 
understood  that  the  power  of  this  Board  must  in  nowise  clash  with  the  sphere 
of  the  Minister  of  Mines'  Department  and  the  Licensing  Board,  but  co-operate 
with  same.  ||  We  wonld  adduce  as  a  reason,  the  more  for  the  creation  of  such 
Board,  that  Government  could  depute  to  them  the  right  to  receive  deputations 
hear  their  arguments,  and  report  to  the  Government  on  the  subject,  whereby 
a  great  saving  of  time  wonld  be  the  result.  ||  We  wonld  recommend  that  the 
Commission  be  appointed  at  once,  and  that  they  shall  frame  their  proposals 
for  regulations  and  submit  them  at  once  to  Government. 

Clement. 

Under  this  heading  yonr  Commission  merely  wish  to  State  that  the  Im- 
port duty  of  12  8,  6  d.  per  cask  seems  excessively  high.   ||  The  high  fireight 
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OB   an   article  so   heavy  as  cement  already  raises  the  price  bere  to  sach  an  Nr.  uois. 
amonnt  tbat  it  onght   to  be  verj  easy  for  any  local  indnstry  to  be  able  to  ^^^i^' 
compete.  ||  Tour  Commission  conseqnently  recommend  tbat  tbe  special  daty  on^-Aor-is^?« 
cement  be  removed  as  speedily  as  possible. 

Bricks. 
It  has  bcen  clearly  proved  to  yoar  Commission  tbat  the  existing  con- 
cession  for  the  making  of  bricks  by  machinery  is  a  great  disadvantage«  The 
price  of  bricks  is  thereby  onduly  increased.  Your  Commission  conseqnently 
recommend  tbat  steps  be  taken  as  speedily  as  possible  to  relieve  the  popn* 
lation  of  the  Republic  of  this  nndesirable  monopoly. 

Sweepstakes, 
Evidence  has  been  laid  before  yonr  Commission  that  the  ranning  of 
sweepstakes  and  other  forms  of  betting  on  the  races  in  this  Repnblic  has  a 
very  injnrions  effect  commercially,  and  especially  on  the  morality  of  the  yonng 
generation  of  the  Repnblic.  ||  Tonr  Commission  are  aware  that  this  qnestion 
is  already  beiDg  dealt  with  by  the  Yolksraad,  and  can  only  express  their  hope 
that  this  hononrable  body  will  proceed  to  modify  the  law  in  snch  a  manner ' 
that  snch  sweepstakes  and  other  forms  of  betting  will  be  prohibited. 

Closing  Eemarks, 
Before  closing  this  report,  yonr  Commission  mnst  express  their  satisfaction 
with  the  way  witnesses  have  responded  to  the  Commission's  invitations.  ||  It 
wonld  be  invidions  to  parücnlarise,  where  there  are  so  many  who,  at  a  great 
Facrifice  of  time,  have  devoted  themselves  to  a  carefnl  compilation  of  facts 
and  fignres,  than  which  no  such  interesting  or  exhanstive  Statements  of  the 
local  mining  indnstry  have  ever  been  laid  before  the  pnblic.  ||  At  the  reqaest 
of  your  Commission,  representatives  from  Barberton  and  Klerksdorp  came  to 
Pretoria  to  give  evidence,  and  the  public  spirit  displayed  by  those  gentlemen 
in  Coming  all  the  distance  to  represent  the  interests  of  their  respective  com- 
munities  dcserves  the  greatest  praise.  It  mnst  be  mentioned  here  that  the 
interests  of  the  aforesaid  mining  communities  are  identical  to  these  of  the 
Witwatersrand  Goldfields,  and  any  benefits  resulting  from  this  inquiry  will 
necessarily  extend  to  those  fields.  ||  Yonr  Commission  respcctfully  suggest  tbat 
for  the  pnrposes  of  general  reference,  and  to  be  placed  in  the  offidal  archives, 
this  report  with  all  the  evidence  led,  statistics  and  fnrther  addenda,  be  printed 
and  published  in  book  form.  It  will  also  serve  a  useful  purpose  in  illustra- 
ting  to  foreign  investors  the  conditions  nnder  which  the  mines  exlst  and  are 
worked,  the  richness  of  the  reefs,  and  the  regularity  of  the  ore  deposits. 
Credit  will  be  restored,  as  it  will  be  obvlous  to  all  who  take  an  interest  in 
the  matter  that  the  bogus  companies,  mostly  floated  in  Europe  by  unscmpulous 
Promoters,  do  not  come  within  the  pale  of  legitimate  enterprise  connected 
with   the   mining   industry.    The   establishment   of  a  local  mining  board  has 
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Nr.  12018.  been  strongly  urged  by  witnesses.  ||  From  an  industrial  and  commercial  point 
Republik  ^^  ^^^^>  ^^^^  country  must  be  considered  as  still  in  its  infancy,  and  withont 
5.  Ang.i897,los8  of  dignlty  and  prestige  the  Government  may  accede  to  the  above  request.  | 
Experience  in  these  matters  can  only  be  attained  after  the  lapse  of  long  years 
and  by  Coming  in  contact  with  experts  from  other  countries,  the  State  will 
reap  the  benefit  of  the  knowledge  obtained  in  their  country,  where  these 
Problems  have  for  decades  exercised  the  minds  of  their  leading  Citizens.  ||  In 
conclosion,  your  Commission  fervently  hope  that  they  truly  and  faithfully 
interpreted  the  object  of  the  inquiry,  and  that  their  suggestions  and  recom- 
mendations,  if  acted  npon,  will  confer  a  lasting  benefit  on 

**Land  en  Volk," 


Nr,    12019.     GEOSSBRUAHNIEN.    —    Petition    britischer   in  der 

Südafrikanischen  Republik  ansässiger  Unterthanen 

an  die  Königin  um  Abstellung  von  Mifsbräuchen  in 

der  Republik.  März  1899, 

Nr.  12019.  The  Humble  Petition  of  British  Subjects  resident  on  the  Witwatersrand, 

briunnien,  So'^^^  Afficau  Rcpublic,  to  Her  Most  Gracious  Majesty,  Queen  Victoria. 

Sheweth  that: —  ||  1.  For  a  number  of  years,  prior  to  1896,  considerable 
discontent  existed  aroong  the  Uitlander  population  of  the  South  African 
Republic,  cansed  by  the  manner  in  which  the  Government  of  the  country  was 
being  conducted.  The  great  majority  of  the  Uitlander  population  consists  of 
British  subjects.  ||  2.  It  was,  and  is,  notorious  that  the  üitlanders  have  no 
share  in  the  government  of  the  country,  although  they  constitute  an  absolute 
majority  of  the  inhabitants  of  this  State,  possess  a  very  large  proportion  of 
the  land,  and  represent  the  intellect,  wealth,  and  energy  of  the  State,  ||  3.  The 
feelings  of  intense  Irritation  which  have  been  aroused  by  this  State  of  things 
have  been  aggravated  by  the  manncr  in  which  remonstrances  have  been  met 
Hopes  have  been  held  out  and  promises  have  been  made  by  the  Government 
of  this  State  from  time  to  time,  but  no  practical  amelioration  of  the  con- 
ditions  of  life  has  resulted.  ||  4.  Petitions,  signed  by  large  numbers  Your  Ma- 
jesty's  subjects,  have  been  repeatedly  addressed  to  the  Government  of  this 
State,  but  have  failed  of  their  effect,  and  have  even  been  scornfully  rejected,  || 

5.  At  the  end  of  1895  the  discontent  culminated  in  an  armed  insurrection 
against  the  Government  of  this  State,  which,  however,  failed  of  its  object  || 

6.  On  that  occasion  the  people  of  Johannesburg  placed  themselves  nnreser- 
vedly  in  the  hands  of  Your  Majesty's  High  Commissioner,  in  the  füllest  con- 
fidence  that  he  would  see  justice  done  to  them.  ||  7.  On  that  occasion  also 
President  Eruger  published  a  proclamation,  in  which  he  again  held  out  hopes 
of  substantial  reforms,  ||  8.  Instead,  however,  of  the  admitted  grievances  being 
redressed,  the  spirit  of  the  legislation  adopted  by  the  Volksraad  during  the 
past  few  years  has  been  of  a  most  unfrieudly  character,  and  has  made  the 
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Position  of  the  üitlanders  more  irksome  than  before.  ||  9.  In  proof  of  the  Hr.  19019. 
abore  Statement,  Tour  Majestj's  petitioners  wonld  humblj  refer  to  snch  i^iJ^j^n. 
measores  as  tbe  following:—  ||  The  Immigration  of  Aliens  Act  (Law  80  of 
1896);  II  The  Press  Law  (Law  26  of  1896);  ||  Tbe  Aliens  Expnlsion  Law  of 
1896.  II  Of  these,  the  first  was  withdrawn  at  the  instance  of  Your  Majest/s 
Government,  as  being  an  infringement  of  the  London  Convention  of  1884.  || 
Bj  the  second  the  President  is  invested  with  the  powers  of  snppressing 
wholly,  or  for  a  stated  time,  any  pnblication  which  in  his  individnal  opinion 
is  opposed  to  good  manners  or  subversive  of  order.  This  despotie  power  he 
has  not  hesitated  to  exercise  towards  newspapers  which  snpport  British  in- 
terestSy  while  newspapers  which  snpport  the  Government  have  been  allowed  to 
pnblish  inflammatorj  and  libellons  articles,  and  to  advocate  atrocions  crimes 
withont  interference.  ||  The  Aliens  Expulsion  Act  draws  a  distinction  between 
the  Bnrghers  of  the  State  and  Uitlanders  which ,  Toor  Majesty's  petitioners 
hnmblj  snbmit,  is  in  conflict  with  the  Convention  of  1884.  Thns,  whilst 
Bnrghers  of  the  State  are  protected  from  expnlsion,  British  snbjects  can  be 
pnt  over  the  border  at  the  will  of  the  President,  withont  the  right  of  appea- 
ling  to  the  High  Conrt,  which  is,  nevertheless,  open  to  the  offending  Bnrgher. 
This  law  was  repealed,  onlj  to  be  re-enacted  in  all  its  essential  provisions 
dnring  the  last  session  of  the  Yolksraad.  ||  10.  The  promise  made  bj  the 
President  with  regard  to  conferrlng  Mnnicipal  Government  npon  Johannesbarg 
was  to  ontward  appearance  kept,  bat  it  is  an  ineffective  measare,  conferring 
small  benefit  apon  the  commnnitj,  and  investing  the  inhabitants  with  bat 
little  additional  power  of  legislating  for  their  own  mnnicipal  affairs.  Of  the 
two  members  to  be  elected  for  each  ward,  one  at  least  mnst  be  a  Bargher. 
Besides  this,  the  Bargomaster  is  appointed  bj  the  Government,  not  elected  by 
the  people.  The  Bargomaster  has  a  casting  vote,  and,  considering  himself  a 
representative  of  the  Government  and  not  of  the  people,  has  not  hesitated  to 
oppose  his  will  to  the  nnanimous  vote  of  the  Conncillors.  The  Government 
also  possess  the  right  to  veto  any  resolation  of  the  Conncil.  As  the  Bnrghers 
resident  in  Johannesburg  wcre  estimated  at  the  last  censns  as  1,089  in  nnmber 
as  against  28,503  Uitlanders,  and  as  they  belong  to  the  poorest  and  most 
ignorant  class,  it  is  manifest  that  these  Bnrghers  have  an  nndne  share  in  the 
representation  of  tbe  town,  and  are  invested  with  a  power  which  nentralises 
the  efforts  of  the  larger  and  more  intelligent  portion  of  the  commnnity.  Every 
Bargher  resident  is  qnalified  to  vote,  irrespective  of  being  a  ratepayer  or  pro- 
perty  owner  within  the  mnnicipal  area.  ||  11.  Notwithstanding  the  evident  desire 
of  the  Government  to  legislate  solely  in  the  interests  of  the  Barghers,  and 
impose  nndne  bnrdens  on  the  Uitlanders,  there  was  still  a  hope  that  the 
declaration  of  the  President  on  the  80th  of  December,  1896,  had  some 
meaningy  and  that  the  (Government  wonld  duly  consider  grievances  properly 
broaght  before  its  notice.  Accordingly,  in  the  early  part  of  1897  steps  were 
taken  to  bring  to  the  notice  of  the  Government  the  alarming  depression  in 
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.Nr.  12019.  the  Mining  Indnstrj,  and  the  reasons  which,  in  the  opinions  of  men  well 
britmiM.  <l^l'fied  to  judge,  bad  led  op  to  it.  ||  12.  The  Government  at  last  appointed 
a  Commission  consisting  of  its  own  officials,  which  was  empowered  to  enqoire 
into  the  industrial  conditions  of  the  mining  popnlation,  and  to  suggest  snch 
a  scheme  for  the  removal  of  existing  grievances  as  might  seem  advisable  and 
necessarj.  ||  13.  On  the  6th  of  Angnst  the  Commission  issned  their  report,  in 
which  the  reasons  for  the  then  State  of  depression  were  fallj  set  forth,  and 
roanj  reforms  were  recommended  as  necessary  for  the  well-being  of  the 
communitj.  Among  them  it  will  be  snfficient  to  mention  the  appointment 
of  an  Indnstrial  Board,  having  its  seat  in  Johannesburg,  for  the  special  super- 
vision  of  the  Liquor  Law,  and  the  Pass  Law,  and  to  combat  the  illieit  dea- 
ling  in  gold  and  amalgam.  ||  14.  The  Government  refused  to  acoede  to  the 
report  of  the  Commission,  which  was  a  standing  indictment  against  its  ad- 
ministration  in  the  past,  bat  referred  the  question  to  the  Yolksraad,  which 
in  turn  referred  it  to  a  Select  Ck)mmittee  of  its  own  members.  The  result 
created  consternation  in  Johannesburg,  for,  whiUt  abating  in  some  trifling 
respects  burdens.  which  bore  heavilj  on  the  mining  industrj,  the  Committee 
of  the  Raad,  ignoring  the  main  reeommendations  of  the  Commission,  actnally 
advised  an  inereased  taxation  of  the  country,  and  that  in  a  waj  which  bore 
most  heavilj  on  the  üitlander.  The  suggestions  of  the  Committee  were  at 
once  adopted,  and  the  tariff  inereased  accordinglj.  ||  15.  At  the  beginning  of 
1897  the  Government  went  a  Step  further  in  their  aggressive  policy  towards 
the  üitlander,  and  attacked  the  independence  of  the  High  Court,  which,  nntil 
then,  Yaur  Majesty's  subjects  had  regarded  as  the  sole  remaining  safeguard 
of  their  civil  rights.  Early  in  that  year  Act  No.  1  was  rushed  through  the 
Yolksraad  with  indecent  haste.  This  high-handed  Act  was  not  allowed  to 
pass  without  criticism;  but  the  Government,  deaf  to  all  remonstrance,  threa- 
tened  reprisals  on  those  professional  men  who  raised  their  voices  in  protest, 
and  finally,  on  the  16th  of  February,  1898,  dismissed  the  Chief  Justice,  Mr. 
J.  G.  Kotze,  for  maintaining  his  opinions.  His  place  was  filled  shortly  after- 
wards  by  Mr.  Gregorowski,  the  Judge  who  had  been  especially  brought  from 
the  Orange  Free  State  to  preside  over  the  trial  of  the  Reform  prisoners 
in  1896,  and  who,  after  passing  of  the  Act  above  referred  to,  had  expressed 
an  opinion  that  no  man  of  self-respect  would  sit  on  the  Bench  whilst  that 
law  remained  on  the  Statute  Book  of  the  Republic.  All  the  Judges  at  tho 
time  this  law  was  passed  condemned  it  in  a  formal  protest,  pnblicly  read  by 
the  Chief  Justice  in  the  High  Court,  as  a  gross  interference  with  the  inde- 
pendence of  that  tribunal.  That  protest  has  never  been  modified  or  retracted 
and  of  the  five  Judges  who  sigaed  the  declaration  three  still  sit  on  the 
Bench.  ||  16.  The  hostile  attitude  of  the  Government  towards  Your  Majesty's 
subjects  has  been  accentuated  by  the  building  of  forts  not  only  around  Pre- 
toria, but  also  overlooking  Johannesburg.  The  existence  of  these  forts  is  a 
source  of  constant  menace  and  Irritation  to  British  subjects,  and  does  much 
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to  keep  alive  that  raee-feeling  which  the  Government  of  this  State  professes  Nr.  12019. 
to  deprecate.  This  feeling  of  hostility  has  infected  the  general  body  of  j,,|jl,|j^,„^ 
Barghers.  Most  noticeable  is  the  antagonistic  demeanour  of  the  police  and 
of  the  offieials  ander  whom  thej  inimediately  act.  ||  17.  The  Constitution  and 
personnel  of  the  poliee  force  is  one  of  the  standing  menaces  to  the  peace 
of  Johannesburg.  It  has  already  been  the  subject  of  remonstrance  to  the 
Government  of  this  Republic,  but  bitherto  without  avail.  An  effieient  police 
force  cannot  be  drawn  from  a  people  such  as  the  burghers  of  this  State; 
nevertheless,  the  Government  refuses  to  open  its  ranks  to  any  other  class  of 
the  Community,  As  a  consequence,  the  safety  of  the  lives  and  property  of 
the  inhabitants  is  confided  in  a  large  measure  to  the  care  of  men  fresh  from 
the  conntry  districts,  who  are  unaccustomed  to  town  life  and  ignorant  of  the 
ways  and  requirements  of  the  people.  When  it  is  considered  that  this  police 
force  is  armed  with  revolvers  in  addition  to  the  ordinary  police  truncheons, 
it  is  not  surprising  that,  instead  of  a  defence,  they  are  absolutely  a  danger 
to  the  Community  at  large. 

17  a.  Trial  by  jury  exists  in  name,  but  the  Jurors  are  selected  ezclusi- 
vely  from  among  the  burghers.  Consequently  in  any  case  where  there  is  the 
least  possibility  of  race  or  class  interests  being  involved,  there  is  the  gravest 
reason  to  ezpect  a  miscarriage  of  justice.  ||  18.  Eneouraged  and  abetted  by 
the  example  of  their  superior  officers,  the  police  have  become  lately  more 
aggressive  than  ever  in  their  attitude  towards  British  subjects.  As,  however 
remonstrances  and  appeals  to  the  Government  were  useless,  the  indignities  to 
which  Your  Majesty's  subjects.  were  daily  ezposed  from  this  source  had  to  be 
endured  as  best  they  might  Public  Indignation  was  at  length  fully  roused  by 
the  death  at  the  hands  of  a  police  constable  of  a  British  subject  named  Tom 
Jackson  Edgar.  |j  19.  The  cireumstances  of  this  a&ir  were  bad  enough  in 
tliemselves,  but  were  accentuated  by  the  action  of  the  Public  Prosecutor,  who, 
although  the  accused  was  charged  with  murder,  on  bis  own  initiative  reduced 
the  Charge  to  that  of  culpable  homicide  only,  and  released  the  prisoner  on 
the  recognisances  of  bis  comrades  in  the  poUce  force,  the  bau  being  fized 
originally  at  £  200,  or  less  than  the  amount  which  is  commonly  demanded 
for  offences  under  the  Liquor  Law,  or  for  charges  of  common  assault»  || 
20.  This  conduct  of  a  high  State  official  eaused  the  most  intense  feeling  to 
prevail  in  Johannesburg.  It  was  then  thought  that  the  time  had  arrived  to 
take  some  steps  whereby  British  subjects  might  for  the  future  be  protected 
from  the  indignities  Qf  whi€h  they  had  so  long  complained.  It  was  therefore 
decided  to  make  an  appeal  direct  to  Your  Most  Gracious  Majesty,  setting 
forth  the  grievances  under  which  Your  Majesty's  subjects  labour.  A  petition 
was  accordingly  prepared  and  presented  to  Your  Majesty's  Yice-Consul  on  the 
24th  of  Decembex,  1898,  by  some  4000  or  5000  British  subjects.  The 
behaviour  of  those  present  was  orderly  and  quiet,  and  everything  was  done 
to'prevent  any  infringement  of  the  Public  Meetings  Law.   ||    21«    Owing  to  a 
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Nr.  12019.  technical  informality,  Tonr  Majesty's  Representative  declined  to  transmit  the 
briu^^w.  Petition  to  Your  Majesty.  ||  22.  Immediatelj  it  became  known  tbat  the  petition 
MTOuld  not  go  forward  to  Yoor  Majestj,  the  Goyemment  ordered  the  arrest  of 
Messrs.  Clement  Davies  Webb  and  Thomas  Robery  Dodd,  respeetively  the 
Yice-President  and  Secretary  of  the  Transvaal  Province  of  the  South  Afncan 
League,  under  whose  auspices  the  petition  had  been  presented,  on  a  Charge 
of  contravening  the  Public  Meetings  Act  by  convening  a  meeting  in  the  open 
air.  They  were  admitted  to  bail  of  £  1000  each,  five  times  the  amonnt 
required  from  the  man  charged  with  culpable  homicide.  ||  23.  Thereupon  Your 
Majesty's  subjects,  considering  the  arrest  of  these  two  genüemen  a  gross  vio- 
lation  of  the  rights  of  British  subjects  and  an  attempt  to  strain  unduly  against 
them  a  law  which  had  already  been  represented  to  the  Government  as  pressing 
most  heavily  upon  the  Uitlander  population,  decided  to  call  a  public  meeting 
in  an  enclosed  place,  as  permitted  by  the  law,  for  the  purpose  of  ventilating 
their  grievances,  and  endorsing  a  fresh  petition  to  Your  Majesty.  ||  24.  Prior 
to  holdiug  the  meeting  the  South  African  League  ascertained  firom  the  Go- 
vernment, through  the  State  Attorney,  that,  as  in  their  opinion  the  meeting 
was  pcrfectly  legal  in  its  objects,  the  Government  had  no  intention  of  pro- 
hibiting  it.  ||  25.  Tho  meeting  took  place  on  the  14th  of  January,  1899,  at 
the  Amphitheatre,  a  large  iron  building  capable  of  holding  from  3000  to 
4000  people.  Prior  to  the  advertised  hour  of  opening  an  overwhelmingly 
large  body  of  Boers,  many  of  whom  were  police  in  piain  dothes  and  other 
employees  of  the  Government,  forced  an  entrance  by  a  side  door,  and  practi- 
cally  took  complete  possession  of  the  building.  They  were  all  more  or  less 
armed,  some  with  sticks,  some  with  police  batons,  some  with  iron  bars,  and 
some  with  revolvers. 

26.  The  mere  appearance  of  the  Speakers  was  the  Signal  for  disorder  to 
commence;  the  Boers  would  not  allow  the  meeting  to  proceed,  but  at  once 
commenced  to  wreck  the  place,  breack  up  the  chairs,  and  utilise  the  broken 
portions  of  them  as  weapons  of  offence  against  any  Single  unarmed  Englishman 
they  could  find.  ||  27.  There  were  present  several  Government  officials,  Justices 
of  the  Peace,  and  Lieutenants  of  Police  in  uniform,  and  the  Commandant  of 
Police,  but  they  were  appealed  to  in  vain,  and  the  work  of  destruction  pro- 
ceeded,  apparently  with  their  concurrence.  Several  Englishmen  were  severely 
injured  by  the  attacks  of  the  rioters,  but  in  no  case  was  an  arrest  effected, 
although  ofifenders  were  pointed  out  and  their  arrest  demanded;  nor,  indeed, 
was  any  attempt  made  by  the  police  to  quell  the  riot.  Up  to  the  present 
time  no  steps  have  been  taken  by  the  Government  towards  prosecnting  the 
ringleaders  of  the  disturbance,  nor  has  a  Single  arrest  been  made,  notwith- 
Standing  the  fact  that  the  police  officials  who  were  present  at  the  meeting 
admitted  that  some  of  the  rioters  were  well  known  to  them.  ||  28.  Those  of 
Your  Majest/s  subjects  who  were  present  at  the  meeting  were  unarmed  and 
defenceless,  and  seeing  that  the  rioters  had  the  support  of  the  police  and  of 
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some  of  the  higher  officials  of  the  State,  they  refrained   from  any  attempt  at  Hr.  12010. 
retaliatioD,  preferring  to  rely  upon  more  constitutional  methods,  and  to  lay  a     ^"**" 

britaniüen. 

fall  Statement  of  their  grievances  before  Your  Most  Gracious  Majesty.  ||  29.  The 
condition  of  Your  Majesty's  subjects  in  this  State  has  indeed  become  well 
nigh  intolerable.  ||  30.  The  acknowledged  and  admitted  grievances  of  which 
Your  Majesty's  subjects  complain  prior  to  1895  not  only  aro  not  redressed, 
bat  exist  to-day  in  an  aggravated  form.  They  are  still  deprived  of  all  politi- 
cal  rights,  they  are  denied  any  voice  in  the  government  of  the  coüntry,  they 
are  taxed  far  above  the  requirements  of  the  country,  the  revenue  of  which  is 
misapplied  and  devoted  to  objects  which  keep  alive  a  continuous  and  well 
founded  feeling  of  Irritation,  without  in  any  way  advancing  the  general  interest 
of  the  State.  Maladministration  and  peculation  of  public  monies  go  haud  in 
band,  without  any  vigorous  measures  being  adopted  to  put  a  stop  to  the 
scandal.  The  education  of  Uitlander  children  is  made  subject  to  impossible 
conditions.  The  police  afford  no  adequate  protection  to  the  lives  and  pro- 
perty  of  the  inhabitants  of  Johannesburg;  they  are  rather  a  source  of  danger 
to  the  place  and  safety  of  the  Uitlander  population.  ||  31.  A  further  grievancc 
has  become  prominent  since  the  beginning  of  the  year.  The  power  vested  in 
the  Government  by  means  of  the  Public  Meetings  Act  has  been  a  menace  to 
Your  Majest/s  subjects  since  the  enactment  of  the  Act  in  1894.  This  power 
has  now  been  applied  in  order  to  deliver  a  blow  that  strikes  at  the  inherent 
and  inallenable  birthright  of  every  British  subject,  namely,  his  right  to  petition 
bis  Sovereign.  Straining  to  the  utmost  the  language  and  Intention  of  the  law, 
the  Government  have  arrested  two  British  subjects  who  assisted  in  presenting 
a  Petition  to  Your  Majesty  on  behalf  of  4000  fellow  subjects.  Not  content 
with  this,  the  Government,  when  Your  Majesty's  loyal  subjects  again  attempted 
to  lay  their  grievances  before  Your  Majesty,  permitted  their  meeting  to  be 
broken  up  and  the  objects  of  it  to  be  defeated  by  a  body  of  Boers,  organised 
by  Government  officials  and  acting  under  the  protection  of  the  police.  By 
reason,  therefore,  of  the  direct,  as  well  as  the  indirect,  act  of  the  Government 
Your  Majesty's  loyal  subjects  have  been  j)revented  from  publicly  ventilating 
their  grievances,  and  from  laying  them  before  Your  Majesty.  ||  32.  Wherefore 
Your  Majesty's  humble  petitioners  humbly  beseech  Your  Most  Gracious  Majesty 
to  extend  Your  Majesty's  protection  to  Your  Majesty's  loyal  subjects  residens 
in  this  State,  and  to  cause  an  enquiry  to  be  made  into  grievances  and  com- 
plaints  enumerated  and  set  forth  in  this  humble  petition,  and  to  direct  Your 
Majesty's  Bepresentative  in  South  Africa  to  take  measures  which  will  secure 
the  speedy  reform  of  the  abuses  complained  of,  and  to  obtain  substantial 
guarantees  from  the  Government  of  this  State  for  a  recognition  of  their  rights 
as  British  subjects.  ||  And  Your  Most  Gracious  Majesty's  petitioners  as  in  duty 
bound  will  ever  pray,  &c.,  <fec.  W.  Wybergh,  Äc,  P.  0.  Box.  317, 

Johannesburg,  South  African  Bepublic, 
And  Others. 
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Nr.    12020.    SÜDAFBIKAHISCHB  EEPUBUK   —   Rede   des  Präsi- 
denten Ober  die  Beschwerde  der  Ausländer. 

"Stondard  and  Diggers'  News", 
Bastenbarg,  March  27,  1899. 

s^dafrikM.         ^^^  followlng  verbatim  report  has  been  personall j  revised,  and  is  offi- 
KepubUk.   cially  aathorised  bj  His  Honour  President  Krager:  — 

Rastenbarg,  March  25th  (Special).  —  This  afternoon  a  crowded  meeting 
of  burghers  was  held  in  the  Dopper  Schoolroom.  On  the  platform  were  the 
President,  Mr.  Schalk  Borger,  Mr.  du  Plessis,  of  the  Yolksraad,  and  other 
leading  meo.  The  President  addressing  the  barghers,  said  that  the  law  pro- 
vided  that  the  President  of  the  Repablie  must  go  amongst  the  barghers  and 
giye  them  an  opportanity  of  laying  their  interests  before  htm.  The  castom 
was  for  the  barghers  to  ask  qaestions  and  for  him  to  answer  them,  one  sab- 
ject  at  a  time.  Now,  for  once  he  wished  to  reverse  the  order  of  things. 
He  had  so  manj  things  to  bring  to  the  notice  of  the  barghers  that  he  wished 
to  open  the  proceedings  by  making  clear  the  declarations  of  his  policy  on 
certain  sabjects.  Later  on  those  who  liked  to  ask  him  qaestions  coald  do  so. 
He  woald  ask  the  meeting  whether  it  was  agreeable  to  his  doing  this. 

There  were  cries  of  assent,  so  the  President,  proceeding,  said  that  the 
first  point  on  which  he  wished  to  speak  to  them  was  the  appointment  of  a 
State  Financier;  the  second,  on  the  franchise;  the  third,  on  the  dynamite 
qaestion;  and  the  fourth,  on  bewaarplaatsen  on  the  gold  fields.  To  take  the 
sabjects  in  the  order  given,  he  woald  deal  wlth  the  State  Financier  first.  He 
wanted  to  obtain  an  expert  financial  adviser  from  Earope.  He  had  sent  a 
man  home  to  stady  and  qaalify  for  that  position,  bat  he  was  not  yet  prepared 
for  it  In  the  meantime,  there  was  a  necessity  to  get  an  oatside  man.  He 
mast  be  thoroaghly  competent  His  daties  woald  be  to  specify  to  what  ex- 
tent  things  coald  be  lent  and  what  things  onght  to  be  taxed.  He  mast  take 
Charge  of  the  financial  administration,  direct  the  finances  of  the  State,  mast 
bo  an  iudependent  man,  not  actoally  a  member  of  the  Execative,  bat  the 
Execatiye  mast  take  his  advice,  while  he  woald  report  to  the  Yolksraad« 
Sach  officer  of  State  existed  in  all  coantries,  and  it  was  most  necessary  that 
tho  Röpablic  should  not  be  back>¥ard  in  tbis  respect.  It  was  essential  that 
the  man  shoald  be  a  proved  expert  Mr.  Joabert,  the  former  Inspector  of 
Offices,  had  gone  home  to  study.  He  was  the  man  he  had  referred  to  at  first» 
bat  at  present  there  was  no  burgher  who  could  be  appointed.  When  he 
retamed  he  woald  be  appointed  to  the  position,  provided  he  was  declared 
competent  by  an  expert.  He  (the  President)  hoped  to  sacceed  in  getting  an 
able  man  for  the  financial  administration  of  the  State,  [which]  was  not  what 
it  shoald  be.  He  mast  prove  to  the  world  that  he  did  not  want  to  removo 
one  tax  merely  to  make  way  for  another.  He  did  not  desire  to  oppress  the 
poor.  He  mast  ascertain  who  were  the  best  able  to  bear  the  barden  of 
taxation  and  apply  it  accordingly.    He  hoped  that  the  barghers  woald  assist 
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htm  in  this  matter.    (Coming  to  the  second  point,  the  franchise,  the  President  Nr.  12020. 

Said  that  it  was  bis  intention  to  bring  a  proposal  on  this  subject  before  the  ^^*J^* 

Baad.    At  present  aliens  could  only  be  natnralised  after  two  years,  and  then  27.ii&rai8«9. 

Ihey  were  eligible  for  the  Second  Raad  after  another  two  jears,  and  they 

eonld  be  fall  bnrghers   ten  years  later,   making  a  total  of  fonrteen  years. 

From   this  period  be  wanted  to  take  five  years.    When  the  present  law  was 

made  tliere  were  only  10,000  or  12,000  bnrghers,  so  he  conld  not  do  otber- 

wise  than  make  a  law  as  he  did.    He  nrged  that  if  the  laws  of  adoption  had 

been  otherwise  the  flood  of  immigrants  wonld  soon  have  voted  them  ont.    Now, 

however,  there  were  thirfy  or  forty  thonsuid  bnrghers,  so  he  thonght  he  conld 

with  safety  rednce  the  period.    He  wonld  leave  the  first  fonr  years  mentioned 

for   natnralisation  and  rednce  the  remainder  of  the  period  for  the  attainment 

of  fnll  bnrgher  rights  to   five  years.    He  calculated  that  in  this  way  they 

wonld  have  abont  70,000  bnrghers,  and  the  time  wonld  probably  come  when 

they  conld  still  fnrther  rednce  the  period  like  other  conntries.    He  conld  not 

do   so  at  present,   as  their  case  was  different    Those  conntries  had  miliions 

of  bnrghers,  and  there  was  no'  danger  in  letting  the  aliens  come  in  with  com- 

parative  freedom.   They  conld  not  do  this  at  once,  bnt  tbey  might  achieve  it 

by  degrees.    He   desired   to  regnlate  it.     He  wished  to  show  the  world  that 

he  was  anxions  to  meet  the  allen  in  this  matter.    Of  conrse,  it  wonld   have 

to  come  before  the  Raad,  and  two^thirds  of  the  bnrghers  had  to  signify  their 

consent.    He  hoped  they  wonld  do  so.    In  the  present  case,  by  taking  off  five 

years,  the  period  of  eligibility  became  nine  years.    In  time  they  hoped  to  be 

so  streng  as  to  be  able  to  make  the  period  even  less.   Perhaps  he  wonld  not 

be   here  then.    He  wonld  convince  the  world  of  bis  desire  to  act  in  confor- 

mity  with  other  nations,   bat  he  mnst  proceed  gradnally.    The  bnrghers  mnst 

bear  in  mind  that  many  good  people  came  from  abroad.    In  the  event  of  bis 

proposal  being  adopted,  the  aliens  wonld  obtain  the  ftiU  franchise  mach  sooner 

than  otherwise.    He  hoped  that  the  bnrghers  wonld  agree  to  the  step.    Their 

independence  wonld  not  be  endangered   thereby.    They  conld  protect  them* 

selves,  and  at  the  same  time  show  the  world  that  they  were  anxioos  to  meet 

the   allen.    A  man  at  Heidelberg  had  asked  bim  why  he  conld  not  vote  for 

the  First  Raad  at  once.    He   (the  President)  replied  that  no  man  conld  have 

two   wives   in  this   conntry,  and   that  was  virtnally  what  the  man's  reqaest 

amonnted   to.    He  conld  not  stand  nnder  two  Govemments.    He  mnst  leave 

the   one   before  he  swore  allegiance  to  the  other.    The  natnralisation  clanse 

mnst  therefore  remain.    If  a  man  was  snbject  thns  to  two  Govemments,  whicb 

wonld  he  suppert  in  time  of  tronble?     There  was  no  qnestion  abont  it  that 

natnralisation   was  necessary.    Even  then  it  wonld  only  te  nine  years.    The 

next  point  he  wished  to  deal  with  was  the  bewaarplaatsen.    The  Yolksraad 

had   decided  that  bewaarplaatsen  mnst  be  disposed  of  by  auction.    However, 

he  wanted   to  snggest  to  the  Raad  that  such  mines  as  held  snrface  rights  of 

bewaarplaatsen  shonld  have  the  right  to  pnrchase  bewaarplaatsen  on  a  proper 

SUatsarehiT  LXill.  16 
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Nr.  i^m  valnatioD.  They  could  then  work  bewaarplaatoen  themselves,  and  need  not 
^«^*^°'  cömplain  of  any  hardship  bj  the  disposal  of  the  bewaarplaatsen  by  tue  State. 
37.iiftr2i899.  At  the  same  time,  by  this  course  the  State  would  not  safer  any  loss  whatever. 
The  stipulation  wonld  not  apply  to  all  bewaarplaatsen  —  only  a  few  in  which 
(he  surface  was  occupied.  As  regards  dynamite,  the  Preädent  emphasises  the 
necessity  of  having  the  local  indostries  their  own  factories.  The  dynamite 
mannfactory  wonld  be  a  monopoly  in  the  hands  of  the  State  if  the  present 
arrangement  was  upset  There  were  two  points  to  consider.  First  of  all, 
there  was  a  contract  by  which  certain  persons  mnst  work  the  monopoly  on 
behalf  of  the  State.  If  this  contract  was  cancelled,  there  woold  be  danger. 
Where  would  they  get  money  for  other  factories?  For  example,  people  in 
Europe  woold  mistmst  the  Repnblic,  and  wonld  decline  to  advance  money« 
In  the  second  place,  if  they  did  away  with  the  dynamite  factory  the  powder 
factory  went  with  it  The  reason  for  the  dynamite  and  the  powder  factories 
being  made  np  together  was  that  the  former  was  a  soorce  of  profit  to  any 
Community.  They  must  seil  only  to  the  Government  Hence  it  was  included 
with  the  dynamite  contract  This  was  leased  to  the  present  Company  for 
£  400  per  annum.  The  factory  tumed  out  Martini-Henry  and  other  car- 
tridges.  They  were  capable  of  doing  so,  and  could  export  two  or  three 
miUions.  It  would  also  soon  be  in  a  position  to  make  cartridges  for  all  the 
new  pattems  of  rifles,  which,  of  course,  would  be  supplied  to  the  Goyemment 
at  the  ruling  European  rates.  There  was  no  possibility  of  being  overcharged. 
Now  the  dynamite  factory  was  first  in  the  hands  of  a  French  Company.  The 
price  in  those  days  was  :t  85.  He  remembered  well  that  they  had  to  pay 
that  in  the  Malaboch  campaign,  but  Communications  came  from  C^rmany  and 
England  that  the  French  Company  should  not  alone  be  interested  in  the 
manufacture  of  explosives,  as  it  was  favouring  one  nation  above  another,  so 
they  had  the  matter  arranged  by  the  formation  of  a  new  Company.  French, 
German,  and  English  interests  were  represented.  They  had  to  work  the  . 
monopoly  for  the  State.  A  contract  was  entered  into  for  a  period  of  fifteen 
years,  and  the  Government  was  to  get  20  per  cent  of  the  profits  with  5  s. 
per  case,  and  a  minimum  of  2  s.  6  d.,  which  on  250,000  cases  would  be 
about  £  117,000.  The  contract  had  to  run  for  another  ten  years.  The  Com- 
pany had  the  right  to  write  off  the  interests  on  the  money  and  the  working 
capital.  Of  the  remaining  profit  the  20  per  cent  had  to  be  paid  to  the 
State.  Out  of  this  profit,  however,  the  Company  had  been  writing  off  amounts 
against  the  capital.  Their  excuse  for  this  was  that  they  must  indemnify 
themselves  against  the  time  when  the  contract  would  expire.  Where  would 
be  the  capital  if  it  -was  not  paid  off  by  degrees?  This  he  thought  was  just, 
but  the  Company  went  about  the  matter  in  an  unjust  way.  They  should  have 
come  to  the  Government  and  made  an  agreement  on  this  point  If  the  Go- 
vernment took  over  the  contract  at  the  conclusion  of  the  period  these  writings 
off  were  unnecessary,   so  now  the  Executive  had  drafted  a  new  contract  and 
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laid  it  before  the  Baad,  bj  which,  when  the  present  contract  co&claded,  the  Nr.  12020. 
Government  could  take  over  the  factory.    Suppose  they  made  an  annaal  share  ^^„^11"' 
of  the  profit  of  £  10,000»  then  they  wonld  have  a  million  of  money  at  the27.ii&rzi899. 
conclnsion  of  the  period  with  which  to  expropriate  the  factories.    Thongh  the 
moDopoly  belonged  to  the  State,  they  could  not  alter  the  contract  wlthoat  an 
agreement  with  the  Company.    They  had  now  agreed  to  cease  these  writings- 
off  against  capital,  provided  the  Government  woold  pnrchase  the  factory  at 
the  end  of  the  period.    The  Baad  had  referred  the  matter  to  the  Government 
to  deal  with  to  the  best  of  their  ability.    He  wonld  do  bis  best  to  get  even 
the  period  agreed  apon  rednced,  bat  he  eonld  not  cancel  the  contract.    How- 
ever,   he  wonld   do   bis   best  to  get  a  redivstion  of  the  period,  and  that  as 
soon   as  possible.    ''Now/'   said  the  President,   "I  waat  to  refer  to  another 
matter.    I  have  s^en  in  the  newspapers,  thoagh  I  can  hardly  believe  it,  that 
Mr.  Chamberlain  has  delivered  a  speech,  in  which  he  deals  with  my  Heidel- 
berg Speech.    From  the  Statements  it  appears  he  says  that  he  does  not  believe 
anything  will  come.    I  do  not  know  whether  this  is  trne,  bat  the  newspapers 
say  so.    I  mast  say  that,  if  it  be  trae,  I  cannot  anderstand  it.    According  to 
the  reports  to  which  I  have  alluded,  Mr.  Chamberlain  says  that  I  make  pro- 
mises  which  I  never  carry  out.    I  deny  it    I  challenge  him  to  cite  pne  case. 
According  to  the  papers,  Mr.  Chamberlain  says  that  I  have  not  kept  my  pro- 
mise   made  at  the  time  of  the  Jameson  Raid  to  forgive  and  forget.    This  I 
have  done  in  the  proclamation  issued  then.    I  said  that  only  ''the  chief  cul- 
prits  in  the  Jameson  business  shoald  be  punished.    Well,  that  I  did«    I  pu- 
nished  the  chief  man  and  forgave  the  others,  and  yet  he  says  I  never  keep 
my  promises.    I  cannot  believe  he  said  that.''    Proceeding,  the  President  said 
that  Mr.  Chamberlain  had  been  made  out  to  say  that  while  the  dynamite  was 
in  the  hands  of  the  State  it  w^is  not  against  the  Convention,  bat  if  other- 
wise   it   was.    He   did   not  know  whether  this  was  true  or  not.    He  could 
hardly   believe  that  it  was,  npr  could  he  credit   the  Statements  ascribed  to 
Mr.  Chamberlain  in  regard  to  education  and  the  English  language.    As   they 
all  knew,  up  to  the  second  or  third  Standard,  English  had  equal  Privileges 
with    Dutch.    That  the  people  were  satisfied  with  this  was  evidenced  by  the 
fact  that  only  the  previous  day  he  had  received  a  memorial,  in  which  it  was 
declared  by  the  parents  that  they  appreciated  the  sending  of  their  children 
to  the  Dutch  schools.    The  Speaker  must  again  repeat  that  he  experienced  a 
difficnlty  in  believing  that  Mr.  Chamberlain  had  made  the   Statements  which 
were  published  in  the  newspapers,  but  if  he  really  said  what  was  reported  of 
him,    it  would  appear  as  if  he  was  afraid  that  the  Speaker  wonld  succeed  in 
obtaiuing  peace  amongst  the  English  people,  for  even  on  the  Rand  the  people 
were  satisfied  with  the  speech  he  had  made.    He  would  show  that  he  intended 
to   jastify   bis   words.     Of  course,  he  was  not  '*baas,''  bat  he  would  do  bis 
atmest  in  the  Baad,  with  a  strong  hope  of  getting  through.    If  what  he  said 
was   not   carried  out,  it  would  not  be  bis  fault.    He  saw  in  the  "Standard 
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Nr.  i2oto.  and  Diggers'  News"  aod  in  the  "Yolksstem"  that  tbe  memorhds  to  which  he 
sftdafHteD.  ^^^  referred  had  beeu  sigaed  by  manj  Knglish  and  other  aliens  wbo  were 
eT.MiniSM.  sapporting  ^e  Government.  Assnredly,  ii  wbat  was  reported  of  Mr.  Cham* 
berlain  was  correct,  it  mnst  appear  that  he  desired  to  create  disnnion.  He 
(the  Speaker)  wonld  on  bis  slde  show  that  to  carry  cot  bis  Intention  abont 
the  francbise  coold  not  be  done  in  a  day.  He  conld  not  give  tbe  firancbise 
straight  away.  That  was  wby  be  spoke  of  redncing  tbe  period,  first  of  all 
by  five  years.  It  was  fortber  said  by  Mr.  Gbamberlain,  according  to  the 
newspapers,  that  British  snbjeets,  coolles  and  Cape  boys,  were  illtreated.  He 
believed  that  Mr.  Chamberlain  had  been  speaking  on  the  strength  of  false 
reports.  This  was  unfair.  Mr.  Chamberlain  sbonld  bare  first  become  ac- 
qnunted  with  both  sides  of  tbe  case.  Bat  there  were  basybodies  bent  on 
making  tronble  wbo  inoited  tbese  people  against  tbe  law.  He  would  go  so 
far  as  to  say  that  tbese  mischiefmakers  were  inferior  to  the  coloored  people 
they  wonld  incite.  If  they  wonld  only  hold  their  peace  there  wonld  be  no 
tronble.  The  Speaker  referred  to  the  Cape  boy  case,  in  which  a  montb  after 
tbe  brewers  of  unrest  went  in  searcb  of  affidavits,  bat  the  Executive  was  on 
gnard  against  tbese  people.  He  wonld  repeat  again  that  he  deplored  the  fact 
that  Mr.  Chamberlain  sbonld  have  made  the  Statements  attribnted  to  bim  by 
the  newspapers,  that  he  sboald  have  said  that  he  (the  President  of  tbe  Re- 
public)  did  not  keep  bis  promises.  **!  deny  it,"  said  His  Honour,  empbati- 
cally.  Let  him  specify  one  instance  in  snpport  of  his  Statement."  Proeeeding, 
the  President  said  that  be  conld  see  that  ander  all  there  was  only  one  grie* 
vance.  They  wanted  the  coantry  to  be  given  to  Engluid.  That  was  the 
Chief  point  of  tbe  whole  matter.  Bat  now  be  conld  see  tbat  many  people  of 
tbe  Band  were  with  the  Government.  Two  or  three  thonsand  had  signified 
heir  satisfiaction  of  the  Govemments  policy«  That  had  been  sbown  in  the 
newspapers.  The  majority  of  tbese  people  were  foreigners,  Englisb,  Ameri- 
cans,  Germans,  <ftc  They  came  from  abroad«  Conclnding,  His  Honour  said 
tbat  he  was  speaking  merely  of  wbat  tbe  newspapers  made  ont  tbat  Mr.  Cham- 
berlain had  said.  He  did  not  know  whether  the  reports  were  correct  or 
not,  bat  if  they  were  he  oould  only  say  that  the  Statements  were  ontrae. 
This  was  all  he  had  to  say.  The  barghers  coald  now  pnt  any  qoestions 
desired. 

Nr.  12021.  GEOSSBEITANHIElSr.  —  Der  Gonvernear  der  Kap- 
kolonie an  den  Kolonialminister.  Lage  in  der  Sfld- 
afrikanischen  Bepnblik.    Fordert  Einschreiten  der 

englischen  Regierang. 

(May  6,  1899.) 

Nr.  12021.  Telegram.   ||   4th   May.    Having  regard   to   critical  character  of  Sooth 

Africftn   sitnation  and  likelibood  of  early  reply  by  Her  Majesty's  Government 


Grofa- 
briUnnien, 


5.  Mai  1899  to  Petition,  I  am  telegraphing  remarks  wMch  ander  ordinary  circamstances  I 
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shenld  bäve  made  bj  despatcb.  Eyents  of  importance  baTe  followed  so  fast  Nr.  i2osk 
on  eacb  other  since  my  retum  to  Soutb  Africa,  and  my  time  baa  been  so  ^^^^I^» 
occnpicd  in  dealing  witb  eacb  incident  severally,  tbat  I  bave  bad  no  oppor-  5,  Mai  1899. 
tonity  for  reviewing  tbe  wbole  position.  ||  The  present  crisis  nndonbtedly  arises 
out  of  tbe  Edgar  incident.  Bat  tbat  incident  merely  precipitated  a  stmggle 
wbicb  was  certain  to  come.  It  is  possible  to  make  too  mncb  of  tbe  killing 
of  Edgar.  It  was  a  sboking  and,  in  my  jndgment,  a  criminal  blander,  sach 
as  weuld  bave  excited  a  populär  outcry  anywbere.  It  was  made  mucb  worse 
by  tbe  ligbt  way  in  wbicb  it  was  first  dealt  witb  by  tbe  Public  Prosecutor 
and  by  tbe  attitude  of  tbe  Judge  at  tbe  triaL  By  itself,  boweyer,  it  would 
not  baye  justified,  nor,  in  fact,  proyoked  tbe  present  storm.  Bat  it  bappened 
to  touch  a  particularly  sore  place»  Tbere  is  no  grieyance  wbicb  rankles  more 
in  tbe  breaats  of  tbe  mass  of  tbe  Uitlander  population  tban  tbe  conduct  of 
the  police,  who,  wbile  they  bave  proyed  singolarly  incompetent  to  deal  witb 
gross  scandals  like  tbe  illicit  liqaor  trade,  are  barsb  and  arbitrary  in  tbeir 
treatment  of  individnals  wbom  tbey  bappen  to  dislike,  as  must  bavß  become 
evident  to  yon  from  tbe  recurrent  ill- treatment  of  coloured  people.  Tbere  are 
absolutely  no  groands  for  sapposing  tbat  the  excitement  wbicb  death  of  Edgar 
caased  was  factitlous.  It  bas  been  laid  to  tbe  door  of  tbe  South  African 
League,  but  tbe  officials  of  the  League  were  forced  into  action  by  Edgar's 
fellow-workmen.  And,  tbe  consideration  of  grievances  once  started  by  tbe 
police  grievance,  it  was  inevitable  tbat  the  smonldering  but  profound  discon- 
tent  of  the  population  wlio  constantly  find  tbeir  afiiairs  mismanaged,  their  pro- 
tests  disregarded,  and  tbeir  attitude  misunderstood,  by  a  Government  on  which 
they  bave  absolutely  no  means  of  exercising  any  inflaence  should  once  more 
break  into  flame.  ||  We  bave,  therefore,  simply  to  deal  witb  a  populär  move- 
ment of  a  similar  kind  to  that  of  1894  and  1895  before  it  was  perverted 
and  rained  by  a  conspiracy  of  which  the  great  body  of  the  Uitlanders  were 
totally  innocent.  None  of  the  grievances  then  complained  of^  and  which  then 
excited  universal  sympatby,  have  been  remedied,  aid  others  bave  been  added. 
The  case  is  much  strenger.  It  is  impossible  to  overlook  tbe  tremendous 
change  for  the  worse  which  bas  been  effected  by  the  lowering  of  the  Status 
of  tbe  High  Court  of  Judicature  and  by  the  establishment  of  the  principle 
embodied  in  the  new  draft  Grondwet  tbat  any  Resolution  of  tbe  Yolksraad  is 
equivalent  to  a  law.  Tbe  instability  of  the  laws  bas  always  been  one  of  the 
most  serious  grievances.  The  new  Constitution  provides  for  their  permanent 
instability,  the  Judges  being  bound  by  their  oath  to  accept  every  Yolksraad 
Resolution  as  equally  bindlng  witb  a  law  passed  in  the  regulär  form  and  witb 
the  provisions  of  the  Constitution  itself.  The  law  prescribing  this  oath  is  one 
of  which  the  present  Chief  Justice  said  that  no  self-respecting-  man  could  sit 
on  the  Bench  while  it  was  on  the  Statute  Book,  Formerly  the  föreign  popu- 
lation, bowever  bitterly  they  might  resent  the  action  of  the  Legislature  and 
of  the  Administration,   bad  yet  confidence  in  the  High  Court  of  Judicature. 
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Nr.  12011.  it  cannot  be  expected  that  thejr  shoold  feel  the  ^ame  confidence  to-day.  Seeing 
•biiunnien.  ^^  ^^P®  ^^  ^"7  ^ther  qoarter,  a  number  of  üitlanders  who  happen  to  be 
5.  M»i  1890.  British  subjects  bare  addressed  a  Petition  to  Her  Majesty  the  Queen.  I  have 
already  expressed  my  opinion  of  its  substantial  genoineness  and  the  absolute 
bona  fides  of  its  Promoters.  Bot  the  Petition  is  only  one  proof  among  many 
of  the  profound  discontent  of  the  nnenfranchised  popnlation,  who  are  a  great 
majority  of  the  white  inhabitants  of  the  State. 

The  public  meeting  of  14th  Jannary  was  indeed  broken  np  by  workmen, 
many  of  them  poor  burghers,  in  the  employment  of  the  Government  and  in- 
stigated  by  Government  officials,  and  it  is  impossibie  at  present  to  hold 
another  meeting  of  a  great  size.  Open-air  meetings  are  prohibited  by  law, 
and  by  one  means  or  another  all  large  public  buildings  have  been  rendered 
unavailable.  But  smaller  meetings  are  being  held  almost  nigbtly  along  the 
Rand  and  are  unanimous  in  their  demand  for  enfranchisement.  The  move- 
ment is  steadily  growing  in  force  and  extent.  ||  With  regard  to  the  attempts 
to  represent  that  movement  as  artificial,  the  work  of  scheming  capitalists  or 
professional  agitators,  I  regard  it  as  a  wilful  perversion  of  the  truth.  The 
defenceless  people  who  are  clamouring  for  a  redress  of  grievances  are  doing 
so  at  great  personal  risk.  It  is  notorious  that  many  capitalists  regard  political 
agitation  with  disfavour  because  of  its  effect  on  markets.  It  is  equally  noto- 
rious that  the  lowest  class  of  Uitlanders,  and  especially  the  illicit  liquor 
dealers,  have  no  sympathy  whatever  with  the  cause  of  reform.  Moreover, 
there  are  in  all  classes  a  considerable  number  who  only  want  to  make  moncy 
and  clear  out,  and  who,  while  possibly  sympathizing  with  reform,  feel  no  great 
interest  in  a  matter  which  may  only  concem  them  temporarily.  But  a  very 
large  and  constantly  increasing  proportion  of  the  üitlanders  are  not  birds  of 
passage;  they  contemplate  a  long  residence  in  the  country  or  to  make  it  their 
permanent  home.  These  people  are  the  mainstay  of  the  reform  movement  as 
they  are  of  the  prosperity  of  the  country.  They  would  make  excellent  Citizens 
if  they  had  the  Chance.  ||  A  busy  industrial  Community  is  not  natunüly  prone 
to  political  unrest.  But  they  bear  the  chief  bürden  of  taxation;  they  con- 
stantly feel  in  their  business  and  daily  lives  the  effects  of  chaotic  local  legis- 
lation  and  of  incompetent  and  unsympathetic  administration;  they  have  many 
grievances,  but  they  believe  all  this  could  be  gradually  removed  if  they  had 
only  a  fair  share  of  political  power.  This  is  the  meaning  of  their  vehement 
demand  for  enfranchisement.  Moreover,  they  are  mostly  British  subjects,  ac- 
customed  to  a  free  System  and  equal  rights;  they  feel  deeply  the  personal 
indignity  involved  in  position  of  permanent  subjection  to  the  roling  caste 
which  owes  its  wealth  and  power  to  their  exertion.  The  political  turmoil  in 
the  Transvaal  Republic  will  never  end  tili  the  permanent  Uitlander  population 
is  admitted  to  a  share  in  the  (Government,  and  while  that  turmoil  lasts  there 
will  be  no  tranquillity  or  adequate  progress  in  Her  Majesty's  South  African 
dominions.  ||  The  rclations  between  the  British  Colonies  and  the  two  Republics 
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are  intimate  to  ä  degree  which  one  mnst  live  in  Sonth  Africa  in  order  fully  Nr.  12021. 
to  realize.  Socially,  economically,  ethnologically,  they  are  all  one  country,  the  briulnien. 
two  principal  white  races  are  everywhere  inextricably  mixed  up;  it  is  absnrdT^-  m»*»  ^sw. 
for  eitber  to  dream  of  snbjugating  the  other.  The  only  condition  on  which 
tbey  can  live  in  hannony  and  the  country  progress  is  eqnality  all  roond. 
Sooth  Africa  can  prosper  nnder  two,  three,  or  six  Goyemments  but  not  under 
two  absolutely  conflicting  social  and  political  Systems,  perfect  eqnality  for 
Dntch  and  British  in  the  British  Colonies  side  by  side  with  permanent  snb- 
jection  of  British  to  Dntch  in  one  of  the  Republics.  It  is  idle  to  talk  of 
peace  and  nnity  nnder  such  a  State  of  affairs.  ||  It  is*this  which  makes  the 
internal  condition  of  Transvaal  Republic  a  matter  of  vital  interest  to  Her 
Majest/s  Government.  No  merely  local  question  affects  so  deeply  the  welfare 
and  peace  of  her  own  South  African  possessions.  And  the  right  of  Great 
Britain  to  intervene  to  secnre  fair  treatment  of  the  Uitlanders  is  fnlly  eqnal 
to  her  snpreme  interest  in  secnring  it.  The  majority  of  them  are  her  sub- 
jects,  whom  she  is  bonnd  to  protect  But  the  enormons.number  of  British 
snbjecfs,  the  endless  series  of  their  grievances,  and  the  natnre  of  those  grie- 
vances,  which  are  not  less  serions  becanse  they  are  not  individually  sensational, 
makes  protection  by  the  ordinary  diplomatic  means  impossible.  We  are,  as 
yon  know,  for  ever  remonstrating  about  this,  that,  and  the  other  injury  to 
British  subjects.  Only  in  rare  cases  and  only  when  we  are  very  emphatic  do 
we  obtain  any  redress.  The  sore  between  ns  and  the  Transvaal  Republic  is 
thus  inevitably  kept  up  while  the  result  in  the  way  of  protection  to  our  sub- 
jects is  lamentably  small.  For  these  reasons  it  has  been,  as  you  know,  my 
constant  endeavour  to  rednce  the  nnmber  of  our  complaints.  I  may  sometimes 
have  abstained  when  I  ought  to  have  protested  from  my  great  dislike  of  in- 
effectual  nagging.  But  I  feel  that  the  attempt  to  remedy  the  hundred  and 
one  wrongs  springing  from  a  hopeless  system  by  taking  up  isolated  cases 
is  perfectly  vain.  It  may  easily  lead  to  war,  but  will  never  lead  to  real 
improvement. 

The  trne  remedy  is  to  strike  at  the  root  of  all  these  injuries,  —  the 
political  impotence  of  the  injured.  What  diplomatic  protests  will  never  ac- 
complish,  a  fair  measure  of  Uitlander  representation  would  gradually  but  surely 
bring  about.  It  seems  a  paradox  bnt  it  is  true  that  the  only  effective  way 
of  protecting  our  subjects  is  to  help  them  to  cease  to  be  our  subjects.  The 
admission  of  Uitlanders  to  a  fair  share  of  political  power  would  no  doubt 
give  stability  to  the  Republic.  But  it  would  at  the  same  time  remove  most 
of  our  causes  of  difference  with  it,  and  modify  and  in  the  long  run  entirely 
remove  that  intense  suspicion  and  bitter  hostility  to  Great  Britain  which  at 
present  dominate's  its  internal  and  ei;temal  policy.  ||  The  case  for  Intervention 
is  overwhelming.  The  only  attempted  answer  is  that  things  will  right  them- 
selves  if  left  alone.  But,  in  fact,  the  policy  of  leaving  things  alone  has  been 
tried  for  years,   and  it  has  led  to  their  going  from  bad  to  worse.    It  is  not 
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^Gr^^'  ^^^^   *^*^   ^^^   ^^   ®^*°^   ^^  ^^®  ^^^'    '^®y  ^^^®  fi^^"^  ^'^"^  ^^  ^  '^^'^ 
briunnien.  l>efore  thc  laid.    We  were  on  the  verge  of  war  before  the  nüd,  and  the 
5.  Mai  18W.  Transvaal  was  on  the  verge  of  revolution.    The  effect  of  the  raid  has  been 
to  give  the  policj  of  leaving  things  alone  a  new  lease  of  live,  and  with  the 
old  consequences.   ||   The  spectacle  of  thonsands  of  British  snbjects  kept  per- 
manentlj  in  the  position  of  helots,  constantlj  chafing  ander  ondoubted  grie- 
vances,  and   calling  vainly  to  Her  Majestj's  Government  for  redress,  does 
steadilj  undennine   the  infinence  and  repntation   of  Great  Britain  and  the 
respect  for  the  British  Government  within  the  Queen's  dominions.    A  certain 
section  of  the  Press,  not  in  the  Transvaal  only,  preaches  openly  and  constantlj 
the  doctrine  of  a  Republic  embradng  all  South  Africa,  and  supports  it  bj 
menacing  references  to  the  armaments  of  the  Transvaal,  its  alliance  with  the 
Orange  Free  Staate,  and  the  active  sympathy  which  in  case  of  war  it  would 
receive  from  a  section  of  Her  Majesty's  subjects,    I  regret  to  say  that  this 
doctrine,  supported  as  it  is  by  a  ceaseless  stream  of  malignant  lies  aboat  the 
intentions  of  the  British  Government,  is  prodacing  a  great  effect  apon  a  large 
number  of  onr  Dutch  fellow  colonists.    Language  is   freqnently   used  which 
seems  to  imply  that  the  Datch  have  some  superior  right  even  in  this  colony 
to  their  fellow  Citizens  of  British  birth.    Thousands  of  men  peaceably  disposed, 
and,  if  left  alone,  perfectly  satisfied  with  their  position  as  British  subjects,  are 
being  drawn  into  disaffection,   and  there  is  a  corresponding  exasperaUon  on 
the  side   of  the  British.   ||   I  can  see  nothing  which  will  put  a  stop  to  thb 
mischievons  Propaganda  bnt  some  striking   proof  of  the   intention  of  Her 
Majesty's  Government  not  to   be  oasted  from  its  position  in  Sonth  Africa. 
And  the  best  proof  alike  of  its  power  and  its  jostice  would  be  to  obtain  for 
the  Uitlanders  in  the  Transvaal  a  fair  share  in  the  Government  of  the  country 
which  owes  everything  to  their  exertions,    It  could  be  made  perfectly  clear 
that  our  action  was  not  directed  against  the  existence  of  the  Republic    We 
should  only  be  demanding  the  re-establishment  of  rights  which  now  exist  in 
the  Orange  Free  State,  and  which  existed  in  the  Transvaal  itself  at  the  time 
of  and  long  after  the  withdrawal  of  British  sovereignty.   It  would  be  no  sel- 
fish  demand,  as  other  Uitlanders  besides  those  of  British  birth  would  baiefit 
by  it.    It  is  asking  for  nothing  from  others  which  we  do  not  give  ourselves. 
And  it  would  certainly  go  to  the  root  of  the  political  unrest  in  South  Africa, 
and,  though  temporarily  it  might  aggravate,  it  would  ultimately  extinguish  the 
race  feud  which  is  the  great  baue  of  the  country. 

Nr.    12022.    GEOSSBEITAITNIEN.    —    Der  Generalkonsul   in   der 

Südafrikanischen    Bepublik    an    das    Eolonialamt 

Übersendet  eine  Gegenpetition  zu  Nr.  12019. 

Nr.  12022.  68,  Victoria  Street,  S.W.,  May  B,  1899.    (May  6,  1899.) 

briunnien.  ^^^'  "  ^  *™  dcsircd  by  the  State  Secretary  of  the  South  African  Republic 

5.  uai  1899.  to  band  you  herewith,   in  fulfilmeut  of  the  request  made  by  petitioners,   copy 
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of  the  Contents  of  a  petitioa  signed  bj  about  nine  thousand  Uitlanders,  and  Nr.  120M. 
addressed  to  tbe  Government  of  the  South  African  Repablie.  britMiüM. 

I  have,  &c^  Montagu  White,  s.iuiiw». 

Consnl-General  for  the  Soutfa  African  Bepnblic. 


Anlage. 
Tour  petitioners  beg  to  snbmit  the  followiBg  facta  for  yoor  coasidera- 
tion:  —  That  we  are  all  UiÜanders,  British,  American,  German,  French,  Datei), 
and  snbjects  of  other  nationalities;  that  we  have  been  informed  that  a  very 
large  petition,  signed  bj  21,000  individoals,  has  been  sent  to  Her  Gracioos 
Majestj  the  Qaeen  of  England,  and  which  we  know  nothing  about,  and  that 
it  is  alleged  in  the  said  petition  that  the  Honourable  Goyernment  of  the 
South  African  Repnblic  gives  no  protection  to  life  or  property,  and  that  ibeir 
ÜTes  and  property  are  in  jeopardy,  which  we  herewith  most  emphatically 
deny;  that  the  said  petition  further  states  that  the  gen^ral  administration  is 
so  bad,  and  detrimentEil  for  them  and  for  the  country,  which  we  also  deny; 
that  your  petitioners  have  gathered  from  a  very  releable  source  that  the 
Petition  to  Her  Majesty  the  Queen  of  England  has  been  caused  by  the  ci^i- 
talists,  not  by  the  public;  and  that  if  the  capitalists  attain  their  object  it 
would  be  detrimental  to  the  whole  public,  including  the  Uitlanders;  that  your 
petitioners  wlsh  to  give  your  Honours  tbe  füllest  assurance  that  they  are  per- 
fectly  satisfied  wlth  the  Government  of  this  State  and  wlüi  the  administration 
thereof;  and  that  we  wish  to  have  no  other  Government.  U  We  do  not  say 
that  this  Government  is  without  its  faults,  but  we  know  and  trust,  if  a^y 
grievances  did  exist,  that  the  same  could  be  removed  between  us  and  the 
Government  without  the  interference  of  any  foreign  Power,  and  without  the 
advice  of  capitalists;  wherefore  your  petitioners  humbly  pray  that  your 
Honours  will  send  copies  of  this  petition  to  the  different  Governments  to  whicU. 
we  belong,  especially  to  the  English,  American,  German,  French,  and  Nether- 
lands Governments,  and  we  hope  that  by  doing  so  all  misunderstanding  and 
false  reports  of  rumours  and  alleged  grievances  may  be  lost  sight  of  for  all 
time  to  come. 

Nr.  12023.  OB08SBSITANHIEN.  —  Der  Eolonialminister  an  den 
Gouverneur  der  Eapkolonie.  Antwort  auf  die  Peti- 
tion  Nr.  12019.  Die  Beschwerden  über  die  Be- 
schränkung der  politischen  Bechte  sind  begründet 
Verhandlungen  sollen  mit  der  Bepublik  angeknüpft 

werden. 

Downing  Street,  May  10,  1899. 

Sir,  II I  have  the  honour  to  acknowledge  the  receipt  of  your  despatch  of  Nr.  12023. 

the  28th  March,  enclosing  a  petition  to  the  Queen  from  21,684  British  sub*  |»ri^[en. 

jects   resident  in  the   South  African  Bepublic,  in  which  they  pray  for  Herio.M»ii899. 
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Nf.  i««8.  Majest/s  Intervention  with  a  view  to  the  removal  of  the  grievances  of  which 
brftaniiieii.  ^^^y  complain.  This  Petition  has  been  laid  before  Her  Majestj,  who  was 
io.M»ii899.gracioa8ly  pleased  to  receive  it,  and  I  have  now  the  hononr  to  convey  to  you 
the  Views  of  Her  Majesty's  Government  on  the  snbject  ||  Her  Majesty's  Go- 
vernment cannot  remain  indifferent  to  the  complaints  of  British  snbjects  resi- 
dent in  other  conntries,  and  if  these  are  fonnd  to  be  jastified,  Her  Hajesty's 
Government  are  entitled  to  make  representations  with  a  view  tosecaringredres8.|| 
This  ordinary  right  of  all  Govemments  is  strengthened  in  the  present  case 
by  the  pecnliar  relations  established  by  the  Conventions  between  this  country 
and  the  Transvaal,  and  also  by  the  fact  that  the  peace  and  prosperity  of  the 
whole  of  South  Africa,  including  Her  Majesty's  possessions,  may  be  seriously 
affected  by  any  circamstances  which  are  calcnlated  to  produce  discontent  and 
unrest  in  the  South  African  Bepublic.  ||  Her  Majesty's  Government  have,  there- 
fore,  made  an  investigation,  based  on  the  Information  already  in  their  posses- 
sion,  into  the  subject  of  the  petition  now  before  them. 

The  unrest  and  discontent  amongst  the  üitlanders  inhabitants  of  the 
South  African  Republic  is  of  long  Standing.  The  root  of  the  matter  lies  in 
the  policy  pursued  firom  the  first  by  the  Government  of  the  South  African 
Bepublic  towards  an  immigrant  population  which  is  generally  believed  to  far 
outnumber  the  burghers,  and  which  forms,  at  all  events,  a  very  large  Pro- 
portion of  the  white  inhabitants.  To  the  industry  and  intelligence  of  thii 
part  of  the  Community  is  due  the  enormous  increase  in  the  prosperity  of  the 
country,  and  increase  which  may  be  measured  by  the  fact,  that  whereas  in 
1885  the  revenue  was  £  171,816,  it  amounted  in  1898  to  no  less  than 
£  3,983,660,  the  principal  items  of  which,  such  as  Customs  £  1,066,994, 
Prospecting  Licences  £  321,651,  Bailway  Receipts  £  668,951,  not  to  mention 
others  of  smaller  amount,  must  be  contributed  mainly  by  the  Uitlander.  ||  It 
was  pointed  out  in  my^  despatch  to  your  predecessor  of  the  4th  February, 
1896,  that  the  new-comers  in  the  South  African  Bepublic  have,  contrary  to 
the  policy  adopted  in  most  civilized  countries  where  Immigration  has  played 
an  important  part  in  building  up  the  population,  been  denied  all  effective 
voice  in  the  affairs  of  the  State;  and  all  political  power  and  the  right  to 
levy  taxation  is  the  monopoly  of  a  minority  composed  almost  entirely  of  men 
engaged  in  pastoral  and  agricultnral  pursuits,  whose  knowledge  of  the  con- 
ditions  and  necessities  of  the  üitlanders  must  be  of  the  vaguest  nature.  The 
üitlanders  are  not  only  debarred  for  many  years  from  voting  in  the  election 
of  President  and  of  members  of  the  First  Yolksraad,  which  is  the  highest 
authonty  in  the  State,  and  the  only  one  whose  decisions  are  not  subject  to 
Veto  or  revision,  and  at  the  same  time  made  to  bear  the  heaviest  part  of  the 
bürden  of  taxation,  but  they  are  not  even  permitted  to  control  their  own 
municipal  affairs,  the  law  creating  a  municipality  for  Johanneshurg  being 
altogether  inadequate  for  this  purpose.  In  order  to  obtain  the  insignificant 
Privileges  attached  to  naturalization  they  are  compelled  to  take  an  oath  con- 
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taining  words  which,  as  pointed  out  in  Lord  Ripon's  despatch  of  the  Wr.  laow. 
19th  October,  1894,  are  offensive  to  their  sentimeats,  founded  od  a  faultj  .^rfumiieii. 
historical  precedent,  and,  as  regards  British  sabjects,  snperfloons.  They  are,w.M»ii8w. 
as  aliens,  excluded  from  sitting  upon  juries,  and  are,  in  respect  of  the  ad- 
ministration  of  jastice,  at  the  mercy  of  a  Jndicial  Bench  which  is  bound, 
nnder  pain  of  dismissal,  to  respect  as  law  anj  resolation  of  the  Yolksraad, 
however  hastily  taken. -H  The  Uitlanders,  who  are,  for  the  most  part.  British 
subjects,  accnstomed  to  the  exercise  of  fall  political  as  well  as  municipal  rights, 
had,  for  a  long  time  prior  to  the  disturbances  of  three  jears  ago,  been  stri- 
Ting  to  obtain  some  amelioration  of  their  condition  bj  means  of  constitntional 
agitation,  bnt  that  agitation  had  entirely  failed  to  effect  its  object.  Active 
agitation  and  passive  acqniescence  had  alike  proved  ineffectnal,  and  at  the 
end  of  1895  the  inhabitants  of  Johannesburg  took  np  arms.  At  the  instance 
of  the  High  Commissioner  these  arms  were  laid  down  again,  and  the  Republio 
was  spared  the  horrors  of  civil  war.  ||  At  that  time  President  Eruger  issued 
two  Proclamations.  In  the  first,  dated  30th  December,  1895,  he  declared 
that  the  Government  were  "still  always  prepared  to  consider  properly  all 
complaints  which  may  be  properly  snbmitted  to  it,  and  submit  them  to  the 
Legislature  of  the  country  without  delay  to  be  dealt  with,''  and  in  the  second, 
dated  the  lOth  Jannary,  1896,  in  addition  to  declaring  bis  Intention  to  sub- 
mit, at  the  first  ordinary  session  of  the  Yolksraad,  a  draft  law  for  the  ap- 
pointment  of  a  municipality  for  Johannesburg,  he  appeated  to  the  inhabitants 
of  that  city  to  "make  it  possible  for  the  Government  to  appear  before  the 
Yolksraad  with  the  motto,  "Forget  aad  forgive"  I|  Her  Majesty's  Government 
feit  justified  in  anticipating  that  practical  effect  would  be  given  to  these  con- 
ciliatory  words  of  the  President,  bat  carefal  examination  of  the  allegation 
made  by  the  petitioners,  and  into  the  present  condition  of  affairs  in  the  Söuth 
African  Republic,  shows  that,  so  far  from  any  snbstantial  measures  of  reform 
being  passed,  the  legislation  of  the  past  three  years  and  the  action  of  the 
Executive  have,  on  the  whole,  had  the  effect  of  inoreasing  rather  than  of 
removing  the  causes  of  complaint.  * 

Dealing  first  with  the  System  of  faxation.  Her  Hajesty's  Government  find 
that  no  change  of  any  importance  has  taken  place.  A  revenae  of  nearly 
£  4,000,000  is  raised  to  carry  on  the  adrainistration  of  a  country  which  is 
believed  to  contain  less  than  a  quarter  of  a  million  white  inhabitants.  As 
already  pointed  out,  the  revenue  is  mainly  derived  from  the  Uitlanders,  who 
have  thus  to  bear  a  bürden  of  taxation  exceeding  £  16  a  head,  a  bürden 
probably  unparalleled  in  any  other  country.  M.  Rouliot,  President  of  the 
Chamber  of  Mines,  a  gentleman  of  French  nationality,  speaking  on  the  2 Ist 
of  November  last  on  the  subject  of  a  new  tax  on  the  gold-mining  industry, 
said:  "We  are  the  most  heavily  taxed  Community  in  the  worid,  although  we 
are  the  one  that  has  the  least  to  say  abont  the  use  of  the  founds  it  con- 
tributes."  ||  As  to  the  character  of  the  financial  administration,  reference  may 


Digitized  by 


Google 


Verhandliingeii  flbw  die  Beschwerden  der  AosUnd». 

Nr.  120S8.  be  made  to  thß  Beport  of  tfae  Inspector  of  Offices,  published  in  October,  1897, 
briu^^.  ^^i<^  showed  defalcatioDS  on  the  pari  of  officials  amonnting  to  £  18,590, 
io.i[ftii89».oiilj  a  few  hundreds  of  whicb  were  recoyered,  and  with  regard  to  tke  krger 
part  of  wbicb  no  effort  seems  to  have  been  made  to  recover  tbe  mooej. 
Beference  may  also  be  made  to  tbe  debate  in  the  Volksraad  on  the  Esti- 
jnates  in  March,  1898,  when  it  was  elicited  that  £  2,398,506  16  s.  8  d.  had 
been  adyanoed  to  officials,  and  was  onacconnted  for.  These  adrances  date 
back  from  1883.  ||  The  Secret  Service  Fond  appears  in  the  cnrrent  Estimites 
at  £  36,000|  bat  even  tbis  snm,  more  than  the  amonnt  of  the  Secret  Senice 
money  voted  in  the  British  Imperial  Estimates,  appears  to  be  habitoallj  ex- 
ceeded.  In  1898  £42,504  were  spent,  and  in  1896  no  less  than  £191,837.^ 
The  ^stem  of  granting  concessions  remains  in  fall  force.  The  dysamiu 
monopoly  still  continaes  (thoogh  contemned,  not  only  by  public  opinion,  bit 
by  a  Volknraad  Commission  and  by  the  Commission  appointed  by  the  Go- 
vernment) to  draw  large  sums  from  the  gold  indnstry,  of  which  only  a  small 
Proportion  finds  its  way  into  the  coffers  of  the  State.  Her  Majosty's  Govern- 
ment have  already  protested  against  the  continnance  of  this  monopoly  od  tbe 
gronnd  that  it  is  a  breach  of  Article  XIV  of  the  London  Convention.  As 
stated  in  my  despatch  of  the  13th  of  Jannary  last,  they  are  advised  thst  tlie 
creation  of  a  monopoly  in  favour  of  the  State  is  not  necessarily  inconsisteoi 
wlth  that  Artide,  even  when  exercised  by  a  concessionnaire,  provided  tbat 
tlie  conoession  is  intended  in  good  faith  to  benefit  the  State  generallj  a&d 
not  simply  to  favour  the  concessionnaire,  bat  for  the  reasons  given  in  thit 
despatch  they  are  advised  that  in  the  juresent  case  these  conditions  are  oot 
falfiUed.  II  It  appears  from  notices  in  the  ''Staats  Conranf'  that  other  Con- 
cessions, which  are  likely  to  be  practical  monopolies,  have  been  granted  bj 
the  Government  within  the  last  three  years  for  the  manufactare  of  matches, 
paper,  chocolate,  wool,  starch,  min^al  waters,  soap,  and  oils,  all  of  whidv 
even  if  open  to  no  other  objections,  most  increase  the  already  excessive  eost 
of  living  in  the  Transvaal.  ||  It  may  be  nrged  that  in  spite  of  the  enormons 
«  taxation  above   referred   to  the  gold  indnstry  is  prosperoos,  and  that  mai^ 

individaals  have  made  large  fortanes  in  connection  with  it  This  is  troe,  bot, 
on  the  other  band,  there  is  no  donbt  that  the  faU  development  of  the  aataral 
wealth  of  the  couatry  has  been  delayed,  and  the  working  of  the  lower-grsde 
mines  has  been  rendered  very  difficnlt,  by  the  heavy  burthens  imposed,  wbüa 
the  welfare  of  the  working  olasses  has  been  serionsly  hindered  by  Uie  excefi- 
sive  eost  of  the  necessaries  of  lifo  and  the  general  conditions  to  which  tbej 
are  subject. 

Her  Majesty's  Government,  however;  attaoh  mach  less  importance  to 
financial  grievances  than  to  those  which  affect  the  porsonal  rights  of  the 
Uitlander  commonity,  and  which  place  them  in  a  conditioa  of  political,  edi- 
cational,  and  social  inferiority  to  the  Boer  inhabitants  of  the  Transvaal,  ^ 
even  endanger  the  secnrity  of  their  lives  and  prop^rty.  ||  It  ia  in  this  respect 
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that  the  spirit,  if  not  the  letter,  of  the  Convention  has  been  most  serionsly  Nr.  12023. 
infringed.  |[  For  instance,  the  Government  spends  250,000  h  a-year,  mostly  taken  britannien. 
out  of  the  pockets  of  the  üitlanders,  on  populär  education,  but  under  con-w.M»ii8w. 
ditions  which  make  It  almost  impossible  for  the  children  of  üitlanders  to 
benefit  by  it.  The  State  System,  indeed  appears  to  be  more  directed  to 
forcing  npon  the  Uitlander  population  the  habitual  nse  of  the  Dutch  langnage 
than  to  imparting  to  them  the  mdiments  of  general  knowledge.  ||  The  Law  of 
1896  dealing  with  education  on  the  gold-fields  has,  indeed,  been  claimed  as 
a  reform,  but  it  scarcely  even  pretends  to  be  so,  for  it  leaves  the  edncation 
of  non-Dutch- speaking  children  in  the  hands  of  the  Superintendent  of  Edu- 
cation, who  is  not  controlled  by  any  local  representative  authority,  and  it 
declares  that  the  spirit  and  tendency  of  former  legislation  is  to  be  strictly 
adhered  to.  Wbat  that  spirit  is  may  be  gathered  from  the  provisions  in  law 
N0.8  of  1892,  that  all  teaching  must  be  in  Dutch,  and  that  all  school  books 
mnst  be  written  in  Dutch,  and  from  the  strict  limitation  imposed  by  the  law 
on  the  number  of  hours  in  the  week  in  which  any  living  foreign  language 
may  be  tanght.  In  no  Standard  may  they  exceed  4  out  of  25,  while  in  the 
lowest  Standards  none  are  allowed.  H  As  a  matter  of  fact,  Her  Majesty's  Go- 
vernment understand  that  in  State- aided  schools  on  the  gold-fields  an  increa- 
singly  larger  proportion  of  Dutch  is  required  in  the  higher  Standards  until, 
in  the  fourth  Standard,  Dutch  is  the  sole  medium  of  edncation,  with  the  resnlt 
that  there  are  only  half-a-dozen  schools  on  the  gold-fields  in  receipt  of  State 
aid.  Yet  the  Superintendent  of  Education  complained  in  his  Departmentai 
Report  for  1896  of  the  "unedncational  and  unnational  cry  for  more  English.'"i 
This  grievance,  and  many  others  of  which  the  üitlanders  complain,  would 
have  been  very  mnch  lessened  if  the  expectations  raised  by  the  President's 
promises  to  grant  a  Municipality  to  Johannesburg  had  been  fnlfilled,  and  if 
the  üitlanders  of  that  town  had  at  least  been  permitted  to  enjoy  the  füll 
Privileges  of  local  govemment  in  reference  to  purely  municipal  affairs;  but 
the  Law  creating  the  Municipality  wholly  fails  to  give  to  the  majority  of  the 
inhabitants  any  effective  control  over  their  own  local  affairs.  Although  the 
burgher  population  must  form  a  very  small  minority  of  the  whole  (according 
to  the  petitioners  only  about  one  twenty-fourth),  half  the  members  of  the 
Council  must  under  this  Law  be  fuUy  enfranchised  burghors.  Hie  Burgo- 
master  is  appointed  and  paid  by  the  Government.  He  is  bound  to  submit 
every  Regulation  of  the  Town  Council  to  the  Executive  Council  within  four 
days  of  its  passing,  which  latter  body  may  disallow  the  Regulation.  All 
Hinutes  must  be  kept  in  the  Dutch  language  only.  The  financial  powers  of 
the  Council  are  restricted,  and  it  is  clear  that  the  Law  is  hardly  any  con- 
cession  in  the  way  of  self-government  to  Johannesburg.  H  It  will  not  be  out 
of  place  here  to  observe  that  what  was  practically  a  limited  form  of  seif- 
govemment  for  the  mining  industry  was  strongly  recommended  by  the  Go- 
vernment Industrial  Commission  of  1897,  viz.,  the  creation  of  a  Board  com- 
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Nr.  12013.  posed  of  members  appointed  bj  the  GoyemmeDt  and  representatiyes  of  the 
briunnien.  ii^^^^S  industry  and  commercial  firms  to  snpervise  the  administration  of  the 
io.iui  1899.  Liquor  Law  on  the  gold-fields,  the  Pass  Law,  and  the  law  regarding  gold 
thefts,  with  a  special  detective  force  ander  them.  The  reasons  which  moved 
the  Gommission  to  make  this  recommendation  were  (as  is  clear  firom  the  evi- 
dence  given  and  from  their  Report)  that  the  existing  Administration  was 
otterly  inefficient,  or,  as  they  said  with  regard  to  the  ilUcit  sale  of  liqnor, 
"A  miserable  State  of  affairs  exists,  and  a  mach  stronger  application  of  the 
Law  is  reqaired."  This  stronger  application  of  the  Law  has  never  becn 
made,  and  according  to  a  Statement  made  on  the  26th  Janaary  by  the  Presi- 
dent of  the  Chamber  of  Mines,  the  Liqaor  Law  is  simply  defied,  and  drink 
is  sapplied  in  nnlimited  quantities  to  the  natives  employed  in  the  mines.  The 
indastry  has  petitioned  for  the  establishment  of  the  Board  recommended  bj 
the  Indastrial  Gommission,  even  proposing  that  all  the  members  shoald  be 
nominated  by  the  Government;  bat  withoot  resolt 

Whatever  force  there  may  be  in  the  complaints  in  regard  to  the  legis- 
lation  of  the  Repablic,  the  general  inefficiency  of  the  Administration,  which  is 
so  clearly  shown  in  the  Report  of  the  Indastrial  Gommission,  and  continnes 
to  be  demonstrated  by  debates  in  the  Yolksraads  on  alleged  scandals,  pro- 
bably  contribates  as  mach  to  caase  discontent  as  the  legislation  itself.  It 
not  only  serioasly  affects  the  financial  prosperity  of  the  Repablic,  bat  is  a 
continaal  menace  to  the  secarity  of  the  lives  and  property  of  the  Uitlander 
popalation,  for,  grave  as  are  the  criticisms  which  may  reasonably  be  offered 
on  the  financial  administration,  they  are  of  small  importance  in  comparison 
with  the  complaints  which  are  made  of  the  administration  of  jastice  and  of 
the  arbitrary  and  illegal  action  of  officials,  especially  of  the  police.  jj  As  an 
instance  of  snch  arbitrary  action,  the  recent  maltreatment  of  coloared  British 
sabjects  by  Field-Gomet  Lombard  may  be  cited.  This  official  entered  the 
hoases  of  varioas  coloared  persons  withoat  a  Warrant  at  night,  dragged  them 
from  their  beds,  and  arrested  them  for  being  withoat  a  pass.  The  persons 
so  arrested  were  treated  with  mach  craelty,  and  it  is  evea  alleged  that  one 
woman  was  prematarely  confined,  and  a  child  sabseqaently  died  from  the 
conseqaences  of  the  fright  and  exposare.  Men  were  beaten  and  kicked  by 
the  Orders  of  the  Field-Cornet,  who  appears  to  have  exercised  his  aathority 
with  the  most  cowardly  bratality.  The  Government  of  the  Repablic,  being 
pressed  to  take  action,  saspended  the  Field-Cornet,  and  an  inqairy  was  held, 
at  which  he  and  the  police  denied  most  of  the  allegations  of  violence,  bat 
the  other  facts  were  not  dispated,  and  no  independent  evidence  was  callcd 
for  the  defence.  The  Government  have  since  reinstated  Lombard,  Unforta- 
nately  this  case  is  by  no  means  anparalleled.  Other  British  sabjects,  incla- 
ding  several  from  St.  Helena  and  Manritias,  have  been  arbitrarily  arrested, 
and  some  of  them  have  been  fined,  withoat  having  been  heard  in  their  owo 
defence,  ander  a  law  which  does  not  even  profess  to  have  any  application  to 
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persona  from  those  Colonies.    Howevcr  long-safferiDg  Her  Majestj's  Govern-  Nr.  12023. 

ment  maj  be  in  their  anxious  desire  to  remain  on  friwdly  terms  with  the  t,f|||^^Q[«„ 

South  Airican  Bepablic,  it  mnst  be  evident  that  a  continoance  of  ineidents  ofio.MAii899. 

this  kind,  followed  bj  no  redress,  may  well  become  intolerable.  ||  Bat  perhaps 

the  most  striking  recent  instance  of  arbitrary  action  by  officials,  and  of  the 

snpport  of  such  action  by  the  Courts,   ig  the-  well-known  Edgar  case.    The 

effect  of  the  yerdict  of  the  jury,  warmly  endorsed  by  the  Judge,  is  that  four 

policemen  breaking  into  a  man's  house  at  night  without  a  Warrant,  on  the 

mere   Statement  of  one  person,  which  subsequently  tumed  out  to  be  untme^ 

that  the  man  had  committed  a  crime,  are  jostified  in  killiog  him  there  and 

then  becaose,  according  to  their  own  account,  he  hits  one  of  them  with  a  stick. 

If  this   is  justification,   then  almost  any  form  of  resistance  to  the  police  ia 

justification  for  the  immedlate  killing  of  the  person  resisting,   who  may  be 

perfectly  innocent  of  any  offence.    This  wonld  be  an  alarming  doctrine  any- 

where.    It  is  peculiarly  alarming  when  applied  to  a  eity  like  Johannesburg, 

where  a  strong  force  of  police  armed  with  reToWers  have  to  deal  with  a  large 

allen  unarmed  popnlation,  whose  language  in  many  cases  they  do  not  ander* 

stand«     The  emphatic  affirmation  of  such  a  doctrine  by  Judge  and  jory  in  the 

Edgar  case  cannot  bat  increase  the  general  feeling  of  insecarity  amongst  the 

Uithinder  popalation  and  the  sense  of  injustice  under  which  they  laboor.    It 

may  be  pointed  out  that  the  allegation  that  Edgar  assaolted  the  police  was 

emphatically  denied  by  bis  wife  and  others,  and  that  the  trial  was  conducted 

in  a  way  that  would  be  considered  quite  irregulär  in  this  country,  the  wit- 

nesses   for  the  defence  being  called  by  the  prosecution  and  thereby  escaping 

cross-examination.   ||   Some  light  npon  the  extent  to  which  the  police  can  be 

trusted  to  perform  their  delicate  daties  with  fairness  and  discretion  is  thrown 

by  the  events  referred  to  by  the  petitioners,  which  took  place  at  a  meeting 

called  by  British  subjects  for  the  purpose  of  discussing  their  grievances,  and 

held   on   the   14th   of  January  in  the  Amphitheatre  of  Johannesburg.    The 

GoTemment  w«re  previoosly  apprised  of  the   objects  of  the  meeting  and  their 

assent  obtained,  though  this  was  not  legally  necessary  for  a  meeting  in  an 

inclosed  place*    The  Organizers  of  the  meeting  State  that  they  were  informed 

by  the  State  Secretary  and  the  State  Attomey  that  any  one  who  committed 

acts  of  violence  or  used  seditious  language  would  be  held  responsible,  and  in 

proof  of  the  peaceful  objects  of  the  meeting  those  who  attended  went  entirely 

onarmed,  by  which  it  is  understood  that  they  did  not  even  carry  süoks.    So 

little  was  any  disturbance  ^^»prehended  that  ladies  were  invited  to  attend,  and 

did  attend.    Tet,  in  the  result,  sworn  affidavits  from  many  witnesses  of  diffe- 

rent   naiionalities  agree   in  the   Statement  that  the   meeting  was  broken  up 

almost   immediately  after  its  opening,   and  many  of  the  persons  attending  it 

were  yiolently  assaulted  by  organised  bands  of  hostile  demonstrators,  acting 

under  the  instigation  and  guidance  of  persons  in  Government  employ,  without 

any  attempt  at  interference  on  the  part  of  the  police,  and  even  in  some  cases 
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Kr.  12023.  with  thcir  assistance  or  loadly  expressed  sympathj.  The  GoTernment  of  the 
briunnien.  ^^^^^  Affican  RepubUc  has  been  asked  to  Institute  an  inqoirj  into  these  dis- 
to.  Hai  1899.  gracefnl  proceedings,  bat  the  reqnest  has  been  met  with  a  flat  refasaL 

It  woald  seem,  indeed,  that  the  Uitlander  is  not  onlj  deprived,  bj  pro- 
Tisions  introdnced  into  the  Constitution  since  the  Gonyention  of  1884,  of  any 
effective  political  representation,  bat  that  lie  has  also  been  placed  by  recent 
legislation  under  new  liabilities  unknown  when  the  Convention  was  signed,  if 
he  appeals  to  public  opinion  or  attempts  to  bring  his  complaints  to  the  notice 
of  the  GoYernment.  ||  By  the  Press  Law  No.  26  of  1896,  and  the  amending 
Law  No.  14  of  1898  whieh  was  repropated  by  Transvaal  newspapers  of  all 
shades  of  opinion,  that  freedom  of  the  expression  of  opinion  which  the  original 
Constitution  of  the  Republic  guaranteed,  subject  only  to  the  responsibility  of 
the  Printer  and  publisher  for  all  documents  containing  defamation,  insnlt,  or 
attacks  on  any  one's  character  (Grondwet  1858,  article  19)  is  serionsly  threa- 
tened.  Under  these  Laws  the  President  is  given  the  power,  on  the  advice 
and  with  the  consent  of  the  Executive,  of  prohibiting  entirely,  or  for  a  time, 
the  circulation  of  printed  matter  whieh,  in  his  opinion ,  is  contrary  to  good 
morals  or  a  danger  to  peace  and  order  in  the  Republic.  This  power  has 
been  exercised  more  than  once.  ||  Under  the  Aliens  Expulsion  Law  (No.  25 
of  1896)  an  allen  who  is  alleged  to  have  excited  to  disobedienee  of  the  law, 
or  otherwise  to  have  acted  in  a  manner  dangerons  to  public  peace  and  order, 
may  be  arbitrarily  expelled  from  the  country  by  an  Order  of  the  President, 
while  burghers,  who  cannot  be  banished,  may  have  a  special  place  of  residenee 
assigned  to  them.  From  the  point  of  view  of  the  Uitlander,  the  law  draws 
an  invldious  distinetion  in  favonr  of  the  burgher,  who  alone  is  given  an  appeal 
to  the  Courts,  and  it  is  thus  clearly  inconsistent  with  the  spirit  of  the  London 
Convention,  while,  as  was  pointed  out  in  the  correspondence  on  the  subject 
printed  in  Blue  Book,  C.  8423,  its  enforcement  might  lead  to  a  breach  of 
the  letter  of  that  Instrument.  Her  Majest/s  Government  regret  that  the 
Resolution  of  the  Yolksraad  of  July,  1897,  in  favour  of  amending  the  law  so 
as  to  give  every  one  an  appeal  to  the  Courts  (see  p.  16  of  Blue  Book, 
C.  8721),  has  merely  resulted  in  the  passing  of  Law  No.  5  of  1898,  which 
repeals  the  Law  of  1896,  and  re-enacts  it  without  making  any  substantial 
alteration.  ||  Up  to  1897,  the  Uitlander  had  fall  confidence  that,  at  all  events 
in  cases  where  he  was  permitted  to  appeal  to  the  High  Court  of  the  Republic 
he  would  obtain  justice;  but  that  confidence  has  been  rudely  shaken  by  Law 
No.  1  of  that  year,  under  which  the  President  dismissed  a  Chief  Justice  uni- 
versally  respected.  This  Law  recites  that  since  the  foundation  of  the  Republic 
the  Resolutions  of  the  Yolksraad  have  been  recognised  as  law,  and  lays  down 
that  the  Courts  have  no  power  to  refuse  to  apply  any  Resolution  because  it 
is,  in  their  opinion,  invalid,  and  instructs  the  President  to  dismiss  any  Judge 
who,  in  his  opinion,  returns  an  unsatisfactory  answer  to  questions  on  the 
subject  put  to   him   by  the  President.    It  therefore  follows  that  the  fifteen 
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ge&ÜenieD  wbo  compose  a  m^jßntj  of  th»  First  Volksrawl  eaa  at  an j  moment  Nr.  1202s. 
amend  the  law   of  the  kmd  in  the  most  important  matten  by  a  inere  Re-  vrul^ieii 
solotiOD,  or  evM  ioterfere  in  a  case  pending  in  the  Courts,  ae  was  in  factH).icaii899. 
done  ifi  the  Doms  case  when  tbe  Volksraad,  bj  its  Besolntions  of  the  4th 
May,   1887,  baried  a  ebtim  bronght  in  the  Courts  against  the  State.   H   Tbe 
Law  has  practicallj  had  the  effect  of  placing  the  higbest  Conrt  of  Jnstiee  in 
the  coantry  at  the  meroy  of  the  Executive,  and  it  is  caicskted  to  lessen  the 
inflnenoe  and  anthority  of  the  Coort,   and  even  to  tfarow  donbts  on  the  im- 
partial  administration  of  justice  in  the  Bepnblic. 

It  residts  from  this  review  of  the  fitcts  and  eonditions  on  whieh  the 
Petition  is  fonnded,  as  well  as  from  the  informatioa  derived  fr«m  yonr  des- 
patehes  and  from  other  offioial  sonroes,  that  British  snbjects  and  ^  Uit- 
landers  geaerally  in  the  Sonth  African  Repnblic  hate  snbstaBtial  gronnds  for 
thdr  complaints  of  the  treataent  to  wMch  they  are  sabjeeted.  |^It  is  fair  to 
assome  that  these  complaials  are  direeted  not  so  mnch  againt  individnal  cases 
of  hardship  and  injustice^  which  may  ocenr  in  even  the  best  gOTcnied  States, 
as  against  the  System  nnder  which  the  sofferers  are  debaned  from  aU  voice 
in  the  legishition  ander  which  such  cases  are  possiUe,  and  all  oontrol  of  the 
Admiaiatration  tluroagh  tha  inefficienoy  of  which  they  occor.  They  may  be 
snmmarised  in  the  Statement  that  undcr  present  eonditions,  all  of  which  bare 
ansen  aince  the  Oonrention  of  1884  was  signed,  the  Uitlanders  are  now  denied 
that  eqnaHty  of  treatment  wlnch  that  instnunent  was  designed  to  secare 
for  them. 

Tbe  ccmditions  subsisting  in  the  South  African  Bepublic  are  altogeth«: 
inconsifltent  with  such  equaHty,  and  are  in  striking  contrast  to  those  subsisting 
m  all  British  Colonies  possessing  reprosentative  institntions,  where  white  men 
of  erery  race  enjoy  equal  freedom  and  equal  justice,  and  new-comers  are, 
aftcr  a  reasorable  period  of  residence,  admitted  to  füll  poütieal  rights.  ||  In 
the  Orange  Free  State,  where  similar  Privileges  are  conceded  to  all  alieas 
resident  in  the  BepuUic,  the  Dutch  burghw  and  the  foreign  Immigrant  wbo 
enjoys  the  hospitality  of  the  State  live  in  harmony  and  mutual  confidence; 
and  the  independence  of  the  RepubHc  is  secured  as  weU  by  the  contentment 
and  loyalty  of  all  its  Citizens  as  by  the  good  relations  which  prevail  between 
its  Government  and  those  of  other  parts  of  South  Africa.  ||  Unfortunately  the 
policy  of  the  South  African  Bepublic  has  been  conducted  on  very  different 
lines,  and  but  for  the  an^ety  of  Her  Majesty's  Goveninmit  to  extend  every 
consideration  to  a  weaker  State  which  in  recent  years  has  had  just  reason  to 
complain  of  the  aetion  of  British  subjeots,  and  may  ther^ore  be  naturally 
prone  to  suspicion  and  indisposed  to  take  an  impartial  view  of  the  Situation, 
the  State  olafliBürs  must  have  led  to  the  most  serious  protest  and  remonstranee.  || 
Recognimng,  however,  the  exc^Uonal  circomstaaoes  of  the  case.  Her  Majesty's 
Government  have  refrained  since  their  despatch  of  the  4tb  of  Febmary,  1896, 
from  any  pressure  on  the  Ooverameat  of  the  South  African  Repubüc  except 
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Nr.  1902S.  in  caseB  in  which  ihere  has  been  a  disünct  breaeh  of  the  provisions  of  the 
brite^nien«  Convention  of  1884;  and  they  bave  oncerely  hoped  that  Uie  Ooyemment  of 
10.  Mai  1899.  the  BopabUc  would  volnntarily  meet  the  ezpeetatione  raised  by  the  President 
and  wonld   take  the  necessary  steps  to  secore  that;  willing  loyalty  of  all  the 
inhabitants  of  the  State  whidi  wonld  be  tiie  best  goarantee  for  its  security 
and  independence.  ||  They  are  most  nnwiHing  to  depart  from  their  attitnde  of 
reserye  and  expectancy,  bnt  having  regard  to  the  position  of  Qreat  Britaia 
as  the  Paramonnt  Power  in  Sonth  Africa,  and  the  duty  incnmbent  npon  ttiem 
to  Protect  all  British  snbjects.  residing  in  a  foreign  conntry,  they  cannot  per- 
manentiy  ignore  the  excepticmal  and  arbitrary  treatment.to  which  their  fellow- 
conntrymen  and  others  are  exposed,  and  the  ab8<^nte  indifference   of  the 
Goyemment  of  the  RepnbHc  to  the  friendly  representations  which  have  been 
made  to  them  on  the  snbject  ||  They  still  cherish  the  hope  thfU;  the  pnblicity 
giren  to  the  4»resent  representations  of  the  Uitlander  popnlation,  and  the  Oact 
of  which  the  Goyemment  of  the  Sonth  Afiricui  Bepublic  mnst  be  aware,  that 
they  are  losing  the  sympatiiy  of  those  other  States  which,  like  Great  Britaia, 
are  deeply  interested  in  the  prosperity  of  the  Transyaal,  may  indnce  them  to 
reconsider  their  policy,  and,  by  redressing  the  most  serions  of  the  grieTances 
now  complained  of,  to  remoye  a  Standing  danger  to  the  peace  and  prosperity 
not  only  of  the  Bepublic  itself ,  bnt  also  of  Sonth  Africa  generally,   ||   Her 
Majesty's  Goyemment  ei^mestly  desire  the  prosperity  of  the  Sonth  African 
Repnblic.    They  haye  been  anxions  to  ayoid  any  interyention  in  its  internal 
conceras,  and  they  may  point  ont  in  this  connection  thiit  if  they  really  enter* 
tained  the  design  of  destroying  its  independence,  which  has  been  attribnted  to 
them,  no  policy  conld  be  better  ciücnlated  to  defeat  their  objeet  than  that 
which,  in  all  firiendship  and  sincerity,  they  now  nrge  npon  the  Goyemment  of 
the  South  African  Repnblic,  and  which  wonld  remoye  any  pretext  for  inter- 
ference  by  relieying  British  snbjects  of  all  jnst  cai^e  of  complaint    With  the 
eamest  hope  of  arriying  at  a  satisfactory  settlement,  and  as  a  proof  of  their 
desire  to   maintain   cordial  relations   with   the  Sonth  African  Repnblic,   Her 
Majesty's  Goyemment  now  snggest,  for  the  consideration  of  President  Krager, 
that  a  meeting  shonld  be  arranged  between  bis  Hononr  and  yonrself  for  the 
pnrpose  of  discnssing  the  Situation  in  a  conciliatory  spirit,  and   in  the  hope 
that  yon  may  arriye,  in  concert  with  the  President,   at  such  an  arrangement 
as  Her  Majest/s  Goyemment  conld  accept  and  recommend  to  the  Uitlander 
Population  as  a  reasonable  concession  to  their  jnst  demands,  and  the  settle- 
ment of  tiie  difficnlties  which  haye  threatened  the  good  relations  which  Her 
Majesty's  Goyemment  desire  shonld  c<mstantty  exist  between  themseWes  and 
the  Goyemment  of  the  Sonth  African  Repnblic   ||   If  the  President  shonld  be 
disposed  fayonrably  to  entertain  this  Suggestion,  yon  are  anthorised  to  pro- 
ceed  to  Pretoria  to  confer  with  him  on  all  the  qnestions  raised  in  this  des- 
patch.  II  Her  Majest/s  Goyemment  desire  that  the  British  Agent  at  Pretoria 
shonld  oommunicate  a  copy  of  tiie  Petition  and.  of  this  desp^b  to  tbe  Go«» 
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yerameat  of  the  Sonth  African  Bepnblic,  and  also  eommunicate  a  copy  of  this  Nr.  laoss. 
despatoh  to  the  peütiouew.  I  have  the  hoÄOur  to  be,  brui^» 

Sir,  io.]iftiig9o. 

Yonr  inost  obedioit  hamble  senrant, 
J.  Ghamberlaio. 


Nr.  12024.  OBOSSBRITAHHnSH.  —  Der  Goayernear  der  Eap- 
kolODie  an  den  Kolonialminister.  Die  Pr&sidenten 
des  Oranje-Freistaats  nnd  der  Südafrikanischen 
Republik  haben  ihm  eine  Zusammenkunft  Torge- 
schlagen* 

(8.  a.m^  May  11,  1899.) 

Telegram.  ||  lOth  Hay.    Yesterdaj  Mr.  Hofmeyr,  whom  I  have  not  seen  Nr.  12024. 
for  some  time,  approached  me  with  the  Suggestion  that  I  should  meet  Presi-  i^^j«^. 
dent  Krüger  at  Bloemfontein.    He  said  that  to  give  us  an  opportunitj  andii*iuii899. 
freedom  to  exdiange  yiews  on  neutral  ground,  the  President  of  the  Orange 
Free  State  would  invite  us  both  thither.   I  did  not  gire  anj  answer,  but  dis- 
cussed  the  matter  in  a  friendlj  spirit    The  Prime  Mini^er  came  to  see  me 
this  morning,  and  read  me  the  foUowing  telegram:  — 

Begins:   President,  Bloemfontein,  to  Hon.  W.  P.  Schreiner,  Cape  Town. 
lOth  May.    In   view  of  the  unsettled  State  of  feeling  through  South 
Africa  which  is  caused  by  the  mauy  rumours  which  receive  currency 
through  the  newspapers,  I  have  come  to  the  conclusion,  after  careful 
consideration,  that  it  might  be  advisable  and  lead  to  good  results  if 
a  meeting  between  High  Commissioner  and  President  of  South  African 
Republic  could  be  arranged  here  at  an  early  date,   at  which,  as  may 
bc  dcsircd  by  them,   I  could  take  part  or  not    The  meeting  would 
be  with  a  view  to  arriving  at  some  satisfactory  understanding  by  dis- 
cussing  the   present  position  in  a  friendly  spirit.    If  the  High  Com- 
missioner would  fall  in  with  the  idea,  I  have  reason  for  thinking  that 
the   President  of  South  African  Republic  would  be  inclined  to  accept 
an  invitation   from  me  to  such  a  meeting.    Could  you  ascertain  and 
inform  me  whether,  if  I  issued  such  an  invitation,  the  High  Commis- 
sioner would  accept?     Telegram  ends. 
Schreiner,  in  bis  own  name  and  that  of  bis  colleagues,  urged  me  most 
strongly  to  accept  the   inritation.    This  was  the  result,  he  said,   of  the  iu- 
flnence  which   he  had  been  using  with  the  Transvaal  Government  ever  since 
I  had  wamed  him  of  the  gravity  of  the  Situation;  and  it  was  a  very  great 
Step  in  advance  on  the  part  of  President  Kruger,  as  he  (Schreiner)  regarded 
it  II I  could  hardly  take  that  view,  I  said,  as  the  invitation  did  not  emanate 
from  President  Kruger  himself,  and  what  was  to  be  the  basis  or  subject  of 
the  discnssion  was  not  indicated  in  any  way.  ||  The  attempt  to  lay  down  the 

17* 


Digitized  by 


Google 


260  Yerluuidluiigeii  Ober  die  Beschwerden  der  AtiBliader. 

Nr.  1S084.  sEbject  of  the  diflcussion  wonld  reralt,  he  replied,  in  a  long  paper  controrersy; 
br^!^^  and  he  looked  för  the  best  renilt  by  the  6ab8titiitio&  for  paper  controversj 
u.]Uii899.of  personal  discussion.  ||  Mj  reply  was  that  I  was  entirely  in  favonr  of  a  per- 
sonal interriew  in  piineiple;  bot  tliat  withoat  some  previons  imderstanding,  it 
might,  I  feared,  only  reveal  the  immense  distance  between  os.    I  agreed  finally 
to  his  sending  the  foUowing  message:  — 

Prime  Minister,  Cape  Colony,  to  President,  Bloemfontein,  lOth  May.  || 

Thank  yoa  for  yoor  telegram,  wbick  I  havB  ceamiBUcaited  to  His  ^x- 

cellenc^.    Generally,   he  agrees  as  to  the  desirahiitty  of  his  meeting 

President  Emger.    Before  dedding»  bowever,  whether  he  conld  aocept 

yonr  infitation  at  present^  he  mnst  consider  carefnlly  on  what  ander- 

Standing  snch  a  meeting  shoold  be  fonnded.    He  woold  wish  therefore 

that,  ontil  yoa  hear  farther  from  me,  the  invitation  saggested  by  yoa 

shoold  waitior  the  present.    Personally,  I  am  sangoine  tbat  the  pro- 

posed  meeting  may  be  arranged;  bat  His  Ezoellenoy's  serioas  con- 

sideration  is  natarally  demanded  by  the  matter.    Telegram  ends. 

I  informed  Schreiner  that  I  woald  see  bim  again  aboat  the  matter  at  a 

reasonable  early  date;  bat  told  him  distineUy  that  it  was  not  one  aboat  which 

I  coald  idlow  myself  to  be  harried. 


Nr.  12025.  OEOSSBBITANinEN.  —  Der  Eolonialminister  an  den 
Gonvernenr  der  Eapkolonie.  Genehmigung  der  Za- 
sammenkunft.'*) 

(Sent  6.50  p.m.,  12th  May,  1899.) 

\l^'  Telegram.  ||  12th  May.    Referring  to  yoar  telegram  of  lOth  May,  if  an 

britannien.  invitation  to  mect  President  Kmger  for  the  parpose  of  discussing  the  present 
12.  Mai  1899.  Situation  in  the  Transvaal  with  a  view  of  arriving  at  some  satisfactory  solation 
should  be  sent  to  you  by  the  President  of  the  Orange  Free  State,  you  are 
authorized  to  make  the  following  reply.  ||  Yoa  may  State,  after  acknowledging 
President  Steyn's  action  in  appreciative  terms,  that  yoa  are  informed  that  a 
despatch  is  already  on  its  way,  in  which,  after  carefally  examining  the  general 
sitaation  and  the  allegations  in  the  Petition,  Her  Majesty's  Government  have 
saggested  for  the  consideration  of  President  Krager,  with  the  earnest  hope  of 
arriving  at  a  satisfactory  settlement  and  as  a  proof  of  their  desire  to  maintain 
cordial  relations  with  the  South  African  Republic,  that  a  meeting  shoald  be 
arranged  between  his  Honoar  and  yoarself  for  the  parpose  of  discassing  the 
sitaation  in  a  conciliatory  spirit  and  in  the  hope  that,  in  concert  with  the 
President,  yoa  may  arrive  at  sach  an  arrangement  as  Her  Majesty's  Govern- 
ment could  accept,  and  rccommend  to  the  üitlander  popalation  as  a  reasonable 


*)  Am  15.  nahm  Milner  die  Einladung  in  der  von  Ghamberiain  vorgeschriebenen 
Form  an.    Red. 
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ooDceasioi  to  their  joit  demands»  and  a  settlament  of  the  difficnlties  which  Nr.  12025. 
bife  tbreatened  the  good  rebtiOBs  which  Her  Majeety's  Government  dcsire  briu^ni«. 
shonld  constantly  ezist,  between  themselves  and  the  Government  of  the  Sonthi2.Maii89o. 
African  Bepablic.  ||  And  that  tbey  have«  if  the  Preside&t  shonld  be  disposed 
to  entertain  this  proposal  favonrablj,  anthorized  jon  to  proceed  to  Pretoria 
to  confer  with  him  on  all  tho  qnestions  raised  in  the  despatch.  ||  You  may  go 

011    lO    fiSJT     ^"i>^     itup     nkMiktt     «■■«**>  ««^»^     VAU     Alfc«i>l>     A^A    -«*<»^'*     IftAaA&il     BAA^lk/ui     nf 

arriTing  at  a  satisfactorj  arrangement  woold  be  a  direct  negotiation  either  at 
Cape  Town  or  Pretoria,  bnt  that  in  view  of  friendly  initiative  of  President 
of  the  Orange  Free  State  yon  are  not  disposed  to  press  this.  ||  That  therefore 
for  the  porpose  of  fulfilling  the  instmctfons  given  by  Her  Majesty's  Govem- 
Dieot  in  anticipation  of  the  proposed  meeting  at  Pretoria,  yon  will  be  prepared 
to  meet  President  Emger  at  Bloemfontein. 


Nr.   12026.    GBOBSBBITAHHIEH.    —    Der  Gonvernenr  der  Kap- 

.    kolonie  an  den  Kolonialminister.    Krtkger  verlangt 

ünantastbarkeit  der  Unabhängigkeit  der  Republik. 

(5.30  a.m.  May  17,  1899.) 

Tetegram.  ||  16th  May.  Very  nrgent.  Referring  to  my  telegra«  15ihMay.  ^^^^ 
FoUowing  ig  traa^ation  of  a  reply  I  have  just  reeeived  from  the  President  briunnten. 
of  Orange  Free  State:  —  i7.ii»ii8w. 

Begins:  I  have  telegraphed  yonr  message  to  President  of  Transvaal  Re- 
public  and  have  now  reeeived  the  following  telegram:  — 
Begins:  Your  telegram  of  yesterday.  I  regret  that  the  High  Commis- 
sioner  goes  further  than  my  Intention  in  my  last  telegram  to  you. 
Bnt  I  remain  disposed  to  come  to  Bloemfontein,  and  will  gladly  discuss 
every  proposal  in  a  friendly  way  that  can  conduce  to  a  good  under- 
standing  between  South  African  Repnblic  and  England,  and  to  the 
maintenance  of  peace  in  South  Africa,  provided  that  the  independence 
of  this  Repnblic  is  not  impugned.  (?  Dntch  word  used  is  ^aantasten" 
in  Dutch  Version).    Ends. 

As  I  am  satisfied  that  it  is  the  eamest  desire  of  us  all  to  promote  peace, 
harmony;,  and  understanding  in  all  matters  of  common  interest  in 
South  ACrica,  and  to  try  and  insure  it  by  all  means  in  onr  power, 
and  that  a  meeting  such  as  is  proposed  may  contribute  much  to  remove 
existing  difficnlties  and  misunderstanding,  I  hope  and  trust  that  your 
Excellency  will  be  able  to  accept  my  well-intentioned  invitation,  which 
I  now  send,  and  will  further  honour  us  by  consenting  to  be  the  guest 
of  this   State.    May  I  propose,  if  you  have  no   other  wishes,  that 
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Nr.  1202«.  Tuesday,  30th,  may  be  fixed  as  the  day  of  the  meeting.    I  will  also 

briü^ien.  propose  tbe  date  I  have  named  to  President  of  Sontb  Africao  Repablic. 

17.  Mai  1899.  EodS. 

Am  I  antborised  to  aocept  inyltation?  *) 


*)  Am  17.  gab  Cbamberlain  die  Genehmigong.    Bed. 


Nr.    12027.    OEOSSBSITANNIEN.  ^  Der  Eolonialminister  an  den 

Gouverneur   der  Eapkolonie.     Instruktion    für   die 

Zusammenkunft. 

(Sent  11.45  p.m ,  May  24,  1899.) 

Nr.  19027.  Telegram.   ||   It  is  not  my  intention  to  give  you  any  formal  instrnctions 

britonnian.  for  Gonfereuce;  I  wisb  to  leave  you  as  free  as  possible  a  band.  ||  I  tbink  per- 

24.Mftii899.  sonally  tbat.you  sbould  lay  all  tbe  stress  on  tbe  question  of  francbise  in  first 

instance.    Otber  refonns  are  less  pressing  and  will  come  in  time,  if  tbis  cän 

be   arranged  satisfactorily  and  form  of  oatb  modified.    Redistribution  is  rea- 

sonable  and  important,  but  you  migbt  accept  a  moderate  concession.    If  fair 

terms  on  francbise  are  refused  by  President^  it  appears  bardly  wortb  wbile  to 

bring  forward  otber  matters,  sncb  as  aliens,  coloured  people,  education,  dyna- 

mite,  &c.,  at  tbe  Conference,  and  tbe  wbole  Situation  must  be  reconsidered. 

Ton  sbould  not,  bowever,  lose  sigbt  of  possible  alternatire  in  sbape  of  fall 

munieipal   rlgbts  for  populous  mining  district  and  Johannesburg.    This  I  still 

tbink  a  feasible  Solution,  if  President  fears  that  independence  will  be  endangered 

by  concession  of  general  francbise. 
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Nr.  12028.  OSOSSBRITAHHIBV.  —  Der  GouTerneur  you  Kapland 
an  den  Kolonialminister.  Bericht  über  die  Zn- 
sammenkunft  mit  Krüger^*) 

eoreiBment  Honse,  Cape  Town,  Jone  14,  1899.  (Jone  90.  1899.)  \^^' 
Sir ,  II  I  ba?e  the  honoiir  to  inform  yon  thsl,  in  aooordance  with  the  briunnien. 
arraagements  made  throngh  the  President  of  the  Orange  Free  State,  I  left  ^^'^''''^^^ 
Cape  Town  on  the  moming  of  ihe  29th  ultimo,  for  the  pnrpose  of  conferring 
with  the  President  of  the  Sonth  Afirican  Bq)Qblic  at  Btoemfbntein.  ||  2.  I  was 
accompanied  by  the  Imperial  Seerelaiy,  by  roy  Military  Secretary,  my  Prirate 
Secretary,  and  Lord  Belgrave,  A.D.G.,  and  also  by  Mr.  Silberbaaer,  as  Inter- 
preter» and  a  shorthand  writer.  ||  S.  I  arrived  the  next  day  at  the  eiq^ital  of 
the  Free  State,  where  I  was  receired  by  His  Hoiioar  President  Bteyn»  and 
experienced  a  Y&ry  cordial  and  grati^^ii^  reeeption  from  M  classes  of  the 
Community.  I  was  entertained  as  the  gnest  of  the  State,  and  everything  was 
done  to  promote  my  comfort  dnring  my  stay.  )|  4.  On  the  aftemoon  of  Wednes- 
day,  the  Slst  instant,  the  first  meeting  of  the  Oonference  was  held.  I  had 
preyioasly  snggested  —  and  the  Suggestion  was  readily  agreed  to  by  Presi- 
dent Kroger  ^  that  Mr.  A«  Fisdier,  one  of  the  members  of  the  Execntive 
Ckraneil  of  the  Orange  Free  State,  shoold  be  invited  to  aet  as  Interpreter. 
Mr.  t^iseher  consented  to  do  so»  on  the  onderstanding  that  he  shoold  dot 
forego  his  position  as  an  Execotive  Cooncillor  —  in  other  words,  that  he 
shoold  be  free  to  infoim  hu  own  President,  in  oonfidenee,  of  all  that  took 
place  at  ooir  meetings.  I,  of  eoorse,  raised  .no  ol^Jection  to  tbis,  and  I  may 
here  say,  as  was  conyeyed  to  Mr.  Fischer  before  the  close  of  the  Conference, 
that  both  sides  were  greaiUy  indel>ted  to  him  for  the  fAle  and  eonsoientioos 
manner  in  which  he  disdiargdd  his  importait  dntiea.  ||  &  The  dis<mssioa  was, 
of  coorse,  eonfined  to  President  Kroger  and  myself,  thoogh  the  former  was 
accompanied  by  two  members  of  hi»  Sbueotife  —  Messrs.  A.  D.  Wohnarans 


*)  TelegraphiBChe  Berichte  waren  torhergegangen.    Red. 
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Nr.  19028.  ^q^  Schalk  Barger,  wbom  he  more  than  once  referred  to  as  '^my  Commission" 
MUnnien.  —  as  well  as  bj  the  State  Attomey  and  other  officials.  ||  6.  At  oar  opening 
u.Jaoi  1899.  meeting  it  was  mutnally  agreed  that  no  communication  sbonld  be  made  to 
the  Press  dnring  the  proceedings.  ||  7.  I  then  asked  the  President  whether  he 
woold  wish  to  make  any  Statement  as  to  the  object  of  oar  meeting,  or  whether 
he  woold  prefer  that  I  shoald  first  pat  forward  my  view,  and  he  chose  the 
latter  conrse.  I  therefore  began  by  making  an  absolutely  general  Statement 
of  the  object  and  scope  of  the  Conference  from  my  point  of  yiew.  H  8.  I  said 
that  the  namber  of  open  qaestions  between  the  two  Goremments  was  increa- 
sing  as  time  went  on,  and  tke  tone  of  the  controversy  was  beooming  more 
acute.  It  was  a  dieplorable  Situation.  In  my  personal  opinioi  the  cause  of 
many  points  of  difference,  and  the  most  serious,  was  the  policy  pursued  by 
the  South  African  Republic  towards  the  Ditlanders,  among  whom  many  thou- 
sands  are  British  subjects.  The  bitter  feelings  thus  engendered  in  the  Re- 
public, Üie  tension  in  South  Airica,  and  the  syrapatby  throughout  the  Empire 
with  the  Uitlanders,  led  to  an  irritated  State  of  opinion  on  both  sides  which 
rendered  it  more  dffficult  for  tha  two  GoYonments  to  settle  differences  ami- 
cably.  U  was  my  sirong  conriotion  that  if  the  South  African  Repnblie  woold, 
before  things  got  worse,  Tolontarily  change  its  policy  towards  the  Uitianders 
and  take  Steps  calmlated  to  satisfy  the  reasonable  seotion  of  them,  who  after 
all  are  the  great  majority,  not  only  wonld  the  independencn  of  the  BepobUc 
be  strengtheoed',  bot  tfaere  wonld  be  soch  a  better  slate  of  feellng  all  round 
that  it  woidd  beeome  1$r  easier  to  settle  ontstanding  qaestions  between  the 
two  Govemments.  H  9.  The  President,  in  eomiog  to  the  Oonference,  had  made 
a  reserration  as  to  tbe  independence  of  the  B^nbAic.  I  coaM  not  see  that 
it  was  in  any  way  impatriog  that  indepoidenee  loa:  Her  Majest/s  GoTemaeat 
to  Support  the  oMse  of  the  Uitlanders  so  far  as  it  was  reasonable.  A  vast 
number  were  British  snbjeets»  and  in  sinular  oircomstanoes  we  skonld  in  any 
part  of  the  world^  eren  in  a  conntry  not  under  eonyentieiial  obligations  to 
Her  Majesty's  Government,  be  bound  to  make  representatikms,  and  to  point 
out  that  the  intense  disoontent  of  oor  feliow  soblects  stood  in  the  way  of  the 
friendly  relations  whioh  we  desired  to  exist  between  the  two  Gofemmei^.  || 
10.  HaTing  explained  at  length,  to  ayoid  misnnderstandiog,  why  I  pat  forward 
the  Uitlander  questton  in  the  first  instance,  I  ended  by  saying  that  I  did  not 
wish  to  cosfine  the  diseosBion  to  that  questton,  bat,  indeed,  was  very  anxiois 
to  bear  President  Kniger's  views  on  the  Situation  generally.  ||  11.  The  Piesi- 
dent,  recognising  that  my  attitnde  was  one  of  friendly  Suggestion  and  not  of 
dictation  in  the  internal  affairs  of  the  Republic,  iuiited  me  to  put  forward  any 
Points  I  wished  to  «scuss.  I  ttoi  dedared  that  Uie  point  to  whieh  I  widied 
primarily  to  direct  attention  was  that  of  Uie  franehise,  beeause  agreement  on 
this  woold  render  the  raising  of  many  other  qoestions  onnecessary. 

12.    President  Kruger  objected  that  to  grant  the  franehise  to  any  large 
number  of  aliens  would  immediatel>  resalt  in  the  outvotiog  of  the  old  bnrgherf. 
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I  agreed  tbat  this  woald  be  onreasonable,  bot  endeavoured  to  oxplain  to  hin  Hr.  120». 
tbat  it  woQld  not  resnlt  from  any  proposal  that  I  shoild  make.  At  present  j^,^]^^!^, 
th»  Uitlanders  had  no  effective  voice  wbatever  in  the  legislafcioiiy  the  existiBgii.J«Bii899. 
form  of  oath  waa  offensive  and  nnnecessarj,  and  bj  taking  it  a  British  snbjaet 
at  once  lost  bis  nationality,  and  yet  had  to  wait  12  years,  or,  nnder  the 
President's  latest  proposals,  7  jears,  before  he  conld  become  a  fall  Citizen  of 
tho  Bepnblic.  It  was  perfectly  posslble  to  leave  the  old  burghers  in  such  a 
Position  that  they  coold  not  be  swampod,  and  yet  to  give  tbe  nameroos 
foreiga  popolation  —  to  whom,  after  all,  tbe  Repnblic  owed  its  present 
Position  —  some  share  in  the  work  of  (rOTemment,  so  that  tkey  conld  giye 
the  Government  the  benefit  of  their  knowledge  and  experience.  In  this  way 
the  time  woold  come  when,  by  their  gradaal  co-operation,  instead  of  being 
divided  into  separate  commnnities,  they  woold  all  be  barghers  of  one  State,  || 
13.  The  President  indicated  streng  dislike  to  any  proposal  of  the  kind,  and 
endeavoared  to  persaade  me  that  the  recent  petition  to  Her  Majesty  was  not 
a  genaine  docoment,  to  which  I  replied  that  I  did  not  think,  if  the  petition 
to  the  Qaeen  did  not  ezist,  it  woold  alter  my  opinion,  which  was  based  on  a 
long  and  oarefol  study  of  the  sabject  we  had  met  to  discoss.  The  only  point 
on  which  at  this  stage  His  Honoor  showed  any  disposition  to  meet  my  views 
was  as  regards  tbe  form  of  the  oath,  which  he  expressed  his  Intention  of 
considering. 

14.  At  onr  second  meeting,  on  the  moming  of  the  Ist  Jane^  the  Presi- 
dent began  by  referring  to  reports  which  had  reached  him  as  to  the  strengthe- 
ning  of  the  garrison  at  the  Cape,  the  preparations  made  in  Natal,  and  tbe 
assembling  of  troops  on  the  frontier  of  Zambaan's  land  and  Bhodesia.  I  gave 
a  categorical  denial  to  these  romoors,  and  reminded  him  thal  the  whole 
British  fighting  force  in  Soath  Africa  was  onder  the  direct  control  of  Her 
Majesty,  so  that  no  onaothorised  attack  on  the  Repoblic  was  to  be  feared. 
At  the  same  time  I  took  the  opportonity  of  observing  that  we  were  continoally 
receiving  reports  of  Transvaal  preparations,  which  had  already  caosed  con- 
siderable  alarm  on  the  Natal  border,  and  I  added  that  the  large  iacrease  in 
the  military  forces  and  eqoipment  of  the  Bepnblic  in  recent  years  had  pro- 
doced  a  bad  Impression,  both  in  Great  Britain  and  among  the  British  inhabi- 
tants  of  Soath  Africa.  ||  15.  The  matter  then  dropped,  and  the  President, 
reverting  to  the  sobject  of  the  petition  to  Her  Majesty,  banded  in  copies  and 
translation  of  the  coonter«petition  received  by  him  from  over  22,500  non- 
burgber  residents  in  the  Transvaal.  ||  He  stated  that  copies  had  been  delivered 
to  tbe  Govemments  of  all  coontries  where  the  Bepnblic  had  consmlates,  aad 
he  desired  me  to  bring  it  to  the  notice  of  Her  Majesty's  Government»  which 
I  promised  to  do.  He  was  onable  to  teil  me  how  many  British  snbjeots  had 
signed  the  memorial,  and  on  my  pointedly  asking  whether  the  class  known 
as  ''Perovians"  —  Bossian  and  Polish  Jews,  <&c.  —  had  deoe  so,  he  said 
that  it  had  been  si^ed  by  all  classes  of  aliens.  ||  16.  As  regarde  the  Petition 
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Vr.  ISO»,  to  Her  Majesty,  I  said  that,  to  my  mind  tbe  qnestion  was  not  how  large  a 
britemiiM.  nninber  of  British  snbjects  had  signed  it,  bnt  whether  it  was  snpported  by 
i4.Juiii8M.the  htts,  and  whether  its  contents  were  of  such  a  natnre  as  to  reqoire  that 
Her  Majesty's  GoTemment  shonld  take  it  into  consideration.  And  I  said 
plainlj  that,  wliile  I  was  not  prepared  to  endorse  every  Statement  made  in 
the  Petition,  I  personally  considered  that  the  memorialists  had  a  ?ery  strong 
case.  U  17.  The  President  reiterated  his  Tiew  that  my  proposal  wonld  do  away 
with  the  independence  of  the  BepnbUc.  He  said  it  wonld  be  worse  than  an- 
nexation,  and  the  bnrghers  wonld  not  agree  to  it,  and  he  nrged  that  the 
interests  of  the  Uitlanders  were  snfßciently  loked  after  by  the  Second  Volks- 
raad,  which  dealt  with  matters  affecting  them,  and  was  rarely  interfered  with 
on  such  points  by  the  First  Raad.  As  you  are  well  aware,  this  point  abont 
the  Second  Yolksraad  is  absolntely  hoUow,  and  I  feit  bonnd  snbseqnently  to 
expose  it  in  my  memorandnm,  handed  in  at  the  last  meeting  of  the  Conferen«. 
The  First  Yolksraad  is  snpreme;  it  takes  all  the  most  important  matters 
affecting  the  foreign  popnlation  into  its  own  hands,  and  it  almost  invariably 
deals  with  them  in  a  sense  opposed  to  the  wishes  and  interests  of  that  popn- 
lation. H  18.  After  considerable  discnssion  on  these  points,  in  which  the  Presi- 
dent showed  great  relnctance  to  come  to  close  qnarters  with  the  franchise 
qaestion,  he  finatly  asked  me  to  propose  a  scheme,  which  I  did,  to  the  follo- 
wing  effect:  — 

19.  I  had  to  bear  in  mind  on  the  one  band  the  prejadices  of  the  old 
bnrghers  and  the  necessity  of  conyincing  them  that  they  wonld  not  be  swamped 
by  the  new-comers;  and  on  the  other  band,  the  nselessness  of  proposing  any- 
thing  which  would  be  rejected  by  the  Uitlanders  as  totally  insnfficient,  and 
wonld  not  bring  them  on  to  the  side  of  the  State,  throwing  in  their  lot  with 
it,  and  working  in  fiitnre  with  the  old  bnrghers  as  one  people.  ||  20.  Hearing 
both  these  points  in  mind,  I  proposed  that  the  fhll  franchise  shonld  be  given 
to  every  foreigner  who  -—  ||  (a)  Had  been  resident  for  five  years  in  the  Rc- 
pnblic,  U  (b)  Declared  his  intention  to  reside  permanently.  ||  (c)  Took  an  oath 
to  obey  the  laws,  nndertake  all  obligations  of  citizenship,  and  defend  the  in- 
dependence of  the  conntry.  ||  The  franchise  to  be  confined  to  persons  of  good 
character  possessing  a  certain  amonnt  of  property  oi^  income.  ||  Finally,  in 
Order  to  make  the  scheme  of  any  real  nse  for  the  new  Citizens,  who  mostly 
live  in  one  district  of  the  Repnblic,  I  proposed  that  there  shonld  be  a  certain 
nnmber  of  new  constitnencies  created.  The  nnmber  of  these  was  a  matter  for 
discnssion,  bnt  from  my  point  of  view  it  was  of  vital  importance  that  they 
shonld  not  be  so  few  as  to  leave  the  representatives  of  the  Uitlanders  in  a 
contemptible  minority. 

21.  The  fnll  text  of  my  Statement  will  be  fonnd  as  Endosnre  lila 
to  this  dest)atch,  being  a  transcript  from  the  notes  made  after  carefdl 
comparison  with  the  notes  of  the  other  side.  Ton  will  obserre  that 
my  Statement  simply  laid  down  the  principles  on  which  a  scheme  of  frandiise 
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sfaoold  be  based,  and  that  I  intentionally  left  myself  a  certain  latitnde  as  to  ^r,  it028. 
details,  Thns  tbe  amount  of  property  qaalification  and  the  nnmber  of  new  t^riumüeii. 
seats  was  left  open.  What  was  yital  in  my  scheme  was  the  slmplification  of  i*-J«i>8w. 
the  oath  and  the  immediate  admission  to  füll  bnrghership  on  taking  it 
Knowing  as  I  do  the  feeling  of  the  üitlander  popolation,  and  especially  of 
the  best  of  them  on  these  points,  I  feit  and  feel  that  any  scheme  not  con- 
taining  these  concessions  wonld  be  absolntely  nseless.  The  most  infloential 
and  respectable  sections  of  the  üitlander  Community  feel  strongly  the  indignity 
and  injostice  of  asking  them  to  denationalise  themselves  for  anything  less 
than  fall  bnrghership  —  which  in  the  South  African  Republic  carries  with  it, 
ipso  facto,  the  right  to  vote  for  the  First  Volksraad  and  the  President  They 
will  not  accept  dtizenship  of  the  Republic  on  any  other  terms;  and  unless 
they  accept  it  in  adequate  numbers,  the  whole  policy  of  relying  on  their  ad- 
mission to  the  State  as  a  means  for  the  improvement  of  the  Govemment  and 
the  removal  of  grievances  falls  to  the  ground.  ||  22.  The  President  at  once 
objected  rery  strongly  to  my  proposal,  saying  that  it  wonld  immediately  make 
the  Isländers  a  majority  of  enfranchised  burghers,  who  by  the  Constitution 
formed  the  sovereign  roice,  and  so  controlled  all  legislation.  I  combated  Ibis 
▼iew,  maintaining  that  the  First  Volksraad  is  the  supreme  legislative  authority 
and  that  as  long  as  the  new  burghers  had  only  a  minority  of  seats  in  that 
body,  they  could  not  control  the  State,  though  they  wonld  be  able  to  exercise 
some  inflnence  on  it.  The  point  here  discussed  between  the  President  and 
myself  is  a  vital  one,  and  I  would  refer  you  to  the  notes  for  my  position 
about  it.  I  have  the  very  best  legal  advice  —  if  indeed  it  were  necessary, 
bnt  the  matter  is  clear  even  to  the  lay  mind  —  that  with  the  judges  of  the 
High  Court  bound  by  oath  to  enforce  any  law  or  resolution  of  the  Volksraad 
it  is  tbe  Raad,  and  not  the  majority  of  the  people,  which  is  the  supreme 
authority  in  the  State.  This  closed  the  discnssion  at  the  second  meeting  of 
the  Conference,  viz.,  that  of  the  moming  of  June  Ist. 

28.  The  meeting  on  the  aftemoon  of  that  day  was  occupied  by  a  very 
desultory  discussion.  I  feit  that  we  had  now  reached  the  crucial  point,  and, 
having  put  forward  my  scheme  with  regard  to  the  admission  of  the  üitlanders 
to  eitizenship,  itwas  necessary,  and  this  was  also  strongly  urged  upon  me 
outside  tbe  Conference  Room,  to  give  the  other  side  time  to  consider  it,  and 
not  to  hurry  them.  On  the  other  band,  I  was  very  anxious  not  to  let  the 
Conference  drift  into  a  rambling  debate  on  many  points,  as  it  had  already 
shown  some  tendency  to  do,  and  thereby  prevent  our  Coming  to  any  definite 
agreement  or  definite  issue  on  the  main  question  which  had  just  been  raised. 
Bat  as  I  knew  that  the  President  wished  to  make  a  Statement  about  the 
Dynamite  Monopoly,  and  as  I  was  anxious  to  elicit  bis  present  position  on 
this  matter  at  some  stage  of  the  proceedings,  I  thought  the  moment  an  oppor- 
tune one  to  refer  to  the  subject.  ||  24.  The  result  was  extremely  unsatisfactory. 
The  President  gave  a  long  history  of  the  Monopoly,  for  which  I  beg  to  refer 
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Nr.  laoss.  you  to  tbe  notes»  bnt  it  ended  up  with  nothiog  more  than  tke  assnrance  that 
briiuoiao.  ^  ^^^  a^eemeut  with  the  Company  was  under  consideration,  which  woold 
i4.Janii899.lead  to  aß  inunediate  slight  reductlon  of  price,  and  some  further  reduction  in 
three  years,  and  that  ''the  Government  and  the  Yolksraad  were  still  boay 
trying  to  take  the  factory  over  before  the  expiration  of  tbe  contract"  U  25.  I 
do  not  propose  to  summarise  the  President's  Statements  on  thia  subject,  bot 
would  only  refer  to  the  following  points: —  ||  (1)  That  the  Company  had  im- 
properly  been  writing  off  its  capital.  ||  (2)  That  be  was  endeavouriog  to  come 
to  a  new  arrangement  with  the  Company,  the  particulars  ef  wbich  he  was 
unwilUng  to  give  to  me  in  writing^  as  this  would  be  acknowledging  our  right 
to  inferenee  in  bis  internal  affairs;  and  ||  (3)  Tbat  on  three  occasions  persons 
had  been  employed  by  the  Government  to  investigate  the  accounts  of  the 
Company,  but  that  their  reports  had  not  been  pnblished  and  were  not  acces- 
fiible  to  tbe  public  or  to  me.  ||  26.  It  was  \erj  difficult  to  follow  the  Presi- 
dent's  ezplanations  and  totally  impossible  to  discuss  his  scheme,  as  it  was 
only  given  in  the  vaguest  terms«  I  was  absolutely  satisfied  that  we  coold  not 
advance  the  settlement  of  the  Dynamite  Qnestion  by  conversation  across  a 
table  without  very  much  fuUer  Information  than  the  President  was  able  or 
willing  to  give,  and  therefore  did  not  pursue  the  matter,  feeling  that,  if  agree- 
ment  on  the  main  Uitlander  qnestion  were  attained,  dynamite  might  be  resu- 
med  subseqoently,  and  if  it  were  not,  dynamite  had  better  be  left  to  be  deak 
with  by  the  ordinary  Channels  of  diplomaoy.  ||  27.  At  the  close  of  the  djnamite 
discussion  His  Honour  invited  me  to  raise  further  points,  but  I  was  by  this 
time  more  than  ever  convinced  that  the  only  chance  of  Coming  to  any  definite 
cond^sion  at  all  was  to  stick  to  the  subject  on  which  a  proposal  was  before 
the  Conference,  and  I  therefore  urged  bim  at  our  next  meeting  to  give  me 
his  Views  on  the  franchise.  ||  28.  The  President  appeared  to  agree  to  this,  bnt 
wished  before  the  adjonrnment  to  mention  some  "grievances*'  which  he  had, 
that  I  might  have  time  to  think  over  them.  They  were:  (1)  The  annexation 
of  Zambaan's  country;  (2)  his  desire  that  Swaziland  should  be  iacorporated 
with  the  Republic;  (3)  the  Jameson  Bald  Indenmity;  and  (4)  Arbitration,  |{ 
29.  I  promised  to  consider  and  give  a  reply  on  the  last  threp,  but  as  regards 
the  first  I  Said  at  once  that  it  would  be  useless  to  discuss  it.  The  country 
had  been  annexed,  and  Her  Majesty's  Government  had  repeatedly  declared 
that  they  could  not  reopen  the  matter. 

30.  At  the  fourth  sitting,  on  the  morning  of  the  2nd  June,  the  President 
began  by  putting  in  copies  of  certain  declarations  to  which  he  had  referred 
on  the  previous  day  as  tending  to  show  the  spurious  nature  of  the  Petition 
to  the  Qneen.  ||  31.  He  then  gave  me  a  further  indication  of  his  view  as  to 
the  franchise,  that,  as  I  understood  him,  some  agreement  might  be  possible  in 
this  direction  if  we  were  willing  to  meet  his  wishes  as  to  Swaziland  and  the 
Jameson  Baidlndemnity,  and  oonsented  to  refer  to  arbitration  all  new  questions 
that  might  arise  either  under  the  Convention  or  otherwise.   U   32.  I  Qbjected 
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tbftt  he  was  now  seeking  to  make  any  concession  on  the  franchise  a  matter  Nr.  12028. 
of  bargaiuing,  whereas  the  growid  I  had  taken  up  was  that  the  Uitlander  ^^JJ^^^j^ 
qoestion  was  a  Standing  menace  to  the  Bepnblic  and  a  danger  to  the  con- i4.Jiinii899. 
Nuance  of  good  relations  between  it  and  Her  Majest/s  Government  It  shonld 
iherefore  be  dealt  with  on  its  own  merits,  and  not  as  a  matter  of  bargain. 
There  foUowed  a  prolonged  wrestle,  in  whioh  the  President  was  constantly 
trying  to  make  the  aoeeptanee  of  any  franchise  scheme  dependent  npon  cer- 
tain  ooBcessions  to  him.  After  a  whole  honr  and  a  half  of  it,  he  final Vj 
agreed  to  discnss  franchise  withont  an j  promise  from  me  on  any  other  snbject.  |l 
38.  The  matters  wbich  he  had  been  trying  to  bargain  for  were:—  ||  (!)  8ettle- 
ment  of  the  Jameson  Ridd  Indemnity;  ||  (2)  Incorporation  of  Swaziland;  || 
(8)  Arbitration.  ||  34.  As  regards  (1),  I  referred  him  to  yonr  despatch  on  the 
sübjecty  then  on  its  way  to  me,  of  which  I  gave  him  the  snbstance.  (2)  I 
absolutely  rejected.  As  to  (8)  I  took  the  line  that,  while  I  had  no  anthority 
to  speak  abont  arbitration,  and  conld  not  make  it  a  part  of  any  bargain,  I 
eertainly  desired  that,  if  the  present  proceedings  ended  in  an  all  round  settle- 
ment,  we  might  arrange  for  the  adjnstment  of  fätnre  differences  by  an  ^anto- 
matic  process"  —  by  which  I  certainly  meant  their  reference  to  some  sort  of 
tribnnaL  It  is  this  remark  of  mine  —  a  goarded  Statement  of  my  personal 
<^ion  —  of  which  the  President  afterwards  made  very  nnfair  nse,  in  saying 
tbat  I  had  admitted  that  arbitration  for  all  qnestions  ander  the  Gonrention 
was  reasonable,  wad  which  appears  from  the  telegrams  to  have  been  widely 
misunderstood  in  England.  ||  39.  I  thereftore  wish  to  make  a  few  fnrther  ob- 
servations  abont  it.  In  the  first  place  I  wonld  obserre  that  I  expressly  gnarded 
myself  against  the  idea  that  arbitration  was  applicable  to  all  differences.  I 
was  thinking,  as  I  indicated,  more  especially  of  the  qnestion  whether  the  laws 
and  administration  of  the  8onth  African  Bepnblic  were  &ir  towards  its  foreign 
residents.  It  is,  of  coorse,  absord  to  snggest  that  the  qnestion  whether  the 
South  African  Republic  does  or  does  not  treat  British  snbjeets  resident  in 
that  coun^  with  justice,  and  the  British  Government  with  the  consideration 
and  respect  due  to  any  friendly,  not  to  say  ^Suzerain**,  Power,  is  a  qnestion 
capable  of  being  referred  to  arbitration.  Ton  cannot  arbitrato  on  broad 
questiOBS  of  poUcy  any  more  than  on  qnestions  of  national  honour.  Secondly, 
I  stated  quite  clearly  that  Her  Majesty's  Government  would  not  admit  arbi- 
tration •'by  a  foreign  Power,  or  any  foreign  interference,"  between  Itself  and 
the  South  African  Bepublic.  ||  36.  To  this  extent,  therefore,  I  barred  arbi- 
trati(m,  nor  would  I,  of  my  own  motion,  have  referred  to  it  But  as  Presi- 
dent Krnger  brought  it  in  so  continually,  it  would,  I  think,  have  been  im- 
polttic,  and  certainly  against  my  own  conviction,  to  take  up  ui  absolutely 
negative  attitude  with  regard  to  it  I  was  thinking  more  especially  of  the 
State  of  things  which  would  arise  in  the  remote  contingency  of  our  being  able 
to  come  to  an  amicable  settlement  of  all,  or  our  principal,  differences.  Even 
in  that  case  it  could  not  be  supposed  that  in  future,   qnestions  of  differencüQ 
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Mr.  19028.  woiüd  oot  oce&sioiialljr  Elise  between  ns  —  seeuig  the  intimaey  and  tbe  com- 
briUui«B  P^^^^y  of  ^®  relations  between  the  Soath  Afncftn  Bepoblic  and  Her  Majest/'s 
i4jiinU899.  Sonth  African  dominions  —  where  such  qoestions  were  not  general  qnestions 
of  policj,  bat  differences  as  to  the  Interpretation  of  a  particnlar  clause  of  a 
particolar  docoment  (wbether  one  of  the  exiating  ConTentions  or  any  new 
instniment  of  a  similar  character  which  might  hereafter  be  firamed).  Wbat 
was  to  be  done  to  solve  them?  Arbitration  of  some  sort  wonld  appear  to 
be  inevitable,  althongh  the  Constitution  of  a  suitable  tribunalwould  alwajs 
be  a  matter  of  difficulty.  In  any  case,  all  that  I  committed  myself  to  was  a 
willingness  to  do  wbat  I  could  personally  to  arrange  for  a  regulär  and  auto- 
matic  settlement  of  future  differences,  witfaout  foreign  interference,  pro- 
vided  that  the  main  matter  then  under  discussion  oould  be  satisfaetorily 
arranged. 

37.  The  meeting  on  ihe  moming  of  Friday,  2nd  —  the  fourth  meetii^ 
of  the  Conference  —  to  which  I  have  just  referred,  was  perhaps  the  most 
strennous  of  all  our  discussions.  When  we  re-assembled  in  the  aftemoon, 
matters  took  an  altogether  unexpected  tum.  I  thought  that  the  President, 
having  finally  consented  to  go  into  the  question  of  frauchise,  would  submit  mj 
scheme,  which  was  the  basis  of  the  discussion,  and  which  he  had  pressed  me 
to  produce,  to  some  sort  of  criticism.  Instead  of  that,  he  suddenly  sprang 
upon  me  a  complete  Beform  Bill,  worked  out  in  olauses  and  sub-ckiuses,  which 
I  cannot  but  think  he  must  have  had  in  bis  pocket  all  the  time,  and  which 
had  but  a  very  üaint  resemblance  to  anything  I  had  proposed.  The  bill,  as 
I  saw  at  a  glance,  was  füll  of  restrictions  of  the  most  eh^borate  kind,  and, 
though  in  some  respects  an  Improvement  on  tl^  existing  law,  was  not 
calculated  to  lead  to  any  considerable  enfranohisement  of  Uitlaaders.  ] 
38.  The  measure  in  question,  and  covering  memorandum  were  to  the  foUo* 
wing  effect:  —  y  39.  As  bis  object  in  the  Conference  was  to  remove  existing 
grounds  of  difference  and  to  provide  for  a  friendly  settlement  of  future  diffe- 
rences by  arbitration,  the  foUowing  franchise  proposals  must  be  considered  as 
conditional  and  dependent  on  a  satisüactory  settlement  of  the  first-named  points, 
and  on  the  President's  request  for  the  incorporation  of  Swaziland  being  sub- 
mitted  to  Her  M^jesty's  Government  Subject  to  this  the  President  undertook 
to  submit,  without  delay,  to  the  approval  of  the  Volksraad  and  the  people, 
detailed  proposals  of  which  the  foUowing  is  the  substuice:  —  ||  (a)  New-oomers 
registering  themselves  within  fourteen  days  after  arrival,  according  to  the 
existing  law,  to  obtain  naturalisation  after  two  years  on  oomplying  with  the 
foUowing  conditions:  —  ||  1.  Six  months'  notice  of  intention  to  apply  for 
naturaUsation.  ||  2.  Two  years  continuous  registration.  ||  3.  Besidenoe  in  the 
South  African  BepubUc  during  that  period.  ||  4.  No  disbonouring  senteuce.  j| 
5.  Proof  of  obedience  to  the  laws;  no  act  against  Government  or  iudepen- 
dencf .  II  6.  Proof  of  füll  State  citizenship  and  franchise  or  title  thereto  in 
former  country.  7.  Possession  of  unmortgaged  fixed  prpper^y  to  the  valgeof  £150, 
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or  ocenpation  of  honse  to  the  annnal  rental  of  £  50,  or  yearly.  inoome  of  at  Mr.  iao39« 
least  £  200.    The  Government  to  hare  the  power  of  granting  natmralisation  ^^riu^^r  „ 
to  persona  not  satisfjing  this  condition.   |   8.    Oath  similar  tp  (hat  of  the  i'Uua  ia99. 
Orange  Free  State.  ||  Persons  so  natnralised  to  obtain  fuU  franehiae,  five  jears 
after  natoralisation»  on: 

(1)  Continuons  registration  for  five  years  after  natoralisatioo;  (2)  Con- 
tinnooB  residence  daring  that  period;  (3)  No  dishononring  isentenoo;  (4)  Proof 
of  obedieBce  to  laws,  Ac;  (5)  Propertj  qnalifioation  as  above.  ]|  {b)  Be«ideQts 
in  the  ßoath  African  fi^nblic  before  1890  getting  natnralised  within  six 
months  from  the  Promulgation  of  this  proposed  law,  and  complyiiig  with  the 
c<mdition8  (a)  1 — ^8,  to  obtain  the  fnll  francbise^two  years  after  Mtnnüisation 
on  complyiog  with  the  eonditions  of  foll  firanchise  menticmed  above,  substitii* 
ting  two  for^  five  years*  Those  not  getting  natnralised  within  six  months  to 
üall  ander  the  already-mentioned  eonditions  for  new-eomers.  |  (c)  Those  alieady 
resident  for  two  years  or  more  to  be  allowed  immediate  natnralisation .  on 
above-mentioned  eonditions  for  new-eomers  (a)  .1—8,  and  to  obtain  the  fall 
firanchise  five  years  after  natnralisation  on  compliance  with  the  above-mentioned 
fnll  franefaise  eonditions.  ||  (d)  Those  already  natnralised  to  obtain  tiie  fall 
franchise  five  years  after  natnralisation  on  the  lasl^mentioned  .eonditions.  || 
40.  While  promising  to  consider  this  memorandum,  and  reply  more  fnlly  at 
onr  next  meetii^,  I  pointed  ont  that  His  Hononr's  proposal  differed  absolntely 
from  mine,  in  that  it  did  not  provide  for  an  immediate,  or  even  an  early, 
enfranehisement  of  people  who  might  have  been  in  the  BepnbUc  for  many 
years,  and  it  made  no  Provision  for  an  increase  in  the  nnmber  of  seats  in 
the  Yolksraad.  I  tberefore,  in  view  of  the  improbability  of  onr  arriving  at  a 
settlement  on  this  basis,  snggested  that  the  President,  shonld  consider  whether 
tbere  was  any  other  way,  apart,  from  the  franchise,  of  giving  the  Uitlanders 
some  powers  of  local  self-government,  such  as  were  snggested  by  Mr.  Cham- 
berlain  in  Februajry,  1896.  The  President,  however»  was,  if  posnble,  more 
opposed  to  this  idea  than  to  my  previons  proposal.  He  maintained  that  the 
mnnicipality  of  Johannesburg  bad  already  as  great  powers  aa  cpuld  properly 
be  entmsted  to  it,  and  said  it  was  no  use  apeaking  about  seU-govemment,  as 
his  people  would  be  absolntely  against  it. 

41.  The  Conference  then  adjonmed  to  givQ  mo  time  to  consider  the 
President s  scheme  more  in  detail»  and  I  drew  np,  djiiing  the  night,  a  memo- 
randum dealing  with  it.  Indeed,  from  this  time  to  its  close»  the  Conference 
was  majmly  carried  on  by  memoranda.  I  feit  th^t,  it  I  was  to  be  suddenly 
confronted  with  carefully-written  documents,  evidently  intended  for  publioation, 
I  must,  on  n^  side,  have  something  prepared  with  eqpal  care.  When,  hpwever, 
I  came  to  the  Conference  on  the  moming  of  Saturday,  drd,  and  was  about  to 
read  this  memorandum,  the  President  sprang  a  new  surprise  upon  me  by 
atating  that  he  would  put  a  proposal  for  crep^ting  new  Electpral  Districta 
belöre  the  lUu^  as  soon  as  he  retumed.    9e  had  not  men^pned  this  in  hi§ 
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Kr.  18(08.  memorafidiim  of  yesterday,  as  it  bad  only  Just  oconrred  to  him,  and  he  now 
britolltien  ^^^^^^  ^  increasing  the  Hektolbarg  distriets  fh>iii  two  to  foar»  or,  if  the 
i4.jaiüi899.Baad  objected  to  new  districts,  of  iooreasing  the  namber  of  Members  in  the 
existiDg  districts.  ||  42.  I  said  the  poBitfon  was  rather  a  coriotiB  one,  as  I  had 
considered  bis  memorandnm,  and  had  prepared  an  answer  to  wbat  I  naturally 
regarded  as  a  complete  proposal.  I  therefore  thonght  it  better  to  read  my 
reply  now,  and  if,  after  bearing  it,  the  President  thought  fit  to  pvt  in  another 
memerandam,  I  wonld  consider  it,  as  I  feit  the  matter  to  be  of  sadi  great 
importance  that  I  did  not  waat  to  forego  the  disevsston  if  there  was  the  least 
hope  of  Coming  to  an  agreement  ||  49.  My  me»orandmtn  was  then 
read  and  translated.  Its  snbstance  is  as  follows:  «^  ||  44.  I  acknow- 
ledged  that  tbe  proposed  scheme  was  a  considerable  adranoe  on  the  eiistiiig 
franchise  law,  and  I  ennmerated  Ü^e  prineipal  improvemeits,  ?iz.  |  (1)  The 
period  reqnired  for  obtaining  the  fall  franchise  was  rednced  from  14  years 
to  7;  (2)  Special  regard  was  paid  to  persons  resident  in  the  Sotth  Afirican 
Repnblic  before  1890,  who,  by  the  legislation  of  that  year,  were  deprifod  of 
the  prospect  of  obtidning  the  fnli  franchise  of  fi?e  years.  (3)  Tbe  oatli  of 
the  Orange  Free  State  was  substitnted  for  the  present  obJeotioniAle  oatb.  || 
45.  Bot  I  feit  that  as  a  Solution  it  was  quite  inadeqnate  to  tiie  needs  of  the 
oase.  ünder  the  plan  no  »an  not  already  natnralised,  evra  if  he  had  been 
in  the  conntry  for  thirteen  or  foorteen  years,  wonld  get  a  vote  for  tbe  First 
Yolksraad  in  less  than  two  and  a  half  years  from  the  passing  of  tbe  new  law^ 
No  considerable  namber  of  people  wonld  obtain  the  vote  in  less  tban  fi?e 
years,  even  if  they  got  nataralided;  bat  the  majority  wonld  not  nataraüse, 
becanse  the  scheme  retained  the  onfortnnate  prindple,  first  introdoced  in  1890, 
by  which  a  man  must  abandon  bis  cid  citisenship  for  a  namber  of  years 
before  getting  fall  bargher  rights.  Hy  doctrine  was  that,  however  long  a 
period  of  residence  was  fized  before  a  man  became  a  bargher,  he  shoold  be 
admitted  once  for  all  to  fall  rights  on  taking  the  oath  of  allegianee.  Tbe 
yote  for  the  First  Yolksraad  was  the  ecsential  point,  as,  aocording  to  the 
present  constitation  of  the  Transvaal,  the  President  and  the  First  Baad  reaUy 
eonstitnte  the  State;  bat  ander  this  scheme  it  woald  be  a  considerable  time 
before  any  namber  of  üitlanders  wor^  mentioning  conld  vote  for  the  First 
Yolksraad,  and  even  then  they  wonld  only  command  one  or  two  states.  The 
old  barghers  oaght  not  to  be  swamped,  bat  as  long  as  the  new-comers  had 
no  representation  in  the  Snpreme  Legislative  Coancil  they  wonld  as  a  body 
remain  an  inferior  caste.  I  conld  see  in  the  proposal  no  prospect  of  obtai- 
ning the  co-operation  and  concord  between  the  two  sections  of  the  popolation 
to  which  I  had  looked  to  bring  abont  a  more  progressive  system  of  govem- 
ment,  and  to  remove  canses  of  friction  between  the  Repnblic  and  Geat  Britain. 
The  scheme  was  therefore  so  inadeqnate  that  it  wonld  be  wasting  the  Urne 
of  the  Conference  to  discnss  its  details.  H  46.  The  President  seemed  to  be  even 
more   opposed  to  the  snggestion  that,  faUing  sw  agreement  on  Uie  frandiise. 
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tbe  demands  of  the  üitlanders  might  be  met  by  giving  th^  eren  partial  ^q^^^ 
control  over  the  kcal  adminiistration  of  their  own  district  cm  the  Unes,  more  britanaien. 
or  less,  of  the  Secretary  of  State'«  plan  of  1896.  That  being  the  case,  I  was"*^""^^^' 
drlTen  to  the  conclnsion  that  so  far  as  the  Uitlander  qaestion  was  concemed 
the  Conference  has  been  prodnctive  of  no  resaU.  ||  47.  The  rest  of  the  sittfaig 
was  spent  in  an  endeavonr  on  the  President's  part  to  contiiiee  me  that  I  did 
not  nnderstand  the  qaestion,  tiiat  tbe  interests  of  the  newcomers  were  snfB« 
ciently  looked  after  by  the  Second  Raad,  and  that  thdr  grievancee  were  realiy 
very  trifling,  and  an  endeavonr  on  my  part  to  get  His  Hononr  to  nnderstand 
why  I  was  pressing  for  an  arrangement  imder  whioh  British  snbjects  shonld 
give  np  their  nationality,  and  why  they  conld  only  be  expeeted  to  do  so  on 
getting  foU  dtizenship  in  exchange.  ||  48.  Matta^s  had  now  cone  to  a  ciitical 
point  My  objections  to  the  President's  scheme,  and  eöpedaHy  to  the  ^rhi- 
ciple  of  citizenship  by  two  stages,  had  been  fdlly  set  forth  in  my  memorandntn 
and  emphasized  in  Conference,  and  it  only  remained  to  see  whethet  the  Presi- 
dent wonld  adhere  to  his  Position. 

49.  The  Conference  was  first  adjonmed  tili  8  p.  m.  on  Satnrday,  and 
then  by  the  President s  reqnest  tili  Monday  moming.  In  tiie  conrse  of  Satnr- 
day  I  learnt,  throngh  the  Free  State  anthorities,  that  the  President  declared 
he  had  gone  as  far  as  he  conld  go,  that  he  wonld  not  depart  from  his  plan 
of  natnralisation  first,  and  foU  franchiäe  five  years  afterwards,  and  that»  thongh 
his  scheme  might  be  modified  in  minor  detaÜs,  it  was  in  its  main  ontKnes 
analterable,  to  be  taken  or  left  Tfais  report  was  conflrmed  on  Snnday  after- 
noon  by  the  receipt  of  a  fnrther  memorandnm  (see  Endosnre  III  d),  in  whieh 
the  President's  scheme  was  npheld,  and  all  the  old  arguments  abont  the  im- 
portance  of  the  Second  Yolksraad  and  tite  difference  between  citizenship  and 
the  right  to  vote  were  repeated.  As  regards  the  latter  point,  I  mnst  say 
tliat  the  whole  controversy  seems  to  me  to  arise  from  a  confimon  of  thbagfat. 
The  President  constantly  protested  against  my  saying  that  a  man,  after 
natoraüzatlon,  was  only  half  a  Citizen.  He  argned  that  he  was  a  fall  Citizen, 
only  not  folly  enfranchised,  and  that  citizenship  and  franchise  are  by  no 
means  identical.  ||  50.  Now,  as  a  general  principle,  this  of  conrse  is  tme. 
Bnt  the  point  is  that  in  the  Sooth  African  Repnblic  citizenship  and  fall 
franchise  have  always  gone  together  —  eyery  citizien  has  been,  ipso  facto,  a  . 
Toter  for  everything  —  ontil  President  Eroger  himself,  to  keep  the  Uitlander 
oot,  invented  in  1890  that  System  of  natnralisation,  followed  after  a  lapse  of 
years  by  admission  to  the  taU  franchise,  which  has  been  the  canse  of  so  mach 
bittemess.  This  did  make  a  great  and  very  important  distinction  betwe^ 
the  old  bnrgher,  who  is  a  voter  for  all  elections  from  the  Üme  he  comes  of 
age,  and  the  ''natnralised"  bnrgher,  and  it  was  the  creation  of  this  distinction 
which,  as  mach  as  anything,  prevented  aud  prevents  Uiüanders  being  natura- 
lised.  II  51.  It  seems  to  me,  I  mnst  say,  idle  to  argae  that,  becaose  in  other 
coantries  a  Citizen  has  not  necessanly  a  vote,   eitlier  fbr  the  Legislatare  or 
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Nr.  19088.  fof  pubUc  officefs,  therefofo  in  a  conntry  where  every  original  Citizen  has, 
ibriu^ion  ^P^  ^9Mto,  a  yote  for  everjthing,  a  man  not  haTing  sneb  a  vote  is  still  a  füll 
ujuni  18».  Citizen.  A  citiaen  he  may  be  —  is,  in  fact,  to  the  fall  ^  in  respect  of  bis 
obligations.  Bat,  in  respect  of  bis  privUeges,  he  is  bnt  half  and  less  than 
half  a  Citizen,  for  the  TOte  for  the  First  Yolksraad  and  the  President  is  tlie 
gist  of  the  whole  matter.  ||  52.  When  I  recei?ed  the  memorandum  of  the 
President  jnst  referred  to  at  one  o'clock  on  Bonday  aftemoon,  I  saw  at  once 
tbat,  as  far  as  the  franchise  question  was  concerned,  the  Conference  wonld 
come  to  no  conclnsion/aad  that  the  only  thing  to  do  was  to  put  my  arga- 
ments  as  to  the  complete  inadeqnacy  of  the  President's  scheme  on  paper  as 
snccinctly  as  time  permitted.  ||  53.  As  far  as  the  franchise  was  concemed  the 
Ck)nference  had  thos  absolateiy  broken  down,  and  the  only  question  was 
whether  it  was  worth  while  to  continne  it  in  order  to  go  into  other  subjects. 
My  instmctions,  as  you  are  aware,  were  open,  leaning,  if  anything,  rather 
towards  making  the  admission  of  üitlanders  to  citizenship,  or  in  the  alter- 
native the  establishment  of  a  mnnicipality  with  wide  powers  (a  proposal  which 
the  President  had  dismissed  as  totally  out  of  the  qnestion  at  Friday  after- 
noon's  meeting),  the  main  topics  of  dlscussion.  It  seemed  to  me  that  no 
agreement  being  possible  on  these  points;  of  the  Conference  which  had  been 
defined  on  oor  side  as  ''an  arrangement  which  Her  Majesty's  Government 
could  accept  and  recommend  to  the  Uitlander  popalation  as  a  reasonable  coo- 
cession  to  their  jUst  demands/'  cooid  not  now  in  any  case  be  achieved,  and 
that  it  was  better  not  to  prolong  the  proceedings.  As  I  said  in  my  opening 
Statement,  my  principal  aim  at  the  Conference  was  not  to  fight  ont  the  varioos 
points  of  difference  between  the  Govemments,  bnt,  by  arriving  at  a  settlement 
on  the  Uitlander  qnestion,  which  went  to  the  root  of  many  of  those  differences, 
to  pave  the  way  for  the  settlement  of  all.  This  amicable  compromise  on 
broad  lines  having  been  foond  nnattainable,  it  appeared  to  me  that  pending 
controversies  might  as  well  be  allowed  to  take  their  conrse  in  the  ordinary 
way.  I  therefore  closed  my  final  memorandom,  already  referred  to,  with  the 
expression  of  my  feeling  that  the  failure  of  the  negotiations  as  to' franchise 
.left  the  Position  of  the  üitlanders  animproved  and  their  varioos  grievances 
yet  to  be  dealt  with.  In  view  of  the  importance  of  this  memorandnm  in  the 
.    history  of  the  discossion  I  snbjoin  it  in  falL 

54.  "I  have  carefnlly  considered  His  Hononr's  memorandnm  of  June  3rd. 
This  docnment  modifies  the  scheme  put  in  by  His  Honoor  on  Jone  2nd,  and 
adds  to  the  proposals  of  that  scheme  the  forther  proposal  to  increase  the 
nnmber  of  Members  of  the  First  Yolksraad  representing  the  Gold  Fields  from 
two  to  five.  The  First  Volksraad  would  thos  consist  of  31  Members,  five  of 
them  respe^ting  the  Gold  Fields.  ||  55.  "The  memorandnm  now  ander  reply 
farther  contains  certain  comments  npon  my  memorandnm  pat  in  at  oor  meeting 
on  Satarday  morning  last,  Jane  3rd.  ||  56.  '1  regret  that  even  with  tiie  ad- 
ditions  now  made  I  cannot  regard  His  Honoar's  scheme  as  one  which  I  eoaid 
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advise  Her  Majestj^s  Oovemment  to  accept  as  a  definitiye  settlement  of  the  Nr.  18028. 
difficnliies  which  have  ariaen  in  connection  witb  the  discontent  of  the  Uit-  i,j|]i|^^ien 
lander  popalation,  inclnding  a  large  nnmber  of  Her  Majestj's  snbjects.  Thei4.JaDn899. 
seheme,  as  originally  proponnded,  cöntwied  no  Suggestion  of  an  increase  of 
seats.  In  that  form  it  seemed  to  me  whoUy  inädeqaate,  and  I  did  not  there- 
fore  See  any  advantage  in  discossing  it  point  bj  point,  bot  confined  myself  to 
certain  general  objeetions.  In  its  amended  form  it  goes  somewhat  fnrther, 
and  I  therefore  think  it  desirable  to  examine  it  in  more  detail  ||  57.  "The 
references  are  to  the  noml^ers  and  letters  in^  His  Hononr's  memorandam  of 
Jane  2nd.  ||  68.  "(1.)  By  L  A  (1).  Six  montti's  notice  is  reqnired  for  natu- 
ralisation.  ||  "6y  IL  (a)  Persons  who  have  fixed  their  residence  in  the  South 
African  Repnblic  before  1890  can  obtain  the  fall  franchise  two'years  after 
naturalisation.  ||  69.  ''I  cannot  anderstand  how,  in  view  of  these  combined  pro- 
Tifiions,  it  can  be  dispoted  that  the  persons  who  have  fixed  their  residence 
prior  to  1890,  bat  have  never  proceeded  to  nataralisation ;  will  reqaire 
2V2  7^^"  ^  obtain  the  fall  franchise.  His  Honoar  maintains  that  only 
2  years  are  reqnired.  Bat  this  point  is  a  minor  one.  -  What  Ifail  to  see  is 
wfay  persons,  who  have  been  in  the  coahtry  from  an  earlier  dato  than  1890, 
shoald  not  obtain  the  ftill  franchise  at  once.  They  have  a  very.strong  case 
indeed.  Take  the  instance  of  a  man  who  fixed  his  residence  in  the  coantry 
in  1886.  When  he  did  so,  he  was,  ander  the  then  existlng  law,  entitled  to 
the  fall  franchise  in  5  years.  Before  the  expiration  oif  that  period  a  change 
was  made,  which  in  effect  postponed  the  attainment  of  that  fall  franchise  for 
12  years.  This  change  was,  in  my  jadgment,  a  very  harsh  measare  to  those 
already  in  the  coantry.  Whatever  restrictions  might  have  been  tbonght  ne- 
cessary  in  the  case  of  new-comers,  the  legitimate  expectations  of  people  already 
resident  in  the  Soath  Afncan  Repablio  oaght  to  have  been  respected.  Now 
it  is  proposed  to  do  tardy  justice  to  these  old  residents.  Bat  why  shoald 
they  not  obtain  fall  franchise  at  once?  Seven  years  is  now  fixed  as  the 
normal  time  for  obtaining  fall  franchise.  Why  shoald  the  man,  who  come  in 
in  1886,  and  has  already  waited  13  years,  have  to  wait  another  2^/,  years 
er  even  2  years?  ||  60.  **2.  I.  A.  (4  and  6.)  I  am  not  quite  sure  whether 
^dishonoaring  sentence"  would  apply  to  the  Members  of  the  Reform  Committee 
of  December,  1895,  who  were  sabseqaently  tried  and  condemned.  Bat  in  any 
case  ''Act  against  Government  or  Independence"  conld  be  interpreted,  I  do' 
not  say  jnstly,  to  indade  not  only  them,  bat  everybody  who  was  in  any  Vay 
involved  in  that  nnfortanate  disturbance,  even  if  he  was  totally  innocent  of 
any  design  against  the  Repablic.  I  think  it  woald  be  a  fattal  blot  on  any 
scheme  of  enfranchisement  if  it  contained  a  provision  exclading  such  persons.« 
It  was,  I  believe,  the  President  himself  who  said  "Forgive  and  forget" 

61.    '*!.   A.   (6.)    This  is  a  provision  which  might  easily  be  interpreted  ' 
in  such  a  manner  as  to  exlnde  many  persons  well  deserving  of  the  franchise. 
There  is  something  to  be  said  for  confining  the  franchise  to  foreigriers  Coming 
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Nr.  mm.  from  coontries  where  there  is  a  measvrc  of  popnlar  setf-goyemment.  Bat 
^'^*      even  in  these  cases  *'proof"  of  ''fall  State  citizenship  and  franchise,  or  title 

i4Jaiiii899.thereto"  might  be  difficolt  to  fnmish.  Take  the  case  of  a  man  who  was 
under  age  when  he  left  his  nati?e  conntry,  and  for  that  reason  not  eatiUed 
to  franchise,  or  who  had  not  possessed,  in  his  native  coontry,  the  necessary 
property  qnalification,  if  there  is  one.  I  might  pnt  other  cases,  but  I  do  not 
wish  to  labour  the  point  This  is  one  of  several  provisions  in  the  proposiL 
which  might  be  made  instmments  of  exclnsion  in  the  band  of  officials,  wbose 
bias  was  against  the  üitluider.  |!  62.  '*L  A.  (7.)  The  property  qnalification 
seems  reasonable,  bat  £  200  a  jear  as  an  income  qnalification  is  ezeessiTely 
high.  Entirelj  objectionable,  in  mj  view,  is  the  proviso  which  allows  tho 
Goyernment  to  dispense  with  the  property  qnalifieation  aitogether.  The  con- 
ditions  of  obtaining  bnrgher  rights  onght  not  to  be  alterable,  either  npwards 
or  downwards,  at  the  pleasore  of  the  Government,  If  there  are  circomstances 
nnder  which  it  is  thonght  desirable  to  ailow  persons  to  become  bnrghers,  who 
do  not  possess  the  necessarj  property  qualification,  those  conditions  shoold  be 
clearly  stated.  ||  63.  '1  B.  (2.)  'Continnons  residenoe'  (gednrig  verblijf).  These 
again  are  words  which,  as  it  seems  to  me,  might  be  osed  to  exclnde  people 
unreasonably.  If  they  mean  that  any  absence  from  the  Sonth  African  Repablie, 
on  pleasore  or  hnsiness,  doring  the  five  years  between  natnralisation  and  the 
fnll  franchise,  shoold  preclode  a  man  from  obtaining  the  latter,  they  woold 
exclode  nombers  of  üitlanders,  who  had  nevertheless  had  their  permaneot 
home  in  the  coontry  all  the  time«  P  64.  ''I  now  pass  from  the  original  pro- 
posal  to  the  addition  made  in  His  Honoor's  memorandom  of  Jone  3rd,  dealing 
with  the  increase  of  seats.  I  may  say  at  once  that,  while  I  have  an  open 
mind  as  to  the  nomber  of  new  seats  for  the  Gold  Fields,  and  for  that  reason 
did  not  attempt  to  lay  down  ai^  definite  nomber  in  my  own  proposal,  I  thiok 
three  is  decidedly  too  few.  Under  this  proposal  the  enfranchised  new-comen 
might,  not  immediately,  bot  after  the  lapse  of  several  years,  obtain  five  seats 
in  the  First  Yolksraad.  Add,  pertaps,  two  for  other  constitoencies,  in  wbicb 
they  woold  in  time  become  the  majori^,  and  they  woold  be  7  oot  of  31. 
By  that  time  they  woold  be  a  vast  majority  of  the  inhabitants,  and  wonld 
contribote,  as  they  indeed  already  do,  almost  the  whole  revenoe.  Under  these 
circomstances  less  than  one-foorth  of  the  representation  seems  a  scanty  allo* 
wance.  Bot  the  great  point  is,  that  even  this  limited  degree  of  representation 
is  still  a  long  way  off.  My  aim  was  to  obtain  some  representation  for  theo 
immediately.  In  my  view,  the  First  Yolksraad  has  already  been  too  long  out 
of  tooch  with  the  new  popolation,  with  whose  most  vital  interests  it  is  con- 
etantly  dealing,  and  not  dealing  wisely.  Every  year  that  this  State  of  things 
continoes  increases  the  tension  and  the  danger.  I  do  not  assert  that  tbe 
mistakes  made  are  doe  to  ill-will.  I  believe  they  are  doe  to  want  of  know- 
ledge.  If  representatives  of  the  new  popolation  coold  make  their  voices  heard, 
if  they  coold  come  in  contact  with  the  representatives  of  the  old  borghers 
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on  an  eqoal  footing  in  the  First  Baad,  they  wonld,  withont  being  a  majority  ^r-  i^oss- 
or  anything  like  it,  jret  exercise  an  appredable  inflnence  on  legislation  and  )>riulnie». 
administration,  u.  Juu  1899 . 

65.  "Eis  Hononr  endeavoors  to  meet  my  argament  on  this  point  by 
saying  that  new  borghers  will,  immedialely  on  natoralisation»  ha?e  a  rote  for 
the  Seoond  Baad,  and  that  the  Second  Baad  deals  with  the  matters  in  whioh 
they  are  most  immediately  interested«  With  all  respect»  I  really  mnst  demnr 
on  this  point  In  the  first  place  the  Second  Raad  has  absolutely  no  power 
in  matters  finandal  Taxation  is  not  within  its  prorince,  and  it  has  no  power 
over  expenditnre,  except  snoh  limited  amoont  as  the  First  Raad  may,  for  cer- 
tain  pnrposas,  pnt  at  its  disposal.  Now»  finanoial  matters  happen  to  be  of 
the  greatest  importance  to  the  people  who  snpply  the  rerenae.  No  doubt  the 
SeeoQd  Baad  can  legislate,  sabjact  to  the  First  Raad  and  to  the  President, 
on  a  nnmber  of  matters  affecting  the  iudostriai  commnnity.  Bat  whra  it 
comes  to  afihirs  of  really  first-rate  importance,  the  First  Baad  always  deals 
with  them.  Take  the  report  of  the  Indnstrial  Ck)mmis8ion,  That  was  the 
most  important  event  in  the  whole  history  of  the  indnstry.  That  report  was 
recei?ed  with  nnanimons  and  hearty  approval  by  the  mining  oommimity  and 
the  wbole  Uitlander  popnlation.  It  was  dealt  with  exoiusively  by  the  First 
Baad.  It  was  a  Committee  of  the  First  Baad  whicb,  in  the  teeth  of  the 
protests  of  the  people  interested,  cnt  down  many  of  its  proposals,  and  finally 
the  First  Baad  itself  knocked  the  bottom  out  <tf  the  whole  thing.  Look  at 
the  fate  of  the  Adrisoiy  Board.  That  was  snrely  as  moderate  a  proposal  in 
the  direetion  of  letting  people  manage  their  own  afibdrs  as  was  erer  made. 
It  was  a  proposal  to  whioh  the  mining  oommuiity  attached  the  greatest  im- 
portanoe.  Yet  the  First  Baad  wonld  hare  none  of  it  Or,  again,  take  the 
question  of  public  Order  on  the  gold  fields  or  the  qnestion  of  edocation. 
These,  too,  are  vital  qnestions  for  the  Uitlanders.  Does  the  Seeond  Baad 
deal  with  them?  They  are  entirely  in  the  hands  of  the  First  Baad  and  of 
the  Government  ||  66.  ''It  is  the  extreme  importance  of  the  vote  for  the  First 
Yolksraad  and  for  the  President  which  makes  me  regard  the  position  of  the 
newcomer,  who  haa  foreswom  his  old  dtitenship  withont  obtaining  this  right, 
as  so  nnsatisfactory.  I  am  snre  the  bnlk  of  the  new  settlers,  oertainly  all 
the  British,  wo  wish  to  make  the  Transvaal  their  home,  wonld  rather  wait 
five  or  even  seven  years  for  bnrghership  if  it  at  once  oonferred  all  the  rights 
as  well  as  all  the  obligations  of  the  old  borghers,  than  come  in  ander  the  pre- 
sent  proposal.  The  Presidrat  objects  to  my  saying  that  the  man  who  is 
natoralised  is  not  altogether  a  bnrgher.  Well,  let  as  admit  that  the  correct 
description  of  him  is  that  he  is  a  bnrgher,  with  all  the  obligations  of  a 
bargkr,  bat  with  only  half  the  rights  that  any  old  bnrgher  attains,  withont 
conditions,  on  Coming  of  age«  The  fact  that  oitazenship  in  many  States  does 
not  confer  franchise,  or  fall  franehise,  or  does  not  oonfer  it  witiioat  otber^ 
qaalifications,  is  no  answer  to  my  argnment  that  in  a  State  where  the  bolk 
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Nr.  12028.  of  citizens  do  pössess  fall  franchise,  withont  other  qni^cations,  the  Citizen 
briu^en«  ^^®  ^^^  not  possesß  it  is  Citizen  of  an. inferior  class.  To  that  inferior  dass 
u.jaiüi6M;of  citizenship  a  man  who  has  taken  the  oath  ander  the  present  proposal  may, 
qwing  to  varioas  circamstances,  find  himself  permanenüy  c<Hifined.  And  mean- 
while  he  iias  foreswom  his  forroer  coontry.  ||  67.  '^o  sam  np.  I  regret  that 
the  President  has  not  seen  his  way  to  enlarge  his  proposals.  They  are,  as 
I  have  already  said,  a  decided  improvement  on  the  present  Franchise  Laws. 
Bat  if  I  am  asked  whether  I  think  they  will  satisfy  the  üitlander  commanity 
and  are  calcolated  to  relieve  the  British  Government  from  farther  solioitode 
on  the  score  of  its  üitlander  sabjects,  I  cannot  answer  in  the  affirmatiYe. 
Still  les8  can  I  encoarage  the  idea  that  the  British  Government  can  be  asked 
to  give  somethipg  in  exchange  for  sooh  l^iislation  as  the  President  proposes. 
Uy  own  proposal  was  pat  forward  in  no  bargaining  spirit.  I  asked  mys^f, 
in  advancing  it,.  what  is  the  smallest  measore  of  reförm  that  will  really  be 
of  any  ose,  that  is  to  say,  which  will  allay  the  present  onrest  and  enable  the 
Uitlanders  to  ex^rcise  within  a  reasonable  time  an  appreciable  infiaence  on 
the  Government  of .  the  conntry.  It  was  in  that  spirit  that  I  saggested  the 
oatline  of  a  scheme,  intentionally  not  working  it  oat  in  detail  (for  I  was  ready 
to  listen.as  to  details),  bat  indicating  a  oertain  minimnm  from  which  I  am 
not  prepared  to  depart 

68.  "The  President  seemed  to  regard  my  scheme  as  a  very  alarming 
one.  I  do  not  think  it  alarming,  bat  I  admit  it  involved  a  considerable 
change  of  policy.  Bat  it  is  no  nse  proposing  any  small  change.  This  Con- 
ference is  a  very  exceptional  thing.  The  sitoation  is  grave,  eise  we  woald 
not  be  discossing  here.  If  I  have  nrged  the  Government  of  the  Soath  African 
Repablic  to  take  a  considerable  step  to  alli^  the  discontent  among  a  large 
portion  of  the  inhabitants,  it  is  becanse  of  my  firm  conviction  that  no  small 
measare  woold  any  longer  be  of  any  ase.  The  Government  has  mach  to 
atone  for  in  its  past  treatment  of  the  Uitlanders,  and  it  has  mach,  indeed,  it 
has  eveiything,  to  gain,  in  silencing  their  present  complaints  and  in  removing 
the  long  lifit  of  Üitlander  grievances  from  the  field  of  controversy  between 
Per  Majestj's  Gjovemment  and  the  Sooth  African  Repablic  ||  69.  The  Presi- 
dent evidently.does  not  reaUse  bow.far  I  was.wiUing  to  go  in  the  direction 
of  compromise,  when  I  waa  prepared  to  drop  all  other  qaestions  connected 
with  the  Position  of  British  sabjects  in  the  Soath  African  Repablic  if  only  I 
coald  persaade  him  to  adopt  a  liberal  measare  of  enfranchisement  The 
Petition  of  British  üitlander  sabjects  to  Her  Majesty  has  yet  to  be  dealt  with. 
It  is  evident  that  Her  Miyestj's  Government  think  the  complaints  of  the 
petitioners  in  many  respects  well  foanded,  and  that  they  are  only  wuting  for 
the  resnlt  of  this  Conference  before  addressing  the  Government  of  the  Soath 
African  Repablic  on  the  snbject.  When  I  came  here  I  came  in  the  hope  that 
I  might  be  able  to  report  to  Her  Majesty's  Government  that  measores  were 
aboat  to  be  adopted  which  woald  lead  to  sach  an  improvement  in  the  sitoation 


Digitized  by 


Google 


yerhaüdlangen  in  Öloeitifonteiü  zwischen  Ktager  und  Milner.    iuni  189Sl.     279 

as  to  relieve  Her  Majesty's  Government  from  pressing  for  ihe  redress  of  par-  ^'-  ^f^- 
ücalar  grievances   on    the    gronnd  that    the    most   serions    canses   of  com-  briUnnim. 
plaint  would  now   gradnally  be  removed  fröm  within.     I  do  not  feel  that^*-^"»*^^»^* 
what  His  Hononr  has   seen  his  way  to  propose  in  the  matter  of  franchise  or 
what  he  indicates  as  the  extreme  length  to  which  he  might,   at  some  fatnre 
time,   be  wiUing  to  go  in  the  extension  of  local  goyemment  is  sufficient  to 
jastify  me  in  reporting  in  that  sense.''   ||    70.   The  effect  of  the  President's 
remarks  on  my  memorandnm  was,  he  wonld  gi?e  me  an  answer  in  the  after- 
noon,  bnt  that  he  was  not  prepared  to  give  np  his  land  and  govemment  to 
strangers,  and  that  he  nnderstood  from  my  arguments  that  if  he  was  not  willing 
to  do  this    there  was  nothing  to  be  done.    I  protested  against  this  repeated 
assertion,  and  said  that  when  the  notes  of  our  Interviews  were  before  the 
World  I  would  leave  it  to  impartial  judges  to  decide  whether  it  conld  be  truly 
Said  that  I  had  ever  proposed  anything  of  the  kind. 

71.    At  the  aftemoon  sitting,   which  was  the  last  meeting  of  the  Con*  ^    ; 

ference,  the  President  put  in  his  final  answer.  It  expressed  his  regret  that 
his  franchise  proposal»  had  been  found  unacceptable  by  me.  They  went  as 
far  as  was  possible  in  the  interests  of  the  people  and  State,  and  in  principle 
it  was  impossible  for  him  to  depart  from  it.  He  would  have  been  willing  to 
further  discuss  the  details  of  the  proposal  touched  on  by  me,  but  as  I  refused 
even  to  accept  the  principle,  it  would  be  useless  to  go  firther  into  details.  || 

72.  I  had  acknowledged  that  His  Hononr's  proposal  was  a  considerable  im- 
provement  on  the  existing  law,  and  I  would  also  acknowledge  that  it  would 
be  desirable  to  have  this  proposal  adopted  by  the  Legislature  of  Ühe  Re- 
public,  apart  from  the  fact  that  I  did  not  consider  that  it  went  far  enough. 
On  the  other  band,  I  had  also  acknowledged  that  His  Honour's  request  for 
arbitration  by  other  than  foreign  Powers  on  all  points  of  future  diflFerence 
under  the  Convention  was  reasonable,  and  that  it  was  altogether  desirable  to 
have  such  differences  settled  according  to  an  automatic  plan.  It  was,  more* 
over,  our  common  opinion  that  no  bargain  should  be  made  in  this  matter,  as 
matters  desirable  in  themselves  ought  to  be  treated  ön  their  own  merits.  The 
question  of  arbitration  could  therefore  be  arranged  apart  from  my  acceptance, 
or  non-acceptance,  of  His  Honour's  proposals  with  regard  to  franchise.  i| 

73.  Arguing  on  these  lines,  His  Honour,  therefore,  made  the  following  pro- 
posal: He  would  be  prepared  to  recommend  his  franchise  proposal  to  the 
Volksraad  as  an  important  step  in  the  right  direction,  even  though  I  did  not 
fully  agree  with  it;  and  he  would  then  cxpect  me  to  recommend  to  Her 
Majesty's  Government  His  Honour's  request  about  arbitration  on  future  matters 
of  difference  under  the  Convention.  I  would  understand  that  if  Her  Majesty's 
Govemment  should  not  grant  this  acknowledged  fair  request,  it  could  scarcely 
be  expected  that  the  people  of  the  South  African  Republic  would  approve  of 
His  Honour's  comprehensive  proposal  with  regard  to  the  franchise.  ||  74.  I  must 
here  remark  that  the  above  quoted  phrase  in  His  Honour's  memorandum,  „Ra- 
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Nr.  1202a.  quest  for  arbitrajtion  by  other  than  foreign  Powers,"  was  the  first  iDtimation 
briftMnioi.  ^^^  ^  ^^  tliroaghoat  the  Conference  tbat  he  had  modified  his  previous  reqnests 
HJani  1899.  for  arbitration  bj  a  foreign  power.  ||  75.  In  replj  to  this  memorandam,  I  ob- 
served  ihat  is  snbstantial  effect  was  that  we  were  onable  io  agree  on  the 
subject  which  had  formed  the  prlncipal  topic  of  discossion.  I  did  not  think 
the  matter  coald  be  carried  any  farther  at  that  Conference,  and  in  my  view 
of  the  case  we  were  in  the  siatua  quo  ante  the  meeting.  |  76.  I  did  not  in 
anj  waj  wiah  to  dlsconrage  His  Honoor  firom  laying  his  fianchise  proposils 
before  the  Yolksraad,  bat  he  woold,  of  coorse,  do  so  of  his  own  motion,  and 
not  as  part  of  any  nnderstanding  with  Her  Majesty's  GoTeminent  Similarly, 
any  proposal  made  by  His  Hononr  aboat  arbitration  wonld  be  considered  od 
its  merits,  bnt  not  as  any  part  of  the  present  negotiation.  The  Conference 
was  absolntely  at  an  end,  and  there  was  no  Obligation  on  either  side  arising 
ont  of  it.  Arbitration  had  been  mentioned  during  the  Conference,  along  with 
Qther  matters,  bnt  no  definite  proposal  with  regard  to  the  method  of  arbi- 
tratiop  was  before  me  at  the  present  moment.  I  had  already  stated  that  on 
somp  qnestions  Her  Majesty's  Government  clearly  conld  not  arbi träte,  and  on 
no  qnestions  wonld  they  ever  agree  to  arbitrate  by  means  of  a  foreign 
govemment  At  the  same  time  there  was  a  class  of  qnestions  aboat  which 
Her  ^ajesty*s  Goyemment  might  agree  to  arbitrato,  if  a  snitable  method  conld 
be  foand;  and  if  a  proposal  on  that  sabject  were  sobmitted  at  any  time  it 
conld  be  considered  independently  of  any  proceedings  of  this  Conference.  As 
I  had  pointed  ont  the  other  day,  I  was  not  anthorised  to  discnss  this  qaestion, 
and  all  I  conld  say  was  tl^at  any  definite  proposal  which  His  Hononr  might 
make  at  any  time  woul^  be  snbmitted  to  the  consideration  of  Her  Hajesty's 
Government  ||  77.  The  rest  of  the  meeting  was  spent  in  attempts  on  the  part 
of  the  President  to  make  his  arbitration  and  firancbise  proposals  dependent 
one  on  the  other,  as  portions  of  a  bargain  with  Her  Majesty's  Government, 
and  in  refnsals  on  my  part  to  accept  soch  a  position,  and,  after  an  exchange 
of  con^plimentary  femarks,  thq  Conference  broke  np.  |  78.  £efore  separating, 
it  was  agreedy  at  the  President's  reqnest,  that  nothing  shoold  be  made  public 
as  to  the  proceedings  or  resolt  of  the  Conference  nntil  the  moming  of 
Wednesday,  the  7th  Jone,  when  he  proposed  to  make  a  statement  to  the 
Yolksraad.  It  was  fnrther  agreed  that,  as  the  notes  of  the  Conference  conld 
not  be  pnblished  for  some  time,  owing  to  the  necessity  for  comparing  them 
on  both  sides,  His  Honooir  shonld  be  at  liberty  to  pnblish,  on  the  Wednes- 
day moming,  six  docnments  —  my  original  proposal  as  transcribed  from  the 
notes  and  the  five  memoranda.  As  it  was  impossible  for  me  to  get  the  docn- 
ments tp  Cape  Town  in  time,  and  as  I  considered  it  highly  important  that 
the  pablic  here  shoald  be  in  possession  of  the  facts  at  the  same  time  as 
people  in  the  Transvaal,  I  prepared  a  fall  snmmary  in  the  train  on  my  way 
back,  apd  telegraphed  it  for  commnnication  to  the  Press  of  Cape  Towd  od 
the  appointed  moming.    This  snmmary  shoald  have  reached  ^00  in  the  conrse 
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of  tbe  7th  instant,  throngb  £enter*s  Agency,  bnt  ihe  disorganised  State  of  the  ^r.  12088. 
cable  Service  prevented  tbis,  and  on  bearing  from  70U  of  tbe  delaj  I  tele-  bmlnnüm. 
grapbed  it  to  you  on  tbe  afternoon  of  tbe  8tb.  i4Jaiiii899. 

79.  In  tbe  present  despatcb  I  bave  confined  myself  in  tbe  main  to  a 
bare  narrative  of  tbe  proceedings.  It  is  impossible  for  me,  nnder  tbe  present 
pressure  of  work,  wbicb  more  than  ever  taxes  tbe  pbysical  powers  of  myself 
and  my  staff,  even  to  dictate  an  adeqnate  commentary  on  the  proceedings« 
Tbere  are,  bowever,  two  points  to  wbicb  I  woold  even  now  call  special 
attention.  ||  80.  First.  I  did  my  best,  in  tbe  long  memorandom  qaoted  above 
in  fuU,  to  point  out  witbin  a  reasonable  compass  some  of  tbe  main  flaws  in 
tbe  President's  scberoe.  Apart  from  tbe — in  my  view— unacceptable  principle 
of  tbe  two  stages  of  citizensbip,  tbe  scbeme  was  nnworkable  by  reason  of  tbe 
many  difficulties  wbicb  it  put  in  tbe  way  of  a  man  seeking  to  take  advantage 
of  it  But  tbe  list  of  these  difficulties  is  by  no  means  exbausted  in  my  me- 
morandum.  Since  tbe  scbeme  bas  become  public  many  otbers  bave  been 
pointed  out,  even  by  neutral  critics,  and  I  tbink  I  may  say  that  by  tbis  time 
it  is  condemned  tbrongbQut  South  Africa  as  totally  nnworkable.  ||  81.  I  da 
not  suppose  for  a  moment  that  tbe  President  bimself,  wbo  probably  did  not 
go  very  carefully  into  tbe  details  of  tbe  proposal,  bad  any  idea  that  tbe 
scbeme  wbicb  be  put  forward  as  a  liberal  concession  to  tbe  deroands  of  tbe 
Uitlanders  was,  in  fact,  so  beset  witb  impossible  conditions  that  very  few  of 
tbem  would  be  able,  and,  indeed,  in  all  probability  very  few  of  them  would 
attempt,  to  avail  tbemselves  of  it.  But  whoever  did  tbink  out  the  details  of 
tbe  plan  must  bave  known  this  perfectly  well.  I  cannot  but  feel  that  if  tbis 
plan  bad  been  accepted  the  discovery  of  its  unworkableness  in  practice  bere- 
after  would  bave  led  to  even  greater  discontent,  to  even  more  bitter  and 
btrained  feelings  between  tbe  Government  of  the  South  African  Bepublic  and 
its  Uitlander  population,  than  those  wbicb  unfortunately  exist  at  present. 

82.  Secondly,  witb  regard  to  my  general  policy  at  tbe  Conference,  id  est, 
tbat  of  concentrating  all  my  energy  upon  tbe  question  of  franchise,  or,  more 
properly  speaking,  of  the  admission  of  the  Uitlanders  to  citizenship,  I  am 
quite  conscious  that  it  is  open  to  criticism.  I  might  bave  stayed  at  Bloem- 
fontein 14  days  or  longer  discussing  Dynamite,  tbe  Edgar  case,  tbe  Amphi- 
tbeatre  meeting,  tbe  Aliens'  Law,  the  Press  Law,  Police  incompetence,  the 
illicit  liquor  traffic,  education,  the  Crusade  against  tbe  Englisb  language,  tbe 
dependent  condltion  of  the  Courts,  the  uncertainty  of  the  laws— liable  as  they 
are  to  be  altered  at  any  moment  by  the  resolution  of  a  Single  Chamber.  Bnt 
my  view  was  tbis:  I  had  to  pursue  one  of  two  policies;  either  (1)  to  seek  in 
a  spirit  of  broad  compromise  to  obtain  for  the  Uitlanders  such  a  position  as 
Vfronld  enable  tbem  gradually  to  remedy  their  principal  grievances  tbemselves; 
or  (2)  to  insist  on  a  series  of  specific  reforms  wbicb  sbonld  relieve  tbe  Uit- 
landers from  at  least  the  more  serious  of  these  grievances.  Of  tbe  two  pos- 
sibilities,   No.  1  was,   in  my  opinion,   far  tbe  better,   and  No.  2  only  to  be 
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Hr.  12028.  resoited  to  in  case  of  the  failure  of  No.  1.    Bnt  to  introduce  No.  2  prema- 
briunnien.  ^^^elj,  woold  make  the  successful  pursnance  of  No.  1  impossible.    It  was,  of 
t4.jQnii899.conrse,  necessarj  to  indicate,  and  indicate  clearly,  as  I  repeatedl/  did,  the 
existence  of  grievances;  bat  to  propose  to  deal  with  them  in  detail,  that  is  to 
say,  to  propose  to  interfere,  here,  there,  and  everjwhere,  in  the  internal  affairs 
of  the  Repablic,  woald  have  been  totally  inconsistent  with  that  line  of  firm 
bat  friendly  pressare  for  the  admission  of  the  üitlanders  to  citizenship  {id  esi, 
to  a  Position  in  which  they  coald  remedy  grievances  for  themselves),  which, 
in  the  first  instance,  at  any  rate,  it  seemed  best  to  pnrsae.    Bat  policy  No.  1 
having  broken  down,  it  seemed  to  me  anadvisable  at  the  Conference  itself  to 
embark  on  policy  No.  2.    For  one  thing,   I  was  imperfectly  instrncted  as  to 
yoar  view  with  regard  to  it    I  knew  fall  well  that  my  franchise  proposals 
woald  have  yoor  entire  approval,   and  that  of  the  British  poblic    Bat  what 
we  shoald  press  for  in  respect  of  particalar  grievances,  if  franchise  failed,  I 
was  not  eqaally  certain,  and  I  did  not  wish  to  commit  myself  too  rashly  to 
particalar  demands.    Moreover,  I  thoaght  it  woald  be  prematare  to  conclade 
that  franchise  on  the  broad  lines  proposed  by  me  was  nnobtainable.    It  was 
evidently  impossible  to  get  more  oat  of  President  Krager  at  Bloemfontein, 
especially  as  the  Free  State  aathorities  were  inclined  to  regard  his  proposals 
as  adeqaate  (tboagh  how  they  coald  come  to  sach  an  opinion  is  beyond  my 
nnderstanding)  and  there  was,  therefore,  no  hope  of  any  pressare  being  bronght 
to  bear  on  him  at  that  time  to  make  farthet  concessions.    Bat  I  thoaght  that, 
when  the  two  policies  were  known  throoghoat  Sooth  Africa,  and  when  it  was 
Seen  that  Her  Majesty's  Government  took  a  strong  line,  my  proposal  might 
yet  receive  sach  an  amoant  of  sapport  as  woald  compel  President  Krager  to 
accept   my    solation    on   the    qaestion   of    franchise,    and    thereby    to    ob- 
viate  the  necessity  of  oar  pressing  him  aboat   a  wbole   series   of  internal 
reforms. 

83.  At  the  moment  of  writing  it  seems  to  me  as  If  this  anticipation  were 
likely  to  be  falfiUed.  Not  only  is  the  British  commanity  in  Soath  Africa 
ananimoasly  in  favonr  of  my  scheme,  bat  there  is  evidence  that,  oatside  the 
Repablics,  a  good  many  of  the  Datch  take  the  same  view.  It  woald  not  sor*- 
prise  me  if,  within  the  next  few  days,  a  very  decided  expression  of  opinion 
on  their  part  was  to  be  heard.  I  do  not  mean  ta  say  that  they  will  take 
my  side  as  against  President  Krager,  bot  what  they  probably  will  do,  is  to 
saggest  modifications  of  President  Krager's  scheme  sa  far  reaching  as  to  con- 
vert  it  virtnally  into  something  mach  more  like  miue»  In  that  case  there  is 
still  a  possibility,  tboagh  not  perhaps  any  great  likeBhood,  that  the  President 
may  give  in.  Even  if  he  does  not,  I  do  not  see  that  we  shall  be  in  any 
worse  Position  for  dealing  with  him  on  the  other  line,  bocaase,  at  the  Con- 
ference at  Bloemfontein,  I  confined  myself  entirely  to  the  attitnde  of  friendly 
snggestion,  and,  avoiding  as  far  as  possible  all  uppearance  of  desire  on  the 
part  of  Her  Majesty's  Government  to  interfere  ia  his  inten^  affaiTSj  used  all 
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mj  infiaence  to  induce  him  to  agree  to  a  compromise  wbicb  woold  render  Nr.  12028. 
such  interference  onnecessarj,  britwoien. 

84.  I  forward,  as  endosares  to  the  preeent  despatch: —  ||  I.  The  Englishu.Janiis^o. 
notes  of  the  proceedings.  These  do  not  profess  to  be  a  verbatim  report,  bnt 
gi?e  a  very  fall  accoont  of  what  passed.  They  are  not  finallj  settled  beyond 
the  first  day,  as  I  am  waiting  to  receive  any  comments  that  the  Government 
of  the  Soath  African  Bepablic  maj  desire  to  make  on  the  notes  of  the  last 
foar  days.  I  do  not  antieipate  that  many  corrections  of  importance  will  be 
made,  bat  I  will  inform  yoo  of  any  amendments  as  soon  as  possible.  ||  II.  Gopies 
of  the  connter  petition  and  of  the  declarations  pat  in  by  the  President  || 
III.  Gopies  of  the  six  docaments  referred  to  in  paragraph  78  of  this  despatch. 
I  have»  &c., 

A.  Milner. 
Govemor  aad  High  Commissioner. 


Nr.  12029"^).  OROSSBBITAHHIEN.  —  Der  Goaverneur  der  Kap- 
kolonie an  den  Präsidenten  der  Sodafrikanischen 
Repablik.  Schlägt  die  Erteilang  des  Bflrgerrechts 
an  die  seit  fflnf  Jahren  Ansässigen  vor. 

.1.  Juni  1899. 
There  are  two  things  I  have  to  consider.  I  have  got  to  oonsider  the  Nr.  19029. 
prejadices  of  the  old  burghers.  I  know  that  even  if  I  were  to  convince  the  ,,ri^][^i"^ 
President  himself  he  might  have  difficnlty  in  convincing  other  people;  there- 1.  Jani  1999. 
fore  I  most  in  proposing  anything,  propose  something  which  it  can  be  made 
absololely  clear  to  the  old  bnrghers  will  not  swamp  them.  On  the  other  band, 
I  have  to  consider  that  it  is  perfectly  aseless  to  propose  something  which 
will  give  no  satisfacUon  whatever  to  the  reasonable  desires  of  the  new  popa- 
latioD,  which  may  be  rejected  at  once  as  totally  insafficient,  the  whole  object 
of  the  proposal  being  to  give  them  such  an  amoont  of  satisfaction  as  will 
bring  them  on  to  the  side  of  the  State,  to  throw  in  their  lot  with  it,  and  to 
work  in  fatare  with  the  old  barghers  as  one  people.  ||  Bearing  these  things 
1q  mind,  what  I  saggest  i$  this:  that  every  foreigner  who  can  prove  satis- 
factorily  that  he  ha$  been  resident  in  the  country  for  fi?e  years,  and  that  he 
desires  to.  make  it  bis  permanent  place  of  residence,  that  he  is  prepared  to 
take  the  oath  to  obey  the  laws,  to  nndertake  all  the  obligations  of  citizenship, 
and  to  defend.  the  independence  of  the  coontry,  shoald  be  allowed  to  become  a 
Citizen  on  taking  that  oath.  ||  This  shoald  be  confined  to  persons  possessing  a 
Ciertain  amoant  of  property,  or  a  certain  amoant  of  yearly  wages,  and  who  have 
good  characters.  In  order  to  make  that  proposal  of  any  real  use  for  the  new  Citizens 
who  mostly  live  in  one  district  in  the  Republic,  and  a  district  which  only  retarns 
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Nr.  13089.  1  member  in  28  to  the  First  Baad  and  1  in  28  to  tha  Second  Band,  l  pro- 

bru^Miflo.  PO^  ^^^  ^^^^^  should  be  a  certain  nnmber  of  new  eonsitoeneiea  created,  the 

1.  Juni  1899.  munber  of  which  is  a  detail  upon  the  disoutsion  of  whioh  1   will  not  now 

enter.    Bnt  what  is  vital  from  my  point  of  view  is  tbat  the  nnmber  of  these 

districts  should  not  be  so  small  as  to  leare  the  representatiyes  of  the  new 

popnlation  in  a  contemptible  minority. 


Nr.    12030.    StfDAFBIKAIISOHB  RBPÜBUK.  —  Der  Präsident  an 

den  Gonyernenr  der  Kapkolonie.    Antwort  auf  das 

Vorige. 

2.  Juni  1899. 

Kr.  12080.  As  tho  purposo  I  had  in  view  at  tliis  Conference  principally  consists  in 

^Lpo'biikr  ^^  removal  of  existing  groonds  of  disagreement  and   fortber  to  provide  for 

2.  Juni  1899.  the  friendly  regnlation  of  the  way  of  settüng  fatnre   dispntes    by  means  of 

arbitration,  the  following  proposals  with  regard  to  the  franchise  most  be  oon- 

sidered  as  conditional   and   dependent   on  the  satisfactory  settlement  of  the 

first  mentioned  points,  and  on  the  request   thet  my  request  to  incorporate 

Swaziland   ia  the  South  African  Republlc    shall   be   submitted   by  the  High 

Commissioner  to  Her  Majesty's  Government  ||  Subject  to  the  foregoing  I  under- 

take  to  submit  without  delay  to  the  approval  of  the  Volksraad  and  the  people 

the  foUowiug  proposals  about  the  franchise: 

I.  Every  person  who  fixes  bis  residence  in  the  South  African  Bepablic 
'  lias  to  get  himself  registered  on  the  Field-comets  books  witbin  fonrtera  dsys 
after  bis  arrival  aocording  to  the  existing  law;  will  be  able  after  comj^ying 
with  the  conditions  mentioned  under  ''A.,''  and  after  the  lapse  of  two  years 
to  get  himself  naturalised;  and  will  fire  years  after  natoralisation  on  com- 
plying  with  the  conditions  mentioned  under  "B/'  obtain  the  fall  franchise. 

A.— 

1.  Six  months'  notice  of  Intention  to  apply  for  naturalisation;  H  2.  Two 
years'  continued  registration;  ||  3.  Besidence  in  the  South  African  Bepublic 
during  that  period;  H  4.  No  dishonouriog  sentence;  ||  5«  Proof  of  obedienoe 
to  the  laws;  no  act  against  Government  or  independence;  ||  6.  Proof  of  foU 
State  citisenship  and  franchise  or  title  thereto  in  former  country;  ||  7.  Posseo- 
sion  of  unmortgaged  fixed  property  to  the  value  of  £  150  approximately, 
or  occupation  of  house  to  the  rental  of  J^  50  per  annum,  or  yearly  income 
of  at  least  £  200.  ||  Nothing,  however,  shall  prevent  the  Government  from 
granting  naturalisation  to  persons  who  have  not  satisfied  thia  condition;ll 
8.   Taking  of  an  oath  similar  to  that  of  the  Orange  Free  State» 

B- 

1.  Continuous  registration  five  years  after  naturalisation;  ||  2.  Continuoitf 
residence   during  that  period;  ||  3.   No  dishonouring   sentence;  Q  4,  Proof  of 
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obedience  to  the  laws,  &c.;  \\  5.  Proof  that  applicant  still  complies  with  the  Nr.isoso. 
Kondition  A  (7);  «l*;«);;-- 

n.  Furthermore,  the  fall  firanchise  shidl  be  obtained  in  the  following  2.  Jani  leyo. 
mamier:  —  ||  (a.)  Tbose  wbo  hare  fized  their  residence  in  the  South  African 
Republic  before  the  taking  effect  of  Act  4,  1890,  and  who  get  themselves 
naturalised  within  six  months  affcer  tjie  taking  effect  of  this  Act  on  complying 
with  the  conditions  under  lA,  sball  obtain  the  füll  franchise  two  years  after 
such  naturalisation  on  proof  of  compliance  with  the  conditions  mentioned 
under  1  B  (altering  the  five  into  two  years).  ||  Tbose  who  do  not  get  them- 
selves natnralised  within  six  months  ander  Artide  1,  ||  ^.)  Tbose  who  have 
been  resident  in  the  South  Afrieaa  Bepubüc  for  two  years  or  more  can  get 
themselves  immediately  nabiralised  on  compliance  with  the  conditions  ander 
lA,  and  shall  five  years  after  naturalisation  obtain  the  füll  franchise  on 
compliance  with  the  conditions  under  1 B.  |j  (0.)  Tbose  who  have  been  already 
naturalised  shall  five  yeturs  after  natnrSSsatioii  obtain  the  fall  franchise  on 
compliance  with  the  conditions  under  IB. 


Annexure: — All  white  persons  who  •...  shall  have  taken  an  oath  or  made  a 
declaration  of  allegiance  to  this  State  by  which  oath  or  declaration  the  person 
to  be  naturalised  shall  be  considered  and  taken  as  having  renounced  and 
waived  all  burgher-rights  enjoyed  in  and  all  burgher  duties  and  sabjection 
due  to  any  other  sovereign  or  State,  and  which  declaration  shall  read  as 
foUows:  —  I  swear  (or  declare  solemnly  that  the  taking  of  an  oath  is  not 
permitted  by  my  religious  conviction)  and  promlse  solemnly  in  all  uprightness 
and  in  terms  of  the  Constitution  with  which  I  declare  myself  to  be  acquainted, 
that  I  shall  be  faithful  to  this  State,  shall  respect  and  support  its  indepen- 
dence,  shall  snbject  myself  to  the  Constitution,  the  laws  and  the  lawful  autho- 
liües  of  the  land,  and  shall  in  all  respects  conduet  myself  as  becomes  a 
futhfnl  burgher  of  this  State;  so  truly  help  me  God  (or  that  I  promise 
solemnly). 


Nr.  12031.  6BO88BRITANHIEH.  —  Der  Gouverneur  der  Eap- 
kolonie  an  den  Präsidenten  der  Sfldafrlkan.  Republik. 
Die'angebotenen  Zugeständnisse  genügen  nicht. 

8.  Juni  1899. 
I  have  considered  the  Memorandum  submitted  by  Bis  Hononr  the  Presi-  Nr.  12031. 
dent  yesterday,  and  desire  to  record  the  following  observations  upon  it.  H  The  ^^^^^^^^ 
Bcheme  proposed  is  a  considerable  advance  upon  the  existing  provisions  as  to  s.  juni  1899, 
franchise,  which,  I  assume,  it  is  intended  wholly  to  supersede.  ||  The  points 
of  importance  are:— 


Digitized  by 


Google 


286     Verhandlungen  in  Bloemfontein  zwischen  KrOger  nnd  BGlner.    Joni  1889. 

Hr.  12081.  (1.)  That  the  period  reqoired  for  obtaiuing  the  foll  franchise  is  rednced 

brful'^aD.  ^"*^°*  ^^  y®*"^  ^  '^»  *°^  ^^»  ^  presnme,  independent  of  all  conditions  other 
3.  Juni  1899.  ihau  thoso  specified  in  the  draft  itself.  H  (2.)  That  special  regard  is  paid  to 
the  persons  who,  having  been  resident  in  the  Sonth  Afrlcan  Repnblic  before 
1890,  were  deprlyed  hj  the  legislation  of  that  year  of  the  prospect  of 
obtainiDg  the  fall  franchise  after  6  years  acoording  to  the  terms  of  the  Uw 
of  1882,  which  was  in  force  when  they  entered  the  Repnblic.  ||  (3.)  That  the 
present  objectionable  form  of  oath  is  altered,  and  the  oath  of  the  Orange 
Free  State  snbstitnted. 

These  are  important  changes  for  the  better,  and  I  think  the  law,  if 
passed,  wonld  be  calcnlated  to  lead  gradnally  to  the  introdnction  of  a  certain 
nnmber  of  the  UiUander  popnlation  to  the  ranks  of  oitizenship.  ||  I  feel, 
however,  that  it  falls  far  short  of  that  kind  of  Solution  which  I  have  soggested, 
and  which  alone  appears  to  be  adequAte  to  the  needs  of  the  case.  I  feel  a 
great  responsibility  in  this  matteif'  I  wish  to  be  moderate,  bnt  I  caonot 
recommend  to  other  people  a  plao'  which  I  feel  certain  will  not  sncceed. 
Under  this  plan  no  man  who  is  not  already  natnralised,  even  if  he  has  been 
in  the  conntry  13  or  14  years,  will  get  a  tote  for  the  First  Yolksraad  in 
less  than  2^9  years  from  the  passing  of  the  new  law.  There  will  be  no 
considerable  nnmber  of  people  obtaining  that  vote  in  less  than  five  years, 
that  is  if  they  come  in  and  natnralise.  Bnt  I  fear  the  majority  of  them  will 
not  come  in,  becanse  the  scheme  retains  that  nnfortonate  Provision,  first  intro- 
dnced  in  1890,  by  which,  owing  to  the  two  stages  —  first,  natonUisatiofi 
with  a  partial  franchise,  and  then,  after  five  years,  fall  franchise  — :  a  man 
has  to  abandon  bis  old  citizenship  before  he  becomes  a  foll  fledged  dtisen 
of  bis  new  conntry.  My  plan  avoided  this.  My  doctrine  is  that,  however 
long  a  period  of  residence  yon  fix  before  a  man  becomes  a  Citizen  of  yoor 
State,  yon  shonld  admit  him,  once  for  all,  to  fall  rights  on  taking  the  oatb 
of  allegiance.  And  this  is  especially  important  in  the  Sonth  Africau  Bepublic, 
becanse,  owing  to  the  facility  and  freqnency  with  which  laws  —  even  funda- 
mental laws  —  are  altered,  the  man  who  takes  the  oath  and  thereby  loses 
bis  old  conntry  will  never  feel  qnite  snre  that  something  may  not  happen  in 
the  interval,  when  he  is  only  half  a  Citizen,  to  prevent  bis  becoming  a  whole 
one.  II  The  vote  for  the  First  Yolksraad  is  the  essential  point  ^  According  to 
the  present  Constitution  of  the  Transvaal,  the  First  Yolksraad  and  the  Presi- 
dent really  are  the  State.  Bnt  ander  this  scheme  it  will  be  a  considerable 
time  before  any  nnmber  of  Uitlanders  worth  mentioning  can  vote  for  the 
First  Yolksraad,  and  even  then  they  will  only  command  one  or  two  seats. 
My  point  was  to  give  them  at  once  a  few  representatives.  They  might'be  a 
minority,  even  a  small  minority.  I  have  said  over  and  over  again  I  do  not 
want  to  swamp  the  old  bnrghers.  Bnt  as  long  as  the  repreiBentatives  of  tbtf 
newcomers  are  entirely  excladed  from  the  snpreme  legislative  conncil,  thej 
will,  as  a  body,  remain  an  inferior  caste.    The   co-operation  and  gra<)oAl 
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blending  of  the  two  sections  of  the  popalation   will  not  take  place.    The  old  Vt.  laosi. 
Separation  and  hostility  will  continne.    I  see  no  prospect  here  of  that  concord  ^^^^  „ 
to  which  I  had  looked  both   to  bring   abont  a  more  progressire  System  of8.JaBii809. 
goTemment,  and  to  remore  canses  of  friction  between  the  Government  of  the 
Sooth  AMcan  Repnblic  and  Great  Britain,  ||  For  these  reasons  I  regret  to  say 
the  scheme  seems  to  me  so  inadeqnate  that  I  think  it  would  be  wasting  the  time 
of  the  Gonferenee  to  discnss  its  details.  ||  I  yesterday  threw  ont  the  snggestion 
that,  failing  an  agreement  as  to  the   franchise,  the   President  might,  as  an 
alternative,  see  bis  way  to  meet  the  demands  of  the  Uitlanders  in  another 
maoner,  more   or  less  on  the  lines  of  Mr.  Chamberlain's  plan  of  1896,  by 
allowing  them  to  control,  or,  at  least,  partially  control,  the  local  administra- 
tion  of  their  own  district.    Bat  he  seemed  to  be  even  more  opposed  to  this 
than  to  my   proposals  for  the  extension   of  the  franchlse.     That  being  the 
case,  I  am  driven  to  the  conclnsion  that  as  far  as  the  Uitlander  question  is 
cooeemed,  the  Conference  has  been  prodnctive  of  no  resnlt 

Nr.  12032.  SVDAFSIKAinSOHE  SEPUBUK  —  Der  Präsident  an 
den  Gonvernenr  der  Eapkolonie.  Erhöhung  der 
Abgeordneten  für  die  Goldfelder.  Ablehnung  wei- 
terer Eonzessionen. 

3.  Joni  1899. 

Before  making  observations  on  the  important  Memorandum  handed  tome  to-  ^''  ^^^• 
day  by  Toor  Excellency,  I  wish  to  revert  to  the  question  of  an  increase  in  the  Kepabiik" 
r^resentation  of  the  new  Citizens  in  the  South  African  Repnblic,  which  as  already  ^'  ^^"^  ^^^' 
explained  this  moming,  was  omitted  from  my  former  Memorandum.  ||  I  am 
ready  to  propose  and  to  recommend  to  the  First  Yolksraad  to  increase  the 
nniBber  of  members  of  the  First  Yolksraad,  whereby  the  Gk>ld  Fields  will  be 
represented  by  five,  instead  of  as  now  by  two,  members.  ||  Tour  Excellency 
will  nnderstand  that  besides  this  special  representation,  the  new  population 
will  exereise,  and  already  exercise,  a  considerable  influence  on  the  dections 
in  an  the  other  districts  where  they  are,  or  will  be,  registered  as  Citizens.  ||  With 
reference  to  the  Memorandum  itself,  I  wish  to  express  my  satisfiaction  that 
Tour  Excellency  recognises  that  mj  proposal  with  reference  to  the  franchlse 
is  a  considerable  improvement  on  the  existing  law,  and  that  Tour  Excellency 
lays  special  stress  on  three  improvements  of  preponderating  importance  in  my 
proposaL  ||  With  reference  to  the  points  of  improvement,  I  wish  to  make 
some  remarks: — 

1.  I  have  no  Intention  of  adding  any  further  limiting  conditions  to 
the  sttpulations  put  forward  by  me.  ||  2.  The  form  of  the  oath  as  laid 
down  in  the  Orange  Free  Staate  Constitution  shall  be  accompanied  by  the 
legal  stipulation  having  reference  thereto  as  contained  in  the  Constitution,  aud 
u  read  yesterday  by  me  at  the  making  of  my  proposal  to  Tour  Exc8llency.|| 
3.  The  object  of  my  proposal  is  to  abrogate  the  portions  of  the  election  laws 
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Nr.  1808S.   to  which  Diy  proposal  has  reference.  |)  4.  I  wish  fnrther  io  point  out  tliat 

^^ttimü  porsons  who  before  1890  came  to  the  Sonth  African  B^ublic,  will  be  able 

8.Jani  1899  to  obtaln  the  fuU  franchise  in  two  instead  of  two  and  a  half  years  (as  Yonr 

Excellency  appears  to   think)   after  the   Coming  into  Operation  of  the  pro- 

posed  law. 

Here  attention  maj  also  be  directed  to  the  &ct  that  according  to  law  7 
of  1882,  the  nataralisation  fee  amonnted  to  £  26,  while  in  1890,  it  was 
rednced  to  £  6,  and  later  to  £  2.  ||  I  also  wish  to  point  ont  that  persons 
who  were  natoralised  before  the  comtng  into  Operation  of  this  proposed  law, 
will  obtaln  the  fall  franchise  five  jears  afUr  n^UurälisaH&n,  so  that,  for 
example,  a  person  who  was  natnralised  five  years  ago,  will  immediately  after 
the  Coming  into  Operation  of  the  law,  be  entiUed  to  the  fall  franchise.  H  In 
fnrther  answer,  I  wish  Tonr  Excellency  to  give  yonr  most  eamest  attention 
to  the  following  considerations: — 

1.  Tonr  Excellency  appears  to  be  ander  a  misanderstanding  with  reference 
to  the  rights  obtainable  by  nataralisation.  Here,  as  well  as  elsewhere,  citizen- 
ship  does  not  neoessarily  bring  with  in  the  fall  fraocbise.  This  difference 
had  already  been  recognised  in  the  Grondwet  of  1858,  wherein  it  was  proYided 
that  a  person  becomes  a  Citizen  at  the  age  of  sixteen  years,  with  the  rigfat 
on  the  attainment  of  eighteen  years  to  yote  for  a  military  officer,  while  be 
conld  only  vote  for  the  Yolksraad  and  President  on  attaining  his  majoritj 
(twenty-one  years),  and  coald  only  be  elected  for  ihe  Yolksraad  at  the  age  of 
thirty  years.  ||  Apart  from  the  citizenship,  certain  qoalifieations  are  reqoired 
for  the  attainment  of  the  foll  franchise  ander  which  are  taken  into  aecoont 
not  only  immovable  property  or  income,  bat  also  period  of  residenee.  ||  This 
difference  is  also  recognised  in  the  Gonstitations  and  Laws  of  nearly  all 
civilised  coantries.  As,  for  example,  in  the  Oape  Colony  and  elsewhere,  a 
certain  period  of  registration  of  the  Citizens  is  necessary  for  the  exerdse  of 
the  franchise,  so  also  in  the  Repnblic  a  certain  period  of  registration  is  de- 
manded  for  the  same '  parpose.  The  fact  that  the  period  in  the  Soatfa  African 
Repablic  mast  be  fixed  longer  than  elsewhere  is  dae  to  the  special  and  ei- 
ceptional  circamstances,  the  difficolties  in  connection  wherewith  have  been 
acknowledged  by  Yoar  Excellency  himsell  That  a  person  already  becomes  a 
fall  Citizen  by  nataralisation  appears,  irUer  äHOf  from  this,  that  at  the  attain- 
ment of  the  fall  franchise  after  the  prescribed  period  of  registration,  no 
farther  taking  of  an  oath  is  reqaired,  bat  merely  proof  of  possession  of  the 
necessary  qnalifications.  ||  2.  By  natnralization,  the  new  popalation  obtain  not 
only  the  citizenship,  bat  also  the  right  to  vote  for  the  8eoond  Yolksraad. 
Thereby  they  can  make  their  inflaence  feit  on  all  those  sabjects  which  are 
specially  placed  ander  the  jarisdiction  of  the  Second  Yolksraad,  and  wbidi, 
above  all,  concem  the  mining  and  the  general  interests  of  the  new  popalation. 
While  the  term  of  registration  for  the  fall  franchise  is  thas  still  ranniag, 
they  haye  already  a  vote  in  the  majority  of  snbjets  which  concern  thera,  and 
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they  obtain  thereby  their  fair  share  in  the  lei^slatioi^  affecting  them.  ||  It  is  Nr.  12032. 
true  that  the  First  Volksraad  has  the  power  to  review  the  work  of  the  Second  ^J^p^Sl" 
Yolkf raad,  bnt  where  it  concems  the  interests  of  the  mining  commnnitj  it  has  3.  Jnhi  1899. 
yery  seldom  done  so.  H  Besides  this  inflnence  on  the  legislation  of  the  Seeond 
Yolksraad,  the  nataralized  Citizens  in  the  South  African  Repu^lic  a|l^o  have 
the  right  to  serve  as  jnrymen,  and  likewise  to  select  the  local  officials,  such 
as  Field  Cornet,  Commandant,  and  Landdrost,  and  they  obtain  thereby  a  vcry 
important  inflnence  on  the  local  govemment    And  in  many  cases  these  natu- 
ralized    Citizens    did    not    possess    that    right  in   the   land   of  their    former 
citizenship. 

3.  Not  alone  in  Great  Britain,  bnt  also  in  important  British  Colonies 
such,  as  I  understani),  is  the  case  in  the  Colony  of  New  South  Wales,  thp 
enfranchised  Citizens  have  no  yote  in  tlie  elections  of  the  highest  legislative 
Chamber.  Regarded  from  that  point  of  view,  the  position  of  Britisb  subjects 
who  become  subjects  here  should  really  be  better  than  it  was,  whether  in 
Great  Britain  or  in  some  of  the  British  Colonies.  ||  4.  I  notice,  with  pleasure, 
the  renewed  assnrance  of  your  Ei^cellency  that  it  is  not  the  Intention  that 
the  old  Citizens  should  be  out-voted  by  the  new  Citizens.  Just  because  I  feel 
myself  assured  of  the  great  and  threatening  ganger  hereof  in  case  Your  Ex- 
cellency's  proposal  is  accepted,  I  cannot  agree  therewith.  The  immediate 
granting  of  the  füll  franchise  to  such  persona  as,  according  to  Tour  Excel- 
Icnc/s  proposal,  would  be  able  to  make  claim  thereto,  would  result  in  an 
immediate  overmastering  of  the  old  Citizens.  ||  At  any  rate  it  will  not  bring 
about  that  co-operation  and  gradual  fiision  of  the  two  portions  of  the  popu- 
lation  which  is  the  object  both  of  Your  Excellenoy  and  of  myself.  And  Your 
Excellency  will  readily  acknowledge  that^  according  to  my  proposal,  this  fusiQn 
and  co-9peration  wonld  commence  immediately,  namely,  with  those  who  are 
aircady  naturalised  five  years  or  more,  an4  twp  years  thereafter  will  b.ecoipe 
strengthened  by  those  who  came  here  before  1890,  and  will  procejBd  year  by 
year  with  rapid  strides,  and  that  the  discord  will  disappear  of  itself.  I  aip 
convinced  that  if  this  view  of  the  case  is  made  clear  to  the  new  popnlation 
they  will  acknowledge  the  faimess  thereof.  ||  5.  Coming  to  the  alternative  plan 
of  local  govemment  for  the  Witwatersrand  Gold  Fields,  put  forward  by  Your 
Excellency,  it  shopld  be  noted  that  since  the  Suggestion  made  by  Mr.  Cham- 
berlain  in  1896,  a  wide  measure  of  local  govemment  has  bei&n  accorded  to 
that  portion  of  the  State.  ||  In  case  experience,  after  a  l^pse  of  time,  should 
demonstrate  that  this  local  govemment  must  be  still  further  extended  or  im- 
proved,  I  have  no  doubt  that  then  the  Volksraad  will  also  make  the  necessary 
Provision  with  regard  thereto.  This  naturally  solely  pnder  the  reservation 
that  such  extension  should  not  effect  an  Imperium  in  imperio  out  of  which 
necessarily  still  greater  disunion  will  b.e  created  than  at  present  exists.  ||  In 
concjusion,  I  desire  to  remind  Your  Excellency  that  th,e  acceptance  by  the 
people   an(J  the  Volksraad  of  the  proposal   made   by   me  will  depend  on  a 
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Nr.  12088.  proper  adjnstment  of  the  mattere  set  forth  at  the  beginning  of  mj  former 
1^:  meinorandum. 

8.  Juni  1899. 

Nr.  12033.  GEOBBEBTTAmriEH.  —  Der  Gouverneur  der  Kap- 
kolonie an  den  Präsidenten  der  Südafrikan.Republik. 
Fordert  weitere  Zugeständnisse;  die  bisherigen  sind 

unannehmbar. 

5.  Juni  1899. 

Nr.  12088.  I  bavo  carefullj  considered  Eis  Honour's  memorandum  of  June  Srd.    This 

^'^^;     document  modifies  the  scheme  put  in  bj  Eis  Honour  on  June  2nd,  and  adds 

britannien. 

5.  Jani  1899.  to  the  proposals  of  that  scheme  the  further  proposal  to  increase  the  nnmber 
of  members  of  the  First  Yolksraad  representing  the  Oold  Fields  from  2  to  5. 
The  First  Yolksraad  would  thus  consist  of  31  members,  5  of  them  represen- 
ting the  Gold  Fields.  ||  The  memorandum  now  under  reply  further  contains 
certain  comments  upon  mj  memorandum  put  in  at  our  meeting  on  Saturday 
moming  last,  June  3rd.  ||  I  regret  that  even  with  the  additions  now  made, 
I  cannot  regard  His  Honour's  scheme  as  one  which  I  courd  adrise  Her 
Majesty's  Government  to  accept  as  a  definitive  settlement  of  the  difficulties 
which  have  arisen  in  connection  with  the  discontent  of  the  Uitlander  population, 
including  a  large  number  of  Her  Majest/s  subjects.  The  scheme,  as  origi- 
nally  propounded,  contained  no  Suggestion  of  an  increase  of  seats.  In  tbat 
form  it  seemed  to  me  wholly  inadequate,  and  I  did  not  therefore  see  any 
advantage  in  discnssing  it  point  by  point,  but  confined  myself  to  certain 
general  objections«  In  its  amended  form  it  goes  somewhat  further,  and  I 
therefore  think  it  desirable  to  examine  it  in  more  detail.  ||  The  references  are 
to  the  numbers  and  letters  in  His  Honour's  memorandum  of  June  2.  || 
(1.)  By  la.  (1).  Siz  months'  notice  is  required  for  naturalisation.  ||  By  2  (a) 
persons  who  have  fixed  their  residence  in  the  South  African  Republic  before 
1890  can  obtain  the  fall  franchise  two  years  after  naturalisation.  j|  I  cannot 
understand  how,  in  view  of  these  combined  provlsions,  it  can  be  disputed 
that  the  persons  who  have  fixed  their  residence  prior  to  1890,  but  have  never 
proceeded  to  naturalisation,  will  reqnire  2^/,  years  to  obtain  the  füll  franchise. 
His  Honour  maintains  that  only  2  years  are  required.  But  this  point  is  a 
minor  one.  YiThat  I  fall  to  see  is  why  persons  who  have  been  in  the  country 
from  an  earlier  date  than  1890  should  not  obtain  the  füll  franchise  at  once. 
They  have  a  very  strong  case  indeed.  Take  the  instance  of  a  man  who  fixed 
his  residence  in  the  country  in  1886.  YiThen  he  did  so  he  was  under  the 
then  existing  law  entitled  to  the  füll  franchise  in  five  years.  Before  the  ex- 
piration  of  that  period  a  change  was  made,  which  in  effect  postponed  the 
attainment  of  that  füll  franchise  for  12  years.  This  change  was  in  my  judg- 
ment  a  very  harsh  measure  to  those  already  in  the  country.  Whatever 
restrictions  might  have  been  thought  necessary  in  the  case  of  newcomers,  the 
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legitimate  expectation  of  people  alreadj  resident  in  the  South  African  Bepublic  Nr.  12083. 
ought  to   have   been   respected.    Now  it  is  proposed  to  do  tardj  justice  to  i^^^^jen. 
these  old  residents.    But  whj  shoald  they  not  obtain  füll  franchise  at  once?  5.Janii899. 
Seven  years   is   now   fixed   as   the   normal  time  for  obtaining  füll  franchise» 
Why  shonld  the  man  who  came  in  in  1886,  and  has  alreadj  waited  13  jears 
have  to  wait  another  2%  years,  or  even  2  years? 

2.  la.  (4  and  5).  I  am  not  quite  snre  whetber  'dishonooring  sentence' 
wonld  apply  to  the  members  of  the  Reform  Committee  of  December,  1895, 
who  were  subsequently  tried  and  condemned,  But  in  any  case,  'act  against 
Grovernment  or  independenpe'  conld  be  interpreted,  I  do  not  say  justly,  to 
include  not  only  them,  bat  everybody  who  was  in  any  way  invoWed  in  that 
nnfortunate  disturbance,  even  if  he  was  totally  innocent  of  any  design  against 
the  Republic.  I  think  it  would  be  a  fatal  blot  on  any  scheme  of  enfranchise- 
ment  if  it  contained  a  provision  excluding  such  persons.  It  was,  I  believe, 
the  President  himself  who  said,  'Forgive  and  forget.'  ||  la.  (6).  This  is  a 
Provision  which  might  easily  be  interpreted  in  such  a  manner  as  to  exclnde 
many  persons  well  deserving  of  the  franchise.  There  is  something  to  be  said 
for  confining  the  franchise  to  foreigners  Coming  from  coontries  where  there 
is  a  measure  of  popnlar  self-government.  But  even  in  these  cases  'proof  of 
'füll  State  citizenship  and  franchise  or  title  thereto'  might  be  difficult  to 
furnish.  Take  the  case  of  a  man  who  was  under  age  when  he  left  bis  native 
country,  and  for  tbat  reason  not  entitled  to  franchise,  or  who  had  not  pos- 
sessed  in  bis  native  country  the  necessary  property  qualification,  if  there  is 
one.  I  might  put  other  cases,  but  I  do  not  wish  to  labour  the  point  This 
is  one  of  several  provisions  in  the  proposal,  which  might  be  made  Instruments 
of  exclnsion  in  the  hands  of  officials  whose  bias  was  against  the  Uitlander. 

la.  (7).  The  property  qualification  seems  reasonable,  but  £  200  a  year 
as  an  income  qualification  is  excessively  high.  Entirely  objectionable,  in  my 
View,  is  the  proviso  which  allows  the  Government  to  dispense  with  the  pro- 
perty qualification  altogether.  The  conditions  of  obtaining  burgher  rights 
ought  not  to  be  alterable,  either  upwards  or  downwards,  at  the  pleasure  of 
the  Government.  If  there  are  circumstances  under  which  it  is  thought  de- 
sirable  to  allow  persons  to  become  burghers  who  do  not  possess  the  necessary 
property  qualification,  those  conditions  should  be  clearly  stated.  ||  Ib.  (2).  *Con- 
tinuous  residence'  (gedurig  verblijf).  These,  again,  are  words  which,  as  it 
seems  to  me,  might  be  used  to  exclude  people  unreasonably.  If  they  mean 
that  any  absence  from  the  South  African  Republic,  on  pleasure  or  business, 
during  the  five  years  between  naturalisation  and  the  füll  franchise,  should 
preclude  a  man  from  obtaining  the  latter,  they  would  exclude  numbers  of 
Uitlanders,  who  had  nevertheless  had  their  permanent  home  in  the  country 
all  the  time.  ||  I  now  pass  from  the  original  proposal  to  the  addition  made  in 
His  Honour's  memorandum  of  June  3rd,  dealing  with  the  increase  of  seats. 
I  may  say  at  once  that,  while  I  have  an  open  mind  as  to  the  number  of  new 
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fNr.  12083.  seats  fof  tho  Gold  Fields,  and  for  that  reason  did  not  attempt  to  lay  down 
britHnitB  *"^  definite  namber  in  my  own  proposal,  I  think  three  is  decidedly  too  few. 
5.  jtiiü  1899.  Under  this  proposal  the  enfranchised  newcomers  might,  not  immediatelj,  bat 
after  the  lapse  of  sereral  jears,  obtain  five  seats  in  the  First  Volksraad. 
Addy  perhaps,  two  for  other  constitaencies  in  which  they  woald  in  time  become 
the  majority,  and  they  woald  be  7  oat  of  31.  By  that  time  they  woold  be 
a  yast  majority  of  the  iuhabitants,  and  woald  contribate,  as  they  indeed  abready 
do,  almost  the  whole  revenae.  Under  these  circamstances  less  than  one  foorth 
of  the  representations  seems  a  scanty  allowance.  Bat  the  great  point  is,  that 
even  this  limited  degree  of  representation  is  still  a  long  way  off.  Hy  aim 
was  to  obtain  some  representation  for  them  immediately.  In  my  view  the  First 
Yolksraad  has  already  been  too  long  oat  of  toach  with  the  new  popalation, 
with  whose  most  vital  interests  it  is  constantly  dealing,  and  not  dealing  wisely. 
Every  year  that  this  State  of  things  continaes  increases  the  tension  and  the 
danger.  I  dö  not  assert  that  the  mistakes  made  are  dae  to  ill-will.  I  belle ve 
they  are  dae  to  want  of  knowledge.  If  representatites  of  the  new  popalatfon 
coald  make  their  voices  heard,  if  they  coald  come  in  contact  with  the  repre- 
sentatives  of  the  old  barghers  on  an  eqaal  footing  in  the  First  Raad,  they 
woald,  withoat  being  a  majority  or  anything  like  it,  yet  exercise  an  appreciable 
inflaence  on  legislation  and  administration. 

His  Honoar  endeavoars  to  meet  my  argament  on  this  point  by  saying 
that  new  barghers  will,  immediately  on  nataralisatlon,  have  a  vote  for  the 
Second  Raad,  and  that  the  Second  Raad  deals  with  the  matters  in  which  they 
are  most  immediately  intercsted.  With  all  respect,  I  really  mast  demar  on 
this  point.  In  the  first  place,  the  Second  Raad  has  absolately  no  power  in 
matters  financiaL  Taxation  is  not  within  its  province,  and  it  has  no  power 
over  expenditare,  except  sach  limited  amoant  as  the  First  Raad  may,  for  cer- 
tain  parposes,  pat  at  its  disposal.  Now  financial  matters  happen  to  be  of  the 
greatest  importance  to  the  people  who  sapply  the  revenae.  No  doabt  the 
Second  Raad  can  legislate,  sabject  to  the  First  Raad  and  to  the  President, 
on  a  namber  of  matters  affecting  the  indastrial  commanity.  Bat  when  it 
comes  to  affairs  of  really  first- rate  importance,  the  First  Raad  always  deals 
with  them.  Take  the  report  of  the  Indastrial  Commission.  That  was  the 
most  important  event  in  the  whole  history  of  the  indastry.  That  report  was 
received  with  ananimoas  and  hearty  approval  by  the  mining  commanity  and 
the  whole  Uitlander  popalation.  It  was  dealt  with  exclusively  by  the  First 
Raad.  It  was  a  committee  of  the  First  Raad  which,  in  the  teeth  of  the  pro- 
tests  of  the  people  interested,  cat  down  many  of  its  proposals,  and,  finally, 
the  First  Raad  itself  knocked  the  bottom  oat  of  the  whole  thing.  Look  at 
the  fate  of  the  Advisory  Board.  That  was  sarely  as  moderate  a  proposal  in 
the  direction  of  letting  people  manage  their  own  affairs  as  was  ever  made. 
It  was  a  proposal  to  which  the  mining  commanity  attached  the  greatest  im- 
portance.   Tet  the  First  Raad  woald  have  none  of  it    Or,   again,   take  the 
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qaestion   of  public  order  on  the  Gold  Flelds,   or  the  question  of  education.  Nr.  laoss. 
These  too  are  vital  question  for  tbe  Uitlanders.    Does  the  Second  Raad  deal  i^riu^^en. 
with   them?     They  are  entirely  in  the  hands  of  the  First  Raad  and  of  the  5.  Juni  1899. 
Goyemment  ||  It  is  the  extreme  importance  of  the  vote  for  the  First  Yolks- 
raad  and  for  the  President  which  makes  me  regard  the  position  of  the  new- 
comer,  who  has  foreswom  his  old  citizenship  withont  obtaining  this  right,  as 
so  onsatisfactory.    I  am  sore  the  bulk  of  the  new  settlers,   certainlj  all  the 
British,  who  wish  to  make  the  Transvaal  their  home,  wonld  rather  wait  five, 
or  even  seven,  years  for  borghership,  if  it  at  once  conferred  all  the  rights  as 
well  as  all  the  obligations  of  the  old  burghers,  than  come  in  under  the  pre- 
sent  proposaL    The   President  objects  to   my  saying  that  the  man  who  is 
naturalised,  is  not  altogether  a  burgher.    Well,  let  os  admit  that  the  correct 
description  of  him  is  that  he  is  a  burgher,  with  all  the  obligations  of  a  bur- 
gher,  but  with   only  half  the  rights  that  any  old  burgher  attains,  without 
conditionsy  on  Coming  of  age.    The  fact  that  citizenship  in  many  States  does 
not  confer  franchise,  or  füll  franchise,  or  does  not  confer  it  without  other 
qualifieations,  is  no  answer  to  my  argument,  that  in  a  State  where  the  bulk 
of  Citizens  do  possess  füll  franchise,   without  other  qualifieations,  the  Citizen 
who   does  not  possess  it  is  a  Citizen  of  an  inferior  class.    To  that  inferior 
class  of  citizenship  a  man  who  has  taken  the  oath  under  the  present  proposal 
may,  owing  to  yarious  circumstances,  find  himself  permanently  confinedi    And 
meanwhile  he  has  foreswom  his  former  country.  ||  To  sum  up.    I  regret  that 
the  President   has  not  seen  his  way  to  enlarge  his  proposals.    They  are,  as 
I  have   already   said,   a  decided  improvement  on  the  present  franchise  laws. 
But  if  I  am  asked  whether  I  think  they  will  satisfy  the  Uitlander  Community 
and  are  calculated  to  relieye  the  British  Government  from  further  solidtude 
on  the  score  of  its  Uitlander  subjeots,  I  oannot  answer  in  the  affirmative. 
Still  less  can  I  encourage  the  idea  that  the  British  Government  can  be  asked 
to  give  something  in  exchange  for  such  legislation  as  the  President  proposes. 
My  own  proposal  was  put  forward  in  no  bargaining  spirit    I  asked  myself 
in  advancing  it,  what  is  the  smallest  measure  of  reform  that  will  really  be  of 
any  use,  that  is  to  they,   which  will  allay  the  present  unrest  and  enable  the 
Uitlanders   to   exercise  within  a  reasonable  time  an  appreciable  influence  on 
the   Government  of  the  country.    It  was  in  that  spirit  that  I  suggested  the 
outline   of  a  scheme,   intentionally   not   working   it  out  in  detail  (for  I  was 
ready   to  listen  as  to  details),   but  indicating  a  certain  minimum  from  which 
I  am  not  prepared  to  depart 

The  President  seemed  to  regard  my  scheme  as  a  very  alarming  one. 
I  do  not  think  it  alarming,  but  I  admit  it  involved  a  considerable  change  of 
policy.  But  it  is  no  use  proposing  any  small  change.  This  Conference  is  a 
very  exceptional  thing.  The  Situation  is  grave,  eise  we  would  not  be  discus- 
sing  her.  K  I  have  urged  the  Government  of  the  South  African  Republic  to 
take  a  considerable  step  to  allay  the  discontent  among  a  large  portion  of  the 
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Nr.  12088.  inhabitants,  it  is  because  of  my  firm  conviction  that  no  small  measore  woold 
britl^nieo.  ^^J  loDgef  be  of  anj  use.  The  Government  has  much  to  atone  for  in  its 
5.  Juni  1899.  past  treatment  of  the  Uitlanders,  and  it  has  much,  ^indeed  it  has  everything, 
to  gain  in  silencing  their  present  complaints,  and  in  removing  the  long  list  of 
Uitlander  grievances  from  the  field  of  controTersy  between  Her  Majest/s  Go- 
vernment and  the  South  African  Bepnblic.  ||  The  President  evidently  does  not 
realise  how  far  I  was  willing  to  go  in  the  direction  of  compromise,  when  I 
was  prepared  to  drop  all  other  qaestions  connected  with  the  position  of  Bri- 
tish snbjects  in  the  Sonth  African  Republic  if  only  I  coald  persnade  bim  to 
adopt  a  liberal  measnre  of  enfranchisement  The  petition  of  British  uitlander 
snbjects  to  Her  Majesty  has  yet  to  be  dealt  with.  It  is  evident  that  Her 
Majesty's  Government  think  the  complaints  of  the  petitioners  in  many  respects 
well  fonnded,  and  that  they  are  only  waiting  for  the  result  of  this  Conference 
before  addressing  the  Government  of  the  Sonth  African  Republic  on  the  sob- 
ject.  When  I  came  here  I  came  in  the  hope  that  I  might  be  able  to  report 
to  Her  Majesty's  Government  that  measnres  were  about  to  be  adopted  wbich 
would  lead  to  such  an  improvement  in  the  Situation  as  to  relieve  Her  Majesty's 
Government  from  pressing  for  the  redress  of  particular  grievances  on  the 
ground  that  the  most  serious  causes  of  complaint  would  now  gradually  be 
removed  from  within.  I  do  not  feel  that  what  His  Honour  has  seen  bis  way 
to  pfopose  in  the  matter  of  franchise  or  what  he  indicates  as  the  extreme 
length  to  which  he  might,  at  some  future  time,  be  willing  to  go  in  the 
extension  of  local  govemment  is  sofficient  to  justify  me  in  reporting  in  that 
sense. 


Nr.    12034.    SVDAFBIKANISCHE  BEPüBLIK.   —   Der  Präsident  an 
den  Gouverneur  der  Kapkolonie.    Schlufsvorschlag. 

6.  Juni  1899. 

Nr.  12034.  Trauslation.   ||   I  wish  to  express  my  regret  that  the  proposal  about  the 

^^pawuc"  franchise   submitted  by  me  to  His  Excellency  has  been  found  by  him  to  be 

5.  Juni  1899.  unacceptable.  ||  My  proposal  went  as  far  as  it  was  possible  to  go  in  the  in- 

terests   of  my  people  and  State,  and  in  principle  it  is  impossible  for  me  to 

depart  from  it.   ||   In  regard  to  the  subordinate  points  touched  upon  by  His 

Excellency,  I  only  wish  to  remark  that  the  Intention  thereof  was  not  to  limit 

or  to  hinder  in  an  unreasonable  manner  the  admission  of  the  newcomers  among 

the  burghers  of  the  South  African  Republic,  and  thus  to  take  away  with  one 

band  what  has  been  given  by  the  other;  and  if  my  proposal  should  eventuallj 

be  placed  among  the  laws  of  the  land,  His  Excellency  would  see  that  in  this 

respect  it  was  my  intention  to  act  in  a  fair  and  reasonable  manner.  ||  I  woold 

be  prepared,  in  the  spirit  of  concession,  to  further  discuss  and  deal  with  the 

details  touched  upon  by  His  Excellency;   but  as  His  Excellency  refuses  even 

to  accept  the  principle  of  my  proposal,  it  would   be  needless  to  go  further 
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here  into  particulars  on  this  point  ||  As  regards  the  increase  of  Ihe  represen-  ^*'  is<km. 
tation  in  tbe  First  Yolksraad,  His  Excellency  will  understand  that  it  is  not   s«pabiik! 
possible  for  me  to  bind  the  foture  legislation  altogether,  and  tbat  tbe  limit^-J^^^ii^^ 
of  thirtj-one  mentioned  by  him  cannot  necessarily  be  a  final  one  as  regards 
the  representation  eitber  of  the  old  or  the  new  inbabitants.   ||   Althongh   His 
Excellency,  to  my  greatest  regret,  refases  to  accept  the  proposal  as  a  reaso- 
nable  concession  to  tbe  new  population  of  the  South  African  Repablic,  he  still 
acknowledges  that  it  is  a  decided  and  considerable  improvement  on  the  exis- 
ting  law,  and  he  will  also  readily  acknowledge  that  it  is  desirable  to  have  it 
confirmed  by  the  Legislatare  of  the  Soath  African  Republic»  even  apart  from 
the  fact  that  in  His  Excellency's  opinion  it  does  not  go  far  enougb,  ||  On  the 
other  band,  His  Excellency  has  also  acknowledged  that  my  request  for  arbi- 
tration  by  other  than  foreign  Powers,  on  all  points  of  fatnre  difference  ander 
the  Convention,  is  reasonable,  and  that  it  is  altogether  desirable  to  have  sach 
differences  settled  according  to  an  antomatic  plan.  ||  It  is,  farther,   onr  com- 
mon  opinion   that  in   this   case  there   shonld  be  no  bargain  or  compromise 
made  in  the  matter,  as  malters  whieh  are  in  themselves  desirable  onght  to  be 
also  treated  on  their  own  merits.    The  qnestion  of  arbitration,  therefore,  coald 
be  arranged  apart  from  the  acceptance  or  non-acceptance  by  him  of  my  pro- 
posal with  regard  to  the  franchise*  ||  Argning  on  these  lines,  and  as  it  is  my 
earnest  wish  that  this  Ck)nference  shonld  not  be  frnitless,  I  wish  to  make  the 
foUowing  proposal  to  His  Excellency,  viz.:  —  ||  As  according  to  his  own  ad- 
mission  my  proposal  abont  franchise  is  an  important  step  in  the  right  direc- 
tion,  I   shall  be  prepared  to  lay  my  proposal  before  the  Yolksraad  and  to 
recommend  it,  even  thongh  His  Excellency  does  not  fally  agree  with  it    From 
his   side  I  shall  then  expect  that  His  Excellency  will  lay  before  and  recom- 
mend to   Her  Majesty's  Government  my  reqnest  abont  arbitration  on  futnre 
matters  of  difference  nnder  tbe  Convention.   ||    His  Excellency  will,  however, 
readily  understand  that  if  Her  Majest/s  Government  should  not  meet  me  so 
far,  so  as  to  grant  my  äicknowledged  fair  request  for  arbitration,  it  could  be 
with  difficulty  expected  that  the  people   of  the  South  African  Republic  would 
approve  of  my  comprehensive  proposal  with  regard  to  franchise»   ||   Regard 
being  had   to   my  streng  wish  to  have  all  differences  settled  amicably  by 
arbitration,   and   by  so  doing  to  strengthen  the  bonds  of  friendship  between 
the   two   Govemments,  and   also   with   an  eye   to   the  peace  and  friendship 
between  all   white   races  in  South  Africa,  I  have  not  scrupled  to  go  so  far 
that  I  have  conferred  with  His  Excellency  in  a  friendly  way  even  over  strictly 
internal  affairs,   and   my  streng  trust  is  that  Ulis  my  wish  shall  not  remain 
anfulfilled. 
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Weitere  Yerhandlungen 
zwischen  Grofsbritannien,  der  Südafrikanischen 
Republik  und  dem  Oranje  -  Freistaat  bis  zum 

Ausbruch  des  Krieges  *) 

Nr.    12035.     SÜDAFSIKAHISCHE  BEPÜBLDL  — Der  Staatssekretlr 

an  den  englischen  Agenten  in  Pretoria.    Schlägt  die 
Einsetzung  eines  Schiedsgerichts  yor.**) 

Ministiy  for  Foreign  Affiedrs,  Pretoria,  Jone  9,  1899. 
Nr.  12085.  Sir,  ||  I  have  the  hononr  to  inform  7011  that  this  Government  desires 

sftd»friic»n.  Qjjßg  jj^QYe  to  approach  Her  Majesty's  GoTernment  on  the  qnestion  already  on 

Repablik.  .  •       -  * 

9.  jiraii899.  several  occasions  snggested  by  it,  of  arbitration  on  dinerences  arising  ont  of 
the  varylng  interpretations  approved  by  the  parties,  of  the  terms  of  the  Lon- 
don Convention.  ||  This  Government  takes  this  conrse  in  asmnch  as  it  is  con- 
vinced  that  it  is  also  the  desire  of  Her  Hajesty's  Government  to  advance  the 
peacefhl  develöpment  of  South  Africa,  and  because  it  was  apparent  to  it  st 
the  re6ent  Conference  at  Bloemfontein  that  His  Excellency  the  High  C!om- 
missioner  also  is  personally  in  favour  of  removing  differences  betweeo  tiiis 
Government  ahd  Her  Majest/s  Government  by  arbitration.  ||  It  is  for  this 
reason  that  this  Government  onee  more  approaches  Her  Majesty's  Government 
hereby;  ahd  it  is  convinced  that  His  Excellency  the  High  Commissioner  will 
be  reädy  to  submit  this  proposal  to  a  favourable  consideration  of  Her  Maje- 
sty's  Government.  ||  This  Government  desiws  therefofe  to  iiibmit  the  following 
proposal  to  Her  Majesty's  Government: — 

1.  All  fnture  differences  between  the  two  Govemments  arising  ont  of 
varylng  inte^retation  of  the  London  Convention,  shall,  subject  to  what  is  set 
forth  under  paragraph  8,  at  the  instance  of  this  Government  or  of  Her 
Majesty's  Government,  be  referred  to  an  arbitratiOn-tribunal,  on  the  nnder- 
standing,  however,  that  no  matters  or  differences  of  trifling  importance  shall 
be  submitted  to  arbitration.  ||  2.  The  arbitration- tribunal  shall  consist  of  an 
arbitrator  to  be  nominated  by  this  Govemtaent,  and  an  arbitrator  to  be  nomi- 
nated  by  Her  Majesty's  Government  (as  for  example  the  Chief  Justices  re- 
spectively  of  the  South  African  Repuplic   and   the   Cape   Colony  or  Natal). 

♦)  Blaubücher  C.  9618,  9521,  9530. 

•♦)  Chamberlain  erhielt  den  Wortlaut  am  30.  Juni  zur  Kenntnis.  Telegraphische 
Nachrichten  waren  vorhergegangen.    Red. 
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These  two  mast  agree  respecting  a  third  person,  who  shall  act  as  President  Nr.  i2085. 
of  the  arbitration-tribuDal,  this  person  not  to  be  a  subject  of  one  of  the  arbi-  ^^J^}^* 
trating  parües;  and  failing  agreemeut  upon  tbis  point,  the  two  GoTemmentso.jiini  leoe. 
shall  together  name  a  President;  the  decision  in  every  case  to  take  place  bj 
a  majoritj  of  votes.  ||  3.  The  Act  of  Submission  shall  in  every  case  be  drawn 
np  jointly  by  the  two  Governments,  so  that  each  shall  have  the  right  to 
reserve  and  exclude  points  which  appear  to  it  to  be  too  important  to  be  snb- 
mitted  to  arbitration,  provided  that  thereby  the  principle  itself  of  arbitration  be 
not  frustrated.  ||  4.  The  arbitration-tribunal  shall  itself  decide  the  place  of  its 
sittings^  and  shall  deal  as  it  thinks  fit  with  the  condemnation  of  parties  in 
the  costs,  unless  special  arrangement  has  been  made  conceming  these  points 
in  the  Act  of  Submission.  ||  5.  The  regulations  of  procedure  of  this  arbitration- 
tribunal  can  be  similar  to  those  agreed  to  by  the  Insitute  of  International 
Law  in  the  Hague  in  1875,  in  so  far  as  they  do  not  conflict  with  the  fore- 
going  provisions,  and  in  so  far  as  they  do  not  conflict  with  the  foregoing 
provisionSy  and  in  so  far  as  they  are  not  amended  by  both  parties  in 
the  Act  of  Submission.  ||  6.  In  order  to  obtain  a  test  of  the  suitability  of 
such  a  tribunal,  this  Government  has  no  objection  to  its  being  agreed  that 
this  reference  of  Conventional  differences  shall  provisionally  take  place  for  a 
period  of  five  years.  If  Her  Majesty's  Government  shonld  agree  in  principle 
with  this  Government  upon  the  above-mentioned  scheme,  it  can  (with  sncb 
alterations  in  detail  as  may  be  agreed  upon)  be  secured  in  a  treaty,  if 
necessary,  for  a  fixed  period.  |]  In  conclnsion,  this  Government  desires  further 
to  make  the  following  clear.  By  the  acceptance  of  a  scheme  of  arbitration, 
more  or  less  like  that  set  forth  above,  would  not  only  all  Conventional  dis- 
putes  which  present  themselves  be  amicably  solved,  but  the  peaceful  develop- 
ment  of  South  Africa  would  also  thereby  be  advanced  in  a  surprising  degree.|| 
Owing  to  the  pressure  of  races  in  South  Africa  which,  as  Her  Majesty's 
Government  is  aware,  is  principally  a  legacy  of  the  past,  South  Africa  is  to- 
day  in  this  fatal  position,  that,  as  soon  as  a  dispute  arises  between  this 
Government  and  Her  Majesty's  Government,  war  is  spoken  of  by  the  one 
party,  and  thereby  again  the  slumbering  suspicions  of  the  other  party  are 
awakeued.  In  this  manner  party  feeling  and  race  hatred  are  more  and  more 
increased,  and  the  minds  of  the  public  are  held  in  such  a  State  of  tension, 
that  the  whole  of  South  Africa  suffers  most  deeply  under  it,  and  is  bowed 
down  thereby.  Having  regard  to  this  serious  danger  tbat  is  spreading  a  dark 
cloud  over  the  otherwise  fair  future  of  South  Africa,  and  in  füll  confidence 
that  Her  Majesty's  Government  will  not  refuse  to  work  with  it  in  order  to 
reconcile  races  in  South  Africa,  and  to  cause  old  feuds  to  give  way  to  a  new 
spirit  of  co-operation  and  progress,  this  Government  once  more  makes  this 
appeal  for  arbitration  from  its  feeling,  not  alone  of  right  and  equity,  but  also 
-of  sindety  for  the  future  of  this  our  belored  portion  of  the  world. 

F.  W.  Reitz,  State  Secretary. 
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Nr;  12036-  OE088BEITAHHIEB.  —  Der  Gouverneur  der  Kap- 
kolonie an  den  Agenten  in  Pretoria.  Er  kann  den 
Yorschlag  des  Schiedsgerichts  nicht  empfehlen. 

Goyemment  House,  Cape  Town,  June  28,  1899. 
Nr.  120S6.  Sir,  II  I  have  the  honour  to  acknowledge  the  receipt  of  jour  despatch  of 

briuiinien.  ^^^  ^^^  instant,  forwarding  a  note  from  the  Government  of  the  South  African 
ä3.jonii899.Republic,  in  which  they  submit  proposals  to  Her  Majestj's  Government  for 
referring  to  arbitration  future  differences  between  the  two  Governments  arising 
out  of  varying  interpretations  of  the  London  Convention.  ||  I  request  that  jou 
will  return  a  reply  to  the  Government  of  the  Republic  to  the  following 
effect:  —  ||  The  State  Secretary  in  his  note  alleges,  as  one  reason  for  advan- 
cing  these  proposals,  that  "it  was  apparent  at  the  recent  Conference  at  Bloem- 
fontein  that  His  Excellency  the  High  Commissioner  also  is  personally  in 
favour  of  removing  differences  between  this  Government  and  Her  Majesty's 
Government  by  arbitration'';  and  he  states  that  his  Government  *'is  convinced 
His  Excellency  will  be  ready  to  submit  his  proposal  to  the  favourable  con- 
sideration  of  Her  Majesty*s  Government."  ||  I  have  submitted  this  proposal  to 
Her  Majest/s  Government,  but  I  am  not  able  to  recommend  its  acceptance. 
As  I  pointed  out  to  the  President  at  Bloemfontein,  I  consider  that  the  question 
of  finding  a  remedy  for  the  grievances  of  the  Uitlanders  is  the  burning 
question  of  the  moment,  and  this  has  to  be  disposed  of  before  other  matters 
can  be  profitably  discussed.  The  adoption  by  the  Government  of  the  South 
African  Republic  of  measures  calculated  to  lead  to  an  improvement  in  the 
Position  of  the  Uitlanders,  would  so  improve  the  general  Situation,  that  out- 
Standing  differences  between  the  two  Governments  could  be  considered  in  a 
calmer  atmosphere,  and  would  be  more  capable  of  adjustment.  ünder  these 
circumstances  it  might  be  possible  to  devise  a  scheme  for  referring  at  least 
a  certain  number  of  differences  to  arbitration,  but  as  the  Government  of  the 
South  African  Republic  has  not  seen  its  way  to  meet  Her  Majest/s  Govern- 
ment en  the  question  of  primary  importance,  I  can  see  no  use  in  approaching 
the  delicate  and  complicated  subject  of  arbitration  at  the  present  time.  Over 
and  above  this,  I  do  not  consider  the  scheme  now  proposed  to  be  a  practi- 
cable  one.  To  make  no  mention  of  other  objections,  the  Constitution  of  the 
suggested  Arbitration  Court,  which  would  leave  every  decision  virtnally  in  the 
hands  of  a  President,  who  it  is  provided  shall  not  be  a  subject  of  either  of 
the  arbitrating  parties,  does  not  conform  to  the  fundamental  principle  which 
as  I  more  than  once  stated  at  Bloemfontein,  Her  Majesty's  Government  would 
regard  as  a  sine  qua  non  to  the  acceptance  of  any  scheme  of  arbitration. 

A.  Milner, 
Governor  and  High  Commissioner. 
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Nr.    12037.     SÜDAPRIKAHISCHE  BEPÜBUK.   —   Gesetz  Ober  die 
politische  Stellung  der  Ausländer. 

26.  JuH  1899. 

The  following  is  the  fall  text  of  the  new  Franchise  Law,  which  comes  Nr.  iaos7. 
into   force   to-day:  —    ||   Whereas   it  has   appeared  desirable  to  amend  and  sadaffikan. 
amplif j  certain  provisions  of  the  laws  with  reference  to  nataralisation  and  the  £6.  jaii  im. 
obtaining  of  the  füll  franchise;  and  ||  Whereas  these  amendments  will  not  per- 
mit  of  delaj  bj  being  pnblished  three  nionths  beforehand  in  terms  of  Art  12 
of  the  Grondwet,   and  as  thej  have  already  been  accepted  bj  the  people  in 
principle;  ||  It  is  hereby  enacted  that:  — 

Art.  1.  —  Each  white  male  stranger,  who  has  reached  the  age  of  sixteen 
years,  and  who  settles  or  has  settled  in  the  South  African  Republic  with  the 
Intention  of  residing  there,  shail  in  futare  be  able  to  obtain  letters  of  natu- 
ralisation,  provided  that  he  fulfils  the  following  proTisions  and  enactments:  — 1| 
(a)  The  applicant  shail  produce  a  certificate  from  the  Fieldcornet  and  the 
Landdrost  of  his  ward  and  district,  countersigned  bj  the  Gommandant  of  the 
district,  to  show  that  he  was,  durlng  the  time  —  required  in  his  case  — 
preceding  the  nataralisation,  continually  registered  on  the  Fieldcornet's  list; 
was  daring  this  time  domiciled  in  the  South  African  Republic;  and  during 
thls  time  obeyed  the  laws  of  the  land  and  committed  no  crime  against  the 
independence  of  the  South  African  Republic.  ||  If  the  Fieldcornet  and  Land- 
drost are  not  from  their  personal  knowledge  able  to  grant  such  certificate, 
thej  shail  do  so  on  the  strength  of  affidavits  of  the  applicant  and  two  weli- 
known  fullj  enfranchised  burghers  of  the  ward  and  district,  declaring  that 
the  applicant  has,  during  the  necessarj  period,  been  domiciled  in  the  South 
African  Republic,  and  has  during  that  time  obeyed  the  laws  of  the  land,  and 
has  committed  no  crime  against  the  independence  of  the  South  African  Re- 
public. II  If  the  Fieldcornet  and  Landdrost  and  Gommandant  refuse  to  grant 
such  certificate  or  to  sign  it,  the  applicant  may  appeal  to  the  Executive 
GounciL  ||  If  the  Fieldcornet's  books  are  destroyed  or  lost  the  applicant  shail 
prove  to  the  satisfaction  of  the  State  Secretary  and  State  Attorney,  by  means 
of  affidavits,  that  he  was  registered.  ||  (6)  The  applicant  shail  produce  a  swom 
declaration  made  by  himself  to  the  effect  that  he  has  had  no  dishonouring 
sentence  passed  on  bim,  and  shail  produce  further  proof  of  good  beha?iour.|| 
By  dishonouring  sentence  shail  be  under&tood  a  sentence  for  the  crimes  of 
high  treason,  murder,  rape,  theft,  fraud,  perjury,  or  forgery.  ||  (c)  The  applicant 
shail  produce  proof  that  he  possesses  unmortgaged  fixed  property  to  the  value 
of  £  150,  or  pays  rent  to  the  amount  of  £  50  per  annum,  or  draws  a  fixed 
salary  or  wage  of  £  100  per  annum,  or  makes  an  independent  living  by 
farming  or  cattle-breeding.  ||  (d)  The  person  desiring  to  be  naturalised  shail, 
before  the  official  granting  of  the  letters  of  naturalisation,  take  the  following 
oathy  by  which  he  will  be  understood  to  renounce  and  give  up  all  burgher- 
rights  enjoyed  in  and  burgher  duties  and  subjection  to  any  State  or  ruler:  — 1| 
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Kr.  19087.  I  sweaT   (or  I  solemnlj  declare  that  the  takiog  of  an  oath  is  not  permitted 

^Re^vuir  ^^  ™y  religion,  and  promise),   faithfullj  in  all  righteousness,  and  in  terms  of 

26.jau  1899.  Law  No.       *),  of  1899,  with  which  I  declare  to  be  acquainted,  that  I  shall 

be  loyal  to  this  State,   shall  hononr  and  snpport  its  independence,  shall  snb- 

ject  myself  to  the  Grondwet  and  the  lawfal  authorities  of  the  land,  and  shall 

in  all   respects   condnct  myself  as  it  behoves  a  loyal  burgher  of  this  State. 

So  troly   help  me  God or  that  I  solemnly  promise.   ||   Before  a  person 

who  has  already  been  naturalised  is  admitted  to  the  fnll  franchise,  he  shall, 
when  he  makes  application  therefore,  besides  falfilling  the  other  reqoirements 
of  this  Law,  again  prodnce  proof  of  fnlfilment  of  the  provisions  and  enact- 
ments  of  Sections  a,  b  and  c.  ||  No  person  shall  be  entitled  to  or  be  allowed 
to  obtain  letters  of  natoralisation  or  fall  franchise  unless  he  has  fulfilled  the 
aforementioned  provisions,  with  the  exception  of  cases  for  which  this  or  any 
other  Law  makes  special  Provision. 

Art.  2.  —  Each  person  who  comes  or  has  come  to  the  Sonth  African 
Repnblic  to  stay  shall,  after  at  least  two  years,  and  after  fnlfilment  of  the 
provisions  of  Art  1,  be  able  to  obtain  letters  of  naturalisation,  and  shall,  at 
least  five  years  after  natnralisation,  be  able  to  obtain  the  füll  franchise,  pro- 
vided  that  in  both  instances,  six  months  before  the  expiration  of  the  fixed 
period,  he  gives  written  notice  of  his  Intention  to  apply  therefore  to  the  State 
Secretary  through  the  Fieldcornet  and  Landdrost  of  his  ward  and  district  ^ 
The  Fieldcornet  shall  be  bonnd  —  ander  pain  of  a  fine  of  not  more  £  10 
in  each  case  of  neglect  —  to  send  this  notice  to  the  State  Secretary  throogh 
the  Landdrost  &s  soon  as  possible,  and  at  the  most  within  thirty  days  of  the 
sending  in  thereof,  for  pablication  in  the  Staatscoorant  for  general  Information 
and  the  State  Secretary  shall  withoat  loss  of  time  publish  sach  notice  three 
consecative  times  in  the  Staatscoarant 

Art  3.  —  Each  person  who  comes  or  has  come  into  the  Sonth  African 
Repnblic  to  stay  shall,  at  least  seven  years  after  sending  in  to  the  Field- 
cornet  a  notice  of  his  Intention  to  be  natoralised,  in  accordance  with  the 
form  contained  in  Schedole  A,  be  able  to  obtain  letters  of  naturalisation  with 
the  fall  franchise  on  falfilling  the  provisions  of  Art  1. 1|  Such  notice  shall  be 
sent  by  the  Field-cornet  to  the  State  Secretary  and  be  published  by  him,  all 
ander  the  same  provision  and  punishment  as  set  forth  in  the  foregoing  Ar- 
ticle.  II  If  the  person  desires  to  obtain  letters  of  naturalisation  with  fall  fran- 
chise after  seven  years,  he  shall  also,  at  least  six  months  before  the  expiration 
of  the  period,  give  written  notice  to  the  State  Secretary,  the  Fieldcornet, 
and  Landdrost  of  his  ward  and  district  ||  This  notice  shall  also  be  sent  to 
the  State  Secretary  by  the  Fieldcornet,  and  the  iatter  shall  publish  it  in  the 
Staatscoarant,  all  ander  the  same  provision  and  punishment  as  set  forth  in 
Art  2.  II  The  applicant  shall  then,  on  application  for  the  letters  of  naturali- 


*)  Die  Locke  ist  im  Original  enthalten. 
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sation  with   fall  franchise,   farther  give  proof  tbat  he  has  sent  in  tbe  notice  Nr.  12037. 
in  accordance  wHh  the  form  of  Schedale  Ä,  mentiooed  in  the  first  paragraph  ^J|^*^^"* 
of  this  Article,   for  proof  of  which  it  will  be  sufficient  to  prodace  a  copj  ofse.Jouisd». 
the  Staatscourant  in  which  the  notice  was  published. 

Art.  4.  Each  person  who  has  eome  to  the  Sonth  African  Republic  to 
stay  before  the  Coming  into  force  of  this  Law  shall,  on  folfilment  of  the  pro- 
visions  of  Art  1,  be  able  *to  obtain  letters  of  natnralisation  at  least  seven 
jears  after  bis  Coming  into  the  conntry.  ||  In  case  the  applicant  is  not  entiüed 
to  the  fall  franchise  six  months  after  the  Coming  into  force  of  this  Law,  he 
shall  give  proof  tbat  he,  within  six  months  after  the  Coming  into  force  of 
the  Law  sent  to  tbe  Fieldcomet  of  bis  ward  a  written  notice  of  bis  Intention 
to  become  nataralised.  ||  If  he  neglect  to  send  in  this  notice,  in  accordance 
with  the  form  contained  in  Schedale  A,  or  if  he  does  not  prodace  the  certi- 
ficate mentioned  in  Art  1,  Section  a,  the  applicant  shall  not  be  entitled  to 
the  fall  franchise  in  terms  of  this  Article,  bat  only  in  terms  of  Article  2 
and  3.  ||  Such  notice  shall  be  sent  by  the  Fieldcornet  to  the  State  Secretary, 
and  the  latter  shall  pablish  the  same  in  the  Staatscoarant,  all  ander  the  same 
provisions  and  panishment  as  set  forth  in  Article  2.  ||  If  he  is  nataralised 
when  this  Law  oomes  into  force,  he  may  obtain  the  fall  franchise  after  five 
years  from  the  date  of  bis  natoitdisation,  and,  if  he  chooses,  in  accordance 
with  the  provisions  of  paragraph  1  of  this  Article. 

Art.  5.  Notbing  provided  in  this  Law  shall  prevent  the  Execative 
Council  from  granting  letters  of  natnralisation  with  or  withoat  the  fall  fran- 
chise to  persons  who  take  a  position  in  the  service  of  the  conntry,  or  have 
rendered  Services  to  the  conntry,  or  who  have  in  any  other  respect  rendered 
tbemselves  of  service  to  tbe  conntry,  althongb  in  tbeir  case  they  have  not 
fnlfilled  the  provisions  of  the  Law  provided  tbat  they  take  the  oath  in  accor- 
dance with  Art.  1. 

Art  6.  Youths  not  bom  in  tbe  State,  and  wbose  fatbers  have  obtained 
letters  of  natnralisation  or  fall  franchise  before  they  (tbe  yonth)  had  reached 
the  age  of  sixteen  years,  have  the  same  franchise  as  tbeir  father.  H  Tonths 
bom  in  this  State,  wbose  fatbers  were  neither  natnralised  nor  bad  tbe  fall 
franchise,  may  be  nataralised  at  tbeir  sizteenth  year  by  taking  tbe  oath 
mentioned  in  Art.  1,  and  may,  five  years  after  tbat,  obtain  tbe  fall  franchise 
by  falfilling  the  provisions  mentioned  in  Art.  1,  Sections  a  and  h.  They  shall 
also,  on  tbeir  sixteenth  year,  by  giving  notice  as  contained  in  Schedale  A, 
be  able  to  obtain  the  fall  franchise  five  years  thereafter,  on  Inlfilment  of  the 
provisions  contained  in  Art  1,  Sections  a,  &,  and  d. 

Art.  7.  The  application  for  nataralisation  and  the  fall  franchise  mnst  be 
sent  with  the  necessary  proofs  to  the  State  Secretary  by  the  Fieldcornet, 
throngh  the  Landdrost,  and  the  latter  shall  refer  these  to  tbe  State  Attomey 
who  shall  send  them  back  to  the  State  Secretary  with  bis  advice.  If  the 
State   Secretary   and   State  Attomey  have  no  legal  objection  to  the  granting 
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Nr.  19087.  of  the  letter  of  natnralisatiön  or  fall  francbise,  tben  this  shall  be  granted. 
^B^nT"  ^^  ^®'®  ^®  ^^  objection,  the  Executive  Council  shall  decide.  ||  The  letters  of 
26.jiiUi899.naturalisation  and  füll  franchise  shall  be  signed  by  the  State  Secretary  and 
State  Attomey.  The  State  Secretary  shall  cause  the  letters  of  naturalisation 
and  füll  franchise  to  be  granted  by  an  official  appointed  for  that  purpose, 
and  cause  the  necessary  oath  of  naturalisation  to  be  taken  before  this  official.  |' 
The  letters  of  naturalisation  shall  bear  a  stamp  of  £  2  Sterling;  the  granting 
of  the  füll  franchise  to  persons  who  are  already  naturalised  shall  be  free 
of  cost. 

Art.  8.  No  person  who  is  not  considered  as  a  white  inhabitant  of  the 
South  African  Republic  shall  obtain  the  franchise,  in  accordance  with  Art  9 
of  the  Grondwet 

Art  9.  All  laws  and  provisions,  in  so  far  as  they  are  in  conflict  with 
this  Law,  are  hereby  repealed. 

Art  10.    This  law  comes  into  force  immediately  after  publication  in  the 

Staatscourant 

S.  J.  P.  Kruger, 
State  President; 
F.  W.  Reitz, 
State  Secretary. 
Government  Buildings,  Pretoria,  July  26,  1899. 


Schedule  A. 
I  at  present  resident  at  in  the 

South  African  Republic,  formerly  resident  at  in  , 

whose   occupation   is  ,   desiring  to   reside  for  good  in 

the  South  African  Republic,   hereby  give  notice  that  I,  years  from 

date,  will  make  application  for  letters  of  naturalisation  with  the  fall  franchise, 
and  declare  that  I  am  acquainted  with  the  duties  imposed  on  me  by  Law 
No.  ,  1899,  to  obey  the  laws  and  commit  no  crime  against  the  indepen- 
dence  of  the  South  African  Republic. 

Nr.    12038.     SÜDAPRIKAHISCHE    Republik.    —    Ausführungs- 
bestimmungen zum  Vorigen. 

29.  JuU  1899. 

Nr.  12038.  Tbo  followiug  instructious  have  been  issued  to  Landdrosts,  Special  Land- 

^R^pnbHk'!  <irosts,  Mining  Commissioners,  Resident  Justices  of  the  Peace,  and  Fieldcomets, 
29.joiii80».in  connection  with  the  new  Franchise  Law:  ||  Sir.  —  Whereas  Law  No.  3  of 
1899,  dealing  with  the  naturalisation  and  füll  franchise  of  the  South  African 
Republic,  would  give  rise  to  much  unnecessary  correspondence  between  officials, 
and  it  is  desirable  to  give  Instructions  regarding  the  application  of  the  Law, 
all  officials  entrusted  with  the  carrying  out  of  the  Law  are  requested  to  care- 
fuUy  consider  the  foUowing  Instructions  and  provisions  and  stnctly  confine 
themselves  thereto:  — 
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Fundämenfäl  DistincUon.  Nr.  12088. 

1.  In  this  Law  a  distinction  is  made  between  —    ||    (a,)   Naturalisation  s*^»^»^*»»- 

Beimbtik. 

withoüt  the  füll  franebise  —  this  is  granted  ander  the  provisions  of  and29.jiüii899. 
period  mentioned  in  Arts.  1  and  2  of  the  Law;  ||  (6.)  The  granting  of  the  fall 
franebise  witbont  accompanying  naturalisation  —  this  takes  place  when  a 
person  has  alreadj  obtalncd  nataralisation  without  the  fall  franebise,  and 
desires  to  obtain  the  fall  franebise  after  five  or  more  years.  This  obtaining 
of  the  fall  franchise  takes  place  ander  the  provisions  of  Seetions  (a),  (b),  and 
(e)  of  Art.  1  of  the  Law;  ||  (c.)  Nataralisation  with  the  fall  franebise  —  this 
is  granted  ander  the  provisions  of  and  period  mentioned  in  Arts.  3  and  4  of 
the  I^w.  II  In  the  cases  thas  of  nataralisation  with  or  withoat  the  fall  fran- 
chise, all  the  provisions  mentioned  in  seetions  (a),  (b),  (c),  and  (cl),  of  Art.  1 
of  the  Law  mast  be  falfilled,  wbile  in  the  granting  of  the  fall  franebise  onlj 
falfilment  of  the  provisions  of  seetions  (a),  (p),  and  (e),  of  the  said  Artiele  is 
reqaired. 

General  CertifkaUB  and  Procfs. 

2.  The  applicant  for  letters  of  nataralisation  with  or  witbont  the  fall 
franebise  sball  thas,  in  every  case,  falfil  the  followlng  points:  —  ||  (a.)  He  shall 
prodace  a  certificate  from  bis  Fieldcomet,  Landdrost,  and  Commandant,  to 
prove  bis  eontinaoas  registration  in  one  or  more  wards,  of  bis  domicile  in 
this  Bepnblie  for  the  period  reqaired,  of  bis  obedienee  with  the  laws,  and  of 
bis  not  having  committed  any  crime  against  the  independenee  of  the  Repablie.  i| 
This  certificate  takes  the  form  of  Scbedale  A  hereto  attaehed.  jj  N.B.  —  A 
person  retains  bis  domicile  in  this  Repablie  altboagh  he  is  temporarily  absent, 
so  long  as  the  Intention  of  permanently  residing  bere  can  be  proved.  ||  By 
obedienee  to  the  laws  of  the  land  is  meant  that  the  applicant  has  not  par- 
posely  set  bimself  against  the  laws.of  the  land.  It  does  not  mean  that  he 
has  in  all  cases  strictly  abided  by  the  laws.  jj  By  crime  against  the  indepen- 
denee of  the  State  is  meant  high  treason.  ||  If  the  applicant  has  negleeted  to 
register  bimself,  or  if  the  Fieldcornet,  Landdrost  or  Commandant  is  not  ae- 
qaainted  with  the  applicant,  he  (the  applicant)  shall  obtain  affidavits  of  two 
notable,  that  is  to  say,  well  known  and  respectable  fnlly  enfranehised  bargbers, 
in  aecordance  with  Scbedale  B,  hereto  attaehed,  in  which  is  stated  that  the 
applicant  has  resided  in  this  Repablie  for  the  reqoisite  nnmber  of  years,  has 
daring  that  time  obeyed  the  laws  of  the  land  and  committed  no  crime  against 
the  independenee  of  the  conntry.  ||  The  applicant  mast  also  make  an  affidavit 
of  Identification  to  the  effect  that  be  is  the  person  mentioned  by  the  registers 
of  the  Fieldcornet,  or  the  affidavits  of  the  two  bargbers  aforesaid,  and  that 
the  facts  mentioned  in  the  affidavits  are  correct.  ||  This  takes  the  form  of 
Scbedale  C.  ||  On  the  strenght  of  these  affidavits  then  the  Fieldcornet  and 
other  officials  sball  grant  the  necessary  certificate.  In  cases  where  the  appli- 
cant has  negleeted  to  register  bimself  the  Fieldcornet  sball  first  fine  bim  not 
more  than  £  1  10  s.,  register  bim  as  on  the  date  of  arriva],  and  then  grant 
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Nr.  12088.  him  thc  Certificate  (A).  ||  (6.)  The  applicaut  shall  make  an  affidavit  to  the 
^K^buiu  ®^^^^  ^^^  ^  ^^  ^^  ^^  dishoDouring  sentence  passed  on  him  in  this  coantry 
29.jaui899.or  elsewhere;  in  other  words,  no  sentence  for  high  treason,  morder,  rape, 
theft,  fraud,  perjory»  or  forgerj  (falsification).  ||  This  affidavit  takes  the  form 
of  8ch6dale  C  hereto  attached.  ||  (c.)  The  applicant  shall  give  proof  of  good 
condact,  consisting  of  certificates  from  ministers  or  anj  other  respectable 
persons  to  the  satisüaction  of  the  State  Secretary  and  State  Attorney.  ||  (d.)  The 
applicant  shall  fornish  proof»  consisting  of  his  own  affidavit  and  those  of  other 
respectable  persons»  or  of  such  other  proofs  as  the  State  Secretary  and  State 
Attorney  may  consider  adeqnate  —  to  show  that  he  has  onmortgaged  fixed 
property  to  the  valae  of  £  150»  or  pays  honse  rent  to  the  amoont  of  £  50 
per  annoni,  or  has  an  independent  ezistence  by  cattle-breeding  or  agricultore.  j 
N.B.  —  A  person  has  unmortgaged  fized  property  to  the  valae  of  £  150  so 
long  as  the  valae  of  the  property  ezceeds  the  bond  thereon  by  £  150  or 
more.  The  salary  or  wage  need  not  be  fixed  for  a  whole  year.  A  monthly 
salary  that  shall  total  £  100  per  annam  is  sofficient  ||  (e.)  The  applicant  shall 
take  the  oath  of  nataralisation  in  Schedale  D»  hereto  attached»  and  sign  it 
This  only  takes  place  when  the  letters  of  nataralisation  are  granted  to  the 
applicant  ||  {f.)  If  the  applicant  applies  for  letters  of  nataralisation  with  the 
fall  franchise»  in  accordance  with  Arts.  3  and  4  of  the  Law»  he  shall  also 
famish  proof  (as  herein  later  described)  that  he  has  given  the  necessary 
notice  in  accordance  with  Schedales  £  and  F.  ||  (jg.)  On  handing  in  these  proofo» 
as  hereinbefore  mentioned»  the  applicant  shall  deposit  £  2  with  the  Field- 
comet  for  the  stamp  to  be  affixed  to  the  letter  of  nataralisation  to  be  even- 
taally  granted.  If  this  is  not  granted  for  some  legal  reason  or  other  the 
applicant  is  refonded  his  £  2. 

Manner  of  Obtaining  LeUers  cf  Naturalisation. 

3.  The  manner  in  which  letters  of  nataralisation  are  obtained  ander  this 
law  shall  be  as  foUows:  —  The  applicant  goes  to  the  Fieldcornet  with  the 
proofs  as  contained  in  (6)»  (c)»  and  (d)  of  the  foregoing  Article.  If  he  is  not 
registered  in  the  Fieldcomet's  books»  or  is  not  known  to  the  Fieldcornet, 
Landdrost»  or  Commandant^  he  brings  the  affidavits  of  two  notable  foUy  en- 
franchised  bnrghers»  in  each  case  his  own  identification-affidavit  Thereapon 
the  Fieldcornet  grants  the  certificate  mentioned  ander  (a)  in  the  foregoing 
Article»  and  sends  it  to  the  Landdrost  and  Commandant  for  Signatare.  The 
Landdrost  then  sends  the  certificate  with  the  proofs  handed  in  to  the  State 
Secretary,  who  refers  them  to  the  State  Attorney  for  legal  ad  vice.  If  tbe 
State  Secretary  and  State  Attorney»  or»  in  the  highest  instance»  the  Execntive 
Coancil  has  no  objection  to  the  granting  of  the  letters  of  nataralisation,  then 
these  are  issned,  signed  by  the  State  Secretary  and  State  Attorney»  and  send 
to  the  Landdrost»  who  gives  the  applicant  notice  as  to  when  he  most  take 
tke  necessary   oath  and   will  receive  the  letters  of  nataralisation.   ||   If  the 
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Fieldcornet,  Landdrost,  or  Gommandant  refuses  to  grant  or  sign  the  certificate  Mr.  120S8. 
A,  the  applicant  may  send  in  a  complaint  to  the  Executive  Council,  through  ^J^pJIJh^' 
the  State  Seeretary.  89.jaui899. 


Naturalisation  wUhaut  Ikdl  Franchise, 
(Art  2  of  the  Law.) 

4.  The  applicant  for  naturalisation  without  the  füll  franchise  shall  band  in  to 
the  Fieldcomet  the  certificates  mentioned  in  (p),  (c),  and  (d)  of  Art  2.  He 
shall  also  prove,  by  banding  in  a  copy  of  the  Staatscourant,  or  even  by  giving 
the  date  of  the  Staatscourant  concemed,  that  he,  at  least  six  months  before 
this  application,  gave  notice  to  the  Fieldcomet  of  bis  Intention  to  obtain  letters 
of  naturalisation  in  accordance  with  Form  F.  If  he  has  been  registered  on 
the  Fieldcomet's  books  for  two  years  or  more,  or  if  he  hands  in  the  affi- 
dayits  of  two  notable  fully  enfranchised  burgbers  to  show  that  he  has  been 
doodciled  in  the.  Republic  for  at  least  two  ycars,  &c.,  and  hands  in  his  own 
identifieation  affidavit,  the  Fieldcomet  shall  make  out  the  certificate  in  accor- 
dance with  (a\  Art.  2,  and  send  it  through  in  the  manner  described  in 
Art  3.  II  N.B.  —  The  attention  of  the  Fieldcomet  is  drawn  to  the  punisbment 
proYided  for  in  Art.  2  of  the  Law. 

Obknning  FuU  IVanchise. 

5.  This  is  obtained  at  least  five  years  after  obtaining  letters  of  naturali- 
sation without  the  fuU  franchise.  The  applicant  shall  furnish  proof  to  the 
Fieldcomet  that  he  has  obtained  the  letters  of  naturalisation.  This  proof 
£hall  consist  of  the  handing  in  of  the  letters  of  naturalisation  obtained,  with 
the  applicant's  affidavit  thät  he  is  the  person  to  whom  these  were  granted, 
or  if  these  had  been  lost,  by  affidavits  to  the  effect  that  the  applicant  is  the 
person  who,  according  to  the  published  lists  of  burgbers,  obtained  the  letters 
of  naturalisation.  ||  He  shall  also  furnish  proof  that  he  was  domiciled  in  the 
State  for  at  least  five  years  after  naturalisation,  &c.,  as  enumerated  in  (a), 
(b),  (c)  and  (d)  of  Art  2.  ||  He  shall  also  prove  by  handing  in  a  copy  of  the 
Staatscourant  or  even  by  giving  the  exact  date  of  the  Staatscourant  concerned, 
that  he,  at  least  six  months  before  this  application,  gave  notice  to  the  Field- 
comet of  his  Intention  to  obtain  the  füll  franchise  in  accordance  with  Sche- 
diile  F.  Ij  The  manner  in  which  the  füll  franchise  is  obtained  is  the  same  as 
deseribed  in  Art  3,  only  that  the  oath  is  not  taken  when  the  letters  of  füll 
franchise  are  granted.    The  £  2  stamp  is  also  not  necessary  in  this  case. 

LeHers  of  Naturalisation  with  TW  Franchise. 

6.  For  this  a  domicile  of  at  least  seven  years  is  necessary.  The  period 
of  domicile  before  the  Coming  into  force  of  this  Law  is  taken  into  consideration 
just  as  mnch  as  that  after  the  Coming  into  force  of  this  Law.  The  case  of 
people  who   come  into  the  South  African  Bepublic  to  stay  after  the  coming 

SiaaU»r«hiT  LXIII.  ^ 
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into   force   of  this  Law   is  dealt  with  in  Art.  7,   while  that  of  newcomers 
Nr.  12088.  before  the  Coming  into  force  of  this  Law  is  dealt  with  in  Art  8. 

Sftdüfrikan. 
Republik. 

29.jaui899.       Petsofis  Coming  into  this  State  öfter  the  Coming  into  force  of  this  Law. 

7.  Besides  the  general  certificates  and  proofs  as  described  in  {a\  (p\  {c), 
and  (d)  of  Art  2,  the  applicant  shall  in  this  case  farther  prove,  bj  handing 
in  the  Staatsconrant,  or  even  by  stating  the  exact  date  of  the  Staatsconrant 
concemed,  that  he  before  or  at  the  commencement  of  the  period  of  seven 
years,  gave  notice  to  the  Fieldcomet  of  bis  intention  to  become  a  fullj  en- 
franchised  bnrgher  of  this  Repnblic  ||  This  notice  is  in  the  form  of  Sehe- 
dnle  E.  ||  The  applicant  shall  fnrther  prove  in  the  same  manner  that  he,  at 
least  six  months  before  this  application,  gave  notice  to  the  Fieldcomet  of  bis 
intention  to  obtain  letters  of  naturalisation  in  accordance  with  Schednle  F.  || 
8.  Persons  who,  before  the  Coming  into  force  of  this  Law,  came  to  the  Sonth 
African  Repnblic  to  staj,  are  divided  into  two  classes:  —  ||  1.  Those  who,  in 
accordance  with  the  retrospective  period  of  seven  jears  from  the  date  of 
Coming  into  the  State  are  entitled  to  letters  of  naturalisation  with  the  fall 
franchise  within  six  months  of  the  Coming  into  force  of  this  Law.  —  These 
persons  onlj  prodnce  the  certificates  and  proofs,  as  ennmerated  in  (a),  (b\  (c), 
and  (d)  of  Art.  2,  and,  therefore,  obtain  letters  of  naturalisation  with  the  fall 
franchise.  ||  2.  Those  who  are  only  entitled  to  letters  of  naturalisation  with 
the  fall  franchise  six  months  after  the  Coming  into  force  of  this  Law.  These 
persons  must  not  onlj  band  in  the  certificates  and  proofs,  as  ennmerated  in 
(a),  (6),  (c),  and  (d)  of  Art  2,  but  must  prove  by  handing  in  the  Staatcourant, 
or  stating  the  exact  date  of  the  Staatsconrant  concemed,  that  they,  within 
six  months  of  the  Coming  into  force  of  this  Law,  gave  notice  to  the  Field- 
comet of  their  intention  to  become  fully  enfranchised  burghers,  in  accordance 
with  Schednle  E.  ||  Those  persons  who  neglect  to  give  this  notice  within  the 
specified  period,  forfeit  their  right  to  letters  of  naturalisation  with  the  füll 
franchise,  under  the  retrospective  clauses  of  Art  4  of  the  Law,  and  are  dealt 
with  in  accordance  with  Arts.  4  and  5,  or  7,  that  is  to  say,  may  immediately 
allow  themselves  to  be  naturalised,  and  may  obtain  the  fall  franchise  five 
years  later,  or  may  now  give  notice  of  their  intention  to  become  fall  burghers 
and  can  obtain  the  fall  franchise  seven  years  thereafter. 

Touths. 
9.  Youths  born  in  this  State  or  not,  foUow  the  Status  of  the  father  be- 
fore their  sixteenth  year,  and  obtain  the  same  franchise  as  their  father  on 
their  sixteenth  year  by  registration  on  the  Fieldcornet's  books,  withoot  any 
farther  conditions.  ||  Male  children  of  strangers  may,  on  their  sixteenth  year, 
allow  themselves  to  be  naturalised,  and  may  obtain  the  fall  franchise  as  set 
forth  in  the  second  paragraph  of  Art.  6  of  the  law.  ||  10.  Persons  who  have 
obtained  the  fall  franchise  as  described  in  the  Law,  may,  if  registered,  vote 
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in  any  election  concerning  their  ward,  distriet,  or  the  whole  Republic,   as  set  Nr.  isoae. 
forth  in  the  first  paragraph  of  Art  4  of  Law  No.  3  of  1894.  11  Persona  who  ^f^!"* 
have  obtained  letters  of  natoralisation  without  the  fnll  franchise  maj,   if  re- 29. Jau  i899. 
gistered,  vote  in  any  election  conceming  their  ward»  or  district,  or  for  mem- 
bers  for  the  Second  Baad,  as  set  forth  in  the  third  paragraph  of  Art  14  of 
Law  No.  3  of  1894. 

In  Candusion. 
11.   In  conclnsion,  all  officials  concemed  are  reqnested  to  act  with  the 
greatest  speed  and  vigilance  in  dealing  with  applications  for  letters  of  natn- 
ralisaiion  and  the  fuU  firanchise. 

F.  W.  Reitz, 
State  Secretarj. 

Schednle  A. 
Certificate. 

The  andersigned,  Fieldcornet  for  the  ward  (town  or  viUage) 
district  herebj  certifj  that  the  name  of  at  present 

residing  within  the  ward  district  appears  in  the 

Fieldcornet's   Lists   of  this   ward  (town  or  yillage)  as  haying  arrived  in  this 
Repnblic  on  the  day  of  189    ,  and  is  registered  as 

haviog  left  this  ward  (town  or  village)  on  the  day  of 

189    ,  and  that  the  said  is  known  to  him  (the  Fieldcornet)  as 

haying  lived  here  for  at  least  years,  and  was  always  obedient  to 

the  laws  of  the  land  and  commltted  no  crime  against  the  independence  of  the 
coantry  (as  appears  from  the  affidavits  hereto  attached). 

This  day  of  189    . 

Fieldcornet 
Landdrost: 
Commandant: 


Schednle  B. 
AffidavU. 

I,  ,  fally  enfranchised  borgher  of  the  Sonth  African 

Repnblic,   residing  at  hereby  declare  nnder  oath  that  I  have 

been  acqnainted  with  ,  formerly  snbject  of 

at  present  residing  at  that  he  on 

came  to  settle  in  this  Repnblic  at  ,  and  has  retained  bis 

domicile  since  then;  that  he  according  to  my  best  knowledge,  has  obeyed  the 
laws  of  this  Repnblic  and  has  committed  no  crime  against  the  independence 
thereof. 

Swom  before  me  this  day  of  189    . 


20* 
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Nr.  1W88.  Schedule  C. 

8ftd»fHkui.  Affidavit. 

2».Juui899.         i^  ^  formerly  subject  of  ,  bom  at  , 

at  present  living  at  ,  hereby  declare  ander  oath  that  I 

am  the  person  mentioned  in  the  certificate  of  the  Fieldcoruet  of 
dated  (or  in  the  affidavits  of  dated 

),  and  at  present  make  application  for  letters  of  natoralisation;  and 
declare  that  the  facts  in  the  said  affidavits  are  correct,  and  also  that  I  have 
never  had  any  sentence  passed  on  me,  either  in  this  Repnblic  or  elsewhere, 
for  the  crimes  of  high  treason  morder,  rape,  theft,  fraad,  perjnry,  and  forgery 
(falsification). 

Sworn  before  me  this  day  of  189 


Schedule  D. 
Oath. 

I,  ,  tili  to-day  ,  bom  ,  desiring 

to  become  a  bnrgher  of  the  State,  and  having  falfilled  all  the  provisions  of 
the  Law  regarding  natoralisation,  swear  (or  solemnly  declare  that  the  taking 
of  an  oath  is  not  permitted  by  my  religion,  and  solemnly  promise  in  all 
n)[>rigthnesg  and  in  terms  of  Law  No.  3,  1899,  with  which  I  declare  to  be 
acquainted*)  that  I  shall  be  loyal  to  this  State,  shall  honour  and  support  its 
independence,  shall  snbject  myself  to  the  Grondweit  and  other  Laws  and  the 
lawfal  authorities  of  the  land,  and  shall  in  all  respects  condnct  myself  as  it 
behoves  a  loyal  bnrgher  of  the  State. 

So  tmly  help  me  Ood  (or  that  I  solemnly  promise). 

Sworn  before  me  at  ,  this  day  of 

*  The  commencement  of  Law  No.  3,  of  1899,  Art.  1,  section  D,  reads 
as  follows:  —  ||  The  person  desiring  to  be  natnralised  shall,  before  the  official 
granting  of  the  letters  of  naturalisation,  take  the  following  oath,  by  which 
he  will  be  understood  to  renoance  and  give  np  all  bnrgher- rights  enjoyed  in 
and  bnrgher  dnties  and  snbjection  to  any  other  State  or  rnler:  —  ||  I  swear 
(or  I  solemnly  declare  that  the  taking  of  an  oath  is  not  permitted  by  my 
religion,  and  solemnly  promise  in  all  righteonsness,  and  in  terms  of  Law 
No.  3,  of  1899,  with  which  I  declare  to  be  acqnainted)  that  I  shall  be  loyal 
to  this  State,  shall  honour  and  snpport  its  independence,  shall  subject  myself 
to  the  Orondwet  and  other  laws,  and  the  lawfal  authorities  of  the  land,  and 
shall  in  all  respects  condnct  myself  as  it  behoves  a  loyal  bnrgher  of  this 
State«     So  tmly  help  me  God  (or  that  I  solemnly  promise). 
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Schednle  E.  Nr.  1208& 

I  at  present  resident  at  ».Juiiisw. 

in  the  South  African  Republic,  formerlj  resident  at  in 

9  whose  occupation  is  de- 

siring  to  reside  for  good  in  the  South  African  Republic,  herebj  give  notice 
thit  I,  years  from  date,  will  make  application  for  letters   of  naturali- 

sation  with  the  füll  franchise,  and  declare  that  I  am  acquainted  with  the 
duties  imposed  on  me  by  Law  No.  3,  of  1899,  to  obej  the  laws  and  commit 
no  crime  against  the  independence  of  the  South  African  Republic 

Signatnre 

Date 


Schedule  F. 
Notice. 
I  at  present  residing  at 

in  the  South  African  Republic,  formerly  resident  at  in 

,  whose  occupation  is  desiring 

to  reside  for  good  in  the  South  African  Republic,  hereby  give  notice  that,  at 
least  six  months  from  the  date  of  this  notice,  I  shall  make  application  for 
letters  of  naturalisation  without  the  füll  franchise, 

Or  for  letters  of  naturalisation  with  the  füll  franchise. 
Or  for  the  obtaining  of  the  füll  franchise. 

Signature 
Date 


Nr.  12039.  OBOSSBBITAHniEN.  —  Der  Gouverneur  der  Kap- 
kolonie an  den  Kolonialminister.  Beschlnfe  der 
Sfldafrikanischen  Republik  Aber  die  Vertretung  der 

Goldfelder. 

4.46  p.m.,  July  27,  1899. 

Telegram.  ||  No.  1.    Folio wing  telegram  from  British  Agent:—  Nr.  12030. 

Begins:  It  is  announced  that  Executive  Council  yesterday  decided  to  give  ^.^^rjj, 
three  new  Members  in  each  Volksraad  for  the  Witwatersrands  goldfields.27.j«iii8w. 
That  is  to  say  with  the  existing  Members  four  in  each  Raad.  With  the 
Barberton  representatives  there  will  now  be  five  Members  to  represent  roining 
indostry  in  a  proposed  enlarged  House  of  31  Members.  A  Gommission  will 
be  appointed  to  divide  district  between  Krugersdorp  and  Boksburg  into  four 
electoral  constituencies.  Proposal  for  a  general  redistribution  scheme  for  the 
whole  Republic  has  been  shelved  sine  die.    Ends. 
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Nr.  12040.  OBOSSBBITANNIfiN.  —  Der  Kolonialminister  an  den 
Gonvernenr  der  Kapkolonie.  Bemerkungen  zu  den 
Reformen  in  der  Sfldafrikan.  Republik.  Frage  eines 
Schiedsgericht*) 

Downing  Street,  July  27,  1899. 
Nr.  12040.  gi-  II  f  he  successive  modifications  which  have  been  made  by  the  Govern- 

briunnien.  Hieut  of  the  South  Afrlcau  Repnbllc  since  the  Conference  of  Bloemfontein  in 
27.jniii899.t}jß  proposals  for  admitting  the  Uitlanders  to  some  share  of  representation  in 
the  government  of  the  country  have  foUowed  each  other  with  so  much  rapi- 
dity,  and  have  been  so  difficult  to  understand  as  reported  by  telegraph,  that 
Her  Majesty's  Government  have  been  unable  to  communicate  with  you  fully 
on  the  different  phases  of  this  question  as  they  have  been  in  tum  presented. 
Happily,  each  new  scheme  seems  to  have  been  an  advance  and  improvement 
upon  that  which  preceded  it,  and  Her  Majesty's  Government  hope  that  the 
latest  proposals  passed  by  the  Yolksraad  may  prove  to  be  a  b&sis  for  a 
settlement  on  the  lines  which  you  laid  down  at  the  Conference,  and  which 
Her  Majesty's  Government  have  approved.  ||  Before  examining  these  proposals 
it  will  be  convenient  to  state  the  objects  which  Her  Majesty's  Government 
have  desired  to  secure,  and  the  reasons  which  have  led  them  to  press  their 
Views  on  the  Government  of  the  South  African  Republic.  ||  Her  Majesty's 
Government  authorized  you  to  meet  President  Kruger  in  Conference  in  the 
hope  that  you  might,  in  concert  with  him,  arrive  at  an  arrangement  which 
they  could  accept  as  a  reasonable  concession  to  the  just  demands  of  the  Uit- 
lander  population  of  the  South  African  Republic.  They  tmsted  that,  foUowing 
upon  such  an  amicable  settlement,  a  further  arrangement  might  be  come  to 
whereby  the  many  other  differences  between  them  and  the  Government  of  the 
South  African  Republic  might  be  adjusted,  and  the  relations  between  the  two 
Govemments  placed  upon  a  perfectly  harmonious  footing.  These  hopes  were 
for  the  time  disappointed.  The  Conference  met  and  separated  without  any 
agreement  as  to  the  means  to  be  adopted  for  the  removal  of  that  discontent 
of  the  majority  of  the  inhabitants  of  the  Transvaal,  which  has  been  for  so  many 
years  a  menace  to  the  peace  and  a  hindrance  to  the  prosperity  of  the  whole 
of  South  Africa.  ||  The  Government  of  the  South  African  Republic,  in  the 
despatch  of  the  9th  of  June,  in  which  they  submit  proposals  for  arbitration 
to  which  I  will  presently  refer,  deplore  the  fact  that,  as  a  result  of  the 
disputes  which  arise  between  themselves  and  the  Government  of  Her  Majesty, 
''party  feeling  and  race  hatred  are  more  and  more  increased,  and  the  minds 
of  the  public  are  held  in  such  a  State  of  tension,  that  the  whole  of  South 
Africa  suffers  most  deeply  under  it,  and  is  bowed  down  thereby."  Her  Majesty's 
Government  agree  that  these  indirect  consequences  of  the  constantly  strained 
relations  between  the  two  countries  are  even  more  serious  than   the  results 


•)  Hauptinhalt  telegraphlft.    Red. 
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of  the  particular  acts  of  legislation  or  administration  of  which  thej  have  had  Nr.  iao4o. 
to  complain,  bat  they  must  point  out  that  this  deplorable  irritation  between  y^^iul^en. 
kindred  people,  whose  common  interests  and  neighboarhood  wonld  natnrally27*Jnin899. 
make  them  friends,  is  dae  primarily  to  the  fact  that  in  the  Sonth  African 
Repnblic  alone  of  all  the  States  of  South  Africa  the  Government  has  delibe- 
rately  placed  one  of  the  two  white  races  in  a  pösition  of  political  inferiority 
to  the  other,  and  has  adopted  a  policy  of  isolation  in  its  internal  concerns 
which  has  been  admitted  by  the  present  Prime  Minister  of  the  Cape  Golony 
to  be  a  source  of  danger  to  South  Africa  at  large.  It  is  this  policy,  enforced 
and  continually  extended  since  the  Convention  of  1884,  which  constitutes  the 
most  serious  factor  of  the  present  Situation.  ||  Besides  the  ordinary  obligations 
of  a  civilized  Power  to  protect  its  subjects  in  a  foreign  country  against  in- 
justice,  and  the  special  duty  arising  in  this  case  from  the  pösition  of  Her 
Majesty  as  the  Paramount  Power  in  South  Africa,  there  falls  also  on  Her 
Majesty's  Government  the  exceptional  responsibility  arising  out  of  the  Con- 
ventions which  regulato  the  relations  between  the  Government  of  the  South 
African  Republic  and  that  of  Her  Majestj.  '  These  Conventions  were  granted 
by  Her  Majesty  of  her  own  grace,  and  they  were  granted  in  the  füll  ex- 
pectation  that,  according  to  the  categorical  assurances  conveyed  by  the  Boer 
leaders  to  the  Royal  Commissioners  in  the  negotiations  preliminary  to  the 
Convention  of  1881,  equality  of  treatment  would  be  strictly  maintained  among 
the  white  inhabitants  of  the  Transvaal. 

It  may  be  well  to  remind  you  what  those  assurances  were,  as  detailed 
in  the  Blue  Book  of  May  1882.  At  the  Conference  of  the  lOth  May,  1881, 
at  Newcastle,  there  were  present:  Sir  Hercules  Robinson  (President),  Sir 
Evelyn  Wood,  Sir  J.  H.  De  Villiers,  Her  Majesty's  Commissioners;  and,  as 
Representatives  of  the  Boers,  Mr.  Kruger,  Mr.  P.  J.  Joubert,  Dr.  Jorissen,  Mr. 
J.  S.  Joubert,  Mr.  De  Villiers,  and  Mr.  Buskes.  ||  The  foUowing  report  of  what 
took  place  shows  the  nature  of  the  assurences  given  on  this  occasion:  — 1| 
"239.  {President).  —  Before  annexation,  had  British  subjects  complete  freedom 
of  trade  throughout  the  Transvaal;  were  they  on  the  same  footing  as  Citizens 
of  the  Transvaal?  ||  "240.  {Mr,  Kruger).— -Thej  were  on  the  lame  footing  as 
the  burghers;  there  was  not  the  slightest  difference  in  accordance  with  the  Sand 
River  Convention.  ||  "241.  {President).—!  presume  you  will  not  object  to  that 
continuing?  ||  "242.  {Mr.  Kruger).— l^o;  there  will  be  equal  protection  for  every- 
body.||"243.  {Sir  E.  WoöJ).— And  equal  Privileges?  ||  "244.  {Mr.  Kruger.)  — 
We  make  no  difference  so  far  as  burgher  rights  are  concemed.  There  may 
perhaps  be  some  slight  difference  in  the  case  of  a  young  person  who  has  just 
come  into  the  country,"  ||  At  the  Conference  of  the  26th  May,  1881,  at  New- 
castle, there  were  present:  Sir  Hercules  Robinson  (President),  Sir  E.  Wood, 
Sir  J.  H.  De  Villiers,  Her  Majesty's  Commissioners;  and,  as  Representatives 
of  the  Boers,  Mr.  J.  S.  Joubert,  Dr.  Jorissen,  Mr.  Pretorius,  Mr.  Buskes,  and 
Mr.  De  Villiers.  11    At  this  meeting  the  subject  of  the  assurances  was  again 
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Kr.  18040.  tish  Agent  on  the  12th  of  Jaly.    In  two  important  respects  this  draft  was  an 
^'**^V     advance  on  the  President's  earlier  proposals,  but  after  the  most  carefol  exa- 

briUnnien. 

27.  Juli  1899.  minatlon  of  its  ?ery  complicated  provisions,  Her  Majest/s  Government  reluc- 
tantly  came  to  the  conclasion  that  they  could  not  regard  the  new  scheme  as 
affording  any  basis  for  a  settlement  of  the  question,   or  as  one  that   wonld 
give  to  the  Uitlanders  an  immediate  and  reasonable  share  of  political  repre- 
sentations.  ||  It  is,  however,  a  matter  of  satisfaction  to  Her  Majesty's  Govern- 
ment to   leam   from   yonr  telegram   of  the  19th  of  Jaly  that  the  Govern- 
ment of  the  South  African  Republic  have  still  further  amended  their  proposals, 
and  that  the  Yolksraad   bas  now  agreed  to  a  measare  intcnded  to  give  the 
franchise   immediately  to   those  who  have  been  resident  in  the  coontry  for 
seven  years,  as  well  as  to  those  who  may  in  futnre  complete  this  period  of 
residence.    This  proposal  is  an  advance  on  previous  concessions,  and  leaves 
only  a  difference  of  two  years  between  yourself  and  President  Emger  so  far 
as  the  franchise  is  concemed.  ||  It  is  obvious,  however,  that,  as  you  pointed 
out  at  the  Conference,   no   pratical   resnlt  coold  foUow  from  any  franchise, 
however  liberal,  nnless  the  conditions  attached  to  its  acceptance  and  exercise 
are  reasonable,  and  unless  it  is  accompanied  by  the  addition  of  such  a  nomber 
of  representatives  to  the  constitaencies  chiefly  composed  of  Uitlanders  as  will 
cnable  the  newly   enfranchised  bnrghers  to  obtain  a  fair  share  of  represen- 
tation  in  the  First  Volksraad.   ||   The   object  of  Her  Majesty's  Government, 
which  they  are  led  to  believe  is  fully  appreciated  by  the  President,  has  been 
to   secore  for  the  Uitlanders   the   immediate  enjoyment   of  snch  a  share  of 
political   power  as   will  enable  them  by  the  election  of  members  from  their 
own  body  to  exercise  a  real  influence  on  legislation  and  administration,  without, 
however,  giving  them  the  proportion  of  representation  to  which  their  numbers, 
taken   alone,   might   entitle   them,   and   which   the  President  objected  wonld 
enable  them  immediately  to  swamp  the  influence  of  the  old  burghers.  ||  They 
observe,   however,   that  in  the  new  draft  Law,   as  in  the  propopals  which  it 
has   superseded,   there   are   still  a  nnmber  of  conditions  which  might  be  so 
interpreted   as  to  preclude  those  who  would  otherwise  be  qnalified  from  ac- 
qniring  the  franchise,   and  might,  therefore,   be  used  to  take  away  with  one 
band   what   has   been   given   with   the   other.     The  Provision  that  the  alien 
desirons  of  burghership  shall  prodnce  a  certificate,  and  Article  I.  (section  A) 
of  the  draft  Law,   of  continuous   registration  during  the  period  required  for 
naturalization  is  an  instance  of  this,  for  it  has  been  stated  that  the  Registration 
Law  has  been  allowed  to  fall  into  desuetude,   and  that  bat  few  aliens,  how- 
ewer  long  resident  in  the  country,  have  been  continuously  registered.   ||   Her 
Majesty's  Government  feel  assured  that  the  President,   having  accepted  the 
principle  for  which  they  have  contended,   will  be  prepared  to  reconsider  any 
detail  of  bis  scheme  which  can  be  shown  to  be  a  possible  hindrance  to  the 
füll  accomplishment  of  the  object  in  view.     They  trust,  therefore,  that  manj 
of  the  conditions  now  retained  may  be  revised,  and  that  the  residential  qnali- 
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fication  maj  be  forther  rednced,  since,  in  its  present  form,  it  will  differentiate  Nr.  12040. 
uDfavourably  the  conditions  of  naturalization  in  the  Transvaal  from  those  i,^^,",^^ 
existing  in  other  civilized  conntrles.  ||  Her  Majesty's  Government  assume  thatsr.jaiiisM. 
the  concessions  now  made  to  the  Uitlanders  are  intented  in  good  faith  to 
secnre  for  tbem  some  approach  to  the  eqnality  which  was  promised  in  1881; 
but  the  Points  thej  have  still  to  arge  for  the  consideration  of  the  Government 
ot  the  Sonth  African  Repnblic  are  of  great  importance,  and  reqnire  a  forther 
interchange  of  views  between  the  two  Govemments.  These  points  involve 
complicated  details  and  qaestions  of  a  technical  natore,  and  Her  Majesty's 
Government  are  inclined  to  think  that  the  most  convenient  way  of  dealing 
with  them  would  be  that  they  shonld  in  the  first  instance  be  discussed  by 
delegates  appolnted  by  you  and  by  the  Government  of  the  Sonth  African 
Bepublic,  who  shonld  report  the  resnlt  of  their  consnltation,  and  snbmit  their 
recommandations  to  yon  and  to  that  Government.  ||  If  a  satisfactory  agree- 
ment  on  these  points  can  be  reached  in  this  way  and  placed  on  record,  Her 
Majesty's  Government  are  of  opinion  that  it  shonld  be  accepted  by  the  Uit- 
landers, who  in  this  case  will  be  entitled  to  expect  that  it  will  not  be  nnl- 
lified  or  rednced  in  valne  by  any  snbseqnent  alterations  of  the  law  or[acts 
of  administration. 

The  settlement  of  this  most  important  snbject  will  greatly  facilitate  an 
nnderstanding  in  other  matters  which  have  been  the  sonrce  of  continnous  and 
ever  increasing  correspondence  belween  your  predecesf  ors  and  yonrself  and  Her 
Majesty's  Government.  There  have  been,  during  the  last  few  years,  a  number 
of  instances  in  which  Her  Majesty's  Government  contend  that  the  Conventions 
between  this  conntry  and  the  Sonth  African  Repnblic  have  been  broken  by 
the  latter  in  the  letter  as  well  as  in  the  spirit.  There  are  other  cases  again 
in  which  there  may  have  been  no  actnel  infraction  of  the  letter  of  the  Con- 
ventions, bnt  in  which  injnry  has  been  inflicted  on  British  snbjects,  for  which 
redress  is  reqnired  on  their  behalf.  ||  With  a  view  to  the  settlement  of  some, 
at  least,  of  these  qnestions,  the  Government  of  the  Sonth  African  Repnblic 
has  met  the  representations  of  Her  Majesty's  Government  with  an  offer  to 
snbmit  them  to  the  arbitration  of  some  foreign  Power.  In  view  of  the 
rclations  established  by  the  Conventions  of  Pretoria  and  London,  Her  Majesty's 
Government  have  feit  themselves  compelled  to  declare  emphatically  that  nnder 
no  circnmstances  whatever  will  they  admit  the  Intervention  of  any  foreign 
Power  in  regard  to  their  Interpretation  of  the  Conventions.  ||  Her  Majesty's 
Government  note,  however,  with  satisfaction  that,  in  the  course  of  the  dis- 
cnssion  at  Bloemfontein,  President  Kroger  withdrew  the  proposal  for  the  Inter- 
vention of  foreign  Power.  In  the  Memorandom  pot  in  by  him  at  the  after- 
noon  meeting  on  the  5th  of  Jnne,  he  spoke  of  bis  reqoest  for  arbitration  by 
other  than  foreign  Powers,  and  the  Government  of  the  South  African  Repnblic, 
in  a  commnnication  addressed  to  the  British  Agent  on  the  9th  of  Jone,  to 
which  I  have  already  referred,   has   modified  its   former   proposal  as  to  the 


Digitized  by 


Google 


316    Weitere  yerhandluDgen  zwischen  Grolsbritanniea,  der  SQdafrikaiL  Repablik  etc. 

Nr.  12040.  formation  of  a  Tribanal  of  ArbitratioQ,  so  as  to  snbstitate  for  a  fordgn 
bi^I^en.  Pö^®''  *  foreigner  as  President,  and,  therefore,  as  snpreme  Arbiter,  in  a  Conrt 
27.Joiii899.  to  be  otherwise  composed  of  two  members  nominated  respectively  by  her 
Majestj's  Government  and  by  the  Government  of  the  Sontb  African  Repoblxc 
This  proposal,  althoogh  in  a  different  form  to  those  previoosly  made,  is  eqnally 
objectionable,  inasmnch  as  it  involves  the  admission  of  a  foreign  element  in 
the  settlement  of  controversies  between  Her  Majesty's  Government  and  the 
Government  of  the  South  African  Bepnblic;  and  for  this  reason  it  is  im- 
possible  for  Her  Majesty's  Government  to  accept  it  ||  Her  Majesty's  Govern- 
ment recognize,  however,  that  the  interpretaUon  of  the  Conventions  in  matters 
of  detail  is  not  fi:ee  firom  difficnlty.  While  on  the  one  hand  there  can  be  no 
question  of  the  interpretation  of  the  preamble  of  the  Convention  of  1881 
which  govems  the  Articles  snbstitnted  in  the  Convention  of  1884,  on  the 
other  hand  there  may  be  fair  differences  of  opinion  as  to  the  interpretation 
of  the  detaiis  of  those  Articles,  and  it  is  onsatisfactory  that  in  cases  of 
divergence  of  opinion  between  Her  Majesty's  Government  and  the  Government 
of  the  Sonth  African  Bepnblic,  there  shonld  be  no  anthority  to  which  to 
refer  the  points  at  issne  for  final  decision.  ||  If,  therefore,  the  President  is 
prepared  to  agree  to  the  exclusion  of  any  foreign  element  in  the  settlement 
of  snch  dispntes,  Her  Majesty's  Government  wonld  be  willing  to  consider  how 
far  and  by  what  methods  snch  qnestions  of  interpretation  as  have  been  tbove 
alluded  to  conld  be  decided  by  some  jndicial  anthority  whose  independence, 
impartiality,  and  capacity  wonld  be  beyond  and  above  all  sospidon. 

After  the  discassion  by  delegates,  as  already  proposed,  of  the  detaiis  and  the 
technical  matters  involved  in  the  points  which  Her  Majesty's  Government  desire 
to  urge  for  the  consideration  of  the  Government  of  the  Sonth  African  Be- 
pnblic in  relation  to  the  political  representation  of  the  Uitlanders,  it  may  be 
desirable  that  yon  shonld  endeavonr  to  come  to  an  agreement  with  President 
Emger  as  to  the  action  to  be  taken  npon  their  reports  by  means  of  another 
personal  Conference.  ||  In  this  case,  the  occasion  wonld  be  a  snitable  one  for 
yon  to  discnss  with  bis  Honoor  the  matter  of  the  proposed  Tribnnal  of  Arbi- 
tration  and  those  other  qnestions  which  were  not  brought  forward  at  the 
Bloemfontein  Conference  becanse  of  the  failnre  to  arrive  at  an  nnderstanding 
on  the  qnestion  of  the  political  representation  of  the  Uitlanders,  bat  which, 
in  the  event  of  agreement  npon  that  question,  it  is  most  desirable  to  setüe 
at  an  early  date.  ||  Ton  are  requested  to  communicate  this  despatch  to  the 
Government  of  the  South  African  Bepnblic,  and  to  express  the  hope  of  Her 
Majesty's  Government  that,  in  view  of  the  urgent  neccssity  of  putting  an  end 
to  the  present  unsettled  State  of  affairs  in  Sonth  Africa,  the  Government  of 
the  South  African  Bepnblic  will  find  it  possible  to  agree  at  an  early  date  to 
the  proposals  made  therein. 
I  have,  <ftc, 

J.  Chamberlain. 
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Nr.  12041.  GEOSSBEITAlWIEir.  —  Der  Kolonialminister  an  den 
Gouverneur  der  Eapkolonie.  Soll  der  8ttdafrikan. 
Republik  neue  Yerhandlungen  vorschlagen.^) 

(Sent  5.40  p.m.,  July  81,  1899.) 
Telegram.  ||  31st  Julj.    No.  1.    I  now  authorize  you  to  invite  President  Nr.  i804i. 
Eruger  to  appoint  Delegates  to  discuss  with  ours  question  whether  reforms,  ^^^«^ 
whicb  Yolksraad  has  passed,   will  give  immediate  and  substantial  represen-8i.Jiüii899. 
tation  of  Uitlanders,  and  if  not,  what  additions  and  alterations  will  be  ne- 
cessary  in  order  to  secure  this  result.    If  invitation  is  accepted,  onr  Delegates 
would  not  be  precluded  from  raising  any  point  calculated  to  improve  measure; 
and  jou  will  instruct  them  to  press  for  earlj  report,   which   on  the  points 
mentioned  ought  not  to  be  difficult. 


Nr.    12042.    OBOSSBBITAHHIEN.   —    Derselbe  an  Denselben. 

Dasselbe. 

(Sent  4.25  p.m.,  August  1,  1899.) 
Telegram.  ||  Ist  August    No.  1.    My  telegram  of  Slst  July.    We  must  Nr.  12042. 
confine  proposed  Joint  inquiry,  in  the  manner  suggested  in  that  telegram,  to  |>JJ[^eo. 
question  of  political  representation  of  Uitlanders.    You  sbould,  however,  leti.Aiig.i899. 
President  Kruger  know  through  Greene  that  you  will  be  ready,  after  con- 
clusion  of  inquiry,  to  discuss  with  him,  not  only  the  report  of  the  inquiry  and 
the  l^anchise  question,  but  other  matters  as  well,  including  arbitration  without 
introduction  of  foreign  element. 


Nr.    12043.    GROSSBEirAHNIEir.    —    Der  Gouverneur  der   Kap- 
kolonie an  den  Kolonialminister.    Antwort 

(Received  2.38  p.m.,  August  4,  1899.) 

Telegram.  H  4th  August   No.  1.   British  Agent  telegraphs  as  follows:—  ||  Mr.  iao4S. 
JBegins:  Two  points  on  which  State  Secretary  asks  for  Information:  ||  (1)  Are  .^^^. 
Government  South  African  Republic   to  consider  as  one  proposition  the  two  4.  Aug.  1899. 
inessages  conveyed  in  your  telegrams  of  Ist  and  2nd  August  respecting  Joint 
inquiry  and  a  fnrther  possible  Conference?    ||    (2)   Do  the  words  ''arbitration 
without  the  introduction  of  foreign  element''  mean  arbitration  from  which  a 
foreign  Power  or  any  foreigner  is  excluded,  or  arbitration  on  matters  foreign 
to  other  matters  which  the  message  refers  to? 

I  have  told  him  that  in  my  opinion:  ||  (1)  The  two  messages  are  to  be 
taken  as  one  proposition,  and  ||  (2)  The  correct  Interpretation  of  the  words 
respecting  arbitration  is  the  first  one.  ||  Please  say  if  this  is  so.    Ends. 

FoUowing  are  the  two  messages  referred  to: —  ||  (1)  The  communication 
which  has  quoted  in  my  telegram  of  Ist  August,  No.  1.    This  had  been  sent 


*)  Am  1.  August  gab  Müner  die  Instruktion  weiter  an  den  Agenten  in  Pretoria.    Red. 


Digitized  by 


Google 


318    Weitere  Yerhandlangen  z wiBchen  Grolsbritannien,  der  Sttdaftikan  Republik  etc. 

Mr.  laois.  to  British  Agent  before  I  received  yoor  telegram  of  Ist  Angast,  No.  1,  aod|| 
briuonien.  (^)  ^^®  messEge  containcd  in  the  latter.  ||  Answer  o£  British  Agent  is  correct 
4.ABg.i899.on  both  points  I  think.*) 


Nr.  12044.  GEOSSBEITANHIEH.  —  Der  GouTerneur  der  Kap- 
kolonie an  den  Kolonialminister.  Nene  Vorschläge 
der  Stldafrikan.  Repnblik. 

5.  p.m.,  Augast  15,  1899. 

Nr.  12044.  TelcgTam.*  II  (Extract)  ||  15th  August    No.  1.    FoUowing  two  telegrams 

briu^nu«.  received  from  Greine:  — 

i5.Aag.i899.  No.  1.  Begins.  No.  248a.  The  South  Airican  Republic  Government 
will  write  me  a  note  to  the  effect  that  thej  are  willing  to  make  the  following 
proposals  to  Her  Majesty's  Government  provided  that  Her  Majestj's  Govern- 
ment are  willing  not  to  press  their  demand  for  the  proposed  Joint  inquiry 
into  the  political  representation  of  Uitlanders:  —  ||  I.  A  five  years'  retrospec- 
tive  franchise.  The  scheme  to  be  referred  to  the  people  immediately.  Go- 
vernment of  South  African  Republic  pledging  itself  to  support  measure  and 
to  get  people  to  adopt  it  There  would  be  an  adjournment  of  the  Volksraad 
at  once  for  the  above  purpose,  and  the  scheme  might  become  law,  within  saj 
a  fortnight.  ||  II.  The  Rand  to  get  eight  new  seats  in  the  First  Volksraad, 
making,  with  the  existing  members  for  Johannesburg  and  Barberton,  a  repre- 
sentation of  ten  seats  in  a  Volksraad  of  thirtj-six  for  the  Mining  Industrj. 
The  future  representation  of  the  Ooldfields  not  to  fall  below  this  proportion. 
If  desired,  the  same  number  of  seats  to  be  given  in  the  Second  Volksraad.  || 
III.  Both  old  and  new  population  will  be  entitled  under  this  franchise  to 
equal  rights  and  Privileges  in  regard  to  the  election  of  Commandant-General 
and  President.  ||  IV.  The  simple  details  of  the  Franchise  Law  to  be  discnssed 
with  the  British  Agent.  He  may  have  his  own  legal  adviser.  Anj  other 
points  which  maj  arise  to  be  discnssed  in  the  same  way.  jj  The  Government 
of  South  African  Republic,  in  putting  forward  the  above  proposals,  will  assume 
that  Her  Majest/s  Government  will  agree  that  a  precedent  shall  not  be  for- 
med  by  their  present  intervention  for  similar  action  in  future,  and  that  no 
future  interference  in  the  internal  affairs  of  the  Republic  will  take  place 
contrary  to  the  Convention.  Further,  that  Her  Majesty's  Government  will  not 
insist  further  upon  the  assertion  of  suzerainty,  the  controversy  on  this  subjeet 
being  tacitly  allowed  to  drop.  ||  Lastly,  as  soon  as  franchise  scheme  has  be- 
come law,  arbitration,  from  which  the  foreign  dement  is  excluded,  to  be  con- 
ceded.  In  the  meantime,  in  order  that  no  time  may  be  lost,  the  form  and 
scope  of  the  proposed  tribunal  to  be  discnssed  and  provisionally  agreed  upon 
while  the  franchise  scheme  is  being  referred  to  the  people.  ||  The  formal  note 


*)  Chamberlain  stimmt  zu.    Red. 


Digitized  by 


Google 


Weitere  Verbandlangeii  zwischen  Grofsbritannien,  der  Sttdafrikan.  Republik  etc.     319 

which   embodies  these  proposals  was  drafted  to-day  and  will  be  snbmitted  to  Mr.  12044. 
me  beforehand  for  approval,  as  soon  as  I  am  infonned  whether  Her  Majesty's  j,,|J^^|'^„ 
Government  will  consent  to  mj  negotiations  on  lines  specified  above.  ||  A  secondi5.Aiig.i899. 
long  explanatory  telegram  foliows  this.    Ends. 

No.  2.  No.  248  b.  Mj  telegram  No.  248  a.  On  Satorday,  State  Attorney 
sent  to  me  a  simplified  draft  franchise  law,  and  soanded  me  whether  Her 
Majest/s  Government  would  be  likely  to  consent  to  waive  their  demand  for 
the  Joint  inquiry  if  the  South  African  Republic  Government  offered  a  seven 
years'  retrospective  franchise  of  these  lines  with  a  fnrther  increase  of  seats.|{ 
I  suggested  that  I  should  have  a  personal  interview  with  the  State  Attorney. 
He  came  later  in  the  day,  and  I  spoke  to  him  very  seriously.  I  explained 
that  I  had  no  idea  whether  Her  Majesty's  Government  would  consent  not  to 
press  their  demand;  but  that  the  Situation  was  most  critical,  and  that  Her 
Majesty's  Government,  who  had  given  pledges  to  the  Uitlanders,  would  be 
bound  to  assert  their  demands,  and,  if  necessary,  to  press  them  by  force.  || 
I  Said  that  the  only  Chance  for  the  South  African  Republic  Government  was 
an  immediate  surrender  to  the  Bloemfontein  jninimum.  The  State  Attorney 
held  out  for  a  franchise  of  seven  years,  but  I  refused  to  make  any  Suggestion 
on  that  basis,  and  he  went  away.  We  came  together  again  last  night,  and 
the  State  Attorney  then  practically  offered  me  the  scheme  conveyed  in  my 
preceding  telegram,  which  I  promised  to  recommend  to  you  for  acceptance 
by  Her  Majesty's  Government  in  retum  for  waiving  the  proposal  of  a  Joint 
enquiry.  ||  I  have  not  in  any  way  committed  Her  Majesty's  Government  to 
acceptance  or  refusal  of  proposal;  but  I  have  said  that  I  feel  sure  that  if,  as 
I  am  solemnly  assured,  the  present  is  a  bon&  fide  attempt  to  settle  the 
political  rights  of  our  people  once  for  all,  the  Government  of  the  South 
African  Republic  need  not  fear  that  we  shall  in  the  fature  either  wish  or 
have  cause  to  interfere  in  their  interal  affairs.  I  have  said  as  regards  suze- 
rainty  that  I  feel  sure  Her  Majesty's  Government  will  not  and  cannot  abandon 
the  right  which  the  preamble  to  the  Convention  of  1881  gives  them,  but  that 
they  will  have  no  desire  to  hurt  Boer  susceptibilities  by  publicly  reasserting 
it,  so  long  as  no  reason  to  do  so  is  given  them  by  the  Government  of  the 
South  African  Republic.  ||  As  regards  arbitration,  they  are  willing  that  we 
should  have  any  of  our  own  judges  or  lawyers,  English  or  Colonial,  to  repre- 
sent  US,  and  that  the  President  or  Umpire  should  be  equally  English,  Colonial, 
or  Boer.  H  As  regards  representation  of  ^oldfields  in  future,  State  Attorney 
contends  that  fature  extension  of  franchise  to  the  new  popnlation  will  not, 
ander  the  proposed  scheme,  be  restricted  to  the  Rand,  but  will  be  extented 
to  such  other  goldfields  as  are  fairly  entitled  thereto.  ||  As  regards  guarantee 
of  Her  Majesty's  Government,  this  would  be  covered  by  exchange  of  the  note 
of  South  African  Republic  Government  and  the  note  of  Her  Majesty's  Govern- 
ment in  reply.  ||  As  regards  election  of  President  and  Commandant-General, 
should  there  be  any  change  from  the  manner  of  election  existing  at  present. 
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Nr.  19044.  it  would  bave  to  be  discassed  between  us.    Meanwhile  new  population  would 

briu^niMi  ^®  ^"  *^^  ^^^^^  ^^^^  ^^^  Burghers  ander  existing  conditions.  ||  As  regards  new 

i5.Aog.i899.  law,  it  has  been  simplified  immenselj.   ||   As  regards  suggested  possibility  of 

further  Conference ,  State  Attomey  anticipates  that  this  maj  now  be  allowed 

to  lapse.  II  As  regards  langoage,  the  new  members  of  the  Yolksraad  woold  ose 

their  own. 


Nr.    12045.     GEOSSBBITAHHIEir.  —  Derselbe  an  Denselben.  Vor- 
läufige Instruktionen  an  den  Agenten  in  Pretoria. 

8.  a.m.  August  la  1899. 

Nr.  1S045.  Telegram.  ||  (Extract.)  ||  17th  August    No.  2.    I  have  instmcted  British 

britlll^ien.  ^^^^  ^  ^^^^o^«,  as  a  first  Step:  — 

18. Aug.  1809.  Bogins:  If  the  South  African  Bepublic  Government  should  replj  to  the 
inyitation  to  a  Joint  inquiry  put  forward  by  Her  Majest/s  GrOYemment  by 
formally  making  the  proposals  described  in  your  telegram,  such  a  course  would 
not  be  regarded  by  Her  Majesty's  Government  as  a  refusal  of  their  offer,  bat 
they  would  be  prepared  to  consider  the  reply  of  the  South  African  Bepublic 
Government  on  its  merits.  Please  see  State  Secretary  and  inform  him  accor- 
dingly.    Ends. 


Nr.    12046.     OBOSSBBITAHHIBH.  —  Derselbe  an  Denselben.    Die 

Sfldafrikan.    Bepublik    formulirt    ihre    Vorschläge 

näher. 

August  22  and  23,  1899. 

Nr.  1204«.  Telegram.  ||  22nd  August.    No.  2.    I  have  received  to-day  following  two 

briulnien.  ^^^^  ^^^  South  Africau  Bepublic  Government  to  British  Agent:  — 
22. 11.28. Aug.  First,  begins:  19th  August,  Sir,  With  reference  to  your  proposal  for  a 
Joint  enquiry  contained  in  your  despatches  of  the  2nd  and  3rd  August*), 
Government  of  South  African  Bepublic  have  the  honour  to  suggest  the  follo- 
wing alternative  proposal  for  consideration  of  Her  Majesty's  Government,  which 
this  Government  trusts  may  lead  to  a  final  settlement.  (1.)  The  Government 
are  willing  to  recommend  to  the  Volksraad  and  the  people  a  5  years'  retro- 
spective  franchise,  as  proposed  by  His  Excellency  the  High  Commissioner  on 
the  Ist  June,  1899.  (2.)  The  Government  are  further  willing  to  recommend 
to  the  Volksraad  that  8  new  seats  in  the  First  Volksraad,  and,  if  necessary, 
also  in  the  Second  Volksraad,  be  given  to  the  population  of  the  Witwaters- 
rand,  thus  with  the  2  sitting  members  for  the  Goldfields  giving  to  the  popu- 
lation thereof  10  representatives  in  a  Baad  of  36,  and  in  fnture  the  represen- 
tation  of  the  Goldfields  of  this  Bepublic  shall  not  fall  below  the  proportion 

•)  Nr.  12041  ff. 
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of  one-fonrth  of  the  total.  (3.)  The  new  Burghers  shall  eqnallj  with  the  old  Nr.  isom. 
Burghers  be  entiüed  to  vote  at  the  election  for  State  President  and  Com-  |>^|^J„. 
mandant-General.     (4.)  This  Government  will  alwajs  be  prepared  to  take  intoa3t«n*28.Aiig. 

1809 

consideration  such  friendly  suggestions  regarding  the  details  of  the  Franchise 
Law  as  Her  Majestj's  GoTernmont,  throngh  the  Britisch  Agent,  may  wish  to 
conyej  to  it  (5.)  In  putting  forward  the  i^bove  proposals  Government  of 
South  African  Bepablic  assumes:  (a)  That  Her  Majest/s  Government  will 
agree  that  the  present  intervention  shall  not  form  a  precedent  for  fatnre 
similar  action  and  that  in  the  future  no  interference  in  the  internal  affairs  of 
the  Bepablic  will  take  place,  (d)  That  Her  Majestj's  Government  will  not 
fnrther  insist  on  the  assertion  of  the  snzerainty,  the  controversy  on  the  sub- 
ject  being  allowed  tacitly  to  drop.  (c)  That  arbitration  (from  which  foreign 
element  other  than  Orange  Free  State  is  to  be  excluded)  will  be  conceded  as 
soon  as  the  franchise  scheme  has  become  law.  (6.)  Immediately  on  Her 
Majesty's  Government  accepting  this  proposal  for  a  settlement,  the  Govern- 
ment will  ask  the  Yolksraad  to  adjourn  for  the  purpose  of  Consulting  the 
people  about  it,  and  the  whole  scheme  might  become  law  say  within  a  few 
weeks.  (7.)  In  the  meantime  the  form  and  scope  of  the  proposed  Tribunal 
are  also  to  be  discussed  and  provisionally  agreed  upon,  while  the  franchise 
scheme  is  being  referred  to  the  people,  so  that  no  time  may  be  lost  in  putting 
an  end  to  the  present  State  of  affairs.  The  Government  trust  that  Her 
Majesty's  Government  will  clearly  understand  that  in  the  opinion  of  this 
Government  the  existing  Franchise  Law  of  this  Bepublic  is  both  fair  and 
liberal  to  the  new  population,  and  that  the  consideration  that  induces  them 
to  go  further,  as  they  do  in  the  above  proposals,  is  their  strong  desire  to  get 
the  controversies  between  the  two  Governments  settled  and  further  to  put  an 
end  to  present  strained  relations  between  the  two  Governments  and  the  in- 
calculable  härm  and  loss  it  has  already  occasioned  in  South  Africa,  and  to 
prevwt  a  racial  war  from  the  effects  of  which  South  Africa  may  not  recover 
for  many  generations,  perhaps  never  at  all,  and  therefore  this  Government, 
having  regard  to  all  these  circumstances  would  highly  appreciate  if  Her 
Majest/s  Government,  seeing  the  necessity  of  preventing  the  present  crises 
from  developing  still  further  and  the  urgence  of  an  early  termination  of  the 
present  State  of  affairs,  would  expedite  the  acceptance  or  refusal  of  the  settle- 
ment  here  offered.    (Signed)  F.  W.  Beitz.    Ends. 

Second.  Beceived  by  telegraph,  begins:  21st  August.  Sir,  In  continuation 
of  my  despatch  of  the  19th  instant  and  with  reference  to  the  communication 
to  you  of  the  State  Attomey  this  morning,  I  wish  to  forward  to  you  the 
following  in  explanation  thereof,  with  the  request  that  the  same  may  be 
telegraphed  to  His  Excellency  the  High  Commissioner  for  South  Africa,  as 
forming  part  of  the  proposals  of  this  Government  embodied  in  the  above- 
named  despatch.  (1.)  The  proposals  of  this  Government  regarding  question 
of  franchise  and  represeutation  contained  in  that  despatch  must  be  regarded 

8t»»iiarebiT  LXIÜ.  21 
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Nr.  1904«.  as  expressly  conditional  on  Her  Majest/s  GoverDment  consenting  to  the  points 
brisen.  ^^^  ^^^^  ^"  Paragraph  6  of  the  despatch,  viz.:  (a)  In  futare  not  to  interfere 
2a.n.8S.Aaff.in   Internal  affairs   of  the  Sonth  African  Repnblic.     (6)  Not  to  insist  forther 
^^^'      on   its  assertion   of  existence  of  snzerainty.     (c)   To  agree    to   arbitration. 
(2.)   Beferring  to  paragraph  6  of  the  despatch,  this  Government  tmsts  that 
it  is   clear  to  Her  Majestj's  Government  that  this  Government  has  not  con- 
snlted   the  Yolksraad  as  to  this  qnestion  and  will  only  do  so  when  an  affir- 
mative replj  to  its  proposals  has  been  reeeived  from  Her  Majestj's  Govern- 
ment.   (8igned)  F.  W.  Reitz.    Ends. 


Nr.    12047.    OBOSSBBITAjmiEn.  —  Der  Kolonialminister  an  den 
Gonvernenr  der  Eapkolonie,  Forderungen  Englands. 

Sent  4.  p.m.,  August  23,  1899. 
Nr.  12047.  Telegram.  ||  23rd  August    No.  4.    You  sbould  call  attention  of  British 

^'^^     Agent  to  the  following  points  of  difference  betwcen  the  South  African  Bepublic 

britannien.      »  «  »^  »^ 

23.Aag.i89«.  Govemment's  formal  note  and  previous  conversation  between  him  and  the 
State  Attomej:  ||  1.  There  were  to  be  no  complicated  conditions  attached  to 
the  new  law.  ||  2.  The  new  members  for  the  Goldfields  were  to  be  allowed  to 
use  their  own  language.  ||  3.  The  South  African  Bepublic  Government  were  to 
discnss  with  Her  Majestj's  Government  anj  futnre  change  in  the  election  of 
President  and  Gommandant- General.  ||  4.  They  were  to  discnss  with  British 
Agent,  assisted  bj  adviser,  the  details  of  the  new  scheme.  Anj  other  points 
which  arose  in  connection  with  it  were  to  be  discusscd  in  the  same  way.  || 
5.  The  two  Govemments  were  to  exchange  notes.  ||  On  all  these  points  we 
assume  that  South  African  Bepublic  Government  adhere  to  proposals  made 
by  State  Attorney,  but  desire  to  be  assured  by  formal  note  that  this  is  so. 


Nr.    12048.    OBOSSBBIIAnifflEN.  —  Der  Eolonialminister  an  den 
Gouverneur  der  Kapkolonie.  Antwort  auf  Nr.  12046. 

Sent  4.20  p.m.,  August  28,  1899. 
Nr.  12048.  Telegram.  ||  28th  August    No.  1.    Communicate  following  to  Government 

britl^i'en.  ^^  ^outh  African  Bepublic:  — 

saAng.iei!».  "Her  Majesty's  Government  have  considered  the  proposals  which  the 
South  African  Bepublic  Government  in  their  notes  to  the  British  Agent  of 
19th  and  21st  August  have  put  forward  as  an  alternative  to  those  contained 
in  my  telegram  of  31st  July.*)  Her  Majest/s  Government  assume  that  the 
adoption  in  principle  of  the  franchise  proposals  made  by  you  at  Bloemfontein 
will  not  be  hampered  by  any  conditions  which  would  impair  their  effect,  and 
that  by  proposed  increase   of  seats  for  the  Goldfields  and  by  other  provisions 


•)  Nr.  12041.    Bed. 
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the  Sonth  African  Repnblic  GoTernment  lotend  to  grant  Immediate  and  sub-  Nr.  12048. 
stantial  representation  of  the  Uitlandera.  That  belng  so,  Her  Majesty's  Go-  i,„^^^„ 
vernment  are  onable  to  appreciate  the  objections  entertained  bj  the  Govern-28.Aag.i899. 
ment  of  the  Sonth  Afriean  Bepnbllc  to  a  Joint  Gommission  of  Inqniry  into 
the  complicated  details  and  technlcal  questions  npon  which  the  practical  effect 
of  the  proposals  depends.  Her  Majestj's  Government,  however,  will  be  ready 
to  agree  that  the  British  Agent,  assisted  bj  such  other  persons  as  yoa  may 
appoint,  shall  make  the  investigatlon  necessary  to  satisfy  them  that  the  result 
desired  will  be  achleved  and,  faillng  thls,  to  enable  them  to  make  those 
saggestions  which  the  Government  of  the  Sonth  African  Repnblic  State  that 
they  will  be  prepared  to  take  into  consideration.  Her  Majesty's  Government 
assnme  that  every  facility  will  be  given  to  the  British  Agent  by  the  Govern- 
ment of  the  Sonth  African  Bepnbllc,  and  they  would  polnt  out  that  the  Inqniry 
will  be  both  easier  and  shorter  if  the  Government  of  the  Sonth  African 
Bepnbllc  will  omit  In  any  fntnre  Law  the  complicated  condltlons  of  reglstration, 
qoallfication  and  behavlonr  which  accompanied  previons  proposals,  and  wonld 
have  entirely  nnllified  their  beneficial  effect.  ||  ''Her  Majest/s  Government  hope 
that  the  Government  of  the  South  African  Bepnbllc  will  wait  to  receive  their 
saggestions  fonnded  on  the  report  of  the  British  Agent's  investigatlon  before 
snbmitting  a  new  Franchise  Law  to  the  Yolksraad  and  the  Bnrghers.  ||  "With 
regard  to  the  condltlons  of  the  Government  of  the  Sonth  African  Bepnbllc; 
First,  as  regards  Intervention;  Her  Majesty's  Government  hope  that  the  fnlfil- 
ment  of  the  promlses  made  and  the  just  treatment  of  the  Uitlanders  in  future 
will  render  onnecessary  any  fnrther  Intervention  on  their  behalf,  bat  Her 
Hajestj's  Government  cannot  of  coarse  debar  themselves  from  their  rights 
ander  the  Conventions  nor  dlvest  themselves  of  the  ordinary  obligations  of  a 
civüized  Power  to  protect  its  subjects  in  a  foreign  conntry  from  injnstlce. 
Sccondly,  with  regard  to  snzerainty  Her  Majesty's  Government  wonld  refer 
the  Government  of  the  Soath  African  Bepnbllc  to  the  second  paragraph  of 
my  despatch  of  13th  Joly.  Thirdly,  Her  Ulajest/s  Government  agree  to  a 
discnsslon  of  the  form  and  scope  of  a  Tribunal  of  Arbitration  from  which 
forelgners  and  foreign  Influence  are  excluded.  Such  a  discussion,  which  will 
be  of  the  hlghest  importance  to  the  futare  relations  of  the  two  countries, 
ahould  be  carried  on  between  the  President  and  yourself,  and  for  this  pur- 
pose  It  appears  to  be  necessary  that  a  fnrther  Conference,  which  Her  Majesty's 
Government  suggest  should  be  held  at  Cape  Town,  shonld  be  at  once 
arranged.  ||  ''Her  Majesty's  Government  also  deslre  to  remlnd  the  Government 
of  the  South  African  Bepnbllc  that  there  are  other  matters  of  difference 
between  the  two  Governments  which  will  not  be  settled  by  the  grant  of 
polltical  representation  to  the  Uitlanders,  and  which  are  not  proper  subjects 
for  reference  to  arbitration.  It  is  necessary  that  these  should  be  settled  con- 
currently  with  the  questions  now  under  discussion,  and  they  will  form,  with  the 
questionof  arbitration, proper  subjectsfor  consldcration  at  the proposed Conference/' 
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Nr.  12049.  GEOSSBWTAHHIEH.  —  Der  Gouverneur  der  Kap- 
kolonie an  den  Koloniaiminister.  Antwort  der  Süd- 
afrikanischen Republik  auf  das  Vorige. 

2.  a.m.,  Sei^tember  6,  1899. 
Nr.  12049.  Toiegram.  ||  5th  September.    No.  2.    Eeferring   to  my  teiegram  of  to- 

brita^^en  ^^^*  ^^'  ^'  ^"^^''^  ^*  translatiou  of  note  dated  2nd  September: — 
6.8«pt.i8»9.  Begins:  I  ha?e  the  honour  to  acknowledge  your  Honour's  despatch  of 
30th  August  II  with  the  emandation  thereof  of  Ist  September  ||.  This  Govern- 
ment has  observed  with  the  deepest  regret  tbat  Her  Majestj's  Government 
have  not  been  able  to  decide  on  accepting  the  proposal  for  a  five  years' 
franchise  and  extension  of  the  representation  of  Witwatersrand  with  the  con- 
ditions  attached  thereto,  set  forth  in  its  notes  of  19th  August  and  2l8t  August, 
the  more  so  that  from  semi-offidal  discnssions,  which  have  been  brought 
to  the  knowledge  of  Her  Majesty's  Government^  they  had  thought  that  they 
might  infer  that  their  proposal  would  have  been  acceptable  to  Her  Majesty's 
Government  As  a  consequence  of  that  communication  this  Government  con- 
siders  that  its  proposal  has  lapsed  whereby  also  lapses  the  necessity  for 
laying  it  before  the  representatives  of  the  people  and  the  people.  ||  (2.)  This 
Government  wishes  to  remark,  with  reference  to  Observation  of  the  Secretary 
of  State  for  the  Golonies  that  Her  Majesty's  Government  is  nnable  to  perceive 
the  objections  entertained  by  Government  of  South  African  Bepublic  against 
a  Joint  commission  of  inquiry  as  proposed,  that  the  objections  to  the  in- 
vitation  as  given  in  the  telegraphic  despatch  of  2nd  August,  have  already 
been  set  forth  in  a  communication  dated  12th  August  (sent  to  your  Honour 
yesterday).  ||  (3.)  As  regards  a  unilateral  (in  place  of  a  Joint)  inquiry  as  now 
proposed  by  Her  Majesty's  Government  this  Government  wishes  to  mako 
known  its  readiness  wberever  it  may  appear  that  the  existing  franchise  law 
can  be  made  still  more  effective,  to  lay  before  the  Volksraad  proposals  for 
altering,  or  making  it  clearer«  If  they  can  be  of  assistance  to  Her  Majesty's 
Government  with  any  Information  or  explanation  they  are  always  ready  to 
fumish  this;  though  it  appears  to  it  that  the  findings  of  a  unilateral  Com- 
mission, especially  when  arrived  at  before  the  working  of  the  law  has  been 
duly  tested,  would  be  premature  and  thus  probably  of  little  value.  ||  (4.)  Passing 
now  to  the  discussion  of  the  observations  of  Her  Majesty's  Government  ou 
the  conditions  attached  by  this  Government  to  the  proposal,  which  has 
now  lapsed  in  consequence  of  the  non-acceptance  by  Her  Majesty's  Govern- 
ment of  these  stipulations,  the  Government  wishes  to  observe  (o.)  That  with 
reference  to  the  question  of  intervention,  this  Government  has  neither  asked, 
nor  intented,  that  Her  Majesty's  Government  should  abandon  Any  right  which 
it  really  might  have,  on  the  ground  either  of  the  Convention  of  London  1884, 
or  of  international  law  to  intervene  for  the  protection  of  British  subjects  in 
this  country.  (d.)  That  as  regards  the  assertion  of  suzerainty  its  non-existence 
has^  as  this  Government  venture  to  think,  already  been  so  elearly  stated  in 


Digitized  by 


Google 


Weitere  Yerhandlungen  zwischen  Grofsbritannien,  der  S&dafrikan.  Republik  etc.    325 

its  despatch  of  16th  April  1898  that  it  wonld  be  saperfluous  to  repeat  here  ^r.  19049. 
the  facts  arguments  and  dednctions  stated  therein;  it  simply  wishes  to  remark  Britannien. 
here  that  it  abides  bj  its  views  expressed  in  that  despatch.  6.sept.i899. 

(6.)  With  reference  to  a  Court  of  Arbitration  this  Government  is  pleased 
to  see  that  Her  Majesty's  Government  is  ready  to  enter  on  negotiations 
toQching  the  scope  and  form  of  such:  thongh  it  is  not  clear  to  it  (o.)  whether 
Her  MajestT's  Government  is  willing  that  burghers  of  Orange  Free  State 
should  be  eligible  for  appointment  as  Members  of  such  a  Conrt  (6.)  What 
subjects  should  be  referred  for  the  decision  of  such  Ck)urt.  (c.)  What  subjects 
Her  Majestj's  Government  consider  should  not  be  snbmitted  to  such  Court: 
Her  Majesty's  Government  State  that  there  are  such  points  without  specifying 
them.  The  object  (?  aimed)  at  by  this  Government,  namely,  the  assurance 
of  a  final  settlement  of  all  points  whether  now  in  dispute  of  arising  hereafter, 
might  it  considers  be  altogether  frustrated  by  these  limitations.  ||  (6.)  With 
reference  to  the  Suggestion  for  holding  another  Conference,  this  Government 
will  await  fnrther  Information  from  Her  Majesty's  Government  before  it  can 
go  further  into  the  matter.  ||  (7.)  Moreover,  this  Government  begs  to  remark 
that  the  proposal  made  by  it  with  reference  to  the  franchise  and  the  represen- 
tation  of  the  Uitlanders  was  extremely  liberal,  and,  in  fact,  as  regards  the 
representation,  went  farther  than  the  High  Commissioner  contemplated  at  the 
Bloemfontein  Conference.  The  stipulations  attached  by  this  Government  to 
that  proposal  were  most  reasonable,  and  demand  on  the  side  of  Her  Majesty's 
Government  no  abandonment  of  existing  rights,  but  solely  the  obtaining  of  the 
assurance  that  Her  Majesty's  Government  would  in  fnture  as  regards  this 
Republic  simply  abide  by  the  Convention  of  London,  1884,  and  the  generally 
recognized  rules  of  international  law;  moreover,  that  on  points  of  difference 
a  principle  should  be  brought  into  practice  whose  reasonableness  and  justice 
are  recognized  by  all  civilized  States,  and  of  which  this  Government  under- 
stand  that  Her  Majesty's  Government  is  a  strong  advocate.  1)  (8.)'  This  Govern- 
ment could  never  have  anücipated  that  the  answer  of  Her  Majesty's  Govern- 
ment to  their  proposal  would  be  unfavourable,  and  they  can  only  continue  to 
cherish  this  hope  that  the  terms  of  both  this  and  former  Communications  will 
give  an  opening  for  a  way  through  which  a  good  nnderstanding  and  a  Solution 
of  existing  differences  may  be  arrived  at.  ||  (9.)  Thougb  it  can  in  no  wise 
abandon  any  of  its  rights,  this  Government  would  nevertheless  be  glad  to  con- 
vince  and  satisfy  Her  Majesty's  Government  that  the  franchise  law  now  passed 
and  these  extension  [?]  of  the  representation  with  4  new  seats  will  immediately, 
if  taken  advantage  of,  give  a  substantial  representation  to  the  üitlander  po- 
pulaüon,  and  that  for  the  rest  it  is  its  intention  to  continue  working  with 
Her  Majesty's  Government  on  a  friendly  footing.  ||  (10.)  This  Government, 
baving  regard  to  the  difference  that  in  their  opinion  exists  between  the  in- 
vitation  as  put  forward  in  the  telegraphic  despatch  of  2nd  August'  and  that 
conveyed   in  the  despatch  of  27th  July  from  the  Secretary  of  State  for  the 
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Nr.  19049.  Golonies,  and  fnrther  to  the  fact  that  in  the  last  named  it  is  stated  tbat  the 
britAnnitn.  ™^^^  suitable  waj  of  dealing  with  points  involving  oomplicated  details  and 
6.8«pt.j899.questions  of  a  technical  natare  wonld  be  to  discuss  them  in  the  first  place 
by  delegates  appointed  bj  botb  GoYemments,  who  sboold  report  the  resnlt  of 
their  deliberations,  and  submit  their  recommendations,  to  the  two  OoYemments 
respectiveljy  and  assaming  that  it  is  not  intended  therebj  to  interfere  in  the 
internal  affairs  of  this  Repnblic  or  to  establish  precedent,  bat  simplj  to  gain 
information  and  elacidations  whether  the  measares  ahready  taken  are  effectnal 
or  not,  and,  if  not,  to  show  this  Government  where  such  is  the  case,  this 
Govemment  wonld  be  glad  to  leam  firom  Her  Majesty's  Government  how  they 
propose  tbat  the  Gommission  shonld  be  constitnted,  and  what  place  and  time 
for  meeüng  is  snggested.  While  this  Govemment  wishes  to  confine  itself  for 
the  present  to  the  above  point  as  regards  the  answer  to  the  despatch  of 
27th  Joly  it  proposes  to  send  on  shortly  the  fnrther  reply  as  already  in- 
timated  yesterday.— (Signed)  F.  W.  Reitz.    Ends. 

The  commnnication  dated  12th  August  to  which  the  above  refers  had 
also  reached  me  through  Greene.  It  is  a  draft  of  despatch  in  reply  to 
Greene's  note  of  2nd  August,  which  has  never  been  signed,  bat  was  held  over 
in  consequence  of  the  subsequent  pourparlers.  It  seems  unnecessary  to  tele- 
graph  draft,  which  is  very  long,  verbatim.    Substance  is:  — 

Firstly. — Joint  inquiry  wonld  prejudice  right  of  füll  independence  in  in- 
ternal affairs  repeatedly  recognized  by  Great  Britain.  ||  Secondly. — Assaming 
intention  of  Her  Majesty's  Govemment  is  only  to  get  information  and  assu- 
rances  with  reference  to  signification,  tendency,  and  scope  of  franchise  law, 
and  plan  of  represention  of  Uitlanders,  ends  can  be  equally  well  obtained  by 
asking  questions  and  obtaining  information,  in  which  Gk>verament  willing  to 
assist.  II  Thirdly.—At  the  same  time  difficult  to  form  judgment  as  to  effective- 
ness  of  a  law  tili  it  has  been  in  Operation  some  time.  Suggested  therefore 
inquiry  if  held  now  wonld  be  premature.  ||  Fourthly.— Govemment  of  South 
African  Repnblic  assumes  Her  Majesty's  Govemment  acquainted  with  contents 
of  franchise  law  recently  passed.  ||  Fifthly.  —  Govemment  proposes  to  grant 
4  new  members  in  each  Raad  to  Goldfields.  Division  of  fields  has  been  en- 
trusted  to  commission  of  officials.  ||  Sixthly.  —  It  is  intended  new  members 
shonld  take  their  seats  not  later  than  next  session.  ||  Seventhly.— Hints  given 
by  High  Commissioner  at  Bloemfontein  have  been  kept  in  view,  and  Govem- 
ment of  South  African  Repnblic  can  assure  Her  Majesty's  Govemment  mea- 
sures  will,  if  Uitlanders  make  use  of  them,  give  actual  and  immediate  re- 
presentation.  jj  Eighthly.—Govemment  do  not  wish  to  be  understood  that  there 
will  [be]  difficulty,  if  Her  Majesty's  Govemment  shonld  so  wish,  about  Con- 
ference for  friendly  discussion  of  all  points  of  difference  or  common  interest 
in  spirit  of  Bloemfontein.  ||  Ninthly.  —  Govemment  regret  that  according  to 
reports  in  newspapers  Ministers  Her  Majesty  the  Queen  have  stated  promises 
made  to  British  subjects  have  not  been  fulfilled.    Govemment  Claims  to  have 
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falfilled  all  promises.    This,  too,  might  be  discussed  at  Conference.   ||   Tenthlj.  Nr.  12049. 
—Government  nnderstands  with  pleasnre  prospect  of  friendly  negotiations  for  ^^nu^er' 
settlement  differences  bj  arbitration.  6.s«pt.i899. 

Nr.  12050.  OBOSSBBTTAinnEir.  —  Der  Eolonialminister  an  den 
Gouvernenr  der  Kapkolonie.  Ablebnnng  der  Vor- 
schläge der  Stldafrikan.  Repablik. 

Sent  1.15  a.m.,  September  9,  1899. 

Telegram.  ||  8th  September.  Nr.  6.  Communicate  following  to  the  Go-  '''•  '^^• 
vemment  of  the  Sonth  African  Repnblic  in  replj  to  their  note  of  2nd  Sep-  britannien. 
tember  transmitted  in  your  telegram  of  5th  September,  No.  2: —  «.8«pt.i899. 

Her  Majesty's  Government  anderstand  the  note  of  the  Sonth  African 
Repnblic  Government  of  the  2nd  September  to  mean  that  their  proposals 
made  in  their  note  of  the  19th  August  are  not  withdrawn  because  the  reply 
of  Her  Majesty's  Government  contained  in  their  note  of  the  30th  August 
with  regard  to  future  intervention  and  sozerainty  is  not  acceptable.  ||  Her 
Majesty's  Government  have  absolutely  repudiated  the  view  of  the  political 
Status  of  the  South  Afirican  Repnblic  taken  by  the  Government  of  the  South 
African  Repnblic  in  their  note  of  the  16th  April,  1898,  ||  and  also  in 
their  note  of  the  9th  May,  1899  ||  in  which  they  claim  the  Status  of  a 
Sovereign  International  State,  and  they  are  therefore  unable  to  consider 
any  proposal  which  is  made  conditional  on  the  acceptance  by  Her  Majesty's 
Government  of  these  views.  ||  It  is  on  this  ground  that  Her  Majesty's  Govern- 
ment have  been  compelled  to  regard  the  last  proposal  of  the  Government  of 
the  South  African  Repnblic  as  nnacceptable  in  the  form  in  which  it  has  been 
presented.  ||  Her  Majesty's  Government  cannot  now  consent  to  go  back  to  the 
proposals  for  which  those  in  the  note  of  19th  August  are  intended  as  a  Sub- 
stitute, especially  as  they  are  Batisfied  that  the  law  of  1899  in  which  these 
proposals  were  finally  embodied  is  insufftcient  to  secure  the  immediate  and 
substantial  representation  which  Her  Majesty's  Government  have  always  had 
in  view  and  which  they  gather  from  the  reply  of  the  Government  oi  the 
Sonth  African  Republic  that  the  latter  admit  to  be  reasonable.  Moreover, 
the  presentation  of  the  proposals  of  the  note  of  the  19th  of  August  indicates 
that  the  Government  of  the  South  African  Repnblic  have  themselves  recog- 
nized  that  their  previous  offer  might  be  with  advantage  enlarged,  and  that  the 
independence  of  the  South  African  Republic  would  be  thereby  in  no  way  impaired. 

Her  Majesty's  Government  are  still  prepared  to  accept  the  offer  made  in 
paragraphs  1,  2,  and  3  of  the  note  of  the  19th  August  taken  by  themselves, 
provided  that]]  the  inquiry  which  Her  Majesty's  Government  have  proposed, 
whether  Joint  —  as  Her  Majesty's  Government  originally  suggested  —  or  uni- 
lateral, shows  that  the  new  scheme  of  representation  will  not  be  cncumbered 
by  conditions  which  will  nuUify  the  Intention  to  give  substantial  and  immediate 
representation    to    the  Uitlanders.    In  this  connection  Her  Majesty's  Govem- 
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Nr.  19060.  nient  assame  that,  as  stated  to  tbe  British  Agent,  the  new  members  of  the 
britonniM.  ^^^^  ^^^  ^^  penoitted  to  use  their  own  langnage.  ||  The  acceptance  of  these 
9.8apt.  1899.  terms  by  the  Government  of  the  Sonth  African  Repnblic  woald  at  once  remove 
the  tension  between  the  two  Governments,  and  would  in  all  probability  render 
nnnecessarj  any  fnrther  Intervention  on  the  part  of  Her  Majesty's  Government 
to  secnre  the  redress  of  grievances  which  the  Uitlanders  would  themselves  be 
able  to  bring  to  the  notice  of  the  Executive  and  the  Raad.  ||  Her  Majestj's 
Government  are  increasingly  impressed  with  the  danger  of  further  delay  in 
relieving  the  strain  which  has  already  caused  so  much  injury  to  the  interests 
of  South  Afnca,  and  they  eamestly  press  for  an  immediate  and  definite  reply 
to  their  present  proposal.  ||  If  it  is  acceded  to  they  will  be  ready  to  make 
immediate  arrangements  for  a  further  Conference  between  the  President  of  tbe 
South  African  Republic  and  the  High  Commissioner  to  settle  all  the  details 
of  the  proposed  Tribunal  of  Arbitration,  and  the  questions  referred  to  in 
the  note  of  the  SOth  August,  which  are  neither  Uitlander  grievances  nor 
questions  of  interpretation ,  but  which  might  be  readily  settled  by  friendly 
Communications  between  the  representatives  of  the  two  Governments.  1  If, 
however,  as  they  most  anxiously  hope  will  not  be  the  case,  the  reply  of  the 
South  African  Republic  Government  is  negative  or  inconclusive,  Her  Majesty's 
Government  must  reserve  to  themselves  the  right  to  recondder  the  Situation 
de  novo,  and  to  formulate  their  own  proposals  for  a  final  settlement 


Nr.    12051;     0B08SBSITAHHIEN.    —    Der  Gouverneur    der  Kap- 
kolonie an  den  Kolonialminister.    Zusats   cur  Note 
•     der  Sfldafrikan.  Republik  vom  2.  September. 

10.46  p.m.,  September  8,  1899. 
Nr.  18061.  (Extract)  II  8th  September.    No.  2.    Greene  telegraphs  as  follows:  —  || 

brituinien.  B^gins:  Sth  September.  I  have  received  a  visit  from  the  State  Secretary 
8.s«pt.i899.  who  has  informed  me  that,  in  accordance  with  a  Suggestion  made  by  the 
President  of  the  Orange  Free  State  and  friends  in  Cape  Colonie,  the  Govern- 
ment of  the  South  African  Republic  desire  to  add  the  foUowing  sentence  to 
the  tenth  paragraph  of  their  note  of  2nd  September:  ''This  Government  being 
quite  willing  to  enter  such  Conference." 


Nr.  12052.  OBOSSBBITAHHIBir.  —  Derselbe  an  Denselben.  Be- 
schlufs  des  Yolksraads  der  Sttdafrikan.  Republik 
über  Krieg  und  Frieden. 

8.  a.m.,  September  9,  1899. 
Nr.  18062.  Tclegram.  ||  Sth  September.    No.  3.    Referring  to  my  telegram  of  yester- 

britumien.  ^^Yf  ^^-  '^t   British  Agent  telegraphs:  —    ||    Debate  continued  in  Raad  this 
9  S6.ik.  1899.  moruing;  Resolution  unanimously  carried  to  the  following  effect:  ||  Raad  regrets 


Digitized  by 


Google 


Weitere  Yerhandlungen  zwischen  Grolsbritaniiien,  der  SQdafrikan.  Republik  etc.    329 

armed  troops  are  stationed  on  borders  and  declares  its  opinion  that  shoold  Hr.  laoss. 
possible  eventaalitj  war  the  Transvaal  wonld  not  be  responsible  for  the  cause  ^,^|^^ 
of  that  war.    It  resolved  to  await  resnlt  of  forther  negotiations  between  two9.8«pt.i89o. 
Govemments,  and   to  declare  emphaticaUj  its  determination  to  maintain  the 
independence  and  rights  of  the  people  of  the  South  African  Bepublic. 


Nr.    12053.    OBOSSBEITANNIEH.    —    Der    Gouverneur    der  Kap- 
kolonie an  den  Eolonialminister.    Übersendet  eine 
Depesche  des  Ministers   der  Sfidafrikan.  Bepublik; 
Beitz  bedauert  die  Haltung  der  engl.  Begierung. 
(Despatched  IL  p.ni.,  16th  September;  received  7.80  a.m.,  September  17,  1699.) 
Telegram.   ||    16th  September.    No.  4.    FoUowing  is  South  African  Be-  ^f*  i>o^ 
public  Government  reply:  —  ||  Begins:  ||  Sir,  —  South  African  Bepublic  Go-  briunnien. 
vcmment    have    had    the    honour    to    acknowledge    receipt    of  your  note  ^^-^p^-^^^* 
12th  September,  in  answer  to  their  note  2nd  Sept^nber. 

In  answer,  this  Government  wishes  to  State  that  it  leams  with  a  feeling 
of  deep  regret  that  it  must  understand  that  Her  Majesty's  Government  with- 
draws  Crom  the  invitation  sent  in  your  letter  of  23rd  August,  and  accepted 
by  this  Government,  and  Substitutes  in  its  place  an  entirely  new  proposal.  || 
The  proposal  which  has  now  lapsed,  contained  in  the  letters  of  this  Govern- 
ment of  19th  August  and  21st  August,  was  induced  by  suggestions  given  by 
British  Agent  to  State  Attomey,  and  these  were  accepted  by  this  Government 
in  good  faith,  and  on  express  request,  as  equivalent  to  an  assurance  that  the 
proposal  would  be  acceptable  to  Her  Majesty's  Government  ||  It  was  in  no 
way  the  object  of  this  Government,  either  then  or  now,  to  make  any  needless 
recapitulations  of  its  contention  about  its  political  Status  as  an  independent 
State  as  defined  by  Convention  of  London,  1884,  but  only  to  try  to  put  an 
end  to  the  State  of  tension  by  meeting  Her  Migesty's  Government  upon  a 
proposal  which  it  supposed  to  be  constituted,  both  in  spirit  and  in  form,  in 
such  a  way  as  it  was  given  to  understand  to  be  satisfaetory  to  Her  Majesty's 
Government.  ||  This  Government  cannot  disguise  from  itself  that  in  making  the 
proposals  contained  in  its  note  of  19th  August,  it  probably  ran  the  danger 
not  only  of  its  being  disclaimed  by  South  African  Bepublic  Yolksraad  and 
people,  but  also  that  its  acceptance  might  affeot  the  independence  of  State  by, 
as  therein  proposed,  giving  an  immediate  vote  in  the  Legislature  of  the  State 
to  6  large  number  of  inpouring  Uitlanders,  but  it  set  against  that  the  con- 
tinuous  threatening  and  undoubted  danger  to  its  highly-prized  independence 
arising  from  claim  of  suzerainty  made  by  Her  Majesty's  Government,  from 
the  interference  of  that  Government  in  the  internal  affairs  of  this  Bepublic, 
and  from  the  want  of  an  automatically  working  manner  of  regulating  diffe- 
rences  between  Her  Majesty's  Government  and  this  Government,  and  was  in 
consequence  prepared  to  recommend  to  South  African  Bepublic  Yolksraad  and 
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Nr.  12068.  to  pcople  to  Tun  the  danger  attached  to  offer  made,  in  order  to  avoid  the 
britaMira.  <^^u^tJ  of  ^^0  greater  danger.  ||  Inasmnch,  however,  as  the  conditioiks  attached 
i7.s«pt.i899.to  the  proposal,  the  acceptance  of  which  constitnted  the  onlj  consideration 
for  its  offer,  have  been  declared  onacceptable,  it  cannot  nnderstand  on  wbat 
groonds  of  jostice  it  can  be  expected  that  it  shonld  be  boond  to  grant  the 
rest,  and  with  a  view  to  the  assnrance  given  bj  Secretary  of  State  for  Colo- 
nies  that  he  wonld  not  consider  the  said  offer  as  a  refosal  in  answer  to  bis 
invitation  to  a  Joint  inqnirj  based  npon  existing  Franchise  law  and  scheme  of 
representation  for  Witwatersrand  gold  fields,  it  cannot  anderstand  why,  as 
soon  as  this  invitation  was  accepted  (as  was  done  bj  this  Government  in  its 
note  2nd  September),  Her  Majestj's  Government  declares  that  it  cannot  any 
longer  agree  to  the  inqoiry  on  this  snbject,  and  for  porposes  which  that  Go- 
vernment itself  proposes. 

It  is  also  not  clear  to  this  Grovernment  on  what  groands  Her  Majesty's 
Government,  after  having  recently  by  means  of  its  invitation  intimated  that  it 
coold  not  declare  withoat  an  inqairy  whether  franchise  law  and  resolntions 
taken  aboot  representation  woold  afford  immediate  and  sabstantial  represen- 
tation to  the  üitlanders  in  Sonth  African  Republic  is  to-day  in  a  position, 
withont  having  made  any  inqairy  so  far  as  this  Grovernment  is  aware^  before 
the  law  can  have  been  tested  in  its  Operation,  to  declare  that  the  measare 
jast  mentioned  is  insafficient  for  the  object  contemplated. 

It  trasts  that  it  will  clearly  appear  from  the  foregoing  that  Her  Majest/s 
Government  is  ander  a  misonderstanding,  if  it  sapposes  that  this  Government 
has  ever  recognised  that  it  has  considered  the  lapsed  proposal  contained  in 
the  letter  19th  Aagast,  withoat  the  conditions  imposed  therein  and  repeated  in 
the  note  21st  Aagast,  as  a  reasonable  proposal,  or  made  it  as  a  proposal, 
and  still  less  that  this  Government  was,  or  is,  of  opinion  that  its  earlier  pro- 
posal coald  be  extended  with  advantage  to  the  Repablic  withoat  observance 
of  those  conditions,  or  that  the  Repablic  woald  not  saffer  any  violation  of 
its  independence.  ||  However  earnestly  this  Government  also  desires  to  find  an 
immediate  and  satisfactory  coarse  by  which  existing  tension  shoold  be  broaght 
to  an  end,  it  feels  itself  qaite  anable,  as  desired,  to  recommend  or  propose 
to  Soath  African  Repablic  Yolksraad  and  people  the  part  of  its  proposal 
contained  in  paragraphs  1,  2,  and  3  of  its  note  19th  Aagast,  omitting  the 
conditions  on  the  acceptance  of  which  alone  the  offer  was  based,  bat  declares 
itself  always  still  prepared  to  abide  by  its  acceptance  of  the  invitation  [ofj 
Her  Majesty's  Government  to  get  a  Joint  Gommission  composed  as  intimated 
in  its  note  of  2nd  September.  It  cousiders  that  if  conditions  are  contained 
in  the  existing  franchise  law  which  has  beep  passed,  and  in  the  scheme  of 
representation,  which  might  tend  to  frastrate  object  contemplated,  that  it  will 
attract  the  attention  of  the  Gommission,  and  thas  be  broaght  to  the  knowledge 
of  this  Government.  ||  This  Government  has  noticed  with  sarprise  the  assertion 
that  it  had  intimated  to  British  Agent  that  the  new  members  to  be  chosen 
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for  South  African  Repnblic  Volksraad  shonld  be  allowed  to  ose  their  own  Kr.  laois. 
langnage.  If  it  is  thereby  intended  that  this  OoTemmeiit  wonld  have  agreed  ,^,^[^^ 
that  anj  other  than  the  langnage  of  the  conntry  wonld  have  been  used  in  the  i7.8«pft.i8w. 
deüberations  of  the  Volksraad,  it  wishes  to  deny  eame  in  the  strongest  manner. 
Leaving  aside  faet  that  it  is  not  competent  to  introdnce  anj  snch  radical 
change,  they  have,  np  to  now,  not  been  able  to  anderstand  the  necessity  or 
even  advisability  of  making  a  recommendation  to  the  Volksraad  in  the  spirit 
snggested.  Hence  also  the  immediate  and  ezpress  denial  given  to  British 
Agent  by  State  Attomey  to  any  question  of  that  natnre.  ||  Inasmuch  as  the 
proposal  for  any  forther  Conference  has  been  made  specially  dependent  on 
the  acceptance  of  a  proposal  which  this  Government  does  not  feel  at  liberty 
to  recommend  to  Volksraad ,  it  woold  perhaps  be  prematore  to  deal  with  it 
fnrther  at  the  present  üme.  It  merely  wishes,  however,  to  remark  that  it 
has  not  yet  been  made  clear  to  it  which  are  the  definite  questions  which 
woold  be  discassed  [at]  proposed  Conference,  and  which  could  not  be  subjected 
to  arbitration,  bnt  it  is  pleased  to  see  that  Her  Majesty's  Government  thinks 
that  they  coold  readily  be  settled  by  means  of  friendly  discnssions,  while  it 
forther  welcomes  with  moch  pleasore  prospect  disclosed  by  Her  Majesty's 
Government  of  the  introdoction  of  a  Coort  of  Arbitration  for  the  decision  of 
all  points  of  difference  and  points  to  be  discossed  at  the  Conference,  and  is 
ready  and  willing  to  co-operate  towards  the  composition  of  soch  a  Coort,  and 
that  the  more  as  it  is  its  firm  intention  to  abide  entirely  by  the  Convention 
of  London,  1884,  as  its  efforts  have  been  continooosly  to  do.  ||  Finally  this 
Government  continoes  to  cherish  hope  that  Her  Majesty's  Government  on 
forther  consideration  will  feel  itself  free  to  abandon  idea  of  making  new  pro- 
posals  more  difficolt  for  this  Government,  and  imposing  new  conditions,  and 
will  declare  itself  satisfied  to  abide  by  its  own  proposal  for  a  Joint  Commis- 
sion  as  first  proposed  by  Secretary  of  State  for  Colonies  in  Imperial  Parlia- 
ment,  and  sobseqoently  proposed  to  this  Government  and  accepted  by  it  If 
Her  Majesty's  Government  is  willing,  and  feels  able  to  make  this  decision,  it 
woold  pot  an  end  to  the  present  State  of  tension,  race  hatred  woold  decrease 
and  die  out,  the  prosperity  and  welfare  of  Sooth  African  Bepoblic  and  of 
whole  of  Sooth  Africa  woold  be  developed  and  forthered,  and  fratemization 
between  the  different  nationalities  woold  increase.  F.  W.  Beitz, 

State  Secretary.    Ends. 

Nr.  12054.  OBOBBBBITANHIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.  Korre- 
spondenz mit  dem  Oranje-Freistaat  Aber  die  An- 
sammlong  britischer  Troppen    an    der  Grenze    der 

Bepoblik. 

8.60  p.m.,  September  19,  1899.      ^^  ^^^ 

Telegram.  ||  19th  September.    No.  2.    Lancashire  Begiment  is  being  dis-     Orob- 

patched  to  Kimberley;  it  will  also  goard  Orange  Biver  Bridge.  ||  I  wired  this  i9.8«pt.i»M. 
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Kr.  1S054.  moming  to  President  Orange  Free  State  as  follows:  —  ||  "I  have  tbe  honour 
britAuSfB.  ^ö  inform  your  Hononr  that  it  has  been  deemed  advisable  by  tbe  Imperial 
i9.8«pi.itM.  military  authorities  to  send  detacbment  of  tbe  troops  ordinarily  stationed  at 
Cape  Town  to  assist  in  secnring  tbe  line  of  commnnication  between  tbe  Oolony 
and  tbe  Britisb  territories  lying  to  tbe  nortb  of  it  As  tbis  force,  or  a  por- 
tion  of  it,  may  be  stationed  near  tbe  borders  of  tbe  Orange  Free  State,  I 
tbink  it  desirable  to  acqnaint  yonr  Hononr  witb  tbis  movement,  and  tbe 
reason  for  it,  in  order  to  prevcnt  any  misconception  on  tbe  part  of  tbe 
Bargbers  of  tbe  Orange  Free  State  of  tbe  object  whicb  tbe  military  antbo- 
rities  bare  in  yiew.  The  movement  in  qnestion  is  in  no  way  directed  against 
the  Orange  Free  State,  nor  is  it  dne  to  any  anxiety  as  to  tbe  Intention  of 
the  latter,  as  I  rest  fnlly  satisfied  witb  the  declaration  on  tbis  point  contained 
in  yonr  Hononr's  telegram  of  16th  Angnst  last.  ||  ''I  take  tbis  opportanity  of 
making  a  general  Statement  of  the  attitnde  of  Her  Majest/s  Government  at 
the  present  jnnctnre,  whicb,  in  view  of  the  many  cnrrent  misapprehensions  on 
the  snbject.  Her  Majesty's  Government  have  authorized  me  to  convey  to  yonr 
Hononr.  ||  Her  Majesty's  Government  still  bope  for  a  peacefnl  settlement  with 
the  Government  of  the  South  African  Republic.  Should  tbis  bope,  bowever, 
nnfortnnately  be  disappointed,  they  look  to  the  Government  of  the  Orange 
Free  State  to  preserve  strict  nentrality  and  to  prevent  any  military  inter- 
vention  by  any  of  its  Citizens.  They  are  prepared  to  give  formal  assurance 
that  in  that  case  the  integrity  of  tbe  territory  of  tbe  Orange  Free  State 
will  nnder  all  circumstances  be  strictly  respected.  There  is,  as  far  as  Her 
Majesty's  Government  are  aware,  absolutely  no  cause  to  justify  any  disturbance 
of  the  friendly  relations  between  Great  Britain  and  the  Orange  Free  State. 
It  is  entirely  untrue  that  Her  Majesty's  Government  desire  to  impair  the  in- 
dependence  of  the  Orange  Free  State,  towards  whicb  Republic  they  are  ani- 
mated  by  the  most  friendly  sentiments.*' 

He  has  just  replied  as  follows:  —  ||  Begins:  Tour  Ezcellency's  telegram 
of  tbis  day.  I  share  with  yonr  Excellency  tbe  hopefulness  of  a  friendly 
settlement  of  the  differences  whicb  have  arisen  between  Her  Majesty's  Govern- 
ment and  the  Government  of  South  African  Republic  being  still  arrived  at. 
I  cannot  even  now  see  that  those  differences  justify  the  use  of  force  as  the 
only  Solution  thereof.  Both  on  tbis  account  and  seeing  the  existing  state  of 
tension  bere  as  elsewhere  in  South  Africa,  I  note  with  apprehension  and  regret 
the  Intention  of  Her  Majesty's  Government  to  send  detachments  of  the  troops 
ordinarily  stationed  at  Oape  Town  northwards,  witb  a  view  to  having  same  or 
any  portion  thereof,  stationed  near  tbe  border  of  tbis  State.  Wbilst  tbis 
Government  will  continue  to  do  all  in  their  power  to  alley  excitement,  I  cannot 
help  impressing  upon  your  Excellency  the  fact  that  if  the  proposed  course 
be  pursued,  following  as  it  will  on  other  military  preparations  near  our  border, 
it  will  not  improbably  be  considered  by  our  Burghers  as  a  menace  to  tbis 
State,  and   will  [?]  in   any   case   naturally   create  a  very   strong  feeling  of 
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distrost  and  unrest  amongst  thenu    If  unwished-for  developments  shonld  arise  Nr.  19054. 
therefrom,  the  responsibility  will  not  rest  witb  thia  Government  ||  I  will  sab-  brSli!!^«!. 
mit  yonr  Excellencj's  telegram  to  the  Yolksraad  earlj  in  its  session,   which  i9*8tpt.i8»». 
opens  OD  Tharsday  nezt  and  meanwhile  bog  to  assnre  yoor  Ezcellency  that 
tbis  Government  would  view  witb   deep  regret   any    disturbance    of    those 
friendly  relations  wbich  have  bitherto  existed  between  Great  Britaio  and  tbis 
State.    Ends. 


Nr.  12055.  OBOSSBRITAHinEN.  —  Der  Kolonialminister  an  den 
Gonvernenr  der  Kapkolonie.  Die  Fortsetzung  der 
bisherigen  Verhandlung  ist  nutzlos. 

10.15  p.m.,  September  22,  1899. 
Telegram.  ||  22nd  September.  No.  5.  I  have  to  acknowledge  receipt  of  Nr.  iao66. 
your  telegram,  No.  4, 16th  September,  conveying  reply  of  the  Government  of  the  ^^^^[^j',^ 
South  African  Republic  to  note  of  British  Agent  conveying  commnnication  of  2SJ36pi.i8»9. 
Her  Majesty's  Government  contained  in  my  telegram  to  you  of  8tb  September, 
No.  5.  The  offer  therein  made  by  Her  Majesty's  Government  was  moderate 
and  conciliatory,  and  they  have  to  ezpress  their  profonnd  regret  that  reply 
of  Government  of  the  South  Aincan  Republic  is  a  refusal  to  aocept  it  H  Her 
Majesty's  Government  have  on  more  than  one  oecasion  repeated  their  assar- 
anoes  that  they  have  no  desire  to  interfere  in  any  way  witb  independence  of 
South  African  Republic,  provided  that  the  conditions  on  which  it  was  granted 
are  honourably  observed  in  the  spirit  and  in  the  letter,  and  they  have  offered 
as  part  of  a  general  settlement  to  give  a  complete  guarantee  against  any 
attack  upon  that  independence,  either  from  within  any  part  of  the  British 
dominions  or  from  the  territory  of  a  foreign  State.  ||  They  have  not  asserted 
any  rights  of  interference  in  the  internal  affairs  of  the  Republic  other  than 
those  which  are  derived  from  the  Conventions  between  the  two  countries  or 
which  belong  to  every  neighbouring  Government  (and  especially  to  one  which 
has  a  largely  predominant  interest  in  the  adjacent  territories)  for  the  pro- 
tection of  its  subjects  and  of  ita  adjoining  possessions.  Bnt  they  have  been 
compelled  by  the  action  of  Government  of  the  South  African  Republic,  who 
have  in  their  note  of  9th  May,  1899,  asserted  the  right  of  the  Republic  to 
be  a  Sovereign  International  State,  absolntely  to  deny  and  repudiate  this 
Claim.  II  The  object  which  Her  Majesty's  Government  have  had  in  view  in  the 
recent  negotiations  has  been  stated  in  a  manner  which  cannot  admit  of  mis- 
apprehension,  viz.,  to  obtain  such  a  substantial  and  immediate  representation  for 
the  Uitlanders  in  the  South  African  Republic  as  Her  Majesty's  Government  hoped 
would  relieve  them  from  any  necessity  for  further  interference  on  their  behalf, 
and  would  enable  the  Uitlanders  to  secure  for  themselves  that  fair  and  just 
trcatment  which  was  formally  promised  to  them  in  1881,  and  which  Her 
Majesty  intended  to  secure  for  them  when  she  granted  the  privilege  of  self- 
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Nr.  12055.  government  to  the  inhabitants  of  the  Transvaal.  ||  As  was  stated  in  my  tele- 
britelnitn.  fS^^  ^f  ®^^  September,  Her  Majestj's  Government  are  of  opinion  tbat  no 
22.8ept.i899.conditions  less  comprehensive  than  those  contained  in  their  offer  of  tbat  date 
can  be  relied  npon  to  effect  this  object  ||  The  refasal  of  the  Government  of 
the  South  African  Repablic  to  entertain  the  offer  thus  made,  Coming  as  it 
does  at  the  end  of  nearly  four  months  of  protracted  negotiations,  themselves 
the  climax  of  an  agitation  eztending  over  a  period  of  more  than  five  years, 
makes  it  useless  to  further  pnrsue  a  discossion  on  the  Lines  hitherto  followed, 
and  Her  Majesty's  Government  are  now  compelled  to  consider  the  Situation 
afresh,  and  to  formulate  their  own  proposals  for  a  final  settlement  of  the 
issnes  which  have  been  created  in  South  Africa  by  the  policy  constanUy 
followed  for  many  years  by  the  Government  of  the  South  African  Republic. 
They  will  communicate  to  you  the  resnlt  of  their  deliberations  in  a  later 
despatch.  ||  Communicate  as  above  to  Government  of  South  African  Republic. 


Nr.  12056.    OBOSSBBITAHHIEH.  —  Derselbe  an  Denselben.    Be- 
merkungen zu  Kr.  12053. 

10.27  pjn.,  September  22,  1899. 
Nr.  12056.  •  Telegnim.  ||  22nd  September.  No.  6.  Communicate  foUowing  to  Govem- 
briUnnioB.  ment  Sonth  African  Republic:—  ||  Her  Majesty's  Government  cannot  pass  over 
S2^pi.i8»9.  In  silence  the  Charge  of  a  breach  of  faith  which  is  practically  insinuated  in 
the  letter  from  the  State  Secretary  of  the  South  African  Republic  forwarded 
to  me  in  your  telegram,  No.  4,  of  the  16th  September.  ||  The  proposals  made 
by  the  Government  of  the  Sonth  African  Republic  in  the  letters  from  the 
State  Secretary,  dated  19th  and  21st  August,  were  not  "induced  by  suggestions 
given  by  the  British  Agent  to  the  State  Attomey."  On  the  contrary,  State 
Attomey  sonnded  British  Agent  both  in  writing  and  in  conversation  as  to  the 
conditions  on  which  Her  Majesty's  Government  would  waive  their  invitation 
to  a  Joint  inquiry,  and  the  result  of  these  Communications  was  the  proposals 
made  by  the  Government  of  the  South  African  Republic  in  those  letters.  || 
Government  of  the  South  African  Republic  State  in  the  letter  from  the  State 
Secretary,  conveyed  in  your  telegram,  No.  4,  of  the  16th  September,  that  they 
understood  that  their  proposals  were  "constituted  both  in  spirit  and  in  form" 
in  a  manner  satisfactory  to  Her  Majesty's  Government.  ||  It  is  impossible  that 
the  Government  of  the  South  African  Republic  could,  in  making  their  pro- 
posals, have  been  in  any  doubt  as  to  the  answer  which  Her  Majesty's  Go- 
vernment would  give  to  the  conditions  attached  to  them.  The  answer  actually 
given  by  Her  Majesty's  Government  in  my  telegram  to  you,  No.  1,  of  the 
28th  August,  and  which  the  Government  of  the  South  African  Republic  allege 
as  their  reason  for  withdrawing  from  their  offer  was  precisely  that  which  the 
British  Agent  had  foreshadowed  to  the  State  Attorney,  and  which,  therefore, 
they  must  have  anticipated  in  making  their  proposals«  ||  Nor  can  Her  Majesty's 
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Government  admit  that  it  was  my  telegram,  No.  5,  of  the  8th  September,  vr.  19066. 
Which  snbstitated  "an  entirely  new  proposal"  for  the  invitation  to  a  Joint  jJJ][J^^^ 
Gommission  of  Inqoiry.  ||  In  order  to  demonstrate  inaccnracj  of  this  conteDtion,32.8opi.is99. 
it  is  snfficient  to  quote  opening  words  of  the  note  of  the  State  Secretary, 
dated  the  19th  Angnst,  which  were  as  foUows:—  ||  "With  reference  to  yoor 
proposal  for  a  Joint  Inqoiry,  contained  in  yonr  despatches  of .  the  2nd  and 
3rd  AngQSt,  Goyemment  of  South  Afncan  Bepnblic  have  the  honour  to  sng- 
gest  the  following  alternative  proposal.''  ||  Then  foUowed  the  very  proposals 
as  to  representation  which  Her  Majesty's  Government  are  stated  to  have 
"snbstitated"  for  their  invitation.  In  making  this  commonication  the  Govern- 
ment of  the  Soath  African  Bepnblic  assnmed  that  Her  Majesty's  Government 
wonld  agree  to  their  suggestions  as  to  non-interference  and  snzerainty,  bot  it 
was  only  in  a  seperate  note  £rom  the  State  Secretary,  dated  two  days  later, 
that  the  proposals  for  franchise  and  representation  were  stated  to  be  ezpressly 
conditional  on  the  acceptanee  by  Her  Majesty's  Government  of  these  as- 
snmptions.  ||  Her  Majesty's  Government  are  therefore  nnable  to  see  any  groonds 
for  misapprehension  on  the  part  of  the  Sonth  African  Bepnblic  as  to  the 
answer  which  wonld  be  given  with  regard  to  non-interference  and  suzerainty, 
and  Her  Majesty's  Government  desire  to  fnrther  point  out  that  the  Substantive 
condition  which  was  at  first  attached  to  the  proposals  of  the  Government  of 
the  South  African  Bepnblic  was  that  Her  Majesty's  Government  would  not 
press  for  the  appointment  of  a  Joint  Gommission  of  Inqniry,  as  such  an  in- 
qniry  would,  in  the  opinion  of  the  Government  of  the  South  African  Bepnblic, 
as  stated  in  their  note  of  the  12th  August,  prejndice  the  right  of  füll  inde- 
pendence  in  internal  affairs  repeatedly  recognized  by  Great  Britain.  ||  With 
regard  to  use  of  English  language  by  the  Uitlander  Members  of  Yolksraad, 
the  proposal  seems  to  Her  Migesty's  Government  to  be  as  reasonable  as  is 
privilege  of  nsing  Dntch  language  enjoyed  by  Dutch  members  of  Legislature 
of  the  Cape  Colony  or  the  facultative  use  of  either  German,  French,  or  Italian 
in  the  Legislature  of  Swiss  Confederation,  and  Her  Majesty's  Government  can 
only  express  their  astonishment  that  the  Grovernment  of  the  South  Afncan 
Bepnblic  should  charactenze  it  as  unnecessary  and  inadvisable,  and  should 
make  a  point  of  denying  in  the  strongest  manner  that  they  could  ever  have 
made  such  a  proposal  to  British  Agent  through  the  State  Attomey. 

Nr.  12057.  OBOSBBBITAHHIEN.  —  Der  Gouverneur  der  Eap- 
kolonie  an  den  Kolonialminister.  Der  Yolksraad 
des  Oranje- Freistaats  )>eschliefst  im  Falle  eines 
Krieges  der  Stldafrikan.  Bepublik  beizustehen. 

7.10  a.m.,  September  28,  1899. 
Telegram.  ||  27th  September.    No.  3.    Following  resolution  unanimously  Kr.  ]so57. 
adopted  to-day   by  Orange  Free  Staate  Yolksraad  and  forwarded  to  me  by  ^ J*^'*" 
President  Orange  Free  State  in  translation: —  J|  Begins:  The  Yolksraad,  having28j«pt.is90. 
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Nr.  iao57.  heard  the  second  paragraph  of  His  Hononr's  opening  speech  and  tbe  official 
b^iiaiüeB.  docoments  and  correspondence  relating  thereto  which  bave  been  handed  iD, 
a&fltpUSM.haying  regard  to  the  strained  State  of  a£Eairs  in  South  Africa  which  have 
arisen  in  conseqnence  of  the  differences  between  the  Governments  of  South 
African  Republic  and  Her  Britannic  Majesty,  which  constitute  a  threatening 
danger  for  bringing  abont  hostilities  the  calamitous  effect  of  whioh  would  be 
incalculable  for  all  white  inhabitants  of  South  Africa,  being.  bound  to  the 
South  African  Bepublic  bj  the  closest  bonds  of  blood  and  alliance  and 
Standing  in  most  friendlj  relations  towards  Her  Majestj's  Government  fearing 
that  shoold  a  war  break  out  a  hatred  would  be  generated  between  the  Euro- 
pean races  in  South  Africa  which  still  in  the  far  future  will  impede  and 
restrain  the  peaceful  development  of  all  States  and  Colonies  of  South  Africa, 
being  sensible  that  serious  obligations  rest  on  the  Yolksraad  to  do  all  that  is 
possible  to  prevent  the  shedding  of  blood,  considering  that  in  the  course  of 
negotiations  with  the  British  Government  which  have  extended  over  several 
months  everj  endeavour  has  been  made  by  the  Government  of  the  South 
African  Republic  at  a  peaceful  settlement  of  the  differences  which  have  been 
brought  forward  by  Uitlanders  in  the  South  African  Republic  and  which  have 
been  adopted  as  its  own  cause  by  the  Government  of  Her  Majesty  which 
endeavours,  unfortunately,  have  only  had  the  result  that  British  troops  have 
been  concentrated  on  the  border  of  the  South  African  Republic  and  are  still 
coDtinually  being  reinforced.  ||  ''Resolves  to  instruct  the  Government  still  further 
to  do  everything  in  its  power  to  preserve  and  establish  peace  and  to  con- 
tribute  by  peaceful  methods  towards  the  Solution  of  the  existing  differences, 
always  provided  that  [it]  can  be  brought  about  without  injury  to  the  honour 
and  independence  of  this  State  or  of  the  South  African  Republic,  and  wishes 
unmistakably  to  declare  its  opinion  that  there  exists  no  cause  for  war  and 
that  if  a  war  is  now  begun  or  occasioned  by  Her  Majesty's  Government 
against  South  African  Republic,  this  would  morally  be  a  war  against  the 
whole  of  white  population  of  South  Africa  and  would  in  its  results  be  cala- 
mitous and  criminal  and  further,  that  Orange  Free  State  will  honestly  and 
faithfully  observe  its  obligations  towards  South  African  Republic  arising  out 
of  the  political  alliance  between  the  two  Republics  whatever  may  happen." 


Nr.  12058.  GSOSSBBITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.  Der 
Präsident  des  Oranje-Freistaats  bietet  seine  Ver- 
mittlung an. 

6.55  am.,  September  28,  1899. 

Nr.  12068.  Tolegram.  ||  27th  September.    No.  4.    In  continuation  of  my  telegram  of 

brit^nidi.  ^'^J*  No.  3.    Orange  Free  State  President  has  telegraphed  to  me  at  enor- 
28.8ept.i899.  mous  Icngtb.    After  recapitnlating  history  of  negotiations  from  their  point  of 
view  he  continues:^ 
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Begins:  This  governmeut  are  stiU  prepared  and  teurer  their  senrices  to  .1^  12068. 
furtber  the  üiterests  ol  peace  and  to  continue  in  tUeir  endeavours  to  procura  ^rf^Jj^^p. 
a  satisfactorj  solation  of  existing  difficalties  on.fair  and  reasonable  Iine8.28.8epi.i899. 
They  feel  themselves  however  bampered  now  as  in  the  past  (a)  bj  a  want  of 
knowledge  as  to  the  definite  objact  and  extent  of  the  desires  of  demands 
of  the  British  Government  compliance  witb  whicl^  that  Gove^ment  c.098ider 
themselves  entitled  to  insist  on  and  as  to  the  groonds  on  whicb  snch  vor 
sistence  is  based.  (h)  Bj  tjhe  faot»  notwith^anding  the  repeated  assorances 
of  the  British  Government  that  it  does  not  wish  to  interfere  in  the  Uiternal  affairs 
of  the  government  of  the  South  African  Republic  nor  to  difl^urb  its  UMJiep^n- 
dence,  it  has  pursued  a  policj  which  seems  to  justify  a  contrary  conclosion; 
to  give  but  one  instance  I  may  mention  the  enormous  and  ever-increasing 
military  preparations  on  the  part  of  the  British  Government  indicating  a  po- 
licy  of  force  and  coercion.  ||  This  Government  cannot  conceive  it  possible  that 
the  Points  of  difPerence  that  may  exist  on  this  subject  justify  those  extensive 
and  ever-increasing  military  preparations  being  carried  out  on  this  border,  not 
only  on  the  South  Afrlcan  Bepublic  but  also  of  the  Orange  Free  State,  and 
they  are  therefore  reluctantly  compeUed  to  oonolude  that  they  must  be  in- 
tended  to  secure  other  objects  at  present  unknown  to  the  Government  of  this 
State  and  the  knowledge  whereof  if  they  prove  to  be  fair  and  reasonable 
might  induce  this  Government  to  make  necessary  representations  to  seeure 
their  attainment  and  enable  them  to  continue  their  efforts  to  secure  a  speedy, 
peaceful  and  satisfactory  settlement  of  the  difficulties  and  differences  existing 
between  Her  Majesty's  Government  and  the  Government  of  the  South  African 
Republic.  ||  We  are  firmly  convinced  that  the  Government  of  South  African 
Republic  have  been  sincerely  desirous  to  maintain  in  its  integrity  the  Con- 
vention of  London  1884  both  as  regards  its  letter  and  its  spirit,  and  that 
they  do  not  contemplate  or  assert  a  claim  to  any  absolute  politioal  Status 
without  the  qualification  arising  out  of  Article  IV.  of  that  Convention.  I  feel 
assured  that  there  is  no  difference  between  their  contention  on  that  point  and 
the  communication  made  on  behalf  of  Her  Majest/s  Government  by  Her 
Majesty's  High  Commissioner  to  the  Government  both  of  the  South  African 
Republic  and  of  this  State  on  the  27th  February,  1884,  as  to  the  import  of 
that  Convention:  that  communication  was  as  follows,  '^Same  compleie  internal 
independence  in  Transvaal  as  in  Orange  Free  State;  conduot  and  control  inter- 
course  with  foreign  Govemments  conceded;  Queen's  final  approval  treaties 
reserved."  ||  In  the  expectation  that  Her  Majesty's  Government  will  share  my 
Views  that  no  effort  should  be  spared  to  effect  a  peaceable  settlement,  I  trust 
that  Her  Majesty's  Government  may  see  their  way  clear,  pending  arrival  of 
the  further  despatch  intimated  as  about  to  be  sent  to  Government  of  South 
African  Republic  and  pending  further  negotiations,  to  stop  any  further  move- 
ments  or  increase  of  troops  on  or  near  tbe  borders  of  the  South  African 
Republic  and  of  tliis  State,  and  fiirther  to  give  an  assurance  to  that  effect  to 
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Nr.  12058.  allay  tbe  great  excitement  and  irritation  natnrally  aronsed  and  increased 
brituBitn.  thcreby,  and  if  Her  Majest/s  Government  shonld  be  pleased  to  accede  to  this 
28.sept.i8M.  request  this  Government  wonld  be  glad  to  be  favonred  with  the  views  of  Her 
Majestj's  Government  on  the  points  raised  herein  and  more  particnlarly  as 
to  the  precise  nature  and  scope  of  the  concessions  or  measnres  the  adoption 
whereof  Her  Majesty's  Government  consider  themselves  entitled  to  claim^  or 
which  they  suggest  as  being  necessary  or  snfficient  to  insnre  a  satis&ctory 
and  permanent  solation  of  existing  differences  between  them  and  the  South 
Afiican  Repnblic  whilst  at  the  same  time  providing  a  means  for  settlement 
[of]  any  other  that  may  arise  in  the  fatore.  —  M.  T.  Stegn,  State  Pre- 
sident.   Ends. 


Nr.    12059.    GBOSSBRITAHNIEN.  —  Der  Kolonialminister  an  den 
Gonverneur  derEapkolonie.   Antwort  anf  Nr.  12068/) 

10.80  p.m.,  September  29,  1899. 
Nr.  iQfm.  Telegram.  ||  29th  September.  No.  2.  Referring  to  yonr  telegram  of  27th  Sep- 

briunni*«n  *®°^^^»  ^^^  Majest/s  Government  request  that  you  will  inform  President  of 
29.s«pt.i89o.  Orange  Free  State  in  repl>  to  his  message  that  their  views  have  been  deflnitely 
made  known  to  the  Government  of  the  South  African  Republic  from  time  to  time 
and  especially  in  my  telegram  of  8the  September,  No.  5.  Unfortunately  the 
Government  of  the  South  African  Republic  has  finally  declined  to  entertain 
the  suggestions  contained  in  that  telegram,  and  accordingly  Her  Majesty's 
Government,  in  accordance  with  the  announcement  made  in  the  last  paragraph, 
have  been  compelled  to  formulate  their  own  proposals  for  a  final  settlement, 
which  will  shortly  be  communicated  to  the  Government  of  the  South  African 
Republic  ||  Tou  will  at  the  same  time  inform  President  of  Orange  Free  State 
that  what  he  describes  as  the  enormous  and  ever-increasing  military  prepara- 
tions  of  Great  Britain  have  been  forced  npon  Her  Migesty's  Government  by 
the  policy  of  the  South  African  Republic,  which  has  transformed  the  Trans- 
vaal into  a  permanent  armed  camp,  threatening  the  peace  of  the  whole  of 
South  Africa  and  the  position  of  Great  Britain  as  the  Paramount  State. 


Nr.    12060.     GBOSSBRITAHNIEN.    —    Der  Gouverneur   der  Eap- 

kolonie   an   den   Eolonialminister.      Korrespondenz 

mit    dem   Oranje-Freistaat   tlber   die    Ansammlung 

britischer  Truppen. 

8.6  p.m.,  Oktober  2,  1899. 

Nf.  laoöo.  Telegram.  ||  2nd  October.    Nr.  2.    FoUowing  telegram  received  from  Pre- 

briuinVen.  ^'^^"^  Orange  Free  State:  —  ||  Begins:  2nd  October.    I  have  the  honour  to 

2.  Okt.  1899.  inform  Your  Excellency  that  I   have   deemed  it  advisable,  in  order  to  allay 


*)  Diese  Antwort  wurde  auf  Vorschlag  Milners  an  den  Präsidenten  Ste^n  nicht 
abgeschickt.    Red. 


Digitized  by 


Google 


Weitere  Yertiandliiiigeii  Ewischea  GroisbritaniüeD,  der  Sttdafrikau  Republik  etc.    339 

the   inteose  excitement  and   unrest  amongst  onr  burghers  arislDg  from  the  Nr.  laoeo. 
totallj  ondefended  State  of  onr  border  in  the  presence  oi  a  continued  increase  |^^]||^^|«q 
and  movement  of  troops  on  two  sides  of  tbis  State,  to  call  up  onr  bargherss.0kt.i899. 
to   satisfy   tbem  that  dae  precaution  has  been  taken  in  regard  to  guarding 
oar  borders,  and  to  insnre  their  not  acting  independently  of  proper  control. 
I  am  still  strongly  and  sincerelj  desiroos  of  seeing,  and,  if  possible,  aiding  in 
a  friendly  settlement  of  the  differences  between  Her  Majesty's  Government 
and   South  African  Repnblic   being  arrived   at    I  am  still  looking  forward 
soon  to  be   favonred   with  the   views  of  Her  Mtgestj's  Government  on  the 
points  tonched  upon  in  my  telegraphic  despatch  to  Your  Excellency  of  the 
27th  instant  [?  Sept.],   receipt  thereof  was  acknowledged  by  Tour  £xcellency 
on  the  following  day.    Ends. 

I  have  replied:  —  ||  Begins:  I  have  the  honour  to  acknowledge  Tour 
Honoor's  telegram  of  to-day,  the  terms  of  which  I  am  communicating  to  Her 
Majesty's  Government  With  regard  to  the  movements  of  troops  to  which 
yoa  refer,  I  can  only  repeat  the  assurances  given  in  my  telegrams  of  the 
19th  and  25th  September.  I  regret  that  Tour  Honour  should  have  feit 
obliged  to  call  up  a  large  body  of  burghers  and  to  place  them  immediately 
on  our  borders,  whereas  no  Imperial  troops  have  been  so  placed  on  the 
borders  of  the  Orange  Free  State,  except  the  small  detachment  in  the  defence 
of  Eimberley,  but  as  Tour  Honour  has  seen  fit  to  take  this  course  I  am  glad 
to  have  Your  Honour's  assurance  that  your  forces  will  be  held  in  proper 
control.  As  Your  Honours  is  aware,  the  Government  of  the  South  African 
Republic  has  mobilized  and  placed  on  the  borders  of  Natal  a  very  considerable 
army,  and  made  dispositions  which,  unwilling  as  I  am  to  believe  such  action 
possible,  seems  to  indicate  an  Invasion  of  the  Queen's  dominions.  In  view  of 
the  repeated  declarations  of  Your  Honour,  I  feel  confident  that  an  Invasion 
of  Her  Majesty's  territories  by  South  African  Republic  would  not  have 
countenance  and  support  of  Your  Honour's  Government,  all  the  more  so  as 
Your  Honour  continues  to  express  the  hope  of  a  peaceful  settlement,  of 
which  I  likewise  do  not  despair.  ||  I  hope  to  be  able  very  shortly  to  commu- 
nicate  to  you  the  reply  of  Her  Majesty's  Government  to  your  telegram  of 
27th  September.    Ends. 


Nr.  12061.  OROSSBRITANniEir.  —  Derselbe  an  Denselben. 
Der  Pr&sident  der  Südafrikanischen  Republik  h&lt 
den  Krieg  ftlr  unvermeidlich. 

9.80  p.m.,  Oktober  2,  1899. 
Telegram.   ||   2nd   October.    Nr.  3.     Following  telegram   received  from  Mr.  12061. 
British  Agent:—  ||  "Volksraad  of  South  African  Republic  adjoumed  this  mor-  ^^^^^^ 
ning,  sine   die.     President,   in  an  excited  speech,    declared  that  war  was  2.  okt.  1899. 
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Nr.  i2oei.  inevitable.     England   had  sbown  tfast  siie  wished    to    figkt,  and  bis  people 

Groft- 
briUnnitn. 

2.  Okt.  1800.  and  If  olmarans  spoke  similar  strain, 


^^^'     woold  now  sbo^  that  they  wonld  fight  under  tt»  eyes  of  tbe  Lord.    Barger 


Nr.  12062.  OROSSBRirAHHIBH.  —  Der  Gonverneur  der  Kap- 
kolonie an  den  Kolonialminister.  Der  Pr&sident 
des  Oranje-Freistaats  verlangt  eine  Antirort  anf 
Nr.  12068.    Entwurf  einer  Antwort 

7.5  am.,  Oktober  4,  1899. 
Nr.  12062.  Tclegram.  ||  (Extract.)  ||  4th  October.    No.  1.   President  Orange  Free  State 

brüuniM  **^  ^^^^  ™®  another  long  telegram,  which  is  mostly  an  attack  upon  us  for 
4.  Okt.  1809.  pursoing  what  he  regards  as  a  policy  of  menace  towards  South  African 
Repnblic,  and  seems  to  indicate  an  intention  of  picking  a  quarrel  with  us. 
His  answer  concludes  as  follows:  —  '*!  feel  deeply  impressed  with  the  danger 
of  delay  and  with  the  urgent  need  of  immediate  action  being  taken,  if  any 
further  attempts  are  to  be  made  to  secure  a  peaceful  Solution.  I  tender  once 
again  my  best  Services  towards  the  attainment  of  that  object,  but  they  will, 
I  fear,  be  useless  and  unavailing  if  not  preceded  or  aecompanied  by  the 
assurances  for  which  I  asked  on  the  27th  ultimo."  ||  He  also  makes  a  grie- 
vance  of  not  having  received  an  answer  to  his  telegram  of  the  27th  September. 
I  kept  back,  as  you  are  aware,  your  telegram  of  the  29th  September  No.  2. 
We  ought,  however,  in  my  opinion,  to  answer  him  now,  and  I  suggest  the 
following: —  ||  Begins. — Her  Majesty's  Government  have  repeatedly  stated  their 
Views  on  the  questions  at  issue  between  them  and  the  Government  of  the 
South  African  Repnblic,  and  especially  in  the  telegram  of  8th  September, 
No.  5.  They  did  not  think  their  position  open  to  misunderstanding  but  if 
President  of  Orange  Free  Stete  desires  elucidation  of  any  special  point  they 
are  prepared  to  give  it.  As  regards  their  military  preparations  they  have 
been  necessitated  by  policy  of  Government  of  South  African  Repnblic  Con- 
verting that  country  into  a  permanent  armed  camp.  In  view  of  rejection  of 
their  last  proposals  by  Government  of  South  African  Republic  Her  Majesty's 
Government  are  reconsidering  the  Situation  having  regard  to  the  grave  (?  fact) 
that  both  Republics  have  now  placed  themselves  on  a  war  footing.  ||  While 
intending  shortly  to  put  forward  new  proposals  of  their  own  Her  Majest/s 
Government  is  prepared  to  listen  even  at  the  eleventh  hour  te  definke  sug- 
gestions  from  President  of  Orange  Free  State  for  the  termination  of  crisis 
which  are  not  inconsistent  with  attainment  of  objects  steadily  avowed  and 
pursued  by  them.    Ends.*) 

I  do  not  think  there  is  much  chance  of  a  compromise  although  there  is 
apparently  still  some  hope  of  it  in  Afrikander  circles  here. 


*)  Chamberhiin  billigt  die  Antwort  am  4.  Oktober.    Red. 
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Nr.    12063.     OROSSBBITAHHIEH.    -<    Derselbe  an  Denselben. 
Weitere  Verhandlungen  mit  dem  Oranje-Freistaat 

7.30  p.m.,  Bth  Oktober  1899. 

Telegram.  ||  5th  October.  No.  1.  Urgeftt.  Beferring  to  joor  telegram  of  Nr.  laoes. 
4th  October,  No.  3,  I  telegraphed  Orange  Free  State  President  yesterday  as  ^^J^^^'^^ 
foUows:  —  II  Begins:  I  have  the  bonoiir  to  acknowledge  Yonr  Honoor's  longs.oki.  1899. 
telegram  of  yesterday  aftemoon,  the  substance  of  which  I  have  commnnicated 
by  telegraph  to  Her  Majesty's  GoYemment^  There  is,  I  think,  a  concivsiye 
reply  to  yonr  Honoar's  accnsation  agatn^  the  poUcy  of  Her  Majesty's  OoTem- 
ment,  but  10  good  purpose  woold  be  served  by  recrimination.  The  present 
Position  is  tbat  Bnrgher  foroes  are  assembled  in  very  lajqge  nmnbers  in  im- 
mediate  proximity  to  the  frcmtiers  of  Natal,  while  the  British  troops  oocupy 
oertain  defensire  positions  well  within  those  borders.  The  qoestion  is  whether 
the  Bnrgher  forces  will  in?ade  British  territory,  thos  closing  the  door  to  any 
possibiliiy  of  a  pacific  Solution.  I  cannot  beUeve  that  the  Sooth  African 
Bepnblio  will  make  sneh  aggressive  action,  or  that  Yonr  Hononr  wonld  coan- 
tenance  such  conrse,  which  there  is  nothiig  to  jistify.  Prolonged  negottaAions 
have  hitherto  failed  to  bring  abont  a  satisfiactory  aaderstanding,  and  no  donbt 
snch  nnderstanding  is  more  difficnlt  than  ever  to-day,  alter  ezpnlsioa  of 
British  snbjects  wkh  great  loss  and  ssfiering,  bat  tili  the  threateoed  act  of 
aggression  is  committed  I  shall  not  despur  of  peaoe,  and  I  feel  snre  that 
any  reasonable  proposal,  from  whatever  qnarter  prooeeding,  woold  be  &von- 
rably  consi^red  by  Her  Majesty's  Giyv^rnmeiit,  if  it  offered  an  imaediate 
ternrination  of  present  tension  and  a  prospect  of  permanent  tranqmllity.   Ends. 

Simultaneonsly  with  the  receipt  of  yonr  tel^n^m  of  4th  October,  No.  3, 
I  reoeived  the  foUowing  from  Orange  Free  State  President: —  ||  Begifis:  I  have 
the  hononr  to  aoknowledge  receipt  of  YMir  Excellency's  telegram  of  yesterday 
evening.  I  note  with  pleasnre  that  Yonr  Exeellency  does  not  despair  of 
peace,  and  that  yon  feel  snre  tbat  any  reasonable  proposal,  from  whatever 
qnarter  proceeding,  wonld  be  favonrably  oonsidered  by  Her  Majesty's  Govern- 
ment, if  it  offered  immediate  termination  of  the  present  tension  and  a  prospect 
of  permanent  tranqnillity.  I  see  no  reason  why  snch  proposals  shonld  not  be 
forthcoming,  and  I  myself  am  pr^ared  a<^ively  to  assist  in  bringiag  abont 
the  indicated  and  desirable  resnlts.  I  mnst,  however,  point  ont  that  it  seems 
to  me  that  it  wonld  be  most  difficnlt  to  attempt  to  make  friendly  proposals, 
or  continne  to  negotiate  whilst  the  armed  forces  on  both  sides  remain  in 
menacing  positions  now  occupied  by  them.  Bnt  above  all  do  I  eonsider  jt 
wonld  not  be  practicable  to  induce  Government  of  Sonth  African  Bepnblic  to 
make  or  entertain  proposals  or  snggestions,  nnless  not  only  the  troops  mena- 
cing their  State  are  withdrawn  farther  from  their  borders,  bnt  an  assnrance 
be  given  by  Her  Majesty's  Government  that  all  fnrther  despatch  and  increase 
of  troops  will  at  once  and  doriqg  negotiations  be  stopped,  and  that  thpse  pow 
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9r.  iao63.  on  tbe  water  shonld  either  not  be  landed  or  at  least  shonld  remain  as  &r 
britoLitn.  i'cii'OYed  as  cao  b6  from  the  scene  of  possible  hostilities.  I  trust  Yonr  Ex- 
5.  Okt.  1899.  cellency  will  agree  with  me  that  these  snggestions  are  only  reasooable,  as  it 
would  be  manifestly  unfair,  shonld  furtfaer  negotiations  prove  abortive,  a  result 
which  I  would  eamestly  endeavour  to  prevent  and  whicb,  I  trust,  need  not 
be  anticipated,  that  the  forces  of  South  Afncan  Republic  [?  should  be]  in  a 
worse  Position  or  at  a  greater  disadvantage  than  they  are  at  present  ||  I  must 
urge  npon  Tour  Excellency  the  urgent  necessity  of  intimating  to  me  without 
delay,  whcther  Tour  Excellency  sees  your  way  dear  to  gire  effect  to  these 
my  Yiews  and  wishes,  and,  if  so,  I  would  be  prepared  to  take  Steps  to  at 
once  try  and  obtain  any  needful  assurance  to  safeguard  against  any  act  of 
Invasion  or  hostility  against  any  portion  of  Her  Majest/s  Golonies  or  terri* 
torlos  pending  negotiations,  if  this  preliminary  but  absolutely  essential  matter 
can  be  regulated  between  this  and  to-morrow.  I  will  be  further  prepared  to 
aid  if  possible  in  formulating  and  heartüy  to  assist  in  dealing  with  and  sup- 
porting  all  reasonable  proposals  which  shall  possess  the  dement  of  finality 
and  giye  the  assurance  of  immediate  and  lasting  peace.  A  reply  to  the 
request  made  in  the  very  last  part  of  my  telegraphic  despatch  to  Tour  Ex- 
cellency of  the  27th  ultimo  would  enable  me  to  judge  in  how  far  it  would 
be  possible  for  me  to  support  the  requests  or  requirements  of  Her  Majesty's 
Government  in  re-opening  negotiations  with  the  Transvaal  ||  In  regard  to 
another  point  touched  upon  by  Your  Excellency  in  your  telegram  under  reply 
I  have  no  Information  before  me  from  which  I  can  infer  that  Her  Majesty's 
subjects  have  been  expelled  with  great  loss  and  suffering  from  the  South 
African  Bepublic.  The  report  no  doubt  has  its  origin  like  many  others  in 
exaggerated  Statements  of  persons  leaving  that  country  in  a  panic.    Ends. 

It  seems  to  me  that  the  only  possible  answer  is  that  whatever  may  be 
the  case  with  regard  to  the  forces  of  South  African  Republic  I  demur  to  His 
Honour's  Statement  that  British  troops  are  in  a  menacing  position,  and  I 
regret  that  His  Honour  should  suggest  as  a  condition  precedent  to  further 
negotiations  an  assurance  from  Her  Majesty's  Government  hampering  their 
freedom  of  action  with  regard  to  the  disposition  of  British  troops  for  defen- 
sive purposes  in  British  territory.  Such  an  assurance  it  is  impossible  for  me 
to  suggest  Her  Majesty's  Government  to  give.  I  think  this  answer  should  be 
sent  with  the  greatest  possible  promptitude. 


Nr.    12064.     OBOSSBRITAHNIEN.   —    Derselbe    an   Denselben 

Dasselbe. 

2.40  a.m.,  Oktober  8,  1899. 

Nr.  12064.  Tolegram.  ||  7th  October.    No.  4.    I  sent  a  telegram  en  clair  to  Presi- 

briunBien.  ^^"^^  Orange  Free  State   this   moming  in  accordance  with  terms  of  my  sug- 

8.  Okt.  1899.  gestion  in  my  telegram  of  4th  October,  No.  1,  approved  by  you  in  your  tele- 
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gram  of  4th  October,  No.  3.  ||  Following  telegrams  bave  also  been  exchanged  Mr.  iao64. 
between  us  in  continnation  of  my  telegram  of  ötb  October,  No.  1:  —  ||  Be-  britunioD. 
gins.  —  6th  Oetober.    With  reference  to  jonr  Hononr's  telegram  of  yesterday  &  okt.  1899. 
I  mnst  demnr  to  your  Honour's  statement  that  British  troops  are  in  menacing 
positions.    I  regret  that  yonr  Hononr  shonld  suggest  as  a  condition  prece- 
dent  to   furtber  negotiations   an   assnrance  from  Her  Majesty's  Government 
hampering  their  freedom  of  action  with  regard  to  the  disposition  of  British 
troops  necessary  for  defensive  pnrposes  in  British  territory.    Such  an  assnrance 
it  is  impossible  for  me  to  ask  Her  Majesty's  Government  to  give.    If,  on  the 
other  band,  yonr  Hononr  can  obtain  an  assnrance  that,   pending  negotiations, 
no  act  of  hostility  will  be  committed  against  any  of  Her  Majesty's  possessions 
I  am  prepared  to  advise  Her  Majesty's  Government  to  give  an  assnrance  to 
the  like  effect    Ends. 

Begins.  —  6th  October.  I  have  the  hononr  to  acknowledge  receipt  of 
yonr  Excellenc/s  telegram  of  to-day.  I  am  earnestly  desirons  of  meeting 
any  reasonable  snggestions  that  may  tend  to  a  continnance  of  friendly  negotia- 
tions, and  to  avert  an  issne  for  whieh  as  I  have  freqnently  stated  I  see  no 
jnstification  wbatever.  I  tmst  that  yonr  Excelleney  will  on  reconsideration  see 
that  Government  of  Sonth  African  Repnblic  in  only  taking  proper  precantions 
for  the  fnture  might  fairly  decline,  and  I  do  not  feel  I  could  be  expected 
to  ask  them  to  continue  negotiations  in  the  face  of  the  fact  that  from  all 
sides  of  Her  Majesty's  dominions  troops  are  being  ponred  into  South  Afirica 
with  the  avowed  object  of  coercing  Sonth  African  Repnblic  into  accepting 
wbatever  terms  Her  Majesty's  Government  might  deeide  to  impose.  I  have 
no  donbt  in  so  far  as  Her  Majesty's  troops  are  intended  for  defence  of  Her 
Majesty's  possessions,  the  same  pnrpose,  viz.,  fnlly  safegnarding  those  posses- 
sions from  Invasion  and  snbjects  from  molestation,  conld  be  effected.  I  wonld 
be  willing  to  assist  in  its  being  effected  withont  [?]  one  side  finding  itself  pnt 
at  any  great  disadvantage  during  and  becanse  of  further  negotiations.  The 
assnrance  asked  for  by  yonr  Excelleney  conld,  I  have  no  donbt,  be  obtained 
and  satisfactorily  arranged,  bnt  the  point  that  I  think  it  fair  to  nrge  is  that 
they  wonld  be  taken  by  Sonth  African  Repnblic  as  virtnally  amonnting  to  an 
act  of  hostility  on  the  part  of  Her  Majesty's  Government  to  be  continnonsly 
and  extensively  increasing  its  forces  [?]  dnring  negotiations,  when  all  need  for 
defensive  measnres  can,  as  I  firmly  believe,  be  fnlly  obviated  withont  snch 
increase.    Ends. 

Begins.  —  7th  October.  I  have  the  hononr  to  acknowledge  the  receipt 
of  yonr  Honour's  telegram  of  yesterday  aftemoon.  With  every  desire  to  relieve 
the  strain  of  present  Situation  1  cannot  go  beyond  the  snggestions  made  by 
me  in  my  telegram  of  yesterday  moming.  I  have  no  right  to  attempt  to 
inflnence  yonr  Hononr  as  to  what  advice  it  would  be  reasonable  for  you  to 
give  to  Government  of  South  African  Repnblic  having  regard  to  the  impending 
increase  in  Her  Majesty's  forces  in  South  Africa.    My  object  in  all  the  com- 
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Nr.  19044.  mnnications  which  hare  [?  passed]  between  as  sioce  yonr  Hooour's  telegram 
briUMiiM  ^^  ^°^  October  has  been  to  leave  nothing  nndone  which  could  prevent  aotion 
8.  Okt.  1899. 00  the  part  of  South  Africao  Repnblie  calculated  to  make  a  pacific  Solution 
finally  impossible.  But  I  cannot,  even  with  that  objeot,  ask  Her  Majesty's 
Government  to  pledge  themselves  either  with  regard  to  the  disposition  of 
troops  within  British  territories  in  South  Africa,  or  to  their  dispatch  thither 
from  other  parts  of  the  Empire. 


Nr.  12065.  OBOBSBBIIAnnEH.  —  Der  Gonvernenr  der  Kap- 
kolonie  an  den  Eolonialminister.  Ultimatum  der 
Sttdafrikgn.  Republik. 

6.45  a.m.,  Oktober  10,  18d9. 
Nr.  19065.  Telegram.  {|   9th   October.    No.   8.     Following  telegram   received   from 

brulnnien  ®^*'^^  Agwit:  —   ||   Begins:   Following   füll  text  of  note  received  from  the 
lo.Okt.  1899. Government  of  tlie  South  African  Republic  bearing  date  today:  — 

Begins:  (|  Sir,  ||  The  Government  of  the  South  African  Republic  feels  itself 
compelled  to  refer  the  Government  of  Her  Majestj  the  Queen  of  Great  Britain 
and  Ireland  once  more  to  the  Convention  of  London,  1884,  concluded  between 
this  Republic  and  the  United  Kingdom  and  which  [?  in]  its  XlVth  Article 
Becores  oertain  apecified  rights  to  the  white  population  of  this  Republic  namely 
that  ''All  persons,  other  than  natives,  conforming  themselves  to  the  laws  of 
the  South  African  Republic  (a)  will  have  füll  liberty,  with  their  families,  to 
enter,  travel,  or  reside  in  any  part  of  the  South  African  Republic;  (b)  they 
will  be  entatled  to  hire  or  possess  houses,  manufactories,  warehouses,  shops, 
and  premises;  (c)  thej  maj  carry  on  thdr  commerce  either  in  person  or  bj 
any  agents  whom  they  may  thlnk  fit  to  employ;  (d)  they  will  not  be  subject, 
in  respect  of  their  persons  or  propcrty,  or  in  respect  of  their  commerce  or 
industry,  to  any  taxes,  whether  general  or  local,  other  than  those  which  arc 
or  may  be  imposed  upon  Citizens  of  the  said  Republic.''  This  Government 
wishes  further  to  observe  that  the  above  are  only  rights  which  Her  Majesty's 
Government  have  reserved  in  the  above  Convention  with  regard  to  the  Uit- 
lander  population  of  this  Republic  and  that  the  violation  only  of  those  rights 
could  give  that  Government  a  right  to  diplomatic  representations  or  inter- 
vention  while,  moreover,  the  regnlation  of  all  other  questions  affecting  the 
Position  or  the  rights  of  the  Uitlander  population  under  the  above-mentioned 
Convention  is  handed  over  to  the  Government  and  the  representittives  of  the 
people  of  the  South  African  Republic.  Amoogst  the  questions  the  regnlation 
of  which  falls  exclusively  within  the  compctence  of  the  Government  and  of 
the  Volksraad  are  included  those  of  the  franchise  and  representation  of  the 
people  in  this  Repnblie,  and  although  thns  the  exclnsive  right  of  this  Govern- 
ment and  of  the  Volksraad  for  the  regnlation  of  that  franchise  and  represen- 
tation is  indisputablB,  yet  this  Government  has  .foand<occa$ion  to  discnss  in  a 
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friendly  ftwhion  the  firancbise  and  the  representation  of  the  people  with  Her  Nr.  12065. 
Majesty's  Government,  withont,  however,  recognizing  any  right  thereto  ön  the  ^  ?'**'? 
part  of  Her  Majesty's  Goremment  This  (rovemment  has  also,  by  the  for-io.okt.i8w. 
malation  of  the  now  existing  Franchise  Law  and  the  Hesolntion  with  regard 
to  representation,  constantly  held  these  friendly  discnssions  before  its  eyes. 
On  the  part  of  Her  Majesty's  Government,  however,  the  friendly  natnre  of 
these  discnssions  has  assnmed  a  more  and  more  threatening  tone,  and  the 
minds  of  the  people  in  this  Eepnblic  and  in  the  whole  of  Sonth  Africa  have 
been  exdted  and  a  eondition  of  extreme  tension  has  been  created,  while  Her 
Majesftj's  Government  conld  no  longer  agree  to  the  legislation  respecting 
franohise  and  the  Besolution  respecting  representation  in  this  Repnblic,  and 
finally,  by  your  note  of  25th  September,  1899,  broke  off  all  friendly  corre- 
spondenoe  on  the  snbject,  and  inttmated  that  they  mnst  now  proceed  to  for- 
mnlate  their  own  proposals  for  a  final  settlement,  and  this  Government  can 
only  see  in  the  above  intimaüon  from  Her  Majesty's  Government  a  new  vio- 
lation  of  the  Convention  of  London,  1884,  which  does  not  reserve  to  Her 
Majesty's  Government  the  right  to  a  nnilateral  settlement  of  a  qnestion  which 
is  exclnsively  a  domestic  one  for  this  Government  and  has  already  been  regn- 
lated  by  iU 

On   acconnt  of  the  strained  Bitnation  and  the  conseqnent  serions  loss  in 
and  intermption  of  trade  in  general  which  the  correspondenee  respecting  the 
franchise  and  representation  in  this  Repnblic  carried  in  its  train.  Her  Majesty's 
Government  have  recently  pressed  for  an  early  settlement  and  finally  pressed, 
by  your  intervention,   for  an  answer  within   forty-eight   honrs   (subseqnently 
somewhat  roodifled)  to  yonr  note  of  the  12th  September,  replied  to  by  the 
note  of  this   Government   of  the   löth   September,    and  yonr    note   of  the 
25th  September,    1899,    and  tSereafter  ftirther  friendly  negotiations  broke  off 
and   this   Government   received    the   intimation   that  the  proposal  for  a  final 
settlement  wonld  shortly  be  made,   bnt  althongh  this  promise  was  once  more 
repeated  no  proposal  has  np  to  now   reached  this  Government.    Rven  while 
friendly  correspondenee  was  still  going  on   an  increase  of  troops  on  a  large 
scale  was  introdnced  by  Her  Majesty's  Government  and  stationed  in  the  neigh- 
bonrhood  of  the  borders  of  this  Repnblic.     Having  regard  to  occurrences  in 
the   history   of  this    Repnblic   which  it  is  nnnecessary  here  to  call  to  mind, 
this  Government  feit  obliged  to  regard  this  military  force  in  the  neighbonrhood 
of  its    borders   as  a  threat  against  the   independence   of  the  Soutii  African 
Republic,  since  it  was  aware  of  no  circnmstances  which  conld  justify  the  pre- 
sence  of  such  military  force  in  Sonth  Africa  and  in  the  neighbonrhood  of  its 
borders.    In  answer  to   an   enquiry   with   respect  thereto,   aidressed  to  His 
Excellency    the   High  Gomroissioner,  this  Government  received,  to  its   great 
astonishmeni ,   in  answer,   a  veiled  insinnation  that  from  the  side  of  the  Re- 
pnblic (van  Repnblikeinsche  zyde)  an  attack  was  being  made  on  Her  Majesty's 
Colonies  and  at  the  same  time  a  mysterions  reference  to  possibilities  whereby 
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Nr.  12065.  jt  was  strengthoDed  in  its  saspicion  that  the  independence  of  this  Repablic 
britlnnien.  ^^  bciog  threatened.  As  a  defensive  measnre  it  was  therefore  obliged  to 
io.okt.ift»9,send  a  portion  of  the  Burghers  of  this  Repnblic  in  Order  to  offer  the  reqaisite 
resistance  to  similar  possibilities.  Her  Majestj's  onlawful  intervention  in  the 
internal  affairs  of  this  Repnblic  in  conflict  with  the  Convention  of  London, 
1884,  cansed  bj  the  extraordinarj  strengthening  of  troops  in  the  neighbour- 
liood  of  the  borders  of  this  Republic,  bas  thas  caosed  an  intolerable  condition 
of  things  to  arise  whereto  this  Government  feeis  itself  obliged,  in  the  interest 
not  only  of  this  Repnblic  bot  also  [?]  of  all  South  Africa,  to  make  an  end 
as  soon  as  possible,  and  feels  itself  called  upon  and  obliged  to  press  eamestlj 
and  with  empbasis  for  an  immediate  termination  of  this  state  of  things  and 
to  request  Her  Majestj's  Government  to  give  it  the  assurance 

(a)  That  all  points  of  mntual  difference  shall  be  regulated  by  the  friendlj 
conrse  of  arbitration  or  bj  whatever  amicable  waj  maj  be  agreed  upon  bj 
this  Government  with  Her  Majestj's  Government  ||  (b)  That  the  troops  on  the 
borders  of  this  Repnblic  shall  be  instantlj  withdrawn.  ||  (c)  That  all  reinforce- 
ments  of  troops  which  have  arrived  in  South  Africa  since  the  Ist  June^  1899. 
shall  be  removed  from  South  Africa  within  a  reasonable  time,  to  be  agreed 
upon  with  this  Government,  and  with  a  mntual  assurance  and  guarantee  on 
the  part  of  this  Government  that  no  attack  upon  or  hostilities  against  anj 
portion  of  the  possessions  of  the  British  Government  shall  be  made  bj  the 
Repnblic  during  further  negotiations  within  a  period  of  time  to  be  sub- 
sequentlj  agreed  upon  between  the  Govemments,  and  this  Government  will, 
on  compliance  therewitb,  be  prepared  to  withdraw  the  armed  Barghers  of 
this  Repnblic  from  the  borders.  ||  (d)  That  Her  Majest/s  troops  which  are 
now  on  the  high  seas  shall  not  be  landed  in  any  port  of  South  Africa. 

This  Government  must  press  for  an  imniediate  and  affirmative  answer  to 
these  fonr  questions,  and  earnestly  requests  Her  Majest/s  Government  to  re- 
turn such  an  answer  before  or  upon  Wednesday  the  llth  October,  1899, 
not  later  than  5  o'clock  p.m.,  and  it  desires  further  to  add  that  in  the  event 
of  unexpectedly  no  satisfactory  answer  being  received  by  it  within  that  interval 
[it]  will  with  great  regret  be  compelled  to  regard  the  action  of  Her  Majesty's 
Government  as  a  formal  declaration  of  war,  and  will  not  hold  itself  responsiblc 
for  the  consequences  thereof,  and  that  in  the  event  of  any  further  movements 
of  troops  taking  place  within  the  above-mentioned  time  in  the  nearer  directions 
of  our  borders  this  Government  will  be  compelled  to  regard  that  also  as  a 
formal  declaration  of  war. 

I  have,  Äc., 

F.  W.  Reitz, 

State  Secretary. 
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Nr.    12066«     GROSSBBIIAHNIEH.  —  Der  Eolonialminister  an  den 

Goavernenr    der    Kapkolonie.      Das    Ultimatum  ist 

andiskntirbar.  ^'-  '*^- 

10.45  p.m.,  Oktober  10,  1899.      ^  P^ 

Telegram.  ||  lOth  October,    No.  8.    Her  Majestj's  Grovemment  have  re-io.oict.i899. 

ceived  with  great  regret  the  peremptorj  demands  of  the  Government  of  the 

South  African  Bepublic   conveyed  in  jour   telegram  of  9th  October,   No.  3. 

You  will  ioform  the  Government  of  the  South  African  Bepublic,  in  repljr,  that 

the  conditions  demanded  bj  the  Government  of  the  South  AMcan  Bepublic 

are  such  as  Her  Majest/s  Government  deem  it  impossible  to  discuss. 


Nr.  12067.  OROSSBBITAHHIEif.  —  Der  Gouverneur  der  Kap- 
kolonie  an  den  Kolonialminister.  Letzte  Verhand- 
lung mit  dem  Oranje-Freistaat  Er  nimmt  am  Kriege 

teil 

8  a.m.,  12th  Oktober,  1899.  . 

Telegram.  ||  llth  October.    No.  6.    I  telegraphed  to-day  to  President  of  Nr.  iso67. 
Orange  Free   State   reciting   latest  Communications    between    us    and   South  |,jj[^i"^„ 
African  Bepublic  and  continuing  as  foUows: —  ||  Begins:  In  view  of  Besolutioni2.okt.i899. 
of  Volksraad  of  Orange  Free  State  communicated  to  me  in  Your  Honour's  tele- 
gram of  27th  September  I  have   the   hononr   to   request  that  I  may  be  in- 
formed  at  Your  Honour's  earliest  possible  convenience  whether  this  action  on 
the  part  of  the  South  African  Bepublic  has  Your  Honour's   concurrence  and 
Support    £nds. 

President  of  Orange  Free  State  has  just  replied  as  follows: — 
Begins:  llth.  I  have  the  honour  to  [?]  acknowledge  Your  Excellencj's 
telegrams  of  this  evening.  The  high  handed  and  unjustifiable  policj  and  con- 
duct  of  Her  Majestj's  Government  in  interfering  in  and  dictating  in  the 
purelj  internal  affairs  of  South  African  Bepublic,  constituting  a  flagrant  breach 
of  the  Convention  of  London,  1884,  accompanied  at  first  by  preparations,  and 
latterly  foUowed  by  active  commencement  of  hostilities  against  that  Bepublic, 
which  no  friendly  and  well-intentioned  efforts  on  our  part  could  induce  Her 
Majesty's  Government  to  abandon,  constitute  such  an  undoubted  and  unjust 
attack  on  the  independence  of  the  South  African  Bepublic  that  no  other 
course  is  left  to  this  State  than  honourably  to  abide  by  its  Gonventional 
Agreements  entered  into  with  that  Bepublic.  On  behalf  of  this  Government, 
therefore,  I  heg  to  notify  that,  compelled  thereto  by  the  action  of  Her 
Majesty's  Government,  they  intend  to  carry  out  the  Instructions  of  the  Volks- 
raad as  set  forth  in  the  last  part  of  the  Besolution  referred  to  by  Your 
Excellency.    Ends. 
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Petersburg.    Bemerkungen  zu  Murawiews  Äulserungen  .    12092. 

—  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  das  aoswftrtige  Amt 
Stand  der  Yerst&ndigungBangdegenheit 12093. 

—  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  das  auswärtige  Amt. 
Vorschlag  Murawiews 12094. 

—  Derselbe  an  Dasselbe.    Dasselbe 12095. 

—  Das  auswärtige  Amt  an  den  Botschafter  in  Petersburg. 
Zusatz  zum  Vorschlage  Murawiews 12096. 

—  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  das  auswärtige  Amt 
Murawiew  ist  einverstanden 12097. 

—  Der  Gesandte  in  Peking  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Konkurrenz  der  Russisch-Chinesischen  Bank  in  der  Nord- 
bahnfrage 12098. 

—  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen.   Unterredung  mit  Murawiew  Ober  das  Vorige    12099. 

—  Derselbe  an  Denselben.    Murawiew  und  ^'itte  sind  für 

ein  englisch-russisches  Abkommen 12100. 

—  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Der  Zar  billigt  den  Absdilnls  eines  Abkommens    12101. 

—  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  das  russische  aus- 
wärtige Amt 12102. 

Gh*orsbritaiimen  und  BoTsIand.    Vertragsentwurf  über  die 

chinesischen  Eisenbahnkonzessiotten      12103. 

Ohina.  Offizielle  Beschreibung  der  Eisenbahnen  Nordchinas, 
die  zur  Garantie  der  britisch-chinesischen  Anleihe  dienen 
sollen      12104. 

Orofsbritamiien  und  Ohina.  Vertrag  zwischen  Hongkong- 
und  Shanghai-Bankkonsortium  und  der  Verwaltung  der 
Eisenbahnen  Nordchinas 12105. 

—  —    Konzessionsvertrag  über  die  Nan  P'iao- Kohlenwerke    12106. 
Grofsbritaimien.     Der  Botschafter   in  Petersburg   an   den 

Minister   des  Auswärtigen.     Unterredung  mit  Finanz- 
minister  Witte  über  die  chinesische  Eisenbahnfrage  .    .    12107. 

—  Der  Gesandte  in  Pekiog  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Ratifikation  von  Nr   12106  und  12107 12108. 

~  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Murawiew  beschwert  sich  über  das  Vorgehen 
Englands  in  China 12109. 

—  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Gesandten  in 
Peking.    Verlangt  Auskunft  über  das  Vorige     ....    12110. 

Bafsland.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  englischen 

Gesandten  in  Petersburg.  Vorschlag  über  das  Abkommen    12111. 

Grofsbritannien.    Der  Gesandte  in  Peking  an  den  Minister 

des  Auswärtigen.    Antwort  auf  das  Vorige 12112. 

—  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in  Peters- 
burg.   Bemerkungen  zu  Nr.  12111    . 12113. 

—  Der  Gesandte  in  Peking  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Einwendungen  des  russischen  Gesandten  gegen  Nr.  12105    12114. 

—  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Gesandten  in  Peking. 
Antwort  auf  das  Vorige 12115. 

—  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen. Instruktion  der  russischen  Regierung  an  ihren 
Gesandten  in  Peking 12116. 

—  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Minister  des  Aus- 
wärtigen.   Neuer  Vorschlag  Murawiews 12117. 

—  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in  Peters- 
burg.   Antwort  auf  das  Vorige 12118. 
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1899.  M&rz  22.  OiofsbiitaDmen.  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Neue  Unterredung  mit  Murawiew  über 

das  Abkommen 12119. 

,,     29.    "-    Derselbe  an  Denselben.    Dasselbe 12120. 

„  April  7.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 
Petersburg.  Vorschläge  über  die  Linie  Hsiao-hei-Shan 
und  Sin-Minting 12121. 

,,  „       9.    —    Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den  Minister  des  Aus- 

wärtigen. Denkschrift  Aber  die  Linie  nach  Sin-Min-Ting    12122. 

„  „      12.    Bufsland.    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  englischen 

Botschafter  in  Petersburg.    Antwort  auf  das  Vorige      .    12123. 

„  „  17.  Orofsbritaonien.  Der  Botschafter  in  Petersburg  an  den 
Minister  des  Auawärtigen.  Murawiew  schlägt  einen  Noten- 
austausch vor  12124. 

„  „      19.    —    Derselbe    an    Denselben.      Übersendet    den    Text   der 

identischen  Noten 12125. 

,,  '„      22.    —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 

Petersburg.    Abänderungsvorschläge     .    .    .    .    .    .    .    12126. 

„  M  28.  Qrorsbritannien  und  BnDsland.  Endgiltiger  Text  der  iden- 
tischen Noten 12127. 

Beriebte  der  dentseben  Oesandtsebaft  in  PekiDg  Ober  den  Boxer- 
anfstand  und  die  Ermordnng  des  dentseben  Gesandten. 

1899.  Mai  31.  Deutsches  Beioh.  Der  Gesandte  in  Peking  an  den  Reichs- 
kanzler. Unruhen  in  China;  Verhandlungen  der  Gesandt- 
schaften mit  der  chinesischen  Regierung;  Berufung 
europäischer  Schutztruppen 12222. 

»,        Juni      1.    —    Der  Gesandte  in  Peking  an  den  Reichskanzler.   Ankunft 

von  Schutztruppen 12223. 

,,  „  4.  —  Derselbe  an  Denselben.  Ankunft  deutscher  und  öster- 
reichischer Schutztruppen 12224. 

„  „  10.  —  Derselbe  an  Denselben.  Bericht  über  Unruhen  und  Ver- 
kehrsstörungen.   Konsularbericht 12225. 

„  „  12.  —  Der  Gesandte  in  Peking  an  das  auswärtige  Amt.  Feind- 
selige Haltung  der  chinesischen  Regierung.  Angriff  auf 
die  Gesandtschaften  bevorstehend 12226. 

,,  Aug.  25.  —  Die  Gesandtschaft  in  Peking  an  den  Reichskanzler.  Die 
Boxer  in  Peking;  Haltung  der  Regierung;  erste  Angriffe 
auf  die  Gesandtschaften;  Ermordung  Kettelers      .    .    .     12227. 

„  „      29.    ^    Die   Gesandtschaft   in    Peking   an    den   Reichskanzler. 

Genauer  Bericht  über  die  Ermordnng  Kettelers.  Aussage 
des  Augenzeugen,   Gesandtschafts- Dolmetschers  Cordes    12228. 

H  Septbr.  25.  —  Legationsrat  von  Below  in  Peking  an  den  deutschen  Ge- 
saudteu  in  Chioa.  Bericht  über  den  Mörder  des  Gesandten 
von  Ketteier 12229. 

Tbätigkeit  der  Untersncbnngskommission  anf  Samoa  1899. 

1899.  April  13.  Qroisbritannien.  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  Mr.  Eliot. 
Unterrichtet  ihn  über  die  Vorgänge  auf  Samoa  und  teilt 
ihm  mit,  daüs  er  zum  Mitgliede  der  von  den  drei  Mächten 
eingesetzten  Untersuchungskommission  ernannt  ist     .    .    12080. 

„        Juli    18.    Vertragsstaaten.    Die  Kommission  an  den  englischen  Minister 

des  Auswärtigen.    Bericht  über  ihre  Thätigkeit     .    .    .    12081. 

„    .    Juli.  -—    Vorschlag  der  Kommission  zur  Abänderung  der  Samoaakte    12062. 

>t  .>  26.  Grofsbritannien.  Der  englischeBevollmächtigte  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.  Weiterer  Bericht  über  die  Thätigkeit 
der  Kommission 12083. 
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GrofsbrltaBnien  und  Sttdafkrikanische  Republik.    Verbandlmgen 
fiber  das  Dynamitmonopol. 

1899.     Jan.    13.    Orofsbritaimieii.  Der  Kolonialmiiiister  an  den  Oberkommissar 
in  Kapstadt    Die  englische  Regierung  protestiert  gegen 

die  Yerl&ngerung  des  Dynamitmonopols 12073. 

„  Febr.  3.  —  Der  Agent  in  Pretoria  an  den  OberkommiBsar  in  Kapstadt 
Die  Bergwerkainteressenten  bieten  die  Eipropriation  des 
Dynamitmonopols  an 12074. 

„      Mftrz     9.    Sttdafrikanisohe  Bepnblik.    Die  ,,Pres8e'<  TerSffentlicht  das 

Votum  des  State  Attomey  über  das  Dynamitmonopol    .    12075. 

,,  „        9.    —    Der  Staatssekretär  an  den  englischen  Agenten  m  Pretoria. 

Antwort  auf  Nr.  12078 12076 

„  „       14. '  Orofsbritannien.  Der  Agent  in  Pretoria  an  den  Oberkommissar 

in  Kapstadt    Die  Dynamitgesellschaft  hat  einen  neuen 

Vorschlag  gemacht 12077. 

,,          „       15.    —    Derselbe  an  Denselben.    Ablehnung  des  Vorschlags  .    .    12078 
„     April     21.    —    Der  Kolonialminister  an  den  Oberkommissar  in  Kapstadt 
Die  britische  Regierung  erkennt  die  Argumente  yon  Reitz 
nicht  an 12079. 

Akteustäcke  zur  tieschichte  des  Südafrikaniscben  Krieges  1899. 

1899.    Aug.    29.    Orofsbritannien.  Der  Kolonialminister  an  den  Gouvemeur  von 

Natal.    Er  soll  keine  Kriegsvorräte  durchlassen     .    .    .    12189. 

„  »,  30.  —  D^  Oberkommissar  an  den  Kolonialminister.  Haltung 
der  Kapregierung.  Frage  der  Waffeneinfuhr  in  die 
Republiken 12190. 

„    Septbr.     6.    —    Derselbe  an  Denselben.    Dasselbe 12191. 

,,  „  15.  —  Der  Gouverneur  von  Natal  an  den  Kolonialminister.  Be- 
merkungen über  die  Lage,  die  öffentliche  Meinung,  die 
Haltung  der  Eingeborenen 12198. 

u  >,  22.  SüdaMkanische  Bepnblik.  Der  Staatssekretär  an  den  eng- 
lischen Agenten  in  Pretoria.    Antwort  auf  Nr.  12040     .    12202. 

f,  „  25.  Oranje- Freistaat.  Der  Pr&sident  an  den  englischen  Ober- 
kommissar in  Kapstadt  Fordert  Aufklärung  über 
Truppenansammlungen 12199. 

,,         „       25.    Groftbritannien.    Der  Oberkommissar  an  den  Präsidenten 

des  Oranje-Freistaats.    Antwort  auf  das  Vorige    .    .    .    12200. 
29.    Südafinkanische  Bepublik.    Konfiskationsgesetz 12201. 

M         .,       30.    Orolsbritannien.    Der  Oberkommissar  in  Kapstadt  an  den  • 

Kolonialminister.    Aufwi^elungsversuche 12193. 

„  Oktbr.  8.  Oranje-Freistaat.  Der  Präsident  an  den  englischen  Ober- 
kommissar. Vorstelluagen  über  die  Truppenansammlungen    12203. 

„  „  4.  Grofsbritannien.  Der  Gouverneur  von  Natal  an  den  Kolonial- 
minister.   Besorgnisse  in  Natal  vor  einem  Angriffe   .    .    12193. 

„         „         7.    —    Der  Kolonialminister  an  den  Oberkommissar  in  Kapstadt. 

Antwort  auf  Nr.  12192 12194. 

M  M        9.    —    Der  Oberkommissar  an  den  Kolonialminister.  Obersendet 

einen  Aufruf  zur  Revolution  an  die  Kapholländer      .    .    12209. 

„         „        10.    —    Der  Oberkommissar  in  Kapstadt  an  den  Kolonialminister. 

Appell  an  die  größten  englischen  Städte  zur  Uülfeldstung    12195. 

n         *>       11>    Oranje-Freistaat.     Proklamation   des   Präsidenten   an  die 

Burghers 12218. 

,.         ,,       12.    Grofsbritannien.  Der  Oberkommissar  an  den  Kolonialmmister. 

Aufruf  an  die  Kapkolonisten»  treu  zu  bleiben   ....    12196. 
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Dezbr.  27. 

Orof shritannien.  Der  OberkommuBar  an  den  Kolonialminister. 

Übersendet  den  Inhalt  der  holländischen   Proklamation 

an  die  Kapboien 12197. 

— -    Erlasse  des  Gouverneurs  von  Natal  aber  die  Ausdehnung 

des  Kriegsrechts 12215. 

Oranje-Freistaat.     Proklamation   des   Präsidenten    an    die 

Eapkolonie 12906. 

Grofsbritannien.  Proklamation  des  Gouremeurs  von  Natal .  12214. 
SfidaMkanische  Bepublik.    Proklamation  des  Staatssekretärs 

an  die  Freistaatburen 12217. 

Groilibritamiien.  Proklamation  des  Oberkommissars  in  Kap- 
stadt, anläßlich  des  Krieges 12212. 

— '  Der  Oberkommissar  an  den  Kolonialminister.  Übersendet 
eine  Korrespondenz  der  Kapminister  mit  dem  Orai^'e- 
Freistaat  über  event.  Neutralität  der  Kapkolonie  .    .    .    12211. 

—  Der  Oberkommissar  an  den  Kolonialminister«   Annexion 

durch  den  Oraige-Freistaat 12204. 

—  Proklamation  des  Gouverneurs  von  Natal.    Ausdehnung 

des  Kriegsrechts 1221G. 

—  Der  Kolonialminister  an  den  Oberkommissar.    Antwort 

auf  das  Vorige 122C5. 

—  Proklamation  des  Oberkommissars  gegen  eine  Annexion 

der  Südafrikanischen  Republik 12207. 

—  Der  Oberkommissar  an  den  Kolonialminister.  Keine 
genauen  Nachrichten  über  die  mitgeteilten  Proklamationen 

und  Annexionen 12208. 

—  Proklamation  des  Gouverneurs  von  Natal  gegen  eine 
Annexion  des  Oranje-Freistaats 12218. 

—  Der  Gouverneur  von  Natal  an  den  Kolonialminister. 
Annexion  durch  den  Oranje-Freistaat 12210. 

Südafrikanisohe  Bepublik.  Proklamation  Jouberts  ....  12220. 
Oranje-Freistaat.    Proklamation  über  die  Verwaltung  der 

occupierten  Gebiete 12219. 

Grofsbritannien.  Proklamation  der  Köniein  an  die  britischen 

Unterthanen.  Verbot  die  Burenrepubliken  zu  unterstützen    12221. 


Yerhandlimgen  zwischen  Grorsbritannien  und  dem  Dentschen  Reiche 
Aber  die  BeschlagDahme  deutscher  Schiffe  1899/1900. 

1899.  Dezbr.  16.    Grofsbritannien.    Die  Admiralität  an  das  auswärtige  Amt. 

Das  deutsche  Schiff  nHefzog"  passiert  den  Suezkanal     .    12163. 

„  „  29.  —  Admiral  Harris  an  die  Admiralität  Meldet  die  Beschlag- 
nahme des  ^»Bundesrat" 12164. 

„  „  30.  — '  Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister  des  Auswär- 
tigen. Graf  Bülow  fordert  Aufklärung  über  die  Weg- 
näime  des  „Bundesrat" 12165. 

„  „      29.    —    Der  Gouverneur  von  Natal  an  den  Kolonialminister.  Der 

deutsche  Konsul  protestiert  gegen  die  Wegnahme      .    .    121G6. 

„  „      31.    —    Admiral  Harris  an  die  Admirmalität.    Die  Ladung  des 

,3uudesrat*'  ist  verdächtig 12167. 

1900.  Jan.    1.    —    Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister  des  Auswär- 

tigen.   Unterredung  mit  Baron  Bichthofen 12168. 

„  „      3.    —    Der  Kolonialminister    an    den  Gouverneur  von  Natal. 

Anordnungen  über  die  Behandlung  des  »«Bundesrat**      .    12ir.9. 

„  „  4.  Deutsches  Beioh.  Der  Botschafter  in  London  an  den  eng- 
lischen Minister  des  Auswärtigen.  Fordert  Freigabe  des 
„Bundesrat" • 12170. 
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1900.    Jan.      5.    Grofsbritaiinien.    Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister 
des  Auswärtigen.    Baron  Richthofen  protestiert  gegen 
^e  Beschlagnahme 12171. 

„          u       5.    Deutsohes  Reich.    Der  Botschafter  in  London  an  den  eng- 
.  lischen  Minister  des  Ausw&rtiaen.  Fordert  Freigabe  des 
».General**  und  Achtung  des  Völkerrechts 12172. 

I,  „       4.  .Orof^britannien.    Die  Admiralitiit  an  den  ältesten  Seeoffizier 

in  Aden.    Behandlung  des  „General" 12173. 

„  „       6.    —    Der  älteste  Seeoffizier  in  Aden  an  die  Admiralität  Be- 

richt über  die  Beschlagnahme  des  „General'*     ....    12174. 

„  „  6.  —  t)ie  Admiralität  an  das  auswärtige  Amt  Teilt  die  Be- 
schlagnahme des  „Herzog**  mit 12175. 

,,  „  7.  —  Der  Gouverneur  Ton  Natal  an  den  Kolonialminister. 
Protest  des  deutschen  Konsuls  gegen  die  Beschlagnahme 
des  „Herzog** , 12176. 

,,  \,  7.  ~  Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister  des  Auswär- 
tigen. Graf  Bülow  fordert  Abstellung  der  deutschen 
Beschwerden 12177. 

„  „       6.    —    Der  Kommandeur  des  Kapgeschwaders  an  die  Admiralität. 

Bericht  über  die  Durchsuchung  des  ,Jäenog^*   ....    12178. 

„  „        7.    —    Der  Minister  des   Auswärtigen  an  den  Botschafter  in 

Berlin.    Hat  zwei  scharfe  deutsche  Noten  erhalten    .    .    12179. 

„  „  8.  —  Der  älteste  Offizier  in  Aden  an  die  Admiralität  Unter- 
suchung des  „General**  ist  beendet 12180. 

„  „       8.    —    Die  Admiralität  an  den  Admiral  Harris.  Befiehlt  eventuelle 

Freilassung  des  »JBerzog** 12181. 

„       9.    —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in  Berlin. 

Unterredung  mit  einem  deutschen  Geschäftsträger     .    .    12182. 
,,      10.    —    Derselbe  an  Denselben.    Bemerkungen  zu  Nr.  12170    .    12183. 
.    „  „     .14.    —    Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den  Botschafter  in  Berlin. 

Neue  Instruktionen  an  die  Seeoffiziere 12184. 

„           „      15.    —    Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 
Die  deutsche  Regierung   wünscht  Modifikationen   zum 
•  Vorigen 12185. 

„  „      16.    —    Der  Minister  des  Auswärtigen   an   den  Botschafter  in 

Beriin.    Dasselbe 12186. 

„  „      17.    —    Derselbe  an  Denselben     Bemerkungen  zu  Nr.  12172     .    12187. 

„  ..      19.    —    Der  Botschafter  in  Berlin  an  den  Minister  des  Auswärtigen. 

Unterredung  mit  Baron  Richthofen  über  das  Vorige      .    12188. 
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Nr.    12068.    deutsches  BEICH  und  OROSSBRITAHinEN.   —   Ver- 
trag über  Samoa,  die  Tonga-Inseln,  Salomonsinseln 

und  Zanzibar. 

LondoD,  14.  November  1899. 

Konvention. 

Nachdem  die  Kommissare  der  drei  beteiligten  Regierungen  in  ihrem  Be-  ^'*  **^- 
rieht  vom  18.  Juli  d.  J.  die  auf  eingehende  Prüfung  der  Sachlage  begründete  Reich  und 
Ansicht  ausgesprochen  haben,  dals  es  unmöglich  sein  würde,  den  Unruhen  und     ^'^^ 

britannien. 

MUsständen»  von  welchen  die  Samoa- Inseln  gegenwärtig  heimgesucht  werden,  i4.not.i899 
wirksam  abzuhelfen,  so  lange  die  Inseln  der  gemeinschaftlichen  Verwaltung  der 
drei  Regierungen  unterstellt  blieben,  erscheint  es  wünschenswert,  eine  Lösung 
zu  suchen,  die  diesen  Schwierigkeiten  ein  Ende  machen  und  gleichzeitig  den 
legitimen  Interessen  der  drei  Regierungen  Rechnung  tragen  würde.  ||  Von  diesem 
Gesichtspunkt  ausgehend,  sind  die  mit  gehörigen  Vollmachten  ihrer  hohen 
Souveräne  versehenen  Unterzeichneten  über  die  nachstehenden  Punkte  über- 
eingekommen: 

Artikel  I. 

GroDsbritannien  verzichtet  zu  gunsten  Deutschlands  auf  alle  seine  Rechte 
auf  die  Inseln  Upola  und  Savaii,  einschlieCslich  des  Rechts,  daselbst  eine 
Marine-  und  Eohlenstation  zu  errichten,  und  des  Rechts  auf  Exterritorialität 
auf  Jenen  Inseln.  ||  In  gleicher  Weise  verzichtet  Großbritannien  zu  gunsten  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  auf  alle  seine  Rechte  auf  die  Insel  Tutnila 
und  auf  die  anderen  östlich  des  171.  Längengrads  von  Greenwich  gelegenen 
Inseln  der  Samoagruppe.  ||  Groüsbritannien  erkennt  an,  daüs  die  Gebiete  im 
Osten  der  neutralen  Zone,  welche  durch  das  Abkommen  von  1888  in  West- 
afrika geschaffen  worden  ist,  an  Deutschland  fallen.  Die  Grenzen  des  Deutsch- 
land zukommenden  Teils  der  neutralen  Zone  werden  durch  Artikel  V  der  vor- 
liegenden Konvention  festgesetzt. 

Artikel  11. 
Deutschland  verzichtet  zu  gunsten  GroCsbritanniens  auf  alle  seine  Rechte 
auf  die  Tonga-Inseln  mit  EinschluDs  Vavaus  und  auf  Savage  Island,  einschlieCs- 

St»»tfarobiT  LUV.  1 
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Nr.  12068.  Uch  des  Rechts,  daselbst  eine  Marine-  nnd  Eohlenstation  zu  errichten  und  des 
Deuteche«  ^Q^y^^  ^uf  Extetritorlalität  in  den  vorstehend  bezeichneten  Inseln.  11  In  gleicher 

Reich  und  ,        «.        .    .  «  «  «i 

Groft-     Weise  verzichtet  Deutschland  zu  gunsten  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
briunnien.  ^^  £  ^^jj^   g^j^^  Rechtc  auf  die  Insel  Tutuila  und  auf  die  anderen  östlich  des 

14.Nor.l899.  ,  ,        ,        ,        «  h   r* 

171.  Längengrads  von  Greenwich  gelegenen  Inseln  der  Samoagruppe.  ||  Es  er- 
kennt an,  dals  von  der  deutschen  Salomonsgruppe  die  östlich  beziehungsweise 
südöstlich  von  Bougainville  gelegenen  Inseln,  welches  letztere  nebst  der  zu- 
gehörigen Insel  Buka  bei  Deutschland  verbleibt,  an  GroDsbritannien  fallen.  | 
Der  westliche  Teil  der  neutralen  Zone  in  Westafrika,  wie  derselbe  in  Ar- 
tikel V  der  vorliegenden  Konvention  festgesetzt  ist,  wird  ebenfalls  an  Grofe- 

britannien  fallen. 

Artikel  III. 

Die  beiderseitigen  Konsuln  in  Apia  und  in  den  Tonga-Inseln  werden  bis 
auf  weiteres  abberufen.  ||  Die  beiden  Regierungen  werden  sich  über  die  in  der 
Zwischenzeit  im  Interesse  ihrer  Schiffahrt  und  ihres  Handels  in  Samoa  und 
auf  den  Tonga-Inseln  zu  treffenden  Einrichtungen  verständigen. 

Artikel  IV. 
Die  zur  Zeit  zwischen  Deutschland  und  Grofsbritannien  bestehende  Über- 
einkunft, betreffend  das  Recht  Deutschlands,  auf  den  Grofsbritannien  gehörigen 
Salomons-Inseln  Arbeiter   frei  anzuwerben,    wird  auch  auf  die  in  Artikel  I 
bezeichneten  deutschen  Salomons-Inseln,   die  an  Grofsbritannien  fallen  sollen, 

ausgedehnt. 

Artikel   V. 

In  der  neutralen  Zone  wird  die  Grenze  zwischen  den  deutschen  nnd  den 
grolsbritannischen  Gebieten  durch  den  Daka-Flufs  bis  zum  Schnittpunkt  des- 
selben mit  dem  9.  Grad  nördlicher  Breite  gebildet  werden;  von  dort  soll  die 
Grenze  in  nördlicher  Richtung,  indem  sie  den  Ort  Morozugu  an  Grodsbritannien 
läfst,  laufen  und  an  Ort  und  Stelle  durch  eine  gemischte  Kommission  der 
beiden  Mächte  in  der  Weise  festgesetzt  werden,  dafis  Gambaga  und  die  sämt- 
lichen Gebiete  von  Mamprusi  an  GroDsbritannien,  Yendi  und  die  sämtlichen 
Gebiete  von  Chakosi  an  Deutschland  fallen. 

Artikel   VI. 
Deutschland  ist  bereit,  etwaigen  Wtinschen  der  groiisbri tannischen  Regie- 
rung in  Bezug  auf  die  Gestaltung  der  beiderseitigen  Zolltarife  in  Togo  und 
der  Goldktiste  nach  Möglichkeit  und  in  weitgehendster  Weise  entgegenzukommen. 

Artikel   VII. 
Deutschland  giebt  seine  exterritorialen  Rechte  in  Zanzibar  auf;  jedoch  ist 
gleichzeitig  verabredet,  daDs  dieser  Verzicht  erst  mit  dem  Zeitpunkt  in  Kraft 
treten  soll,  an  welchem  die  anderen  Nationen  dort  zustehenden  Exterritorialitäts- 
rechte ebenfalls  aufgehoben  sein  werden. 
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Artikel   VIEL  Nr.  1206S. 

Deutsches 

Die  vorliegende  Konvention  soll  sobald  als  möglich  ratifiziert  werden  und  sekh  und 
unmittelbar  nach  Austausch  der  Ratifikationen  in  Kraft  treten.  11  Zu  Urkund  ^  .^"^^ 

"  bntannien. 

dessen  haben  die  Unterzeichneten  sie  vollzogen  und  ihre  Siegel  beigedrückt.    i4.not.i899. 
So  geschehend  doppelter  Ausfertigung  zu  London,  den  14.  November  1899. 

(L.  S.)    Hatzfeldt. 
(L.  S.)    Salisbury. 

Deklaration. 

£s  herrscht  Einverständnis  darüber,  daüs  Deutschland  durch  den  Artikel  II 
der  am  heutigen  Tage  vollzogenen  Konvention  seine  Zustimmung  dazu  erklärt, 
daCs  die  ganze  Gruppe  der  Uowe- Inseln,  welche  einen  Teil  der  Salomons- 
Inseln  bildet,  an  GroDsbritanuien  fallen  soll.  ||  Es  ist  gleichfalls  ausgemacht, 
daCs  die  Bestimmungen  der  von  den  beiden  Regierungen  am  10.  April  1886 
zu  Berlin  unterzeichneten  Deklaration,  betreffend  die  Handelsfreiheit  im  west- 
lichen Stillen  Ozean,  auf  die  in  der  vorstehenden  Konvention  erwähnten  Inseln 
anwendbar  sind.  ||  Es  ist  ebenso  verabredet  worden,  dals  die  zur  Zeit  bestehende 
Übereinkunft  über  die  Anwerbung  von  Arbeitern  auf  den  Salomons-Inseln 
durch  deutsche  Reichsangehörige  den  letzteren  gestattet,  diese  Arbeiter  unter 
denselben  Bedingungen  anzuwerben,  welche  groDsbritannischen,  nicht  auf  jenen 
Inseln  wohnhaften  Unterthanen  auferlegt  sind  oder  noch  auferlegt  werden. 

So  geschehen  in  doppelter  Ausfertigung  zu  London,  den  14.  November  1899. 

(L.  S.)    Hatzfeldt 
(L.  S.)    Salisburj. 


Nr.  12069.   deutsches   reich,    teeeinigte    Staaten   von 

AMERIKA  und  OEOSSBBITANNIEN.  —  Aufhebung  der 

Samoaakte  von  1889. 

Washington,  2.  Dezember  1899. 

Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,  König  von  Preufsen,  im  Namen  des  Nr.  laoe». 

Deutschen  Reichs,   der  Präsident   der  Vereinigten  Staaten   von  Amerika  und  ^°^J*** 

Ihre   Majestät  die  Königin   des  Vereinigten  Königreichs   von  Grolsbritannien  Vereinigte 

und  Irland,  Kaiserin  von  Indien,  von  dem  Wunsche  geleitet,  auf  freundschaft- ^^^^^  ^"JJ, 

lichem  Wege  die  Fragen,  welche  in  betreff  der  Samoa-Inseln  sich  ergeben     oroik- 

haben,  zu  erledigen,  und  allen  künftigen  Milsverständnissen  über  gemeinschaft-  2!*  dm°"i899. 

liehe   oder   besondere  Besitzrechte   und  Ansprüche   oder   über  Ausübung  der 

Gerichtsbarkeit  auf  diesen  Inseln  vorzubeugen,  sind  übereingekommen,   alles 

dies  durch  eine  besondere  Konvention  zu  ordnen  und  festzulegen.    Nachdem 

zwischen  den  Regierungen  Deutschlands  und  Englands,  mit  Übereinstinmiung 

derjenigen    der  Vereinigten   Staaten,  über    ihre    wechselseitigen   Rechte   und 

Interessen  an  diesen  Inseln  bereits  ein  Übereinkommen  getroffen  worden  ist, 

haben  die  drei   vorgenannten  Mächte  im  Hinblick  auf  das  vorerwähnte  Ziel 
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Nr.  12069.  nachstehende  Bevollmächtigte  ernannt:  H  Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser, 

^kt^  König  von  PreuCsen:  ||  AUerhöchstihren  auiiserordentlichen  und  bevollmächtigten 

Vereinigt«  Botschafter,  Wirklichen  Geheimen  Rat,  Dr.  von  Holleben;  ||  der  Präsident  der 

f^lJ^  7^"^  Vereinigten  Staaten  von  Amerika:  ||  den  Staatssekretär  der  Vereinigten  Staaten 

oroik-     The  Honorable  John  Hay;  ||  Ihre  Majestät  die  Königin  des^Vereinigten  König- 

2* dm^.'isw.  r^ichs  von  GroiJsbritannien  und  Irland:  ||  AUerhöchstihren  außerordentlichen  und 

bevollmächtigten  Botschafter  The  Right  Honorable  Lord  Pauncefote  of  Preston, 

G.  C.  B.,  G.  G.  M.  G.,  II  welche  nach  gegenseitiger  Mitteilung  ihrer  in  guter  und 

gehöriger  Form    befundenen   Vollmachten   folgende   Bestimmungen   vereinbart 

und  ausgemacht  haben: 

Artikel   I. 

Die  von  den  vorgenannten  Mächten  am  14.  Juni  1889  in  Berlin  ab- 
geschlossene und  unterzeichnete  Generalakte  wird  hiermit  aufgehoben;  des- 
gleichen werden  alle  dieser  Akte  vorausgegangenen  Verträge,  Abkommen  und 
Vereinbarungen  aufgehoben. 

Artikel  IL 

Deutschland  verzichtet  zu  gunsten  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
auf  alle  seine  Rechte  und  Ansprüche  an  der  Insel  Tutuila  und  an  allen 
anderen  östlich  des  171.  Längengrades  westlich  von  Greenwich  gelegenen 
Inseln  der  Samoagruppe.  ||  In  gleicher  Weise  verzichtet  GroCsbritannien  zu 
gunsten  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  auf  alle  seine  Rechte  und  An- 
sprüche an  der  Insel  Tutuila  und  an  allen  anderen  östlich  des  171.  Längen- 
grades westlich  von  Greenwich  gelegenen  Inseln  der  Samoagruppe.  ||  In  gleicher 
Weise  verzichten  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zu  gunsten  Deutsch- 
lands auf  alle  ihre  Rechte  und  Ansprüche  auf  die  Inseln  Upoln  und  Savaii  und 
alle  anderen  westlich  des  171.  Längengrades  westlich  von  Greenwich  gelegenen 
Inseln  der  Samoagruppe. 

Artikel   IH. 

Es  wird  ausdrücklich  ausgemacht  und  vereinbart»  dab  jede  der  drei 
unterzeichneten  Mächte  auch  fernerhin  für  ihren  Handel  und  für  ihre  Handels- 
schiffe in  allen  Inseln  der  Samoagruppe  die  gleichen  Vorrechte  und  Zugeständ- 
nisse genielsen  soll,  welche  die  souveräne  Macht  in  allen  den  Häfen  genieist, 
die  dem  Handel  einer  dieser  Mächte  offen  stehen. 

Artikel  IV. 
Die  vorliegende  Konvention  soll  sobald  als  möglich  ratifiziert  werden  und 
unmittelbar  nach  Austausch  der  Ratifikationen  in  Kraft  treten.  ||  Zu  Urkund 
dessen  haben  die  Unterzeichneten  sie  vollzogen  und  ihre  Siegel  beigedrückt 

So  geschehen  in  dreifacher  Ausfertigung  zu  Washington,  den  2.  Dezember 
1899. 

(L.  S.)  Holleben. 
{L.  8.)  John  Hay. 
(L.  S.)     Pauncefote. 
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Nr.  12070.  DEUTSCHES  BEICH,  VEEEINIOTE  STAATEH  von 
AMERIKA  und  OBOSSBEITANNIEN.  —  Abkommen  be- 
hufs schiedsgerichtlicher  Regelung  gewisser 
Schadensersatzansprüche  auf  Samoa. 

Washington,  7.  November  1899. 
Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,  König  von  Preulsen,  im  Namen  des  ^''  ^^^^' 
Deutschen  Reiches,   der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und     B^ich,** 
Ihre  Majestät   die  Königin   des  Vereinigten  Königreichs   von  Groüsbritannien  Vareinigu 
und  Irland,  geleitet  von  dem  Wunsche,  die  durch  die  jüngst  auf  den  Samoa- ^merikA^nd 
Inseln  stattgefundenen  militärischen  Aktionen  veranlaüsten  Schadensersatzansprüche     /^^o^- 
der  dortselbst  ansässigen  Angehörigen  der  beteiligten  Reiche  und  Staaten  bal-  7.  not °i8m. 
digst  und  allseitig  zufriedenstellend  zu  erledigen,   und  entschlossen,   ein  Ab- 
kommen behufs  schiedsgerichtlicher  Regelung  dieser  Frage  abzuschliefisen,  haben 
zu   Ihren   Bevollmächtigten   ernannt:  ||  Seine   Majestät  der   Deutsche   Kaiser, 
König  von  PreuDsen:  ||  AUerhöchstihren  Gesandten  in  auCserordentlicber  Mission 
den  Geheimen  Legationsrat  Dr.  jur.  Mumm  von  Schwarzenstein;  ||  der  Präsident 
der  Vereinigten  Staaten   von  Amerika:  ||  den  Staatssekretär  der  Vereinigten 
Staaten  The  Honorable  John  Haj;  ||  Ihre  Majestät  die  Königin  des  Vereinigten 
Königreichs  von  GroDsbritannien  und  Irland:  ||  AUerhöchstihren  Geschäftsträger 
ad  interim  Mr.  Reginald  Tower;  ||  welche,  nach  gegenseitiger  Mitteilung  ihrer 
in  guter  und  gehöriger  Form  befundenen  Vollmachten,  folgende  Bestimmungen 
vereinbart  und  ausgemacht  haben: 

Artikel  L 

Alle  Ansprüche,  welche  von  Deutschen,  von  amerikanischen  Bürgern  oder 
von  britischen  Unterthanen  und  zwar  sowohl  von  Einzelpersonen  wie  auch  von 
Gesellschaften  wegen  Ersatzes  von  Schäden  geltend  gemacht  werden,  welche 
sie  infolge  der  ungerechtfertigten  militärischen  Aktion  deutscher,  amerika- 
nischer oder  englischer  Offiziere,  sofern  eine  solche  nachgewiesen  wird,  in  dem 
Zeitabschnitt  vom  1.  Januar  d.  J.  bis  zu  dem  Tage  erlitten  zu  haben  vorgeben, 
au  welchem  die  Ankunft  der  Kommission  erfolgt  ist,  sollen  durch  einen  nach 
Grundsätzen  des  Rechts  oder  nach  Erwägungen  der  Billigkeit  zu  fällenden 
Schiedsspruch  erledigt  werden. 

Artikel  n. 

Seine  Majestät  der  König  von  Schweden  und  Norwegen  wird  seitens  der 
drei  Regierungen  ersucht  werden,  das  Amt  des  Schiedsrichters  anzunehmen. 
Durch  diesen  Schiedsspruch  soll  ferner  entschieden  werden,  ob  die  eine  oder 
die  andere  der  drei  Regierungen,  allein  oder  in  Verbindung  mit  einer  der 
anderen  Regierungen  oder  in  Verbindung  mit  beiden  anderen  Regierungen 
diese  Schäden  zu  ersetzen  hat  und  eventuell  in  welchem  Umfange, 

Artikel  HL 
Jeder  der  drei  Regierungen  soll  es,  nachdem  sie  in  jedem  Falle  die  vor- 
hergehende Zustimmung  der  anderen  Regierungen  erbmgt  bat,  gestattet  sein, 
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Nr.  120T0.  dem  Schiedsspmche  des  Königs  anch  ähnliche  Ansprtlche  von  solchen  nicht 
^^^b*"  eingeborenen  Personen  zu  unterbreiten,  welche  unter  dem  Schutze  der  be- 
vereiniirte  treffenden  Macht  stehen  und  nicht  den  oben  erwähnten  Kategorien  angehören. 

Staaten  ron 

Amerika  und  Artikel     IV. 

Grolv 

britannien.  Das   gegenwärtige  Abkommen   soll   von  Seiner  Majestät  dem  Deutschen 

'Kaiser,  König  von  Prenfisen,  von  dem  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  unter  Zuziehung  und  mit  Zustimmung  des  Senates  der  Vereinigten 
Staaten  und  von  Ihrer  Majestät  der  Königin  des  Vereinigten  Königreichs  von 
GroCsbritannien  und  Irland  ratifiziert  werden;  und  die  Ratifikationsurkunden 
sollen  in  vier  Monaten  von  dem  heutigen  Tage  an  gerechnet  oder  wenn  mög- 
lich früher  in  Washington  ausgetauscht  werden.  ||  Zu  Urkund  dessen  haben  wir, 
die  unterfertigten  Bevollmächtigten,  dieses  Abkommen  unterzeichnet  und  unsere 
Siegel  beigedrückt. 

So  geschehen  in  dreifacher  Ausfertigung  zu  Washington,  den  siebenten 
November  eintausendachthundertneunundneunzig. 

(L.  S.)    A.  von  Mumm. 

(L.  S.)    John  Hay. 

(L.  S.)    Reginald  Tower. 

Nr.   12071.    JAPAN  und  OBIECHENLAND.    —    Freunds  chafts-, 
Handels-  und  Schiffahrtsvertrag. 

Athen,  20.  Mai  1899. 
Nr.  12071.  His  Majesty  the  Emperor  of  Japan  and   His  Majestj  the  King  of  the 

oriMhM-  Hellenes,  being  equally  animated  by  a  desire  to  establish  upon  a  firm  aod 
land.  lasting  foundation,  relations  of  friendship  and  commerce  between  their  respec- 
tive  States  and  subjects,  have  resolved  to  conclude  a  Treaty  of  Amity,  Com- 
merce and  Navigation,  and  have  for  that  purpose  uamed  as  their  respective 
Plenipotentiaries,  that  is  to  say:  ||  His  Majesty  the  Emperor  of  Japan, 
M.  Makino  Nobuaki,  Jushii,  Third  Class  of  the  Imperial  Order  of  the  Sacred 
Treasur^  His  Majesty's  Envoy  Extraordinary  and  Minister  Plenipotentiary;  || 
And  His  Majesty  the  King  of  the  Hellenes,  M.  Athos  Romanos,  Knight  of  the 
Royal  Order  of  the  Saviour,  His  Majesty 's  Minister  for  Foreign  Affwrs;  || 
Wbo,  having  communicated  to  each  other  their  respective  Füll  Powers,  and 
found  them  in  good  and  due  form,  have  agreed  upon  the  following  articles: — 

Article  I. 
There  shall  be  firm  and  perpetual  peace  and  amity  between  the  Empire 
of  Japan  and  the  Kingdom  of  Greece,  and  their  respective  subjects. 

Article  11. 
His  Majesty  the  Emperor  of  Japan  may,  if  He  sees  fit,  accredit  a  Diplo- 
matie Agent  to  Greece,  and  His  Majesty  the  King  of  the  Hellenes,  may 
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equally,  if  He  thinks  proper,  accredit  a  Diplomatie  Agent  to  Japan;  and  each  Nr.  12071. 
of  the  High  Contracting  Parties   shall   have   the   right  to   appoint  Consuls-  o*^^,,""^ 
General,  Consuls,  Vice-Consuls  and  Consular  Agents,  to  reside  in  all  the  ports      Und. 
and   places   within   the   territories   and  possessions  öf  the  other  Contracting  ^**'"*®^^' 
Party,   where   similar  Consular  officers  of  the  most  favored  nation  are  per- 
initted  to  reside;  but  before  any  Consul- General,  Consul,  Vice-Consul,  or  Con- 
sular Agent  shall  act  as  such,  he  shall,  in  the  usual  form,  be  approved  and 
admitted  by  the  Government  to  which  he  is  sent.  ||  The  Diplomatie  and  Con- 
sular officers  of  each  of  the  two  High  Contracting  Parties  shall,   subject  to 
the  stipulations  of  this  Treaty,  enjoy  in  the  territories  and  possessions  of  the 
other  whatever  rights,   Privileges,   exemptions  and  immunities  which  are,   or 
shall  be  granted  there  to  officers  of  corresponding  rank  of  the  most  favored 
nation. 

Article  IH. 
There  shall  be  between  the  territories  and  possessions  of  the  two  High 
Contracting  Parties  reciprocal  freedom  of  commerce  and  navigation.  The  sub- 
jects  respectively  of  each  of  the  High  Contracting  Parties  shall  have  the  right 
to  come  freely  and  securely  with  their  ships  and  cargoes  to  all  places,  ports 
and  rivers,  in  the  territories  and  possessions  of  the  other,  where  sub jects  or 
Citizens  of  the  most  favored  nation  are  permitted  so  to  come;  they  ftiay 
remain  and  reside  at  all  the  places  or  ports  where  subjects  or  Citizens  of  the 
most  favored  nation  are  permitted  to  remain  and  reside,  and  they  may  there 
hire  and  occupy  houses  and  warehouses,  and  may  there  trade  by  wholesale  or 
retail  in  all  kinds  of  products,  manufactures  and  merchandise  of  lawfnl  com- 
merce. II  In  all  that  concerns  the  acquisition,  enjoyment  and  disposition  of 
property  of  all  kinds,  the  subjects  of  one  of  the  High  Contracting  Parties 
shall  be  placed  in  the  territories  and  possessions  of  the  other,  on  a  footing 
of  equality  with  the  subjects  or  Citizens  of  the  nation  most  favored. 

Article  IV. 
The  High  Contracting  Parties  agree  that,  in  all  that  concerns  residence, 
travel,  commerce  and  navigation,  any  privilege,  favor  or  immunity  which  either 
Contracting  Party  has  actually  granted,  or  may  hereafter  grant,  to  the  Govern- 
ment, ships,  subjects,  or  Citizens  of  any  other  State,  shall  be  extended  im- 
mediately  and  unconditionally  to  the  Government,  ships,  subjects,  or  Citizens 
of  the  other  Contracting  Party,  it  being  their  intention  that  the  trade  and 
navigation  of  each  country  shall  be  placed,  in  all  respect«,  by  the  other  on 
the  footing  of  the  most  favored  nation. 

Article  V. 
Ko  other  or  higher  duties  shall  be  imposed  on  the  importation  into  Japan 
of  any   article  the  produce  or  manufacture  of  Greece,  and,   reciprocally  no 
other   or   higher   duties  shall  be  imposed  on  the  importation  into  Greece  of 
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Nr.  12071.  anj  article,  the  prodnce  or  manufacture  of  Japan,  ihan  are  or  shall  be 
^Grieehen-^  payable  on  the  importation,  for  the  same  purpose,  of  the  like  article  being 
i»nd.  the  prodace  or  mannfacture  of  any  other  foreign  country.  Nor  shall  any 
^'  ^  '  other  or  higher  daties  or  charges  be  imposed  in  the  territories  or  possessions 
of  either  of  the  two  High  Contracting  Parties  on  the  exportation  of  any 
article  to  the  territories  or  possessions  of  the  other  than  sach  as  are  or  may 
be  payable  on  the  exportation  of  the  like  article  to  any  other  foreign  country. 
No  Prohibition  shall  be  imposed  on  the  importation  of  any  article,  the  pro- 
dnce or  mannfactnre  of  the  Territories  or  Possessions  of  either  of  the  High 
Contracting  Parties  into  the  Territories  or  Possessions  of  the  other,  which 
shall  not  eqnally  extend  to  the  importation  of  the  like  article  being  the  pro- 
dnce or  manafacture  of  any  other  conntry.  Nor  shall  any  prohibition  be 
imposed  on  the  exportation  of  any  article  from  the  Territories  or  Possessions 
of  either  of  the  High  Contracting  Parties  to  the  Territories  or  Possessions  of 
the  other,  which  shall  not  eqnally  extend  to  the  exportation  of  the  like  article 
to  the  territories  of  all  other  Nations. 

Article  VI. 

In  all  that  relates  to  transit,  warehonsing,  bonnties,  facilities  and  draw- 
badks,  the  snbjects  of  each  of  the  High  Contracting  Parties,  shall  in  the  Ter- 
ritories and  Possessions  of  the  other,  be  placed  in  all  respects  npon  the  most 
favored  nation  footing. 

Article  VII. 

No  other  or  higher  daties  or  charges  on  acconnt  of  tonnage,  light  or 
harbor  dnes,  pilotage,  quarantine,  salvage  in  case  of  damages,  or  any  other 
similar  or  corresponding  daties  or  charges  of  whateyer  natnre  or  ander 
whatever  denomination  levied  in  the  name  or  for  the  profit  of  Government, 
public  fanctionaries,  private  individaals,  corporations  or  establishments  of  any 
kind,  shall  be  imposed  in  any  of  the  ports  of  Japan  on  vessels  of  Greece  or 
in  any  of  the  ports  of  Greece  on  vessels  of  Japan,  than  are  or  may  hereafter 
be  payable  in  like  cases  in  the  same  ports  on  vessels  of  the  most  favored 
nation. 

Article  Vin. 

The  coasting  trade  of  both  the  High  Contracting  Parties  is  excepted 
from  the  provisions  of  the  present  Treaty.  It  shall  be  regulated  by  the 
Laws,  Ordinances  and  Regnlations  of  the  two  coantries  respectively. 

Article  IX. 

All  vessels  which,  according  to  Japanese  law  are  to  be  deemed  Japanese 
vessels,  and  all  vessels  which,  according  to  Hellenic  law  are  to  be  deemed 
Hellenic  vessels,  shall,  for  the  pnrposes  of  the  present  Treaty,  be  deemed 
Japanese  and  Hellenic  vessels  respectively. 
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Article  X.  Nr.  ii07i. 

Any  sbip-of-war  or  merchant  vessel  of  either  of  the  High  Contracting  ^Q^^^en^ 
Parties  which  maj  be  compelled  by  stress  of  weatber,  or  bj  reason  of  any  land. 
other  distress,  to  take  shelter  in  a  port  of  the  other,  sball  be  at  liberty  to  * 
refit  therein,  to  procore  all  necessary  sapplies,  and  to  put  to  sea  again, 
withont  paying  any  dnes  other  than  sach  as  woald  be  payable  by  national 
Yessels.  In  case,  however,  the  master  of  a  merchant  vessel  shoald  be  nnder 
the  necessity  of  disposing  of  a  part  of  his  cargo  in  order  to  defray  the  ex- 
penses,  he  shall  be  boand  to  conform  to  the  regalations  and  Tariffs  of  the 
place  to  which  he  may  have  come.  If  any  ship*of-war  or  merchant  vessel  of 
one  of  the  Contracting  Parties  should  ran  agroand  or  be  wrecked  apon  the 
coasts  of  the  other ,  sach  stranded  or  wrecked  ship  or  vessel,  and  all  parts 
thereof,  and  all  fumitares  and  appartenances  belonging  thereanto,  and  all 
goods  and  merchandise  saved  thereft'om,  inclading  those  which  may  have  been 
cast  into  the  sea,  or  the  proceeds  thereof,  if  sold,  as  well  as  all  papers  foand 
on  board  sach  stranded  or  wrecked  ship  or  vessel,  shall  be  given  ap  to  the 
owners  or  their  agents,  when  claimed  by  them:  If  sach  owners  or  agents  are 
not  on  the  spot,  the  same  shall  be  delivered  to  the  respective  Consals-General, 
Consals,  Yice-Consals  or  Consalar  Agents  apon  being  claimed  by  them  within 
the  period  fixed  by  the  laws  of  the  coantry,  and  sach  Consalar  officers, 
owners  or  agents  shall  pay  only  the  expenses  incarred  in  the  preservation  of 
^e  property,  together  with  the  salvage  or  other  expenses  which  woald  have 
been  payable  in  the  case  of  a  wreck  of  a  national  vessel  ||  The  goods  and 
merchandise  saved  from  the  wreck  shall  be  exempt  from  all  the  doties  of  the 
Castoms  anless  cleared  for  consamption,  in  which  case  they  shall  pay  the 
ordinary  daties.  ||  When  a  ship  or  vessel  belonging  to  the  sabjects  of  one  of 
the  Contracting  Parties  is  stranded  or  wrecked  in  the  territories  of  the  other, 
the  respective  Consuls-General,  Consuls,  Vice-Consals  and  Consalar  Agents 
shall  be  aathorized,  in  case  the  owner  or  master,  or  other  agent  of  the 
owner,  is  not  present,  to  lend  their  official  aid  in  order  to  afford  the  neces- 
sary assistance  to  the  sabjects  of  the  respective  States.  The  same  role  shall 
apply  in  case  the  owner,  master  or  other  agent  is  present,  bat  reqaires  sach 
assistance  to  be  given. 

Article  XL 

The  sabjects  and  vessels  of  Greece  resorting  to  Japan,  or  to  the  terri- 
torial waters  thereof,  shall,  so  long  as  they  there  remain,  be  sabject  to  the 
laws  of  Japan  and  to  the  Jurisdiction  of  Japan;  and,  in  the  same  manner,  the 
sabjects  and  vessels  of  Japan  resorting  to  Greece  and  to  the  territorial  waters 
of  Greece  shall  be  sabject  to  the  laws  and  jarisdiction  of  Greece. 

Article  Xu. 
The  sabjects  of  eaQh  of  the  High  Contracting  Parties  shall,  in  the  Terri- 
tories and  Possessions  of  the  other  respectively  enjoy  perfect  protection  for 
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Nr.  12071.  their   persons   and   propertj;   thej   shall   have   free   and  open  access  to  the 

^olri^hen-^  CJoarts   of  jastice  for  the  prosecution  and  defence  of  their  rights;   and  they 

Und.      shall  eqnally  with  native  suhjects  be  at  liberty  to  emploj  advocates,  attorneys 

20.  u»i  im.  ^^  agents  to  represent  them  before  such  Courts  of  justice.  ||  They  shall  also 

enjoy   entire   liberty   of  conscience  and  subject  to  the  läws,   ordinances  and 

regulations   for  the  time  being  in  force,   shall  enjoy  the  right  of  private  or 

public  exercise  of  their  worship,  and  also  the  right  of  burying  their  respective 

countrymen   according   to  their  religious  customs,   in  such  suitable  and  con- 

venient  places  as  may  be  established  and  maintained  for  the  purpose. 

Article  XIIL 
In  regard  to  billeting;  forced  or  compulsory  military  serrice,  whether  by 
land  or  sea;  contribntions  of  war;  military  exactions  or  forced  loans,  the 
subjects  of  each  of  the  two  High  Contracting  Parties  shall  in  the  Territories 
and  Possessions  of  the  other,  enjoy  the  same  Privileges,  immnnities  and 
exemptions  as  the  subjects  or  Citizens  of  the  nation  roost  favored  in  these 
respects. 

Article  XIV, 

The  dwellings,  warehouses  and  shops  of  the  subjects  of  each  of  the  High 
Contracting  Parties  in  the  Territories  and  Possessions  of  the  other,  and  all 
premises  appertaining  thereto  destined  for  purposes  of  residence  or  commerce, 
shall  be  respected.  ||  It  shall  not  be  allowable  to  proceed  to  make  a  search 
of,  or  a  domiciliary  visit  to  such  dwellings  and  premises,  or  to  examine  or 
inspect  books,  papers  or  accounts,  except  under  the  conditions  and  with  the 
forms  prescribed  by  the  laws,  ordinances  and  regulations  for  subjects  of  the 
country. 

Article  XV. 

The  present  Treaty  shall  take  effect  immediat^ly  after  the  exchange  of 
ratifications,  and  shall  continue  in  force  for  the  period  of  twelve  years  from 
the  dato  it  goes  into  Operation.  ||  Either  of  the  two  High  Contracting  Parties 
shall  have  the  right,  at.any  time  after  eleven  years  shall  have  elapsed  from 
the  dato  this  Treaty  takes  effect,  to  give  notice  to  the  other  of  its  Intention 
to  terminate  the  same  and  at  the  expiration  of  twelve  months  after  such  no- 
tice is  given  this  Treaty  shall  wholly  cease  and  determine. 

Article  XVJ. 
The  present  Treaty  shall  be  signed  in  duplicate  in  tbe  Japanese,  Greek 
and  English   languages   and   in   case  there  should  be  found  any  discrepancy 
between  the  Japanese  and  Greek  texts,  it  will  be  decided  in  conformity  with 
the  English  text,  which  is  binding  upon  both  Governments. 

Article  XVU. 
The  present  Treaty  shall  be  ratified  by  the  two  Contracting  Parties,  and 
the  ratifications  shall  be  exchanged  at  Rome  as  soon  as  possible.  ||  In  witness 
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whereof  the  respective  Plenipotentiaries  bave  signed  this  Treaty  and  hereunto  Nr.  iao7i. 
affixed  their  respective  seals.  ^oriMhen^ 

Done  in  sextuplicate  at  Athens  this  first  daj  of  the  sixth  month  of  the      i^id. 
thirty-second  jear  of  Meiji,  corresponding  to  the  twentieth  day  of  May  of  the    ' 
year  one  thonsand  eight  hnndred  and  ninety-nine  of  the  Christian  Era. 

(L.  S.)     N.  Makino. 
(L.  8.)    A.  Romanos. 


Nr.    12072.    italieh  und  COSTA  BICA.  —  Postvertrag. 

Rom,  26.  April  1898. 
II  Ooverno   del  Regno   d'Italia  e  qnello  della  Repnbblica  di  Costa-Rica,  Nr.  19072. 
desiderando  di  facilitare  le  relazioni  commerciali  fra  i  dne  paesi,  mercö  il  (^^"^^ 
cambio  dei  pacchi  postali,  ||  I  sottoscritti,  debitamente  antorizzati,  hanno  con-96.AprUi898. 
yennto  nelle  segnen ti  disposizioni: 

Art  1.  Nei  rapporti  tra  il  Regno  d'ltalia  e  la  Repnbblica  di  Costa-Rica 
ä  messa  in  eseonzione  la  convenzione  relativa  al  cambio  dei  pacchi  postali 
ed  11  corrispondente  regolamento  di  eseonzione,  stipnlato  a  Vienna  il  4  Inglio 
1891. 

Art.  2.  II  cambio  h  limitato  ai  pacchi  senza  dichiarazione  di  valore  e 
senza  assegno.  Ciascnn  pacco  non  poträ  eccedere  il  peso  di  5  chilogrammi, 
nh  le  dimensioni  di  60  centimetri  in  an  senso  qnalnnqne. 

Art.  3.  1^  La  tassa  di  ciascnn  pacco  dairitalia  per  la  Costa-Rica  e 
viceversa,  si  compone: 

Qnota  deiritalia  .  . 
Qnota  della  Costa-Rica 
Trasporto  marittimo    . 

Totale    .     .     L.  2,50 

Ciascnna  amministrazione  avrä  facoltä  di  ridnrre  a  50  centesimi  la  qnota 
di  centesimi  75. 

2®  Le  dne  amministrazioni  si  bonificheranno  reciprocamente  le  qnote  che 
loro  spettano. 

3^  Per  i  pacchi  in  transito  ciascnna  amministrazione  bonificherä  all'altra 
le  tasse  indicate  nel  respettivo  qnadro  A. 

Art.  4.  n  cambio  dei  pacchi  postali  sarä  effettnato  tra  Tufficio  di 
Genova-Porto  e  qnello  di  Porto  Limon,  per  mezzo  dei  piroscafi  italiani. 

Art.  6.  Qnesta  convenzione  andrä  in  vigore  dal  giomo  che  sarä  fissato 
d^accordo  tra  le  dne  amministrazioni  postali,  e  poträ  essere  rcscissa  da  nna 
delle  dne  Parti  col  preavviso  di  an  anno.  ||  Nel  caso  che  la  Costa-Rica  aderisse 
in  segoito  alla  convenzione  dei  pacchi  postali  della  Unione,  qnesta  convenzione 
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Nr.  12072.  Speciale  cesserä  dal  giorno  in  cni  la  Costa- Rica  metterä  in  esecuzione  quella 

'^Z'  <i«U»  Unione. 

26.4priii898.         In  fedo  di  che,   i  sottoscritti,   debitamente  antorizzati,   hanno  firmato  la 
presente  convenzione  e  Ti  hanno  apposto  i  loro  snggelli  particolari. 
Fatta  in  doppio  esemplare  a  Roma,  li  26  aprile  1898. 
II  Ministro  degli  affari  esteri  d'ltalia 

(L.  S.)    Visconti  Venosta. 

II  Console  generale 

della  Repobblica  di  Costa  Rica  in  Roma 

(L.  S.)     Rafael  Montealegre. 
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Grofsbritannien  und  Südafrikanische  Republik. 
Verhandlungen  über  das  Dynamitmonopol.*) 

Nr.  12073.  OEOSSBBITAHNIEN.  —  Der  Kolonialminister  an  den 
Oberkommissar  in  Kapstadt.  Die  engl.  Regierung 
protestiert  gegen  die  Verlängerang  des  Dynamit- 
monopols. 

Downing  Street,  January  13,  1899. 

Sir,  II  The  question  of  the  importation  of  explosives  into  the  South  African  Nr.  12073. 
Repnblic  has,  as  you  are  aware,  been  brought  to  my  notice  by  British  manu-  britwnTcn. 
factnrers,  who  complain  that  their  manufactures  are  refused  admittance  into  thei3.jM.i899. 
Repnblic,  and  that  they  are  thereby  debarred  from  carrying  on  their  commerce 
within  the  Rcpublic  conformably  to  Article  XIY.  of  the  London  Convention.  ;| 
2.  On  receipt  of  these  representations,  it  became  my  duty  to  give  the  whole 
subject  my  füll  and  careful  consideration.  ||  3.  It  is  not  necessary  for  the 
present  purpose  to  make  more  than  passing  reference  to  the  circumstances  of 
the  monopoly  granted  in  1887  to  Mr.  Edward  Lippert,  which  gave  ground 
for  strong  representations  on  the  part  of  Her  Majesty's  Government,  and 
which  was  formally  cancelled  in  1892.  The  present  circumstances  are,  nomi- 
nally  at  all  events,  somewhat  different,  the  Yolksraad  in  1893  having  declared 
the  traffic  in  explosives  to  be  a  Government  monopoly,  the  execution  of  which 
might,  with  the  consent  of  the  Executive,  be  transferred  to  other  persons, 
subject  to  Regulations  laid  down  by  the  Yolksraad.  ||  4.  Accordingly,  in 
October,  1893,  the  Government  concluded  a  contract  with  Mr.  L.  G.  Vorst- 
mann,  by  which  he  was  appointed  sole  agent  for  fifteen  years  for  carrying 
out  the  monopoly.  Under  this  contract  the  ageut  was  given  the  right  to 
establish  a  Company  for  the  purpose,  he  was  allowed  to  Charge  certain  maxi- 
mum  prices  for  dynamite,  amounting,  in  the  case  of  Dynamite  No.  1,  to 
£  4  15  8.  per  case,  and  was  to  pay  to  the  Government  5  s.  per  case  of  dyna- 
mite sold,  as  well  as  an  amount  not  exceeding  20  per  cent  of  the  *'surplus," 
which  was  defined  to  be  the  balance  remaining  after  deduction  of  all  costs, 
wear  and  tear,  the  usual  writings  off,  and  interest  of  8  per  cent.  on  the 
capital.  The  agent  further  engaged  to  erect  manufactories  within  the  two  and 
a  half  years  allowed  by  the  Yolksraad  Regulations,  and,  pending  their  erection, 
the  Government  were  themselves  to  Import  all  materials  required,  and  place 
them  at  the  disposal  of  the  agent,  who  was  to  hand  over  to  the  Government 
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Nr.  12078.  the  procoeds  of  tbe  sale,  from  which  the  Government  were  to  dedact  6  s.  per 
briUMton  ^^^^  ^^^  ^^  ^^^^  P^^^  ^^^  ^^^  materials  imported,  retnming  the  balance  to 
18.  Jan.  1899.  tbe  agent.  ||  5.  Her  Majesty's  Government  are  advlsed  that  the  creation  of  a 
monopoly  in  favour  of  the  State  is  not  necessarily  inconsistent  with  Article 
XIV.  of  the  London  Convention,  even  when  exercised  by  a  concessionnaire, 
provided  that  the  concession  is  intended  in  good  faith  to  benefit  the  State 
generally,  and  not  simplj  to  favonr  the  concessionnaire.  ||  6.  The  qnestion,  theo, 
which  presented  itself  to  me  was  whether  the  dynamite  monopoly»  as  exercised 
ander  the  contract  with  Mr.  Vorstmann,  was  for  the  benefit  of  the  State 
generally,  or  for  the  benefit  of  the  concessionnaire. 

7.  From  the  report  of  the  Commission  of  the  Volksraad  appointed  in 
Febraary  1897,  to  inqaire  into  the  working  of  the  monopoly,  a  translation  of 
which  is  included  in  the  papers  laid  before  Parliament  in  April  of  that  year, 
I  gathered  the  foUowing  facts: —  ||  The  Company  which  the  Government  Agent 
was  empowered  to  form  was  constitnted  ander  the  designation  of  the  "Zoid 
Afrikaansche  Fabrieken  voor  Ontplofbare  Stoffen,  Beperkt''  (South  African 
Explosives  Company,  Limited).  They  did  not  complete  their  factory  within 
the  period  of  two  and  a  half  years  allowed  by  their  contract,  bat  in  October 
1896  they  claimed  to  be  in  a  position  to  manufacture  80,000  cases  annually, 
the  total  reqnirements  of  the  country  being  estimated  at  200,000  cases,  and 
thereupon  the  Executive  Council,  contrary  to  a  resolution  of  the  Volksraad 
of  September  1894,  which  expressly  forbade  any  departure  from  the  regula- 
tions,  allowed  the  Company  a  fürther  two  and  a  half  years  for  erecting 
factories  sufficient  to  supply  the  needs  of  the  country.  Under  the  most 
favourable  conditions,  and  assuming  that  the  expectations  held  out  by  the 
Company  were  fally  realized,  the  Commission  estimated  that  for  the  four 
years,  1897 — 1900,  it  would  be  necessary  to  import  at  least  430,000  cases 
over  and  above  what  could  be  produced  by  the  Company.  The  treatment  in 
the  factory  of  the  imported  dynamite  and  blasting  gelatine  was  stated  to 
consist  of  the  simple  process  of  making  them  up  into  cartridges,  while  as 
regards  the  comparatively  small  proportion  which  the  Company  claimed  to 
manufacture,  it  appcared  that  all  the  essential  raw  materials  had  to  be  im- 
ported, as  they  were  not  produced  within  the  State,  nor  was  there  any  like- 
lihood  in  the  near  future  that  they  would  be.  In  this  connection  the  Com- 
mittee  observed:  ''It  is  therefore  clear  that  the  Government  Agent  has  not 
fulfilled  the  promise  he  made  in  the  contract,  viz.,  to  prodace  dynamite  and 
other  explosive  materials  in  sach  quantities  as  the  needs  and  demands  within 
the  South  African  Republic  require.''  |{  Dealing  with  the  profits  made  by  the  Com- 
pany on  the  importation  of  explosives,  as  distinct  from  the  profit  on  those 
manufactured  by  them,  the  report  contains  the  foUowing  Statements:—  ||  **This 
importation  brings  the  Company  extremely  great  profits  that  have  nothing  to 
do  with  those  arising  from  the  explosive  materials  manufactured  by  the  Com- 
pany itself.  II  Your  Commission  finds  from  the  accoonts  which  have  been  laid 
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before  it  by  the  State  Secretary,  that  the  profits  made  by  the  Company  on  Nr.  iao78. 
explosive   gclatine   and  guhrimpregn^,  imported  and   paid  for  by  the  State,  ,,,||[^^^n 
amount  to  close  upon  £  2  per  casc,  of  which  only  5  s.  per  case  comes  toi3.Jaii.i899. 
the  Republic.  ||  Applying  the  above  calcolation  to  the  430,000  cases,  the  mi- 
nimam  that  most  be  imported  in  the  next  four  years,   we  obtain  the  result 
that,   if  the  State   imported,  the  Treasury   woald  benefit  to  the  amount  of 
£  860,000,  whilst  if  the  Company  does  so  the  profit  to  the  State  woold  only 
be  £  107,500,  thus  making  a  diflference  to  the  disadvantage  of  the  State  of 
£  752,500.  II  The  advantage  aceming  to  the  State  by  importing  on  its  own 
acconnt  woald  probably  be   still  greater  after  1900, .  on  accoont  of  the  in- 
creased  demand." 

8.  It  seemed  from  this  impossible  to  donbt  that  the  monopoly  as  then 
exercised  involved  an  infringement  of  Article  XIY.  of  the  London  Convention; 
that  it  was  not  a  monopoly  for  the  benefit  of  the  State  generally;  and  that 
it  served  no  porpose  of  State  by  making  the  Republic  independent  of  outside 
sources,  while  financially  the  result  to  the  State  was  a  loss  to  be  measured 
in  hundreds  of  thonsands  of  pounds.  ||  9.  Her  Majesty's  Government  did  not, 
bowever,  make  knowu  their  views  on  the  subject,  becanse,  in  April  1897,  a 
Commission  was  appointed  by  the  Government  of  the  South  African  Republic 
to  inqnire  into  all  matters  which  hindered  the  development  of  the  mluing 
industry,  and  to  make  such  recommendations  as  might  tend  to  their  impro- 
vement  and  amendment.  In  view  of  the  circumstances  set  forth  in  the  report 
already  quoted,  Her  Majesty's  Government  were  confident  that  any  competent 
Commission  could  not  fail  to  condemn  the  abuses  of  the  system,  and  they 
hoped  that  the  Government  of  the  South  African  Republic  would  deal  with 
these  abuses  independently  and  at  the  instance  of  a  Commission  appointed  by 
themselves. 

10.  As  regards  the  recommendations  of  the  Government  Commission,  the 
expectatious  of  Her  Majesty's  Government  were  fuUy  justificd.  ||  The  Commis- 
sion, after  examining  a  uumber  of  witnesses,  including  leadlng  representatives 
of  the  mining  industry  and  Mr.  Phillip,  Dircctor  of  the  South  African  Com- 
pany of  Explosives,  reported  on  the  27th  July  that  the  price  of  all  kinds  of 
explosives  was  unreasonably  high.  "When  we  bear  in  mind,"  they  said,  ''that 
the  excess  Charge  of  40  s.  to  45  s.  per  case  sold  does  not  benefit  the  State, 
but  serves  to  enrich  individuals  for  the  most  part  resident  in  Europe,  the  in- 
justice  of  such  a  tax  on  the  staple  industry  becomes  more  apparent,  and 
demands  immediate  removal.''  They  found,  like  the  Volksraad  Commission,  that 
noue  of  the  raw  material  for  manufacture  is  found  in  the  country,  or  only  in 
such  small  quautities  as  to  make  it  practically  valueless  for  the  purpose  re- 
quired  (an  opinion  further  coufirmed  by  the  technical  report  of  Dr.  Loevy, 
published  by  the  Transvaal  Government  in  July  1898),  and  they  asserted  that 
such  drawbacks  to  the  manufacture  of  explosives  in  the  Transvaal  existed 
tbat  they   make   it   ''almost  impossible   to  establish  a  bona  fide  industry/'  :| 
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Hr.  12078.  Thej  wero  "forced  to  the  conclasion  tbat  the  factory  has  not  attained  the 
briunnien.  ^^}^^^  ^^^^  which  it  was  established,  and  tbat  there  is  no  reasonable  prospect 
18.  Jan.  1899.  of  its  doiog  80.  ||  'Tbat  tbere  are  good  groands  for  believing  tbat  the  Gou- 
tractors  have  failed  to  compljr  witb  the  conditions  of  tbeir  contract,  which 
required  them  to  establish,  complete,  and  bring  into  Operation,  on  or  before 
the  24th  April,  1896,  one  or  more  factories  for  the  mannfactare  of  djnamite 
and  other  explosives  of  such  natnre  and  qnality  and  of  snch  qaantity  as  the 
requirements  and  demands  within  the  Sonth  African  Bepnblic  shall  reqnire 
and  demand."  ||  The  Committee  proceeded  to  report  as  follows:  —  ||  "For  the 
aforesaid  reasons,  and  in  view  of  the  opinion,  expressed  by  the  Yolksraad 
Dynamite  Committee,  tbat  the  legal  position  of  the  Government  against  the 
Contractors  is  undonbtedly  strong,  yonr  Clommission  desire  to  recommend  tbat 
the  case  be  placed  in  the  liands  of  the  legal  advisers  of  the  State,  with  a 
view  to  ascertain  whetber  the  eontract  can  be  cancelled.  ||  ''Meanwhile,  yonr 
Commission  recommend  tbat  the  Government  avail  itself  forthwith  of  its  right 
nnder  Article  15  of  the  Regnlatious,  namely: —  ||  'The  Government  will  reserve 
for  itself— (a.)  The  right,  wben  the  interests  of  the  State  render  it  necessary, 
to  take  away  the  agency  of  trading  in  ganpowder,  dynamite,  cartridges,  and 
other  explosive  staffs,  from  above-mentioned  persons,'  de,  ||  and  at  once  take 
into  its  own  hands  the  importation  of  dynamite  and  other  explosives  for  the 
benefit  of  the  mining  indastry,  snbject  to  duty  of  not  more  than  20  s.  per 
case,  or  snch  other  less  snm  as  may  bc  determined  on  from  time  to  time. 
This  protectingdttty,  while  considerably  increasing  the  revenue  of  the  State, 
woold,  at  the  same  time,  afford  ample  protection  to  any  indnstry  of  this 
description  in  the  Republic." 

11.  The  expectation  of  Her  Majesty's  Government  tbat  the  Government 
of  the  South  African  Bepublic  wonld  act  in  accordance  with  these  recommen- 
dations  has  not,  bowever,  as  yet,  been  realised.  ||  After  a  lapse  of  nearly 
eighteen  months  the  monopoly  still  exists  withont  any  modification.  ||  12.  In 
August  1897  the  Government  asked  the  First  Yolksraad  to  appoint  a  fnrtber 
Commission  to  consider  the  report  of  the  Government  Commission  on  the 
Mining  Indnstry,  and  this  was  accordingly  done.  ||  Of  the  report,  dated  the 
16th  October,  1897,  which  was  made  by  that  Commission  of  the  Yolksraad 
I  need  not  say  more  than  that  Commission  appear  to  have  been  singularly 
ill-informed  as  to  the  price  of  dynamite;  bnt  the  report  gave  rise  to  a  long 
and  very  interesting  debate  in  the  Yolksraad,  in  the  course  of  which  General 
Joubert  declared  that  the  monopoly  ''was  in  fact  no  longer  a  Stat9  monopoly, 
bnt  Lippert's  monopoly,  for  he  still  made  most  profit  out  of  it.^  His  Hononr 
continued  that  the  same  reasons  which  existed  for  cancelling  the  eontract 
with  Lippert  still  existed,  and  he  expressed  the  hope  that  the  Yolksraad 
wonld  cancel  the  "Lippert  alias  Yorstman  Contract"  as  they  had  cancelled  the 
former  Lippert  Contract.  I  do  not  in  fact  find  in  the  arguments  of  those 
members  who  supported  the  monopoly  any  serions  attempt  to  disprove  the 
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faets  and  figures  adduced  to  show  that  the  monopolist  Company  is  naking  an  Nr.  isots. 
enormous  profit  withont  benefit  to  the  State.  ||  TJltimately  the  following  reso-  ^^H^nnion 
lation  was  carried  on  the  4th  NoTember,  1897,  by  a  raajority  of  one: —  ||  **Thei3.Jan.i8W. 
First  Yolksraad  having  taken  into  consideration  Chapter  VIT.  of  the  report 
of  the  Commission  regarding  dynamite  and  explosive  materials  now  being  dealt 
witb,  and  the  memorials  in  connection  with  it,  further  considering  that  with 
reference  to  tbis  matter  a  contraet  has  been  entered  into  by  the  Government 
with  L.  G.  Vorstmann,  fnrther  considering  the  report  of  the  Commission  and 
the  explanations  and  facts  addaced  by  varioas  members  that  the  Company  has 
not  acted  strictly  in  accordance  with  the  contraet,  resolves  to  Charge  the 
Execntive  Conneil  to  place  this  matter  in  the  hands  of  the  State  Attorney 
and  other  legal  aothorities,  in  order  to  ascertain  what  steps  can  be  taken  in 
it,  and  then  to  act  according  to  circumstauces,  in  order  to  provide  the  mines 
with  cheaper  dynamite,  either  by  allowing  importation  nnder  permits,  snbject 
to  the  payment  of  the  ordinary  customs  dues,  or  otherwise  as  the  Executive 
Council  thinks  desirable." 

13.  It  appears  that  the  Yolksraad  placed  the  matter  at  the  discretion  of 
the  Executive.  ||  All  that  has  hitherto  been  effected,  however,  is  a  reduction 
of  10  s.  per  case  in  the  price  of  dynamite,  the  Company  agreeing  to  surrender 
5  s.,  and  the  Government  also  surrendering  5  s.  H  The  reduction .  would  be 
unimportant  were  it  not  that  the  surrender  of  the  5  s.  by  the  Government, 
being  the  whole  amount  of  the  royalty  to  which  they  are  entitled,  makes  it 
more  thau  erer  difficult  to  nnderstaud  in  what  way  the  monopoly  cati  be 
considered  to  be  a  State  monopoly.  It  is,  indecd,  trne  that  the  Government 
is  entitled  to  a  share  not  exceeding  20  per  cent.  of  the  snrplus  profits,  but 
eyen  were  large  sums  paid  to  the  Government  on  that  acconnt,  which,  I 
understandi  owing  to  the  System  of  writings  off,  is  not  the  case,  it  ean  scar- 
cely'  be  held  that  a  contingent  right  to  a  small  share  in  the  profits  of  the 
monopoly  makes  it  a  bona  fide  Government  monopoly.  ||  14.  No  report  by 
the  legal  advisers  of  the  Government  has  yet  been  published,  though  on  the 
15th  November,  1898,  during  a  debate  in  the  Yolksraad  on  a  memorial  from 
the  Chamber  of  Mines,  praying  for  the  cancellation  of  the  monopoly,  the 
State  Attorney  promised  that  the  report  would  be  laid  before  the  Raad  before 
long.  II  15.  Her  Majesty's  Government  have  now  learned  with  surprise  that  the 
Government  of  the  Republic  has  asked  the  Yolksraad  to  extend  the  duration 
of  the  monopoly  for  a  further  period  of  fifteen  years,  in  return  for  another 
small  reduction  of  5  s.  per  case  in  the  price  of  explosives,  and  that  it  is 
proposed,  ki  the  same  time,  so  to  modify  the  Concession  as  to  virtually  put 
it  out  of  the  power  of  the  Government  to  eaneel  it  on  any  of  the  grounds 
which  now  form  a  menace  to  the  Company's  position. 

16.  From  the  figures  given  bj  the  Govemment  Commission  already  quoted, 
it  appears  that,  even  after  a  further  reduction  of  5  s.  per  case,  the  price  to 
be  charged  by  the  Oompa»y  would  still  be  25  s.  to  30  s.  per  case  in  excess 
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Nr.  19073.  of  that  at  which  the  same  qnality  of  djnamite  conld  be  imported  and  laid 
brul^ien.  ^^^°  ^"  Johannesburg.  ||  On  200,000  cases,  which  was  reported  by  the  Volks- 
18. Jan.  1899.  read  Commission  to  be  the  annual  consnmption  in  Febmary  1897,  this  would 
represent  a  loss  to  the  mining  industry  of  from  £  250,000  to  £  300,000  per 
annum.  The  same  Commission  estimated  the  average  annual  consnmption  for 
the  four  years  1897 — 1900  at  250,000  cases.  At  the  same  rate  of  increase 
the  average  annual  consnmption  during  the  last  four  years  of  the  term  for 
which  the  Goncession  was  originally  granted,  would  be  350,000  cases,  repre- 
senting  a  Iobs  of  from  iß  437,500  to  £  525,000,  while  if  the  concession  were 
extended  for  fifteen  years  further,  the  annual  loss  beforo  the  end  of  that  term 
would  be  no  less  than  from  £  687,500  to  £  825,000.  Even  if  the  greater 
part  only  of  this  gigantic  sum  found  its  way  into  the  coffers  of  the  State,  it 
is  reasonable  to  suppose  that  the  bürden  of  taxation  on  the  general  Commu- 
nity would  to  that  extent  be  lightened.  ||  17.  The  Yolksraad  has  not  indeed» 
80  far,  accepted  the  proposal  referred  to,  as  its  consideration  has  been 
deferred  tili  the  next  Session.  ||  In  view,  however,  of  such  a  proposal  baving 
been  made.  Her  Majesty's  Government  feel  that  they  must  no  longer  delay  to 
make  known  their  view  of  the  matter  to  the  Government  of  the  South  African 
Bepublic,  and  to  protest  not  only  against  the  Prolongation  of  a  monopoly 
which  they  hold  to  be  inconsistent  with  the  provisions  of  the  London  Con- 
vention, but  against  any  further  delay  in  taking  steps  to  cancel  the  concession, 
or  so  to  reform  it  that  it  may  be  exercised  in  good  faith  for  the  benefit  of 
the  State.  ||  18.  If  the  Government  of  the  South  African  Republic  should 
persist  in  the  proposal  to  extend  the  term  for  which  the  monopoly  has  been 
granted,  they  must  clearly  understand  that  Her  Majesty's  Government  reserve 
to  themselves  the  rlght  to  renew  their  protest,  notwithstanding  the  grant  of 
such  an  extenslon,  and  Her  Majesty's  Government  must  not  be  uuderstood  as 
in  any  sense  admitting  the  legality  of  the  original  concession  or  of  its  ex- 
tension.  ||  19.  I  request  that  you  will  instruct  Her  Majesty's  Agent  at  Pretoria 
to  communicate  a  copy  of  this  despatch  to  the  Government  of  the  South 
African  Republic.  J.  Chamberlain. 

Anlage. 

Tke  dynamUe  war, 

Regulations  versus  Contract 

Allusion  has  so  frequently  been  made  to  the  discrepancies  to  be  found 

in  the  contract  entered  into  between  the  Government  and  Mr.  L.  G.  Yorst- 

mann,  dated  October  25,  1893,  and  the  Yolksraad  Regulations  in  accordance 

with  which  the  contract  was  supposed  to  have  been  drawn  up,  that  for  general 

Information  we  now  print  the  regulations  and  the  contract 

Yolksraad  Regulations. 
The   foUowing  are   the   regulations   as   adopted  by  the  Yolksraad: —  || 
1,  The  monopoly  of  the  manu&cture,  trading  in,  and  sale  of  powder,  ammu- 
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nition,  fireworks,  and  all  other  ezplodyes  of  eyerj  description,  remains  with  Nr.  laoTs. 

the  Government  of  the  South  African  Repnblic.  ||  2.  Importation  of  all  explo-  ,^^^^„ 

sives  is  allowed  to  ereryone  after  having  obtained  a  written  permit  from  the  is. Jan.  1999. 

GoYemment;  and  npon  the  payment  of  a  maximnm  special  dnty  of  9  d.  per 

Ib.   on  djmamite  or  other  explosires,  nnless  importation  is  forbidden  as  men- 

tioned  in  Articlß  3.  ||  3.  The  Goyemment,  with  the  consent  of  the  Execntive 

Conncil,  is   empowered  to   make   regnlations   conceming  the  importation  of, 

issne,  and  sale  of  powder,  ammnnition,  djnamite,  and  other  explosives,  and, 

when  it  appears  desirable,  to  forbid  importation.  ||  4.  The  Government,  with 

the  advice  of  the  Execntive  Coonoil,  has  the  power  to  transfer  the  monopolj 

for  the  mannfactnre,  importation,  and  sale  of  powder,  ammonition,  fireworks, 

and   all   other  explosives   to   other  persons.  ||  5.   The  persons  to  whom  the 

Government  may  transfer  snch  monopoly  shall  take  over  from  the  Government 

the  land,  bnildings,  machinery,  and  all  appliances,  dwelling-hoose,  fumitnre,  &c^ 

at  present  known  as  the  Powder  Factory,  on  the  farm  Baviaanspoort,  district 

Pretoria,  of  which  the  Government  is  the  owner,  at  an  annnal  rental  of  not 

less  than  £  3,760,  payable  qnarterly,  and  shall  be  obliged  to  keep  all  the 

machinery,  bnildings.  Ac,  in  good  order,  and  eventnally  redeliver  them  to  the 

Government  iB  good  condition,  the  cnstomary  wear  and  tear  and  depreciation 

in  valoe  excepted.  ||  6.   The  maximnm  price  of  powder  of  every  description 

shall  not  exceed  1  s.  6  d.  per  Ib.;  and  cartridges  shall  not  be  higher  than 

the  price  for  which  they  can  be  imported  from  Enrope  and  elsewhere,  taking 

the  miport  dnty  into  acconnt    All  prices  shall  be  reckoned  as  cash  prices. 

The  prices  stipnlated  here  for  gnnpowder  and  other  ammnnition  shall  be  fixed 

for  a  period  of  three  years.    After  the  expiration  of  that  period  the  prices 

riiall  be' fixed  for  a  period  of  three  years,   and  so  on  in  the  future,   at  the 

end   of  every  three  years.    At  the  time  when  prices  are  fixed  the  general 

European  market  prices  of  the  same  articles  shall  be  taken  as  a  basis,  and 

shonld  the  European  prices  rule  higher  or  lower  since  the  last  previous  fixing, 

the  Transvaal  prices  shall  be  correspondingly  raised  or  lowered.    The  roaxi- 

mum  price  for  dynamite  shall  be  reckoned  as  follows: — 


^or  dynamite  known  as  No.  1    .    .    .    £6 

0 

0 

„  No,  2    .    .    .    Ü-  4 

7 

0 

„       „  No.  3    .    .    .    Ji?  3 

15 

0 

Per  caae  of  50  Ibs.  nett. 

Other  qnalities  of  dynamite  and  other  explosives  shall  not  be  charged  at 
higher  prices  than  in  comparison  with  their  power  and  valae  as  compared 
with  the  foregoing,  which  shall  always  be  snbject  to  the  approval  of  the 
Government  of  the  South  African  Repnblic.  These  shall  be  cash  prices, 
without  discount,  goods  to  be  delivered  at  the  factory  in  quantities  of  not  less 
than  100  cases.  The  prices  of  dynamite  and  other  similar  explosives  are 
fixed  for  a  period  of  eight  years.    After  the  expiration  of  eight  years,  should 
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Nr.  iao7a.  the  Europeaa  prioes  role  btgher  or  low«r  tkan  those  sti^ttlated  m  ih^e  regit- 
brit!umi«n.  l^oQs,  tli6  above  pricos  sball  be  proportionately  raised  or  reduced. 
i8.Jmi.i8v».         7.   Should  it   be  shown  to  the  satishcUon  of  the  GoviBniBient  that  the 
materials  required   in   the   manafacturo   of  the  explosives  have  increaeed  in 
price  sobaequeat  to  the  iMuii^  of  these  ifistnicttons  to  snoh  an  eztent  that 
the  coBt  of  manafacture  would  thercbj  be  materially  afitected,  the  maximum 
pri€e6  laid  down  in  Article  6  may  be  increased  (so  as  to  oompeasate  for  the 
inoreased  prices),  by  the  Government,  wtth  the  ooAsent  of  the  Elieciitive;  aad 
also  wheu  the  price  of  these  materials  falls,  the  Geyemment  shall  have  the 
right,  with  the   consent  of  the  Ex}ecative  Coondl,  to  redttce  the  maximofli 
prices   laid   down  in  Article  6   by  the  same  amount  aa  Uie  prioes  of  these 
articles  shall  have  fallen:  this  incrßase  and  redaction  of  prices  shall  onty  hold 
good  dnriog'the  time  of  the  increase  or  decrease  in  the  prloe  of  the  materials.  i| 
8.  Provision  shall  be  made  that  the  bnildings  or  the  faotory,  bekmgiug  to  the 
Government,  shall  not  be  endangered  by  the  mannfactofe  of  powder,  or  other 
explosives,  and  the  above-mentioned  persons  shall  be  rei^onslble  to  the  Go- 
vernment for  my  damage  done  to  the  bnildings,  or  any  iQfs  the  Government 
may  sustain  in  connection  with  the  bnildings.  ||  9.  The  <|ualities  and  qaantitiea 
of  all   articles   provided  shall  be  in  acoordance  with  the  needs  and  reqoire- 
ments  of  the  Government  and  the  pnblio  of  the  Sottth  Africau  Repnblie,  and 
the  articles,  of  every  description,  shall  be  of  the  bost  qqality.  ||  la  The  Go* 
vernment,   with  the  advice  and  consent  of  Hie  Eacecntivo  Connei>,   shall  give 
Instructions   that   one   or  more  factories  shall  be  completed  and  brooght  in 
working  order  within  the  shortest  possible  pmed,  aad  at  the  otmost  within 
two  and  a  half  years,  for  the  mauufactnre  of  dynamite  and  other  explosives 
of  such  nature  and  such  quautitie^  as  the  needs  and  requirements  within  the 
Sonth  African  Bepublic  may  demand,   snbject  to  the  following  eonditioits:  — 
a.  In  the  said  manufaoture,  all  necessary  raw  materials  procurable  withia  the 
territory  of  the  Republic  shall  be  used,  providing  such  raw  material  caa  be 
foond   in   qui^ntities   and   of  such   qaaiity  as  shall  not  be  prejudicial  to  the 
roanufacture,  or  hinder  it.    6.   No  explosives  of  any  description  shall  be  im*- 
ported  by  the  agents,  except  under  the  provisions  of  Article  2.     c.  Should  it 
appear  that  materials  required  for  the  manufacturc  of  powder  or  explosives 
that  can  be  fouhd  in  sufficicnt  qnantity  in  this  Republic  are  imported  from 
elsewhere,  a  special  duty  may  he'imposed  hy  the  Government,  aötiiig  with  the 
consent   or   advice   of  the  Executive  Council,   or  by  the  Volksraad,   for  the 
purpose  of  stopping  such  importation.  ||  11.  The  Governnient  shaU  reqoire  from 
the  agents  to  which  it  may  delegate  the  exeentaon  of  these  iastriictions,  apart 
from   the   rental  of  the   faotory   as   desoribed  in   Artiele   6,  not  less  thao 
£  3,760  per  annum,  the   snm   of  5  s.  for  eaoh  case  of  dynamite  of  eiher 
similar   explosives   sold   (with   the   exception  of  the   mattors   rtCenred   to  in 
Article  6),  weighing  50  Ibs.  net,  and  sold  by  them,    Above  this  the  Govem- 
ment  shall  be  entitled  to  20  per  oent.  ol  the  profits.  ||  10.   Mo*  fittent  of  uf 
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vention  for  any  discovery  of  any  explosives  shall  be  granted,  after  the  issuing  »r.  1207s. 
of  these  instractions,  eteept   with   U\e  express  eonsent  of  the  Ooyernment,  britl^niaii. 
and  subject  to  soch  conditions  as  the  Goyernnent,  with  the  advice  and  consent  iS''««**^®** 
of  the  Executive  Council   of  tbe  South  African  Republic,   may  find  good.  || 
13«  Iq  case  any  «xplosiye  already  known,  or  discovered  subsequently,  shall  be 
reqnired  in  the  RepnbHc,  and  should  the  persons  referred  to  above  be  unable, 
or  be  nnprepared,   to  snpply  sudi  explosive,   or  canse  it  to  be  imported,   or 
mannfactnred,  the  fanportation  to  take  place  under  the  conditions  of  Article  2.  || 

14.  The  Goyemment  is  empowered  to  exempt  persons  employed  in  tlie  exee«- 
tion   of  these  instrudions   from   war  service,   oonmando,   or  fieM  Service.  {| 

15.  Tlie  Government  shall  reserve  to  itsolf:  —  o.  The  right  to  witbdraw  the 
agency  for  the  mannfactnre  of  powder,  cartridges,  dynamita,  <&e.,  from  the 
persons  afore  referred  to,  should  the  interests  of  the  State  reqnire  it.  In  tbat 
case  the  Government  sball  be  obliged  to  take  over  from  the  agents  such  Pro- 
vision as  they  have  made  fbr  storage  and  sale,  and  such  oontraots  as  they 
may  previously  have  made  for  the  svpply  of  the  above*mentioned  articles,  but 
only  such  eonttacts  as  shiUl  at  the  offset  have  been  approved  by  the  Govern- 
ment, with  the  consent  of  tbe  Executive  Council,  h.  The  right  to  seil  dyna- 
mite  or  other  similar  explosives  (powder  and  ammnnition  not  induded),  in 
case  stfch  explosives  have  been  pnrchased  for  certain  purposes  and  sub- 
sequently  found  nnnecessary.  e.  The  right  to  forbid  the  exportation  of  all 
these  articles  in  case  political  circumstances,  for  example  tlie  Obligation  of 
neutnüitj,  rcquire  it,  and  the  right  to  limit  the  issue  of  such  explosives,  or 
to  stop  the  issue  altogether,  as  may  appear  desirable.  d.  The  right  to  have 
all  Orders  given  by  the  Government  executed  before  all  ötkers.  e.  In  case 
the  persons  above  mentioned  fail  to  supply  the  necessary  material  ordered 
by  the  Government,  within  the  stipulated  time,  or  in  case  the  articles  snpplied 
are  not  of  the  required  quality,  and  the  Government  may  have  need  for  such 
articles  at  the  time,  the  Government  has  the  right  to  procure  such  articles 
elsewbere,  at  the  expense  of  the  above-named  persons.  f.  Should  the  above- 
mentioned  persons  fail  to  execute  an  order  given  by  the  Government  within 
twelve  months,  the  Government  has  the  right  to  withdraw  the  agency  for  the 
execution  of  this  monopoly,  unless  the  cause  of  failure  or  delay  is  to  be 
ascribed  to  war,  or  higher  power,  g.  Should  the  above- mentioned  persons 
fail  to  oomply  with  any  of  the  regulations  agreed  upon  with  tbe  Government, 
the  latter  has  the  right  to  cancel  the  agreement.  ||  16.  The  agreement  entered 
into  between  the  Government  and  any  persons  as  above  mentioned 'shall  exist 
for  not  loBger  than  fifteen  years.  ||  17.  In  the  meanwhile,  previous  to  the 
completlon  of  the  factory,  the  Government  itself  may  import  dynamite  or  other 
explosires,  which  the  Government  may  deem  necessary  for  the  requirements 
of  the  country,  and  shall  roake  the  necessary  arrangements  conceming  such 
importation.  The  arrangements,  however,  shall  not  be  for  a  longer  period 
than  two  and  a  half  years. 
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»r.  12078,  The  Contract 

briu^ien.  ^"  October  25  the  followiog  contract  was  entered  into  between  the  Go- 

18.  jmi.1899.  vernment  and  Mr.  L.  G.  Vorstmann:  — 

The  State  Monopole 
Contract  between  the  Government  of  the  Sonth  African  Republic  and 
Lambertas  Gerardns  Vorstmann,  of  Pretoria,  conceming  the  carrying  out  of 
the  8tate  monopoly  for  the  manufactnre,  sale,  trade,  and  Import  and  export 
of  gnnpowder,  ammnnition,  dynamite,  and  all  other  explosives.  H  The  Govern- 
ment of  the  8onth  African  Repnblic,  acting  with  ad  vice  and  consent  of  the 
Executive  Council,  in  accordance  with  resolution,  dated  October  9,  1893, 
Article  573,  being  trulj  and  lawfully  represented  bj  the  Honoorable  the 
Acting  State  Secretarj,  Hr«  Comelis  van  Boeschoten,  who,  in  its  name,  sub- 
scribes  the  same  and  has  been  authorised  to  conclude  this  agreement,  by 
resolution  of  the  Honourable  the  First  Yolksraad,  dated  September,  1893, 
hereinafter  to  be  named  the  Government,  on  the  one  part,  and  Lambertos 
Gerardus  Vorstmann,  of  Pretoria,  of  the  other  part,  have  agreed  as  follows:—  jl 
Article  1«  The  Government  appoints  the  second  nndersigned,  to  the  exclusion 
of  all  other  persona,  as  the  sole  agent  for  the  carrying  out  of  the  monopoly 
for  the  manufactnre,  the  importation  and  exportation,  the  trade  in  the  sale  of 
gunpowder,  fireworks,  ammnnition,  dynamite.  and  other  explosives  of  whatsoever 
nature.  The  Agent  shall  have  the  right  to  establish  a  Company  for  that  pur- 
pose.  II  Article  2.  The  duration  of  this  agency  shall  be  for  fifteen  years  from 
the  dato  of  this  agreement.  ||  Where  nothing  is  said  in  this  agreement,  the 
regulations  laid  down  by  the  resolutions  of  the  Honourable  the  First  Volks- 
raad,  dated  September  1  to  5,  1893,  above-mentioned,  and  copy  of  which  is 
annexed,  shall  be  binding. 

Article  3.  The  Government  undertakes  that  if  it  issues  permits  to  per- 
sons,  as  mentioned  in  Article  2  of  the  regulations,  the  foUowing  conditions 
shall  be  of  force. —  ||  a.  Permits  shall  only  be  issued  to  persons  or  companies 
who  have  given  a  declaration  in  writing  that  they  reqnire  the  explosives  only 
for  their  own  use,  and  the  quantity  shall  in  no  case  be  greater  than  for  a 
consumption  of  three  months.  ||  b,  No  permits  shall  be  of  force  longer  than 
four  months  from  the  day  of  issue.  ||  c.  All  explosives  under  such  permits  will 
be  subject  to  a  special  Import  duty  of  8^/^  d.  (eightpencehalfpenny)  per  Ib. 
above  the  ordinary  ad  valorem  duty.  ||  d.  The  Government  shall,  on  application 
concerning  same,  nominate  to  the  Agent  an  official  who  will  give  him  monthly 
Information  how  many  and  to  whom  permits  for  the  importation  of  dynamite, 
&c,  have  been  granted,  and  whether  and  when  such  dynamite  has  been  im- 
ported,  in  order  to  be  able  to  take  measures  with  respect  to  the  quantities 
required  for  consumption.  ||  Article  4.  The  rent  of  the  gunpowder  manufac- 
tory,  as  mentioned  in  Article  5  of  the  regulations,  in  hereby  fixed  at  IS  3,750 
per  year.  ||  The  Government  shall  have  the  right  to  take  the  gunpowder  manu- 
faotory  at  any  time  during  the  continuance  of  this  contract  against  pajment 
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to  the  agent  for  tbe  extraordinarj  improyements  that  bare  been  effected,  Nr.  12073. 
and   which  have  been   approved  of  by  tbe  Government,   provided  tbese  are  ,,,Ji[^ni,n 
serviceable,  and  tbe  value  tbej  have  at  the  moment  of  tbe  taking  over»  weari3.jM.i899. 
and  tear,  4&c.,  being  taken  into  consideration.  ||  In  tbis  case,  the  payment  of 
the  rent  eball  onlj  take  place  to  tbe  daj  of  taking  over. 

Articte  5.  The  mazimam  prices,  as  mentioned  in  Article  6  of  the  regn- 
lations,  which  the  agent  shall  be  allowed  to  Charge  shall  be  reckoflsd  as 
foilows : 

For  dynamite  known  as  No.  1     .    .    .    ilP  4     15    0 
Do.  do.  No.  2     .    .    .    Ä*  4      5    0 

Do.  do.  No.  3    .    .     .    Ü?  3     16     0 

The  Agent  sbali,  in  snpplying  cartridges  to  the  Government,  be  held  and 
be  obliged  to  Charge  no  higher  price  than  that  for  which  the  same  can  be 
imported  from  Enrope,  not  inclading  the  import  duties  and  tbe  Government 
reserves  the  itself  to  right  to  snpply  the  bnrghers  of  tbis  Repnblic  with  snch 
cartridges  as  it  may  deem  fit,  bnt  only  for  own  consnmption.  ||  Article  6.  The 
Agent  andertakes  to  erect  the  mannfactories  mentioned  in  Article  10  of  the 
regnlations  at  such  spots  or  places  as  tbe  Agent  shall  appoint  in  consnltation 
with  the  Government,  at  the  outside  within  two  years  and  a  half  from  the 
date  of  the  signing  of  tbis  contract  ||  The  Agent  andertakes  to  pay  the  rent 
fixed  in  Article  11  of  the  regnlations,  and  tbe  snm  of  5  s.  on  each  case  of 
dynamite  sold,  every  three  months,  accompanied  by  daly  certified  Statements^ 
as  well  as  an  amount  not  exceeding  20  per  cent.  of  the  snrplos.  By  snrplas 
is  nnderstood  the  balance  which  remains  after  dednctions  of  all  cost,  wear 
and  tear,  the  osual  writings  off,  and  an  interest  of  8  per  cent  (eight  per  cent) 
on  the  capital.  ||  The  Agent  shall  be  boond  to  keep  proper  books,  in  com- 
mercial  style,  as  is  customary-in  institntions  of  this  natore,  and  the  Govern- 
ment shall  have  the  right  at  all  times  to  cause  those  books  to  be  inspected 
by  an  official,  or  person,  or  a  commission  of  officials  or  persons,  to  be 
appointed  thereto.  ||  A  proper  balance-sbeet  shall  be  made  np  annoally,  whe- 
reby,  in  terms  of  this  article,  the  snrplas  shall  be  shown.  Thereafter  a  cer- 
tified copy  shall  be  sent  to  the  Government,  and  the  amount  dae  to  it  shall 
be  paid.  ||  Article  7.  Tbe  Government  andertakes,  with  respect  to  the  letters 
patent  mentioned  in  Article  12  of  the  regnlations,  that  the  foUowing  stipnla- 
tions  shall  be  of  force:  —  ||  In  the  event  of  the  Government  granting  letters 
patent  for  any  explosive,  such  letters  of  patent  shall,  however,  not  give  tbe 
right  to  anybody  eise  than  to  the  Agent  to  whom  tbe  carrylng  out  of  tbese 
Instructions  is  entrusted  by  the  Government  to  manufacture  the  material 
therein  mentioned,  and  to  seil  the  same  within  the  boondaries  of  the  South 
African  Republic.  ||  Should  the  Government  or  the  Agent  deem  it  desirable  to 
apply  or  bring  into  use  the  said  inveution,  and  should  the  Government  in  that 
case  not  be  able  to  come  to  terms  with  the  owner  of,  or  the  person  entitled 
to,  that  invention  with  regard  to  the  application  of  the  same,  then  the  parties 
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Mr.  1207S.  (GovernmeDt  and  Patentee)  ^U  eadi  nominate  an  arbitrator,  whilst  the  third 
briuoniei.  ^bitratOT,  or  ompir.e,  if  neoessarj,  shall  be  appointed  bj  the  Chief  Justiüe, 
i3.Jan.i8d9.whose  decislon  shall  be  final  ||  Article  8.  This  agreement  shall  be  of  force 
within  the  territory  of  the  South  African  Elepablic,  in  so  far  as  it  no.w  eztends 
or  eventnallj  may  he  extended.  H  If  the  territority  of  the  S.  A.  R.  shoold  in 
the  fntnre  contain  districts  or  proYinces  in  which  proTision  already  has  been 
mad*«with  respect  to  the  materials  or  snbstanoes  which  form  the  sabjeet  of 
the  agreement,  it  will  depend  npon  the  Government  whether  these  instmetiOQS 
will  also  be  applied  to  the  new  jdistriots  or  provinees.  ||  Article  9.  Should  the 
Agent  of  the  Government,  intxng  a.defined  period»  not  be  able  to  satisfy  the 
reqnirements  for  explosives  within  this  Bepnblic^  in  conseqnence  of  explosions, 
accidentSy  calamities,  or  other  snperior  force  and  canses  arising  beyond  the 
oontrol  or  fault  of  the  Agent,  the  Government  may  import  these  materials 
until  the  Agent  shall  be  able  to  supply  the  requirod  materials.  In  that  case 
the  Government  gives  to  the  Agent  the  preference  for  the  carrying  out  of  the 
same.  The  Agent  shall  be  obliged,  alter  any  aocident,  as  mentioned  in  tkis 
artiole,  to  place  the  manufactories  again  in  working  order  within  the  shorteat 
poesible  time. 

Article  10.  If  the  Government  Imports  any  explosive,  as  mentioned  in 
Article  13  of  the  regnlations,  it  gives  the  preference  to  the  Agent  to  do  such 
in  its  name.  ||  Article  11.  All  persons  employed  by  the  Agent  are  hereby 
freed  from  personal  military  senrice  on  qommando  or  in  the  field,  provided 
their  contraots  are  drawn  .up  with  the  condition  that  the  Government  shall 
have  the  right  at  any  time,  if  deemed  necessary,  to  take  over  the  oontracts, 
and  they  bind  tbemselves  to  serve  the  period  of  service  with  the  Government. 
Article  12.  Should  the  Government  avail  itself  of  Article  16  jl  of  the  regula- 
tions,  it  shall  be  boond  to  buy  the  explosives  required  in  the  country  in 
terms  of  this  contract  from  the  Agent,  coets  of  trade  deducted.  H  The  period 
in  Article  15  f  of  the  regulations  is  hereby  fixed  at  six  months.  {  Shoold  the 
Agent,  by  his  own  interference,  fault,  negligence,  or  default  £aü  to  carry  out 
the  conditions  of  this  agreement,  after  having  been  required  in  writing  to  do 
so,  and  after  having  been  allowed  at  the  outside  a  period  of  six  weeks  to  do 
so,  the  Government  will  have  the  right  to  cancel  this  agreement;  if  the  defaalt 
and  neglect  is  to  be  attributed  to  malice,  the  Government  will  have  the  right 
to  cancel  this  contract  without  any  notice.  ||  Article  13.  The  Agent  is  entitled 
to  entrust  the  sale  of  the  articles  mentioned  in  this  agreement  to  one  or  more 
persons»  ||  Article  14.  The  Agent  of  the  Government  is  obliged  to  pay  import 
duties  on  the  macliinery  and  tools  required  in  the  carrying  oot  of  this 
agreement.  ||  Article  15.  The  Government  may  prascribe  me^ures  of  precantioa 
or  safety  with  reference  to  the  transport  and  storage  of  the  said  materials.  j] 
The  Government  shall  not  hinder  the  export  of  these  materials,  exoept  for 
reasons  of  danger  to  the  State,  or  other  weighty  reasons.  |t  Article  1&  With 
reference  to  Article  17  of  the  Eegulations,  the,  Government  makea  tbe  foUo- 
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wiDg  acrangements  with  tbe  Agent  to  the  exdosiOB  of  everj^^y  eke:^  ||  Nr.  lao?». 
o.  Dttriog  the  time  that  the  manufactories  to  be  erected  by  the  Agent  are  t,,JJ^^^*i'^„ 
not  oompleted»  the  OoTernment  itself  sball  Import  all  nmtenals  and  sabstancesi8.Jan.i899. 
reqnired  for  the  mannfactare  of  djnamite  and  other  exploeives  in  the  maga- 
ziaes  of  the  Agent,  and  according  to  a  tariff  of  prices,  qaality,  and  qnantity 
to  be  approved  of  1^  the  Gkn^erameKt,  with  this  onderstanding,  that  this  im- 
portation  shall  onlj  coBtinae  dnring  the  time  that  the  mannfiactory  or  mann- 
faotories  .aball  not  hafe  been  completed,  and  in  any  case  not  longer  than 
dujring  a  period  ef  Iwo  and  a  hi^  years.  ||  b.  The  Government  shaU  plaoe  the 
«said  materials  and  sobstam^ee  «t  the  dispoeal  of  the  Agent  for  the  mann- 
faetmre,  trade,  and  sale»  aooording  to  the  conditions  above  ttentioned,  and  the 
Agent  shall  manufactare,  trade  in,  and  seil  on  the  order  and  for  aceonnt  of  the 
GoTerament  nader  the  coaditionB  above  mentioned,  in  so  far  as  tbey  apply 
here.  ||  c  The  Agent  shall  s«nd  statenents  to  the  Government  every  month, 
detaUing  the  nannfaetore,  trade,  and  sale,  and  »hall  pay  to  it  all  moneys 
received  for  the  sale  thereof,  from  wbich,  after  dednction  of  5  s.  per  case, 
and  the  moneys  paid  by  tbe  Government  for  the  materials  imported,  tbe 
balanee  shall  be  handed  to  the  Agent 

Artide  17.  The  Agent  shall  be  obliged,  within  eight  days  after  the 
signing  of  this  eontract,  to  give  proper  secnrity  for  the  dne  Performance  of 
the  Obligation  to  erect  tbe  mannfactories  mentioned  herein,  and  the  carrying 
OQt  of  the  oontraot  nntil  the  manofaetories  shall  have  been  erected  and  shall 
be  in  working  order,  to  an  amonnt  of  £  90,000,  for  which  all  his  assets  in 
this  coimtfy  shall  be  available,  and  proper  deeds  of  hypothecation  shall  be 
passed.  ||  Article  18.  All  disputes  as  to  the  meaning  or  reading  of  this 
agraenent  that  may  arise  between  the  parties  shall  be  decided,  to  the  excln- 
sion  of  the  ordinary  Jndges,  by  arbitrators  as  in  highest  instance,  and  shall 
be  finally  binding  on  the  parties.  ||  Shonld  the  parties  not  be  able  to  come  to 
an  amicable  arrangement  with  regard  to  the  Interpretation  of  this  agreefnent, 
the  one  party  shall  give  notice  in  writing  to  the  other,  and  whatever  the 
qnestions  of  dispute  arising  ont  of  this  agreement,  they  shall  snbmit  the  same 
to  the  decision  of  the  arbitrators.  ||  The  parties  then  shall  each  nominate  an 
arbltrator,  who,  together,  shall  nominate  a  third.  Decisions  shall  be  given  at 
the  ontside  within  three  months.  If  one  of  the  parties  shonld  not  in  good 
time  appoint  an  arbitrator,  or  in  the  event  of  the  two  arbitrators  not  agreeing 
in  the  choice  of  a  third,  then  the  Chief  Justice,  or  his  Substitute  in  the 
Supreme  Court  of  this  Republic,  shall  make  a  nomination,  the  parties  having 
been  heard  or  summoned.  ||  Thus  done  and  contracted  at  Pretoria  this  25th  day 
of  the  month  of  October,  1893,  in  the  presence  of  the  subscribed  witnesses. 

(Signed.)     C.  van  Boeschoten,  Acting  State  Secretary. 

(Signed.)     L.  G.  Vorstmann. 
Witnesses: 

(Signed.)     W.  E.  Hollard.  (Signed.)     P.  L.  A.  Goldman. 
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Nr.  12074.  OBOSSBRITAHHIEV.  —  Der  Agent  in  Pretoria  an 
den  Oberkomtnissar  in  Kapstadt  Die  Bergwerks- 
interessenten bieten  dieEzpropriation  desDynamit- 

monopols  an. 

Pretoria,  Febroaiy  3,  1899. 

Nr.  19074.  Sir,  ||  WiUi  reference  to  preyioos  oorrespondenee  on  the  snbject  of  the 

bul^'     dynamite  monopoly,  I  have  the  honoar  to   enclose  a  report*)  of  a  special 

8.  Feb.  1890.  meeting  of  the  Chamber  of  Mines  of  the  Bepablic,  held  yesterday,  at  which 

a  proposal  to   offer  this  Government  a  loan   of  SS  600000  wherewith,  if 

necessary,  to  ezpropriate  the  Dynamit«  (Company,  was  carried   onanimoosly, 

the  proposed  loan  being  gnaranted  by  all  the  financial  hooses  of  importance 

opon  the  Rand,  inelading  both  the  representatires  of  the  Dresdner  and  the 

Deutsche  Banks,  whose  attitade  towards  the  Dynamite  Company  had  hitberto 

been   somewhat  oncertain.  ||  It  is   onnecessary    for  me  to   recapitnlate    the 

reasons  and  arguments  advanced  by  the  Indostry  for  the  cancellation  of  the 

monopoly,  as  I  have  already  given  them  in  previons  despatches,  bat  I  may 

note  the  declaration  that  the  indnstry  has  no  fear  of  difficalties  from  the  side 

of  Nobei's  dynamite  ring,  as  offers  have  been  received  from  both  European 

and  American  companies  to  snpply  the  Rand  Mines  at  aboat  one*half  of  the 

price   charged   by   the  monopolists   here.  ||  The  annooncement   of  this  offer, 

which  has  been  made  very  publicly  through  the  press  reports  of  the  meeting, 

has  caased  considerable  Sensation,  as  being  the  first  occasion  on  which  the 

iudustry  has  offered  to  come  to  the  aid  of  the  Repnblic  with  direct  financial 

assistance.    A  deputation  from  the  Chamber  of  Mines  has  asked  leave  to  wait 

opon  the  Government,  to  cxplain  their  offer,  next  week. 

Edmund  Fräser. 


Nr.    12075.     SÜDAFBIKAN.  republik.  —  Die  „Presse"  veröffent- 
licht das  Votum  des  State  Attorney  über  dasDynamit- 

monopol. 

9.  März  1899. 

Nr.  12075 '  "^^^  foUowjng  is  thc  opinion  of  the  State  Attorney  regarding  the  Dyna- 
sadafrikan.  mite  CoHcession  which  was  laid  before  the  Raad  yesterday: —  ||  This  matter 
^^[^^J*^  was  referred  by  the  First  Volksraad  on  November  4,  1897,  to  the  Govern- 
ment with  the  instructlon  to  obtaiu  legal  advice  and  to  act  according  to 
circumstances.  The  tben  State  Attorney,  the  present  Chief  Justice,  obtained 
then  the  opinions  of  Advocates  Curlewis,  Reitz,  and  Schreiner  (of  the  Cape 
Colony).  Before,  however,  he  had  given  bis  own  written  opinion  to  the  Go- 
vernment, he  was  appoiutcd  Chief  Justice,  and,  therefore,  his  final  opinion 
was  not  formally  made  known  to  the  Government.  After  my  appointment  as 
State  Attorney,  the  Government  delegated  to  me  the  task  of  going  into  the 


*)  Hier  fortgelassen.    Red. 
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matter,  and  to  commnnicate  to  it  my  own  opinion.    Throagh  the  heavjr  work  Nr.  iao75. 
of  my  department  I  was,   however,  not  in  a  position  to  address  nnrself  seri-  8ft<**f"kwi. 

Repablik. 

onsly  to  the  matter  before  the  beginning  of  September.  I  have  since  earnestly9.ii&rxi809. 
stadied  the  case,  and  freqaently  weighed  the  opinions  of  my  legal  coUeagnes, 
and  haye  finally  come  to  the  conclosion  that  on  some  of  the  principal  points 
I  most  differ  from  them,  I  shall  now  as  concisely  as  possible  set  forth  on 
what  gronnds  I  am  of  opinion  that  the  Government  of  the  South  African 
Bepablic  is  not  now  entitled  to  cancel  the  said  monopoly.  Although  the  case 
is  not  without  its  own  peculiar  difficulties,  I  am  of  opinion,  nevertheless,  tbat 
the  final  decision  must  rest  on  &  few  simple  points. 

L  Questions  Arising  Out  of  the  Origination  of  the  <}ontract.  —  In 
Becember,  1888,  the  Government  gave  a  concession  to  a  certain  £.  Lippert 
for  the  establishment  of  a  factory  for  the  manufacture  of  powder,  dynamite, 
and  other  explosive  materials  in  the  South  African  Bepublic.  Shortly  there- 
alter  Lippert  made  this  concession  over  to  a  Company,  consisting  largeiy  of 
French  shareholders,  whereof  L.  G.  Yorstmann,  as  Managing  Director,  and 
E.  Lippert»  as  Head  Agent,  were  appointed.  This  Company,  however,  instead 
of  manufacturing  explosives  within  this  Republic,  appears  to  have  exclusively 
confined  itself  with  the  importation  of  material  already  manufactured,  in  con- 
flict  with  the  terms  of  the  concession.  Qu  this  ground  the  British  Govern- 
ment enterred  a  strong  protest  against  the  existence  of  the  concession  in  the 
hands  of  the  Company,  as  they  asserted  that  existence  was  in  conflict  with 
Art  14  of  the  London  Convention,  inasmuch  as  French  subjects  were  bene- 
fited  above  British.  While  diplomatic  negotiations  were  still  proceeding,  the 
case  of  the  Company  came  before  the  First  Raad,  and  after  investigation  by 
a  Commission  on  August  24,  1892,  the  Government  was  instrncted  to  deal  with 
the  matter  as  it  best  appeared  to  it,  and  to  report  the  following  session. 
Therenpon  the  Government  gave  effect  thereto,  in  that  the  concession  to 
Lippert  was  declared  cancelled.  In  consequence  of  this  canoellation,  however, 
the  Government  became  diplomatically  involved  with  the  French  Government, 
which  appeared  in  defence  of  its  subjects.  I  make  mention  of  these  diffi- 
culties because,  in  my  opinion,  they  were  not  without  influence  on  the  con- 
tract  eventnaliy  entered  into  on  October  25,  1893,  with  Mr.  Vorstmann.  ||  After 
the  concession  to  Lippert  was  cancelled,  and  probably  to  prevent  any  further 
diplomatic  difficulties,  the  Government  gave  the  right  equally  to  certain 
£nglish,  French,  and  German  subjects,  to  import  explosives  into  this  Republic. 
Meanwhile,  the  old  French  Company  proceeded  with  threats  of  instituting  an 
action  against  the  Government  for  damages.  ||  in  September  (1  to  5),  1893, 
the  First  Raad  passed  the  regulations  whereby  the  Government  could  exercise 
the  State  monopoly  for  the  importation,  manufacture,  and  dealing  in  explosive 
materials,  and  on  October  25,  1895,  foUowed  the  original  contract  with  Vorst- 
mann in  terms  of  tbose  regulations.  The  regulations  themselves  I  shall  refer 
to  later;  here  I  only  wish  to  marshal  the  principal  facts  which  throw  light 
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Nr.  12075.  OB  tbo  oHgin  of  tho  contract.  j|  It  appears  that  already  befere  6eptenil>6r, 
^R^^"'  1893,  the  old  French  Company  and  Yorstmann  (wlio  had  been  ils  managing 
o.ii&rti899.directOT)  mtended  to  make  applicatimi  for  the  agencj  for  the  eariTing  OHt 
of  the  State  Monopoly  that  wonld  later  be  bronght  into  existetrce  by  the 
regnlations.  It  appears  fnrther  that  the  Government  was  wiHing  to  grant  it 
the  agency;  and  this  willingness  was  most  probably  due  to  the  strong  wish 
of  the  Government  to  do  away  with,  for  good,  the  differences  ealled  into  being 
by  the  French  Government  throngh  the  cancellation  of  the  first  coneession.  j| 
In  place,  however,  of  granting  the  agency  to  the  French  Company,  on  October  25, 
1893,  the  contract  of  that  date  was  given  to  Yorstmann.  This  snddcn  altc- 
ration  finds  its  *explanation  when  it  is  considered  that  on  October  24,  1893 
—  thns  one  day  before  the  contract  with  Yorstmann  was  entered«  into  —the 
French  Company  addressed  a  note  to  the  Government,  whereby  it  withdrew 
all  its  Claims  against  the  Government  arising  ont  of  the  cancellation.  This 
explanation  can  onlybe  this,  that,  althongh  the  contract  was  formafly  entered 
into  with  Yorstmann,  the  French  Company  wonld  thereby  be  practically  in- 
demnified,  and  that  the  Government  assented  to  or  concnrred  with  tbis  Posi- 
tion. II  Tliat  the  Company  was  certain  that  it  wonld  obtain  the  agency  appears 
from  the  contract,  dated  Angust  25,  1893,  betwecn  it  and  Lippert,  wherein 
Lippert,  presumably  in  consideration  for  certain  Services  as  its  general  agenf, 
was  appointed  to  carry  ont  the  agency  nnder  the  pending  regnlations,  and  as 
such  was  to  draw  seven  to  ten  per  cent,  of  the  proceeds  per  case.  It  appears 
to  me  as  if  these  pretended  Services  were  nothing  eise  than  the  withdrawal 
of  bis  alleged  claim  against  the  Government  for  indcmnification,  for  by  this 
withdrawal  the  Government  wonld  be  placed  in  a  position  to  agree,  free  and 
nnrestricted,  with  the  Company  with  regard  to  the  agency.  I  presnme  thds 
that  the  Government  was  orignally  acquainted  with  tliis  contract,  for  it  knew 
that  the  difficultics  with  Lippcit  must  first  be  rcmoved.  ||  On  November  4, 
1893,  however,  a  snpplement  to  this  contract  was  signed,  wherennder,  as  a 
fnrther  consideration  in  favour  of  Lippert,  it  was  stipnlated  that  he  shonld 
get  2  s.  per  case  of  dynamite  for  three  years,  JäP  25,000  in  cash,  and  25,000 
paid-up  sliares  in  the  new  Company  which  was  to  be  formed  to  exploit  the 
agency.  These  further  terms  are  evidently  an  inseparable  part  of  the  con- 
tract of  August  25,  and  must,  althongh  not  signed,  still  have  already  been 
agreed  to  upon  that  date.  It  is  difficnlt  to  comprehend  why  they  were 
signed  separately  and  at  a  later  date.  One  poInt,  however,  of  convincing  ini- 
portance  holds  good,  namely,  that  on  Jannary  20,  1894,  both  contracts  were 
formally  handed  in  to  the  Government,  and  that  the  Government  neither  then 
nor  later  protested  against  the  terms  thereof.  In  the  light  of  these  and  other 
facts  it  is  almost  impossible  for  the  Government  to  now  offer  the  contention 
that  on  Jannary  20,  or  shortly  thereafter,  it  was  not  acquainted  with  «the  terms 
of  these  contracts  or  acquiesced  therein.  ||  On  Febrnary  26,  1894— thns  aftcr 
Jannary  20,  1894-~the  contract  was  entered  into,  whereby  really  the  agent 
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for  tk«  carryiog  oqt  of  tho  State  Monopoly — tbe  pr^ent  SauUi  African  Factory  Nr.  i8oi6. 
for  Explosive  Materials^-wa«  called  into  belog,    That  coatFact  was   entered  K^p^i^ii^ 
ittto   between   tbe  old  French  Clompany  and  tbe  Dynamite  Actiengesellscbaft  »•  m&u  iseo. 
(Nobel  and  Co.),  an  Anglo-German  Co,    Tberein  Neble  aud  Co.  undertook  to 
float  tbe  Sotttb  Africaa  Factery  for  Explosives  witb  a  copital  ot  M  450,000 
sbares  ot  £  1  eacb,  divided  in  tbe  followiAg  mauner:— * 

a.  220,000  sbares  to  be  issaed  against  payineot.  y  b.  25»000  sbares  to 
be  grauted  to  Lippert  (iu  terms  of  tbe  contract  of  November  4,  1893,  afore- 
said)»  II  c,  182,000  sbares  to  be  granted  to  tbe  Frencb  Co«  (as  indemnificatioii 
for  tbe  cancellatlon  of  its  contract  by  tbe  Govermnent).  j)  d.  22,500  sbares  to 
be  granted  to  Dr.  Gobert,  a  German  lawyer,  ''Cor  serviees  rendered."  ||  e,  For* 
tber,  tbere  most  be  paid  to  Lewis  and  Marks  2s.  per  case  of  dynamite,  and  {| 
f.  Tbe  Obligation  undertaken  by  tbe  old  Company  agaiust  Lippert  mnst  be 
fnlfiUed  by  tbe  Soutb  African  Factory  for  Explosives. 

Altboagb  I  bave  not  been  able  to  ascertain  wben  this  agreement  was 
förraalljr  brongbt  to  tbe  notace  of  tbe  Government,  it  is  yet  clear  tbat  it  only 
gave  effect  to  an  nnderstanding,  and  to  obligations  wberewitb  tbe  Government 
was  well  acqnainted,  and  wbereto  it  expressly  or  praetically  agreed  to.  In 
eqoity  it  can  tbas  be  aocepted  tbat  tbe  Government  was  also  acqnainted  witb 
tbis  agreement,  and  tbe  Company  bas  in  its  retams  frequentJiy  referred  to 
tbis  agreement  ||  After  all  tbis  bad  bappened  and  was  agreed  to,  tbe  agency 
was  granted  to  Vorstmänn  on  October  25,  ultimately  carried  over  tbe  SouAb 
Aincan  Factory  for  Explosives  in  tbe  ilotation  of  June,  1894.  |)  I  bave  set 
fortb  tbese  faets  here  bccanse  tbey  are  of  great  importance  for  tbe  de- 
cision  of  tbe  qnestion  in  bow  far  tbe  Government  bas  reason  against  tbe 
Company  for  frand  committed  at  tbe  time  of  its  origin.  It  is,  namely,  sUpn- 
lated  in  tbe  contract  between  Yorstmaim  aud  tbe  Government  t^at  tbe  Go* 
vernBMnt  sball  receive  20  per  ccnt.  of  tbe  proiit  on  tbe  sale  of  explosives, 
and  it  ean  now  be  allcged  tbat  tbe  giving  away  of  all  tbe  sbares  of  tbe  Com- 
pany, besides  220,000  to  tbird  porsons,  greatly  prejudioes  tbe  Government  in 
its  rigbt  to  10  per  cent.  of  tbe  profits.  The  question  arises  tbeu,  in  how  far 
tbe  Government  cau  now  object  to  tbe  giving  away  of  sbares  to  tbe  old 
Freneb  Company,  to  Lippert,  and  Dr.  Gobert,  aod  tbe  granting  of  sbare  in 
tbe  profits  to  Lippert  and  Lewis  and  Marks.  H  On  tbe  £acts  set  oot  I  come 
to  tbe  conclttsion  tbat  tbe  Government  bad  knowledge  al  käst  of  Ihe  piin- 
dpal  rigbts  so  granted  to  others,  and  expressly  or  silently  agreed  tbereto.  |t 
It  appears  to  me  as  if  tbe  Government,  most  of  all,  was  eager  to  avoid,  of 
to  remove  diplomatic  difficulties,  and  Uiat  it  was  its  intention  tbat  tbe  old 
Frencb  Company  should  be  indemnified,  notwitbstandiug  tbe  canceliailion  of  its 
conofssion;  on  tbis  point  especially  ifi  tbe  evidence  streng.  Fnrtber,  it  appears 
to  me  tbat  tbe  Government  at  least  bad  part  knowtedge  of  tbe  agreements 
between  tbe  French  Company  and  Lippert,  whereby  eertain  rights  were  granted 
to  tbe   latter;  and  it  is  furtber  very  poraiUe  tbat  it  was  abo   origimüly 


Digitized  by 


Google 


30    Gro&britannieii  a.  SOdafrikan.  Republik.  YerbandlaDgen  Ober  das  DynamltiiionopoL 

Vr.  12075.  acqnainted   witb  tbe   obligations    nndertaken   aa   regarda  Lewis  and   Marks. 

RepobiikT  ^i^in  1^  18  tbat  when  tbe  Ooyemment  later  obtained  knowledge  thereof ,  it 
o.MinisM.offered  no  objection.  On  these  facta,  taken  in  connection  witb  accessorj  cir- 
cnmstances  of  tbe  case,  I  am  of  opinion  tbat  Advocate  Garlewis  is  rigbt  in 
bis  conclusion:  Tbat,  wbereas  tbe  Government  bad  knowledge  of  tbe  cirenm- 
ßtances  and  silently  acquiesced  tberein,  it  cannot  now  allege  tbat  it  was 
defranded  by  its  agent,  and  in  conseqnence  end  tbe  agencj,  becanse  of  tbe 
improper  condnct  of  tbe  agent"  In  any  case,  be  wbo  bases  a  claim  on  frand 
must  come  to  Conrt  witb  a  pure  and  clear  case,  and  tbis  tbe  Government 
cannot  do,  becanse,  as  I  bave  sbown,  tbe  primä  facie  impression  of  tbe  facts 
is  strongly  against  it.  P  In  bow  far  tbe  Government,  apart  from  tbe  qnestion 
of  frand,  can  object  to  rigbts  granted  to  tbird  parties,  in  reckoning  tbe  20  per 
Cent  of  tbe  profits  due  to  it,  I  sball  consider  wben  I  come  to  tbe  qnestion 
of  reckoning. 

n.  Delay  in  Gompleting  tbe  Factories.  —  I  now  come  to  a  mncb  more 
important  point,  namely,  tbe  qnestions  connected  witb  tbe  non-fnlfilment  of 
tbe  contract  witb  Vorstmann  in  terms  of  tbe  Yolksraad  *Regalations.  ||  On 
September  1  tö  5,  1893,  tbe  Yolksraad  passed  certain  regnlalions  relating  to 
tbe  State  monopoly  for  tbe  mannfactnre,  tbe  sale,  tbe  dealing  in,  and  tbe 
import  and  ezport  of  powder,  ammonition,  dynamite,  and  otber  explosives. 
Tbese  regnlations  were  in  tbe  form  of  an  Instruction  to  tbe  Government 
wbereby  tbe  latter,  as  Executive  agent  of  tbe  Raad,  was  given  tbe  power  to 
invest  certain  person  or  persons  witb  tbe  exclusive  rigbt  to  manufacture,  <ftc., 
Said  explosives,  and  tbe  conditions  nnder  wbicb  tbe  Government  conld  depnte 
tbat  rigbt  were  narrowly  defined,  inter  alia,  tbere  appear  tbere  tbree  Articles 
in  tbe  regnlations,  wbose  correct  interpretation  in  my  opinion  is  decisive  for 
tbe  wbole  case.  ||  ''Art.  9.  Tbe  quality  and  quantity  of  all  manufactured  ar- 
ticles must  be  in  accordance  witb  tbe  needs  and  desires  of  tbe  Government 
and  tbe  public  of  tbe  South  African  Republic,  and  tbe  articles  must  for  each 
sort  be  of  tbe  best  quality.  ||  ''Art.  10.  Tbe  Government,  witb  advice  and 
consent  of  tbe  Executive  Council,  may  give  instructions  witbin  tbe  sbortest 
possible  time,  bnt  at  tbe  utmost  witbin  two  and  balf  a  years,  for  one  or  more 
factories  to  be  erected,  to  complete  and  to  bring  into  working  order  for  tbe 
manufacture  of  dynamite  and  otber  explosives  of  such  nature  and  consistence 
and  in  such  quantities  as  tbe  needs  and  demands  witbin  tbe  South  African 
Republic  may  create  or  require,  and  tbat  under  the  following  regnlations,  &c,  :\\ 
"Art.  15a.  If  the  above-named  persons  do  not  comply  witb  any  of  tbe  stipu- 
lations  agreed  witb  tbe  Government,  tbe  latter  can  cancel  such  agreement"|| 
Before  Coming  the  facts  of  this  case,  it  will  be  necessary  to  consider  and 
determine  the  real  application  of  these  tbree  articles,  because  it  is  just  upon 
this  weighty  point  tbat  I  bave  to  differ  witb  tbe  otber  legal  counsel.  ||  The 
question  then  is  tbis:  ünder  Art.  15o.  it  is  stipulated  tbat,  in  case  the  con- 
cessionaires  do<  not  comply  witb  any  of  tbe  stipulations  agreed  to  witb  the 
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Ooyernment,  the  Goyernment  can  cancel  such  agreement.  The  word  „can"  is  Nr.  19075. 
nsed  in  contradistinction  to  ^shall,"  and  in  place  of  its  being  made  obligatory  ^[^1^' 
for  the  Government  the  cancel  the  concession  in  case  of  non-fnlfilment,  a^-^t^'^^M- 
discretion  is  distinctly  allowed  thereanent. .  This  is,  however,  acknowledged, 
and  the  only  point  npon  which  difference  of  opinion  exists  concerns  the  extent 
of  the  discretion.  The  legal  advisers,  for  instance,  are  of  opinion  that  the 
discretion  does  not  extend  to  the  subjects  falling  ander  the  said  Arts.  9  and 
10  of  the  regolations.  And  this  explanation  thej  base  somewhat  npon  the 
foUowing  reasoning:—  The  Yolksraad  had  the  time  wherein  the  factory  most 
be  completed  fixed  as  an  irrefragable  condition  of  anj  contract  that  might 
be  made,  and  the  same  holds  good  with  regard  to  the  condition  that  enoogh 
material  most  alwajs  be  mannfactnred  to  meet  the  demands  of  the  Govern- 
ment and  the  public.  On  this  point  the  Raad  has  expressed  its  will  in  the 
most  nnequivocal  manner,  and  it  would  be  ridiculous,  after  the  Raad  has 
stipulated  such  strict  eonditions  for  the  contract,  that  thej  should  still  be  left  to 
the  caprice  of  the  Government.  Indeed,  ask  the  lawjers  what  would  be  the 
use  of  drawing  op  anj  regulations  and  to  give  Instructions  to  the  Govern- 
ment were  the  whole  or  part  non-folfilment  thereof  left  to  its  arbitrary  dis- 
cretion. They  arrive  thns  to  the  conclusion  that  the  discretion  given  to  the 
Government  onder  Art  15  G  cannot  touch  or  effect  the  points  nnder  Arts.  9 
and  10  of  the  regulations.  Althongh  there  is  something  to  be  said  for  this 
contention,  I  am  still  respectfully  of  opinion  that  the  lawyers  have  been  mis- 
led  upon  this  point    My  opinion  I  base  npon  the  following  grounds: — 

a.  The  logical  consequence  of  their  interpretation  is  that  the  discretion 
given  to  the  Qovemment  nnder  Art.  15  G  is  confined  only  to  such  eonditions 
as  are  not  stipulated  for  in  the  regulations.  In  other  words,  those  that  the 
Government  on  its  own  initiative  might  place  in  the  contract,  because,  natu- 
rally,  if  its  discretion  cannot  touch  the  points  stipulated  in  the  regulations, 
they  can  only  have  referenee  to  points  not  dealt  with  in  the  regulations^  though 
introduced  by  the  Goverument  into  the  contract.  And  in  order  to  make  the 
object  in  Art  15  G  clcar,  the  Raad  ought  to  have  saicl:  ''If  the  above-named 
persons  do  not  coroply  with  any  of  the  stipulations,  above  and  besides  those 
herein  dealt  with,  and  which,  althongh  not  herein  set  forth,  nevertheless 
agreed  to  with  the  Government,  then  can  the  latter  cancel  such  contract."  It 
can  be  seen  how  unnatural  such  an  interpretation  is;  it  quite  reverses  the 
primä  facie  signification  and  contention  of  Art.  15  G,  and  brings  therein  an 
exception  whereof  there  is  no  question.  So  long  as  a  natural  and  reasonable 
interpretation  can  be  given  of  Art  15G,  this  unnatural  explanation  must  be 
removed,  in  accordance  with  the  common  rules  of  the  law  interpretation.  That 
such  a  natural  Interpretation  can  be  given,  Sub.  d  will  show.  I|  h.  Another 
objection  weighs  still  heavier  against  the  opinion  of  the  lawyers.  It  was  the 
piain  and  express  intention  of  the  Raad  to  lay  down  in  these  regulations  the 
stipulations  to  be  embodied  by^the  Government  in  the  contract  to  be  even- 
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Nr.  1S075.  toaltt  Hiade.  When  tbus  in  Art.  15 G  the  Baad  speaks  of  slipalations  agreed 
Btpnbiik.  ^^  between  tbe  concessionaire  and  the  Government»  the  stipülatim»  already 
9.iiArsi8w.  contained  in  the  regalations»  inter  alia,  Arts»  9  and  10  thereof,  are  also 
plainlj  inteuded.  If  this  is  not  so^  then  we  come  to  the  nonseasical  cooelmioii 
that  the  Volksraad  did  not  intend  that  these  regulations  should  be  embodied 
in  the  contract  to  be  concluded  between  the  Government  and  Ute  eoneession- 
naire.  ||  c.  Thit  unsound  interpretation  of  Art  15  G  makes  the  said  Artide 
absolute^  seaseless  and  pnrposeless*  The  Government  has  natnrally  the  rigfat 
to  add  other  terms  to  the  contract  than  those  stipulated  bj  the  Baad;  shonld 
these  terms  be  easential  and  be  broken,  the  Government  has  naturallj  the 
right  of  cancellation,  and  it  was  nunecessary  and  porposeless  to  stipulate  this 
in  a  special  Artlcle  of  the  regulations.  Kow,  it  is  an  acknowkdged  priocii^e 
of  law  Interpretation  that  an  explanation,  where  possible»  mnst  not  be  ex- 
l^ained  in  such  a  way,  that  it  beoomes  useless  and  senseless,  for  that  assomes 
that  the  maker  of  tlie  explanation  (in  this  case  the  Baad)  did  not  exereise 
its  best  sense  in  making  or  drawing  up  the  explanation;  and  on  this  point  I 
strongly  doubt  whether  a  Court  vrould  attaeh  the  faolty  intenu^tation  to 
Art.  15  G.  ^  d.  l  now  come  to  what  I  think  to  be  tbe  true  meaning  and  in- 
tention  of  Art.  15  G.  Here  it  mnst  be  kept  in  view  that,  where  possible,  all 
tbe  regulations  must  be  taken  and  explained  in  connectidu  with  eaeh  other; 
tbey  form  a  whole  and  not  fifteen  Articles  separate  (rota  each  other.  And 
where  an  explanation,  based  on  the  presumption  that  the  various  Articles  are 
mutually  agreed  and  connected,  leads  to  a  tenable  result,  then  must  such 
iDterpreta(tion  be  acccpted  as  the  correct  Interpretation  of  such  Articles. 
Starting  from  this  standpoint,  it  appears  to  me  that  in  Arts.  9,  10,  and  15  g 
of  Ihe  regulations,  the  Baad  had  in  view,  and  iitended  tliat,  namely,  certain 
cottditions  in  the  contract  with  the  future  concessionaire  should  be  embodied; 
that  lo  other  eonditious,  with  regard  to  the  points  concerned  should  be  agreed 
to,  that  the  period  of  completion  in  Art.  10,  and  the  compliance  with  all 
needs  and  requirements  according  to  Art.  9  in  the  contract,  should  be  embo- 
died without  any  alteration.  In  this  maaner  nrast  the  contract  be  made;  bvt 
the  questioB  remains  still,  in  what  manner  should  that  contraet  be  carrted 
out?  Had. nothing  been  sald  with  regard  lo  the  last  questiott,  then  every- 
tbing  in  cMiflict  with  Arts.  9  and  10  would,  ipso  facto  made  the  contract  null 
and  void,  for  a  contract  made  beyond  the  competenoy  of  one  of  the  con* 
tracting  parties  is  powerless.  ||  In  the  regulationsf,  Art.  15 G,  the  Baad  has, 
however,  avoäded  this  by  making  an  express  stipulation  in  regard  to  the  Per- 
formance and  observanee  of  the  contract  Actually  the  Band  has  said  to  tbe 
Government:  '*Tou  may  roahe  a  certain  contract;  in  the  ce&tract  there  must 
be  certain  terms  embodied;  however,  when  these  terms  are  embodied,  but  are 
not  observed,  we  leave  it  to  yoar  discretion  to  caifcel  the  contract  or  kt  it 
continue  to  exist."  ||  When  this  Interpretation  is  taken  in  connecUon 
with  the  pecuUar    posilion    of   Baad    aid    Government»  ^of    prineipal   aad 
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agent   in  tbis  matter,  tben  becomes  tbe  reasooableness  tbereof  still  clearer.  ||  Hr.  18075. 
In  all  cases  tbe  Yolksraad  is  a  body  that  can  lay  down  laws  and  regnlations  ^^•''*^^- 
easily  enough,  bat  can  witb  difficnlty  rnle  or  control  tbe  observance  or  per-9.M&rxi8»9. 
formance  tbereof;  it  is  not  in  a  position  to  decide  npon  special  circomstances 
arisingy  and  bas  not  also  ordinarily  tbe  circumstances   before  it  necessary  to 
a  just  decision,  and  especially  in  tbis  case  was  it  reasonable  for  tbe  Raad  to 
leave  tbe  Performance  of  tbis  contract  in  tbe  bands  of  tbe  Government.  Tbere 
was  to  be  a  great  work  to  be  establisbed  witbin  a  givep  time,  and  it  wonld 
not  only  bave  been  nncommon,  bot  even  onreasonable,  if  tbe  contract  were 
declared  cancelled,  and  all   tbe  completed  work  made  wortbless—if,  for  in- 
stance,  tbe  contractor  was  bebind  a  few  weeks   or  even  montbs.  ||  The  re- 
qnirements   of  reasonableness,  as  well  as  tbe  strict  tecbnical   rules   of  law 
Interpretation  lead  me  to  tbe  conclnsion  tbal  in  tbis  case  it   was  really  tbe 
Intention  of  tbe  Raad  to  give  tbe  Government  discretion  witb  regard  to  tbe 
Performance  of  tbe  contract  to  be  closed,  even  on  tbose  points,  falling  ander 
Art«.  9  and  10  of  tbe  regnlations.    It  was  tbe  Intention  of  tbe  Raad  to  get 
a  proposed  contract,  bat  not  tbat  tbe  non-observance  tbereof  sboold  make  it 
void;   in  sacb  case  tbe  Raad   intended   tbat  it  was  for   tbe  Government  to 
decide  wbetber,  ander  tbe  circamstances,  tbe  contract  sboald  be  or  not  be 
cancelled.  ||  If  tbis  Interpretation  (wbicb  I  respectfnlly  sabmit)  is  tbe  correct 
one,  tben  it  is  very  easy  to  decide  npon  tbe  facts.  ||  Wbat  are  now  tbe  facts  ? 
On  October  25,  1893,  a  contract  was  concladed  between  E.  G.  Yorstmann 
and  tbe  Government,  wbereby  Yorstmann   obtained  tbe  carrying   oat  of  tbe 
monopoly  for  tbe  manafoctare  of  explosives  in  tbe  Soatb  African  Repnblic, 
ander  tbe  conditions,  inter  alia,  contained  in   Arts.  9  and  10.    On  May  24, 
1894,  tbis  contract  was  in  some  important  respects  amended;  and  one  Jane  8, 
1894,  tbe  concessionaires  asked  for  an  extension  of  time  wberein  tbe  factory 
ma&t  be  completed,  wbile   on   Jaly  14,  1894,   tbe  Government  granted   tbe 
reqaest,  and  stipnlated  that  tbe  period  of  two  and  a  half  years  sboald  begin 
on  May  24,  1894,  instead  of  October  25,  1893.    Under  tbe  extension  it  was 
not  necessary  tbat  tbe   factory   sboald  be   completed  before  November   24, 
1896.    On  September  14,   1894,  bowever,  tbe   Government  applied  to  tbe 
Raad   vritb  a  reqaest  for  an  extension    of  tbe   two   and  a  balf  years  laid 
down  in  tbe  regnlations,  bat  tbe  Raad  refosed  empbatically  to    grant  sacb 
extension,  and  instrncted  tbe  Government  to  act  strictly  in  accordance   witb 
tbe   regnlations.     Tbe  Yolksraad    resolations    do   not    actnally    bring    aboat 
any  cbange   in  tbe   position,   for  as  tbe  Government  was    instrncted  to   act 
according  to   tbe  regnlations,  tbe  qnestion  always  remained  wbat  tbe  inten-     ' 
tion  of  tbe  regnlations  was.  ||  Wbat  was  tben   tbe   effect  of  tbe   extension 
granted  by  tbe   Government?     Simply   tbe   foUowing:   Tbe   Government  bad, 
namely,  tbe  rigbt,  nnder  tbe  regnlations,  as  already  sbown,  on  non-completion 
of  tbe  factory  witbin  two  and  a  balf  years  from  October  25,  1893,  eitber  to 
cancel  or  to  leave  it  ontoncbed.     Had  it  decided  to  cancel  tbe  contract,  tben 
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Nr.  18075.  ootice  to  the  concessionaire  was  necessarj,  as  caDcellation  depended  on  its 
^R^Suk"*  <liscretion,  and  tbe  exercise  of  this  discretion  bad  to  be  made  known  to  the 
9.  Min  1899.  concessionaire.  This  notice  is  also  reqoired  in  terms  of  Art  12  of  the  con- 
tract.  II  Instead,  however,  of  exercising  this  right  of  cancellation  and  giving 
notice  thereof,  the  GoYemment»  in  the  exercise  of  the  discretion  entmsted  to 
ity  granted  an  extension,  and  to  the  present  day  it  has  never  given  notice  to 
the  concessionaire  of  its  intention  to  cancel  the  contract.  Through  this  action 
of  the  Government  in  terms  of  Art.  15  g  of  the  regnlations  the  Raad  is  also 
bound,  and  the  right  of  cancellation  has  never  arisen.  Not  onlj  has  the 
Government  foregone  its  right  of  cancellation,  bat  has  also  granted  to  the  con- 
cessionaire the  right  to  erect  still  more  factories  (per  Executive  Council  reso- 
lution  of  October  14,  1896),  which  the  concessionaires  ha?e  done  and  are  still 
busj  doing.  Thero  can  thus  exist  no  reasonable  doubt  that  the  Go?ernment 
is  preyented  from  cancelling  the  contract,  and  action  from  its  side  can  be  thrown 
out  on  the  exceptiou  exceptio  doli  mali.  ||  I  have  tried  to  speak  on  this  point 
without  the  resolution  of  the  First  Raad  in  re  the  Jeppe  report  of  February, 
1897.  That  resolution  approved  of  the  recommendation  of  the  Commission, 
namely,  that  the  occurrences  at  the  end  of  1895  and  the  beginning  of  1896 
could  be  reasonablj  taken  into  consideration  when  the  Company  was  accused 
of  not  having  observed  its  obligations.  This  resolution  is  clearly  ambiguous, 
but  in  many  respects  it  can  be  considered  by  the  Government  as  a  condo- 
nation  of  the  neglect  of  duty  by  the  Company,  taking  for  granted  that  the 
Company  did  neglect  its  obligations  in  respect  of  the  bnilding  of  the  factory. 
The  Yolksraad  accepted,  namely,  that  the  occurrences  of  the  Jameson  Inroad 
formed  a  sort  of  vis  msgor,  which  kept  the  concessionaire  back  from  the  dose 
observance  to.  time  of  bis  obligations. 

HL  Manufactnre  of  Insufficient  Quantity  of  Explosives. — The  same  argu- 
ment  also  holds  with  regard  to  the  observance  of  Art  9  of  the  regnlations. 
On  October  14,  1896,  the  Executive  Council  decided  practically  that  the 
manufacture  of  80,000  cases  of  the  dynamite  per  year  would  be  a  sufficient 
compliance  with  the  needs  of  the  public  and  the  Government,  and  it  gave  the 
concessionaires  the  right  to  erect  further  factories  within  a  furthcr  term  of 
two  and  a  half  years.  The  factories  necessary  for  the  manufacture  of  the 
said  80,000  cases  were  completed  before  November  24,  1896.  It  appears, 
however,  that  even  on  that  date  80,000  cases  were  not  sufficient;  indeed,  the 
concessionaire  obtained  furthcr  Instructions  for  the  erection  of  more  factories» 
and  in  the  following  year  he  himself  notified  tl|e  Government  the  factories 
could  not  comply  with  the  public  demands.  Now  can  it  be  asserted  that 
Art.  9  of  the  regulations  have  not  becn  observod;  that  the  quantity  of  the 
manufactured  material  was  not  in  accordance  with  the  public  demand  is  appa- 
rent,  and  thus  that  the  Government  bad  the  right  to  cancel  the  contract?  !| 
In  answer  hcreto  I  need  only  show  that  also  in  this  respect  the  Government 
had  a  discretion;  that  it  exercised  this  discretion  by  passing  the  resolution  of 
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October  14,  1896,  and  that  the  Government,  as  well  as  the  Raad,  is  bonnd  Nr.  12075. 
therebj.  In  this  case  it  is  especiallj  reasonable  to  accept  that  the  concessio-  ^p^ü^]^' 
naire  can  reif  on  the  estimates  famished  bj  the  Government;  for  who  has  a9.M&rzi899. 
more  intimate  knowledge  of  the  public  needs  than  the  Government  of  the 
conntry?  Also,  it  mnst  not  be  lost  sight  of  that  both  the  Government  and 
concessionaire  were  astoonded  by  the  enormous  growth  of  the  public  needs 
for  dynamite  since  the  original  agreement,  and  it  can  thns  be  well  nnderstood 
why  the  Government  was  desirons  to  deal  reasonably  with  the  concessionaire, 
and  to  meet  him  instead  of  cancelling  the  contract.  ||  In  any  case  was  a 
demand  (the  interpellation  of  the  common  law)  absolntely  necessary  in  order 
to  place  the  concessionaire*  in  mora  before  an  action  could  be  commenced. 
The  demand  was  not  only  necessary  according  to  common  law,  bat  also  accor* 
ding  to  express  agreement.  ||  Art.  12  of  the  agreement  reads: —  ||  „If  the  agent, 
through  bis  own  action,  fault,  or  neglect,  falls  to  perform  the  conditions  of 
this  agreement,  after  being  warned  in  writing  to  do  so,  and  after  a  period 
of  compliance  of  six  weeks  at  the  uttermost,  the  Government  shall  have  the 
right  to  cancel  this  agreement.  If  the  negleqt  or  failure  is  due  to  wil- 
folness,  the  Government  shall  have  the  right  of  cancellation  of  this  contract 
without  any  notice." 

It  is  now  also  too  late  to  make  this  demand  or  notice.  Other  factories 
have  since  been  built  with  the  consent  of  the  Government,  and  through  its 
acts  and  its  permission  the  Government  is  now  prevented  from  cancelling  the 
contract  for  non-fulfilment  of  Art.  9  of  the  regulations  in  1896  and  1897. 

J.  C.  Smuts,  State  Attorney. 


Nr.    12076.    SVDAFBIKAN.  BEPÜBUK.   —  Der  Staatssekretär  an 
den   englischen  Agenten  in   Pretoria.    Antwort  auf 

Nr.  12073. 

Department  of  Foreign  Affairs, 
Government  Office,  Pretoria,  March  9,  1899. 

(Translation.)  ||  Honourable  Sir,  ||  I  have  the  honour  to  acknowledge  the  ^'-  ^»o?«. 
receipt   of  your  letter  of  the  6th  February  last,  in  which  was  enclosed  a   BepnbUk. 
despatch   from  Mr.  Chamberlain   to  His  Excellency  the   High  Commi8sioner,*'**"i899. 
dated  13th  January,  1899,  with  reference  to  the  State  Monopoly  of  Explosives 
io  this  Republic.  ||  2.  In  paragraph  6  of  that  document,  it  is  stated  Her  Bri- 
tannic  Majesty's  Government  is  advised  that  'the  creation  of  a  monopoly  in 
favour  of  the  State  is  not  necessarily  inconsistent  with  Article  14  of  the 
London  Convention,  even  when  exercised  by  a  Goncessionnaire,  provided  that 
the  concession  is  intended  in  good  faith  to  benefit  the  State  generally,  and 
not  simply  to  favour  the  Goncessionnaire*"  ||  On  considering  the  question  as 
to  whether  the  Monopoly,  as  exercised  under  the  existing  contract,  is  for  the 
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Nr.  1S076.  benefit  of  tbe  State  generali^,  or  for  tbe  benefit  of  tbe  Concessionnaire,  Her 
^B^pubHk!*  Britannic  Majesty's  Government  arrives  at  the  concloeion  that  the  benefit  18 
9.M&ni899.  on  tbe  aide  of  tbe  Concessionnaire,  and,  conseqaently,  tbat  tbe  said  Monopoly 
is  in  conflict  witb  the  London  Convention.  ||  9.   No  reason  are  stated  as  to 
how  Her  Britannic  Majesty's  Government  have  arrived  at  this  last  concliisioD, 
a  conclnsion  wbieb  is  not  clear  to  this  Government,  and  whicb  does  not  agree 
witb  tbe   opinions  obtained  by  it    According  to  these  opinions,  neither  the 
contract  for  tbe  tnannfactare  of  explosives,   nor  tbe  manner  in  wbieb  it  is 
carried  oot,   is  in  conflict  with  tbe  14tb  Article  of  tbe  London  Convention. 
Tbe  spirit  and  aim  of  this  Article  is  clearly  to  the  effect  that  strangers  so- 
jouming  bere  will  enjoy  and  be  subject  to  the  same  trading  rights  and  obli- 
gations  as  Barghers,  whicb  is  the  case  under  the  existing  State  Monopoly.  || 
4.  As  Mr.  Chamberlain  admits,  tbe  Bepublic  has  the  right  to  create  a  State 
Monopoly  for  tbe  mannfactore  of  explosives,   and  to  allow  it  to  be  carried 
out  by  a  Concessionnaire.    As  long,  therefore,  as  the  mannfactare  is  a  boD&- 
fide  mannfactore  (as  in  the  present  instance),   the  Repnblic  is   actii^  qaite 
within  its  rights,  and  has  exclnsively  the  right  to  specify  on  what  conditions 
that  mannfactore  shall  take  place.  ||  5.  This  Government  cannot  admit  tbat  in 
this  matter  the  qoestion  as  to  whetber  the  Concession  was  intended  in  good 
faith  to  benefit  the  State  genenüly,  and  not  sinply  to  favoor  the  Concession- 
naire,  is   of  conseqoence.    Bot,   even   sboold   that  poiut  be  of  conseqoence 
(whicb  in  tbe  opinion  of  this  Government,  as  stated,  is  not  tbe  case),  theo 
this  Government  coold  still  assert,   with  right,   that  only  the  Repoblic  itself 
can  and  most  decide  what  is  best  for  itself,  and  that  in  that  decision,  finan- 
cial  considerations  most  not  alone  be  consnlted,   bot  all  circomstances  which 
are  or  coold  be  of  importance  to  the  coontry.     The  Standard  by  whicb  the 
interest  of  the  State  in  the  retention  of  a  Monopoly  sboold  be  measored,  is 
not  so  moch  the  greater  or  less  som  of  money  whicb  tbe  Government  derives 
or  may  derive  direct  from  the  Monopoly,  as  tbe  benefit  and  the  welfare  which 
the  State  woold  miss  if  the  Monopoly  did  not  exist,  or  were  cancelled.    Tbe 
Government  of  the   Sooth   African   Repoblic    is    entitled    to    have    its  own 
Views  as  to  what,  in  connection  with  the  Monopoly,  is  in  the  interest  of 
tbe  coontry. 

6.  The  monopoly  in  ammonition  and  explosives  in  this  Repoblic  arose 
regolarly  from  lawfol  conditions,  of  which  the  Grondwet  of  1858  already  con- 
tains  the  first  regolation,  and  on  whicb  foondation  everything  has  been  boilt 
in  this  matter.  Other  considerations  of  State  interest  than  simply  peconiary 
benefit  have  prevailed  with  the  Yolksraad  and  the  Government.  ||  State  mono- 
polies  exist  which  bring  in  large  soms  of  money  for  the  State,  bot,  in  tbe 
opinion  of  many,  in  no  way  tend  "to  benefit  tbe  State  generaUy";  for  instance, 
tbe  opiom  monopoly.  Bot,  on  the  other  band,  monopolies  are  conceivable 
which  yield  trifling  direct  peconiary  benefits  and  yet  serve  in  a  high  degree 
the  State  interests.  ||  Tbe  Government  does  not  intend,  by  the  foregoing,  to 
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admit  that  the  existing  monopoly  is  pecnoiarilj  in  favonr  of  the   concessio-  Nr.  laaro. 
naire  exclosively.    If  this  were  now  in  qnestion,  it  could  show  that  the  con-  ^^^*JJ{^ 
closions  of  Mr.  Cbamberlain   on  tbis  point   are   not  correct,  and  that  they.iurxis»». 
peeoniary  profits  of  the  State  do  not  coropare  nnfavonrably  with  those  of  the 
coneessionaire.   ||   8.   It  is  not  clear  to  this  GoTemment  in  what  degree  its 
gift  of  6/-  per   case   of  dynamite  to  the  mining  indnstry  makes  the  State 
monopoly    less   bona   fide.     Argning  according  to  the  principle  laid  down  in 
Paragraph  5  of  the  despatch  now  onder  reply,  it  conld  even  be  objected  that 
the   surrender  of  5/-  per  case  is  ''to  benefit  the  State  generally/'    EvQn  if 
the  Government  wished  to  make  a  present  to  the  mining  indostry  of  all  its 
•revenue  from  the  monopoly,  no  one  coold  make  this  a  matter  of  reproach  to 
them,   or  assert  that  it  thereby  ceased  to  be  a  bona  fide  State  monopoly.  {{ 

9.  In  different  paragraphs  of  the  aforesaid  despatch  onder  reply,  qnotations 
are  made  from  Commission  Reports.  On  this  point  this  Government  whfshes 
to  remark  that  Mr.  Cbamberlain  himself  does  not  always  acknowledge  the 
oorrectness  of  those  Reports ,  and  nses  the  strong  expression,  ''singnlarly  ill- 
informed**  in  conneetion  with  them.  Apart  from  the  qnestion  of  whether 
Mr.  Cbamberlain  has  always  rightlj  onderstood  those  Commission  Reports,  and 
of  whether  those  Reports  are  not  sometimes  the  ontcome  of  incorrect  or  in- 
complete  information  (qnestions  into  which  the  Government  does  not  wish  to 
enter),  the  Government  will  confine  itself  to  remarking  thereon  that  it  is 
apparent,  from  Mr.  Cbamberlain's  letter,  that  it  is  dangerons  to  accept  on- 
conditionally  the  facts  mentioned  therein.  Forthermore,  those  Reports  treat 
of  a  State  of  affairs  such  as  previonsly  existed,  and  not  such  as  at  present 
exists.    And  only  this  last  mentioned  is  of  actnal  interest  here. 

The  proposed  reform  of  the  existing  contract  wonld  be  an  encroachment 
on  existing  and  established  rights  and  thas  directly  destined  to  exercise  an 
injnrions   inflnence   on   the  good   name   and  the  welfare  of  this  Repnblic.  || 

10.  On  the  above  gronnds,  this  Government  is  of  opinion  that  Her  Britannic 
Majesty*s  Government  are  not  entitled  to  a  protest  such  as  now  formulated 
by  it^  F.  W.  Reitz, 

State  Secretary. 


Nr.  12077.  OBOSSBBITAmilEH.  —  Der  Agent  in  Pretoria  an  den 
Oberkommissar  in  Kapstadt.  Die  Dynamitgesell- 
schaft hat  einen  neuen  Vorschlag  gemacht. 

March  U,  1899. 
Telegram.  ||  A  fresh  proposal  from  Dynamite  Company  to  Government  is  »r.  iao77. 
announced  to-day,  namely,  to  fix  price  as  in  former  offer  at  seventy  Shillings    .^rofs- 
and  ninety  Shillings  for  dynamite  and  blasting  gelatine,  respectively,  provided  i4.ii&nie99. 
Government  does  not  reclaim  bis  five  Shillings  which  they  now  forego,  other- 
wise  price  per  case  will  be  increased  by  tl)at  amount    The  stipulation  for  a 
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Nr.  12077.  fifteon  josr  extension  is  withdrawn,  bat  should  the  above  be  agreed  to,  it  is 

briunnien.  uD^erBtood  tbat  Government  nndertake  to  take  orer  factory  at  expiration  of 

i4.M&ni899.pre8ent  contract  at  a  price  to  be  mutnally  agreed,  er  fiailing  that,  by  arbi- 

tration.    Company  retain  rigbt  to  claim  preference  sbonld  Government  release 

or  seil  factories.    Clause  respecting  importation  of  explosives  by  Government 

is  omitted.  (Greene.) 


Nr.    12078.    OSOSSBBITAHNIEH.  —  Derselbe  an  Denselben.    Ab- 
lehnung des  Vorschlags. 

March  15,  1899. 

Kr.  18078.  Tolegram.  ||  Debate  on  amended  proposal  of  Dynamite  Company  was  con- 

orofa-     cluded  yesterday,  when  Raad  resolved,  by  15  to  13  votes,  to  reject  offer,  and 

j^'^^^^j^^' referred  matter  back  to  the  Government  with  Instructions  to  act  in  strict 
accordance  with  the  resolution  of  Raad  of  November,  1897.  A  proposal 
made  by  member  for  Johannesburg  for  production  of  the  other  legal  opinions 
referred  to  in  State  Attorney's  recent  report  was  defeated.  (Greene.) 


Nr.  12079.  GBOSSBEHANNIEN.  —  Der  Kolonialminister  an  den 
Oberkommissar  in  Kapstadt  Die  brit.  Regierung 
erkennt  die  Argumente  von  Reitz  nicht  an. 

Downing  Street,  April  21,  1899. 
Nr.  18070.  Sir,  II I  have  the  honour  to  acknowledge  the  receipt  of  your  despatch  of 

briunnien.  ^^*®  ^^^^  "^^ «  transmitting  a  copy  of  the  reply  of  the  Government  pf  the 
21  .Apr.  1899.  South  Africau  Republic  to  the  representations  made  in  my  despatch  of  the 
13th  of  January,  on  the  subject  of  the  Dynamite  Monopoly.  ||  I  do  not  find 
that  that  reply  in  any  way  meets  the  arguments  contained  in  my  despatch, 
and  I  request  tbat  you  will  instruct  the  British  Agent  at  Pretoria  so  to  in- 
form the  Government  of  the  Republic,  and  to  intimate  to  them  that  Her 
Mflgesty's  Government  adhere  to  their  protest  and  reserve  their  rights  in  the 
matter.    I  have,  <&c.  J.  Chamberlain. 
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auf  Samoa  1899.*) 

Nr.  12080.  OBOBSBBITANNIEH.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  Mr.  Eliot.  Unterrichtet  ihn  Aber  die  Yor- 
gftnge  anf  Samoa  nnd  teilt  ihm  mit»  dafs  er  zum 
Mitgliede  der  von  den  drei  Mächten  eingesetzten 
Üntersuchungskommission  ernannt  ist 

Foreign  Office,  April  13,  1899. 
Sir,  II  The  events  which  have  recently  occurred  in  the  Satooan  Islands  ^'-  '^^o. 
have  engaged  the  serious  attention  of  Her  Majesty's  Government,  and  have  bruannieo. 
formed  the  subject  of  Communications  with  the  Govemments  of  Germany  and'^-^P''-^^^- 
the  United  States,  the  Powers  who,  with  Great  Britain,  were  parties  to  the 
Final  Act  on  the  affairs  of  Samoa,  signed  at  Berlin  on  the  14  th  June,  1889.  | 
Malietoa  Laupepa,  who   had   been  King   of  Samoa  since  1889,  died  on  the 
22  nd  August  last  ||  He  was  specially  selected  for  the  office  by  the  Plenipo- 
tentiaries  at  Berlin,  as  explained  in  the  Ist  Article  of  the  Final  Act,  with  a 
view  to  the  prompt  restoration  of  peace  and  good  order  in  the  islands,  and 
in  view  of  the  difficulties  which  would  have  surrounded  an   election  in  the 
disordered  State  of  the  Government  which  then  existed.  ||  As  a  general  prin- 
ciple,  however,  the  Act  declared  that  the  tbree  Powers  recognized  the  indepen- 
deuce  of  tlie  Samoan  Government,  and  the  free  right  of  the  natives  to  elect 
their  Chief  or  King,  and  choose  their  form  of  government  according  to  their 
own  laws  and  customs.    Further,  by  Article  3,  section  6,  it  was  provided 
that  in   case   any  question   should  arise   in  Samoa,  respecting   the  rightful 
election  of  King,  or  of  any  other  Chief  claiming  authority  over  the  islands, 
or  respecting  the  validity  of  the  powers  which   the  King  or  any  Chief  might 
Claim  in  the  exercise  of  his  office,  such  question  should  not  lead  to  war,  but 
should  be  presented  for  decision  to  the  Chief  Justice  of  Samoa,  who  should 
decide  it  in  writing,  conformably  to  the  provisions  of  the  Act,  and  to  the 
laws  and  customs  of  Samoa  not  in  conflict  therewith,  and  that  the  Signatory 
Govemments  would  accept  and  abide  by  such  decision.  ||  After  the  death  of 

•)  Blaubach  0.  9606.    Vgl.  Nr.  11946 --47,  12068-  70  und  Europäischer  Geschichts- 
kal^er  Jhrgg.  1899,  Übersicht    Red. 
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Nr.  12080.  Malietoa  an  exchange  of  views  took  place  between  the  Powers,  and  it  was 
briunnien.  ^S^^^^  that  thcre  shonld  be  no  interference  with  the  right  of  the  Samoans 
18. Apr.  1899.  to  elect  a  King,  and  that  the  election  shonld  proceed  strictly  in  accordance 
with  the  provisions  of  the  Final  Act.  ||  Some  time  elapsed  before  anj  action 
was  taken,  pending  the  completion  of  certain  ceremonial  nsages  customary  in 
Samoa  on  the  death  of  a  High  Chief.  ||  Meanwhile,  the  natifes  from  the 
varions  Islands  assembled  in  the  neighbonrhood  of  Apia,  the  capital.  ||  As 
soon  as  the  foneral  ceremonies  were  at  an  end»  deliberation  and  discnssion 
among  the  Chiefs  ensued.  There  were  in  the  first  instance  several  candidates 
for  the  snccession.  Their  nnmber  was  eyentnally  redneed  to  two:  ||  1.  Malie- 
toa Tann,  the  son  of  the  late  King.  ||  2.  The  High  Chief  Mataafa.  ||  This  Chief 
had  been  in  rebellion  against  Malietoa  Lanpepm,  bnt  had  snffered  defeat,  and 
with  other  Chiefs  had  been  deported,  by  agreement  between  the  three  Powers, 
to  the  Marshall  Islands.  On  the  recommendation  of  the  Gonsnlar  officers  at 
Apia,  the  Powers,  in  July  1898,  consented  to  his  retum,  the  condition  being 
bis  Signatare  of  a  Protocol  in  the  following  terms,— 

''I,  Mataafa,  now  held  at  the  Island  of  Jalnit,  do  solemnly  promise,  agree, 
and  declare:  That  if  I  am  permitted  to  retom  to  Apia,  Samoa,  and  there 
remain,  I  will  at  all  times  be  and  remain  loyal  to  the  Government  of  Samoa 
as  established  ander  the  Berlin  Final  Act  as  concluded  on  the  14th  Jone, 
1889  9  and  the  Government  as  heretofore  existing  ander  King  Malietoa  Lau- 
pepa,  and  to  the  snccessor  of  the  said  King  Malietoa,  when  chosen;  that  I 
will  remain  at  Malinaa,  the  present  seat  of  the  Samoan  Government  and  will 
not  depart  therefrom  without  the  written  consent  of  the  Consols  of  the  three 
Treaty  Powers;  that  I  will  not  enconrage  or  participate  in  any  hostile  action 
against  the  Government,  nor  will  1  permit  my  relatives  or  adherents  to  engage 
in  any  hostile  action  against  the  Government,  and  that  I  will  to  the  best 
of  my  ability  nphold,  aid,  and  snpport  the  Government  as  now  established 
ander  the  Treaty,  and  that  I  will  ase  my  inflaence  to  promote  the  peace  of 
Samoa,  and  to  strengthen  the  loyalty  of  the  people  towards  the  Government; 
and  I  agree  that  my  retnm  to  Samoa  and  continned  residence  there  shall 
depend  apon  my  faithfal  Performance  of  the  condition^  above  named,  and  the 
wilfnl  disregard  of  the  conditions  above  named  shall  be  sofficient  cause  for 
my  removal  from  Samoa,  or  for  other  panishment." 

On  the  19 th  September,  Mataafa  and  the  other  exiled  Chiefs  landed  in 
Samoa.  It  does  not  appear  that  he  took  any  overt  Steps  to  claim  the  vacant 
throne,  bat  a  section  of  the  natives  pronoanced  in  his  favoor  and  announced 
on  the  12  th  November  to  the  Consols  and  to  the  Chief  Justice  that  he  had 
been  dnly  elected  King.  ||  On  the  13  th  November  the  opposing  faction  de- 
clared  that  the  real  election  of  a  King  had  not  taken  place,  and  on  the 
following  day  annonnced  that  their  cboice  had  fallen  npon  Malietoa  Tana.|| 
Both  parties  appealed  to  Mr.  Chambers,  the  Chief  Justice«  who  considered 
himself  then  in  a  position  to  take  cognisance  of  the  matter,  aocording  to  the 
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proTisions  of  the  Final  Act,  a  qoestion  having  arisen  'In  Samoa  respeoÜDg  Nr.  iseeo. 
the  rigbtfol  election  or  appointment  of  King."  ||  Oommanicationft  with  the  Chiefs  .^J?'^.' 
OD  eitlier  side  occasioned  some  forther  delay,  and  it  was  not  nntil  the  13. Apr.  1999. 
19tb  Deeember  that  the  investigation  was  opened.  Both  oandidates  were 
represented  bj  European  Counsel,  and  witnesses  on  either  side  were  ex- 
haustivelj  exarained-in-chief  and  eross^examined.  Oral  argoment  followed, 
each  partj  being  permitted  all  the  time  reqnested  hy  them.  H  On  the  last  daj 
bat  one  of  the  trial  a  copj  of  the  Protocols  and  Final  Act  of  the  Berlin 
Conference  was  submitted  in  evidenee  for  the  parpose  of  proTing  that  Mataafa 
was  excluded  from  the  Kingship  as  long  as  the  Act  was  in  force  and  an- 
cbanged.  H  This  contention  was  based  on  the  Statement  made  bj  Count  Bis- 
marck,  at  the  fifth  sitting  of  the  Conference,  that,  while  accepting  the  prin- 
Giple  that  the  Samoans  should  liave  the  rig^t  of  freely  eleeting  their  King, 
he  was  bound  to  make  one  exoeption,  in  the  person  of  Mataafa,  on  account 
of  the  outrages  oommitted  by  bis  people,  and  ander  bis  authority,  upon  dead 
and  woonded  Gennan  sailors  lying  on  the  field  of  action.  ||  The  outrages  to 
which  Count  Bismarck  made  allusion  occurred  in  Deeember,  1886,  daring 
bostilities  between  two  rival  iaetions  in  Samoa.  A  detachment  of  marines 
from  the  Imperial  ship  ''Olga,"  wbich  had  been  landed  to  protect  the  German 
plantations,  was  on  that  oecasion  attacked  and  more  tban  fifty  officers  and 
men  were  killed  and  wounded.  ||  The  decision  of  the  Chief  Justice  was  given 
on  the  31  st  Deeember.  Referring  to  the  veto  placed  upon  Mataafa,  in  1889, 
he  stated:— 

"Had  this  question  arisen  in  the  first  stages  of  the  investigation,  and  it 
had  been  thought  wise  to  make  a  decision  thereon,  much  time  and  labour 
Biight  baye  been  saved,  but  it  would  not  bave  been  decided  at  any  time 
before  the  conclnsion  of  the  case  as  originally  ontlined  for  the  good  rea- 
8ons—  II  1.  That  the  defeated  contestant  and  bis  followers  would  have  justly 
feit  that  tbey  had  not  been  permitted  the  investigation  that  they  asked  for, 
and  which  bad  been  promised  them  by  the  Chief  Justice;  and  ||  2.  Because 
the  contest  presented  the  first,  possibly  the  last,  and  unquestionably  the  most 
favourable  opportunity  for  a  thorongh  inquiry  and  judicial  ascertaimnent  of 
the  laws  and  customs  of  Samoa  relating  to  the  choice  of  a  King.  H  No  question 
or  doubt  as  to  the  eligibility  of  Mataafa  to  the  Kingship  of  Samoa  had  been 
entertained  until  after  the  beginning  of  this  investigation,  and  it  was  not 
serioosly  considered  until  it  formally  arose  during  the '  last  two  days  of  the 
investigation." 

In  conclnsion,  he  declared: —  ||  "As  the  Judicial  Officer,  nominated  by 
three  Signatory  Powers,  agreed  to  and  commissioned  by  the  Government  of 
Samoa,  and  tbus  designated  by  them  all  to  decide  this  question  and  appealed 
to  by  contestants,  1  cannot  throw  off  the  Obligation  to  obey  the  piain  and 
emphatie  declaration  of  the  framers  of  the  Treaty  when  they  declare  that 
one  exception  most  be  made  amongst  all  the  people  of  Samoa  from  eligibility 
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Nr.  12080.  to  the  Eiogship.  It  is  plainly  stated  bj  one  of  the  Powers  represented  io 
brito^en  *^®  ConfercDce,  as  a  condition  precedent  to  its  consent  to  the  principle  of 
i3.Apr.  1899.  the  election  of  a  King,  that  there  most  be  one  exception.  That  exception  is 
mentioned  in  the  person  of  Mataafa.  Beasons.  were  given  for  making  the 
exception  which  not  only  commended  themselves  to  the  other  Plenipotentia- 
ries  and  commanded  their  assent,  bat  appealed  to  the  highest  instincts  of 
universal  hnmanitj.  ||  As  long  as  this  condition  remains  in  the  Protocol,  and 
until  it  is  stricken  ont  or  altered  by  the  same  Powers  that  placed  it  there, 
a  Jndicial  Officer,  whose  right  to  exercise  the  fonctions  of  bis  office  depends 
upon  the  same  Treaty  and  Protocols,  cannot  giye  any  Interpretation  to 
Article  I  tban  that  so  manifestly  and  mandatorily  stated  in  the  Protocols  of 
the  tifth  Session  of  the  Conference.  ||  It  is  therefore  decided  that  Mataafa, 
becanse  of  bis  ineligibility,  has  not  been  rightfnlly  elected  or  appointed  King 
of  Samoa  conformably  to  the  provisions  of  the  Berlin  Treaty;  it  is  therefore 
nnnecessary  to  discoss  at  this  time  whether  there  has  been  a  compliance  with 
the  laws  and  customs  of  Samoa  not  in  conflict  therewith  in  connection  with 
bis  alleged  election.  ||  It  is  fnrthermore  decided  that  Halietoa  Tannmafili, 
being  the  only  oandidate  for  the  Eingship  eligible  thereto,  whose  election  has 
been  reported  to  the  Chief  Justice ,  and  who  is  the  contestant  and  claimant 
in  this  proceeding  for  the  office»  is  elected  King  of  Samoa,  and  this  dedsion 
is  made  in  writing  conformably  to  the  provisipns  of  the  Berlin  Act,  and  to 
the  laws  and  customs  of  Samoa  not  in  conflict  therewith.*^ 

The  adherents  of  Mataafa  refused  to  accept  the  decision  of  the  Chief 
Justice,  and  a  serious  conflict,  inyolving  loss  of  life,  occurred«  The  followers 
of  Malietoa  Tanu  were  defeated,  a  large  numbor  sought  the  protection  of  Her 
Migesty's  ship  "Porpoise"  which  together  with  the  Imperial  German  vessel  of 
war  "Falke"  was,  and  has  been  for  some  time  previously,  lying  in  the  bar- 
bour  of  Apia.  Malietoa  Tanu  himself,  Tamasese  bis  principal  supporter,  and 
Mr.  Chambers,  the  Chief  Justice,  were  granted  asylum  on  board  Her  Majesty's 
ship.  II  Much  destruction  and  pillage  of  native  proper ty  is  reported  to  have 
taken  place  and  some  damage  to  the  property  of  Europeans  also  occnrred. 
Repeated  Conferences  were  held  between  the  Consuls  of  the  three  Powers,  the 
Naval  Commanders,  the  Chief  Justice,  and  the  President  of  the  Municipal 
Council  of  Apia.  ||  On  the  4th  January  it  was  decided  to  establish  a  Provisio- 
nal  Government,  and  the  following  Proclamation  was  issned: — 

''Owing  to  the  events  of  the  last  days,  and  to  the  urgent  necessity  to 
establish  a  streng  Provisional  Government  of  Samoa,  we,  the  undersigued 
Consular  Representatives  of  the  three  Treaty  Powers,  declare  as  follows  — .. 
1.  The  Mataafa  party,  represented  by  the  High  Chief  Mataafa  and  the  follo- 
wing thirteen  Chiefs:  Lemana,  Morfaano,  Lanaki,  Toelupe,  Molioo,  Fue, 
Laufa,  Antagavaia,  Asiata,  Leiatana,  Tufuga,  Leiato,  and  Suatele,  who  lately 
acted  on  behalf  of  said  party,  and  who  are  now  in  de  facto  possession  of  the 
Samoan   Government,    are  recognized  to  be  the  Provisional   Government   of 
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Samoa  pending  instrnctions  from  tbe  three  Treaty  Powers.  ||  2.  The  President  Nr.  laoao. 
to    be    the   Execotive    Head   Officer  of  the   said   ProTisional  Government.  11  ^  f^^' 
3.    Nothing  in  this  Proclamation  shall  be  taken  as  modifying  or  abrogatingit.Apr.i8V9. 
the  rights  and  privUeges  of  the  three  Treaty  Powers    in  Samoa  either  indi- 
vidnally  or  collectivel|yy  or  of  their  Consular  Bepresentatives  as  now  existing. 

Given  at  Apia,  this  4th  day  of  Jannary,  1899. 

(Signed)    Rose,  Imperial  German  Consul-QeneraL 

L.  W.  Osborn,  United  States'  Gonsol-GeneraL 

Ernest  G.  B.  Maxse,  Her  Britannic  Majesty's  Consul/' 

Owing  to  the  grave  position  of  affairs  Her  Majesty's  ship  "Royalisf*  was 
ordered  to  proeeed  to  Apia,  and  on  the  6th  March  the  United  States'  ship 
''Philadelphia,"  carry ing  the  flag  of  Admiral  Kantz,  arrived  there.  ||  Fnrther 
disturbances  have  unfortnnately  occurrcd.  The  intelligence  iiaving  only  been 
received  by  telegraph  from  Her  Majesty's  Consal  fall  details  are  wanting,  but 
the  serions  character  of  the  ontbreak  is  evident  from  the  fact  tbat  Apia  was 
bombarded  by  the  „Philadelphia,"  Her  Majesty's  steam-ship  „Porpoise"  and 
^Royalist"  joining,  that  parties  landed  from  those  vessels  came  into  coUision 
with  the  natives,  and  that  three  British  sailors  and  one  American  lost  their 
lives.  U  It  has  thos  become  evident  that,  from  whatever  canse,  the  local  ofti- 
cials  have  for  the  time  become  incapable  of  restraining  the  native  population, 
that  the  institntions  foonded  on  the  Berlin  Act  are  threatened,  and  that  tbe 
interests  of  the  European  residents,  no  less  than  those  of  the  natives,  are 
imperilled.  ||  The  difficolty  of  arriving  at  any  definite  Solution  is  greatly  en- 
haneed  by  the  conflicüng  evidence  which  such  events  not  unusually  elicit,  and 
by  the  fact  that  in  consequence  of  the  absence  of  direct  telegraphic  com« 
mnnication  with  Samoa  it  is  impossible  to  make  timely  provision  for  the 
various  contingencies  as  they  arise.  Her  Majesty's  Government  and  the  Go- 
vemments  of  Germany  and  the  United  States»  considering  it  imperative  to 
adopt  prompt  measures  to  remedy  the  disorder  which  prevails  and  to  prevent, 
if  possible,  any  recurrence  of  couflict,  have  therefore  determined  to  send 
Gommissioners  at  once  to  Samoa  for  that  purpose;  and  I  have  to  inform 
you  that,  with  the  Queen's  approval,  you  have  been  selected  to  be  British 
Gommissioner  and  1  inclose  Her  Majesty's  commission  appointing  you  in  that 
capacity,  ||  I  inclose  to  you  a  copy  of  a  Memorandum  which  has  been  accepted 
by  the  three  Powers  and  which  will  snfficiently  indicate  to  you  the  nature 
of  the  duties  you  will  have  to  perform,  and  the  extent  of  the  authority  under 
which  yöu  will  act.  ||  Her  Majesty's  Gonsul  at  Apia  will  be  informed  of  the 
deciaion  taken  by  the  Powers,  and  will  be  instructed  during  your  Mission  to 
consider  himself  subordinate  to  you.  Salisbury. 


Anlage. 
In  view  of  the  troubles  which  have  recently  taken  place  in  Samoa,  and 
for  the  purpose  of  restoring  tranquillity  and  order  therein,  the  Three  PowerS; 
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Nr.  1S080.  parties  to  the  Gonferenee  of  Berlin,  have  appointed  a  Commission  to  onder- 
briunnien  **^*  *^®  provisional  Govemment  of  the  Islands.  ||  Por  this  pnrpose  thej  shall 
i3.Apr.i89f.  exercise  sapreme  anthoritj  in  the  Islands.  Ererj  other  person  or  persons 
exercising  anthoritj  therein,  whether  acting  nnder  the  Final  Act  of  Berlin  or 
otherwise,  shall  obey  their  Orders;  and  the  Three  Powers  will  instmet  thmr 
Consnlar  and  Naval  Officers  to  render  similar  obedience.  No  action  taken  bj 
the  Commissioners  in  pursnance  of  the  above  anthority  shall  be  valid  nnless 
it  is  assented  to  bj  all  three  Commissioners,  ||  It  will  fall  within  the  attri- 
bntions  of  the  Commissioners  to  consider  the  provisions  which  thej  may  think 
necessary  for  the  fatnre  Govemment  of  the  Islands,  or  for  the  modiieation 
of  the  Final  Act  of  Berlin,  and  to  rq>ort  to  their  Govemmeots  the  con« 
clttsions  to  which  they  may  come. 


Nr.  12081.  VEBTBAGS8TAATEV.  —  Die  Kommission  an  den  eng- 
lischen Minister  des  Auswärtigen.  Bericht  Aber 
ihre  Thätigkeit 

Apia,  Samoa,  Joly  18,  1899.    (Received  August  19.) 
Nr.  12081.  ^y  Lord.  H  We  have  the  honour  to  submit  herewith  to  the  eonsideration 

veHngs-  of  our  thrce  Govemments  the  inclosed  draft  of  a  modified  and  amended 
fg^j^m'^g^  Version  of  the  Act  of  Berlin.  ||  In  preparing  these  modifications  and  amendments 
our  method  has  been  to  consider,  first,  what  are  the  evils  which  have  canaed 
the  recent  troubles  in  Samoa,  and  the  generally  unsatisfiActory  coadition  of 
the  Islands;  and,  secondly,  what  are  the  measures  most  likely  to  remove  or 
minimize  those  evils.  H  The  chief  evils  may  be,  in  our  opinion,  grouped  ander 
four  heads:  —  ||  1.  Those  which  appear  to  inevitably  attend  the  eleotion  of 
a  King  in  Samoa,  and  his  subseqaent  efforts  to  exert  bis  anthority.  y  2.  Those 
which  are  due  to  the  rivalry  of  the  foreign  nationalities  between  themselvei, 
and  to  their  disposition  to  take  sides  in  the  native  politics  and  thus  increaae 
the  importanoe  and  bitterness  of  the  dispntes  which  arise.  ||  3.  A  third  dass 
of  evils  have  their  origin  in  the  faet  that  for  many  years  there  has  been  no 
law  or  Govemment  in  Samoa  other  than  native  custom  outside  the  limita  of 
the  Municipality.  Mnrder  and  other  serious  crimes  have  remained  unpiinished 
when  committed  by  persons  of  rank,  and  the  Supreme  Court  and  4he  nominal 
Govemment  at  Mulinun  have  been  equally  powerless  to  exert  ftny  Controlling 
force.  II  4.  The  insufficient  enforcement  of  the  Customs  Begnlations  has  allowed 
unscrapulous  traders  to  distribote  large  numbers  of  arms  among  a  native 
Population  reut  by  political  factions  and  ready  to  figbt  both  one  another  and 
Europeans« 

To  meet  the  first  of  these  evils  we  have  temporarily  abolished  the 
Eingship,  and  recommend  that  it  be  permanently  abolished.  The  action  which 
we  have  taken  in  the  matter  does  not  appear  to  have  aroused  any  bostile 


Digitized  by 


Google 


Tbfttigkeit  der  üntenachttDgBkammission  auf  Samoa  1899.  45 

feeling  among  the  natives.  ||  No  doubt  many  great  Chiefs  regret  that  they  will  Nr.  12081. 
no  lODger  have  an  opportanity  of  gratifying  their  ambitions  and  indalging  that     ^^^^'^^^ 


passion  for  rank  and  ceremony  which  is  innate  in  the  breast  of  every  Samoan.  ||  ib.  jaii i899. 
Bat  even  the  Chiefs  have  acqaiesced  in  the  change;  some  of  the  most  im- 
portant  have  stated  that  they  tbiuk  it  is  for  the  good  of  8amoa,  and  we 
believe  that  the  mass  of  the  population,  unless  worked  npon  by  extraneons 
influences  (which  is  anhappily  not  impossible),  will  assent  to  the  abolition 
withoat  a  marmur  and  withoat  regret.  ||  Every  «white  man— German,  English, 
and  American  alike— who  has  given  evidence  before  the  Commission  (with  the 
exception  of  one  or  two  lawyers  who  had  private  interests  in  the  case)  has 
recommended  the  Commission  to  do  away  with  the  Eingship,  and  we  may  also 
refer  to  the  opinion  of  Sir  E.  Malet,  recorded  in  the  Protocols  of  the  Confe- 
rence of  Berlin,  and  of  Mr.  Bates  in  his  Report  on  Samoa.  ||  It  seems  im- 
possible  to  say  of  the  office  any  good  whatever.  It  is  comparatively  modern 
as  an  Institution.  It  served  no  asefnl  pnrpose.  ||  In  recent  years  at  any  rate 
the  King  had  no  anthority  or  practical  power  to  even  collect  taxes  beyond 
the  limits  of  the  Municipality,  and  within  those  limits  his  anthority  was 
soperflnons.  The  greater  part  of  the  popnlation  was  for  all  intents  and  pnr- 
poses  in  permanent  rebellion  against  him,  and  the  mere  fact  that  Orders  were 
issned  throngh  him  was  liable  to  provoke  disobedience  in  many  districts.  || 
Farther,  it  seems  impossible  to  devise  any  plan  by  which  an  nndispnted  or 
even  peaceful  succession  can  be  secured.  The  Eingship  depends  on  the  grant 
of  certain  titles  by  certain  districts.  They  are  in  the  gift  not  of  the  whole 
popnlation  bat  of  small  bodies  of  electors  who  owe  their  position  to  their 
rank.  Even  among  these  electors  the  principle  that  the  majority  of  the  vote 
bestows  the  title  is  not  accepted  and  the  gist  of  all  the  ^'laws  and  costoms 
of  Samoa*^  is  that  there  is  nothing  to  prevent  two  candidates  from  being  daly 
elected  King  at  the  same  time.  ||  Formerly  the  Claims  of  snch  rlvals  were 
decided  by  force  of  arms,  bat  the  framers  of  the  Act  of  Berlin,  who  evidently 
thoroaghly  anderstood  Samoan  castom  and  practice  in  this  matter,  laid  down 
that  ''questions  respecting  the  rightfal  appointment  of  King  shall  not  lead  to 
war,  bat  shall  be  presented  for  decision  to  the  Chief  Jastico  of  Samoa.'' 
Recent  experience  has  anhappily  proved  that  an  attempt  to  settle  the  qoestion 
this  way  also  leads  to  war,  and  we  are  therefore  strongly  of  opin]<Hi  that  the 
only  Chance  of  preventing  snch  dissensions  in  the  fntare  is  to  aboUsh  the 
Offices  which  provokes  them.  ||  In  the  place  of  the  Eingship»  we  propose  to 
crcate  a  System  of  native  Government  ans^ogoos  to  that  which  works  saccess- 
fnlly  in  Fiji.  The  Islands  will  be  divided  into  certain  administrative  districts 
(corresponding  as  near  as  possible  with  those  recognized  by  Samoan  osage), 
for  each  of  which  a  Chief  will  be  responsible,  and  these  Chiefs  will  meet 
annnally  at  Apia  in  a  Native  Coancil  to  discass  such  matters  as  interest  them, 
and  make  recommendations  to  the  Administrator  aod  Coancil.  |j  Native  Coarts 
will  be  allowed  to  punish  minor  crimes  accordiog  to  native  law  and  costoms, 
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Nr.  12061.  and   every  provision   has  been   made  to   secure   to    the  Samoan  popnlation 
^X^^   complete  independence  and  self-government    We  fear,  however,  that  the  same 

18.  Juli  1899.  caases  which  prodaced  rival  Kings  will  long  continue  to  prodace  rival  Chiefs, 
who  will  Claim  the  post  of  Provincial  Governor,  and  create  continual  dissen- 
sion.  II  To  gnard  against  this  danger,  we  have  made  a  provision  in  Article  3 
which  empowers  the  Administrator  to  himself  appoint  the  ProYisional  Govemor 
in  case  any  dispute  should  occur.  ||  Perhaps  the  evils  which  it  is  least  easy 
to  coro  are  the  second  class^-those  which  arise  from  the  rivalry  and  mntoal 
hostility  of  the  different  nationalities.  ||  This  hostility  permeates  all  departments 
of  life.  The  traders  on  one  side  combine  against  those  on  the  other.  The 
Mnnicipal  Conncil  is  divided  into  two  parties,  each  determined  to  snpport  its 
own  Programme,  and  defeat  that  of  the  other. 

Proposed  reforms  and  measnres  are  jadged  not  on  their  merits,  bat  by 
party  considerations,  and  officials,  however  impartial  they  may  wish  lo  be,  are 
considered  to  belong  to  one  side  or  the  other  according  to  their  nationality, 
and  inevitably  and  by  becoming  more  or  less  partisans.  ||  From  the  very 
commencement  of  the  late  contest  for  the  Kingship,  it  was  no  mere  native 
qnarrel  between  Mataafa  and  Tann.  On  the  one  side  were  ranged  one  foreign 
nationality  and  its  officials,  and  on  the  other  side  two  other  nationalities  with 
their  officials,  and  the  contest  was  prolonged,  and  not  allowed  to  reach  its 
natural  termination.  ||  We  do  not  think  it  will  ever  be  possible  to  do  away 
with  this  State  of  things  nnder  a  tripartite  Administration,  and  we  take  this 
opportanity  of  recording  onr  opinion  that  the  only  natural  and  normal  form 
of  govemment  for  these  Islands,  and  the  only  system  which  can  assore  per- 
manent prosperity  and  tranquillity,  is  a  Government  by  one  Power.  We  regard 
it,  however,  as  beyond  oor  province  to  make  any  bnt  a  general  Statement  on 
SQch  a  sabject,  and  we  have  endeavonred  to  amend  existing  arrangements  in 
sQch  a  manner  that  they  may  prove,  if  not  entirely  satisfactory,  at  least 
workable.  ||  We  propose  to  introduce  an  element  of  unity  and  centralization 
into  the  Govemment  by  the  appointment  of  an  Administrator,  who  will  doabt- 
less  be  chosen  from  some  disinterested  Power.  He  will  be  assisted  by  a 
Council  of  Delegates  from  the  three  Govemments,  who  might  exercise  such 
Consnlar  functions  as  are  necessary  in  Samoa.  We  propose  to  give  this 
Administrator  a  large  measure  of  authority,  which,  if  exercised  by  a  just  and 
capable  man,  should  enable  him  to  put  an  end  to  many  disputes.  jj  We  propose 
that  the  Administrator  and  the  three  Delegates  should  form  a  Legislative 
Council,  and  we  have  introduced  into  the  Act  several  clauses  giving  them 
power  to  modify  existing  Laws  and  Ordinances.  ||  We  are  of  opinion  that  the 
original  Act  of  Berlin  was  drafted  and  has  been  construed  in  too  rigid  a 
manner,  and  that  greater  elasticity  in  its  provisions  would  have  a  beneficial 
effect.  II  We  have,  therefore,  empowered  the  Council  to  make  such  alterations 
as  it  may  think  fit  in  the  boundaries  of  districts,  the  details  of  native 
Government,  and  other  matters  enumerated  in  the  proposed  Amended  Act.  || 


Digitized  by 


Google 


Th&tigkeit  der  Untersachangskoinmissioii  auf  Samoa  1899.  47 

Tbirdly,  we  hope  to  create  a  greater  harmony  among  the  white  residents  bj  Nr.  12081. 
abolishing  Consular  Jurisdiction.  We  belieye  that  in  other  parts  of  the  world  \^^^ 
such  jarisdiction  prevails  only  where  the  laws  of  a  coantrj  are  for  religioos  is.  juh  1899. 
or  other  reasons  not  snitable  for  application  to  foreigners.  Bat  the  Chief 
Justice  of  Samoa  is  an  American  or  European,  and  administers  American  or 
European  law.  It  would  appear,  therefore,  that  jihere  is  no  reason  why  he 
should  not  take  cognizance  of  all  suits  brought .  against  foreigners,  nor  why 
foreigners  should  enjoy  Privileges  of  extra -territoriality  ezcept  that  of  not 
being  amenable  to  the  Jurisdiction  of  Kative  Courts,  which  will  deal  only  with 
such  matters  as  are  decided  according  to  native  custom.  Hitherto^  Consular 
Jurisdiction  has  been  a  powerful  means  of  embittering  international  strife  in 
Apia.  Each  nationality  has  had  its  own  law,  and  the  Consul  who  administered 
that  law  was  popularly  regarded,  not  as  an  impartial  Judge,  but  as  the  pro- 
tector  of  his  own  nationality.  ||  We  believe  that  by  abolishing  this  outward 
sign  of  separate  national  institutions  and  by  submitting  all  nationalities  to  one 
Court  and  one  law,  a  great  advance  will  be  made  in  the  direction  of  removing 
petty  rivalries  and  jealousies  and  restoring  good  relations  belween  the  various 
white  colonies.  ||  The  third  class  of  evils  arises  from  the  lawlessness  now  pre- 
vailing  in  Samoa  outside  the  Municipality.  For  many  years  there  has  been 
no  law  in  these  districts,  and  native  institutions  permittcd  Chiefs  to  commit 
crimes  with  impunity.  Murder,  theft,  and  other  offences  were  left  unpunished, 
and  trade  suffered  owing  to  the  difficulty  of  affording  planters  adequate  legal 
protection  in  their  dealings  with  the  aborigines.  We  hope  to  improve  this 
State  of  things  by  giving  the  Chief  Justice  an  enlarged  Jurisdiction  over  all 
the  Islands,  so  as  to  include  all  cases  between  natives  and  foreigners  as  well 
as  the  higher  grade  of  crimes  committed  by  natives  against  each  other.  ||  To 
lighten  the  work  of  the  Supreme  Court  we  have  made  the  Municipal 
Magistrate  a  Court  of  First  Instance  within  the  limits  of  the  Municipality.  || 
Fourthly,  we  have  feit  it  our  duty  to  deal  somewhat  severely  with  the  impor- 
tation  of  arms  and  ammunition  into  Samoa.  The  prohibition  existing  in  the 
Treaty  has  become  a  dead  letter;  the  management  of  the  customs  has  been 
exceedingly  lax,  having  been  largely  in  the  hands  of  merchants  who  naturally 
found  it  convenient  to  have  easy  Regulations.  ||  Private  commercial  houses 
have  been  allowed  to  discharge  goods  direct  into  their  own  receiving  sheds 
without  any  examination,  and,  though  we  make  no  specific  accusations,  it  is 
clear  that  there  can  have  been  no  difficulty  in  introducing  large  quantities  of 
arms,  and  that  arms  were  so  introduced.  ||  We  therefore  feel  it  essential  that 
the  Customs  Regulations  should  be  stringently  enforced  under  the  supervision 
of  the  Administrator,  and  that  adequate  customs  accommodation  with  an  ade- 
quate staff  shall  be  provided  with  as  little  delay  as  possible.  ||  The  amendments 
to  the  Treaty  of  Berlin,  which  are  herewith  submitted  for  the  consideration 
of  the  Great  Powers,  have  been  determined  upon  after  consultation  with  all 
the   leading   white   inhabitants   of  Apia  »nd   after  Conferences  with   all   the 
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Hr.  12061.  leading  Chiefs  on  the  Islands.  ||  The  Commission  visited  everj  distriet  of  the 
J!l^^  Islands  in  person,  and  held  meetings  of  the  natives,  brought  abont  re«on- 
i8.Jiüii8M.oiliations  between  the  Tann  and  Mataafa  factions,  and  learned  the  yiews  of 
the  people  in  regard  to  the  forms  of  native  government  most  acceptable  and 
best  adapted  to  their  requirements.  ||  The  Commission,  thereafter,  on  the 
14th  Joly,  1899,  so  soon  as  it  had  formolated  its  views  and  determined  npon 
the  amendments  necessary  and  proper  to  be  made,  called  a  meeting  of  all  the 
leading  and  common  Chiefs  of  both  the  Malietoa  and  Mätaafa  factions  at 
Apia,  at  whieh  meeting  abont  450  Chiefs  of  all  rank  were  present,  and  the 
Commissioners  tbere  ezplained  the  general  propositions  contained  in  the 
proposed  amendments,  and  the  same  were  then  and  there  agreed  to  and 
nnanimoosly  adopted,  and  thirteen  Chiefs  from  either  side  were  selected  to 
ratify  and  adopt  snch  proposed  amendments  by  affixing  their  names  thereto, 
and  their  names  will  be  fonnd  appended  to  the  copy  of  the  Amended  General 
Act  which  is  herewith  snbmitted.  We  have,  Ac 

(Signed)    C.  N.  K  Eliot 
Bartlett  Tripp. 
H.  Sternbnrg. 


Nr.    12082.    VEBTBAGSSTAATEN.   —    Vorschlag  der  Kommission 

zur  Abänderung  der  Samoaakte. 

JuU  1899. 
Article  T. 

Nr.  isoni.  A  Leclaration  respeäing  the  NeutrcHüy  of  the  Island  of  Samoa,  and  assuring 

,J[JJJ^   to  the  respective  Citizens   and  Subjeäs  of  the  Signatory  Towers  equaUty  of 

Jaii  18W.«  Rights  in  said  Islands  ^  and  providing  for  the  immediate  restoration  of  Feace 

and  Good  Order  therein. 

It  is  declared  that  the  islands  of  Samoa  are  neutral  territory,  in  which 
the  Citizens  and  snbjects  of  the  three  Signatory  Powers  have  eqnal  rights  of 
residence,  trade,  and  personal  protection.  None  of  the  Powers  shall  ezercise 
any  separate  control  over  the  islands  or  the  Goyemment  thereof.  ||  It  is  forther 
declared  with  the  view  of  the  permanent  restoration  of  peace  and  good  order 
in  the  said  islands,  and  in  view  of  the  difficolties  which  have  always  attended 
the  selection  of  a  King  and  the  maintenance  of  his  anthority  against  the  fre- 
quent  rebellions  incited  by  the  rival  Chiefs,  that  the  office  and  title  of  King 
is,  and  for  ever  shall  be,  abolished  in  Samoa,  and  that  the  anthority  of  Chiefs 
therein  shall  hereafter  be  limited  to  the  distriet  in  which  it  may  be  recognized 
as  hereinafter  provided. 

Article  II. 
Ä  Dedaratum  respeäing  the  Modificatian  of  existing  Treaties. 

Considering  that  the  following  provisions  of  this  General  Act  cannot  be 
fnlly  effective  withont  a  modification   of  certain  provisions  of  the  Treatiee 
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heretofore  existing  between  the  three  Powers  respectfvely,  and  the  Government  Nr.  12092. 

of  Samoa,  it  is  mntoally  dechured  that  in  every  case  where  the  provisions  of  ^^^' 

tliis  Act  shall  be  inconsistent  with  any  provisiong  of  such  Treaty  or  Treaties,  Juü  i8m». 
the  provisions  of  this  Act  shall  pi;evail. 

Article  IIL 
Ä  BeclarcUian  as  io  Executive  Powers. 

The  execntiye  powers  shall  be  vested  in  an  Administrator  of  Samoa,  who 
shall  be  appointed  by  the  three  Signatory  Powers  in  common  accord,  or, 
failing  their  agreement,  by  the  King  of  Sweden  and  Norway.  ||  He  shall  receive 
an  annual  salary  of  6,000  dollars  in  gold,  or  its  eqaivalent,  to  be  paid  ont 
of  the  revennes  of  the  Samoan  Government  Any  deficiency  therein  shall  be 
made  good  by  the  three  Powers  in  eqoal  shares.  ||  The  Administrator  shall 
execate  all  laws  in  force  in  the  Islands  of  Samoa.  He  shall  have  power  to 
grant  reprieves  and  pardons  for  offences  against  the  Government  of  Samoa. 
He  shall  have  power,  by  and  with  the  consent  and  advice  of  the  Execative 
Council,  to  appoint  all  officers  whose  appointment  is  not  herein  otherwise 
provided  for.  He  shall  have  power  to  fiU  all  vacancies  in  office  temporarily 
and  nntil  appointments  to  such  Offices  shall  have  been  regularly  made,  and  to 
designate  persons  to  act  in  place  of  officers  temporarily  absent  from  Samoa.  || 

It  shall  be  the  duty  of  the  Administrator,  by  and  with  the  consent  of 
the  Execative  Council,  to  divide  the  Islands  of  Samoa,  ontside  of  the  Mani- 
cipal  District  of  Apia^  into  a  snitable  nnmber  of  districts,  which  may  from 
time  to  time  be  increased  or  decreased  in  size  and  number,  as  deemed 
advisable,  and  in  each  district  to  appoint  a  Governor,  who  shall  be  charged 
with  the  collection  of  all  taxes  and  with  the  maintenance  of  peace  and  good  order 
within  the  district.  ||  The  Govemors  shall  hold  their  office  for  a  term  of  three 
years;  they  may  be  reappointed  at  the  expiration  of  the  term,  and  they  may 
at  any  time  be  removed  by  the  Administrator  for  misbehaviour.  They  shall 
be  appointed  on  the  nomination  of  the  natives  of  their  districts;  bat  should 
the  natives  fall  to  agree  upon  a  nomination,  the  Administrator  shall  appoint 
such  Chief  of  the  district  as  he  thinks  fit.  ||  The  Local  Government  of  such 
districts  shall  be  left,  so  far  as  may  be,  to  be  administered  by  the  natives 
tbemselves,  in  accordance  with  the  laws  and  customs  of  Samoa, 

Article  IV. 
Ä  Beclaration  as  to  Legislative  Powers, 

1.  The  legislative  power  shall  be  vested  in  the  Administrator  and  Licgis- 
lative  Council.  The  Council  shall  consist  of  three  members,  one  of  whom 
shaU  be  appointed  by  the  United  States,  one  by  the  Empire  of  Germany,  and 
one  by  the  United  Kingdom  of  Great  Britain  and  Ireland.  ||  The  Administrator 

StftaisftrchiT   LXIV.  4 
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vr.  laon.  and  Council   shall   constitate  a  legislative  body^  of  which  the  Administrator 
BUaAm,    B^^^^  ^^  ^^^  President  ||  He  shall  have  a  voice  in  considering  and  a  vote  in 
jnii  1899.  determining  all  ^nestions  that  may  come  before  it  ||  Tbree  of  tbe  fonr  members 
composing  the  Liegislative  Body  shall  consütute  a  qooram  for  the  transaction 
of  business:  Provided,  howeyer,  that  no  law  shall  be  enacted,  and  that  no  mle 
or  regnlation  having  the  force  of  law  shall  be  made  without  the  concnrrence 
of  at  least   three  members  in  öpen  Session.  ||  The  legislative  power  of  the 
Administrator  and  Council  shall  extend  to  all  rlghtfol  subjects  of  legislation, 
and  in  particular  they  shall  have  power  to  levy  and  collect  such  taxes,  duties, 
imposts,   and   excises  as  may  be  necessary  for  the  public  revennes,   and  for 
this  pnrpose  they  shall  have  power  to  change  and  modify  the  taxes,  duties, 
imposts   and  excises   provided   for   in  this  Act  ||  They  shall  have  power  to 
establish  post-offices,  post  roads,   and  a  uniform  postal  System.    They  sbail 
have  power  to  establish  Municipal  and  District  Governments,  and  to  limit  and 
define   their  powers.  ||  But  the  three  Great  Powers  reserve  to  themselves  at 
all  times  the  right  and  power  to  modify  or  annnl  any  legislative  act  of  tbe 
Samoan  Government  ||  2.   The  members  of  the  Legislative  Council  shall  also 
constitute  an  Executive  Council,   which  shall  from  time  to  time  counsel  and 
advise  the  Administrator  in  bis  executive  capacity,  as  may  be  required.  ||  The 
members  of  the  Legislative  and  Executive  Councils  shall  also,  when  designated 
by  the  Administrator,  act  in  the  capacity  of  Assessor  and  Collector  of  Gustoms 
and  Revenues,  Treasurer,  Attomey-General,  and  such  other  executive  officers 
of  the  Government  as  may  be  provided  for.  ||  They  may  also,  if  required,  act 
in   the   capacity   of  Consuls   or  Consular  Agents  of  their  respective  Govern- 
ments.  |)  3.  There  shall  be  a  Native  Assembly,  composed  of  the  Governors  of 
the   different  distrlcts  of  the  Islands.    The  members  of  the  Native  Assembly 
shall  hold  their  office  for  three  years,  but  the  Administrator  shall  have  power 
to   dismiss   any   of  them  for  misbehaviour.    The  Native  Assembly  shall  meet 
annually  at  Mulinuu  at  such  time  as  may  be  designated  by  the  Administrator, 
but  such  Session   shall   not  continue  for  a  longer  time  than  thirty  days  m 
any  one  year,  except  for  reasons  approved  by  the  Administrator.    The  Native 
Assembly   shall   be  presided  over  by  the  Chief  Justice  or  some  other  white 
official  designated  by  the  Administrator,  but  the  President  so  designated  shall 
not  have  a  vote,  and  bis  functions  shall  be  merely  to  control  and  direct  the 
proceedings  of  the  Assembly  with  a  view  to  the  dispatch  of  business.    The 
Native  Assembly   shall  be   empowered  to  deal  with  all  questions  conceming 
district  government,  including  Native  Courts,  and  with  all  matters  which  affect 
natives   only.    Its  Resolutions  and  recommendations  shall  be  referred  to  the 
Administrator  and  Legislative  Council,  who  shall  approve,  disapprove,  or  retum 
them,  with  such  modifications  as  they  may  deem  proper:  Provided  always  that 
no  Resolution  or  other  action  of  the  Native  Assembly  shall  have  any  binding 
force  or  effect  until  tbe  same  shall  have  been  approved  by  the  Administrator 
and  Legislative  Council. 
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ArticlO   V.  Nr.  12082. 

Yertngv- 

Ä  Declaration  respeäing  the  Establishment  of  a  Supreme  Court  of  Justice  for    «t^ten. 
Samoa  y  and  defining  its  Jurisdiction, 

Section  1.  A  Supreme  Court  shall  be  established  in  Samoa,  to  consist 
of  one  Judge,  who  shall  be  styled  Chief  Justice  of  Samoa,  and  who  shall 
appoint  a  Clerk  and  all  necessary  officers  of  the  Court;  and  record  shall  be 
kept  of  all  Orders  and  decisions  made  by  the  Court,  or  by  the  Chief  Justice 
in  the  discharge  of  any  duties  imposed  on  him  under  this  Act  The  clerk 
and  other  officers  shall  be  allowed  reasonable  fees  to  be  regulated  by  order 
of  the  Court  ||  See.  2.  With  a  rlew  to  secure  judicial  independence  and  the 
equal  consideration  of  the  rights  of  all  parties,  irrespectire  of  nationality,  it 
is  agreed  that  the  Chief  Justice  shall  be  appointed  by  the  three  Signatory 
Powers  in  common  accord,  or,  failing  their  agreement,  he  may  be  appointed 
by  the  King  of  Sweden  and  Norway.  He  shall  be  learned  in  law  and  equity, 
of  mature  years,  and  of  good  repute  for  bis  sense  of  honour,  impartiality, 
and  justice. 

His  decision  npon  questions  within  bis  Jurisdiction  shall  be  final. 
The  three  Powers,  however,  reserve  to  themselves  the  right  to  modify  or 
annul  decisions  of  the  Supreme  Court  involving  any  question  of  a  political  or 
administrative  character  or  pnnciple  of  international  law.  He  shall  receive  an 
annual  salary  of  6,000  doUars  in  gold,  or  its  equiyalent,  to  be  paid  out  of 
the  reyenues  of  the  Samoan  Government  Any  deficiency  therein  shall  be 
made  good  by  the  three  Signatory  Powers  in  equal  shares.  ||  The  powers  of 
the  Chief  Justice,  in  case  of  a  vaoancy  of  that  office  from  any  cause  and 
during  any  temporary  absence  of  the  Chief  Justice  from  the  Islands  of  Samoa, 
shall  be  exercised  by  such  person  as  may  be  designated  by  the  Administrator.  || 
See.  3.  In  case  any  of  the  four  Govemments  shall  at  any  time  have  cause 
of  complaint  against  the  Chief  Justice  for  any  misconduct  in  office,  such 
complaint  shall  be  presented  to  the  authority  which  nominated  him,  and,  if  in 
the  judgment  of  such  authority  there  is  sufficient  cause  for  his  remoTal,  he 
shall  be  remoyed.  If  the  majority  of  the  three  Treaty  Powers  so  request,  he 
shall  be  remoyed.  In  case  of  removal,  or  in  case  the  office  shall  become 
otherwise  vacant,  his  successor  shall  be  appointed  as  hereinbefore  proyided.  || 
See.  4.  The  Chief  Justice  is  authorized  at  his  own  discretion,  and  upon  the 
written  request  of  either  party  litigant,  to  appoint  Assessors  or  Jurors  not 
exeeeding  three  in  number  nor  of  the  nationality  of  either  party  to  hear  and 
determine  any  issue  of  fact  arising  in  the  case.  ||  See.  5.  In  case  any  diffe- 
rence  shaU  arise  between  either  or  any  of  the  Treaty  Powers  and  Samoa 
which  they  shall  fall  to  adjust  by  mutual  accord,  such  difference  shall  not  be 
held  cause  for  war,  but  shall  be  referred  for  adjustment  on  the  principles  of 
justice  and  equity  to  the  Chief  Justice  of  Samoa,  who  shall  make  his  decision 
thereon  in  writing.  ||  See.  6.    The  Chief  Justice  may  recommend  to  the  Oo- 
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Nr.  19082.  vernment  of  Samoa  the  passage  of  anj  Law  which  he  shall  consider  just  and 
BUtte^  expedient  for  the  prevention  and  punishment  of  crime,  and  for  the  promotion 
Juli  1899.'  of  good  ofder  in  Samoa  and  the  welfare  of  the  same.  ||  See.  7.  The  Snpreme 
Court  shall  have  original  and  final  Jurisdiction  of—  ||  1.  All  questions  arising 
nnder  the  provisions  of  this  Amended  General  Act  ||  2.  All  civil  suits  con- 
ceming  real  property  situated  in  Samoa,  and  all  rights  affecting  the  same.  || 
3.  All  civil  suits  of  any  kind  between  natives  and  foreigners  or  between  fo- 
reigners,  irrespective  of  their  nationality.  ||  4.  All  crlmes  and  offences  com- 
mitted  by  natives  agaiust  foreigners,  by  foreigners  against  natives,  or  by 
foreigners  against  eaoh  other,  irrespective  of  nationality,  except  violations  of 
Municipal  Ordinances  and  Regulations  of  which  the  Municipal  Magistrate  is 
given  Jurisdiction.  ||  5.  Of  all  felonies  committed  by  natives  against  each  other.  || 
See.  8.  The  Supreme  Court  shall  have  appellate  Jurisdiction  over  all  Muni- 
cipal Magistrates  and  Municipal  Courts  in  civil  cases  where  the  amount  of 
the  judgment  rendered  ezceeds  10  dollar«,  and  in  criminal  cases  where  the 
fioe  exceeds  20  dollars  or  the  imprisonment  ten  days.  ||  See.  9.  The  practice 
and  procedure  of  common  law,  equity,  and  Admiralty,  as  administered  in  the 
Courts  of  England,  may  be,  so  far  as  applicable,  the  practice  and  procedure 
of  this  Court;  bnt  the  Court  may  modify  such  practice  and  procedure  from 
time  to  time  as  shall  be  required  by  local  circumstances.  Until  otherwise 
provided  by  law,  the  Court  shall  have  authorlty  to  impose,  according  to  the 
crime,  the  punishment  established  therefore  by  the  laws  of  the  United  States, 
of  England,  or  of  Germany,  as  the  Chief  Justice  shall  decide  most  appro- 
priate;  or,  in  the  case  of  nattve  Samoans  and  other  natives  of  the  South  Sea 
Islands,  according  to  the  laws  and  customs  of  Samoa.  H  See.  10.  Nothing  in 
this  Article  shall  be  so  construed  as  to  affect  existing  Consular  Jurisdiction 
over  all  questions  arising  between  masters  and  seamen  of  their  respective  na- 
tional vessels;  nor  shall  the  Court  take  any  ex  post  facto  or  retroactive  Juris- 
diction over  crimes  or  offences  committed  prior  to  the  Organization  of  the 
Court.  The  Supreme  Court  shall  have  power  to  issue  writs  of  injunction, 
attachment,  mandamus,  and  other  remedial  writs  known  to  the  Common  Law. 
The  writ  of  habeas  corpus  shall  not  be  suspended  exeept  in  time  of  actual 
war.  II  See.  11.  The  Legislative  Council  shall  have  power  to  create  and  pro- 
vide  such  other  and  inferior  Courts  and  judicial  Tribunals  in  Samoa,  as  ftrom 
time  to  time  may  be  found  -uecessary  and  proper,  provided  that  the  Juris- 
diction of  the  Courts  and  judicial  Tribunals  so  oreated  shall  not  extend  to 
civil  cases  involving  an  amount  or  property  exceediog  in  value  50  dollars, 
nor  to  criminal  cases  where  the  penalty  exceeds  a  fine  of  200  dollars  or 
imprisonment  for  a  longer  term  than  180  days.  ||  See.  12.  The  Chief  Justice 
shall  hold  the  terms  of  the  Supreme  Court  in  Apia,  and  at  such  other 
places  in  the  Islands  of  Samoa  as  in  bis  discretion  may  be  necessary  and 
proper. 
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Article  VL  Nr.  12082. 

A  Beclaration  respeding  Tiiles  to  Land  in  Samoa,  and  restraining  the  Bispo-  '^^^^^ 

sitian  thereof  hy  Natives;  and  providing  for  the  Begistratian  of  valid  Tifles.    Jou  1899. 

Section  1.  In  order  that  the  native  Samoans  maj  keep  their  lands  for  cul- 
tivation  by  themselves  and  bj  their  children  after  them,  it  is  declared 
that  all  fatnre  alienation  of  lands  in  the  Islands  of  Samoa  to  the  Citizens  or 
sabjects  of  any  foreign  conntry,  whether  by  sale,  mortgage,  or  otherwise,  shall 
be  prohibitedy  subject  to  the  following  exceptions:—  ||  (o.)  Town  lots  and  lands 
within  the  limits  of  the  Municipal  Districts  as  defined  in  this  Act,  may  be 
sold  or  leased  by  the  owner  for  a  jnst  oonsideration  when  approved  in  writing 
by  the  Chief  Justice  of  Samoa.  ||  (6.)  Agricultural  lands  in  the  Islands  may  be 
leased  for  a  just  oonsideration  and  with  carefnlly  defined  boundaries  for  a 
term  not  exceeding  fifty  years,  when  snch  lease  is  approved  in  writing  by  the 
Chief  Executive  authority  of  Samoa  and  by  the  Chief  Justice.  Bnt  care  should 
be  taken  that  the  agricultural  lands  and  natural  fruit  lands  of  Samoans  shall 
not  be  unduly  diminished.  ||  See  2.  The  Court  shall  make  Provision  for  a 
complete  registry  of  all  valid  titles  to  land  in  the  Islands  of  Samoa,  which 
are  or  may  be  owned  by  foreigners  or  natives.  ||  See.  3.  All  lands  acquired 
before  the  28th  day  of  August,  1879  —  being  the  date  of  the  Anglo-Samoan 
Treaty  —  shall  be  held  as  validly  acquired  —  but  without  prejudice  to  rights 
of  third  parties  —  if  purchased  from  Samoans  in  good  faith,  for  a  valuable 
oonsideration  in  a  regulär  and  customary  manner.  Any  dispute  as  to  the  fact 
or  regularity  of  such  sale  shall  be  examined  and  determined  by  the  Court 

Article  VII. 

Ä  Beclaration  respecting  the  Municipal  Bistrict  of  Äpia,  providing  a  Locol 

Administration  therefore,  and  defining  the  Jurisdiction  oftfic  Municipal  Magistrate. 

Section  1.  The  Municipal  District  of  Apia  is  defined  as  follows:  begin- 
ning  at  Vailoa,  the  boundary  passes  thence  westward  along  the  coast  to  the 
mouth  of  the  River  Fuluasa,  thence  following  the  course  of  the  river  upwards 
to  a  point  at  which  the  Alafuala  road  crosses  said  river,  thence  following 
the  line  of  said  road  to  the  point  where  it  reaches  the  River  Vaisinago,  and 
thence  in  a  straight  line  to  the  point  of  beginniug  at  Vailoa,  embracing  also 
the  waters  of  the  harbour  of  Apia.  Provided,  that  the  Administrator  and 
Council  shall  have  power  to  Interpret,  limit,  and  define  the  boundary  of  the 
municipal  district  of  Apia.  ||  See.  2.  Within  the  aforesaid  district  shall  be 
established  a  Municipal  Council  consisting  of  six  members  and  a  Mayor,  who 
shall  preside  at  all  meetings  of  the  Council,  and  who  shall,  in  case  of  unequal 
division,  have  a  casting  vote.  The  Mayor  shall  be  appointed  by  the  Muni- 
cipal Council  with  the  approval  of  the  Administrator.  ||  In  case  the  Municipal 
Council  shall  be  unable  to  come  to  an  agreement  they  shall  submit  to  the 
Administrator  the   names   of  the   candidates  whom  they  recommend  for  the 
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Nr.  12082.  officc  of  Major,  and  the  Administrator  shall  choose  the  Major  from  among 
^J[|^^  them.  II  The  Mayor  and  Cooncillors  shall  be  residents  of  the  said  district,  and 
Juli  1899.  owners  or  real  estate,  or  conductors  of  a  profession  or  bosiness  in  said 
district  which  is  snbject  to  a  rate  of  tax  not  less  in  amoant  than  5  dollars 
per  annaro.  ||  ^or  the  porpose  of  the  electton  of  members  of  the  Council  the 
said  district  shall  be  divided  into  three  electoral  districts,  from  each  of  which 
an  equal  namber  of  Cooncillors  shall  be  elected  by  the  taxpayers  thereof 
qoalified  as  aforesaid,  and  the  members  elected  from  each  electoral  district 
shall  bave  resided  therein  for  at  least  six  months  prior  to  their  election.  It 
shall  be  the  daty  of  the  Administrator  to  make  the  said  division  into  electoral 
districts  as  soon  as  practicable.  ||  Snbsequent  changes  in  the  namber  of  Coon- 
cillors or  the  nomber  and  location  of  electoral  districts  may  be  pro^ided  for 
by  Monicipal  Ordinance,  sobject  to  reference  to  the  Administrator  as  herein- 
after  prorided.  ||  The  Mayor  shall  hold  bis  offiee  for  one  year,  and  ontil  bis 
soccessor  shall  be  elected  and  qoalified.  jj  The  Cooncillors  shaU  hold  their 
Office  for  a  term  of  two  years,  and  ontil  their  soccessors  shall  be  elected  and 
qoalified..  ||  In  the  absence  of  the  Mayor  the  Cooncil  may  elect  a  Chairman  pro 
tempore.  ||  Consolar  officers  shall  not  be  eligible  as  Cooncillors  or  Mayor,  nor 
shall  Cooncillors  or  Mayor  exercise  any  Consolar  fonctions  doring  their  term 
of  Office.  II  Each  member  of  the  Monicipal  Cooncil,  incloding  the  Mayor,  shall, 
before  entering  opon  bis  fonctions,  make  and  sobscribe.  before  the  Chief  Jostice 
an  oath  or  affirmation  that  he  will  well  and  faithfolly  perform  the  doties  of 
bis  Office.  II  See.  3.  The  Monicipal  Cooncil  shall  have  Jorisdiction  over  the 
Monicipal  district  of  Apia,  so  far  as  necessary  to  enforce  therein  the  pro- 
visions  of  this  Act  which  are  applicable  to  the  said  district,  incloding  the 
nomination  of  a  Monicipal  Magistrate,  who  shall  be  appointed  in  the  same 
manner  as  the  Mayor.  The  Cooncil  shall  also  have  power  to  appoint  all 
necessary  sobordinate  officers  of  jostice  and  of  administration  in  the  said 
district,  and  to  provide  for  the  secority  of  person  and  property  therein;  and 
to  assess  such  monicipal  rates  and  taxes  as  they  may  agree  opon,  andto 
provide  proper  fines  and  penalties  for  the  violation  of  the  Laws  and  Ordi- 
nances  which  shall  be  in  force  in  said  district,  and  not  in  conflict  with  this 
Act,  incloding  Sanitary  and  Police  Regolations.  ||  They  shall  establish  pilot 
charges,  port  does,  Quarantine  and  other  Regolations  of  the  port  of  Apia. 
They  shall  also  fix  the  salary  of  the  Monicipal  Magistrate,  and  establish  the 
fees  and  charges  allowed  to  other  monicipal  officers  of  the  district  ||  All  Or- 
dinances,  Besolotions,  and  Regolations  shall  be  referred  by  the  Monicipal 
Cooncil  to  the  Administrator,  who  shall  express  bis  consent  or  disapproval,  or 
soggest  amendments.  Provided  always  that  no  Ordinances,  Resolotions,  and 
Regolations  passed  by  this  Cooncil  shall  become  law  before  receiving  the 
approval  of  the  Administrator.  ||  See.  4.  The  Monicipal  Magistrate  shall  have 
exclosive  Jorisdiction  in  the  first  instance  over  all  persons,,  irrespective  of 
nationality,  in  case  of  infraction  of  any  Laws,  Ordinance,  or  Regolation  passed 
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by  tbe  Honicipal  Council,  in  accordance  with  tbe  provisions  of  tbis  Act,  and  Nr.  laosa. 
of  all  misdemeanors  committed  within  tbe  Monicipal  District  of  Apia,  provided   ^J[J|J^ 
that  tbe  penalty  does  not  exceed  a  fine  of  200  dollars,  or  imprisonment  for  joii  i899. 
a  longer  terra  tban  180  days  witb  or  withont  bard  labonr«    The  Municipal 
Magistrate  sball  also  have  jorisdiction  witbin  tbe  Manicipality  of  Apia  in  all 
civil    snits    not   affecting    tbe    rigbt    of  real  property  between   natives   and 
foreigners,  or  between  foreigners  irrespective  of  nationality  wbere  tbe  valne  of 
tbe  property  or  tbe  amount  involved  does  not  exceed  tbe  sum  of  50  dollars.  |; 
See.  5.    Tbe  Mayor  sball  snperintend  tbe  Harbonr  and  Qnarantine  Regnlations, 
and   sball   be   in   cbarge   of  tbe  administration  of  tbe  Laws  and  Ordinances 
applicable  to  tbe  Mnnicipal  District  of  Apia.  ||  See.  6.   1  be  Administrator  and 
Ck)oncil  sball  fix  an  annnal  sam  to  be  paid  ont  of  tbe  revennes  of  tbe  island 
to  tbe  Mnnicipal  Conncil  for  tbe  expenses  of  tbe  Mnnicipal  Goyernment  and 
tbe  execntion  of  public  works. 

Article  Vm. 
Ä  Declaration  respeciing  Taxation  and  Bevenue  in  Samoa, 

Section  I.  Until  further  provided  by  law,  tbe  port  of  Apia  sball  be  tbe 
port  of  entry  for  all  dutiable  goods  arriving  in  tbe  Samoan  Islands;  and  all 
foreign  goods,  wares,  and  mercbandize  landed  on  tbe  Islands  sball  be  tbere 
entered  for  examination;  but  coal  and  naval  stores  wbicb  eitber  Government 
bas  by  Treaty  reserved  tbe  rigbt  to  land  at  any  barbour  stipulated  for  tbat 
purpose  are  not  dutiable  wben  imported  as  authorized  by  sucb  Treaty,  and 
may  be  tbere  landed  as  stipulated  witbout  sucb  entry  or  examination.  ||  See.  2. 
To  enable  tbe  Samoan  Government  to  obtain  tbe  necessary  revenue  for  tbe 
maintenance  of  govemment  and  good  order  in  tbe  Islands,  tbe  following  dnties, 
taxes,  and  cbarges  may  be  levied  and  coUected:  — 


A.  Import  Duties. 

1.  On  ale  and  porter  and  beer 

2.  On  spirits 

3.  Ou  wiue,  except  sparkling 

4.  On  sparkling  wines 

5.  On  tobacco 

6.  On  cigars 

7.  On  sporting  arms 

8.  Ou  gunpowder 

9.  Statistical  duty  on  all  mercbandize  and  goods  im- 
ported, except  as  aforesaid 

B.  Export  Duties. 

On  copra 

On  coffee 

On  cotton 

G.  Taxes  to  be  annually  levied. 

1.  Capitation  tax  on  Samoans  and  other  Pacific  Islanders 
over  tbe  age  of  18  and  ander  tbe  age  of  45  years, 
not  iucludä  under  Nr.  2 


Per  doz.  qts. 
Per  gallon 


Per  Ib. 

£acb 
Per  Ib. 

Ad  v€Uoretn 


Ad  valorem 


Per  bead 


Dol.  c. 

0  50 
2  50 

1  00 
1  50 
0  50 


00 
00 


0   25 
2  per  Cent 


2^/9  per  Cent 
2 


2  00 
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Vertnig9- 
staaten. 

Joli  1890. 


2.  Capitation  tax  on  coloured  plantation  labourers,  other 
tlum  Samoans 

3.  On  boats,  trading  and  others  (exclading  native  canoes 
and  native  boats  carrying  only  the  owner's  property) 

4.  On  fire-arms 

5.  On  dwelling-bouses  (not  inclnding  the  dwelling-hoases 
of  Samoan  natives)  and  on  land  and  houses  used  for 
commercial  purposes 

6.  Special  taxes  on  traders  as  foUows  - 

Class  I— 

On  Stores  of  which  themonthly  sales  are2000dollar8 

or  more 

Class  n— 

Below  2000  dollars  and  not  less  than  1000  doUars 
Class  m- 

Below  1000  dollars  and  not  less  than  500  dollars 
aass  IV— 

Below  500  dollars  and  not  less  than  250  dollars 
Class  V— 

Below  250  dollars 

D.  Occasbnal  Taxes. 

1.  On  trading  vessels  not  exceeding  100  tons  bürden 
calling  at  Apia 

2.  Upon  deeds  of  real  estate,  to  be  paid  before  regis- 
tration  thereof  can  be  made,  and  without  payment 
of  which  title  shall  not  be  held  valid,  upon  the  value 
of  the  consideration  paid 

3.  Upon  other  written  transfers  of  property,  upon  the 
selling  price 

Kvidence  of  the  payment  of  the  last  two  taxes 
may  be  shown  by  lawful  stamps  afüxed  to 
the  title  paper,  or  otherwise  by  the  written 
receipt  of  the  proper  tax  collector. 

4.  Unlicensed  butchers  in  Apia  shall  pay  upon  their  sales 

£.  Licence  Taxes. 

No  person  shall  engage  as  proprietor  or  manager  in  any 
of  the  followiog  professions  or  occupations  except 
after  having  obtaiiied  a  licence  therefor,  and  for  such 
licence  the  foUowing  tax  shall  be  paid  in  advance:— 

Tavern-keeper 

Attomey,  barrister,  or  solicitor 

Doctor  of  medicine  or  dendstry . 

Auctioneer  or  commission  agent 

Baker 

Banks  or  companies  for  banking 

Barber 

Blacksmith 

Boat  builder 

Butcher 

Cargo-boat  or  lighter 

Carpenter 

Photographer  or  artist 

£ngineer '.  ". 

„       assistants  

„       apprentices  .    .^ 

Hawker 

Pilot 

Printing  press 

'Saü-mak^r 


Per  head 

Each 
» 

Ad  vcUarem 
Each  Store 


£ach  call 


Per  month 
Per  annum 


Dol.  c. 

2  00 

4  00 
2  00 

1  per  cent 

100  00 
48  00 
36  00 
24  00 
12  00 


10  00 


Va  per  cent 


1 


10  00 

60  00 

30  00 

40  00 

12  00 

60  00 

6  00 

5  00 

6  00 
12  00 

6  00 

6  00 

12  00 

12  00 

6  00 

3  00 

1  00 

24  00 

12  00 

6  00 
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- 

- 

-  Nr.  laost. 

Dol.   c. 

VerlTM«- 

Per  annum 

6  00 

•tMiom. 

$t 

6  00 

JaU  1899. 

» 

6  00 

»» 

6  00 

>• 

6  00 

*t 

3   00 

6   00 
5  00 

»» 

5  00 

Ship-boüder 

Sboemaker 

Land  surveyor 

Tailor 

Watermau 

Salesmen,  bookkeepers,  Clerks,  paid  uot  less  tban 

75  dollars  a-montb 

Same,  wben  paid  over  75  dollars  a-month  .  .  . 
Wbite  labourers  and  domestics,  per  bead  .  .  . 
Factory  hands  and  independent  workmen    .    .    . 

See.  3.    It  is  nnderstood  that  ''dollars'*  and  *'cents,"  terms  of  money  used 

in  this  Act,  describe  tbe  Standard  money  of  tbe  Uuited  States  of  America,  or 

its   equiyalent  in  otber  currencies. 

Article  IX. 
Ä  Declaratian  respecting  Arms  and  Ämmunition  and  Intoxicating  Liquors, 
restraining  tkeir  Säle  and  Use, 
Section  1.  The  importation  into  tbe  Islands  of  Samoa  of  arros  and 
ammnnition  by  tbe  natives  of  Samoa,  or  by  tbe  Citizens  and  snbjects  of  any 
foreign  conntry,  is  prohibited,  ezcept  in  tbe  following  cases: —  ||  (a)  Guns  and 
ammnnition  for  sporting  purposes,  for  wbich  written  licence  sball  bave  been 
previoQsly  obtained  from  tbe  Administrator.  ||  (b.)  Small  arms  and  ammnnition 
carried  by  travellers  as  personal  appendage.  ||  The  sopply  of  arms  and  ammn- 
nition by  any  foreigner  to  any  native  Samoan  sobject  or  otber  Pacific  islander 
resident  in  Samoa  is  prohibited.  ||  Tbc  penalty  for  so  sopplying  arms  sball  be 
a  fine  not  ezceeding  2,600  dollars,  or  a  term  of  imprisonment  not  exceeding 
two  years,  or  both,  in  tbe  discretion  of  tbe  Court,  and  tbe  arms  sball  be 
confiscated.  Half  tbe  fine  shall  go  to  tbe  informer.  ||  Any  native  found  in  tbe 
possession  of  arms  or  ammnnition  otber  tban  soch  as  are  nsed  for  sporting 
porposes  shall  be  liable  to  a  fine  not  exceeding  200  dollars,  and  a  term  of 
imprisonment  not  exceeding  six  months,  or  both  in  tbe  discretion  of  tbe 
Conrt,  and  tbe  arms  shall  be  confiscated.  Half  the  fine  shall  go  to  tbe  in- 
former. II  Tbe  Samoan  Oovemment  retains  tbe  right  to  Import  free  of  daty 
soitable  arms  and  ammnnition  to  protect  itself  and  maintain  order.  ||  AU  arms 
witbont  exception  Coming  into  Samoa  sball  be  entered  at  the  Customs  and 
marked  there  with  a  stamp,  and  the  possession  by  any  Samoan  or  foreigner 
of  any  arms  not  to  stamped  shall  be  primä  facie  evidence  that  such  arms 
were  imported  in  violation  of  law.  ||  The  three  Qovernments  reserve  to  them- 
selves  the  future  consideration  of  the  furtber  restrtotions  wbich  it  may  be 
neceasary  to  impose  upon  the  importation  and  use  of  arms  in  Samoa.  ||  See.  2. 
No  spirituons,  vinons,  or  fermented  liqnors,  or  intoxicating  drinks  wbateyer, 
shall  be  sold,  given,  or  offered  to  any  Samoan  or  South  Sea  Islander  resident 
in  Samoa  to  be  taken  as  a  beverage.  ||  Adequate  penalties,  including  impri- 
sonment, for  the  violation  of  the  provisions  of  this  section  shall  be  establisbed 
by  the  Administrator  and  Council. 
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Nr.  12062.  General  Customs  Begulations. 

ttMton.  See.  3.    It  is  herebj  provided  that  no  person  or  persons  in  Samoa  sball  eujoj 

Jaii  1899.  aDj  immonity  from  a  strict  ezamination  bj  the  Castoms  of  all  articles  imported. 
All  goods  sball  be  landcd  at  the  receiying  sbeds  of  the  Gastoms.  The  Ad- 
ministrator and  Council  are  authorized  to  enact  Laws  and  Ordinances  providing 
for  Custom-bouse  Regulations,  with  suitable  penalties  for  breach  of  the  same. 

Article  X. 
The  provisions  of  tbis  Act  sball  continue  in  force  until  cbanged  bj  con- 
sent of  the  three  Powers,  lipon  the  request  of  either  Power  after  three 
years  from  the  signature  beroof,  the  Powers  sball  consider  by  common  accord 
wbat  ameliorattons,  if  any,  may  be  introduced  into  the  provisions  of  this 
General  Act.  In  the  meantime^  any  special  amendment  may  be  adopted  by 
the  consent  of  the  three  Powers ,  with  the  adherence  of  Samoa:  Provided» 
however,  that  no  amendment  of  any  section  or  Article  of  this  General  Act 
sball  in  any  way  affect  private  rights  acquired  under  such  section  or  Article 
prior  to  such  amendment 


N^r.  12083.  OEOSSBBITAHHIBN.  — Der  englische  Bevollmächtigte 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Weiterer  Bericht 
aber  die  Thätigkeit  der  Kommission. 

Apia»  Samoa,  July  26,  1899. 
Nr.  12068.  My  Lord,  ||  I  Have  the  honour  to  submit  to  yonr  Lordship  the  foUowing 

Groft-  ^fief  contiuuous  narrative  of  tbe  proceedings  of  tbe  Samoan  High  Com- 
26.  Juli  1899.  mission:—  II  We  arrived  at  Apia  on  tbe  United  States'  ship  "Badger*^  on  the 
13  th  May,  and  found  the  Island  of  Upoln  divided  into  two  bostile  camps. 
Apia  and  the  central  region  were  occupied  by  the  troops  of  Malietoa,  under 
the  superintendance  of  British  naval  officers,  while  on  either  side  to  the  west 
and  east  of  this  area  were  the  troops  of  Mataafa.  We  were  inaturaliy  an- 
zious  to  restore  the  Island  to  its  normal  condition,  and  to  break  up  these 
camps,  but  the  Operation  presented  considerable  difficulties.  It  would  have 
been  a  doubtful  advantage  so  simply  disband  the  troops  of  both  parties,  and 
disperse  large  bodies  of  armed  men  among  the  villages  where  they  were  likely 
to  continue  their  quarreis  and  be  subject  to  no  European  control.  One  of 
the  greatest  difficulties  in  Samoa  is  that,  outside  the  narrow  limits  of  tbe 
municipality,  there  is  absolutely  no  power,  police  or  other,  which  is  capable 
of  maintaining  order,  and,  though  the  Commission  was  nominally  invested 
with  supreme  authority  over  the  Islands,  it  had  no  means  of  enforcing  that 
authorlty.  ||  The  German  Commissioner  feit  unable  to  consider  the  questions 
of  who  was  the  rightful  King  of  Samoa,  and  wbether  the  continnance  of  the 
Kingsbip  was  desirable  as  long  as  the  forces  of  Malietoa  and  Mataafa  re- 
mained  nnder  arms  in  their  camps,  and   we  therefore   decided  to  not  only 
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disband  bat  disarm  the  two  parties,  wbile  leaving  open  tbe  legal  qoestions  Nr.  12088. 
arising  out  of  Chief  Justice  Chambers'  decision.  In  so  doing  we  ran  a  con-  ,^,?^^j^ 
siderable  risk  of  issuing  an  order  which  might  be  disobeyed,  bot  we  were  ledauaiiiSM. 
to  believe  that  the  natives  woold  probably  be  ready  to  give  op  their  guns  in 
retam  for  fair  compensation.  H  We  received  botb  Chiefs  a  few  days  after  our 
arrival.  Malietoa  behaved  with  perfect  propriety,  and  visited  the  Commission 
as  instructed,  accompanied  by  only  a  few  Chiefs  and  in  a  boat  flying  the 
flags  of  the  three  Powers.  Mataafa,  however,  declined  to  acqoiesce  in  this 
arrangementy  or  to  use  the  boat  sent  to  meet  him,  and  was  very  improperly 
allowed  to  come  to  Apia  in  bis  own  war  canoe,  with  a  following  of  more 
than  100  men.  The  substance  of  botb  interviews  was  the  same.  The  two 
high  Chiefs  were  asked  whether  they  wonld  gi?e  np  their  arms  to  the  Com- 
mission, whether  they  would  aocept  as  King  any  person  named  by  the  Com- 
mission, and  whether  they  wonld  assent  to  the  abolition  of  the  Eingsbip,  if  it 
were  ordered.  They  retnmed  an  affirmative  answer  to  all  these  qnestions.  ||  As 
the  troops  of  Mataafa  were  encamped  botb  to  the  east  and  west  of  the  Malietoa 
lines,  and  communication  between  the  two  divisions  coold  only  take  place  by 
sea,  we  thought  it  fair  to  allow  bim  some  days  to  collect  bis  arms,  and  finally 
arranged  to  receive  them  at  Malna  on  the  31  st  May.  ||  Malietoa  was  informed 
that  if  Mataafa  gaye  np  bis  arms  in  a  satisfactory  manner,  the  other  side 
wonld  also  be  expected  to  immediately  disarm. 

On  the  31  st  May  we  proceeded  to  Malna  on  tbe  ''Hadger.''  Mataafa 
bronght  off  aboot  1,800  guns  in  boats,  bat  no  ammnnition  to  speak  of.  This 
nnmber  probably  represented  aboat  two-thirds  of  the  arms  in  the  possession 
of  his  followers,  and  was  thooght  to  indicate  a  bona  fide  desire  to  obey  the 
Commission.  He  was  directed  to  disband  his  troops,  and  retire  himself  to 
his  own  district  of  Aleipata  and  await  oar  decision  respecting  the  Kingship. 
Tbe  Commission  then  retnmed  to  Apia,  which  was  not  reached  nntil  late  in 
the  afternoon  of  the  31  st  May,  and  dnring  that  night  and  the  nezt  day 
received  about  1,300  guns  from  Malietoa.  Of  tbe  700  gnns  distributed  to 
native  troops  by  the  British  officers,  600  were  rctnrned,  bot  100  men  of 
''Gaant's  Brigade"  were  retatned  ander  arms  to  act  as  a  police  force  ander 
the  Orders  of  tbe  Commission.  It  was  nnderstood  that  the  arms  surrendered 
before  the  20th  June  woul^  be  retnmed  on  the  restoration  of  peace,  or  eise 
a  fair  compensation  be  given  for  them;  bnt  the  possession  of  arms  by  Sa- 
moans  after  the  20  th  June  was  declared  to  be  a  penal  offence.  ||  The  follo- 
wers of  Mataafa  dispersed  over  the  Island  in  the  «first  days  of  Jane,  bat 
Malietoa  and  some  of  his  Chiefs  were  allowed  to  remain  at  Mulinau,  the 
traditional  seat  of  governmeut  Malietoa  and  Tamasese  had  botb  lived  long 
in  this  place,  and  it  might  fairly  be  regarded  as  their  home,  and  there  was 
a  better  chance  of  avoiding  collisions  and  quarreis  if  tbe  leaders  of  the  two 
parties  did  not  return  to  their  viilages  simnltaneously.  Those  adherents  of 
Malietoa,   bowever,    who    came    from   the   Islands   of   TatuUa   and   Savaii 
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Nr.  12088.  were  immediatelj  taken  back  to  their  homes  bj  ships  of  war.  ||  The  Com- 
britennien  ""^ioD  then  proceeded  to  consider  the  qaeslion  of  the  Kingship.  We  were 
26.  JniiiRM.  onanimoas  on  two  points,  first^  that  the  decision  of  the  Chief  Justice  naming 
Tann  King  was  legally  irreyersible;  and,  secondly,  that  the  Kingship  should 
be  abolished.  It  is  admitted  that  the  Chief  Justice  had  Jurisdiction  in  the 
case,  and  that  there  is  no  appeal  from  his  decision.  If  so,  the  argament 
that  the  decision  was  wrong  or  contrary  to  the  cnstoms  of  Samoa  is  irre- 
levant, even  if  it  were  true.  If  the  public  had  a  right  to  disobej  this  de- 
cision,  they  would  have  on  the  same  principle  the  right  to  disobey  all  other 
decisions,  and  the  Judgments  of  the  Supreme  Court  would  have  neither  autho- 
rity  nor  finality.  With  regard  to  the  Kingship,  we  were  of  opinion  that  the 
Office  had  never  been  anything  but  a  source  of  trouble  and  contention,  seeing 
that  for  many  years  no  Samoan  Monarch  had  been  able  to  command  the 
allegiance  of  the  whole  population  and  ezercise  the  most  ordinary  functions 
of  Government,  while  the  peculiar  native  customs  which  regulate  the  election 
of  a  King  render  an  appeal  to  arms  almost  inevitable,  despite  all  Treaty 
stipulations  to  the  contrary.  ||  I  was  myself  of  opinion  that  it  would  have 
been  well  to  recognize  Tanu  provisionally  as  King,  and  refer  the  question  of 
the  abolition  of  the  Kingship  to  the  Powers  together  with  the  other  ;recom- 
mendations  of  the  Commission«  This  course  would  have  had  the  advantage 
of  teaching  respect  for  law  and  of  making  the  natives  understand  that 
judicial  decisionft  must  be  obeyed  even  if  distasteful  to  a  part  of  the 
Population.  Further,  it  may  be  safely  said  that  had  Tanu  been  recognized 
by  the  Bepresentatives  of  the  three  Powers  as  King  de  facto,  the  strength 
of  the  Mataafa  party  would  have  been  broken.  The  most  important  Chiefs 
.  were  ready  to  give  their  adhesion  to  the  winning  side,  and  the  others  would 
have  acquiesced.  The  German  Commissioner,  however,  while  admitting  that 
the  Chief  Justice's  decision  was  valid  and  binding,  feit  unable  to  allow  Tanu 
to  exercise  even  nominal  authority  for  a  limited  period.  Actuated  in  this, 
as  in  many  other  cases,  by  a  desire  to  assent  to  any  compromise  which 
would  be  acceptable  to  Baron  Sternburg  without  a  sacrifice  of  principle,  I 
agreed  that  the  Commission  should  publicly  acknowledge  the  validity  of  Mr. 
Chambers'  decision  and  by  implication  the  impropriety  of  resisting  it,  but 
that  simultaneously  with  the  publication  of  this  Proclamation  Tanu  should  ab- 
dicate.  This  involved  no  personal  bardship  to  Tanu.  He  is  not  ambitious, 
and  was  known  to  wish  to  retire  and  complete  his  education  in  Australia. 
He  signed  an  act  of  abdication  and  also  visited  the  Commissioners  as  legal 
King  of  Samoa,  and  inforroed  them  verbally  of  his  Intention  to  resign.  U  A 
Proclamation  was  issued  on  the  10 th  June,  signed  by  the  three  Commissio- 
ners, stating  that  Chief  Justice  Chambers'  decision  was  valid  and  binding  that 
Tanu  had  resigned  the  Office  of  King,  and  that  the  office  was  abolished.  It 
further  ordered  that,  during  the  period  of  the  Commissicmers'  stay  in  the 
islands,  the  Consuls  of  the  three  Powers  should  perform   the  dnties  of  the 
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King  and   his  Cooncillors,  and   Dr.  Solf  act  as   President  of  the  Mnnicipal  ^r,  i2083. 
Council.    This  latter  Provision  was  necessarj,  because  the  President  is  nomi-  ^,4^1«. 
nated  bj  the  Powers,  but  appointed  bj  the  Samoan  Government,  and  Dr.  Solf««.J«M>8w. 
had  refused  to  accept  any  appointment  from  the  Government  of  Tanu. 

About  the  middle  of  June  a  lawjer,  engaged  by  the  Mataafa  party, 
arrived  in  Apia,  nominally  for  the  object  of  assisting  them  to  make  out  Claims 
for  damages  sustained  during  the  recent  disturbances.  A  number  of  Mataafa 
Chiefs  came  to  Apia  to  consnlt  him,  and  several  white  men  were  present  at 
the  Conferences.  Though  it  is  difficnlt  to  dispute  the  right  of  natives  to  seek 
legal  advice  if  they  choose,  these  proceedings  had  a  most  onfortunate  result, 
as  they  gave  rise  to  an  Impression  that  the  Mataafa  faction  was  organizlng 
and  consolidating  itself,  whereas  the  Commission  were  anxious  to  do  away 
with  party  distinctions.  The  Malietoa  Chiefs  became  alafmed,  and  Tanu,  who 
has  wished  to  leave  at  once  for  Fiji  on  his  way  to  Sidney,  wrote  to  us 
renouncing  his  Intention  and  saying  that  he  intended  to  remain  in  Samoa  tili  peace 
should  be  assured.  We  were  of  opinion  that  the  presence  of  so  many  Chiefs 
of  both  parties  in  Apia  was  dangerous.  Efforts  were  made  to  remove  the 
Mataafa  Chiefs  from  the  town,  and  Tanu  and  the  Malietoa  Chiefs  were  ordered 
to  leave  Mulinuu  and  retire  to  their  private  residences.  Before  their  departure 
a  meeting  was  held  on  board  the  „Badger,"*  at  which  the  principal  men  of  the  two 
parties  were  reconciled  to  one  another  by  various  Samoan  ceremonies.  Tanu 
and  Tamasese  expressed  their  readiness  to  meet  Mataafa  and  become  recon^ 
ciled  with  him,  and  we  accordingly  invited  him  to  come  to  Apia  for  this  pur- 
pose.  But  he  sent  back  au  arrogant  answer  and  refused.  ||  On  the  22  nd  June 
we  left  for  the  Island  of  Tutuila,  where  we  visited  Leone  Bay  and  Pango 
Pango,  returning  to  Apia  on  the  26  th  June.  From  this  time  until  the  6th 
July  we  were  chiefly  occupied  in  discussing  and  drafting  the  recommendations 
for  the  future  government  of  the  islands,  which  we  have  had  the  honour  to 
submit  to  the  three  Treaty  Powers.  This  occupation  was  somewhat  disturbed 
by  conflicts  which  occurred  in  villages  of  mixed  )>opulation  where  the  Malie- 
toa men,  returning  from  Mulinuu,  were  assaulted  by  the  other  party.  One 
of  these  outbreaks  (at  Safata)  threatened  to  assume  a  serious  character,  as 
several  men  were  killed,  and  we  thought  it  desirable  to  send  both  a  German 
and  a  British  man-of-war  to  nip  the  trouble  in  the  bud.  Order  was  restored, 
and  the  natives  found  in  possession  of  arms  were  brought  to  Apia  for  trial.|| 
On  the  5th  July  we  started  on  the  steamer  ''Tutanekai,''  which  the  New  Zea- 
land  Government  had  courteously  placed  at  our  disposal,  for  a  trip  round 
the  Islands  of  Upolu  and  Savaii.  Our  object  was  partly  to  familiarize  our- 
selves  with  the  local  conditions  of  the  various  districts,  and  partly  to  disse- 
minate  among  the  natives  accurate  Information  as  to  our  doings  and  intentions, 
which  were  often  misrepresented.  Our  tour  ]asted  until  the  12th  July.  On 
the  14th  July  we  held  a  large  fono,  or  public  assembly,  at  Mulinuu,  at  which 
over  400  natives  of  both  parties  were  present,    We  read  to  them  a  State« 
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Nr.  19083.  ment  describing  the  sjstem  of  Dative  self-goyemment  wbich  we  proposed  to 
briunnieD.  iDtroduce,  if  approved  bj  the  Powers.  It  was  accepted  by  tiie  whole  meeting 
sA.jQii  1899.  and  the  next  daj  thirteen  Chiefs  from  each  side  signed  a  formal  declaration 
of  acceptance.  Tanu  and  Tamasese  also  affixed  their  signatures  bat  Mataafa 
declined  to  appearon  the  pretext  of  iU-health.  He  maj  be  held  to  be  boand 
bj  the  signatures  of  bis  Chiefs,  but  bis  repeated  refnsal  to  meet  the  other 
partj  and  make  peace  inspires  the  gravest  apprebensions  for  the  fature.  We 
addressed  a  letter  to  him  reminding  bim  that  bis  fürtber  staj  in  Samoa 
depended  on  the  obsenrance  of  the  promises  which  he  bad  made  before  re- 
torning.  ||  We  bad  now  finished  the  greater  part  of  onr  task.  We  bad  put 
an  end  to  the  state  of  war  and  restored  relative,  if  not  absolute,  tranquillity 
and  Order.  We  had  also  prepared  the  recommendations  to  be  submitted  to 
the  three  Powers.  But  there  .was  some  difference  of  opinion  as  to  whether  we 
ought  to  continue  to  administer  the  provisional  government  of  the  Islands,  at 
least  until  the  receipt  of  Instructions,  or  the  leave  at  once.  The  American 
Commissioner  decided  the  matter  bj  stating  that  for  health  and  other  private 
reasons  he  could  remain  no  longer,  and  we  had  therefore  to  consider  what 
form  of  government  we  should  leave  behind  us.  We  were  all  of  opinion 
that  it  would  have  been  desirable  to  appoint  some  one  head  for  this  provi- 
sional Administration,  but,  as  no  qnalified  neutral  candidate  was  fortbcoming, 
we  were  unable  to  find  anj  expedient  which  would  safeguard  the  interests  of 
the  three  Powers  in  Samoa  except  government  bj  a  Consular  Board.  This 
sjstem  is  bj  no  means  satisfactorj,  but  we  endeavoured  to  impart  to  it 
greater  strength,  activity  and  coherency,  firstly,  by  autborizing  a  majority  of 
the  Consuls  to  decide  in  most  cases,  and,  secondly,  by  providing  for  the 
establishment  of  regulär  Government  Offices  and  a  clerical  staff.  Dr.  Solf  was 
continued  in  bis  appointment  as  President  of  the  Municipal  Council,  and  the 
United  States'  Consul -General  was  appointed  Acting  Chief  Justice,  in  the 
absenoe  of  Mr.  Chambers,  who  departed  on  the  leave  on  the  14th  July.  ||  The 
Commission  left  Apia  on  the  18th  July.  C.  N.  £.  Eliot 
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Rufsland  über  die  Abgrenzung  ihrer  Eisenbahn- 
interessen in  China  1898|1899*). 


Nr.  12084.  OROSSBEITANNIEV.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
barg  an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Hat  der 
russischen  Regierung  die  Bedingungen  mitgeteilt, 
unter  denen  England  der  chinesischen  Regierung 
eine  Anleihe  gewähren  will. 

St.  Petersburgh,  February  12,  1898.    (Received  February  16.) 

(Extract.)  ||  I  communicated  to  Count  Lamsdorff  jesterday.  in  the  absence  Nr.  i8oe4. 
of  Count  Mouravieff  the  conditions  on  which  Her  Majesty's  Government  agreed  i,,^*^j„ 
to  make  a  loan  to  China,  and  Cuunt  Lamsdorfif  iuformed  me  of  the  conditions  12.  Feb.i698. 
alleged  by  the  Chinese  Government  to  have  been  preferred.  These  conditions 
did  not  differ  from  those  I  had  statcd  except  that  they  included  certain  mining 
and  railway  Privileges  in  Pechili.  ||  Count  Lamsdorff  was  not  able  to  speak 
officially  but  he  did  not  seem  to  think  that  there  was  any  serious  obstacle 
as  far  as  Russia  was  concerned  to  the  loan  with  the  exception  of  the 
clause  relative  to  the  opening  of  Talienwan.  He  hinted,  however,  that  the 
Russian  Government  would  try  to  profit  by  the  conclusion  of  the  loan  to 
obtain  the  fulfilment  of  certain  promises  made  to  them  by  China,  but  I  could 
not  extract  from  him  their  exact  nature.  He  again  repeated  his  assurance 
that  the  Russian  Government  would  be  quite  willing,  as  soon  as  they  had 
come  to  an  arrangement  with  China,  to  open  Talienwan  to  foreign  trade  and 
that  they  had  no  idea  of  attempting  to  impose  higher  Tariffs  at  this  port  or 
throughout  the  north  of  China  than  was  authorized  by  existing  Treaties 
between  China  and  Foreign  Powers. 


*)  Blaubuch  C.  9329.    Red. 
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Nr.  12085.  OROSraSITAinnEH.  —  Der  Gesandte  in  Peking  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Forderungen  Rufs- 
lands  in  Bezug  auf  die  Bahn  nördlich  von  Tientsin. 

Peking,  March  18,  1898.    (May  1.) 
\f^'  (Extract.)  ||  Having  heard  that  M.  Pavloff,  the  Russian  Charge  d' Affaires, 

briunnien.  has  agaiu  addressed  the  Tarnen  on  the  subject  of  the  removal  of  Mr.  Kinder 
i8.itorxi8»8.  fp^jjj  his  Position  as  Superintendent  of  the  railwaj  lines  north  of  Tien-tsin, 
I  had  an  interview  with  the  Tarnen,  and  asked  them  whether  this  was  the 
case.  H  They  replied  in  the  affirmative,  and  said  that  the  Russian  Gharg^  d'Affaires 
had  both  written  and  spoken  very  strongly  on  this  point,  and  had  in  a  recent 
despatch  requested  the  removal  of  Mr.  Kinder  from  the  line  of  Tien-tsin  to 
Shan-hai-Kuan,  and  his  replacement  by  a  Russian,  and  had  also  stated  that 
the  line  north  of  Shan-hai-Kuan  should  be  constructed  by  Russian  engineers 
and  with  Russian  capital.  ||  The  Tsnng-Ii  Tarnen  added  that  M.  Pavloff  was 
very  persistent,  and  used  very  strong  language  with  regard  to  this  qnestion, 
and  was  pressing  very  strongly  for  the  removal  of  Mr.  Kinder,  but  that  they 
had  made  no  promises.  P  At  an  interview  I  had  with  M.  Pavloff  yesterday 
I  mentioned  that  the  Tsung  li  Tam^n  had  denied  that  they  had  evcr  given 
him  any  promises  with  regard  to  the  employment  of  Russian  engineers  or 
Russian  capital  on  the  line  north  of  Shan-hai-Kuan.  M.  Pavloff  replied  that 
their  Statement  was  absolntely  untrue,  and  added  that  at  the  interview  which 
he  had  with  them  last  December  he  again  brought  up  this  question,  and  they 
assented  to  the  employment  of  Russian  capital  and  Russian  engineers  only  on 
the  line  from  Shan-hai-Kuan  towards  the  Russian  frontier.  The  same  day  he 
wrote  a  despatch  to  the  Tarnen,  placing  the  above  on  record,  and  expressing 
his  satisfaction  at  their  acquiescence.  To  this  despatch  he  had  received  no 
answer,  and  he  therefore  considered  that  the  matter  had  been  settled,  and 
had  informed  his  Government  in  that  sense.  ||  I  said  I  did  not  know  what 
policy  Her  Majest/s  Government  would  take  with  regard  to  the  line  north 
of  Shan-hai-Kuan,  but  the  removal  of  Mr.  Kinder  from  lines  which  had  been 
constructed  under  his  superinte ndence,  and  of  which  he  was  now  in  Charge, 
against  the  wishes  of  the  Chinese  Government  and  at  the  demand  of  Russia, 
would,  I  was  sure,  be  looked  upon  as  a  most  unfriendly  act  by  my  Govern- 
ment. II  M.  Pavloff  said  that  there  was  no  intention  or  desire  on  *the  part  of 
his  Government  to  have  Mr.  Kinder  removed  from  the  lines  he  had  constructed, 
and  of  which  he  was  now  in  Charge.  I  said  I  was  very  glad  to  hear  from 
him  in  so  formal  a  manner  that  his  Government  had  no  intention  of  asking 
for  the  removal  of  Mr.  Kinder,  or  of  interfering  with  him  in  the  position  he 
at  present  held.  ||  M.  Pavloff  repeated  his  assurance. 
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Nr.  12086.  OBOSSBSITAHNIEN  und  CHINA.  —  Präliminar. 
Abkommen  zwischen  dem  Hongkong-  und  Shanghai- 
Bankkonsortium  and  der  Generalverwaltnng  der 
Eisenbahnen  ttber  eine  Anleihe. 

This  is  a  preliminary  Agreement  made  between  His  Excellency  Uu,  Go-  Nr.  mm. 
Ycrnor  of  Peking  and  Administrator-General  of  the  Imperial  Railwajs  of  North     ^'**^" 

britannioD  u. 

China  within  and  without  the  Great  Wall,  hereinafter  calied  the  Administrator-  China. 
General,  of  the  one  part;  and  the  Uong  Kong  and  Shanghae  Banking  Corpo- 
ration representing  a  British  Syndicate  hereinafter  calied  tlie  Syndicatc,  of 
the  other  part.  ||  1.  The  Syndicate  is  hereby  authorized  by  the  Administrator- 
General  to  make  arrangements  to  float  and  issue,  on  behalf  of  the  Bailway 
administration  on  the  best  terms  obtainable  on  the  market,  a  Sterling  loan  for 
the  equivalent  of  about  (16,000,000  taels),  for  the  construction  of  a  railway- 
line  from  Chung-hou-sou  to  Usin  Ming-tien,  and  a  brauch  line  to  Ying-tson, 
and  for  the  redemption  of  existing  loans  to  the  Tien-tsin-Shan-hai-kuan  and 
Tien-tsin-Su-kou-chiao  lines.  ||  2.  The  security  for  the  loan  shall  be  the  per- 
manent way,  roUing- stock,  and  entire  property,  together  with  the  fireight  and 
eamings  of  the  existing  lines  between  Peking,  Tien-tsin,  Tang-ku  and  Chnng- 
hon-son,  and  also  of  the  proposed  new  lines  between  Peking,  Tien-tsin,  Tang-ku, 
and  Chung-hou-son,  and  also  of  the  proposed  new  lines  when  constructed,  in 
addition  to  the  rights  of  mining  coal  and  iron,  which  will  be  retained  by  the 
Railway  administration  on  each  side  of  the  proposed  new  lines,  for  a  distance 
to  be  determined.  In  the  event  of  default  or  arrears  in  payment  of  interest 
or  repayments  of  princip^l,  the  said  railway  lines  and  mines  shall  be  handed 
over  to  representatives  deputed  by  the  Syndicate  to  manage  them  on  their 
behalf,  nntil  principal  and  interest  of  the  loan  are  redeemed  in  füll,  when  the 
management  will  revert  to  the  Railway  Administration.  ||  It  will,  howeyer,  be 
proyided  that  if  such  arrears  are  for  a  small  snm,  and  it  appears  desirable 
to  the  Syndicate  to  extend  the  due  date  of  their  payment  for  a  term  not 
exceeding  three  months,  it  shall  be  open  to  the  Syndicate  to  do  so.  ||  In  the 
event  of  any  special  circumstances  arising  necessitating  the  introduction  of 
important  changes  by  the  management  aforesaid,  these  changes  shall  be 
effected  in  consultation  with  the  Administrator- General,  and  in  the  best 
interests  of  the  railway.  In  the  case  of  war  or  famine,  troops  and  grain  will 
be  transported  over  the  lines  on  terms  to  be  arranged  hereafter.  ||  No  fnrther 
loan,  Charge,  or  mortgage  shall  be  charged  on  the  security  named  above  until 
this  loan  is  redeemed.  ||  3.  Dnring  the  currency  of  their  loan,  the  principal 
members  of  the  railway  staff  shall  be  capable  and  experienced  Europeans  who 
shall  be,  as  at  present,  appointed  by  the  Administrator -General  of  the  Rail- 
way, and  may  be,  in  the  event  of  their  misconduct  or  incompetency,  dismissed, 
after  consultation  with  the  Chief  Engineer.  If  there  are  Chinese  with  sufficient 
engineering  or  traffic  experience,  they  may  be  appointed  as  well  as  Europeans. 

SiaaisftrehiT  LUV.  5 
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Nr.  12086.  Should  it  be  necessarj  to  appoint  a  new  Chief  Engineer,  such  appointment 
wuintliii  ^^*^  ^®  ™^®  ^  consultation  with  tbe  Syndicate.  ||  In  addition  to  above,  a 
chiD».  capable  and  experieneed  European  railway  accountant  shall  be  appointed  to 
inspect  all  tbe  accounts  of  the  railways.  ||  All  receipts  and  earnings  of  the 
lines  herein  specified  shall  be  paid  into  the  credit  of  the  Railwaj  Administration 
with  the  Hong  Eong  and  Shanghae  Banking  Corporation,  Tien-tsin,  together 
with  50,000  taels  annuallj  pajable  under  the  Board  of  Revenue's  arrangement, 
approved  bj  the  Throne,  bj  each  of  the  Provinces  of  Shansi,  Shensi,  Honan, 
and  Annni  for  railway  purposes  for  ten  years.  ||  All  expenses  of  repairing  and 
maintaining  lines  will  be  paid  from  this  account,  the  remainder  of  which  shall 
then  be  charged  with  the  service  of  this  loan. 

4.  The  rate  of  interest,  price,  term  of  years,  and  other  particulars  shall 

be  left  to  the  Syndicate  to  arrange  on  the  best  terms  possible  on  the  market 

when  the  moment  appears   favonrable  for  floating  the  loan.     Instalments  of 

proceeds  will  be  arranged  as  far  as  possible  to  suit   the  progress    of  con- 

struction  and  the  reqnirements   of  the  Administrator-General,  interest  being 

calculated  from  the  date  of  such  payments.    The  Loan  will  be  redeemable  by 

annual  drawings  to  be  scheduled  in  the  final  Agreement.    Besides  the  drawings 

so  scheduled,  the  Administrator-General  may  firom  time  to  time,  on  giving  due 

not^fication  to  the  Syndicate,  call   for  extra  drawings  to  be  held,  bonds  so 

drawn  being  redeemed  by  the  Railway  Administration  at  20  per  oent.  premium 

on  their  par  ?alue.  ||  5.  If  it  shonld  be  found  that  the  Loan  cannot  be  floated 

without  the  introduction  of  some  special  attraction,  the  Administrator-General 

shall  memorialize  the  Throne,  recommending  that  a  Coneession  of  miniug  rights 

be  granted  to  the  Syndicate  at  a  point  or  points  on  the  lines,  and  on  terms 

to  be  arranged  with  the  Syndicate  on  the  basis    of  the   mining  Begulations 

newly  established  by  the  Tsung-li  Yam^n.    The  requests  of  the  Syndicate  will 

be  confined  to  mines  within  a  distanoe  of  5  li  of  the  railway.  ||  6.  The  date  of 

issue  of  this  loan  shall  be  left  to  the  discretion  of  the  Syndicate,  to  be  fixed 

in  accordance  with  the  State  of  the  market,  but  should  it  be  found  impossible 

to  issue  it  before  the  Ist  day  of  October  next,  the  Syndicate  will  arrange  to 

advance  to  the  Administrator-General  on  or  about  that  date,  an  instalment  of 

about  2,000,000  taels  on  account  of,  and  repayable  out  of  the  proceeds  of  the  loan 

when  floated.    The  terms  of  this  advance  shall  be  left  to  the  arrangement  of 

the  Syndicate  on  the  best  terms  obtainable,  interest  not  to  exeeed  the  rate 

of  5  ^9  per  <^6nt.  per  annum,  and  the  Syndicate  shall  be  anthorized  to  issne 

temporary  bonds  for  the  amount  if  required.  ||  7.  For  the  satisfaction  of  the 

investing  public  who  are  unacquainted  with  China,  a  satisfactory  report  will 

be  required  from  District  Engineer,  Mr.  J.  Gimiell,  as  to  the  condition  and 

eaming  power  of  the  old  lines,  and  as  to  the  route,  prospects,  and  mineral 

wealth  of  the  new  lines  to  be  constructed,  and  Mr.  Ginnell  shall  be  instmcted 

by  the  Administrator-General  to  proceed  to  London  as  soon  as  possible  after 

the  signing  of  this  preliminary  Agreement,  to  oonfer  with  the  Syndicate  od 
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these  matters.  ||  8.  The  terms  of  this  preliminary  Agreement  will,  immediatelj  Nr.  12086. 
after  signature,  be  submitted  bj  the  Administrator-General  to  the  Throne  for  ^^unn^ii  n. 
sanction  bj  Imperial  Edict,  which  shall  be  officially  communicated   bj  the     cimi». 
Tsung-li  Yamßn  to  the  British  Minister  in  Peking.  ||  9.  Three  months  from  the 
date   of  Signatare   of  this  preliminary   Agreement  shall  be  allowed   to  the 
Syndicate  to  accept  or  decline  its  terms.     Upon  their  confirmation  by  the 
Syndicate,  this    preliminary  Agreement    shall    be    replaced   by   a  definitive 
Agreement,  providing  for  all  details.  ||  Signed  at  Peking,  this  7th  day  of  June, 
1898,  being  the  19th  day  of  the  4th  moon  of  the  24th  year  of  the  Emperor 
Enang  Hsfl. 

(Seal  of  Administrator- General  of  Railways  within  and  withont 
the  Shan-hai-knan  boundary.) 
For  the  Hong  Koug  and  Shanghae  Banking  Corporation, 

(Signed)        E.  0.  H  i  1 1  i  e  r ,  Agent. 


Nr.  12087.  OROSSBBITANNIEB.  —  Der  Gesandte  in  Peking  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Widerspruch  Rufs- 
lands  gegen  das  Abkommen. 

Peking,  August  6,  1898.    (August  6.) 
(Telegraphic.)  ||  Northern  Extension  Railway  Loan.  ||  1  have  received  a  ^^'^^' 
despatch  from  the  Chinese  Government  informing  me  that  they  can  allow  no  britannien. 
European  control  and  no  mortgage  of  the  line  to  be  part  of  the  loan  Agree-*'^'**^®^^* 
ment,  as  suph  terms  would  be  an  infringement  of  an  Agreement  they  have 
already  entered  into  with  M.  Pavloff.     This,  according  to  the  agent  of  the 
Hongkong  and  Shanghae  Bank  here,  makes  it  impossible  for  the  Bank  to  float 
the  loan  as  a  commercial  enterprise.   ||   The  Emperor  has,  however,  already 
granted  power   of  signing  the   definite   loan  Agreement  to   Hu  TO-fdn,  the 
Director- General  of  Northern  Railways.  ||  I  have  an  interview  with  the  Yam^n 
this  afternoon,  at  which  I  propose  informing  the  Ministers  that  I  have  referred 
the  matter  to  your  Lordship,  and  that  meanwhile  I  do  not  assent  to  the  terms 
of  their  despatch. 


Nr.  12088.  OEOSSBRITAHHIBH.  —  Der  Minister  des  Auswar- 
tigen  an  den  Gesandten  in  Peking.  Rufslands 
Widerspruch  ist  ungerechtfertigt. 

Foreign  Office,  August  8,  1898. 
(Telegraphic.)  ||  This  afternoon  1  saw  the  Chinese  Minister.    I  informed  Nr.  isoss. 
him  that  Russia  had  no  right  whatever  to  object  to  a  mortgage  loan  being  ^^^^.'^^^ 
made  by  the  Hong  Eong  and  Shanghae  Bank  to  the  Newchwang  Railway,  and8.Aiig.i898. 
that  I  strongly  advised  China  to  pay  no  regard  to  the  Russian  Govemment's 
objection. 
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Nr.    12089.     OROSSBSITAHHIEN.  —   Das  auswärtige  Amt  an  den 

Botschafter  in   Petersburg.     Besprechung   mit  dem 

russischen    Geschäftsträger    Aber    die    chinesische 

Eisenbahnfrage. 

Foreign  Office,  August  13,  1898. 

Nr.  12089.  (Telegraphic.)  ||  Testerday  I  had  an  interview  with  the  Bussian  Charge 

briunAien  ^^'-^^^i^os-    ^  pointcd  out  to  him  the  very  grave  position  into  which  the  two 

i3.Aag.i898.  Governments  had  been  brought  bj  M.  PavlofTs  action  in  connection  with  the 

Newchwang  Bailway.    An  undonbted  breach  of  onr  Treaty  rights  with  China 

was   involved  therein,   rights  which  Russia  had  promised  to  respect  (see  Sir 

N.  O'Conor's  telegram  of  the  16th  March).  H  M«  Lessar  said  that  the  objection 

of  Bussia  was  not  jto  the  construction  of  the  railway,  but  only  to  the  control 

of  it  being  secured   to  British   officials  by  the  terms  of  the  contract  with 

China,  and  to  the  fact  of  its  being  mortgaged  to  a  British  bank.    M.  Lessar 

did  not  deny  that  what  was  contemplated  constituted  a  breach  of  the  Treaty 

of  Tien-tsin,  but  said  that  it  was  not  a  more  serious  breach  than  our  arran- 

gement  in  regard  to  the  successors  of  Sir  Robert  Hart.   He  suggested,  as  far 

as  I  understood  him,   that  a  satisfactory  arrangement  might  be  come  to  if 

England,  while  refraining  from  insisting  that  the  line  should  be  mortgaged  to 

the  Hong  Kong  and  Shanghae  Bank,   consented   to   adequate   security  being 

proyided  from  other  sources  for  the  bank's  advance,  Russia  to  withdraw  all 

objection  to  the  construction  of  the  line,  and  to  agree  to  abstain  from  taking 

any  share  in  obtaining  or  working  concessious  in  the  region  of  the  Tang-tsze, 

a  similar  arrangement  being  made  by  us  in  regard  to  Manchuria.    I  gave  no 

indication  that  such  an  arrangement  would  be  regarded  by  us  as  a  satisfactory 

Solution  of  the  gra?e  difficulties  in  which  the  two  countries  have  been  placed 

by  M.  Pavloff's  action. 


Nr.  12090.  OR088BRITAHHIEN.  —  Das  auswärtige  Amt  an  den 
Botschafter  in  Petersburg.  Soll  gegen  das  Auftreten 
des  russischen  Gesandten  in  Peking  protestieren. 

Foreign  Office,  August  17,  1898. 

Nr.  12090.  (Telegraphic.)  ||  I  have  to   request  you  to  call  the  attention  of  Count 

bruHn^en.  Mouravioff  to  M.  Pavloff's  action  in  connection  with  the  Railway.to  Newchwang. 

i7.Aag.i898.  It  should  bc  poiutcd  out  to  him  that  it  is  inconsistent  with  the  Treaty  rights 

conceded  by  China  to  this  country,  and  with  the  pledges  of  Russia  that  these 

Treaty  rights  shall  be  respected.  ||  Her  Majesty's  Government  cannot  possibly 

acquiesce  in  an  arrangement  which  leaves  all  China  open  to  the  railway  enter- 

prises  of  Russia  while  excluding  England  from  her  share  in  the  railway  enter- 

prises  of  Manchuria.    If  persisted  in,  such  a  pretension  must  ineyitably  pro- 

duce   international  difficulties   of  the  most  serious  kind.    A  feeling  of  great 

exasperation  has  already  been  aroused  by  it  in  this  country. 
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Nr.  12091.  OROSSBEITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  das  auswärtige  Amt.  Antwort  auf  das  Vorige. 
Unterredung  mit  Marawiew  Aber  eine  Verständigung. 
St.  Petersbnrgh,  August  18,  1898.  (August  18.) 
(Telegraphic.)  ||  With  reference  to  your  telegram  of  yesterday:  ||  I  went  to  ^''  **^*- 
see  Gönnt  Mouravieff,  and  in  tbe  course  of  a  long  interview  I  spoke  seriously  briuanien. 
to  bis  Excellency  in  tbe  exact  sense  of  your  telegram  referred  to  aboye,  and  ^^•^'^^•^®^' 
pointed  out  that  tbe  enterprlse  wbicb  was  being  blocked  by  M.  PavloflTs  action 
was  of  a  purely  commercial  cbaracter.  ||  Count  Mouravieff,  in  reply,  disclaimed 
any  Intention  or  desire  on  tbe  part  of  Russia  to  block  British  enterprise  any- 
wbere  in  China.  He  wished  that  conciliatory  articles,  inspired  by  a  real  con- 
ception  of  Russia's  action,  migbt  allay  the  public  alarm  in  England  which  the 
exaggerated  reports  in  the  press  had  aroused.  As  regarded  this  particular 
line  to  Newchwangy  which  was  so  close  to  the  Russian  lease,  and  to  the  line 
which  formed  the  outlet  of  the  Siberian  railway,  it  had  been  the  subject  of 
a  special  Agreement  between  Russia  and  China,  and  before  the  Hong  Eong 
Bank  became  interested  in  it,  the  Chinese  Government  undertook  not  to  let 
this  particular  line  be  mortgaged  or  fall  under  the  control  of  foreigners,  and 
not  to  construct  it  except  with  their  own  money.  By  Chinese  money,  as  was 
subseqnently  explained  to  China,  migbt  be  meant  money  borrowed  on  any 
other  gnarantee  excepting  the  control  of  or  mortgage  on  the  line  in  question.{| 
When  it  was  fonnd  that  this  engagement  of  the  Yam^n  was  being  violated, 
M.  Pavloff  was  bonnd  to  remind  them  of  it  ||  That  this  engagement  infringes 
our  most  favoured  treatment  rights  Count  Mouravieff  denies,  for  by  the  term 
foreigners,  all  non  Chinese,  even  Rnssians,  are  included,  for  Russia  has  no 
wish  or  Intention  to  obtain  possession  of  the  line,  nor  does  she  desire  to  raise 
obstacles  to,  or  compete  with,  British  railway  enterprise  in  other  parts  of 
China  —  above  all,  in  those  in  our  particular  sphere  of  interest  ||  His  Excel- 
lency showed  me  a  telegram  which  he  had  sent  in  this  sense  on  the  lOth 
instant  to  M.  Lessar  for  his  guidance  when  speaking  on  this  subject  to  you.]] 
In  conclusion,  Count  Mouravieff  expressed  a  streng  desire  of  the  Emperor  and 
of  Rossia  that  an  understanding  migbt  be  come  to  —  satisfactory  to  the  inter- 
ests  of  both  England  and  Russia. 


Nr.    12092.    OKOSSBBITANNIEN.   —  Das  auswärtige  Amt  an  den 

Botschafter  in  Petersburg.    Bemerkungen  zu  Mura- 

wiews  Äufserungen« 

Foreign  Office,  August  19,  1898. 

(Telegraphic.)  ||  With  reference  to  my  telegram  of  the  17th  instant,  Rus-  Nr.  12092. 
sian  Minister  for  Foreign  Affairs   seems  to  be  in   error  in  supposing  that  j^^Jj^."^^ 
RnsBO-Cbinese  Agreement  about  Newehwang  Railway  preceded  interest,  which  i9.Aa?.i898. 
Hong  Kong  and  Shaaghae  Bank  takes  in  it    The  offer  by  Chinese  Director* 
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Nr.  12092.  General  to  latter  was  made  before  the  25th  April,  and  tbe  conseqaent  nego- 
briUMien  *^*^ö^8  ^®r®  ^^  progress  before  M.  Pavloff  signed  bis  Agreement  witb  the 
i9.Aiig.i898.T8nng-li  Tarnen.  ||  Am  I  right  in  understanding  Coant  Monravieff  to  snggest 
as  a  way  oat  of  the  present  difficnltj:  ||  1.  That  the  bnilding  of  the  New- 
chwang  Railway  shoald  be  proceeded  with,  and,  if  need  be,  bj  means  of  a 
loan  Arom  the  Hong  Kong  and  Shanghae  Bank;  bat  that  the  line  shonld  be 
Chinese  ander  Chinese  control,  and  shoald  not  be  mortgaged  to  any  Company 
of  non-Chinese  nationality?  ||  2.  That  Rnssia  shoald  engage  not  to  take  part 
in  or  to  press  for  railway  Concessions  in  the  Yang-tsze  basin,  nor  to  throw 
obstacles  in  the  way  of  sach  Concessions  being  obtained  by  England,  England 
entering  as  regards  Mancharia  into  a  corresponding  agreement?  ||  If  so,  I  think 
perhaps  this  might  be  made  the  basis  of  a  settlemcnt. 


Nr.  12093.  OROSSBEITANKIEH.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
barg  an  das  aaswärtige  Amt.  Stand  der  Verstän- 
digangsangelegenheit. 

St.  Petersbargh,  Angust  27,  1898.    (Angost  27.) 
Nr.  18093.  (Telegfaphic.)  ||  I  May  find  difficalty  in  commanicating  confidentially  with 

britlnnien  ^^^^  Mouravieflf  on  the  sabject  of  yoar  telegram  of  yesterday,  as  both  he 
27.Aag.is98.and  Coant  Lamsdorff  have  accompanied  the  Emperor  to  Moscow,  and  will  be 
away  five  days.  ||  After  my  last  interview  with  bis  Excellency  on  the  24th,  the 
Position  was  as  foUows:—  ||  I  was  better,  he  thoaght,  to  leave  M.  Lessar's 
personal  Suggestion  as  a  germ  capable  of  being  developed,  and  not  to  make 
any  definite  Suggestion  for  tbe  present.  ||  In  the  absence  of  farther  Instructions, 
I  refrained  from  putting  forward  the  Suggestion  contained  in  your  telegram 
of  the  19th  instant,  as  I  was  doubtfal  as  to  whetlier  it  would  prove  to  be 
entirely  acceptable  unless  control  by  default  and  mining  concessions  in  Man- 
charia were  expressly  ezcluded  by  it.  ||  Is  it  your  desire  that  I  shoald,  without 
waiting  farther,  make  the  Suggestion  in  your  above-mentioned  telegram?  || 
It  is  possible  that  M.  de  Staal  may  have  Instructions;  he  has  just  left  for 
London. 


Nr.    12094.    OROSSBRITANHIEN.   --   Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  das  aaswärtige  Amt   Vorschlag  Murawiews. 
St.  Petersburgh,  September  2,  1898.    (September  2.) 
Nr.  12094.  (Telcgraphic.)  ||  I  saw  Count  Mouravieff  yesterday  evening.    He  informed 

briunnien.  ™^  *^**  **^®  Empcror  had  expressed  bis  entire  approval  of  Coant  MouraTieff* s 
2. Sept.  1898. Suggestion,  that  an  engagement  between  our  Governments  might  satisfactorily 
settle  the  difficalty.    Such  an  engagement  to  be —  ||  1.  That  the  Newchwang 
line  should  be  built,  and,  if  necessary,  by  means  of  a  loan  from  the  Hong 
Kong  and  Shanghae  Bank,  bat  that  the  line  shoold  be  a  Chinese  one,  ander 
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Chinese   control,  and  not  to  be   mortgaged  to  a   non-Chinese  Company.  ||  Nr.  12094. 
2.   RuBsia  would  bind  herseif  not  to  press  for,  or  take  part  in  any  Railway  briUnnlen. 
Concessions  in  the  basin  of  tbe  Tang-tzse,  provided  that  England  andertakes2.s«pi.i898. 
the  same  engagement  in  regard  to  Manchuria.  ||  I  informed  Connt  Mouravieff 
tbat  I  nndertook  to  transmit  this  Suggestion  to  Her  Majcstj's  Goyernment  for 
their  consideration. 


Nr.    12095.     OROSSBBITANNIEN.     —    Derselbe    an    Dasselbe. 
Dasselbe. 

St.  Petersburgh,  September  2,  1898.    (September  2.) 

(Telegraphic.)  ||  My  telegram  of  to-day.  ||  The  words  "and  not  to  throw  Nr.  12095. 
obstacles  in  the  way  of  Great  Britain  obtaining  the  same"  do  not  appear  in  |^,|J[^^[g„ 
the  Suggestion  which  Connt  Mouravieff  was  anthorized  to  make  as  a  basis  of2.sept.i898. 
settlement;  bis  Excellency's  idea  being  that  His  Imperial  Majesty  might  take 
yery  natural  exception  to  this  phrase,  which  could  possibly  be  misunderstood, 
and  beld  to  imply  the  power  or  intention  of  either  of  the  two  Governments 
to  throw  obstacles  in  the  way  of  the  other  in  its  recognized  sphere  of  inter- 
est,  and  in  general  to  imply  a  want  of  confidence  in  the  sincerity  of  the 
engagement  ||  If,  in  our  opinion,  a  stronger  form  of  engagement  were  con- 
sidered  necessary,  one  might  be  snggested  by  ns  couched  in  terms  differing 
slightly  from  these.  ||  Count  Mouravieff  went  on  to  say,  that  in  the  event  of 
this  Suggestion  being  accepted  as  a  basis  of  settlement,  he  considered  that, 
before  conclnding  the  engagement  it  would  be  netessary  to  know  what  are 
ezactiy  the  limits  of  the  district  described  as  the  basin  of  the  Yang-tsze,  and 
also  to  find  out  how  far  private  banks  and  private  enterprise  would  be  bound 
by  the  engagement 


Nr.  12096.  OROSSBRITAHNIEN.  —  Das  auswärtige  Amt  an  den 
Botschafter  in  Petersburg.  Zusatz  zum  Vorschlage 
Murawiews. 

Foreign  Office,  September  2,  1898.    (September  2.) 
(Telegraphic.)  ||  With  reference  to  yonr  telegram  of  the  2nd  instant,  Count  Hr.  12096. 
Mouravieff's  proposals  wonld,  I  think,  be  satisfactory,  provided  the  words  "or     ö*^°^'- 
to   throw  obstacles  in  the  way  of  Great  Britain  obtaining  them''  were  added  2.  s«pt.  i898. 
after  the  word  '*Tang-tsze''  in  clause  2.  ||  Of  course,  there  is  no  objection  to 
tbe  loan  from  the  Hong  Kong  and  Shangbae  Bank  being  secured  on  the  line 
west  of  the  Great  Wall  already  in  existence. 
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Nr.  12097.  OROSSBMTAlfHIEH.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  das  auswärtige  Amt  Mnrawiew  ist  ein. 
verstanden. 

St  Petersburgh,  September  8,  1898.    (September  3.) 

^Vfa*'*  (Telegraphic.)  ||  Count  Mouravieff  expressed  to  me  bis  gratitude  for  the 

britonnieiu  fHeudlj    disposition    shown    to    bis    proposal    by    jon    in  yonr   telegram   of 

'•^•P**^®^ye8terday.  ;|  With  reference  to  the  words  wbich  yon  woold  desire  to  add  at 

the  end  of  the  second  clause,  Count  Mouravieff  is  ready  to  accept  the  engage- 

ment  whlch   they   convey   as   being   implied  in  the  previons  wording  of  the 

clause,  and  as  necessarily  following  from  it    His  Exoellency,  however,  for  the 

reasons  submitted  by  me  in  my  telegram  of  yesterday,   would  wish  that,  in 

any   written  Agreement  that  may   be   drawn  np,  the  engagement  shonld  be 

rccorded  in  a  more  friendly  from.  ||  He  told  me  that  before  expressing  an 

opinion  on  the  question  of  a  security  for  the  Bank  on  a  portion  of  the  line 

now  existing,  west  of  the  Great  Wall,  he  would  bave  to  refer  to  the  Ministry 

of  Finance. 


Nr.    12098.    OKOSSBBITANNIEN.   —  Der  Gesandte  in  Peking  an 

den    Minister    des    Auswärtigen.      Konkurrenz    der 

Russisch-Chinesischen  Bank  in  der  Nordbahnfrage. 

Peking,  September  5,  1898.    (September  5.) 

Nr.  18096.  (Tclegraphic.)  ||  The  London  Syndicate  for  the  Northern  Extension  Railway 

briunnian.  ^oau  havc  telegraphcd  to.  the  Agent  of  the  Hong  Kong  and  Shanghae  Bank 

6.  Sept.  1898.  here  that  an  Anglo-Russian  Agreement  provides  that  the  railway  cannot  be 

given  as  security,  nor  can  it  be  mortgaged.    The  telegram  further  lays  down 

certain   financial  terms   which   the  bank  agent  is  anthorised  to  offer.  ||  The 

Russo-Chinese  Bank  are  offering  terms  makiug  competition  impossible  for  any 

bank  which   is   not  supported  by  its  Government  ||  If  the  above-mentioned 

Agreement  exists,  does  it  contain  a  proviso  that  the  Russo-Chinese  Bank  shall 

withdraw  from  competition? 


Nr.  12099.  OBOSSBBITAHHIEN.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Unterredung 
mit  Mnrawiew  über  das  Vorige. 

St  Petersburg,  September  7,  189a    (September  7.) 

Nr.  12099.  (Tclegraphic.)  ||  Having  had  occasion  to  see  Count  Mouravieff  subsequentij 

briulnien.  ^^  ^^®  rcccipt  of  Sir  C.  MacDonald's  telegram  of  the  5th  instant,  I  called  his 

7.sept.i898.Excellency's  attention  to  the   reported  attitnde  of  the  Russo-Chinese  Bank« 

and   to   the   danger   of  its  prejudicing  the  practical  value  of  the  soggested 

Agreement  between  our  two  Governments,  as  a  settlement,  satisfactory  to  the 

interests  of  both  countries,   was  to  be  the  nudn  object  of  that  Agreement  || 
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This  danger  was  qoite  apparent  to  Count  Monravieff;  he  promised  to  ascertain  Vr.  iao99. 
the  real  relations  of  the  Russo-Cbinese  Bank  to  the  Newchwang  line  and  loan  ^^^J^J^^^ 
by   immediate  inqoiries  at  the  Ministrj  of  Finance,  for  his  ünpression  had  7.  sn»t.  isse. 
always  been  that  the  bank  did  not  desire  an  interest  in  either.    His  Excel- 
lency   said,   fnrther,  that  he  woold  inform  me  of  the  resolt  of  his  inqoiries 
after  he  had  sent  in  his  report  to  the  Emperor,   and  he  also  confirmed  the 
View  which  I  had  the  honour  of  expressing  to  yonr  Lordship  yesterday  in  my 
telegram,  to  the  effect  that  Rossian  banks  as  well  as  English  ones  wonld  be 
debarred  from  obtaining  a  mortgage  on,  or  a  control  over,  .the  railway  line 
in  question  when  once  the  Agreement  was  completed. 


Nr.  12100.  OROSSBBITABNIEN.  ~ Derselbe  an  Denselben.  Mnra- 
wiew  and  Witte  sind  für  ein  englisch-russisches 
Abkommen. 

St  Petersborgh,  September  10,  1898.    (S^^rtember  10.) 
(Telegraphic.)  ||  The  following  confidential  eommunication  was  made  to  me  Nr.  12100. 
to-day  by  Count  Mouraneff.  ||  He  had  conferred  with  the  Acting  Minister  of  j^^jj^^^r^ 
Finance,  and  had  been  satisfied  by  him  that  there  was  no  intention  on  the  1o.s0pt.i898. 
part  of  the  Rnsso-Chinese  Bank   to  compete  for  a  loan  for  the  Newchwang 
line.    His  Excellenpy  had,  moreover,  foand  him  disposed  to  regard  with  favonr 
the  following  proposal,  which   he   reqnested  me  to  consider  confidential  ontil 
it  had  received  the  Emperor's  approvai.  ||  That  what  he  has  soggested  to  me 
in   bis   conversations   as   the   basis  shonld  be  embodied  in  an  Agreement  in 
writing,  by  which  the  two  Governments  should  be  bound.    That  as  Information 
of  an   accurate   nature   respecting  all   the  projects  and  engagements  of  the 
Hong  Eong  and  Rosso-Chinese  Banks  could  not  be  obtained  in  either  London 
or  St  Petersbnrghy  our   respective  Representatives  in  China  shonld  receive 
instructions  to  bring  abont  a  fr^endly  commnnication  between  the  two  banks, 
and  to  use  their  best  endeavours  to  reconcile  their  interests,  and  to  obtain 
their    confirmity    with  the  Agreement   between   onr  two  conntries.   ||   Count 
Moorayieff  said  he  wonld  promise  me  beforehand  that  Instructions  shonld  be 
sent  to  M.  Pavloff  to   do   so   with  every  regard  for  the  Treaty  rights  and 
interests  of  Great  Britain. 


Nr.  12101.  OK088BSITANHIBN.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen«  Der  Zar 
billigt  den  Abschlufs  eines  Abkommens. 

St  Petersburgb,  September  19,  18d8.    (September  19.) 
(Telegraphic.)  ||  I  have  the  honour  to  report,  with  reference  to  the  tele«-  Hr.  12101 
gram  I  addressed  to  your  Lordship  on  the  16th  instant,  that  His  Imperial 


Grois- 
britannien. 


Majesty  has   signified  his  approval  of  the  Suggestion  made  by  Count  Moura-19.sept.i898. 
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Nr.  1210h  vieff  to  the  effect  that  the  proposed  basis  of  settiement  shonld  be  embodied 
briunnien  ^^  ^^  Agreement  in  writing  between  the  British  and  Rassian  Goyemments, 
i9.8ept.i899.  and  that  the  Representatives  of  the  two  Conntries  at  Peking  shonld  receive 
instmctions  to  seek  to  reconcile  the  interests  of  the  Rasso-Chinese  and  Hong 
Eong  and  Shanghae  Banks  in  compliance  with  it;  also  that  no  objection  will 
be  offered  by  the  Imperial  Government  to  the  existing  portion  of  the  line — 
to  the  west  of  the  Great  Wall  — being  the  secnritj  for  the  loan.  ^  The  next 
messenger  to  the  Emperor  leaves  on  the  2l8ty  and  Gönnt  Lamsdorff  wonld 
wishy  if  possible^  to  send  by  him  to  His  Imperial  Majesty  a  draft  Agreement 
of  some  sort,  which  coold  also  be  submitted  for  approral  or  correction  to 
your  Lordship.  ||  Have  I  your  I^ordship's  authority  to  join  Gönnt  Lamsdorff  in 
drawing  np  this  draft  of  Agreement,  and,  in  that  case,  conld  the  ezact  deli- 
mitation  of  the  Tang-isze  district,  and  of  Manchnria  stand  over  for  exami- 
nation  at  a  snbseqnent  date? 

Nr.    12102.     0R088BBITAHVIBH.   -*-   Der  Botschafter  in   Peters- 
burg an  das  rnssische  auswärtige  Amt 
Pro 'memoria. 

Nr.  12102.  On  the  6th  (18th)  Angust,   by  direction  of  Mr.  Balfour,  I  called  Gönnt 

orofs.     Monravieff's  serious  attention  to  the  action  taken  by  M.  Pavloff  in  strenonsly 

io.Sept.is98.  opposing  at  Peking  the  completion  of  a  Gontract  entered  into  with  the  Ghinese 
Railway  Department  by  the  Shanghae  and  Uong  Eong  Bank  for  a  loan  for 
the  constmetion  of  a  railway  from  Shanhaiknan  to  Newchwang.  ||  I  pointed 
out  to  his  Ezcellency  that  this  was  a  pnrely  commercial  private  enterprise 
strictly  in  accordance  with  the  rights  secured  by  Treaty  with  Ghina  to  Bri- 
tish snbjects,  and  that  M.  Pavloff's  Opposition  to  its  completion  seemed  in- 
consistent  with  the  promises  given  by  the  Rnssian  Government  to  respect 
those  rights.  ||  I  was  desired  to  add  that  it  was  impossible  for  Her  Majesty's 
Government  to  acquiesce  in  any  arrangement  which,  while  leaving  all  China 
open  to  Russian  railway  enterprise,  would  exclude  England  from  her  share 
in  the  railway  enterprises  of  Manchnria,  and  that  any  such  pretension  would, 
if  persisted  in,  inevitably  lead  to  very  serious  international  difficulties.  ||  Count 
Mouravieff,  in  reply,  disclaimed  any  such  pretension  on  the  part  of  the  Rnssian 
Government,  which  was  prepared  to  respect  all  Treaty  engagements  taken  by 
China  with  foreign  Governments,  and  said  that  the  nature  of  M.  Pavloff's 
action  had  evidently  been  gravely  misunderstood  in  England.  ||  His  Excellency 
drew  a  distinetion  between  railway  enterprise  in  the  north  of  Ghina  and  in 
the  provinces  south  of  Peking;  the  interests  of  Russia  were,  he  explained, 
mainly  political,  and  confined  to  the  north  of  Peking,  while  those  of  England 
were  understood  to  be  mainly  commercial  in  the  centre  and  south  of  Ghina, 
and  especially  in  the  basin  of  the  Yang-tsze.  The  Rnssian  Government  were 
prepared  to  recognize  and  respect  those  interests,  and  had  no  desire  or  in- 
tention  to  hinder  or  compete  with  our  railway  enterprise  in  those  districts.  [j 
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As  regards  the  projected  railway  from  Sbanbaikaan  to  Newchwang,  be  said  Nr.  12102. 
tliat  tbis   particular   line   bad   formed  tbe   subject   of  a   special   Agreement  ^  ?/^^' 
between  tbe  Rnssian  and  Cbinese  Governments,  conclnded  before  the  Rn8sianj9.S6pt.i80s. 
Government  bad  anj  idea  of  an  interest  being  taken  in  tbis  line  by  tbe  Bri- 
tish Bank.    Aecording  to  tbis  arrangement,  China  bad  engaged  that  tbis  line 
sbonld  be  constrneted  with  her  own  money,   and  that  as  a  necessary  con- 
seqnence  it  sboold  remain  a  Chinese  line  tmder  Chinese  control,  and  not  be 
mortgaged  to  any  non-Chinese  Company.     When  M.  Pavloff  found   that  tbis 
engagement  was  being  violated  by  the  terms  of  the  Contract  negotiated  witli 
the  Hong  Eong  Bank,  be  was  bound  to  forcibly  remind  the  Chinese  Govern- 
ment of  their  prior  engagement  with  Rnssia.  |j  The  outcome  of  several  verbal 
Communications  with  Connt  Monravieff  on  tbis  qnestion  was  that  bis  Ezcellency 
antborised  me  to  suggest  to  Iler  Majesty's  Government  as  a  possible  base  for 
a  satisfactory   setUement  of  tbis  difficulty  for  which  both  our  Governments 
were  eqnally  desirons — 

1.  An  engagement  between  our  iSovernments  that  tbe  Shanhaiknan- 
Newchwang  line  should  be  built,  and,  if  necessary,  by  means  of  a  loan  ob- 
tained  from  tbe  Hong  Eong  Bank,  provided  that  it  is  to  be  a  Chinese  line, 
nndcr  Chinese  control,  and  that  is  it  not  to  be  mortgaged  to  any  non-Chinese 
Company.  ||  2.  That  Russia  would  engage  not  to  press  for  obtaining  or  to 
take  part  in  working  railway  Concessions  in  the  basin  of  the  Yang-tsze,  if 
England  would  undertake  a  similar  engagement  as  regards  Manchuria.  ||  To 
tbis  Suggestion  I  was  enabled  to  reply  that,  if  Count  Mouravieff  would  con- 
sent to  add  the  words  "nor  to  tlirow  obstacles  in  tbe  way  of  England  ob- 
taining such  Concessions"  after  the  words  "basins  of  the  Yang-tsze,"  Mr.  Bal- 
four  thought  that  bis  Excellency's  Suggestion  might  form  a  possible  base  for 
a  satisfactory  solation.  ||  Count  Mouravieff  seemed  to  regard  tbis  addition  in 
tbe  particular  wording  suggested  liable  to  misinterpretation,  and  unnecessary, 
as  the  friendly  nature  of  tbe  proposed  Agreement  naturally  implied  that 
neither  Government  would  throw  impediments  in  tbe  way  of  tbe  other  ob- 
taining the  Concessions  which  it  has  agreed  no  to  acquire  for  its  own  ac- 
count.  II  He  was,  bowever,  prepared,  if  we  thought  it  necessary,  to  accept  the 
engagement  in  principle,  in  another  wording  more  in  accordance  with  tbis 
friendly  understanding.  ||  As  it  appeared  advisable  before  proceeding  fnrther 
in  tbis  matter  to  ascertain  how  far  our  two  Governments  bad  the  necessary 
legal  powers  to  impose  the  obligations  of  such  an  engagement  between  them 
on  the  private  enterprise  of  their  subjects,  and  also  what  were  the  precise 
geographical  limits  of  the  terms  Yang-tsze  Basin  and  Manchuria,  we  agreed 
to  make  the  necessary  inqniries;  and  Count  Mouravieff  subsequently  informed 
me  that,  with  regard  to  the  first  point,  tbe  possibility  of  bringing  the  Rnssian 
and  British  Banks  into  conformity  with  the  proposed  Agreement,  be  was 
taking  the  Emperor's  pleasure  with  regard  to  a  further  Suggestion  of  which 
he  gave  me  in  confidence  the  leading  idea.  ||  I  understand  that  yoiir  Ezcellency 
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Nr.  12102.  is  now  In  a  position  to  communicate  to  me  His  Imperial  Majest/s  decision 

orofii.     iq  regard  to  tbis  further  Suggestion,  and  I  have  ascertained  tbat.  as  far  as 

i9.sept.i89e.Lord  Salisbnry  is  able  to  jodge  of  it  from  Gönnt  Mouravieflfs   confidential 

commnnication  to  me,  he  considers  it  an  acceptable  one,  althoagh  he  is  nata- 

rally  unable  to   say  whether  he  conld  approye  of  the  proposed  Agreement 

until  he  sees  a  draft  of  it  in  writing. 

St  Petersburgh,  September  7  (19),  1898. 


Nr.    12103.    OBOSSBBITAHHIEN  und  BITSSLAND.  —   Vertragsent- 
wurf über  die  chinesischen  Eisenbahnkonzessionen. 
Nr.  12103.  Animated  by  a  sincere  desire  to  arrive  at  a  friendly  settlement  of  all 

GroCi.     qaestions  raised  between  them  in  connection  with  the  proposed  construction 

briUnnien  a. 

Ba(siAnd.  of  a  Uue  of  railway  between  Shanhaikuan  and  Newchwang,  the  two  Govem- 
2i.8ept.i898.|||gj|^3  f^^y^  agreod  as  follows: —  ||  1.  That  the  line  Shanhaikuan-Newchwang 
shall  be  built,  and,  if  necessary,  by  means  of  a  loan  from  the  Shanghae  and 
Hong  Kong  Bank,  bnt  that  the  line  in  question  is  to  remain  a  Chinese  line, 
under  Chinese  control,  and  not  to  be  mortgaged  to  any  non-Chinese  Com- 
pany. II  2.  The  two  Govemments  have* also  agreed.wlth  regard  to  the  general 
question  of  railway  Concessions  in  China.  ||  (a)  That  the  Russian  Government 
engages  not  to  seek  to  obtain  for  its  own  account  or  for  Russian  subjects 
any  Concessions  or  shares  in  Concessions  for  railways  in  the  region  of  the 
Yang-tsze  nor  to  offer  any  direct  or  indirect  Opposition  to  applications  sup- 
ported  by  the  British  Goyernment  for  such  Concessions.  ||  (6)  The  British 
Government  engages  not  to  seek  to  obtain  for  itself  or  for  British  snbjects 
Concessions  or  shares  in  Concessions  for  railways  in  Manchuria,  nor  to  oppose 
directly  or  indirectly  applications  supported  by  the  Imperial  Government  for 
such  Concessions.  ||  It  is  further  agreed  between  the  two  Governments  that 
no  preferential  railway  rates  or  differential  treatment  are  to  be  estabiished  on 
lines  in  the  aforesaid  regions  for  which  they  may  obtain  Concessions.  ||  The 
definition  of  the  geographical  limits  of  the  two  regions  as  nnderstood  in  this 
Agreement,  to  be  fixed  on  further  examination  by  a  later  Agreement  ||  Agree- 
ment to  communicate  this  Agreement  when  concluded  between  the  Govern- 
ment to  their  Representatives  at  Peking,  and  to  instruct  them  to  bring  the 
British  and  Russian  Banks  or  Syndicates  interested  in  these  Concessions  into 
commnnication,  and  to  use  their  best  efforts  in  inducing  them  to  reconcile 
their  interests  and  entreprises  in  strict  conformity  with  the  Agreement  between 
the  two  Governments. 

St.  Petersburgh,  September  9  (21),  1898. 
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Nr.  12104.  CHINA.  —  Offizielle  Beschreibung  der  Eisenbahnen 
Nordchinas,  die  zur  Garantie  der  brit.-chinesischen 
Anleihe  dienen  sollen. 

Imperial  Baüways  of  North  China. 

London,  October  8,  1898. 
Gentlemen,  ||  In   pursuance   of  Instructions   from    the  Imperial   Chinese  Nr.  12104. 
Railwaj   Administration   through   their   Engineer-in-chief,  Mr.  C.  W.  Kinder,  g  q^^  *^ 
I  have  made  preliminary  surveys  and  investigations  for  the  proposed  extension 
railways  in  Southern  Manchuria,  and  have  also  looked  into  the  construction  and 
working  and  the  traffic  prospects  generally  of  the  railways  now  in  Operation, 
in  Order  to  convey  Tiy&  voce  to  your  Board  official  engineering  information 
as  to  the  value  of  the  property  to  be  offered  as  security  for  the  loan  under 
consideration,  and  I  have  now  the  honour  to  snbmit  the  following  statement 
for  your  guidance: —  ||  The  railways  to   be  mortgaged  to  you  for  the  loan 
are  all  of  Standard  English  gauge,  and  consist  of  the  following  sections,  as 

shown  upon  the  accompanying  diagram — 

Mües. 
Peking  to  Tien-tsin— A  double  track  line  laid  with  85-lb. 

Steel  rails,   and  including  a  short  spur  to  the  west  from 
the   Peking  Junction   in   commencement    of    the   Hankow 

System Sa«/^ 

Tien-tsin   to   Tang    Ku— A    Single   track   line   laid   with 

70-lb.  rails 27 

Tang  Eu  to  Shan-hai-Kuan — A  Single  track  line  laid  with 

60— Ib.  rails 146»/4 

Total  length  of  lines  to  be  mortaged  ....  257  Vs 
There  is  a  further  section  of  40  miles  in  Operation  outside  the  Great 
Wall  (Shan-hai-Kuan  to  Chung-hou-so) ,  the  earnings  of  which,  together  with 
those  of  the  258  miles  of  extensions  proposed  to  be  built  out  of  the  proceeds 
of  this  loan,  are  to  be  pledged  as  additional  security.  ||  The  value  of  the  lines 
to  be  mortgaged  may  be  gathered  from  the  following  details: — 

Perma$ietU  Way. 
The  permanent  way  is  substantially  laid,  and  is  maintained  under  a  staff 
of  British  engineers  and  superintendents.  ||  The  country  through  which  the  lines 
pass  is  generally  an  alluvial  piain,  consequently  the  grades  are  very  moderate 
and  the  principal  curves  good,  the  waterways  forming  the  chief  items  of  en<- 
gineering  difficulty  and  expense. 

Bridges. 
The  double  track  bridges  from  Peking  to  Tien-tsin  make  an  aggregate 
length  of  7,140  feet,  and  consist  of  steel  girders  resting  on  masonry  or  con- 
creto piers  and  abutments  sunk  by  compressed  air  to  a  proper  foondation.  |{ 
The  Single  track  bridges  aggregate  17,147  feet  of  similar  construction,  with 
tbe  exeeption  of  800  feet  of  steel  girders  on  timber  piers,  and  this  is  about 
being  brought  into  substantial  conformity  with  the  remainder  of  the  üne.  ||  The 
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Nr.  1S104.  largest  viadact  is  that  o?er  the  deep  gorge  of  the  Lan  Ho»  and  is  2,200  feet 

Station,  Shops,  dtc. 
There  is  a  fine  Station  bnilding  almost  completed  at  tbe  Peking  terminns, 
and  an  elaborately  designed  Station  jard  capable  of  accommodating  a  large 
passenger  and  goods  traffic.  From  the  terminas  to  Peking  city  a  heavj  raii 
tramway  has  been  laid,  and  is  being  equipped  for  electrical  working.  |  At 
Fengtaiy  6  miles  south  of  the  terminas»  is  the  janction  with  the  Hankow 
System»  which  is  destined  in  the  process  of  railway  detelopment  to  become  a 
very  important  centre,  and  is  a  fixed  point  on  this  western  roate  owing  to 
its  proximity  to  the  heayy  viadact  across  the  Hon  Ho  at  La  Kia  Chiao  city, 
from  whence  the  line  as  f ar  as  Pao  Ting  Fa  is  being  constracted  departmen- 
tally.  At  this  janction  extensive  provision  has  been  made  for  handling  heavy 
traffic,  and  sheds»  stores,  shops»  <&c.»  have  been  erectcd  of  a  sabstantial  and 
commodioas  character.  ||  The  other  stations,  Station  accommodation,  water 
sapply,  turn-tables,  shops»  sheds,  stores,  <fcc.,  are  generally  in  keeping  with 
the  character  of  the  character  of  the  line  and  saited  to  the  reqairements  of 
traffic  and  of  efficient  working.  ||  The  sidings  on  the  line  to  be  mortgaged 
make  an  additional  aggregate  length  of  30^9  miles. 


Wharves. 
The  wharves  at  Tien-tsin  have  a  river  frontage  of 


600      feet. 


an  area  of     ....       180  acres. 

„  Hsin  Ho  „  a  river  frontage  of      .  2,750      feet 

„  „  „  an  area  of     .    .    .     .      150      acres. 

„  T'ang  Kn  „  a  water  frontage  of     .  3,300      feet. 

„  „  „  a  timber  wharf  of       .        720         „ 

.„  „  ,»  an  area  of     .    .    .    .         83      acres. 

„  „  „  sidings  of 5^2  mües. 

T'ang-Ea»  on  the  Pei  Ho,  a  few  miles  ap  stream  fröm  the  Ta  Ea  forts, 
is  the  port  of  Peking  and  of  the  contigaons  districts  of  North  China.  There 
is  a  large  and  growing  export  and  Import  trade,  as  may  be  gathered  from 
the  Castoms  Reports,  and,  owing  to  the  silting  np  of  the  Pei  Ho  (Tien-tsin 
River),  steamers,  instead  of  going  ap  to  Tien-tsin,  discharge  at  T'ang-Ea,  and 
a  large  and  increasing  percentage  of  this  cargo  goes  np  to  Tien-tsin  by  rail 
and  a  decreasing  qaantity  by  boat.  The  valae  of  the  property  at  Tang-Ea 
is  now  estimated  at  fally  500,000  taels,  althongh  the  original  cost  was  tri- 
fling.  II  At  T'angshan  are  sitaate  the  principal  Workshops,  where  there  are 
2,000  men  employed  in  carriage  and  waggon  bnilding  and  general  repairs  to 
rolling-stock,  the  outpoat  from  which  last  year  was  400  vehicles  of  varioas 
denominations.  ||  At  T'angshan  and  vicinity  are  sitaate  the  Eaiping  Goal  Com- 
pany's  mines,  which  form  an  important  soaroe  of  traffic.  The  mines  are 
working  as  a  Chinese  concem  exclnsively,  and  employ  aboat  6,000  men  with 
an  oatpoat  of  2,500  tons  per  day.  ||  At  Shan-hai*Eaan  are  sitaate  the  shops 
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for  girder   bailding  in  fall  working  order,  where  appliances  and  hands  are  Nr.  12104. 
emplojed  capable  of  tarning  out  about  6,000  tons  of  girder  work  per  annum.  ]  g  q^^  ^^ 
The  yalue  of  the  principal  Workshops,  including  machinerj,  stores,  and  spare 
parts,  is  estimated  bj  Mr.  Kinder  as  ander:— 

Taels. 

Fengtai— Repair  shops  for  rolling  stock  .  .  valae  60,000 
Tangshan— For  construction  and  repairs  .  .  „  400,000 
Shan-hai-Kuan— For  girder  building      ...        „        200,000 

Total  value    .    .        „        660,000 

BcHling  Stock. 

The  rolling  stock  is  bailt  somewhat  after  the  best  American  types,  and 
designed  by  the  Engineer*in-chief  with  a  boldncss  of  conception  unhampered 
by  the  settled  conservatism  of  the  home  railways.  Particularly  in  the  freight 
trains  is  the  contrast  so  remarkable  between  the  North  China  trains  of  40 
to  50  dOton  cars,  and  the  freight  trains  on  the  home  lines  of  a  fifth  or 
sixth  of  this  capacity.  ||  The  heavy  freight  and  passenger  locomotives  nnm- 
ber  34,  and  the  tighter  types  for  auxiliary  work  22.  ||  The  vehicles  of  all 
denominations  number  1,545.  ||  The  passenger  cars  consist  of  two  classes,  with 
the  exception  of  mail  trains  (Peking-Tien-tsin),  on  which  there  is  extra  first- 
class  accommodation  provided  aboard  the  postal  cars.  ||  The  passenger  coaches 
are  bailt  on  the  American  principle,  having  throagh  passage  and  end  platt- 
forms.  They  are  60  feet  long,  carried  on  bogies,  the  second  class  accommo- 
dating  90  passengers  each.  ||  In  the  freight  stock  the  30-ton  capacity  long- 
frame  bogey  cars  are  a  special  featare,  and  are  availed  of  to  the  ntmost.  || 
Westinghoase  air-brakes  are  on  all  express  trains,  and  hand-brakes  on  the 
freight  cars. 

Imperial  State  Car. 

It  may  be  mentioned  incidentally,  as  a  sample  of  Tiangshan  work,  that 
the  principal  Imperial  State  car  is  75  feet  long,  10  feet  wide,  and  15  feet 
high  from  rails,  carried  on  two  bogies,  each  resting  on  six  42-inch  wheels, 
electric  light  from  axle,  Stone's  patent  steam-heating,  Westinghoase  air  brakes, 
and  the  general  design,  workmanship,  and  finish  are  of  the  highest  order.  || 
The  locomotive  engineers,  inspectors,  and  passenger  drivers  are  British,  as 
are  also  the  traffic  manager  and  principal  condactors.  ||  The  Secretarial  De- 
partment, Directorate,  and  such  accoantancy  as  exists  are  exclusiyely  Chinese« 
The  privilege  of  appointing  an  English  accoantant  of  yonr  choice,  and  to  be, 
in  effect,  ander  yoar  control,  is  to  be  made  a  condition  of  yonr  Agreement, 
and  this  fact,  in  itself,  enabling  yon,  as  it  will,  to  pablish  certified  periodical 
traffic  Retarns,  should  be  regarded  with  satisfaction,  and  I  may  add  that  it 
is  indicative  of  the  bon&  fide  action,  spirit  of  llberality,  and  business-like  capacities 
which  characterize  the  present  heads  of  the  Imperial  Railway  Department 
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»'•  i2<ö4-  CapUal  Cost  of  lAne. 

Chili».  '^  ' 

8.  Okt.  1898.  The  Capital  cost  of  the  existing  railway  property,  inclading  the  40  miles 
outside  the  Great  Wall,  is  put  down  by  Mr.  Kinder  at  16,000,000  taels.[| 
Owing  to  the  Chinese  method  of  book-keeping  this  amount  cannot  be  snb- 
divided  or  appertioned.  ||  At  present  the  Engineer-in-chief  reqnires  a  conside- 
rable  snm  for  renewals  and  repairs,  and  to  develop  still  forther  the  efficiency 
of  the  line,  bat  it  is  well,  at  the  same  time  to  point  out  the  enormously 
enhanced  valae  of  the  wharf  and  land  property. 

New  Extensions. 
The  new  extensions  proposed  to  be  bailt  ont  of  the  proceeds  of  this 
loan  extend  from  Chang-hoa-so  to  Ying  Kaa,  with  branch  to  Sin-min-ting, 
and  make  a  total  length  of  258  miles  in  all,  of  which  yoa  are  to  have  an 
analienable  interest  collateral  with  the  mortage.  ||  For  90  miles  of  these  ex- 
tensions beyond  Chung-hou-so  the  line  has  been  partially  constracted;  and 
the  earthworks  and  bridges,  particalarly  for  a  length  of  70  miles  to  Kinchou 
city,  are  in  a  forward  State.  The  remainder  of  the  extensions  to  Ying-Kaa 
and  Sin-min-ting,  which  are  nntoached,  save  in  respect  of  my  prelirainary 
sarveys,  traverse  principally  an  alluvial  piain,  and  although  invoWing  heavy 
waterways  and  flood  openings,  offer  no  very  serious  engineering  difficulties. ! 
The  piain  is  exclusively  agricultural,  and  is  thickly  peopled  with  a  settled 
and  prosperous  peasantry.  The  soll  is  rieh,  free  to  work,  and  very  pro- 
ductive.  No  actual  figures  can  be  given  as  to  the  rural  population  or  area 
under  cultivation.  The  country  is  thickly  studded  over  with  large  yiUages 
and  marked  towns,  and  is  plentifuUy  intersected  by  highways,  and  for  the 
greater  part  of  the  route  few  countries  outside  China  can  compare  with  it  in 
the  extent  to  which  its  available  surface  is  tilled.  ||  Sinmin-ting,  the  northem 
objective  point,  is  a  large  native  settlement,  and  the  centre  of  a  very  ex- 
tensive grain  trade,  principally  supplied  from  the  westem  watershed  of  the 
Liao-ho.  ||  The  cart  traffic  through  all  these  districts  is  very  heavy,  and  there 
can  be  no  doubt  that  in  a  country  yielding  such  a  volume  of  road  traffic, 
a  railway  offering  the  facilities  of  a  speedier  and  cheaper  transit  will,  as  on 
the  lines  in  Operation,  be  availed  of  to  the  utmost 

Trafjfk  generdlly. 
The  railway  accounts  being  in  the  hands  of  Chinese  officials,  and  kept 
fUM^rding  to  Chinese  ideas,  it  is  impossible  to  obtain  figures  to  establish  a 
definite  traffic  Return  of  the  usual  kind,  and  even  if  any  figures  were  obtai- 
nable  it  would  obviously  be  more  satisfactory  to  rely  upon  personal  Obser- 
vation and  the  experience  of  those  who  have  been  connected  with  the  rail- 
ways  from  their  commencement,  and  who  have  watched,  during  their  career, 
the  development  of  every  phase  of  their  existence.  ||  In  addition  to  actual 
kuQwledge  of  the  heavy  traffic  carried  over  the  line,  I  have  the  statement 
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of  Mr.  Kinder  y  wbo,  as  the  fonnder  of  the  railways,  and  nnder  wbose  gei-  Nr.  1210«. 

dance  and  initiative  tbe  lines  bave  been  built  and  worked,  and  than  whonig  q^^^i^ 

no  European  knows  more  abont  the  railway  anci  other  commercial  resonrces 

of  North  China.  ||  Mr.  Kinder  states  that  for  the  lines  in  Operation,  including 

the  40  miles  outside  Wall,  '*the  annaal  receipts  will  average  2,000,000  taels, 

and  the  working  ezpenses,  1,200,0(K)  taels."  ||  This,  at  the  present  rate  of  ez- 

change,  means,  in  round  figures: — 

Taels.  st 

Annual  receipts 2,000,000    ==    266,666 

Working  expenses       1,200,000    =    160,000 

Balance— Net  receipts  .    .       800,000    =    106,666 

This  balanoe  would  yield  a  clear  5^8  per  cent  on  a  loan  of  2,000,000  1., 
and  it  maj  be  remarked  that  this  result  is  obtained  notwithstanding  the 
£acl  that  tbe  Une  stops  short  40  miles  ontside  the  Great  Wall  at  a  merely 
insignifiioant  place  en  route  for  the  objective  points  of  Ying  Kau  and  the 
centrei  of  grain  trade  im  the  North — so  that  as  al  present  working  at  least 
100  miles  of  the  line  cannot  be  said  to  be  earning  anjthing  like  what  il 
should  command  if  its  objective  points  had  been  reached.  ||  A  knowledge  of 
the  Tolume  of  passenger  and  goods  traffic  carried  over  the  lines  is  quite 
snfficient  to  conyince  aoy  one  aoonstomed  to  the  working  of  railways  that 
with  proper  managem^t  the  forogoing  is  a  moderate  estimate  of  the  earning 
power  of  the  line.  ||  Tbe  port  of  T'ang  Ku  with  the  verj  important  distribn^ 
ting  centres  of  Tien-tsin  and  Peking— tbe  ooal  mines  of  T'angshan,  the  mili-» 
tary  forts  and  encampment&  at  Taku  and  Lutai;  the  rising  watering  place 
aad  sauitorinm  for  foreign  settlers  at  Pei-tai-bo  so  extensively  patronised, 
togetber  with  tbe  fa^ts  of  the  people  being  everywbere  anzioos  to  avail 
tbemselYes  of  the  facilities  of  transit  afforded  them,  the  vast  population 
to  be  served,  and  the  geoeral  reconrces  of  the  country  to  be  dealt 
with,  offer  on  Ihe  whole  tbe  best  poasible  goarantee  for  the  remnnera^ 
tiveness  of  judicious  ezpenditure  on  railwaj  aecommodation.  ||  It  naay  be  of 
interest  to  remark  that  the  climate  ol  Manchuda  is  thoroughly  bealtby— our 
nearest  bome  parallel  being  Ganada:  a  rainless  winter,  cold  but  deligbtfally 
dry,  bright  and  brisk;  very  little  snow— the  spring  and  fall  of  the  year  being 
exceptio&aliy  temperate,  and  only  a  short  period  of  summef  forming  tbe 
rainy  seaaon  in  which  the  heat  is  at  all  oppressive.  ||  With  regard  to  the 
prospects  of  traffic  on  the  extensions  (in  »whicb  your  Board  is  to  ha?e  a 
collateral  ipterest),  it  may  be  said  that  they  are  at  least  quite  as  good  as 
on  the  lines  in  Operation.  ||  The  country  nortb-east  of  the  city  of  Kin-chou, 
forming  the  lower  watershed  of  the  Ta-ling  Ho  and  Liao  Ho»  is  an  immense 
fertile  piain  all  under  cnlüvatioB,  aod  producing  largely  in  excess  of  iti  iocal 
reqnirements.  ||  The  trend  of  trade  in  this  es^tensive  agricultural  district 
boonded  on  the  ]H>rth  by  the  waters  of  tbe  Liaio  Ho  is  all  towards  Ying  Kau, 
and  inside  Wall.  ||  la  ad4iti<^i)  to  the  pr^inary  (purces  pf  railway  traf^  in: 

StftfttssrehiT  LXIY.  6 
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Mr.  12104.  the  country,  there  is  in  prospect  tbe  development  of  a  very  large  coal  traffic 
8.  ^t!^806.  ^'^^^  the  Nan  Piao  Goal  Mines,  sitnate  some  30  miles  north-west  of  onr  ex- 
tension  line  from  Kiao-chao.    It  is  intended  to  connect  tbese  with  onr  line 
bj  a  brancb,  later  on,  and  to  work  them  as  a  separate  nndertaking;  bnt  as 
jon  are  at  present  onlj  interested  in  tbese  to  tbe  eztent  of  tbeir  value  as  a 
sonrce  of  railway  traffic,  it  will  snffice  to  qnote  Mr.  Kinder  on  tbese  and  ex- 
tension  traffic  generally  wbere  he  says:—  ||  "I  am  confident  tbat  tbe  opening 
np  of  the  (Nan  Piao)  mines  and  otbers  near  to   will  bave  a  splended  futnre, 
as  tbe  demand  for  tbis  fnel  is  rapidly  increasing  all  along  tbe  China  coast, 
while  a  large  native  consnmption  is  assured  wben  a  cbeaper  means  of  trans- 
port  will  be  provided  by.  the  railway.    Sin-min-ting  it  the  centre  of  an  im- 
portant  grain  trade,  most  of  which  will  go  west  by  rail  or  to  Ying  Kau  for 
shipment  to  Japan  and  tbe  China  coast    I  bave,  Uierefore,  no  doubt  at  all 
tbat  tbese  (extension)  lines  can,  wben  once  in  füll  working  order,  say,  two 
years  after  opening  for  traffic,  pay  4  per  cent  interest  on  tbe  ouUay  in- 
curred."  ||  I  may  remark  tbat  tbe  eaming  power  of  tbese  extensions  is  esti- 
nated  by  Mr.  Kinder  with  a  large  margin  of  reserve  or  high  factor  of  safety, 
so  very   commendable  in   dealing  with   a  railway   in   its  infancy   in  a  new 
country  and  constituting  a  new  enterprize,  in  spite  of  all  tbe  eyidence  tbat 
exists  to  Warrant  tbe  presumption  of  a  more   liberal  return.  ||  The  produee 
and  requirements  of  tbis  country  to  tbe  south  and  west  of  tbe  Liao  Ho  form 
an  important  factor  in   tbe  trade  of  Ying  Kau,  and  wben  tbe  ooal  of  Nan- 
Piao   (wbich   there  is   notbing  in   North   China   to  equal  in  quality  and  in 
facility  of  access)  will  be  secured,  a  Ycry  large  trade  may  be  anticipated.  ||  In 
view  of  tbe  extensive  requirements  of  traffic  to  the  sea-port,  a  very  fine  site 
of  1,000  acres  with  deep  water  frontage  for  wbarves,  Ac.,  bas  been  obtained 
on  the  western  bank  of  the  Liao  Ho  at  Ying  Kau.  ||  I  may  add,  in  conclu- 
sion,  a  rteum^  of  tbe  points  affecting  the  security  for  the  loan:  |  The  security 
to  be  offered  for    the  loan  now  under  negotiation  is —  ||  1.  A  mortgage  of 
257^/2   miles   of  railway  (plus  tbe  earnings  of  a  further  40  miles)  all   in 
Operation,  and  including  rolling-stock  and  all  appurtenances  belonging  to  a 
railway   System   in  a  sound  and  thriring  condition,  and  with  an  estimated 
eaming  power  more  than  sufficient  to  pay  interest  on  the  loan.    The  capital 
Sterling  cost  of  tbis  part  of  tbe  security  alone  is  considerably  in  excess  of 
tbe  amonnt  of  tbe  loan  required.  ||  2.  The  loan  now  sought  is  to  be  applied 
to  tbe  building  of  258  miles  of  new  extensions,  and  to  tbe  improvement  of 
portions  of  tbe  existing  line,  additional   Workshops  and  wharfage,  accommo- 
dation,  ^.,  and  the  profits  arising  from  all  tbis  expenditure — the  distribution 
of  wbich  is  secured  under  British  control  and  management — are  estimated  to 
amount  to  at  least  another  4  per  cent.,  forming  on  the   wbole  an  aggregate 
security  of  over  9  per  cent  on  the  amount  of  your  loan,  accruing   firom  a 
property  upon  wbich  over  4,000,000  L  will  have  been  ezpended.  i|  3.  To  tbe 
foregoing  is  to  be  added  an  Imperial  gnarantee  for  tbe  payment  of  interest  and 
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repsTment  of  priocipaL  ||  Shonld  yoa  want  infonnation   npon  anj  other  pbase  ^'- 1^^^^- 

China. 
8.  Okt.  1898. 


of  the  subjeet,  I  shall  be  most  happy  to  supply  it  before  my  return  to  China.     ^*"* 


James  Ginneil,  District  Engineer,  Imperial  Chinese  Railways. 
To  the  Chairman  and  Directors,  British  and  Chinese  Corporation,  Limi- 
ded,  3,  Lombard  Street,  London,  £.C. 


Nr.  12105.  GBOSBBBITAinnEN  und  CHUTA.  —  Vertrag  zwischen 
dem  Hongkong-  und  Shanghai-Bankkonsortium  und 
der  Verwaltung  der  Eisenbahnen  Nordchinas. 

10.  Oktober  1898. 
This  Agreement  is  made  between  bis  Excellency  Ho,  Oovemor  of  Peking,  Nr.  12105. 
as  Administrator-General  of  the  Railways  of  North  China  within  and  withoutvJ''^?' 
Shan-hai-Kuan,  acting  ander  the  authority  of  the  Imperial  Chinese  Government,  düu. 
hereinafter  called  the  "Administrator-General,"  of  the  one  part,  and  the  Hong^^'^"**^* 
Kong  and  Shanghae  Banking  Corporation,  for  themselves  and  on  behalf  of  the 
British  firm  of  Jardine,  Matheson,  and  Co.,  representing  as  Joint  agents  the 
British  and  Chinese  Corporation  (Limited),  hereinafter  called  the  "Corporation," 
of  the  other  part:  ||  Whereas,  on  the  7th  day  of  June,  1898,  being  the  19th 
day  of  the  4th  month  of  the  24th  year  of  the  Emperor  Euang-Hsü,  a  preli- 
minary  Agreement  was  signed  at  Peking  between  the  Administrator-General 
and  the  Hong  Kong  and  Shanghae  Banking  Corporation,  representing  a  British 
Syndicate,  for  a  Sterling  loan  for  the  equivalent  of  abont  16000000  taels  for 
the  construction  of  a  railway  line  from  Chung-hou-so  to  Hsin-ming-t'ing  and 
a  brauch  line  to  Ting-tsu,  and  for  the  redemption  of  ezisting  loans  made  to 
the  Tien-tsin-Shan-hai-Euan  and  Tien-tsin-Lueouchiao  Railway  lines;  and  || 
Whereas  in  terms  of  the  preliminary  Agreement  a  period  of  three  months 
from  its  date  was  allowed  to  the  Syndicate  to  accept  or  decline  its  conditions; 
and  jl  Whereas  the  Hong  Kong  and  Shanghae  Banking  Corporation,  before  the 
expiration  of  the  period  named,  duly  notified  the  Administrator-General  that 
it  is  prepared,  with  certain  modifications,  to  arrange  the  issue  of  the  loan 
upon  the  conditions  named  in  the  preliminary  Agreement:  It  is  now  agreed 
as  foUows:  —  ||  1*  The  Corporation  agrees  to  issue  on  behalf  of  the  Ad- 
ministrator-General a  Sterling  loan  for  the  amount  of  2  300000  1.,  the  pro- 
ceeds  of  which  are  to  be  applied  in  the  order  foHowing:  —  ||  (1.)  To  the 
redemption  forthwith  or  at  maturity  of  the  loans  and  advances  specified  in 
the  Statement  attached  to  this  Agreement  which  have  been  made  by  foreign 
banks  to  the  Tien-tsin-Shan-hai-Kuan  and  the  Tien-tsin-Lucouchiao  Railway 
lines.  The  Administrator- General  hereby  certifies  that  the  total  amount  of 
the  liabilities  due  by  the  lines  named  does  not  exceed  the  sum  of 
3  000000  taels.  ||  (2.)  To  the  carrying  out  within  a  period  of  three  years 
from  the  date  of  this  Agreement  of  certain  improvements  and  additions  to 
rolling-  stock  on  the  existing  lines  between  Peking  and  Sban  -  bai  -  Kuan,  re- 
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Kr.  18105.  commended  by  the  Enropean  Chief  Engineer,  and  estimated  by  bim  to  eoet 

briui^en».*^^'^*   1500000   taels.    II    (3.)   To  the  construction  of  a  railway  line  firom 

chin».     Chung-boa-80  to  Hein -misg- fing,  aud  one  from  a  point  on  that  line  near 

1 A  A  Vi  1  fiQA 

Shib  -  San  -  Chan  to  Ting-tza,  and  of  a  brauch  line  from  Nu-erh-ho  to  the 
collieries  of  Nanp'iao.  jj  The  Administrator-General  engages  that  the  construction 
of  the  new  lines  here  specified  shall  be  completed  within  a  period  of  three 
years  from  the  date  of  this  Agreement.  ||  2.  In  the  event  of  the  proeeeds  of 
this  loan  being  insnfficient  for  the  completion  of  the  new  Hnes  here  speciied, 
the  Administrator  -  General   will  pro?ide   or  will   arrange  with   the  Imperial 
Government  of  China  to  provide  fnnds  from  other  soorces  sufficient  to  com- 
plete  their   construction.  ||  3.   This   loan  shall   be   a  first  Charge  upon  the 
security  of  the  permanent  way,  rolling- stock,  and  entire  property,  with  the 
freight  and  earnings  of  the  existing  lines  between  Peking  and  8han-hai-Euan, 
and  on  the  freights  and  earnings  of  the  new  lines  when  oonstructed.    The 
Administrator- General  shall,  during  the  continoance  of  this  loan,  maintain  the 
railway  buildings,  works,  roUing- Stocks  and  dependendes  in  good  order  and 
condition,  and   shall  increase   the   roUing-stock   from   time  to   time  to  such 
extent  as  shall  be  necessary  for  the  requirements  of  the  traffic.   jj   Should  it 
be  decided  hereafter  to  construct  brauch  lines  or  eztensions  connecting  with 
the  lines  herein  named,  their  construction  shall  be  undertaken  by  the  Bailwi^ 
Administration,  and  should  the  funds  of  the  Railway  Administration  be  insnffi- 
cient for  that  purpose,  it  shall  i^^ply  to  the  Corporation  for  the  same.  ||  4.  The 
principal  aud  interest  of  this  loan  are  guarauteed  by  the  Imperial  Government 
of  China,  and  in  the  event  of  default  in  payment  of  interest  or  rquiyment  of 
principal  at  due  date,  the  Corporation  shall  immediately  notify  the  Imperial 
Government  of  China  thereof,  and   the  Imperial  Government  of  China  will 
therenpon  provide  the  funds  necessary  to  meet  such  pi^ment  in  Sterling  in 
London.    In  the  event  of  the  Imperial  Government  of  China  being  unable  to 
provide  the  funds  necessary  tp  meet  a  payment  of  interest  or  principal  when 
called  upon  by  the  Corporation  to  do  so  in  terms  of  this  clause,  the  said 
railway  lines  and  entire  prop^rty  shall  tbereupon  be  handed  over  to  represen- 
tatives  deputed  by  the  Corporation  to  manage,  on  their  behalf,  untü  principal 
and  interest  of  the  loan  have  been  redeemed  in  füll,  Yihen  the  maaagement 
will  revert  to  the  Railway  Administration.    It  is  provided  that  should  arrears 
of  interest  or  principal  be  for  a  small  sum,  and  it  appears  desirable  to  the 
Corporation  to  extend  the  due  date  of  their  payment  for  a  term  not  exceeding 
three  months,  it  shall  be  open  to  the  Corporation  to  do  so.  ||  This  arrangementi 
which  differs  from  other  contracts  in  that  the  Administrator-Greneral  retains 
control  of  the  railway  lines  so  long  as  the  pi'incipal  and  interest  of  this  loan 
are  regularly  paid,  has  been  agreed  to  in  consequence  of  the  friendly  relations 
which  have  long  existed  between  the  Contracting  Parties. 

6.  No  further  loan  shall  be  charged  upon  the  security  named   above, 
e^cept  ^brough  th^  Corporation,  until  this  lo^^n  is  refleem^,  ^iid  the  TsttD(|-U 
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Tamdn  will  band  to  the  British  Minister  in  Peking  a  written  nndertaking  on  Nr.  12105. 
behalf  of  the  Imperial  Government  of  China  that  the  railway  lines  named  in  vritawüen  b. 
this  Agreement  shall  never  be  alienated  or  parted  with.  ||  6.  Daring  the  cor-  chiM. 
rency  of  this  loan  the  Chief  Engineer  of  the  railways  shall  be  a  British  ^^•^^*'*®*^ 
sobject  The  principal  memb^rs  of  the  railway  staff  shall  be  capable  and 
ezperienced  Earopeans,  who  shall  be,  as  at  present,  appointed  by  the 
Administrator-General  of  the  Bailways,  and  may  be,  in  the  event  of  their 
miscondnct  or  incompetency,  dismissed  after  consnltation  with  the  Chief 
Engineer.  ||  If  there  are  Chinese  with  snfficient  engineering  or  traffic  experience 
they  may  be  appointed  as  well  as  Enropeans.  ||  Shonld  it  be  necessary  to 
appoint  a  new  Chief  Engineer,  sneh  appointment  shall  be  made  in  oonsoltation 
with  the  Corporation.  ||  In  addition  to  the  above,  a  capable  and  «fficient 
European  Bailway  Aceonntant  shall  be  appointed,  with  fall  powers  to  organiie 
and  direct  the  keeping  of  the  railway  acconnts,  and  to  act.with  the  Admini- 
strator-General and  the  Chief  Engineer  of  the  railway  in  the  snpervision  of 
receipts  and  expenditnre.  ||  7.  The  railway  lines  named  in  this  Agreement  being 
Imperial  Chinese  Government  lines,  in  the  event  of  war  or  famine,  Chinese 
Government  troops  and  grain  may  be  transported  over  the  Hnes  free.  ||  8.  All 
receipts  and  eamings  of  the  lines  herein  spedfied  shall  be  paid  into  the  credit 
of  the  Bailway  Administration  with  the  Hong  Kong  and  Shanghae  Banking 
Corporation,  Tien-tsin,  together  with  50000  taels  annaally,  payable  ander  the 
Board  of  Bevenne's  arrangement  approved  by  the  Throne,  by  each  of  the 
Provinees  of  Shansi,  Shensi,  Honan,  and  Anhai,  for  railway  parposes  for  ten 
years.  ü  All  ezpenses  of  working  and  maintaining  the  lines  will  be  paid  from 
their  receipts  and  eamings,  the  remainder  of  which,  together  with  the  pro- 
vincial  fands  above  named,  shall  then  be  charged  with  the  servioe  of  this  loan. 
Payments  of  interest  and  repayments  of  principal  shall  be  made  in  eqaal 
monthly  instalments,  and  in  accordance  with  the  amonnts  and  dates  of  a  yearly 
Schedale,  which  will  be  famished  to  the  Administrator-General  by  the  Bank. 
These  payments  shall  be  made  by  the  Administrator-General  to  the  Hong  Kong 
and  Shanghae  Banking  Corporation,  Tien-tsin,  in  Hongp'ing  sycee  snfficient  to 
provide  the  Sterling  amonnt  dae  to  the  bondholders  in  terms  of  the  prospectas 
of  the  loan,  the  rate  of  ezchange  for  these  payments  being  fixed  by  that 
Bank  as  each  snch  payment  becomes  dae.  In  reimbarsement  of  expenses  in- 
carred  in  connection  with  the  distribntion  of  the  service  to  the  bondholders 
of  tbe  principal  and  interest  of  the  loan,  the  Hong  Kong  and  Shanghae 
Banking  Corporation,  Tien-tsin,  shall  receive  from  the  Railway  Administration 
a  commlssion  of  ^/^  per  cent  on  the  annaal  loan  service,  which  will  be 
incladed  in  the  yearly  Schedale  for  the  same.  ||  9.  The  term  of  the  loan  shall 
be  forty-five  years,  and,  snbject  to  the  modification  mentioned  hereinafteri 
repayment  of  principal  shall  be  made,  so  far  as  regards  Uie  bondholders,  in 
forty  eqaal  annaal  instalments,  commenoing  with  the  sixth  year.  ||  10.  Interest 
on  the  loan  shall  be  charged  at  the  rate  of  5  per  cent.  per  annam  on  the 
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Nr.  12105.  nominal  principal,  and  shall  be  calculated  on  the  balance  of  such  principal  at 
brifcMuiieD  V.  &o J  ^üuc  outstanding,  payments  of  interest  being  made  bj  the  Administrator- 
^^^^^  General  in  accordance  with  the  amonnts  and  dates  spedfied  in  the  yearly 
'Schednle  to  be  provided.  ||  11.  The  loan  will  be  redeemed  by  annnal  drawings 
in  London  as  provided  for  in  the  prospectas.  Besides  the  drawings  as  provided 
for,  the  Administrator  -  General  may,  on  giving  three  months'  notice  to  the 
Corporation,  call  for  extra  drawings  to  be  held,  for  any  amonnt  Bonds  so 
drawn  to  be  redeemed  by  the  Railway  Administration  at  20  per  cent  pre- 
minm  on  their  par  valae.  Any  such  extra  drawings  must  take  place  on  the 
date  of  the  ordinary  drawing  provided  by  the  prospectus.  ||  In  the  event  of 
such  extra  drawings  taking  place,  subsequent  payments  of  interest  will  be 
adjusted  in  the  yearly  Schednle  to  be  provided,  bat  repayments  of  principal 
shall  continue  unaltered  in  terms  of  clause  9  of  this  Agreement  until  the 
loan  is  redeemed.  ||  The  Imperial  Government  of  China  hereby  engages  that 
this  loan  shall  not  be  redeemed  or  converted  otherwise  than  as  herein 
provided. 

12.  The  price  agreed  upon  for  this  loan  is  90  per  cent  net  of  the 
nominal  principal,  but  should  an  unfavourable  State  of  the  market  prevail  at 
the  time  of  issuing  the  prospectus,  the  Corporation  is  hereby  authorized  to 
reduce  the  price  of  the  loan,  at  its  own  discretion,  to  not  less  than  88  per 
cent.  net  to  the  Railway  Administration.  ||  13.  The  Corporation  are  hereby 
authorized  to  issue  to  subscribers  to  the  loan  bonds  for  the  total  amount  of 
the  loan  in  pounds  Sterling,  in  such  form  and  for  such  amounts  as  shall 
appear  desirable  to  the  Corporation,  and  the  Hinister  for  China  in  London 
will  seal  all  such  bonds  with  his  official  seal,  as  evidence  that  the  Imperial 
Government  of  China  is  bound  thereby.  Each  such  bond  shall  bear  the 
foUowing  clause:  —  ||  "The  Imperial  Government  of  China,  pursuant  to  an 
Imperial  Edict,  dated  ,  unconditionally  guarantees  and  dec- 

lares  itself  responsible  for  the  payment  of  the  principal  moneys  and  interest 
hereby  secured,  aud  in  faith  thereof  it  has  specially  authorized  the  Chinese 
Minister  in  London  to  seal  this  bond  with  his  official  seal."  H  14.  All  bonds 
and  Coupons  and  payments  made  and  received  in  connection  with  this  loan 
shall  be  exempt  from  Chinese  taxes  and  imposts  for  ever.  ||  15.  All  details 
necessary  for  the  prospectus  and  connected  with  the  service  to  the  bond- 
holders  of  the  interest  and  repayment  of  principal  of  this  loan,  not  herein 
explicitiy  provided  for,  shall  be  left  to  the  arrangement  of  the  Corporation, 
who  are  hereby  authorized  to  issue  a  prospectus  of  the  loan  as  soon  as 
possible  after  the  signing  of  this  Agreement.  ||  The  Tsung-li  Yamftn  will  instruct 
the  Chinese  Minister  in  London  to  co-operate  with  the  Corporation  in  any 
matters  requiring  conjoint  action.  ||  16.  The  loan  shall  be  issued  to  the  public 
as  soon  as  possible  after  the  signing  of  this  Agreement,  and  shall  date  from 
the  first  day  of  the  month  of  its  issue.  Payment  of  the  entire  proceeds  will 
be  made  in  London  to  the  order  of  the  Administrator- Genoral  not  later  than 
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the  31  st  day  of  Marcb.  1899;  of  the  above  proceeds,  the  Corporation  will  Kr.  itiM. 
advance  to  the  order  of  the  Administrator-General  in  London,  on  or  before  ^^®'*^^" 
the  31  st  day  of  October  nezt,  the  sum  of  250000  l.;  this  advance  will  bear  chiM. 
interest  at  the  rate  of  6  ^/,  per  cent  per  anhnm  nntil  such  time  as  the  first*®-^*^*"***** 
instalment  of  the  loan  proceeds  shall  be  available,  when  it  shall  be  deducted 
from  those  proceeds  by  the  Corporation.  ||  17.  In  the  event  of  an  unfavourable 
State  of  the  market  rendering  the  issue  of  this  loan,  and  the  payment  of  its 
proceeds  to  the  Railway  Administration  impossible  on  the  terms  named  with- 
out  loss  to  the  Corporation,  the  Corporation  shall  be  granted  such  extension 
of  time  for  the  Performance  of  its  contract  with  the  Administrator-General  as 
the  cirenmstances  demand,  any  advances  or  instalments  of  proceeds  already 
made  to  the  Railway  Administration  being  in  that  case  treated  as  regards 
payment  of  interest,  repayment  of  principal,  secnrity,  and  Imperial  Chinese 
Government  gnarantee  in  terms  of  this  present  Agreement,  and  as  forming 
part  of  the  principal  amonnt  of  this  loan.  Similar  extension  of  time  for  the 
issne  of  this  loan  and  payment  of  its  proceeds  shall  also  be  granted  in  the 
event  of  the  Deutsch- Asiatische  Bank,  Berlin,  objecting  to  its  issue  before  the 
month  of  April  next,  in  accordance  with  the  terms  of  clause  9  of  the  Agree- 
ment for  the  Chinese  Imperial  Govemm^t  4^9  per  Cent  Sterling  Loan 
of  1898.  II 18.  Immediately  after  the  signature  of  this  Agreement,  and  before 
the  issue  of  the  prospectus  of  the  loan  to  the  public,  the  Administrator- 
General  will  memorialixe  the  Throne  and  obtain  an  Imperial  Edict  oonfirming 
and  sanctioning  the  provisions  of  this  Agreement,  the  Imperial  Edict  so 
received  being  then  commnnicated  officially  and  withont  delay  by  the  Tsong-U 
Tamdn  to  the  British  Minister  in  Peking.  ||  19.  The  Corporation  may,  subjeot 
to  all  its  obligations,  transfer  or  delegate  all  or  anj  of  its  rights,  powers,  ^ 

and  discretions  to  any  British-  Company,  Directors,  or  Agraits,  in  consultation 
with  the  Administrator  -  General,  with  or  withont  power  of  further  transfer 
and  sub-delegation.  jj  20.  This  Agreement  is  executed  in  quadruplicate  in 
English  and  Chinese«  one  copy  to  be  retained  ^y  the  Adminisl^ator- General, 
one  by  the  Tsnng-li  Tamdn,  one  by  the  British  Minister  in  Peking,  and  one 
by  the  Corporation.  Should  any  doubt  arise  as  to  the  interpretaüon  of  the 
contract,  the  English  text  shall  be  accepted  as  the  Standard«  ||  Signed  at  Pe- 
king by  the  Contracting  Parties  this  25th  day  of  the  eighth  month  of  the 
twenty-fourth  year  of  the  Emperor  Kuang-HsO,  being  the  lOth  day  of  October, 
1898,  Western  Calendar. 


Statemrat  of  Loans  and  Advances  by  Foreign  Banks  to  the  Imperial  Bailways 

Administration  to  be  redeemed  in  terms  of  this  Contract 

By  the  Hong  Eong  and  Shanghae  Banking  Corporation:—- 

2nd  November,  1894,  to  Shan-hai-Kuan  Sectfon     .     Hongp'ing  taels  200000 

23nl  October,  1896,  to  Lueouohko  Seetion  ...  „  400000 
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Nr.  12106.  8th  Jane,  1897,  to  Laconchiao  Section     ....  Kaplog  taels     300000 

kri^^n.  ^^^  ^"^*'  ^^^'^'  *^  Railway  Bonds „              140000 

China." ''3rd  December,  1897,  to  Peking  Section   ....  „             200000 
io.okt.i89e.         By  ^^  Ra880*Chine«e  Bank:  — 

One  dne  Jannary  1900 Hongp'ing  taels  200000 

One  repayable  hj  monthlj  instalments  of  lOOOQ  taels, 

commencing  1898 „              400000 

Bj  the  Deutsch -Asiatische  Bank:  — 

One  dne  spring  1899,  90000  1.  say Hongp'ing  taels  700000 


Nr.    12106.    OB068BSITANHIBH  und  GHIVA.  —  Eoniessionsvertrag 
Ober  die  Nan  P'iao-Kohleawerke. 

10.  Oktober  189a 
Nr.  1210«.  This  is  an  Agreement  between  his  Excellency  Ha,   Govemor  of  Peking, 

Qroft- 

brituDiM  a.  Administrator-General  of  the  Railways  of  North  China,  within  and  withont 
chiM.  Shanghaikaan,  hereinafter  called  the  ''Administrator-Oenerar,  of  the  one  part, 
and  tfae  Hong  Kong  and  Shanghae  Banking  Corporation,  for  themselves  and 
on  behalf  of  the  British  firm  of  Jardine,  Matheson,  and  Co.,  representing  as 
Joint  agents  the  British  and  Chinese  Corporation  (Limited),  hereinafter  called 
the  "Corporation",  ef  the  other  part 

1.  The  Administrator-Oeneral  haring  porchased  the  coal  mines  known  as 
Sfaang  P'iao,  Chnng  Piao,  and  Hiia  P'iao,  at  Kan  P^ao,  in  the  dieirict  of 
Ch'ao  Yang,  now  enters  into  an  Agreement  with  the  Corporation  to  operate 
the  same  on  Joint  acconnt    Any  other  mines  in  tbe  neighbonrfaood  of  the 

N  cabove,  or  of  the  railway  line  between  Nn-erh-ho  and  Nan  P*iao,  and  between 

Nan  Fifto  and  Chinchou  that  may  sobseqnently  be  acquired  by  purebase  or 
otherwise  by  the  Administrator-General,  shall  also  come  under  the  terms  of 
this  Agreement  for  Operation  either  on  Joint  account  or  by  the  Corporation 
alone,  it  being  always  provided  that  all  Operations  under  the  terms  of  this 
Agreement  are  optional  to  the  Corporation,  and  snbjeot  to  a  favourable  report 
from  its  Mining  Engineer.  ||  2.  The  Corporation  shall  send  its  own  Mining 
Engineer  as  soon  as  possible  to  examine  the  property  acquired,  and  will 
indioate,  after  consultation  with  tbe  AdBünistrator -General  and  the  Chief 
£ngineer  of  the  Railway  Administration,  the  points  at  wbich  it  is  desirable 
to  sink  shaft  and  commence  Operations.  The  Mining  Engineer  of  the  Cor- 
poration will  also  make  a  snrrey  of  the  whole  area  above  named,  with  a 
View  to  the  extension  of  Operations,  and  on  the  receipt  of  his  Report  upon 
ihe  same,  the  Administrator- General  will  take  immediate  Steps  for  the  purohase 
of  the  neeessary  property  at  the  pohits  recommended  in  tha  Report.  No 
compulsion  shall  be  used  in  the  purohaae  of  such  property  if  the  owner 
refuses  to  part  with  it,  but  in  such  case  it  will  be  arranged  that  the  Ad- 
ministrator-General  shall  have  the  first  reftwal  thereafter.  ||  8.  An  eetinoted 


Digitized  by 


Google 


Yerhandliiiig  zwiBcfaen  Gro&briUamien  und  Ra&land  Aber  die  Abgrenrong  etc.    39 

eaiHtal  of  1,000,000  Hongp'tng  taek   fbr   fche   opening  and   working  of  the  nr.  i^ioe. 
rnines  shall  be  proTided  in  eqeal  shares  bj  the  Administrator-QeBeral  and  the     ^^f^* 
Corporation,  either  bj  private  subscription,   the  pablic  issoe  of  Script,   or  in     q^^^ 
such   other  manner  as  eaeh  partj  may  deem  neeessary  in  its  own  intere8ts.i<^^k^is^' 
Of  tbe  estimated  eapital  oi  1,000,000  taels  the  vom  of  126,000  taeh  shall 
be   deposited   by  the   Corporation   at  tbe   Hong  Kong  and  Shanghae  Bank, 
London,  in  £  Sterling  not  later  tban  the  80th  Kovember,  1898,  and  the  sum 
of  126,000  taels  shall   be   deposited   by  the  Administrator-General  at  the 
Tien-tsin  branch  of  the  same  bank  on  or  hedare  the  same  date.    The  balance 
of  the  estimated  eapital,  namely,  750,006  taels,  shall  be  similarly  provided  in 
eqnal  shares  by  eaeh   party  not  later  than  the  80th  November,  1899.    All 
such  deposits  shall  be  held  by  the  bank  to  the  order  of  the  Corporation  for 
the  pnrchase  of  plant  and  the  opening  and  working  of  the  mines.   Shonld  an 
inerease  of  eapital  be  fonnd  neeessary  later  on,  it  shi^  be  similarly  provided 
in  eqnal  shares  by  the  Administrator-Oeneral  and  tbe  Corporation.  ||  4.   The 
constmction   of  the   braneh   line   firom  Na-erh*ho  to  the  Nan  Piao  coUeries 
will  be  carried  ont  by  the  Administrator-General  in  terms  of  bis  Agreement 
with  the  Corporation  for  the  Shanghaiknan-Newchwang  main  line  and  depen- 
deneies. 

6.  All  matters  of  ezploitation,  administration,  employes,  and  finances  shall 
be  nndertaken  by  the  Corporation  in  eo-operation  with  the  Administrator- 
General  of  Bailways.  ||  6.  The  mines  shall  have  one  foreign  Manager,  appointed 
by  the  Corporation,  and  one  Chinese  Manager,  appointed  by  the  Administrator^ 
General;  the  foreign  Manager  will  control  the  works,  and  the  Chinese  Manager 
will  attend  to  all  questions  between  natives  and  foreigners.  ||  Accoonts  shall  be 
kept  on  the  foreign  system  by  an  European  Aeconntant  ||  All  reoeipts  and 
payments  of  money  will  be  controlled  by  the  foreign  Manager,  and  andited  by 
the  Chinese  Manager.  |f  Chinese  shall  be  employed  in  the  mines  as  mach  as 
possible,  and  where  aptitnde  is  shown,  opportunity  will  be  given  to  Chinese 
to  fit  themselves  for  posts  of  responsibility.  ||  7.  The  royalty  and  taxes  to  be 
paid  by  the  mines  are  restricted  to  the  following:—  ||  (1.)  To  the  Taotai  of 
Jehol  an  annaal  fee  of  15  taels.  ||  (2.)  To  the  Imperial  Government  of  China 
a  royalty  of  6  per  cent  of  the  ontpat  of  coal,  or  its  valne,  at  the  pit*s 
month.  II  (3.)  To  tbe  Mongolian  Chief  of  the  district  a  commnted  payment  of 
1,600  taels  per  annnm.  ||  (4.)  Dnty  payable  by  the  Shang,  Chnng,  and  Hsia 
Piao  mines,  amonnting  to  a  total  sam  of  790  taels  per  annnm. 

8.  Macbinery  and  materials  reqaired  for  the  ose  of  the  mines  shall  pi^ 
one  eostoms  dnty  and  a-half  on  importation,  in  aecordanoe  with  the  Regala- 
tions  of  the  Haiping  mines,  and  shall  thereafler  be  free  from  all  li-kin  or 
other  imposts  whatever»  The  prodncts  of  the  mines  when  exported  from  a 
seaport,  shall  pay  export  dnty  according  to  the  Castoras  Tarif  on  tbe  prodace 
of  Chinese  Government  mines.  ||  9.  The  Railway  Administration  agrees  to  earry 
over  its  lines  the  ontpnt  of  the  mines  at  rates  not  exceeding  a  basis  of  720 
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Nr.  18106.'  ^^9  *^^^  V^^  ^°  ^^^^  ^^  ^^^  ^  Nn-erh-ho  np  to  a  monthlj  tonnage  of 
oroft-     30,000  tons,  anything  abote  that  qoantity  to  be  carried  at  25  per  cent.  dis- 

"(^^l^^'coont   on   tbis  Tariff,   and  10  big  cash  per  ton  per  mile  on  the  main  lines. 

io.okt.  1698.  These  rates  inclade  convejance  of  the  coal  from  the  jonction  of  colüery 
sidiogs  to  the  Mining  Company's  yard  at  Yingkoo,  the  filling  and  discharge  of 
cars  being  done  by  the  Mining  Company.  These  rates  may  be  modified  from 
time  to  time  by  arrangement  between  the  Administrator-General,  the  Chief 
Engineer  of  the  Railways,  and  the  Corporation;  cases  of  dispute  shall  be 
referred  to  an  arbitrator  to  be  agreed  npon  by  the  parties  concemedy  and  so 
far  as  they  refer  to  the  handling  of  coal  at  the  mines,  whanres,  docks,  <&c^ 
the  rules  of  the  Haiping  mines  shall  be  taken  as  a  precedent  ||  10.  In  con- 
sideration  of  the  special  transport  rates  given  by  the  Bailway  Administration 
to  the  Mining  Company,  that  Company  will  provide  fuel  to  the  railway  at  the 
foUowing  rates: —  ||  (1.)  Best  hand-picked  lump  coal  for  locomotives,  4,000 
big  cash,  free  in  cars,  per  ton  at  colüery«  ||  (2.)  Ordinary  lump  coal  for  sta- 
tionary  boilers,  (&c.,  3,000  big  cash,  free  in  cars,  per  ton  at  colliery.  || 
(3.)  Small  coal  for  kilns  and  tank  heating,  2,200  big  cash,  free  in  cars,  per 
ton  at  colliery.  ||  (4.)  Best  coke,  8,000  big  cash,  free  in  cars,  per  ton  at 
colliery.  ||  Other  qualities  to  be  arranged  on  the  above  basis  of  charges,  as 
may  be  from  time  to  time  necessary.  ||  11.  In  matters  of  compensation  to 
miners  for  injuries,  of  limit  of  working  hours,  <fcc.,  the  Corporation  shall  be 
guided  by  European  and  American  Mining  Eegulations  bearing  on  these 
questions,  so  far  as  these  are  applicable.  ||  12.  Should  the  Corporation  desire 
to  issue  a  prospectus  for  the  mines  and  inyite  subscriptions  from  the  public 
at  any  time,  the  Administrator-General  will  grant  his  official  seal  to  such 
documents  as  may  be  necessary  for  the  ratification  to  the  public  of  the  Cor- 
poration's  rights.  ||  13.  Wherever  it  shall  be  necessary  to  construct  roads, 
bridges,  or  accessories  necessary  for  the  working  of  the  mines,  or  for  the 
transport  of  their  produce,  the  Corporation  will  notify  the  Administrator- 
General,  who  shall  thereupon  make  prompt  arrangements  with  the  local  offi- 
cials  to  facilitate  the  carrying  out  of  the  same.  ||  14.  At  the  end  of  every 
half-year,  an  account  of  profit  and  loss,  signed  by  the  foreign  and  Chinese 
Managers,  shall  be  rendered  to  the  Administrator- General.  All  the  working 
expenses  of  the  mines,  deterioration  of  plant,  salaries  of  Europeans  and  Chi- 
nese staff,  the  royalty  and  tazes  on  Output,  customs  Import  and  ezport  dues, 
and  disbursements  of  every  nature  shall  be  placed  to  the  debit  of  this  acconnt, 
the  net  balance  of  which,  if  a  profit  shall  be  shared  equally  by  the  Ad- 
ministrator-General and  the  Corporation,  if  a  loss,  will  fall  equally  on  both 
parties.  ||  15.  Immediately  after  the  signature  of  this  Agreement  the*  Admini- 
strator-General will  memorialize  the  Throne,  and  obtain  an  Imperial  Edict 
confirming  and  sanctioning  the  provisions  of  this  Agreement.  ||  The  Imperial 
Edict  so  received  will  be  then  communicated  officially  and  without  delay  by 
tbe  Tsung-li  Yam^n  to  the  British  Minister  at  Peking,  that  he  may  take  the 
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Qsaal  Steps  with  regard  to  commereial  undertakings.  ||  16.  This  Agreement  is  Nr.  12106. 
execnted   in  qnadrupUcate,   in  EngUsh  and  Chinese,   one  oopj  to  be  retained  .f'^^ 
by  the  Administrator-General,  one  by  the  Tsnng-li  Tam^n,  one  bj  the  British  10. 0kt.i8»8, 
Minister  at  Peking,  and  one  by  the  Corporation.    Should  any  doubt  arise  as 
to   the  interpretation   of  the  contract  the  English  text  shall  be  accepted  as 
the  Standard. 

Signed  at  Peking  by  the  Contracting  Parties  this  twenty-fifth  day  of  the 
eight  month  of  the  twenty-fourth  year  of  the  Emperor  Kuang  Hsü,  being  the 
tenth  day  of  October,  one  thonsand  eight  handred  and  ninety-eight,  Western 
Calendar. 

(8eal  of  the  Railway  Administration.) 
(For  the  Hong  Kong  and  Shanghae  Banking  Corporation), 
(Signed.)     E.  G.  Hillier,  Agent 
Attorney  for  the  British  and  Chinese  Corporation  (Limited). 


Nr.  12107.  GBOSSBRUANNIEH.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Unterredung 
mit  Finanzminister  Witte  über  die  chinesische 
Eisenbahnfrage« 

St  Petersburgb,  November  2,  1898.    (November  7.) 
(Extract.)  ||  I  have  had  the  first  opportunity  of  conversation  with  M.  de  j^r,  12107. 
Witte,  who  was  good  enough  to  call  on  me  yesterday.  U  I  told  bis  Excellency     ö'o<«- 
that  both  Count  Mouravieff  and  Count  Lamsdorfif  had  expressed  a  wish  that2.K0T.i8M. 
I  should  have  an  early  opportunity  of  learning  from  himself  bis  views  of  the 
proposed   base  of  Agreement  between   our  Govemments  on   the  question  of 
railway  ooncessions  in  China,  as  the  details  of  this  question  more  particularly 
concemed  bis  Department  as  Finance  Minister,  and  that  they  had  encouraged 
me  to  speak  frankly  and  openly  with  bim  on  this  subject  ||  I  said  that  bis 
Excellency  was  already  aware  that  the  sole  aim  of  Her  Majesty's  Government 
in  this  question  was  to  retain,   for  our  trade  and  enterprise  in  China,  equal 
opportunities,  with  a  fair  field  and  no  favour,  and  that  the  object  of  the  pro- 
posed Agreement  was  to  prevent  the  development  of  the  commerce  and  enter- 
prise of  both   countries  being  blocked  by  the  exercise  of  foreign  diplomatic 
influence  at- Peking,  in  opposing  the  grant  of  railway  concessions  or  loans  for     .  , 
their  construction,  or  by  the  creation  of  artificial  barriers  such  as  differential 
treatment   or   preferential  railway  rates  in  favour  of  any  particular  nation.  || 
The  idea,  as  1  understand  it,  being  that  it  was  quite  possible  to  reconcile  the 
respective  interests  of  the  private  enterprise  of  both  countries  which  seemed 
to    be    mainly  concemed   with   separate  geographical  spheres   of  action   by 
mutual  agreement  and  concessions,  without  the  necessity  of  making  their  rival 
Bchemes  the  subject  of  irritating  diplomatic  questions  between  the  two  Govern- 
ments.  ||  M.  de  Witte  said   he   entirely  shared  this  view,  and  he  desired  to 


Digitized  by 


Google 


92    Verbandlang  zwischen  Großbritannien  und  Rnfoland  über  die  Abgrenzang  eie. 

Nr.  12107.  assnre  me,  as  he  had  often  afisnred  8ir  Nicholas  O'Conor,  that  there  was 
^^^|]^^^  nothing  he  had  more  at  heart  that  the  establishment  of  a  thoronghlj  sincere 
2.  Not.  1896.  and  satisfactorj  nnderstanding,  and  of  frank  and  friendly  relations  between 
Rnssia  and  Great  Britain  ob  this  and  on  all  other  qnestions.  ||  These  views 
were  not  merely  platonic  or  disinterested  personal  views  —  these  were  those 
firmlj  impressed  on  him  in  bis  position  as  Rnssian  Minister  of  Finance;  he 
had  absolute  need  of  a  good  and  frank  nnderstandiog  between  Rnssia  and 
England,  the  greatest  comroercial  nation  in  the  world,  and  the  continnance  of 
any  nnsatisfactory  relations  or  misnnderstandings  between  the  two  oonntries 
or  their  Govemments  was  a  positive  injnry  to  the  real  interests  of  Rnssia, 
and  a  grievons  impediment  in  bis  way  as  Minister  of  Finance.  ||  ''We  niast 
also  remember,''  he  said,  *'that  we  are  not  alone  in  se^king  railway  concessions 
in  China,  and  the  deliniitation  of  spheres  of  interest,  nnless  part  of  a  general 
international  agreementi  might  gife  rise  to  difficnlties,  as  oar  respective  banks 
might  lend  their  assistance  to  foreign  enterprises,  and  while  keeping  osten- 
sibly  to  the  letter  violate  the  spirit  of  the  Agreement  between  the  GoYemments, 
and  even  in  the  event  of  strained  relations  between  the  two  natlons  in  other 
parts  of  the  world,  some  loophole  might  be  fonnd  in  the  wording  of  this 
Agreement  to  take  advantage  of,  and  exercise,  connter-pressare." 


Nr.  12108.  GR0S8BRITAHNIEH.  —  Der  Gesandte  in  Peking  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Ratifikation  von 
Nr.  12106  und  12107. 

PeUng,  December  10,  1898.    (December  10.) 
Kr.  12106.  (Telegraphic.)  ||  The  ratifieation  of  the  Agreements  concerning  the  railway 

Qrob-     and   coal  mine,   mentioned  in  my  telegram  of  the  llth  October,   took  place, 
jo'p^'i^g,  the  former  ob  the  27th  ultimo,  and  the  latter  the  day  before  yesterday. 

Nr.    12109.    OE088BBITAHHIEH.   —   Der  Botschafter   in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.    Murawiew 
beschwert  sich  Ober  das  Vorgeben  Englands  in  China. 
St.  Petersburgh,  Febniary  1,  1899.    (Febmary  1.) 
Mr.  12109.  (Telegraphic.)  ||  Count  Mouravieff,  who  on  Monday  had  held  out  hopes  to 

oroCi-     me   of  being  in   a  position  to  communicate  to  me  a  formula  of  Agreement 

briiuulldn. 

1.  Feb.  1899.  re8P6<5tiög  China  to-day,  went  down  yesterday  to  see  the  Efflperor  again  on 
the  subjeet  While  there  a  telegram  was  received  from  China  reporting  that 
our  Legation  at  Peking  had  taken  some  streng  action  connected  widi  some 
Claim  at  Newchwang  hostile  to  the  interests  of  Russia  in  the  Manohurfa 
Railway  lioe.  ||  This  action,  at  a  moment  when  our  negotiations  were  appro- 
aching  a  satisfactory  conclusion,  greatly  disturbed  and  surprised  the  Emperor, 
who   ordered  Count  Mouravieff  not   to   go   any  farther  with  the  negotiations 
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QDtil   particulars  and   explanations   had  been   obtained   tbroogh  the  Bussian  ^'- 1^^« 
Ambassador  in  London  and  myself.  ||  I  replied  tbat  I  bad  no  knowledge  of  brulutai. 
any  claina  being  pressed  at  Newchwang,  and  tbat  I  was  at  a  loss  to  under- 1-  p^-  in- 
stand what  action  was  allnded  to,  but  tbat  inqnirles  would  at  once  be  made.  {| 
In  Gönnt  Mouraviefs  opinion  tbe  olaim  was  evidentlj  a  very  serions  one,  and 
be   Said   tbat  tbe   information   was   official,   and   came  apparently   from  tbe 
Tsung-li  Tarnen.    He  coold  not  teil  me  wbetber  explanations  bad  been  songbt 
from  Sir  Claude  MacDonald  by  the  Russian  Minister  at  Peking, 


Nr.    12110.    OBOBSBBITAHNIES.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 

an  den  Gesandten  in  Peking.  Verlangt  Auskunft  über 

das  Vorige. 

Foreign  Offlee,  February  2,  1899. 

(Telegrapbic.)  ||  Can  you   explain   what  is  refcrred  to  in  Sir  C.  Scott's  Nr.  12110. 

telegram  of  the  Ist  February,  repeated  to  yon?    Have  you  made  any  demand  b^iunnltn. 

of  tbe  Tsung-li  Tarnen  witbin  tbe  last  tbree  weeks  connected  witb  Newcbwangs*  Feb.iS99. 

whicb  is  likely  to  exasperate  tbe  Bussians?  ||  Please  let  me  have  a  füll  report 

on  tbe  matter. 


Nr.  12111.  KTJ88LAHO.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen  an  den 
engliscken  Gesandten  in  Petersburg.  Vorschlag  über 
das  Abkommen. 

Ministdre  des  Aibires  Etrang^ret,  Salnt-P^tenbeuig, 
le  26  Janvier  (7  F6vrier),  1899. 

M.  TAmbassadeur,  ||  Le  Minist^re  Imperial  u'a  pas  manqu^  de  soumettre  Vt,  isin. 
ä  un  examen  approfondi  les  propositions  que  le  Gouvernement  Britannique  lui  britannim. 
avait  adress^es  d^s  l'annte  derni^re  en  vue  d'^tablir  entre  les  denx  Puissances  ^  J»«»^ 
an  accord*  destin^  ä  öcarter  les  canses  de  oonflits  que  faisaient  nallre  depnis 
quelque  temps  les  comp^titions  de  leurs  sujets  respectifs  dans  les  affaires 
^onomiques  de  la  Chine,  devenues  si  importantes  depuis  que  le  Gouvernement 
de  P^kin  s'est  d^cidö  ä  favoriser  la  construction  de  cbemins  de  fer  snr  son 
vaste  territoire.  ||  La  nature  m6me  des  questions  si  oompUquies  soumises  ä  cet 
examen  ne  nous  a  pas  permis  de  formuler  des  propositions  pricises  et  d^finies, 
pouvant  r^pondre  pleinement  au  but  de  conciliation  qui  avait  motivö  de  part  et 
d*aatre  les  n^gociations  dont  il  s'agit. ,  D^sirant  toutefoia  ne  pas  retarder  T^tabUs- 
tement  d'un  aocord  de  principe  qui  constaterait  la  ferme  d^sion  de  la  Bttssie  et 
de  la  Grande-Bretagne  d'^viter  tont  antagonisme,  en  travaiilant,  dans  un  esprit  de 
paix  et  de  conciliation,  au  d^veloppement  de  leurs  int^r^ts  iadustriels  et  oom- 
merciaux  en  Chine,  le  Gouvernement  Imperial  est  d'avis  qu'on  ne  saorMt  pour 
k  moflient  mienx  faire  que  de  s'arrMer,  en  ce  qui  concerne  les  afaires  de 
r£xtrdme- Orient,  aus  propositions  pr^dt^es.  ||  Si  le  Gouvernement  de  Sa  Ma- 
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9r.  12111.  jest6  la  Reine  partageait  cet  avis,  il  serait  poseible,  sane  toncher  prtoatnr^ 
britH^en.  ^^^^  ^  ^®s  qaestions  sp^iales  et  de  d^il,  qni  ponrrait  6tre  r^glfes  aa  far 
is.  Januar  et  k  mesore  qne  la  n6ce8sit6  s'en  pr^senterait,  d'6tabHr  d^  anjonrd'hiii  les 
grandes  lignes  d'on  accord  sar  la  base  de  la  r^partition  de  la  priponderance 
d'int^röts  dans  les  sphöres  de  grayitaüon  ^conomiqne  oa  gtegraphiqne  de 
chaenne  des  denx  Pnissances.  Et  pnisque  ce  sont  snrtoat  les  qaestions  rela- 
tives i  la  constmction  et  h  Texploitation  de  chemins  de  fer  en  Chine  qd 
occnpent  dans  le  moment  actael  les  Cabinets  de  Saint  Petersboorg  et  de 
Londres,  il  serait  natnrel  de  commencer  par  s'entendre  ä  ce  sojet.  ||  On  poorrait 
ainsi  convenir  tont  d'abord: —  ||  1.  Qoe  la  Rassie  ne  contrecarrerait  pas  les 
entreprisee  de  chemins  de  fer  de  la  Grande-Bretagne  dans  le  l)assin  da  Tan- 
Tze;  et  ||  2.  Qne  la  Grande-Bretagne  de  son  c6t6  ne  contrecarrerait  pas  les 
entreprises  de  la  m^me  natare  de  la  Rassie  aa  nord  da  Grand  Mar  de  Chine.  |' 
Une  entente  sar  cette  base  semblerait  d'aatant  plns  facUe  k  ^blir,  qn'elle 
rentrerait  dans  les  cadres  des  propositions  qni  taoas  avaient  ^t^  faites  par  le 
Goavemement  Britanniqae  il  j  a  an  an,  et  qa'elle  r^pondrait  k  Tid^  de  la 
d^imitation  des  sph^res  d'intör^ts,  idte  qne  le  Marqais  de  Salisbarj  regrettait 
r^cemment  de  ne  pas  voir  servir  de  base  anx  n^gociations  engag^es.  ||  B  va  de 
soi  qae  les  deax  Parties  Contractantes ,  n'ayant  nallement  en  vae  de  porter 
ane  atteinte  qaelconqae  aax  droits  soaverains  de  la  Chine,  ainsi  qa'aax  Trait^ 
existants,  ne  manqaeront  pas  de  faire  part  an  Goavernement  Chinois  da  pr6sent 
Arrangement  qni,  en  ^cartant  toate  caase  de  complication  entre  elles,  est  de 
natare  k  consolider  la  paix  dans  TExtr^me-Orient  et  k  servir  aax  int^r^ts 
primordiaax  de  la  Chine  elle-m^me.  ||  En  attendant  la  r^ponse  qae  votre 
Excellence  voadra  bien  me  donner  an  nom  de  son  Gonvemment,  je  la  prie,  &c. 

Comte  Moaravieft 


Nr.  12112.    OEOSSBEITAinilEH.  —    Der  Gesandte   in   Peking  an 

den    Minister    des    Auswärtigen.     Antwort    aaf  das 

Vorige. 

Peking,  Febroary  9,  1899.    (Febmary  9.) 

Nr.  12112.  (Telegraphic)  ||  Newchwang.  ||  I  have  never,  either  verbally  or  in  wriUng, 

briunnien.  ^'^PP^^'^d  to  tho  Tsung-li  Yam§n  any  claim  for  an  extension  of  oar  Settle- 
9.  Peb.  1899.  ment  at  the  above  port.  ||  Had  my  Intervention  been  necessary,  however,  I 
shoald  not,  of  course,  have  hesitated  to  press  the  claim  on  the  Chinese  Go- 
vernment II  The  extension  obtained  by  Her  Majesty's  Consal  contains  no 
Rassian-owned  lots,  and  does  not  in  any  way  interfere  with  the  Rnssian 
railway.  The  former  fact  is  more  than  the  Rassians  can  say  with  regard  to 
British-owned  property  in  their  Concession  at  Hankow,  and  of  this  Coant 
Moaravieff  is  aware.  ||  The  history  of  oar  extension  is  that  the  gradaal  washing 
away  by  the  river  of  mach  of  the  old  Settlement  led  to  Her  Majesty's  Consal 
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to   ask  last  Jone  for  an  extension,  which  the  Chinese  anthorities  granted  in  Mr.  12112. 

Grob» 

December.  The  negotiations  were  carried  throngh  without  any  neeessity  bHUimitiu 
arising  for  reference  to  me  in  the  matter.  ||  Simultaneonsly  with  our  extension  9.  Feb.  i899. 
the  Japanese  obtained  a  Settlement  which  adjoins  it. 


Nr.    12113.    OEOSSBBITAHHIEH.   —   Der    Minister    des    Auswar- 

tigen  an  den  Botschafter  inPetersbnrg.  Bemerknngen 

zu  Nr.  12111. 

Foreign  Office,  Febmary  27,  1899. 

Sir,  II I  haTe  the  hononr  to  acknowledge  yonr  despatch  of  the  8th  Febm-  Nr.  uns. 

ary,    inclosing  an  official  note  from  the  Rnssian  Foreign  Office ,  in  which  are  1,^^,1^ 

contained  proposals  for  conclading  an  Agreement  with  Her  Majesty's  Govern-27.Fab.i899. 

ment,  with  reference  to  certain  railway  qnestions  in  China.   It  is  the  ontcome 

of  commnnieations   which  hate  extended  over  a  considerable  period,  and  of 

which  the  ooiirse  has  been  repeatedly  intermpted  by  acoidental  circnmstances. 

The   idea  of  an  Agreement  between  the  two  countries  npon  the  qnestion  of 

Chinese  railway s,   as  originally  indicated  by  M.  Lessar  in  Angnst  last,   con- 

sisted  in  an  undertaking  that  Rossia  shoald  abstain  from  taking  any  share  in 

obtaining   or   working  Goncessions   in   the  region  of  the  Tang-tsze;   while  a 

similar  engagement  was  made  by  us  with  respect  to  Manchoria.  ||  In  the  conrse  • 

of  discussion  it  appeared  to  the  Rnssian  Government  that  it  was  difficnlt  to 

phrase  such  an  nndertaking  in  terms  snfficiently  precise  so  as  to  meet  all  the 

eontingencies  that  might  arise,  and  Count  Monravieff  now  proposes  that  the 

engagement  shall   be   confined  for  the  present  to  the  following  undertaking: 

that  Rus8ia«will  not  place  obstacles  in  the  way  of  the  railway  enterprises  of 

Great  Britain  in  the  Yang-tsze  Basin,  and  that  Great  Britain  on  her  part  will 

not  place  obstacles  in  the  way  of  Russian  enterprises  of  the  same  nature  to 

the  north  of  the  Great  WalL    Her  Majest/s  Government  recognize  that  the 

Agreement  in  this  form  is  of  a  considerably  less  extensive  character  than  that 

which   was   originally   contemplated   at  the   beginning   of  these   negotiations. 

The  former  proposal  wonld  have  prevented  England  and  Russia  from  suppor- 

ting  railways  in  Manchnria  and  the  Yang-tsze  respectively.    The  proposal  now 

before  us  only  imposes  upon  England  and  Russia  the  Obligation  of  abstaining 

from  opposing  Russian  and  English  railways  in  Manchnria  and  the  Tang-tsze 

Basis  respectively.    Her  Majesty's  Government,  however,  are  not  disposed  to 

take  any  objection  to  the  proposal  now  made  by  Gönnt  Monravieff  on  account 

of  its  more  limited  application.    England  and  Russia  will  still  each  be  bound 

to  abstain  from  opposing  the  railway  projects  of  the  other  in  its  own  sphere 

of  interest;  but  they  are  not  bound  each  to  abstain  from  projecting  railways 

of  its  own  in  the  other's  sphere  of  interest.    This  latter  method  of  Opposition 

is  not  one  that  is  likely  in  either  case  to  be  adopted;  but  it  cannot  be  said 

to  impose  any  special  disadvantage  on  Great  Britain.  ||  I  am  glad  to  note  that 
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Nr.  12118.  in  forwarding  the  proposal  for  this  Agreement,  Coant  Hoiira?ieff  speaks  of  it 
bHUnnien.  ^  recordlüg  ''the  firm  decision  of  Great  Britain  and  Rnssia  to  avoid  anta- 
27.Feb.i899.goni6m  hj  worklng  in  a  spirit  of  peace  and  eoncilii^ioB  for  the  development 
of  their  indnstrial  and  commercial  interests  in  China."  His  Cxcellenoy,  as  joa 
reported  to  me,  also  observes  that  ''It  is  well  onderstood  that  the  two  Con- 
tracting Parties,  having  no  intention  whatever  of  infringing  in  any  way  the 
sovereign  rights  of  China,  or  existing  Treaties,  will  not  fail  to  commnnicate 
to  the  Chinese  Government  the  present  arrangement,  which,  by  remo?ing  all 
canse  of  complications  between  them,  is  by  its  natnre  calcolated  to  consolidate 
the  peace  of  the  Far  East^  and  serve  the  primordial  interests  of  China  herself." 
Her  Majesty's  Government  heartily  Concor  in  the  sentiments  tbi»  expressed  to 
you  on  behalf  of  the  Rossian  Government  by  Connt  Monravieff,  and  they 
willingly  reeognize  that  thongh  the  Agreement  which  it  is  now  proposed  ta 
sanction  is  not  wide  in  its  scope,  and  is  not  likely  to  be  soon  bronght  into 
praetical  Operation  by  the  coarse  of  events,  so  far  as  they  oan  be  at  present 
foreseen,  yet  that  it  is  an  earnest  of  the  pactfio  and  friendly  intentions  of  the 
two  Qovernments,  and  that  it  will  fomish  a  basis  npon  which  fnrther  agree- 
ment  can  be  fonnded,  if  any  fnture  canse  of  difference  shoold  make  it  ne- 
cessary.  P  I  intimated  to  yonr  Excellency  by  telegraph  an  the  22nd  instant, 
that  Her  Majesty's  Government  were  prepared  to  ooncnr  in  the  general  acope 
of  ihis  Agreement  ||  There  was,  however,  in  the  Agreement  as  originally  drafted 
and  inclosed  in  yonr  Excellency's  despatch  of  the  22nd  September  last  a 
clanse  providing  that  the  line  of  railway  from  Shanhaiknan  to  Newchwang 
shonld  be  bailt,  and,  if  necessary,  by  means  of  a  loan  from  the  Shanghae  and 
Hong  Kong  Bank.  ||  The  qnestion  of  the  loan  has  now  been  settled,  b«t  it  will 
still  be  necessary  that  words  shonld  be  introduoed  into  the  present  Agreement 
which  will  make  it  quite  clear  that  its  terms  in  no  wt^  affeot  the  rights 
acquired  by  the  Bank  on  behalf  of  the  British  and  Chinese  Corporation  m 
their  Agreement  with  regard  to  the  above^mentioned  line.  Salisbnry. 


Nr.  12114.  OR08SBBITANNIEN.  —  Der  Gesandte  in  Peking  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Einwendungen  des 
rnssischen  Gesandten  gegen  Nr.  12105« 

Peking,  Febroary  28,  1899.    (February  ^.) 

Nr.  12114.  (Telegraphic.)  p  The  Tarnen  have  informed  me  that  on  the  26th  instant 

briunnien.  ^^^^^  objcctlons  worc  lodged  by  M.  de  Giers  against  the  proviaion  in  eUiuse  3 

28.Feb.i899.of  thc  Northcm  Railways  Agreement  (vide  inclosore  in  my  despatch  of  the 

llth  Ootober,  1898),   which  makes  the  loan  a  first  Charge  on  "freigbU  and 

eamings  of  the  new  lines  when  constructed".    The  Bussian  Hiaister  also  ob^ 

jected  to  the  following  provisions  in  clause  6:  "Durlng  the  currency  of  the 

loan  the  Chief  Engineer  of  the   railways   ahall  be  a  British  subjeel  .... 

Shpuld   it  be  necessary  tp  appoint  a  new  Chief  Engineer,  such  appointnent. 


Digitized  by 


Google 


VerbandlnDg  zwischen  Grofebritannien  und  Rußland  über  die  Abgrenzung  etc.    97 

shall  be  made  in  consnltation  with  the  Corporation  .  .  .  .  A  Etrropean  Railway  Nr.  i2iu. 
Acconntant   sball   be    appointed    with   füll  powers  to   organize  and  direct  the  ^,^^^[,0 
keeping  of  the  railwaj  acoonnts."  ||  M.  de  Giers  said  that  these  provisions  were28.Fab.i899. 
not  in  accord  with  the  assurances  which  had  been  giTen  in  Jalj  1898  to  the 
Russian  Charge  d'Affaires  by  the  Chinese  Government.  ||  He  also  informed  the 
Tarnen   that   he  would  send  them  a  complete  Statement  containing  his  objec- 
tions  after  he  had  thoroughly  examined  the  loan  prospectus  which  had  been 
pnblished.  ||  I  drew  attention  to  clause  5,  pointing  out  that  the  accountant  and 
engineer  were  appointed  by  the  Chinese  Government,  as  the  declared  object 
of  the   assarances   referred   to  was  to  prevent  ownership   or   control  of  the 
new  lines  passing  to  foreigners. 


Kr.    12115.    GB088B&ITANHIEH.    —    Der  Minister   des  Auswär- 
tigen an  den  Gesandten  in  Peking.   Antwort  auf  das 

Vorige. 

Foreign  Office,  March  2,  1899. 

(Telegraphic.)  ||  Newchwang  Railway  Loan:  Your  telegrams  of  the  2dth  Nr.  12115. 

FelNToary.  |{  Tbe   anderstandiBg   betw^en   Roseia   and   Eaglaad   0f  September  ^j^j^^ 

which  terminated  by  a  compromise  the  then  existing  controversy  between  them8.M4n.i899. 

in  regard  to  the  Newchwang  Railway  question  superseded  the  Rnsso-Chinese 

Agreement,   whateter  may  be  the  strained  interpretation  put  upon  the  latter 

by   the  Russian  Charg6   d' Affaires   aud   accepted  by  the  Tsung-li  Yamön  in 

August  last  II  The   terms   of  that   understanding   were  —  \\  ''That   the    line 

Shanbaikoan-Newchwang  shall  be  bullt,  and,  if  necessary,  by  n^ans  of  a  loan 

jfrom  the  Hong  Kong  and  Shangfaae  Bank,  but  that  the  line  in  question  is  to 

reraain  a  Chinese  line  under  Chinese  control,  and  not  to  be  mortgaged  to  any 

non-Ohinese  Company."  ||  I  have  to  request  you  to  point  out  to  the  Tsung'li 

Tarnte  that  this  Agreement   does  not   eupport  the  protests  of  the  RuBsian 

Minister  for  the  employment  of  a  European  railway  accountant  and  an  English 

engineer  does  not  constkute  foreign  control  of  the  railway,  and  the  eharge  on 

''the   freights   and   earnings  of  the  new  lines  when  constructed"  does  not,   in 

the  event  of  default  on  the  loan,  involve  posnession  or  control  of  such  lines*  || 

The  British  and  Chinese  Corporation  have  given  assurances  as  to  this  latter 

point,  and   they  have  been  commonieated  to  the  Russian  Government;  ||  Her 

Majesty's  Government  will   hold   the  Chinese  Government  respofisible  should 

they,   in   consequenoe   of  the  representations  made  by  the  Russian  Hlnister, 

repudiate,  or  teil  to  adhere  to  an  Agreement  formally  and  volontarily  entored 

nto  by  them  with  the  British  subjects  interested.  ||  The  Chinese  Government 

will,  on  the  other  band,  reoeive  the  support  ef  Her  Majesty's  Government  in 

refusing  to  aecede  ix>  any  demands  incondstent  with  the  arrangement  made  in 

September  last  between  Ruesia  and  England.  ||  Do  your  best  to  impress  opoa 

the  Trang-H  Yam6ii  these  coosiderations. 

StaAtiftrehir  LXIV.  7 
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Nr.  12116.  OEOSSBEITAHHIBir.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Instruktion 
der  russischen   Regierung  an  ihren  Gesandten  in 

Peking. 

St  Petersburgh,  March  8,  1899.    (March  8.) 

Nr.  12116.  (Telegraphic.)  ||  The  following  instmctions,  as  communicated  to  me  to-day 

britMDiwi.  ^J  Count  Mouravieff,  have  been  sent  to  the  Russian  Minister  at  Peking  by 
8.  Mirzi899.the  Emperor's  Orders: — ||  ''Tou  will  abstain  from  farther  explanations  with 
Chinese  Goyernment  on  the  subject  of  the  Gontract  relating  to  the  construc- 
tion  of  the  Newchwang  Railwaj.  The  object  of  our  observations  was  not  to 
oppose  the  conclusion  in  England  of  a  loan  for  the  construetion  of  this 
railwaj,  but  only  to  call  the  attention  of  the  Chinese  Government  to  the 
tendency  it  displajs  of  not  keeping  its  prior  engagements  with  Rnssia.  Tou 
are  at  liberty  to  show  this  telegram  to  jour  English  colleague/'  ||  In  reply  to 
my  question  whether  this  meant  that  the  Rassian  Government  would  no  longer 
continne  to  object  to  the  terms  of  the  loan,  Count  Mooravieff  said  that  the 
question  might  now  be  regarded  as  settled,  as  the  Imperial  Government  would 
not  proceed  with  its  objections. 


Nr.  12117.  OBOSSBRITAHNIEH.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Neuer  Vor- 
schlag Murawiews. 

St  Petenburgh,  March  15,  1899.    (March  15.) 
Mr.  12117.  (Telegraphic.)  ||  I  have  just  received  a  further  note  addressed  to  me  by 

briuJ^an.  Count  Monravieff  on  the  subject  of  the  proposed  China  Railwigrs  Agreement  || 
i5.ii&ni899.  In  this  uote  Count  Mouravieff  proposes,  as  a  proof  of  the  desire  of  the  Rus- 
sian Government  to  meet  your  Lordship's  views  and  of  its  conciliatory  dispo- 
sition,  that  the  wider  scope  contemplated  at  the  outset  of  the  negotiations  in 
September  should  now  be  given  to  the  railway  Agreement  proposed  in  bis 
last  note,  and  that  it  should  run  as  follows: —  ||  1.  Russia  engages  not  to 
seek  for  her  own  account  or  for  Russian  subjects  any  railway  Concessions  in 
the  Tang-tsze  Basin,  nor  to  obstruct  directly  or  indirectly  in  that  region 
applications  for  railway  Concessions  supported  by  Her  Majesty's  Goyernment  || 
2.  Similar  wording  for  engagement  on  the  part  of  Her  Majesty's  Government 
as  regards  railway  Concessions  north  of  the  Great  Wall.  ||  The  Russian  Go- 
vernment will  be  ready  to  recognize,  in  the  event  of  this  Agreement  being 
conclttded,  that  the  rights  acquired  by  the  Hong  Eong  Bank  on  behalf  of  the 
British  and  Chinese  Corporation  with  regard  to  the  railway  from  Shanhaiknan 
to  Newchwang  are  not  in  any  way  infringed  by  its  terms;  but  that  it  is 
clearly  understood  that  a  right  of  property  or  of  foreign  eontrol  over  the  lioe 
in  question  would  not  be  constituted  under  these  arrangementa.  ||  The  note 
concludes  by  requesting  a  reply,  after  expressing  a  hope  that  it  will  be  fouid 
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that  this   wording  fnlly   meets  the  yiews  of  Her  Majesty's  GoveromeDt,  aud  Nr.  12117. 
that    it   will   be  accepted  as  eloqaent  evidence  that  the  Rassian  Government     ^^^ 

briUnnian. 

dedres  to  establish  a  working  arrangement  with  as  in  the  Far  East.  i5.M&rzi899. 


Nr.    12118.     OEOSSBBITAHHIEH.    —    Der   Minister   des   Auswär- 
tigen  an   den   Botschafter  in   Petersbarg.    Antwort 

anf  das  Vorige. 

Foreign  Office,  March  16,  1899. 

(Telegraphic.)  ||  I  bare  received  your  Excellency's  telegram  of  yesterday  Nr.  121  ig. 

relative   to   the   proposed   Agreement  between   Great  Britain   and  Russia  in  |^^Jj^„^ 

regard   to   railways  in  China.  ||  The  words  "These  arrangements  are  not  to  w.Miriisw. 

constitute   a   right  of  property  or  foreign  control  upon  the  line  in  question" 

may  be  interpreted  in  two  ways.  ||  As  the  Provision  for  the   appointment  of 

a  British  engineer  and  a  European  acconntant  for  the  Newchwang  Railway  is 

part  of  the  security  on  which  the  money  for  the  construction  of  the  line  has 

been  raised,  that  provision  cannot  be  abandoned.    It  does  not,  however,  appeur 

to  constitute  foreign  controL 


Kr.  12119.  GBOSSEBITAHHIEH.  —  Der  Botschafter  in  Peters* 
borg  an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Neue  Unter- 
redung mit  Murawiew  über  das  Abkommen. 

St  Petersburgh,  March  22,  1899.    (March  22.) 
(Telegraphic.)      I  have   received  your  Lordship's  telegram   of  the   18th  Nr.  12119. 
instant  on  the  subject  of  the  China  Railways  agreement   ||   Althongh  Gount   ^<^^ 
HouravieiF  has  never  stated  that  in  bis  opinion  a  control  will  not  be  con- 22.iUrd899. 
stituted  by  the  appointment  of  a  foreign  engineer  and  aecountant  his  Excellency 
made  no  protest,  but  said  that  the   question  might  be  regarded  as  settled, 
when  I  made  an  assertion  to  the  above  eifect   H   Count  Mouravieff,  on  my 
repeating  this  assertion  to-day  in  connection  with  the  wording  of  his  note, 
qnoted  in  your  Lordship's  telegram  of  the  16tb  instant,  said  that  he  did  not 
see  how  it  could  be  admitted  by  the  Russian  Government  that  a  control  in 
the  sense  of   the   agreement  is  not  constituted    by  the  functions   of  these 
aothoritiee.  ||  Tour  Lordship's  message,  however,  appreciating  the  conciliatory 
spirit  of  the  proposals  contained  in  his  last  note,  greatly  gratified  bim,  and 
he  said  that  if  I  would  write  to  him  to  this  effect,  and  also  lay  the  disputed 
point  before  him  in  the  same  light  as  I  had  represented  it  to  him,  as  not 
mconsistent  with    the    assurances   which    had    been    given    to    the    Russian 
Ambassador  in  London,   he  would  see  what  oould  be  done  to  surmount  the 
dilfioulty  after  talking  with  M.  Witte  and  taking  the  Emperor's  pleasare.  || 
I  mm  complying  to-day  with  Count  MouravieiTs  request 

7'  '. 
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Nr.    12120.     OSOSBBBITAinnElf.     ^     Derselbe    an    Denselben. 
D  ä  8  fl  e  1  b  e 

St  Pelersbargh,  March  29,  1899.    (March  29;) 

Nr.  laiao.  (Telegraphic.)    ||    I  have  the  honour  to  inform  your  Lordship,  with  refe- 

britaDDien.  rence  to  mj  despatch  of  the  22nd  instant,  that  a  commnnication  in  writing 
».iftni899.  ^gg  nii^^g  iQ  me  to-day  by  Count  Mouravieff,  in  which  bis  Excellency  stated 
that  the  interpretation  in  my  private  letter  of  the  20th  instant  is  accepted 
by  the  Rassian  Government,  and  that  it  does  not  object  to  a  British  engineer 
and  a  European  acconntant  being  appointed,  on  the  nnderstanding  that  a 
foreign  right  of  property  or  of  control  is  not  constituted  by  this,  as  Mr.  Brod- 
rik  stated  in  the  Honse  on  the  7th  instant.  ||  Connt  Monravieff  wishes  me  to 
clear  up  the  following  point,  in  order  that  aXi  misunderstanding  with  regard 
to  the  line  referred  to  may  be  avoided.  ||  There  has  only  been  qnestion  of  one 
line  dnring  the  whole  coorse  of  the  negotiations  between  the  Rassian  Govern- 
ment and  the  Embassy,  i.  e.,  the  line  from  Shanhaikoan  to  Newchwang.  The 
press,  however,  now  makes  mention  of  another  distinct  line  to  Sin-Minting, 
a  place  which  the  Russian  Government  ha6  discovered  to  be  very  far  nortb^ 
close  to  Mukden,  bat  which  I  cannot  find  marked  in  any  map  which  I  pos$esa. 
It  is  self-anderstood,  Coant  Mouravieff  says,  that  when  addressing  me  bis  last 
note  he  was  not  referring  to  thit  fnrther  lina. 


Nr.  12121.  OBOBSBRITAHHIEH.  —  Der  Minister  des  Answ&r- 
tigen  an  den  Botschafter  in  Petersbiirg.  Vorschläge 
Aber  die  Linie  Hsiao-hei-Shan  nnd  Sin-Minting. 

Foreign  Office,  April  7,  1899. 
Nr.  12121.  (Telegraphic.)   ||  With  referen^e  to  yoor  telegram  of  the  29th  March  in 

bUD^tii  ^^^^^  ^  ^^  Agreement  with  Rassia  respecting  riullways  in  China,  isforaa 
7.  April  1899.  Goont  Mouravieff  that  Her  Majesty's  Government  have  leamt  with  moch  regret 
of  the  farther  objection  now  taken  to  the  Lioaa  Contract  Conoluded  with  the 
British  and  Chinese  Corporation.  ||  Point  ont  to  bis  ExceUenc^  that  the  line 
to  Sin-Minting  is  specifically  mentioned  in  the  prospectos  and  flhown  on  Ihe 
map  attached  to  it.  The  prospectus  was  issned  on  the  8rd  Febrnary,  and 
was  referred  to  in  a  commanication  which  M.  de  Staal  made  here  oa  the 
lOth  Febrnary,  when  the  qneeüon  of  British  control  over  tiie  lines  wae  the 
only  one  in  regard  to  which  objection  was  raised.  ||  The  Sin^-Mieting  Une 
forms  part  of  the  seoarity  on  which  the  loan  has  been  raised,  and  in  regard 
to  it  the  Corporation  are  pledged  to  the  sharebolder.  ||  A$;  however»  Her 
Majesty's  Government  are  most  anxiou9  to  meet  the  Rassian  Govertfnent'a 
Views,  they  have,  with  this  object,  been  in  commumcation  with  the  Corporatioft 
on  the  subject.  ||  They  are  now  prepared  to  agree  that  tVe  line  belweea 
Hsiao  -  hei  -  Shan  (where  it  branches  off  to  Newehwang)  and  Sin-Minting  akaU 
be  constrncted  by  the  Chinese  on  the  condition  that  a  competent  Eoropeen 
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«ngineer — not  necesearily  British — sball  periodically  inapeot  it,  and  certifjr  Nr.  i-m21. 
aa  to  the  work  being  properly  execQted.  It  woold  be  nnderstood  that  ,,J^^^^^^ 
no  obstade  to  tbe  boilding  of  the  Line  wonld  be  raised  by  the  Rnsaian  7.Apriii8«9 
Govemnient. 

Nr.  12122.  GE0S8BEITAHSIEH.  -  Der  Botschafter  in  Peters- 
bürg  an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Denkschrift 
über  die  Linie  nach  Sin-Min-Ting. 

The  branch  line  to  Sin  -  Min  -  Ting  is  specialis  mentioned  in  the  Loan  n,  i^^^ 
Prospectos,  and  is  marked  on  the  map  attached  to  it.  This  prospectus  was  0'<>^- 
published  on  the>22nd  January  (3rd  Februar j),  and  on  the  29th  January 
(lOth  February)  M.  de  ßtaal  referred  to  it  in  a  communieation  which  he 
made  at  the  Foreign  Office,  but  took  exception  only  to  the  paragraphs  which 
seemed  to  hnply  foreign  control.  ||  Her  Msgesty's  Qotemment  leam  now  with 
much  regret  that  the  Russian  Ck)Terninent  raise  further  objections  to  the  Loau 
Gontract  concluded  by  the  British  and  Chinese  Corporation  with  the  Chinese 
GoYemment  on  acconnt  of  the  line  to  Sin-Min-Ting.  ||  The  construction  of 
tbis  Une  forms  part  of  the  security  on  whieh  tbe  loan  has  been  raised,  and 
the  Corporation  is  pledged  to  the  bondholders  with  regard  to  it  ||  üer  Migesty's 
Govermnent,  with  the  sineere  desire  to  meet  the  views  of  the  Imperial  Gro- 
Yemment,  haye  been  in  communieation  on  tbe  subjeot  of  their  further  objections 
with  täe  Corporation,  and  are  now  prepared,  on  the  onderstanding  that  Russia  will 
not  oppose  the  construction  of  the  line,  to  agree  that,  between  Hsiaohei  Shao 
(at  which  poiut  it  branches  off  to  N^wchwaog)  and  Sin  *  Ming  -  Ting  the  Mne 
^ball  be  built  by  China  herseif,  subject  to  the  condition  of  her  allowing 
European — not  necessarily  British — engineers  to  inspect  it  periodically,  and  lo 
verify  and  certify  that  the  work  is  being  properly  ezecuted. 

St  Petersburgh,  March  28  (April  9),  1899. 

Nr.    12123..    KUSSLAND.    —    Der  Minister    des    Auswärtigen   an 
den  euglisobeA  Botschafter  in  Petersburg.    Antwort 
auf  das  Vorige. 
En  r^ponse  au  Memorandum  du  28  Mars  courant  le  Minist^re  Imperial  nr.  12128. 
croit   devoir   constater,  que  c'est  par  cette  communieation  que  le  prospectus  ^,,fj[„^j^n 
4e  FEmprunt  Cbinois  du  Chemin  de  Fer  de  2  3000QO  1.  lui  a  ^  officiellement 
tranamis  pour  la  premi^e  fois.     Jusqu'id  le  Minist^re,  conform^ment  k  la 
correspond^nce  ^chang^e  entre  les  deqix  Cabinets,  n'ayait  en  en  vue  qn'nne 
ligne  directe  allant  ä  Newchwang  et  ne  s'^tait  occup^  que  de  la  question  de 
garantie  et  de  contrdle   qui  s'y  rattache«     Ce   n'est  qu'en   demier  lieu  que, 
¥oyant  le  nom  de  Sin-Min-Ting  mentionn6  dans  lea  joumaux,  le  Minist^e  s'est 
TU  Obligo  de  demander  des  explications  concernant  ee  nouvel  embranchement  < 
Ne  d^sirant  toutefois  pas  que   ]$  poaleBtenda  aurrenu  r^agissa  sur  Tentente 
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Kr.  12188.  amicale  n^oci^e  entre  les  deaz  Poissances,  le  Goavernement  Imperial  consent 
britoMifii  ^  ^^^  P^  ^lever  d'objections  ä  la  constniction  de  Tembranchement  se  dirigeant 
?ers  Sin-Min-Ting  anx  conditions  iodiqa^es  dans  le  M6morandam.  ||  Mais,  en 
prenant  acte  des  assnrances  donn^es  dans  le  Memorandum  concernant  la  con- 
struction  et  Tinspection  de  la  ligne  snsdite,  le  Gouyernement  Imperial  se 
r68erve,  bien  entendu,  d'appuyer,  s'il  le  jnge  opportun,  des  demandes  de  Gon- 
cessions  de  ohemins  de  fer  que  des  sujets  ou  6tablissements  Russes  pourraient 
r^lamer  au  sud  -  ouest  de  la  ligne  principale  se  dirigeant  vers  Port  Arthur, 
dans  la  m^me  r^on  qui  sera  dessenrie  par  la  ligne  conced6e  i  la  ''British 
and  Chinese  Corporation.^ 

Saint-Pötersbourg,  le  31  Mars  (12  Avril),  1899. 


IJifr.  12124.  0B08SBBITAHHIEN.  —  Der  Botschafter  in  Peters- 
burg an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Murawiew 
schlägt  einen  Notenaustausch  vor. 

St  Petersburgh,  April  17,  1899.    (April  17.) 

Kr.  12124.  (Telegraphia)  ||  Gount  Mouravieff  expressed  his  satisfaction  at  the  settle- 

brUaBni«n  ™®^^  ^^  ^^^  difficultj  on  my  delivering  the  message  contained  in  your  Lord- 

i7.ipr.i899.ship's  telegram  of  the  15th  instant  ||  His  Excellency  suggests  an  exchange  of 

notes  as  the  form  for  embodying  the  Agreement   ||  The  text,  which  I  gather 

will  be  in  accofdance  with  Count  Mpuravieff's  notes  of  the  7th  February  and 

16th  March.,  and  will  include  the   recognition   of  existing  Treaties  and  the 

understanding  arrlved  at  in  regard  to  the  railway  loan  contract,  will  be  sub- 

mitted  to  me  on  Wednesday  in  order  that  I  may  communicata  it  to  your 

Lordship. 


Nr.    12125.    OKOSSBBITANHIEN.^  Derselbe  an  Denselben,  über- 
sendet den  Text  der  identischen  Noten.r 

St  Petersburgh,  April  19,  1899.    (April  20.) 
Nr.  12125.  (Telegraphic.)      Following    is    literal    translation    of    the   French    text 

brul^ien.  suggestcd  by  Minister  for  Foreign  Affairs  for  identic  notes  to  be  exchanged 

19. Apr.  1899.  by   US:    — 

*'The  Undersigned,  &c^  dnly  authorized  for  this  eifect,  has  the  honour  to 
communicate  to,  Ac.,  the  following  Declaration:  —  "Great  Britain  and  Russia, 
animated  by  a  sincere  desire  to  avoid  in  China  all  causes  of  conflict  on 
questions  where  their  interests  meet,  and  taking  into  consideration  the 
economic  and  geographical  gravitatlon  of  certain  parts  of  that  Empire,  have 
agreed  as  foUows:  —  1.  Russia  engages  not  to  seek  for  her  own  account  or 
for  Rusiian  subjects  any  railway  Concessions  in  the  basin  of  the  Tang-tsze^ 
nor  to  obstruct,   directly  or  indirectly,   in  tiiat  region   any  applicatious  for 
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railway  Concessions  sopported  bj  the  British  GoTemment  ||  2.  Great  Britain,  Nr.  »iss. 
on  her  part,  engages  not  to  seek  for  her  own  acconot  or  for  British  sobjects  ^JJl[n^V«n. 
anj  railwaj  Concessions  north   of  the  Great  Wall  of  China,  or  to  ob8tracti9.Apr.i899. 
directly  or  indirectlj,  in  that  region  any  applications  for  railwaj  Concessions 
snpported  by  the  Rnssian  Government.  ||  The  t^o  Contracting  Parties,  having 
nowise  in  view  to  infringe  in  any  way  the  soyereign  rights  of  China  or  existing 
Treaties,  will  not  fail  to  commnnicate  to  the  Chinese  Government  the  present 
Arrangement,  which,  by  averting  all  cause  of  complications  between  them,  is 
of  a  natnre  to  consolidate  peace  in  the  Far  East,  and  serve  the  primordial 
interests  of  China  herseif." 

Following  is  text  snggested  for  snpplementary  notes  to  be  exchanged  at 
the  same  time  respecting  Newchwang  Railway:  — 

"To  eomplete  the  notes  exchanged  this  day  respecting  the  partition  of 
spheres  for  Concessions  and  working  of  railways  in  China,  it  has  been  agreed 
to  record  in  the  present  Addiüonal  Note  the  Arrangement  arrived  at  in 
regard  to  the  line  Shanhaikoan  •  Newchwang,  for  the  constmction  of  which  a 
loan  has  been  already  contraeted  by  the  Chinese  Government  with  the 
Shanghae-Hong  Eong  Bank  on  behalf  of  the  British  and  Chinese  Corporation.  {| 
The  general  Arrangement  established  by  the  notes  referred  to  above  is  not 
to  infringe  in  any  way  the  rights  acquired  ander  the  said  Loan  Contract,  and 
the  Chinese  Government  may  appoint  both  an  English  engineer  and  a  European 
accoantant  to  sopervise  the  constmction  of  the  line  in  qnestion  and  the 
expenditore  of  the  money  appropriated  to  it  ||  Bat  it  remains  anderstood  that 
this  faet  cannot  be  taken  as  constitating  a  right  of  property  or  foreign 
eontrol,  and  that  the  line  in  qnestion  is  to  remain  a  Chinese  line  ander  control 
of  the  Chinese  Government,  and  cannot  be  mortgaged  or  alienated  to  a  non«' 
Chinese  Company.  U  As  regards  the  branch  line  from  Siaoheichan  to  Sinmin- 
ting,  in  addition  to  the  aforesaid  restrictions,  it  has  been  agreed  that  it  is  to 
be  constrncted  by  China  herself,  who  may  permit  European  (not  neoessarily 
British)  engineers  to  periodically  inspect  it,  and  verify  and  certify  that  the 
work  is  being  properly  done.  ||  The  present  Agreement  is,  natarally,  not  to 
interfere  in  any  way  with  the  right  of  the  Rnssian  Government,  if  it  think« 
fit,  to  Support  i^plieations  of  Russian  subjects  or  establishments  for  Concessions 
for  raUways  which,  starting  from  the  main  Mandiurian  line  in  a  south-westem 
direction,  wonld  traverse  the  region  in  which  the  Chinese  line,  terminating  at 
Sinminting  and  Newehwang,  is  to  be  oonstrueted." 

Nr«  12126,  OB088BBITAHHIEN.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Abän- 
derungsvorschläge. 

Foreign  Office.  April  22,  1899.       ^^  ^^^^ 

(Telegraphic.)  ||   I  have  received  your  Excellency's  telegram  of  the  19th 
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instant  relativ«)  to  the  proposed  Anglo  -  Russian  Agreement  in  regard  to  rail-22.Apr.i8^. 
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Nr.  12126.  wajrs  ui  China.  H  I  should  prefer  to  say,  in  paragraph  numbered  1  —  ||  h&ii^^ 
briunBien.  ^"^E^^ßs  ^^t  to  seek  fof  Us  owD  account,  or  for  that  of  others,  anj  railwaj 
22.Apr.  1899.  Concessions,  <&c/'  II  And  similarly  to  ßay,  in  paragraph  nombered  2  —  |  '^Great 
Britain,  on  her  part,  engages  not  to  seek  for  her  own  account,  or  for  that 
of  others,  any  railwaj  Goncessions,  &c.**  U  It  might  be  held  as  the  text  Stands 
in  jour  telegram,  that  the  words  '^Russian  snbjects''  in  paragraph  1  and 
'^British  subjects"  in  paragraph  2  leave  it  open  to  Rnssia  to  snpport  appli- 
cations  for  Cancessions  in  the  Tang-tsze  Basin  on  the  pari  of  other  foreigners, 
and  to  England  to  support  applications  of  foreigners  north  of  the  Great  Wall 
of  China.  ||  Otherwise,  the  text  of  the  proposed  notes  is  satisfactorj,  and  yoii 
maj  sign  subject  to  the  alteratiou  proposed  above. 


Kr.    12127.    OSOSSBKITAKmEN   und  SÜSSLAND.    —    Endgiltiger 

Text  der  identischen  Noten. 

X)  Der  englische  Botschafter  in  Petersburg  an  den  rassischen 

Minister  des  Auswärtigen. 

Nr.  12127.  The   Undersigned,   British   Ambassador,   duly  authorized    to  that   effeet, 

briu^B^n  n  ^^  *^®  honour  to  make   the  foUowing  dedaratton  to  his  Excellency  Gount 

Bai^und.   Mouravieff,  Bussian  Minister  for  Foreign  Affairs:  |    ||  Great  Bxitain  and  Rassia, 

animated  by  a  sincere  desire  to  avoid  in  Qbina  all   cause  of  conflict  on  que- 

fitions  where  their  interests  meet,  and  taking  into  consideration  the  economic 

and  geographical  gravitation  of  certain  parta  of  that  Empire,  bave  agreed  as 

foUows: —  Ij  1.  Great  Britain  engages  not  to  seek  for  her  own  account,  or  oa 

behalf  of  British  subjects  or  of  others,  any  railway  Gonoessions  to  the  north 

of  the  Gieat  Wall  of  China,  and  not  to  obstruct,  directly  or  indtrectiy,  appli* 

cations  for  railway  Gonoessions  in  that  region,  supported  by  the  Bussian  6o- 

vemment»  ||  2.    Russia,  on  her  part,  engages  not  to  seek  for  her  own  aecount, 

or  on  behalf  of  Russian  subjects  or  of  others,  any  railway  OoncessioBB  in  the 

basin  of  the  Yang-tsze,  and  not  to  obstruct,  directly  or  indirectly,  applications 

for  railway  Concessions  in  that  region  supported  by  the  British  GoTemment.!; 

The  two  Contracting  Parties  having  nowise  in  view  to  infringe  in  aiy  way 

the  sovereign  rights  of  China  or  existing  Treaties,  will  not  fail  to  commoni- 

cate  to  the  Chinese  Government  the  preaent  Arrangement,  which,  by  aver« 

ting  all  cause  of  complications  between  them,  is  of  a  nature  to  conaolidate 

peace  in  the  Far  East,  and  to  serve  the  primordial  interests  of  China  hersel£ 

St  Petersburgh,  April  28,  1809.  Charles  S.  Scott 


In  Order  to  complete  the  notes  exchanged  this  day  r^specting  the  par- 
tition  of  spheres  for  Concessions  for  the  construction  and  working  of  railways 
in  China,  it  has  been  agreed  to  record  in  the  present  Additional  Note  the 
arrangement  arrived  at  with  regard  to  the  line  Shanhaikuan-Newchwaftg,  for 
the  construction  of  which  a  loan  has  been  already  contracted  by  the  Chinese 
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Government  Vi'ith  the  Bhanghae-Hong  Kong'  Bank,  aotiiig  au  behalf  of  the  5r.  lam. 
British  and  Chinese  Corporation.  1)  The  general  .arrangenient  ef>tablifihed  bj»  .j^*^^  ^ 
the  above-mentioned  notcs  is  not  to  iufringe  in  auy  way  th«  rights  acquired  Buüiwd. 
under  the  said  Loan  Contracf,  and  the  Chinese  Government  may  appoint  both 
an  Englibh  engineer  and  an  European  aecountant  to  supervise  the  construction 
of  the  line  in  question,  and  the  expcnditure  of  the  money  appropriated  to 
it.  II  But  it  remains  nnderstood  that  tbis  fact  cannot  be  taken  as  constituting 
a  right  of  property  or  foreign  control,  and  that  the  line  in  question  is  to 
remain  a  Chinese  line,  under  the  control  of  the  Chinese  Government,  and 
cannot  be  mortgaged  or  alienated  to  a  non-Chinese  Company.  ||  As  regards 
the  brauch  line  from  Siaoheichan  to  Sinminting,  in  addition  to  the  aforesaid 
restrictions,  it  bas  been  agreed  that  it  is  to  be  constructed  by  China  herseif, 
who  may  permit  European — not  necessarily  British — engineers  to  periodically 
inspect  it,  and  to  verify  and  certify  that  the  work  is  being  properly  exe- 
cuted.  n  The  present  special  Agreement  is  naturally  not  to  interfere  in  any 
way  with  the  right  of  the  Russian,  Government  to  snpport,  if  it  thinks  fit, 
applications  of  Bussian  subjects  or  establishment  for  Concessions  for  railways, 
which,  starting  from  the  main  Manchurian  line  in  a  sonth-westerly  direction, 
Would  traverse  the  region  in  which  the  Chinese  line  terminating  at  ßinmin* 
ting   and  Newchwang   is   to   be   constracted. 

St  Petersburgh,  April  28,  1899.  Charles  S.  Scott. 

2)  Der  rassische  Minister  des  Auswärtigen  an  den  englischen  Botschafter 

in  Petersburg. 
(Traduction.)  ||  Le  Soussign^,  Ministre  des  Affaires  fitrang^res  de  Russie, 
dAment  autoris^  k  cet  effet,  a  Thonneur  de  faire  k  son  Excellence  Sir  Charles 
Scott,  Ambassadeur  Britannique,  la  d^claration  snivante: —  ||  I.a  Rassie  et  la 
Grande-Bretagne,  anim^es  du  sinc^re  d^sir  d'^viter  en  Chine  tonte  cause  de 
conflits  dans  les  questions  oü  leurs  int^rßts  se  rencontrent  et  prenant  en  con- 
sid^ration  la  gravitation  ^conobiiqae  et  g^ographique  de  certaines  parties  de 
cet  Empire,  sont  convenues  de  ce  qai  soit:—  ||  1.  La  Russie  s'engage  k  ne 
pas  r^clamer  pour  son  compte  et  en  faveur  de  sujets  Russes  ou  autres  des 
Concessions  quelconques  de  chemins  de  fer  dans  le  Bassin  da  Yang-tsze  et 
k  ne  pas  contrecarrer  directement  oa  indirectement  dans  cette  region  les 
demandes  de  Concessions  de  chemins  de  fer,  appuy^es  par  le  Gouvernement 
Britannique.  ||  2.  La  Grande  Bretagne,  de  son  c6t^,  s'engage  k  ne  pas  r^clamer 
pour  son  compte  et  en  favenr  de  sujets  Britanniques  ou  antres  des  Conces- 
slons  quelconques  de  chemins  de  fer  au  nord  du  Grand  Mur  de  Chine  et  k 
ne  pas  contrecarrer  directement  ou  indirectement  dans  cette  region  les  de- 
mandes de  Concessions  de  chemins  de  fer,  appuy^es  par  le  Gouvernement 
Russe.  II  Les  deux  Parties  Contractantes,  n'ayant  nullement  en  vue  de  porter 
ane  atteinte  quelconqae  aux  droits  souverains  de  la  Chine,  ainsi  qu'aux  Traitös 
existantSi  ne  manqueront  pas  de  faire  part  au  Gouvernement  Cbinois  da  pr6- 
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Vr.  11  irr.  sent  arraDgement  qni,  en  ^rtant  toote  cause  de  compUeation  entre  elles,  est 
britai^i.^®  natore  k  consolider  la  paix  dans  rExtröme- Orient  et  k  servir  aox  int^r^ts 
Bn&UBd.   primordianx  de  la  Chine  elle-m6me.  Comte  Monravieff. 


(Tradnction.)  ||  Ponr  compl^ter  les  notes  ^cbang^s  aujonrd'hui  con- 
cemant  la  r^partition  des  sph^res  de  Concessions  et  d'exploitation  des 
chemins  de  fer  en  Chine ,  il  a  ^tä  convenne  de  consigner  dans  la  pr^ente 
note  additionnelle  TAccord  sorveno  an  snjet  de  la  ligne  Shangha!lnian-New- 
chwang,  ponr  la  constmction  de  laqnelle  an  empmnt  a  d^jä  ^t^  contractu 
par  le  Gouvernement  Chinois  k  la  Banqne  de  Shang-Hal-Hong  Kong,  agissant 
au  nom  de  la  ''British  and  Chinese  Corporation".  ||  L'arrangement  g^n^ral, 
Stabil  par  les  notes  pr^it^es,  ne  portera  ancune  atteinte  aux  droits  acqnis  en 
verto  dn  Contract  de  Temprunt  snsdit,  et  il  sera  loisible  au  Gouvernement 
Chinois  de  nommer  taut  on  Ingenieur  Anglais  qn'un  comptable  Enrop^en  pour 
sunreiller  la  constmction  de  la  ligne  de  chemin  de  fer  en  question  et  la 
d^pense  des  sommes  y  affect^es.  Mais  il  reste  bien  entendn  que  ce  fait  ne 
saurait  constituer  un  droit  de  propri^t^  on  de  contröle  ^tranger  et  que  la 
ligne  en  question  doit  rester  Chinoise,  soumise  au  contr61e  dn  Gouvernement 
Chinois,  et  ne  pourra  6tre  engag^e  ou  ali^n6e  k  une  Compagnie  non  Chinoise.  || 
Pour  ce  qui  est  de  Tembranchement,  se  dirigeaut  de  Siaohelchan  k  Sinminting 
outre  les  restrictions  susdites,  il  a  6t^  convenu  qu'il  sera  construit  par  la 
Chine  elle-m^me,  qui  pourra  admettre  des  ing^nieurs  Europ^ens,  pas  n^cessaire- 
ment  Anglais,  pour  Tinspecter  p^riodiquemeut,  v^rifier  et  certifier  que  les 
travaux  sont  düment  ex^ut^s.  ||  Le  präsent  Accord  sp^ial  ne  saurait,  naturel- 
lement,  entraver  d'aucune  fa^on  le  droit  dn  Gouvernement  Russe  d'appuyer, 
sHl  le  juge  opportun,  des  demandes  de  sujets  ou  Etablissements  Kusses,  rela- 
tives k  des  Concessions  de  chemins  de  fer  qui,  partant  de  la  ligne  principale 
de  Mandchourie  et  se  dirigeant  au  sud-ouest,  traverseraient  la  r^gion  oü  sera 
construite  la  ligne  Chinoise  aboutissant  k  Sinminting  et  Newchwang. 

Saint- FEtersbourg,  le  16  (28)  Avril,  1899.  Comte  Monravieff. 
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Nr.    12128.    SVSSLAHD.  —  Der  Minister  des  Answftrtigen  an  die 

Vertreter  der  fremden  Mächte  in  Petersburg.    Ein« 

ladnng    zur    Beschiekang    einer    internationalen 

Friedenskonferenz. 

St  Ptorsboorg,  12./24.  aoüt  1898. 

Le  maintien  de  la  paix  g6n6rale  et  nne  rMnction  poasible  des  armements  ^^  ,2128. 

excessiÜB  qoi  p^ent  snr  toutes  les  nations  se  pr^sentent,  dans  la  situatioa  Ba&und. 

actnelle  da  monde  entier,  copme  Tidtel  anqnel  devraient  tendre  les  efforts  de     ig^g.^^ 

tons  les  Goovemements.  ||  Les  vaes  hnmanitaires  et  magranimes  de  Sa  Majest^ 

rEmperenr,  mon  Anguste  Mattre,  y  sont  entiärement  acqoises.  ||  Dans  sa  con- 

Yiction  qae  ce  bat  ^le?6  r^pond  aux  int^r^ts  les  plus  essentiels  et  anx  voenx 

Intimes  de   toates  les  Paissances,  le  Gouvernement  Imperial  croit  que  le 

moment  actuel  serait  tr^s  favorable  k  la  recherche,  dans  la  voie  d'une  discus- 

sion  internationale,  des  moyens  les  plus  efficaces  d'assurer  k  tous  les  peuples 

les  bienfaits  d'une  paix  r6elle  et  durable,  et  de  mettre  avant  tont  un  terme 

au  d^Teloppement  progressif  des  annements    actuels.  ||  An   cours    de   vingt 

demi^es  ann^es,  les  aspirations  k  un  apaisement  g^nöral  se  sont  particuli^re- 

ment  affirm^es  dans  la  consoience  des  nations  civilis6es.    La  conservation  de 

la  paix  ä  M  pos6e  oomme  but  de  la  politique  internationale;   c'est  en  son 

nom  que  les  grands  Etats  ont  conclu  entre  eux  de  puissantea  allianaes;  c'est 

pour  mienx  garantir  la  paix  qu'ils  ont  d^velopp^  dans  des  proportions  incon- 

nnes  jusqu'ici  les  forces  militaires  et  qu'ils  continuent  encore  k  les  acorottre 

sans  recnler  devant  aucun   sacrifice.  ||  Tons  ces  efforts,  pourtapt,  n!ont  pu 

aboutir  encore  aux  r6sultats  bienfaisants  de  la  pacification  souhait^e.  ||  lies 

cbarges  financi^res,  suivant  nne  marche  ascendante,  atteignent  la  prosperit6 

publique  dans  sa  souree;  les  forces  intellectuelles  «t  physiques  des  peuples,  le 

travail  et  le  capital  sont  en  majeure  partie  detournös  de  leur  application 

naturelle    et    consum^s    improductivement.     Des   centaines    de  millioos  sont 

employ^s  k  acqu6rir  des  engins  de   destmction  effroyables   qui,   consid6r^ 

aiuourd'hui   comme   le  dernier  mot  de  la  science  sont  destin^s   demain ,  k 

perdre  tonte  valeur  k  la  suite  de  quelque  nouvelle  dteouverte  de  ce  domaine» 


*)  Blaubuch  C.  9534.  —  Ygl.  Staatsarchiv  Bd.  27  u.  28.    Nr.  5342  bis  6379  und 
Europäischer  Oeschichtskalender  Jahrgang  1874  und  1899.    Red. 
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Nr.  12188.  La  culture  nationale,  1e  progr^^s  ^conomiqu^,  la  prodaction  des  richesses  se 
i'^Äilioff  trouvent  paraljs^s  ou  faasses  dans  leur  d^veloppement  H  Aussi,  k  mesare  qne 
1808.  s'accroissent  les  armements  de  chaqae  Pnissance,  r^pondent-ils  de  moins  en 
moins  an  bnt  qne  les  Gonvernements  s'ötaient  pos6.  Les  crises  economiqnes 
dnes  en  grande  partie  au  regime  des  armements  ä  outrance,  et  le  danger 
continnel  qni  git  dans  cet  amonccllement  da  materiel  de  guerre,  transforment 
la  paix  arm6e  de  nos  jonrs  en  un  fardeaa  ^crasant  qne  les  peaples  ont  de 
plus  en  plus  d^  peine  k  porter,  II  paratt  Evident,  d^  lors,  que,  ai  cette 
Situation  se  prolongeatt,  eile  conduirait  fatalement  k  ce  cateljsme  m6me,  qn'  on 
tient  k  ^Carter  et  dont  les  horreurs  fönt  fr^mir  k  Tavance  tonte  pens6e  hn- 
main«.  ||  Meltre  ob  terme  k  oea  armements  incessants  et  reohercker  les  mojens 
de  pr^v.enir  les  ealamit^  qui  menacent  le  mende  entier,  tel  est  le  devoir 
supröme  qni  ft'impöse  anjovrd'hoi  k  toos  les  Etats.  ||  P^nto6  de  ce  sentiment, 
Sa  Majest^  TEmpereur  a  daign^  m'ordonner  de  proposer  k  tons  les  Gonverne- 
ments dont  les  Repi^sentants  sont  accr6dit^s  pr^s  la  cour  Imperiale,  la  reunion 
d'nne  Conference  qui  anrait  k  s'ocenper  de  ce  gra?e  probl^roe.  H  Cette  Con- 
ference serait,  dien  aidant,  d'nn  henreux  pr6sage  pour  le  si^cle  qni  va  s'onrrir. 
Elle  rassemblerait  dans  nn  puissant  faisceau  les  effbrts  de  tons  les  Etats  qni 
cfaerohent  sinc^rement  k  faire  triompher  la  grande  eonception  de  la  paix  uni- 
verselle snr  les  Clements  de  trouble  et  de  discorde.  Elle  cimenterait  en  mßme 
temps  leur  accord  par  une  cons^cration  solfdaire  des  prmcipes  d'equite  et  de 
droit,  sur  lesquels  reposent  la  s^curite  des  Etats  et  le  bien-^tre  des  penples. 

Comte  Monravieff. 


Nr.  12129.  SUSIILAHO.  —  BoadschreibeB  an  die  Gesohftfts- 
träger  in  Petersbfirg»  Kähere  Bestimmung  der  Auf» 
gaben  der  Friedenskonferenz. 

St  Petecsbouig,  le  80  Moembre,  1898.    (11  Janvier  1899). 

Mr.  18129.  ^*  ^Ambassadeur,  ||  Lorsqu'au  mois  d'Aoüt  dernier  mon  auguste  Maftre 

BuCiUtd.    m'ordonnait  de  proposer  aux  Govremements  dont  les  Repr^sentaats  se  trouvent 

11.jMi.i899!  aocr^dit^  k  Saint-P^tersbourg  la  reunion  d^une  Conference  destin^e  k  recherdier 

les  mojens  les  plus  elfloaces  iFassnrer  k  tons  les  peaples  les  bienfaits  d^ne 

paix  reelle  et  durable  et  de  mettre  avant  tont  an  terme  au  d^veloppement 

progressif  des  armements  actuels,  rien  ne  semblait  s'opposer  k  la  r^allsalion 

plus  ou  moins  proohaine  de  ce  projet  humanitaire.   ||   L'aoouetl  ettpress^  fait 

k  la  d^marche  du  Gouvernement  Imperial  par  presqne  tontes  les  Puissanoes 

ne   pouvait   que   justsfier   cette  attente.  «  Appr^dant   hautement    les   termes 

sjrmpathiques  dans   lesquels   6tait  con^ue  l'adb^ion   de   la  plupart  des  Go«- 

vernementf,  le  Cabinet  Imperial  a  pu  recneiUir  en  m4me  temps  avec  une  vive 

satisfaetion  les  t^moignages  du  plus   cbaleureux  assentiment  qui   lui  ^taient 

adress^s,  et  ne  cessent  de  lui  parvenir,  de  la  part  de  toutes  les  classes  de  la 

soci^t^  de  diffirents  points  du  globe  terrestre,   ||   Malgr6   le  grand  courant 
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d'opinion  qui   6'^it  prodnit   en   favenr  des   id^es   de   paciflcation   g^nörale,  Nr.  12129. 
rhorizon  politiqoe  a  sensiblement  change  d'aspect  en  dernier  lien.     Plösienrs  g,^*^|*i^g 
Pnissances   ont  proc^6   k   des   armements   nonveaux,    s'effor^ant    d'accrottreiiJM.i899. 
enoore  leurs  forces  militaires,  et,  en  pr^enee  de  cette  sitnation  incertaine,  on 
pouYait   ^tre   amen6  ä   se   demander  si  ies  Puissances   jugeaient   le   rooment 
actnel    opportun    k    la    discnssion    internationale    des    id^es    ^mises   dans   la 
Circnlaire  do  12  (24)  AoAt  ||  Esp^rant  tontefois  que  Ies  ^l^ments  de  tronble 
qni  agitent  Ies  spb^res  pditiqaes  feront  bientdt  piaee  ä'des  dispositions  plns 
cahnes   et  de    natnre  ä  fa?oriser    le    saco^s  de  la  Conförence   projet^e,  le 
GronTomement  Imp^al  est,  ponr  ca  part,  d^avis  qu'il  serait  possible  de  pro- 
e^er  dds  k  präsent  k  an  behänge  pr^lable  d'id^s  entre  Ies  Pnissances  dans 
le  bnt:— 

(a,)  De  rechereher,  sans  retard,  Ies  mojens  de  mettre  an  terme  k 
raccroissement  progressif  des  armements  de  terre  et  de  mer,  qnestion  dont  la 
solnüon  devient  ^ridemmeBt  de  plus  en  plus  urgente  en  vne  de  fextension 
nouveUe  donn^e  k  oes  armements;  et  |  (5.)  De  pr^parer  Ies  voies  k  une 
discQSSion  des  qoestioas  se  rapportant  k  la  possibilit^  de  pr^venir  Ies  conflits 
arm^s  par  Ies  mojens  pacifiques  dont  pent  disposer  la  diplomatie  inter« 
nationale. 

Dans  le  cas  oü  Ies  Puissances  jugeraient  le  moment  actuel  fa^orable  k  la 
r^union  d'une  Coaförence  sur  oes  bases»  il  serait  cotaiaejoent  utile  d'^tabUr 
entre  Ies  Cabinets  une  entente  au  aujet  du  Programme  de  ses  travaux.  ||  Los 
tb^mes  k  soumettre  k  une  discussion  internationale  au  sein  de  la  Conference 
poorraient,  en  tralts  gön^raüx,  se  rdsumer  comme  suit: — 

1.  Entente  stipnlant  la  non-augmentation,  pour  nn  t^rme  &  fixer,  des 
effectifs  actiels  des  forees  arm^es  de  terre  et  de  mer,  ainsi  que  des  budgets 
de  guerre  7  aff^rents;  ^tode  pr^alabie  des  voies  dans  lesqnelles  pourrait 
mtoe  se  r^User,  dans  Tavenir,  voe  r^duction  des  effbctifs  et  des  budgets 
cl-dessns  mentionn^.  ||  2.  Interdietion  de  la  ntkise  en  usage  dans  Ies  arm^es  et 
Ies  flottes,  de  nouvelles  armes  k  fc«  quelcönqnes  et  de  nouveaux  explosifs» 
auasi  bien  que  de  poiudres  plus  pnissantes  que  Celles  adopt^s  aetuellement, 
tant  pour  Ies  fusils  que  pour  Ies  canons.  ||  S.  Limitation  de  Temploi  dans  Ies- 
goerres  de  campagne  des  ezplosifs  d'une  puissanee  formidable,  d^&  existaats, 
et  probibition  da  lancement  de  projectiles  ou  d'explosifs  queleonques,  du  bant 
des  ballons,  oa  par  des  moyens  analogaes.  ||  4.  Defense  de  Temploi  dans  Ies 
gtterres  uavaks  de  bateaux*4orpilleurs  sons  marins  ou  plongears,  ou  d'autres 
engins  de  destruction  de  la  mtoe  uature;  engagement  de  ne  pas  construire  k 
Favenir  de  navires  de  guerre  k  Operon.  H  6.  Adaptation  anx  goerres  maritimes 
des  stipulations  de  la  Convention  de  Gen^ve  de  1864,  sur  la  base  des  Artioles 
Additionnels  de  1868.  H  6«  Neutralisation,  au  mdme  titre,  des  navires  ou- 
chaloopes,  chargte  du  saovetage  des  naufrag^s  pendant  ou  apr^s  Ies  comtots 
maritimes.  ||  7.  Bevi&ion  de  la  D^claration  oottcemant  Ies  lois  et  coatumes  de 
la  sperre,  61abor6e  en   1874  par  la  CQnf^reace  de  Bnixelles,  et  rest^e.  non 
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Nr.  13120.  ratifi^  jusqn'ä  ce  jonr.  ||  8.  Acceptatioo  en  principe  de  Tusage  des  bona  offices, 

ao.Des!i8e8.^^   la  m^diation,   et  de   l'arbitrage   facaltatif,  ponr  des  cas  qai  s'y  prötent» 

ii.jwi.i899.dans  le  bat  de  pr^venir  des  conflit^  armös  entre  nations;  entente  an  snjet  de 

lenr  mode  d'application,  et  Etablissement  d'nne  pratiqne  uniforme  dans  lear 

emploi. 

II  est  bien  entendn  qne  toutes  les  questions  concernant  les  rapporU 
politiqnes  des  £tats,  et  Tordre  de  choses  Stabil  par  les  Trait^s,  comme,  en 
g^n^ral,  tontes  les  questions  qui  ne  rentreront  pas  directement  dans  le  Pro- 
gramme adopt^  par  les  Gabinets,  devront  ^tre  absolument  exclues  des 
d^lib^rations  de  la  Conference.  ||  En  vous  adressant,  H.  l'Ambassadeor,  la 
demande  de  bien  vouloir  prendre  au  sujet  de  ma  pr^nte  oommunication  les 
ordres  de  Yotre  Gouvernement,  je  vous  prie  en  möme  temps  de  porter  ä  sa 
connaissance  que,  dans  Tint^r^t  de  la  graiide  cause  qui  tient  si  particuli^rement 
k  coeur  k  mon  anguste  Haitre,  Sa  Majest^  Imperiale  juge  qull  serait  utile  que 
la  Conference  ne  si^ge  pas  dans  la  capitale  de  Tune  des  Grandes  Pnissances 
oä  se  concentrent  tant  d'int^r^ts  politiques  qui  pourraient  peut-^tre  r^agir  snr 
la  marche  d'une  oeuvre  k  laquelle  sont  interessös  k  un  6gal  degr6  tons  les 
pays  de  Tunivers. 


Nr.  12130.  OBOSSBRITAlfHIEV.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Petersburg.  Annahme 
der  Einladung. 

Foreign  Office,  February  14,  1899. 

Nr.  12180.  Sir,  II I  have  duly  laid  before  the  Queen  your  Ezcellency's  despatch  of 

brital^iM.  ^^®  ^2^  ultimo,  forwarding  copy  of  a  further  note  from  the  Russian  Minister 
i4.Feb.i899.for  Foreign  Affairs  with  regard  to  the  Conference  proposed  by  His  Majesty 
the  Emperor  of  Russia  to  consider  the  means  of  insuring  the  general  peace 
and  of  putting  a  limit  to  the  progressive  increase  of  armaments.  |  Her  Majesty's 
Goyemment  have  leamt  with  satisfaction  that  the  Russian  Government  per- 
severe  in  their  efforts  towards  this  desirable  object  It  is  undoubtedly  true, 
as  stated  in  Count  MouraviefTs  note,  that  since  the  first  proposal  made  on  this 
Bubject  in  August  1898  there  has  been  some  increase  in  the  armament  of 
several  Powers,  but  this  increase  in  which,  nnless  Her  Majesty's  Government 
are  erroneonsly  informed,  the  Russian  Government  have  themselves  in  some 
degree  participated,  has,  in  their  opinion  been  more  of  a  precautionary  tban 
of  an  aggressive  nature,  and  need  not  be  considered  as  indicaüng  any 
diminution  of  the  general  interest  and  sympathy  with  which  the  Emperor's 
first  proposal  was  received.  ||  Her  Majesty's  Government  will,  therefore,  gladly 
.  accept  the  invitation  which  Count  Mouravieff  contemplates  fbr  a  Goniferenee  to 
discosB  the  best  methods  of  attaining  the  two  objeots  specified  in  hit 
Excellency's  note,  namely,  the  diminution  of  armaments  by  land  and  sea  and 
the   prevention   of  armed  conflicts   by  pacific  diplomatic  procedure.     With 
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regard  to  the  eight  points  enomerated  b/  Coont  MonraYieff  as  proper  subjecto  Nr.  liiso. 
for  discassion  by  the  Conference,  Her  Hajestj's  Goyemment  wonld  prefer  for  briunttUo. 
tbe  present  to  abstain  firom  expressing  any  definite  opinion.  Tbey  note  tbati^-P«^i^* 
Gönnt  MonraTieff  himself  stated  to  yonr  Excellency  that  the  Russian  Govern- 
ment mnst  for  the  present  obsenre  a  similar  attitnde.  It  is  indeed  clear  that 
in  regard  to  some  of  these  points,  mnch  mnst  depend  npon  the  yiews  and 
intentions  which  may  be  fonnd  to  be  entertained  by  the  majority  of  the 
Powers,  and  a  conclnsion  in  respect  to  them  can  scarcely  be  arrived  at  with- 
ont  carefnl  expert  examination.  As  regards  the  eighth  point,  it  is  not 
necessary  for  Her  Majesty's  Government  to  make  any  fresh  declaration  of 
their  earnest  desire  to  promote,  by  all  possible  means,  the  principle  of 
reconrse  to  mediation  and  arbitration  for  the  prevention  of  war.  ||  Her  Majesty's 
Government  accept  willingly  the  proviso  made  by  Gönnt  Mouravieff,  that 
qnestions  conceming  the  political  relations  between  States,  the  order  of  things 
established  by  Treaties,  and  generally  all  qnestions  not  directly  inclnded  in 
the  Programme  of  the  Gonference,  shonld  be  exclnded  from  its  deliberations.  {! 
They  also  agree  with  Gönnt  Monravieff  that  it  may  be  desirable  that  the 
meeting  shonld  be  held  at  some  other  place  than  the  capital  of  one  of  the 
Grcat  Powers,  althongh  it  wonld  have  been  a  satisfaction  to  them  that  the 
Gonference,  which  owes  its  initiative  to  the  Emperor,  shonld  have  assembled 
at  St.  Petersbnrgh,  had  His  Imperial  Majesty  thonght  fit  to  propose  it.  ||  Ton 
will  read  this  despatch  to  Gönnt  Monravieff,  and  leave  his  Excellency  a  copy 
of  it.  Salisbnry. 


Nr.    12131.     BVSSLAND.  —  Rnndschreiben  an  die  Geschäftsträger 

in  Petersbnrg.   Die  Friedenskonferenz  wird  im  Haag 

stattfinden. 

St.  P^tersbourg,  le  28  Janvier  1899. 

M.  TAmbassadeur,   ||   Ponr  faire  snite  ä  la  commnnication  Gircnlaire  en  Nr.  isisi. 
date  du  30  D6cembre,  1898,  i'ai  l'honnenr  de   vons   informer   qne   le  Gon-   R«*^»«*- 

88.JUI.  1899. 

vernement  Imperial  s'est  mis  en  rapport  avec  le  Goavemement  de  Sa  Majest^ 
la  Reine  des  Pays-Bas  an  sujet  dn  choix  de  La  Haye  comme  siöge  ^ventnel 
de  la  Gonference  projetöe.  ||  Le  Gonvemement  des  Pays-Bas  ayant  exprim^ 
son  assentiment  k  cet  ^ard,  j'ai  Thonneur  de  vons  prior  d'informer  votre 
Gonvemement  de  ce  choix,  qni  sera  sans  nnl  donte  accneilli  avec  nne  Sym- 
pathie g^n^rale.  Gomte  Monravieff. 
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Nr.    12132.     NIEDEKLAHSE.  ^  Der  Gesandte  in  London  an  den 
englischen  Minister  des  Answ&rtigen.  Einladung  znt 

Beschickung  der  Friedenskonferenz. 

116,  Eaton  Square,  Londres,  le  7  Attü,  1899.    (ReceiTod  April  8.) 
Nr.  i2i8e.  M.  le  Marquis.  ||  I.e  Gouvernement  Irap^tal  de  Bnssie  a  adfess^,  sous  la 

7.  Ap^.  1899.  ^^^    du   12    (24)   Aoüt,    1898,  aux   Repr^sentants   Diplomatiques   acorMit^fi 
aoprte  de  la  Gour  de  8aint-P6ter6bonrg,  une  Girculaire  ezprimant  le  d^sir  de 
TOir  se  r^unir  une  Conference  Internationale  qui  serait  charg6e  de  rechercher 
les  mojens  les  plus  ef&caces  pour  assurer  aux  peuples  une  paix  durable  et 
mettre  un  tenne  au  d^Ttloppement  progressif  des  arm^nents  militaires.  ||  Gelte 
proposition,  due  ä  la  noble  et  g^^rense  initiatire  de  Tanguste  Empereur  de 
RuBsie,  ajant  rencontr^  partout  un  acctteü  dee  plus  reeonnaissaiils  et  obtenu 
Tassentiment  g^n^ral  des  Puissances,  son  Excellenee  le  Ministre  des  Affaires 
£trang^res  de  Russie  a  adress6  le  30  D^embre,  1898  (11  JaoTier,  1899), 
aux  mdmes  Repr^entants  Diplomatiques   une  seconde  Cinmiaire,  donnant  use 
forme  plus  conci^te  aux  g^n^reuses  idöes  pr^conis^es  par  le  magnaame  £m- 
'pereur    et  indiquant  certaines    questioi»    qui  pourraient    sp^dalemeiit    ^re 
sötmises  aux  d^libärations  de  la  Conference  projet^eL  ||  Pour  des  motifs  d'ordre 
politlque  le  Gouremement  Imperial  Russe  a  }iif6  qn'il  ne  serait  pas  dösirable 
que  la  r^union  de  oette  Conference  se  fit  dans  la  capitale  d'uite  des  Grandes 
Fuissances,  et  apr^  s'^tre  assur^  de  l'assentiment  des  Gonvemements  interess^s 
il  a'est  adresse  au  Gabinet  de  La  Haye,  afin  d'otonir  aon  ahmest  ak  cbotx 
de  oette  r^sidence  comme  si^ge  de  la  Conference  en  question.     Le  Mipistre 
des  Affaires  ^trang^res  s'est  empresse  de  prendre  les  ordres  de  Sa  Majeste  la 
Reine  ä  l'ägard  de   cette   demande,  et  je   suIf   beureux  de  pouvoir  porter 
k  votre   connaissance    que    Sa  Majeste  mon   auguste    Souveraine    a    daigne 
Tautoriser  ä  r^pondre   qu'il   lui   serait   particuli^ement   agr^able   de  Yoir   la 
Conference  projetee  se  reunir  ä  La  Haye.  ||  Par  consequent  mon  Gouvernement, 
d'accord  avec  le  Gouvernement  Imperial  Russe,  me  Charge  d'inviter  le  Gou- 
vernement de  Sa  Majeste  la  Beine  de  Grande-Bretagne  et  d'Irlande  de  bien 
vouloir  se  faire  representer  \  la  Conference  susmentionnee  afin  de  discuter 
les   qnestions   exposees  dans  la   seconde   Girculaire  Russe  du  30   Decembre, 
1898  (11  Janvier,  1899),  ainsi  que  toutes  autres  questions  se  rattachant  aux 
idees  emises  dans  la  Circulaire  du  12  (24)  Aoüt,  1898,  avec  exclusion  tonte- 
fois  deiiberations  de  tout  ce  qui  touche  aux  rapports  politiques  des  £tats  ou 
ä  Vordre  des  cboses  etabli  par  les  Trait6s.  |I  Mon  Gouvernement  aime  ä  croire, 
M.  le  Marquis,  que  le  Gouvernement  Britannique  voudra  bien  s'associer  ä  la 
grande  oeuvre  humanitaire  entreprise  sons  les  auspices  de  Sa  Majeste  l'Empereur 
de  Toutes  les  Russies,  et  qu'il  sera  dispose  k  accepter  cette  invitaüon  et  ä 
prendre   les   mesures   necessaires   pour  que   ses  Representants   soient  reunis 
k  La  Haye  le  18  Mai  prochain  pour  l'ouverture  de  la  Conference,  k  laquelle 
chaque   Puissance,   qnelque   seit   le    nombre  de   ses   Deiegues,  n'aura  qu'nn 
seul  vote. 
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Nr.  12133.  OB088BBITAHNIEH.  —  Der  Minister  des  Auswär- 
tigen an  den  Botschafter  in  Washington.  Ernennt 
ihn  zum  Beyollmächtigten  fflr  die  Friedenskonferenz 
und  giebt  ihm  Instrnktionen. 

Foreign  Office,  May  16,  1899. 

Sir,  II I  have  the  bononr  to  inform  yonr  Excellency  tbat  Her  Majesty  has  Nr.  12183. 
been  graciously  pleased  to  appoint  you,  in  conjanction  with  Sir  Henry  Howard,  ^„^^^ 
Her  Majest/s  Minister  at  the  Ha^ae,  to  be  one  of  the  Plenipotentiaries  to  le.  mu  1899. 
represent  this  conntry  at  the  Conference  on  Armaments,  which  is  to  meet  at 
the  Hagne  on  the  18th  of  this  month.  Yice  -»Admiral  Sir  J.  Fisher,  K.  G.  B., 
and  Major -General  Sir  J.  Ardagh,  K.C.I.E.,  G.B.,  have  been  appointed  by 
Her  Majesty  to  assist  you  and  Sir  H.  Howard  in  the  discnssion  of  the  naval 
and  miiitary  questiens  which  will  come  before  the  Conference.  ||  The  original 
proposal  for  this  Conference  came,  as  your  Excellency  is  aware,  from  the 
Emperor  of  Bnssia,  and  was  placed  before  all  the  Powers  who  have  Be- 
presentatiyes  at  the  Court  of  St  Petersburgh  in  a  Memorandum  dated  the  ' 
12th  (24th)  August  last  Her  Majesty's  Government  cordially  accepted  the 
invitation.  ||  On  the  11  th  Jannary  the  Bnssian  Minister  for  Foreign  Affiairs 
addressed  to  Her  Majesty's  Ambassador  at  St  Petersburgh  and  to  the  other 
Bepresentatives  a  second  note,  enumerating  in  a  general  manner  the  subjects 
which  might  be  discussed  by  the  Conference,  and  suggesting  that  questions 
concerning  the  political  relations  between  States,  the  order  of  things  etablished 
by  Treaties,  and  generally  all  questions  not  directly  included  in  the  Programme 
of  the  Conference  should  be  excluded  from  its  deliberations.  ||  Her  Majesty's 
Government  willingly  accepted  this  latter  proviso.  They  agreed  to  the  general 
definition  of  the  objects  of  the  Conference  given  in  Count  MouraviefTs  note, 
namely,  the  diminution  of  armaments  by  land  and  sea,  and  the  preventton  of 
armed  conflicts  by  pacific  diplomatic  procedure.  ||  With  regard  to  the  eight 
points  enumerated  by  bis  Excellency  as  proper  subjects  for  discnssion  by  the 
Conference,  Her  Majesty's  Government  thought  it  best  to  abstain  from 
expressing  any  definite  opinion  beyond  repeating  their  earnest  desire  to 
promote,  by  all  possible  means,  the  principle  of  recourse  to  mediation  and 
arbitration  for  the  prevention  of  war  which  formed  the  eighth  and  last  point 
of  Count  Mouravieff's  Programme.  H  Until  the  Conference  has  met  and  the 
order  of  discnssion  has  been  in  some  degree  settled,  it  seems  scarcely  possible 
to  give  you  and  Sir  H.  Howard  any  detailed  Instructions  on  those  points  of 
the  Programme  which  concem  the  question  of  disarmament  ||  With  regard  to 
the  question  of  making  the  employment  of  arbitration  or  mediation  more 
general  and  effective  for  the  settlement  of  international  disputes,  it  is  unne- 
cessary  for  me  to  say  that  it  is  a  matter  to  which  Her  Majesty's  Government 
attach  the  highest  importance,  and  which  they  are  desirous  of  fnrthering  by 
every  means  in  their  power.    During  the  negotiations  which  your  Excellency 
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Hr.  1118S.  has  conducted  at  Washington  for  the  conclosion  of  a  Treaty  of  General 
britl^süii.  Arbitration  between  this  country  and  the  United  States,  you  were  placed  in 
16.  lUi  1899.  fall  possession  of  the  views  of  Her  Majesty's  GoTernment  on  the  snbject 
Those  Views  have  farther  received  practical  application  in  the  conclosion  of 
a  Treaty,  also  negotiated  by  yonr  Excellency,  for  the  Submission  to  arbitration 
of  the  dispnted  questions  of  frontier  between  British  Gniana  and  Venezuela. 
The  success  with  which  you  conducted  both  tbese  negotiations  induces  Her 
Majesty's  Government  to  feel  sanguine  that  on  the  present  occasion  your  efforts 
may  be  equally  productive  of  good  result  ||  I  request  that  your  Excellency 
will  keep  me  constantly  informed  of  the  proceedings  of  the  Conference,  which 
Her  Majesty's  Government  will  watch  with  mnch  interest. 

Salisbury. 


Nr.    12134.    KONFEBENZSTAATEH.  —  Eröffnungssitzung. 

18.  Mai  1899. 

Nr.  12184.'         Les  Gouvemements  de  l'AUemagne,  des  £tat8-Unis  d'Am^rique,  de  TAutriche- 

^^uS(^  Hongrie,  de   la  Belgiqne,  de  la  Chine,   du  Danemark,  de  TEspagne,  de  la 

18. lUi  1899. France,   du  Boyaume-Uni  de  Grande*Bretagne  et  dTrlande,   de  la  Gr^,  de 

ritalie,  du  Japon,  du  Luxembourg,  du  Mezique,  du  Mont^n^gro,  des  Pays-Bas, 

de  la  Perse,  du  Portugal,  de  la  Boumanie,  de  la  Russie,  de  la  Serbie,  du 

Siam,  de  la  SuMe  et  Norvige,  de  la  Suisse,  de  la  Turquie,  et  de  la  Bulgarie, 

ayant,  sur  la  proposition   du   Gouvernement  de   Sa  Majestö  TEmpereur  de 

Toutes  les  Russies  et  sur  Tinvltation  du   Gouvernement  de  Sa  Majest^  la 

Reine  des  Pays-Bas,  accept^  de  rechercher  les  moyens  les  plus  efficaces  ponr 

assurer  aux  peuples  une  paix  durable  et  mettre  un  terme  au  d^veloppement 

progressif  des  armaments  militaires,  MM.  les  D^16gufe  des  dits  Gouvemements 

se  sont  r^nnis  en  Conference  aujourd'hui,  le  18  Mai,  k  2  heures,  dans  le 

Palais  du  Bois. 

Etaient  prösents:  (Folgen  die  Namen  der  Bevollmächtigten.) 

Son  Excellence  M.  de  Beaufort,  Ministre  des  Affaires  fitrangdres  des 
Pays-Bas,  ouvre  la  s^ce  et  prononce  le  discours  suivant: — 

„Au  nom  de  Sa  Majest^,  mon  auguste  Souveraine,  j'ai  Thonnenr  de  vous 
souhaiter  la  bienvenue  et  d'exprimer  k  cette  place  mes  sentiments  de  profond 
respect  et  de  vive  reconnaissance  envers  Sa  Majestä  TEmpereur  de  Toutes 
les  Russies,  qui  en  d^signant  La  Haye  comme  si^ge  de  la  Conference  de  la 
Paix,  a  fait  un  grand  honneur  k  notre  pays.  ||  „Sa  Majeste  l'Empereur  de 
Toutes  les  Russies,  en  prenant  la  noble  initiative  qui  a  etö  applaudie  dans 
tout  le  monde  civilis^,  a  voulu  röaliser  le  voeu  exprimö  par  un  de  aes  plus 
illustres  pr^d^cesseurs,  TEmpereur  Alexandre  I,  de  voir  tous  les  Souverains 
et  toutes  les  nations  de  TEurope  s'entendre  entre  eux  pour  vivre  en  fr^res, 
en  s'aidant  dans  leurs  besoins  r^ciproques.  S'inspirant  de  ces-  nobles  traditions 
de   son  auguste  aleul,  Sa  Majestö  a  propos^  k  tous  les  Gouvernements  dont 
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les  Repr^sentants  se  tronvent  ici,  la  r^onion  d'one  Conference  qni  aara  la  Nr.  um. 
mission  de  recbercher  les  moyens  ponr  mettre  an  terme  aox  armements  in*  ^^^^^^1^ 
cessants  et  ponr  pr^venir  des  calamit^s  qni  menacent  le  monde  entier.  ||  „Le  is.  lui  is»». 
joor  de  la  r^onion  de  cette  Conference  sera  sans  contredit  nn  des  joors  qui 
marqoeront  dans  Thistoire  da  siöcle  qui  va  finir;  il  colncide  avec  la  f^te  qae 
tous  les  Sujets  de  Sa  Majeste  cä^brent  comme  one  f6te  nationale  et  en  m'as- 
sociant  da  fond  de  mon  coear  ä  toas  les  soahaits  poar  le  bonhear  da  magna- 
nime  Soaverain,  je  me  permettrai  de  me  faire  Tinterpröte  des  voeax  de  tout 
le  monde  civilis^  en  exprimant  Tespoir  qae  Sa  Majeste,  en  vo/ant  la  r^alisation 
de  ses  desseins  genireaz  par  les  efforts  de  cette  Conference,  paisse  considerer 
dans  Tavenir  ce  jonr  comme  an  des  joars  les  plas  heareai  de  son  rögne.  {| 
„Sa  Majeste  mon  aagaste  Soaveraine,  penetr^e  des  m^mes  sentiments  qai  ont 
inspire  Sa  Majestö  TEmpierear  de  Toates*  les  Bassies,  a  voala  mettre  k  la 
disposition  de  cette  Conference  le  plas  beaa  monament  bistoriqae  qa'elle 
possMe.  La  salle  oü  ?oas  voas  troav.ez,  decoree  par  les  meillears  artistes  da 
dix-septieme  sitele,  a  ete  edifiee  par  la  veave  da  Prince  Frederic  Henri  ä  la 
memoire  de  son  noble  epoax.  Parmi  les  groapes  et  les  figares  aliegorlqaes 
qae  voas  admirerez  ici,  il  7  en  a  ane  se  rattachant  k  la  Paix  de  Westphalie 
qai  merite  toat  specialement  votre  attention.  Cest  celle  oü  voas  vojez  la 
paix  entrant  dans  cette  salle  poar  fermer  le  Temple  de  Janas.  J'espdre, 
Messiears,  qae  cette  belle  aliegorie  sera  de  bon  angare  poar  tos  travaax  et 
qa'aprte  les  avoir  terminis,  voas  poarrez  dire  qae  la  paix  qae  Tart  a  üait 
penetrer  dans  cette  salle,  en  est  sortie  poar  repandre  ses  bienfaits  sar  Tha- 
manite  entiere.  (Ä.ssentiment  aaanime.)  ||  ,,Ma  t&che  est  finie.  ||  ,,J'ai  Thonnear 
de  voas  soamettre  deax  propositions:  premierement  d'offrir  k  Sa  Majeste 
l'Empereor  de  Toates  les  Rassies  nos  respectaeases  feiicitations  par  la  voie 
teiegraphiqae  dans  ces  termes: — 

^,La  Conference  de  la  Paix  depose  aax  pieds  de  votre  Majeste  ses  re- 
spectaeases feiicitations  k  Toccasion  de  son  anniversaire  et  exprime  le  sincdre 
desir  de  cooperer  k  Taccomplissement  de  la  grande  et  noble  oeavre  dont  votre 
Majeste  a  pris  la  generease  initiative  et  poar  laqaelle  eile  la  prie  d'agreer 
son  bamble  et  profonde  gratitade/ 

,,Ma  seconde  proposition  aara  le  mdme  accaeiL  Je  me  permets  d'exprimer 
le  voea  de  voir  deferer  la  presidence  de  votre  assembiee  k  son  Excellence 
M.  de  Staal,  Ambassadeur  de  Rassie/' 

Cette  proposition  est  adoptee.  ä  l'ananimite. 

Son  Excellence  M.  de  Staal  prend  place  an  faateail  presidentiel  et  pro- 
nonce  Tallocation  saivante: — 

„Messieurs,  ||  „Mon  premier  devoir  est  d'exprimer  k  son  Excellence  M.  le 
Ministre  des  Affaires  £trangeres  des  Pays-Bas  tonte  ma  gratitude  ponr  les 
nobles  paroles  qu'il  vient  de  prononcer  k  Tadresse  de  mon  auguste  Maltre. 
Sa  Majeste  sera  profondement  touchee  des  sentiments  eieves  dont  M.  de  Beau- 
fort  s'est  inspire,  ainsi  qae  de  la  spontaneite  avec  laqaelle  les  membres  de 
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Nr.  18134.  cette  haate  assembl^e  s'y  sont  associ^s.  ||  ''Si  c'est  ä  TEmpereor  de  Rassie 
^^^*"  qa'appartient  Tinitiative  de  la  r^union  de  la  Conference,  nons  devons  k  Sa 
i8.iiaii899.Maje8te  la  Reine  des  Pajs-Bas  de  nons  avoir  convoqn^s  dans  sa  r^idence. 
G'est  d'an  henreax  pr^sage  ponr  le  snccds  de  nos  taravanx  d'^tre  r^anis  sons 
les  anspices  d'nne  jenne  Souveraine,  dont  le  charme  s'exerce  bien  loin  antoor 
d'elle  et  dont  le  coeor,  accessible  ä  tont  ce  qoi  est  grand  et  g^n^renx,  a 
tömoign^  de  tant  de  Sympathie  ponr  la  cause  qui  nons  am^ne  id.  Dans  ce 
milien  calme  de  La  Haye  an  sein  d'une  nation  qai  constitne  an  facteor  aassi 
marqoant  de  la  civilisation  nniverselle,  nous  avons  sons  les  yeox  an  exemple 
^clatant  de  ce  qae  penvent  &ire  poar  le  bien  des  peaples  la  vaillance,  le 
patriotisme,  et  Energie  soatenae.  Cest  snr  le  sol  historiqae  des  Pays-Bas 
qae  se  sont  discnt^  les  plas  grands  probl^mes  de  la  yle  politiqae  de  ces 
£tats;  c'est  ici,  on  peat  le  dire,  le  ^rceaa  de  la  science  da  droit  international; 
dnrant  des  si^cles,  les  principales  n^gociations  entre  les  Paissances  Enropäennes 
se  sont  poarsaiTies  ici;  c'est  ici  enfin  qae  füt  sign^e  la  remarquable  trans- 
action  qai  imposait  la  ,tr6ye'  dans  les  Inttes  sanglantes  entre  les  £tats.  Neos 
nons  troaYons  donc  en  pleine  tradition  historiqae.  ||  „H  me  reste  ä  remercier 
M.  le  Hinlstre  des  Affaires  £trang^res  des  Pays-Bas  des  termes  si  flattears, 
trop  flattears,  dont  il  s'est  servi  ä  mon  intention.  Je  suis  sür  d'exprimer  les 
sentiments  de  toas  les  membres  de  cette  haate  assembl^e,  en  assnrant  son 
Excellence  M.  de  Beaafort,  combiea  neos  aarions  ^t^  heareax  de  le  voir  pr6- 
sider  nos  r^anions.  Sa  place  k  la  pr^sidence  6tait  indiqn^  non  sealement 
par  les  pr^c^ents  saivis  en  pareille  occasion,  mais  encore  par  les  qnalit^s  de 
rhomme  d'£tat  Eminent  qai  dirige  actaellement  la  politiqae  ^trangäre  des 
Pays-Bas.  Sa  pr^sidence  eüt  M,  en  ontre,  an  hommage  de  plas  qae  nons 
aarions  aim^  rendre  k  l'angaste  Soaveraine  qai  a  daign^  nons  ofirir  sa  gra- 
ciease  hospitalit&  ||  ,,Qaant  k  moi,  je  ne  puis  considörer  la  d^ignation  qai  a 
et6  faite  de  ma  personne  qae  comme  6tant  motiv^  par  ma  qnalitö  de  Pl6ni- 
potentiaire  de  TEmpereor,  mon  Mattre,  Tangaste  initiatenr  de  la  pens6e  de  la 
Conference.  C'est  k  ce  titre  qae  j'accepte  avec  ane  profonde  reconnaissance 
rinsigne  honnear  qae  m'ont  fait  M.  le  Ministre  des  A&ires  fitrangöres  en  me 
proposant  la  pr^sidence,  et  MM.  les  membres  de  la  Conference  en  Toalant 
bien  ratifier  ce  choix.  J'emploierai  toos  mes  efforts  k  jostifier  cette  confiance, 
mais  je  me  rends  parfaitement  compte  qae  T&ge  avancö  qae  j'ai  atteint  est, 
heias,  an  triste  privil^ge  et  an  faible  aoxiliaire.  J'espdre,  da  moins,  Messienrs, 
qa'il  me  sera  an  titre  k  votre  indolgence.  ||  ,,Je  vons  propose  maintenant 
d'adresscr  k  Sa  Majestö  la  Reine,  dont  nous  sommes  ici  les  hdtes  reconnais- 
sants,  le  messa^e  dont  je  vais  voas  donner  lectnre: — 

„,Reanis  poar  la  premiöre  fois  dans  le  beaa  Ch&teaa  do  Bois,  les 
membres  de  la  Conference  s'empressent  de  deposer  lenrs  meiUears  Toeax 
aax  pieds  de  votre  Majeste  en  la  priant  d'agreer  Thommage  de  tonte  lear 
gratitade  poar  Thospitalite  qae  voas  avez  si  gracieasement,  Madame,  daigne 
lear  offrir/ 
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^e  Y0118  propose  de  conförer  la  pr^sidence  d'honnenr  de  la  Conference  Kr.  ism. 
Internationale  de    la  Paix  k   son  Eicellenee   M.  le    Ministre   des   Affaires  ^^*f**»- 
£trang^e8  des  Pays-Bas  et  de  nommer  Yioe-Pr^sident  de  cette  assembl^e  is.  M«i  1899. 
M.  le  Jonkheer  van  Eamebeek,  Premier  D^l^gu^  des  Pajs*Bas.''    (Assenti- 
ment) 

Snr   la  proposition  do  President,  la  Conference  d^signe  ponr  composer 
80»  Secrttoriat:-  ^^^^^  ^.^  U^^„  j 

Le   President  consnlte  la  Conference  sor  le  point  de  savoir  si  eile  est 

d'avis   de  maintenir  le  secret  de  ses  deiiberations  aussi  bien  ponr  les  s^ances 

pienieres  qne  ponr  les  seances  des  Commissions.  ||  Cette  proposition  est  adoptee.  || 

Le   President,  avec  Tassentiment  de  Tassembiee,  fixe  ä  Samedi,  20  Mai,  a 

11  benres  dn  matin,  la  procbaine  seance  pieni^re. 

La  seance  est  levee  ä  2  benres  et  demie.  -.     -r.^*  .^    . 

Le  President, 

(Signe)        De  Staal. 

Les  Secretaires, 

(Signe)  J.  C.  N.  van  Ejs. 

Raffalovich. 

Albert  Legrand. 

£•  de  Grelle  Rogier. 

W.  de  Bappard. 

A.  G.  Schimmelpenninck. 

Max  Jaroasse  de  Sillac. 

J.  J.  Rochassen. 


Nr.    12135.    K0HFEEENZ8TAATEH.   —   Protokoll  der   2.  Sitzung. 

Telegramme  der  Königin  Wilbelmina  und  des  Zaren. 

Bildung  von  drei  Kommissionen. 

20.  Mai  1899. 

La  seance  est  ouverte  ä  11  heures.   ||   Le  President  donne  lecture   du  Nr.  isiss. 
teiegramme   que   Sa  Majeste  la  Reine  a  daigne  lui  adresser  en  reponse  au  ^**"'*^'- 


message  de  la  Conference:—  so.Maiisw. 

Haasbaden,  le  19  Mai,  1899. 

„En  remerciant  votre  Excellence,  ainsi  que  les  membres  de  la  Conference 
de  la  Paix,  pour  les  sentiments  exprimes  dans  votre  teiegramme,  je  satsis 
avec  plaisir  cette  occasion  de  vous  reiterer  mes  soubaits  de  bienvenue  dans 
mon  pays.  Je  forme  les  voeux  les  plus  sinceres  qu'avec  l'aide  de  Dieu  l'oeuvre 
de  la  Conference  realise  la  pensee  genereuse  de  votre  aaguste  Souverain. 

(Signe)  „Wilbelmina''. 

(Applaudissements.) 

Le  President  donne  lecture  ensuite  du  teiegramme  que  Sa  Majeste  l'Empe- 
reur  de  Russie  a  daigne  adresser  en  reponse  au  teiegramme  de  M.  le  Ministre 
des  Affaires  £trangeres  des  Pajs-Bas:— 
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Kr.  12186.  „Saint-P^tewbourg,  le  19  Mai,  1899. 

Konf«x«ns-  „L'Empereur  vous   prie   de  Touloir  bien   6tre  anpr^s  de  la  Conttrence 

so!Mat  1899.  l'interpr^te  de  ses  sincöres  remerciements  et  de  ses  voeax  les  plus  chalearenx. '| 

,,Mon    angaste    Mattre    me    Charge    de    ne    point   laisser   ignorer  k  votre 

Excellence  combien   Sa  Majestö  a  6t6  sensible  an  t^lögramme  que  vons  Ini 

avez  adress^. 

(Applandissements.) 

(Sign*)  „Comte  Monravieff." 

Le  Secrätaire-66n6ral  fait  part  ä  la  Conference  d'one  invitation  da 
Gouvemenient  des  Pays-Bas  k  nne  f6te  artistiqne  qoi  anra  liea  le  17  Jnin.  || 

Le  President  dit  qu'au  moment  d'inangnrer  les  travanx  de  la  Conförence, 
il  croit  ntile  d'en  r^snmer  la  pensöe  et  les  tendances  g^n^rales,  et  11  s'exprime 
en  ces  termes:— 

,,Rechercher  les   mojens   les  plns  efficaces  d'assnrer  k  toos  les  penples 

les  bienfaits  d'nne  paix  reelle  et  dnrable,  tel  est,  anx  termes  de  la  Circnlaire 

du  12  Aoüt,  le  bat  prlncipal  de  nos  d^lib^rations.  ||  „Le  nom  de  ,Conförence 

de  la  Paix^  qae  l'instinct  des  penples,  devan^nt  la  d^cision  prise  k  cet  ^gard 

par  les  Goavernements,  a  donn^  k  notre  r^nnion,  indiqne  bien  Tobjet  essentiel 

de  nos  travanx;   la  ,Conförence  de  la  Paix'  ne  pent  faillir  k  la  mission  qai 

lai   incombe,  eile   doit  üaire   sortir  de  ses  d^lib^rations  nn  resnltat  tangible 

qne  Thnmanitö  entidre  attend  avec  confiance.  ||  „L'empressement  qne  toates  les 

Poissances   ont  mis  k  accepter  la  proposition  contenne  dans  les  Circalaires 

Bosses  est  le  plas  61oqaent  t^moignage  de  rnnanimit^  acqnise  aax  idöes  paci- 

fiqaes.    C'est  donc  ponr  moi   nn   agr^ble   devoir  de  prier  les  D^l^ga^s  de 

toos  les  £tats  repr^sent^s  ici  de  transmettre  k  leurs  Goavemements  respectifis 

Texpression  r^it^r^e  des  remerciements  da  Goayernement  Rnsse.  ||  „La  compo- 

sition   möme  de  cette  r^nnion  est  an  sür  garant  de  Tesprit  dans  leqael  noas 

aborderons  la  täche  qni  noas  est  confi^e.    Les  Gouvernements  7  sont  repr*- 

sentis  par  des  bommes  d'£tat  qni  ont  en  lear  part  d'action  dans  les  destin^ 

de  lear  pajs,  par  des  diplomates  ^minents  qui  ont  6i6  mM^s  aax  plns  grandes 

affaires,   et  qni  savent  tons  que  le  premir  besoin  des  penples  est  le  maintien 

de  la  paix.    Anpr^s  d'eax  se  troavent  des  savants  qni,   dans  le  domaine  dn 

droit  international,  jonissent  d'an  renom  jnstement  m^rit*.    Les  officiers  g6n^ 

ranx  et  sap^rlears  des  arm^es  de  terre  et  de  mer  qai  nons  assisteront  dans 

nos  travanx,  nons  apporteront  anssi  le  conconrs  de  lear  haute  comp^tence.  || 

,Jia  diplomatie,   comme  nons  le  savons  tons,  a  ponr  mission  de  pr^venir  et 

d'aplanir  les  conflits  entre  les  £tats,  de  temp4rer  les   rivalitäs,  de  concilier 

les  int^r^ts,  d'^carter  les  malentendns,  et'  de  substituer  Tentente  au  dteaecord.  || 

„II  me  sera  permis  de  dire  que,  snbissant  une  loi  g^n^rale,  la  diplomatie  n'est 

plus  seulement  un  art  dans  lequel  Tbabilet^  personnelle  Jone  on  röle  exclusif ; 

eile  tend  k  devenir  nne  science  qui  doit  avoir  ses  r^gles  fixes  ponr  la  Solution 

des  conflits  intemationanx.    Cest  lä  anjourdliui  le  but  id^l  qn'elle  doit  avoir 

devant  les  yeux,  et  incontestablement  un  grand  progrds  aura  M  accompli  si 
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la  diplomatie  parvient  ä  ^tablir  ici  d^jä  quelques- unes  des  r^gles  dont  je  viens  Nr.  12135. 
de  parier.    Aussi  nons  nous  attacherons,  d'une  fagon  toute  speciale ,  ä  g6n6-    ^°  ^'' 


raliser,  k  codifier  la  pratique  de  Tarbitrage  et  de  la  m^diation  ou  des  bons«).Maii899. 
of&ces.  Ces  id^  forment  ponr  ainsi  dire,  Tessence  m^me  de  notre  täche,  le 
but  le  plus  g^n6ral  propos^  ä  nos  efforts:  pr^venir  les  conflits  par  les  moyens 
pacifiqnes.  II  ne  s'agit  pas  d'entrer  dans  le  domaine  de  Tutopie.  Dans  Toeuvre 
que  nous  allons  entreprendre  11  faudra  tenir  compte  du  possible,  ne  pas  s'at- 
tacher  k  poursuivre  des  abstractions.  Sans  rien  sacrifier  de  nos  esp^rances 
ult^rieures,  nous  devons  rester  sur  le  terrain  de  la  r^litö,  scruter  celle-ci 
dans  tonte  sa  profondeur,  afin  de  jeter  des  fondements  solides,  de  poser  des 
bases  concr^tes.  ||  „Or,  la  r^lit^  que  nous  montre-t-elle?  Nons  apercevons 
entre  les  nations  une  communaut^  d'int^ts  mat^riels  et  moraux  qui  ne  cesse 
de  s'accrottre.  Les  liens  qui  unissent  toutes  les  paities  de  la  grande  famille 
humaine  deviennent  toujonrs  plus  6troits.  '  Voulüt-elle  rester  isol^,  une  nation 
ne  le  pourrait  pas;  eile  est  prise  comme  dans  un  engrenage  vivant,  f^cond  en 
bienfaits  pour  toutes;  eile  fait  partie  d'un  m^me  organisme.  Sans  doute  les 
rivalit^s  existent,  mais  ne  semble-t-il  pas  qu'elles  se  portent  plut6t  actuelle- 
ment  sur  le  terrain  6conomique,  sur  celui  des  grandes  expansions  commerciales 
qui  naissent  d'un  in6me  besoin  de  r^pandre  au  dehors  le  surplus  de  Tactivit^ 
qui  ne  trouve  pas  d'emploi  süffisant  dans  la  m^re  patrie?  La  rivalit^  ainsi 
comprise  peut  encore  ^tre  bonne,  pourvu  qu'au-dessus  d'elle  planent  Tid^e  de 
justice  et  le  sentiment  6iev6  de  la  grande  fraternit6  humaine.  H  ,,Si  donc  les 
nations  sont  unies  par  des  liens  si  multiples,  n'j  a-t-il  pas  lieu  de  rechercher 
les  cons^quences  qui  en  d^coulent?  Lorsqu'un  dissentiment  se  produit  entre 
deux  ou  plusieurs  nations,  les  autres,  sans  7  Mre  m^l^s  directement,  en  sont 
profond^ment  affect^es;  les  effets.d'un  confllt  international  fie  produisant  sur 
un  point  quelconque  du  globe,  se  röpercutent  de  töus  les  c6t^.  Et  c/est 
pour  cela  que  les  tiers  ne  peuvent  rester  indiff^rents  ä  ce  conflit;  il  faut  que 
leur  action  conciliante  s'exerce  pour  Tapaiser.  Ces  v^rit^s  ne  sont  pas  nou- 
velles;  ä  toutes  les  ^poques  il  s'est  trouv^  des  penseurs  pour  les  sugg^rer,  des 
hommes  d'£tat  pour  les  appliquer.  Mais  elles  s'imposent  plus  que  jamais  de 
notre  temps,  et  le  fait  qn'elles  aient  ^t6  proclam^es  par  une  assembl^e 
teile  que  la  nötre,  marquera  une  date  consid^rable  dans  Thistoire  de 
l'humanit^. 

„Les  nations  ont  un  ardent  besoin  de  paix,  et  nons  devons  k  Thumanit^, 
nons  devons  aux  Gouvernements  qui  nous  ont  confi^  ici  leurs  pouvoirs,  et  qui 
ont  la  Charge  du  bien  de  leurs  peuples,  nous  devons  k  nous-m^mes  de  faire 
oeuvre  utile  en  pr^cisant  le  mode  d'emploi  de  quelques-uns  des  moyens 
destin^s  k  assurer  la  paix.  ||  „Parmi  ces  moyens,  il  faut  placer  Tarbitrage  et 
la  mMiation.  La  diplomatie  les  a  admis  depuis  longtemps  dans  sa  pratique, 
mais  eile  n'a  pas  pr^cis^  les  modalitös  de  leur  emploi,  eile  n'a  pas  d^fini  les 
cas  auxquels  ils  seraient  applicables.  C'est  k  cette  oeuvre  61ev^  que  nous 
allons  consacrer  nos  efforts,  soutenus  par   la  conviction  que  nous  travaillons 
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Mr.  12135.  ponr  le  bien  de  rhuinauit^  tout  enti^re  daos  la  voie  qae  neos  ont  trac^  les 
^^^   g^o^ratioos  pr^dentes.   ||   »Mais,  pnisqae  nous  sommes  fermement  r^solns  k 
so.  M»i  1899.  nons  teoir  ^loign^  de  la  chim^re,  puisque  nons  reconnaissoDs  tOHS  que  notre 
täobe  actaelle,  ponr  grande  qn'elle  seit,  a  ses  limites,  noas  devoDS  ansti  noos 
pr^ccaper  d*aoe  aatre  face  de  la  sitnatioD.  ||  ,fin  Bnoment  oü  tonte  chance  de 
cooflit  arm^  entre  les  nations  ne  peut  pas  6tre  ^rt^e  d'ane  mani^re  absolae» 
en  mitiger  les  horrenrs  serait  encore  travailler  dans  nn  bat  d'hamanit^.    Les 
Gouvernements  des  £tats  civilis^  ont  d^  condn  des  accords  internationaux 
qni   ont  marqn^   des  ^tapes  importantes.    II  s'agit  poor  noos  d'en  ^aUir  de 
nonvelles,  et,  pour  cette  cat^gorie  de  qnestions,  le  concoors  de  tant  de  per- 
sonnes   comp^tentes,   pr^entes  h  cette  r^nnion,  ne  pent  manqoer  d'^tre  tr^ 
pr^enz.  ||  „Mais  il  est,  en  outre,  des  mati^res  d'nne  port^  tr^  haute  et  tr&s 
ardne   qni   se  rattacbent  4galement  ä  Tid^e  da  maintien  de  la  pftix  et  dopt 
Texamen  a  sembl6  an  Gouvernement  Impä'ial  de  Bussie  ponvoir  rentrer  dans 
le  cadre  des  travauz  de  la  Conference.    II  y  aurait  lieu  de  se  demander  si 
le  bien  des  penples  n'ezigerait  pas  tine  limitation  des  armements  progressUs; 
c*e£t  auz  Grouvernements  qu'jl  appartient,  dans  leur  sagesse,  de  peser  &  cet 
^gard  les  int^r^ts  dont  ils  ont  la  Charge.  ||  „Teiles  sont,  Messieurs,  les  id^es 
essentielles  qni  paraissent  devoir  diriger  Tensemble  de  nos  d^lib^rationa.  || 
„Nous  allons,  j'en  suis  sür,  les  f^rm"^  dans  un  esprit  äev6  et  sincirement 
conciliant,  afin  de  marcher  dans  la  voie  qni  condnira  k  la  consolidation  de  la 
paix.    Nous  ferons  ainsi  une  oeuvre  utile,  dont  les  g&i6rations  futures  devront 
savoir  gr6  auz  Souverains  et  Chefs  des  £tats  reprösentte  dans  cette  eneeinte. 
(Applaudissements.)  ||  ,Jifessieurs,  une  de  nos  pr^occupations  doit  6tre  d'assurer 
la  bonne   marche   de  nos  travauz,  de  procMer  k  une  division  du  travail,  k 
une  röpartitiou  de  la  besogne.   H   „Je  sie  permets  donc  de  soumettrc  k  votre 
approbation  le  projet  suivant:  —    ||    „,I1  sera  constitu^  trois  Commissions:  || 
„  ,La  premi^re  Commission  sera  comp^tente  pour  les  Articles  1,  2,  3,  et  4  de 
la  Circulaire  du  30  D^cembre,  1898.*||  „  ,La  seconde  Commission  sera  comp^- 
tente  pour  les  Articles  5,  6,  et  7  de  la  dite  Circulaire.  ||  „,La  troisi^me  Com- 
mission sera  comp^Cflite  pour  TArticle  8  de  la  mftme  Circulaire.   (j   „,Chaque 
Commission  pourra  se  aabdiviser  en  Sous- Commissions.  ||  „,I1  est  entendu  qn'en 
dehors    des  points  mentionn^  ci-dessus  la  Conference  ne  se  considöre  conune 
competente  pour  Tezamen  d'aucune  autre  question.    En  cas  de  doute,  la  Con- 
ference aurait  k  d^cider  si  teile  ou  teile  proposition,  emise  dans  les  Commis- 
sions, rentrerait  ou  non  dans  le  cadre  trace  par  ces  points.  ||  „,Chaqae  £ltat 
aura  la  faculte  de  se  faire  repr^senter  dans  cbacune  des  Commissions.  ||  „  JjCs 
Premiers  Dei^gu^s  d^signeront  ceuz  des  membres  de  leurs  Missions  respectives 
qni  devront  faire   partie   de   cbacune  des   Commissions.      Ceuz-ci   pourront 
d'ailleurs  faire  partie  de  deux  ou  plusieurs  Commissions.   ||   „, Ainsi  qu'il  est 
etabli  pour  les  r^unions  pieni^res,  chaque  £tat  n'aura  qu'un  vote  unique  dans 
chaque  Commission.  ||  „  ,Les  Deiegues,  repr^sentants  des  GouTemements,  pour* 
ront  prendre  part  aaz  travauz  de  tontes  les  seances  des  Commissions.  ||  „,Le8 
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D^l^gtt^s,  tecbniques  et  soientifiqnes,  ponrront  assister  aax  r^nmons  pl^nitoes  Konflrou^ 
de  la  Conference.  H  „  JLes  Commissions  constitneront  elles-m^mes  lenrs  bmreanx    lUatan. 
et  r6gleront  l'ordre  de  lenrs  travanx.'*'  20.Maii899 

La  proposition  dn  PrMdent  est  adoptie.  ||  Le  Präsident  prie  MM.  les 
obefs  des  dil^tions  de  vonloir  bien  commnniqner  an  bnrean  les  noms  des 
D^l^ös  qni  seront  dteign^  ponr  faire  partie  des  diff^rentes  Commissions.  || 
II  prie  ensnite  cenx  de  ses  colldgnes  qni  ne  Tont  pas  encore  &it,  de  bien 
vonloir  remettre  an  bnrean  de  la  Oonf^rence  lenrs  pleins  ponroirs.  Qnant  k 
eenx  qni  ne  sont  pas  eneore  en  possession  de  leurs  pleins  ponroirs,  il  les  prie 
de  vonloir  bien  les  remettre  au  bnrean  an  fnr  et  k  mesnre  de  leur  rteeption.|| 
Le  President:  ^Nons  nons  sommes  engagö«  ä  observer  le  secret  de  nos  d^li- 
b^rations  anssi  bien  ponr  les  s^ances  pl^nidres  qne  ponr  les  stences  des  Com- 
jnissions.  Sans  d6roger  k  cette  r^gle  si  impottante,  il  j  anra  lien,  daas  la 
mesnre  dn  possible,  de  tenir  compte  de  la  cnriositi  Intime  dn  pnblic  attentif 
k  nos  travanzy  et  je  voos  demande  de  bien  vonloir  antoriser  le  bnrean,  sons 
la  hante  snrveillance  de  votre  President,  k  organiser  nn  service  de  commnni- 
cations  k  la  presse."  (Assentiment)  ||  Le  procds-verbal  de  la  s^oe  d'onver- 
tore  est  adopt&  ||  Le  Prteident  annonce  qne  les  membres  de  la  Gonf^nce 
seront  privenns  par  les  soins  dn  Seeritariat  de  la  date  et  de  Tfaenre  de  la 
proehaine  rtonion. 

La  stence  est  lev^e  k  11  henres  et  trois  qnarts. 


Nr.    12136.    BÜ8SLAHD.     —    Vorschlag  znr  Einsetzung    eines 

internationalen  Schiedsgerichts. 

26.  Mai  1899. 

Bans  Offices  et  Midiation. 
Artide  1.    A  Teffet  de  pr^venir,  antant  qne  possible,  le  reconrs  k  la  Nr.  121M. 

«Cüand. 
Mai  1899. 


force  dans  les  rapports  intemationauz,  les  Pnissanoes  Signataires  sont  convennes  ^^^^^^ 
d'employer  tons  lenrs  efforts  ponr  amener,  par  des  mojens  pacifiqnes,  la  Solu- 
tion des  conflits  qni  pourraient  surgir  entre  elles.  ||  Art  2.  En  cons^nence, 
les  Pnissanoes  Signataires  ont  d6eid6  qn'en  cas  de  dissentiment  grave  ou  de 
conflit,  avant  d'en  appeler  anx  armes,  elles  anront  reconrs ,  en  tant  que  les 
drconstances  Tadmettraient»  anx  bons  Offices  on  ä  la  mMiation  d'une  on  de 
plnsienrs  Pnissanoes  amies.  ||  Art  3.  En  cas  de  m^iation,  accept^e  spontan^ 
ment  par  des  £tats  se  tronvant  en  conflit,  le  bnt  du  Gouvernement  m^diatenr 
consiste  dans  la  conciliation  des  pr6tentions  oppos^s  et  dans  Tapaisement 
des  ressentiments  qni  peuvent  s'ötre  produits  entre  ces  £tat6.  Q  Art  4.  Le 
r61e  du  Gouvernement  m^diateur  cesse  du  moment  que  la  transaction  propos^ 
par  loi  ou  les  bases  d'une  entente  amicale  qn'il  anrait  sugg^r^  ne  seraient 
point  accept^es  par  les  £tats  en  conflit  ||  Art.  6.  Les  Pnissances  jngent  utile 
que,  dans  les  cas  de  dissentiment  grave  ou  de  conflit  entre  £tats  civiliste 
concemant  des  questions  d'int^öt  politique  —  indipeodammeBt  du  reconrs  qne 
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Nr.  18136.  ponrraient  avoir  les  Poissances  en  litige  aox  bona  Offices  on  &  la  mMiation 
26.Mftii899.^^^  Poissances  non  impliqu^es  dans  le  conflit  —  ces*  derni&res  offrent  de  lenr 
propre  initiative,  en  tant  que  les  circonstances  s'j  pröteraient,  aux  fitats  en 
litige  lenrs  bons  Offices  on  lenr  mMiation,  afin  d'aplanir  le  diff^rend  snrvenn, 
en  lenr  proposant  une  Solution  aroiable  qni,  sans  toncber  anx  int^r^ts  des 
antres  £tats,  serait  de  natnre  ä  concilier  au  mienz  les  int4r6ts  des  parties  en 
litige.  II  Art  6.  II  demenre  bien  entendu  qne  la  mMiation  et  les  bons  Offices, 
soit  sür  rinitiative  des  parties  en  litige,  soit  snr  Celle  des  Puissances 
neatres,  ont  strictement  le  caract^re  de  conseil  amical,  et  nollement  force 
obligatoire. 

Arbiirage  Intenudianal. 

Art.  7.  En  ce  qni  regarde  les  cas  de  litige  se  rapportant  ä  des  qnestions 
de  droit,  et,  en  premier  lien,  k  celles  qni  concernent  Tinterpr^tation  on  l'ap- 
plication  des  Traitte  en  yigneur  —  Tarbitrage  est  reconnu  par  les  Puissances 
Signataires  comme  4tant  le  moyen  le  plns  efficace  et  en  m6roe  temps  le  plus 
^qnitable  ponr  le  r^glement  k  l'amiable  de  ces  litiges.  ||  Art.  8.  Les  Poissances 
Contractantes  s'engagent  par  cons^quent  k  recoarir  k  Tarbitrage  dans  les  cas 
se  rapportant  k  des  qnestions  de  Tordre  mentionn^  ci-dessns  en  tant  qne 
celles-ci  ne  touchent  ni  anx  int^rfits  vitanx,  ni  ä  Thonnenr  national  des  par- 
ties en  litige.  ||  Art.  9.  Chaque  £tat  reste  senl  juge  de  la  qnestion  de  savoir 
si  tel  00  tel  cas  doit  6tre  soomis  k  Tarbitrage,  except^  ceox  ^nnm^r^  dans 
l'Article  soivant  et  dans  lesquels  les  Poissances  Signataires  do  präsent  acte 
consid^rent  Tarbitrage  comme  obligatoire  poor  elles.  ||  Art.  10.  A  partir  de 
la  ratification  do  präsent  Acte  par  toutes  les  Poissances  Signataires,  Tarbitrage 
est  obligatoire  dans  les  cas  soivants,  en  tant  qo'ils  ne  toochent  ni  aux  int^r^ts 
vitaux,  ni  k  Thonneur  national  des  £tats  Gontractants:  —  |j  I.  En  cas  de  diff6- 
rends  ou  de  contestations  se  rapportant  k  des  dommages  p^uniaires  ^prouy^s 
par  an  £tat,  oo  des  ressortissants,  k  la  suite  d'actions  illicites  ou  de  n^gli- 
gence  d'un  autre  £tat  ou  des  ressortissants  de  ce  dernier.  ||  IL  En  cas  de 
dissentiments  se  rapportant  k  Tinterpr^tation  ou  Tapplication  des  Trait^s  et 
Conventions  ci-dessous  mentionn^s:  —  ||  (1.)  Trait^s  et  Conventions  postales 
et  t^l^graphiques,  de  chemins  de  fer  ainsi  qu'ayant  trait  k  la  protection  des 
cäbles  t^l^graphiques  sous-marins;  röglements  concemant  les  moyens  destinte 
k  pr^venir  les  collisions  de  navires  en  pleine  mer;  Conventions  relatives  k  la 
navigation  des  fleuves  intemationaux  et  cananx  interoc^aniques.  ||  (2.)  Con- 
ventions concemant  la  protection  de  la  propri6t6  litt^raire  et  artistique,  ainsi 
qne  la  propri^t^  industrielle  (brevets  d'invention,  marques  de  fabrique  ou  de 
commerce  et  nom  commercial);  Conventions  mon^taires  et  m^triques;  Con- 
ventions sanitaires,  v^t^rinaires,  et  contre  le  pbylloxera.  ||  (3.)  Conventions  de 
soccession,  de  cartel,  et  d'assistance  judiciaire  mutuelle.  ||  (4.)  Conventions  de 
d^marcation,  en  tant  qu'elles  touchent  aux  qnestions  purement  techniques,  et 
non  politiques.  ||  Art.  11.  L'önum^ration  des  cas  mentionn^s  dans  l'Article 
ci-dessns  pourra  6tre    compl^t^e    par    des    accords    subs^quents    entre    les 


Digitized  by 


Google 


Die  FriedenskoDferenz  im  Haag  1899.  123 


Pnissances    Signataires  da  prteent  Acte.   ||   En  ontre,  cbacnne  d'entre  elles  Nr.  laise. 

Ba&lud. 
aS.  Mai  1809. 


poarra  entrer  en  accord  particnlier  avec  nne  autre  Paissance,  afin  de  rendre  ^^^^^^ 


Tarbitrage  obligatoire  ponr  les  cas  snsdits  avant  la  ratification  gininXe,  ainsi 
qne  ponr  6tendre  sa  comp^tence  &  tons  les  cas  qn'elle  jngera  possible  de  Ini 
sonmettre.  ||  Art  12.  Poar  tons  les  antres  cas  de  conflits  interaationaux,  non 
mentionn^s  daDs  les  Articles  ci-dessus,  Tarbitrage,  tont  en  6tant  certainement 
tr^s  d^irable  et  recomroand^  par  le  präsent  Acte,  n'est  cependant  qne  pnre- 
ment  facnltatif,  c'est-ä-dire  ne  pent  6tre  appliqn6  qne  snr  Tinitiative  spontan^e 
de  Tune  des  parties  en  litige  et  atec  le  consentement  ezpr^s  et  de  plein  gr4§ 
de  Tantre  on  des  antres  parties.  ||  Art  13.  En  vne  de  faciliter  le  reconrs 
ä  Tarbitrage  et  son  application,  les  Poissances  Signataires  ont  consent! 
ä  pr^ciser,  d'nn  coromun  accord,  ponr  les  cas  d'arbitrage  international,  les 
prindpes  fondamentanx  k  observer  ponr  r^tablissement  et  les  r^gles  de  pro- 
cMnre  k  snivre  pendant  Tinstmction  dn  litige,  et  le  prononcö  de  la  sentence 
arbitrale.  ||  L'application  de  ces  principes  fondamentanx,  ainsi  qne  de  la 
procMnre  arbitrale,  indiqn^  dans  TAppendice  an  präsent  Article,  ponrrait  ^tre 
modifiöe  en  vertu  d'nn  accord  special  entre  les  £tats  qni  anraient  reconrs 
k  Tarbitrage. 

Oommissians  Interwdionaies  cTEnquHe. 

Art.  14.  Dans  les  cas  oA  se  prodniraient  entre  les  Etats  Signataires  des 
divergences  d'apprteiation  par  rapport  anx  circonstances  locales  ayant  donn6 
lien  k  nn  litige  d'ordre  international  qni  ne  ponrrait  pas  §tre  r^soln  par  les 
Yoies  diplomatiqnes  ordinaires,  mais  dans  lequel  ni  Thonnenr,  ni  les  int^r^ts 
yitanx  de  ces  £tats  ne  seraient  engag^,  les  Gon?emements  int^ress^s  con- 
viennent  d'institner  nne  Gommission  Internationale  d'Enqndte,  afin  de  constater 
les  circonstances  ayant  donnä  mati^re  an  dissentiment  et  d'telaircir  snr  les 
lienx  par  nn  examen  impartial  et  consciencieax  tontes  les  questions  de  fait  || 
Art.  15.  Ces  Commissions  Internationales  sont  constitn^es  comme  snit:  cbaqne 
Oonyemement  int^ressä  nomme  deux  membres  et  les  qnatre  membres  rfonis 
choisissent  le  cinqni^me  membre,  qni  est  en  m^me  temps  le  Präsident  de  la 
Gommission.  S'il  y  apartage  de  yoix  ponr  Tälection  d'nn  Präsident,  les  denx 
Oonvernements  intäressäs  s'adressent  d'nn  commnn  accord,  soit  k  nn  Oon- 
yemement tiers,  soit  k  nne  personne  tierce  qni  nommera  le  Präsident  de  la 
Gommission.  ||  Art  16.  Les  Oonvemements  entre  lesqnels  s'est  prodnit  nn 
dissentiment  grave  on  nn  conflit  dans  les  conditions  indiquäes  plns  bant 
s'engagent  k  fonruir  k  la  Gommission  d'Enqnäte  tons  les  moyens  et  tontes  les 
facultas  näcessaires  ponr  nne  ätnde  approfondie  et  conscienciense  des  faits  qni 
y  ont  donnä  matiäre.  ||  Art  17.  La  Gommission  d'Enqnäte  Internationale,  apräs 
ayoir  constatä  les  circonstances  dans  lesqnelles  le  dissentiment  on  le  conflit 
s'est  prodnit,  präsente  anx  Gonyemements  intäressäs  son  Rapport,  signä  par 
tons  les  membres  de  la  Gommission.  ||  Art  18.  Le  Rapport  de  la  Gommission 
d'Enqnäte  n'a  nnllement  le  caractäre  d'nne  sentence  arbitrale;  il  laisse  anx 
Gonyemements  en  conflit  entiäre  facnltä,  soit  de  conclnre   nn  arrangement 
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Kr.  12186.  ä  Tamiable  snr  la  base  da  Rapport  sasmentionn^,  soit  de  recourir  k  Tarbitra^ 
26.  Mfti  1899.  ^'^  conclaant  an  accord  ad  hoc,  soit  enfin  de  recoorir  aox  voies  de  fait  ad- 
mises  daoB  les  rapports  mataels  entre  les  nations. 


Appendice  ä  VÄrUde  13. 


Freuet  de  Code  d' Arbitrage. 

Article  1^'.  Les  Paissances  Signataires  ont  approav^  les  principes  et 
rdgles  ei-dessoas  poar  la  proc^nre  d'arbitrage  entre  nations,  sanf  les  modi- 
fications  qai  poarraient  y  ^tre  introdaites  dans  chaqae  cas  special  d'on  common 
accord  par  les  Goavemements  en  litige.  ||  Art.  2.  Les  £tats  int^ress^  i^yant 
accept^  Tarbitrage,  signent  an  acte  special  (Compromis),  dans  leqnel  sont 
nettement  pr^cisöes  les  qnestions  soamises  &  la  dteision  de  Tarbitre,  Tensemble 
des  faits  et  des  points  de  droit  qoi  s'j  rattachent  et,  enfin,  se  troave  confirm6 
formellement  Tengagement  des  deaz  Parties  Contractantes  de  se  soamettre, 
de  bonne  foi  et  sans  appel,  k  la  sentence  arbitrato  qai  sera  prononc^e.  || 
Art.  3.  Les  compromis  ainsi  conclas  de  plein  gr6  par  les  £tats,  peayent  ^blir 
Tarbitrage  soit  poar  toates  contestations  sanrenant  ent^e  eax,  soit  poar  les 
contestations  d'ane  cat^gorie  d^terminfe.  ||  Art  4.  Les  Goavernements  int^ress^s 
peavent  eonfier  les  fonctions  d'arbitre  aa  Soaverain  oa  aa  Gbef  d'£tat  d'une 
Paissance  tierce  a?ec  l'assentiment  de  ce  demier.  lis  peavent  ^galement 
eonfier  ces  fonctions  soit  &  ane  personne  seale,  choisie  par  eaz,  soit  k  an 
tribanal  d'arbitrage  constitaä  ä  cet  effet  ||  Dans  le  demier  cas  et  en  yae  de 
rimportance  da  litige,  le  tribanal  d'arbitrage  poarrait  ßtre  constita4  de  la 
manidre  sai?ante:  chaqae  Partie  Contractante  choisit  deax  arbitres  et  tons  les 
arbitres  r^onis  choisissent  le  sar-arbitre  qai  est  de  jure  le  President  da 
tribanal  d'arbitrage.  ||  En  cas  de  partage  des  voix,  les  Goavemements  en  litige 
s'adresseront  d'an  comman  accord  k  an  Goa?ernement  tiers  oa  k  ane  personne 
tiercC;  qai  nommera  le  sar«arbitre.  ||  Art  5.  8i  les  parties  en  litige  n'arrivent 
pas  k  an  accord  sur  le  choix  da  Goavemement  tiers  oa  d'ane  personne  tierce 
mentionn^s  dans  TArticle  pr^^dent,  chacane  de  ces  parties  nommera  one 
Puissance  nön  impliqa^e  dans  le  conflit,  afin  qae  les  Paissances  ainsi  choisies 
par  les  parties  en  litige,  dösignent,  d'an  comman  accord,  an  sar-arbitre.  || 
Art  6.  L'incapacit^  ou  la  röcasation  valable,  füt-ce  d'an  seal  des  arbitres 
susindiqaös,  ainsi  qae  le  refas  d'accepter  Toffice  arbitral  apr^s  Tacceptation 
oa  la  mort  d'un  arbitre  choisi,  infirme  le  compromis  entier,  saaf  les  cas  oü 
ces  falls  sont  pr^vas  et  r^l^  d'avance  d'an  comman  accord  des  Parties 
Contractantes.  ||  Art  7.  Le  si^ge  da  tribanal  d'arbitrage  est  dösign^,  soit  par 
les  £tats  Contractants,  soit  par  les  membres  da  tribanal  eax-m^mes.  Le 
changement  de  ce  si^ge  du  tribanal  n'est  loisible  qn'en  verta  d'un  noavel 
accord  entre  les  Goavemements  int^ress^s  oa,  en  cas  de  force  mtgeare,  sar 
l'initiative  da  tribanal  ro6me.   ||   Art  8.  Les  £tats  en  litige  ont  le  droit  de 
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nommer  des  d^l^gn^s  od  agents  sp^cianx,  attach^s  au  tribunal  d'arbitrage  aveo  Nr.  121M. 

Ba&land. 
26.  Mai  1899. 


la  Charge  de  servir  d'intermödiaires  entre  le  tribunal  et  les  Gouvernements  ^"^^^* 


int^ress^s.  ||  Outre  ces  agents  les  susdits  Gouvernements  sont  autoris^s 
k  oharger  de  la  defense  de  leurs  droits  et  int^r^ts  devant  le  tribunal  d'arbi- 
trage  des  Conseils  ou  avocats  nomm^s  ä  cet  effet.  ||  Art.  9.  Le  tribunal 
d'arbitrage  d^cide  dans  quelles  langues  devront  avoir  lieu  ses  d^lib^rations  et 
les  d^bats  des  parties.  ||  Art.  10.  La  proc^dure  arbitrale  doit  gön^ralement  par- 
courir  denx  phases:  pr^liminaire  et  definitive.  ||  La  premi^re  consiste  dans  la 
communication  aux  membres  du  tribunal  d'arbitrage,  par  les  agents  des  £tats 
Contractants ,  de  tous  les  actes,  documents,  et  arguments  imprim^s  ou  Berits 
relatifs  aux  questions  en  litige.  ||  La  seconde  —  definitive  ou  orale  —  consiste 
dans  les  d^bats  devant  le  tribunal  d'arbitrage.  ||  Art.  11.  Apr^s  la  clöture  de  la 
proc6dure  preiiminaire  commencent  les  d^bats  devant  le  tribunal  d'arbitrage,  qui 
sont  dirig^s  par  le  President.  ||  De  toutes  les  deiibdrations  sont  tenus  des  proc6s- 
verbaux,  rödig^s  par  des  Secr^taires,  nomm^s  par  le  President  du  tribunal.  Ces 
proc^verbaux  seuls  ont  force  legale.  ||  Art.  12.  La  proc^dure  preiiminaire  etant 
dose,  le  tribunal  d'arbitrage  a  le  droit  de  refuser  tous  les  nouveaux  actes  ou 
documents  que  les  repr^sentants  des  parties  voudraient  lui  soumettre.  ||  Art  13. 
Totttefois,  le  tribunal  d'arbitrage  reste  souverainement  libre  de  prendre  en 
consid6ration  les  nouveaux  documents  ou  actes,  dont  les  dei^gu^s  ou  Conseils 
des  deux  Gouvernements  eo  litige  ont  profite  dans  leurs  explications  dont  il 
anra  besoin.  ||  Ce  dernier  a  le  droit  de  requ^rir  la  repr^sentation  de  ces  actes 
ou  documents  et  d'en  donner  connaissance  ä  la  partie  adverse.  ||  Art.  14.  Le 
tribunal  d'arbitrage,  outre  cela,  a  le  droit  de  requörir  des  agents  des  parties 
la  Präsentation  de  tous  les  actes  ou  explications  dont  il  aura  besoin.  ||  Art.  15. 
Les  agents  et  Conseils  des  Gouvernements  en  litige  sont  antoris^s  ä  präsenter 
au  tribunal  d'arbitrage  oralement  toutes  les  explications  ou  preuves  au  profit 
de  la  cause  k  d^fendre.  ||  Art.  16.  Ces  mSmes  agents  et  Conseils  ont  6gale- 
ment  le  droit  de  s'adresser  au  tribunal  avec  des  motions  sur  les  matiöres  k 
discuter.  ||  Les  d^cisions  du  tribunal  concernant  ces  motions  sont  definitives  et 
ne  peuvent  donner  lieu  k  aucune  discussion.  ||  Art.  17.  Les  membres  du 
tribunal  d'arbitrage  ont  le  droit  de  poser  aux  agents  ou  Conseils  des  parties 
contractantes  des  questions  ou  demander  des  eclaircissements  sur  des  points 
douteux.  II  Ni  les  quesdons  pos^es,  ni  les  observations  faites  par  les  membres 
du  tribunal  pendant  le  cours  des  deiiberations  ne  sauraicnt  6tre  regard^es 
comme  enonciations  des  opinions  du  tribunal  en  gen^ral,  ou  de  ses  membres 
en  particulier.  H  Art  18.  Le  tribunal  d'arbitrage  est  seul  autorise  k  deter- 
miner  sa  competence  par  Tinterpretation  des  clauses  du  Gompromis,  et  selon 
les  principes  du  droit  international  ainsi  que  les  stipulations  des  Trait6s  par- 
tiouliers  qui  peuvent  ^tre  invoques  dans  la  matiöre.  ||  Art  19.  Le  tribunal 
d'arbitrage  a  le  droit  de  rendre  des  ordonnances  de  procednre  sur  la  direction 
du  proc^s,  de  determiner  les  formes  et  deiais  dans  lesquels  chaque  partie 
devra  präsenter  ses  conclusions  et  de  statuer  sur  l'interpretation  des  docu- 
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Nr.  18186.  ments  prodnits  et  comroaniqu^s  anx  denx  parties.  ||  Art  20.  Les  agents  et 
2^^211^^  Gonseils  des  Gouvernements  en  litige  ayant  pr4senti§  toas  les  ^claircissements 
et  preuves  pour  la  defense  de  leurs  causes,  le  President  da  tribunal  d'arbitrage 
prononcera  la  clöture  de  la  discnssion.  ||  Art  21.  Les  d^lib^rations  des 
membres  du  tribnnai  d'arbitrage  sor  le  fond  da  litige  ont  liea  &  bais  clos.  J| 
Toate  d^cision  definitive  oa  provisoire  est  prise  k  la  majorit^  des  membres 
prisents.  ||  Le  refas  d'an  membre  da  tribunal  de  prendre  part  an  vote  doit 
6tre  constate  dans  le  procds-verbal.  ||  Art  22.  La  sentence  arbitrale,  yot6e 
k  la  majorite  des  voix,  doit  6tre  r^digöe  par  ^crlt  et  doit  6tre  sign^e  par 
cbacan  des  membres  du  tribunal  d'arbitrage.  ||  Geux  des  membres  du  tribunal 
qni  sont  rest^s  dans  la  minorlt^  constatent,  en  signant,  leur  dissentiment  || 
Art  23.  La  sentence  arbitrale  est  lue  solennellement  en  s^ce  publique  du 
tribunal  et  en  prösence  des  agents  et  Gonseils  des  Gouvernements  en  litige.  || 
La  sentence  arbitrale,  düment  pronone^e  et  notifiie  aux  agents  des  Gouverne- 
ments en  litige,  dteide  d^finitivement  et  sans  appel  la  contestation  entre  les 
parties  et  clöt  toute  la  proc^dure  arbitrale  Institute  par  le  Gompromis.  || 
Art.  25.  Chaque  partie  supportera  ses  propres  frais  et  la  moiti6  des  frais  du 
tribunal  d'arbitrage,  sans  pr^judice  de  la  dfeision  du  tribunal  toucbant  Tin- 
demnite  que  Tune  ou  Tautre  des  parties  pourra  ^tre  condamn^e  k  pajer.  || 
Art  26.  La  sentence  arbitrale  est  nulle  en  cas  de  compromis  nul,  ou  d'excds 
de  pouvoir  ou  de  corruption  prouvöe  d'un  des  arbitres.  ||  La  procMure  indiqute 
ci-dessus  concemant  le  tribunal  d'arbitrage  s'applique  6galement  k  partir  du 
§  7,  commen^ant  par  les  mots:  „Le  si^ge  du  tribunal  d'arbitrage"  dans  le  cas 
oü  Tarbitrage  est  confi^  k  une  personne  seule  au  choix  des  Gouvernements 
Interesses.  ||  Dans  le  cas  oü  le  Souverain  ou  le  Chef  d'£tat  se  reserverait  de 
prononcer  personnellement  comme  arbitre,  la  procödure  k  snivre  serait  fixte 
par  le  Souverain  ou  le  Ghef  d'£tat  lui-m6me. 

Weiterer  russischer  Vorschlag. 
Arlides  qui  pourraient  rmplacer  T Artide  13. 

Article  1*'.  En  vue  de  consolider,  en  tant  que  possible,  la  pratique  de 
Tarbitrage  international,  les  Pnissances  Gontractantes  sont  convenues  d'institaer 
pour  la  duree  de  ans,  un  Tribunal  d' Arbitrage,  auquel  seraient  soumis 

les  cas  d'arbitrage  obligatoire  enumer^s  dans  l'Article  10,  k  moins  que  les 
Puissances  interess^es  ne  tombent  d'acoord  sur  l'etablissement  d'un  tribunal 
d'arbitrage  special  pour  la  Solution  du  conflit  survenu  entre  elles.  ||  Les  Puis- 
sances en  litige  pourront  egalement  avoir  recours  au  tribunal  ci-dessus  indiquö 
dans  totts  les  cas  d'arbitrage  facultatif,  si  un  accord  special  k  ce  siget  s'etablit 
entre  elles.  ||  11  est  bien  entendu  que  toutes  les  Puissances,  sans  en  excepter  celles 
non  contractantes  ou  Celles  qui  auraient  fait  des  r^serves,  pourront  soumettre  leurs 
differends  k  ce  tribunal  en  s'adressant  au  bureau  permanent  prövu  par  TArticle 
de  TAppendice  (A).  ||  Art  2.  L'organisation  du  tribunal  d'arbitrage  est  in» 
diquee  dans  TAppendice  (A)  au  präsent  Article.  ||  L'organisation  des  tribunaux 
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d'arbitrage  institnös  par  des  aocords  sp^oiaaz  entre  las  Pnissances  en  litige,  Nr.  12186. 

''26.  Mai  1899. 


ainsi  qne  les  R^les  de  Procedura  ä  snivre  pendant  rinstmction  du  litige  et.^"^*"^ 


le  prononc^  de  la  sentence  arbitrale  sont  döterminös  dans  TAppendice  (B). 
Les  dispositions  contennes  dans  ce  dernier  Appendlce  pourront  6tre  modifi^es 
en  vertu  d'an  acoord  special  entre  les  Etats  qni  anront  reconrs  ä  Tarbitrage. 
Annexe  ä  la  Proposüian  Busse. 
En  cas  d'acceptation  des  Articles  1  et  2,  il  j  aurait  lieu:  —  ||  1.  De 
r^diger  TAppendice  (A)  mentionnö  dans  TArticle;  ||  2.  D'introdaire  dans  le 
projet  du  code  d'arbitrage  des  roodifications  correspondantes. 

IHt.    121^7.    GKOSSBBITAHinEn.    —    Vorschlag    zur    Einsetzung 

eines  internationalen  Schiedsgerichts. 

31.  Mai  1899. 

Dans  le  bat  de  faciliter  le  recours  imm^diat  k  Tarbitrage  pour  les  £tats  Nr.  12137. 

qui  n'anraient  pas  r^ossi  &  regier  leurs  diff^rends  par  la  voie   diplomatique,  i^rtulai«. 

les  Puissances  Signataires  s'engagent  k  organiser  de  la  mani^re  snivante  un8i.]fftii899. 

tribunal  permanent  d'arbitrage,  accessible  en  tons  temps,  et  qui  sera  rigi  par 

le   Code  d' Arbitrage    prescht   dans    cette   Convention,    en  taut  qu'il    serait 

applicable  et  conforme  aux  dispositions  arr^ttes  dans  le  compromis  entre  les 

parties  litigantes.   ||   2.  A  cet  effet  un  Bureau  Central  sera  6tabli  en  perma- 

nence  k  ,  dans  lequel  les  archives  du 

tribunal  seront  conserv^es,  et  qui  sera  charg^  de  la  gestion  de  ses  affaires 

officielles.  II  Un  Secr^taire  permanent,  un  Archiviste,  et  un  personnel  süffisant 

seront  nommös,  qui  habiteront  sur  les  lienx.  ||  Le  bureau  sera  rintermödiaire 

des  Communications  relatives  k  la  r^union  du  tribunal  k  la  requ6te  des  parties 

litigantes.  ||  3.  Cbaque  Puissance  Signataire  transmettra  aux  autres  les  noms 

de  deux  personnes  de  sa  nationalit^  reconnues  dans  leur  pays  comme  juristes 

ou  publicistes  de  m6rite,  et  jouissant  de  la  plus  baute  considiration   quant  k 

leur  int^grit^,  qui  seraient  dispos^es  k  accepter  les  fonctions  d'arbitre,  et 

possMeraient  toutes  les  qualit^s  requises.   Les  personnes  ainsi  d^sign^es  seront 

membres  du  tribunal,  et  seront  inscrites  comme  tels  au  Bureau  Central.  ||  £n  . 

cas  de  AMs  ou  de  retraite  d'un  membre  du  tribunal,  il  sera  pourvu  k  son 

remplacement  de  la  m^me  mani^re  que  pour  sa  nomination,  ||  4.  Les  Puissances 

Signataires  dösirant  avoir  recours  au  tribunal  pour  le  röglement  pacifique  des 

diff^rends  qui  pourndent  surgir  entre  elles  notifieront  ce  d^sir  au  Secr^taire 

du  Bureau  Central,  qui  leur  foumira  sur  le  cbamp  la  liste  des  membres  du 

tribunal.    Elles  choisiront  dans  cette  liste  le  nombre  d'arbitres  convenu  dans 

le  compromis.    Elles  auront  en  ontre  la  facult^  de  leur  adjoindre  des  arbitres 

autres  que   ceux  dont  les  noms  seront  inscrits  dans  la  liste.     Les  arbitres 

ainsi  choisis  formeront  le  tribunal  pour  cet  arbitrage.      Us  se  röuniront  k  la 

dato  fix^e  par  les  parties  en  litige.  ||  Le  tribunal  si^gera  d'ordinaire  k 

,  mais  il  aura  la  heulte  de  si^er  ailleurs,  et  de 

changer  son  si^ge  de  temps  en  temps,  selon  les  circonstances  et  sa  convenance. 
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Mr.  12137.  ou  cdlo  dss  parties  en  litige.  ||  5.  Tont  £tat,  qaoiqne  n'^tant  pas  nne  des 
briunnien.  P^issances  Sigoataires,  poarra  avoir  recours  an  tribaoal  dans  les  coudltions 
si.]fftii89o.  prescrites  par  les  Reglements.  ||  6.  Le  Gouvernement  de  est 

charg^  dlnstaller  k  ,  au  nom  des  Pnissanees  Signataires, 

le  plos  tot  possible  apr^s  la  ratification  de  eette  Convention,  an  Gonseil 
d'Administration  permanent,  qui  sera  compos4  de  cinq  membres  et  d'nn  Secr^ 
taire.  ||  Ce  Conseil  aura  pour  devoir  d'dtablir  et  d'organiser  le  Bnreaa  Central, 
qui  sera  sous  sa  direction  et  son  contröle.  ||  II  ^mettra  de  temps  en  temps 
les  Reglements  n^cessaires  au  bon  fonctionnement  du  Bureau  Central.  II 
r^glera  de  m6me  toutes  les  questions  qui  pourraient  surgir  touchant  le 
fonctionnement  du  tribunal,  ou  qui  lui  seraiont  rtf^r^es  par  le  Bureau  Central 
n  aura  des  pouvoirs  absolus  qnant  ä  la  nomination,  1^  Suspension,  ou  la 
d^mission  de  tous  les  fonctionnaires  et  emplöy^s;  il  fixera  leurs  salaires  et 
il  contrdlera  la  döpense  generale.  ||  Le  Conseil  eiira  son  President,  qui  aura 
voix  pr^ponderante.  La  pr^sence  de  trois  membres  snffira  pour  constituer 
les  s^ances,  et  les  d^cisions  seront  prises  &  la  majorite  des  voix.  ||  Les 
honoraires  des  membres  du  Conseil  seront  fix^s  par  un  accord  entre  les  Puis- 
sances  Signataires.  ||  7.  Les  Puissances  Signataires  s'engagent  k  supporter  par 
parties  Egales  les  frais  du  Conseil  d'Administration  et  du  Bureau  Central  || 
Les  frais  se  rattachaQt  k  chaque  arbitrage  ineomberont  aux  Etats  en  litige  en 
Partie  ^gale. 


Nr.    12138.    TEBEINIOTE  STAATEN  VOH  AMESIKA.  —  Vorschlag 
über  das  internationale  Schiedsgericht 

31.  Mai  1899. 
Nr.  12188.  (Traduction  Frangaise.)  ||  II  est  d^cidö  que,  en  vue  d'aider  k  pr^venir  les 

stulln^oli  conflits  arm^s  par  des  moyens  pacifiques,  les  Repr^sentants  des  Puissances 
Amerikft.   Souveralues  assemblte  k  cette  Conference  sont  invit^  par  la  pr^ente  B^so- 

81  Mai  1899 

lution  k  proposer  k  leurs  Gouvernements  respectifs  d'entrer  en  n^goeiations 
aux  fins  de  conclure  un  Tratte  66n6ral  qui  aura  pour  objet  le  plan  ci-desaous 
avec  telles  modifications  qui  seraient  indispensables  pour  assurer  Tadh^sion 
d'au  moins  neuf  Puissances  Souveraines,  desqnelles  huit  au  moins  devront  6tre 
des  Puissances  Europtennes  ou  Am^ricaines,  et  quatre  au  moins  devront  avoir 
6i6  au  nombre  des  Signataires  de  la  Convention  de  Paris,  r£mpire  d'Alle- 
magne  ^tant  consid^r^  comme  succ^dant  k  la  Prusse  et  le  Rojaume  d'Italie 
k  la  Sardaigne.  ||  1.  Le  tribunal  sera  compos^  de  personnes  se  recommandant 
par  leur  haute  int^grit^  et  leur  comp^tence  dans  le  droit  international  qui 
seront  nomm^es  par  la  migoriti  des  membres  de  la  plus  Haute  Cour  de 
Justice  existant  dans  chacun  des  £tats  adh^reats.  Chaque  £tat  Signataire 
du  Traite  aura  un  Repr^ntant  au  tribunal  Les  membres  de  celui-ci  siege- 
ront  jusqu'ä  ce  qne  des  successeurs  leur  aient  M  donn^s  en  due  forme  par 
le  m6me  mode  d'^lection.  ||  3.  Le  tribunal  s'assemblera,  en  vue  de  s'organiser, 
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ä  one  ^poqne  et  ä  an  endroit  dont  conviendront  les  diff<6rents  Gonvernemeuts.  Nr.  121 88. 
Tootefois,  il  ne  faudra  pas  que  ce  soit  plus  de  six  mois  aprös  la  ratification  J^^^^ 
du  Traitö  G^n^ral  par  les  neuf  Pnissances  mentionn^es  ci-dessus.  Le  tribunal  Ameriu. 
d^signera  an  greffier  permanent  et  tels  autres  employ^s  qui  seront  jugös  n6-^^*****^' 
cessaires.  Le  tribanal  aara  le  pouvoir  de  dösigner  le  liea  oü  il  se  r^unira 
et  pourra  en  changer  de  temps  en  temps,  selon  qae  les  int^rftts  de  la  justice 
ou  les  convenances  des  litigants  sembleront  l'eiiger.  D  fizera  les  r^gles  de 
la  proc6dore  qu'il  suivra.  ||  3.  Le  tribunal  aura  an  caract^re  permanent  et 
sera  toojours  pr6t  k  accueillir,  dans  les  limites  de  ses  r^gles  propres  de  pro- 
c^dore,  les  cas  nouveaux  et  les  cas  contraires,  soit  que  ces  cas  lui  soient 
soumis  par  les  nations  Signataires,  soit  qu'ils  le  soient  par  toutes  autres 
nations  qui  d^sireraient  recourir  ä  lui;  tous  les  cas  et  cas  contraires,  ainsi 
que  les  t^moignages  et  les  arguments  pour  les  appuyer  ou  les  combattre 
devront  ^tre  ^örits  ou  imprim^s.  Tous  cas,  cas  contraires,  d^positions,  argu- 
ments et  consid^rantä  de  jugements  devront ,  apr^s  que  la  sentence  aura  ^t^ 
prononc^e,  dtre  ä  la  disposition  de  tous  ceux  qui  seraient  dispos^s  h  payer 
les  frais  de  leur  transcription.  ||  4.  Tout  diff^rend  quel  qu'il  soit  entre  Puis- 
sances  Signataires  peut,  de  commun  accord,  6tre  soumis  par  les  nations  in- 
t^ress^es  au  jugement  de  ce  tribunal  international,  mais,  dans  tous  les  cas  oü 
le  tribunal  sera  saisi,  les  int^ress^s  devront  s'engager,  en  s'adressant  k  lui,  k 
accepter  sa  sentence.  ||  5.  Dans  chaque  cas  particulier  la  Cour  sera  compos^e 
d'apr^s  les  Conventions  intervenues«  entre  les  nations  litigantes,  soit  que  le 
tribunal  tout  entier  si^e,  soit  que  les  nations  litigantes  dösignent  quelques- 
uns  seulement  de  ses  membres  en  nombre  impair  et  non  inf^rieur  k  trois. 
Dans  le  cas  oü  la  cour  ne  comprendrait  que  trois  jnges,  aucun  d'eux  ne 
pourra  6tre  originaire,  sujet  ou  citoyen  des  £tats  dont  les  int^r^ts  sont  en 
caose.  II  6.  Les  frais  gin^raux  du  tribunal  seront  r^partis  ^galement  ou  en 
Proportion  öquitable  entre  les  Puissances  adb^rentes,  mais  les  frais  occasionn^s 
par  cbaque  cas  particulier  seront  k  la  cbarge  de  ceux  que  le  tribunal  indi- 
quera.  Les  traitements  des  juges  pourront  6tre  fix4s  de  teile  faQon  qu'ils  ne 
soient  payables  que  lorsque  lesdits  juges  rempliront  effectivement  leurs  fonctions 
au  tribanal.  Les  cas  dans  lesquels  Tune  des  parties  ou  toutes  les  deux 
seraient  un  £tat  non-adh4rent  ne  seront  admis  qu'ä  la  condition  que  les  £tat8 
litigants  prenuent  de  commun  accord  Tengagement  de  payer  respectivement 
teile  somme  que  le  tribunal  fixera  pour  couvrir  les  frais  de  la  proc6dure.  || 
7.  Tout  litigant  qui  aura  soumis  un  cas  au  tribunal  international  aura  droit 
k  une  seconde  audition  de  sa  cause  devant  les  mSmes  juges,  en  dedans  les 
trois  mois  aprto  que  la  sentence  aura  ät6  notifi^e,  s'il  d^clare  pouvoir  invoquer  des 
t^moignages  nouveaux  ou  des  questions  de  droit  non  soulev^es  et  non  tranch^es 
la  premi^re  fois.  ||  8.  Le  Trait6  propos6  ici  entrera  en  force  quand  neuf  £tats 
Souverains,  dans  les  conditions  indiqu^es  dans  la  R(^*solution,  auront  ratifiö  ses 
8tif>ulations. 


StftfttsftrchiT  LXIV. 
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Nr.    12139.    KONFEBENZSTAATEN.   —    Projekt  zur  Ansdehnung 
der  Genfer  Konvention  auf  den  Seekrieg. 

5.  Juni  1899. 
Nr.  12189.  Article  1^-     Les  bätiments-hopitaux  militaires,   c*e8t-ä-dire,  les  bätiments 

^Ims^^  construits   ou   amenag^s  par  les  £tats  sp^cialement  et  nniqnement  en  vue  de 
5.  Jnni  1899.  porter  secours  aax  blessös,  malades,  et  nanfrag^s,  et  dont  les  noms  anront  ^t6 
communiqaös,  avant  toute  mise  en  neage,    aax  Puissances  bellig^rantes,  seront 
respect^s  et  ne  poarront  Stre  captnrös  pendant  la  dnr^e  des  hostilit^  H  Art.  2. 
Les  bätiments-hospitaliersy  ^qnip^  en  totalit^  ou  en  partie  aax  frais  des  par- 
ticuliers  ou  des  Soci^tös  de  Secours  officiellement  reconnues,   sont  ^alement 
respect^s   et   exempts  de  capture  si  la  Paissance  bellig^rante  dont  ils  d^pen- 
dent  leur  a  donn^   une   commission   officielle,   et  en  a  notifi6  les  noms  k  la 
Paissance  adverse  avant  tonte  mise  en  usage.  ||  Ces  navires  devront  ^tre  por- 
tears  d'un  docament  de  Taatoritö  maritime  comp^tente  d^clarant  qa'ils  ont  ^t^ 
sonmis  k  son  contröle  pendant  leur  armement  et  ä  leur  d^part  fina).  ||  Art  3. 
Les  bätiments-hospitaliers,  ^quip^s  en  totalit^  ou  en  partie  aux  frais  des  parti- 
culiers  ou  des  Soci6t^s  officiellement  reconnues  de  pays  neutres,  sont  respect^ 
et  exempts  de  capture,  si  la  Puissance  neutre  dont  ils  d^pendent  leur  a  donn^ 
UDO  commission  officielle,  et  en  a  notifi^  les  noms  aux  Puissances  bellig^rantes 
avant  toute  mise  en  usage.  ||  Art  4.    Les  bätiments  qui  sont  mentionn^  dans 
les  Articles  1,  2,  et  3,  porteront  secours  et  assistance  aux  blessös,  malades, 
et  naufragös  des  bellig^rants,  saus  distinction  de  nationalit^.  ||  Les  Gouverne- 
ments  s'engagent  ä  n'utiliser   ces  bätiments  pour  aucun  but  militaire.   ||    Ces 
bätiments   ne  devront  g^ner  en  aucune  mani^re   les  mouvements  des   com- 
battants.  ||  Pendant  et  aprös  le  combat,  ils  agiront  k  leurs  rlsques  et  p^rils.  || 
Les  bellig^rants  auront  sur  eux  le  droit  de  contröle  et  de  visite.    Ils  ponrront 
refuser  leur  concours,  leur  enjoindre  de  s'^loigner,  leur  imposer  une  direction 
d^termin^e,  et  m^me  les  d^tenir,   si  la  gravit^  des  circonstances  Texigeait  || 
Art.  .5.    Les   bätiments-höpitaux  militaires  seront  distingu^  par  une  peinture 
ext^rieure  blanche  avec  une  bände  horizontale  verte  de  1  mdtre  et  demi  de 
largeur.  ||  Les  autres  bätiments  seront  distingu^s  par  une  peinture  ext^rieure 
blanche   avec  une  bände  horizontale  rouge  de  1  m^tre  et  demi  de  largeur.  || 
Les   embarcations   des   bätiments   qui   viennent   d'ötre  mentionn^s  comme  les 
petits  bätiments  qui  pourront  dtre  affect^s  au  service  hospitalier,  se  distingue- 
ront  par  une  peinture  analogue.   ||    Tons   les  bätiments-hospitaliers  se  feront 
reconnaftre  en  hissant,  avec  leur  pavillon  national,   le  pavillon  blanc  k  croix 
rouge,  pr^vu  par  la  Convention  de  Gen^ve.  ||  Art  6.    Les  b&timents  de  com- 
merce, jachts,  ou  embarcations  neutres  portant  des  blessös,   des  malades,  ou 
des  naufrag^s  des  belligörants  ne  peuvent  ^tre  captur^s  pour  le  fait  de  ce 
transport,  mais  ils  restent  expos^s  k  la  capture  pour  les  violations  de  neutra- 
litö  qu'ils  auraient  commises.  ||  Art  7.  Le  personnel  religieux,  m^cal,  et  hospi- 
talier de  tont  bätiment  captur^  est  invlolable,  et  ne  peut  6tre  fait  prisonifier 
de  guerre.    II  empörte,  en  quittant  le  navire,  les  objets  et  les  Instruments  de 
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Chirurgie  qni  sont  sa  propri^t^  particoli^re.  ||  Ce  personnel  continnera  k  remplir  Nr.  12189. 
868  fonctions  tant  que  cela  sera  n^cessaire,  et  il  poorra  ensuite  se  retirer  ^^*^n*" 
lorsque  le  Commandant-en-ohef  le  jagera  possible.  ||  Les  belligörants  doivent».  Janüs?» 
assarer  au  personnel  ennemi  tomb^  entre  lears  mains  la  jonissance  integrale 
de  8on  traitement  ||  Art  8.  Les  marins  et  les  militaires  embarqa^s,  bless^s 
oa  malades,  k  qaelqae  nation  qa'ils  appartiennent,  seront  prot6g6s  et  soignös 
par  les  captears.  ||  Art  9.  Les  naofrag^s,  bless^s  oa  malades,  d'nn  bellig^rant 
qai  tombent  an  ponvoir  de  Tantre  sont  prisonniers  de  guerre.  II  appartient 
an  Yainqnear  de  d^cider  suivant  les  circopstances  s'il  convient  de  les  garder, 
de  les  diriger  sor  nn  port  de  sa  nation,  snr  an  port  neutre,  oa  mdme  sor  an 
ort  de  Tadversaire.  Dans  ce  demier  cas,  les  prisonniers  ainsi  rendas  ä  lear 
pays  ne  poarront  senrir  pendant  la  dar^e  de  la  gnerre.  ||  Art  10.  Les 
naofrag^s,  bless^s  00  malades,  qui  sont  d^barqu^s  dans  an  port  neutre,  da 
consentement  de  Taatorit^  locale,  devront  7  ötre  gard^s  par  celle-ci  de  mani^re 
qa'ils  ne  pnissent  pas  de  noaveaa  prendre  part  aux  Operations  de  la  gaerre.|| 
Les  frais  d'hospitalisation  et  d'internemeüt  seront  sapportes  par  r£tat  dont 
rel^vent  les  naofrag^s  blesste  oa  malades. 


Nr.    12140.    BüßSLAHD.    —    Vorschlag    zur    Beschränkung    der 
Waffen. 

9.  Juni  1899. 

M.  Scheine  propose  que  les  Gouvernements  s'engageront:  —  ||  1,  A  ne  ^r.  121*0. 
pas  d^passer  un  calibre  de  17  pouces,  soit  431.7  millim.  pour  toutes  ^sp^ces^  jV^g^ 
de  canons;  ||  2.  Que  la  longueur  des  canons  soit  fix^e  k  un  maximum  de 
45  calibres;  ||  3.  Que  la  vitesse  initiale  n'exc^de  pas  3000  pieds,  soit 
914  m^tres;  ||  4.  Pour  les  cuirasses  le  maximum  de  la  force  de  r^sistance 
sera  celle  d'une  cuirasse  de  355  millim.  fabriqu^e  d'apr^s  la  derniöre  patente 
Krupp.  II  L'engagement  serait  pris  pour  une  dar^e  de  temps  ne  d^passant  pas 
cinq  ans.  jj  M.  Scheine  demande  que  les  D^lögu^s  transmettent  k  lours  Gou- 
yernements  respectifs  sa  proposition,  et  qu'ils  fassent  renseigner  en  m^me 
temps  sur  ks  chiffires  que  ces  Gouvernements  seraient  dispos6s  k  adopter, 
si  les  chifPres  sus-indiqu^s  ne  leur  convenaient  pas. 


Nr.    12141.    KOHFEEEHZSTAATEH.   —   Konferenzprotokoll.     Be- 
ratung über  die  Stellung  der  Neutralen. 

6.  Juni  1899. 
On  passe  k  la  discussion  des  Articles  53,   54,  et  55  du  projet  de  Dö-  Nr.  12141. 
claration  de  la  Conference  de  Bruxelles  de  1874*);  „Des  belligtoints  internus    ll^J^^' 
et  des  blosses  soignis  chez  les  neutres.*'  ||  Son  Excellence  M.  Ejschen  (Premier  «•  Joni  isw. 


•)  Vgl.  Nr.  5374. 
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Nr.  12U1.  DiUga^  du  Luxembonrg),  appelle  rattention  de  la  Gommission  snr  la  sitoatioii 
^rtllte^."  Particttli^re  que  le  Trait^  de  Londres  da  11  Mai,  1867,  fait  ä  son  pays  vis- 
6.  jani  1899.4- vis  de  la  Diatiä'e  r^gl^e  par  TArticle  63.  ||  La  Sons-Oommissioii  donne  acte 
k  M.  Eyschen  de  ce  qu'il  a  signalö  ä  la  Conference  les  Articles  2,  3,  et  5  du 
dit  Traite  et  qu'il  entend  r^server  ä  son  pays  tous  les  droits  qui  en  d^coii- 
lent.  II  Les  Articles  63  et  64  da  projet  de  D^daration  de  la  Gonförence  de 
Braxelles  ont  Ü^  adopt^s  sans  modifioations  en  ces  termes:  — 1|  „Artide  53. 
L'£tat  neutre  qai  regelt  sar  son  territoire  des  troapes  appartenant  aax  arm^es 
bellig^rantes,  les  internera,  aatant  qae  possible,  loin  da  th^ätre  de  la  gnerre.! 
Jl  poarra  les  garder  dans  des  camps  et  m6me  les  enfermer  dans  les  forteresses 
oa  dans  des  lieax  appropri^s  ä  cet  effet  ||  „11  ddcidera  si  les  officiers  peavent 
etre  laiss^s  libres  en  prenant  Tengagement  sar  parole  de  ne  pas  qaitter  le 
territoire  neatre  sans  aatorisation.  ||  „Article  64.  A  d^faat  de  Convention 
sp^iale,  r£tat  neatre  foarnira  aax  interna  les  vivres,  les  habillements,  et  les 
secoars  command^  par  rhumanit^.  ||  ,3onification  sera  faite,  k  la  paix,  des 
jtrais  occasionn^s  par  Tinternement^ 

M.  de  Khaepach  ayant  propos^  d'ajoater  dans  le  premier  alinte  de  l'Ar- 
ticle  66  aax  mots  ;,ni  personnel  ni  matöriel  de  gaerre"  ceax  de  „qai  d^pas- 
seraient  les  limites  da  n^cessaire  ponr  soigner  les  bless6s  et  les  malades  da 
convoi,"  la  Sons-Commission  est  d'avis  qae  tel  est  bien  le  sens  de  TArticle  et 
d^cide  qae  cette  Interpretation  sera  ins^r^e  an  proc^s-verbal.  ||  Par  saite  d'ob- 
jections  sonlevöes  par  M.  le  Cdn^ral  Monnier,  ane  discassion  s*eieve  k  propos 
de  l'Article  66.  Ont  uotamment  pris  la  parole:  lears  Excellences  MM.  Beer- 
naert,  Eyschen,  le  Comte  Nigra,  MM.  le  Chevalier  Descamps,  de  Martens,  de 
Gross  de  Schwarzhoff,  et  Lammasch.  On  d^oide  de  renvoyer  la  r^daction  de 
cet  Article  k  ane  prochaine  r^anion.  ||  Avant  d'aborder  Texamen  des  Chapitres  1, 
2,  et  9  da  projet  de  la  D6claration  sasmentionnöe,  son  Exeellence  M.  Beer- 
naert  fait  qaelqaes  observations  qui  lai  semblent  commanes  k  toas  les  troi8.ll 
Sar  la  proposition  de  M.  Beldiman,  on  d^cide  qae  le  discoars  de  son  Exeellence 
M.  Beernaert  sera  imprimö  et  distriba^  avant  la  prochaine  reanion.*)  H  Aprös 
le  discoars  de  son  Exeellence  M.  Beernaert,  le  President  ayant  pris  la  parole, 
M.  Bihoard  propose  de  faire  ^galement  imprimer  et  distribaer  la  tenear  de 
la  r^ponse  de  M.  de  Martens,  et  d'ajoamer  la  discassion  jasqa'aa  Jeadi« 
8.  Jain.  ||  Cette  proposition  est  adopt^e.  ||  La  söance  est  lev^e  k  midi  et  qnart. 

Nr.    12142.    VEBTBA088TAATEN.   —   Kommissionsbeschlufs  ttber 
die    Einsetzang    eines   internationalen    Schieds- 

«^'^^^^^s-  9.A2.  Jani  1899. 

Texte  adapU  par  le  ComiU  dans  ses  Seanees  du  9  et  12  Jui/n!^ 
Nr.  13142.  1,  Dans  Ic  bat  de  faciliter  le  recoars  imm^diat  k  Tarbitrage  poar  les 

%u»i^.    diff^rends  intemationanx  qai  n'aaraient  pn  ^tre  r6gl6s  par  la  voie  diplomatique. 


9/12.  Juni    — 


1899.  *)  Cette  communication  se  fera  s^par^ment. 
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les  Poissances  Signataires  s'engageut  k  organiser  de  la  mani^re  suivante  nn  Nr.  12142. 
(tribunal)  permanent  d'arbitrage  accessible  en  tont  temps,  et  qni  sera  r6gi,  ^^^^T^ 
sanf  stipulation  contraire  des  parties  en  litige,  par  le  Code  d'Arbitrage  ins6r6  9./12.  jnni 
dans  la  präsente  ConTention.  ||  1  bis.  Ce  tribnnal  sera  comp^tent  ponr  tons  '^^* 
les  cas  d'arbitrage,  soit  obligatoire,  soit  facnltatif,  k  moins  qne  les  Pnissances 
en  litige  ne  s'entendent  ponr  T^tablissement  d'nne  juridiction  speciale  d'arbi- 
trage.  ||  2.  Un  Bnrean  (Central)  est  stabil  ä  La  Haye  [par  le  soin  et  sons  la 
haute  snrveillance  dn  Gou?emement  des  Fays-Bas].  Ce  bnrean  est  plac6  sons 
la  direction  d'nn  Secrötaire-G^n^ral  resident  n  sert  de  greffe  an  (tribnnal) 
arbitral.  H  est  rinterm^diaire  des  Communications  relatives  k  la  r^nnion  dn 
tribnnal.  II  a  la  garde  des  archives  et  la  gestion  de  tontes  les  affaires  ad« 
ministratives.  ||  3.  Cbaqne  Pnissance  Signataire  d^gnera  dans  les  trois  mois 
qni  suiTront  la  ratification  4^  präsent  Acte  denx  personnes  d'nne  comp^tence 
reconnne  en  droit  international,  jonissant  de  la  plus  baute  consid^ration  morale, 
et  dispos^es  k  accepter  la  fonction  d'arbitre.  Les  personnes  ainsi  d^sign^es 
seront  inscrites,  au  titre  de  membres  dn  tribunal,  sur  une  liste,  qni  sera 
notifi^e  k  tontes  les  Pnissances  Signataires  par  les  soins  du  Bureau  Central.  || 
Denx  on  plnsieurs  £tat8  penvent  s'entendre  ponr  la  d^signation  en  commun 
de  denx  membres.  La  mßme  personne  peut  ^tre  d^sign^e  par  des  £tats 
diff^rents.  Les  membres  du  tribnnal  sont  nomm^s  ponr  une  dur^e  de 
six  ans.  Leur  mandat  peut  ^tre  renonvel^.  ||  En  cas  de  d^cös  on  de 
retraite  d'nn  membre  du  tribnnal,  il  sera  pourvn  k  son  remplacement  selon 
les  m^mes  rdgles.  ||  4.  Les  Pnissances  Signataires  qni  d^slrent  a?oir 
recours  au  tribnnal  ponr  le  r^glement  des  difförends  survenns  entre  elles,  noti- 
fieraient  leur  Intention  an  Secr^taire  -  G^n^ral  dn  Bureau,  qui  leur  fonmira 
Sans  retard  la  liste  des  membres  du  tribunal.  Elles  choisiront  dans  cette 
liste  le  nombre  d'arbitres  convenu  dans  le  compromis.  A  d^fant  de  stipulation 
contenue  k  cet  6gard  dans  le  compromis,  les  arbitres  seront  d^ign^s  sur  cette 
liste,  suivant  les  r^gles  fixCes  par  les  Articles  du  Code  d'Arbitrage. 

Les  Arbitres  ainsi  choisis  formeront  le  tribunal  ponr  cet  arbitrage.  Ils  se 
r^nniront  k  la  date  fix^e  par  les  parties  en  litige.  ||  4  bis.  Le  tribunal  si^gera 
d'ordlnaire  k  La  Haye,  mais  il  anra  la  facult^  de  si^ger  ailleurs  et  de  changer 
son  si^ge  selon  les  circonstances  et  sa  convenance  on  celle  des  parties 
en  litige.  ||  5.  Tont  £tat  quoique  n'6tant  pas  une  des  Pnissances  Signataires 
pourra  avoir  recours  au  tribunal  dans  les  conditions  prescHtes  par  les 
Reglements» 
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Nr.    1214:3.    TEBTRAGSSTAATEN.   —   Kommissionsberatung  über 

die  Beschaffenheit  der  Eriegswaffen. 

11.  Juni  1899. 

Bapport  prisenti  au  nom  de  la  Premüre  Sous  -  Cornmission  par  k  Qhihr<ü 

\^:  Dm  Beer  Poortugaa. 

■*"'*•"•  Messieurs:   11  Avant  eu  Thonneur  d'ötre  nomm6  Rapporteur  de  la  Sous- 

Gommission  Militaire  de  la  Premiere  Gommission,  je  mefforcerai  aetre  a  la 
hauteur  de  la  mission  dont  la  confiance  de  mes  colldgues  m'a  investi;  je  vous 
exposerai  anssi  fid^lement  que  possible  le  tablean  sucoinct  de  nos  d^lib^rations, 
des  votes  et  des  propositions,  que  la  Sous  -  Ck)mmission  a  k  vous  soumettre.  || 
La  Sous-Commission,  s'inspirant  des  id^es  magnanimes  6man^es  de  l'initiative 
g^n^reuse  de  TEmperenr  de  Russie,  a  examin6  avec  un  grand  soin,  avec  une 
attention  consciencieuse,  les  points  de  la  Gircnlaire  Russe  du  30  D^cembre, 
1898,  qni  ont  ^t^  renvoy^s  ä  son  exameu. 

Potidres. 
Dans  la  discussion  g^n^rale,  le  Capitaine  Crozier  (fitats-ünis)  d^clare  que 
rinterdiction  de  i'emploi  de  poudres  plus  puissantes  que  celles  adopt^es 
actuellement,  pourrait  aller  k  Tencontre  de  Tun  des  principaux  buts  de  la 
proposition  russe,  savoir  V^conomie.  ||  Une  poudre  ^tant  puissante  en  proportion 
de  la  production  de  gaz  foumi  par  la  cbarge  et  la  temp^rature  de  combustion, 
on  pourrait  tr^s  bien  produire  une  poudre,  qui,  fournissant  un  plus  grand 
volnme  de  gaz  k  une  temp6ratnre  plus  basse  de  combustion,  pourrait  6tre  plus 
puissante  Qu'aucune  poudre  actuellement  en  usage  et  qui  en  m§me  temps,  en 
raison  de  la  basse  temp^rature,  fatiguerait  moins  le  fusil,  ce  qui  permettrait 
de  le  conserver  plus  longtemps.  |{  Les  D^l^n^  se  prononcent  ä  Tunanimit^  en 
faveur  de  la  libert^  absolue  de  chaque  £tat  en  ce  qui  conceme  Temploi  de 
poudres  nouvelles  de  chargement 

Explosifs  dans  les  Guerres  de  Campagne. 
Quant  ä  l'emploi  des  explosifs  dans  Tartillerie  de  campagne,  M.  le  Colonel 
Gilinsky,  au  nom  du  Gouvernement  Russe,  propose  de  ne  pas  faire  usage  dans 
cette  artillerie  des  obus  brisants  ou  k  fongasses  et  de  se  limiter  aux  explosifs 
existants,  avec  interdiction  des  explosifs  formidables  qni  sont  employ^s  ponr 
les  Sieges.  ||  A  une  demande  de  M.  le  Colonel  de  Gross  de  Schwarzhoff  (Alle- 
magne)  sur  le  vrai  sens  de  la  proposition,  le  President  dit,  que  la  port^e  en 
est  que  les  £tats  s*interdiraient  Temploi  en  campagne  des  explosifs  tr^s 
puissants  adopt^s  d^jä  dans  quelques  arm^es.  ||  La  qnestion  de  Tinterdiction 
dans  Tartillerie  de  campagne  des  obus  brisants  ou  k  fongasses  est  mise  aux 
voix:  10  fitats  r^pondent  Oui  (Belgiqae,  Danemark,  Pays-Bas,  Perse,  Portugal, 
Serbie,  Russie,  Siam,  Suisse,  Bulgarie),  11  r^pondent  Non.  ||  Sur  la  question 
de  savoir  s'il  y  a  lien  d'interdire  Temploi  d'explosifs  nouveaux  non  encore 
utilis^s,  12  £tats  r^pondent  Non  (Allemagne,  £tats-Unis,  Antriebe  -  Hongrie, 
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Dänemark,  Espagne,  France,  Grande-Bretagne,  Italie,  Japon,  Ronmanie,  Sa^de  Nr.  12143. 
et  Norv^e,  Turquie),  les  autres,  9  Oui.  lu^ltlT 

Canons.  "•'"'"«"• 

Le  Colonel  Gilinskj  (Rassie)  propose  que  dans  an  bat  d'^nomie  les 
Etats  conviennent  de  ne  pas  changer  dans  rartillerie  de  campagne  le  canon 
actael.  Toatefois  les  pays  arri^r^s  aaraient  la  facalt^  de  se  mettre  aa  niveaa 
des  aatres.  ||  A  la  saite  d'ane  Observation  da  G^n^ral  Zaccari  (Italie)  le  Pre- 
sident demande  si  Ton  est  d'aecord  qa'il  serait  en  toas  oas  permis  aax  pays 
arri^rös  de  perfectionner  lear  armement  poor  le  mettre  aa  niveaa  de  ceax 
qai  sont  actaellement  plas  avanc^s.  ||  M.  Bihoard  (France),  ayant  fait  observer 
qae  cette  formale  irait  ä  Tencontre  da  bat  d'^conomie  vis6,  le  Pr^ident  pro- 
voqae  an  vote  sar  la  qaostion  de  savoir  si  dans  le  cas  oü  Ton  s'interdirait 
de  nouveaax  perfectionnements,  cette  interdiction  permettrait  n^anmoins  k  toas 
l'adoptiou  des  types  les  plas  perfectionn^s  actaellement  en  asage.  ||  Les  votes 
ont  fait  apparattre  la  grande  difficalt^  d'an  accord;  comme  Ta  fait  remarqaer 
le  Colonel  Gilinsky,  beaacoap  d'£tats  ne  sont  pas  en  possession  de  types 
satisfaisants,  voisins,  les  ans  des  aatres,  comme  c'est  le  cas  poar  les  fasils.  || 
Cinq  £tats  sealement  (£tats-Unis,  Belgiqae,  Italie,  Serbie,  et  Siam)  ont  vot^ 
Oai;  les  D^lögaös  d'Allemagne,  d*Aatriche-Hongrie,  des  Pays-Bas,  de  Saisse 
s'abstiennent  &  caase  de  certaines  restrictions,  qai  s'imposent.  Le  D^l^ga^  du 
Danemark  dit  qae  son  pays  doit  changer  son  matöriel,  qu'il  serait  n^cessaire 
d'essayer  les  types  poar  prendre  le  meillear,  mais  qae  les  Etats  qai  les 
poss^dent  ne  le  commnnfqueront  pas;  donc  il  serait  n^cessaire  de  dire. 
exactement,  ce  qai  est  admissible  et  ce  qai  ne  Test  pas.  ||  Dans  le  möme  sens 
se  prouoncent  les  D^l^ga^s  de  TEspagne,  de  la  France,  da  Japon,  da  Portugal 
et  de  la  Roamanie.  Le  D^l^gu^  de  Rassie  d^clare  que  la  proposition  Russe 
tend  ä  permettre  l'adoption  du  meillear  canon  actuel,  c'est-ä-dire  du  canon 
k  tir  rapide.  Les  Döl^gu^s  de  Perse  et  de  Bulgarle  se  rangent  k  la  propo- 
sition de  la  Rassie.  Le  D^l^ga6  de  la  Grande  -  Bretagne  dit  que  son  Gou- 
vernement n'est  pas  dispos^  k  accepter  aucune  limitation.  Les  D^l^u^  de 
Su^de  et  Norv^ge  et  de  la  Turquie  fönt  des  r^serves.  ||  Par  suite  de  ce  vote 
le  President  croit  devoir  poser  la  question  de  principe.  Y  a  t-il  lieu,  pour 
les  nations  reprösent^es  k  la  Conference,  de  s'interdire,  pour  un  temps  k  fixer 
et  notamment  par  des  motifs  d'^conomie,  de  modifier  lear  armement  -  canons, 
en  excluant  Temploi  de  toute  invention  nouvelle?  ||  Toutes  les  (Jöl^gations 
r^pondent  Non,  except6  la  Rusßie  et  la  Bulgarie,  qoi  s'abstiennent  et  le  Slam,, 
qui  r^pond  affirmativement.  Le  President,  constatant  qu'une  trds  grande 
majorite  est  hostile  k  toute  limitation  en  ce  qui  conceme  les  canons,  consid^re 
que  sur  ce  point  il  n'y  a  plus  lieu  k  discussion. 

Baues. 
D^s  la  premiöre  s^ance  de  la  Sous-Commission  le  Colonel  Künzli  (Suisse) 
a  propos6  Tinterdiction  de  certaines  projectiles,  qui  aggravent  les  blessures  et 
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Nr.  12143.  augmentent  les  sooffrances  des  blesste.  II  a  dit  avoir  en  vae  les  balles  dites 
^J[^  dum-duiD.  II  Le  D^16gn6  Nöerlandais,  Den  Beer  Poortogael,  a  adher^  k  cette 
11.  Juni  1699.  propositiOD,  son  Gonvemement  l'ayant  charg6  de  demander  rinterdiction  for- 
melle de  Femploi  des  dnm-doms  et  des  projectiles  aDalognes,  qoi  fönt  des 
blessnres  non  -  gn^rissables.  H  dit  que  les  balles  dum  -  dum,  dont  le  nez  est 
tr^s  mon,  le  mantean  da  projectile  tr^s  dar,  Tint^riear  fonn6  d'ane  sabstance 
plas  molle,  fönt  k  la  moindre  r^sistance,  en  se  d^formant,  des  ravages  Enormes 
dans  le  corps,  l'entr^e  da  projectile  ^tant  tr^s  mince,  maSs  la  sortie  tr^s 
grande  et,  eomme  il  snffifc  de  mettre  Thomme  arm6  hors  de  combat  pendant 
la  dar^e  de  la  caropagne,  de  tels  ravages  ne  sont  pas  n^cessaires.  ||  Sir  John 
Ardagh  (Angleterre)  dit  qn'il  doit  7  avoir  malentenda,  va  qae  les  dam -dam 
sont  des  balles  comroe  les  aatres,  des  projectiles  ordinaires.  ||  Le  President 
fait  remarqaer  qae  la  proposition  da  Goavemement  N^erlandais  n'est  qa'ane 
eitension  dn  principe  consacr6  k  Saint  -  Petersbonrg  en  1868  et  il  demande 
poar  la  s^ance  prochaine  des  textes  pröcis  et  clairs.  ||  Deax  formales  ont  ^t^ 
pr^sent^es —  jj  Celle  da  Colonel  Kflnzli:  ||  "Interdiction  des  projectiles  d'in- 
fanterie,  dont  la  pointe  da  mantean  est  troa^e  oa  lim^iB,  et  de  ceax  dont  le 
passage  direct  k  travers  le  corps  est  entrav^  par  an  vide  int^riear  oa  par 
l'emploi  de  plomb  moa/'  ||  Et  celle  da  Goavemement  Rasse: —  P  '^L'emploi  des 
balles,  dont  Tenveloppe  ne  convrirait  pas  enti^rement  le  noyaa  k  la  poiote, 
oa  serait  ponrvae  d'incisions,  et,  en  g^n^ral,  Temploi  des  balles,  qai 
s'^panonissent  oa  s'aplatissent  facilement  dans  le  corps  hamain,  doit  ktre 
interdit,  n'^tant  pas  conforme  k  l'esprit  de  la  D^laration  de  Saint-P^tersbonrg 
de  1868/' 

M.  le  Colonel  de  Khnepach  (Aatriche)  est  d'avis  qa'il  fandrait  se  bomer 
k  interdire  conventionnellement  l'emploi  des  balles,  qai  prodaisent  des  blessnres 
inntilement  craelles,  sans  entrer  dans  les  d^tails,  et  d'antant  plas,  qn'il  ne 
sera  pas  possible  d'eviter  compl^tement  les  mntilations.  ||  Sir  John  Ardagh, 
d'accord  avec  le  D616ga6  Aatrichien,  ajonte  qa'il  existe  ane  diff6rence  entre  la 
gnerre  entre  nations  civilis^es  et  Celles  contre  des  saavages.  Si,  dans  la 
premiöre,  an  soldat  est  blessö  par  an  petit  projectile,  il  se  retire  k  Tambalance, 
mais  le  sanvage,  qaoiqae  transperc^  deax  oa  trois  fois,  ne  cesse  pas  d*avancer.|| 
Poar  cette  raison,  le  Döl^gn^  Anglais  r^clame  la  libert^  d'employer  contre  les 
popnlations  saavages  des  projectiles  d'ane  efficacit6  snffisante.  ||  M.  Raffalovich 
expose  qae  les  id^es  ^mises  par  Sir  John  Ardagh  sont  contraires  k  l'esprit 
hamanitaire  qni  domine  cette  fin  da  dix-nenviöme  si^cle.  II  fait  remarqaer 
d'aillears  qae  la  diff^renciation  des  ennemis  k  combattre  et  des  projectiles 
k  employer  am^nerait  n^cessairement  des  complications  d'^qnipement.  ||  Le 
Colonel  Gilinsky  a  fait  observer  qae  la  balle  da  fasil  de  petit  calibre  n'arr^te 
pas  l'attaqae  des  saavages,  non  pas  parce  qn'ih  sont  des  saavages;  eile 
n'arr^tera  pas  davantage  Tattaqae  d'ane  arm^e  civllis^e,  car  tel  est  TefTet  da 
petit  calibre.  En  effet  l'bomme  gri^vement  blessä  peat  encore  avancer  pendant 
quelqne  temps  et  m6me  combattre.     C'est  donc  lä  an  argament  ea  faveor  de 
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calibres  plas  gros.  La  calibre  Rasse  de  7^/2  miUim.  arrete  tr^s  bien  Tattaque.  Nr,  12143. 
£11  dimiDnant  continuellement  le  calibre,  on  arrive  k  ou  calibre  trop  petit  et  ^^^^^ 
ä  la  D^cessit^  d'employer  les  balles  dnm-dnm.  Quant  aax  savages,  ils  ne  sontu.jii]iii899. 
malbeoreusement  pas  garantis  contre  Temploi  des  balles  explosibles.  Dans  la 
D^claration  de  Saint  -  P^tersbourg  de  1868»  les  Puissances  Contraetantes  ont 
d4cid6  de  ne  pas  employer  ces  balles  dans  la  gnerre  entre  elles.  II  est  Evident 
qa'il  y  a  nne  lacnne  dans  la  D^claratlon  de  1868,  lacone  qui  pennet  d'evployer 
contre  les  sanvages,  non  seulement  des  balles  dam-dnm,  mais  m^me  des  balles 
explosibles.  ||  Le  President  croit  exprimer  Topinion  de  l'assembMe  en  disant  qn'il 
ne  saorait  ^tre  Stabil  de  distinetion  entre  les  projectiles  permis  et  les  projectiles 
interdits  snivant  les  ennemis  contre  leqael  on  combat,  fnssent-ils  des  saavages.  || 
Comme  snite  de  la  discassion,  la  formale  Rosse,  qai  avait  rencontr^  Tadh^sion  de 
la  majorit^i  a  re^a  la  r^daction  saivante  arr^t^e  d'accord  entre  les  D^l^^s  de 
Rossie,  de  France,  et  de  Roamanie:—  ||  ''L'emploi  des  balles  qai  s'^panooissent 
00  s'aplatissent  facilement  dans  le  Corps  homain,  telles  qoe  les  balles 
explosibles,  les  balles  k  enveloppe  dore  dont  Tenveloppe  ne  coayrirait  pas 
entidrement  le  noyao  oo  serait  poarvoe  d'incisions,  doit  ^tre  interdit"  1  Dix- 
neof  Etats  se  sont  prononc^  affirmativement  (Allemagne,  les  £tats-Unis  de 
rAm^riqoe,  Belgiqoe,  Danemark,  fispagne,  France,  Japon,  Pays-Bas,  Perse, 
Portogal,  Italic,  Roomanie,  Rossie,  Serbie,  Siam,  So^de  et  Norv^ge,  Soisse, 
Torqoie,  et  Balgarie).  ||  Un  £tat  poor  la  negative  (Grande -Bretagne);  an  £tat 
(Aotricbe-Hongrie)  s'est  absteno. 

LancemerU  de  Projedües  du  haut  des  BäOans. 
La  prOposition  da  GooTcrnement  Rosse  de  prohiber  le  lancement  de 
projectiles  oo  d'explosifs  qoelconqoes  da  baot  des  ballons  oo  par  des  moyens 
analogoes  est  mise  en  discassion  et  votre  Rapporteor  d^clare  qoe  son  Goo- 
yernement  Ta  aotoris^  k  Tappayer.  D'aprds  loi,  permettre  d'employer  de  telles 
machines  infernales  qoi  semblent  tomber  da  ciel,  d^passe  les  limites.  Qoand 
on  est  contraint  de  faire  la  goerre,  il  faot  la  faire  aassi  ^nergiqaement  qoe 
possible,  mais  cela  n'impliqoe  pas  qoe  toos  les  moyens  soient  permis.  ||  II 
rappeile  les  Articles  12  et  13  da  Protocole  Final  de  la  Conference  de 
Braxelles  de  1874  et  finit  en  disant  qo'avec  les  progr^s  de  la  science  les 
choses  qai,  hier  encore,  paraissaient  incroyables,  se  r^alisent  aojoord'hai.  Oo 
peot  donc  m^me  pr^voir  Temploi  de  projectiles  oo  aotres  engins,  remplis  de 
gaz  d^l^t^res,  soporifiqoes,  qol,  pr^cipit^  do  baot  des  ballons  ao  milieo  des 
troopes,  les  mettraient  da  coop  hors  de  combat.  Comme  on  ne  peat  se  garder 
contre  de  tels  proc^d^s,  cela  ressemble  k  one  perfidie,  et  toot  ce  qoi  y 
ressemble  doit  ^e  ^cart^  scropoleosement.  Soyons  chevaleresqoes  mdtne  dans 
la  mani^re  de  faire  la  goerre.  ||  Le  Colonel  de  Schwartzhoff  (Allemagne)  ayant 
fait  constater  qo'il  ne  s'agit  pas  d'interdire  Temploi  de  mortiers  oo  d'aotres 
canons  k  tir  ^lev^,  mais  qoe  les  mots  "moyens  analogoes''  s'appliqoent  seule* 
ment  k  des  manidres  nouvelles,  pas  «ncore  inventto,  la  Soos  -  Commissioni       • 
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Nr.  12148.  d'accord  avec  cette  interpr^tation,  ajoute  poor  tourter  tont  malentendn  le  mot 
]^^^^  ''nouYeanx"  eutre  lös  mots  "moyens"  et  ''analognes."  ||  Le  Golonel  Gilinsky  fidt 

ii.jniiii899.ob8erver  en  oatre,  qne,  de  Tavis  da  Gouvernement  Russe,  les  diff^rentes 
maniöres  actuelles  de  nnire  ä  Tennemi  sont  bien  süffisantes.  ||  La  proposition 
est  mise  anx  voix  et  tons  les  D^l^gu^s  se  prononcent  pour  Tinterdiction 
ä  Texception  de  celni  de  la  Grande  -  Bretagne  et  des  D61^ga^s  Fran^ais  et 
Ronmains  qni  d^sirent  limiter  Tentente  k  cinq  ans. 

Fusüs. 
La  qnestion  des  fnsils  est  celle  qni  a  occup6  le  plos  longuement  la  Soos- 
Commission,  eile  a  fait  Tobjet  des  d^lib^rations  de  qnatre  s^ances.  ||  Le  Colonel 
Gilinsky  (Rnssie)  a  donn6  oonnaissance  d'nne  proposition  dont  Tadop^on 
emp^cherait  de  nonvelles  d^penses.  Le  fosil  en  nsage  dans  les  principtdes 
armöes  ^tant  k  pen  pr6s  de  m^me  calibre,  de  m§me  qnalit^,  le  Gonvemement 
Russe  propose  que  les  divers  £tats  s'engagent  conventionnellement,  pour  an 
nombre  d'ann^es  k  d^terminer,  k  ne  pas  remplacer  par  d'autres  les  fasils 
actuellement  en  Service.  II  ne  s'agirait  que  de  fixer  pour  un  certain  temps 
le  type  actuel,  en  exclnant  par  exemple  le  fusil  automatique  qni,  pour  le 
moment,  n'existe  qn'ä  Tötat  de  projet  et  n'est  encore  adopt6  nulle  part.  Les 
perfcctionnements,  qui  ne  modifieraient  pas  essen tiellement  le  fusil  actuel  et 
ne  la  transformeraient  pas,  seraient  permis.  ||  M.  le  Capitaine  Ayres  d'Omellas 
(D^legu^  du  Portugal)  ne  conteste  pas  que  le  fnsll  est  k  peu  prös  le  m6me 
dans  les  diff^rentes  arm^es,  mais  fait  observer  que  le  calibre  diff^re,  variant 
entre  6  et  8;  11  demande  si  la  stipulation  propos^e  vise  seulement  les  fusils 
et  les  Canons  en  usage  ob  si  eile  s'applique  ^galement  anx  armes  k  l'^tude 
et  en  voie  d'dtre  adopt^es.  ||  Le  President  suppose  qu*il  sentit  entendu  que  les 
nations  arri^r^es  pourraicnt  se  mettre  au  niveau  des  autres.  ||  II  demande  s'il 
ne  conviendrait  pas  de  präsenter  nne  formule  pröcise  qnant  k  un  minimum  de 
calibre,  et  le  D^14gu^  des  Pays-Bas  propose  d'accepter  tont  calibre  de  6  & 
8  millim.  ||  Aprös  un  behänge  de  vues  snr  la  proposition  Russe,  quant  k  des 
d^tails  tecbniques,  la  discussion  se  termina  le  26  Mai  par  des  d^larations, 
dont  il  ressortait  qu'il  y  avait  une  trös  grande  divergence  de  vues  entre  les 
D41^gu68,  la  plupart  d'entre  enx  demandant  des  formules  nettes  et  pr^cises.  || 
Le  President  exprime  l'espofr  que  pour  la  procbaine  r^union  de  semblables 
formules  seront  pr^sent^es.  II  serait  bon  de  fixer  le  minimum  du  calibre,  le 
poids  du  projectile,  la  vitesse  Initiale,  le  nombre  maximum  de  coups  par 
minute,  et  d'exclure  le  chargement  automatique.  ||  Le  Comte  Barantzew 
(D^I6gu6  Russe)  ayant  transmis  par  le  t^l^graphe  ces  voenx  k  son  Gouverne- 
ment, les  membres  ont,  peu  apr^,  eu  communication,  en  debors  de  la  pro- 
position primitive,  de  deux  ^propositions,  Tune  du  Gouvernement  Russe,  Tautre 
du.D^l^gu^  des  Pays-Bas.  ||  La  proposition  Russe  indique  les  modifications, 
am^liorations,  ou  transformations  qu'il  serait  permis  de  faire  au  fusil,  pendant 
un  certain  temps,  k  d^terminer: —    ||    1.  Le  minimum  du  poids  du  fusil  est 
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fiz6  k  4  kilog.  II  2.  Le  minimum  da  calibre  k  6^«  millim.  ||  3.  Le  poids  de  la  Nr.  1214s. 
balle  ne   sera  pas  moindre   qne   10^2   grammes.  ||  4.  La  vitesse  initiale  ne   ^![]^^ 
d^passera  pas  720  m^tres.  ||  5.  La  rapidit^  dn  fea  se  tiendra  k  25  coops  parii.jniüi809. 
minote.  ||  6.  Les  balles  explosibles  et  dilatables,  ainsi  qne  le  cbargement  auto- 
matiqoe,  sont  interdits. 

La  fonnule  pr^sent6e  par  le  O^n^ral  den  Beer  Poortogael  ^tait  la 
snifante:—  jj  *'Les  £tats  conviennent  de  ne  faire  nsage  dans  lenrs  arm^es  et 
flottes,  pendant  cinq  ans,  k  partir  da  moment  oü  le  prösent  acte  sera  sign^, 
qae  des  fnsils  en  nsage  on  k  T^tode  en  ce  moment  ||  ^Ponr  les  fnsils  k  F^tade, 
ne  seront  tol^r^s  qne  cenx  d'nn  type  existant  et  d'nn  calibre  ne  variant 
qn'entre  6  et  8  millim.  ||  ''Les  perfectionnements  permis  devront  ^tre  de  natnre 
k  ne  changer  ni  le  tjpe,  ni  le  calibre,  ni  la  vitesse  initiale  existants."  |{  Aprös 
one  discnssion  snr  les  balles,  les  pondres,  et  les  canons,  la  qnestion  des  fnsils 
a  ^t^  de  nonveau  entam^  dans  la  s^ance  da  31  Mai.  ||  Le  Colonel  Comte 
Barantzew  a  tenn  k  dire  qae,  bien  qne  la  Sons  -  Commission  se  tronv&t  en 
pr^ence  d'ane  seconde  formale  Rasse,  donn^e  par  d^f^rence  an  d^ir  exprim^, 
il  soabaitait  qn'on  en  revint  an  texte  de  la  proposition  primitiye,  qai  r^pondait 
mieax  aox  intentions  de  son  Ooayemement  (arr^ter  les  d^penses  en  stabilisant 
le  fasil).  n  craint  qne  les  donn^es  d^taill^es  de  la  seconde  formale  ne  donnent 
mati^re  k  des  controverses.  ||  A  la  snite  d'an  4cbange  de  Yoes  entre  plusiears 
D^l^ga^s,  le  Präsident  a  mis  d'abord  aax  voix  le  texte  proposä  par  votre 
Rapportear,  texte  acceptä  par  le  D^Mgaä  Rasse.  ||  Le  Colonel  de  Gross  de 
Scbwarzboff  a  exprimä  Topinion  qne  la  proposition  ne  semblait  pas  ponroir 
fttre  accept^e,  parce  qa'elle  permet  des  perfectionnements  aox  fasils  existants 
Sans  donner  de  cenx-ci  nne  d^finition  nette  et  pr^cise.  II  serait  trös  difGcile 
d'^tablir  qaelles  sont  les  am^liorations  permises  on  interdites.  Oü  est  Taatoritä 
qoi  d^iderait  cette  question?  En  cas  de  donte,  il  faudrait  poar  remplir 
loyalement  les  clanses  de  la  Convention,  faire  connaltre  le  nonveaa  modMe 
aax  aatres  Paissances,  lenr  demander  lenr  consentement  avant  de  l'adopter  et 
comme  cela  n'est  pas  possible,  il  aara  le  regret  de  devoir  voter  n^gativement.  || 
Les  D^l^ga^s  des  £tats-Uois,  de  rAatricbe-Hongrie,  de  la  France,  de  la 
Grande -Bretagne,  de  Tltalie,  da  Japon,  da  Portugal,  de  la  Serbie,  et  de  la 
Turqaie  exprim^rent  le  m^me  sentiment  ||  Out  votä  Ooi  les  D^l^ga^s  de  la 
Belgiqae,  da  Danemark,  de  TEspagne,  des  Pays-Bas,  de  la  Perse,  de  la  Rassie, 
da  Siam,  de  la  Sa^de  et  Norv6ge,  de  la  Saisse,  et  de  la  Balgarie,  ce  dernier 
soas  r^erves.  ||  Le  D^l^gaä  de  la  Roamanie  s'abstient  k  d^fant  d'instrnction 
de  son  Gonvemement  ||  Le  vote  se  r^same  donc  en  9  Oni,  1  Oai  avec  r^serve, 
10  Non,  et  nne  abstention.  ||  Le  Präsident  met  ensnite  aax  voix  le  texte  Rasse; 
le  Colonel  de  Gross  de  Scbwarzboff  a  critiqaä  an  k  an  les  diffärents  dätails 
de  cette  formale,  poar  en  conclnre  qne,  d'apräs  lai,  cette  proposition  ätait 
inacceptable.  II  a  votä  contre.  ||  Le  Dälägnä  d'Aatriche-Hongrie,  le  Lientenant- 
Colonel  de  Khaepacb,  poarrait  accepter  ane  restriction  conventionnelle,  mais 
•ealement  sar  ane  question   de  principe.     Si  Ton  entre  dans  les  dätails,  il 


Digitized  by 


Google 


140  I>ie  Fnedenskonferenz  im  Haag  1899. 

vt,  19149.  croit  qQ*il  fandrait  qne  des  personnes  comptontes  de  toos  les  pays  repr^sent^ 
^uMeT  s'^ntendissent  sur  les  limitations  possibles,  avant  de  les  rendre  obligatoires, 
n.jiiBiisM.  comme  on  a  procM^  poür  la  revision  de  la  Convention  de  Oendve.  ||  H  a  vot^ 
Non,  ainsi  que  les  D^l^^s  des  £tats-Uni8,  de  la  Belgiqae,  dn  Dänemark,  de 
TEspagne,  de  lltalie,  dn  Japon,  du  Portugal,  de  la  Roumanie,  de  la  Serbie, 
du  Slam,  de  la  Snisse,  et  de  la  Tnrqnie.  ||  Ont  vot^  Oui  les  D61^gu6s  des 
Pays-Bas,  de  la  Perse,  de  la  Rnssie,  et  de  la  Bulgarie,  ce  dernier  ad 
referendnm.  Le  D^l^n^  de  la  France  a  d^lare  qn'il  attendait  des  instrnc- 
tions.  II  D  y  a  donc  en  14  Non,  3  Oni,  1  Oui  ayec  r^serve,  nne  abstention.  || 
Pen  de  jours  apr^  la  Soos-Commission  s'est  r^unie  encore  ponr  examiner  nne 
nouYelle  proposition  pr^sent^  par  le  D^l^gu^  N^erlandais,  ä  savoir: —  ||  'Tour 
nne  periode  de  cinq  ans,  ä  compter  de  la  date  du  präsent  Acte,  les  £ltats 
conviennent  de  ne  pas  remplacer  les  fusils  actnellement  en  nsage  dans  lenrs 
arm6es  par  des  fnsils  d'nn  autre  type.  Mais  ils  ne  s'interdisent  pas  d'apporter 
anx  fusils  actuellement  en  usage  tonte  am^lioration  on  tout  perfectionnement 
qui  leur  parattrait  avantageux.  H  "Les  £tats  qui  ont  nn  fusil  de  modele  arriöre, 
c'est-ä-dire  d'un  calibre  sup^rieur  k  8  millim.ou  sans  magasin,  ponrront  adopter 
des  modales  existauts/' 

Le  D^l^u6  N^erlandais  a*  expliqu^  dans  nn  disconrs  qui,  sur  la  propo- 
sition de  M.  le  President  et  de  M.  Raffalovich,  a  ^t^  ins^r^  au  procds-verbal 
et  imprim^,  les  motifs  ^conomiques  et  politiques  qui  Tont  dötermin^  ä  faire 
cette  nouvelle  proposition.  ||  Le  Golonel  de  Schwarzboff  fait  remarqner  que 
le  but  de  faire  des  ^conomies  ne  seralt  pas  atteint,  parce  que  les  per- 
fectionnements  introduits  pour  les  fusils  d*un  pays  obligeraient  les  autres 
Gouvernements  d'en  adopter  k  leur  tonr,  et  que  ceux-ci,  nne  fois  forc^s  de 
d^penser  pour  lenrs  fusils  des  sommes  plus  ou  moins  consid^rables,  devaient 
au  moins  garder  la  libert^  de  cboisir  le  fusil  qui  leur  semblerait  le  meillenr, 
Ne  sacbant  pas  d'avance  si  leur  fusil  actuellement  en  usage  se  pr^terait  anx 
transformations  n^cessaires,  ils  ne  pourraient  prendre  Tengageinent  d'en  con- 
server  le  type.  Le  ddlai  fix^  ä  cinq  ans  am^nerait  probablement  de  donbles 
d^penses,  d'abord  ponr  des  am^liorations  des  fusils  en  usage,  ensuite  pour  la 
construction  d'un  nouyean  fusil.  ||  L'auteur  de  la  proposition  a  r^pondu  qn'il 
^tait  peu  vraisemblable  que,  dans  la  courte  dur^e  de  cinq  ans,  on  eüt  besoin 
de  proc^der  k  des  perfectionnements  notables  anx  fusils  existants,  et  il  ajoote 
qu'en  tous  cas  il  existe  nne  diff^rence  consid^rable  entre  les  d^penses  k  faire 
en  Yue  d'introduire  nn  perfectionnement  au  fusil  existant,  ddpenses  ordinairement 
peu  consid^rables,  et  celles  impos^  par  une  transformation  compl^te  de 
Tarmement,  lequel  exige  trois  fnsils  par  homme  et  revient  pour  une  armde  de 
600000  hommes  d'infanterie  ä  75  000000  florins^||  MM.  les  D^l^^s  de  la 
Bulgarie,  MM.  Stancioff  et  Hessaptchieff,  ont  objecto  que  si  Ton  adoptait  la 
proposition,  les  £tats  qui  ont  des  fnsils  de  8  millim.  et  qui  ne  ponrraient  pas 
les  changer  seraient  dans  une  condition  d'inf^riorit^  vis -ä* vis  des  pays 
actuellement  arri^r^s,  qui  aurairat  la  libert6  d'adopter  nn  type  melUeor,  || 
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L'auteur  de  la  proposition  a  r6pliqu6   que  les  fusils   de  8  millim.  sont  trfes  ^'[•_^**' 
satisfaisants,  que  plusieurs  armees  en  sont  pourvaes  et  qae  la  Rassle,  de  qm    Staaten. 
^mane  la  proposition,  a  un  fusil  dont  le  calibre  diflf^re  tr^s  peu  de  8  millim.  ji^^-^""^^^'- 
M.  Myatovich  (Serbie)  dit   qa'il  accepte  la  r^daction  proposee  en  sugg^rant 
d'ajonter  que  les  £tats  arri^res  aoront  enx  aassi  la  facnltö  d^am^liorer  lenr 
fnsil.  II  11  n'insiste  pas  sur  cet  ameudement  en  pr^sence  de  la  D^claration  du 
President    qne   le   paragraphe  1^  de  la  Resolution   du   D^leguö  N^erlandais 
sauvegarde  ce  droit  aussi  pour  les  fitats  arri^rös.  jj  A  Tobjection  portant  sur 
rimpossibilitö    du   contröle  k   exercer,  soulev^e  incidemment  par  le  D^l^gtt^ 
Anglais  et  le    D^Ugn^  N^erlandais,  MM.  Raffalovich  et  Gilinsky  ont  r^pondu 
que  la  garantie  la  plus   efficace   se   trouverait  dans  la  bonne  foi  des  Gou- 
vernements contractants,  ainsi  que  dans  le  contröle  de  l'opinion.  ||  Le  Colonel 
do  Gross  de  Schwarzhoff  fit  remarqner  qu'il  ne  s'agit  pas  de  contröle  contre 
la  mauvaise  foi;  il  a  en  Tue  les  contestations  qui  peuvent  surgir  de  bonne  foi 
relatitement  ä  la  port^e  de  certaines  modifications.  ||  Au  vote,  2  £tats  seulement 
ont   vot6   Non    (Allemagne,  Italic).  ||  Neuf  fitats    ont  vot6   Oui   (Danemark, 
Espagne,  Pays-Bas,  Perse,  Roumanie,  Russie,  Serbie,  Siam,  SuMe  et  Nor- 
Töge).  II   Neuf  £tats  se  sont  abstenus:  les  £tats-ünis,  TAutriche  -  Hongrie,  la 
France,    le  Japon,   la  Turquie,  la  Bulgarie  (faute  d'instructions),  la  Grande- 
Bretagne,  le  Portugal,  et  la  Suisse.  ||  De  ce  qui  pr^cede  il  r^sulte,  Messieurs, 
que  votre   Sous-Commission  n'a  ä  vous  soumettre  que  la  proposition  relative 
k  Tinterdiction  des  balles  s'epanouissant  ou  s'aplatissant  facilement  en  p^n^trant 
dans  le  corps  humain,  ainsi  que  celle  relative  au  lancement  de  projectiles  du 
haut   d^    ballons.    Quant  k  la   question  du  fusil  eile  reste  ouverte,  six  des 
D^l^gu^s  qui  se  sont  abstenus  Tayant  fait  par  manque  d'instructions  de  leurs 
Gouvernements  respectifs.  ||  Messieurs:   Yous   serez   d'accord  avec   moi   pour 
exprimer    notre   reconnaissance   k   notre    honorable  President   pour  la  fa9on 
magistrale  dont  il  a  dlrig^  nos  d^bats,  pour  la  lucidit^  extreme  avec  laquelle 
il  a  ^clair^  les  points  techniques  les  plus  difficiles;  en  vous  le  proposant,  je 
ne  fais  que   devancer  vos   d^sirs,   de   m^me   que   lorsque  je   vous   demande 
d'adresser  nos  remerctments  k  nos  Secr^taires;  ceux-ci  ont  apport^  une  impar- 
tialite  entiöre,  un  soin  extreme  k  r^diger  les  proc^s-verbaux  de  nos  söances. 
Gela  a  ^t^  une  tÄche  considörable  et  difficile. 

Den   Beer  Poortngael. 

Nr.    12144:.     BELGIEV.  —  Rede  des  belgischen  Bevollmächtigten 

Beernaert  in  der  Kommission  über  die  Beschränkung 

der  Rüstungen. 

23.  Juni  1899. 

Messieurs,   ||   Nous  arrivons  maintenant  au  grave  probl^me  que  le  Gou-  Nr.  12144. 

vemement  Russe  a  soulev6  tout  d'abord,   et  en  termes  qui  ont  aussitöt  com-23./^^{|99 

mand^  Tattcntion  da  monde.   ||   FidMe  aux  traditions  de  ses  pr^d^cesseurs  et 

notamment  d'Alexandre  I  qui,  d^s  1816,  voulait  tenter  de  fonder  sur  le  d6s- 
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Nr.  12144.  armemeDt  noe  paix  4ternelle,  le  Tsar  Nicolas  demande  la  rMnction  des  d^ 
j3  j*„Jj*"^  penses  militaires,  ou  tout  an  moins  un  arr^t  dans  lenr  progression.  Et  il  le 
fait  eo  termes  snr  la  gravit^  desquels  on  ne  sanrait  assez  s^apesantir.  ||  C'est 
cette  fois  an  grand  Souverain  qni  estime  qua  les  charges  Enormes  qoi,  depnis 
1871,  r^saltent  de  T^tat.  de  paix  arm^e  oü  vlt  TEurope,  sont  de  nature  k 
atteindre  et  k  paraljser  la  prosp^rit^  publique  k  sa  soorce  et  qne  lenr  marche 
tonjours  ascendante  entrainerait  un  fardean  öcrasant  que  les  peuples  anraient 
de  plus  en  plus  de  peine  k  porter.  C'est  k  ce  mal  qu*il  vondrait  que  TEurope 
trouv&t  an  rem^de.  ||  La  Circulaire  du  Gomte  Mouravieff  serre  d'un  peu  plus 
pr^s  le  Probleme,  en  le  Präsentant  sons  ce  double  aspect:  Quels  sont  les 
moyens  de  mettre  un  terme  k  Taccroissement  progressif  des  armements?  Les 
nations  pourraient-elles  s'engager  de  commun  accord  k  ne  plus  les  augmenter, 
ou  m6me  k  les  röduire?  ||  Mais  c'est  \k  plutöt  indiquer  le  bnt  que  pr^ciser 
une  Solution  et  j'estime  que  celle-ci  devrait  6tre  nettement  formul^e.  ||  La 
mati^re  est  difficile  et  il  serait  impossible  d'en  exagörer  Timportance,  car  la 
question  de  la  paix  arm^e  n'est  pas  senlement  li^e  k  celle  de  la  richesse 
publique  et  du  progr^s  sous  sa  forme  la  plus  baute,  mais  aussi  k  celle  de  la 
paix  sociale.  Raison  de  plus  pour  que  Ton  donne  k  nos  discussions  des  bases 
nettes  et  formelles.  Ainsi,  par  exemple,  Tengagement  devrait-il  porter  sor  le 
Chiffre  des  effectifs  ou  sur  celui  des  budgets  des  d^penses  militaires  ou  ä  la 
fois  sur  Tun  et  sur  Uautre  point?  Comment  fixer  ces  chiffres  et  les  y^rifier? 
Prendrait-on  comme  point  de  d^part  les  arm^es  d'aujourd'hui  ?  Y  admettrait- 
on  quelque  dernier  compl^meiit  ou  arr^terait-on  une  autre  proportion?  S'agi- 
rait-il  des  forces  de  mer,  comme  des  forces  de  terre?  Que  ferait-on  des 
d^fenses  coloniales?  ||  J'esp^re  que  notre  Eminent  President,  son  Excellence 
M.  de  Staal,  qui  vient  de  me  demander  la  parole,  noas  ^clairera  sur  ces  divers 
Points. 


Nr.    12145.    BVSSLAHD.    —    Rede    des   russiscbea  Berollrnftch- 

tigten  Baron  Staal  über  dasselbe. 

23.  Juni  1899. 

Mr.  18146.  M.  le  President,   ||   Je  tiendrais  k  ajouter  quelques  mots  aux  paroles  si 

Eloquentes  que  vous  Tenez  de  prononcer;  je  voudrais  pr6ciser  la  pens^  dont 

s'est  inspirE   le   Gouvernement  Russe  et  indiquer  en  mäme  temps  les  Etapes 

par  lesquelles  a  passE  la  question  qui  nons  occupe.  ||  D^  le  mois  d'Aoüt  1898 

le  Gouvernement  Russe  a  invitE  les  Puissances  k  rechercher,  dans  la  voie  de 

la  discussion  internationale,  les  mojens  les  plus  efficaces  de  mettre  an  terme 

au  d^veloppement  progressif  des  armements  actuels.  ||  Un  accueil  empressE  et 

sympathique  fut  fait  k  la  demande  du  Gouvernement  Imperial  par  toutes  les 

Puissances   qui   sont  repr^sent^es  ici.    Toutefois,   malgrö    Tentbonsiasme   qui 

avait  salu6  cette  proposition,  le  Gouvernement  Russe  a  jugE  n^cessaire  de  se 

renseigner  aupr^s  des  Cabinets  pour  savoir  si  le   moment  actuel  sembUit 


BnCdand. 
28.Jii]iil899. 
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favorable  k  la  conyocation  d'nne  Conference  dont  le  premier  bnt  serait  ja$te-  Nr.  12145. 
ment  cette  restriction  des  armements.  ||  Les  r^ponses  qai  nous  ont  ^t^  <]oiiQ^68»s8.Janii8M. 
Tacceptation  du  Programme  esqoiss^  dans  le  Circulaire  da  30  D^cembre,  1898, 
et  dont  le  premier  point  vise  la  non-angmentation  pour  an  terme  k  fixer  des 
effectifs  militaires  actuels,  noas  ont  d^cidös  k  prendre  Tinitiative  de  la  Con- 
ference de  la  Paix.  C'est  ainsi,  Messieurs,  qae  noas  noas  troovons  r^anis  k 
La  Haye,  anim^s  d'nn  esprit  de  conciliation  et  qae  nos  bonnes  yolont^s  se 
rencontrent  en  vae  d'ane  oeavre  commane  k  accomplir.  ||  Nos  denx  Soas-Com- 
missions  ont  prls  ponr  cadres  les  points  2,  3,  et  4  de  la  Circulaire  da  30  De- 
cembre.  Ce  sont,  sans  doate,  des  difficaltes  tecbniqaes  et  speciales,  dont  je 
ne  suis  pas  en  mesare  d'appr^cier  la  port^e,  qai  ont  empdcbe  de  prendre 
tontes  les  d^cisions  desiröes.  La  Commission  d'aillears  a  exprimö  le  voea  de 
renToyer  qaelqaes-anes  de  ces  qaestions  k  une  Conference  alterieare.  ||  Mais 
noas  avons  encore  k  examiner  an  point  essentiel  qai  est  da  ressort  de  la 
Commission:  c*est  la  qaestion  de  la  limitation  des  bndgets  et  des  effectifs 
militaires.  II  me  paratt  d'aatant  plas  necessaire  d'iusister  ponr  qae  cette 
importante  qaestion  fasse  l'objet  de  Tetade  la  plas  approfondie,  qn'elle  renfenne, 
je  le  röpete,  Tidee  premi^re  qai  noas  a  reanis,  celle  d'alieger  le  plas  possible 
le  fardean  eifroyable  qai  p^se  sar  les  peaples,  qai  entraye  Icar  d^yeloppement 
materiel  et  m^me  moral.  Les  fraits  de  Tactiyite  bamaine  sont  absorb^s  dans 
ane  proportion  croissante  par  les  depenses  des  bndgets  de  la  gaerre  et  de  la 
marine.  Ainsi  qae  Ta  fort  eioqaemment  dit  Thonorable  General  den  Beer 
Poortngael,  il  est  d'importantes  fonctions  des  nations  ciyilisees  qni  soaffrent 
de  cet  etat  de  cboses  et  qni  sont  reiegnees  aa  sccond  plan.  ||  La  paix  armee 
entratne  aajonrd'bai  des  depenses  plas  considerables  qae  les  gaerres  les  plas 
onerenses  d'aatrefois.  Si  ane  autre  Commission  a  re^n  le  mandat  d'alieger, 
de  mitiger  les  borrenrs  de  la  gaerre,  k  yoas,  Messieurs,  incombe  la  mission 
tont  anssi  grande  d'alieger  les  charges  de  la  paix,  telles  qn'elles  resultent  de 
cette  concurrence  incessante  dans  la  yoie  des  armements.  ||  II  me  sera  permis 
d'esperer  que,  sur  ce  point  tout  au  moins,  Tattente  des  populations  anxieuses, 
qui  suiyent  ayec  an  interet  soutenu  nos  trayaux,  ne  sera  pas  trompee.  La 
deception  serait  cruelle.  B  C'est  ponr  cette  raison  que  je  yous  prie  de  porter 
tonte  yotre  attention  sur  les  propositions  que  MM.  les  Deiegues  Tecbniques 
de  Rnssie  yont  deyelopper  deyant  yoas;  yous  yerrez  qne  ces  propositions  con- 
stitaent  yeritablement  nn  minimum.  ||  Ai-je  besoin  de  dire  qu'il  ne  s'agit  point 
d'utopies  ni  de  mesnres  cbimeriques?  II  ne  s'agit  pas  de  proceder  k  nn  de- 
sarmement  Ce  que  nous  soubaitons  c'est  d'arriyer  k  une  limitation,  k  un  terops 
d'arret  dans  la  marcbe  ascendante  des  armements  et  des  depenses.  Nous  le 
proposons  dans  la  conyiction  que,  si  Taccord  s'etablit,  on  yerra  nn  monyement 
en  sens  contraire  s'accentuer  pen  k  pen:  Timmobilite  n'est  point  du  domaine 
de  Tbistoire  et,  si  pendant  quelques  annees  nous  anrons  pu  garder  une  cer- 
taine  stabilite,  tont  porte  k  croire  que  la  tendance  bienfaisante  k  la  diminution 
des   cbargcs   militaires  pourra  s*affirmer  et  se   deyelopper.     Ce  monyement 
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Nr  19145.  r^pondra  entidrement  aax  id^es  qni  ont  inspir^  las  Circnlaires  Bosses.  ||  Hais 
28.  Jaul  1899.^^^^  °'^^   sommes  pas  encore  U.    Poar  le  moment  noas  ne  tendons  qn'k  la 
stabilisation,  potir  tm  terme  k  fixer»  des  effectifs  et  des  bndgets  militaires. 


Nr.    12146!    BÜS8LAVD.    ^    Vorschlag    zur    Beschr&akang    der 

BQstangon  zo  Lande. 

28.  Juni  1899. 

Nr.  12146.  1.  Etablissement  d'one  entente  internationale  poar  un  terme  de  cinq  ans, 

28.joan899.B^>P°^^  la  non- augmentation  da  cbiflfre  actnel  des  effectifs  de  paix  des  tronpes 

entretennes  dans  les  m^tropoles.  ||  2.  Fixation,  en  cas  de  cette  entente,  s'il  est 

possible,  da  chiffre  des  effectifs  de  paix  des  armöes  de  tontes  les  Paissances, 

non  compris  les  tronpes  coloniales.  ||  3.  Maintien  poar  le  möme  terme  de  cinq 

ans  da  montant  da  badget  militaire  actaellement  en  vigaear. 


Nr.    12147.    BÜSSLAHD.    —    Vorscblag    zar    Bescbr&nkang   der 

SeerOstangen. 

23.  Jani  1899. 

1^.  12147.  Accepter  le  principe  de  fixer,  poar  on  terme  de  trois  ans,  le  montant 

28.ja]iii8»9.  des  badgcts  de  la  marine  avec  Tengagement  de  ne  pas  en  angmenter  le  total 

pendant  cette  Periode  triennale  et  Tobligation  de  faire  connattre  k  Tavance 

poar  la  dite  Periode:  —   ||    1.   Le  total  des  tonnes  des  Taisseanx  de  gaerre, 

qa'on  se  propose  de  constrnire,  sans  pr^ciser  les  types  mämes  des  b&timents;  || 

2.  Le  nombre  des  officiers  et  des  ^qaipages  de  la  marine;  ||  3.  Les  d6penses 

poar  les  travaax  des  ports  tels  qae  forts,  bassins,  arsenanx,  &c. 


Nr.    12148.    VEBEIHIGTE  STAATEN.  —  Vorschlag  Aber  die  Un- 
verletzlichkeit  des  Privateigentams  im  Seekriege. 

Lettre  adressee  ä  san  Excellence  M,  de  Statu,  PrisidetU  de  la  Conference 

de  la  Paix. 

La  Haye,  le  20  Jaln,  1899. 

Nr.  12148.  Excellence,   ||   Conform^ment  aax  instractions  de  son  Gonvemement,   la 

^8U»te^  d616gation   des  Etats-Ünis   d^sire   präsenter  ä  la  Conference  de  la  Paix,   par 

90.Jaiiii8W.rintermediaire  de  votre  Excellence,  en  sa  qaalit^  de  President,  nne  proposition 

concernant  rinviolabllit^   sar  mer,   en  temps  de  gnerrc,  de  toate  propriöt^ 

priT^,  exceptö  la  contrabande  de  gaerre.  ||  Nous  rappellerons  k  votre  Excellence 

ainsi  qa'ä  la  Conference,  qn'en   soalevant  cette  qaestion  noas  agissons  non 

seulement  d'aprds  les  instractions   da  Goavernement  actael  des  £tats*Uni5, 

mais  anssi  en  conformite  avec  nne  politiqne  qae  le  Goavernement  de  notre 

pajs  a  soatenne  pendant  plus  d'nn  siöcle  aupr^s  des  diff^rentes  Paissances,  en 

tontes  les  occasions  qai  se  sont  prösentöes.   ||   Dans  le  Traite  concln  par  les 
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fitatB-Unis  et  la  Prasse  en  1785  on  tronve  la  clause  suivante:  —  \\  „Tons  las  Nr.  i2i48. 
vaisseanx   marchands   et   commer^antes  employ^s  k  T^change  des  productions  ^^'^ 
de  diff^rents  endroits,   et,  par  consöquent,  'destin^s  k  faclliter  et  k  r^pandreaoijQniisoo 
les  n^cessit^s,   les  commoditte,  et  les  doncenrs  de  la  vle,  passeront  librement 
et  sans  6tre  molest^s.  ....    Et  les  deox  Poissances  Contractantes  s'engagent 
k  n*accorder  aacnnes  commissions  k  des  vaisseanx  assur^s  en  course,  qni  les 
antorisent  k  prendre  on  k  dötmire   ces   softes  de  yaisseaax  marchands  on  k 
interrompre  le  commerce.''     (Article  XXIII) 

En  1823,  Mr.  Monroe,  President  des  £tats-Unis,  apr^  avoir  discnt^  les 
droits  et  devoirs  des  neatres,  a  mis  en  avant  la  proposition  suivante:  —  || 
„Ancnne  des  Parties  Contractantes  n'antorisera  des  vaisseanx  de  gnerre  k 
captnrer  on  k  d^tmire  les  dits  navires  (de  commerce  et  de  transport),  ni 
n'accordera  on  ne  pnbliera  ancnne  commission  k  ancnn  vaissean  de  particnlier 
arm6  en  conrse  poor  Ini  donner  le  droit  de  saisir  on  d^tmire  les  navires  de 
transport  on  d'interrompre  lenr  commerce.'' 

En  1854  le  President,  Mr.  Pierce,  a  fait  one  proposition  uialogne,  dans 
nn  Message  an  Congr^s  des  £tats-Unis.  B  En  1856,  k  la  Conference  de  Paris, 
le  Gonvemement  des  £tats-Ums  s'est  dtelarö  pr6t  k  adh^rer  k  la  proposition 
des  Grandes  Pnissances  Enrop^ennes  d'abolir  la  conrse,  k  condition  tontefois 
qne  Tinviolabilit^  de  tonte  propri^t^  priv^e,  sauf  la  contrebande  de  gnerre, 
fAt  admise  par  rapport  k  la  gnerre  maritime,  de  m6me  qn'elle  T^tait  d^jä  par 
rapport  ä  la  gnerre  snr  terre.  ||  En  1858,  sons  la  Pr^idence  de  Mr.  Bnchanan, 
an  Traite  fnt  concln  entre  les  £tats-Unis  et  la  Bolivie,  dans  leqnel  fnt  ins^r^e 
nne  clause  visant  nne  entente  nlt^rlenre  k  Teffet  de  renoncer  an  droit  de 
captnrer  la  propri6t6  priv^  snr  mer.  ||  En  1871,  dans  lenr  Trait^  avec  lltalie 
les  £tat8-Unis  ont  encore  nne  fois  adh^r^  an  m6me  principe.  L'Article  XII 
de  ce  Traite  est  con^n  en  ces  termes:  —  ||  „The  High  Contracting  Parties 
agree  that,  in  the  nnfortunate  event  of  a  war  between  them,  the  private  pro- 
pertj  of  their  respective  Citizens  and  snbjects,  with  the  exception  of  oontra- 
band  of  war,  shall  be  exempt  from  seizure  or  captnre,  on  the  high  seas  or 
elsewhere,  by  the  armed  vessels  or  by  the  military  forces  of  either  Party,  it 
being  understood  that  this  exemption  shall  not  extend  to  vessels  and  their 
cargoes  which  may  attempt  to  enter  a  port  blockaded  by  the  naval  forces  of 
either  Party." 

n  y  a  Heu  de  constater  ici  qu'ä  plnsienrs  occasions  diverses  Pnissances 
repr^ent^s  k  la  Conference  ont  manifeste  anx  £tats-Unis  lenr  volonte  de 
conclnre  des  arrangements,  sons  certaines  conditions,  pour  exempter  de  cap- 
tnre  la  propriete  privee  snr  mer.  ||  II  est,  en  outre,  opportun  de  mentionner 
ici  qne  la  doctrine  du  Traite  de  1871  entre  lltalie  et  les  £tats-Unis  avait 
ete  sanctionuee  anterienrement  dans  le  ,yCode  Italien  de  la  Marine  Marchande" 
en  ces  termes:  —  ||  „La  captnre  et  la  prise  des  navires  marchands  d'nn  £tat 
ennemi  par  les  navires  de  gnerre  seront  aboUes  par  voie  de  reciprocite  k 
regard   des  £tats  qni  adoptent  la  m6me  mesure  envers  la  marine  marchande 
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Kr.  12148.  Italienne.  La  r^ciprocitö  devra  r^salter  de  lois  locales,  de  Conventions  diplo- 
^sta^iT  i°&^^<l^^S'  0^  ^^  D^claratioDs  faites  par  l'ennemi  avant  le  oommencement  de 
20.  Juni  1899.1a  guetre."     (Article  211.) 

De  plus,  le  Comte  de  Nesselrode,  l'^minent  bomme  d'fitat  Russe ,  a 
mentionn^  dans  sa  correspondance  avec  Mr.  Middleton,  repr^sentant  les  Etats- 
Unis  pr^s  la  Coar  de  Rnssie,  qne  ,,VEmperear  avait  accneilli  les  d^sirs  et  les 
opinions  des  £tats.  Unis  avec  Sympathie,  et  qu'anssitöt  qne  les  Pnissances, 
dont  le  conconrs  lol  semblait  6tre  indispensable ,  anraient  manifeste  la  m^me 
volonte,  11  ne  tarderait  pas  k  antoriser  ses  Ministres  k  discnter  les  diff^rents 
Articles  d'nn  Acte  qni  couronnerait  de  gloire  la  diploroatie  moderne.''  ||  Dans 
cet  aperen  rapide  de  la  voie  qne  les  £tats-Unis  ont  snivie  depnis  plns  d'on 
si^cle,  votre  Excellence  tronvera  nne  aboudante  confirmation  du  fait  qne  nons 
avons  mentionn^  plus  haut.  Elle  verra  qne  notre  Gonvernement,  en  nons 
donnant  les  instmctions  d'apr^s  lesqnelles  nons  agissons  maintenant,  n'a  point 
adoptö  nne  nonvelle  politiqne,  et  ne  s'est  nullement  inspir6  d'ane  impnlsion 
populaire  momentan^e;  mais  qne  ces  Instructions  nons  ont  öt^  donn^s  en 
vertu  d'ane  politique  snivie  par  les  £tats*Unis  d^s  les  premiers  jonrs  de  lenr 
existence  nationale,  et  dont  ils  se  sont  rendns  depnis  les  zü^s  propagatenrs.  || 
Votre  Excellence  vondra  bien  se  rappeler  qne  d'^minents  hommes  d'fltat  et 
diplomates  an  service  de  diff^rentes  Grandes  Pnissances  ont  jag6  ces  principes 
dignes  d'^tre  discnt^s  en  connexit^  avec  la  recherche  de  dispositions  plus 
efficaces  ponr  assnrer  la  paix  internationale,  et  att^nuer  les  horrenrs  de  la 
guerre.  Cette  doctrine  a  anssi  6t^  approav6e  r^cemment  par  des  antorit^s 
Eminentes  dans  le  domaine  dn  droit  international,  comme  Blnntschli,  Pierantoni, 
de  Martens,  Bernard,  Ma8s6,  de  Laveleye,  Njs,  Galvo,  Maine,  Hall,  Woolsey, 
Field,  Amos,  et  beancoup  d'antres.  ||  Nons  nons  perroettons  anssi  d'attirer  l'at- 
tention  de  votre  Excellence  snr  le  fait  qn'ä  denx  reprises  llnstitnt  de  Droit 
International  s'est  prononc6  en  sa  favenr.  ||  La  proposition  qne  nons  sommes 
charg^s  de  präsenter  pent  6tre  formul^e  comme  snit:  —  ||  „La  propri6t6  priv^e 
de  tous  les  citoyens  on  snjets  des  Pnissances  Signataires,  ä  Texception  de  la 
contrabande  de  gnerre,  sera  exempte  en  pleine  mer  on  antre  part  de  captnre 
ou  de  saisie  par  les  navires  arm^s  on  par  les  forces  militaires  des  dites 
Pnissances.  Toutefois  cette  disposition  n'impliqne  ancnnement  Tinviolabilit^ 
des  navires  qni  tenteraient  d'entrer  dans  nn  port  bloqn^  par  les  forces  navales 
des  susdites  Pnissances  ni  des  cargaisons  des  dits  navires." 

En  ce  qni  regarde  la  sonmission  de  cette  qnestion  k  la  Conference  au 
moment  actuel,  nons  nous  permettons  d'ajouter  les  consid^rations  suivantes:  —  || 
A  la  seconde  s6ance  de  la  Conference,  le  20  Mai,  il  a  ete  d^cid^,  k  la  snite 
de  la  Constitution  des  trois  Commissions,  entre  lesqnelles  a  ete  r^partie  la 
consideration  des  diff^rents  paragraphes  de  la  Ctrculaire  Russe  du  30  D4* 
cembre,  1898  (11  Janvier,  1899),  ainsi  qu'il  suit:  —  ||  ,J1  est  entendu  qu'en 
dehors  des  points  mentionn^s  ci-dessus  la  Conference  ne  se  considöre  comme 
competente  ponr  Vexamen  d'aucnne  autre  qnestion.     En  cas  de  doute  la  Con- 
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f^rence  anrait  ä  dMder  si  teile  ou  teile  propositioD  ömise  dans  les  Commis-  Kr.  12148. 
sions  rentrerait  ou  non  dans  le  cadre  trac6  par  ces  points."   ||   Le  fait  que  ^T["^^ 
nous  avons  re^a  du  President  des  £tats-üni8  les  instruetions  que  nous  yenonsL20.Janii899. 
de  citer,  prouve  qoe  notre  Gouvernement  a  considör^  le  cadre  de  la  Conference 
comme  assez  large  ponr  inclure  cette  question.  y  L'invitation  du  Gouvernement 
des  Pajs-Bas,  en  vertu  de  laquelle  nous  sommes  ici,  avait  la  port^e  suivante:  || 
,,Afin  de  discuter  les  questions  expos^es  dans  la  seconde  Circulaire  Russe  da 
30  D^cembre,   1898  (11  Janvier,  1899),  ainsi  que  toutes  autres  questions  se 
rattachant  aux  idöes  ^mises  dans  la  Circulaire  de  12  (24)  Aoüt,   1898,  avec 
exclusion,  toutefois,  des  d^libörations  de  tout  ce  qui  touche  aux  rapports  poli- 
tiques  des  £tats,  ou  ä  Tordre  de  choses  ötabli  par  les  Trait^s/* 

Nous  ömettons  tr^  respectueusement  la  consid^ration  qu'une  r^le  tendant 
k  att^nuer  les  maux  de  la  guerre  maritime  se  rattache  aussi  bien  aux  id^ 
ömises  dans  la  Circulaire  Russe  du  12  (24)  Aoüt,  1898,  que  le  fönt  les  stipu- 
lations  de  la  Convention  de  Gen^ve  ou  les  lois  et  coutumes  relatives  k  la 
guerre  sur  terre  propos^es  par  la  Conference  de  Bruxelles  en  1874.  Le 
Gouvernement  des  £tats-Unis  a  suppos^  que  si  la  Circulaire  Russe  du 
30  D^cembre,  1898  (11  Janvier,  1899),  n'a  pas  fait  une  mention  speciale  de 
cette  question,  cela  a  ete  parce  que  le  Gouvernement  du  Tzar  d^sirait  laisser 
ä  la  Conference  le  soin  de  döcider  si  eile  serait  discut^e.  ||  II  ressort  certaine- 
ment  de  ces  consid^rations  qu'il  y  a  ici,  pour  le  moins,  un  cas  de  doute  qui 
demande  ä  etre  soumis  k  la  Conference,  comme  il  est  prevu  par  la  Resolution 
adoptee  dans  la  seance  du  20  Mai. 

En  vue  de  cet  etat  de  choses,  la  Delegation  des  £tats-Unis  d'Amerique 
prie  respectueusement  votre  Excellence  de  bien  vouloir  soumettre  la  question 
k  la  Commission  competente,  ou  ä  la  Conference  elle-m6me,  afin  qm'il  soit 
decide  si  notre  proposition  est  de  Celles  pour  lesquelles  nous  avons  le  droit 
de  revendiquer  Texamen  de  la  Conference.  ||  En  presentant  cette  requ^te  nous 
prions  votre  Excellence  de  bien  vouloir  agreer,  <&c.  (Unterschriften.) 


Nr.    12149.    VEETRA68STAATEH.  —   Kommissionsberatung  über 

die  Beschränkung  der  Rüstungen. 

26.  Juni  1899. 

Le  Colonel  Gilinskj  prend  la  parole  en  ces  termes:  ||  ''Aprds  la  seance  Nr.  12149. 

du  Vendredi,  23  Juin,  on  m'a  adresse  plusieurs  questions  concernant  les  pro-    ^^^ 

positions  Russes   que  j'ai   eu  Thonneur   de   soumettre  k  la  discussion  de  la26.Jaoii899. 

Premiere   Commission,    et   je   demande   k  present  la  permission   de   donner 

quelques  explications.  ||  On  m'a  fait  observer  que  les  deux  premieres  proposi- 

tions  traitent  la  m^me  question:   pourquoi  donc  la  partager  en  deux  parties? 

II  j  a  pourtant  une  difference  entre  ces  deux  propositions;  c'estä-dire  que  la 

seconde   est  la  suite  de  la  premiere.     La  premierc   traite  la  question   en 

general:  la  question  de  principe.    La  Russie  vous  propose  d'etablir  une  entente 
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Nr.  12149.  stipalant  la  Don-angmentation  da  chiffre  actuel  des  effectifs  de  paix  entretenns 
^X^^  dans  les  m^tropoles.  Si  noas  aniyoDs  k  one  pareille  entente,  c'est  alors  qae 
26. Juni  1899.  paratt  la  seconde  proposition,  la  qnestion  des  chiffres.  Chaqne  pays  derra 
d^clarer,  si  nons  le  tronvons  n^cessaire,  le  total  en  chiffires  ronds  on  en 
chiffres  pr6cis — c'est  encore  selon  notre  d^cision — de  ses  tronpes  entretennes 
en  temps  de  paix.  H  est  k  d^finir  s'il  est  qnestion  da  nombre  des  soldats 
senlement  sans  compter  les  officiers  et  les  sons-officiers.  Notre  proposition 
▼ise  seolement  le  nombre  total  des  soldats.  ||  n  faadra  döclarer  ensoite  le 
nombre  total  des  recrnes  poar  cbaqae  ann^e  qni  ne  ponrra  pas  6tre  d^pass^ 
pendant  la  dnr^e  de  l'entente.  Enfin  il  faadra  fixer  le  nombre  d'ann6es  qae 
le  Soldat  reste  soas  les  drapeaax,  car  voas  savez  bien,  Messiears,  qae  le 
cbangement  de  ce  terme  infine  sar  le  total  de  Tarm^e  territoriale.  Q  Yoilä  de 
qaoi  il  s'agit  dans  le  second  paragraphe  de  la  proposition  Rasse.  ||  Dans  les 
denx  propositions  il  s'agit  des  tronpes  entretennes  dans  le  pajs;  les  tronpes 
cploniales  sont  exclnes,  car  les  Golonies  se  tronvant  tonjonrs  en  danger  ou 
möme  en  ^tat  de  gaerre,  il  ne  paratt  donc  pas  possible  d'interdire  l'aagmen- 
tation  des  tronpes  coloniales.  La  Rassie  n'a  pas  de  Golonies  proprement 
dites,  des  possessions  absolnment  s^par^es  par  la  mer.  Mais  nons  avons  des 
territoires  qni,  soas  le  point  de  vae  de  lear  defense  se  troarent  dans  les 
m§mes  conditions  qae  les  Golonies,  car  ils  sont  s6par^s  da  pays  sinon  par  la 
mer  mais  da  moins  par  des  distances  Enormes  et  la  difficnlt^  des  commani- 
cations;  c'est  TAsie  Gentrale  et  la  circonscription  militaire  de  TAmonr.  Les 
deax  sont  extr6mement  ^loign^es  da  ccntre  de  TEmpire;  dans  les  denx  les 
troapes  sont  pen  nombrenses  et  se  troavent  en  face  d'arm6es  tr^  consid^rables 
qni  sont  plas  pr^s  de  nos  troapes  qae  les  renforts  qae  nons  poavons  enyoyer 
de  Rn&sie.  II  n'y  a  donc  pas  moyen  de  mettre  ces  territoires  61oign^  dans 
les  mömes  conditions  qae  le  centre  da  pays  et  de  s'interdire  la  possibilit^ 
d'aagmenter  ces  troapes  en  cas  de  n^essit^;  par  consöqnent  ces  territoires 
doiyent  §tre  considör^s  comme  des  Golonies.  ||  Le  troisi^me  point  vise  le  bndget 
ordinaire»  c'est-ä-dire  le  badget  n^cessaire  poar  Tentretien  des  troapes  exi- 
stantes;  la  fabrication  des  armes  et  les  constrnctions  qni  ne  sortent  pas  de 
Tordinaire.  Mais  qaand  il  s'agit  da  cbangement  complet  de  canons  oa  de 
fnsils  ainsi  qae  de  la  reconstrnction  des  places  fortes  exig^e  par  Teffet  du 
nouvean  canon  de  si^ge,  la  fabrication  de  la  noavelle  arme  demande  des 
sommes  Enormes  qni  ne  penvent  6tre  trony^es  dans  les  limites  da  badget 
ordinaire.  Ges  sommes-lä  sont  demand^  par  les  Gonyemements  de  toas  les 
pays  en  dehors  da  badget  ordinaire;  c'est  le  badget  extraordinaire  qai  ne 
peut  ^tre  ni  pr^yn  ni  fix^.  La  bante  assemblte  ayant  sanctionn^  le  cbange- 
ment des  armements,  a  sanctionn6  d'ayance  anssi  le  bodget  extraordinaire." 

Le  President  demande  si  d'antres  membres  ont  k  döyelopper  qaelqae 
proposition  concemant  le  premier  th^me  de  la  Gircnlaire  da  Gomte  Moara- 
yiefT.  ||  Personne  ne  demandant  la  parole,  il  onyre  la  discassion  sar  les  pro- 
positions Rasses  et  demande  si  toas  les  D^l^gaäs  ont  re^a  de  lears  Oooyeme- 


Digitized  by 


Google 


Die  Friedenskonferenz  im  Haag  1899.  149 

ments  respectifs  des  instrnctions  qoi  lenr  permettent  de  se  prononcer.  ||  Les  Nr.  12140. 
D^l^gn^s  de  Slam,  dn  Danemark,  et  de  Serbie  d^clarent  qne  les  instrnctions    g^^^ 
qn'ils  avaient  demand^es  ne  lenr  sont  pas  encore  parvennes.  ||  Mr.  U7ehara26.Janii899. 
(D^16gn6  da  Japon)  dit  qn'il  ne  s'est  pas  encore  adress^  k  son  Gouvernement 
afin   de   recevoir  des  instrnctions.  ||  Le  President  consnlte  la  Commission  snr 
la  qnestion  de  savoir  s'il  y  a  lien  d'aborder  immMiatement  la  discnssion  du 
fond,  on  s'il  j  anrait  lien  de  charger  les  deox  Sons-Commissions  Techniqnes 
oa  d'antres  D61^gn6s  d'on  examen  pr^alable.  ||  Le  Colonel  de  Schwarzhoff  jage 
pr^förable  d'entamer  immödiatement  la  discnssion  g^n^rale;  on  ponrra  d^cider 
i^r^  s'il  y  a  lien  oni  on  non  de  renvojer  l'examen  anx  denx  SonsCommis- 
sions.  II  Cette  mani^re  de  proc6der  est  adoptte.  ||  La  discnssion  g^nörale  est 
ouverte. 

M.  le  Colonel  de  Schwarzhoff,  dit:  —  ||  "M.  le  Colonel  Gilinsky  nons  a 
demandö  non  pas  de  voter  mais  de  discnter  les  propositions  qa'il  nons  a 
sonmises.  Je  suis  prM  k  me  rendre  k  cet  appel  et  je  le  ferai  en  tonte 
franchise  et  sans  ancnne  arri^re-pens^e.  Mais  tont  d'abord  je  veox  r^pondre 
quelques  mots  au  G^n^ral  den  Beer  Poortugael.  ||  Tont  en  reconnaissant  sa 
baute  öloquence,  je  ne  saurais  m'associer  anx  idöes  qu'il  a  exprim^es  et  je 
ne  voudrais  pas'  qne  mon  silence  fftt  pris  pour  un  assentiment  ||  Le  penple 
Allemand  n'est  pas  ^cras^  sous  le  poids  des  charges  et  des  impöts,  il  n'est 
pas  entratnä  snr  la  pente  de  Tablme,  il  ne  court  pas  k  r^puisement  et  &  la 
ruine.  Bien  au  contraire;  la  richesse  publique  et  privöe  augmente,  le  bien- 
toe  commun,  le  'Standard  of  life',  s'^l^ve  d'une  ann4e  k  l'autre.  ||  Quant  au 
Service  obligatoire  qni  est  intimement  116  k  ces  questions,  TAllemand  ne  le 
regarde  pas  comme  un  fardean  pesant,  mais  comme  un  devoir  sacr6  et 
patriotique  k  Taccomplissement  duquel  il  doit  son  existence,  sa  prosp^rit^,  son 
avenir.  ||  Je  reviens  anx  propositions  du  Colonel  Gilinsky  et  anx  arguments 
mis  en  avant,  qui  k  mon  avis  ne  concordent  pas  tous  entre  eux.  ||  D'une  part 
on  craint  que  les  armements  excessifs  puissent  amener  la  guerre,  de  l'autre 
quo  röpuisement  des  moyens  teonomiqnes  ne  rende  la  guerre  impossible.  || 
Moiy  j'ai  trop  de  confiance  en  la  sagesse  des  Souverains  et  des  nations  pour 
partager  des  craintes  semblables.  ||  D'un  c6t6  on  pr^tend  de  ne  demander  que 
des  choses  qui  se  pratiquent  depuis  longtemps  dans  quelques  pays  et  que  dan 
ce  cas  il  ne  se  pr^senterait  pas  de  difficnlt^s  techniqnes.  ||  D'autre  part  on  a 
dit  que  c'^tait  justement  la  qnestion  la  plus  difficile  k  r^soudre  pour  laquelle 
il  faudrait  un  effort  snpr^me.  ||  Je  suis  tont  k  fait  de  ce  dernier  avis.  Nous 
rencontrerons  en  effet  des  obstacles  insurmontables,  des  difficult^s  qn'on  peut 
appeler  techniqnes  dans  nn  sens  un  peu  61argi  dn  terme.  ||  Je  pense  que  la 
qnestion  des  effectifs  ne  peut  pas  6tre  envisag^e  tonte  seule,  k  part,  dögag^e 
d'nne  foule  d'autres  qnestions  auxquelles  eile  est  presqne  subordonn^e.  ||  Tels 
sont  par  exemple  le  degr6  d'instmction  publique,  la  dur^e  dn  service  actif^ 
le  nombre  des  cadres  6tablis,  les  effectifs  des  unit^s  de  troupes,  le  nombre  et 
la  duröe  des  rappels  sous  les  drapeaux,  cW-Jl*dire  les  obligations  militaires 
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Nr.  12149.  des  aocieos  soldats,  remplacement  des  corps  de  troupes,  le  r^eaa  des  chemioB 
^te^'  de  fer,  le  nombre  et  la  sitaation  des  places  fortes.  ||  Dans  ane  armöe  moderne 

2«.Janii899.toat  cela  se  tient  et  forme  en  son  ensemble  la  defense  nationale  qne  chaqne 
penple  a  organis^e  d'apr^s  son  caract^re,  son  histoire,  ses  traditions,  tont  en 
tenant  compte  de  ses  ressources  ^conomiques,  de  sa  sitaation  gtographiqne  et 
des  devoirs  qni  loi  incombent.  ||  Je  crois  qa'il  serait  tr^  difficile  d'opposer  i 
cette  oenyre  ^minemment  nationale  nne  Convention  Internationale.  On  ne 
sanrait  fixer  T^tendne  et  la  grandcnr  d'nne  seule  partie  de  ce  ronage  com- 
pliqa6.  ||  On  ne  peat  pas  parier  des  e£fectifs  sans  tenir  compte  des  antres 
ölömentSy  qne  j'ai  4nam6r6s  d'nne  fa^on  trds  incompl^te.  ||  Da  reste,  on  parle 
sealement  des  troopes  entretennes  daiis  les  m^tropoles;  le  Golonel  Güinsky 
neos  en  a  donn6  la  raison,  mais  il  y  a  des  territoires  qni  ne  fönt  pas  partie 
de  la  mötropole  mais  en  sont  si  rapproch^  qne  les  troapes  j  stationn^es 
participeront  certainement  k  ane  gaerre  continentale.  Et  les  pays  d'oatre-mer? 
Gomment  poarraient-ils  admettre  ane  limitation  de  lenrs  troopes  si  les  arm^ 
coloniales  qai  seales  les  menacent  restent  en  dehors  de  la  Convention?  ||  Je 
me  sais  bom6  k  indiqaer  d'an  point  de  vae  g^n^ral  qaelqaes-anes  des  raisons 
qai  d'apr^s  moi  s'opposent  k  la  r^lisation  da  dösir,  certes  ananime,  d'abootir 
k  ane  entente  gön^rale.  ||  J'igoaterai  qaelqaes  mots  sar  la  sitaation  speciale  de 
TAUemagne.  ||  En  Allemagne  le  Chiffre  des  effectifs  rösalte  d'ane  entente  entre 
les  Goavemements  et  le  Reichstag.  ||  Poar  ne  pas  röpöter  chaqae  ann^e  les 
mömes  d^bats  on  est  convenu  de  fixer  ce  chiffre  d'abord  poar  sept,  pais  poor 
cinq  ans.  ||  Cest  an  des  argaments  dont  M.  le  Colonel  Oilinsky  s'est  servi. 
Certainement  ä  premiöre  vae  cet  arrangement  pourrait  parattre  nons  üaciliter 
Tadh^ion,  mais  abstraction  faite  de  la  grande  diff^rence  entre  ane  loi  interne 
et  une  Convention  Internationale,  c'est  pr6cis6ment  ce  qainqaennat  qai  noos 
emp^cherait  en  r^alitö  de  prendre  Tengagement  vonla.  ||  Deax  raisons  s'y 
opposent.  D'abord  le  d^lai  international  de  cinq  ans  ne  concorderait  pas  avec 
le  terme  national  de  cinq  ans,  ce  qai  constitaerait  an  grave  inconv^nient  || 
Ensaite  la  loi  militaire  actaellement  en  vignear  ne  donne  pas  an  chiffre  fixe 
et  immaable  des  effectifs,  mais  en  pr^voit  aa  contraire  ane  aagmentation  con- 
stante  jasqa'en  1902  on  1903,  date  k  laquelle  la  r^rganisation  commenc^ 
an  coars  de  cette  ann^e-ci  sera  termin^e.  Jasqae-1&  il  serait  donc  impossible 
poar  noas  de  maintenir  m6me  poar  deax  anntes  cons6catives  le  m6me  chiffre 
des  effectifs." 

Le  Colonel  Oilinsky  r^pond  qa'il  lai  est  impossible  de  parier  contre  les 
raisons  d'ordre  int^rienr  qa'a  fait  valoir  le  D^\igü^  d'Allemagne.  Sil  propose 
ane  entente,  c'est  qa'il  croit  possible  poor  les  State  de  prendre  des  arrange- 
roents  adäquates.  ||  En  ce  qai  conceme  l'Allemagne,  Taagmentation  en  coors 
u'est  pas  tellement  consid^rable  qa'on  ne  paisse  l'arröter  poar  la  coarte  pMode 
de  cinq  ans  oa  mtoe  moins.  ||  L'arm^e  Allemande  n'en  sonffirirait  point  || 
Quant  k  la  richesse  da  pays,  le  Colonel  Gilinsky  n'a  pas  dit  qne  toas  les  pays 
appauvrlssent;   il  y  en  a  qai  progressent  malgrö  les  charges  militaires,   mais 
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celles-ci  ne  sont  certainement  pas   an   aoxiliaire  de  la  prosp^rit6  pabliqne.  *'•  i^^^9. 
Las  armements  snccessife  ne  sont  pas  de  natore  ä  aogmenter  la  richesse  des 


Goavernements  bien  qa'ils  poissent  profiter  ä  quelques  personnes.  II  conc^des^-JnniisM. 
Yolontiers  que  les  chemins  de  fer  ont  une  grande  influence  sur  la  defense  du 
pajs.  Une  armöe  devnut  6tre  beaucoup  plus  nombreuse  si  eile  n'^tait  pas 
reli^e  k  Tint^rieur  par  de  nombreuses  voies  ferr^es.  ||  Les  chemins  de  fer 
augmentent  la  possibilit^  de  porter  secours  sur  tous  les  polnts  de  la  fronti^re. 
G'est  pourquoi  justement  un  pajs  riebe  en  chemins  de  fer  peut  diminuer  son 
arm^e  ou  du  moins  ne  plus  l'augmenter.  j|  En  ce  qui  touche  les  pays  d'outre-mer 
il  admet  des  exceptions,  notamment  pour  ceux  dans  lesquels  Tarm^e  est  petite 
ou  en  train  de  se  former.  II  s'agit  ici  non  pas  d'adopter  en  bloc  une  rdgle 
g^nörale,  mais  de  trouver  une  formale  qui  donne  satisfaction  sinon  k  tous,  du 
moins  k  un  grand  nombre.  ||  Le  Golonel  de  Schwarzhoff  n'a  que  quelques  mots 
ä  r^pondre.  II  craint  de  ne  pas  avoir  ^t6  compris.  ||  II  n'a  pas  ni^  qu'on  püt 
trouver  un  autre  emploi  peut-Ätre  plus  humanitaire  k  Targent  d6pens6  pour 
les  armements,  il  a  seulement  voulu  r^pondre  k  un  langage,  qui  peut*6tre  et 
d'apr^s  lui  sürement,  est  un  peu  excessif.  Le  Chiffre  des  effectifs  seul  ne 
donne  pas  une  juste  base  de  comparaison  de  la  force  des  arm^es,  mais  il  y 
a  une  foule  d'autres  choses  qu'il  faut  prendre  en  consid6ration.  Tout  en 
gardant  le  chiffre  de  ses  effectifs  une  Puissance  quelconque  peut  augmenter 
ses  forces  guerriöres.  L'äquilibre  qui  est  censö  exister  k  präsent  sera  d^truit  || 
Pour  le  r^tablir,  il  faut  bien  que  les  autres  Puissances  qui,  peut-6tre,  ne 
seront  pas  k  m6me  d'employer  les  m^mes  mesures,  soiut  libres  de  choisir  entre 
tous  les  moyens  qui  leur  conviennent  ||  M.  de  Eamebeek  d^sire  prendre  la 
parole,  non  seulement  parce  que  le  D61^^  Allemand  a  mis  le  Q^n^ral  den 
Beer  Poortugael  personnellement  en  cause,  mais  parce  que  ces  consid^rations 
touchaient  6galement  un  c6t^  de  la  question  qui  pouvait  6tre  abord^  par  les 
D^l^^  non-techniques.  \\  II  d^clare  que  si  le  Colonel  de  Schwarzhoff  soutient 
que  les  propositions  Busses  soul^vent  des  difficult^s  techniques  tr^  grandes, 
peut-6tre  m6me  insurmontables,  ce  n'est  pas  lui  qui  pr^tendra  le  contraire. 
Si  cependant  le  sens  des  paroles  du  Colonel  est  que  la  question  ne  m^rite 
pas  l'attention  la  plus  s^rieuse  de  la  Conference  et  m6me  du  monde  entier,  et 
que  les  raisons  qui  ont  d^cid^  le  Gouvernement  Russe  k  soumettre  ces  pro- 
positions  k  la  Conference  ne  sont  pas  fondöes,  il  se  permet  de  d^clarer  qu'il 
est  d'un  avis  diamötralement  opposö,  et  il  ne  sera  pas  le  seul  k  T^tre.  ||  Certes, 
il  se  peut  que  dans  quelques  pays  les  charges  militaires  p^sent  moins  lourde- 
ment  qu'ailleurs,  mais  il  faut  bien  reconnattre  que  les  sommes  consacr^es  aux 
armements  pourraient,  mtoe  dans  ces  pays,  dtre  employ^es  plus  utilement  dans 
un  but  diff^rent.  ||  II  est  d'autres  pays  oü  Ton  ne  se  place  pas  au  point  de 
vue  du  Döiegue  Allemand,  et  oü  les  charges  p^sent  d'une  fa^on  Evidente  sur 
la  prosp^rite  publique.  ||  M.  de  Schwarzhoff  sera  le  premier  k  avouer  que  la 
question  ne  doit  pas  seulement  6tre  envisag^e  du  point  de  vue  des  pays  dont 
la  prosp^rite  en  apparence  n'a  pas  encore  souffert  par  les  armements,   mais 
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Hr.  iti40.  m^me  dans  ces  £tats  on  doit  se   demander  si  ces  d^penses  sont  vraiment 
T«inga>  ||^sg|^j].gg   pQ|2|.  ig^  defense  natioimle,  on  si  ellee  sont  plnt6t  la  oons^nence 


2«.j«nii899.de  la  concoiTeDce  intemaüoDale  snr  ce  terraim  Or  Tid^  fondamentale  des 
propositions  Rasses  est  jnstement  qu'on  ponrrait  arriver  k  diminaer  le  fiardeaa 
des  armementSy  si  on  panrenait  ä  s'entendre  ponr  diminner  cette  concnrrence 
internationale.  ||  Mais  en  ontre  il  y  a  nn  antre  point  de  rne  ponr  en?isager  la 
qnestion.  ||  Ponr  les  diff^rents  Gk>nyernenients  il  y  a  non  senlement  nn  danger 
ext^rienr  k  pr^voir,  mais  ils  ont  anssi  k  tenir  compte  de  Topinion  int^rienre 
qni  pent  devenir  k  la  longne  nn  p^riL  |  Les  charges  militaires  Enormes  qni 
p^sent  snr  les  nations  penvent  donner  des  armes  dangerenses  contre  Tordre 
social  6tabli  dans  les  diff^rents  pays.  j|  Et  si,  en  raison  des  difficnltte  tech- 
niqnes,  noas  nons  dtelarions  trop  facilement  incapables  de  faire  nn  effort  ponr 
arriver  k  nne  solntion  de  cette  importante  qnestion,  nons  jonerions  le  jen  de 
cenx  qni  tronvent  lenr  avantage  dans  nn  sonl^vement  contre  l'ordre  existant 
M.  le  Dr.  Stancioff  (Premier  Dü^i  de  la  Bnlgarie)  £ait  le  disconrs 
sniyant:— 1|  ''M.  le  Prteident  ||  «Tai  llionnenr  de  prendre  la  parole  ponr  affirmer 
la  Sympathie  de  la  d6l6gation  Bulgare  en  favenr  d'nne  proposition  de  qnelqne 
sonrce  qn'elle  Tienne,  qni  tendrait  k  ne  pas  angmenter  Tefifectif  actnel  des 
forces  arm^s  pendant  nne  6poqne  d^termin^e.  ||  Gar  si  chaqne  nation  est  nne 
möre  partiale  k  T^gard  de  son  enfant  privil^gi^,  'le  soldat/  ponr  qn'il  ne  soit 
Jamals  en  6tat  d'införiorit6  vis-ä-vis  de  cenx  qni  Tentonrenti  il  n'est  pas  moins 
certain  qne  la  possibilitö  d'nn  arröt  dans  Tangmentation  de  Tarmement  serait 
nne  Economic  et  nne  sonrce  de  richesse  ponr  les  penples  qni  y  sonscriraient  > 
La  paix  armöe  est  minense  ponr  des  petits  pays,  dont  les  besoins  sont  nom- 
brenx,  et  qni  auraient  tont  k  gagner  en  plagant  lenrs  ressonrces  dans  le 
d^veloppement  de  rindnstrie,  de  Tagricnlture,  et  la  n^essit^  dn  progrte.  ||  Cest 
k  ce  point  de  vne  qne  je  me  place  en  d^sirant  empörter  de  la  Conference 
Tassnrance  de  voir  grandir  la  Bnlgarie  k  Tint^rienr,  sans  sonci  d'nne  angmen- 
tation  d'e£fectit  ||  Dds  qne  la  Circnlaire  de  son  Excellence  le  Gomte  Honraviefif 
a  6te  publice  et  livr^e  k  la  discnssion,  j'ai  entendn  dire  sonvent  qne  la  pro- 
position qni  nons  occupe  serait  nne  atteinte  anx  droits  et  k  la  libert^  des 
nations.  Mais  pnisque  nons  la  discntons  librement,  nons  Tappliqnerons  anssi 
de  notre  bon  vonloir  qnand  eile  anra  pnis^  sa  force  dans  rnnanimit^  des 
consentements.  ||  Et  sans  avoir  la  Prätention  d'influencer  qni  qne  ce  soit,  je 
Signale  d'avance  mon  yote  ponr  laisser  deviner  anx  pays  qni  entourent  le 
mien,  Tid^e  qni  nons  inspire  et  le  döveloppement  pratiqne,  qne  nons  sonbaitons 
k  notre  patrie  ponr  son  bonhenr  moral  et  ponr  sa  prospörit^."  ||  Le  G^nöral 
den  Beer  Poortngael  tient  k  constater  qnll  s'est  bom^  k  d^fendre  le  thtoe 
Premier  de  la  Circnlaire  Monravieff  et  en  faire  ressortir  en  termes  g^n^ranx 
la  port^e  humanitaire.  p  En  ce  qni  conceme  cette  perte  inövitable  vers  laqnelle 
les  nations  sont  entratn^es,  il  n'a  pas  en  en  yne  T^tat  actnel  des  choses,  mais 
Tavenir,  c'est  ponr  ce  motif  qu'ü  a  employ^  les  mots:  ''en  continnant  dans 
cette  voie."  ||  n  rappelle  en  ontre  qn'il  est  nn  chand  partisan  dn  service  per- 
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sonnel,  dont  11  a  d^fendn  le  principe  depois  qnarante  ans,  mais  qne»  n'ajant  Nr.  12149. 
pas  parl6  dans  son  disconrs  du  senrice  personnel,  tont  ce  qne  M.  le  DMgü€     ^'^'^^ 


Allemand  en  a  dit  ne  peat  avoir  aucon  rapport  avec  ce  disconrs-lä.  ||  Personne  ^-Juniisd». 
ne  demandant  plns  la  parole,  le  President  döclare  la  discossion  gön^nde  dose.  |{ 
II  fait  remarqner  qne  les  objections  pr^senttes  ne  se  rapportaient  qa'aoz  pro- 
posiüons  relatives  anx  forces  des  armtes  de  terre.  Les  propositions  da 
D^l^^  Rasse  qnant  k  la  marine  n'ont  m^me  pas  encore  M  d6yelopp6es.  || 
n  demande  k  Tassembl^  s'il  Ini  convient  de  discater  les  qaestions  de  detail 
s6ance  tenante  oa  s*il  ne  sentit  pas  pr6f4rable  d'en  confier  Texamen  soit  aax 
Soas-Gommissions  Techniqaes,  soit  k  an  Gomit^  special,  oü  seront  sartoat 
repr^sent^es  les  Grandes  Paissances,  dont  seoles  dopend  ane  solation.  || 
M.  BafEalovich  appaie  le  renvoi  aax  deax  Soas-Commissions,  les  deux  pro- 
positions Rnsses  ayant  ane  base  diff^rente. ,  ||  Son  Excellence  Sir  Jalian 
Paoncefote  pr^förerait  qo'an  Comit^  special  f6t  institaö  poar  Texamen  de  Tane 
et  de  Taatre  propositiou.  ||  M.  Bourgeois  ne  voit  pas  d'incony^nient  k  Vinstita- 
tion  de  ce  Comitö,  mais  il  d^sirerait  qae  les  petits  £tats,  qai  sont  nöcessaire- 
ment  enclins  aa  maintien  de  la  paix  j  fassent  repr^sent^s  ^galement.  ||  Le 
Präsident  met  aax  voix  la  qnestion  par  division.  ||  U  est  dteidä  de  renyoyer 
les  propositions  Basses  k  an  examen  tecbniqae  par  17  voix  (fitats-Uois, 
Belgiqae,  Espagne,  France,  Grande-Bretagne,  Italic,  Japon,  Pays-Bas,  Perse, 
Portugal,  Boumanie,  Russie,  Serble,  Slam,  Su^de  et  Norv^e,  Turquie  et  Bul- 
garie);  contre  2  (Allemagne  et  Autriche-Hongrie) ;  et  trois  abstentions  (Dane- 
mark, Gr^ce,  Suisse).  \\  M.  Raffalovicb  sugg^e  de  cbarger  cbaque  Sous- 
Commission  de  constituer  et  de  former  un  Comitä  sp6cial.  Getto  motion  est 
adopt^e. 

Nr.    12150.    KOHFEBEVZSTAATEN.  —  Eommissionsbescblufs  aber 
Abänderung  der  Brüsseler  Deklaration  von  1874. 

6.  Juli  1899. 
De  VÄutariti  Militaire  sur  le  Territoire  de  tJßtat  Ennemi.  Kr.  mso. 

.     ,  .    ,       ^  Konferenx- 

ArtlCle    1.  ■Uaten. 

Un   territoire   est  con8id6r6   comme  occup6  lorsqu'il  se  trouve  plac6  de  «•  Jom  isw. 
fait  sous  Tautoritä  de  Tarm^e  ennemie.  ||  L'occupation  ne  s'^tend  qu'aux  terri- 
toires  oü  cette  autoritä  est  ötablie  et  en  mesure  de  s'excercer. 

Article  2. 

L'autoritä  du  pouvoir  l^al  ayant  passö  de  fait  entre  les  mains  de  Toccu- 
pant,  celui-ci  prendra  toutes  les  mesures  qui  d^pcndent  de  lui  en  Yue  de 
rötablir  et  d'assurer,  autant  qu'il  est  possible,  Tordre  et  la  vie  publique  en 
respectant,  sauf  emp^bement  absolu,  les  lois  en  vigueur  dans  le  pays. 

Article  5. 

Si  Toccnpant  präive  dans  le  territoire  occupä  les  impAts,  droits,  et 
p^ages   ätablis  au  profit  de  r£tat,  il  le  fera  autant  qne  possible  d'apr^  les 
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Nr.  1S160.  r^les  de  Tassiette  et  de  la  r^partition  en  vignear  et  il  en  rdsoltera  poor  lai 
^^tTn.*^  Tobligation  de  pourvoir  aux  frais  de  TAdministration  du  territoire  occap6 
6.  jau  1899.  dans  la  mesore  oü  le  Gouvernement  l^al  y  4tait  tenu. 

Article  6. 
L'arm^e  qui  occupe  un  territoire  ne  pourra  saisir  que  le  num^raire,  les 
fonds,  et  les  valenrs  exigibles  appartenant  en  propre  ä  TEtat,  les  d^pots 
d'armes,  mojens  de  transport,  magasins  et  approvisionnements  et,  en  g^n6ral^ 
toute  propri^t^  mobili^re  de  l'^tat  de  natnre  k  servir  aux  Operations  de  la 
guerre.  ||  Le  mat^riel  des  chemins  de  fer,  les  töl^aphes  de  terre  j  compris 
les  c&bles  d'aterrissage,  les  töl^phones,  les  bateaux  k  vapeur  et  antres  navires, 
en  debors  des  cas  r^s  par  la  loi  maritime,  de  m^me  que  les  d^pöts  d'armes 
et,  en  g^n^ral,  toute  esp^ce  de  munitions  de  guerre,  quoique  appartenant  k 
des  Soci^t^s  ou  k  des  personnes  priv^es,  sont  6galement  des  moyens  de  nature 
k  servir  aux  Operations  de  la  guerre  et  qui  peuvent  ne  pas  etre  laissös  par 
rannte  d'occupation  k  la  disposition  de  Tennemi.  Le  mat^riel  des  cbemins 
de  fer,  les  t^iegrapbes  de  terre,  j  compris  les  c&bles  d'aterrissage  et  les  tei6- 
pbones,  de  m6me  que  les  bateaux  k  vapeur  et  autres  navires  susmentionnes, 
seront  restitu^s  et  les  indemnit^s  r^gl^es  k  la  paix. 

Le  materiel  des  chemins  de  fer  provenant  d'^ltats  neutres,  qull  appar- 
tienne  k  ces  tats  ou  k  des  Sociales  ou  personnes  priv^es,  leur  sera  renvoyö 
aussitöt  que  possible. 

Article  7. 
L'£tat  occupant  ne  se  considörera  que  comme  administrateur  et  usufiruitier 
des  edifices  publics,  immeubles,  for^ts  et  exploitations  agricoles  appartenant 
k  r£tat  ennemi  et  se  trouvant  dans  le  pays  occup^.  II  devra  sauvegarder  le 
fonds  de  ces  propriet^s  et  les  administrer  conform^ment  aux  r^gles  de 
Tusufruit 

Article  8. 

Les  biens  des  communes,  ceux  des  Etablissements  consacr^s  aux  cultes,  k 
la  charite  et  k  Tinstruction ,  aux  arts  et  aux  sciences,  m^me  appartenant  k 
VfjUity  seront  traitös  comme  la  propri^te  privEe.  ||  Toute  saisie,  destruction,  ou 
d^gradation  intentionnelle  de  semblables  Etablissements,  de  monuments 
bistoriques,  d'oeuvres  d'art  et  de  science  est  interdite  et  doit  6tre  pour- 
suivie. 

Qui  doit  eire  reconnu  comme  partie  heUigiranie;  des  combatUmts  et  des 

non-crnnbattants. 

Article  9. 
Les  lois,  les  droits,  et  les  devoirs  de  la  guerre  ne  s'appliquent  pas  seule- 
ment  k  TarmEe,  mais  encore  aux  milices  et  aux  corps  de  volontaires  rEunis- 
sant  les   conditions   suivantes:   —   ||    1.    D'avoir   k  leur  t6te   une   personne 
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responsable  poor   ses   subordonn^s;   ||    2.   D'ayoir   an   signe   distinctif  fixe  et   Nr.  121S0. 
reconnaissable  k  distance;  ||  3.  De  porter  les  armes  onvertement,  et  ||  4.  De  se   ^^fJjT*" 
conformer,  dans  leurs  Operations,  anx  lois  et  coutumes  de  la  gaerre.  ||   Dans  6.  Jau  1899. 
les  pays  oü  les  milices  constituent  Tarm^e  ou  en  fönt  partie,  elles  sont  com- 
prises  soos  la  d^nomination  „d'arm^e". 

Article  10. 
La  Population  d'nn  territoire  non  occap6  qni,  k  Tapprocbe  de  Tennemi, 
prend  spontan^ment  les  armes  ponr  combattre  les  tronpes  d'invasion  sans  avoir 
en  le  temps  de  s'organiser  conform^ment  k  TArticle  9,  sera  consid^r^e  comme 
bellig^rante  si  eile  respecte  les  lois  et  contnmes  de  la  gaerre. 

Article  11. 
Les  forees  arm^es  des  partics  bellig^rantes  peavent  se  composer  de  com- 
battants  et  de  non-combattauts.    £n  cas  de  capture  par  Tennem!,   les  ans  et 
les  autres  joairont  des  droits  de  prisonniers  de  gaerre. 

Des  moyens  de  nuire  ä  VEnnemi. 
Article  12. 
Les   bellig^rants   n'ont  pas  an  droit  illimit^  qaant  an  choix  des  moyens 
de  noire  k  Tennemi. 

Article  13. 

Sont  notamment  interdits:  —  ||  (a.)  L'emploi  da  poison  oa  d'armes  empoi- 
sonn^es.  ||  (5.)  Le  fait  de  tuer  par  trabison  des  individas  appartenant  k  la 
nation  oa  k  Tarm^e  ennemie;  ||  (c.)  Le  fait  de  taer  an  enuemi  qui,  ayant  mis 
bas  les  armes  oa  n'ayant  plus  les  moyens  de  se  d^fendre,  s'est  rcnda  k  dis- 
cr^tion;  ||  (d).  La  d^claration  qa'il  ne  sera  pas  fait  de  quartier;  ||  (e.)  L'eroploi 
d'armes,  de  projectiles,  oa  de  mati^res  propres  k  caaser  des  maax  superflas, 
ainsi  qae  Tusage  des  projectiles  prohib^s;  ||  {f.)  L'abas  da  pavillon  parlemen- 
taire,  da  pavillon  national,  oa  des  insignes  militaires  et  de  Taniforme  de 
Tennemi,  ainsi  que  des  signes  distinctifs  de  la  Ck)nvention  de  Gendve.  || 
{g.)  Tonte  destraction  oa  saisie  de  propri6t6s  ennemies  qui  ne  serait  pas 
imp^rieasement  command^e  par  les  n^cessit^s  de  gaerre. 

Article  14. 
Les  rases  de  gaerre  et  l'emploi  des  moyens  nöcessaires  poar  se  procarer 
des   renseignements   sar  Tennemi   et   sar   le  terrain  (saaf  les  dispositions  de 
l'Article  36)  sont  consid^r^s  comme  licites. 

Des  8%kges  et  Bombardements. 
Article  16. 
Les  villes,   villages,   habitations,   oa  bfttiments  qai  ne  sont  pas  d^fendns 
ne  peavent  ^tre  ni  attaqu^s  ni  bombard^s« 
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Hr.  ulio  Artiele  16. 

.^^  Le  Gommandant  des  tronpes  assaillantes,   afant  d'entreprendre  k  bom- 

6.  jafiiaMubardement,   et  sauf  le  cas  d'attaque  de  Tire  force,   deTra  um  Umt  ee  qm 
dopend  de  lai  ponr  avertir  les  aotorit^ 

Artiele  17. 

Dans  les  si^ges  et  bombardemeDts,  tontes  les  mesnres  n^cessaires  doirent 

etre   prises   poor  ^pargner,  antant  qae   possible,   les  ddifices  eoosacr^  anx 

coltes,  anx  arts,  anx  seiences,  et  4  la  bieniaiBaoce,  les  höpitanx  et  les  lieu  de 

rassemblemeDt  de  malades  et  de  bless^,  k  conditioii  qaHs  ne   soieot  pas 

emplojds   en   mtoe  temps  k  an   bat  müitaire.   ||   Le  deToir  des  assi^g^  est 

de  d^gner  ces  Mifices  par  des  signes  Tisibles  sp^daox  k  indiqaer  d'ayance 

k  rassi^geaot  *   *.  i     ^o 

Artiele  18. 

n  est  interdit  de  liyrer  aa  pillage  one  Tille  pnse  d'assaat 

Des  EspUms, 

Artiele  19. 

Ne  peat  6tre  consid^r^  comme  espion  qae  Tindinda   qai,  agissant   dan- 

destinement  oa  soas  de  faax  pr^textes,  recaeiUe  oa  cherche  k  recoeillir  des 

informatioiis   dans  les  territoires  occap^s  par  rennemi  avec  rintentioo  de  les 

commaniqaer  k  la  partie  ad^erse. 

Artiele. 
Ainsi  les  militaires  non  d^is^  qoi  ont  p^D^tr6  dans  la  zone  d'operations 
de  rannte  ennemie  k  l'effet  de  recnefllir  des  informationsy  ne  sont  pas  cim- 
sid^r^  comme  espions.  ||  De  m^me,  ne  sont  pas  consid^r^  comme  espions:  les 
militaires  et  les  non-militaires,  accomplissant  oa?ertement  leor  mission,  cbarg^s 
de  transmettre  des  d^p^hes  destin^es  soit  k  lear  propre  arm^  soit  k  Tarm^ 
ennemie.  ||  A  cette  cat^gorie  appartiennent  dgalement  les  individas  enToj^  en 
ballon  ponr  transmettre  les  döp^bes,  et,  en  g^n^ral,  ponr  entretenir  les  codh 
mnnications  entre  les  diverses  parties  d'nne  arm^  oa  d'nn  territoire. 

Artiele  20. 
L'espion  pris  sar  le  fait  ne  ponrra  §tre  pani  sans  jagement  pr6alable. 

Artiele  21. 
L'espion   qoi,  ajant   rejoint  l'arm^e  k  laqaelle  il  appaiüent,  est  captar^ 
plns   tard   par   Tennemi,   est  trait^  comme  prisonnier  de  gnerre  et  n'encoort 
aacane  responsabilit^  poor  ses  actes  ant^rienrs. 

Des  Prisonniers  de  Querre, 
Artiele  23. 
Les  prisonniers  de  gaerre  sont  an  poavoir  da  (joayemement  ennemi,  mais 
non  des  indindas  oa  des  corps  qai  les  ont  ci^itar^  ||  Us  dolvent  6tre  trait^ 
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avec  hnmanit^.   ||   Tont  ce  qni  leur  appartient  personnellement,   except^   les  Kr.  12150. 
armes,  les  chevaax,  et  les  papiers  militaires,  reste  leur  propri6t6.  «tMie" 

6.  Jali  1809. 

Article  24. 
Les   prisonniers   de   guerre   peavent   6tre  assnjettis  h  rinternement  dans 
nne  ville,  forteresse,  camp  ou  localit^  quelconque,   avec  Obligation  de  ne  pas 
s'en  ^loigner  au  delä  de  certaines  limites  d^termin^es;  mais   ils   ne  peavent 
^tre  enferm^s  qne  par  mesnre  de  süretö  indispensable. 

Article  25. 
L'fltat  peut  emplojer,  comme  travailleurs,  les  prisonniers  de  guerre,  seien 
leur  grade  et  leurs  aptitudes.  Ces  travaux  ne  penvent  6tre  excessifs;  ils  ne 
peuvent  avoir  de  rapport  avec  les  Operations  de  la  guerre.  ||  Les  prisonniers 
peuvent  6tre  autoris6s  k  travailler  pour  le  compte  d'Administrations  Publiques 
ou  de  particuliers,  on  pour  leur  propre  compte.  ||  Les  travaux  faits  pour 
iTfitat  sont  paj6s  d'apr^s  les  tarifs  en  vigueur  pour  les  militaires  de  Tarm^e 
nationale  ex^cutant  les  m6mes  travaux.  ||  Lorsque  les  travaux  ont  Heu  pour 
compte  d'autres  Administrations  Publiques  ou  pour  des  particuliers,  les  con- 
ditions  en  sont  r^gl^es  d'accord  avec  Tautoritö  militaire.  ||  Le  salaire  des  pri- 
sonniers contribuera  k  adoucir  leur  position,  et  le  surplus  leur  sera  compte 
au  moment  de  leur  lib^ration,  sauf  d^falcation  des  frais  d'entretien. 

Article  27. 
Le  Gouvernement  au  pouvoir  duquel  se  trouvent  les  prisonniers  de  guerre 
est  Charge  de  leur  entretien.  ||  Les  conditions  de  cet  entretien  peuvent  ^tre 
etablies  par  une  eutente  mutuelle  entre  les  parties  bellig^rantes.  ||  A  d^faut 
de  cette  entente,  et  comme  principe  g^n^ral,  les  prisonniers  de  guerre  seront 
trait^s  pour  la  nourriture,  le  coucbage,  et  l'babillement  sur  le  m^me  pied  que 
les  troupes  du  Gouvernement  qui  les  aura  eaptures, 

Article  28. 

Les  prisonniers  de  guerre  seront  soumis  aux  lois,  r^glements,  et  ordres 
en  vigueur  dans  Tarm^e  de  l'^tat  au  pouvoir  duquel  ils  se  trouvent  P  Tout 
acte  d'insubordination  autorise  k  leur  ^gard  les  mesures  n^cessaires.  ||  Les 
prisonniers  ^vad^s,  qui  seraient  repris  avant  d'avoir  pn  rejoindre  leur  arm6e 
ou  avant  de  quitter  le  territoire  occup^  par  Tarm^e  qui  les  aura  captur^s, 
sont  passibles  de  peines  disciplinaires.  ||  Les  prisonniers  qui,  apr^s  avoir  r^ussi 
k  s'^vader,  sont  de  nouveau  faits  prisonniers,  ne  sont  passibles  d'aucune  peine 
pour  la  fuite  ant^rieure. 

Article  29. 

Chaque  prisonnier  de  guerre  est  tenu  de  d^clarer,  s'il  est  interrog6  k  ce 
sujet,  ses  v^ritables  noms  et  grade  et,  dans  le  cas  oü  il  enfreindrait  cette 
rdgle,  il  s'exposerait  k  une  restriction  des  avantages  accord^s  aux  prisonnier^ 
de  guerre  de  sa  cat^gorie. 
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Mr.  12150.  Article  31. 

ftMun.  Les  prisonniers  de  gaerre  peuvent  6tre  mis  en  libert^  sar  parole,  si  les 

6.  Jnu  1890.  lois  (^^  lears  pays  les  y  aatorisent,  et,  en  pareil  cas,  ils  sont  Obligos,  sous  la 

garantie  de  lear  honnenr  personnel,  de  remplir  scrapaleusement,  tant  vis-ii-yis 

de  leor  propre  Gouvernement  qae  vis-ä-vls  de  celoi  qui  les  a  faits  prisonniers, 

les  engagements  qa'ils  auraient  contract^s.   ||   Dans  le  möme  cas  leor  propre 

Gouvernement   est  tenu  de  n'exiger  ni  accepter  d'eox  aucun  service  contraire 

k  la  parole  donn^. 

Article  32. 

ün  prisonnier  de  gaerre  ne  peut  pas  6tre  contraint  d'accepter  sa  libert^ 
snr  parole;  de  m^me  le  Gouvernement  ennemi  n'est  pas  oblige  d'acc^der  k  la 
demande  du  prisonnier  r^clamant  sa  mise  en  libertö  sar  parole. 

Article  33. 
Tont  prisonnier  de  guerre,  libörö  sar  parole  et  repris  portant  les  armes 
contre   le   Gouvernement   envers  lequel  il  s'ötait  engag6  d'honneur  oa  contre 
ses  alli^s,  peut  6tre  priv^  des  droits  de  prisonnier  de  gaerre  et  traduit  devant 
les  Tribanaux. 

Article  34. 

Les  individus  qui  solvent  une  armöe  sans  en  faire  directement  partie, 
tels  que  les  correspondants,  les  reporters  de  journaax,  les  vivandiers,  les'foor- 
nisseursy  qui  torobent  au  poavoir  de  l'ennemi  et  que  celui-ci  jage  utile  de 
d^tenir,  b6n6ficieront  du  traitement  des  prisonniers  de  guerre,  k  condition 
qn'ils  soient  munis  d'une  l^gitimation  de  Tautoritö  militaire  de  Tarm^  qa'ils 
accompagnaient. 

Article. 

II  est  constitu^y  d^s  le  d^bat  des  hostilit^s,  dans  chacnn  des  £tats  bellt- 
g^rants  et,  le  cas  ^ch^ant,  dans  les  pays  nentres  qui  auront  recueilli  des 
bellig^rants  sar  leur  territoire,  un  bureau  de  renseignements  sur  les  prisonniers 
de  gaerre.  Ce  bureau,  charg^  de  r^pondre  k  tontes  les  demandes  qui  les 
concernent,  regelt  des  divers  Services  comp^tents  toutes  les  indications  n^ces- 
saires  pour  lui  permettre  d'^tablir  une  fiche  individuelle  pour  cbaque  prisonnier 
de  guerre.  II  est  tenu  au  courant  des  intemements  et  des  mutations,  ainsi 
que  des  entr^es  dans  les  böpitaux  et  des  d6c^.  ||  Le  bureau  de  renseignements 
est  ^galement  charg6  de  recueillir  et  de  centraliser  tous  les  objets  d'un  usage 
personnel,  valeurs,  lettres,  <&c.,  qui  scront  trouv^s  sur  les  cbamps  de  bataille 
ou  d61aiss6s  par  des  prisonniers  d^c^d^s  dans  les  böpitaux  et  ambulances,  et 
de  les  transmettre  aux  int^ress^s. 

Article. 
Les   Soci^t^s   de  Secours  pour  les  prisonniers  de  guerre,   r^gulidrement 
constitu^es   selon   la  loi   de  leur  pays,   et  ayant  pour  objet  d*6tre  les  inter- 
mediaires  de  ractiou  charitable,    recevront,   de  la  part  des  bellig^rants,   pour 


Digitized  by 


Google 


Die  Friedenskonferenz  im  Haag  1899.  I59 

elles  et  pour  learsagentsdümentaccr6dit^s,lesfacilit^SD6ce8saires,dansleslimites  Nr.  12150. 
trac^es  par  les  n^cessit^s  militaires  et  les  r^gles  administratives,  pour  qu'elles  ^g^^°*" 
pnissent   accomplir   efficacement  ienr  täche  d'hnmanit^.    Les  D^l^gn^s  de  ces  0.  Jaii  i899. 
Soci^t^s  pourront  6tre  admis  k  distribner  des  secours  dans  les  d^pöts  d'interne- 
ment,  ainsi  qn'aux  lieux  d'ötape  des  prisonniers  rapatri^s,  mojennant  nne  per- 
mission  personnelle  d^iivr^e  par  Tantorit^  militaire,  et  en  prenant  Tengagement 
par  ^crit  de  se  sonmettre  k  toutes  les  mesures  d'ordre  et  de  police  qne  celle-ci 
prescrirait. 

Article. 

Les  bareanx  de  renseignements  jouissent  de  la  franchise  de  port.  Les 
lettres,  mandats,  et  articles  d'argent,  ainsi  qne  les  colis  postaux  destin^s  anx 
prisonniers  de  gnerre  on  expödi^s  par  eux,  seront  affranchis  de  tontes  taxes 
postales,  aassi  bien  dans  les  pays  d'origine  et  de  destination  qne  dans  les  pajs 
interm^diaires.  ||  Les  dons  et  seconrs  en  natnre  destin^s  anx  prisonniers  de 
gnerre  seront  admis  en  franchise  de  tons  droits  d'entr^e  et  autres,  ainsi  qne 
des  taxes  de  transport  sur  les  chemins  de  fer  exploit^s  par  l'£tat. 

Article. 
Les    officiers    prisonniers    ponrront    recevoir    le    compl^ment,     s'il    j 
a  lieu,   de  la  solde  qoi  Ienr  est  attribn^e  dans  cette  Situation  par  les  r^gle- 
ments  nationanx,  ä  Charge  de  remboursement  par  Ienr  Gonvernement 

Article. 

Tonte   latitnde   est  laiss^e  anx  prisonniers  de  gnerre  ponr  Texercice  de 

Ienr  religion,  7  compris  Tassistance  anx  Offices  de  Ienr  cnlte,  k  la  senle  con- 

dition   de  se  conformer  anx  mesnres  d'ordre  et  de  police  prescrites  par  Tan- 

torit6  militaire. 

Article. 

Les  testaments  de  prisonniers  de  gnerre  sont  regus  ou  dress^s  dans  les 
m^mes  conditions  qne  ponr  les  militaires  de  Tarm^e  nationale.  ||  On  snivra 
^galement  les  m^mes  rfegles  en  ce  qni  concerne  les  piöces  relatives  k  la  con- 
statation  des  d^c^s,  ainsi  qne  pour  Tinhumation  des  prisonniers  de  gnerre,  en 
tenant  compte  de  Ienr  grade  et  de  leur  rang. 

Article. 
Aprös  la  conclusion  de  la  paix,  le  rapatriement  des  prisonniers  de  gnerre 
s'efFectuera  dans  le  plus  bref  d^lai  possible. 

Des  Mdades  et  des  Blessis. 
Article  35. 
Les  obligations  des  bellig^rants  concemant  le  service  des  malades  et  des 
bless6s  sont  r^gies  par  la  Convention  de  Gen^ve  du  23  Aoüt,  1864,   situf  les 
modifications  dont  celle-ci  pourra  ßtre  Tobjet 
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Nr.  18150.  JDu  Pauwir  MüUaire  ä  Vtgard  des  Personnes  PrivSes. 

atMim.  Article  36. 

La  Population  d'on  territoire  occap6  ne  peat  6tre  forc^e  de  prendre  pari 
anx  Operations  militaires  contre  son  propre  pays. 

Article  37. 
La  popnlation   d'nn  territoire  occnpö  ne  peat  6tre  contrainte  de  pr^ter 
aerment  k  la  Poissance  ennemie. 

Article  38. 
L'honneor  et  les  droits  de  la  famille,  la  vie  des  individus  et  la  propri^t^ 
priföe,  ainsi  qae  les  eonvictions  religieuses  et  Texercice  des  caltes  doiTent 
6tre  respect^.  ||  La  propri^t^  priv^e  ne  peat  pas  6tre  confisqa^e. 

Article  39. 
Le  pillage  est  formellement  interdit 

Des  Oantribtdians  et  des  RdquisUians, 
Article. 
Si,  en  dehors  des  impöts  vis6s  k  TArticle  pr^cMent,  Toccnpant  pr^l^Te 
d'aatres  contribntions  en  argent  dans  le  territoire  occap^,   ce  ne  poarra  6tre 
qoe  poar  les  besoins  de  Tarmöe  oa  de  Tadministration  de  ce  territoire. 

Article. 
Aacane   peine   collective,   p^cnniaire   oa   aatre,   ne   poarra  6tre   ^dict^ 
contre   les   popalations  k  raison  de  faits  individaels  dont  elles  ne  poarraient 
6tre  consid^r^  comme  solidairement  responsables. 

Article. 
Aacane  contribation  ne  sera  pergae  qa'en  yerta  d'un  ordre  ^cni  et  soos 
la  responsabilite  d'an  G^n^ral-en-chef.  ||  II  ne  sera  proc^dö  aatant  qae  possible 
k  cette  perception  de  contribations  qae  d'apr^s  les  r^gles  de  Tassiette  et  de 
la  r^partition  des  impöts  en  yigaear.  ||  Poar  toate  contribation  an  re^a  sera 
d^livr^  aax  contribnables. 

Article. 

Des  röqaisitions  en  natnre  et  des  Services  ne  poarront  6tre  r^clam^s  dea 
commanes  oa  des  habitants,  qae  poar  les  besoins  de  Tarmöe  d'occapation.  Bs 
seront  en  rapport  avec  les  ressoarces  da  pajs  et  de  teile  natare  qa'ils  n'impli- 
qaent  pas  poar  les  popalations  Tobligation  de  prendre  part  aax  Operations  de 
la  gaerre  contre  lear  patrie.  ||  Ges  r^qaisitions  et  ces  Services  ne  seront 
r^clames  qa'avec  Taatorisation  da  Commandant  dans  la  localite  occap^.  ||  Les 
prestations  en  natare  seront  aatant  qae  possible  paj^es  aa  comptant,  sinon 
elles  seront  constat^es  par  des  regas. 
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Des  Padementaires.  Nr.  12150. 

.     ,       *«  Konfereni- 

ArtlCle   43.  sUaten. 

Eat  consid^r^  comme  parlementaire  Tindividn  aatoris^  par  i'un  des  belli-  ^'  ^°^  ^^^' 
g^rants  k  entrer  en  ponrparlers  ayec  Tantre  et  se  Präsentant  avec  le  drapean 
blanc,  accompagn^  d'an  trompette,   clairon  on  tambour,   oa  anssi  d'un  porte- 
drapean  ou  d'nn  interprdte.    II  a  droit  k  rinviolabilit^  ainsi  qne  le  trompette, 
clairon  on  tamboor,  et  le  porte-drapeaa  oa  Tinterpr^te  qni  Faccompagnent 

Article  44. 
Le  cbef  anquel  nn  parlementaire  est  exp^di^  n'est  pas  Obligo  de  le  rece- 
voir  en  toates  circonstances  et  dans  tontes  conditions.  ||  II  Ini  est  loisible  de 
prendre  toates  les  mesares  nöcessaires  poar  emp6cher  le  parlementaire  de 
profiter  de  son  s^jour  dans  le  rajon  des  positions  de  Tennemi  an  pr6jadice 
de  ce  dernier,  et  si  le  parlementaire  s'est  renda  coapable  de  cet  abus  de  con- 
fiance,  il  a  le  droit  de  le  retenir  temporairement 

Article  45. 
Le   parlementaire   perd   ses   droits   d'inviolabilit^   s'il    est  pronv^   d'nne 
mani^re   positive  et  irr^cusable  qn'il  a  profit^  de  sa  position  privil6gi6e  poar 
provoquer  oa  coitfmettre  an  acte  de  trahison. 

Des  CapUtdations. 

Article  46. 

Les   conditions   des   Capitalations  sont  d^battaes  entre  les  Parties  Gon- 

tractantes.  ||  EUes  doivent  tenir  compte  des  r^gles  de  l'honnear  militaire.  ||  Une 

fois   fix^es   par  une  Convention,   elles  doivent  ^tre  scrapaleasement  observ^es 

par  les  deax  Parties. 

De  T Armistice. 

Article  47. 
L'ärmistice  sospend  les  Operations  de  gnerre  par  an  accord  motnel  des 
Parties  bellig^rantes.  Si  la  dar^e  n'en  est  pas  d^termin^e,  les  Parties  belli- 
g^rantes  peavent  reprendre  en  tout  temps  les  Operations,  pourva,  toatefois, 
qae  Tennemi  seit  averti  en  temps  convena,  conformement  aux  conditions  de 
Tarmistice. 

Article  48. 

L'armistice  peat  6tre  gen6ral  oa  local.  Le  premier  saspend  partout  les 
Operations  de  guerre  des  £tats  belllgerants;  le  second,  sealement  entre  cer- 
taines  fractions  des  armees  bellig6raates  et  dans  an  rajon  determine. 

Article  49. 
L'armistice  doit  6tre  officiellement  et   sans   retard   notifie    aax    autorites 
competentes   et   aux   troupes.    Les   hostilites  sont  saspendues  imm^diatement 
apr^s  la  notification  ou  &  an  terme  ulterienr  6x6. 
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Nr.  12150.  Article  50. 

Konferens-  jj  dopend  dss  Parties  Contractantes  de  fixer,  dans  les  clauses  de  Tarmi- 


6.  jou  18M.  8tice,  les  rapports  qui  poorraient  avoir  lien  avec  et  entre  les  popnlations  sor 

le  th6&tre  de  gnerre. 

Article  51. 
Toute  violation  grave  de  rarmistice  par  rone  des  Parties  doune  k  l'anire 
le  droit  de  le  d^noncer  et  m^ine,  en  cas  d'argence,  de  reprendre  imm^diate- 
ment  les  hostilit^s. 

Article  52. 
La  Tiolation  des  clanses  de  rarmistice  par  des  particnliers,  agissant  de 
leur  propre  initiative,  donne  droit  seulement  k  r^clamer  la  punition  des  cou- 
pables  et,  sll  y  a  lieu,  nne  indemnitö  poor  les  pertes  6prouT^, 

Des  BeHigSratUs  intemis  et  des  Blessis  soignSs  chez  les  NetUres. 

Article  53. 
L'^tat  neutre  qui  re^oit  sar  son  territoire  des  tronpes  appartenant  anx 
arm^es  bellig^rantes,  les  intemera,  autant  qne  possible,  loin  dn  th^ätre  de  la 
guerre.  ||  H  poarra  les  garder  dans  des  camps  et  m6me  les  enfermer  dans  des 
forteresses  ou  dans  des  lieax  appropri^s  k  cet  effet.  ||  U  d^cidera  si  les  offi- 
ciers  penvent  ^tre  laiss6s  libres  en  prenant  Tengagement  sor  parole  de  ne  pas 
quitter  le  territoire  neatre  sans  antorisation. 

Article  54. 
A  d^fant  de  Convention  sp^iale,  l'fitat  neatre  fonmira  anx  internus  les 
Tivres,  les  babillements,  et  les  seconrs  command^s  par  Thnmanit^  ||  Bonification 
sera  faite,  k  la  paix,  des  frais  occasionn6s  par  Tintemement 

Article  55. 
L'£tat  neatre  poarra  aatoriser  le  passage  sor  son  territoire  des  blessis 
oa  malades  appartenant  aax  arm^es  bellig^rantes,  sous  la  r^serve  qne  les 
trains  qui  les  am^neront  ne  transporteront  ni  personuel  ni  mat^riel  de  guerre. 
En  pareil  cas,  l'£tat  neutre  est  tena  prendre  les  mesures  des  süret^  et  de 
contröle  n^cessaires  k  cet  efifet  ||  Une  fois  admis  sur  le  territoire  neutre  les 
malades  ou  bless6s  ne  peuvent  6tre  rendus  qu'k  leur  pajs  d'origine. 

Article  56. 
'  La  Convention  de  Genöve  s'applique  aux  malades  et  aux  bless6s  internus 

sur  territoire  neutre. 

Nr.    12151.    KONEEBENZSTAATEV.     —     Eommissionsbeschlflsse 
über  die  Beschränkung  der  Waffen  und  Rtistungen. 

20.  JiUi  1899. 
Nr.  12151.  La  Premiere  Commission  a  eu  pour  t&che  d'examiner  les  quatre  premi^res 

propositions   de  la   Circulaire  de  son  Excellence  le  Comte  MouravieC    Ainsi 


K)nferenz- 
itUaten, 


2o.Jaiiid99.  qu'il   ^talt  pr^vu  oUc  s'est  subdiviste  pour  Studier  les   questions  pos^  con- 
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cernant  les  engins  de  guerre  en  deux  Sous-Commissions,  Tone  pour  las  arm^^es,  ^r-  i^i&i- 
Tantre  pour  les  flottes,  tandis  qne  la  premidre  proposition  du  Comte  Mouravieff,  ^•"'•""" 


▼isant  la  limitation  des  annements,  a  M  r^rv^e  k  la  Commission  enti^re.  ||90.Jaiii899. 
1.  L'ötude  des  deox  Sous-Commissions  n'a  fait  ressortir  que  trois  points  sar 
lesqaels  nn  eogagement  a  pu  6tre  vot^  par  la  Commission.  ||  (1.)  Celoi  de 
s'interdire  de  lancer  de  projectiles  et  des  explosifs  dn  haut  de  ballons  on  par 
d'autres  modes  analognes  nonveaux«  ||  Cet  engagement  ne  serait  pris  qne  pour 
une  dar6e  de  cinq  ans  et  a  ^16  vot6  k  rnnanimitö.  ||  (2.)  Celoi  de  s'interdire 
de  Temploi  de  projectiles  qoi  ont  pour  but  nnique  de  röpandre  des  gaz 
asphyxiaats  ou  d^l^t^es.  ||  II  a  6t6  vot^  k  rnnanimit^  moins  une  voix.  ||  (3.)  Celui 
de  s'interdire  de  l'emploi  de  balles  qui  s'^panouissent  ou  s'aplatissent  facile- 
ment  dans  le  corps  humain,  telles  que  les  balles  k  enveloppe  dure  dont  Ten- 
veloppe  ne  couvrirait  pas  enti^rement  le  noyau  on  serait  pourvue  d'incisions,  || 
II  a  6t6  Tot^  k  Tunanimitö  moins  deux  voix  contre  et  une  abstention.  ||  Qnoi- 
que  les  deux  premiers  points  ne  paraissent  pas  avoir  une  tr^s  grande  impor- 
tance  et  qne  runanimit^  alt  manqn^e  aux  votes  sur  les  deux  demiers,  la 
Commission  croit  ne  pas  deyoir  n^gliger  ces  rösultats  et  propose  k  la  Con- 
ference une  D^laration  ou  une  Convention  portant  un  engagement  sur  ces 
trois  points. 

2.  Yu  rimportance  de  ces  questions  pour  les  budgets,  les  deux  Sous- 
Commissions  se  sont  longuement  occup^es  de  rechercher  s'il  n'j  aurait  pas 
moyen  de  se  mettre  d'accord  pour  pr^venir,  ne  fut-ce  que  pendant  un  certain 
temps,  la  mise  en  usage  de  nouveaux  tjpes  et  calibres  de  fnsils  et  de  canons; 
mais  les  propositions  plus  ou  moins  d^taill^es  qui  ont  ^t^  discut^es  ont  toutes 
rencontr^  des  objections,  en  premier  lieu  par  cause  de  rimpossibilit^  d'obtenir 
pendant  la  Conference  des  Instructions  suffisamment  pr^cises  pour  pouvoir 
prendre  des  d^cisions  qui  auraient  une  valenr  pratique.  L'examen  des  pro- 
positions mises  en  avant  de  diff6rents  cöt^s  a  chaque  fois  d^montr^  qne  pour 
pouvoir  r^soudre  ces  questions  il  fandrait  dans  la  plupart  des  pays  une  etudö 
pr^alable  technique,  minutieusement  faite  et  appuy^e  par  des  öprenves.  |[  En 
pr^seuce  de  cette  difficulte  la  Commission  a  du  se  bomer  k  proposer  k  la 
Conference  d'^mettre  le  voeu  que  les  Gouvernements  repr^sentes  veuillent 
chacun  de  son  c6te  mettre  k  l'etude  de  problöme,  specialement  en  ce  qui 
touche  aux  fusils  et  k  Tartillerie  de  marine,  afin  de  parvenir,  si  c'est  possible, 
k  une  Solution  unanimement  reconnue  comme  d^sirable  qui  pourrait  etre  deter- 
minee  dans  une  Conference  ulterieure.  Peut-etre  que  rechange  de  vues  relate 
dans  les  procds-verbaux  des  deux  Sous-Commissions  pourrait  servir  k  ces 
etudes.  II  La  proposition  a  ete  votee  k  Tunanimite  par  la  Commission. 

3.  Un  examen  non  moins  consciencieux  a  ete  vone  k  la  possibilite  de 
fixer  les  e£fectifs  des  forces  armees  de  terre  et  de  mer,  ainsi  que  des  budgets 
de  guerre  y  afferents.  ||  Deux  propositions  ont  ete  faites  k  cet  effet  par  la 
Russie.  La  premidre  de  ces  propositions  tendait  k  fixer  pour  un  terme  de 
cinq   ans  les   effectifs  actuels   des   troupes  entretenues  dans  les  metropoles, 
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Nr.  12151.  e'est-ä-dire  sans  comprendre  les  troupes  colonialet,  et  ä  limiter  ponr  le  m^e 
^rt^t^'  terme  les  budgets  militaires  ä  leurs  montants  actaellement  en  vigueur,  ||  Ren- 
8o.jDUi8«9.voj6e  k  la  Premiere  Sous-Commission  eette  proposition  a  ^U  examin^  et 
discut^e  d'abord  par  an  Gomit6  Techniqne  special  compos^  de  MM,  le  Golonel 
de  Gross  de  Schwarzhoff,  le  Capitaine  Grozier,  le  Ldentenaat-Golonel  de  Khae- 
pach,  le  G^n^ral  Mounier,  le  G6n6ral  Sir  John  Ardagh,  le  G6n6ral  Zaccari, 
le  Golonel  Goanda,  le  Golonel  Gilinskj,  et  le  Golonel  Br&ndström,  qni  apr6s 
an  behänge  de  vaes  approfondi  est  arrivte,  sans  compter  M.  le  Golonel 
Gilinsky,  Taatear  de  la  proposition,  ananimement  anx  conclasions  saivantes:  — 1| 
(l.)  Qa'il  serait  tr^  dif&cile  de  fixer,  m^me  pour  une  p6riode  de  cinq  ans,  le 
Chiffre  des  effectifs,  sans  r^ler  en  m^me  temps  d'antres  ^l^ments  de  la  d^f^nse 
nationale.  ||  (2,)  Qu'il  serait  non  moins  difficile  de  r^ler  par  une  Gonvention 
Internationale  les  ^löments  de  cette  defense,  organis6e  dans  chaqne  pays 
d'apr^s  des  vnes  tr^s  diff^rentes.  ||  En  consöquence  le  Gomit6  regrette  de  ne 
pouvoir  conseiller  Tacceptation  de  la  proposition;  mais  la  majorit^  de  ses 
membres  a  estim6  qn'nne  6tade  plus  approfondie  de  la  question  par  les  Goa- 
vernements  enx-m6mes  serait  k  dösirer.  ||  En  prteence  de  ce  r^snltat  la  Com- 
mission  n'a  pn,  k  son  regret,  qne  se  rendre  compte  de  rimpossibilit^  d'arriTer 
dans  cette  Gonf^rence  k  une  entente  positive  et  imm^diate  sur  la  qneation  des 
effectifs  et  des  bodgets  militaires,  mais  avec  le  d6sir  de  voir  les  Gonveme- 
ments  eax-m6mes  reprendre  r6tnde  des  questions  sonlevöes  par  le  thtoe 
Premier  de  la  Gircnlaire  du  Gomte  Mouravieff.  ||  La  pens6e  cependant  qa'aa 
point  de  vae  g^n^ral  il  Importe  d'arr^ter  les  armements  militaires  et  de  recom- 
mander  la  solntion  de  cette  question  k  la  plus  s^rieuse  attention,  s'est  montr^ 
virante  dans  la  Gommission.  En  cons^quence,  aprds  avoir  adopt6  k  rananimiti 
les  propositions  du  Gomit6  Technique,  la  Gommission  a  adopt6  ^galement  k 
Tunanimit^,  pour  traduire  cette  pens6e,  la  r^solution  qui  k  cet  effet  lui  a  ^U 
propos^e  par  le  Premier  D61^gu6  de  France  en  ces  termes:  —  ||  „La  Gommis- 
sion estime  que  la  limitation  des  charges  militaires  qui  p^sent  actaellement 
sur  le  monde  est  grandement  dödirable  pour  Tacoroissement  du  bien-ötre 
mat^riel  et  moral  de  rhumanit^." 

La  Gommission  propose  en  cons^quence  k  la  Conference  d'adopter  de  son 
cöte  cette  r^solution.  ||  4.  L'autre  proposition  Russe  se  rapportait  k  la  marine, 
et  tendait  k  faire  accepter  le  principe  de  fixer  pour  un  terme  de  trois  ans  le 
roontant  des  budgets  de  la  marine,  tout  en  laissant  k  chaque  Gouvernement 
la  libertö  d'^tablir  ce  montant  selon  ses  propres  vues,  mais  avec  TengiBigement 
de  ne  pas  augmenter  pendant  la  Periode  triennale  la  somme  indiquöe  par  lui- 
m6me.  |{  Getto  proposition  s'est  heurt^,  comme  l'autre,  dans  la  Sous-Commis- 
sion  charg^e  de  Texaminer,  k  des  difficult^s.  En  outre  de  Celles  qui  Oven- 
tuellement  se  pr^senteraient  lorsqu'il  s'agirait  de  regier  le  mode  d'ex6cation, 
une  objection  grave  a  ^t^  constat^e  pour  les  pays  parlementaires  par  nqiport 
au  droit  de  vote  budg^taire  des  Assembl^es  Legislatives.  ||  .La  Gommission, 
quel   que  fut  son  d^sir  de  s'engager  dans  la  voie  ouverte  par  la  proposition 
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de  la  Kassie,  n'a  pu  que  reconnaltre  qu'elle  se  trouvait  en  pr^sence  d'une  ür.  msi. 
qnestion  qu'elle  ne  pouvait  r^soudre  et  qui  exigerait  de  la  part  des  Gouverne-  ^^H^^' 
ments,  appel^s  k  se  prononcer  par  des  iosirnctions,   une  enqudte  approfoiidieao.Jniii8M. 
pour  laqnelle  le  temps  n^cessaire  manquerait  pendant  cette  Conference,  jj   La 
Gommission  s'est  donc  ralli^e  ä  Tid^e  de  r^f^rer  cette  qnestion,  ainsi  qne  celle 
concernant  les  forces  arm^es  de  terre,  anx  Gonvernements,   afin  que  ceux-ci, 
s'ils  le  jugent  utile,  puissent  les  mettrc  ä  l'^tude  en  tenant  compte  des  pro- 
positions  qui  ont  M  faites.  ||  La  Gommission  soumet  cette  id6e  ä  Tapprobation 
de  la  Conference. 


Nr.  12152.  KONFERENZSTAATEN.  —  Vorschlag  und  Beschlufs 
Ober  den  Beitritt  der  nicht  In  der  Konferenz  ver- 
tretenen Mächte  zu  den  Beschlüssen.     (Artikel  60.) 

27.  JuU  1899. 
Entwurf, 

Les   Puissanoes   qui  n'ont  pas  6t^  repr^sentees  k  la  Conference  Inter-  h,.  12152. 
nationale  de  la  Paix  pourront  6tre  admises  h  adh^rer  h  la  präsente  Convention.  Konfereni. 
EUes  auront  ä  cet  effet  ä  faire  connattre  leur  demande  d'adhesion  au  moyen  27. joii  1399. 
d'une  notification  ecrite  adrcss^e  au  Gouvernement  des  Pays-Bas  et  communi- 
qu^e  Sans  deiai  par  celuici  ä  toutes  les  autres  Puissances  Contractantes.  ||  La 
demande  d'adhesion  ne  produira  ses  effets  que  si  dans  les  six  mois  de  la  date 
de  la  comrounication  de  cette  notification,  aucmne  des  Puissances  Contractantes 
n'y   a  fait   Opposition   au   mojen   d'une   notification   par   ecrit    adress^e  anx 
Puissances  Contractantes  par  Tintermediaire  du  Gouvernement  des  Pays-Bas.  ||  8i 
dans  ce  deiai  aucune  notification  d'opposition  n'est  parvenue  au  Gouvernement 
des  Pays-Bas,  Tadh^sion  sera  constat^e  par  nn  Acte,  signe  par  la  Puissance 
adherente  et  communique  par  le  Gouvernement  des  Pays-Bas  aux  autres  Puissances 

Contractantes. 

BesMufs. 

Les  conditions  anxquelles  les  Puissances  qui  n'ont  pas  ete  repr^sentees 
k  la  Conference  Internationale  de  la  Paix,  pourront  adherer  k  la  presente 
Convention,  formeront  l'objet  d'une  entente  ulterieure  entre  les  Puissances 
Contractantes. 


Nr.  12153.  OB088BBITAinnEN.  —  Der  Bevollmächtigte  im  Haag 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Ansicht  der 
englischen  Regierung  zum  Vorigen. 

The  Hague,  July  31,  1899.    (Reeeived  August  1.) 
My  Lord,  ||  In  continuation  of  my  previous  despatch  of  this  date,  I  have  Kr.  12153. 
the  honour  to  transmit  herewith  copy  of  the  procfts  -  verbal  of  the  sitting  of  ^  ,^"*^; 
the  füll  Conference  on  the  27th  instant,  at  which  Professor  Renault  presented,8i.jnii  1809. 
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Hr.  1216S.  on  bebalf  of  the  "Comit^  de  RMaction  de  TActe  FiD<J/'  an  oral  report  on 
britlltieii.  *^^  ^^*  ^^  ^^^  preamble  and  Final  Articles  of  the  Arbitration  Convention  as 
8i.jiiui899.prepared  by  tbe  Gommittee.  ||  The  only  Article  of  importance  was  that  relating 
to  the  adhesion  to  that  Convention  of  non  -  Signatory  Powers  not  represented 
at  the  Peace  Conference.  In  conseqnence  of  certain  differences  of  opinion 
well  known  to  exist  in  relation  to  the  firaming  of  this  Article,  I  was  coorte- 
onsly  invited  by  the  Committee  to  take  part  in  its  discnssions.  ||  I  stronglj 
nrged,  in  accordance  with  your  Lordship's  instmctions,  that  tbe  adhesion 
shonld  be  made  snbject  to  the  assent  of  all  the  Signatory  Powers.  I  was 
nnable,  however,  to  indnee  the  Committee  to  adopt  this  course,  and  in  conse- 
qnence it  was  proposed  by  Connt  Nigra,  the  First  Delegate  of  Italy,  that  the 
right  of  adhesion  shonld  be  absolute  if  not  vetoed  by  any  Signatory  Power 
within  a  fixed  period  after  the  application«  I  opposed  this  plan  as  tbrowing 
a  most  invidions  task  on  any  objecting  Government,  and  a  discnssion  ensued 
which  threatened  to  distnrb  the  eqnanimity  and  good  feeling  which  had  hitherto 
prevailed  in  the  Conference.  The  qnestion  involved  political  considerations 
which  the  Committee  had  no  authority  to  discuss,  and  which,  moreover,  are 
interdicted  by  the  Circnlar  of  Count  Mouravieff.  ||  The  following  day  I 
snggosted  to  some  of  the  members  of  the  Committee  that  for  the  reasons 
above  mentioned  it  wonld  be  wiser  to  leave  the  qnestion  of  adhesion  to  be 
settled  by  a  fntnre  accord  among  the  Signatory  Powers.  ||  This  idea  which, 
I  was  told,  had  also  snggested  itself  to  some  other  members  of  the  Committee, 
fortonately  gained  gronnd  rapidly,  and  relieved  the  increasing  tension.  Ultimatcly 
Professor  Asser,  the  President  of  the  Committee,  proposed  a  form  of  Article 
to  carry  it  ont,  and  after  a  certain  amonnt  of  Opposition  it  was  finally  adopted, 
and,  as  yonr  Lordship  will  see  from  Professor  Renanlt's  Report,  it  was 
accepted  by  the  fall  Conference,  and  it  now  takes  the  place  of  the  original 
Article  LX  of  the  Convention  proposed  by  the  Committee.  ||  I  may  add  Uiat 
this  Solution  of  a  thomy  qnestion  calculated  to  endanger  the  entente  cordiale 
at  the  close  of  the  Conference  has  given  widespread  satisfaction. 

M.  le  Chevalier  Descamps,  whose  very  able  Report  on  the  Arbitration 
Convention  I  transmit  in  another  despatch,  was  authorized  to  Supplement  liis 
Report  with  the  new  Article  LX,  which  together  with  Articles  LVllI,  LH, 
and  LXI,  will  come  under  the  heading  of  '^Dispositions  Finales."  ||  I  inclose 
separately,  and  for  convenience  of  reference,  the  text  of  the  original  Article  LX 
and  that  of  the  new  Article  which  now  takes  its  place. 

Julian  Pauncefote. 
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29.  JuU  1899. 


Nr.    12154.    KONFBBBHZSTAATSH.    —    Protokoll    der    Sclilnfs- 
sitzang.     Resultate  der  Konferenz.    —    Mitteilung 
eines  Briefwechsels   zwischen    Königin  Wilhelmine 
und  dem  Papst.  —  Schlufsansprachen. 
Prösidence   de  son  Excellence   M.  de  Staal 
La  s^nce  est  ouverte  k  10  heures.  ||  Le  Pr^ident  dit  que  le  proc^s-verbal  ^'-  ^^^^^ 
de  la  derni^re  s^ance  sera  distribu^   en   ^preure   et  il  prie  les  D^lögnös  de    Staaten, 
vouloir  bien  renvoyer  leur  exemplaire  au  Secr^tariat  avec  les  rectifications  ^ö*  ^"^>*^^*' 
n^cessaires.    ||   Le  President  fait  savoir  ä  la  Conference  que  TActe  Final,  les 
Conventions,  et  D^clarations  dont  eile  a  adopt^  le  texte  sont  pr^ts  ä  recevoir 
la  Signatare  des  P16nipotentiaires  et  il  suspend  la  s^ce  pour  permettre  h  ces 
demiers  de  signer  les  Actes.    ||    La  s^ance  est  reprise  ä  3  heures.  ||    Son 
Excellence  M.  de  Beaufort,  Ministre  des  Affaires  £trang^res,  et  son  Excel- 
lence M.  Pierson,  Ministre  des  Finances,  assistent  ä  la  s^ance.  ||  M.  de  Karne- 
beek  donne  lecture  du  tableau  des  signatures  qui  ont  ^t^  appos^es  sur  TActe 
Final,  les  Conventions,  et  les  D^clarations. 


Tableau  des 

Signatures. 

L  —  Acte  Final. 

SignS  par  toutes  les  Fmssances 

rtpresenties  ä  la  CmfSrenee. 

Allemagne. 

Grande-Bretagne. 

Roumanie. 

Autriche-Hongrie. 

Gr^ce. 

Russie. 

Belgique. 

Italic. 

Serble. 

Chine. 

Japon. 

Siam. 

Danemark. 

Luxembourg. 

Su^de  et  Norv^e, 

Espagne. 

Mont^n^o. 

Suisse. 

fitats-Unis  d'Am6rique. 

Pajrs-Bas. 

Turquie. 

£tats-Unis  du  Mexique. 

Perse. 

Bul^e. 

France. 

PortugaL 

n. 


Conventions. 


(A.)  —  Convention  pour  le  rkgl&nent  pacifique  des  ConflUs  Intemationaux. 


Belgique. 

Danemark. 

Espagne. 

£tats-Unis  d'Am^rique. 

£tats-Unis  du  Mexique. 


France. 

Gr^ce. 

Montenegro. 

Pays-Bas. 

Perse. 

Portugal. 

(16  Puissances.) 


Roumanie. 

Russie. 

Siam. 

Suede  et  Norv^ge. 

Bulgarie. 


(B.)  —  Convention  sur  les  Lois  ä  Coutumes  de  la  Gnerre  sur  Terre. 


Belgique. 

Danemark. 

Espagne. 

Mexique. 

France. 


Gr^. 

Montenegro. 

Pajs-Bas. 

Perse. 

Portugal. 

(15  Puissances.) 


Roumanie. 

Russie. 

Siam. 

SuMe  et  Norvege. 

Bulgarie. 
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Nr.  12154.      (0.)  —  Convention  pour  VadapUUion  ä  la  Ouerre  MarUime  des  principes 
^^"'^f*"*-  de  la  CanvenHon  de  Genbve. 


29.  Juli  1899.  Beigique. 
Danemark. 
Espagne. 
Mexique. 
France. 


Gröce. 

Ronmanie. 

Montto^gfo. 

Rassie. 

Pays-Bas. 

Siam. 

Perse. 

Su^de  et  Norrie. 

Portugal 

Balgarie. 

(15  Poissances.) 

in.  —  D6clarations. 
(A.)  —  Concernant  Vinterdidian  de  lancer  des  Prajectües  du  haut  de 

Bdüons,  dtc. 

Belgiqae.  Gr^e.  Rassie. 

Danemark.  Mont^n^o.  Siam. 

Espagne.  Pajs-Bas.  SaMe  et  Nervige, 

fitats-ünis  d'Amöriqae.  Perse.  Torquie. 

fitats-ünis  da  Mexiqae.  Portugal.  Balgarie. 

France.  Roamanie. 

(17  Paissances.) 

(B.)  —  Concernant  Vinterdiction  d'emptoyer  des  Prajectües  ä  Gaz  asphyxiants. 

Belgiqae.  Gr^ce.  Rassie. 

Danemark.  Mont^n6gro.  Siam. 

Espagne.'  Pays-Bas.  Sa^de  et  Norv^ge. 

Mexiqae.  Perse,  Tarqaie. 

France.  Portugal.  Bul^ie. 

Roamanie. 

(16  Paissances.) 

(C.)  —  Concemamt  Vinterdiction  des  BaUes  qui  s^epanouissenf,  d:c, 

Belgiqae.  Gr^ce.  Rassie. 

Danemark.  Mont^n^gro.  Siam. 

Espagne.  Pays-Bas.  Suade  et  Norv^ge. 

Mexique.  Perse.  Tarqaie. 

France.  Roamanie.  Bnl^arie. 

(16  Puissances.) 

Le  President  dit  que  le  Gouvernement  des  Pays-Bas  Ta  pri6  de  donner 
connaissance  k  la  Conference  d'une  lettre  adress^  par  Sa  Hajest^  la  Reine 
des  Pays-Bas  ä  Sa  Saintet^  le  Pape,  lui  faisant  part  de  la  r^union  de  la 
Conference  de  la  Paix  ä  La  Haye,  ainsi  que  de  la  r6ponse  de  Sa  Saintet6  ä 
cette  communication: — 

Lettre  de  Sa  MßjestS  la  Beine  des  Ftiys-Bas. 

''Tr^s  auguste  Pontife!  ||  "Yotre  Saintete,  dont  la  parole  Eloquente  s'est 
toujours  eiev^e  avec  tant  d'aotorite  en  faveur  de  la  paix,  ayant  tont  r^semment 
dans  son  allocution  du  11  Avril  demier,  exprim^  ces  sentiments  gendreux 
plus  sp^cialement  par  rapport  anx  relations  des  peuples  entre  eux,  j'ai  cro  de 
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mon  devoir  de  lai  commoniqaer  qn'ä  la  demande  et  bot  rinitiative  de  8a  ^r.  12154. 
Majest^  l'Emperenr  de  Tontes  les  Russies,  j'ai  convoqu^  poar  le  18  prochain    staura.'^ 
nne  Conttrence  ä  La  Haje,  qui  sera  charg6e  de  rechercher  les  moyens  propres  «»•  Ja«  J8w. 
k  diminaer  les  6crasantes  charges  militaires  actuelles  et  ä  pr^venir  si  possible 
les  gaerres  ou  du  moins  &  en  adoucir  les  cons^quences.  ||  "Je  suis  persuad^e 
qne  votre  Saintet^  verra  d'un  oeil  sympatbique  la  r^anion  de  cette  Conference 
et  je  serais  tr6s  henrense   si,  en  me  t^moignant  Tassurance  de  cette  hante 
Sympathie,  eUe   vonlait  blen  donner  son  pr^cieux  appni  moral  k  la  grande 
oenvre  qni,  d'apr^s  les  g^n^reox  desseins  du  magnanime  Emperenr  de  Tontes 
les  Rnssies,  sera  61abor6e  dans  ma  r^sidence.  ||  "Je  saisis  avec  empressement 
Voccasion   präsente,  tr^s  angnste  Pontife,   ponr  renonveler  k  votre   Saintet^ 
Tassnrance  de  ma  hante  estime  et  de  mon  d^vonement  personnel. 

(8ign6)     "Wilbelmina. 
"Hansbaden,  le  7  Mai,  1899." 


B^Mmse  de  Sa  SaniteU. 
"Majest^!  ||  "Nons  ne  ponvons  qn'avoir  ponr  agr^ble  la  lettre  par  laquelle 
votre  Majeste  nons  faisant  part  de  la  rönnion  dans  la  capitale  de  son  royanme, 
de  la  Conference  ponr  la  Paix,  a  en  l'attention  de  solliciter  ponr  cette 
assembl^e  notre  appni  moral.  ||  "Nons  nons  empressons  d'exprimer  nos  vives 
sympathies,  soit  ponr  l'angnste  Initiatenr  de  la  Conference  et  ponr  votre 
Majeste,  qni  s'est  empress^e  de  donner  k  celle-ci  nne  honorable  hospitalite, 
soit  ponr  le  bnt  eminemment  moral  et  bienfaisant  anqnel  tendent  les  travanx 
qni  dejä  7  sont  inangur^s.  ||  "Ponr  de  telles  entreprises,  nons  estimons  qn'il 
entre  tont  sp^cialement  dans  notre  röle  non  seulement  de  pr^ter  nn  appni 
moral,  mais  d'y  coop^rer  effectivement,  car  11  s*agit  d'un  objet  sonverainement 
noble  de  sa  natnre,  et  intimement  116  avec  notre  angnste  Minist^re^  leqnel,  de 
par  le  Divin  Fondatenr  de  r£glise,  et  en  vertu  de  traditions  bien  des  fois 
s6cnlaires,  poss^de  une  sorte  de  haute  investiture  comme  m^diateur  de  la  paix. 
En  effet,  Tautorite  du  Pontificat  Snpr6me  d^passe  les  fronti^res  des  nations; 
eile  embrasse  tons  les  penples,  afin  de  les  conf^d^rer  dans  la  vraie  paix  de 
l'^vangile;  son  action  ponr  promouvoir  le  bien  g^n^ral  de  Thnmanite  s'^l^ve 
an-dessns  des  int^r^ts  particuliers  qu'ont  en  vne  les  divers  Chefs  d'£tats,  et 
mienx  que  personne  eile  sait  incliner  k  la  Concorde  tant  de  penples  an  g^nie 
si  divers.  ||  "L'histoire  k  son  tonr  vient  temoigner  de  tont  ce  qu'ont  fait  nos 
pr^decesseurs  ponr  adoucir  par  leur  inflnence  les  lois  malheureusement 
in^vitables  de  la  gnerre,  arr^ter  m6me,  quand  surgissaient  des  conflits  entre 
Princes,  tont  combat  sanguinaire,  terminer  k  Tamiable  les  controverses  les  plus 
aignSs  entre  nations,  sontenir  couragensement  le  droit  des  faibles  contre  les 
pr^tentions  des  forts.  Et  nons  anssi,  malgr6  Tanormale  condition  oü  nons 
sommes  rMnits  ponr  Thenre,  11  nons  a  ete  donn^  de  mettre  fin  ä  de  graves 
differends  entre  des  nations  illustres  comme  la  Germanie  et  TEspagne;  et 
tnjonrd'hui  m^me  nons  avons  la  confiance  de  ponvoir  bientöt  etablir  l'harmonie 
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Nr.  12154.  entre  deux  nations  de  l'Am^riqae  du  Sad  qai  ont  soamis  k  notre  arbitrage 
»uaton*'  ^^^^  contestation.  ||  "Malgr^  les  obstacles  qai  peuvent  snrgir,  nous  continuerons, 
29.jniii899.piii8qiie  lo  devoir  nons  en  incombe,  k  remplir  cette  traditionnelle  mission,  sans 
aspirer  ä  d'autre  bat  qae  le  bien  public,  sans  convoiter  d'antre  gloire  qae 
Celle  de  servir  la  cause  sacr^e  de  la  civilisation  Cbr^tienne.  ||  "Nous  prions 
votre  Majest6  de  vouloir  bien  agr4er  les  sentiments  de  notre  particuliäre 
estime  et  Tcxpression  sinc^re  des  voeux  que  nous  formons  pour  sa  prosp^rit^ 
et  Celle  de  son  royaume. 

(Sign6)         "Leo  PP.  XIÜ. 
"Du  Vatican,  le  29  Mai,  1899." 

Le  President  dit  que  le  texte  de  ces  deux  lettres  sera  ins^rg  au  proc^- 
verbal  de  la  s^ance  et  il  prononce  le  discours  suivant: — 

"Messieurs,  ||  "Nous  sommes  arriv^s  aux  termes  de  nos  travaux.  Avant 
de  nous  s6parer  et  de  nous  serrer  la  main  une  demi^re  fois  dans 
ce  beau  Palais  du  Bois,  je  viens  vous  prier  de  yous  joindre  ä  moi  pour 
renouveler  le  tribut  de  notre  reconnaissance  k  la  gracieuse  Souveraine 
des  Pajs-Bas  pour  Thospitalit^  qui  nous  a  6t^  si  largement  accord^e.  Les 
souhaits  que  Sa  Majest6  formulait  r^cemment  d'une  voix  si  charmante  et  si 
ferme,  ont  6t6  de  bon  augure  pour  la  marche  de  nos  d^lib^rations.  Puisse 
Dieu  combler  de  ses  faveurs  le  r^ne  de  Sa  Majest^  la  Reine  pour  le  bien 
du  noble  pays  plac6  sous  son  aatorit6!  ||  "Nous  prions  M.  de  Beaufort,  en  sa 
qualit^  de  President  d'honneur  de  la  Conf6rence,  de  vouloir  bien  faire  parvenir 
aux  pieds  de  Sa  Majest6  Thommage  de  nos  voeux.  Nous  demandons  ^galeroent 
k  son  Excellence  et  au  Gouvernement  N^erlandais  d'accepter  Texpression  de 
tonte  notre  gratitude  pour  le  concours  bienveillant  qu'ils  nous  ont  pr^t^  et 
qui  a  si  grandement  facilit6  notre  t4che.  ||  "G'est  de  tout  coeur  que  je  me  fais 
Torgane  de  vos  remerciements  les  plus  chaleureux  aupr^  des  hommes  d*£tat 
et  des  jurisconsultes  6minents  qui  ont  pr^id6  aux  travaux  de  nos  Gommissions, 
de  nos  Sous-Gommissions,  et  de  nos  Gomit^:  ils  y  ont  d^ploy^  les  plus  rares 
qnalit^s  et  nous  sommes  heureux  de  pouvoir  les  en  f^liciter  ici.  ||  "Nos 
Bapporteurs  aussi  ont  droit  k  votre  reconnaissance;  ils  ont  d^pos^  dans  leurs 
comptes-rendus,  qui  sont  de  vrais  chefs  d'oeuvre,  le  commentaire  autoris6  des 
textes  arr6t^s.  ||  "Avec  un  z^le  digne  de  tout  ^loge  notre  Secr4tariat  s'est 
acquitt^  d'une  täche  ardue:  les  proc^s-verbaux  fid^les  et  complets  de  nos 
longues  et  fr^quentes  s^ances  sont  Ik  pour  en  offrir  le  t^moignage.  ||  "Xai 
k  vous  remercier  enfin  moi-m6me,  Messieurs,  de  toute  Tindulgente  bienveil- 
lance  dont  vous  avez  fait  preuve  k  Tendroit  de  votre  President.  G'est  cer- 
tainement  Tun  des  plus  grands  honneurs  de  ma  vie  d^jä  longue,  consacr^e  tout 
enti^re  au  service  de  mes  Souverains  et  de  mon  pays,  d'avoir  ^t6  appel6  par 
vous  k  la  pr^sidence  de  notre  baute  assembl^.  Dans  le  cours  des  ann^es, 
durant  lesquelles  j'ai  assist^  en  t^moin  attentif  et  parfois  en  modeste  ouvrier 
aux  6v6nements  qui  formeront  Thistoire  de  notre  si^le,  j'ai  vn  grandir  peu  k 
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pea  rinflaence  des  id^es  morales  dans  les  rapports  politiqaes.  Gelte  inflaence  Mr.  12154. 
a  atteJnt  aujourdlim  un  stage  m^morable.  ||  "Sa  Majest6  TEmpereur  de  Rassle,  ^^^J^^*" 
s'inspirant  des  traditions  de  famille,  comme  Ta  heureasement  rappelt  M.  Beer-S9.jaiii899. 
naert,  et  anim^  d'une  constante  sollicitade  ponr  le  bien  des  nations,  a  oavert 
en  qaelqae  sorte  Tacc^s  de  la  r^lit6  ä  ces  conceptions.  Yous,  Messieurs,  qoi 
^tes  plus  jennes  qne  votre  President,  vous  parcourrez  sans  doute  de  nouvelles 
^tapes  snr  la  roate  oü  nous  noos  sommes  engagte.  ||  "Apräs  une  session  aussl 
longae  et  aussl  laborleuse,  alors  que  vous  avez  sous  les  yeux  le  r^sultat  de 
vos  travanx,  je  me  garderai  bien  de  vous  imposer  le  r^cit  historique  de  ce 
que  vous  avez  accompli  au  prix  de  tant  d'efforts.  Je  me  bomerai  ä  en 
d^gager  quelques  id^s  g^n^rales.  ||  ''R^pondant  k  Tappel  de  TEmpereur,  mon 
auguste  Maltre,  la  Conference  a  accept^  le  progiramme  tracö  par  les  Circulaires 
du  Comte  Mouravief  et  en  a  fait  Tobjet  d'un  examen  prolong6  et  attentif.  || 
*'Si  la  Premiere  Commission  qui  avait  pris  k  sa  Charge  les  questions  milltaires, 
la  limitation  des  effectifs  et  des  budgets,  n'est  pas  arriv^e  k  des  r^sultats 
mat^riels  consid^rables — c'est  qu'elle  s'est  heurt^e  k  des  difficult^s  techniques 
et  k  une  s^rie  de  consid^rations  connexes  dont  eile  nb  s'est  pas  reconnue  en 
mesure  d'aborder  l'examen.  Mais  la  Conference  a  demand^  aux  divers  Gou- 
vernements de  reprendre  T^tude  de  ces  th^mes.  Elle  s'est  ralliee  unanimement 
k  la  r^solution  propos^e  par  M.  le  Premier  J)6Ugü^  de  France,  savoir:  'que 
la  limitation  des  charges  militaires  qui  p^sent  actuellement  sur  le  monde,  est 
grandemeut  d^sirable  pour  Taccroissemeut  du  bien-^tre  mat^riel  et  moral  de 
Thumanite/  ||  **La  Conference  a  accepte  egalement  toutes  les  propositions 
humanitaires  defer^es  k  l'examen  de  la  Deuxi^me  Commission.  ||  '*Dans  cet 
ordre  d'idees,  eile  a  pu  donner  satisfaction  au  d^sir,  depuis  longtemps  exprime, 
d'etendre  k  la  guerre  sur  mer  Tapplication  de  principes  analogues  k  ceux  qui 
fönt  Tobjet  de  la  Convention  de  Geneve.  ||  ''Repreuant  une  oeuvre  inaugur^e 
k  Bruxelles,  11  y  a  vingt-cinq  ans,  sous  les  auspices  de  TEmpereur  Alexandre  II, 
la  Conference  a  reussi  k  donner  une  forme  plus  precise  aux  lois  et  coutumes 
de  la  guerre  sur  terre.  ||  "Ce  sont  lä,  Messieurs,  des  resultats  positifs  acquis 
apres  de  consciencieux  travaux.  ||  *'Mais  Toeuvre  qui  ouvre  une  ere  nouvelle, 
pour  ainsi  dire,  dans  le  domaine  du  droit  des  gens,  c'est  la  Convention  pour 
le  reglement  pacifique  des  confiits  internationaux.  Comme  en  tete  eile  porte 
l'inscription:  *Du  maintien  general  de  la  Paix.'  ||  ''H  y  a  quelques  annees,  en 
clöturant  Tarbitrage  de  la  Mer  de  Behring,  un  eminent  diplomate  Frangais 
s'exprimait  comme  suit:  'Nous  nous  sommes  efforces  de  maintenir  intacts  les 
principes  fondamentaux  de  cet  auguste  droit  des  gens  qui  s'etend  comme  la 
voüte  des  cieux  au-dessus  de  toutes  les  natious  et  qui  emprunte  les  lois  de 
la  nature  elle-meme  pour  proteger,  les  uns  k  iregard  des  autres,  les  peuples 
de  la  terre  en  leur  inculquant  les  prescriptions  du  bon  vouloir  mutueL'  ||  ''La 
Conference  de  la  Paix,  avec  Tautorite  qui  s*attache  k  une  assembiee  oü  sont 
reunis  les  £tat8  civilises,  s'est  efforcee,  eile  aussi,  de  sauvegarder  dans  des 
questions  d'interöt  capital,  les  principes  fondamentaux  du  droit  intemationaL 
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Nr.  121Ö4.  Elle  a  pris  k  tÄche  de  les  pr^ciser,  de  les  d6velopper,  de  les  appliquer  d'une 
rtsataa.    mani^rc  plns  complöte.     Elle  a  ör66   8ur  plusieurs  points  un  droit  nouvean 

29.jttiii8w.r^pQii(iant  ä  des  nöcessit^s  nouvelles,  au  progr^s  de  la  vie  internationale,  aux 
exigences  de  la  conscience  publique,  aux  meilleures  aspirations  de  Fliumanit^. 
Elle  a  notamment  accompli  une  oenvre  que  Tayenir  appellera  sans  doate  *\e 
Premier  code  international  de  la  Paix*  et  auquel  nous  avons  donn6  le  nom 
plus  modeste  de  'Convention  pour  le  r^lement  pacifique  des  conflits  inter- 
nationaux.'  ||  ''En  inaugurant  les  s^ances  de  la  Conference,  je  signalais  comme 
un  des  ^l^ments  principaux  de  notre  commune  £tude  et  comme  'l'essence 
mftme  de  notre  t&che*  la  r6alisation  des  progr^s  si  impatiemment  attendus  en 
mati^re  de  m^diation  et  d'arbitrage.  Je  ne  m'^tais  pas  tromp^  en  estimant 
que  nos  travaux  dans  cet  ordre  prendraient  une  exceptionnelle  importance.  || 
''L'oeuvre  est  aceomplie  aujourd'hui.  Elle  atteste  la  haate  sollicitude  des 
Gouvernements  pour  tout  ce  qui  touche  au  d^veloppemcnt  pacifique  des 
relations  internationales  et  au  bien-6tre  des  peuples.  ||  **Cette  oeuvre  n'est  point 
parfaite  sans  doute,  mais  eile  est  sinc^re,  pratique,  et  sage.  Elle  s'efforce  de 
concilier  en  les  sauvegardant,  les  deux  principes  qui  sont  la  base  du  droit  des 
gens,  le  principe  de  la  souverainet6  des  fitats  et  le  principe  d'une  juste 
solidarite  internationale.  Elle  donne  le  pas  k  ce  qui  unit  sur  ce  qui  divise. 
Elle  affirme  que  dans  les  temps  nonveaux  oü  nous  entrons,  ce  qui  doit 
dominer  ce  sont  les  oeuvres  n^es  d'un  besoin  de  Concorde  et  föcond^es  par  la 
collaboration  des  £tats  poursuivant  la  r^alisation  de  leurs  int^r^ts  legitimes 
dans  une  paix  solide  r^glöe  j^ar  la  justice.  ||  l^a  täche  remplie  par  la  Con- 
ference de  La  Haye  dans  cet  ordre  est  vraiment  meritoire  et  belle.  Elle 
r^pond  aux  sentiments  magnanimes  de  son  auguste  Initiateur,  eile  aura  l'appui 
de  Topinion  universelle  et  recueillera,  je  Tesp^re,  les  suffrages  de  l'bistoire.  || 
''Je  n'entrerai  pas,  Messieurs,  dans  les  d^tails  de  l'Acte  que  plusieurs  d'entre 
nous  viennent  de  signer.  Ils  sont  expos6s  et  analys6s  dans  l'incomparable 
Rapport  qui  se  trouve  entre  vos  mains.  ||  "A  Theure  präsente  il  est  peut-6tre 
prämature  d'ailleurs  de  juger  dans  son  ensemble  l'oeuvre  k  peine  terminee. 
Nous  sommes  encore  plac^s  trop  pr^s  du  berceau:  la  perspective  aerienne 
nous  fait  d^faut.  Ce  qui  est  certain  c'est  que  cette  oeuvre  entreprise  sur 
rinitiative  de  l'Empereur,  mon  auguste  Maltre  et  sous  les  auspices  de 
Sa  Majeste  la  Beine  des  Pays-Bas  se  d^veloppera  dans  Tavenir,  Comme  l'a 
dit  dans  une  circonstance  m^morable  le  President  de  notre  Troisi^me  Com- 
mission,  'Plus  on  s*avancera  sur  la  route  du  temps,  plus  clairement  apparattra 
son  importance.'  ||  "Eh  bien,  Messieurs,  le  premier  pas  est  fait  ünissons  nos 
volont4s  et  sacbons  profiter  de  Fexperience.  ||  "La  bonne  graine  est  sem6e. 
Laissons  venir  la  moisson.  ||  "Quant  k  moi  qui  suis  arriv^  au  terme 
de  ma  carri^re  et  au  d^clin  de  la  vie,  je  consid^re  comme  une  consolation 
suprtoe  de  voir  s'ouvrir  de  nouvelles  perspectives  au  bien  de  l'hnmanite  et 
de  pouvoir  porter  mes  regards  dans  les  clart^s  de  Tavenir."  (Applaudissements 
prolongAs.) 
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Son  Excellence  le  Comte  de  Münster  prononce  le  disconrs  snivant: —       Hr.  12154. 

"Messieurs,  II  "Vous  me  permettrez  comme  doyen  d'äge  de  cette  assembl^e  '^^"'•'•"" 
de  r^pondre  aux  belies  paroles  qne  nons  venons  d'entendre  et  yons  voa8  29.jaUi899. 
associerez  h  moi  ponr  remercier  MM.  de  Staal  et  de  Kamebeek,  Prfeident  et 
Yice-Pr^sident  de  la  Conference.  ||  "M.  de  Staal  a  pnissamment  contribu6  ä  la 
r^ussite  de  nos  travaux.  Par  sa  grande  amabilit^  envers  nons  tons,  il  a  sn 
maintenir  les  bons  rapports  qui  ont  exlst^  panni  tons  les  D^lögn^s,  U  est 
bien  rare  qu'nne  assembl^e  qui  a  dur^  denx  mois  et  demi  puisse  montrer  une 
entente  anssi  parfaite  que  celle  qui  a  toujoars  r^gn^  dans  cette  salle.  ||  "M.  de 
Karnebeek  a  ^t^  la  cheville  ouvri^re  de  la  Conference.  II  a  travailie  plus 
que  nous  tous  et  nous  lui  devons  beaucoup.  Nous  avons  ä  le  remercier  aussi 
pour  la  grande  hospitalite  que  nous  avons  trouv^e  ici  d^uis  le  TrAne 
jusqu'au  plus  humble  des  sujets.  ||  "M.  de  Karnebeek  s'est  inspir6  de  Texemple 
de  son  anguste  Souveraine  qui  nous  a  honoris  d'un  accueil  que  nous 
n'oublierons  jamais.  ||  ''Si  la  Conference  n'a  pas  r^alise  tous  les  desirs— et 
les  desirs  et  les  illusions  allaient  tr^s  loin — eile  aura  du  moins  une  grande 
influence  dans  Tavenir  et  la  semence  qu'elle  a  jet^e  est  sAre  d'^dore.  Son 
prinoipal  r^sultat  sera  donc  Tinfluence  que  la  r^union  de  tant  d'horomes 
eminents  ne  saurait  manquer  d'avoir  sur  Tentente  de  tontes  les  nations.  Cette 
Conference  sera  un  de  nos  plus  beaux  Souvenirs  et  dans  ce  souvenir  deux 
noms  brilleront  toujonrs,  ceux  de  MM.  de  Staal  et  de  Karnebeek,  Je  vous 
prie  de  vous  lever  en  leur  honneur."     (Yifs  applaudissements.) 

Le  President  repond  quil  est  profondement  touche  des  paroles  eloquentes 
qui  viennent  d'etre  prononcees  et  il  remercie  du  fond  du  coeur  son  Excellence 
le  Comte  Münster  et  tous  ceux  dont  il  a  exprime  les  sentiments.  Dans  les 
Souvenirs  qu'il  emportera  de  la  Conference,  celui  des  bons  rapports  qu'il  a 
entretenus  avec  tous  ses  coliegues  ne  sortira  Jamals  de  sa  memoire.  (Applau- 
dissements.) II  M.  de  Karnebeek  dit  qu'il  est  egalement  sensible  aux  paroles  de 
son  Excellence  le  Comte  de  Münster.  II  hesite  cependant  k  accepter  pour  lui 
les  eioges  qui  lui  ont  ete  adrcsses.  8i  Ton  croit  qu'il  a  pu  faire  quelque 
chose  pour  la  reussite  de  Toeuvre  commune  et  qu'il  a  ete  en  quelque  sorte  la 
personnification  de  Tesprit  et  du  travail  de  cette  Conference,  M.  de  Karnebeek 
declare  qu'il  n'a  ete  que  le  miroir  de  l'esprit  qui  animait  tous  les  Deiegues 
et  de  ce  qu'ils  ont  fait  eux-memes.     (Applaudissements.) 

M.  le  Baron  d'£stoumelles  s'exprime  en  ces  termes: — 

"Avec  la  permission  de  notre  honore  President,  je  voudrais  soumettre 
k  la  Conference  un  voeu  personnel  avant  de  nons  separer.  ||  ''On  pourra  dis- 
cuter  notre  oeuvre  et  la  jnger  trop  modeste,  mais,  comme  vient  de  le  dire 
M.  le  Comte  de  Münster,  on  ne  contestera  pas  que  nous  ayons  travailie  de 
tout  notre  coeur  depuis  deux  mois  et  demi.  Nous  sommes  venns  h  La  Haye 
de*  tous  les  points  du  globe,  sans  nous  connattre  les  uns  les  autres,  avec  plus  de 
prejuges  peut  etre  et  d'incertitude  que  d'esperance;  aujourd'hui  bien  des  pre« 
juges  ont  disparu;  des  Ileus  de  confiauce  et  de  Sympathie  se  soqt  formes  eptrQ 
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Nr.  12154.  nous.     Grftce  k  cet  accord  ni  de  rattacbement  de  tous  ä  roenvre  commune, 
Konfweni-  ^^^  avons  pu  franchir  nne  premi^re  6tape;  on  reconnaltra  peu  k  pen  qne  les 


89.JiiUi899.r68nltat8  obtenos  ne  sont  pas  n^gligeables  et  qn'ils  constitnent  an  genne 
f^cond.  Hais  ce  germe,  ponr  qu'il  se  d6yeloppe,  doit  6tre  Tobjet  d'one  con- 
stante  sollicitnde,  et  c'est  ponrqnoi  il  fant  soubaiter  qne  notre  Conference  ne 
se  s^pare  pas  k  tont  Jamais.  ||  ''Elle  aora  M  an  commencement,  eile  ne  doit 
pas  6tre  ane  fin.  Faisons  le  voea,  Messieurs,  que  nos  pays,  provoquant 
d'autres  r^unions  comme  celle-oi,  continuent  k  servir  ensemble  la  cause  de  la 
civilisation  et  de  la  paix."    (Applaudissements.) 

Son  Excellence  M.  de  Beaufort  prend  la  parole  en  ces  termes: — 

"Avant  que  la  s^nce  d'aujonrd'hui  soit  lev^e,  je  tiens  k  coeur  de  yous 
adresser  quelques  paroles.  ||  ''Le  Gouvernement  des  Pays-Bas  a  6te  heureux  de 
vous  voir  ici;  il  a  suivi  vos  d^lib^rations  avec  le  plus  grand  int^r^t,  et  11  se 
r^jouit  de  ce  que  vos  travaux  aient  port^  des  fruits.  ||  "Si  la  Conference  de 
la  Paix  n'a  pas  pn  r^aliser  les  r^ves  des  utopistes,  il  convient  de  ne  pas 
perdre  de  vue  qu'elle  a  eu  cela  de  commun  avec  toutes  les  r^unions  dliommes 
sörieux  et  intelligent«,  ayant  en  vue  un  but  pratique;  si,  d'uu  autre  cdt6,  eile 
a  dement!  les  sombres  pr^visions  des  pessimistes  qui  ne  voyaient  en  eile  qu'un 
effort  g^n^reux  pr6t  k  se  perdre  dans  renumöration  de  quelques  voeux,  eile  a 
d^montre  par  cela  m6me  la  justesse  de  vue  de  Tauguste  Monarque  qui  pour 
rinitiative  de  sa  r^union  a  choisi  le  moment  proplce.  ||  "Je  ne  veux  pas  en  ce 
moment  appuyer  sur  la  baute  iroportance  des  r^sultats  acquis.  II  est  vrai 
que  Taccord  unanime  sur  le  principe  du  d^sarmement  n'a  pas  pu  se  traduire 
dans  une  formule  pratique  applicable  aux  l^gislations  interieures  des  diff^rents 
pays  et  en  barmonie  avec  leurs  besoins  divergents.  Rappeions  nous  k  ce  sujet 
le  mot  d'un  Eminent  bistorien,  le  Duc  de  Broglie,  qui,  il  y  a  quelques  semaines 
a  dit  k  propos  de  la  Conference:  'Nous  vivons  dans  un  temps  oü  il  faut  tenir 
autant  et  plus  de  compte  de  Teffet  moral  d'une  grande  mesure  que  de  ses 
resultats  materiels  et  immediats.'  ||  "Sans  doute  Teffet  moral  de  vos  deiiberations 
dejä  sensible,  se  fera  sentir  de  plus  en  plus  et  ne  manquera  pas  de  se  mani- 
fester dans  Topinion  publique  d'nne  maniere  edatante;  il  secondera  puissamment 
les  Gouvernements  dans  leurs  efforts  pour  r^soudre  cette  question  de  la  limi- 
tation  des  armements  qui  restera  la  grave  et  legitime  preoccupation  des 
bommes  d'ftat  de  tous  les  pays.  ||  "Permettez-moi,  avant  de  terminer,  d'exprimer 
Tespoir  que  Sa  Majeste  l'Empereur  de  Russie  puisse  trouver,  dans  un  renou- 
vellement  d'^nergie  pour  continuer  la  grande  oeuvre  qu'il  a  entreprise,  la 
consolation  la  plus  efficace  dans  la  grande  et  cruelle  epreuve  qu'il  a  traversee. 
Pour  nous,  le  souvenir  de  votre  s^jour  ici  restera  k  jamais  un  point 
lumineux  dans  les  annales  de  notre  pays,  parce  que  nous  avons  la  ferme 
conviction  que  ce  s^jour  a  ouvert  une  nouvelle  ^re  dans  Tbistoire  des 
relations  internationales  entre  les  peuples  civilises."  (Applaudissements 
unanimes.) 
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Le  President  dit  qne  les  r^unions  de  la  Conförence  de  la  Paix  sont  doses  Nr.  121M. 
et  que  la  s^ance  est  lev6e,  Konfaen^ 

Le  President,  89.jniii899. 

(Sign6)        De  St  aal, 
Les  Secr^taires,    (Unterschriften). 


Nr.    12155.    KONPEBENZSTAATEN.  —  Schlafsakte. 

29.  JuU  1899. 
La  Conference  Internationale  de  la  Paix,  conyoqaöe  dans  an  haat  'senti-  ^''  ^*^^' 
ment  d*hamanit6  par  Sa  Majest^  TEmperear  de  Toates  les  Rassies,  s'est  r6anie, 


sar  rinvitation  da  Goavernement  de  Sa  Majest6  la  Reine  des  Pays-Bas,  k  la^-^»"^®^' 
Maison  Royale  da  Bois  ä  La  Haye,  le  18  Mai,  1899.  ||  Les  Paissances,  dont 
r^am^ration  sait,   ont  pris  part  k  la  Conference,  poar  laqaeUe  elles  avaient 
d^signö  les  D^l^ga^s  nommes  ci-aprös: — 

Poar  rAllemagne—  ||  Son  Excellence  le  Comte  de  Münster,  Ambassadear 
d'Allemagne  ä  Paris,  D616gae  Pienipotentiaire.  ||  M.  le  Baron  de  Stengel,  Pro- 
fessear  ä  TUniversite  de  Manich,  Second  Delegat.  ||  M.  le  Dr.  Zorn,  Conseiller 
Intime  de  Jastice,  Professear  k  TUni versitz  de  Königsberg,  Delegat  Scienti- 
fique.  II  M.  le  Colonel  de  Gross  de  Schwarzhoff,  Commandant  da  5^  Regiment 
d'Infanterie,  No.  94,  D^l^ga^  Technique.  ||  M.  le  Capitaine  de  Yaisseaa  Siegel, 
Attache  Naval  k  TAmbassade  Imperiale  k  Paris,  Deiegae  Techniqae. 

Pour  VAatriche-Hongrie—  ||  Son  Excellence  le  Comte  K  Welsersheimb, 
Ambassadear  Extraordinaire  et  Pienipotentiaire,  Premier  Deiegae,  Pienipoten- 
tiaire.  ||  M.  Alexandre  Okolic84nyi  d'Okolicsna,  Envoye  Extraordinaire  et  Mi- 
nistre  Pienipotentiaire  k  La  Haye,  Second  Deiegue,  Pienipotentiaire.  ||  M.  Gaetan 
Merey  de  Eapos-Mere,  Conseiller  d'Ambassade  et  Chef  de  Cabinet  da  Ministre 
des  Affaires  £trangeres,  Deiegae  ad  Joint,  jj  M.  Henri  Lammasch,  Professear  k 
rUniversite  de  Vlenne,  Deiegae  ad  Joint  ||  M.  Victor  de  Khaepach  Za  Ried, 
'  Zimmerlehen  et  Haslbarg,  Lieutenant-Colonel  de  r£tat-Major  General,  Deiegae 
adjoint  ||  M.  le  Comte  Stanislas  Soltyk,  Capitaine  de  Corvette,  Deiegae  adjoint 

Poar  la  Belgiqae —  ||  Son  Excellence  M,  Aagaste  Beernaert,  Ministre 
d'fetat,  President  de  la  Chambre  des  Representants,  Deiegae  Pienipotentiaire.  || 
M.  le  Comte  de  Grelle  Rogier,  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Pienipoten- 
tiaire k  La  Haye,  Deiega6  Pienipotentiaire.  ||  M.  le  Chevalier  Descamps,  Sena- 
tear,  Deiegae  Pienipotentiaire. 

Pour  la  Chine—  ||  M.  Yang  Yü,  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Pieni- 
potentiaire k  Saint-Petersbourg,  Premier  Deiegue,  Pienipotentiaire.  jj  M.  Loa- 
Tseng-Tsiang,  Second  Deiegue.  ||  M.  Hoo-Wei-Teh,  Second  Deiegae.  ||  M.  Ho- 
Yen-Cheng,  Conseiller  de  Legation,  Deiegue  adjoint. 

Pour  le  Danemark—  ||  M.  le  Chambellan  Fr.  E.  de  Bille,  Envoye  Extra- 
ordinaire et  Ministre  Pienipotentiaire  k  Londres,  Premier  Deiegae,  Pienipoten- 


Digitized  by 


Google 


176  I)io  Friedenskonferenz  im  Haag  1899. 

Nr.  12155.  tiaire.  ||  M.  J.  6.  F.  von  Schnack,  Colonel  d'Artillerie,  ancien  Ministre  de  la 
^^k!^  Guerre,  Second  D616gu^,  Plönipotentiaire. 

8«.  Joii  1899.  Poor  TEspagne —  ||  Son  Excellence  le  Dac  de  Tetnan,  ancien  Ministre  des 
Affaires  £trang^res,  Premier  D^1^6,  Pl^nipotentiaire.  ||  M.  W.  Ramirez  de 
Villa  Urrutia,  Envoj^  Extraordinaire  et  Ministre  Pl^nipotentiaire  k  Brnxelles, 
D61^gn^  Pltoipotentiaire.  ||  M.  Arthur  de  Bagner,  Envoy6  Extraordinaire  et 
Ministre  Pl^nipotentiaire  k  La  Haje,  Dü^6  Pl^nipotentiaire.  ||  M.  le  Comte 
del  Serrallo,  Golonel,  Attache  Militaire  k  la  L^gation  d'Espagne  k  Bruxelles, 
D61^6  adjoint. 

Ponr  les  £tats-Unis  d'Am^riqne —  ||  Son  Excellence  M,  Andrew  D.  White, 
Ambassadeur  des  £tats-Unis  k  Berlin,  D6l6ga6  Pl^nipotentiaire.  ||  L'Honorable 
Seth  Low,  President  de  l'üni versitz  Columbia  k  New-York,  DÄ16gu6  P16ni- 
potentiaire.  ||  M.  Stanford  Newel,  £nyoy4  Extraordinaire  et  Ministre  P16ni- 
potentiaire  k  La  Haje,  D^l6gu6  Pl^nipotentiaire.  H  M.  Alfred  T.  Mahan,  Gapi- 
taine  de  Yaissean,  D^l^gu^  Pltoipotentiaire.  ||  M.  William  Crozier,  Gapitaine 
d'Artillerie,  D616gu6  P16nipotentiaire.  ||  M.  Frederick  W,  Holls,  Avocat  k  New- 
York,  D^Mgn6  et  Secr^taire  de  la  Döl^ation. 

Pour  les  fitats-ünis  Mexicains—  ||  M.  de  Mier,  Envoj6  Extraordinaire  et 
Ministre  Pl^nipotentiaire  k  Paris,  D^l^gu^  Pl^nipotentiaire.  ||  M.  Zenil,  Ministre- 
Resident  k  Bruxelles,  D^16gu6  Plönipotentiaire. 

Pour  la  France —  ||  M.  L6on  Bourgeois,  ancien  President  de  Gonseil, 
ancien  Ministre  des  Affaires  £trangäres,  Membre  de  la  Ghambre  des  D^put^s, 
Premier  D616gu^,  Pl^nipotentiaire.  ||  M.  Georges  Bihourd,  Envoy6  Extraordinaire 
et  Ministre  P16nipotentiaire  k  La  Ha  je,  Deuxi^me  D^16gu6,  Ph§nipotentiaire.  'i 
M.  le  Baron  d'Estoumelles  de  Constant,  Ministre  Pl^nipotentiaire,  Membre  de 
la  Ghambre  des  D6put6s,  Troisi^me  D61^u6,  Pl^nipotentiaire.  ||  M.  Moonier, 
G^n^ral  de  Brigade,  D61^u6  Technique.  ||  M.  P^phau,  Gontre-Admiral,  D6l6gai 
Technique.  ||  M.  Louis  Renault,  Professeur  k  la  Facult^  de  Droit  de  Paris, 
Jurisconsulte  Gonseil  du  Minist^re  des  Affaires  £trangöres,  D61^6  Technique. 

Pour  la  Grande-Bretagne  et  Irlande  —  ||  Son  Excellence  le  Tr^s  Hono- 
rable  Sir  Julian  Pauncefote,  Membre  du  Gonseil  Priy^  de  Sa  Majest^,  Ambas- 
sadeur Extraordinaire  et  Pl^nipotentiaire  du  Royaume-Uni  k  Washington, 
Premier  D^l^gn6,  Pl^nipotentiaire.  ||  Sir  Henry  Howard,  Envoyö  Extraordinaire 
et  Ministre  Pl^nipotentiaire  k  La  Haye,  Second  D6l6gu6,  Pl^nipotentiaire.  || 
Sir  John  A.  Fisher,  Yice-Admiral,  D^l^gu^  Technique.  ||  Sir  J.  G.  Ardagb, 
G^n^ral-Major,  D41^u^  Technique.  ||  M.  le  Lieutenant-Golonel  G.  k  Goart, 
Attache  Militaire  k  Bruxelles  et  k  La  Haye,  D6l6gu6  Technique  adjoint 

Pour  la  Gr^ce —  ||  M.  N.  Delyanni,  ancien  President  du  Gonseil,  ancien 
Ministre  des  Affaires  £trang^res,  Envoy^  Extraordinaire  et  Ministre  Pl^ni- 
potentiaire  k  Paris,  Ddl^gu^  Pl^nipotentiaire. 

Pour  ritalie —  ||  Son  Excellence  le  Gomte  Nigra,  Ambassadeur  dltalie  4 
Vienne,  S6nateur  du  Royaume,  Premier  D616gu6,  Pl^nipotentiaire.  ||  M.  le  Gomte 
A,  2^annini,  Envoy^  Extraordinaire   et  Ministre  Pl^nipotentiaire  k  La  Haje, 
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Peuxi^me  D616gtt6,  PWnipotentiaire.  |j  M.  le  Cbevalier  Guido  Pompllj,  D6put6  w.  12155.1 
au   Parlament  Italien,   Troisi^me  D616gu6,  P16nipotentiaire,  11  M.  le  Chevalier  J^o»'««"«- 

Staaten.' 

Louis  Zaccari,  Gön^al-Major«  D616ga^  Techniqne.  ||  M.  le  Ghevaüer  Angaste  29.  jouisoo. 
Biaiico,  Gapitaine  de  Yaissean,  Attache  Naval  k  TAmbassade  Royale  ä  Londre«, 
D^l6ga6  Techniqne. 

Ponr  le  Japon —  ||  M.  le  Baron  Hajashi,  Enyoj^  Extraordinaire  et  Mi- 
nistre  Plänipotentiaire  k  Saint-P^tersbonrg,  Prämier  D4l^u6,  Plenipotentiaire.  || 
M.  L  Motpno,  Envojä  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire  k  Bnixelles, 
Second  D^\6ga^^  Pl&iipotentiaire.  ||  M.  Uyehara,  Colonel,  Däl6ga6  Techniqne.  || 
M.  Sakamoto,  Gapitaine  de  Yaisseau,  Dü^ga6  Teohniqne.  ||  M.  Nagao  Ariga, 
Professenr  de  Droit  International  k  l'Scole  Sopärienre  de  Guerre  et  k  r£cole 
de  Murine  k  Tokio,  Dölögnö  Techniqne, 

Poor  le  Luxembonrg—  ||  Son  Excellence  M.  Eyschen,  Ministre  d'£tat, 
President  du  Gouvernement  Grand-Duoal,  D61^u6  Plönipoteatiaire.  |{  M.  le  Gomte 
de  Yillers,  Charge  d'Affiaires  k  Berlin,  DÜ&ga^  Plenipotentiaire. 

Pour  le  Montenegro—  ||  Son  Excellence  M.  le  Conseiller  Prive  aetuel  de 
Staal,  Ambassadear  de  Russie  k  Londres,  Deiegue  Plenipotentiaire. 

Pour  les  Pays-Bas —  ||  M.  le  Jonkheer  A.  P,  G.  van  Karnebeek,  ancien 
Ministre  des  Affaires  £trangeres,  Membre  de  la  Seconde  Chambre  des  £tat8- 
Generaux,  Deiegue  Plenipotentiaire.  ||  M.  le  General  J.  C.  C.  den  Beer  Poortu- 
gael,  ancien  Ministre  de  la  Guerre,  Membre  du  Conseil  d'£tat,  Deiegue  Pleni- 
potentiaire. II  M.  T.  M.  C.  Asser,  Membre  du  Conseil  d'£tat,  Deiegue  Pleni- 
potentiaire. II  M«  E»  N.  Bahnsen,  Membre  de  la  Premiere  Chambre  des  Btats- 
Generaux,  Deiegue  Plenipotentiaire.  ||  M.  A.  P.  Tadema,  Gapitaine  de  Vaisseau, 
Chef  de  r£tat-Major  de  la  Marine  Neerlandaise,  Dei^ue  Technique. 

Pour  la  Perse —  jj  M.  TAide-de-camp  General  Mirza  Riza  Khan  (Arfa-ud- 
Dovleh),  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire  k  Saint-Peters- 
bourg  et  k  Stockholm,  Premier  Deiegue,  Plenipotentiaire.  ||  M.  Mirza  Samad 
Khan,  Montazis-Saltaneh,  Conseiller  de  Legation  k  Saint-Petersbourg,  Deiegue 
adjoint. 

Pour  le  Portugal —  ||  M.  le  Comte  de  Macedo,  Pair  du  Royaume,  ancien 
Ministre  de  la  Marine  et  des  Colonies,  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre 
Plenipotentiaire  k  Madrid,  Deiegue  Plenipotentiaire.  ||  M.  d'Grnellas  Yascon- 
ccllos,  Pair  du  Royaume,  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire 
k  Saint-Petersbourg,  Deiegue  Plenipotentiaire.  ||  M.  le  Comte  de  Seiir,  Envoye 
Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire  k  La  Haye,  Deiegue  Plenipoten- 
tiaire. II  M.  le  Gapitaine  de  Yaisseau  Augusto  de  Gastilho,  Deiegue  Tech- 
niqne. II  M.  le  Capitaine  de  r£tat-Major  General  Ayres  d'Ornellas,  Deiegue 
Techniqne. 

Pour  la  Roumanie—-  ||  M.  Alexandre  Beldiman,  Envoye  Extraordinaire  et 
Ministre  Plenipotentiaire  k  Berlin,  Premier  Deiegue,  Plenipotentiaire.  ||  M.  Jean 
N.  Papinin,  Envoye  Extraordinaire  et  Ministre  Plenipotentiaire  k  La  Haye, 
Second   Deiegue,  Plenipotentiaire.  jj  M.   le   Golonel    Aide-de-camp   Constantin 
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Nr.  12155.  Coanda,  Directeor  de  rAitillerie  au  Minist^re  de  la  Guerre»  D61^6  Tecb- 

Konftmi- 

89.J«iii899.  Pour  la  Rossie  Q  Son  ExceUence  M.  le  Gonseiller  Priy^  actuel  de  Staal, 
Ambassadear  de  Rossie  h  Londres,  D^l^gn^  P16nipotentiaire.  H  M.  de  Martens, 
^Membre  Permanent  du  Gonseil  du  Ministöre  Imperial  des  Affaires  £trangöres, 
Gonseiller  Privö,  D^l^goö  Pl^nipontentiaire.  ||  M.  le  Gonseiller  d'£tat  actael  de 
Basily,  Ghambellan,  Directenr  da  Premier  Departement  da  Minist^re  Imperial 
des  Affaires  £trangdres,  D616ga6  Pl^nipotentiaire.  ||  M.  le  Gonseiller  d'fitat 
actael  BaffaloTich,  Agent  da  Minist^re  Imperial  des  Finances  en  France, 
m\^6  Techniqae.  ||  H.  Oilinsky,  Colonel  de  r£tat-MiOor  Gön^ral,  D^l^ga^ 
Techniqae.  y  M.  le  Gomte  Barantzew,  Golonel  de  TArtillerie  Mont^e  de  la 
Garde,  D^l^ga^  Techniqae.  ||  H.  Scheine,  Gapitaine  de  Fr^gate,  Agent  NaTal 
de  Bassie  en  France,  D6iega6  Techniqae.  ||  M«  0?tchinnikow,  Lieutenant  de 
Yaisseaa,  Professear  de  Jarispradence,  DilögaA  Techniqae. 

Poar  le  Serbie —  ||  M.  Mijatovitch,  flnvoj^  Extraordinaire  et  Ministre 
Pl^nipotentiaire  k  Londres  et  ä  La  Haye,  Däiga6  Pl^nipotentiaire.  ||  M.  le 
Golonell Maschine,  Envoy^  Extraordinaire  et  Ministre  Pl^nipotentiaire  k  Get- 
tignö,  DÜ^^  PMnipotentiaire.  ||  M.  le  Dr.  Yolslave  Yeljkovitch,  Professear  k 
la  Facalt6  de  Droit  de  Beigrade,  D^l^ga^  adjoint 

Poor  le  Siam^  ||  Son  ExceUence  Phya  Sariya  Navatr,  Envoy^  Extra- 
ordinaire et  Ministre  Pl^nipotentiaire  k  Saint-P6tersboarg  et  k  Paris,  Premier 
D^l^ga^,  Pl^nipotentiaire.  ||  Son  ExceUence  Phya  Yisaddha  Sariya  Sakdi,  Enyoy6 
Extraordinaire  et  Ministre  Pl^nipotentiaire  k  La  Haye  et  k  Londres,  Deuxi^me 
D^l^a^  Pl^nipotentiaire.  ||  M.  Gh.  Gorragioni  d'OreUi,  Gonseiller  de  L^gation, 
Troisi^me  D61^6.  ||  M.  £doaard  Rolin,  Gonsal-G6n6ral  de  Siam  en  Belgiqae, 
Qaatridme  D^l^ga^. 

Poar  la  Sa^de  et  la  Norvdge —  ||  M.  le  Baron  de  Bildt,  Envoy6  Extra- 
ordinaire et  Ministre  Pl^nipotentiaire  pr^s  la  Gour  Royale  dltalie,  D^l^^ 
Pl^nipotenÜare. 

Sa^de:  ||  M.  P.  H.  E.  Br&ndström,  Golonel,  Ghef  da  1«'  R^ment  des  Gre- 
nadiers de  la  Garde,  D^lögaö  Techniqae.  ||  M.  G.  A.  M.  de  Hjalhammar,  Gapi- 
taine de  Yaisseaa,  D^l^gaö  Techniqae. 

Norv^e:  ||  M.  W.  Konow,  President  de  TOdelsting,  Düiga6  Techniqae.  || 
M.  J.  J.  Thaalow,  G6n6ral-Major,  MMecin-Gön^ral  de  TArmte  et  de  la  Marine, 
Dä^ga^  Techniqae. 

Poor  la  Soisse— II  M.  le  Dr.  Arnold  Roth,  Envoy6  Extraordinaire  et 
Ministre  Pl^nipotentiaire  k  Berlin,  Dei6go6  Pl^nipotentiaire.  ||  IL  le  Golonel 
Arnold  EünzU,  Gonseüler  National,  D^l^^.  ||  M.  £doaard  Odier,  Gonseiller 
National,  D61^a6  Pl^nipotentiaire. 

Poor  la  Torqoie —  ||  Son  ExceUence  Torkhan  Pacha,  ancien  Ministre  des 
Affaires  £trang^es,  Membre  da  GonseU  d'fitat,  Premier  D6Uga6,  P16nipoten- 
tiaire.  ||  Noory  Bey,  Secr^taire-G^n^ral  ao  Minist^re  des  Affiaires  fitrang^res, 
D416goe  Pl^nipotentiaire.  ||  Abdallah  Pacha,  G6n6ral  de  Division  d^fitat-Major, 
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D61^^  Plfoipotenttaire.  ||  Mehemed  Pacha,   Contre-Admiral,   D6\^6  Pl^ni-  Nr.  12155. 
potentiaire.  Konfwent. 

Pour  la  Balgarie — ||  M«  le  Dr.  Dimitri  L  Stancioff,  Agent  Diplomatique  89.Jaiii899. 
k  Saint-Pötersboorg,  Premier  D^l^^,  Pl^nipoteotiaire.  ||  M.  le  Major  Christo 
Hessaptchieff,  Attache  MUitaire  k  Beigrade,  Second  D^l^ga6,  P16nipotentiaire. 

Dans  one  s6rie  de  r^onions,  tennes  du  18  "Mai  an  29  Jaillet,  1899,  oü 
les  Döl6gn6s  pröeit^  ont  ^te  constamment  animös  du  dösir  de  rteliser,  dans 
la  plus  large  mesore  possible,  les  vaes  g^n^reuses  de  raagoste  Initiatenr  de  la 
Conference  et  les  intentions  de  lenrs  Goavemements,  la  Conference  a  arr6t6, 
pour  ^tre  soomis  k  la  Signatare  des  Pl^nipotentiaires,  le  texte  des  Conventions 
et  D^clarations  6nam6r6es  ci-apr^s  et  annexies  au  präsent  Acte: — 

L   Convention  pour  le  r^glement  pacifique  des  conflits  internationaux. 

IL   Convention  concernant  les  lois  et  coutames  de  la  guerre  sor  terre. 

in.  Convention  pour  Tadaptation  k  la  guerre  maritime  des  principes  de 
la  Convention  de  Genöve  du  22  Aoüt,  1864. 

IV.   Trois  D^clarations  concernant: 

1.  L'interdiction  de  lancer  des  projectiles  et  des  explosifs  du  baut  de 
ballons  oa  par  d'autres  modes  analogues  nouveaux.  ||  2.  L'interdiction  de 
Temploi  des  projectiles  qui  ont  pour  but  unique  de  r^pandre  des  gaz  asphyx- 
iants  on  d^l^t^res.  ||  3.  L'interdiction  de  Temploi  de  balles  qui  s'^panouissent 
on  s'aplatissent  facilement  dans  le  corps  bumain,  telies  que  les  balles  k  enve- 
loppe  dure  dont  Tenveloppe  ne  couvrirait  pas  enti^rement  le  noyau  on  sentit 
pourvue  d'incisions. 

Ces  Conventions  et  Döclarations  formeront  autant  d'Actes  s^par^.  Ces 
Actes  porteront  la  date  de  ce  jour  et  pourront  6tre  sign^s  jusqu'au  31  D6- 
cembre,  1899,  par  les  PUnipotentiaires  des  Pnissances  repr6sent^  k  la  Con- 
ference Internationale  de  la  Paix  k  La  Haje.  ||  Oböissant  aux  mömes  inspira- 
tions,  la  Conference  a  adopte  k  Tunanimite  la  Resolution  suivante: — 

''La  Conference  estime  que  la  limitation  des  cbarges  militaires  qui  pdsent 
actuellement  sur  le  monde  est  grandemeut  desirable  pour  Taccroissement  du 
biea-6tre  materiel  et  moral  de  rbnmanite." 

Elle  a,  en  outre,  emis  les  voeux  suivants;-—  ||  1.  La  Conference,  prenant 
en  consideration  les  demarches  preiiminaires  faites  par  le  Gouvernement  Fe- 
deral  Suisse  pour  la  revision  de  la  Convention  de  Gendve,  emet  le  voeu  qull 
soit  procede  k  brcf  deiai  k  la  reunion  d'une  Conference  speciale  ayant  pour 
objet  la  revision  de  cette  Convention.  ||  Ce  voeu  a  ete  vote  k  Tunanimite.  || 
2.  La  Conference  emet  le  voeu  que  la  question  des  droits  et  des  devoirs  des 
neutres  soit  inscrite  au  Programme  d'une  prochaine  Conference.  ||  3.  La  Con- 
ference emet  le  voeu  que  les  questions  relatives  aux  fusils  et  aux  canons  de 
marine,  telies  qu'elles  ont  ete  examinees  par  eile,  soient  mises  k  retude  par 
les  Gouvernements,  en  vne  d'arriver  k  une  entente  concernant  la  mise  en  usage 
de  nouveaux  tjpes  et  calibres.  ||  4.  La  Conference  emet  le  voeu  que  les  Gou- 
vernements, tenant  compte  des  propositions  faites  dans  la  Conference,  mettent 
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Nr.  1215».  A  r6tade  la  possibilitö  d'une  enteilte  concernant  la  limitation  des  forces  armte 
KoDftnn».  ^^  ^^^^^  ^^  ^^  ^^^  ^^  ^^g  bodgets  de  guerre.  ||  6.  La  Conförence  6met  le  ?oeu 


v».jaui80».qae  la  proposition  tendant  ä  diclarer  rinTiolabiliti  de  la  propri^ti  prly^e  dans 
la  gaerre  snr  mer  soit  renyoj^  k  Texamea  d'ooe  Conference  oltärienre.  || 
6.  La  Conference  ^met  le  yoen  qae  la  proposition  de  regier  la  qnestion  da 
bombardement  des  ports,  yiües,  et  villages  par  one  force  navale  soit  renyoy6e 
ä  Texamen  d'one  Conference  alterienre.  ||  Les  cinq  demiers  roeox  ont  ete  yotis 
i  rnnanimite,  sanf  quelques  abstentions. 

£n  foi  de  quoi,  les  Pienipotentiaires  ont  signe  le  präsent  Acte,  et  y  <mt 
appose  leurs  cachets. 

Fait  ä  La  Haye,  le  29  JuiUet,  1899,  en  nn  senl  ezemplaire,  qui  sera 
d^pose  au  Ministere  des  Affaires  £trangere8|  et  dont  des  eopies,  certifiees  con- 
formes,  seront  deiivrees  ä  toutes  les  Puissanees  representtes  k  la  Conference. 

(Dnterschrifien.) 

Nr.  12156.  KOHFEEENZSTAATEH.  —  Übereinkommen  Aber  eine 
Verordnung  zur  friedlichen  Beilegung  von  Streitig- 
keiten der  Nationen  untereinander. 

29.  Juli  1899. 

Nr.  12156.  Sa  Majeste  le   Roi   des  Beiges;  Sa  Majeste  le  Roi  de  Danemark;  Sa 

suaten.'^  Majcste  Ic  Roi  d'Espague,   et  en  son  nom  Sa  Majeste  la  Reine-Regente  du 

29.JnUi8w.Royaume;  le  President  des  ßtats-Unis  d'Amerique;  le  President  des  £tats-Unis 
Mexicains;  le  President  de  la  Republiqne  Fran^ise;  Sa  Majeste  le  Roi  des 
Helienes;  Son  Altesse  le  Prince  de  Montenegro;  Sa  Majeste  la  Reine  des 
Pays-Bas;  Sa  Majeste  Imperiale  le  Sobah  de  Perse;  Sa  Majeste  le  Roi  de 
Portugal  et  des  Alganres;  Sa  Majeste  le  Roi  de  Roumanie;  Sa  Majeste 
TEmpereur  de  Toutes  les  Russies;  Sa  Majeste  le  Roi  de  Siam;  Sa  Majeste  le 
Roi  de  Sudde  et  de  Norvege;  et  Son  Altesse  Royale  le  Prince  de  Bulgarie, 
animes  de  la  fermo  volonte  de  concourif  au  maintien  de  la  paix  generale; 

Resolus  k  favoriser  de  tous  leurs  efforts  le  reglement  amiable  des  con* 
flits  internationaux;  ||  Reconnaissant  la  solidarite  qui  unit  les  membres  de  la 
sooiete  des  nations  civilisees;  ||  Voulant  etendre  Tempire  du  droit  et  fortifier 
le  sentiment  de  la  justice  internationale;  ||  Convaincus  que  Tinstitution  perma- 
nente d'une  juridiction  arbitrale,  accessible  k  tous,  au  sein  des  Puissanees  in- 
döpendantes  peut  contribuer  efficacement  k  ce  resultat;  ||  Considerant  les 
avantages  d'une  Organisation  generale  et  reguliere  de  la  procedure  arbitrale;  || 
Estiroant  avec  l'auguste  Initiateur  de  la  Conference  Internationale  de  la  Paix 
qu'il  importe  de  consacrer  dans  un  accord  international  les  principes  d'equite 
et  de  droit  sur  iesquels  reposent  la  securite  des  £tats  et  le  bien-etre  des 
peuples;  |l  Desirant  conclure  une  Convention  k  cet  effet,  ont  nomme  ponr  leurs 
Plt^nipotentiaires,  savoir:  ||  (Folgen  die  Namen.)  ||  Lesquels,  apr^s  s'etre  com- 
muttique  leurs  pleins  pouvoirs,  trouves  en  bonne  et  due  forme,  sont  eonvenus 
des  dispositions  suivantes:  — 
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•ntre  L  —  D«  MaittHen  de  la  Bake  QMräk.  »r.  ms«, 

Konferenx- 
Article   L  ttaaten. 

En  vue   de  pr^venir  autant  que  possible  le  recours  ä  la  force  dans  les^-«''»"^®^- 
rapports   entre  les  fitats,   les  Poissances  Signataires  conviennent  d^employer 
tons  lenrs  efforts   pour  assnrer  le   r^glement  pacifiqne  des  diff^rends  inter- 
natlonanx. 

Titre  IL  —  Des  Bans  Offices  et  de  la  Midiation, 

Article  ü. 

En   cas   de   dissentiment   grave   ou   de   conflit,   avant  d'en  appeler  aux 

armes,  les  Poissances  Signataires  conviennent  d'avoir  recours,  en  taut  que  les 

circonstances  le  permettront,  aux  bons  offices  ou  ä  la  midiation  d^une  ou  de 

plnsiears  Poissances  amies. 

Article  HI. 

Ind^pendamment  de  ce  recoors»  les  Poissances  Signataires  jogent  utile, 
qo'one  ou  plosieurs  Poissances,  ^trang^res  ao  conflit,  offrent  de  leur  propre, 
initiative,  en  tant  que  les  circonstances  s'j  pr^tent,  leurs  bons  Offices  ou  leor 
midiation  aux  fitats  en  conflit  ||  Le  droit  d'offrir  les  bons  Offices  ou  la 
midiation  appartient  aux  Poissances  4trang^es  ao  conflit,  m^me  pendaut  le 
coors  des  hostilit^s.  ||  L'exercice  de  ce  droit  ne  peot  Jamals  6tre  consid^r^  par 
Tone  00  Taotre  des  parties  en  litige  comme  on  acte  peo  amical. 

Article  IV. 
Le  röle  du  m^ateor  consiste  ä  concilier  les  Protections  opposOes  et  k 
apaiser  les   ressentiments   qoi  peovent    s'6tre    prodoits    entre    les   £tats    en 
conflit 

Article  V. 
Les  fonctions  do  mOdiateor  cessent  da  moment  oü  11  est  constatO,   soit 
par  Tone  des  parties  en  litige,  soit  par  le  mödiateor  loi-möme,  qoe  les  moyens 
de  oonciliation  propos^  par  loi  ne  sont  pas  accept^ 

Article  VI. 
Les  bons  Offices  et  la  midiation,  soit  sor  le  recoors  des  parties  en  con- 
flit, soit  sor  Tinitiative  des  Poissances  Otrang^res  ao  conflit,  ont  exclasivexnent 
le  caractdre  de  conseil,  et  n'ont  Jamals  force  obligatoire. 

Article  Vn. 

L'acceptation  de  la  midiation  ne  peot  avoir  pour  effet,   saof  Convention 

contraire,   d'interrompre,   de  retarder,   ou  d'entraver  la  mobilisation  et  aotres 

mesores  prOparatoires  k  la  goerre.   ||   Si  eile  intervient  aprte  Toofertore  des 

hostilitOs,  eile  n'interrompt  pas,  saof  Convention  contraire,  les  opOratioiu  niH* 

taires  en  coors. 

Article  VIIL 
Les  Poissances  Signataires  sont  d'accord  poor  recommander  Tapplication, 
dacns   les   circonstances  qoi   le   permettent,  d'one  midiation  speciale  soos  la 
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Nr.  18156.  forme  suivante:  —  j|  En  eas  de  diff^rend  grave  compromettaDt  la  paix,  les 
BUaAm!^  Etats  60  coüflit  choisissent  respectlTement  une  Püissaoce  k  laqaelle  ils  confient 

29.Jain899.ia  missioD  d'entrer  en  rapport  direct  avec  la  Poissance  choisfe  d'aatre  part, 
k  reffet  de  pr^venir  la  ruptnre  des  relations  pacifiqnes.  ||  Pendant  la  dnrte  de 
ce  mandat  dont  le  terme,  sauf  stipulation  contraire,  ne  peut  exc6der  trente 
jonrs,  les  Etats  en  litige  cessent  tont  rapport  direct  an  snjet  da  conflit^  leqnel 
est  consid^r6  comme  d^f^r^  exclnsivement  anx  Poissances  M^diatrices.  Celles-ci 
doivent  appliqner  tons  lenrs  efforts  k  regier  le  diff^rend.  ||  En  cas  de  mptnre 
effective  des  relations  pacifiqnes,  ces  Pnissanccs  demenrent  charg^es  de  la 
mission  commnne  de  profiter  de  tonte  occasion  ponr  r^tablir  la  paix. 

Titre  IIL  —  Des  Commissions  IntemcOtonales  d'EnquUe. 
Article  EL 
Dans  les  litiges  d'ordre  international  n'engageant  ni  rbönnenr  ni  des 
int^^ts  essentiels  et  provenant  d'nne  divergence  d'appr^ciation  snr  des  points 
de  fait,  les  Pnissances  Signataires  jngent  ntile  qne  les  parties  qni  n'anraicnt 
pn  se  mettre  d'accprd  par  les  7oies  diplomatiqnes  institnent,  en  tant  qne  les 
circonstances  le  permettront,  nne  Commission  Internationale  d'Enqnßte  charg^e 
de  faciliter  la  solntion  de  ces  litiges  en  ^claircissant,  par  nn  examen  impartial 
et  consciencienx,  les  questions  de  fait. 

Article  X. 

Les  Commissions  Internationales  d'Enqn^te  sont  constita^es  par  Convention 
speciale  entre  les  parties  en  litige.  ||  La  Convention  d'Enqnftte  pr6cise  les  faits 
ä  examiner  et  T^tendne  des  ponvoirs  des  Commissaires.  ||  Elle  r^gle  la  proc^- 
dnre.  ||  L'enqnöte  a  lien  contradictoirement  ||  La  forme  et  les  d^lais  ä  obseryer 
en  tant  qn'ils  ne  sont  pas  fix^s  par  la  Convention  d'Enqn^te,  sont  d^terroin^s 
par  la  Commission  elle-m6me. 

Article  XL 

Les  Commissions  Internationales  d'EnquAte  sont  form^s,  sauf  stipulation 
contraire,  de  la  mani^re  d^termin^e  par  l'Article  XXXII  de  la  präsente  Con- 
vention. 

Article  XIL 

Les  Pnissances  en  litige  s'engagent  ä  fonrnir  k  la  Commission  Internatio- 
nale d'Enqn^te,  dans  la  plns  large  mesnre  qn'elles  jngeront  possible,  tons  les 
moyens  et  tontes  les  facultas  n^cessaires  ponr  la  connaissance  compl^te  et 
Tappr^ciation  exacte  des  faits  en  qaestion. 

Article  XIII. 
La  Commission  Internationale  d'Enqnöte  pr^ente  anx  Pnissances  en  litige 
son  Rapport  sign^  par  toos  les  membres  de  la  Commission. 

Article  XIV. 
Le  Rapport  de  la  Commission  Internationale  d'Enqnfitc,  limit6  k  la  t^n- 
statation    des   faits^   n'a   nnllement  le  caract^re  d'nne  sentence   arbitrale.  .  II 
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laisse  aax  Pnissances  en  litige  noe  enti^re  libert^  poar  la  suite  k  donner  k  Nr.  itm. 
cette  constatation.  Konfewmt- 


Titre  IV.  -  De  TArlUrage  LUemationäl.  ».J«üii8w. 

Chapitre  I.  -^  De  la  Justice  ÄrbUräle. 
Articie  XV. 
L'arbitrage   interoational  a  poar  objet  le  i^glement  de  litiges  entre  les 
£tat8  par  des  jiiges  de  leor  choix  et  sar  la  base  du  respect  du  droit 

Articie  XVI. 
Dans  les  questlons  d'ordre  juridiqae,  et  en  premier  lien  dans  les  qaestions 
d'interpr^tation  oa  d'application  des  Conventions  Internationales,  Tarbitrage 
est  reconna  par  les  Pnissances  Signataires  comme  le  moyen  le  plus  ef&cace 
et  en  m^me  temps  le  plos  ^nitable  de  regier  les  litiges  qoi  n'ont  pas  6t6 
r^solns  par  les  yoies  diplomatiqnes. 

Articie  XVIL 
La  Convention  d'arbitrage  est  conclne  poar  des  contestations  d^j^  nöes 
oa  poar  des  contestations  Eventuelles.   ||   Elle  peot  concerner  toat  litige  oa 
sealement  les  litiges  d'ane  cat^gorie  d^termin^e. 

Articie  XVm. 
La  Convention  d'arbitrage  impUqne  Tengagement  de  se  sonmettre  de  bonne 
foi  k  la  sentence  arbitrale. 

Articie  XIX. 

IndEpendamment  des  Traitös  g^n^ranx  oa  particaliers  qni  stipalent 
actaellement  l'obligation  da  reconrs  k  Tarbitrage  poar  les  Paissances  Signa- 
taires, ces  Paissances  se  r^servent  de  conclare,  soit  avant  la  ratification  da 
präsent  Acte,  soit  post^rienrement,  des  accords  noaveaax,  gön^ranx,  oa  par- 
ticaliers, en  vae  d'Etendre  l'arbitrage-  obligatoire  k  toas  les  cas  qa'elles  jage- 
ront  possible  de  lai  soomettre. 

Chapitre  IL  —  De  to  Qmr  Permanente  d^ Arbitrage. 

Articie  XX. 

Dans  le  bat  de  faciliter  le  reeoars  imm^at  k  Tarbitrage  poar  les  diff4- 

rends  intemationanx  qai  n'ont  pa  6tre  r^l6s  par  la  voie  diplomatique,  les 

Paissances  Signataires  s'engagent  k  organiser  ane  Coar  permanente  d'arbitrage, 

accessible   en  toat  temps    et   fonctionnant ,    saof  stipulation    contraire    des 

parties,   conform6ment  aax  R^les  de  ProcEdare   insErtes   dans  la  pr^ente 

Convention. 

Articie  XXL 

La  Cour  Permanente  sera  compMente  poar  toas  les  cas  d'arbitrage,  k 

moins   qa*il  n'y  ait  entente  entre  les  parties  pomr  r^tablisaement  d'une  jari- 

diction  speciale. 
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"'• »»»,  Article  XHL 

KoBferens- 

>Ufti6iu  ün  Bureau  iDternational  Stabil  k  La  Haye  sert  de  greffe  k  la  Goaf .  p  Ce 

*^'^""**^*bureau  est  rinterm^diaire  des  Communications  relatives  anx  r^unions  de  celle- 
ci.  II II  a  la  garde  des  archives  et  la  gestion  de  tontes  les  affaires  administra- 
tives. II  Les  Pnissances  Sigoataires  s^engagent  k  commaniqner  an  Bnrean  Inter- 
national de  La  Haye  nne  copie  certifi^e  conforme  de  tonte  stipulation  d'arbi- 
trage  intervenue  entre  elles  et  de  toute  sentence  arbitrale  les  conoemant  et 
rcndue  par  des  juridictions  speciales.  ||  Elles  s'engagent  k  commnniquer  de 
meme  au  bureau  les  Lois,  Reglements,  et  documents  constatant  6ventuellement 
Tex^cution  des  sentences  rendues  par  la  Cour. 

Article  XXIII. 

Ohaque  Puissanoe  Signataire  d^signera,  dans  les  trois  mois  qui  suivront 
la  ratification  par  eile  du  pr^ent  Acte,  quatre  personnes  au  plus,  d'une  com- 
p^tence  reconnue  dans  les  questions  de  droit  international,  jouissant  de  la  plus 
haute  consid^ration  morale  et  dispos^es  k  accepter  les  fonctions  d'arbitres.  || 
Les  personnes  ainsi  d^sign^es  serout  inscrites,  au  titre  de  membre  de  la  Cour, 
sur  nne  liste  qui  sera  notifi^e  k  toutes  les  Pnissances  Sigoataires  par  les 
soins  du  bureau.  ||  Toute  modification  k  la  liste  des  arbitres  est  port^,  par 
les  soins  du  bureau,  k  la  connaissance  des  Pnissances  Signataires.  ||  Deux  ou 
plusieors  Pu^sances  peuvent  s'entendre  pour  la  d^sigoation  en  commnn  d'un 
ou  de  plusieurs  membres.  ||  La  m^me  personne  peut  ^tre  d^sign^e  par  des 
Pnissances  diff^rentes.  ||  Les  membres  de  la  Cour  sont  nomm^s  pour  un  terme 
de  six  ans.  Leur  mandat  pcut  ^tre  renouvel4.  ||  En  cas  de  d^c^s  on  de  retraite 
d'un  membre  de  la  Cour,  il  est  ponrvu  k  son  remplacement  seien  le  mode 
fix^  pour  sa  nomination, 

ArUcle  XXIV. 

Lorsque  les  Pnissances  Signataires  veulent  s'adresser  k  la  Cour  Perma- 
nente pour  le  r^glement  d'un  diff^rend  survenu  entre  elles,  le  choix  des 
arbitres  appel^s  k  former  le  tribunal  comp^tent  pour  statuer  sur  ce  difförend, 
doit  6tre  fait  dans  la  liste  g^n^rale  des  membres  de  la  Cour.  ||  A  d^faut  de 
Constitution  du  tribunal  arbitral  par  l'accord  imm^diat  des  parties,  il  est  pro- 
c6d^  de  la  nani^re  suivante:  —  ||  Chaque  partie  nomme  deux  arbitres  et 
ceux-ci  choisissent  ensemble  vn  surarbitre.  ||  En  cas  de  partage  des  voix,  le 
choix  du  suriurbitre  est  oonfi6  k  nne  Puissance  tierce,  dösign^e  de  comainn 
accord  par  les  parties.  ||  Si  Taccord  ne  s'6tablit  pas  &  ce  snjet,  chaque  partie 
d^signe  nne  Puissance  difförente,  et  le  choix  du  surarbitre  est  £ait  de  concert 
par  les  Pnissances  ainsi  d^sign^es.  ||  Le  tribunal  6tant  ainsi  compos^  les  parties 
notifient  an  bureau  leur  d^cision  de  s'adresser  k  la  Cour  et  les  noms  des 
arbitres.  ||  Le  tribunal  arbitral  se  r^nnit  k  la  date  fixte  par  les  parties.  ||  Les 
membres  de  la  Cour,  dans  Texercice  de  leurs  fonctions  et  en  dehors  de  leur 
pays,  jouissent  des  Privileges  et  immunitös  diplomatiqnes. 
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Artiele  XXV.  Nn  mim. 

Le  tribunal  arbitral  d^ge  d'ordinaire  k  La  Haye.  ||  Le  si^e  ne  peat,  sauf    »tutea. 
le  cas  de  force  majeure,  ötre  chang6  par  le  tribnnal  que  de  Tassentiment  des***^**^*^* 
parties. 

Artiele  XXVL 

Le  Bnrean  International  de  La  Haje  est  antoris^  ä  mettre  ses  locaox  et 
son  Organisation  h  la  disposition  des  Poissances  Signataires  ponr  le  fonction- 
nement  de  tonte  jaridiction  speciale  d'arbitrage.  ||  La  jaridiction  de  la  Cour 
Permanente  peat  6tre  ^tendne,  dans  les  conditions  prescrites  par  les  Regle- 
ments, aax  litiges  existant  entre  des  Pnissances  non-Signataires  on  entre  des 
Paissances  Signataires  et  des  Pnissances  non-Signataires,  si  les  parties  sont 
convennes^  de  recourir  k  cette  jnridiction. 

Artiele  XXVIL 

Les  Paissances  Signataires  consid^rent  comme  an  devoir,  dans  le  cas  oü 
nn  conflit  aigu  menacerait  d'^clater  entre  deax  on  plasiears  d'entre  elles,  de 
rappeler  k  celles-ci  qne  la  Goar  Permanente  lear  est  onverte.  ||  En  consö- 
qaence,  elles  d^clarent  que  le  fait  de  rappeler  aax  parties  en  conflit  les 
dispositions  de  la  präsente  Gonrention,  et  le  conseil  donn^,  dans  Tint^rdt 
sap6riear  de  la  paix,  de  s'adresser  k  la  Cour  Permanente  ne  peuvent  ^tre 
consid^r^s  que  comme  actes  de  bons  offices. 

Artiele  XXVIIL 

ün  Conseil  Administratif  Permanent  compos6  des  Repr^sentants  Diplo- 
matiqoes  des  Paissances  Signataires  accr^dit^  k  La  Haje  et  da  Ministre  des 
Affaires  Strang^res  des  Pays-Bas  qai  remplira  les  fonctions  de  President,  sera  con- 
stita6  dans  cette  ville  le  plas  t^t  possible  apr^s  la  ratification  da  präsent  Acte 
par  neaf  Paissances  an  moins.  ||  Ce  Conseil  sera  chtrg^  d'^blir  et  d'organiser 
le  ßnreaa  International,  leqael  demearera  soas  sa  direction  et  soas  son  con- 
tr61e.  II  II  notifiera  aax  Paissances  la  constitation  de  la  Conr  et  poanroira  ä 
Tinstallation  de  celle-ci.  ||  II  arr^tera  son  r^gleroent  d*ordre  ainsi  qae  toas 
aatres  r^glements  n^cessaires.  ||  II  d^cidera  tontes  les  qaestions  administratives 
qai  poarraient  snrgir  toachant  le  fonctionnement  de  la  Cour.  ||  II  aara  toat 
poavoir  qaant  k  la  nomination,  la  snspension,  oa  la  r^vocation  des  fonction- 
naires  et  emploj^s  da  bareaa.  ||  11  fixera  les  traitements  et  salaires  et  con- 
trölera  la  d^peuse  g^n^rale.  ||  La  pr^sence  de  cinq  membres  dans  les  r^anions 
düment  convoqu^es  suffit  poar  permettre  aa  Conseil  de  delib^er  valablement. 
Les  d^isions  sont  prises  k  la  majorit^  des  voix.  ||  Le  Conseil  commnniqne 
Sans  d^lai  aax  Paissances  Signataires  les  rdglements  adopt^s  par  lui«  H  leor 
adresse  chaqae  ann^  an  Ri^port  sor  les  travanx  de  la  Conr,  sar  le  fonction- 
nement des  Services  administratifs  et  sar  les  d^penses. 
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Nr.  1215«.  Article  XS^IX. 

BtoatoT^  Les  frais  da  bnreau  seront  snpport^  par  les  Paissances  Signataires  dans 

29.jtiiii89Q.i^  proportioD   ^tablie   pour  le  Bureau  International  de  llJnion  Postale  Uni- 
verselle. 

Chapitre  III.  —  De  la  Proddure  Ärbürak. 

Article  XXX. 

En   vne   de   favoriser  le   d^veloppement  de  Tarbitrage,    les  Poissanees 

Signataires   ont  arr6t6   les  rdgles  snivantes  qni  seront  applicables  ä  la  pro- 

c^dnre   arbitrale,   en   tant  qne  les   parties  ne   sont  pas  conrennes   d'aotres 

rögles. 

Article  XXXI. 

Les  Paissances  qai  recoorent  k  Tarbitrage  signent  an  acte  sp^ial  (Gom- 
promis)  dans  leqael  sont.  nettement  d^terminös  Tobjet  da  litige  ainsi  qae 
r^tendae  des  poavoirs  des  arbitres.  Cet  acte  impliqae  TeDgagement  des  parties 
de  se  soamettre  de  bonne  foi  k  la  sentence  arbitrale. 

Article  XXXIL 
Les  fonctions  arbitrales  penvent  6tre  conför^  k  an  arbitre  nniqae  on  k 
plosiears  arbitres  d^signös  par  les  parties  k  lear  gr^,  oa  choisis  par  elles 
parmi  les  membres  de  la  Coar  permanente  d'arbitrage  Stabile  par  le  pr^nt 
Acte.  II  A  d^fiaat  de  Constitution  du  tribnnal  par  Taccord  imm^diat  des  parties, 
11  est  proc4d6  de  la  mani^re  suivante:  jj  Chaque  partie  nomme  deux  arbitres 
et  ceux-ci  cboisissent  ensemble  un  sorarbitre.  jj  En  cas  de  partage  des  voix, 
le  choix  du  surarbitre  est  confi^  k  une  Poissance  tierce,  d^sign6e  de  commun 
accord  par  les  parties.  ||  Si  Taccord  ne  s'^tablit  pas  k  ce  snjet,  chaque  partie 
d^signe  une  Paissance  diff^rente  et  le  choix  da  surarbitre  est  fait  de  concert 
par  les  Puissances  ainsi  d^sign^es. 

Article  XXXIII. 
Lorsqu'un  Souverain  ou  un  Chef  d'£tat  est  choisi  pour  arbitre,  la  proc4- 
dure  arbitrale  est  r6gl6e  par  lui. 

Article  XXXIV. 
Le  surarbitre  est  de  droit  President  du  tribunal.  ||  Lorsque  le  tribnnal  ne 
comprend  pas  de  surarbitre,  il  nomme  lui-m^me  son  pr6sident. 

Article  XXXV. 
En  cas  de  d6c^s,   de  d^mission,   ou  d^emp^chemeut,   pour  quelque  cause 
que  ce  soit,   de  Tun  des  arbitres,   11  est  pourvu  k  son  remplacement  selon  le 
mode  fix6  pour  sa  nomination. 

Article  XXXVI. 
Le  si^e   du   tribunal  est  d^sign^  par  les  parties.    A  d^ut  de  cette 
d^ignation  le  tribunal  si^ge  k  La  Haye.  ||  Le  si^e  ainsi  fixö  ne  peot,  sauf  le 
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cas   de  force  majeure,   dtre  chang^  par  le  tribnnal  qae  de  rassentiment  des  Nr.  isis«. 

''*'*"''"  Article  XXXVII.  ».lülil'sW. 

Les  parties  ont  le  droit  de  nommer  anpr^s  du  tribnnal  des  d^l^gu^s  on 

agents  sp^cianx,   avec  la  mission  de  servir  d'interm^diaires  entre  elles  et  le 

tribanal.   ||   Elles   sont  en  ontre  aatoris^s  k  cbarger  de  la  defense  de  lenrs 

droits   et  int^r^ts   devant  le  tribanal,   des  Gonseils  on  avocats  nomm^s  par 

elles  ä  cet  effet 

Article  XXXVIII. 

Le  tribnnal  d^cide  dn  choix  des  langnes  dont  il  fera  usage  et  dont 
Femploi  sera  antoris6  devant  Ini. 

Article  XXXIX 

La  proc^dure  arbitral^  comprend  en  rdgle  gön^nüe  denx  phases  distinctes: 

rinstrnction  et  les  d^bats.  ||  L'instrnction  consiste  dans  la  commnnication  faite 

par  les  agents  respectifs,  anx  membres  du  tribunal  et  k  la  partie  adverse,  de 

tous   actes   impriro^s   on  Berits  et  de  tons  documents  contenant  les   moyens 

iuToqnds  dans   la  cause.    Gette   communication  aura  lieu   dans  la  forme  et 

dans  les  d^lais  d^tenninös  par  le  tribunal  en  vertu  de  l'Article  XLIX.  ||  Les 

d6bats   consistent,  dans  le  d^veloppement  oral  des  moyens  des  parties  devant 

le  tribunal. 

Article  XL. 

Tonte  pi^e  prodaite  par  Tnne  des  parties  doit  6tre  communiqn^e  ä  Tautre 

partie. 

Article  XLL 

Les  d^bats  sont  dirig^s  par  le  President.  ||  Ils  ne  sont  pnblics  qn'en  vertu 
d'nne  d^cision  du  tribnnal,  prise  avec  Tassentiment  des  parties.  H  Ils  sont  con- 
sign^s  dans  des  proc^s-verbaux  r^dig^s  par  des  Secr^taires  que  nomme  le 
President.    Ges  proc^-verbanx  ont  seuLs  caract^re  aathentiqne. 

Article  XLIL 
L'instrnction   ^tant  dose,  le  tribunal  a  le  droit  d'^carter  du  d^bat  tous 
actes   ou  documents  nouveaux  qu'une  des  parties  vondrait  lui  soumettre  sans 
le  consentement  de  Tautre. 

Article  XLIIL 
Le  tribunal  demeure  libre  de  prendre  en  consid^ration  les  actes  ou  docu- 
ments  nouveaux  sur  lesquels  les. agents  ou  Gonseils  des  parties  appelleraient 
son  attention.   ||   En  ce  cas,   le  tribunal  a  le  droit  de  requ^rir  la  production 
de  ces  actes  ou  documents,   sauf  l'obligation  d*en  donner  connaissance  k  la 

partie  adverse. 

Article  XLIV. 

Le  tribunal  peut,  en  outre,  requ^rir  des  agents  des  parties  la  production 
de  tous  actes  et  demander  toutes  explications  n^ssaires.  En  cas  de  refus 
le  tribunal  en  prend  acte. 
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Hr.  11156.  Article  XLV. 

stMtan.  Les    agents    et   les    Conseils    des    parties    sont    antoris^s   k  pr^enter 

29.jiüii899.  Q{.g|giQeQ|.   j^n   tribüDal  tons  les  roojens  qu'ils  jagent  ntiles  k  la  defense  de 
lenr  cause. 

Article  XLVI 

Ils  ont  le  droit  de  soolever  des  exceptions  et  incldents.  Les  d^sioDS 
du  tribanal  snr  ces  points  sont  definitives  et  ne  peavent  donner  liea  ä  aacane 
discQssion  nlt^rieare. 

Article  XLVIL 

Les  membres  du  tribanal  ont  le  droit  de  poaer  des  questions  aox  agents 
et  aax  Conseils  des  parties  et  de  lear  demander  des  ^claircissements  sur  les 
points  douteux.  ||  Ni  les  questions  pos^es,  ni  les  observations  faites  par  les 
membres  da  tribanal  pendant  le  coars  des  d^bats  ne  pearent  6tre  regard^ 
comme  Texpression  des  opinions  da  tribanal  en  g6n4ral  on  de  ses  membres  en 
particalier. 

Article  XLVIH. 

Le  tribanal  est  aatorisö  k  d^terminer  sa  comp^tence  en  interpr^tant  le 
Gompromis  ainsi  qae  les  aatres  Trait^s  qai  peavent  6tre  invoqa^  dans  la 
mati^re,  et  en  appliqaant  les  principes  da  droit  international. 

Article  XLIX. 
Le  tribanal  a  le  droit  de  rendre  des  ordonnances  de  procMore  poor  la 
direction  da  proc^s,  de  d^terminer  les  formes  et  d^lais  dans  lesqaels  cbaqae 
partie  devra  preadre  ses  conclasions  et  de  procMer  k  toates  les  formalit^s 
qae  comporte  Tadministration  des  preaves. 

Article  L. 
Les  agents   et  les  Conseils  des  parties  ajrant  prösent^  toas  les  Eclair- 
cissements  et  preaves  k  l'appai  de  leur  caase,  le  President  prononce  la  cl6tare 
des  d^bats. 

Article  LL 

Les  d^lib^rations  da  tribanal  ont  liea  k  hais  clos.  ||  Toate  d^cision  est 
prise  k  la  majorit^  des  membres  da  tribanal.  ||  Le  refns  d'an  membre  de 
prendre  part  an  vote  doit  4tre  constat^  dans  le  proc^s-verbal. 

Article  LIL 
La  sentence  arbitrale,   vot^e  k  la  majorit^  des  voix,  est  motiv^.     Elle 
est  r^dig^e  par  ^crit  et  sign^e  par  chacnn  des  membres  da  tribanal  ||  Ceax 
des  membres  qai  sont  rest^s  en  minorit6  peavent  constater,  en  signant,  lear 
dissentiment 

Article  LUI. 

La  sentence  arbitrale  est  lae  en  s^nce  pabliqae  da  tribanal,  les  agents 
et  les  Conseils  des  parties  pr^sents  oa  düment  appel^s. 
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Article  LIV.  Kr.  12156. 

La  sentence  arbitrale,  dement  prononc6e  et  Dotifi^e  aax  agents  des  parties    ttut». 
en  litige  d6cide  d^finiüyement  et  sans  appel  la  contestation.  29.Jaui8W. 

Article  LV.  ^ 
Les  parties  peayent  se  r^server  dans  le  Compromis  de  demander  1a  r^- 
vision  de  la  sentence  arbitrale.  ||  Daiis  ce  cas  et  sanf  Convention  contraire,  la 
demande  doit  6tre  adress^e  an  tribnnal  qni  a  rendn  la  sentence.  Elle  ne  pent 
6tre  motiv^e  qne  par  la  d^couverte  d'nn  fait  nonveaa  qni  eüt  4t4  de  natnre 
k  exercer  nne  inflaence  d^cisive  snr  la  sentence  et  qni,  lors  de  la  cl6tnre  des 
d^bats,  ^tait  inconnn  da  tribnnal  Ini-möme  et  de  la  partie  qni  a  demand^  la 
r^vision.  ||  La  proc^dnre  de  r^?ision  ne  pent  6tre  onverte  qne  par  nne  d^cision 
da  tribnnal  constatant  express^ment  Texistence  dn  fait  nonveaa,  Ini  reconnais- 
sant  les  caract^res  pr^vos  par  le  paragraphe  pröc^dent  et  d^clarant  ä  ce  titre 
la  demande  recevable.  ||  Le  Compromis  d^termine  le  d^lai  dans  leqnel  la  de- 
mande de  r^vision  doit  6tre  formte. 

Article  LVI. 
La  sentence  arbitrale  n'est  obligatoire  qae  ponr  les  parties  qni  ont  concln 
le  Compromis.  ||  Lorsqn'il  s'agit  de  Tinterpr^tation  d'nnc  Convention  k  laqnelle 
ont  particip^  d'antres  Paissances  qne  les  parties  en  litige,  celles*ci  notifient 
anx  premi^res  le  compromis  qa'elles  ont  concln.  Cbacnne  de  ces  Pnissances 
a  le  droit  d'intenrenir  an  procds.  Si  nne  ou  plnsieors  d'entre  elles  ont  profit^ 
de  cette  facnlt^,  TinterprAtation  contenne  dans  la  sentence  est  ^galement  obli- 
gatoire k  lenr  6gard. 

Article  LVIL 

Cbaqne  partie  snpporte  ses  propres  frais  et  nne  part  6gale  des  frais  du 
tribnnal 

Dispositions  GSnirales. 
Article  LVIII. 
La  präsente  Convention  sera  ratifi^e  dans  le  plns  bref  dölai  possible.  || 
Les  ratifications  seront  d^posees  k  La  Haye.  ||  II  sera  dressö  dn  d6p(^t  de 
chaque  ratification  un  proc^s-verbal,  dont  nne  copie,  certifiöe  conforme,  sera 
remise  par  la  voie  diplomatique  k  tontes  les  Pnissances  qni  ont  ^t^  repr^sen- 
t^es  k  la  Conference  Internationale  de  la  Paix  de  La  Haye. 

Article  LIX. 
Les  Pnissances  non-Signataires  qni  ont  ^t^  röpr^ent^es  k  la  Conference 
Internationale  de  la  Paix  ponrront  adh^rer  k  la  präsente  Convention.  Elles 
anront  k  cet  effet  k  faire  connattre  lenr  adh6sion  anx  Paissances  Contractantes, 
au  mojen  d'une  notification  öcrite,  adress^e  au  Gouvernement  des  Pajs-Bas  et 
communiqn^e  par  celui-ci  k  toutes  les  autres  Puissances  Contractantes« 
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Nr.  1215«.  Articie  LX. 

KoBfereni-  j^q^  coüditlons  aaxqoelles  les  Paissances  qui  n'ont  pas  6t^  repr^sent^s 

ad.jiiui899.^  ^  Conference  Internationale  de  la  Paix,  poorront  adh^rer  k  la  prteente 
Gonyention,  formeront  Tobjet  d'one  entente  nlt^rieare  entre  les  Pnissances  Con- 
tractantes.  , 

Articie  LXL 
S'il  arrivait  qa'ane  des  Haates  Parties  Contrkctantes  d4nong&t  la  präsente 
Convention,  cette  d^nonciation  ne  prodoirait  ses  effets  qu'un  an  apr^s  la  noti- 
fication  faite  par  ^crit  au  Gouvernement  des  Pajs-Bas  et  commoniqato  imm^ 
diatement  par  celoi-ci  ä  toates  les  autres  Paissances  Contractantes.  ||  Cette 
dönonciation  ne  prodaira  ses  effets  qu'ä  T^gard  de  la  Pnissanoe  qui  Tanra 
notifi^e. 

£n  foi  de  qnoi,  les  Pl^nipotentiaires  ont  sign^  la  präsente  Convention  et 
Tont  rev6tae  de  lenrs  sceaux. 

Fait  ä  La  Haje,  le  29  Jnillet,  1899,  en  an  seal  exemplaire,  qai  restera 
d6pos6  dans  les  archives  da  Gouvernement  des  Pajs-Bas  et  dont  des  copies, 
certifiöes  conformes,  seront  remises  par  la  voie  diplomatique  aux  Paissances 
Contractantes.  (Unterschriften.) 


Nr,    12157,    KONFERENZSTAATEN.  —  Convention  concernant  les 
Lois  et  Coutumes  de  la  Guerre  sur  Terre. 

Nr.  12157.  Sa  Majeste  le  Roi  des  Beiges;   Sa  Majest^   le  Roi   de  Danemark;   Sa 

lulill*^  Hajest^  le  Roi  d'Espagne,  et,  en  son  nom,  Sa  Majest^  la  Reine-R6gente  du 
Royaumc;  le  President  des  £tats-Unis  Mexicains;  le  President  de  la  R^publique 
Frangaise;  Sa  Majest^  le  Roi  des  Hell^nes;  Son  Altesse  le  Prince  de  Mont^- 
n^gro;  Sa  Majest^  la  Reine  des  Pays-Bas;  Sa  Majest6  Imperiale  le  Schah  de 
Perse;  Sa  Majest^  le  Roi  de  Portugal  et  des  Algarves;  Sa  Majest^  le  Roi  de 
Roumanie;  Sa  Majest^  l'Empereur  de  Toutes  les  Russies;  Sa  Majest6  le  Roi 
de  Siam;  Sa  Majest^  le  Roi  de  Suöde  et  de  Norvöge,  et  Son  Altesse  Rojale 
le  Prince  de  Bulgarie;  ||  Consid6rant  que,  tout  en  recherchant  les  moyens  de 
sauvegarder  la  paix  et  de  pr^venir  les  conflits  arm^s  entre  les  nations,  il 
importe  de  se  pr^occuper  ögalement  du  cas  oü  Tappel  aax  armes  serait  amen6 
par  des  6v6nements  que  leur  sollicitude  n'aurait  pu  d^tourner;  ||  Animos  du 
desir  de  servir  encore,  dans  cette  hypothöse  extreme,  les  int6r6ts  de  Thumanit^ 
et  les  exigences  toujours  progressives  de  la  civilisation;  ||  Estimaut  qu'il  im- 
porte, k  cette  fin,  de  reviser  les  lois  et  coutumes  g6n6rales  de  la  guerre,  soit 
dans  le  but  de  les  döfinir  avec  plus  de  pr^cision,  soit  afin  d'y  tracer  certaines 
limites  destin^es  k  en  restreindre  autant  que  possible  les  rigueurs;  ||  S'inspirant 
de  ces  vues  recommand^es  aujourd'hui,  comme  il  y  a  vingt>cinq  ans,  lors  de 
la  Conference  de  Bruxelles  de  1874,  par  une  sage  et  g^n^reuso  pr6voyance; 
Ont,  dans  cet  esprit,  adopt^  un  grand  nombre  de  dispositions  qui  ont  pour 
objet   de   d^finir  et  de  regier  les  usages  de  la  guerre  sur  terre.  ||  Selon  les 
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vnes  des  Hautes  Parties  Contractantes/  ces  dispositions,  dont  la  r^daction  a  Nr.12157. 
M  inspir^e  par  le  d^sir  de  diminner  les  maax  de  la  gaerre,  autaot  qae  les  ^^^^^^' 
D^cessit^s  militaires  le  permettent,  sont  destin^es  ä  servir  de  rögle  g^n^rale 
de  condaite  anx  bellig^rants,  dans  leurs  rapports  entre  eax  et  avec  les  popa- 
lations.  ||  II  n'a  pas  etö  possible  toutefois  de  concerter  dös  maintenant  des 
stipolations  s'^tendant  k  tontes  les  circonstances  qol  se  pr^sentent  dans  la 
pratiqne.  ||  D'autre  part,  il  ne  pouvait  entrer  dans  les  intentions  des  Hautes 
Parties  Contractantes  quo  les  cas  non  pr^vas  fossent,  faute  de  stipulation 
^crite,  laiss^es  ä  Tappröciation  arbitraire  de  ceux  qui  dirigent  les  arm^es.  || 
En  attendant  qu'un  code  plus  complet  des  lois  de  la  guerre  puisse  ätre  ^dict^, 
les  Hautes  Parties  Contractantes  jugent  opportun  de  constater  que,  dans  les 
cas  non  compris  dans  les  dispositions  r^glementaires  adopt^es  par  elles,  les 
populations  et  les  bellig^rants  restent  sous  la  sauvegarde  et  sous  l'empire  des 
principes  du  droit  des  gens,  tels  qn'ils  r6sultent  des  usages  ^tablis  entre 
nations  civilisöes,  des  lois  de  Tbumanit^  et  des  exigences  de  la  consoience 
publique;  ||  Elles  d^clarent  que  c'est  dans  ce  sens  que  doivent  s'entendre 
notamment  les  Articles  I  et  H  du  Reglement  adopt6;  ||  Les  Hautes  Parties 
Contractantes  d^sirant  conclure  une  Convention  ä  cet  effet  ont  nommö  pour 
leurs  PlönipotentiaireSy  savoir;  ||  (folgen  die  Namen)  ||  Lesquels,  aprös  s'^tre 
communiqu6  leurs  pleins  pouYoirs,  tronv^s  en  bonne  et  due  forme,  sont  con- 
venus  de  ce  qui  suit: — 

Article  I. 
Les  Hautes  Parties  Contractantes   donneront  ä  leurs   forces  arm^es  de 
terre  des  Instructions  qui  seront  conformes  au  "Reglement  concemant  les  Lois 
et  Coutumes  de  la  Guerre  sur  Terre/'  annex^  ä  la  präsente  Convention. 

Article  IL 
Les  dispositions  contenues  dans  le  Reglement  vis^  ä  TArticle  P'  ne  sont 
obligatoires  que  pour  les  Puissances  Contractantes,  en  cas  de  guerre  entre 
deux  ou  plusieurs  d'entre  elles.  ||  Ces  dispositions  cesseront  d'Stre  obligatoires 
du  moment  oü,  dans  une  guerre  entre  des  Puissances  Contractantes,  une  Puis- 
sance  non-Contractante  se  joindrait  ä  Tun  des  bellig^rants. 

Article  HL 
La  präsente  Convention  sera  ratifi^e  dans  le  plus  bref  d^lai  possible.  || 
Les   ratifications   seront   d^pos^es  k  La  Haye.  ||  II  sera  dress6  du  d6p6t  de 
cbaque  ratification  un  procös-verbal,  dont  une  copie,  certifi^e  conforme,   sera 
remise  par  la  voie  diplomatique  ä  toutes  les  Puissances  Contractantes. 

Article  IV. 
Les  Puissances  non-Signataires  sont  admises  ä  adbärer  k  la  präsente  Con- 
vention. II  Elles  auront,  k  cet  effet,  k  faire  connattre  leur  adh^sion  aux  Puis- 
sances Contractantes  au  mojen  d'une  notification  äcrite,  adr^s^^e  au  Gouverne- 
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Nr.  12157.  ment  des  Pajs-Bas,  et  commimiqnte  pär  oelni-ci  k  toates  les  antres  Poissances 
„t^tea.    Contractantes. 

Article  V. 

811  arrivait  qn'ane  des  Hantes  Parties  Contractantes  dönon^ftt  la  pr68ente 
ConventioD,  cette  d^nonciation  ne  prodnirait  ses  effets  qa'an  an  apr^s  la  noti- 
fication  faite  par  6crit  au  Gonvemement  des  Pays-Bas  et  communiqu^e  imm^- 
diatement  par  celni-ci  h  toutes  les  autres  Puissances  Contractantes.  ||  Cette 
d^nonciation  ne  prodnira  ses  effets  qu'ä  Tögard  de  la  Pnissance  qui  Tanra 
notifiöe.  II  En  foi  de  qaoi,  les  Plänipotentiaires  ont  sign^  la  präsente  Conyention 
et  Tont  rev^tne  de  lenrs  cachets. 

Fait  ä  La  Haje,  le  29  Jnillet,  1899,  en  un  senl  exemplaire,  qui  restera 
d^posä  dans  les  archives  da  Gonvernement  des  Pays-Bas  et  dont  des  copies, 
certifi^es  conformes,  seront  remises  par  la  voie  diplomatique  aux  Poissances 
Contractantes.  (Unterschriften.) 


Nr,    12158.     KOHFEEENZSTAATEN.    —   Annexe   ä   la   Convention. 

Reglement   concernant   les   Lois  et  Coutumes  de  la 

Guerre  sur  Terre. 

29.  Juli  1899. 
Section  I.  —  Des  BeUigSrants. 

Chapitre  I.  —  De  la  Qualüe  de  BeUigirant 

Article  I. 

Nr.  12158.  Leg  iQjg^  ißs  droits,  et  les  devoirs  de  la  guerre  ne  s'appliquent  pas  seu- 

Konferenz- 

Staaten.  Icment  k  Tarm^e,  mais  encore  aux  milices  et  aux  corps  de  volontaires  röunis- 
2fl.Juiii899.  sant  les  conditions  suivantes:—  ||  1.  D'avoir  k  leur  t6te  une  personne  respon- 
sable pour  ses  subordonn6s;  ||  2.  D'avoir  un  signe  distinctif  fixe  et  reconnais- 
sable  k  distance;  ||  3.  De  porter  les  armes  ouvertement;  et  ||  4.  De  se  con- 
former  dans  leurs  Operations  aux  lois  et  coutumes  de  la  guerre.  ||  Dans  les 
pajs  oü  les  milices  ou  des  corps  de  volontaires  constituent  Tarm^e  on  en  fönt 
partie,  ils  sont  compris  sous  la  d^nomination  ''d'arm^e". 

Article  IL 

La  Population  d'un  territoire  non  occup(^  qui,  k  Tapprocbe  de  Tennemi, 
prend  sponfan^ment  les  armes  pour  combattre  l^s  troupes  d'invasion  sans  avoir 
eu  le  temps  de  s'organiser  conform^ment  k  TArticle  P%  sera  consid^r^e  comme 
bellig^rante  si  eile  respecte  les  lois  et  coutumes  de  la  guerre, 

Article  IIL 

Les  forces  arm^es  des  parties  bellig^rantes  peuvent  se  composer  de  com- 
battants  et  de  non-combattants.  En  cas  de  capture  par  Fennemi,  les  uns  et 
les  autres  ont  droit  au  traitement  des  prisonniers  de  guerre. 
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Chapitre  TI,  —  Des  Prisonniers  de  Guerre,  Nr.  i«i58. 

ArtlCle    IV.  rtaaten. 

Les  prisonniers  de  guerre  sont  au  pouvoir  da  Gouvernement  ennemi,  mais^-^"**^^^- 
non  des  individus  ou  des  corps  qui  les  ont  capturös.  ||  Us  doivent  dtre  trait^s 
avec   humanitö.  ||  Tout  ce   qui   leur  appartient  personnellement,  exceptö  les 
armes,  les  chevaux,  et  les  papiers  militaires,  reste  leur  propri^tä. 

Article  V. 
Les  prisonniers  de  guerre  peuvent  ^trc  assujettis  k  Tinternement  däns  une 
ville,  forteresse,  camp,  ou  localitö  quelconque,  avec  Obligation  de  ne  pas  s'en 
^loigner  au   delä  de  certaines  limites  d^termin^es;   mais  ils  ne  peuvent  6trd 
enfermäs  que  par  mesure  de  süret6  indispensable. 

Article  VI. 
L'£tat  peut  emplojer,  comme  travailleurs,  les  prisonniers  de  guerre,  selon 
leur  grade  et  leurs  aptitudes.  Ces  travaux  ne  seront  pas  excessifs  et  n'auront 
aucun  rapport  avec  les  Operations  de  la  guerre.  ||  Les  prisonniers  peuvent  6tre 
autoris^s  ä  travailler  pour  le  compte  d'Administrations  Publiques  ou  de  parti- 
culiers,  ou  pour  leur  propre  compte.  ||  Les  travaux  fait  pour  r£tat  sont  payes 
d'apr^s  les  tarifs  en  vigueur  pour  les  militaires  de  Tarmöe  nationale  ex^cutant 
les  m^mes  travaux.  ||  Lorsque  les  travaux  ont  lieu  pour  le  compte  d'autres 
Administrations  Publiques  ou  pour  des  particuliers,  les  conditions  en  sont 
r^gl^es  d'accord  avec  l'autorit^  militaire.  ||  Le  salaire  des  prisonniers  contri- 
buera  ä  adoucir  leur  position,  et  le  surplus  leur  sera  compte  au  moment  de 
leur  lib^ration,  sauf  d^falcation  des'  frais  d'entretien. 

Article  VII. 
Le  Gouvernement  au  pouvoir  duquel  se  trouvent  les  prisonniers  de  guerre 
est  cbarg^  de  leur  entretien.  ||  A  d^faut  d'une  entente  speciale  entre  les  belli- 
g^rants,  les  prisonniers  de  guerre  seront  trait^s,  pour  la  nourriture,  le  couchage, 
et  l'habillement,  sur  le  m^me  pied  que  les  troupes  du  Gouvernement  qui  les 
aura  capturös. 

Article  VIIL 

Les  prisonniers  de  guerre  seront  soumis  aux  lois,  röglements,  et  ordres 
en  vigueur  dans  Tarm^e  de  r£tat  au  pouvoir  duquel  ils  se  trouvent.  ||  Tout 
acte  d'insubordination  autorise,  ä  leur  ^gard,  les  mesures  de  rigueur  n^ces- 
saires.  ||  Les  prisonniers  ^vad^s,  qui  seraient  repris  avant  d'avoir  pu  rejoindre 
leur  arm^e  ou  avant  de  quitter  le  territoire  occnp^  par  Tarm^e  qui  les  aura 
captur^Sy  sont  passibles  de  peines  disciplinaires.  ||  Les  prisonniers  qui,  aprös 
avoir  röussi  k  s'övader,  sont  de  nouveau  faits  prisonniers,  ne  sont  passibles 
d'aucune  peine  pour  la  fuite  antärieure. 

Article  IX. 
Chaque  prisonnier  de  guerre  est  tenu  de  döclarer,  s*il  est  interrog^  ä  ce 
sQjet,  ses   vöritables  noms  et  grade  et,  dans  le  cas  oü  il  enfreindrait  cette 
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Nr.  18153  .  r^gle,  il  s'exposerait  k  une  restriction  des  a?antages  accord^  aox  prisonniers 

^f^ten".*"  ^®  ^^^^  ^®  s*  cat^gorie. 
29.Jaiii8>9.  Article  X. 

Les  prisonniers  de  gnerre  peuvent  6tre  mis  en  libert^  sur  parole,  si  les 
lois  de  leur  pays  les  j  aatorisent,  et,  en  pareil  cas,  ils  sont  Obligos,  sons  la 
garantie  de  lenr  honneur  personnel,  de  remplir  scrnpnleasement,  tant  vis-ä-vis 
de  lenr  propre  Gouvernement  que  vis-ä-vis  de  celal  qoi  les  a  faits  prisonniers, 
les  engagements  qu'ils  auraient  contract^s.  ||  Dans  le  m^me  cas,  leor  propre 
Gouvernement  est  tenu  de  n'exiger  ni  accepter  d'enx  aucun  service  contraire 

k  la  parole  donn^e. 

Article  XL 
Un  prisonnier  de  guerre  ne  peut  6tre  contraint  d'accepter  sa  libert^  sor 
parole;   de   m^me   le  Gouvernement   ennemi   n'est   pas  oblig^  d'acc^er  k  la 
demande  du  prisonnier  röclamant  sa  mise  en  libert^  sur  parole. 

Article  XII. 
Tont  prisonnier  de  gnerre,  libör^  sur  parole  et  repris  portant  les  armes 
contre  le  Gonvernement  envers  lequel  il  s'^tait  engag^  d'honneur,  on  contre  les 
alli^   de   celni-ci,   perd  le  droit  au  traitement  des  prisonniers  de  guerre  et 
peut  6tre  traduit  devant  les  Tribunaux. 

Article  XIU. 

Les  individns  qui  sulvent  une  arm^e  sans  en  faire  directement  partie,  tels 
que  les  correspondants  et  les  reporters  de  journaux,  les  vivandiers,  les  four- 
nisseurs,  qui  tombent  au  pouvoir  de  Tennemi  et  que  celui-ci  juge  utile  de 
dötenir,  ont  droit  au  traitement  des  prisonniers  de  guerre,  k  condition  qn'ils 
soient  munis  d'nne  l^timation  de  Tautorlt^  militaire  de  Tarm^e  qu'ils  accom- 
paguaient. 

Article  XIV. 

11  est  constituö,  d^s  le  d6but  des  bostilit^s,  dans  cbacun  des  £tats  belli- 
görants  et,  le  cas  ^ch4ant,  dans  les  pays  neutres  qui  auront  recueilli  des  belli- 
görants  sur  lenr  territoire,  un  bureau  de  renseignements  sur  les  prisonniers 
de  guerre.  Ce  bureau,  ckarg6  de  röpondre  k  toutes  les  demandes  qui  les 
conceruent,  re^oit  des  divers  Services  comp6tents  toutes  les  indications  n^ces- 
saires  ponr  lui  permettre  d'^tablir  une  ficbe  individuelle  ponr  cbaque  prison- 
nier de  guerre.  11  est  tenu  au  courant  des  internements  et  des  mutations, 
ainsi  que  des  cntröes  dans  les  hopitanx  et  des  d^ccs.  ||  Le  Bureau  de  Ren- 
seignements est  ^galement  charg^  de  recueillir  et  de  ccntraliscr  tous  les  objets 
d'un  usage  personncl,  valeurs,  lettres,  <&c.,  qui  seront  trouvcs  sur  les  cbamps 
de  bataille  ou  d^laiss6s  par  des  prisonniers  d^cöd^s  dans  les  höpitaux  et  am- 
bulances,  et  de  les  transmettre  aux  int^ress^s« 

Article  XV. 
Les  8oci^t6s   de  Secours   pour   les  prisonniers  de  guerre,  r^guli^rement 
constitu^es   seien   la   loi  de  Icur  pajs  et  ajant  pour  objet  d'6tre  les  inter- 
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mediaires  de  Taction  charitable,  recevront,   de  la  part  des  bellig^rants,  poor  Nr.  12158. 
elles  et  ponr  leurs  agents  düment  accr6dit6s,   tonte  facilit^,  däns  les  limites    ^^^^^ 
trac^es  par  les  n^cessit^s  militaires  et  les  r^les  administratives,  ponr  accomplir29.jidii899. 
efficacement  lenr  t&che  d'homanit^.    Les  D^l^gn^s  de  ces  Soci^täs  ponrront 
6tre  admis  k  distribner  des  seconrs  dans  les  d^pdts  d'internement,  alnsi  qn'anx 
lienx  d'6tape  des  prisonniers  rapatrlös,   rooyennant  nne  permission  personnelle 
d^livr^e  par  Tautoritö  militaire,   et  en  prenant  Tengagement  par  ^crit  de  se 
soumettre  ä  toutes  les  mesnres  d'ordre  et  de  police  que  celle-ci  prescrirait. 

Article  XVI. 
Les  Bureanx  de  Renseignements  jonissent  de  la  franchise  de  port.  Les 
lettres,  mandats,  et  articles  d'argent,  ainsi  qne  les  colis  postaux  destin^s  aox 
prisonniers  de  gnerre  ou  exp^di^  par  eux,  seront  affranchis  de  tontes  taxes 
postales,  anssi  bien  dans  les  pays  d'origine  et  de  destination  qae  dans  les 
pays  interm^diaires.  ||  Les  dons  et  seconrs  en  natnre  destin^s  aux  prisonniers 
de  gnerre  seront  admis  en  franchise  de  tous  droits  d'enträe  et  antres,  ainsi 
qae  des  taxes  de  transport  snr  les  chemins  de  fer  exploitäs  par  T^tat. 

Article  XVIL 
Les  officlers  prisonniers  ponrront  recevoir  le  compl6ment,  s'il  y  a  liea, 
de  la  solde  qni  lenr  est  attribn^e  dans  cette  Situation  par  les  Reglements  de 
lenr  pays^  ä  Charge  de  remboursement  par  lenr  Gouvernement. 

Article  XVIIL 

Tonte   latitnde   est  laissöe  aux  prisonniers  de  gnerre  pour  Texercice  de 

lenr  religion,  y  comprls  Tassistance  aux  officcs  de  leur  culte,  ä  la  seule  con- 

dition    de    se    conformer  aux   mesures   d'ordre   et   de   police   prescrites   par 

rantoritö  militaire. 

Article  XIX. 

Les  testaments  des  prisonniers  de  gnerre  sont  re^us  ou  dress^s  dans  les 
in^mes  conditions  que  pour  les  militaires  de  Tarm^e  nationale.  ||  On  snivra 
ögalement  les  m^mes  r^gles  en  ce  qui  concerne  les  pidces  relatives  k  la  con- 
statation  des  döc^s,  ainsi  que  pour  Tinhumation  des  prisonniers  de  gnerre,  en 
tenant  compte  de  leur  grade  et  de  leur  rang. 

Article  XX. 
Apr^  la  conclnsion  de  \i  paix,  le  repatriement  des  prisonniers  de  guerre 
s'effectuera  dans  le  plus  bref  dölai  possible. 

Chapitre  UL—Des  Malades  et  des  Bless^s. 
Article  XXI. 
Les  obligations  des  bellig^rants  concernant  le  service  des  malades  et  des 
bless^  sont  r^gies  par  la  Convention  de  Gen^ve  du  22  Aoüt,  1864,  sauf  les 
modifications  dont  celle-ci  pourra  6tre  Tobjet. 

13» 
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Nr.  12158.  Section  II.— Des  IlostilUes. 

'Konferenz- 
Staaten.  Chapitre    I. — Des   moyens   de   nuire   ä   VEnnemi,   des    Sieges   et   des 

Bombardements, 

Article  XXU. 

Les  belligörants  n'ont  pas  un  droit  illimite  quant  au  choix  des  mojens 
de  nuire  ä  Tenneml 

Article  XXUI. 

Ontre  les  prohibitions  Stabiles  par  des  Conventions  speciales,  il  est 
notamment  interdit: —  ||  (a.)  D'emplojer  du  poison  ou  des  armes  empoi- 
sonn^es;  ||  (&.)  De  tuer  on  de  Messer  par  trahison  des  individus  appartenant 
k  la  nation  ou  ä  Tarm^e  ennemie;  ||  (c.)  De  tuer  ou  de  blesser  nn  ennemi  qui, 
ayant  mis  bas  les  armes  ou  n'ajant  plus  les  moycns  de  se  d^fendre,  s'est 
rendu  ä  discr^tion;  |{  (d.)  De  d^clarer  qu'il  ne  sera  pas  fait  de  quartier;  |{ 
{e.)  D'employer  des  armes,  des  projectiles,  ou  des  matiöres  propres  k  causer 
des  maux  superflus;  ||  (/*.)  D'user  indüment  du  pavillon  parlemcutaire,  du  pavillon 
national,  ou  des  insignes  militaires  et  de  Tuniforme  de  Tennemi,  ainsi  que  des 
signes  distinctifs  de  la  Convention  de  Gen^ve;  ||  (g.)  De  detruire  ou  de  saisir 
des  propri^t^s  ennemies,  sauf  les  cas  oü  ces  destructions  ou  ces  saisies  seraicnt 
imp^rieusement  command^es  par  les  nöcessit^s  de  la  guerre. 

Article  XXIV. 

Les  ruses  de  guerre  et  Temploi  des  moyens  nöcessaires  pour  se  pro- 
eurer  des  renseignements  sur  Tennemi  et  sur  le  terrain  sont  consid^r^  comme 
licites. 

Article  XXV. 

II  est  interdit  d'attaquer  ou  de  bombarder  des  yilles,  villages,  habitations, 
ou  bätiments  qui  ne  sont  pas  d^fendus. 

Article  XXVI. 

Le  Commandant  des  troupes  assaillantes,  avant  d'entreprendre  le  bom- 
bardement,  et  sauf  le  cas  d'attaque  de  vive  force,  devra  faire  tout  ce  qui 
d6pend  de  lui  pour  en  avertir  les  autorit^s. 

Article  XXVIL* 

Dans  les  si^ges  et  bombardements,  toutes  les  mesures  n^cessaires  doivent 
6tre  prises  pour  6pargner,  autant  que  possible,  les  ödifices  consacrös  aux  cultes, 
aux  arts,  aux  sciences,  et  k  la  bienfaisance,  les  hdpitaux  et  les  lieux  de 
rassemblement  de  malades  et  de  blessös,  k  condition  qu'ils  ne  soient  pas 
employ^s  en  m^me  temps  k  un  but  militaire.  ||  Le  devoir  des  assi^gös  est  de 
d^signer  ces  ödifices  ou  lieux  de  rassemblement  par  des  signes  visibles  sp^ciaux 
qui  seront  notifies  d'avance  h  Tassiogeant. 
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Article  XXVITI.  Nr.  i2i58. 

Konferein- 

II  est  interdit   de   livrer   au   pillage   mSme   une   ville   on  localite  prise    suatoii. 

d'aSSaut.  29.Jalil899. 

Chapitre  II. — Des  Espions. 

Article  XXIX. 

Ne  pent  ^tre  coosid^r^  comme  espion  qae  rindi?idn  qai,  agissant  clan- 
destinemeot  on  sous  de  faux  pr^textes,  recueille  ou  ckerche  ä  recueillir  des 
informations  dans  la  zone  d'op^rations  d'nn  belligörant,  ayec  rintention  de  les 
commnniqner  ä  la  partie  adverse.  ||  Ainsi  les  militaires  non  d^guis^s  qai  ont 
p^n^tr^  dans  la  zone  d'op6rations  de  Tarm^e  ennemie,  k  Teffet  de  recneillir 
des  informations,  ne  sont  pas  consid^rte  comme  espions.  De  mSme,  ne  sont 
pas  consid^r^s  comme  espions:  les  militaires  et  les  nonmilitaires,  accomplissant 
onvertement  lenr  mission,  charg^s  de  transmettre  des  d^p^ches  destin^es  soit  h 
leer  propre  arm^e,  soit  k  l'arm^e  ennemie.  A  cette  cat^gorie  appartiennent 
^galement  les  individns  envoj^s  en  ballon  pour  transmettre  les  depeches,  et  en 
g^n^ral,  pour  entretenir  les  Communications  entre  des  diverses  parties  d'une 
arm^e  ou  d'un  territoire. 

Article  XXX, 

L'espion  pris  sur  le  fait  ne  ponrra  6tre  puni  saus  jngement  pr^lable. 

Article  XXXI. 
L'espion  qui,  ayant  rejoint  Tarm^e  k  laquelle  il  appartient,  est  captur^ 
plus   tard  par  Tennemi,  est   trait6   comme  prisonnier  de  guerre  et  n*encourt 
aucune  responsabilit^  pour  ses  actes  d'espionnage  ant^rieurs. 

Chapitre  III.  —  Des  Parlementaires. 

Article  XXXII. 

Est    consid^r^   comme  parlementaire   Tindividu    autoris6    par    Tun    des 

bellig^rants  k  entrer  en   pourparlers  avec  l'autre   et  se  prösentant  a?ec  le 

drapeau  blanc.    II  a  droit  k  TinTiolabilit^  ainsi  que  le  trompette,  clairon,  ou 

tambour,  le  porte-drapeau  et  Tinterpröte  qui  Taccompagneraient  . 

Article  XXXIII. 

Le  Chef  auquel  un  parlementaire  est  exp^diö  n'est  pas  Obligo  de  le 
receyoir  en  toutes  circonstances.  ||  II  peut  prendre  toutes  les  mesures  nöces- 
saires  afiu  d'empScher  le  parlementaire  de  profiter  de  sa  mission  pour  se 
renseigner.  ||  II  a  le  droit,  en  cas  d'abus,  de  retenir  temporairement  le  par- 
lementaire. 

Article  XXXIV. 

Le  parlementaire  perd  s^s  droits  d'inyiolabilit^,  s'il  est  prouv6,  d'une 
mani^re  positive  et  irr^cusable,  qu'il  a  profit6  de  sa  position  privil^gi^e  pour 
provoquer  ou  commettre  un  acte  de  ^rahison. 
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Nr.  12158.  Chapitre  IV.  —  Des  Capitulaiians. 

Konferenz- 

Staaten.  Article  XXXV. 

Les  Capitalatlons  arr^t^es  entre  les  Parties  Contractantes  doivent  tenir 
compte  des  rdgles  de  Thonnear  militaire.  ||  Une  fois  fix^es,  elles  doivent  6tre 
scrapaleusement  observ^es  par  les  denx  parties. 

Chapitre  V.  —  De  rArmistice. 
Article  XXXVI. 
L'armistice  suspend  les  Operations  de  gnerre  par  an  accord  mutnel  des 
parties  bellig^rantes.  Si  la  dnr^e  n'en  est  pas  d^termin^e,  les  parties  belli- 
g^rantes  peuvent  reprendre  en  tont  temps  les  Operations,  poorvn  tontefois  quo 
Tennemi  soit  averti  en  temps  convena,  conformement  aux  conditions  de 
Tarmistice. 

Article  XXXVU. 

L'armistice  peat  ^tre  g^n^ral  on  local.  Le  premier  saspend  partout 
les  Operations  de  gnerre  des  Etats  belligerants;  le  second,  seulement  entre 
certaines  fractions  des  arm^cs  belligerantes  et  dans  nn  rajon  determine. 

Article  XXXVIIf. 
L'armistice  doit  §tre  notifie  officiellement  et  en  temps  ntile  aux  aatorit^s 
competentes  et  aux  troupes.     Les   hostilites  sont  snspendues  immediatement 
apres  la  notiiication  ou  au  terme  fixe. 

Article  XXXIX. 
II  depend  des  Parties  Contractantes  de  fixer,  dans  les  clauses  de  Tarmistice, 
les  rapports  qui  pourraient  avoir  lien,  sur  le  theätre  de  la  gnerre,  avec  les 
populations  et  entre  elles. 

Article  XL. 
Tonte  violation  grave  de  Tarmistice,  par  Tune  des  parties,  donne  k  Tantre 
le  droit  de  le  denoncer  et  m^me,  en  cas  d'nrgence,  de  reprendre  immediatement 
les  hostilites. 

Article  XLL 
La  violation  des  clauses  de   Tarmistice  par  des  particuliers  agissant  de 
leur  propre  initiative,  donne  droit  seulement  h  reclamer  la  punition  des  con- 
pables  et,  s*il  y  a  Heu,  une  indemnite  pour  les  pertes  eprouvees. 

Section  Ilf.  —  De  VAvtorite  Militaire  sur  le  Terriioire  de  V£tat  Ennemi. 

Article  XLIL 
Un  territoire  est  considere   comme   occupe   lorsqu'il  se  trouve  place  de 
fait   sous  Tautorite   de   Tarmee   ennemie.    ||    L'occupation   ne   s'etend   qu'anx 
territoires  oü  cette  autorite  est  etablie  et  en  mesure  de  s'exercer. 
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Article  XLIII.  Nr.  121  m. 

L'autoritö   du   pouvoir   l^gal   ayant   pass6    de    fait   entre   les   roains   de    ,^u»to" 
Toccupanty    celui-ci   prendra    toates    les    mesares    qai    d^pendent    de   lui  en^^<^"ii'^** 
vue   de   r^tablir   et   d'assurer,   antant   qu'il   est   possible,   Tordre    et   la    via 
pablics   en   respectant,   sauf   empßchement   absolu,   les   lois   en  vigueur  dans 

le  pays. 

Article  XLIV. 

II  est  interdit  de  forcer  la  popalation  d'un  territoire  occnp^  k  prendre 
part  aux  Operations  militaires  contre  son  propre  pays. 

Article  XLV. 
n  est  interdit  de  contraindre  la  popnlation  d'un  territoire  occap6  ä  pr^ter 
serment  ä  la  Pnissance  ennemie. 

Article  XLVL 
Lliooneur  et  les  droits  de  la  famille,  la  vie  des  indivldos  et  la  proprl^t^ 
priv^e,  ainsi  que  les  convictions   religieuses  et  Texercice  des   caltes,   doivent 
fttre  respectes.  ||  La  propri^t^  priv^e  ne  peut  pas  6tre  confisqa^e. 

Article  XLVII. 
Le  pillage  est  formellement  interdit 

Article  XLVHL 
Si  Toccupant  prel^ve,  dans  le  territoire  occap6,  les  imp6ts,  droits  et 
p^ages  etablis  au  profit  de  r£tat,  il  le  fera,  autant  que  possible,  d'apr^s  les 
r^gles  de  Tassiette  et  de  la  r^partition  en  vigueur,  et  il  en  r^suUera  pour  lui 
Tobligation  de  pourvoir  aux  frais  de  Tadministration  du  territoire  occup^  dans 
la  mesure  oü  le  Gouvernement  l^gal  y  ^tait  tenu. 

Article  XLIX. 
Si,  en  dehors  des  impöts  vis^s  k  TArticle  pr^c^dent,  Toccupant  pr^löve 
d*autres  contributions  en  argent  dans  le  territoire  occup^,  ce  ne  pourra  ^tre 
que  pour  les  besoins  de  Tarm^e  ou  de  Tadministration  de  ce  territoire. 

Article  L. 
Aucune  peine  collective,  p^cuniaire  ou  autre,  ne  pourra  etre  ödict^e  contre 
les  populations  k   raison   de   faits  individuels  dont  elles   ne  pourraient   ötre 
consid^r^es  comme  solidairement  responsables. 

Article  LL 
Aucune  contribution  ne  sera  per^ue  qu'en  vertu  d'un  ordre  6crit  et  sous 
la  responsabilite  d'un  General  -  en  -  chef.  ||  II  ne  sera  procöde,  autant  que 
possible,  k  cette  perception  que  d'apr^s  les  r^gles  de  Tassiette  et  de  la  r^par- 
tition  des  impöts  en  vigueur.  ||  Pour  toute  contribution  un  re^u  sera  d^livr^ 
aux  contribuables. 
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N'-  J2158.  Article   LH. 

Konferenx-  *v  »       .  .  .  *  >   i        ^      j 

stMt«n.  Des  reqaisitions  en  natare  et  des  Services  ne  pourront  etre  reclames  des 

29.  Juli  1899.  ßQnjjj^Qn^jg  QQ  ^jßg  habitants,  que  pour  les  besoins  de  rarm^e  d'occopatioD.  Ils 
seront  en  rapport  avec  les  ressources  du  pajs  et  de  teile  nature  qu'ils 
n'impliqaent  pas  pour  les  popnlations  Tobligation  de  prendre  part  aux  Opera- 
tions de  la  guerre  contre  leur  patrie.  ||  Ces  r^quisitions  et  ces  Services  ne 
seront  r^clam^s  qn'avec  Tautorisation  du  Commandant  dans  la  localit^ 
occap^e.  II  Les  prestations  en  natare  seront,  autant  que  possible,  paj^es  an 
comptant;  sinon  elles  seront  constat^es  par  des  regus. 

Article  LLII. 

L'arm^e  qui  occupe  nn  territoire  ne  pourra  saisir  que  le  num^raire,  les 

fonds   et  les   valeurs   exigibles   appartenaiit   en   propre   ä   r£tat,  les   d^pdts 

d'armes,  moyens  de  trausport,  magasins  et  approvisionnements  et,  en  g^nöral, 

tonte  propri^te  mobili^re  de   r£tat  de  nature  ä  servir  aux  Operations  de  la 

guerre.   jj   Le  mat^riel  des  chemins  de  fer,  les  tei^graphes  de  terre,  les  t^lö- 

phones,  les  bateaux  ä  vapenr  et  autres  navires,  en  dehors  des  cas  r^gis  par 

la  loi  maritime,  de  mßme  que  les  depöts  d'arraes  et  en  g^n^ral  tonte  esp^ce 

de  munitions  de  guerre,  m^me '  appartenant  ä  des  Societes  ou  ä  des  personnes 

priv^es,   sont   ^galement   des   moyens  de   nature   k  servir  aux  Operations  de 

la  guerre,   mais   devront  etre  restitues,  et  les  indemnites  seront   regiees  üi 

la  paix. 

Article  LIV. 

Le  materiel  des  cbemins  de  fer  provenant  d'li^tats  neutres,  qu'il  appaitienne 

ä  ces  £tats  ou  k  des  Societes  ou  personnes  privees,  leur  sera  renvoje  anssit6t 

que  possible. 

Article  LV. 

L'£tat  occupant  ne  se  considerera  que  comme  administrateur  et  usu* 
fruitier  des  edifices  publics,  iramcubles,  forcts  et  exploitations  agricoles  appar- 
tenant k  r£tat  ennemi  et  se  trouvant  dans  le  pajs  occupö.  11  devra  sauve- 
garder  le  fonds  de  ces  proprietos  et  les  administrer  conformement  aux  rögles 

de  Tusufruit 

Article  LVL 

Les  biens  des  comrounes,  ceux  des  etablissements  consacres  aux  cultes,  k 

la  charite  et   k  rinstruction,   aux   arts  et   aux  sciences,  m6me  appartenant  k 

rfitat,  seront  traites  comme   la  propriete   privee.    ||    Toute   saisie,  dcstruction 

ou   degradation   intentionnelle    de    scmblables    etablissements,   de   monuments 

bistoriques,  d'oeuvres  d'art  et  de  science,  est  interdit  et  doit  etre  poursuivie. 

Section  IV.  —  Des  Bdligirants  Iniemis  et  des  Blesses  Soigfiis  chez  les 

Neutres. 
Article  LVII. 
L'fltat  neutre  qui  re^oit  sur  son  territoire  des  troupes  appartenant  aux 
armees  belligerantes,  les  internera,  autant  que  possible,  loin  du  thefttre  de  la 
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gaerre.  ||  H  pourra  les  garder  dans  des  camps,  et  m^me  les  enfermer  dans  des  Nr.  12158. 
forteresses  ou  dans  des  lieux  appropri^s  k  cet  effet.  ||  II  d^cidera  si  les  officiers  Konferenx- 

"  liaAten. 

penvent  6tre  laiss^s  libres  en  prenant  TeDgagement  sur  parole  de  ne  pas  qaitter29.jiiiii899 
]e  territoire  neutre  sans  aotorisation. 

Article  LVIII. 
A  d^faut  de  Convention  speciale,  r£tat  neutre  fonrnira  aux  internus  les 
vivres,  les  habillemeüts,  et  les  secours  command'(§s  par  Thamanite.  ||  Bonification 
sera  faite,  ä  la  paix,  des  frais  occasionn^s  par  rintemement. 

Article  LIX. 

L'£tat  nentre  ponrra  autoriser  le  passage  sur  son  territoire  des  bless^s 
ou  malades  appartenant  aux  armees  bellig^rantes,  soas  la  r^serve  que  les  trains 
qai  les  am^neront  ne  transporteront  ni  personnel  ni  mat^riel  de  gaerre.  £n 
pareil  cas»  r£tat  neutre  est  tenu  de  prendre  les  mesures  de  süret^  et  de 
contröle  n^ssaires  ä  cet  effet.  ||  Les  bless^s  ou  malades  amen^s  dans  ces 
conditions  sür  le  territoire  neutre  par  un  des  belUg^rants,  et  qui  appartien- 
draient  ä  la  partie  adverse,  detront  ^tre  gardes  par  r£tat  neutre,  de  maniere 
qn'ils  ne  pnissent  de  nouvean  prendre  part  aux  Operations  de  la  guerre. 
Celui-ci  aura  les  m^mes  devoirs  quant  aux  blesses  ou  malades  de  Tautre  armee 
qui  lui  seraient  confi^s. 

Article   LX. 

La  Convention  de  Gen^ve  s'applique  aux  malades  et  aus  blesses  internus 
sur  territoire  neutre. 


Nr.    12159.    KONFEEEHZSTAATEH.  —  Deklaration. 


29.  JuU  1899. 


Les  Soussign^s,  Plenipotentiaires  des  Puissances  repr^sent^es  k  la  Con-   Nr.  12159. 
ference  Internationale  de  la  Paix  k  La  Ilaye,  düment  autoris^s  k  cet  effet  par  '^*^^*'"' 
leurs  Gouvernements,  s'inspirant  des  sentiments  qui  ont  trouve  leur  expression29.Ja]ii&99. 
dans  la  D^laration   de   Saint-P^tersbonrg   du  29  Novembre  .(H  Däcembre), 
1868,  II  D^clarent: 

Les  Puissances  Contractantes  consentent,  pour  une  dur^e  de  cinq  ans,  k 
rinterdiction  de  lancer  des  projectiles  et  des  explosifs  du  haut  de  ballous  ou 
par  d'autres  modes  analogues  nouveaux.  ||  La  präsente  Declarätion  n'est  obli- 
gatoire  que  pour  les  Puissances  Contractantes,  en  cas  de  guerre  entrc  deux 
ou  plusieurs  d'entre  elles.  ||  Elle  cessera  d'^tre  obligatoire  du  moment  oü  dans 
une  guerre  entre  des  Puissances  Contractantes,  une  Puissance  non-Contractaute 
se  joindrait  k  Tun  des  bellig^rants.  ||  La  präsente  D^^claratlon  scra  ratiü^e  dans 
le  plus  bref  d^lai  possible.  ||  Les  ratifications  seront  d^pos^es  k  La  Uaje.  ||  II 
sera  dress^  du  d^pöt  de  cbaque  ratification  un  proces-verbal,  dont  une  copie, 
certifi^e  conforme,  sera  remise  par  la  voie  diplomatique  k  toutes  les  Puissances 
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Kr.  12150.  Contractantes.  ||  Les  Paissances  non-Signataires  pourront  adh^rer  k  la  präsente 
Konferen«-  D^claratioD.    Elles  auront,   k  cet  effet,  ä  faire  connaitre  leur  adh^sion  anx 

Staaten.  ' 

89. jiüi  1899. Pnissauces  Contractantes,  au  mojen  d'une  notification  6crite,  adress^e  an 
Gouvernement  des  Pays-Bas  et  commnniqn^e  par  celui-ci  k  toutes  les  autres 
Puissances  Contractantes.  ||  S'il  arrivait  qu*nne  des  Maates  Parties  Contrac- 
tantes d^nongät  la  präsente  D6claration,  cette  d^nonciation  ne  prodnirait  ses 
effets  qu'on  an  apr^s  la  notification  falte  par  ^crit  au  Gou?emement  des 
Pays-Bas  et  communiqn^e  imm^diatement  par  celui-ci  k  toutes  les  autres 
Puissances  Contractantes.  ||  Cette  d^nonciation  ne  prodnira  ses  effets  qu'ä 
l'^gard  de  la  Puissance  qui  Vaura  notifi^  ||  En  foi  de  quoi,  les  Plönipoten- 
tiaires  ont  sign^  la  präsente  D^claration  et  Tont  rev^tue  de  leurs  cachets. 

Fait  k  La  Haje,  le  29  Juillet,  1899,  en  un  seul  exemplaire,  qui  restera 
d^pos^  dans  les  archives  du  Gouvernement  des  Pajs-Bas  et  dont  des  copies, 
certifi^es  conformes,  seront  remises  par  la  voie  diplomatique  aux  Puissances 
Contractantes.  (Unterschriften.) 


Nr.    12160.    KONFEEENZSTAATEN.  —  Deklaration. 

29.  Juli  1899. 

Mr.  12160.  ^^^  Soussign^s,   Pl^nipotentiaires  des  Puissances  repr^sentöes  k  la  Con- 

Konferenz-  f^rencc  Internationale  de  la  Paix  k  La  Haye,   düment  autoris^s  k  cet  effet 

29.  Juli  1899.  P*^  ^^^^^  Gouvernements,  s'inspiraut  des  sentiments  qui  ont  trouv^  leur  expres- 

sion  dans  la  D^claration  de  Saint-P6tersbourg  du  29  Novembre  (11  D^cembre), 

1868,  II  D^clarent: 

Les  Puissances  Contractantes  s'interdisent  Temploi  de  balles  qui  s*^pa- 
nouissent  ou  s'aplatissent  facilement  dans  le  corps  hnmain,  telles  que  les 
balles  k  enveloppe  dure  dont  Tenveloppe  ne  couvrirait  pas  enti^rement  le 
nojau  ou  serait  pourvue  d'incisions.  ||  La  presente  Döclaration  n*est  obligatoire 
que  pour  les  Puissances  Contractantes,  en  cas  de  gnerre  entre  deux  ou 
plusieurs  d'entre  elles.  ||  Elle  cessera  d'^tre  obligatoire  du  moment  oü  dans 
une  guerre  entre  des  Puissances  Contractantes,  une  Puissance  nou-Contractante 
se  joindrait  k  Tun  des  belligerants.  ||  La  presente  Declaration  sera  ratifit^e  dans  le 
plus  bref  d^lai  possible.  ||  Les  ratifications  seront  deposees  k  La  Haye.  ||  II 
sera  dresse  du  d^p6t  de  chaque  ratification  un  proces- verbal,  dont  une  copie, 
certlfiäe  conforme,  sera  remise  par  la  voie  diplomatique  k  toutes  les  Puissances 
Contractantes.  ||  Les  Puissances  non-Signataires  pourront  adh^rer  k  la  präsente 
D^claration.  Elles  auront,  k  cet  effet,  k  faire  connaitre  leur  adh^sion  aux 
Puissances  Contractantes,  au  moyen  d'une  notification  ^crite,  adress^  au 
Gouvernement  des  Pays-Bas  et  communiqu^e  par  celui-ci  k  toutes  les  autres 
Puissances  Contractantes.  ||  S*il  arrivait  qn'une  des  Hautes  Parties  Contractantes 
d^nongät  la  präsente  Declaration,  cette  dänonciation  ne  prodnirait  ses  effets 
qu'un  an  apr^s  la  notification  falte  par  äcrit  au  Gouvernement  des  Pays-Bas 
et  communiquäe  immädiatemeut  par  celui-ci  k  toutes   les  autres  Puissances 
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Contiractantes.   ||   Cette  d^nonciation  ne  produira  ses  effets  qo'ä  T^ard  de  la  Mr.  i2i«o. 
Puissance  qui  Taura  notifi6e.  ||  En  foi  de  quoi,  les  Pl^nipotentiaires  ont  sign^  ^^^^ 
la  präsente  D^claration   et  Tont  rev^tae  de  leurs  cachets.    Fait  k  La  Haje,29.ja]ii899. 
le  29  Juillety  1899,  en  an  seul  exemplaire,  qui  restera  d^pose  dans  les  archiyes 
du  Gouvernement  des  Pajs-Bas  et  dont  des  copies,  certifi^es  conformes,  seront 
remises  par  la  voie  diplomatique  aux  Puissances  Contractantes. 

(Unterschriften.) 

Nr.   12161.    KONPEEEHZSTAATBH.  —  Deklaration. 

29.  Juli  1899. 

Les  Soussign^s,   Pl^nipotentiaires  des  Puissances  repr^sent^es  ä  la  Con-  ^r.  12161. 
f^rence  Internationale   de  la  Paix  k  La  Haye,  düment  autoris^s  ä  cet  eflfet  Konfereni- 

''    '  .    ,  Staaten. 

par   leurs  Gouvernements,  s'inspirant  des  sentiments  qui  ont  trouve  leur  ex-29.jiiiii899. 
pression  dans  la  D4claration  de  Saint-P^tersbourg  du  29  Novembre  (11  D^- 
cembre),  1868,  ||  D^clarent:  / 

Les  Puissances  Contractantes  s'interdisent  Temploi  de  projectiles  qui  ont 
pour  but  unique  de  r^pandre  des  gaz  asphyxiants  ou  d^l^t^res.  ||  La  pr^ente 
D^claration  n'est  obligatoire  que  pour  les  Puissances  Contractantes,  en  cas  de 
guerre  entre  deux  ou  plusieurs  d'entre  elles.  ||  Eile  cessera  d'^tre  obligatoire 
du  moment  oü  dans  une  guerre  entre  des  Puissances  Contractantes,  une  Puis- 
sance non-Contractante  se  joindrait  k  Tun  des  belVg^rants.  ||  La  präsente 
D^claration  sera  ratifi^e  dans  le  plus  bref  delai  possible.  ||  Les  ratifications 
seront  d^pos^es  k  La  Haje.  ||  II  sera  dresse  du  deput  de  chaque  ratiücation 
un  proc^s-verbal,  dont  une  copie,  certifi6e  conforme,  sera  remise  par  la  voie 
diplomatique  k  toutes  les  Puissances  Contractantes.  ||  Les  Puissances  non- 
Signataires  pourrout  adh^rer  k  la  präsente  Declaratiou.  Elles  auront,  k  cet 
effet,  k  faire  connattre  leur  adh^sion  aux  Puissances  Contractantes,  au  moyen 
d'une  notification  6crite,  adress^e  au  Gouvernement  des  Pays-Bas  et  com- 
muniqu^e  par  celui-ci  k  toutes  les  autres  Puissances  Contractantes.  ||  S'il  arri- 
vait  qu'une  des  Hautes  Parties  Contractantes  d^nongät  la  presente  D^claration, 
cette  dönonciation  ne  produirait  ses  effets  qu'un  an  aprds  la  notification  faite 
par  ^crit  an  Gouvernement  des  Pays-Bas  et  communiqu^e  imm^diatement  par 
celui-ci  k  toutes  les  autres  Puissances  Contractantes.  ||  Cette  d^nonciation  ne 
produira  ses  effets  qu'ä  l'^gard  de  la  Puissance  qui  Taura  notifi^e.  ||  En  foi 
de  quoi,  les  Pl^nipotentiaires  ont  sign^  la  präsente  Declaratiou  et  Tont  revdtue 
de  leurs  cachets.  ||  Fait  k  La  Haye,  le  29  Juillet,  1899,  en  un  seul  exemplaire 
qui  restera  d^pos^  dans  les  archives  du  Gouvernement  des  Pays-Bas  et  dont 
des  copies,  certifi^es  conformes,  seront  remises  par  la  voie  diplomatique  aux 
Puissances  Contractantes.  (Unterschriften.) 
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Nr.  12162.  KONPERENZSTAATEN.  —  Convention  pour  l'adap- 
tation  ä  la  Gnerre  Maritime  des  principes  de  la 
Convention  de  Genöve  du  22  Aoüt,  1864. 

Nr.  12162.  Sa  Majest^  le  Roi  des  Beiges;  Sa  Majeste  le  Roi  de  Dänemark;  Sa  Ma- 

jesl6  le  Roi  d'Espagne,  et,  en  son  nom,  Sa  Majeslö  la  Reine  -  R^gente  dn 
Royanme;  le  President  des  fitats-Unis  Mexicains;  le  President  de  la  R^pnblique 
Fran^aise;  Sa  Majeste  le  Roi  des  Hell^nes;  Son  Altesse  le  Prince  de  Mont^ 
n^gro;  Sa  Majeste  la  Reine  des  Pays-Bas;  Sa  Majeste  Imperiale  le  Schah 
de  Perse;  Sa  Majeste  le  Roi  de  Portugal  et  des  Algarves;  Sa  Majeste  le  Roi 
de  Ronmanie;  Sa  Majeste*  r£mpereur  de  Toutes  les  Russies;  Sa  Majeste  le 
Roi  de  Siam;  Sa  Majeste  le  Roi  de  SuMe  et  de  Norv^ge;  et  Son  Altesse 
Royale  le  Prince  de  Bulgarie;  jj  Egalement  anim^s  dn  d^sir  de  diminuer  autant 
qu'il  depend  d'eux  les  maux  ins^parables  de  la  guerre  et  voulant  dans  ce  bat 
adapter  ä  la  guerre  maritii^e  les  principes  de  la  Convention  de  Gen^ve  du 
22  Aoüt,  1864,  ont  r^solu  de  conclure  une  Convention  ä  cet  effet:  ||  Ils  ont 
en  cons^quence  norome  pour  leurs  P16nipotentiaircs,  savoir:  ||  (folgen  die 
Namen)  ||  Lesquels,  apr^s  s'(^tre  communiqu^  leurs  pleins  pouvoirs,  tronves  en 
bonne  et  dae  forme,  sont  convenus  des  dispositions  suivantes: — 

Article  L 

Les  bätiments-höpitaux  militaires,  c'est-ii-dire,  les  b&timents  construits  ou 
amenag^s  par  les  £tats  specialement  et  uniquement  en  vue  de  porter  secoors 
aux  bless^s,  malades,  et  naufrag^s,  et  dont  les  noms  auront  6t^  communiques, 
k  Tonverture  ou  au  cours  des  hostilit^s,  en  tout  cas  avant  toute  mise  en  nsage, 
aux  Pnissances  bcllig^rantes,  sont  respect^s  et  ne  peuvent  ^tre  captur^s  pen- 
dant  la  dur^e  des  hostilit<^'s.  ||  Ces  bätiments  ne  sont  pas  non  plus  assimiles 
aux  navires  de  guerre  au  point  de  vue  de  leur  s^jour  dans  un  port  neutre« 

Article  II. 

Les  b&timents^hospitaliers,  ^qnip^s  en  totalit^  on  en  partie  aux  frais  des 
particnliers  ou  des  Soci^tes  de  Secours  officiellement  reconnues,  sont  Egalement 
respect^s  et  exempts  de  capture  si  la  Puissance  belligerante  dont  ils  d^endent 
leur  a  donn^  une  commission  officielle  et  en  a  notifi^  les  noms  ä  la  Puissance 
adverse  k  Touverture  on  au  cours  des  hostilit^s,  en  tout  cas  avant  toute  mise 
en  usage.  ||  Ces  navires  doiveut  ^tre  porteurs  d'nn  document  de  rautoritd  com- 
potente  döclarant  qu'ils  ont  6t^  soumis  ä  son  contröle  pendant  leur  armement 
et  k  leur  d6part  final. 

Article  HI. 

Les  bätiments-hospitaliers,  ^quip^s  en  totalit6  on  en  partie  aux  frais  des 
particnliers   ou  des  Soci^t^s   officiellement  reconnues   de   pays  neutres,  sont 
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respect^s  et  exempts  de  capture  si  la  Poissance  nentre  dont  ils  d^pendent  lenr  Nr.  isids. 
a  donn6  une  commission   officielle   et  en  a  notifiö  les   noms   aux  Puissances  ^'*°^®""' 
bellig^rantes  k  ToaTerture  ou  au  cours  des  hostilites,  en  tout  cas  avant  tonte 
mise  en  nsage. 

Article  IV. 

Les  bätiments  qui  sont  mentionnds  dans  les  Artlcles  I,  II,  et  III,  porte- 
ront  seconrs  et  assistance  anx  bless^s,  malades,  et  nanfrag^s  des  bellig^rants 
sans  distinctton  de  nationalit^.  ||  Los  Gouvernements  s'engagent  k  n'utiliser  ces 
bätlments  pour  aucnn  but  militaire.  ||  Ces  bätiments  ne  devront  g^ner  en  ancnne 
mani^re  les  monvements  des  combattants.  ||  Pendant  et  apr^s  le  combat,  ils 
agiront  k  lenrs  risques  et  p^rils.  ||  Les  belligörants  auront  sur  eux  le  droit  de 
contröle  et  de  visite;  ils  pourront  refuser  lenr  concours,  lenr  enjoindre  de 
s'^loigner,  lenr  imposer  une  direction  dötcrminee  et  mettre  k  bord  un 
commissaire,  m6me  les  dötenir,  si  lagravite  des  circonstances  Texigeait.  Autant 
que  possible,  les  bellig^rants  inscriront  sur  le  Journal  de  bord  des  bätiments- 
hospitaliers  les  ordres  qu'ils  leur  donneront 

Article  V. 

Les  bätiments  •  höpitaux  militaires  seront  distingu^s  par  une  peintnre 
ext^rieure  blanche  avec  une  bände  horizontale  verte  d'un  mötre  et  demi  de 
largeur  environ.  ||  Les  bätiments  qui  sont  mentionnös  dans  les  Articles  II  et 
III  seront  distinguös  par  une  peinture  ext^rieure  blanche  avec  une  bände 
horizontale  rouge  d'un  metrc  et  demi  de  largeur  enyiron.  ||  Les  embarcations 
des  bätiments  qui  viennent  d'6tre  mentionn^s,  comme  les  petits  bätiments  qui 
pourront  ^tre  affectös  au  Service  hospitalier,  se  distingueront  par  une  peinture 
analogue.  ||  Tons  les  bätiments- hospitaliers  se  feront  reconnaitre  en  hissant,  avec 
leur  pavillon  national,  le  pavillon  blanc  k  croix  rbuge  pr6vu  par  la  Convention 
de  Genöve. 

Article  VL 

Les   bätiments  de  commerce,  yachts,  on  embarcations  neutres,  portant 

ou   recueillant   des   blesses,  des  malades,  ou  des  naufrag^s  des  bellig^rants, 

ne   peuvent   Stre   captur^s    pour  le  fait  de   ce    transport,  mais  ils  restent 

expos^s  k  la  capture  pour  les  violations  de  neutralit6  qu'ils  pourraient  avoir 
commises. 

Article  VIL 

Le  personnel  religieux,  medical,  et  hospitalier  de  tout  b&timent  capture 
est  inviolable  et  ne  peut  ^tre  fait  prisonnier  de  guerre.  II  empörte,  en  quittant 
le  navire,  les  objets  et  les  Instruments  de  Chirurgie  qui  sont  sa  propriötö 
particuli^re.  ||  Ce  personnel  continuera  k  remplir  ses  fonctions  tant  que  cela 
sera  nöcessaire,  et  il  pourra  ensuite  se  retirer  lorsque  le  Commandant-en-chef 
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Nr.  12162.  \  le  jugera  possible.   ||   Les  bellig^rants  doivent  assurer  h  cc  pcrsounel  tombe 
^ül*tw?  ^^^^^  ^®^"  mains  la  jouissance  integrale  de  son  traitement 

Article  VIIL 


Les  marins  et  les  militaires  embarqu^s  bless^s  oa  malades,  k  quelqae 
nation  qalls  appartiennent,  serout  prot^g^s  et  soignös  par  les  capteurs. 

Article  IX. 

Sont  prisonniers  de  gnerre  les  naufrag^s,  bless^s,  oa  malades,  d'an  belli- 
g^rant  qui  tombent  au  pouvoir  de  l'autre.  II  appartient  ä  celui-ci  de  d^cider, 
snivant  les  circonstances,  s'il  convient  de  les  garder,  de  les  diriger  snr  an  port 
le  sa  nation,  sar  an  port  neatre  oa  m4me  sar  an  port  de  Tadversaire.  Dans 
ce  demier  cas,  les  prisonniers  ainsi  rendas  k  lear  pays  ne  poarront  senrir 
pendant  la  dor^e  de  la  gaerre. 

Article  X. 

Les  naafrages,  bless^s  oa  malades,  qai  sont  d^barqn^  dans  an  port  neatre, 
da  consentement  de  Tantorit^  locale,  devront,  k  moins  d'an  arrangement  con- 
traire  de  r£tat  neatre  avec  les  £tats  belligerants,  4tre  gard^s  par  TJItat  neatre 
de  maniöre  qn'ils  ne  paisseut  pas  de  noaveaa  prendre  part  anx  Operations  de 
la  gaerre.  ||  Les  frais  d'hospitalisation  et  d'internement  seront  sapport^  par 
r£tat  dont  rel^vent  les  naafrages,  blosses,  oa  malades. 

Article  XL 

Les  r^gles  contennes  dans  les  Articles  ci-dessas  ne  sont  obligatoires  qae 
poar  les  Puissances  Contractaiites,  en  cas  de  guerre  entre  deax  oa  plasiears 
d*entre  elles.  ||  Les  dites  r^les  cesscront  d'^tre  obligatoires  da  moroent  oü, 
dans  ane  gaerre  entre  des  Puissances  Contractantes,  nne  Paissance  non-Con- 
tractante  se  joindrait  k  Tan  des  belligerants. 

Article  XII. 

La  presente  Convention  sera  ratifi^e  dans  le  plas  bref  d^lai  possible.! 
Les  ratifications  seront  d^posees  k  La  Haye.  ||  II  sera  dress^  da  d^pöt  de 
chaqae  ratification  an  proc^s- verbal,  dont  une  copie,  certifi6e  conforme,  sera 
remise  par  la  voie  diplomatique  k  toates  les  Paissances  Contractantes. 

Article  XUL 

Les  Paissances  non-Signataires,  qni  aaront  accepte  la  Convention  de 
Gen^ve  da  22  Aoüt,  1864,  sont  admises  k  adh^rer  k  la  presente  Convention.) 
Elles  aaront,  k  cet  effet,  k  faire  connattre  lear  adh^sion  anx  Paissances  Con- 
tractantes, an  moyen  d'nne  notification  ^crite,  adress^e  an  Goavernement  des 
Pays-Bas  et  commaniqnee  par  celoi-ci  k  toates  les  aatres  Paissances  Con- 
tractantes. 
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Article  XIV.  Nr.  12162. 

8'il  arrivait  qa'one  des  Haates  Parties  Contractantes  dönon^ät  la  pröseute  ^'^n' 
Convention,  cette  d^nonciation  ne  pröduirait  ses  effets  qa'on  an  apr^s  la  uoti- 
fication  faite  par  ^crit  au  Gouvernement  des  Pays-Bas  et  communiquöe 
imm^diatement  par  celai-ci  ä  toutcs  les  autres  Puissances  Contractantes.  ||  Cette 
d^nonciation  ne  produira  ses  effets  qu'ä  T^gard  de  la  Puissance  qni  Taura 
notifi^e.  II  En  foi  de  quo!»  les  Plönipotentiaires  respectifs  ont  sign^  la  präsente 
Convention  et  Tont  rev^tue  de  leurs  sceaux.  ||  Fait  k  La  Haje,  le  29  Joillet, 
1899,  en  an  seul  exemplaire,  qni  restera  d^pos6  dans  les  archives  du  Gou- 
vernement des  Pays-Bas  et  dont  des  copies,  certifi^es  conformes,  seront 
remises  par  la  voie  diplomatique  aux  Puissances  Contractantes. 

.   (Unterschriften.) 


Digitized  by 


Google 


Verhandluugen  zwischen  Grofsbritannien  und 

dem  Deutschen  Reiche  über  die  Beschlagnahme 

deutscher  Schiffe  1899|1900*). 

Nr.  12163.  GROSSBBITANNIEN.  —  Die  Admiralität  an  das  Aus- 
wärtige  Amt.  Das  deutsche  Schiff  „Herzogt'  passiert 
den  Suezkanal. 

Admiralty,  December  16,  1899.    (December  16.) 

Nr.  12163.  Sir,  II  I  am  commanded  by  my  Lords  Commissioners  of  the  Admiralty  to 

briunnioD  ^^^1"^^^  J^^  ^^^^^  inform  the  Secretary  of  State  that  a  telegram  has  been  re- 

i6.Dex.i899  ceived  from  the  Commander-in-chief  on  the  Mediterranean  Station: —  ||  ''German 

steam-ship  'Herzog',  with  a  considerable  namber  of  male  passengers,  many  in 

kliaki,  apparently   soldiers,  left   the  Canal   for  Sonth  Africa  at  5  P.M.  on 

12th  December.     No  troops  were  declared."  ||  A  similar  commanication  bas 

been  addressed  to  the  Colonial  Office  and  War  Office. 

C.  I.  Thomas,  pro  Secretary. 

Nr.  12164.  GEOSSBRITANHIEH.  —  Admiral  Harris  an  die  Ad- 
miralität.  Meldet  die  Beschlagnahme  des  „Bundes- 
rat". 

Simonstowo,  December  29,  1899. 

Nr.  12164.  (Telegraphic.)  ||  German  steam-ship  "Bundesrath"  arrived  at  Durban  to- 

briu^nion.  ^^^  ^^  chargc  of  "Magicienne",  but  no  particulars  of  the  capture  have  as  yet 
29.Dez.i899.  reached  me. 


Nr.    12165.   GROSSBEITAiraiEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 

den  Minister  des  Auswärtigen.    Graf  Bülow  fordert 

Aufklärung  Ober  die  Wegnahme  des  „Bundesrat*'. 

Berlin,  December  30,  1899.    (December  30.) 

Nr.  12165.  (Telegraphic.)  ||  I  was  sent   for   by  Count  Bülow  this  evening  to  speak 

Groft-     about  the  seizure  of  the  "Bundesrath",   the  German  mail-steamer  which  has 

britftnnien. 

8o.Dez.  1899.  becu  takcu  to  Durban.  |l  The  Hamburg  Company  had  given  positive  assurances 


*)  Vgl.  .,Kurop.  Geschichtskaleuder**,  Jahrgg.  1899.    Red. 
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that  she  carried  no  contraband,  aud  if  this  eboald  be  the  case  Connt  Bfllow  Nr.  i2i65. 
was  desirous  that  she  might  be  speedily  released.  Instructions  had  been  given  briunnion 
to  Count  Hatzfeldt  to  put  the  case  before  your  Lordship»  80.Dex.i899. 

Nr.  12166.  OE088BRITANHIEN.  —  Der  Gouverneur  von  Natal 
an  den  Eolonialminister.  Der  deutsche  Konsul 
protestiert  gegen  die  Wegnahme. 

Deceraber  29,  1899. 

(Telegraphic.)  |1  Following  telegram  received  from  German  Consul  at  Dur-  Nr.  laiee. 
ban  to-daj: —  ||  "Imperial  German  mail-steamer  *Bundesrath'  just  brought  in  |,Jj![^tjen 
as   prize   by  Her  Majesty's  ship  'Magicienne*.     In   name  of  my  Government  29. Dez  i899. 
I  herewith  protest  against  her  being  seized  and  detained.''  ||  I  have  informed 
German  Consul  that  his  telegram  has  been  communicated  to  you  and  High 
Commissioner. 

Nr.  12167.  GEOSSBRITANiriEH.  —  Admiral  Harris  an  die 
Admiralität  Die  Ladung  des  „Biin<l6srats"  ist  ver- 
dächtig. 

SimoDStown,  December  81,  1890. 

(Telegraphic.)  ||  "Magicienne"  reports  "Bundesrath**  changed  cargo's  position  Nr.  12167. 
on  being  chased,   which  is  snspicious.  ||  Large  amount  of  sugar  consigned  to  briunnien. 
nnknown   person  Delagoa  Bay,  and  railway  sleepers  and  small  trucks,   con-8i.Des.i899. 
signed  to  Wilkin  and  Ackermann,   Delagoa  Bay,   but  labelled  Johannesburg, 
revealed  by  partial  search.  ||  It  is  expected  that  search  will  revcal  arms  among 
baggage  of  Germans  on  board,  who  State  openly  they  are  going  to  the  Trans- 
vaal II  Senior  Officer,  Durban,  reports  he  considers  there  is  ample  gronnd  for 
discharging  cargo  and  searching  it.  ||  Request  authority  of  Crown  to  put  vessel 
into  Prize  Court  at  Durban;  request  also  instructions  as  to  German  passengers. 

Nr.    12168.    GEOSSBEITANNIEN.    —    Der  Botschafter  in   Berlin 

an  den  Minister  des  Auswärtigen.    Unterriedung  mit 

Baron  Bichthofen. 

Berlin,  January  1,  1900.    (Jannary  1.) 

(Telegraphic.)  ||  I  received  a  visit  this  morning  from  Baron  von  Rkht-  Nr.  12168. 

hofen,  who  gave  me  a  Memorandum  respecting  the  measures  which  can  legally  britMnien. 

be  taken  by  the  Imperial  Government  against  German  subjects  who  take  part  i*  J«°  i^oo. 

in  a  war  in  which  the  neutrality  of  the  Empire  is  observed.  ||  The  German 

Government  had  no  knowledge  of  more  than  two  officers  having  proceeded  to 

the  Transvaal,  where  they  had  been  unable  to  obtain  positions  of  command.|| 

He  asked  me  if  I  had  any  information  on  the  snbject  of  the  seizure  of  the 

f'fnndesrath".    I  said  that  Count  Hatzfeldt  would  be  kept  fuUy  informed,  and 

that  I  knew  no  more  than  had  been  communicated  to  him. 

StftfttiftrchiT   LUV.  U 
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Nr.  12169.  OEOSSBBITANinEN.  —  Der  Kolonialminister  an  den 
Gouverneur  von  Natal.  Anordnungen  über  die  Be- 
handlung des  „Bundesrat**. 

Downing  Street,  January  3,  1900. 
Nr.  12169.  (Telegraphic.)  ||  Your  telegram  of  Ist  Januarj.  ||  The  "Bundesrath"  and 

briunnien.  goods  ou  board,  including  maus,  are  now  presumablj  in  custodj  of  the  Prize 

3.  Jan.  1900.  Court,  aud,  except  by  order  of  that  Tribunal«  should  not  be  touched.     The 

capturing  officer  of  Her  Majestj's  ship  "Magicienne"  should  applj  to  Court  to 
release  mails  at  once,  and  yon  should  support  application.  ||  If  the  application 
is  granted  by  the  Court,  the  person  to  whom  the  mails  are  released  should 
offer  to  band  them  over  to  the  Oerman  Consul,  to  whom  every  possible  facility 
should  be  given  by  you  for  their  speedy  transmission  to  their  destination, 
either  by  British  cruiser  if  available,  or  by  mail-steamer,  or  otherwise.  Every 
facility  for  proceeding  to  their  destination  should  be  afforded  to  anj  passenger 
whom  the  Court  considers  innocent. 

Nr.  12170.  DEUTSCHES  BEICH.  —  Der  Botschafter  in  London 
an  den  engl.  Minister  des  Auswärtigen.  Fordert 
Freigabe  des  „Bundesrat**. 

German  Embassy,  London,  January  4,  1900.    (January  4.) 
i)i*ut^h«*  (Translation.)  ||  My  Lord,  ||  With  reference  to  the  seizure  of  the  German 

Reich,     steamer  **Bundesrath''  by  an  English  ship  of  war,  I  have  the  honour  to  inform 

4.  Jan.  1900.  y^yp  Excellcucy,  in  accordance  with  Instructions  received,   that  the  Imperial 

Government,  after  carefully  examiniug  the  matter  and  considering  the  judicial 
aspects  of  the  case,  are  of  opinion  that  proceedings  before  a  Prize  Court  are 
not  justified.  ||  This  view  is  grounded  on  the  consideration  that  proceedings 
before  a  Prize  Court  are  only  justified  in  cases  where  the  presence  of  con- 
traband of  war  is  proved,  and  that,  whatever  may  have  been  on  board  the 
**Bundesrath",  there  could  have  been  no  contraband  of  war,  since,  according 
to  recognized  principles  of  international  law,  there  cannot  be  contraband  of 
war  in  trade  between  neutral  ports.  ||  This  is  view  taken  by  the  British  Govern- 
ment in  1863  in  the  case  of  the  seizure  of  the  *'Springbok"  as  against  the 
judgment  of  the  American  Prize  Court,  and  this  view  is  also  taken  by  the 
British  Admiralty  in  their  **Manual  of  Naval  Prize  Law"  of  1866.  ||  The  Im- 
perial Government  are  of  opinion  that,  in  view  of  the  passages  in  that  Manual: 
**A  vesseVs  destination  should  be  considered  neutral,  if  both  the  port  to  which 
she  is  bound  and  every  intermediate  port  at  which  she  is  to  call  in  the 
course  of  her  voyage  be  neutral",  and,  the  destination  of  the  vessel  is  conclusive 
as  to  the  destination  of  the  goods  on  board'',  they  are  fully  justified  in  claiming 
the  release  of  the  **Bundesrath"  without  investigation  by  a  Prize  Court,  and 
that  all  Ute  more  because,  since  the  ship  is  a  mail- steamer  with  a  fixed  itine* 
rarj,  she  could  not  discharge  her  cargo  at  any  other  port  than  the  neutral 
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port  of  destination.  ||  In  view  of  what  is  stated  above,  I  have  the  honoar  to  Nr.  12170. 
request  your  fixcellency,  in  accordance  with  instructions  from  the  Imperial  ^^h** 
Government,   and   with   the  reservation  of  what  may  further  be  deeided,  to*.  Jm.  iwo 
Order  the  release  of  the  "Bundesrath",  and  since  she  was  seized  more  than  a 
week   ago  and  the  Imperial  Government  have  not  yet  been  informed  of  the 
reasons  for  the  seizure,  I  should  be  obliged  if  I  could  be  favoured  with  a 
reply  at  your  earliest  couvenience. 

I  have,  &c. 
(Signed)        P.  Hatzfeldt 


Nr,  12171.  0B0S8BBITANNIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Barpn  Rieht- 
hofen  protestiert  gegen  die  Beschlagnahme. 

Berlin,  January  5,  1900.    (January  5.) 
(Telegraphic.)  ||  Report  has  been  received  from  German  Consul  at  Durban  Nr.  12171. 
stating  that  no  contraband  has  been  found  on  the  "Bundesrath",  although  she  b,JJ^nnJen. 
has  been  searched   for  nine  days.     Baron  von  Richthofen  said  that  public  5.  Jm.  1900. 
opinion  here  has  been  greatly  excited  by  the  seizure  of  the  *'Bundesrath"  and 
the  ''General''.     The   fact  that  the  naval  authorities  had  failed  to  discover 
contraband  would  seem  to  render  their  action  unjustifiable;   but  the  German 
Government  maintain  that,  even  if  contraband  had  been  discovered,  England 
would  have  no  right  to  interfere  with  neutral  vessels  going  from  one  neutral 
port  to  another,  and  the  task  of  preventing  the  transmission  of  contraband  to 
the  Transvaal  would   lie  with   the  Portuguese  Government  ||  When  the  war 
broke  out,  the  Steam-ship  Company  disembarked  some  contraband  of  war  at 
Dar-es-Salaam   and  Port  Said  in  order  to  obviate  any  possible  complication, 
and  since  then  the  Company  has  issued  strict  Orders  that  contraband  should 
not  be  embarked. 


Nr.  12172.  DEUTSCHES  reich.  —  Der  Botschafter  in  London 
an  den  englischen  Minister  des  Auswärtigen.  Fordert 
Freigabe  des  „General**  und  Achtung  des  Völker- 
rechts. 

German  Erabassy,  London,  January  5,  1900.    (January  6) 
(Translation.)  ||  My  Lord,  ||  According  to  a  communication  received  by  N'-  ^2172. 
the  Imperial  Government  by  tclegraph  from  Aden  the  day  before  yesterday,     Reich. 
a  second   mailsteamer   of  the  German  East  African  line,  the  "General",  has'^*  J»»-^^ 
now  been  stopped  there,  occupied  by  force  by  British  troops,  and  ordered  to 
land  her  cargo.  ||  In  accordance  with  instructions  received,  1  have  the  honour 
to  inform  your  Excellency  of  the  above,  and,  expressly  reserving  any  Claims 
for  compensation,  to  request  that   Orders  may  be  given  for  the  immediate 
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Nr.  12178.  release   of  the  steamer  and  her  cargo,   for  that  portiou  of  her  cargo  which 
Beioh.^  bas  already  been  landed  to  be  taken  on  board  again,  and  for  uo  bindrances 

5.  jm.  1900.  to   be   placed   in  the  way   of  the  ship  continuing  her  vo}  age  to  the  places 

mentioned  in  her  itinerarj.  ||  I  am  further  instrueted  to  request  yonr  Excellency 
to  cause  explicit  instructions  to  be  sent  to  the  Commanders  of  British  ships 
in  African  ^faters  to  respect  the  rules  of  international  law,  and  to  place  no 
further  impediments  in  the  way  of  the  trade  between  neutral?.  ||  I  shouid  be 
obliged  if  your  Excellency  would  send  me  a  reply  at  your  earliest  possible 
convenience.  I  have,  &c. 

(Signed)         P.  Hatzfeldt. 

Nr.    12173.     0B0S8BBITANNIEN.    —     Die   Admiralität   an   den 

ältesten   Seeoffizier   in   Aden.    Behandlung   des 

„General". 

Admiralty,  January  4,  1900. 

Nr.  12178.  (Telegraphic.)  ||  Steam-ship  "Generar*.    Is  search  being  conducted  by  you, 

britwnien.  ^^   ^^    whom?     ünlcss   coutrabaud   is   found,   search  shouid  be  carried  out 
4.  Jftn.  1900.  as   rapidly  as  possible.     Undesirable  to  detain  ship  on  suspicion  only  if  she 
carries  mails. 

Nr.  12174.  OBOSSBBITANHIEH.  —  Der  älteste  Seeoffizier  in 
Aden  an  die  Admiralität  Bericht  Ober  die  Be- 
schlagnahme des  „General". 

Aden,  January  6,  1900. 

Nr.  12174.  (Telegraphic.)  ||  On  arrival  of  steam-ship  "General"  I  boarded  and  detained 

briunnien.  ^®^«  II  Havlug  becu  informcd  of  varlous  suspicious  articles  on  board  for  Dela- 

6.  Jan.  1900.  goa  Bay,  including  reported  boxes  of  ammunition  stowed  in  main  hold,  buried 

under  resenre  coal,  I  commenced  search  for  contraband  next  morning.  Ship 
will  be  got  away  as  soon  as  possible.  ||  I  found,  consigned  on  manifest  to 
Mombasa,  several  large  cases  of  rifle  ammunition  for  Mauser,  Mannlicher,  and 
sporting  rifles.  I  believe  these  to  be  bona  fide  as  consigned.  Other  sus- 
pected  articles  on  manifest  are  waggon  axles  and  Chemicals.  ||  Have  cleared 
away  just  sufficicnt  cargo  to  eatisfy  myself.  At  the  bottom  is  a  cargo  of 
food  for  Delagoa  Bay.  ||  On  top  of  coals  are  stowed  boilers  and  heavy  ma- 
chinery.  Found  nothing,  after  examination  by  digging  hole.  ||  Cargo  being 
restowed. 

Nr.    12175.     OEOSSBRITAITNIEN.  —  Die  Admiralität  an  das  Aus- 
wärtige Amt.    Teilt   die   Beschlagnahme   des   „Her- 
zog" mit. 
N,.  12175.  Admiralty,  January  6,  1900.    (January  6.) 

Grofc.  gif ^  II I  am  commanded  by  my  Lords  Commissioners  of  the  Admiralty  to 

britftnoion.  .       «  « 

9.  Jan.  1900.  transmit,  for  the  Information  of  the  Secretary  of  State  for  Foreign  Affairs,  a 
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copy  of  a  telegram,  dated  the  6th  instant,  from  the  Gommander-in-chief,  Cape  Nr.  lens. 
of  Good  Hope  Station,  reportiug  the  seixure  of  German  steam-ship  "Herzog".  j,,^[^i^„ 

I  am,  &C.  6.  Jan.  1900. 

(Signed)    Evan  Macgregor. 

Nr.  12176.  OBOSSBEITANNIEH.  —  Der  Gouverneur  von  Natal  an 
den  Kolonialminister.  Protest  des  deutschen  Kon- 
sul gegen  die  Beschlagnahme  des  „Herzog*'. 

January  7,  1900. 
(Telegraphic.)  ||  FoUowing  telegram  received  from  German  Gonsul  at  Dur-  Mr.  i2i76. 
ban   and  Commander  Schiebel,  of  His  Imperial  Maiesty's  ship  "Condor".    I  ^  ^^^' 
replied  I  have  communicated   protest  to  Secretarjr  of  State  for  the  Colonies  7.  jm.  1900. 
and  High  Commissioner: —  ||  „We  herewith  strongljr  protest  in  the  name  of 
our  Government  against  seizure   of  Imperial  German   mail-steamer  ^Herzog', 
and  request  permission   for  said  steamer  to  proceed  on  voyage  without  any 
further  delay.     Captain   of  ^Herzog'   informs  me  he  has  no  goods  on  board 
which  could  be  considered  as  contraband  of  war.     Only  suspected  cargo  are 
mails,  small  iron  rails,  and  railway  sleepers,  which  are  destined  for  neutral 
port  of  Delagoa  Bay*'. 

Nr.  12177.  OEOSSBSITANBIEN.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Auswärtigen.  Graf  Bülow  fordert 
Abstellung  der  deutschen  Beschwerden. 

Berlin,  January  7,  1900.    (January  7.) 
(Telegraphic.)  ||  In  consequeivse  of  the  capture  of  a  third  German  ship,  Nr.  1217:. 
the  "Herzog",  I  received  a  message   again   this   evening   from   Count  Bülow     J^^" 
asking  me   to  pay  him  a  visit,   the  vessel  having  on  board  a  deputation  of  7.  jan  1900. 
the  Bed  Gross  Society.    A  list  of  the  members  of  this  deputation  has  already 
been  furnished  by  me  to  your  Lordship.  ||  His  Excellency,  after  repeating  to 
me  all  he  had  said  relative  to  the  ''Bundesrath''  and  ,the  "General",  informed 
me   that  fresh   Instructions   had  been  sent  to  Count  Hatzfeldt  to  press  your 
Lordship   for  a  reply   to  the   complaint  which   had  already  been  submitted. 
He  said  that  his  most  earnest  desire  was  that  orders  should  be  sent  for  the 
prompt  release   of  the  vessels,  for  the  payment  of  compensation  for  losses 
which  had  been  sustained,  and  for  the  prevention  of  the  recurrence  of  similar 
incidents. 

Nr,  12178.  OEOSSBBITAHHIEN.  —  Der  Kommandeur  des  Kap- 
geschwaders an  die  Admiralität  Bericht  über  die 
Durchsuchung  des  „Herzogs". 

Simonstown,  January  6,  1900. 
(Telegraphic.)  ||  Senior   Naval  Officer,  Durban,   telegraphs:—  ||  "Large  Nr.  12178. 
ambulance   party  on  board  'Herzog',  most  of  whom  have  revolvers.     Portu-  ^^JJ^^^'^^ 
guese  Govemor  of  Zambezi  and  eight  Portuguese  officers  aboard.   Prize  Court  c  jan.  1900. 
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Nr.  12178.  has  ordered  their  release.    Tbere  are  large  quantities  of  pro?i8ions  consigned 
bfi^^ien   ^^  eneroy's  agents.    From  character  of  cargo  and  provisions  there  is  reasooable 

6.  jfto.  1900.  ground  for  snspecting  it  as  intended  for  enemjr." 

Nr.  12179.  0E0S8BRITAHNIEH.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an    den    Botschafter   in   Berlin.     Hat   zwei   scharfe 

deutsche  Noten  erhalten. 

Foreign  Office,  January  7,  1900. 
Nr.  1217».  (Telegrapbic.)  ||  I  have  received  two  notes  from  German  Ambassador,  of 

brulnn^en  *   ^°®   ^^^^   unusual   in  diplomatic  correspondence,  respecting  the  arrest  of 

7.  Jan.  1900.  the  "Bundesrath"   and   the   search   of  the  "General."  ||  We  are  pressing  the 

authorities  in  Natal  for  prompt  completion  of  investigation  in  case  of  the 
first-named  ship,  and  making  inqniry  into  the  facts  as  regards  the  second.  || 
The  principle  which  we  have  maintaincd  in  regard  to  contraband  of  war  is 
not  that  which  the  German  Government  supposes.  ||  Both  notes  will  be  ans- 
weced  in  dne  conrse  under  advice  of  the  Law  Of&cers  of  the  Crown. 

Nr.    12180.     GEOSSBWTANNIEH.  —  Der  älteste  Offizier  in  Aden 

an   die   Admiralität.     Untersuchung    des   „General" 

ist/beendet. 

January  8,  1900. 

Nr.  12180.  (Telegraphic.)  ||  Twelve  hundred  tons  had  to  be  taken  out  of  "Generar' 

Grofc-     ^Q  g^jj;  j^i   cargo  for  examination,   **Marathon*s"  ship's   Company,   assisted  by 

britannien. 

8.  Jan.  1900. 100  coolJes,  workiug  day  and  night  throughout.     "General '  will  sail  as  eoon 

as  cargo  is  replaeed,  probably  Wednesday  morning.*) 

Nr.  12181.  OBOSSBBITANNIEN.  —  Die  Admiralität  an  den  Ad- 
miral  Harris.     Befiehlt  eventuelle  Freilassung  des 

„Herzog*-. 

Admiralty,  January  8,  1900. 
Nr.  12181.  (Telegraphic.)  ||  Your  telegrara  of  to-day.  ||  Proceedings  should  be  discon- 

briunnieo  ^^""®**  *"^  "Hcrzog"  relcascd,  unless  provisions  on  board  are  destined  for  the 
8.  Jan.  1900. enemy's  Government  or  agents,  and  are  also  for  the  supply  of  troops  or  are 
spftcially  adapted  for  use  as  rations  for  troops.  ♦♦) 

Nr.  12182.  OROSSBBITAHinEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  in  Berlin.  Unterredung  mit 
einem  deutschen  Geschäftsträger. 

Foreign  Office,  January  9,  1900. 
Nr.  12182.  S'r>  II  Baron  von  Eckardstein  called  here  to-day  on  behalf  of  the  German 

Grofe-     Ambassador  in  connection  with  the  seizure   of  the  "Bundesrath.''     1  told  him 

britannien. 

10.  Jan.  1000.  that  I  could  not  undertake  to  arbitrato  on  any  legal  question  under  dispute, 


•)  Am  10,  Januar  lichtete  der  „General**  die  Anker.    Red. 
**)  Am  9.  Januar  meldete  Harris  die  erfolgte  Freilassung.    Red. 
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and  could  not  express  aii  opinion  as  to  whether  It  wonld  be  desirable  to  do 

Nr.  12182. 

SO  antil  I  saw  precisely  what  the  doctrine  in  controversy  wa^;  bat  tbat  I  orob- 
thonght  that  qnestions  of  indemnity,  demurrage,  or  damages,  if  thej  arose»  ^"*"'»»'»"- 
were  verj  soitable  for  arbitration.  ||  I  told  bim  the  Adminütj  had  released  the 
'^General/'  and  had  suspended  for  the  present  examlDations  in  the  Red  Sea  on 
acconnt  of  difficnlties  attaching  to  the  decision  of  the  accasation  of  carrying 
contraband  of  war  at  a  place  so  far  distant  from  the  destination  of  the  acca- 
sed  Tessel.  ||  I  further  informed  him  that  I  thooght  it  qaite  possible  the 
''Herzog"  might  be  released,  bat  I  coold  give  no  promises  on  the  point,  is 
she  was  in  the  Prize  Court  ||  I  said  we  were  considering  how  far  we  could 
abstain  from  arresting  mail-steamers  of  any  nation,  unless  their  culpabilitjr 
was  flagrant,  because  the  inconvenience  caused  by  their  arrest  was  undoubtedly 
great  ||  I  stated  that  we  were  wholly  unable  to  agree  with  the  Gterman  Govern- 
ment in  the  alleged  right  of  a  neutral  to  transmit  contraband  to  a  belligerent 
through  a  neutral  port,  but  that  we  entirely  concurred  in  the  importance  of 
pushing  these  cases  through  with  as  much  rapiditjr  as  possible,  and  we  had 
given  repeated  instructions  to  that  efifect  Sallsbury. 

Nr.    12183.    OROSSBRITANNIEN.   —  Derselbe  an  Denselben.    Be- 
merkungen zu  Nr.  12170. 

Foreign  Office,  January  10,  1900. 
Sir,  II I  Transmit  to  your  Excellency  herewith  the  translation  of  a  note 
which  1  have  received  from  the  German  Ambassador  at  this  Court  with  regard  orofe- 
to  the  seizure  of  the  German  steamer  "ßundesrath"  by  Her  Majesty's  ship  ^''t»»"»««». 
''Magicienne,''  on  suspicion  of  carrying  contraband  of  war  destined  for  the 
South  African  Republics.  ||  In  this  note  Count  Hatzfeldt  states  that  the  German 
Government,  after  careful  examination  of  the  judicial  aspects  of  the  case,  are 
of  the  opinion  that  proceedings  before  a  Prize  Court  are  not  justified.  They 
base  this  view  on  the  doctriue  that,  according  to  the  recognized  principles  of 
international  law,  no  question  of  contraband  of  war  arises  in  trade  between 
neutral  ports.  In  support  of  this  argument  they  cite  the  view  which  they 
State  ''to  have  been  taken  by  Her  Majesty's  Government  in  1863  in  the  case 
of  the  seizure  of  the  'Springbok"',  as  against  the  Judgment  of  the  United 
States'  Prize  'Court,  and  that  which  they  consider  to  be  taken  "by  the  British 
Admiralty  in  their  'Manual  on  Naval  Prize  Law'  of  1866."  ||  Before  examining 
the  doctrine  thus  put  forward  by  the  German  Government,  it  will  be  desirable 
to  remove  some  errors  of  fact  in  regard  to  the  authorities  which  they  cite.  li 
It  is  not  the  case  that  the  British  Government  in  1863  raised  any  Claim  or 
contention  against  the  Judgment  of  the  United  States'  Prize  Court  in  the  case 
of  the  "Springbok."  On  the  tirst  seizure  of  that  vessel,  and  on  an  ex  parte 
and  imperfect  Statement  of  the  facts  by  the  owners,  Earl  Russell,  tlien  Secre- 
tary  of  State  for  Foreign  Affairs,  informed  Her  Majesty's  Minister  at  Washing- 
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Nr.  12188.  ton  that  there  did  not  appear  to  be  any  justification  for  tbe  seizure  of  the 
briunnieo  ^®^®^  *°^  ^®^  cargo,  that  the  snpposed  reason,  namely,  that  there  were 
io..Jan.i9oo.  articles  in  the  manifest  not  aeconnted  for  by  the  captain,  certainly  did  not 
Warrant  the  seizure,  more  especially  as  the  destination  of  the  yessel  appeared 
to  have  been  bona  fide  neutral,  but  that,  inasmuch  as  it  was  probable  that 
the  vessel  had  by  that  time  been  carried  before  a  Prize  Court  of  the  United 
8tates  for  adjudication,  and  that  the  adjudication  might  shortly  foliow,  if  It 
had  not  already  taken  place,  the  only  instruction  that  he  could  at  present 
give  to  Lord  Lyons  was  to  watch  the  proceedings  and  the  Judgment  of  the 
Court,  and  eventually  transmit  füll  information  as  to  the  course  of  the  trial 
and  its  resuits.  ||  The  Prize  Court  of  the  United  States,  in  a  long  and  consi- 
dered  Judgment,  decreed  confiscation  both  of  the  vessel  and  the  cargo.  The 
owners  applied  for  the  intervention  of  Her  Majesty's  Government,  and  for- 
warded  in  support  of  their  application  an  opinion  by  two  English  Counsel  of 
cönsiderable  eminence.  ||  The  real  contention  advanced  in  this  opinion  was  that 
the  goods  were,  in  fact,  bona  fide  consigned  to  a  neutral  at  Nassau.  It  cannot, 
therefore,  be  adduced  in  support  of  the  doctrine  now  advanced  by  the  German 
Gqvernment.  But  Her  Majesty's  Government,  after  Consulting  the  Law  Officers 
of  the  Crown,  distinctly  refused  to  make  any  diplomatic  protest  or  enter  any 
objection  against  the  decision  of  the  United  States'  Prize  Court,  nor  did  they 
ever  express  any  dissent  from  that  decision  on  the  grounds  on  which  it 
was  based. 

The  volume  which  is  described  in  Count  Hatzfeldt's  note  as  ''The  Manual 
of  Naval  Prize  Law  of  the  British  Admiralty,"  and  from  which  Count  Hatz- 
feldt  quotes  certain  phrases  as  expressing  the  vlew  of  the  Lords  Commissioners 
on  this  subject,  is,  in  fact,  a  book  originally  compiled  by  Mr.  (nöw  Sir  God- 
frey)  Lushington,  which  was  pnblished  nnder  the  authority  of  the  Lords  Com- 
missioners as  stating  in  a  convenient  form  the  general  principles  by  which 
Her  Majesty's  officers  are  guided  in  the  exercise  of  their  duties;  but  it  has 
never  been  asserted  and  cannot  be  admitted  to  be  an  exhaustive  or  authori- 
tative  Statement  of  the  views  of  the  Lords  Commissioners.  The  preface  to 
the  book  states  that  it  does  not  treat  of  questions  which  will  ultimately  have 
to  be  disposed  of  by  the  Prize  Court,  but  which  do  not  concern  the  officer's 
duty  of  the  place  and  hour.  The  directions  in  this  Manual,  which  for  practical 
purposes  were  sufficient  in  the  case  of  wars  such  as  have  been  waged  by 
Great  Britain  in  the  past,  are  qulte  inapplicable  to  the  case  which  has  now 
arisen  of  war  with  an  Inland  State,  whose  only  communication  with  the  sea 
is  over  a  few  miles  of  railway  to  a  neutral  port.  In  a  portion  of  the  Intro- 
duction  the  author  discusses  the  question  of  destination  of  the  cargo,  as 
distinguished  from  destination  of  the  vessel,  in  a  manner  by  no  means  favon- 
rable  to  the  contention  adv^inced  in  Count  Hatzfeldt's  note.  Moreover,  Professor 
Holland,  who  edited  a  revised  edition  of  this  Manual  in  1668,  in  a  reeent 
letter  pnblished  in  the  "Times'\   has  expressed  an  opinion  altogether  ineon- 
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sistent  with  the  view  which  the  German  Government  endeavour  to  found  npon  Nr.  12183. 
the  words  of  the  Manual.  ||  In  the  opinion  of  Her  Majesty's  Government,  the  P'®^; 
passage  cited  from  the  Manual»  '*that  the  destination  of  the  vessel  is  conclusive  io.jaii.  1900. 
as  to  the  destination  of  the  goods  on  board",  has  no  appiication  to  such 
circumstances  a&  have  now  arisen.  ||  It  cannot  applj  to  contraband  of  war  on 
board  of  a  neutral  vessel  if  such  contraband  was  at  the  time  of  seizure 
consigued  or  intended  to  be  delivered  to  an  agent  of  the  enemj  at  a  neutral 
port,  or,  in  fact,  destined  for  the  enemy's  country,  ||  The  true  view  in  regard 
to  the  latter  categorj  of  goods  is,  as  Her  Majesty's  Government  believe,  cor- 
rectlj  stated  in  paiagraph  813  of  Professor  Bluntschli's  *'Droit  International 
Coditie/'  as  follows  (1  cite  from  the  French  translation  of  1874,  2nd  edition, 
of  the  work  of  this  eminent  German  Jurist): —  ||  *'Si  les  navires  ou  marchan- 
dises  ne  sont  exp^di^s  ä  destination  d'un  port  neutre  que  pour  mieux  venir  en 
aide  ä  Tennemi  il  j  aura  contrebande  de  guerre  et  la  confiscation  sera 
justifi6e."  II  Her  Majesty's  Government  are  unable  therefore  to  agree  that  there 
are  grounds  for  ordering  the  release  of  the  '^Bundesrath''  without  examination 
bj  the  Pnze  Court  as  to  whether  she  was  carrjing  contraband  of  war  belon- 
ging  to,  or  destined  for,  the  South  African  Republics.  But  thej  fuUy  recog- 
nize  how  desirable  it  is  that  this  examination  should  be  carried  through  at 
the  earliest  possible  moment,  and  that  all  proper  consideration  should  be  shown 
for  the  owners  and  for  innocent  passengers  and  merchandize  on  board  of  her. 
Kepeated  and  urgent  instmctions  have  been  sent  by  telegraph  for  this  purpose, 
and  arrangements  have  been  made  for  the  speedy  transmission  of  the  maus.  || 
Your  Excellency  will  address  a  note  to  the  German  Minister  for  Foreign 
Aifairs  containing  the  above  observations.  Salisbury. 


Nr.  12184.  OROSSBRITANNIEN.  —  Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  in  Berlin.  Neue  Instruktionen 
an  die  englischen  Seeoffiziere. 

Foreign  Office,  January  14,  1900. 

(Telegraphic.)  ||  I  have  given  to  Baron  von  Eckardstein,  for  transmission  ^^  ^^^^ 
to  Count  Bülow,  the  following  verbal  message:  —  ||  "Orders  have  been  given  to     oroik- 
discontinue  the  search  of  vessels  at  Aden.  ||  "The  question  of  the  Instructions  ,J'j^"i^' 
that  can  be  sent  to  British  naval  officers   to  show  special  eonsideration  to 
mail-steamers  is  under  consideration.     Orders  have  meanjvhile  been  given  that 
no  German  mail-steamers  shall  be  arrested  on  suspiclon  alone  until  the  exami- 
nation of  the  'Bundesrath'  is  completed  and  the  result  known." 
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Nr.  12185.  GE0S8BBITANHIEH.  —  Der  Botschafter  in  Berlin 
an  den  Minister  des  Auswärtigen.  Die  deutsche 
Regierung  wünscht  Modifikationen  zum  Vorigen. 

Berlin,  January  15,  1900.    (January  15.) 

Nr.  12185.  (Telegraphic.)  ||  I   bave  the   hononr  to   inform   your  Lordship  that   the 

Grob-     Instructions  which  have  been  sent  to-day  to  Count  Ilatzfeldt  have  been  com- 

15'jM J900.  niunicated  to  me  by  Count  Bülow  through  Baron  von  Richthofen.  ||  His  Excel- 
lency's  most  earnest  desife  is  to  obtain  the  following  modifications  in  the 
Statement  made  to  Baron  Eckardstein  by  your  Lordsbip: —  ||  Firstly,  that  the 
Orders  forbidding  the  arrest  of  mail  steam-ships  nntil  the  completion  of  the 
examination  of  the  "Bundesrath''  may  be  prolonged;  and,  ||  Secondly,  that  the 
Orders  which  have  been  issued  for  the  discontinnance  of  the  search  of  vessels 
at  Aden  may  be  made  applicable  to  any  place  situated  at  a  similar  distance 
from  the  seat  of  war. 


Nr.    12186.    OBOSSB£ITANNIEN.  —Der  Minister  des  Auswärtigen 
an  den  Botschafter  in  Berlin.    Dasselbe. 

Foreign  Office,  January  16,  1900. 

Nr.  12186.  (Telegraphic.)  ||  Baron  von  Eckardstein  informed  me  to-day,  with  reference 

Orot-     to  the  search  of  maiUsteamers  for  contraband  of  war,  that  considerable  anxiety 

16.' Jan.  1900.  ^^^  expressed  in  Berlin  that  some  arrangement  should  be  come  to  ou  this 
questlon.  ||  1  said  that  there  were  many  difficulties  regarding  this  qnestion, 
which  I  was  ready  to  discuss  with  the  German  Government,  but  that  Orders 
had  been  giveu  for  the  preseut  that  no  more  mail-steamers  were  to  be  arrested 
on  suspicion  alone  until  lurther  Orders.  ||  I  observed  that  the  term  mail-steamer 
could  not  safely  be  applied  to  any  steamer  that  had  a  bag  of  letters  on  board, 
and  that  it  required  definition.  We  under&tood  by  mail-steamers  steamers  of 
subsidized  lines,  and  cousequentiy  owned  by  persons  whom  the  German  Govern- 
ment considered  as  respectable.  ||  Ue  further  urged  that  we  should  extend  the 
arrangement  of  giviug  up  the  examination  of  ships  at  Aden  tp  all  places 
equidistant  with  Aden  from  Delagoa  Bay.  ||  I  said  we  did  not  object  to  this 
proposal.  II  With  this  information  he  appeared  satisfied. 


Nr.    12187.     OBOSSBEITANBIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.    Be- 
merkungen zu  Nr.  12172. 

Foreign  Office,  January  17,  1900. 

Nr.  12187.  ^^^»  II  ^  transmit  to  your  Excellency  herewith  translation  of  a  note  which 

Grois-     I  received  on  the  öth  instant  from  the  German  Ambassador  at  this  Court, 

,!"',**""^'  stating  that,  according  to  a  communication  received  by  his  Government,  the 

mail- steamer  "General'',  of  the  German  East  African  line,  had  been  stopped 

at  Aden,  occupied  bj  force  by  British  troops,  and  ordered  to  land  her  cargo. 
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Coont  Hatzfeldt  proceeds  to  request  that  Orders  may  be  given  for  the  imme-  Nr.  12187. 
diäte  release  of  the  steamer  and  her  cargo,  for  that  portion  of  her  cargo  which  ^  ,^'^^ 
had  alreadj  been  landed  being  replaced  on  board,  and  for  the  vessel  being17.jMi.1900. 
permitted  to  continne  her  voyage  to  the  places  mentioned  in  her  itinerary. 
His  £xcellencj  further  requests  that  explicit  instrnctions  be  sent  to  the  Com- 
manders of  British  ships  in  African  wat^s  to  respeet  the  roles  of  international 
law,  and  to  place  no  farther  impediments  in  the  waj  of  trade  between  nentrals.|| 
I  received  with  some  snrprise  a  commnnication  from  the  Bepresentative  of  a 
Power  with  whom  Her  Majesty's  Government  believe  themselves  to  be  on  the 
most  friendly  terms — worded  in  so  abrupt  a  manner,  and  couched  in  langnage 
which  imputed  to  Her  Majestjr's  Naval  Commanders  that  thej  had  showu  a 
disrespect  to  international  law,  and  placed  nnnecessary  impediments  in  the  waj 
of  neutral  commerce,  There  is  no  foundation  for  these  impatations.  ||  I  at 
once  requested  the  Lords  Commissioners  of  the  Admiralty  and  the  Secretarj 
of  State  for  India  to  make  inquiries  whether  the  facts  were  as  reported  to 
the  German  Government  ||  From  reports  which  have  reached  Her  Jiajestj's 
Government  bj  telegraph  the  foUowing  appear  to  be  the  üacts  of  the  case.  |l 

Before  the  arriyal  of  the  vessel  at  Aden  it  was  already  known  that  she 
had  on  board  among  her  passengers  thirty-one  men  of  German  and  Flemish 
uationality  who  had  all  the  appearance  of  their  being  on  their  waj  to  the 
South  African  Republics  for  the  pnrposes  of  military  service  there.  On  her 
arrivaly  information  reached  the  British  Resident  that  there  were  varioos 
snspicious  articles  on  board  destined  for  Delagoa  Bay,  and  that  boxes  of 
ammonition  were  buried  nnder  the  reserve  störe  of  coal.  The  Senior  Naval 
Officer  at  Aden  thereupon  boarded  her  on  the  ground  of  strong  suspicion  of 
her  carry ing  contraband  of  war  destined  for  the  eueroy  and  commeuced  to 
search  her. 

The  Lords  Commissioners  of  the  Admiralty  on  being  ^informed  of  the 
detention  of  the  vessel,  telegraphed  to  the  Senior  Naval  Officer  that  such 
detention  on  suspicion  only,  was  undesirable  if  the  vessel  carried  mails,  unless 
contraband  of  war  were  found  on  board.  The  Senior  Naval  Officer  was  at 
the  same  time  called  upon  to  carry  out  the  necessary  search  as  quickly  as 
possible,  and  there  can  be  no  doubt  that  in  this  respeet  he  did  his  utmost  to 
avoid  any  unnecessary  delay.  The  crew  of  Her  Majesty's  ship  "Marathon", 
assisted  by  100  coolies,  having  worked  day  and  night.  The  vessel  having 
arrived  on  the  4th  January  he  reported  on  the  6th  that  the  search  had  been 
completed.  The  cargo  was  restored  with  the  greatest  possible  rapidity  and 
the  vessel  sailed  on  the  morning  of  the  lOth  instant  ||  The  Senior  Naval  Officer 
reported  that  he  had  found  on  board  several  large  cases  of  rifle  ammunition 
for  Mauser,  Mannlicher,  and  sporting  rifles  consigned  to  Mombasa;  these  were 
entered  on  the  manifest  and  he  believed  them  to  be  destined  bona  fide  as 
consigned.  He  had  found  also  on  board  consigments  of  axle-trees  fer  Waggons 
and  Chloride  of  Urne  for  Delagoa  Bay,  botb  of  which  appeared  on  the  mani- 


Digitized  by 


Google 


220      VerhandluDgea  zwischen  GroCsbritannien  und  dem  Deutschen  Reiche  etc. 

Nr.  12187.  fest  The  captain  of  the  vessel  gave  an  nndertaking  that  these  shonld  be 
Grofe-     handed  over  to  Her  Majestj's  Consul  at  Delagoa  Bay.    At  the  bottom  of  the 

i7.Jao.i900.hold  was  a  cargo  of  food  for  Delagoa  Bay.  Heavy  machinery  and  boilers 
appear  to  have  been  stowed  on  the  top  of  the  störe  of  coals  in  whicb  it  was 
reported  that  ammonition  was  concealed.  The  search  for  the  cases,  therefore, 
mnst  ha?e  been  condncted  ander  great  difficalties.  ||  There  seems  reason  to 
believe  that  among  the  passengers  on  board  going  to  the  Transvaal  were  a 
number  of  trained  artillerymen,  bot  there  was  no  sufficient  evidence  as  to  their 
destination  to  jnstify  fnrther  action  on  the  pari  of  the  officers  condacting  the 
search.  ||  Until  they  receive  the  detailed  reports,  which  will  reach  them  by 
mail,  Her  Majesty's  Government  cannot  decide  whether  the  British  naval 
officers  in  any  respect  exceeded  the  right  of  search  accorded  by  international 
practice  to  belligerents.  They  recognize,  however,  that  in  the  case  of  steamers 
carrying  mails,  that  right  shonld  be  exercised  with  all  possible  consideration 
and  only  resorted  to  when  the  circamstances  are  clearly  such  as  to  jnstify 
the  gravest  snspicion.  ||  They  regret  the  inconvenience  which  has  been  caused 
on  the  occasion.  ||  Yonr  Excellency  will  read  this  despatch  to  the  German 
Minister  for  Foreign  Affairs  and  leave  him  a  copy  of  it  Salisbnry. 


Nr.  12188.  OBOSSBRITAVNIEV.  —  Der  Botschafter  in  Berlin  an 
den  Minister  des  Answärtigen,  Unterredung  mit 
Baron  Richthofen  über  das  Vorige. 

Berlin,  January  19,  1900.    (January  22.) 
Nr  12188  ^^  Lord,  ||  Yoor  Lordship's  despatch  of  the  17th  instant  on  the  snbject 

Grob-  of  the  captnre  of  the  German  mail-steamer  „General''  reached  me  last  night, 
19' jtn"'^  and  as  I  was  aware  that  Count  von  Bülow  was  to  reply  to-day  to  an  inter- 
pellation  in  the  Reichstag  on  the  subject  of  the  seizure  of  German  ships  by 
Her  Migesty's  Naval  authorities  1  called  upon  Baron  von  Richthofen  this 
moming,  and  begged  him  to  communicate  the  snbstance  of  your  Lordship's 
despatch,  and  more  especially  the  passage  in  which  your  Lordship  animadverts 
on  the  abrupt  langoage  of  Gount  Hatzfeldt's  note  of  the  5th  instant,  before 
Count  Bulow  shonld  make  bis  speech,  and  at  the  same  time  to  request  his 
Excellency  to  give  me  an  opportunity  later  of  carrying  out  your  Lordship's 
Instructions  to  read  the  despatch  to  him  and  leave  him  a  copy  of  it  ||  Baron 
von  Richthofen  argued  that,  in  the  opinion  of  the  German  Government,  the 
action  of  Her  Majesty's  naval  officers  in  arresting  the  German  ship  bad,  in 
fact,  been  a  violation  of  international  law  and  an  undne  interference  with 
neutral  commerce,  to  which  I  replied  that  Her  Majesty's  Government  did  not 
share  this  view,  and  as  there  was  a  difference  of  opinion  on  the  subject,  it 
seemed  to  me  that  the  German  Government  were  going  very  far  in  asking 
that  definite  instructions  should  be  sent  to  Her  Majesty's  Naval  Commanders 
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before   even   an   inquirj  bad  been  Institnted  into  the  merits  of  the  case.     It  Nr.  12188. 
was   evident   that   jour  Lordship   resented    the   tone   and  langoage  of  Gönnt  britlunion. 
Hatzfeldt's  note,  and  I  was  anxions  that  this  fact  shonld  be  bronght  to  Conntio.Jan.iiMX). 
Bülow's   notice   before   he   made   bis   speech   in   the   Reichstag.  ||  At   Baron 
von  Richthofen's  request,  I  left  with  him  jonr  Lordship's  despatch,  of  which 
I  bad  not  then  bad  time  to  cause  a  copj  to  be  made,  and  I  have  no  doubt 
that  he  communicated  it  at  once  to  Gönnt  Bülow.    He  has  now  returned  it 
to  me,   and  I  shall  take  an  early  opportunity  of  formally  carrying  out  your 
Lordship's  instructions  by  reading  it  to  Gönnt  Bülow,  and  leaving  a  copy  of 
it  with  bis  Excellency.  Frank  G.  Lascelles. 
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Nr-    12189.    GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Kolonialminister  an  den 

Gouverneur  von  Natal.    Er  soll  keine  Kriegsvorr&te 

durchlassen. 

(Sent,  3.25  p.m.,  August  29,  1899.) 

^oroh-**  Telegram.  ||  29th  August.     Her  Majesty's  Government  are  compelled  in 

briunniM.  proseut  circumstauces  to  request  your  Government  not  to  allow  arms  or  ara- 

29.Aag.i8»9.  m^ni^jQ^  to  pass  to  Trausvaal  or  Orange  Free  State  through  Natal    Inform 

High  Comroissioner  of  this. 

Nr*    12190.    OROSSBBITANNIEN.   —   Der   Oberkommissar  an  den 
Eolonialminister.   Haltung  der  Kapregierung.   Frage 
der  Waffeneinfuhr  in  die  Republiken. 
Government  House,  Cape  Town,  August  SO,  1899.    (September  15,  1899.) 

Nr.  12190* 

Grofc-  Sir,  II I   have  the  honour  to  enclose  a  copy  of  correspondence**)  which 

britannien.  j,as  passed  betweeu  the  Prime  Minister  of  this  Colony  and  myself  with  refe- 
*  rence  to  the  importation  of  arms  and  ammunition  into  the  Orange  Free  State, 
under  permits  granted  by  Mr.  Schreiner  as  Colonial  Secretary.  ||  By  Section  4 
of  the  Gunpowder  and  Arms  Act,  No.  13,  of  1877,  it  is  laid  down  that  ''no 
person  shall  remove  or  convey,  or  cause  or  procure  to  be  removed  or  con- 
veyed,  from  any  part  of  this  Colony  to  any  place  beyond  the  land  boundaries 
thereof,  any  firearm  or  part  of  a  firearm,  or  auy  gunpowder  or  percussion 
caps,  not  being  for  the  private  use  of  such  person,  without  having  a  licence 
for  conveying  or  removing  the  same  signed  by  the  Colonial  Secretary  or  the 
Secretary  for  Native  Affairs  or  by  some  person  duly  authorised  in  that  behalf 
by  either  of  such  Secretaries."  ||  The  Cnstoms  Union  Convention  between  Cape 
Colony,  Natal  and  the  Orange  Free  State  includes  arms,  ammunition,  appoint- 
ments  and  uniforms  for  the  regulär  military,  naval,  or  volunteer  Imperial  or 
Colonial  forces  of  Her  Majesty,  or   for  similar   or  burgher  forces  of  any 


•)  Engl.  Blaubuch  Cd.  43.    Vgl  die  früheren  Hefte.    Red. 
*•)  Hier  fortgelassen.    Red. 
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Government  belonging  to  the  Union  among  the  articies  free  of  datj.  It  makes  Nr.  12190. 
no  other  special  provisions  as  to  their  transit,  for  I  cannot  see  that  the  i,riJnnien. 
Clause  qnoted  in  debate  by  Mr.  Schreiner,  whereby  articies  the  importation30.Aug.i899. 
of  which  is  prohibited  in  one  country  in  the  Union  may  yet  pass  throngh 
such  country  if  destined  for  another  country  in  the  Union  where  they  are  not 
prohibited,  bears  upon  the  case.  The  matter  would,  therefore,  appear  to  be 
regulat«d  by  the  ordinary  considerations  of  comity  as  between  neighbouring 
States.  In  other.  words,  it  would  be  unnsual  and  unfriendly  for  the  Govern- 
ment of  the  Cape  Colony,  though  it  has  the  legal  power  to  do  so,  to  refuse 
to  permit  the  exportation  from  the  Colony  of  arms  and  ammnhition  required 
by  the  Government  of  the  neighbouring  Republic.  There  might  be  reasons 
justifying  such  a  step  from  the  point  of  view  of  the  Colony,  but  the  Orange 
Free  State  would,  nnder  any  circumstances,  be  entitled  to  make  it  a  ground 
of  complaint,  and,  if  it  saw  fit,  of  actively  resenting  it.  ||  This  being  the  case, 
a  nice  question  arises  as  to  the  duty  of  the  Government  of  the  Cape  Colony 
with  regard  to  such  exportation  at  the  present  time.  The  Orange  Free  State 
is  just  now  actively  engaged  in  arming  its  burghers  and  in  preparing  for  war. 
The  only  conceivable  object  of  such  preparations  is  to  render  assistance  to 
the  South  African  Republic,  in  case  of  hostilities  between  that  Republic  and 
Great  Britain.  Does  this  State  of  facts  justify  the  Government  of  the  Cape 
Colony — a  part  of  the  British  Empire  —  in  departing  from  the  ordinary  rules 
of  friendly  intercourse  between  neighbouring  States  and  prohibiting  the  ex- 
portation to  the  Orange  Free  State  of  arms  presumably  intended  for  use 
against  Her  Majest/s  forces? 

For  my  own  part,  I  think  it  does,  though  it  seems  to  me  that  a  great 
deal  can  be  said  for  the  view  expressed  in  the  debate  of  Monday  last  by 
Mr.  Rose  Innes,  when  he  maintained  that  the  Colony  should  leave  it  to  the 
Imperial  Government  to  take  the  initiative  in  the  matter.  The  Orange  Free 
State  is  an  independent  State,  but  the  Colony  is  only  part  of  the  British 
Empire.  It  has  indeed  been  the  policy  of  Great  Britain  to  encourage  her 
Colonies  in  South  Africa  to  deal  directly  with  one  another  and  with  the 
Republics  with  regard  to  purely  South  African  matters,  as  if  they  were  so 
many  independent  States.  The  Customs  Union  Convention  is  one  result  of 
this  policy.  But  when  it  comes  to  strict  theory,  it  is  not  correct  to  describe 
the  Orange  Free  State  and  the  Colony  as  neighbouring  States.  It  is  the 
Orange  Free  State  and  the  British  Empire  which  are  neighbouring  States. 
Strictly  speaking,  the  Colony  has  no  foreign  policy  or  foreign  relations  of  its 
own.  Its  foreign  relations  are  those  of  the  Empire.  It  is,  therefore,  for  the 
Imperial  Government  to  decide  whether  the  exportation  of  arms  from  the 
Colony  to  the  Orange  Free  State  at  the  present  time  constitutes  a  suf&cient 
danger  to  the  Empire  to  justify  the  breach  of  comity  which  wonld  be  involved 
in  preventing  it.  If  the  Imperial  Government  were  so  to  decide,  then  it 
would,  according  to  Mr.  Innes,  be  the  duty  of  Colonial  Ministers  to  carry  out 
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Nr.  12100.  tbat  decision.  ||  It  will  be  obserred  that  Mr.  Schreiner,  wbile  gladly  availing 
briunoien.  ^imself  of  the  defence  which  Mr.  Inne's  argument  afforded  bim  for  not  having 
3o.Ang  18^0.  taken  the  initiative  in  stopping  tbe  export  of  munitions  of  war  to  the  Orange 
Free  State,  by  no  means  committed  himself  to  accepting  the  logical  con- 
sequence  of  that  view,  viz.,  that  he  wonld  be  bound  to  stop  sach  export,  if 
reqaested  to  do  so  by  the  Imperial  Government.  On  the  contrary,  many  ex- 
pressions  of  bis  speech  are  only  compatible  with  the  view  that  the  Colony  is 
virtaally  an  independent  State,  which  coald,  if  it  chose,  remain  neutral  in  a 
conflict  in  which  the  Empire  was  engaged.  This  position  is  altogether  incon- 
sistent  with  tbat  of  Mr.  Innes.  ||  If  war  was  to  come,  Mr.  Schreiner  said,  'it 
is  the  duty  of  cvery  one  on  either  side  tp  maintain  this  Ck)lony  at  any  rate 
as  a  little  place  of  peace — a  little  port,  perhaps,  in  South  Africa  that  is  not 
to  be  riddled  and  rcnt  by  storm  and  thunder.  That  is  the  aim  and  object 
I  bave,  to  preserve  the  peace  of  Africa.  If  it  is  not  to  be  given  to  me;  if 
I  am  still  to  see,  despite  my  best  hopes  and  my  deep  convictions,  that  Sonth 
Africa  is  to  be  the  scene  of  war  between  whites,  that  one  race  is  to  be  set 
against  another  race  in  any  pari  of  Africa,  I  shall  still  say,  and  I  say  tbis 
today,  not  merely  to  this  Colony  bat  to  tbe  world — that  I  shall  do  my  very 
best  to  maintain  for  this  Colony  the  position  of  standing  apart  and  aloof 
from  the  stmggle,  botb  with  regard  to  its  forces,  and  with  regard  to  its 
people.  II  The  natural  sympathy  which  one  cannot  but  feel  with  Mr.  Schreiner 
in  bis  earnest  desire  to  preserve  the  Colony  from  war  cannot  be  allowed  to 
obscure  the  import  of  this  remarkable  declaration.  It  would  seem  to  be  the 
opinion  of  the  Prime  Minister,  doubtless  representing  in  this  the  views  of  the 
Cabinet,  that  in  case  of  the  British  Empire  being  at  war — and  at  war  with 
States  bordenng  on  the  Colony^  the  Colony  should  take  no  part,  and  that  its 
forces,  every  man  of  whom  is  enroUed  in  the  name  of  and  has  taken  the  oath 
of  allegiance  to  the  Queen,  should  stand  ''apart  and  aloof  from  tbe  struggle". 
These  words  seem  to  fall  little  short  of  a  declaration  of  independence,  and 
amount  virtnally  to  a  policy  of  separating  the  Colony,  if  only  pro  hoc  tTtce, 
from  the  Empire  of  which  it  forms  a  part.  jj  The  position  which  would  be 
created,  if  the  Ministry  were  to  carry  out  the  policy  indicated  in  Mr.  Schreiner's 
speech,  would  be  one  new  in  the  history  of  tbe  relations  between  Great  Britain 
and  her  self-governing  Colonies.  ||  Many  wars  bave  been  waged  by  Great  Britain 
in  which  these  Colonies  have  taken  no  active  part  They  bave  been  wars 
far  from  their  borders,  in  which  the  Colonial  forces,  small  in  number,  and 
intended  only  for  local  defence,  could  practically  render  little  or  no  assistance, 
although  such  assistance  has  been  volunteered,  and  in  one  instance — tbe  Suakin 
Campaign  of  1885 — has  been  actually  given,  by  a  Colony,  to  Imperial  forces 
engaged  at  a  great  distance  and  in  a  cause  in  which  that  Colony  had  no 
direct  interest  ||  But  the  absence  of  active  participation  on  the  part  of  any 
Colony  in  a  war  waged  by  the  Empire  is  someUiing  very  different  from  the 
adoption  of  an  attitude  of  neutrality.    Such  a  position  would  be  as  unprec^ 
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dented  as  it  is  untenable,  alike  in  international  law  and  in  view  of  the  con-  Nr.  12190. 
stitutional  relations  of  the  Colonies  to  the  mother-country.  britenttien. 

In  view  of  the  declarations  of  the  Prime  Minister  on  more  than  oneao.AaK.i899. 
occasion  that  he  is  determined  to  discharge  his  duty  as  a  loyal  Minister  of 
the  Crown,  I  hesitate  to  assume  that  he  wonld  be  prepared  to  carry  out  in 
practice  the  remarkable  doctrine  which  seems  to  be  indicated  by  the  passage 
aboTe  qaoted.  Meanwhile  the  ambignity  of  the  position  is  creating  the  most 
intense  anxiety  throoghout  the  Golony  and  the  bitterest  confliet  of  opinion 
between  different  sections  of  its  inhabitants.  Among  the  supporters  of  the 
Ministry  there  are  no  doabt  very  many  whose  racial  sympathy  wlth  the  ruling 
class  in  the  South  African  Republic  is  stronger  than  their  feeling  of  attach- 
ment to  the  Empire.  They  wonld  contemplate  with  aversion  the  employment 
of  the  forces  of  the  Colony  against  either  of  the  Republ^cs,  and  would,  at 
best,  snllenly  acqniesce  in  the  passage  of  Imperial  forces  through  the  Colony 
in  connection  with  military  Operations  beyond  its  borders.  Ou  the  other  hand 
there  is  a  section  equally  or  almost  equally  large,  which,  sympathising  as  it 
does  intensely  with  the  policy  of  Her  Majesty's  Goyernment,  and  feeling  the 
strengest  attachment  to  the  mother  country,  would  bitterly  resent  any  attitnde 
approaching  to  apathy  on  the  part  of  the  Colony,  in  the  case  of  a  strugglc, 
to  say  notbing  of  interference  with  the  free  movement  of  Imperial  troops. 
The  organised  forces  of  the  Colony,  Cape  Mounted  Rifles,  Cape  Police  and 
Yolnnteers,  are  mostly  composed  of  men  whose  sympathies  are  strongly  on 
the  Imperial  side.  I  anticipate  that  the  immediate  fnture  will  be  productive 
of  very  streng  protests  on  the  part  of  the  latter  section  of  the  population 
against  the  action  of  the  Ministry,  foUowed  perhaps  by  counter-protests  firom 
its  supporters.  ||  In  view  of  the  many  uncertainties  of  the  immediate  fntore,  it 
is  promature,  and  would,  it  seems  to  me,  be  undesirable  to  suggest  what 
conrse  it  might  be  necessary  to  adopt,  in  dealing  with  the  forces  and  resources 
of  the  Colony,  in  the  event  of  the  relations  between  Her  Majest/s  Govern- 
ment and  either  or  both  of  the  Republics  assuming  a  more  unfriendly  character. 
Bnt  I  have  thought  it  well  to  acquaint  you  with  the  present  position  of  affairs 
in  Order  that  Her  Majesty's  Government  may  be  prepared  for  the  urgent 
questions  which  might,  in  that  case,  suddenly  arise  with  regard  to  the  rela- 
tions of  the  Colonial  Ministry  to  the  Governor  and  to  Her  Majesty's  Govern- 
ment. I  will  only  say,  in  conclusion,  that  two  considerations  onght,  in  mj 
mind,  to  be  kept  in  view.  The  first  and  paramount  consideration  is  the 
maintenance  of  the  principle  that  this  Colony  is,  in  every  sense,  part  of  Her 
Majesty's  dominions,  and  cannot  be  allowed  to  separate  itself,  or  stand  aloof, 
from  any  confliet  in  which  the  Empire  may  be  engaged.  No  Colonial  Govern- 
ment wonld,  in  my  opinion,  be  faithful  to  its  duty  which  sought,  under  such 
circumstances,  to  hamper  the  action  of  Her  Majesty's  Government,  or  to 
withhold  from  it  any  support  which  the  Colony  was  capable  of  giving.  On 
the  other  hand,  I  believe  it  would  be  good  policy  on  the  part  of  the  Imperial 
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Nr.  12190.  Power  to  have  every  regard,  consistent  with  the  maintenance  of  the  principle 
briumnion.  J^^^  ^^^^  dowD,  foF  the  feeliogs  of  that  Ifirge  number  of  Cape  Colonists  who, 
3o.ATig.i899.  unfortonatelj,  are  incapable  of  taking  a  fair  riew  of  the  differences  between  Her 
Majesty's  Government  and  the  South  African  Republic  or  of  sjmpathising  with 
the  former  in  a  conflict  with  the  latter,  however  justified  such  a  conflict 
might  be.  It  would  be  well,  for  that  reason,  to  avoid,  if  possible,  the  direct 
employment  of  Colonial  forces  for  any  porposes  bat  those  of  the  defence  of 
the  Golony  itself,  though  it  would  be  impracticable,  in  view  of  the  onforeseen 
contingencies  of  war,  to  lay  it  down  as  au  absolute  rule,  that  they  should 
under  no  circumstances  be  so  employed.  ||  With  regard  to  the  immediate 
question  of  the  use  of  the  territory  of  this  Colony  as  a  thoroughfare  for  the 
conveyance  of  munitions  of  war  to  the  Republics,  I  am  strongly  of  opinion 
that,  ander  present^» circumstances,  the  transit  of  any  considerable  quantity  of 
such  munitions  should  not  be  permitted.  I  hope  the  question  may  not  arise, 
but,  if  it  does,  I  think  Her  Majesty's  Government  should  take  up  a  decided 
attitude  in  Opposition  to  such  transit.  A.  Milner, 

Governor  and  High  Commissioner. 


Nr.    12191.    GEÖSSBEITANNIEN.  —  Derselbe  an  Denselben.    Das- 
selbe. 
Government  House,  Cape  Town,  September  6,  1899.    (September  27,  1899.) 

Nr   12191 

Grofe-  Sir,  II  In   continuation   of  my  despatch  of  the  30th  ultimo,  I  have  the 

briunnien.  houour   to   euclosc  copies*)  of  furthcr  Communications  with  reference  to  the 

6  Sdnt.  1899 

passage  of  arms  and  ammunition  through  this  Colony  to  the  Orange  Free 
State.  II I  had  an  interview  on  this  subject  with  the  Prime  Minister  yesterday, 
in  which  I  informed  him  that  Her  Majesty's  Government  had  instructed  me 
to  request  Ministers  not  to  allow  arms  and  ammunition  to  be  exported  either 
to  the  Orange  Free  State  or  the  South  African  Republic.  I  told  him  that  I 
rcgarded  this  Instructions  as  applying  to  considerable  quantities,  not  to  small 
consignments  to  private  persons,  with  regard  to  which  I  was  satisfied  with 
the  arrangement  arrived  at  and  embodied  in  the  Minutes  which  I  enclose.  I| 
Mr.  Schreiner  asked  that  he  might  be  informed  of  the  decision  of  Her 
Majesty's  Government  in  writing,  and  I  accordingly  sent  him,  after  our  inter- 
view, the  letter  which  I  enclose.  ||  In  the  course  of  conversation,  Mr,  Schreiner 
expressed  the  feeling  that  bis  explanations  on  the  subject  in  the  House  of 
Assembly  had  been  greatly  misunderstood.  He  protested  against  bis  words 
being  iuterpreted  as  a  declaration  that  the  Colony  should  remain  neutral  in 
case  of  hostilities  between  Her  Majesty's  Government  and  the  South  African 
Republic.  He  had  never  harboured  such  an  idea.  I  replied  that  in  my 
opinion  bis  words  were  opeu  to  this  construction,  and  that  I  regretted  them. 


*)  Hier  fortgelassen.    Red. 
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In  reply  he  went  on  to  explain  at  some  length  his  point  of  view.  The  gist  ^'-  ^^**- 
of  it  was  that,  while  he  fulljr  admitted  that  in  case  of  war  between  Her  briunnien. 
Majesty's  Government  and  anjr  other  State,  this  Colony  conld  not  be  neutral, *•  ^p** ^®^^* 
jet  he  felty  that  in  the  interests  of  the  Empire  itself  the  two  main  objects 
which  Colonial  Ministers  should,  in  that  case,  keep  in  view,  would  be  to 
prevent  civil  war  breaking  out  in  the  Colony  and  to  guard  against  the 
dangers  of  a  native  rising.  Undoubtedly  the  forces  of  the  Colony  should  be' 
employed  to  protect  the  Colony,  and  he  would  regard  any  Minister  as  most 
culpable  who  ran  any  risk  of  damage  being  done  to  the  Colony  either  from 
the  South  African  Republic  or  the  Orange  Free  State.  What  he  deprecated 
was  use  of  Colonial  forces  against  Republics  outside  borders  of  Colony.  If 
they  were  so  used,  he  feared  it  might  be  impossible  to  restrain  a  rising  on 
the  other  side,  and  there  might  be  a  confliet  within  the  C^ony  itself.  ||  I  told 
him  that  I  quite  agreed  that  any  action  which  might  lead  to  a  confliet  of 
whites  within  the  Colony  and  to  cönsequent  unrest  and  perhaps  rebellion  on 
the  part  of  the  natives,  was  to  be  deprecated.  As  a  matter  of  grace  and 
policy.  Her  Majesty's  Government  would,  I  believe,  be  unwilling,  except  in  the 
last  resort,  to  employ  Colonial  forces  for  any  but  purposes  of  defence.  But 
it  was  quite  impossible  to  say,  though  I  did  not  at  present  contemplate  such 
an  eventuality,  that  the  Colony  might  not  become  a  base  of  Operations  against 
a  neighbouring  State,  in  which  case  the  Government  of  the  Colony  must,  of 
course,  loyally  co-operate  with  Her  Majesty's  Government  and  give  every 
assistance  to  the  Imperial  military  authorities.  ||  I  still  hoped  that  the  Orange 
Free  State  might  be  kept  out  of  an  eventual  struggle.  Her  Majesty's  Govern- 
ment had  no  quarrel  with  that  State,  but  if  it  chose  to  interfere  in  the' 
difference  between  Her  Majesty's  Government  and  the  South  African  Republic, 
and  espouse  the  cause  of  the  South  African  Republic,  it  must  take  the  con- 
sequences.  In  that  case  the  Colony  would  be  in  greater  danger,  and  would 
necessarily  be  involved  in  the  struggle  to  a  greater  extent  than  if  the  Orange 
Free  State  remained  neutral.  A.  Milner, 

Govemor  and  High  Commissioner. 


Nr.  12192.  GEOSSBBITANNIEN.  —  Der  Oberkommissar  in  Kap- 
stadt an  den  Kolonialminister.  Aufwiegelungs- 
versuche. 

(Received  6.30  p.m.,  September  80,  1899.) 

Telegram.  ||  (Extract)  j|  30th  September.    No.  3.    Very  treasonable  Circular  Nr.  12192. 
is  being  circulated  widely  in  the  Colony  which  calls  upon  Colonial  Boers  to     .^'*>^; 
help  the  Transvaal.     Several  copies  have  been  procured,  and  I  have  called  so.sept.is^o. 
npon  Ministers  to  stop  its  distribution. 
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Nr.    12193.     GROSSBRITAHiriEH.   —   Der  Gouverneur  von  Natal 

an  den  Kolonialminister.    Besorgnisse  in  Natal  vor 

einem  Angriffe. 

(Received  10  5  p.m.,  October  4,  1899.) 

Hr.  12193.  Telegram.  ||  (Extract.)  ||  4th  October.    No.  2.    I  have  been  consulted  by 

britlo^en  ^^^^^  Minister  as  to  whether  attempt  should  be  made  to  defend  Newcastle, 

4.  ou.i899.if  it  is  attacked  before  troops  can  be  sent  up:  and  have  feit  constrained  to 

advise,  after  Consulting  General  Officer  Commanding  Natal,  that  no  attempt 

be  made  to  defend  town,  until  General  Officer  Commanding  is  in  a  position 

to  send  up   the  uecessary  troops.    I  have  stated  that,  should   the  town  be 

taken,  ample  reparation  will  be  ezacted  for  any  pecuniary  loss  that  may  be 

sustained  by  individual  Citizens  or  town:  that  Citizens  will  not  in  my  opinion 

have  anything  to  ^ear  on  the  score  of  their  personal  safety,  if  no  resistance 

be  offered,  but  that  an  opportunity  of  leaving  or  of  sending  away  their  fami- 

lies  will  be  given  to  those  who  are  anxious  and  may  have   fears   on   that 

score.    I  have  advised  that,  if  it  be  decided  not  to  defend   town,  all  rifles 

and  ammunition  be  removed  to  a  place  of  safety. 


Nr.    12194.     GROSSBEITANNIFN.  —  Der  Kolonialminister  an  den 
Oberkommissar  in  Kapstadt.   Antwort  auf  Nr.  12190. 

Downing  Street,  October  7,  1899. 

Hr.  12194.  Sir.  II I  have  the  honour  to  acknowledge  the  receipt   of  your  Despatch 

briulnien.  ^^  ^^®  ^^^^  August,  onclosing   correspondcncc  with  the  Prime  Minister  of  the 

7.  Okt.  1899.  Cape  Colony,   regarding  the   importation  of  arms  and   ammunition  into   the 

Orange  Free  State,  and  commenting  upon  some  remarks  made  by  Mr.  Schreiner 

in  the  House  of  Assembly  with  regard  to  the  position  of  the  Colony  in  the 

event  of  war  with  the  South  African  Republic.  ||  2.  I  concur  in  the  comments 

upon  Mr.  Schreiner's  views  with  regard  to  the  neutrality  of  the  Colony  made 

in  your  Despatch,  and  I  am  glad  to  learn  from  your  subsequent  Despatch  of 

the  6th  September  that   Mr.  Schreiner  has  since   explained   that   bis  words 

were  not^ntended   to  bear  the  construction  to  which  they  were  open.  jj  3.  I 

also  concur  in  your  view  that  in  case   of  war  the  Colonial  forces  should,  as 

far  as  possible,  not  be  employed  directly  in  offensive  Operations. 

J.  Chamberlain. 


Nr.  12195.  GKOSSBKITABNIEN.  —  Der  Oberkommissar  in  Kap- 
stadt an  den  Kolonialminister.  Appell  an  die  gröfsten 
englischen  Städte  zur  Hülfeleistung. 

(Received  1.56  a.m ,  October  11,  1899.) 
Nr.  12196.  Telegram.  ||  lOth   October.     No.  3.     Would    you    kindly    communicate 

briunnien.  ^^ssagc   from  mc  to  the  Lord  Mayors  of  London,  Dublin,  Liverpool,  Man- 
11. Okt  1899.  ehester,  and  Birmingham  and  the  Lord  Provosts  of  Edinburgh  and  Glasgow. 
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Begins:  In  conseqaence  of  the  enormons  exodas  of  British  subjects  from  Nr.  isios. 
Johannesburg,  as  well  as  from  other  parts  of  the  Sonth  African  Republic  bHu^ien. 
and  the  Orange  Free  State,  the  British  Colonies  in  Sonth  Africa,  and  espe- ii-Oktisw 
cially  the  seaport  towns,  are  now  flooded  with  refugees,  many  of  them  already 
in  needy  circumstances,  and  many  more  whose  savings  will  shortly  be  ex- 
hansted;  hitherto  local  charity,  working  in  connection  with  the  relief  Com- 
mittee  at  Johannesburg,  which  has  displayed  great  generosity,  has  been  able 
to  cope  with  the  inflnx,  at  least  to  extent  of  providing  for  women  and  children. 
But  the  numbers  now  pouring  into  British  territories  are  more  than  our  local 
resources  can  possibly  deal  with  for  long;  the  arrivals  as  Cape  Town  alone 
exceed  1,000  per  diem,  and  it  must  be  bome  in  mind  that  the  vast  majority 
of  the  refugees  are  not  of  Colonial  but  of  British  origin;  the  white  popula- 
tion  of  the  gold  fields,  amounting  to  at  least  100,000,  ii  is  estimated  that 
nearly  half  of  these  have  left,  and  as  almost  all  work  is  stopped  many  more 
wiU  follow.  In  this  time  of  great  trial  the  refugees  are  as  a  body  showing  a 
Courage  and  independence  worthy  of  all  praise;  those  who  can  are  helping 
themselves.  But  there  are  thousands  who  need,  or  will  need,  some  assistance 
either  to  return  home  or  to  maintain  themselves  in  this  country  which,  in  the 
long  run,  can  ill  spare  their  skill  and  energy  tili  the  normal  course  of  in- 
dustry  is  restored.  ||  In  order  to  assist  local  effort  to  achieve  these  objects  I 
appeal,  in  the  name  of  British  South  Africa,  to  the  generosity  of  the  British 
public,  trusting  that  your  Lordships  will  see  fit  to  take  up  our  cause  and  to 
ask  your  fellow  Citizens  to  come  to  the  aid  of  this  vast  body  of  British 
working  people  in  their  underserved  suffering.  Relief  is  being  organized  by 
local  Committees  in  a  practical  way.  Wherever  possible  employment  is  found 
and  readily  accepted.  Where  the  refugees  are  anxious  to  go  home  and  it 
seems  wiser  that  they  should  do  so  help  is,  if  necessary,  given  in  that  direction. 
But  it  is  impossible  to  find  work  at  once  for  more  than  a  few,  nor  can  those 
returned  home  be  sent  off  all  at  once.  ||  In  the  meantime  food  and  shelter 
has  to  be  found  for  ever  increasing  numbers;  a  strong  Central  Committee  is 
being  formed  containing  representatives  from  all  the  principal  places  to  which 
refugees  resort  [in]  large  numbers  to  superintend  tbe  distribution  of  the  fund 
according  their  needs  among  the  several  local  relief  Committees;  the  Standard 
Bank  of  South  Africa  has  kiudly  undertaken  to  transmit  to  us  without  Charge 
any  funds  subscribed  in  Great  Britain,  and  the  Bank  of  Africa  will  assist  in 
the  same  direction.  Governor,  Natal,  to  which  Colony  a  considerable  number 
of  refugees  are  resorting,  desires  to  associate  himself  with  me  in  making  this 
appeal ;  hitherto  Natal  has  coped  with  the  difficulty  out  of  its  own  resources, 
but  on  Natal  also  the  bürden  will  soon  be  too  great.     Ends. 

If  there  are  any  other  towns  whose  Mayors  I  ought  to  address  would 
you  kindly  add  them  to  the  number. 
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Nr.   12196.    OSOSSBBITAinilEn.  —   Der  Oberkommissar  an  den 

Kolonialminister.  Aufruf  an  die  Kapkolonisten,  treu 

zu  bleiben. 

(Received,  5.45  p.m.,  October  12,  1899.) 

Nr.  12196.  Telegram.  ||  12th  October.    No.  3.    Ministers  very  anxious  to  issue  Pro- 

briunnton.  clamatiou  at  once  thinking  it  will  tend  to  preserve  order  in  Colony.    Prime 

12.  Okt.  1899.  Minister  is  also  stronglj  of  opiniop  that  a  State  of  war  does  exist    I  have 

accordinglj  agreed  to  immediate  issue  of  Proclamation,  which  is  as  foUows:  s= 

Begins:  Whereas  bostilities  have  broken  out  and  a  State  of  war  exists 

between  Her  Majestj's  Government  and  Government  South  Airican  Bepnblic, 

and  also  between  Her  Majestj's  Government  and  Government  Orange  Free 

Staate;  ||  And  whereas  it  is  therefore   ezpedient  and  necessa;ry  to   warn  all 

Her  Majestj's  subj^cts  and  other  persons  in  this  Colonj  of  their  duties  and 

obligations  towards  Her  Majestj   the  Queen,   Her  Crown,  and  Government;  j| 

Now,  therefore,  in  virtue   of  the  authoritj  committed  to  me  as  Governor  of 

this  Colonj,  I  do  herebj  exhort  all  persons  whomsoever  to  observe  their  dutj 

and  lojaltj  towards  Her  Majestj  the  Queen  and  Her  Majestj's  Government 

and  to  abstain  from  all  treasonable  or  seditious  acts  or  words  against  Her 

Majestj,  Her  Crown,  and  Government,  and  from  all  acts  or  words  which  maj 

tend  to  excite  disaffection  or  dislojaltj  towards  Her  Majestj,  Her  Crown,  and 

Government,  or   disturb  in   anj  manner   the  peace   and  good  order  of  this 

Colonj,  or  anj  part  thereof,  and  I  do  further  warn  all  Her  Majestj's  subjects 

not  to  enlist  or  engage  themselves  in  the  militarj  service  of  the  Government 

of  either  of  the  said  Republics,  or  in  anj  waj  to  aid,  abet,  or  assist  either 

of  the  said  Republics  in  the  prosecution  of  hostilities,  and  not  to  carrj  on 

anj  trade  with,  or  supplj  anj  goods,  wares,  or  merchandize  to  either  of  the 

said  Republics,  or  anj  subjects  thereof  in  the  said  Republics.  ||  And  I  do 

herebj  warn   all   persons   that  whoever,   in   contravention  of  the  law,  shall 

commit  anj  of  the  aforesaid  acts,  will  be  dulj  prosecuted,  and  will  be  liable 

on  conviction  to  such  punishment  as  the  law  provides.    Ends. 

Nr.  12197.  GROSSBRITANNIEN.  —  Der  Oberkommissar  an  den 
Kolonialminister.  Übersendet  den  Inhalt  der  hol- 
ländischen Proklamation  an  die  Kapburen. 

(Received,  10.30  p.m.,  October  12,  1899.) 

Nr.  12197.  Telegram.  ||  12 th  October.   No.5.   Referring  to  jour  telegram  of  llthOcto- 

Grofs-     i,er  jjq^  2,  Circular  issued  in  English  and  Dutch,   signed   bj  Viljoen,  Field 

i2.okt.i8»9.  Cornet,  Jobannesburg,  headed  Appeal  to  Afrikanders.    Address  to  compatriots 

on  both  sides  of  the  Orange  River.    Ask  them  to  decide  what  thej  will  do 

in  the  uncertain  future.    Recites  England's  proceedings  with  regard  to  Slach- 

tersnek,  Diamond  Fields,  Jameson  Raid.    England  desires  to  aveuge  Amajuba, 

and  destroj  Afrikaader  nation.     Owing  to  existence  of  two  independent  Afri- 
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kander  in  tbe  English  Colonies  is  still  tolerated.   If  Repablics  fall  into  hands  Nr.  12197. 
of  England,  Boers  of  Cape  Colony  and  Natal   will  be  disarmed.     Hottentots  b^iunnjen. 
will  Sit   with  them  in  Parliament.    **Wherefore  men   belonging  to   our  race.i2.okt.i8»9. 
that  live   ander   tbe  British  flag,  know   and  nnderstand  fall   well  tbat  the 
destraction   of  tbe  Boer  Repoblics  means  the  destraction  of  the  Repablics, 
tbe  Afrikander  nation;  if  the  Repablics  go  ander,  the  Afrikander  will  merely 
be  referred  to  as  a   nation  that  once    existed.     Enow  that  in*  that  event 
England's  iron  yoke  will  press  apon  and  plagae  yoa  to  the  last  daj.    Where- 
fore,   I  ask:   will  yoa   allow   England  ta  employ  yoar  Colony,  yoar  money, 
yoar  cattle,  yea,  even  yoarselyes,  to  destroy  yoar  brothers  and  compatrlots? 
Afrlkanders  be  trae  to  yoar  people/' 
Circolar  sent  home  llth  October. 


Nr.    12198.    GaOSSBBITANNIEN.   —   Der  Goayernear  von  Natal 
an   den   Kolonialminister.     Bemerkangen    über    die 
Lage,    die    öffentliche    Meinang,    die   Haitang   der 
Eingeborenen. 
Government  House,  Pietennaritzbarg,  Natal,  September  15,  1899.  (October  17,  1899.) 

(Extract.)  )j  As  I  am  in  close  communication  with  the  High  Commissioner  Nr.  12198. 
on  the  sabject  of  the  South  African  Situation,  so  far  as  it  affects  Natal,  I  ^?/*^^ 
have  thought  it  better  to  abstain  from  trespassing  on  your  time  with  weekly  i5.sept.i89tf. 
despatches  of  my  own  on  the  sabject.  My  telegrams  will  have  informed  you, 
generally,  of  the  condition  of  affairs  here,  and  of  the  State  of  public  feeling. 
Developments  are  so  rapid,  and  the  changes  in  the  general  Situation  so  kalei- 
doscopic,  that  by  the  expiration  of  the  three  weeks  which  must  elapse  before 
a  despatch  reaches  you,  some  of  the  recommendations  it  may  contain  may 
have  to  be  considerably  modified,  and  the  despatch  may  have  become,  in  some 
particulars,  out  of  date.  ||  You  will,  however,  probably  desire  to  be  in  posses- 
sion  of  some  more  detailed  account  of  the  State  of  public  feeling  here,  and 
of  the  present  Situation  in  Natal  as  regards  the  Transvaal  than  can  be  com- 
pressed  within  the  limits  of  a  telegram.  I  have,  therefore,  deoided  to  submit 
to  yoa  the  following  observations.  ||  The  mass  of  the  European  population  of 
Natal  continue  to  give  their  hearty  support  to  the  determination  of  Her 
Majesty's  Government  to  obtain  equal  rights  and  Privileges  for  all  Europeans 
throughout  South  Africa.  They  have  laid  aside  considerations  of  local  self- 
interest  and  commercial  advantage — considerations  which,  it  must  be  admitted, 
have  to  a  certain  extent  influenced  the  attitude  of  the  Colony  in  the  past— in 
the  firm  trust  that  Her  Majesty's  Government  will  assert  British  Supremacy 
in  South  Africa  in  an  unmistakable  manner;  will  place  it  beyond  the  power 
of  the  oligarchy  which  has  hitherto  monopolised  power  in  the  Transvaal  to 
cause  Natal  to  suffer  in  the  future  for  her  nncompromising  adherence  to  the 
interests  of  the  Empire  at  large,  and  will  secure  such  a  settlement  as  will 
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Nr.  12198.  render  impossible  a  recurrence  of  the  unrest  and  agitation  which  has  been 
briunnien.  ^auscd  in  South  Africa  by  the  attitade  of  the  Transvaal  Government  daring 
i5.86pt.i89».  the  last  few  years. 

I  need  scarcely  remind  you  that  in  her  relations  with  the  Transvaal, 
Natal  is  in  a  very  vulnerable  position.  She  has  invested  seven-ninths  of  the 
proceeds  of  her  loan  of  £  9,000,000  in  a  railway,  which  derives  the  bulk 
of  its  revenne  from  the  overberg  trade;  and  more  than  £  1,000,000  besides 
on  harbonr  works  to  facilitate  the  landing  and  shipment  of  goods  which  the 
railway  carries.  The  railway  competes  for  that  trade  with  two  other  Systems 
—the  Cape- Free  State  system  and  the  Delagoa  Bay  system — and  all  three 
Systems  centre  in  the  Netherlands  Railway  over  portions  of  which  the  whole 
of  the  overberg  traffic  must  pass.  It  is,  therefore,  within  the  power  of  the 
Netherlands  Railway  to  divert  a  considerable  share  of  the  overberg  trade 
from  one  system  to  the  other,  at  its  pleasure;  not  only  by  alterations  of  rates 
(in  this  it  is  to  a  certain  extent  controlled  by  existing  agreements),  bat  by 
affording  facilities  to  goods  arriving  by  one  or  more  Systems  which  it  may 
refnse  to  the  others.  That  the  Netherlands  Railway  can  and  does  work  in 
accord  with  the  Government  of  the  South  African  Repablic  has  been  suffi- 
ciently  proved  by  the  well-known  "Drifts"  incident.  Apart,  then,  from  com- 
mercial  interests  in  Natal,  and  especially  in  Durban,  which  it  is  thus  in  tbe 
power  of  the  Transvaal  Government,  working  in  accord  with  the  Netherlands 
Railway  Administration,  to  seriously  damage,  it  will  be  easy  for  the  Trans- 
vaal Government,  if  leit  with  the  power  to  do  so,  to  materially  cripple  the 
source  of  revenue  from  which  the  interest  of  Natal's  debt  (a  debt  amounting 
to  about  i?  180  per  head  of  the  white  population)  is  now  derived.  At  the 
lowest,  this  would  mean  serious  financial  embarassment  to  Natal.  ||  But  it  is 
not  only  on  commercial  grounds  that  an  unmistakable  assertion  of  British 
surpremacy  in  South  Africa  has  (from  NataUs  point  cf  view)  become  necessary. 
The  attitude  of  the  natives  has  been,  so  far,  entirely  satisfactory.  I  shall 
refer  to  this  subject  more  at  length  in  another  part  of  this  despatch.  Mean- 
while,  I  may  point  out  that  there  are  760,000  natives  in  Natal;  that  they 
are  watching  J;he  development  of  events  with  the  dosest  interest;  that  they 
do  not  understand  a  diplomatic  victory,  and  that  although  they  have  con- 
fidence  in  the  strength  of  the  Empire,  they  are  already  beginning  to  ask 
whether  the  English  are  afraid  of  the  Dutch,  that  they  do  not  settle  with 
them  out  of  band.  If  the  influeuce  of  the  Government  of  Natal  over  the 
natives  is  to  be  maintained,  British  supremacy  (things  having  gone  so  far  as 
they  have)  must  be  asserted  in  an  unmistakable  manner,  and  in  a  manner 
the  natives  can  understand.  ||  You  are  aware  that  there  has  always  been, 
heretofore,  in  Natal,  a  considerable  body  of  opinion— until  latterly  a  conside- 
rable majority  of  opinion— in  favour  of  leaving  South  Africans  to  settle  South 
African  questions  for  themselves.  So  recently  as  three  years  ago,  any  such 
interference  on  the  part  of  the  Imperial  Government  as  that  which  is  now  in 
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progress  would  probably  have  been  resented  by  a  majority  of  Natal  politicians,  Nr.  12198. 
as  an  unnecessary   distarbance  of  the  peace  of  South  Africa.    The  develop-  |,riunnien 
ments  of  the  last  three  years,  however,  have   brought  the  great  majority  toi6.sept.iR99. 
think  that  the  time  has  come  when  an  end  must  be  put  to  the  unrest  and 
agitation  whicb  has  been  growing,  instead  of  decreasing,  and  is  recognised  to 
be  due,  in  the  main,  to  the  apparent  determination  of  the  oligarchy  in  Pre- 
toria, and   its  agents,  to   treat  the  British-bom  inhabitants  of  the  Transvaal 
as  a  subject  race.    The  interference  of  Her  Majesty's  Government  has,  there- 
fore,   been   heartily  supported  by   the   mass   of  the  European  popuIation  of 
Natal.    For  the  moment,  that  interference  has,  as  was  to  be  expected,  pro- 
duced  greater  unrest,  Stagnation  of  trade,  stoppage  of  business;  bnt  this  has 
been  cheerfuUy  submitted  to  in  the  hope  of  a  radical  eure. 

It  is  not  too  much  to  say  that  from  the  time  of  the'^settlement  of  diffe- 
rences  at  the  foundation  of  the  Colony,  there  never  was  a  Dutch-English 
qnestion  in  Natal  tili  after  the  retrocession  of  1881.  English  and  Dutch 
desired  to  live,  and  did  live,  amicably  together;  there  have  been  many  inter- 
marriages,  and,  with  perhaps  few  exceptions,  there  nsed  to  be  nothing  approa- 
ching  to  race>feeling.  But,  since  1881,  and,  in  a  greater  degree,  since  1895, 
the  Dutch  have  apparently  begun  to  look  to  Pretoria  as  to  a  national  centre. 
Race-feeling  which  has  been  aroused  in  the  Transvaal  has  begun  to  extend 
beyonds  its  borders,  and  there  have  been  many  signs  of  late  years  of  the 
baneful  influence  of  Pretoria  politics  on  the  relations  of  the  two  races  in  this 
Colony.  Notwithstanding,  an  uneasy  feeling  that  the  Dutch  were  being  taught 
to  regard  themselves  as  a  race  apart,  and  that  South  Africa  belonged,  really, 
to  them,  and  that  the  English  were  to  be  regarded  as  interlopers,  moderate 
men  strove  to  shut  their  eyes  to  this,  and  by  fair  and  considerate  treatment 
of  their  Dutch  fellow-colonists,  to  draw  closer  the  bonds  which  the  events  of 
1881  and  of  1895-6  had  loosened,  and  to  work  towards  welding  the  two 
peoples  into  a  homogeneous  whole.  Experience  has  shewn  that  where  the 
British  are  supreme,  and  the  Dutch  in  a  small  minority,  as  in  Natal,  the 
Dntch  are  welcomed,  and  are  willingly  given  rights  and  Privileges  co- extensive 
with  those  enjoyed  by  the  British.  In  Natal  they  are,  and  have  always  been, 
treated  with  special  consideration.  Special  provision  is  made  to  have  their 
language  thoroughly  taught  in  the  schools  which  their  children  frequent,  and 
to  have  laws,  regulations,  and  agricultural  reports  which  are  likely  to  be  of 
interest  to  the  Dutch  farmers  translated  into  Dutch,  and  published  in  the 
Gazette,  and  in  the  Agricultural  Journal;  and  such  of  them  as  are  not  already 
British  subjects  may,  if  they  desire  it,  obtain  naturalization  with  the  utroost 
facility.  Tliere  is,  indeed,  reason  to  belle ve  that  there  are  some  nai|es  on 
the  electoral  register  in  Klip  River  County  of  men  who  are  Burghers  of  the 
Free  Staate.  Whenever  I  have  visited  a  district  in  Natal  containing  many 
Dutch  farmers,  the  British-bom  residents  have  never  failed  to  urge  me  to 
show   special  civility  to  their  Dutch  fellow-colonists,  so  anxious  are  they  to 
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Nr.  12198.  prevent  tbem  from  thinking  that  becanse  thej  are  not  of  British  descent,  thej 
brHMDien  *^^  thefcfore  liable  to  be  treated  differentlj  from  British-born  colonists.   The 
i5.8ept.i899.  efforts  which  have  been  made  to  coanteract  the  adverse  iDfluences  emanatiDg 
from  Pretoria   have  not,  howeyer,  been  successfal.    So  long  as  the  oligarchj 
in  the  Transvaal  is  allowed  to  treat  the  British  as  a  subject  race  such  efforts 
wonld  seem  to  be  doomed  to  failnre,  except,  indeed,  on  the  hypothesis  that 
the  British  would  be  willing  to  concede  the  supremacj  of  the  Datch,  not  only 
in  the  Transvaal,  bat  thronghont  South  Africa.  ||  In  the  meanwhile,  the  events 
of  the  last  six  months  and  the  necessary  intervention  of  the  British  Govern- 
ment in  Transvaal    matters   have    accentuated   the   Separation   of  the  raoes. 
This  result  has  been  accepted  as  inevitable,  ander  the  circamstances,  by  the 
mass  of  European  colonists  in  Natal — bat  always  in  the  firm  belief  that  by 
the  assertion  of  BHtish  supremacy  in  an  unmistakable  manner,  the  evil  will, 
in  the  end,  be  radically  cured.  ||  In  view  of  the  foregoing  considerations,  you 
will  understand  the  strength  of  the  feeling  which  would  be  aroused  in  Natal 
if  anything  short  of  a  real  and  permanent  settlemcnt,  connoting  an  unmista- 
kable assertion  of  British  supremacy  in  South  Africa,  were  accepted  by  Her 
Majestj's  Government;  and,  wby  I  emphasised  this  point  in  my  telegram  of 
26  th  July,  No.  1,  and  other  Communications  which  I  have  addressed  to  you« 
The  letter  from  Mr.  F.  S.  Tatham,  which  I  have  transmitted  to  you  in 
another  despatch,  gives  ezpression  to  views  which  are  shared  by  a  large  body 
of  bis  fellow-colonists  on  this  subject.    The  letter .  probably  represents  what 
I  may  best  describe  as  an  advanced  view;  but  I  have  gathered  from  many 
sources,  including  even  men   who,  in   the  first  instance,  disapproved  of  the 
intervention   of  Her   Majesty's  Government,   and   were   anxious  that   matters 
should  be  left  to  South  Africa  to  settle,  opinions  which  justify  me  in  stating 
that  the  mass  of  the  European  population  of  Natal  is  practically  unanimous 
in  its  desire   for  a  real  and  permanent  settlement,  and  for  an  unmistakable 
assertion  of  British  supremacy  in  South  Africa,  even,  if  necessary,  at  the  cost 
of  war;  and  that,  in  the  opinion  of  the  majority,  the  least  that  will  sufficiently 
impress  the  natives,  and  the  Dutch,  with  the  reality  of  British  supremacy,  is 
a  military  occupation  of  the  country  as  a  condition  precedent  to  the  reform 
of  the   Government  of  the  Transvaal.  ||  Turning  to    the  present  Situation  in 
Natal  as  regards  the  Transvaal,  I  must  premise  that,  as  I  write  these  lines, 
the  reply  of  the  Government  to  the  High  Commissioner's  last  communication, 
on  which  so  much  hangs,  is  now  being  finaUy  settled  by  the  Raad;  and  that, 
before  this  despatch  leaves  South  Africa,  developments  may  have  taken  place 
which  will  have  materially  modified  the  Situation  as  it  now  exists.  ||  The  atti- 
tude  jf  the  natives  is  satisfactory.    From  information  which  has  reached  us, 
there  can  be  no  doubt  that  attempts  have  been  made  to  tamper  with  them, 
certainly  by  persons  from   the  Orange  Free  State   and  from   the  Transvaal, 
and,  there  is  reason  to  believe,   on  more  tban  one  occasion  by  Natal  Dutch- 
men.    Dinuzuln  and  Usibebu  have  both  been  approached,  as  has  Newadi,  the 
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Chief  of  a  large  tribe  at  the  sonrces  of  the  Upper  Tngela,  and  there  have  Nr.  12193. 
been  other  cases.  These  attempts,  however,  have  failed  of  eflfect,  and  the  ^^Jj^^en 
reports  from  all  parts  of  the  Colony  testify  to  the  loyalty  of  the  natives,  and  i5.sepU899. 
of  their  attachment  to  British  rule.  They  are,  however,  in  a  nervous  State, 
fearing  that  their  cattle  may  be  raided  and  they  themselves  killed.  The 
Datchmen  who  have  interviewed  them  appear  to  have  held  high  langnage, 
saying  that  the  natives  had  better  either  keep  quite  still  or  take  the  side  of 
the  Dutch  in  the  Coming  stroggle,  as  the  Dutch  will  shoot  them  and  raid 
their  cattle  if  they  take  the  side  of  the  British,  who  are  certain  to  be  defea- 
ted.  Speaking  generally,  however,  the  natives  have  confidence  in  the  power 
of  the  British,  and  provided  (should  war  break  out)  the  British  troops  suffer 
no  reverse,  I  am  confident  there  is  no  fear  of  any  of  them  being  persuaded 
to  take  part  against  us.  They  cannot,  however,  understand  our  inaction,  in 
the  face  of  the  confident  language  held  by  the  Dutch.  A  leading  Zululand 
Chief  said  to  the  Civil  Commissioner  some  time  ago.  "We  natives  cannot 
understand  you  English  people.  You  allow  yourselves  to  be  trampled  on  tili 
flies  settle  on  you,  then  you  think  it  is  time  to  take  action.  Whe  have  every 
confidence  in  the  power  of  the  British  nation,  and  feel  there  can  be  only  one 
result  should  war  break  out;  at  the  same  time  we  feel  that  there  is  danger 
of  our  being  attacked  by  the  Boers  whilst  our  own  Government  is  occupied 
in  writing  letters."  Mr.  Saunders,  in  reporting  the  conversation,  states  that 
this  conveys  pretty  accurately  the  feeling  of  the  natives  in  Zululand  with 
regard  to  the  Situation.  ||  The  natives  so  cordially  dislike  the  Transvaal  Dutch, 
owing  to  the  cruelty  with  which  many  have  been  treated  by  them,  that 
nothing  but  the  instinct  of  self-preservation  would  make  them  take  their 
side.  II  The  Government  has  received  Information  from  several  sources  that 
suggestions  have  been  made  to  certain  Chiefs  that  they  should  take  the  oppor- 
tunity  of  trouble  between  Dutch  and  English  of  fighting  out  old  quarreis 
amongst  themselves.  Attempts  have  been  made,  for  instance,  to  sow  dissension 
between  Dinuzulu  and  Usibebu,  and,  we  believe,  between  Gayede  and  Hlanga- 
beza,  two  Chiefs  in  Umvoti  county.  It  is  not  belleved  that  the  suggestions 
will  be  adopted,  but  the  attitude  of  the  chiefs  in  their  relations  towards  each 
other  is  being  vigilantly  watched.  ||  As  the  Katal  mail-bags  have  been  of  late 
more  than  once  tampered  with  on  their  way  to  Cape  Town,  I  shall  send  this 
despatch  by  sea,  which  will  delay  its  arrival  in  England  for  a  week. 


Nr.  12199.  OEANJEFEEISTAAT.  —  Der  Präsident  an  den  engl. 
Oberkommissar  in  Kapstadt  Fordert  Aufklärung 
ttber  Truppenansammlungen. 

Nr.  12199. 

(Telegram.)  ||  25th  September.    Urgent.    I   have  this  day    received  in-    ^'^^^^ 
formation  that  considerable  body  of  troops  being  moved  northward  along  and  25.8ept.i899. 
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Nr.  12199.  nearer  our  border  from  Ladysmith  by  rail.     With  a  view  to  allaying  undue 
Freuet,  excitement,  I  trnst  and  would  be  pleased  to  learn  from  your  Excellency  that 
25.8ept.i899. the  report  is  devoid  of  truth.  —  Steyn. 


Nr.  12200.  GKOSSBKITAHNIEN.  —  Der  Oberkommissar  an  den 
Präsidenten  des  Oranje-Freistaats.  Antwort  auf  das 
Vorige. 

Nr.  12200.  (Telegram.)  ||  25th  September,  1899.     Your  Honour's  telegram  of  to-day. 

hritannien.  Govemor  of  Natal  informs  me  that  some  troops  are  being  moved  from  Lady- 
25,sept.i899.  smith  tc  Glencoc,  and  will  be  replaced  at  Ladysmith  by  troops  from  Maritz- 
burg.  There  is  no  advance  towards  borders  of  Orange  Free  State,  nor  is 
there  any  justification  for  alarm.  I  am  not  aware  of  any  change  in  Situation 
since  my  telegram  to  your  Honour  of  19th.  I  adhere  to  the  hope  therein 
expressed  as  regards  differences  between  Her  Majesty's  Government  and  the 
South  African  Republic,  and  repeat  the  assurance  given  to  the  Orange  Free 
State. 


Nr.    12201.     SÜDAFEIKAU.  REPUBLIK.  —  Konfiskationsgesetz. 

29.  September  1899. 

Nr.  12201.  The  following  is  the  füll  text  of  the  Confiscation  Law,  the  second  reading 

^Republik"  ^^  which  was  passed  by  the  First  Raad  yesterday:  — 
29.sept.i89».  Law  No.  — ,  1899. 

Whereas  the  necessity  has  appeared  for  the  making  of  certain  provisions 
by  which  the  property  of  persons  who  make  themselves  guilty  of  crimes 
against  this  Republic,  may  be  confiscated,  it  is  hereby  enacted  that: —  ||  1.  Any 
person  within  the  Republic  being  guilty  of  the  crime  of  public  violence,  high 
treason,  or  löse  majest6,  or  of  inciting  or  instigating  to  the  committing  of 
any  of  these  offences,  shall  be  subject  to  the  penalties  stipulated  for  the  said 
crimes  under  the  Common  Law;  all  property,  either  fixed  or  movable,  owned 
by  such  persons,  or  on  which  they  may  or  can  make  direct  or  indirect  claim. 
within  this  State  at  the  time  of  the  committing  of  the  aforementioned  offences, 
or  at  any  subsequent  time,  may  be  declared  confiscated  in  favour  of  the  State 
without  prejudice  to  the  rights  of  bondholders,  provided  the  boud  was  effected 
before  the  committing  of  the  crime.  ||  2.  When  it  is  proved  to  the  satisfaction 
of  a  competent  Court,  that  any  person  or  persons  abroad  have  encouraged, 
incited,  or  instigated  any  inhabitants  of  this  State  to  the  committing  of  high 
treason,  public  violence,  or  löse  majeste,  all  properties,  fixed  or  movable,  be- 
longing  to  such  person  or  persons,  or  on  which  they  may  or  can  make  any 
direct  or  indirect  claim  within  this  State  at  the  time  of  the  committing  of 
such  offences,  or  at  any  subsequent  time,  shall  be  declared  confiscated  in 
favour  of  the  State,  without  prejudice  to  the  rights  of  bondholders,  and  without 
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prejadice  to  the  penalties  which  are  imposed  for  such  offences,  according  to  Nr.  12201. 
the  laws  of  this  Republic.  ||  3.  When  it  is  proved  to  the  satisfaction  of  any  Republik" 
competent  Court  that  any  person  or  persons  have  planned  attempts,  or  formed20.Sept.i809. 
compacts  with  foreign  Powers,  or  their  representatives,  in  ordcr  to  persuade 
them  to  the  committing  of  hostility,  or  the  undertaking  of  war  against  this 
Republic,  or  to  aford  them  the  means  thereto,  or  to  make  attempts  to  commit 
high  treason,  their  property  whoUy  or  partially,  fixed  or  movable,  or  any 
rights,  direct  or  indirect,  to  any  such  property  to  which  such  person  or  per- 
sons may  or  can  lay  claim  at  the  tiroe  of  the  committing  of  the  above-men- 
tioned  offences,  or  at  any  subsequent  time,  may  be  declared  confiscated  in 
favonr  of  the  State,  without  prejudice  to  the  rights  of  bondliolders,  provided 
the  bond  was  registered  before  the  committing  of  the  crime,  and  without  pre- 
judice to  the  penalties  attached  to  the  crimes  of  public  violence,  high  treason, 
or  löse  majest^,  according  to  the  laws  of  this  Republic.  ||  4.  When  it  is  proved 
to  the  satisfaction  of  a  competent  Court  that  any  burgber  of  the  South  African 
Republic  has,  after  notice  has  been  giveu  to  him  by  bis  officer  to  hold  him- 
seif  in  readiness  for  any  commando  or  active  service,  or  after  he  has  been 
ordered  not  to  leave  his  ward  with  a  view  thereto,  or  after  he  has  been 
commandeered  for  such  service,  left  the  country  without  permission  from  the 
officer  concerned  or  the  Government,  his  property,  fixed  or  movable,  or  any 
rights,  direct  or  indirect,  to  any  such  property  to  which  such  burgher  may 
or  can  lay  claim  at  tiie  time  of  the  committing  of  the  above  deed  or  at  any 
subsequent  time,  shall  be  wholly  or  partially  declared  confiscated  in  favour  of 
the  State,  without  prejudice  to  the  rights  of  bondholders,  provided  the  bond 
was  registered  before  the  committing  of  the  crime,  and  without  prejudice  to 
the  penalties  attached  by  other  laws  to  such  deed.  ||  5.  All  legal  provisions, 
so  far  as  they  are  in  conflict  with  the  above  provisions,  are  hereby  recalled.,{ 
6.  This  Law  comes  into  force  immediately  after  publication  in  the  Staats- 
courant. 


Nr.  12202.  SÜDAFRIKAN.  republik.  --  Der  Staatssekretär  an 
den  englischen  Agenten  in  Pretoria.  Antwort  auf 
Nr.  12040. 

Ministry  for  Foreign  Affairs,  Pretoria,  September  22,  1899. 
(Translation.)  ||  Sir,  ||  The  Government   of  the  South  African  Republic,  Nr.  12202. 
acknowledging  the   receipt   of  a  despatch   of  the  Secretary  of  State  for  the  ^*^*^^^^f"* 
Colonies  of  27th  of  July,   sent  to  it  with  your  note  of  the  23rd  of  August, 22.sepU8oo. 
has  the  honour  in  reply  to  submit  the  foUowing  to  you  for  communication  to 
Her  Majesty's  Government.     With   regard  to  the  assertion  of  Her  Majesty's 
Government,  "that  the  letter  of  the  Convention  of  1884  has  been  repeatedly 
broken,  but  the  whole  spirit  of  that  Convention  disregarded  by  the  complete 
reversal   of  the   conditions  of  eqnality  between  the  white  inhabitants  of  the 
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Nr.  12202.  Ttansvaal  which  subsisted,  and  which,  relying  on  the  assarances  of  Boer 
^RejlbHk"  leaders,  Her  Majesty  believed  would  continue  to  subsist,  when  she  granted  to 
22.8ept.i899.it  internal  independence  in  the  preamble  of  the  Convention  of  1881,  and 
when  she  consented  to  Substitute  the  artlcles  of  the  Convention  of  1884  for 
those  of  the  previous  Convention*',  this  Government  wishes  to  remark  that  the 
discussion  at  Newcastle  on  the  lOth  of  May,  1881,  dealt  with  general  free- 
dom  of  trading  in  the  Transvaal,  in  aecordance  with  the  Sand  River  Con- 
vention of  1852,  which  in  Article  5  "granted  mntnal  facilities  and  freedom 
to  traders  and  travellers  on  both  sides  of  the  Vaal  River,*'  and  in  the  way  of 
this  freedom  no  obstacle  has  ever  been  thrown,  so  that  the  assertion  of  Her 
Majesty's  Government  that  on  this  point  the  Convention  has  been  broken 
seems  to  be  untrue,  while  neither  in  the  treaty  of  Sand  River,  nor  in  the 
Convention  of  Pretoria,  nor  in  the  Convention  of  1884  entered  into  at  London, 
which  entirely  takes  the  place  of  that  of  Pretoria,  is  anything  said  of  equality 
of  political  rights  of  any  newcomers.  ||  In  Quotation,  No.  1037,  Dr.  Jorissen 
States  supplementary  to  what  has  been  said  by  Mr.  Kruger  (at  present  His 
Honour  the  President  of  this  Republic)  in  No.  244:  "In  No.  244  was  the 
question,  Is  there  any  difference  with  reference  to  Privileges  and  rights  of 
English  in  the  Transvaal?  and  Mr.  Kruger  answered,  *No,  there  is  no  diffe- 
rence', and  afterwards  added,  *There  might  perhaps  be  some  sraall  difference 
in  the  case  of  a  young  person  who  has  just  come  into  the  country'.  I  wish 
to  say  that  this  might  give  rise  to  a  wrong  irapression.  What  Mr.  Kruger 
intended  to  convey  was  this.  According  to  our  law  a  new  incomer  does  not 
get  his  burgher  rights  immediately.  The  words  'young  person'  have  no  refe- 
rence to  age,  but  to  the  time  of  residence  in  the  Republic.  According  to 
our  old  Grondwet  (Constitution)  people  must  reside  one  year  in  the  country."  || 
From  this  we  must  understand,  according  to  the  view  of  this  Government, 
that  the  franchise  is  not  immediately  extended  in  this  Republic  to  each  new 
incomer,  but  that  under  the  old  Grondwet  already  a  residence  for  a  dcfinite 
time  was  demanded  before  the  franchise  was  granted,  and  then  only  after 
taking  an  oath  of  loyalty.  From  the  current  discussion,  which  make  no  part 
of  the  subsequent  agreements,  it  appears  clearly  that  it  was  then  already  the 
intention  of  the  representatives  of  the  people  of  the  South  African  Republic 
to  allow  iacomers  to  get  the  franchise,  not  at  once,  but  only  after  some 
period  of  residence;  it  does  not  require  proof  that  the  necessity  arose  in  the 
interest  of  the  State  and  of  the  permanent  inhabitants  to  make  that  period 
of  residence  longer,  when  a  great  influx  of  strangers  took  place,  whose  openly 
declared  object  was  merely  to  stay  long  enough  tili  they  had  made  enough 
money. 

In  Article  12  of  the  Convention  of  1881  füll  freedom,  among  other 
things,  was  granted  to  persons  who  had  remained  loyal  to  Her  Majesty's  Go- 
vernment during  the  hostilities  which  then  took  place  to  remain  in  the  country, 
with   enjoyment  of  all  civil  rights  and  protection  for  their  persons  and  pro- 
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perties,  while  in  Article  28  all  persons  who  had  fixed  their  residence  in  the  Nr.  12202. 
Transvaal  between  12th  of  April,  1877,  and  the  date  of  that  Convention  co-  ^^p^^^^"* 
ming  into  Operation,  and  who  had  registered  with  the  British  Agent  within22.8ept.i899. 
twelve  months  after  that  date,  and  would  be  therebj  discharged  of  all  com- 
pulsory  military  Service  whatever.  ||  In  that  Convention,  moreover,  no  difficulty 
was  raised  to  the  principle  of  the  admission  of  incomers  to  the  exercise  of 
civil  rights  and  daties  only  after  a  certain  period  of  residence.  ||  Under  its 
Operation  Law  No.  7,  1882,  was  passed,  by  which  the  period  for  obtaining 
the  franchise  was  increased  from  one  to  five  years,  and  no  objection  to  that 
was  ever  made  from  the  side  of  Her  Majesty's  Government,  nor  was  the 
assertion  made  that  that  law  was  in  conflict  with  the  existing  Convention,  or 
of  assurances  given  at  Newcastle  by  the  Boer  leaders.  ||  When  this  Republic 
in  1884  first  treated  with  Her  Majesty  for  a  new  Convention,  to  replace  the 
old  one  which  was  inefficient,*  and  imposed  bordens  and  obligations  from 
which  the  Republic  desired  to  be  discharged,  and  afterwards  made  a  new 
Convention,  no  Single  word  was  said  against  the  regulation  about  the  fran- 
chise in  the  Law  of  1882,  as  little  as  were  assurances  asked  for  the  grant 
of  the  franchise  to  British  snbjects  without  first  having  been  settled  some 
time  in  the  country.  In  Article  15,  however,  the  regulation  was  taken  over 
from  Article  28  of  the  Convention  of  Pretoria  (viz.,  that  persons  having  settled 
in  the  Transvaal  between  the  12th  of  April,  1877,  and  8th  of  August,  1881, 
and  who  have  had  their  names  registered  by  the  British  Agent  within  12  months 
after  the  last-named  date,  will  be  exempted  from  all  compulsory  military 
Service),  and  if  Her  Majesty's  Government  had  then  seen  reason  to  object  to 
the  principle  confirmed  and  worked  out  in  the  Law  of  1882,  they  would  cer- 
tainly  have  tried  to  come  to  an  understanding  with  the  Government  of  the 
South  African  Republic  on  that  occasion,  by  which  regulations  about  a  cer- 
tain period  of  residence  before  obtaining  the  franchise  might  be  annulled. 

Her  Majesty's  Government  not  only  did  not  do  so,  but  stipulated  in 
Article  7  of  that  same  Convention,  just  as  in  Article  14  of  that  of  Pretoria, 
again  only  for  civil  rights  for  persons  who  had  remained  loyal  during  certain 
hostilities  to  Her  Majesty,  while  in  its  14th  Article  various  civil  (as  distin- 
guished  from  political)  rights  were  assured  to  all  persons,  but  under  the  ex- 
press  conditions  that  those  persons  should  conform  to  the  laws  of  the  South 
African  Republic,  and  those  laws  had  long  before  already  laid  down  or  main- 
tained  the  principle  that  the  incomer  had  to  have  a  certain  period  of  resi- 
dence before  he  could  obtain  the  franchise.  ||  From  the  foregoing  it  appears 
that  the  assertion  of  Her  Majesty's  Government  "that  all  the  restrictions  as 
to  franchise  and  individual  liberty  have  not  been  brought  into  existence  sub- 
sequently  to  the  Conventions  of  Pretoria  and  London",  (sie)  but  that  the  right 
of  this  Republic  to  make  restrictions  "as  to  franchise''  was  recognized  tacitly, 
at  least,  by  Her  Majesty's  Government  itself. 

These  restrictions  were  extended  in  1890,  and  increased  from  5  to  14 
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Nr.  12202.  jeafs,  aod  no  remarks  were  made  on  the  part  of  Her  Majesty's  Goyernmeut. 

^K^pubUk?  ^^  ^^^^  ^^™®»  *^^»  °^  ^^*^™  ^^  ™*^^  ^^^  ®^°*^  political  rights,  and  no 
22.8ept.i899.  assertion  was  ever  made  that  this  action  had  been  in  confiict  with  the  Con- 
vention made  in  1881  with  the  State  of  the  Transvaal,  or  that  of  1884  with 
the  South  African  Repnblic,  as  also  nothing  of  the  kind  happened  wheo  in 
1894  the  law  ou  the  franchise  was  again  modified.  ||  In  1894,  when  this  Re- 
public  was  involved  in  a  war  with  certain  coloured  Chiefs,  varioas  incomers 
of  different  nationalities  were  prepared  to  go  to  war  for  the  land  of  their 
adoption,  along  with  the  burghers  of  this  State,  and  many  of  them  have  sab- 
sequentlj  become  fully  enfranchised  burghers,  because  they  had  shown  by  deeds 
that  they  were  ready  to  take  the  field  like  brothers  with  the  older  burghers 
for  the  defence  of  this  Republic,  but  when  some  British  subjects,  also  recent 
incomers,  refused  to  do  service  on  commaudo,  Sir  Henry  Loch,  the  then  High 
Commissioner,  denied  the  right  of  this  Republic  to  require  them  to  do  such 
Service  in  the  Republic,  and  although  there  was  no  Convention  or  law  to  the 
contrary,  this  Government  decided,  with  the  authorisation  of  the  represen- 
tatives  of  the  people,  that  British  subjects,  settled  in  this  Republic,  should 
not  be  called  out  for  commando  service.  ||  This  unwiilingness,  however,  shows 
that  neither  Her  Majesty's  subjects  nor  Her  Majesty's  Government  had  then 
thought  it  desirable  that  British  subjects  siiould  become  burghers  of  this  Re- 
public, and  thus  enjoy  the  rights  attached  or  bear  the  accompanying  burdens. 
If  ever,  that  would  have  been  the  opportunity  for  Her  Majesty's  Government 
to  stipulate  that  restrictions  in  regard  to  the  franchise  should  be  removed. 
That  Government  did  not  then  appeal  to  assurances  given  at  Newcastle,  but 
only  desired  that  its  subjects  should  be  exempted  from  all  compulsory  mili- 
tary  service,  and  remain  British  subjects.  ||  After  Her  Miyesty's  Government 
had  several  times  had  the  opportunity  in  negotiations  with  the  Government 
of  the  Transvaal  State  or  the  South  African  Republic  to  stipulate  for  its  sub- 
jects that  restrictions  upon  the  obtaining  of  the  franchise  should  be  done 
away  with,  it  did  not  do  so,  but,  on  the  contrary,  it  recognized,  tacitly  if  not 
ezpressly,  that  this  Republic  lay  under  no  Obligation  in  that  respect,  and  this 
Government  regrets  most  deeply  that  Her  Majesty's  Government  suddenly  con- 
ceives  it  sees  therein  a  breach  and  setting  aside  of  the  letter  and  spirit  of 
the  Convention  of  1884,  and  for  this  conceives  it  its  duty  to  accuse  it  of  not 
having  abided  by  the  alleged  assurances  said  to  have  been  given  by  the  Boer 
leaders  in  1881,  before  contracting  the  Convention  of  1881,  for  which  that 
of  1884  has  subsequently  been  substituted.  ||  This  Government  conceives  further, 
it  may  remark,  that  in  the  negotiations  carried  on  at  Newcastle  in  1881  there 
was  no  meution  made  of  giving  assurances  or  incnrring  obligations  with  re- 
gard to  granting  rights  to  British  subjects,  but  that  only  explanations  were 
given  to  the  Royal  Commission  about  laws  and  their  application,  as  they  were 
carried  out  before  April,  1877;  and  the  quotations  from  the  notes  of  that 
Commission   do  not  show  that  at  that  time  any  assurance  was  given  or  obli- 
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gation  incarrod  that  from  time  to  time  the  franchise  wonld  be  given  to  all  ^t.  um, 
incomers  irrespective  of  whether  they  bad  resided  for  a  certain  time  in  the  ^^*abjj"* 
Repablic.  The  fact  that  the  sabject  of  their  discussions  was  not  taken  up;22.sept.i899. 
as  a  condition  in  the  lapsed  Convention  of  1881,  nor  in  that  whioh  now 
exists  of  1884  proves  in  the  clearest  way  that  it  was  not  then  considered  of 
any  interest  by  Her  Majesty's  Government.  ||  This  Government  also  deplores 
in  the  most  emphatic  way  that  Her  Majesty's  Government  shonld  consider 
that  the  responsibility  which  it  conceives  it  has  for  the  treatment  of  the 
alien  inhabitants  is  farther  increased  by  the  fact  that  it  was  on  the  reqaest 
of  Her  Majesty's  High  Ck>mroissioner  that  the  popnlation  of  Johannesburg  in 
Jannary,  1896,  allowed  itself  to  be  disarmed,  and  that,  after  His  Honour  the 
State  President  had  promnlgated  the  Proclamation  of  30th  of  December,  1895, 
and  that  the  more  becanse  Her  Majesty's  Government  seem  to  wish  to  convey 
that  this  Government  had  made  promises  or  assorances,  or  had  offered  a  pros« 
pect  of  the  same  on  that  occasion  to  the  persons  who  had  taken  up  arms 
against  the  Repablic,  while,  as  a  fact,  that  Proclamation  was  promnlgated  be^ 
fore  arms  were  taken  up  at  Johannesburg,  and  in  order  to  prevent  such  illegal 
actions,  and,  further,  the  disarmament  of  Johannesburg  was  don^  unconditionally 
on  command  of  this  Government,  and  the  fact  that  Sir  Hercules  Robinson 
also  urged  the  inhabitants  of  Johannesburg  to  lay  down  their  arms  was  some- 
thing  done  by  His  Excellency  without  this  Government  having  urged  him  to 
do  so  by  giving  any  promises.  This  appears  from  the  correspondenoe  which 
passed  in  those  days,  and  also  from  another  Proclamation  of  His  Honour  the 
State  President  of  9th  of  January,  1896,  which  was  published,  not  only  in 
the  language  of  the  country,  but  also  in  £nglish..||  This  Government  cannot 
understand  how  the  Proclamation  of  30th  December,  1896,  exhorting  the  in- 
habitants rather  to  lay  their  grievances  before  it  than  to  transgress  the  limits 
of  the  law,  which  Proclamation,  owing  to  the  malevolence  of  those  days,  had 
no  sequel  (inasmuch  as  they  nevertheless  took  up  arms),  can  now  be  con- 
strued  as  a  condition  of  disarmament,  which  was  done  unconditionally»  as 
Her  Majesty's  High  Commissioner  requested. 

Notwithstanding  its  continuous  effort,  during  all  the  time  which  has 
elapsed  since  the  commotions  in  Johannesburg,  by  means  of  liberal  and  practi« 
cal  legislation  to  bring  the  Uitlanders  into  a  condition  of  satisfaction,  the 
Government  has  alwajs  had  to  struggle  with  agitation  caused  by  a  portion  of 
the  Population  there,  which,  contrary  to  Article  14  of  the  Convention  of 
London,  1884,  does  not  wish  to  abide  by  the  laws  of  the  Repüblic,  and  always 
reject  the  band  of  friendship  extended  to  them  by  the  Proclamation  of  lOth 
of  January,  1896,  and  always  still  extended.  Nevertheless,  it  has  not  omitted, 
since  the  melancholy  occurrences  of  the  beginning  of  1896  at  Johannesburg, 
to  direct  attempts  to  continuonsly  further  the  interests  of  the  mining  popn- 
lation, and  to  improve  their  condition,  grievances  brought  before  it  have  been 
examined  most  earnestly  l>y  the  Government  itself  or  by  Commissions  appointed 
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Nr.  12202.  \)j  it,  who  have  heard  evidence  on  the  snbject,  and  altbongh  the  Yolksraad 
^lupnbuk!  ^^  °^*  always  been  able  to  agree  with  the  measnres  indicated  by  such  Com- 
29.s«pi.i89o.  missions»  has  nevertheless  always  taken  snch  measnres  to  provide  for  the  diffi- 
cnlties  bronght  before  it  as  it  thongbt  desirable  in  the  general  interests  of 
the  State.  Many  salntary  laws  and  resolntions  have  been  already  made  which 
may  be  nsefal  and  advantageous  to  the  incomers,  and  this  Government  intends 
to  propose  gradnally  fnrther  changes  which  may  appear  desirable.  Plans  had 
already  been  contrived  for  the  facilitation  of  obtaining  the  franchise,  when 
the  invitation  to  attend  a  Conference  at  Bloemfontein  was  received,  and  this 
Government  accepted  it  with  pleasnre,  becanse  it  snpposed  that,  taking  connsel 
with  the  representative  of  a  friendly  Power,  which,  like  this  Republic,  has 
great  interests  in  Sonth  Africa,  and  the  friendly  hints  of  Her  Majesty's  Govern- 
ment, trongh  Her  Majesty's  High  Gommissioner,  would  facilitate  the  Solution 
of  its  difficnlties  with  a  discontented  Uitlander  popnlation.  This  Government 
has  subseqnently,  keeping  in  view  the  views  of  Her  Majesty's  Government  as 
obtained  from  His  Excellency  the  High  Commissioner,  snbmitted  the  extension 
of  the  franchise  anew  to  the  Yolksraad,  and  as  a  conseqnence  to-day  a  law 
has  been  fixed,  which  is  so  liberal  that  in  trnth,  if  the  newcomers  wish  to 
make  nse  of  it,  it  wonld  ensure  them  an  actoal  and  immediate  representation.  { 
The  new  bnrghers  in  the  Gold  Fields  will,  besides,  secnre  a  snf&cient  nnmber 
of  seats  in  the  Yolksraad,  and  then  have  the  opportnnity  to  discnss  the  grio- 
vances  which  the  new  popnlation  conceive  it  has,  in  the  Yolksraad  and  with 
the  older  bnrghers,  and,  as  far  as  possible,  to  meet  them.  And  this  Govern- 
ment trusts  that  from  now  their  grievances  will  belong  largely  to  the  past, 
and  as  it  on  its  side  is  assured  that  efficient  opportnnity  has  been  given  the 
incomers,  if  they  wish  to  make  nse  of  it,  to  get  an  actnal  and  immediate 
representation,  it  cherishes  the  conviction  that  examinations  into  the  efficiency 
of  the  new  Franchise  Law  and  the  resolntion  with  regard  to  representation, 
will  more  and  more  exhibit  that  efficiency,  and  can  thereby  lead  to  the  reaü* 
sation  of  the  object  it  has  contemplated  by  means  of  a  vote  to  be  given  to 
the  newcomers  in  the  Yolksraad  to  open  an  opportnnity  for  co-operation  in 
the  removal  of  all  the  grievances  and  difficnlties  they  think  they  have.  This 
conviction  has  prevailed  npon  it  to  take  into  the  most  favonrable  consideration 
the  request  of  Her  Majesty's  Government  for  the  appointment  of  depnties  by 
this  Government  and  Her  Majesty's  Government  for  the  discnssion  of  the 
points,  making  a  report  and  snbmitting  recommendations,  as  it  had  the  hononr 
already  to  State  in  its  despatch  of  the  2nd  instant,  on  the  nnderstanding  men- 
tioned  therein.  ||  In  the  same  note  of  the  2nd  instant  the  Government  has  al- 
ready stated  that  it  wonld  be  obliged  if  it  conld  obtain  fnrther  explanations 
from  Her  Majesty's  Government  abont  the  composition  of  an  arbitration  conrt, 
as  Her  Majesty's  Government  propose  it  is  to  be  constitnted  in  the  note  of 
27th  of  July,  and  will  be  pleased  to  await  what  Her  Majesty's  Government 
wish   to   propose  fnrther  on  that  subject,  so  that  (be  two  Govemments  may 
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oome  to  an  understanding  as  soon  as  possible,  and  decide  the  many  differences,  Mr.  12202. 
great  and  small,  which  have  arisen  during  a  considerable  time  between  both  ®**^*'"^*"- 

Bepablik. 

Governments  by  way  of  an  arbitration  court,  by  which  friendly  relations,  22.8ept.i89». 
existing  as  happily  nntil  now,  can  be  more  and  more  extended,  and  in  this 
Repablic,  as  well  as  in  Her  Majesty's  possessions  in  South  Africa,  the  different 
nationalities  be  able  to  live  fraternally  together,  and  the  race  hatred  so  ab- 
horred  by  both  GoYernments  may  speedly  b^come  a  thing  of  the  past,  and 
qnite  die  ont.  I  have,  &c. 

F.  W.  Reiti,  State  Secretary. 


Nr.  12203.  OBAHJE-FBEISTAAT.  —  Der  Pr&sident  an  den  engl. 
Oberkommissar.  Yorstellnngen  ttber  die  Trnppen- 
ansammlnngen. 
(Telegram.)  ||  October  3,  1899.  I  have  the  honour  to  acknowledge  Tour  N'-  i«*». 
Excellency's  telegram  of  this  morning.  I  am  as  sincerely  and  strongly  desirous  FreLt^t. 
as  ever  to  see  a  speedy,  peaceful,  and  satisfactory  Solution  being  arrived  at,^-^**-  * 
and  to  do  all  that  lies  in  my  power  to  try,  even  yet,  to  attain  that  result. 
I  deem  it  my  duty,  howeyer,  to  State  emphatically  that  I  do  not  consider 
that  the  movements  of  British  troops,  which  have  taken  place  in  this  conntry 
since  the  beglnning  of  the  present  troubles,  have  been  necessitated  by  the 
natural  alarm  of  the  inhabitants  in  exposed  districts,  nor  in  fact  have  I  ever 
thought  that  there  were  any  fair  grounds  justifying  such  movements.  On  the 
contrary,  I  have  never  for  a  moment  had  or  expressed  any  other  view  than 
that  the  ever  increasing  military  preparations  which,  both  in  England  and  in 
South  Africa,  have  all  along  accompanied  protestations  for  a  desire  to  arrive 
at  a  peaceful  and  friendly  settlement,  have  retarded  and  hampered  tbe  efforts 
of  myself  and  all  those  who  were  sincerely  working  to  maintain  peace  and 
effect  a  fair  settlement.  To  the  bitter  and  hostile  tone  of  the  utterances 
made,  both  by  responsible  men  and  by  almost  the  whole  English  press  in 
South  Africa  and  in  England,  bristling  with  misrepresentations  and  constant 
menace  to  the  Transvaal,  accompanied  by  ever  increasing  military  preparations 
on  an  extensive  scale,  not  only  in  South  Africa  and  in  England,  but  through- 
out  the  British  Empire,  whicli  are  openly  stated  as  being  directed  against 
and  intended  to  coerce  the  Transvaal,  I  mainly  attribute  the  failure  hitherto 
of  arriving  at  an  amicable  and  satisfactory  Solution  of  existing  difficulties.  I 
wish  to  place  on  record  my  earnest  conviction  that  on  those  in  authority  who 
introdneed  the  military  element,  and  who  thereby  inaugurated  and  have  since 
continued  a  policy  of  menace  and  forcible  Intervention,  will  rest  the  responsi- 
bility,  should  all  eforts  fail  to  secure  peace  and  honourable  settlement  of 
differences  after  the  proofs  already  given  by  the  Transvaal  since  the  Confe- 
rence to  meet  the  views  and  wishes  of  the  British  Government  I  consider 
the  constant  and  systematic  attemps  to  throw  the  blame  for  the  present  critical 
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Nr.  1220S.  Situation  of  affairs  on  the  South  African  Bepublic  nnjust  to  and  ondeserred 
Fre^^uTt.  ^y  *^®  latter.  Whilst  I  am  not  responsible  for,  but,  on  the  contrary,  for  a 
8.  okt,  1899.  long  time  snccessfnlly  nsed  my  best  endeavonrs  to  prevent  the  massing  of 
burghers  by  the  Government  of  the  South  African  Republic  on  their  borders, 
I  cannot  but  recognise  the  fact  that,  in  view  of  the  action  of  the  British 
authorities  already  alluded  to,  the  Transvaal  Government  cannot  be  blamed 
for  aoting  as  they  have  done.  I  am  more  confirmed  in  this  view  by  the  fact 
that,  whilst  I  am  still  without  any  reply  to  my  telegraphic  despatch  of  27th 
ultimo,  referred  to  by  Your  Excelleocy  and  in  which  1  expressed  my  conviction 
as  quoted  by  Tour  Excellency,  and  the  reasonable  request  therein  made  that 
the  increase  and  further  movement  of  British  troops  should  be  stayed,  and 
which  if  aeceded  to  would  probably  have  prevented  the  calling  out  of  the 
burghers  both  in  the  South  African  Bepublic  and  in  this  State,  has  not  only 
been  ignored  but  activity  in  military  preparations  and  the  despatch  of  troops 
has  been  going  on  more  persistently  than  ever.  I  am  not  in  a  position  to 
judge  whether  the  movement  of  British  troops  on  the  border  of  the  South 
African  Bepublic  is  comparable  or  not  in  magnitude  with  the  recent  massing 
of  armed  force  of  the  South  African  Bepublic  on  the  borders,  but  Your 
Excellency  should  not  lose  sight  of  the  fact  that  on  all  sides  in  the  English 
press  and  otherwise  the  assertion  constantly  finds  expression  that  the  British 
troops  already  in  the  country  with  their  superior  armament  and  discipline  are 
more  than  a  match  for  the  undisciplined  burgher  force  of  the  Bepublic,  are 
intended  for  threat  to  enforce  British  demands  on'^the  Transvaal,  and  that, 
moreover,  troops  are  being  despatched  almost  daily  from  England,  and  military 
preparations  are  in  active  and  constant  progress  which  are  utterly  incompa- 
tible  with  the  requirements  of  defence,  and  which  w.oold  seem  to  more  than 
sufficiently  justify  a  conviction  in  the  minds  of  the  burghers  of  the  South 
African  Bepublic  that  England  has  abandoned  any  idea  of  attempting  any 
longer  to  arrive  at  a  Solution  of  differences  except  by  force.  I  trust  that 
Your  Excellency  will  receive  this  communication  in  the  spirit  in  which  it  is 
honestly  intended,  namely  to  put  the  facts  of  the  case  and  the  Situation  as  I 
see  them,  at  this  most  critical  time,  clearly  before  you,  so  as  to  prevent  any 
misunderstanding,  not  only,  but  in  the  hopes  that  by  a  clear  comprehension 
of  the  Views  I  hold,  as  the  causes  which  have  brought  about  the  present 
crisis,  Your  Excellency  may  the  better  be  enabled  to  form  a  judgment  not 
based  on  ex  parte  Information  only.  I  feel  deeply  impressed  with  the  dauger 
of  delay  and  with  the  urgent  need  of  immediate  action  being  taken  if  any 
further  attempts  are  to  be  made  to  secure  a  peaceful  Solution.  Once  again 
I  tender  my  best  Services  towards  the  attainment  of  that  object,  but  1  fear 
that  that  will  probably  be  useless  and  unavaiiing  if  not  accompanied  or  pre- 
ceded  by  the  assurances  requested  in  mine  of  27th  ultimo. —  Steyn. 
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Nr.    12204.     GROSSBRITANNIEH.   —   Der  Oberkommissar  an  den 

Kolonialminister.      Annexion    durch    den    Oranje- 

Freistaat. 

(ReceiTod  12.20  a.m.,  October  2i,  1899.) 

(Telegram.)  ||  23  rd  October.    No.  3.    President  Steyn  has  issued  Procia-  Nr.  imw. 

mation  declaring  the  country  north  of  the  Vaal  River   to   be  Orange   Free  i>,{^^jen. 

State  territory.    The  object  is  said  to  be  that  he  intends  to  commandeer  the23.okt.i899. 

people  of  the  district,  and  thinks  by  annexing  it  to  save  those  who  obey  from 

the  consequences  of  taking  up  arms  against  the  Queen.    I  regret  to  say  that 

soroe  of  the  inhabitants  in  the  Barkly  West  district  have  actually  taken  up 

arms  and  joined  the  eneroy.    The  number  at  present  is  inconsiderable.    It  is 

the  first  instance  of  an  actual  rising  within  Colony  of  whioh  anthentic  infor- 

mation  has  yet  reached  me. 


Nr.    12205.     GROSSBRUAITNIEN.  —  Der  Kolonialmlnlster  an  den 
Oberkommissar.    Antwort  auf  das  Vorige. 

(Sent  2.55  p.m.,  October  25,^1899.) 
(Telegram.)  |I  25  th  October.    No.  2.    Referring  to  your  telegram  of  23  rd  Nr.  12205. 
October,  No.  3.    Proclamation  ought  to  be  at  once  issued  stating  that  Steyn's  ,,,JJ]^*^,"^„ 
Manifeste  has  no  legal  effect  and  warning  inhabitants  of  territory  that  they25.okt.i899. 
will   be   still  liable   to   penalties   imposed   on   British  subjects   who  infrlnge 
the  law   against  treason   and  other  offences.    I  assnme  that  your  Ministers 
will  agree. 


Nr.    12206.    ORANJE-FRFISTAAT.    —    Proklamation    des   PrÄsi- 
deuten  an  die  Kapkolonie. 
I,  Marthinus  Theunis  Steyn,  State  President  of  the  Orange  Free  State,  do  Nr.  12206. 
inform  the  inhabitants  of  the  Cape  Colonial  territory  that  the  said  territory  p^?^"^"^ 
is  being  occupied  by  the  Free  State  armies.    As  Great  Britain  is  at  present  u.Okt.isw. 
in  a  State  of  war  with  the  people  of  the  Orange  Free  State,  and  the  territory 
of  Cape  Colony  is  being  used  by  it  as  a  basis  of  military  Operations  against 
this  State,  without  the  will  of  the  peaceful  inhabitants  of  that  Colony  being 
consulted  therein:  ||  Now,   therefore,  I  have  ordered  my  military  officers  to 
cross   the  borders  of  the  Cape  Colony   with  no   other  object   than  for   the 
defence  of  my  country  and  people,  and  for  maintenance  of  our  independence. 
As  this  State  has  no  other  enemy  than  the  troops  of  Great  Britain,  and  we 
wage  war  against  the  soldiers  of  Her  Britannic  Majesty,  and  not  against  the 
Citizens  of  Cape  Colony,  the  latter  will  continuo  to  enjoy  perfect  freedom  of 
person  and  property,  so  long  as  they  do  not  forfeit  the  same  by  committing 
hostilities  against  the  Burgher  force  of  the  Orange  Free  State.    The  Coraman- 
dants  or  chief  officers  of  the  various  Army  Corps  will  fix  special  Regulations 
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Nr.  1220«.  and  cause  them  to  be  published  for  information  of  public  regardiug  the  mea- 

F^!^^u  ^^^  which  will  be  taken  against  the  communities  or  persons  who  act  contrary 

i4.okt.  1899.  to  the  usages  of  war.  ||  Rel jiug  npon  the  friendly  disposition  of  a  sympathiziDg 

border  population»  and  considering   the  troubles   and   calamities  which  it  is 

unavoidable  that   an  unjnst  war   shonld  already   bring  in  its  train  on  the 

innocent  heads  of  those  against  whose  will  and  desire  has  been  foreed  npon 

US  by  the  GoYemment  of  Her  Britannic  Majesty»  I  have  ordert  my  military 

officers  to  make  no  use  of  the  right  of  war,  aocording  to  which  requisitions 

may   be    made   from    the   farmer  population   of   the  territory    oocupied  for 

supplying  the  needs  of  the  troops,  but  the  demand  for  the  necessary  proTisions^ 

&c^  shall  only  be  made  npon  cash  payment  or  deÜYery  of  official  receipts. 

Bloemfontein,  14th  October.  Steyn. 

Nr.  12207.  GROSSBRITAiranEN.  —  Proklamation  des  Ober- 
kommissars gegen  eine  Annexion  der  Sfldafrikan. 
Republik. 

28.  Oktober  1899.    (Received  9.10  p.m.,  October  28,  1899.) 
Nr.  12207.  Btfgius:  Whereas  it  has  been  reported  to  me  that  a  Proclamation  has 

britannian.  bcou  made  by  or  on  behalf  of  Government  of  South  Afiican  Republic  purpor- 
28.okt.i899.  ^iug  to  declare  as  part  of  the  territory  of  the  Republic  certain  portions  of 
that  part  of  this  Colony  situated  north  of  the  Orange  River  and  which  have 
been  invaded  by  the  forces  of  the  said  Government,  ||  And  whereas  it  is  neces- 
sary to  warn  all  Her  Majesty's  subjects,  especially  those  resident  in  the  afore- 
said  portions  of  this  Colony,  of  the  invalidity  of  such  Proclamation,  ||  Now, 
therefore,  in  virtue  of  the  authority  committed  to  me  as  Govemor  of  this 
Colony,  I  do  hereby  proclaim  and  make  known  that  any  such  Proclamation, 
if  made,  is  null  and  void  and  of  no  effect,  and  I  do  hereby  further  warn  and 
admonish  all  Her  Majesty's  subjects,  especially  those  resident  in  the  aforesaid 
portions  of  this  Colony,  that  they  do,  in  accordance  with  their  duty  and 
allegiance,  disregard  such  Proclamation,  as  being  of  no  force  and  effect  what- 
soever,  and  observe  their  obligations  to  Her  Majestj,  Her  Crown  and  Govern- 
ment, and  in  no  way  voluntarily  accept  or  recognize  Government  of  South 
African  Republic  in  any  part  of  this  Colony  which  may  have  been  proclaimed 
territory  of  that  Republic  ||  And  I  do  further  warn  that  any  one  failing,  in 
contravention  of  the  law,  to  obey  the  terms  of  this  Proclamation  will  render 
himself  liable  to  be  prosecuted  for  the  crime  of  high  treason.    Ends. 

Nr.    12208.     OBOSSBRITANHIEN.   —   Der  Oberkommissar  an  den 

Eolonialminister.    Keine  genauen  Nachrichten  Aber 

die  mitgeteilten  Proklamationen  und  Annexionen. 

Nr.  122(8.  (Received  8.15  p.m.,  October  28,  1889.) 

briu^Bi«!  (Telegram.)  ||  28  th  October.    No.  2.    My  telegram  of  to-day,  No.  1.  ||  It 

2H.okt.i899.is  impossible  accurately  to  find  out  what  has  happened  as  regards  the  alleged 
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annexation  by  the  GoyernmeDt  of  the  Soath  African  Repablic  or  Orange  Free  Nr.  12208. 
State  of  portions  of  the  Cape  Colony.    No   copies  of  any  Proclamation  by  ^jj^^^n, 
either  Government  to  that  effect  have  reached  me  here,  bot  news  Coming  from28*oi(t.i899. 
varions  parts  of  districts  west  and  north  of  Kimberley  clearly  8how(8)  that 
the  people   there   credit   the  annexation  theory.     It  seems,   however,  more 
probable    on   the  whole    that  it  is   the  Government   of   the  Soath  African 
Bepnblic  which  has  annexed  the  district  north  of  the  Yaal  River.    With  the 
consent  of  Ministers»  I  issaed  yesterday   the  Proclamation   contained  in  my 
previous  message  in  order  to  check,  mischief  which  this  widespread  report  is 
caosing.    A  similar  Proclamation  will  be   issaed    with  regard   to  annexation 
by  the  Orange  Free  State  as  soon  as  we  have  any  official  confirmation  of 
such  action. 


Nr.    12209.    OBOSSBBITAHHIEN.   —   Der  Oberkommissar  an  den 
Eolonialminister.     Übersendet    einen   Aafraf    zar 
Revolation  an  die  Kapholl&nder. 
Government  House,  Cape  Town,  October  9,  1899.    (November  1,  1899.) 
Sir,  II  Referring  to  my  telegram  of  30th  September,  No.  3,  I  have  the  Nr.  122W. 
honoar  to  enclose,  for  yoar  information,  a  copy  of  a  seditioas  circalar  by  Mr.  ,_?'®^: 

_     _     __.,,  »nUniiien. 

B.  J.  Viljoen.  9.0kt.i«9». 

A.  Milner, 
Governor  and  High  Gommissioner. 


Anlage. 
Appeal  to  Africanders. 

Compatriots  on  either  side  of  the  Orange  River,  at  this  significant  period 
in  onr  nation's  history,  I  come  to  yoa  as  an  old  Colonial  Afrikander,  and  ask 
yoa  to  consider  and  decide  what  yoa  propose  to  do  in  the  ancertain  and 
pregnant  future.  Yoa  will  have  seen  that  Great  Britain's  ancient  hatred  and 
avarice  have  driven  her  so  far  that,  if  we  are  able  to  believe  her,  oar  little 
Repablic  is  on  the  threshold  of  a  sangainary  and  anjnstifiable  war.  ||  Handreds 
of  argaments  are  advanced  by  England,  bat  who  amongst  as  does  not  know 
that  the  only  reason  that  would  inspire  England  to  war  wonld  be  the  fear 
that  II  British  Paramountcy  in  Soath  Africa  is  threatened  by  the  victory  of 
the  Afrikander  Bond  in  the  Cape  Colony;  and  that,  when  the  two  Boer  Repa* 
blies  are  once  bronght  ander  British  control,  the  Afrikander  element  in  the 
Cape  Colony  will  be  made  to  ulisappear.  ||  The  Franchise  is  mentioned  in 
England's  latest  despatches  as  the  point  of  dispate.  Bat  look  at  the  case  in 
its  trae  coloars,  and  the  qaestion  involantarily  occars  to  every  haman  being: 
What  right  has  England  to  make  demands  with  respect  to  a  pnrely  internal 
qaestion,  and  dare  England  declare  war  apon  it?     England  has  jast  as  mach 
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Nr.  12209.  right  to  do  this  as  I  have  to  take  or  claim  Sir  Alfred  Milner's  watcb.  Bat 
briunnieo  ^^story  has  demonstrated  to  the  fall  that  England  is  never  very  serioasly 
9.  Okt.  1899.  disposed  to  establish  a  real  casus  belli  for  any  war.  Remember  the  frivoloas 
Charge  upon  which  our  countrymen  were  ||  Murdered  at  Slachtersnek,  ||  In  the 
presence  of  their  wives  and  children  they  were  undeservedly  hanged  by  the 
necks;  and  even  when  Eternity  refosed  to  reeeive  their  innocent  soals,  and 
the  gallows  'broke,  the  snpplications  of  the  wives,  the  children,  and  the  rela- 
tives were  made  to  deaf  ears.  For  the  second  time  the  five  Boers  were 
drafted  to  the  gallows  in  t  most  cruel  manner.  In  what  an  nnjust  manner 
Natal  was  taken  from  onr  nation,  after  we  had  paid  for  it  with  so  mach 
blood  and  tears!  And  in  the  same  manner  the  diamond  fields,  which  were 
Stolen  from  the  Orange  Free  State  in  an  even  more  shameless  way.  The 
persecution  of  our  people  dates  from  before  1834,  and  look  how  God  snatched 
US,  as  if  by  rairacles,  from  the  claws  of  mighty  England  in  1881.  What 
happened  to  the  great  Rhodes  and  bis  800  freebooters  in  1896?  Although 
Providence  placed  them  quickly  in  our  hands,  it  did  not  occur  without  five 
innocent  Boers  being  sacrificed.  The  nineteenth  Century  is  almost  at  an  end, 
but  England's  persecution  ceases  not.  It  desires  ||  to  avenge  amaju  \\  ha  and  to 
destroy  the  Afrikander  nation.  England's  iron  yoke  is  getting  heavier  and 
more  insufferable.  We  have  conceded  and  surrendered,  bat,  alas,  we  have 
reached  the  utroost  limits,  and  if  we  have  to  abandon  more  of  our  rights  we 
are  surely  committing  national  suicide,  for  peace  without  honour  would  have 
an  irremediable,  if  not  demoralising,  efifect  upon  our  national  character.  If  we 
concede  the  five  years  demanded  by  England  without  the  guarantee  that  Eng- 
land will  not  again  interfere  in  our  internal  affairs,  and  will  not  attempt  to 
foist  II  a  non-existent  over-lordship  \\  upon  us — as  happened  with  the  Cape  Boy 
question,  the  Coolie  question,  the  Edgar  case,  and  in  many  other  connections — 
then,  alas,  the  sacrifice  is  committed,  and  we  wound  our  national  character 
in  such  a  manner  that  our  national  character  can  never  be  healed  or  restored 
as  long  as  the  world  goes  round.  ||  If  the  South  African  Republic  and  the 
Orange  Free  State  no  longer  exist  as  Afrikander  Republics,  the  lives  of  the 
Afrikanders  elsewhere  will  be  rendered  intolerable;  that  is  as  certain  as  the 
sun  shines  in  the  heavens.  ||  Owing  to  the  existence  of  the  two  independent 
Afrikander  Republics,  the  Afrikander  in  the  English  Colonies  is  still  recog- 
nised  and  tolerated.  But  if  the  Republics  fall  into  the  hands  of  England,  the 
Boers  of  the  Cape  Colony  and  Natal  ||  tciü  surely  he  disamted,  \\  and  one  humi- 
liation  will  foUow  quickly  upon  the  heels  of  the  other;  Hottentots  will  not 
alone  go  with  you  to  the  polling  booth  and  vote  with  you,  and  ride  first-class 
with  you,  but  they  will  sit  with  you,  if  not  over  you,  in  the  Parliament;  in 
Short,  the  ward  Afrikander  will  disappear  from  the  history  and  vocabulary  of 
South  Africa.  The  honourable  place  hitherto  taken  in  South  Africa's  history 
will  be  assumed  by  lords,  dukes,  colonels,  and  other  played-out  scoundrels, 
and  black  filth  ("uitgespeelde  Schurken  en  zwartgoed'*) ;  our  posterity  will  be  j. 
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gcvemed  and  oppressed  11  by  menials,  and  our  children,  like  the  Irish  will  onlv  t^'-  ^2-^- 

Qrofc- 

dare  notify  their  origin  in  fear  and  trembling.  ||  Wherefore,  men  of  our  race  j^riumüen. 
that  live  under  the  British  flag,  know  and  understand  füll  well  tbat  the*-^'^*-'®^- 
destrnction  of  the  Boer  Republics  means  the  destruetion  of  the  Afrikander 
nation;  if  the  Republics  go  under,  the  Afrikander  will  merely  be  referred  to 
as  a  nation  that  once  existed.  Know  that,  in  that  event,  England's  iron  yoke 
will  press  upon  and  plague  you  tili  the  last  day.  Wherefore,  I  ask:  Will  you 
allow  England  to  employ  your  Colony,  your  money,  your  cattle,  yea,  even 
yourselves,  to  destroy  your  brothers  and  compatriots?  ||  the  ttvo  Afrikander 
JRepuUics  II  hare  been  driven  by  Great  Britain ,  like  the  old  people  of  Israel, 
to  the  Red  Siea,  and  our  liberation  and  redemption  lies  in  the  band  of  God. 
We  trnst  in  God.  He  extricated  oor  fathers  from  many  serious  dangers,  and 
can,  and  will,  probably,  do  so  again.  But,  Afrikanders,  to  your  own  selres 
be  true;  be  true  to  your  people;  and  we  can  safely  leare  the  issue  in  God's 
hands.  B.  J.  Viljoen. 


Nr-  12210  GEOSSBBITAIWIEN.  —  Der  Gouverneur  von  Natal 
an  den  Kolonialminister.  Annexion  durch  den 
Granje-Freistaat. 

(Received  9.25  p.m.,  November  4,  1899.) 
(Telegram.)  ||  4th  November.    No.  1.    9.16  a.m,  Boers  having  issued  Pro-  Nr.  12210. 
clamation  annexing  Upper  Tugela  district  of  Natal  to  Orange  Fre^  State,  I  |^,fJ^n,'eo. 
have  issued  counter-Proclamation  similar  to  that  issued  by  High  Commissioner4.NoT.  isw. 
in  case  of  Bechuanaland. 


Nr.  12211.  GROSSBEITANNIEN.  —  Der  Oberkommissar  an  den 
Kolonialministcr.  Übersendet  eine  Korrespondenz 
der  Kapminister  mit  dem  Oranje-Freistaat  über 
event.  Neutralität  der  Kapkolonie. 

Government  House,  Cape  Town,  October  17,  1899. 
(Received  November  6,  1899.) 

Sir,  II  1  have  the  honour  to  transmit  to  you,  for  your  information,  a  copy  Nr.  12211. 
of  a  Minute  from  my  Ministers,  enclosing  a  copy  of  correspondence  between  i^^j^lnn^cn. 
the  Prime  Minister  and  the  President  of  the  Orange  Free  State,  with  respectn.okt.isey. 
to  the  non-violation  of  the  territory  of  the  Cape  Colony  by  the  forces  of  that 
State   or   the  South  African  Republic.  ||  I  should  explain  tiiat  Mr.  Schreiner 
spoke   to   me   before   initiating   this   correspondence,   as    he   did  not  feel  at 
liberty  to  coramunicate  with  President  Steyn  on  the  subject  without  previous 
reference  to  me.     Having  regard  to  all  the  circumstanccs,  I  did  not  attempt 
to  dissuade  him  from  a  step  wliich  he  was  desirous  of  taking.  ||  As  a  matter 
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Wr.  12211.  of  fact,  the  northern  part  of  the  Colony  was  invaded  by  a  Boer  force  within 
wunD^eiu  *  ^^^  hours  of  Mr.  Schreiner's  last  inessage. 
i7.okt.i8w.  I  have,  Ac., 

A.  Milner, 
Governor  aod  High  Gommissioiier. 


Anlagen. 
Ministers  to  Governor. 

Prime  Minister's  Office,  Cape  Town,  October  12,  1899. 
(Minute.)  ||  Ministers  have  the  honour  to  transmit,  for  the  Information  of 
His  Excellencj  the  Governor  and  High  Gommissionery  a  copy  of  a  telegraphic 
correspondence»  which  has  taken  place  between  the  Prime  Minister  and  His 
Honour  the  State  President  of  the  Orange  Free  State,  on  the  subject  of  the 
non-violation,  of  the  territory  of  this  Colony  by  the  Govemments  of  that 
State  and  of  the  South  African  Republic.  W.  P.  Schreiner. 

Prime  Minister  to  His  Honour  the  State  President,  Bloemfontein. 
Telegram.  ||  Urgent.  Special  despatch.  llth  October.  The  intense  strain 
of  the  Position  today  causes  me  to  remind  Your  Honour  that  I  am  confident 
that  the  territory  of  this  Colony  will  not  be  invaded  from  your  State,  and  to 
beg  Tour  Honour  to  press  the  same  abstinence  upon  His  Honour  the  Pre^ 
sident  of  the  South  African  Republic.  The  forces  on  our  border  are  not  more 
considerable  that  defence  purposes  reqnire. 

State  President,  Bloemfontein,  to  Prime  Minister,  Cape  Town. 
Telegram,  ||  1  Ith  October.  Very  urgent  Your  wire  to-day.  Assurance  could 
be  given  that  Cape  Colonial  territory  will  not  be  invaded  if  you  could  gire  this 
Government  a  guarantee  that  this  State  will  not  be  invaded  from  the  territory  of 
the  Cape  Colony  and  also  that  no  troops  will  be  allowed  to  go  through  the 
Cape  Colony  or  moved  from  within  the  said  territory  towards  the  border  of 
this  State  or  that  of  the  South  African  Republic.  I  have  wired  your  telegram 
to  South  African  Republic,  and  if  you  could  give  me  the  guarantee  as  above 
I  will  use  roy  influence  to  get  a  similar  assurance  from  the  South  African 
Republic.  ||  Kindly  reply  without  delay. 

Prime  Minister  to  His  Honour  the  State  President,  Bloemfontein. 
Telegram.  ||  llth  October,  1899.  Very  urgent  Your  telegram  to-day 
in  reply  to  mine,  just  received.  It  is,  of  course,  not  possible  that  I  shonld 
give  the  assurance  desired  by  Your  Honoar,  as  I  have  no  control  whatever 
with  regard  to  the  disposition  of  Imperial  troops  or  their  movements,  my 
object  being  to  urge  upon  Your  Honour  and  the  State  President  of  the  South 
African  Republic  the  vital  importance  from  every  point  of  view  of  respecting 
the  territory  of  this  Colony  even  in  the  lamentable  event  of  war.    So  long  at 
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any  rate,  as  the  Imperial  forces  on  the  borders  of  this  Colony  do  not  amount  ^'-  ^^^*- 
to  more  than  defensive  purposes  may,  from  a  military  point  of  view,  require,  briunnien. 
it  is  my  duty,  althongh  I  cannot  control  the  Imperial  policy,  to  seek  safeguards^^-^^^-^^®^- 
for  this  Colony  against  attack,  and  I  shall  still  confide  in  the  hope  that  such 
attack  will  not  be  made  opon  as. 


Nr.    12212.     GROSSBBITAiranEN.     —    Proklamation    des    Ober- 
kommissars in  Kapstadt,  anl&fslich  des  Krieges. 

October  16,  1899. 
Governor  to  Ministers. 
Minnte.  ||  The  Governor  and  High  Commissioner  begs  to  call  the  attentions  Nr.  12212. 
of  Ministers  to  the  grave  Situation  resulting  from  the  Invasion  of  the  Colony  b^iulnien. 
in  several  places  by  the  forces  of  the  South  Af rican  Republic  and  the  Orange  10.  okt.i899. 
Free  State,  and  from  the  danger  of  similar  incursions  in  other  quarters.  ||  In 
view  of  this  State  of  circumstances  the  thime  has  arrived  when  it  is,  in  his 
opinion,  necessary  to  call  out  any  local  forces  available  for  the  defence  of  the 
Colony.    In  the  Cape  Peninsula  the  Imperial  garrison  has  been  reduced  by  the 
necessity   of  sending  troops  to  the  front,   and  the  local  volunteers  are  the 
proper   body   to  supply  their  places  during  their  temporary  absence.    In  the 
Eastern  Districts  also  the  Imperial  garrison  has  been  moved  forward  towards 
the  frontier,  bat  Volunteer  Corps  of  appreciable  strength  are  available  at  East 
London,  Port  Elizabeth,  Grahamstown,  Queenstown,  and  Catcart.     Although 
no  immediate   danger  is  feared  in  that  direction,  it  is  necessary  that  these 
districts   should   be  guarded  against  any  possible  raid  from  the  North,  and 
that  for  this  parpose  the  Volunteers  should  be  called  out  on  active  service. '! 
In  view  of  the  urgency  of  the  case,  a  Proclamation,  under  Section  85  of  the 
Colonial  Forces  Act,   1892,  should   issue   immediately.  ||  The  Governor  has 
reason   to   believe  that  Ministers  share  his  view  that  the  Volunteers,   when 
called  out,   should   be  placed  under  the  Orders  of  the  General  Officer  Com- 
manding.  A.  Milner, 

Governor  and  High  Commissioner. 

I  do  hereby  proclaim  and  make  known  that  in  accordauce  with  the  terms 
of  Section  189  of  the  Army  Act,  Her  Migesty's  troops  in  this  Colony  are 
now  on  active  service,  and  that  all  the  provisions  of  the  said  Act  relative  to 
active  service  are  in  fuU  force,  and  that  all  persons  who  by  virtue  of  that 
Act  are  subject  to  Military  Law  when  Her  Majest/s  troops  are  on  active 
Service,  are  now  subject  to  Military  Law.  A.  Milner, 

Governor  and  Commander-in-Chief. 

Proclamation  by  His  Excellency  Sir  Alfired  Milner,  Knight  Grand  Cross 
of  the  Most  Distinguished  Order  of  Saint  Michael  and  Saint  George,  Knight 
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Nr.  12212.  Commander  of  the  Most  Honourable  Order  of  the  Bath,  Governor  and  Com- 
trftH^ien.  Diander-in-Chief  of  Her  Majesty's  Colony  of  the  Cape  of  Good  Hope  in  Soath 
i6.okt.i899.Africa,   and  of  the  Territories  and  Dependencieö  thereof,   and  Her  Majesty's 
High  Commissioner,  &c.,  <fec.,  &c. 

Whereas  hostilities  have  commenced  between  Her  Majest/s  Government 
and  the  Government  of  the  Sonth  African  Republic,  and  also  between  Her 
Majesty's  Government  and  the  Government  of  the  Orange  Free  State;  and 
whereas  the  ibrces  of  the  enemy  have  invaded  this  Colony;  and  whereas  it  is 
therefore  uecessary  that  the  Yolunteer  Corps  hereinafter  menti'oned  shoald  be 
called  out  for  active  service  for  the  defence  of  the  several  districts  of  this 
Colony  in  which  they  are  enroUed  and  shoald  be  placed  ander  the  command 
of  the  General  Officer  commanding  Her  Majesty's  forces  in  this  Colony  from 
the  date  of  these  presents  until  further  notice:  ||  Now,  therefore,  ander  and  bj 
virtae  of  the  authority  in  me  vested  by  **The  Colonial  Forces  Act,  1892",  I 
do  hereby  declare  that  the  following  Volanteer  Corp»,  viz : —  ||  The  Cape  Gar- 
rison  Artillery,  ||  The  Prince  Alfred's  Own  Cape  Artillery,  ||  The  Dake  of  Edia- 
burgh's  Own  Volanteer  Rifles,  ||  The  Cape  Town  Highlanders,  ||  The  •'B''  Com- 
pany Cape  Medical  Staff  Corps,  ||  The  Prince  Alfred's  Volanteer  Gaard  (Port 
Elizabeth),  ||  The  First  City  (Grahamstown)  Volanteers,  ||  The  Queenstown  Rifle 
Volunteers,  ||  The  Kaflfrarian  Rifles  (East  London),  ||  The  Frontier  Moanted 
Rifles  (Cathcart),  ||  shall  be  and  are  hereby  called  ont  for  active  service  as 
aforesaid  and  placed  ander  the  Command  of  the  General  Offleer  Commanding 
Her  Majesty's  Forces  in  this  Colony. 

God  save  the  Queen! 

Given  ander  my  band  and  the  Pnblic  Seal  of  the  Colony  of  the  Cape  of  Good 
Hope,  this  16th  day  of  October,  1899.  A.  Milner,  Governor. 

By  Command  of  His  Excellency  the  Governor  in  Coancil, 
W.  P.  Schreiner, 

Proclamation  by  His  Excellency  Sir  Alfred  Milner,  Knight  Grand  Gross 
of  the  Most  Distingaished  Order  of  Saint  Michael  and  Saint  George,  Knight 
Commander  of  the  Most  Honourable  Order  of  the  Bath,  Governor  and  Com- 
mandcr-in-Chief  of  Her  Majesty's  Colony  of  the  Cape  of  Goo4  Hope  in  Soath 
Africa,  and  of  the  Territories  and  Dependencies  thereof^  and  Her  Majesty's 
High  Commissioner,  &c.,  <fec.,  <fec. 

Whereas  hostilities  have  commenced  between  Her  Majesty's  Government 
and  the  Government  of  the  South  African  Republic,  and  also  between  Her 
Majesty's  Government  and  the  Government  of  the  Orange  Free  State;  and 
whereas  the  forces  of  the  enemy  have  invaded  this  Colony;  and  whereas  it  is 
therefore  expedient  in  certain  districts  of  this  Colony  that  measares  shoald  be 
taken  for  the  more  speedy  trial  and  punishment  of  all  persons  glving  Informa- 
tion, succour,  coantenance  or  support  to  the  said  enemy:  ||  Now,  therefore,  by 
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Virtue  of  the  authority  vesked  in  me,  I  do  hereby  proclaim  and  direct  that  Nr.  12212. 
£rom  and  after  the  Promulgation  of  these  presents  britl^nien. 

Martial  Law  w.okt.i899. 

shall  prevail  and  be  in  force  throughopt  the  Districts  of  Mafeking,  Vryburg, 
Taung,  Barkly  West,  Kimberlqy  and  Herbert 

God  save  the  Qaeeii! 
Given  ander  my  band  and  the  Public  Seal  of  the  Colony  of  the  Cape  of  Good 
Hope,  this  16th  day  of  October,  1899.  A.  Milner,  Governor. 

By  Gommand  of  His  EJxcellency  the  Governor  in  Council, 
W.  P.  Schreiner. 

Notice. 
Notice  is  hereby  given  that  in  accordance  with  the  terms  of  Section  189 
of  the  Army  Act,  1881,  44  and  45  Victoria,  Ch.  58,  Her  Majesty's  troops  in 
this  Colony  are  now  on  aotive  jserviee,  and  that  all  the  provisions  of  the  said 
Act  relative  to  active  service  are  in  fall  force,  and  that  persons  who,  by 
virtae  of  that  Act,  are  sobject  to  Military  Law  when  Her  Majesty's  troops 
are  on  active  service,  are  now  sobject  to  Military  Law. 

A.  Milner. 
Governor  and  Commander-in- Chief. 


Nr.  12213.  OEANJE-FBEISTAAT.  —  Proklamation  des  Präsi- 
denten an  die  Barghers. 
An  occasion  whioh  we  would  gladly  have  avoided,  a  time  when  we  as  a  Nr.  12213. 
people  are  compelled  to  defend  ourselves,  with  weapons,  against  injustice  and  ^"!^^ 
a  disgracefol  use  of  force,  has  at  length  arrived,  when  onr  sister  Bepablic  onii.okt.i890. 
the  North  of  the  Yaal  River  is  about  to  be  attacked  by  an  nnscrupaloos 
enemy,  who  has  for  several  years  already  prepared  himself,  and  has  looked 
for  a  pretext  for  the  violence  of  which  he  now  makes  himself  gnilty,  the 
parpose  whereof  is  to  annihilate  the  Africander  people.  We  are  not  only 
bound  to  our  sister  Republic  by  the  ties  of  blood,  by  partaking  of  mutual 
interests,  bot  also  by  the  formal  treaty  (necessitated  by  circumstances),  entered 
into  with  the  object  of  assistiug  her,  if  the  Transvaal  should  be  unrighteously 
attacked,  a  circamstance  which  we,  for  a  long  time  past,  had  reason  to  expect 
would  occur.  We  cannot,  therefore,  possibly  see  injustice  done  to  her  and 
see  our  own  dearly-bought  freedom  placed  in  jeopardy,  bat  we  are  called 
upon  as  men  to  resist  this.  Trusting  in  the  Almigbty,  in  füll  confidence  that 
He  will  never  permit  unrighteousness  and  injustice  to  triumph,  and  trusting  to 
our  just  right  in  the  eyes  of  Hirn  and  the  whole  world,  we  thus  resist  the 
powerful  enemy,  with  whom  we  have  always  been  desiroos  of  continaing  to 
live  righteonsly  and  in  friendship,  in  order  to  combat  wrong  and  ii^usttce 
done  to  as  by  bis  instromentality  in  the  past    We  decli^e  solemnly,  and  as 
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Nr.  12218.  if  in  the  preseace  of  the  Almightj,  that  we  are  compelled  to  take  this 
Fre'irtttt.  course  through  the  in  justice  done  to  Oür  kith  and  kin,  being  well  aware 
11. Okt.  1899.  that  when  their  independence  ceases  oor  own  existence  as  an  independent 
natiou  will  be  meaningless,  and  that  their  fate,  if  thej  have  to  bow  beneath 
an  overwhelming  Power,  will  also  overtake  os  at  no  distant  date.  Solemn  obli- 
gations  ha?e  not  protected  oar  sister  Repnblic  against  annexation,  against  con- 
spiracy,  against  laying  claim  to  a  Sozerainty  that  is  non-existent,  against  con- 
tinaal  oppression  and  interference,  and  now  against  a  fresh  attack  wbich  has 
no  other  object  than  her  destmction.  Oar  own  unfortonate  experiences  in  the 
past  ha?e  made  it  also  snfficiently  clear  to  as  that  one  can  place  no  reliance 
on  the  most  solemn  promises  and  obligations  of  Oreat  Britain  when  she  has 
an  Administration  at  the  heim  which  is  prepared  to  tread  ander  foot  treaties, 
ant  to  find  hypocritical  pretexts  for  every  breach  of  goöd  faith  committed  by 
her.  As  the  anrighteoas  and  anlawfal  British  Intervention,  when  he  had  eon- 
quered  a  barbarian  black  race  on  oar  eastern  borders,  also  the  Tiolent 
assamption  of  sovereignty  over  a  portion  of  oor  territory  where  the  diseovery 
of  diamonds  had  aroased  the  desire  for  gain  (althoagh  in  conflict  with  existing 
treaties).  The  desire  and  Intention  to  trample  ander  foot  oar  rights  as  an 
independent  and  sovereign  people,  in  defiance  of  a  solemn  Convention  existing 
between  the  State  and  Great  Britain  have  been  more  than  once,  and  recently, 
again  shown  by  the  Administration  at  present  governing  in  England  by  giving 
expression  in  pnblic  docaments  to  an  anfoanded  claim  to  paramoantcy  for  the 
whole  of  South  Africa,  and  thus  also  over  this  State.  With  reference  also  to 
the  South  African  Republic,  Great  Britain  has  until  the  present  day  refased 
to  agree  that  she  shall  recover  her  original  position  with  reference  to  foreign 
relations,  a  position  which  she  had  never  forfeited  by  any  fault  on  her  part 
The  original  Intention  of  the  Conventions  to  which  that  Bepublic  had  agreed 
under  pressure  of  circumstances  has  been  twisted  and  continually  nsed  by  the 
British  Administration  as  a  means  of  exercising  tyranny  and  wrong,  and 
further  as  a  means  of  support  of  a  violent  Propaganda  in  favour  of  Great 
Britain  within  that  Republic  And  while  for  injustice  done  to  her  on  the 
part  of  the  British  Government  no  restitution,  such  as  is  demanded  by  justice, 
is  offered,  and  while  no  gratitude  is  shown  for  the  indulgence  granted  at  the 
request  of  this  Government  to  British  subjects,  who,  according,  to  the  laws  of 
this  Republic  had  forfeited  their  lives  and  property,  no  feeling  of  shame  has 
restrained  her,  after  gold  mines  of  inestimable  wealth  were  discovered  in  the 
country,  from  making  Claims  against  that  Republic,  the  consequences  whereof, 
if  they  had  been  acceded  to,  would  have  been  that  those,  through  the  exertions 
of  whom,  or  whose  forefathers,  the  country  was  freed  from  barbarism,  and 
who  had  given  it  civilisation  with  their  blood  and  tears,  would  have  been 
deprived  of  that  measure  of  control  over  the  interest  of  the  country  to  whicb 
they  were  in  justice,  according  to  divine  and  human  laws,  entitled,  and  that 
the  balance  of  power  would  be  placed  in  the  hands  of  one  who,  a  stranger 
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by  birth,  enjoyed  the  privilege  of  depriying  the  conntry  of  its  principal  trea-  ^^^J^»- 
snre,  while  he  never  showed  any  loyalty  bat  loyalty  to  a  foreign  Government,  preigtwt. 
Besides  that,  the  necessary  result  of  compliance  with  those  Claims  would  beu.okt.isw. 
that  the  independence  of  the  country  as  a  self-governing,  independent  sovereign 
people  would  be  irrevocably  lost.  For  many  years  past  British  troops  have 
been  placed  in  great  numbers  on  the  borders  of  our  sister  Repnblic  in  order 
to  compel  it  by  terrorism  to  comply  with  Claims  which  should  be  made  on 
the  same,  and  to  excite  a  treasonable  rising,  and  the  crafty  plans  of  those 
whose  love  of  gold  is  the  motive  power  of  their  shamefol  undertakings.  These 
plans  ha?e  now  reached  their  zenith  in  the  public  yiolations  to  which  the 
present  British  Government  bas  now  proceeded.  While  we  candidly  acknow- 
ledge  the  honourable  character  of  thousands  of  Englishmen  who  abhor  such 
deeds  of  robbery  and  wrong,  we  cannot  do  otherwise  than  execrate  the 
shameless  breach  of  treaties,  the  hypocritical  pretexts  for  contraventions  of 
law,  the  violations  of  international  law  and  justice,  and  the  numerous  wrongful 
deeds  of  the  British  statesmen  who  now  threaten  the  South  African  Republic 
with  war.  On  their  heads  be  the  liability  for  bloodshed,  and  may  a  righteous 
Providence  bring  retribution  on  such  as  deserve  it.  ||  Burghers  of  the  Orange 
Free  State,  stand  up  as  one  man  against  the  oppressor  and  the  violator 
of  right 

In  carrying  on  the  confiict  wich  we  are  now  compelled  to  undertake,  let 
the  deeds  of  none  of  you  be  such  as  to  disgrace  a  Christian  and  a  burgher 
and  the  Free  State.  Let  us  look  forward  with  confidence  to  a  successful  issue 
of  the  struggle,  trusting  to  that  Higher  Power  without  Whose  assistance 
human  weapons  avail  nothing.  To  the  God  of  our  fathers  we  humbly  com- 
mend  the  justice  of  our  cause.  May  He  defend  the  right  and  may  He  bless 
our  weapons!  Under  His  banner  we  proceed  to  battle  for  freedom  and  for 
fatherland. 

This  given  under  my  band  and  the  Great  Seal  of  the  Free  State,  this 
llth  day  of  Octobcr,  1899.  M.  T.  Steyn,  State  President. 


Nr.    12214.     GROSSBEITAiraiElf.    —     Proklamation   des   Gouver- 
neurs von  Natal. 

16.  Oktober  1899. 

Nr    12214 

Proclamation  by  His  Excellency  the  Honourable  Sir  Walter  Francis  Hely-     oroc.  * 
Hutchinson,   Knight  Grand  Gross   of  the  Most  Distinguished  Order   of  Saint  briunnion. 

,      15.  Okt.1899. 

Michael  and  Saint  George,  Governor  and  Commander-in-Chief  in  and  over  the 
Colony  of  Natal,  Vice-Admiral  of  the  same,  and  Supreme  Chief  over  the  Native 
Population. 

Whereas  the  Colony  of  Natal  has  been  invaded  by  the  armed  forces  of 
the  South  African  Republic,  and  of  the  Orange  Free  State,  which  have  made 
war  against  Her  Majesty,  to  the  injury  of  Her  Majesty's  subjects  in  Natal:  || 
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Mr.  12214.  And  whereas  there  is  reason  to  believe  that  divers  persons  in  this  Golonj 
britlnnien.  ^*^®  jolned  thc  forccs  of  thc  South  African  Republic,  and  the  Orange  Free 
.15. okt.189«.  State,  or  have  aided  them  or  given  Information  to  them,  and  otherwise  bare 
adhered  to  Her  Majesty's  enemies  and  rebelled  against  Her  Majesty,  and  have 
sooght  to  stir  up  rebelUon  and  disaffoction  against  Her  Migesty:  ||  And  whereas 
it  is  necessarj  to  take  prompt  measnres  for  the  preservation  of  good  order 
and  for  the  suppression  of  rebellion  and  for  the  protection  of  Her  Migestj's 
subjects  in  this  Colony,  aud  partioalarlj  in  the  Magisterial  Divisions  of  New- 
Castle,  Dundee,  Klip  River,  Umsinga,  and  Upper  Togela:  ||  Now,  therefore,  I 
do  hereby  proclaim  and  make  known  that  the  Magisterial  Divisions  of  New* 
Castle,  ]>un4ee,  Klip  River,  Umsinga,  and  Upper  Tugela  are  placed  and  shall 
be  nnder  Material  Law  until  this  Proclamation  be  revoked. 

God  save  the  Queen! 
Given  nnder  my  band  and  the  Public  Seal  of  the  Colonj,  at  Government 
House,  Pietermaritzburg,  Natal,  this  Fifteenth  day  of  October,  One  Thousand 
Eight  Hundred  and  Ninety-nine,  Charles  J.  Smitbe, 

Colonial  Secretary. 

Nr.    12215.     GROSSBRITANNIEBr.  —  Erlasse  des  Gouverneurs  von 
Natal  über  Ausdehnung  des  Kriegsrechts. 

12./13.  Oktober  1899. 

Nr.  12215.  Pursuant  to  Section  189  of  the  Army  Act,  1881,  Clause  2,  I  do  hereby 

^/^^     declare  tliat  by  reason  of  the  imminence  of  active  Service  it  is  necessary  for 

12./13.  Okt.  the  public  service  that  the  forces  in  the  Colony  of  Natal  should  be  tempora- 

i^Jw.      j,.j^  subject  to  the  Army  Act,  1881,  as  if  they  were  on  active  service,  up  to 

and  including  the  11  th  day  of  January,  1900. 

Walther  Hely-Hutchinson,  Governor. 
Government  House,  Natal, 
12th  October,  1899. 

Notice  is  hereby  given  that  I  have,  in  terms  of  Section  20  of  the  Vo- 
lunteer  Act,  1895,  placed  the  Volunteer  Force  of  the  Colony  of  Natal  under 
the  command  of  the  General  Officer  Commanding  Her  Majesty's  Forces  in 
Natal,  and  that,  so  far  as  the  said  Act  has  not  provided  for  the  govemment 
and  discipline  of  such  Force,  the  Army  Act,  1881,  and  any  other  Act  for  the 
time  being  amending  the  same,  shall  apply  to  the  said  Volunteer  Force,  but 
subject  nevertheless  to  such  exceptions  and  modifications,  not  being  incon- 
sistent  with  the  provisions  of  the  said  Volunteer  Act  of  the  Colony  of  Natal, 
as  may  specified  in  the  General  Orders  of  the  General  Officer  Commanding 
Her  Majesty's  Forces  within  the  Colony  of  Natal. 

Walter  Hely-Hutchinson,  Governor. 

Government  House,  Natal, 
13th  October,  1899. 
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Nr,    12216.     GEOSSBBITAinsnEir.  —  Proklamation   des   Gouver- 
neurs von  Natal.    Ausdehnung  des  Eriegsrechts. 

Proclamation. 

Bj  Eis  Excellency  the  Honourable   Sir  Walter  Francis  Hely-Hutchinson,  »'•  1221«. 
Enight  Grand   Gross  of  the  Most  Distinguished  Order  of  Saint  Michael  and  briulnien. 
Saint  George,  Governor  and  Commander-in-Chief  in  and   over  the  Colony  of280kt.i899. 
Natal,  Yioe-Admiral  of  the  same,  and  Supreme  Chief  over  the  Native  Popu- 
lation. 

Whereas  by  mj  Proclamation,  dated   the  15  th  daj  of  October,  1899,  I 
made  known  that  the  Colony  of  Natal  had  been  invaded  bj  the  armed  forces 
of  the  South  AMcan  Republic  and   the   Orange  Free  State,   and  that  there 
was  reason  to  believe  that  divers  persons  within  this  Colonj  had  joined  the 
forces  of  the  South  African  Republic  and  Orange  Free  Staate,  or  had  aided 
them,  or  given  information  to  them,  and  otherwise  had  adhered  to  Her  Ma- 
jest/s  enemies,  and  had  rebelled  against  Her  Majesty  and  had  sought  to  stir 
up  rebellion  and  disaffection  against  Her  Majestj,  and  that  it  was  necessary 
to  take  prompt  measures  for  the  preservation   of  good   order,   and  for  the 
suppression  of  rebellion,  and  for  the   protection  of  Her  Majest/s  subjects  in 
this  Colony,  and  particularly  in  the  Magisterial  Divisions  of  Newcastle,  Dun- 
dee,  Klip  River,  Umsinga,  and  Upper  Tugela,  and  did  proclaim  that  the  said 
Magisterial  Divisions  were  placed,  and  should  be  nnder  Martial  Law  tili  (such 
time  as)  the  said   Proclamation   should   be   revoked:  ||  And   whereas  by  my 
further  Proclamation,  dated  the  said  16  th  day  of  October,  189^,  I  did  exhort 
all  persons  whomsoever  to  observe  their  duty  and  loyalty  towards  Her  Majesty 
the  Queen  and  Her  Government;  and  to  abstain  from  all  treasonable  or  sedi- 
tious  acts  or  words,  and  from  disturbing  in  any  manner  the  peace  and  good 
Order  of  this  Colony,  or  any  part  thereof,  and  warned  all  Her  Majesty's  sub- 
jects not  to  enlist  or  engage  themselves  in  the  military  service  of  either  of 
the  said  Republics  in  the  prosecution  of  hosiilities,  and  not  to  carry  or  any 
trade  with  or  to  supply  any  goods,  wares,  or  merchandize  to  either  of  the 
said  Republics  or  any  subject  thereof  in  the  said  Republics:  ||  And  whereas  I 
have  reason  to  believe  that  persons  resident  in  other  parts  of  the  Colony,  as 
well  as  persons  resident  in  the  said  Magisterial  Divisions,  have  failed  to  ob- 
serve their  duty  and  loyalty  to  Her  Majesty  the  Queen,  and  have  been  guilty 
of  treasonable  and  seditious  acts    and  words,  and  have  disturbed  the  peace 
and   good  order  of  the  Colony,  and  supplied  information   to   Her  Majesty's 
enemies,  and  have  otherwise  aided  and  abetted  them,  and  have  endeavoured 
to  intimidate   certain   of  Her  Majesty's  subjects,  and  to  restrain  them  from 
the   Performance   of  their  duty   to   Her    Majesty,   and  have  carried  on,   or 
attempted  to  carry  on,  business  or  correspondence  with  the  said  Republics  or 
the  subjects  thereof:  |j  And  whereas  I  have  been  advised  and  am  of  opinion 
that,  for  the  preservation  of  good  order  and  for  the  protection  of  Her  Ma- 
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St.  12218.  jesty's  interests  and  the  iDterests  of  Her  Majesty's  loyal  and  faithfal  subjects 
brUaanian.  *°  Natal,  it  is  necessary  that  the  whole  Colony,  including  the  Province  of 
23.Okt.i890.  Znlnland,  shonld  be  placed  ander  Martial  Law:  ||  Now,  therefore,  by  vlrtne  of 
the  powers  vested  in  me  as  Governor  and  Commander-in-Chief  in  and  over 
the  Colony  of  Natal,  I  do  hereby  proclaim  and  make  known  that  the  Colony 
of  Natal,  inclnding  the  Province  of  Znlnland,  is  placed  and  shall  be  ander 
Martial  Law  from  tho  date  hereof  until  this  Proclamation  shall  be  revoked 
or  amended.  ||  Provided,  however,  that  all  cases  and  legal  proceedings,  ciyil, 
criminaly  and  mixed,  pending  at  the  date  hereof  in  the  Snpreme  Conrt,  Natiye 
High  Coort,  Magistrates'  Conrts,  or  the  Conrts  of  this  Colony  oatside  of  the 
Magisterial  Divisions  of  Newcastle,  Dundee,  Klip  River,  Umsinga,  and  Upper 
Tugela,  may  be  proceeded  with  and  prosecuted  to  sentence,  judgment,  and 
execntion  in  ordinary  conrse,  anless  the  respective  Conrts  shall  otherwise 
Order,  and  in  the  event  of  failare  or  inability  of  the  said  Conrts  to  exercise 
jarisdiction,  then  the  said  proceedings  shall  be  snspended  tili  this  Proclama- 
tion shall  be  revoked,  withdrawn,  or  amended  by  me. 

God  Save  the  Qneen. 
Given  ander  my  band  and  the  Public  Seal  of  the  Colony,  at  Government 
Honse,  Pietermaritzbarg,  Natal,  this  Twenty-third  day  of  October,  One  Thon- 
sand  Eight  Handred  and  Ninety-nine. 

C.  J,  Smythe,  Colonial  Secretary. 


Nr.    12217.    8ÜDAFEIKAN.  EEPUBLIK.     —    Proklamation   des 
Staatssekretärs  an  die  Freistaatbaren. 

Mitte  Oktober  1899. 
w   ,oo,^  P-  J«  Blignant,  Esq.,  Government  Secretary,  Bloemfontein,  Orange  Free 

Nr.  1x217. 

Sftdafrikan.  Strato,  Honoured  Friend,  Free  Staters,  and  Brother  Afrikanders, — The  cata- 
^Xttf    Strophe  with  which  we   have  so  long  been  threatened   has  at  last  overtaken 

oktoi»eri899.  US,  and  our  coantry  is  to  be  bathed  in  blood.  And  why  ?  Let  the  mnrderera, 
the  peace  and  treaty-breakers,  who  are  attacking  as,  answer  the  qnestion.  |] 
With  their  nsaal  anblushing  effrontery  they  will  now  declare  that  not  they, 
bat  we,  are  the  aggressors.  We  the  aggressors?  Who  is  it  that  has 
answered  all  onr  attempts  for  a  peacefal  settlement  with  contempt  and  even 
threats?  ||  Who  is  it  that  for  months  past  has  been  mobilising  troops  on  oar 
bprder,  from  all  parts  of  the  world,  to  enforce  their  (friendly)  advice?  ||  Who 
is  it  that  has  for  years  past  accased  as  of  being  oppressörs  and  tyrants?|| 
Who  is  it  that,  while  hypocritically  declaring  tliat  they  did  not  wish  to  impair 
oar  independence,  yet  continnally  attempted  to  interfere  in  the  internal  affairs 
of  oar  coantry?  That  also  entrapped  ns,  and  even  their  own  representative, 
in  a  mean  and  despicable  manner  in  making  certain  proposals  which  they 
wonld  be  willing  "to  consider  on  their  merits"  even  while  they  were  ready  as 
soon  as  these  proposals  (made  nndeniably  at  their  own  snggestion)  were  for- 
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mulated—to  reject  them  as  an  insult  to  the  British  nation,  put  forward  witb  Nr.  12217. 
the  object  of  making  mischief  ?  ||  Who  is  it  that,  under  the  pretext  of  obtai-  ^2^^"' 
ning  the  redress  of  the  sapposed  Uitlander  grievances,  have  ranged  themselves  mhu 
with  the  capitalists  and  rebels  with  the  object  of  possessing  themselves  of^^^^®^ 
Nabotb's  vineyard?  ||  Who  is  it  that  ha?e  snpported  and  aided  that  traitorons 
and  rebellions  Organisation,  so-called  the  ''League/'  notwithstanding  the  war- 
nings  of  their  own  Acting  High  Commissioner,  Sir  William  Butler,  an  honou- 
rable,  famous,  and  highlj  respected  General,  and  of  Mr.  Schreiner,  the  Premier 
of  the  only  South  African  Colony  of  any  standing?  ||  Who  is  it  that  openly 
accepted  a  false  petition,  filled  with  thousands  of  forged  signatures  and  others 
obtained  by  fraud,  without  even  attempting  to  prove  any  of  those  signatures?  || 
Who  is  it  that  not  only  left  the  instigators  of  the  shameful  Jameson  Raid 
practically  unpunished,  but  even  condoned  the  Raid  and  allowed  the  pnme 
movers,  with  the  aid  of  Her  Majesty's  High  Gommissioner  and  Her  Majest/s 
Colonial  Secretary,  to  insult,  defraud,  and  libel  the  Afrikander  nation  in  every 
possible  way  backed  by  all  the  influence  which  Mammon  can  subyert  and 
control,  to  the  undying  disgrace  of  our  times.  Who  are  these  peoplt?  ||  Is 
it  Sir  Alfred  Milner,  Her  Majest/s  High  Gommissioner  in  South  Africa?  ||  Is 
it  Mr.  Joseph  Ghamberlain,  the  Golonial  Secretary?  ||  Is  it  Lord  Salisbury 
and  the  rest  of  the  British  Gabinet?  ||  Is  it  Her  Majesty  the  Queen  of  Eng- 
land? H  Is  it  the  British  nation?  ||  Alasl  we  had  hoped  to  be  able  to  answer 
the  last  two  questions  in  the  negative,  but  we  cannot!  ||  The  British  Gabinet— 
the  British  nation  ~  the  noble,  peace-loving  and  aged  Sovereign,  honoured  and 
respected  by  us  all  tili  now,  they  have  all  either  condoned  the  injustice  which 
is  being  done  to  us,  or  they  have  allowed  themselves  to  be  misled  by  a  man 
like  Ghamberlain  in  a  manner  that  a  just  God  will  not  allow  to  pass  un- 
punished. II  If  nations  will  be  punished  like  individuals  for  condoning  an 
offence,  as  well  as  for  committing  one,  then  this  Prime  Minister,  this  nation, 
this  Sovereign,  will  not  be  able  to  defend  themselves  at  the  bar  of  the  Great 
Judge  for  their  unrighteous  and  unjust  deeds.  ||  The  nation  that  has  encouraged 
race  hatred,  their  Prime  Minister  and  their  anointed  Queen  who  have  allowed 
such  a  disgrace,  have  made  themselves  equally  guilty  with  the  evU^doers,  and 
if  it  should  now  happen  in  South  Africa  as  was  the  case  in  North  America 
a  hundred  years  ago',  that  ''Ichabod"  become  the  password  of  the  British 
Empire,  on  whom  will  the  blame  rest?  ||  *<If  the  blind  lead  the  blind  they 
will  both  fall  into  the  pit,''  and  whe  shall  be  able,  who  knows  how  soon,  to 
declare  of  our  enemies,  that  ''whom  God  wishes  to  destroy  He  will  first  make 
insane."  jj  The  statemen  of  England,  the  warriors,  the  Press— ay,  even  the 
preachers— have  so  often  declared  to  us  and  the  whole  world  that  the  British 
Empire  is  a  mighty  Empire;  but  we  know  that  whoever  may  be  mighty,  the 
Lord  our  God  is  Almighty»  jj  Brothers  Afrikanders!  the  great  day  is  at  band. 
The  God  of  our  fathers  will  be  with  us  in  our  struggles:  the  Lord,  Wbose 
arm  has  not  been  shortened  so  that  He  cannot  help  those  who  call  to  Him 
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Nr.  isan.  in  their  tlme  of  trouble.  Lot  ns  laj  aside  oor  trast  in  princes,  and  raise 
^ReJnbSt?  ^^^  ^y^^  ^  snpplicaton  to  God,  our  Banner.  By  Eis  help  we  will  do  great 
Mitte  deeds.  ||  Even  as  the  mighty  Spain,  witb  her  bloodthirsty  Alva  and  Her  in- 
vincible  armies,  had  to  swallow  the  bitterness  of  defeat,  so,  too,  will  God  give 
oar  enemies  into  our  hands.  Wbo  are  we,  that  the  migbthy  England  shonld 
send  her  thoosands  of  mercenary  troops  against  ns?  A  young  and  weak 
nation,  small  in  nnmbers  and  insignificant  in  military  strength.  ||  Tempted  by 
the  wealth  of  onr  mines,  the  eneroy  ^has  cast  aboat  for  an  excose  to  attack 
US.  Let  them  deny  that,  if  they  are  able.  Who  in  South  Africa  will  believe 
them?  The  cry  is,  <'The  Uitlanders  in  South  Africa  are  oppressed,  and  they 
are  debarred  political  rights.''  ||  Only  after  seven  long  years  of  waiting  can 
thty  obtain  the  longed-for  franchise,  and  not  after  five  years — what  an  un- 
heard-of  injustice!  ||  They  are  eager  to  forget  that  there  are  thousands  of  the 
80*caUed  oppressed  ones  from  whom  it  is  possible  on  acconnt  of  the  retro- 
active  force  of  the  seven  years'franchise  law,  to  obtain  the  franchise  at 
once — bnt  decline  to  take  it.  ||  In  England — that  Free  England,  the  newcomer 
must  wait  twel?e  years  before  he  can  vote  for  the  House  of  Gommons,  ||  Of 
the  House  of  Lords  they  will  prefer  to  say  nothing,  because  are  not  the 
members  of  that  body  rulers  by  birth?  But  in  onr  Republic  it  must  be  fiye 
years  or^sWAR!  ||  According  to  their  Colonial  Secretary,  England  has  con- 
stituted  herseif  Champion  of  all  the  Uitlanders.  And  what  do  we  find?  ||  On 
the  borders,  side  by  side  with  oor  burghers,  we  find  these  same  uitlanders 
in  hundreds;  Hollanders,  Americans,  Germans,  Irishmen,  Frenchmen,  Belgians, 
Scandinavians,'  and  e?en  Englishmen,  ready  to  lay  down  their  lives  in 
Order  to  rid  themselyes  of  these  self-constituted  Champions.  ||  Yerily  a  fine 
Champion  of  the  oppressed  is  that  nation  which  has  e?er  since  the  birth 
of  our  nation  been  the  oppressor  of  the  Afrikander  and  the  native 
alike.  ||  From  Slagter's  Nek  to  Laing's  Nek,  from  the  Pretoria  Con- 
vention to  the  Bloemfontein  Conference — they  have  ever  been  the  treaty- 
breakers  and  robbers.  The  Diamond  Fields  of  Eimberley  and  the  beautiful 
laud  of  Natal  were  robbed  from  us,  and  now  they  want  the  Gold  Fields  of 
the  Witwatersrand.  ||  Where  is  Waterboer  todi^?  He  who  had  to  be  defen- 
ded  against  the  Free  State  is  to-day  without  an  inch  of  ground.  ||  Where  lies 
liObengula  in  bis  unkuown  grave  to-day,  and  what  filibusters  and  fortune 
hunters  are  possessors  of  bis  country?  ||  Where  are  the  Native  Chiefs  of 
Bechuanaland  now,  and  who  owns  their  land?  ||  Read  the  history  of  South 
Afrika,  and  ask  yourselves,  ''Has  the  British  Government  been  a  blessing  or 
a  curse  to  this  sub-continent?  ||  Brother  Afrikanders!  I  repeat,  the  day  is 
at  band  on  which  great  deeds  are  ezpected  of  us!  WAR  has  broken  out! 
What  is  it  to  be?  A  Wasted  and  Enslaved  South  Africa,  or— a  Free,  Uni- 
ted South  Africa?  ||  Come,  let  us  stand  Shoulder  to  Shoulder,  and  do  our 
holy  dutyl    The  Lord  of  Hosts  will  be  our  Leader. 

"Be  of  Good  Cheer,*'  F.  W.  Reitz. 
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Nr.  12218.  GROSSBEITAHHIEir.  —  Proklamation  des  Gouver- 
neurs von  Natal  gegen  eine  Annexion  des  Oranje- 
Freistaats. 

Proclamation. 

By  His  Excellencj  the  Honourable  Sir  Walter  Francis  Helj-Hutchinson,  Nr.  18218. 
Knight  Grand  Gross   of  the  Most  Distinguished  Order  of  Saint  Michael  and  \jj[^e„ 
Saint  George,   Governor  and  Commander -in -Chief  in   and  over  the  Colonys.NoT.i8M. 
of  Natal,   Yice-Admiral   of  the   same,  and  Supreme  Chief  over  the  Native 
Population. 

Whereas  it  has  been  reported  to  me  that  a  Proclamation  has  been  made 
by  or  OD  behalf  of  the  Government  of  the  Orange  Free  State,  purporting  to 
declare  as  part  of  the  Territory  of  that  Republic  the  whole  or  a  portion  of 
the  Upper  Tugela  Division  of  this  Colony,  which  has  been  invaded  by  the 
forces  of  the  said  Government  and  the  Government  of  the  South  African 
Republic:  ||  And  whereas  it  is  necessary  to  warn  all  Her  Majesty's  subjects, 
especially  those  residing  in  the  aforesaid  Upper  Tugela  Division,  and  the  other 
northern  districts  of  the  Colony,  of  the  invalidity  of  the  said  Proclamation 
and  of  any  similar  Proclamation  that  may  be  issued  by  or  on  behalf  of  either 
the  Government  of  the  Orange  Free  State  or  the  Government  of  the  South 
African  Republic:  ||  Now,  therefore,  by  virtue  of  the  authority  committed  to 
me  as  Governor  of  this  Colony,  I  do  hereby  proclaim  and  make  known  that 
any  such  Proclamation  if  made  is  null  and  void,  and  of  no  effect;  and  I  do 
hereby  further  warn  and  admonish  all  Her  Majesty's  subjects,  especially  those 
residing  in  the  aforesaid  Upper  Tugela  Division,  and  the  other  northern 
districts  of  this  Colony,  that  they  do,  in  accordance  with  their  duty  and  alle- 
giance,  disregard  such  Proclamation  as  being  of  no  force  and  effect  whatsoever, 
observe  their  obligations  to  Her  Majesty,  Her  Crown,  and  Government,  and 
that  they  do  in  no  way  voluntarily  accept  or  rtcognise  the  Grovemments  of 
the  Orange  Free  State  or  South  African  Republic  in  any  part  of  this  Colony 
which  may  have  been  proclaimed  part  of  the  territory  of  either  of  the  said 
Republics,  and  I  do  further  warn  them  that  any  person  failing,  in  contraven- 
tion  of  the  law,  to  obey  the  terms  of  this  Proclamation,  will  render  bimself 
liable  to  be  prosecuted  for  the  crime  of  high  treason. 

God  Save  the  Queen! 

Given  under  my  band  and  the  Public  Seal  of  the  Colony,  at  Government 
House,  Pietermaritzburg,  Natal,  this  Third  day  of  November^  One  Thousand 
Eight  Hundred  and  Ninety-nine.  Charles  J.  Smythe, 

Colonial  Secretary. 
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Nr.    12219.     OEANJE-FKKISTAAT.  —  Proklamation  über  die  Ver- 
waltung der  occnpierten  Gebiete. 

Proclamation. 
Nr.  1^19.  ßy  ^|j^  Ueskd.  Commandant,  Chief  in  Command  of  the  Southern  Division 

Oraoje-  " 

Freistaat,   of  tho  Free  State  Burgher  Force,  on  the  border  of  the  Cape  Colony. 

u.NoT.1899.  j^  ßgj^ig  Reinier  Grobler,  Head  Commandant  of  the  Southern  Division  of 
•  the  Burgher  Forces  of  the  Free  State  and  the  Force  from  the  Transvaal 
joined  thereto,  having  noted  the  Proclamation  of  His  Honour  the  State  Presi- 
dent of, Orange  Free  State,  dated  at  Bloemfontein,  the  14 th  October,  1899, 
wherebj  the  Chief  Commanders  of  the  several  divisions  of  the  Burgher  Forces 
of  the  Orange  Free  State  are  empowered  to  take  steps  in  regard  to  the 
measures  to  be  taken  against  communities,  towns,  or  persons  acting  in  con- 
flict  with  the  usages  of  the  war  which  has  been  forced  upon  the  people  of 
the  South  African  Republic  and  the  Orange  Free  State  by  the  Government 
of  Her  Majestj  the  Queen  of  Great  Britain  and  Ireland:  ||  Seeing  that  the 
success  of  the  arms  of  the  United  Bepublics  has  led  to  the  taking  possession 
of  a  portion  of  the  Colon j  of  the  Cape  of  Good  Hope,  and  that  it  appears 
necessary  to  take  measures  against  the  communities,  towns,  and  persons  in 
the  Said  portion  of  the  countrj  taken  bj  the  burghers  and  troQps  of  the 
South  African  Republic  and  Orange  Free  State,  that  act  in  conflict  with  the 
usages  of  warfare,  and  also  to  take  measures  in  reference  to  the  needs  and 
for  the  Support  of  the  burghers  and  troops  of  the  South  African  Republic 
and  Orange  Free  State  at  present  there  stationed:  ||  Have  appointed  and  do 
herebj  establish,  by  virtue  of  the  power  in  me  vested  by  the  former  detailed 
Proclamation,  and  do  bereby  generaUy  make  known  the  following  rules  and 
regulations: 

1.  In  the  territory,  with  its  inhabitants,  extending  over  the  country  at 
present  occupied  by  the  ofßcers,  burghers,  and  troops  of  the  Orange  Free 
State,  or  which  may  hereafter  be  occupied  by  them,  the  Martial  Law  of  the 
Free  State,  as  embodied  in  Law  No.  10  of  1899,  is  hereby  deelared  to  be 
applicable  to  every  deed  which  may  tend  to  endanger  the  safety  of  the 
burghers  and  men,  in  jure  them,  or  assist  the  enemy.  ||  2.  The  Martial  Law 
before  mentioned  is  regarded  as  in  force  throughout  the  whole  extent  of  a 
ward,  district,  or  other  division,  or  area  of  administratiou  as  soon  as  this 
Proclamation  has  been  made  known  by  placarding  or  by  announcement  in 
one  of  the  communities  thereof.  ||  3.  All  persons  who  do  not  constitute  a 
portion  of  the  British  Army,  and  who  ||  (A)  Serve  the  enemy  as  spies;  ||  (B) 
Cause  the  burghers  and  men  of  the  South  African  Republic  and  Orange  Free 
State  to  lose  their  way  when  acting  as  their  guides;  ||  (C)  Kill,  murder,  or 
rob  persons  belonging  to  the  men  of  the  two  Republics  or  form  a  part  of 
their  following  and  train;  ||  (D)  Destroy  bridges  or  damage  telegraph  lines, 
heliographic  apparatus,  or  railways,  or  in  any  way  cause  damage  to  parts  or 
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portions  of  the  same,  wherebj  the  Bepublics  may  be  hindered,  or  her  people  Nr.  12310. 
or  propertj  damaged,  or  even  thej  who  in  any  way  endeavour  to  repair  or  ^^^^^ 
improve  the  damage  done  to  propertj  or  apparatus,  or  who  set  fire  to  the  i4.Not.i899. 
ammunition,  war  supplies,  qnarters,  or  carops  of  the  Bepublican  Forces,  or 
in  anj  way  damage  thein;  ||  (E)  Take  np  arms  against  the  Forces  of  the  said 
Bepnblics  —  ||  Shall,  at  the  discretion  of  the  Ck>iincil  of  War,  be  panished 
with  death  or  imprisonment  not  exceeding  fifteen  jears.  ||  4.  The  person 
entrasted  with  the  prosecution  or  accnsatiou  will  have  to  see  that  a  Council 
of  War  is  established  for  the  purpose,  of  going  into  the  merits  of  each  case, 
and  the  pronooncing  of  sentence.  ||  5.  No  verdict  involving  capital  ponishment 
shall  be  carried  out  before  it  has  been  confirmed  by  the  President  of  the 
Free  State.  ||  6.  All  Head  Commandants  or  Commanding  Officers  of  separate 
or  independently  acting  troops,  commandos,  or  divisions,  have  the  right  to 
requisition  what  is  necessary  for  the  support  of  the  burghers  and  men.  Be- 
quisitions  for  other  necessaries  which  are  considered  essential  for  the  well- 
being  of  the  Army  can  only  be  ordered  by  the  Head  Commandant  or  the 
officer  acting  as  such.  ||  In  any  case,  nothing  will  be  demanded  from  the  in- 
habitants  except  what  is  necessary  for  the  sapport  of  the  men,  and  everything 
will,  if  not  paid  for  in  cash,  have  an  official  receipt  given  for  it|| 
7.  And  I  hereby  farther  officially  notify  that  life  and  property  will  be 
secnred  to  all  who  place  themselves  ander  the  protection  of  the  Govern- 
ment of  the  Orange  Free  State  or  of  the  South  African  Repnblic 
and  ^their  lawfally  appointed  officers  and  officials,  whose  laws  and 
Orders  they  will  obey  and  carry  ont  ||  8,  No  one  who  does  not  take 
up  an  inimical  attitude  towards  the  Governments  of  the  Orange  Free  State  or 
South  African  Republic,  or  their  officers,  officials,  laws,  or  Orders  will  expe- 
rience  any  härm.  ||  9.  Those  who  refuse  to  subject  themselves  are  hereby 
granted  permission  to  leave,  within  the  period  of  fourteen  days,  the  territory 
conquered  by  the  Forces.  ||  10.  All  persons  who  have  been  driven  from  their 
farms  or  homes,  or  have  fled,  and  who  are  now  willing  to  subject  themselves 
to  the  conditions  of  this  Proclamatiou,  may  return  to  their  homes. 

Given  and  ordered  by  me  at  Colesberg,  Cape  Colony,  this   14th  day  of 

November,  1899. 

E.  R.  Grobler, 
Head  Commandant  of  the  Southern  Army 
Division  of  the  Orange  Free  State 
Burgher  Force. 

Nr.    12220.     SÜDAFEIKAH.  REPUBUK.  —  Proklamation  Jouberts. 

10.  November  1899. 
I,  P.  J.  J.  Joubert,  Commandant  -  General,   Commander  -  in  -  Chief  of  the  Nr.  12220. 
Burger  forces  and  commandos   of  the  South  African  Republic,   having  noted  ^^^p*J5^"' 
the  Proclamatiou  of  His  Honour  the  President,  dated  Pretoria,  llth  Octoberio.NoT.isw. 
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Kr.  12220.  1890,  dcclariDg  martial  law,  and  by  which  power  was  granted   to  me  in  ca- 

EapttbUk?  pacitj   as   Commander-in-Chief  of  the  South  African   Repablican   forces,   to 

io.NaT.i8w.take  such  measures   as  maj   be  deemed  necessary  dnring  the  continnance  of 

the   war   which   has   been    forced    upon   the  South  African  Republlc   by  Her 

Majesty's  Government: 

Observing  that  the  success  of  our  united  arms  has  led  to  the  taking 
possession  of  a  portion  of  the  Colony  of  Natal  and  a  portion  of  Bechuana- 
land,  and  whereas  it  is  deemed  expedient  to  take  measures  against  those 
communities  and  persons  in  the  said  territories  now  in  possession  of  the 
burghers  and  forces  of  the  South  African  Republic,  wbo  act  contrary  to  the 
usages  of  waF;  and  moreover  to  take  steps  relative  to  the  requisitions  which 
are  deemed  necessary  for  the  provisioning  and  maintenance  of  the  burghers 
and  troops  now  in  the  said  territories:  ||  Now,  therefore,  by  virtue  of  the 
powers  conferred  upon  me  by  the  said  recited  law  and  proclamation,  I  have 
enacted,  and  I  do  hereby  enact,  and  uotify  for  general  Information,  the  fol- 
lowing  provisions  and  stipulations:  — 

1.  Those  districts,  with  their  inhabitants  extending  over  the  territory 
occupied  by  the  officers,  burgers  and  troops,  of  the  South  African  Republic 
and  the  Orange  Free  State,  to  wit,  in  the  Colony  of  Natal,  the  districts  or 
towns  of  Charlestown,  Newcastle,  Dundee,  and  portion  of  Ladysmith,  known 
as  Klip  River  Division;  and  in  Bechuanaland ,  the  territory  bounded  on 
the  north  by  the  Gaberones,  and  on  the  south  by  Fourteen  streams,  and 
such  further  territory  as  may  subsequently  be  taken  possession  of,  are  hereby 
placed  under  martial  law,  No.  20,  1898,  which  law  shall  be  made  to  apply 
to  every  act  which  may  tend  to  impair  the  safety  of  the  burgers  and  men, 
injuring  their  position,  or  supplying  Information  to  the  enemy.  ||  2.  The  said 
martial  law  shall  be  deemed  to  be  in  force  over  the  entire  extent  of  any 
ward,  district,  or  other  administrative  division  so  soon  as  the  same  has  been 
posted  up  or  public  advertised  in  one  of  the  districts  forming  part  thereof.| 
3.  All  persons  who  do  not  form  part  of  the  British  Army  and  who.  ||  (a) 
Serve  the  enemy  as  spies.  ||  (6)  Mislead  the  burgers  when  acting  as  guides.!, 
(<?)  Kill,  wound,  or  plunder  any  of  the  burgers  or  their  followers.  ||  (d)  Deströy 
bridges,  telegraph  wires,  <fec.,  (fec,  or  endeavour  to  restore  or  rectify  any 
damage  done  to  property  or  institutions,  burn  or  damage  ammunition,  military 
Stores  or  quarters  of  the  forces  of  the  said  Republics.  ||  (c)  Take  up  arms 
against  the  forces  of  the  said  Republics 

will  incur  the  penalty  of  death  or  imprisonment  not  exceeding  15  years, 
according  to  the  discretion  of  the  Court  Martial.  ||  No  sentence  of  death  shall 
be  carried  into  effect  unless  and  until  the  same  shall  have  been  confirmed 
by  the  Commandant-General  or  Assistant  General  ||  4.  All  Commandants- 
General,  Assistant  Generals  or  Commanding  Officers  of  separate  forces  and 
divisions  shall  be  entitled  to  order  the  requisitioning  of  supplies  for  the  main- 
tenance  of  the  burgers.  ||  No  more  suppUes  shall  be  demanded  from  the  inha- 
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bitants  tban  necessary  for  tbe  mainteDance  of  the  bnrgers,  such  snpplies  shall  Nr.  12220. 
be  paid  for  in  cash  or  official   receipts  granted.  ||  I  herebj   forther   declare  ^^*^^i|5k" 
tbat  safety  is  gaaranteed   of  life   and  property  to  all  those  who  place  them-  io.not.i899. 
selves  ander  the  protection  of  the  Sonth  African  Repablic  and  obey  tbe  laws 
and  Orders  of  the  lawfnlly  appointed  officials.  ||  Permission  is  bereby  granted 
to  sach  persons  as  are  nnwilling  to  so  snbject  themselves,  to  qoit  the  terri- 
tory now   occnpied  by  the  military'  forces  within  8  days.    All  persons  driven 
away  from  or  having  evacnated   their  farms  may,  npon  compliance  with  the 
proyisions  of  this  Proclamation  retarn  to  their  farms. 

Given  and  orderod  by  me,  P.  J.  Joobert,   in  the   main   laager  at  Lady- 
smith, this  lOth  day  of  November,  1899. 


Nr.  1222L  GEOSSBBIIAHHIEir.  —  Proklamation  der  Königin 
an  die  britischen  Unterthanen.  Verbot  die  Baren- 
repabliken  zu  anterstfitzen. 

Victoria,  R.  ||  Whereas  a  state  of  war  exists  between  Us  and  tbe  Sonth  1^,.  12221. 
African  Repablic  and  also  between  Us  and  the  Orange  Free  State:  ||  And  ^'^^' 
whereas  it  is  therefore  expedient  and  necessary  to  warn  all  Onr  sabjects  of  2^.Des.i89o. 
their  daties  and  obligations  towards  Us,  Oar  Crown,  and  Government:  ||  Now, 
therefore,  we  do  hereby  warn  all  Oar  sabjects  not  to  enlist  or  engage  them- 
selves^in  the  military  seryice  of  the  Government  of  either  of  the  said  Repa- 
blics,  or  in  any  way  to  aid,  abet,  or  assist  either  of  the  said  Repnblics  in  the 
prosecation  of  hostilities,  and  not  to  carry  on  any  trade  with,  or  sapply  any 
goods,  wares,  or  merchandize  to  either  of  the  said  Repnblics,  or  to  any 
person  resident  therein,  or  to  sapply  any  goods,  wares,  or  merchandize 
to  any  person  for  transmission  to  either  of  the  said  Repnblies,  or  to 
any  person  resident  therein,  and  not  to  carry  any  goods,  wares,  or  mer- 
chandise  destined  for  either  of  the  said  Repnblics,  or  for  any  person 
resident  therein.  ||  And  We  do  hereby  forther  warn  all  persons  that 
whoever,  in  contravention  of  the  law,  shall  eommit  any  of  the  aforesaid  acts 
will  be  liable  to  sach  penalty  as  the  law  provides. 

Given   at  Oar  Coart  at  Windsor,   this   27th   day  of  December,  in  the 
year  of  oar  Lord,  1899»  and  in  the  sfxty-third  year  of  Oar  reign. 

God  save  the  Qaeen. 


Digitized  by 


Google 


Berichte  der  deutschen  Gesandtschaft  in  Peking 

über  den  Boxeraufstand  und  die  Ermordung  des 

deutschen  Gesandten. 

• 
Nr.    12222.    deutsches  BEICH.   —   Der  Gesandte  in   Peking  an 
den   Reichskanzler.     Unruhen    in   China;    Verhand- 
lungen   der   Gesandtschaften   mit  der    chinesischen 
Regierung;  Berufung  europäischer  Schutztruppen. 

Peking,  den  8].  Mai  1900. 
Nr.  12222.  Nachdem  die  Anhänger  der  fremden-  und  christenfeindlichen  Gesellschaft 

Doatschefi 

B«ich.  der  Boxer  in  der  Nähe  der  Provinzialhauptstadt  Paotingfu  und  in  der  Um- 
3i.Maii9oa.gegend  von  Peking  Missionsanstalten,  Kapellen  und  Wohnstfttten  der  Christen 
der  französischen  Mission  zerstört,  in  einem  Dorfe  70  Christen  massakriert, 
und  endlich  einen  gegen  dieselben  ausgesandten  chinesischen  Oberst  getödtet 
und  dessen  Truppe  zersprengt  hatten,  wandten  sie  sich  am  27.  d.  M.  gegen 
die  Eisenbahnlinien  und  deren  Angestellte,  mithin  offenkundig  gegen  die  Fremden 
und  ihre  Unternehmungen  innerhalb  Chinas.  ||  In  der  Nacht  vor  dem  28.  Mai 
wurde  die  Eisenbahnlinie  Peking — Hankau  in  ihrer  Anfangsstrecke  zwischen 
hier  und  Paotingfu  von  den  Aufrflhrern  zerstört,  die  fremden  Wohnh&user  um- 
zingelt, und  die  sich  auiserhalb  derselben  befindlichen  Angestellten  mit  Steinen 
beworfen,  wobei  ein  französischer  Ingenieur  am  Kopfe  schwer  verletzt  wurde. 
Nachdem  sodann  folgenden  Tages  die  in  den  Häusern  belagerten  Frauen  und 
Kinder  der  französischen  und  belgischen  Eisenbahnbediensteten  durch  eine  An- 
zahl bewaffneter  Europäer  befreit  und  nach  hier  in  Sicherheit  gebracht  worden 
waren,  tauchten  zum  ersten  Male  die  von  der  hiesigen  Regierung  angeblich 
zum  Schutze  entsandten  chinesischen  Soldaten  auf,  plünderten  die  Häuser,  und 
steckten  sie,  während  die  Fliehenden  noch  in  Sicht  waren,  in  Brand.  Am 
Nachmittage  des  28.  Mai  wurde  auch  die  Tientsin — Peking-Bahn  auf  deren 
vorletzten  Station  Fen-tai,  etwa  30  km  von  hier,  zerstört,  das  Stationsgebäude, 
Lokomotiv-  und  Wagenschuppen  in  Brand  gesteckt,  und  die  Angestellten  ver* 
trieben.  Auch  die  elektrische  Bahn,  welche  die  Firma  Siemens  &  Halske  vor 
Jahresfrist  der  chinesischen  Eisenbahnverwaltung  zum  Betriebe  vom  Bahnhofe 
bis  zum  Stadtthor  übergeben  hatte,  wurde  bei  ihrer  Kraftstation  von  dem 
Pöbel  derart  bedroht,  daüs  der  leitende  Ingenieur,  ein  Deutscher,  -sich  hierher 
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flochten  mulste.    Trotz  der  fortgesetzten  eindringlichen  Mahnungen  und  ernst-  ^'-  ^^* 
liehen  Verwarnung  des  diplomatischen  Korps  lieüs  die  hiesige  Regierung  weder     t^nich!^ 
den  Willen  noch  den  Versuch  erkennen,  diesen  fremdenfeindlichen  Aufischrei- ?i*  ^'^  i^<^* 
tungen  Einhalt  zu  thun.     Den   einschlägigen  Notenwechsel   des  Doyens   des 
diplomatischen  Korps  mit  den  Ministem  des  Tsungli  Yamen  beehre  ich  mich 
in   Abschrift   gehorsamst  vorzulegen   (s.  Anlage  1).    In   einer   Konferenz   der 
fremden  Vertreter  wurde  daher  am  28.  Abends  der  Entschluß  gefaist,  die  Ent- 
sendung von  Schutzdetachements  ftlr  die  Gesandtschaftsgebäude,  die  Mitglieder 
der   fremden  Vertretungen   und  die  hier  ansässigen  Staatsangehörigen,   deren 
Zahl   sich   über  die  Stadt  zerstreut,   auf  etwa  600  belaufen  dürfte,   herbei- 
zuführen.   Die  gleiche,   bereits  im  Jahre  1898  bei  ähnlichen  Buhestörungen 
ergriffene  Malisregel   hatte   die   hiesige  Regierung   zu   dem  BewuDstsein   ihrer 
Verantwortlichkeit  für  den  Schutz  der  hier  lebenden  Fremden  gebracht,   und 
lieüs   sich   das   nämliche   Resultat   auch   in   diesem   Falle   immerhin   erhoffen.    ' 
Demgemäüs  verpflichteten  sich  die  Vertreter  Englands,  Frankreichs,  Rulslands, 
Japans,  Italiens  und  Österreich-Ungarn,  wie  der  Vereinigten  Staaten,  Schutz- 
detachements von  60  Mann  oder  mehr,  bis  zu  100  Marinesoldaten  oder  Matrosen 
ein  jedes,  hierher  beordern  zu  wollen,  und  auch  ich  erklärte  mich  bereit,  die 
entsprechenden  Anträge  zu  stellen. 

Da  eine  Unterbrechung  der  Telegraphenlinien  zu  befürchten  war,  so  be- 
eilte ich  mich,  am  selben  Abend  Euerer  Durchlaucht  über  die  hiesige  Lage 
und  den  Entschluß  der  fremden  Vertreter  zu  berichten,  und  die  Entsendung 
eines  Detachements  von  60  Soldaten  des  Kaiserlichen  HL  See-Bataillons  aus 
Tsingtau  zu  erbitten,  indem  ich  gleichzeitig  dem  Herrn  Chef  des  Kreuzer- 
geschwaders und  dem  Kaiserlichen  Herrn  Gou?erneur  des  Kiautschou-Gebiets 
von  diesen  meinem  Antrage  Kenntnis  ertheilte  und  dieselben  ersuchte,  die  ent- 
sprechenden Vorbereitungen  zu  treffen.  Hier  in  der  Gesandtschaft  wurde 
gleichzeitig  alles  für  die  Unterbringung  des  Detachements  in  denselben  Räumen 
und  in  gleicher  Weise  wie  im  Jahre  1898/99  eingerichtet,  wozu  noch  ein 
Teil  der  vorjährigen  Bestände  vorhanden  war.  ||  Da  das  Erscheinen  einer 
gröiseren  Anzahl  fremder  Kriegsschiffe  auf  der  Rhede  von  Taku  zu  erwarten 
stand,  machte  ich  Seiner  Excellenz  dem  Vize-Admiral  Bendemann  hiervon  mit 
dem  Anheimgeben  Mitteilung,  falls  thunlich,  eines  S.  M.  Schiffe  behufs  Über- 
führung des  Detachements  in  Tsingtau  bereit  halten  und  noch  ein  oder  zwei 
andere  Schiffe  in  Taku  bis  zur  erfolgten  Ausschiffung  des  Detachements  ankern 
lassen  zu  wollen.  Ich  hoffte  durch  die  Anwesenheit  unserer  Kriegsschiffe  vor 
oder  in  dem  Ausschiffungshafen  irgend  welchem  Einspruch  oder  etwaigen 
Schwierigkeiten  zu  begegnen,  welche  von  chinesischer  Seite  der  Laudung  eines 
deutschen  Detachements  entgegengestellt  werden  sollten.  ||  Den  Kaiserlichen 
stellvertretenden  Konsul  in  Tientsin  wies  ich  an,  für  Landung  und  Hierher- 
beförderuug  des  Detachements  die  nötigen  Vorkehrungen  zu  treffen,  und  sandte 
am  30.  d.  M.  den  zweiten  Legations-Sekretär  der  Kaiserlichen  Gesandtschaft 
Dr.  voji  Bergen,  nach  Tientsin,  um  ihn  hierbei  zu  unterstützen  und  das  ge- 
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Nr.  12222.  landete  Detachement  von  Tientsin  nach  Peking  za  geleiten.  ||  Der  Kaiserliche 
^Ke*i'ch'*  Herr  Gouverneur  des  Kiautschou-Gebiets  hatte  mich  inzwischen  benachrichtigt, 
si.  Mai  1900.  dalfl  ein  Detachement  bereit  und  des  Befehls  zur  Abreise  gewärtig  stehe«  Der 
Herr  Geschwaderchef  hat  sodann  S.  M.  Schiff  „Kaiserin  Augusta"  zur  Auf- 
nahme des  Detachements  bestimmt  und  demselben  ebenso  wie  S.  M.  Kreuzer 
„Iltis**  Segelordre  für  Taku  erteilt.  ||  Euerer  Durchlaucht  darf  ich  für  die 
hochgenelgtest  übermittelte  Genehmigung  zur  Ausschiffung  und  unverzüglichen 
Weitei:beförderung  des  Detachements  nach  Peking  meinen  ehrerbietigsten  Dank 
abstatten. 

Nach  hier  eingetroffenen  Mitteilungen  sollten,  sobald  die  Transportverhält- 
nisse von  Tientsin  dies  gestatteten,  die  nachfolgenden  Detachements  anderer 
Mächte  per  Eisenbahn  hier  eintreffen: 

'    Amerikaner  50  Mann, 

Franzosen  75  Mann, 

Bussen  100  Mann, 

Engländer  100  Mann, 

Japaner  25  Mann, 

Italiener  40  Mann. 
Das  österreichische  Detachement  ist  erst  gestern  an  Bord  eines  Kriegs- 
fahrzeuges von  Nagasaki  in  See  gegangen.  ||  Die  Konsuln  der  Yertragsmächte 
in  Tientsin  sind  mit  der  dortigen  Eisenbahn-Verwaltung  und  dem  Gteneral- 
Gouvemeur  der  Provinz  Chili  wegen  Beförderung  des  Detachements  ins  Be- 
nehmen getreten,  worauf  der  Letztere  vorgab,  hierzu  keinerlei  Weisungen 
seiner  Regierung  zu  haben,  und  die  Malisregel  überhaupt  als  überflüssig  be- 
zeichnete. Dieser  Widerstand  der  hiesigen  Regierung  und  des  Yizo-Königs  in 
Tientsin  mulste  sodann  hier  durch  schriftliche  und  mündliche  Vorstellungen 
des  diplomatischen  Korps  beim  Tsungli  Yamen  gebrochen  werden,  welches 
denn  auch  schlieislich  in  der  Herauf  beförderung  der  Detachements  in  der  im 
Jahre  1898  erreichten  Kopfzahl,  d.  h.  etwa  je  30  bis  50  Mann,  willigte.  Es 
bleibt  abzuwarten,  ob  die  Engländer,  Franzosen  und  Russen  darnach  die 
Stärke  ihr^r  Detachements  herabmindern  werden. 

Wenn  ich  mir  zum  Schluüs  einen  Überblick  über  die  augenblickliche 
Lage  in  China  und  speziell  im  Norden  gestatte,  so  möchte  ich  vorausschicken, 
dais  ich  der  Bewegung  der  aufrührerischen  Sekten,  gleichviel  unter  welchem 
Namen,  eine  staatsumwälzende  Eoraft  nicht  beizumessen  vermag.  Ihre  Zahl  ist 
nicht  grols  genug,  ihre  Organisation  bisher  zu  schlecht,  und  die  ihnen  zu  Ge- 
bote stehenden  Waffen  zu  primitiv,  um  sie  an  sich  gefährlich  erscheinen  zu 
lassen.  Dagegen  ist  die  Wirkung,  welche  ihr  ungestraftes  Vorgehen  gegen 
Christen,  Fremde  und  deren  Einrichtungen,  auf  die  weiteren  Volksschichten 
ausübt,  keineswegs  zu  unterschätzen.  Die  Kaiserin- Wittwe  hat  sich  mit  der 
ihr  OTgebenen  und  um  die  Person  des  jungen  Thronfolgers  gruppierten  Partei 
dem  Treiben  der  Boxer  gegenüber  unverkennbar  nachsichtig  gezeigt,  und  ihre 
Ausbreitung  entweder  aus  Nachlässigkeit  oder  geflissentUch  gefördert  ||  Die 
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letzten  beiden  bereits  anter  dem  Drnck  der  Ereignisse  erlassenen  Kaiserlichen  Nr.  12222. 
Edikte,  von  denen  ich  Übersetzung  gehorsamst  vorlege  (s.  Anlage  2),  sind  so  ^^^^ 
knieschwach  and  zweideutig,  dafis  ihre  Yeröffentlichang  schädlich  wirken  mauste,  9i-  Mai  1900. 
indem  die  Kaiserliche  Behauptung,  dais  es  anter  den  Boxern  gute  und  schlechte 
Leute  gebe,  von  allen  Anhängern  naturgemäis  im  ersteren  Sinne  auf  ihre 
Person  angewandt  wird.  ||  China  ist  jedoch  stets  ein  aufnahmefähiger  Boden 
für  die  Saat  der  fremdenaustreibenden  Politik  gewesen,  und  das  unbekümmerte 
und  unbestrafte  Vorgehen  der  Boxer  gegen  die  mit  dem  Auslände  iden- 
tifizierten Eisenbahnuntemehmen  wird  die  Propaganda  der  That  erstarken 
lassen.  Die  momentane  Gefahr  liegt  in  der  Zusammenziehung  gröberer  chine- 
sischer Truppenmassen  in  der  Hauptstadt  und  in  unmittelbarer  Nähe  derselben. 
Hiermit  hat  die  chinesische  Regierung  und  Yornehmlich  die  hinter  dem  Thron 
stehenden  Berater,  allen  voran  der  fremdenfeindliche  Generallissimos  der 
chinesischen  Armee,  Jung-lu,  in  den  letzten  Monaten  zweifellos  ein  gefährliches, 
wenn  nicht  zweideutiges  Spiel  getrieben.  ||  General  Tung-fu-hsiang,  der  Kom- 
mandierende der  Eansu-Truppen,  dessen  unbezahlte  Söldlinge  im  Jahre  1898 
die  Ausschreitungen  gegen  Fremde  verursachten,  wegen  welcher  damals  die 
fremden  Schutzdetachements  nach  Peking  beordert  wurden,  hatte  in  diesen 
Tagen,  und  zwar  erst  am  27.  Mai,  eine  Audienz  bei  der  Kaiserin- Wittwe, 
welche  die  Peking-2^itung  verzeichnet,  und  nachher,  wie  ich  von  glaubwürdiger 
Seite  erfahre,  mehrere  längere  Konferenzen  mit  dem  Vertrauensmann  und 
Neffen  der  Kaiserin- Wittwe,  dem  mit  ihm  an  Fremdenhals  wetteifernden  Grofs- 
Sekretär  Jung-lu.  ||  Für  die  Sache  selbst  und  deren  etwaige  Folgen  ist  es  je- 
doch gleichgültig,  ob  der  ganzen  Bewegung  gegen  die  Fremden  ein  genau 
durchdachter,  von  höchster  Stelle  genehmigter  oder  nur  geduldeter  Anschlag 
zu  Grunde  liegt,  oder  ob  dieselbe  einen  spontanen  Charakter  trägt.  ||  Die  Boxer 
rechnen  bekanntlich  mit  dem  leicht  anzufachenden  Aberglauben  der  unteren 
Volksklassen,  und  von  diesem  ist  die  Soldateska  ebenso  wenig  frei  wie  das 
Landvolk  und  die  Dorf-  und  Stadtbewohner.  Die  kleinen  Kampferfolge  der 
Boxer  gegenüber  den  sogenannten  chinesischen  Elitetruppen  haben  das  An- 
sehen der  ersteren  in  den  Augen  des  Volkes  wesentlich  gehoben,  während 
die  Thatsache,  dais  etwa  1000  Mann  Soldaten  regungslos  zuschauten,  wie  die 
Boxer  Eisenbahngebäude  verbrannten  und  den  Bahnkörper  zerstörten,  einen 
eklatanten  Beweis  für  die  Achtung,  welcher  sich  die  Aufständischen  bei  dem 
Militär  erfreuen,  liefert.  ||  Sobald  es  aber  den  Soldaten,  sei  es  durch  ihre  Vor- 
gesetzten, oder  durch  Einflüsterungen  von  auswärts,  klar  gemacht  wird,  dais 
die  Regierung  und  speziell  das  Kaiserhaus  die  fremdenfeindlichen  Unthaten  der 
Boxer  begünstigen,  so  werden  die  sämtlichen  in  und  um  Peking  und  Tientsin 
lagernden  Truppen  zu  den  Boxern  übergehen  und  mit  ihnen  gemeinsame  Sache 
machen,  wenn  sie  nicht  —  was  noch  schlimmer  sein  würde  —  auf  eigene 
Faust  vorgehen.  ||  Nachdem  ich  bis  zu  meinem  Eintritt  in  den  auswärtigen 
Dienst  selbst  Berufssoldat  gewesen  war,  habe  ich  mich  naturgemäis  in  den 
langen  Jahren  meines  Hierseins  mit  chinesischem  Lagerleben  und  dem  Soldaten- 
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Nr.  12322   Stand  Id  Seiner  Gesamtheit,  wie  seinen  einzelnen  Persönlichkeiten  bekannt  ge- 
^R^h"   macht,  nnd  glaube  daher  in  der  Beurteilung  desselben  nicht  fehlzugehen. 
81.  M»ii9oo.  Yon  Ketteier. 

Anlage  I 
zum  Berichte  der  Kaiserlichen .  Gesandtschaft  zu  Peking  vom  31./5.  1900. 

Übersetzung  einer  Note  des  Tsnngli  Tamen  an  den  Doyen. 

Le  26  de  la  4^  lune  de  la  26^  ann^e  Kouang-Siu  (24  mal  1900). 

Le  23  de  la  4^<  lune  de  la  26^  ann^e  Kouang-Siu  (21  mai  1900)  nous  avong 
regn  la  d^pdche  par  laquelle  Y.  E.  nous  communiquait  le  texte  d^taill6  d'une 
r^solution  prise,  le  22  (20  mai),  au  sujet  de  la  question  des  „Boxeurs'S  dans  une 
r^union  des  Bepr^sentants  des  Puissances  accr^dit^s  k  P^kin.  Yous  ajoutiez 
que  le  Corps  Diplomatique  attendait  dans  le  plus  bref  d^lai  une  reponse  satis- 
faisante.  ||  Notre  Yamen  a  pris  connaissance  de  cette  communication  dans  tous 
ses  d^tails  et  s'est  convaincu  de  l'importance  qn'attachent  k  cette  question  les 
Ministres  Etrangers  ^tablis  k  Hkin.  Je  constate  qu'en  cette  affaire,  d^s  avant 
l'arriv^e  de  yotre  d6p6che,  il  avait,  le  19  de  la  präsente  lune  (17  mai)  regu 
un  d^cret  ordonnant  au  Yamen  du  Gouverneur  militaire,  k  la  Pr^fecture  de 
P^kin  et  aux  Genseurs  des  cinq  villes  d'^laborer  pour  le  mieux  un  rdglement 
destin^  k  assurer  une  stricte  r^pression.  Le  Systeme  maintenant  adopt^  Concorde 
d'ailleurs  dans  ses  grandes  lignes  avec  les  id^es  exprim^es  dans  la  d6p6che 
que  nous  avons  re^ue  de  Y.  E.  ||  Notre  Yamen  demande  de  nonvean  qu'nn 
d^cret  ordonne  au  Yice-Boi  du  Tcheli  ainsi  qu'anx  divers  Yamens  charg^  de 
Tadministration  de  la  Capitale  de  prendre  imm^diatement  des  mesures  efficaces, 
Sans  qu'il  soit  permis  de  se  couvrir  par  de  vaines  paroles.  ||  Nons  pensons 
que  la  Soci^t^  des  '„Boxeurs*'  se  trouvera  ainsi  dissonte  sans  retard  et  qu'elle 
n'en  ärrivera  pas  k  causer  de  nouveaux  d^sordres«  ||  II  convenait  que  nous 
adressions  cette  reponse  officielle  ä  Y.  E.  pour  son  information,  en  la  priant 
de  Youloir  bien  la  communiquer  aux  Beprdsentants  des  Puissances  accr^dit^ 
k  P^kin. 

Le  Prince  et  les  Ministres  du  Tsongli  Yamen. 

A  Son  Excellence  Monsieur  Gologan,  Ministre  d'Espagne,  Doyen  du  Corps 
Diplomatique  k  P^kin. 

Note  des  Doyen  an  das  Tsnngli  Yamen. 

P^kin,  le  26  mai  1900. 
J'ai  rhonnenr  d'adresser  k  Y.  A.  et  k  Y.  Y.  E.  E.  le  texte  de  la  r^olution 
prise  aujourd'hui  par  les  Bepr^sentants  Etrangers:  ||  Le  Corps  Diplomatique 
constate  que  la  d6p6che  du  Tsongli  Yamen  en  date  du  24  de  ce  mois  ne 
r^pond  pas  k  la  question  pos^e  par  les  Bepr^sentants  des  Puissances  Etrangdres 
dans  leur  d^p^che  du  21  de  ce  mois.  ||  Le  Tsongli  Yamen  d^clare  que  les 
proc^d^s  adopt^s  par  le  Gouvernement  Imperial  pour  la  r^pression  des  „Bozenra** 
concordent  dans  leurs  grandes  lignes  avec  les  id^es  exprimöes  par  les  Ministres 
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accr^ditös  ä  P^kin.  ||  11  ne  dit  pas  sll  a  accept^   toutes   ces  mesnres.  ||  Le  Nr.  12222. 
Tsongli  Yamen  ajoute  qu'il  a  deinand^  qu'un  nouvean  d6cret  ordonne  an  Vice-  i>entwhei 
Roi  du  Tcheli  ainsi  qn'aux  divers  Yamens  charg^s  de  TadminiBtration  de  lasi.Mliim 
Capitale  de  prendre  imm^diatement  des  mesnres  efficaces,  sans  qa'il  soit  permis 
de  se  couvrir  par  de   vaines   paroles.  ||  Cet   6dit  n'est  encore  ni  publik   ni 
communiqo^  anx  ministres  ^trangers.  ||  Le  Corps  Diplomatique  demande  que 
les  mesures  qui  auraient  ^t^  prises  conform^ment  k  sa  d^p^che   du   21  lui 
soient  imm^diatement  communiqu^es  ainsi  que  l'^dit  pr^cit^ 

Veuillez  etc. 

sign.  B.  J.  Cologan. 
S.  A.  J.  le  Prince  et  L.  E.  les  Ministres  du  Tsongli  Yamen. 


Antwortnote  des  Tsungli  Yamen  vom  27.  Mai  1900  auf  die  Note  des  Doyen 

vom  26.  Mai  1900. 

Le  28  de  la  4^  lune  de  la  26^  ann^e  Kouang-Siu  (26  mai  1900),  nous 
avons  regu  de  Y.  E.  la  d^p6cbe  suivante: 

En  ce  qui  concerne  la  question  des  ,,Boxeurs''  pr^c^demment  ä  la  date 
du  19  de  la  4^  lune  (17  mai)  avait  Ü^  re^u  le  döcret  Imperial  suivant:  || 
,,Nous  venons  d'apprendre  qu'ä  Tint^rieur  de  la  Capitale  et  au  dehors  des 
individus  malfaisants  se  couvrent  du  nom  de  „8oci4t6  des  »^Boxeurs"  pour 
afficher  partout  des  placards  et  jeter,  par  des  rumeurs,  le  trouble  dans  le 
coeur  de  la  population.  Nous  craignons  profond^ment  qu'il  n'en  r^sulte  peu 
k  peu  des  d^sordres.  Quant  aux  mesures  qu'il  Importe  de  prendre  pour  assurer 
Tordre  et  la  r^pression,  nous  ordonnons  au  Yamen  du  Gouverneur  militaire, 
k  la  Pr^fecture  de  P^kin  et  aux  Censeurs  des  cinq  villes  de  s'entendre  au 
mieux  pour  ^laborer  de  concert  un  r^glement  et  de  le  mettre  imm^diatement 
en  pratique.  En  outre  on  Nous  adressera  tont  d'abord  un  report  en  r^ponse 
sur  les  proc^d^s  que  Ton  compte  adopter,  Nous  ordonnons  aussi  k  Ju  hou 
d'exercer  de  m^me  une  r^pression*  rigoureuse."    Rcqu  respectueusement 

Le  23  (21  mai)  an  regu  de  la  d^p6che  de  Y.  E.  nous  communiquant  les 
r^solutions  du  Corps  Diplomatique,  notre  Yamen  adressa  de  nouveau  un  rapport 
au  Tr6ne,  Le  26  (24  mai)  ^tait  rendu  le  D^cret  Imperial  suivant:  H  „VrM- 
demment  en  raison  des  placards  que  publiaient  les  ;,Boxeurs"  pour  jeter  par 
des  rumeurs  le  trouble  dans  Tesprit  du  peuple,  nous  avons,  k  plusieurs  reprises, 
donn6  Tordre  aux  Yamens  int6ress6s  de  s'entendre  pour  le  mieux  sur  T^labo- 
ration  d'nn  r^glement  et  de  passer  da  suite  k  l'application.  ||  Aujourd'hui,  il 
rösulte  d'un  rapport  du  Tsongli  Yamen  que  la  Soci^tö  des  „Boxeurs"  r6pand 
partout  des  rumeurs,  cherche  k  susciter  des  dösordres  et  excite  le  peuple.  Le 
coeur  des  hommes  est  flottant  et  mobile:  11  est  ais6  de  soulever  des  troubles.  || 
D  est  de  tonte  n^cessit^  d'aviser  d'une  fagon  effective  au  r^glement  de  cette 
Situation.  Nous  ordonnons  au  Yamen  du  Gouverneur  militaire,  k  la  Pr6fecture 
de  P6kin,  aux  Censeurs  des  cinq  villes  et  au  Vice-Roi  du  Tscheli  de  se  reporter 
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Nr.  i9ü22.  aox  textes  pr^c^dents,  de  d^lib^rer  d'an  commun  accord  et  an  mienx  et  de 
^1m^  Nous  adresser  un  rapport  en  r^ponse/'  ||  Re^a  respectaeasement. 
31.  Mai  1900.  Le  27  (25  mal)  le  Yice-Boi  da  Ttcheli  adressa  un  rapport  snr  la  question 
des  »jBoxenrs.''  ||  De  nouveaa  fdt  regn  le  D6cret  Imperial  snivant:  ||  „La 
recherche  et  Tarrestation  des  principanx  menenrs,  la  dispersion  des  adeptes, 
sont  autant  de  proc6d6s  efficaces.  II  fant  que  le  Vice-Roi  donne  des  ordres 
rigoorenx  ponr  Tenvoi  d'officiers  civils  et  militaires  qui  selon  les  cas  useront 
de  vignear  on  d'indolgence/'  ||  Be^n  respectaeasement 

A  la  YMiA  c'est   qne   le  Gouvernement   chinois   s'est   renda   compte  de 
l'extrdme  gravit^   de  la  question.    D4jä  11  a  ayisö   d'une  fagon   ef&cace   aox 
moyens  de  la  regier.  ||  Maintenant  notreYamen  adresse  en  annexes,  les  r^glements 
adopt^s,  conform^ment  aax  D^crets  Imp^riaux,  par  le  Tamen  du  Gouverneur 
militaire  et  les  Censeurs  des  cinq  villes,  ainsi  que  la  proclamatlon,  rbytbm^e 
par  groupes  de  caractöres,  publice  par  les  Censeurs  des  Cinq   villes.    Nous 
vous    prions    de    soumettre    ces    pi^ces  ä  Texamen  des  Ministres    Etrangers 
accr6dit6s  k  P^kin.    Cela  leur  permettra  de  reconnaltre  que  les  demandes 
formul^es  par  eux  dans  la  d^p^che  du  23  (21  mai)  se  trouvent  toutes  comprises 
dans  les  mesures  prises,  et  qu'il  j  a  6troite   concordance    (comme   entre   les 
livres)  avec  la  pens^e  exprim^e  par  les  Repr^sentants  des  Puissauces  h  P^kin.  || 
Nous  les  Prions  de  se  tranquilliser  et  si,  k  Tavenir  il  subsistait  quelque  d^si- 
d^ratum  qui  n'ait  pas  encore  re^u  compl^te  satisfaction,  ils  devront  encore» 
snivant  les^^v^nements,  nous  en  informer. 
Les  annexes: 
Une  proclamation, 
Deux  copies. 
Le  29  de  la  4^  lune  de  la  26^  annöe  Eonang-Siu  (27  mai  1900). 

Le  Prince  et  les  Ministres  du  Tsongli  Tamen. 
A  Son  Excellence  Monsieur  Cologan,  Ministre  d'Espagne.     Doyen   Da 
Corps  Diplomatique  k  P^kin. 


Anlage  2 
zum  Beriebt  der  Eaiserlicben  Gesandtschaft  zu  Peking  vom  31.  Mai  1900. 

Übersetzung. 

Aus  der  Peking-Zeitung  vom  29.  Mai  1900. 
Eaiserlicbes  Edikt. 
In  letzter  Zeit  bat  sieb  die  ländlicbe  Bevölkerung  in  unmittelbarer  N&he 
der  Hauptstadt  im  militäriscben  Boxen  geübt.  Dabei  sind  gute  und  scblecbte 
Elemente  zusammengekommen,  sodaCs  irgend  welcbe  Ausschreitungen  ernstlich 
zu  befürchten  waren.  Infolgedessen  sind  die  Behörden  aufserhalb  Pekings  schon 
mehrmals  durch  Edikte  angewiesen  worden,  dieses  Treiben  energisch  zu  unter- 
drücken« Wie  Wir  vor  kurzem  erfuhren,  haben  sich  die  Boxer  zusammen- 
gerottet und  sind  vagabondierende  „Bravos*'  und  Anhänger  von  Geheimbünden 
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zu  ihnen  gestoben,  die  jede  Gelegenheit  benutzten,  um  Aufruhr  zu  stiften.  Sie  Mr.  12222. 
haben  sogar  einen  Offizier  erschlagen  und  Telegraphenstangen  und  Bahnstrecken  ^^^h*" 
verbrannt  und  zerstört.     Durch  diesen  höchst  bedauerlichen  Mangel  an  Furcht  8i.M»i  1900. 
vor  den  Gesetzen  treten  sie  mit  Rebellen  auf  gleiche  Stufe.  ||  Die  abgesandten 
militärischen  Höchstkommandierenden  und  die  lokalen  Zivil-  und  Militärbeamten 
erhalten  hiermit  Befehl,   die  Rädelsführer  sofort  zu  verhaften  und  Diejenigen 
welche  sich  ihnen  gezwungen  angeschlossen  haben,  zu  zerstreuen«    Sollten  die 
Aufständischen  etwa  wagen,  ihnen  im  Kampfe  Widerstand  zu  leisten,  so  mögen 
sie  dieselben,  so  wie  sich  Gelegenheit  bietet,  zum  abschreckenden  Beispiel  ver- 
nichten. II  Es  herrscht  augenblicklich  greise  Aufregung  und  entstehen  bei  jedem 
Anlals  allerhand  GerQchte.  Alle  Missionsanstalten  und  von  chinesischen  Christen 
bewohnten  Gegenden  sind  deshalb  mit  allen  Mitteln  zu  beschützen,  damit  Ruhe 
und  Frieden  erhalten  bleiben  und  jedes  Unglflck  abgewehrt  wird. 

Für  die  Übersetzung 
gez.  Forke. 
Obersetzung. 

Aus  der  geschriebenen  Peking-Zeitung  vom  30.  Mai  1900, 
Kaiserliches  Edikt. 
Wir  haben  bereits  gestern  in  einer  Verordnung  befohlen,  wie  mit  den 
aufrührerischen  Boxern  je  nach  ihrer  Schuld  verfahren  werden  soll.  Da  sich 
unter  dem  ungebildeten  Landvolk  gute  und  schlechte  Elemente  finden,  so  kann 
nur  in  der  Weise  dagegen  eingeschritten  werden,  dab  die  Hauptschuldigen  ver- 
haftet und  diejenigen,  welche  gegen  ihren  Willen  sich  ihnen  angeschlossen 
haben,  zerstreut  werden.  ||  In  der  Provinz  Chili  und  in  der  Nähe  der  Hauptstadt 
gährt  es  jetzt,  wohin  man  kommt  Nur  durch  sofortige  Ma&regeln  kann  dem 
gesetzwidrigen  Treiben  ein  Riegel  vorgeschoben  und  das  Übel  bei  der  Wtinel 
ausgerottet  werden,  ||  Der  Gouverneur  von  Peking,  der  Stadtpräfekt,  die  Vor- 
steher der  5  städtischen  Kreise  und  der  General-Gouverneur  von  Chili  erhalten 
hiermit  Befehl,  die  ihnen  unterstehenden  Lokalbeamten  und  Truppen-Komman- 
danten strengstens  anzuweisen,  dab  sie  diejenigen  von  den  fioxem,  welche 
wirklich  die  Gegend  beunruhigt  und  mit  Freuden  an  dem  Anfruhr  teilgenommen 
haben,  mit  allen  Mitteln  dingfest  machen  und  aufs  Strengste  bestrafen.  Niemand 
darf  dabei  die  Verantwortung  auf  den  Anderen  schieben.  Sollte  noch  weiter 
Obstruktion  getrieben  werden,  so  werden  ganz  bestimmt  nun  Chung-li  und  die 
übrigen  Beamten  ohne  Gnade  zur  Verantwortung  gezogen  werden.  ||  Diejenigen 
Boxer,  von  denen  erwiesen  ist,  dafis  sie  zwar  mit  in  dasselbe  Hörn  geblasen, 
im  übrigen  aber  keinen  Anteil  an  dem  Aufruhr  genommen  haben,  sind  ebenfalls 
eindringlich  zu  verwarnen  und  sofort  zu  zersprengen.  Es  darf  ihnen  keine 
weitere  Gelegenheit  zu  Ausschreitungen  gegeben  werden. 

Für  die  Übersetzung. 
gel.  Forke. 
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Nr.   12223.    deutsches  BEICH.   —   Der  Gesandte  in  Peking  an 
den  Reichskanzler.    Ankunft  von  Schatztruppen. 

Peking,  den  1.  Juni  1900. 

DeuL^^  Die  von  der  hiesigen  englischen,  amerikanischen,  japanischen,  russischen, 
ueiob.  französischen  und  italienischen  Gesandtschaft  requirierten  Schutzdetachements 
1.  Juni  1900  ^jpj^fgQ  pgj.  Extrazug  von  Tientsin  kommend,  gestern  Abend  um  7  Uhr  auf  dem 
Bahnhof  bei  Peking  ein  und  hielten  mithin  nach  Eintritt  der  Dunkelheit  ihren 
Einzug  in  die  Stadt.  Sie  marschierten  einzeln  und  kurz  hintereinander  folgend, 
wobei  wegen  Mitnahme  grölsercr  Bagage  das  englische  und  italienische  Deta- 
chement  als  die  letzten  gegen  7^^  Uhr  in  den  betreffenden  Gesandtschaften 
ankamen.  Auf  dem  ganzen  fast  1^2  Stunde  dauernden  Marsch  durch  die 
HauptstraCsen  der  Stadt  ereignete  sich  kein  störender  Zwischenfall,  die  Be- 
völkerung verhielt  sich  teilnamlos,  und  blieb  auiäer  einigen  wenigen  Zuschauern 
in  ihren  Häusern,  während  wohl  der  grölste  Teil  derselben  mit  Rücksicht  auf 
die  späte  Stunde  die  Ankunft  der  Detachements  nicht  mehr  erwartete,  oder 
von  derselben  Oberhaupt  keine  EenntniCs  hatte.  ||  Die  Stärke  der  gestern  in 
Peking  angelangten  Schutzdetachements  beziffert  sich,  wie  folgt:  ||  Englisches 
Detachement  3  Offiziere,  75  Mann  Marine-Infanterie,  1  Bevolverkanone.  ||  Russi- 
sches Detachement  2  Offiziere,  75  Mann  Matrosen.  ||  Französisches  Detachement 
2  Offiziere,  75  Mann  Matrosen.  ||  Italienisches  Detachement  2  Offiziere,  40  Mann 
Matrosen,  1  Revolverkanone.  ||  Amerikanisches  Detachement  1  Offizier,  40  Marine- 
soldaten. II  Japanisches  Detachement  1  Offizier,  22  Matrosen.  ||  Von  dem  engli- 
schen, russischen,  französischen  und  amerikanischen  Detachement  sind  heute 
kleinere  Abteilungen  in  die  verschiedenen  in  der  Hauptstadt  zerstreut  liegenden 
Missionsanstalten  abgegeben  worden.  von  Eetteler. 


Nr.    12224;     deutsches  seich.  —  Derselbe  an  Denselben.    An- 
kunft deutscher  und  österreichischer  Schutztruppen. 
Nr.  12224.  Peking,  den  4.  Juni  1900. 

^^^^**  Euerer  Durchlaucht  beehre  ich  mich  im  Anschlufe  an  meinen  Bericht  vom 

4.  jQDi  1900. 1.  d.  M.,  Nr.  A.  106,  die  nachstehenden  auf  die  Ankunft  des  deutschen  Deta- 
chements in  Peking  bezüglichen  Einzelheiten  gehorsamst  zu  unterbreiten. 

Das  von  dem  Kaiserlichen  III.  See-Bataillon  abgeordnete  Detachement,  be- 
stehend aus  1  Offizier  und  Detachementsführer,  Graf  von  Soden,  1  Feldwebel, 
4  Unteroffizieren  und  45.  Mann,  welches  an  Bord  S.  M.  Schiff  „Kaiserin  August«" 
aus  Tsingtau  kommend  .auf  der  Rhede  von  Taku  eingetroffen  war,  wurde  dortselbst 
gestern  Morgen  um  5  Uhr  ausgeschifft,  und  auf  einem  Leichterfahrzeug  im  Tau 
eines  Schleppdampfers  bis  in  die  unmittelbare  Nähe  der  Eisenbahnstation  Tongka 
gebracht  An  diesem  Punkte  des  Peiho-Flusses  innerhalb  der  Taku-Forts  lag  seit 
einigen  Tagen  bereits  S.M.  Schiff  „Iltis"  auf  Wache.  Von  dort  benutzte  die  Truppe 
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den  um  9  Uhr  Morgens  abgehenden  fahrplanmäijsigen  Zag  nach  Peking.  In  Nr.  12224. 
Tientsin,  wo  um  Mittag  ein  kurzer  Aufenthalt  stattfand,  hatte  es  sich  die  ^*"*f^**** 
deutsche  Kolonie  nicht  nehmen  lassen,  unsere  Soldaten  und  das  gleichzeitig 4.  Janiiooo. 
mit  ihnen  eintreffende  Schutzdetachement  von  3  Offizieren  und  30  Matrosen 
des  kleinen  österreichischen  Kreuzers  „Zenta"  auf  dem  Bahnhofe  zu  begrüssen 
und  reichlich  zu  bewirthen.  Um  3  IJIir  Naclimittags  trafen  die  Detachements 
auf  (lern  aufserhalb  Pekings  liegenden  Bahnhofe  Machiapu  ein,  woselbst  ich 
die  Ankunft  der  Kaiserlichen  Truppe  erwartete.  In  bereit  gestellten  Wagen 
der  von  der  Firma  Siemens  u.  Halske  angelegten  elektrischen  Strafeenbahn 
wurde  die  Strecke  bis  an  das  äussere  Stadtthor  von  Peking  schnell  zurück- 
gelegt. Nachdem  ich  mich  mit  dem  Ucrrn  Detachementsführer  zu  Pferde  an 
die  Spitze  der  Truppe  gesetzt  hatte,  erfolgte  der  Einmarsch  in  die  Stadt,  dicht 
gefolgt  von  der  österreichischen  Matrosenabtheilung.  Bei  hellem  kühlen  Wetter 
und  staubfreien  Stralsen  durchzogen  wir  sodann  die  Stadt,  angestaunt  von  einer 
zu  beiden  Seiten  des  Weges  dichtgedrängten  hunderttausendköpfigen  Chinesen- 
menge, welche  sich  während  des  Einmarsches  der  Truppen  kleinlaut  und  zag- 
haft verhielt  Der  nahezu  eine  Stunde  währende  Marsch  durch  die  Haupt- 
verkehrsader Pekings  wurde  durch  keinerlei  Zwischenfall  gestört.  In  die 
Legationsstrasse  einbiegend,  wurde  zu  den  Klängen  des  PreuDsenmarsches  Tritt 
gefaCst,  und  die  letzte  kurze  Strecke  bis  an  die  Kaiserliche  Gesandtschaft 
unter  den  Augen  zahlreicher  chinesischer  Bewohner  und  der  aus  allen  Gesandt- 
schaften und  fremden  Häusern  heraustretenden  Fremden  marschiert,  welche 
dabei  Gelegenheit  hatten,  das  frische  Aussehen  unserer  Leute,  deren  straffe 
Haltung  und  ihren  mustergültigen  Anzug  zu  bewundern.  Vor  der  Kaiserlichen 
Gesandtschaft  angekommen,  wurde  mit  Sektionen  eingeschwenkt,  um  das  öster- 
reichische Detachement  vorüberziehen  zu  lassen,  und  darauf  in  der  schattigen 
Allee  des  Gartens  unmittelbar  vor  den  Quartieren  des  Detachements  endgültig 
Halt  gemacht  Hier  begrübte  ich  in  einer  kurzen  Ansprache  die  Kaiserliche 
Truppe,  hieüs  sie  auf  deutschem  Boden  willkommen,  und  gab  der  Zuversicht 
Ausdruck,  daDs  sie  mit  dem  im  Vorjahre  hierher  entsandten  Detachement  ihres 
Truppentheils  an  Leistungsfähigkeit,  Treue  und  Hingebung  für  Kaiser  und 
Reich  wetteifern  und  gleich  jenem  durch  strenge  Manneszucht  den  Ruf  in 
Ehren  bewahren  würden,  welcher  den  deutschen  Soldaten  vor  allen  anderen 
auszeichnet  Ich  schlols  mit  einem  Hoch  auf  Seine  Majest&t  unseren  Alier- 
gnädigsten  Kaiser  und  Herrn.  Nachdem  die  Seesoldaten  sich  in  ihren,  früher 
als  die  Wohnungen  des  Legations-Sekretärs  und  1.  Dolmetschers  dienenden 
Räumen  schnell  eingerichtet  hatten,  vereinigte  die  gern  gesehenen  Gäste  ein 
fröhliches  Mahl  unter  den  Bäumen  unseres  Gartens.  ||  Für  den  militärischen 
Schutz  des  Grundeigenthums  der  Kaiserlichen  Gesandtschaft,  wie  für  die  Sicher- 
heit der  Beamten  und  Angestellten  derselben,  ist  mithin  in  vollem  Mause  Für- 
sorge getroffen.  Auch  die  beiden  einzigen  in  Peking  bestehenden  grölseren 
Ladengeschäfte,  welche  sich  in  deutschen  Händen  befinden,  sind  mit  Schutz- 
malsregeln bedacht,  während  das  Maschinenhäüs  der  elektrischen  Lichtzentrale 
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Nr.  1222L  von  Slemens  n.  Halske  gleichfalls  bewacht  wird.  ||  Ich  darf  bei  dieser  (Gelegenheit 
^^^h**  ^^^  ^^  überaus  freundwillige  Entgegenkommen  und  die  wohlgesinnte  that- 
4.  jnni  i (00.  kräftige  Unterstützung  gehorsamst  hinweisen,  welche  mir  seitens  des  Kaiser- 
lichen Chefs  des  Kreuzer-Geschwaders,  Herrn  Yize-Admiral  Bendemann,  und 
des  Kaiserlichen  Gouverneurs  des  Kiautschou-Gebiets,  Herrn  Kapitän  zur  See 
Jaeschke  —  mit  denen  der  Kaiserliche  Dienst  nach  mehr  als  zehnjähriger 
Unterbrechung  mich  zum  zweiten  Male  in  China  vereint  hat  — ,  wie  stets,  so 
auch  in  diesem  Fall  erwiesen  worden  ist^  von  Kettele r. 


Nr.    12225.    deutsches  BEICH.  —  Derselbe  an  Densel1)en.    Be- 
richt über  Unruhen  und  Verkehrsstörungen.    Kon- 

sularbericht. 

Peking,  den  10.  Juni  190a 

Nr.  it8S5.  Euerer  Durchlaucht  beehre  ich  mich,  in  der  Anlage  Abschriften  zweier 

^^**  Berichte  des  Kaiserlichen  stellvertretenden  Konsuls  in  Tientsien  vom  8.  d.  M., 
10. Juni  1900.  über  Unruhen  im  Norden  Chinas,  dadurch  hervorgerufene  Verkehrsstockungen 
und  Heranziehung  von  Schutzdetachements  für  Tientsien  und  Peking,  gehor- 
samst einzureichen,  ||  Der  Eisenbahnverkehr  auf  der  Linie  Paotingfu — Peking 
ist  seit  der  am  28.  v.  M.  erfolgten  Zerstörung  des  Bahnkörpers,  Verbrennung 
des  rollenden  Materials  und  der  Stationsgebäude,  und  Vertreibung  der  An- 
gestellten der  Luhan-Bahn  unterbrochen,  und  befindet  sich  die  ganze  von  der- 
selben durchlaufene  fertige  Strecke  von  der  Provinzialhauptstadt  Chilis  bis 
nach  der  Beichshauptstadt  Peking  in  den  Händen  der  Aufständischen,  gegen 
welche  die  chinesischen  Beamten  und  Soldaten  keineswegs  einschreiten.  H  Der 
bereits  vor  dem  3.  Juni  d.  J.  einige  Tage  ausgesetzte  Betrieb  auf  der  Eisen- 
bahn von  dem  Hafenplatze  Tientsin  nach  hier  ist  seit  dem  4.  d.  M.  völlig 
eingestellt,  und  zwar  infolge  der  von  den  Boxern  verübten  Beschädigung  der 
Geleise,  Brücken  und  Wasserdurchlässe,  so?rie  der  Einäscherung  von  4  Stations- 
gebäuden. Die  Briefsendungen  zwischen  Tientsin  und  hier  werden  seitdem 
durch  Überlandcouriere  des  chinesischen  fremden  Seezollamts  vermittelt,  welche 
naturgemäß  nur  leichte  Posten  zu  tragen  vermögen,  und  zu  deren  Besorgung 
2  Tage  gebrauchen.  Dab  diese  eine  8S  englische  Meilen  lange  Beise  auf 
Eseln  zurücklegenden  chinesischen  Bolen,  welche  unbewaffnet  durch  die  Ton 
Boxern  gehaltenen  Distrikte  reiten,  keinerlei  Sicherheit  für  die  Briefbefördenmg 
bieten,  liegt  auf  der  Hand.  Eine  Anfrage  bei  den  Ministern  des  TsungU- 
Yamen,  ob  dieselben  die  sichere  Überkunft  eines  von  mir  über  Land  nach 
Tientsin  zu  entsendenden  deutschen  Couriers  gewährleisten  könnten,  mufsten 
dieselben  hente  verneinen.  ||  Während  die  Eisenbahntelegraphen  nunmehr  seit 
Wochen  nicht  mehr  funktionieren,  war  doch  die  eine  Drahtleitung  von  hier 
nach  Tientsin  bisher  unbeschädigt  geblieben,  bis  auch  deren  Betriebseinstellong 
heute  durch  ein  Rundschreiben  des  hiesigen  Telegraphenamts  angezeigt  wurde. 
Es  bleibt  somit  nur  die  Möglichkeit,  mit  dem  Auslande  über  die  direkt  Ton 
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hier  via  Eiachta  und  Sibirien  führende  Landtelegraphenlinie  zu    verkehren.  {|  ^t-  12225 
Nachdem    daher  jede  Reiseverbindung   zwischen   hier   und   der   Küste   abge-     ^^h." 
schnitten  und  die  Hauptstadt  von  den  aufrührerischen  Banden  der  Boxer  um-io.Juiiii900. 
zingelt  war,  die  auüserhalb  der  Thore  Pekings  befindliches  Missionseigenthum, 
wie   ein   dem   Fremdenklub   gehöriges   Sommerhaus    in   Brand   steckten   und 
Ausländer  auf  den  Landwegen  wie  in  den  Stralsen  der  Stadt  attackierten  und 
seitdem   auch   die   telegraphische  Verbindung   mit   den   auf  der  Taku-Rhede 
liegenden  Chefs  der  fremden  Geschwader   abgeschnitten   wurde,    schien   der 
Augenblick  gekommen,  in  welchem  die  hiesigen   diplomatischen  Vertreter  den 
Befehlshabern    der    maritimen   Streitkräfte    die   Maisregeln    zur    Entsetzung 
Pekings,  d.  h.  zur  Befreiung  der  hier  lebenden  Fremden,  überlassen  zu  müssen 
glaubten.  ||  Der  hiesige  englische  Gesandte,  als  Senior  der  in  Frage  kommenden 
Vertreter,  setzte  sich  zu  diesem  Ende  mit  dem  rangältesten  britischen  Vize- 
Admiral  in  Taku  in  Verbindung.  Kette  1er. 


Anlage  1 
zum  Berichte  der  Kaiserlichen  Gesandtschaft  zu  Peking  vom    10.  Juni  1900. 

Tientsin,  den  8.  Juni  1900. 
Euerer  etc.  beehre  ich  mich  zwei  Zirkulare  der  chinesischen  Eisenbahn- 
und  PostverwaltuDgen  gehorsamst  einzureichen,   wonach  der  Eisenbahnverkehr 
zwischen  Tientsin  und  Peking  bis  auf  weiteres   unterbrochen   und  ein  Post« 
kurierdienst   zwischen  beiden  Plätzen  eingerichtet  worden  ist.     Die  Versuche, 
gestern  weitere  englische,  italienische,  österreichische  und  japanische  Detache- 
ments  per  Bahn  nach  Peking  zu  befördern,  sind  gescheitert,  da  chinesischer- 
seits  ein  Zug  nicht  zur  Verfügung  gestellt  worden  ist.    In  Tientsin  befinden  sich 
zur  Zeit  816  fremde  Mannschaften,  nämlich  ||  61  Deutsche,  ||  105  Amerikaner,  {| 
233  Engländer,  ||  66  Franzosen,  ||  40  Italiener,  ||  74  Japaner,  ||  77  Österreicher,  || 
160  Russen.  ||  Die  Zahl  der  in  Taku  und  Tongku  liegenden  fremden  Kriegs- 
schiffe beläuft  sich  auf  28.    Hierzu  sind  gestern  Abend  S.  M.  S.  „Hansa'^  und 
S.  M.  S.  „Hertha''   mit  dem  Kaiserlichen  Vize-Admiral  Bendemann   an  Bord 
hinzugekommen,  die  von  Tschifu  anlangten.  ||  Die  Lage  wird  hier  als  sehr  ernst 
angesehen.    Die  chinesischen  Truppen  scheinen  in  der  That  von  Peking  die 
Instruktionen  erhalten  zu  haben,  auf  die  Boxer  nicht  zu  schieisen.    Man  be- 
zweifelt daher  die  bereits   gemeldete  Nachricht,   dab  General  Nieh  wirklich 
gegen   die  Boxer  gekämpft   hat,  befürchtet   vielmehr,  dals  die  chinesischen 
Soldaten  mit  den  Boxern  sich  vereinigen  und  gemeinsam  gegen  die  Fremden 
vorgehen  werden.     Zur  Beruhigung  der  hiesigen  deutschen  Kolonie  und  Ent- 
lastung des  Freiwilligenkorps  dürfte  es  sich  empfehlen,  an  der  bereits  befür- 
worteten Herbeorderung  weiterer  deutsclier  Truppen  festzuhalten.    Handel  und 
Verkehr   sind    hier   gänzlich    ins   Stocken    gerathen.    Ein    grolser   Teil    der 
Dienerschaft  der  Fremdenbevölkerung  und  zahlreiche  chinesische  Angestellte 
der  fremden  Firmen   sind   fiüchtig  geworden.    Die   deutschen  Kaufleute  be- 
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Nr.  12225.  haupten,  bereits  erhebliche  Geschäftsnachteile  erlitten  za  haben,  sie  befürchten 
^^d!!*"   grofee  Verluste,  falls  die  Ordnung  und  Verkehrssicherheit  nicht  alsbald  wieder 
iojnnii90o.  hergestellt  werden  sollte.  gez.  Zimm ermann. 

An  den  Kaiserlichen  Gesandten  Herrn  Freiherrn  von  Ketteier 
Hochwohlgeboren. 

Anlage  2 
zum  Bericht   der  Kaiserlichen  Gesandtschaft  in  Peking  vom   10.  Juni  1900. 

Tientsin,  den  8.  Juni  1900. 
Eurer  etc.  beehre  ich  mich  beifolgend  Abschrift  und  Übersetzung  der 
mir  auf  Tertraulichem  Wege  zugehenden,  als  völlig  authentisch  anzusehenden 
Meldung  zu  überreichen,  die  General  Nieh  über  seinen  Kampf  mit  den  Boxern 
dem  hiesigen  General-Gouverneur  und  dem  Grofssekretär  Jungu  erstattet  hat. 
Wie  mir  soeben  Oberst  de  Wogack  mitteilt,  hat  Nieh  inzwischen  seine  Unter- 
neh'mungen  gegen  die  Rebellen  auf  direkten  Befehl  aus  Peking  eingestellt. 
Herr  de  Wogack  giebt  ferner  an,  dafe  Nieh  in  der  letzten  Nacht  telegraphisch 
angewiesen  worden  ist,  seine  Truppen  sofort  nach  Lutai  zurückzusenden,  und 
dafe  heute  Vormittag  demgemäfs  bereits  3000  Mann  hier  auf  dem  Rückwege 
nach  dem  genannten  Militärlager  durchpassiert  sind.  ||  Die  Bahnstation  Tangtsan 
soll  gegenwärtig  durch  die  Boxer  bedroht  sein.  gez.  Zimmermann. 

An  den  Kaiserlichen  Gesandten  Herrn  Freiherrn  von  Ketteier 
Hochwohlgeboren. 

Beilage  zur  Anlage  2 
des  Berichtes  aus  Peking  vom  10.  Juni  1900. 

Übersetzung  eines  Telegramms  des  Generals  Nieh-shih-cheng  vom  6.  Juni  1900. 
Soeben  zerstörten  zahlreiche  Übelthäter  in  ihrer  unruhigen  Verrücktheit 
die  Bahnhöfe  von  Huang-tsun  bis  Lang-fan  inklusive.  Vertrauend  auf  ihre 
grofse  Zahl,  fürchten  sie  nicht  die  Gesetze  und  unterbrachen  den  Verkehr  auf 
der  Eisenbahn  Peking — Tientsin.  Ohne  sie  gefangen  zu  nehmen  oder  zn 
schlagen,  war  die  Sache  nicht  zu  erledigen.  Ich  erhielt  den  Kaiserlichen 
Befehl,  zu  schützen.  Dies  war  meine  Verantwortlichkeit.  Meine  Gewissen- 
haftigkeit in  Staatsgeschäften  geht  bis  zur  Furcht  und  Krankheit.  .  Im  An- 
gesichte der  gegenwärtigen  Frechheit  der  Übelthäter  habe  ich  meine  Kavallerie 
und  Infanterie  selbst  gegen  jene  geführt  und  sie  mit  der  äu&ersten  Energie 
geschlagen.  Ich  hatte  keine  Zeit  übrig,  vorher  Befehle  einzuholen.  Wenn 
die  hohe  Regierung  später  beschlieDsen  wird,  mich  dafür  zu  bestrafen,  so 
werde  ich  nicht  wagen,  mich  dagegen  aufzulehnen. 
Wichtiges  Telegramm. 

Für  richtige  Übersetzung: 
gez.  Krause. 
An  Ihre  Excellenzen  etc.  GroDssekretär  Tunglu  und  den  General- 
Gouverneur  in  Tientsin. 
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Nr.  12226.  DEUTSCHES  EEICH.  —  Der  Gesandte  in  Peking  an 
das  Auswärtige  Amt.  Feindselige  Haltung  der 
chinesischen  Regierung.  Angriff  auf  Gesandt- 
schaften bevorstehend. 

Peking,  den  12.  Juni  1900. 

(Telegramm.)  ||  Die  Minister  des  Tsungli  Yamen  verlangen,  dafe  die  Ent-  ^f- 12226. 
Sendung  von  1000  Matrosen   nach  Peking   aufgehalten   werden  soll;   die  be-     Refch.*" 
teiligten  Vertreter   haben   dies  jedoch   abgelehnt    Die  Matrosen  müssen  auf  ^^.Jnni  1900. 
dem  Wege  von  Tientsin  hierher  Behinderung  oder  Waffenwiderstand  gefunden 
liaben,  da  sie  sonst  schon  eingetroffen  wären.    Telegraph ische  Verbindung  mit 
Tientsin  ist  unterbrochen.  ||  Der  fremden  feindliche  Prinz  Tnan,  der  Vater  des 
Thronfolgers,  ist  neben  Prinzen  Ching  zum  Mitlciter  Tsungli  Yamens  ernannt. 
In  der  Nacht  zum  10.  d.  M.  ist  die  Sommerresidenz  der  englischen  Gesandt- 
schaft,  nahe  bei  Peking,   die  unter    chinesischer  Obhut  war,   niedergebrannt. 
Gestern  wurde  der  japanische  Attache  auf  dem  Wege  zum  Bahnhof  ermordet 
und  seiner  Leiche  der  Kopf  abgeschlagen.     Es  besteht  die  Befürchtung,   dafs 
die  Soldaten  gegen  die  hiesigen  Fremden  losgelassen  werden. 

gez.  Ketteier. 


Nr.  12227.  deutsches  EEICH.  —  Die  Gesandtschaft  in 
Peking  an-  den  Reichskanzler.  Die  Boxer  in  Peking; 
Haltung  der  Regierung;  erste  Angriffe  auf  die  Ge- 
sandtschaften; Ermordung  Kettelers. 

Peking,  den  25.  August  1900. 
Euerer  Durchlaucht  beehre  ich  mich  über  die  Unruhen,  welche  in  Peking  Nr.  12227. 
wahrend   der  Zeit  vom  12.   bis  20.  Juni   infolge   der  Boxerbewegung  statt-  ^^*^^** 
gefunden   haben,  nachstehend   gehorsamst  zu   berichten.  ||  Zunächst  darf  ich s^- An?.  1900. 
Euerer  Durchlaucht  noch  nachträglich  die  von  dem  verstorbenen  Kaiserlichen 
Herrn  Gesandten  verfaisten  Berichte  überreichen,  die  nach  vollständiger  Ein- 
stellung des  Bahnbetriebs  zwischen  hier  und  Tientsin  am  4.  Juni  infolge  der 
von  den  Rebellen  verübten  Zerstörungen  mangels  einer  sicheren  Postverbindung 
nicht  mehr  ihrer  Bestimmung  zugeführt  werden  konnten.  ||  Das  letzte  von  Baron 
Ketteier  abgesandte  amtliche  Telegramm  Nr.  68  war  vom  12.  Juni  datiert,  und 
wurde   über  Kiachta  befördert.    Eine  Stunde   nach   seiner  Abgabe   auf  dem 
hiesigen  Telegraphenbureau   erfolgte   die  Anzeige  von   der  Betriebseinstellung 
auch  auf  dieser  Linie,  und  damit  war  jede  Möglichkeit  geschwunden,  mit  dem 
Auslande  von  hier  aus  in  direkte  telegraphische  Verbindung  zu  treten.  ||  Die 
von  dem  General-Zolldirektor  Sir  Robert  Hart  seit  Einstellung  der  Eisenbahn- 
Verbindung  entsandten  Überlandkuriere  nach  Tientsin  verrichteten  ihre  Boten- 
dienste bis  zum  15.  Juni,   konnten   dann  aber  die  Reihen  der  Rebellen  nicht 
mehr  passieren,   sodaüs   sich   von   diesem  Zeitpunkt  ab  auch  für  gewöhnliche 
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Nr.  12227.  BtlefsenduDgen  keine  Gelegenheit  mehr  bot  ||  Man  war  somit  vollständig  von 
Reich.     (1er  Welt   abgeschnitten.  ||  Nachdem   die  Mitglieder   der  Fanstsekte   bis   zum 

25.Aag.i900.  ;12.  Jnni  die  Eisenbahnstrecke  und  alles  Eigentum  der  Europäer  im  Umkreise 
Pekings  zerstört  und  verbrannt  hatten,  begannen  sie  am  13.  ihre  vernichtende 
Thätigkeit  innerhalb  der  Mauern  der  Stadt  selbst.  Schon  Tags  zuvor  wuiste 
man,  dais  die  Rebellen  in  grölseren  Scharen  durch  die  Thore  eindrangen,  um 
sich  in  Tempeln  zu  vereinigen  und  dort  sich  den  Übungen  ihrer  Sekte  hin- 
zugeben. Am  12.  frflh  gelang  es  sogar,  eines  Mitgliedes  derselben  habhaft  zu 
werden,  das  mit  Turban  nnd  rotem  Gürtel  angethan,  in  einem  Karren  die 
Legationsstraise  entlang  fuhr.  Baron  Eetteler,  der  sich  zufällig  vor  dem  Ge- 
sandtschaftsgebäude befand,  Ileus  sofort  das  Gefährt  anhalten,  ein  Insasse  ent- 
kam, während  der  andere  dingfest  gemacht  wurde.  Der  Kaiserliche  Gesandte 
entsandte  sofort  den  Dolmetscher  Herrn  Cordes  an  das  Tsungli  Yamen,  um 
sich  den  Besuch  des  Polizei-Präfekten  von  Peking  zu  erbitten,  den  er  mit  dem 
Gefangenen  zu  konfrontieren  wünschte,  da  er  ersteren  der  Förderung  der 
Christen- europäerfeindlichen  Bewegung  für  dringend  verdächtig  hielt  Chung  li 
traf  mit  grolser  Begleitung  nachmittags  auf  der  Gesandtschaft  ein,  und  mulste 
sich  von  Baron  Ketteier  auf  den  Kopf  zusagen  lassen,  dais  er  als  Polizei- 
Präsident  Pekings  nicht  nur  keine  Maisregeln  zur  Aufrechterhaltung  der  Ord- 
nung getroffen,  sondern  dais  er  selbst  die  ganze  Boxerbewegung  begünstige. 
Der  Mandarin  suchte  sich  diesen  Vorwürfen  zu  entwinden;  seine  Unschulds- 
beteuerungen wurden  aber  noch  am  nämlichen  Tage  durch  Schriftstücke  wider- 
legt, die  in  einem  unweit  des  Gesandtschaftsviertels  belegenen  Tempel  —  einem 
notorischen  Zusammenkunftsorte  der  Boxer  —  von  Soldaten  des  Kaiserlichen 
Detachements  bei  einer  dort  vorgenommenen  Razzia  beschlagnahmt  wurden. 
Diese  Schriftstücke  sind  insofern  für  die  Geschichte  der  Boxerbewegung  von 
Interesse,  als  sie  ein  Programm  der  in  Peking  auszuführenden  Unthaten  ent- 
hielten, und  den  unzweifelhaften  Beweis  dafür  erbringen,  dais  die  fremden- 
feindliohe  Bewegung  innerhalb  der  Stadt  gerade  von  denjenigen  höheren 
chinesischen  Beamten  und  Polizeikommissaren  unterstützt  wurde,  die  vermöge 
ihrer  Stellung  und  ihres  Amtes  zur  Unterdrückung  derselben  berufen  gewesen 
wären.  Ich  darf  mir  gehorsamst  vorbehalten,  seinerzeit  einen  Auszug  aus 
diesen  Dokumenten,  beziehungsweise  eine  Übersetzung  derselben.  Euerer  Durch- 
laucht zu  überreichen.  ||  Am  Abend  des  nämlichen  Tages  (13.  Juni)  unter- 
nah  men  die  Boxer  den  ersten  Angriff  auf  die  Gesandtschaften.  ||  Im  Laufe  der 
vorhergehenden  Tage  hatten  bereits  Zusammenkünfte  der  einzelnen  Detachements- 
führer  stattgefunden,  in  denen  man  sich  über  die  Art  und  Weise  einer  etwa 
notwendig  werdenden  Verteidigung  besprochen  hatte,  und  die  zu  dem  Ergeb- 
nisse führten,  dafe  das  gesamte  Gesandtschaftsviertel  als  solches  gehalten  werden 
sollte.  Jedes  Detachement  würde  in  erster  Linie  seine  eigene  Gesandtschaft 
schützen,  und  die  Umgebung  derselben  beziehungsweise  die  auf  dieselben 
führenden  Straüsen  uud  Gassen  durch  sein  Gewehrfeuer  frei  halten.  Dadurch 
konnte  den  Boxern,   solange  es  sich  nur  um  solche  handelte,   die,  wie 
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Wülste,  lediglich  mit  Lanzen  and  Schwertern  bewaffi^et  wartn,  der  Zutritt  zu  N'*  i^^* 
dem  Gesandtschaftsquartier  untersagt,  und  vor  Allem  die  bei  den  Bebellen  be-  s^jeiu 
sonders  beliebte  Brandstiftung  verhindert  werden.  ||  Allerdings  wurde  schon  ^-^««.i^oo. 
damals  von  einigen  die  Möglichkeit  eines  Angriffs  gut  bewaffneter  chinesischer 
Truppen  erwogen,  und  fttr  diesen  ftufsersten  Fall  als  Utzter  gemeinschaftlicher 
Yerteidigungspunkt  die  englische  Gesandtschaft  ins  Auge  gefasst,  die  durch 
ihre  Lage  fOr  Yerteidigungszwecke  am  geeignetsten  erschien,  und  infolge  ihrer 
räumlichen  Ausdehnung  und  Weitläufigkeit  ihrer  Bauliehkeiten  im  Notfall  allen 
Europäern  eine,  wenn  auch  beengte  Unterkunft  bieten  konnte.  ||  Gegen  8  Uhr 
abends  drangen  neue  Scharen  bewaffneten  Gesindels  aus  der  Ghinesenstadt  in 
die  Maudschustadt  ein,  steckten  sofort  eine  kleine  Kapelle  der  amerikanischen 
Mission  in  Brand,  und  versuchten  dann  in  die  Gesandtschaftsstrafee  einzu- 
biegen. Hier  wurden  sie  von  vorgeschobenen  italienischen  und  französischen 
Posten  mit  Gewehrfeuer  empfangen,  worauf  sie  umkehrten  und  ihren  Weg  auf 
der  Hatamenstradse  fortsetzten.  Kurz  daravf  wurden  5  grobe  Feuer  sichtbar, 
denen  die  französische  Kathedrale  —  der  Tungtang  — ,  die  Mflnze,  Wohnhäuser 
der  europäischen  Zollbeamten  und  viele  andere  von  Christen  bewohnte  Gebäude 
zum  Opfer  fielen.  In  späterer  Abendstunde  drangen  die  Bebellen  mit  Brand- 
fackeln gegen  die  am  nordöstlichen  Ende  des  Gesandtschaftsviertels  gelegene 
österreichische  Gesandtschaft  vor,  wurden  aber  durch  einige  Gewehrsalven  zum 
Rttckzng  genötigt. 

Am  folgenden  Tage  wurde  die  Gesandtschaftsstrabe  für  den  allgemeinen 
Verkehr  gesperrt,  und  nur  besonders  legitimierten  Einheimischen  der  Durch- 
gang gestattet.  Zahlreiche  Chinesenchristen  iflchteten  sich  mit  Hab  und  Gut 
in  die  Gesandtschaften  und  fanden  dort  Schutz  und  Aufnahme.  Ähnliche  An- 
griffe, wie  am  13.  Juni,  erfolgten  auch  an  den  folgenden  Abenden,  während 
gleichzeitig  die  Chinesenstadt  von  den  Aufständigen  terrorisiert  wurde.  Am 
16.  wurde  dort  Feuer  an  mehrere  Warenhäuser  gelegt,  die  sich  durch  Führung 
europäischer  Artikel  die  Wut  der  Rebellen  zugezogen  hatten;  dabei  brannte 
—  wahrscheinlich  unbeabsichtigter  Weise  —  ein  groDser  Hänserkomplex  nieder, 
wodurch  die  meisten  Seidenlager,  Porzellan-  und  Antiquitätenläden,  deren  Wert 
auf  Millionen  geschätzt  wird,  vom  Feuer  vernichtet  wurden.  Auch  der  mitt- 
lere Eingang  des  Chienmen-Thores,  der  stets  verschlossen  gehalten  wird,  und 
durch  den  allein  der  Kaiser  zu  ziehen  berechtigt  ist,  wurde  an  jenem  Abend 
ein  Raub  der  Flammen.  ||  Gegen  diese  Unthaten  wurde  in  keiner  Weise  seitens 
der  chinesischen  Regierung  eingeschritten.  Die  gegenüber  der  Kaiserlichen 
Gesandtschaft  befindliche  Polizeistation  hatte  längst  ihren  Posten  geräumt; 
nirgends  stellte  der  Sicherheitsdienst  der  Stadt  sich  den  Rebellen  entgegen. 
Auch  die  Bevölkerung  sah  ruhig  diesem  Treiben  zu,  und  beugte  sich  wider- 
standslos unter  die  Schreckensherrschaft  der  Rebelleu.  Das  Programm  der- 
selben war  aber  der  Regierung  vorgelegt  und  von  derselben  gebilligt  worden, 
das  Publikum  war  anwesend,  und  das  Stück  muiste  gespielt  werden.  ||  Als  einer 
der  Hauptautoren   der  ganzen  Bewegung  wurde  damals  und  wird  auch  heute 
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Nr.  12227.  noch  der  Prinz  Toan  bezeichnet,  der  Vater  des  Prinzen-Thronfolgers,  und  seine 
^^ßeu*.**  Ernennung  zum  Präsidenten  des  Tsungli  Yamen,  die  am  10.  Juni  den  fremden 
26.iiig.i90o.  Vertretern  angezeigt  wurde,  mag  zum  Beweise  daffir  dienen,  dals  die  chinesische 
Begierung  ihn  auch  allgemein  als  solchen  betrachtet  zu  wissen  wünschte.  Die 
Berufung  des  Prinzen  Tnan  kann  als  der  Augenblick  bezeichnet  werden,  in 
dem  die  chinesische  Begierung  die  Maske  fallen  lieis,  und  der  Umstand,  dafe 
er  nicht  die  sonst  üblichen  Besuche  bei  dem  diplomatischen  Korps  machte 
und  sich  auch  an  den  Geschäften  des  Tsungli  Yamen  nicht  beteiligte,  zeigt 
zur  Genüge,  dafe  seine  Ernennung  keinen  bloCsen  Personenwechsel  bedeutete, 
sondern  einer  Kriegserklärung  gleichkam,  für  die  die  chinesische  Regierung 
den  Augenblick  geeignet  erachtete.  ||  Bis  zum  17.  Jani  hatte  sich  ein  Zu- 
sammenstoCs  der  Schntzdepartements  mit  chinesischen  Truppen  yermeiden 
lassen.  Ein  Theil  derselben,  dessen  Stärke  und  Zahl  schwer  zu  ermitteln  war, 
hielt  sich  in  ziemlicher  Entfernung  des  Gesandtschaftsviertels  im  Norden  der 
Stadt  auf.  Das  Hatamen-  und  Chien-men-Tbor,  d.  h.  der  östliche  und  west- 
liche Punkt  der  im  Süden  unmittelbar  an  das  Gesandtschaftsviertel  grenzenden 
Stadtmauer,  war  durch  Bannertruppen  besetzt,  die  durch  ihr  vollständig  passives 
Verhalten  keinen  AnlaC?  zu  Beschwerden  und  Befürchtungen  geben  konnten. 
Eine  Abteilung  der  gleichen  Truppe  lagerte  —  angeblich  zum  Schutze  der 
Kaiserlichen  Gesandtschaft  gegen  die  Boxer  —  auf  der  Straüse  zwischen  dem 
Gesandtschaftsgrundstück  und  der  groCsen  Stadtmauer,  und  wurde  eigentlich 
erst  dadurch  bemerkbar,  dals,  nach  Absperrung  der  Strafen  durch  Soldaten 
der  verschiedenen  Detachements,  der  sie  befehlende  Offizier  sich  mit  der 
flehentlichen  Bitte  an  Baron  Ketteier  wandte,  ihm  die  Verproviantierung  seiner 
Truppen  zu  gestatten,  da  er  und  seine  Leute  sonst  verhungern  müüsten. 

Am  17.  Jani  kam  es  zum  ersten  Renkontre  zwischen  einer  Abtheilung  des 
Kaiserlichen  Detachements  und  chinesischen  Truppen.  Erstere  hielt  die 
elektrische  Zentralanstalt  besetzt  und  wurde  bei  einem  Patrouillengang  von 
chinesischen  Soldaten  mit  Steinen  beworfen,  worauf  unsere  Leute  Feuer  gaben, 
ohne  daCs  dasselbe  erwidert  wurde.  Baron  Ketteier  schrieb  noch  am  näm- 
lichen Tage  an  das  Tsungli -Yamen,  teilte  ihm  den  Vorfall  mit  und  ersuchte 
um  Zurückziehung  der  chinesischen  Truppen,  damit  ein  erneuter Zusammenstols  nach 
Möglichkeit  vermieden  werde.  ||  Da  dieser  Vorfall  keine  weiteren  Folgen  hatte, 
so  bestand  noch  immer  die  Hoffnung,  die  chinesische  Begierung  durch  Vor- 
stellungen nnd  Drohungen  zurückführen  zu  können,  und  dies  um  so  mehr,  als 
täglich  und  stündlich  das  Eintreffen,  des  Entsatzkorps  unter  Admiral  Sejmonr 
erwartet  wurde,  über  dessen  Schicksal  noch  keine  Nachricht  nach  Peking  ge- 
langt war.  Statt  dessen  liefs  das  Tsungli -Yamen  am  19.  Juni,  Nachmittags 
4  Uhr,  an  sämtliche  Vertreter  der  fremden  Mächte  die  Aufforderung  ergehen, 
innerhalb  24  Stunden  mit  ihren  Angehörigen  nnd  den  Detachements  die  Stadt 
zu  verlassen.  In  einer  sofort  einberufenen  Konferenz  waren  die  Gesandten 
sich  darüber  einig,  dals  an  ein  Aufgeben  der  Gesandtschaften  und  an  eine 
unmittelbare  Abreise  unter  den  obwaltenden  Umständen  nicht  zu  denken  seL 
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Pie  erw&bnte  Note  sprach  selbst  davon,  daOs  die  Hauptstadt  von  Mitgliedern  Nr.  12227. 
der  Faastsekte  wimmele,  daDs  die  Stimmang  der  Bevölkerang  sehr  erregt  sei  ^jch,*' 
ond  dafe  es  der  Regierung  selbst  zweifelhaft  erscheinen  müsse,  ob  sie  für  aus- «s-Ang.  1900. 
reichenden  Schutz  der  Gesandtschaften  würde  sorgen  können,  und  gar  eine 
Eskorte  chinesischer  Truppen  flöfete  niemandem  Vertrauen  ein.  Man  muMe 
vielmehr  annehmen,  dals  sich  dieselbe,  sobald  die  Gesandtschaften  verlassen 
waren,  auf  die  Abziehenden  stürzen  und  dieselben  im  Verein  mit  den  Boxern 
niedermachen  würde.  Es  wurde  daher  beschlossen,  zunächst  in  einer  Note 
noch  nähere  Aufklärungen  von  der  chinesischen  Regierung  zu  verlangen,  und 
ihr  vor  allem  vorzustellen,  daOs  es  nach  der  Zerstörung  der  Bahnstrecke  bis 
Tientsin  unmöglich  sei,  innerhalb  24  Stunden  die  nötigen  Transportmittel 
sowie  Proviant  fQr  die  immerhin  4  bis  5  Tage  in  Anspruch  nehmende  Reise 
zu  beschaffen.  Als  am  folgenden  Tage,  gegen  11  Uhr  vormittags,  die  nichts- 
sagende Antwort  des  Tsungli-Yamen  eintraf,  war  Baron  Ketteier  bereits  das 
Opfer  eines  wohlerwogenen  ruchlosen  Mordanschlags  geworden,  und  niemand 
konnte  mehr  daran  zweifeln,  daüs  die  chinesische  Regierung  alle  Vorkehrungen 
getroffen  habe,  um  den  Vertretern  der  fremden  Mächte  sowie  sämtlichen  hier 
lebenden  Europäern  und  Chinesenchristen  ein  gleiches  Schicksal  zu  bereiten. 

V.  Below. 


Nr.  12228-  deutsches  EEICH.  —  Die  Gesandtschaft  in  Peking 
an  den  Reichskanzler.  Genauer  Bericht  über  die 
Ermordung  Eettelers.  Aussage  des  Augenzeugen, 
Gesandtschafts-Dolmetschers  Cordes. 

Peking,  den  29.  August  1900. 
Nach  Abgang  der  in  meinem  gehorsamen  Berichte  Nr.  A.  112  vom  25.  Nr.  12228. 
d.  M.   erwähnten  Note  des  diplomatischen  Korps  vom   19.  Juni,  in  welcher  ^ß^J'f*' 
der  chinesischen  Regierung  vorgestellt  wurde,  daDs  die  Abreise  der  in  Peking  29. Aug.  1900. 
residierenden  Gesandtschaften  im  Laufe  der   nächsten  24  Stunden   eine  Un- 
möglichkeit sei,   entschloüs  sich  Baron  Eetteler  am  Abend  desselben  Tages, 
auch  noch  von  sich  aus  eine  Depesche  an  das  Tsungli-Tamen  zu  richten,  in 
welcher  er  darauf  hinwies,   dalis  er  von   dem  Verlangen   der  Übergabe   der 
Taku-Forts   nicht  unterrichtet   sei   und  mithin   darauf  bestehen   müsse,    am 
folgenden  Morgen  um  9  Uhr  von .  dem  Prinzen  Ching  und  Tuan  im  Gebäude 
des  Tsungli-Yamen  zum  Zwecke   einer  Besprechung^  empfangen   zu   werden. j| 
Am  20.  Juni,  früh  um  8  Uhr,  begab  sich  Baron  Ketteier  in  die  französische 
Gesandtschaft  zu  einer  Konferenz  der  diplomatischen  Vertreter.    Hier  ^nrde 
beschlossen,  zunächst  die  Antwort  des  Tsungli-Tamen  abzuwarten,  und  sich 
später,  je  nach  dem  Ausfalle  derselben,  über  ein  Verbleiben  in  Peking  oder 
über  die  Notwendigkeit  schlüssig  zu  werden,  die  Stadt  zu  verlassen.    In  dieser 
Versammlung  ist  Herr  von  Ketteier  von  seinen  sämtlichen  Kollegen  dringend 
gebeten  worden,   den  beabsichtigten  Besuch  bei  den  Prinzen  aufzugeben,  da 
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xr.  12228.  diessr  Schritt  nach  Lage  der  Verhältnisse  keine  Aassicht  auf  Erfolg  biete, 
^&^h!^  und  ihm  möglicherweise  gefährlich  werden  könne.  ||  Trotz  dieser  Wamong 
29.Ang.  1900.  bestand  der  Kaiserliche  Gesandte  aof  seinem  Entschlolis.  Über  die  nun 
folgenden  Vorgänge  hat  der  den  Minister  begleitende  Dolmetscher  Herr  Cordes 
ein  Promemoria  verfaDst,  das  ich  Euerer  Durchlaucht  in  der  Anlage  (1)  gehor- 
samst zti  überreichen  mich  beehre.  Da  auDser  ihm  kein  Europäer  bei  dem 
Vorfall  zugegen  war,  so  muCs  seine  Darstellung  der  Ereignisse  als  die  einzig 
authentische  bezeichnet  werden.  ||  Die  gleichfalls  hier  abschriftlich  beigefügte 
Aussage  des  Reitknechts  Liu-yu-cheng,  der  am  21.  Juni  von  dem  Dolmetscher 
Herrn  Dr.  Merklinghaus  vernommen  wurde  (Anlage  2),  enthält  nur  wenige 
Angaben,  da  Liu  unmittelbar  nach  Ausübung  der  That  nach  dem  Tsnngli- 
Tajnen  eilte,  um  den  Vorfall  dort  zur  Kenntnis  zu  bringen.  Die  wichtigste 
seiner  Aussagen  war  die,  daCs  er  mit  Bestimmtheit  versicherte,  den  Kaiser- 
lichen Gesandten  in  der  Sänfte  zurückgelehnt  und  regungslos  erblickt  zu 
haben,  sodafe  wir  uns  wenigstens  der  Hoffnung  hingeben  durften,  dals  Baron 
Ketteier  nicht  etwa  lebend  in  die  Hände  der  Verbrecher  gefallen,  sondern  dais 
der  Tod  unmittelbar  eingetreten  sei.  ||  Während  der  Vorreiter  Liu  erst  im 
Laufe  des  späteren  Nachmittags  zurückkehrte,  erschien  der  zweite  Amtsreiter, 
der  den  Sänften  in  unmittelbarer  Nähe  gefolgt  war,  mit  verhängten  Zügeln 
gegen  9^2  Uhr  auf  der  Gesandtschaft  und  brachte  die  erste  Kunde  von  der 
schrecklichen  Mordthat.  Premierleutnant  Graf  von  Soden  eilte  sofort  mit 
20  Soldaten  des  Schutzdetachements  und  in  Begleitung  des  Dolmetschers  Dr. 
Merklinghaus  nach  der  Unglücksstätte,  konnte  aber  nicht  mehr  bis  dahin  ge- 
langen, da  er  aus  den  Häusern  der  Hatamenstraüse  stark  beschossen  wurde 
und  ein  weiteres  Vordringen  bei  der  Übermacht  der  im  Norden  der  StraGse 
aufgestellten  chinesischen  Truppen  unmöglich  erschien,  die  bei  seiner  An- 
näherung ein  lebhaftes  Gewehrfeuer  eröffneten.  Inzwischen  war  auch  die 
Nachricht  hierher  gelangt,  dais  Herr  Cordes  verwundet  sei,  dais  es  ihm  aber 
möglich  gewesen,  sich  nach  der  amerikanischen  Mission  zu  retten.  Der  der 
Kaiserlichen  Gesandtschaft  beigegebeue  Stabsarzt  Dr.  Velde  begab  sich  sofort 
mit  einigen  Trägem  dorthin  und  Herr  Cordes  wurde  zunächst  hierher  und 
dann  nach  Anlegung  eines  Notverbandes  von  Soldaten  des  Detachements  auf 
die  englische  Gesandtschaft  gebracht,  da  sein  Aufenthalt  hier  nicht  sicher 
genug  erschien,  und  die  englische  Gesandtschaft,  wie  ich  in  meinem  Bericht 
Nr.  A  112  zu  erwähnen  mir  gestattete,  als  letzter  Verteidigungspunkt  ins 
Auge  gefabt  worden  war.  ||  Die  Kunde  von  der  Ermordung  des  Kaiserlichen 
Gesandten  verbreitete  sich  wie  ein  Lauffeuer  und  rief  gewaltige  Erregung 
hervor.  Wer  noch  bis  dahin  mit  der  Möglichkeit  gerechnet  hatte,  nachmittags 
nach  Tientsin  aufzubrechen,  der  mulste  jetzt  einsehen,  daüs  an  ein  Entkommen 
nicht  mehr  zu  denken  sei. 

Gegen  2  Uhr  nachmittags  erhielt  ich  folgenden  Brief  aus  dem  Tsungli- 
Tamen:  „Das  Sekretariat  des  Tsungli-Tamen  beehrt  sich  mitzuteilen,  daCs  ihm 
soeben  vom  Prinzen  Ching  die  folgende  mündliche  Weisung  zugegangen  ist 
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Am  Eingang  der  in  unserem  Yamen  fahrenden  Gasse  seien  zwei  in  S&nften  Vr.  issss. 
befindliche  Beamte  Ihrer  Gesandtschaft,  gerade  als  sie  in  die  Gasse  einbiegen  ^^^J^" 
wollten,  nachdem  sie  selbst  zuerst  gefeuert  h&tten,  von  Soldaten  ihrerseits  an-39.iag.i9oo. 
gegriffen  worden,  wobei  eine  der  in  den  Sänften  befindlichen  Personen  getötet 
worden  sei;   man  wisse  aber  nicht,   wer  der  Betreffende  sei.    Wegen  dieses 
wieder  ganz  anbergewöhnUchen  Ereignisses  sollen  sofort  Lienfang  nnd  Tn-ko- 
shih  sich  auf  Ihre  Gesandtschaft  begeben,  nm  vorläufig  zu  kondolieren  und  die 
Soldaten,  welche  gefeuert  hätten,  sollten  sogleich  ermittelt  und  aufs  schwerste 
bestraft  werden.  ||  Dies   ist   die   Weisung,    welche  wir  erhalten   haben.     Da 
indessen  gegenwärtig   auf  den  Straüsen  keine  Sicherheit  herrscht,   so  vermag 
der  Dolmetscher  Lienfang  und  sein  Kollege  sich  nicht  zu  Ihnen  zu  begeben.  || 
Indem  wir  uns  beehren,   dies  zu  erklären,  bitten  wir  um   gefällige  weitere 
Veranlassung.'* 

Form  und  Inhalt  dieses  Briefes  lieben  deutlich  erkennen,  dab  die  Ver- 
fasser desselben,  oder  vielmehr  diejenigen,  in  deren  Auftrag  er  geschrieben 
war,  sich  wohl  bewulst  waren,  wer  der  Ermordete  sei  Das  Schreiben  trug 
nicht  die  sonst  übliche  Adresse:  „An  den  Kaiserlich  deutschen  Gesandten*', 
sondern  war  an  die  deutsche  Gesandtschaft  als  solche  gerichtet:  jede  Anrede 
war  im  Text  vermieden,  auch  lagen  nicht  die  Karten  der  Minister  bei,  wie 
dies  sonst  der  Fall  zu  sein  pflegt.  ||  Ich  bestätigte  sofort  den  Empfang  dieses 
Schreibens  und  teilte  dem  Tsungli-Tamen  mit,  dab  der  Ermordete  der  Kaiser- 
lich deutsche  Gesandte  gewesen  sei.  Gleichzeitig  ersuchte  ich  das  Yamen,  alle 
Bemfihungen  eintreten  zu  lassen,  um  die  Leiche  aufzufinden  und  sie  der 
Kaiserlichen  Gesandtschaft  zu  übergeben.  Eine  Antwort  auf  dies  Schreiben 
habe  ich  nie  erhalten.  ||  Am  späteren  Nachmittage  traf  dann  noch  eine  Note 
des  Tsungli-Yamen  an  den  Dojen  des  diplomatischen  Korps  ein,  in  der  erneut 
auf  die  Unsicherheit  in  den  Straben  der  Hauptstadt  hingewiesen  und  an  die 
Gesandten  die  Bitte  gerichtet  wurde,  falls  sie  dem  Tsungli-Yamen  Mitteilungen 
zu  machen  hätten,  dies  schriftlich  zu  thun,  da  bei  einem  persönlichen  Besuch 
ein  Unglück  sich  ereignen  könne.  Am  Schlüsse  wurde  hinzugefügt,  dab  diese 
Note  erst  nach  Rücksprache  mit  den  Prinzen  im  Laufe  des  Vormittags  hätte 
redigiert,  und  dann  infolge  des  Gewehrfeuers  auf  den  Straben  nicht  sofort 
hätte  übergeben  werden  können.  Auch  wenn  diese  Note  eher  eingetroffen 
wäre,  hätte  sie  wohl  kaum  den  Erfolg  gehabt,  den  Kaiserlichen  Gesandten 
von  dem  einmal  gefabten  Entschlnb  abzuhalten,  sich  persönlich  nach  dem 
Yamen  zu  begeben,  nnd  mit  diesem  Schritte  einen  letzten  Versuch  zur  Bettung 
der  Situation  zu  wagen.  Nach  seiner  Ermordung  redigiert,  bot  sie  nur  einen 
Beweis  mehr  für  das  schmachvolle  Spiel,  das  die  chinesische  Regierung  bisher 
und  seitdem  mit  den  Vertretern  der  Mächte  getrieben.  ||  Nachdem  Graf  Soden 
ohne  Nachricht  über  den  Verbleib  der  Leiche  des  Herrn  Gesandten  hierher 
zurückgekehrt  war,  und  ich  auch  aus  den  Erzählungen  des  Dolmetschers 
Cordes  die  feste  Überzeugung  gewonnen  hatte,  dab  an  dem  Tode  Baron 
Ketteler's  nicht  mehr  zu  zweifeln  sei,  verblieb  mir  die  schwere  Pflicht,  dfo 
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Nr.  12228.  WittwB  des  Efmofdeten  von  dem  Schrecklichen   zu  nnterrichten.    Ich  hatte 

^Roth***  Mrs.  Conger,  die  Gattin  des  amerikanischen  Gesandten,   gebeten,   mir  hierbei 

29.Aag.  1900.  hüfreich  zar  Seite  zu  stehen,  und  es  gelang  uns  schlieüslich,  Fraa  Ton  Ketteier 

zu  bewegen,   nach  der  englischen  Gesandtschaft  fiberznsiedeln,   wohin  bereits 

die  meisten  Damen  des  diplomatischen  Korps  ihre  Zuflucht  genommen  hatten; 

dort  ist  Frau  von  Ketteier  auch   bis   16.  August  geblieben. 

Da  vom  Nachmittag  des  21.  Juni  ab  das  Feuer  der  chinesischen  Truppen 
auf  uns  begann,    und  wir   derartig   von '  ihnen    eingeschlossen  wurden,    da(s 
niemand  mehr  das  Gesandtschaftsviertel  zu  verlassen  vermochte,  so  war  fflr 
mich  keine  Möglichkeit  mehr  vorhanden,  irgend  welche  Erkundigungen  ober 
den  Verbleib  der  Leiche  einzuziehen,   geschweige  denn,   bei  dem  gänzlichen 
Mangel  eines  Kommunikationsmittels  mit  der  Regierung,  auf  die  Heraasgabe 
derselben  in  irgend  einer  Weise  zu  bestehen.     Gegen  Ende  Juni  wurde  mir 
durch  Chinesen  gerüchtweise  mitgeteilt,  daCs  die  Leiche  vergraben  sei,  jedoch 
ohne  Angabe  des  Ortes.    Ich  konnte  diesem  Gerüchte  schon  im  Hinblick  auf 
seine  Quelle  keinen  Glauben  beimessen,  und  war  auch  infolge  des  Belagerungs- 
zustandes nicht  imstande,   dasselbe  auf  seine  Zuverlässigkeit  hin  zu  prüfen.  i| 
Als  später  am  18.  Juli  ein  Beamter  des  Tsungli-Yamen  auf  der  englischen 
Gesandtschaft  erschien,  am  gewissermafisen  das  Einstellen  der  Feindseligkeiten 
zu  verabreden,   wurde  das  oben    erwähnte  Gerücht  von  demselben   mit  dem 
Hinzufügen  bestätigt,   daOs  die  Leiche  in  einem  schönen  Sarge  geborgen  and 
letzterer  wiederum  in  einem  würdigen  Räume   untergebracht  sei.  ||  Erst    am 
16.  August  konnte  Näheres  festgestellt  werden.    Am  Vormittage  dieses  Tages 
wurde  mir  gemeldet,  dals  die  Leiche  Baron  Kettelers  in  einer  kleinen  Seiten- 
gasse der  HatamenstraJjse  in  unmittelbarer  Nähe  des  Orts  vergraben  sei,   an 
dem  die  Mordthat  verübt  wurde.    Ich  begab  mich  sogleich  in  Begleitung  des 
Stabsarztes  Dr.  Velde,  des  Premierleutnants  Graf  von* Soden,  des  der  Gesandt- 
schaft attachierten  Leutnants  von  Loesch  und  des  Dolmetschers  Dr.  Merkling- 
haas dorthin;  an  der  bezeichneten  Stelle   fanden   wir   einen  Erdhügel;  nach 
einigen  Spatenstichen   wurde   der  Sarg   sichtbar,   der  Deckel   wurde   geöffnet 
and  es  bestand  für   uns  Alle  kein  Zweifel  mehr,    daCs  wir   die  Leiche  des 
Ermordeten  vor  uns  hatten.    Dieselbe  wurde  noch  am  nämlichen  Abend  in  die 
Kaiserliche  Gesandtschaft  übergeführt  und  am  18.  d.  M.  um  9  Uhr  morgens 
auf  einer  friedlichen  Stelle  des  Gartens  zur  ewigen  Ruhe  bestattet.  ||  Stabsarzt 
Dr.  Velde  hatte  die  Leiche  vorher  einer  eingehenden  Untersuchung  unterzogen. 
Abschrift  des  über  die  Auffindung  der  Leiche  aufgenommenen  Protokolls  beehre 
ich  mich.  Euerer  Durchlaucht  anliegend  gehorsamst  zu  überreichen  (Anlage  3).|| 
Zur  Beisetzungsfeierlichkeit  waren   das   gesamte    diplomatische  Korps   sowie 
die  Generäle  mit  ihren  Stäben   erschienen.    General  Liniwitsch   hatte   seine 
Militärkapelle  entsandt;  ein  Detachement  französischer,   österreichischer  und 
japanischer  Soldaten  bildeten  neben  dem  Detachement  der  Kaiserlichen  Gesandt- 
schaft eine  Ehrenwache.     Nachdem  Msgr.  Jarlin,   Bischof  der  französischen 
Mission  in  Petang,  die  Leiche  eingesegnet  und  ein  kurzes  Gebet  gesprochen 
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hatte,  wandte  sich  Herr  de  Cologan,  der  spanische  Gesandte  und  Dojen  des  Nr.  1222s. 
diplomatischen  Korps,  an  die  Trauerrersammlung  mit  einer  Ansprache.  Ein  ^^h." 
Choral  bildete  den  Schlols  der  schlichten  Feier,  die  obwohl  ohne  kirchliches ;i9Aiig.i90(^ 
Gepränge,  einen  tiefen  und  erhebenden  Eindruck  auf  alle  diejenigen  machte, 
die  erst  vor  kurzem  aus  so  schwerer  Bedrängnife  befreit  waren.  ||  Die  Trauer 
über  das  Hinscheiden  Herrn  von  Ketteler's  und  die  Teilnahme  an  dem 
verhängnifsvollen  Scliicksale,  das  ihn  betroffen,  ist  hier  eine  wahre  und  auf- 
richtige gewesen:  soin  männliches  Wesen,  seine  Thatkraft  und  seine  Ent- 
schlossenheit hatten  ihm  die  Liebe  und  Achtung  der  weitesten  Kreise  gesichert. 
An  jenem  Tage,  an  .welchem  die  chinesische  Regierang  die  Aufforderung  er- 
gehen liels,  Peking  innerhalb  24  Stunden  zu  verlassen,  war  er  einer  von  denen 
gewesen,  die  sich  dagegen  gesträubt,  ihren  Posten  zu  verlassen,  indem  er  auf 
die  Gefahr  hingewiesen  hatte,  die  ein  solcher  Entschluß  für  Alle  zur  Folge 
haben  warde.  Erst  als  die  Kunde  eintraf  von  dem  ruchlosen  Mordanschlage, 
dem  er  zum  Opfer  gefallen,  erkannte  man  allgemein,  wie  recht  er  gehabt,  und 
ein  jeder  fahlte,  dab  er  durch  seinen  Tod  alle  gerettet.  von  Below. 

Anlage  1 
zum  Berichte  der  Kaiserlichen  Gesandtschaft  zu  Peking  vom  29.  August  1900. 

Die   Ermordung   des   Kaiserlichen   Gesandten, 
Freiherrn  von  Ketteier  in  Peking. 

Angaben  des  Augenzeugen,  Gesandtschafts-Dolmetschers  Cordes. 

Ich  war  am  Nachmittage  des  19.  Juni  vom  Kaiserlichen  Gesandten,  Frei- 
herrn von  Ketteier  zum  Tsungli  Yamen  geschickt,  um,  wie  am  Tage  vorher, 
abermals  die  Zurackziehung  der  unserem  Posten  in  der  Lichtzentrale  auf 
wenige  Schritte  Entfernung  gegenOberliegenden  Tnngfu-hsiangschen  (Kansu) 
Truppen  nachträglich  zu  verlangen.  Der  mich  empfangende  Abteilungs-Direktor, 
Sekretär  Sung,  eine  mir  seit  Jahren  bekannte  Persönlichkeit,  war  auiserordent- 
lich  nervös  und  sprach  in  abgerissenen  Sätzen  von  „einer  greisen  Veränderung 
der  Sachlage''  —  „es  werde  schwer  halten  die  chinesischen  Truppen  im  Zaume 
zu  halten''  —  ,4n  der  chinesischen  Regierung  gehe  alles  drOber  und  drunter" 
—  „eine  Note  von  OhOn-chi-chu  (Staatsrath,  oberste  Reichsbehörde)  sei  schon 
unterwegs  an  die  Gesandtschaften,  und  daraus  werde  ich  das  Übrige  ersehen."  || 
Ich  hielt  unter  diesen  Umständen  jedes  weitere  Palaver  far  aberflassig,  machte 
Sung  dafür  verantwortlich,  dals  die  Forderung  meines  Chefs,  betreffend  die 
Zurückziehung  der  Kansu-Truppen  an  den  betreffenden  Oberstkommandierenden, 
Grolssekretär  Jung-lu,  gelange,  und  ging  zurück.  Bei  meiner  Rückkunft  in 
die  Gesandtschaft  meldete  ich  Herrn  von  Ketteier  sofort,  was  ich  erfahren 
hatte,  und  machte  kein  Hehl  daraus,  daCs  ich  die  Sachlage  für  sehr  bedenk- 
lich halte.  Nach  kurzer  Zeit  (5  Uhr)  kam  die  Note  des  Yamen,  worin  der 
Gesandtschaft  eine  Frist  von  24  Stunden  bis  zum  Verlassen  der  Hauptstadt 
gegeben  wird.  —  Herr  von  Ketteier  sträubte  sich  dagegen,  zu  glauben,  dab 
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Nr.  12S8S.  die  chinesische  Begierong  ernsthaft  meine,  was  in  der  Depesche  gesagt 
"^Edidl!**  •^'  S^®  *®*  ^^™  Wahnsinn  diktiert.  Wir  mülsten  die  beiden  Prinzen  persön- 
s9.Aug.  1900.  lieh  noch  einmal  sehen,  nm  ihnen  ernsthaft  ins  Gewissen  za  reden.  Wir  dürften, 
ohne  den  letzten  Yersnch  zu  machen,  eine  schwer  emmgene  diplomatische 
Position  nicht  aufgeben,  die  Milliarden  kosten  werde,  um  sie  wiederzuerlangen. 
—  So  wurden  in  einer  Antwortnote,  welche  dem  Yamen  um  9  Uhr  abends  zu- 
gestellt wurde,  und  Ober  deren  rechtzeitige  Ablieferung  im  Tamen  eine  Quittung 
vorliegt,  die  beiden  Prinzen  Ching  und  Tuan  ffir  den  nächsten  Morgen  9  ühr 
um  eine  Unterredung  im  Tsungli  Tamen  gebeten.  ||  Abends  spät  hatte  ich  noch 
eine  längere  Unterredung  mit  meinem  Chef  im  Garten«  Ich  versprach  mir 
nach  dem  am  Nachmittag  im  Yamen  gewonnenen  Eindruck  wenig  Erfolg  von 
der  Unterredung  mit  den  Prinzen,  zweifelte  Oberhaupt  stark  daran,  ob  wir 
dieselben  am  nächsten  Morgen  im  Yamen  antreffen  würden.  Ich  suchte  auf 
einen  Entschluüs  zu  drängen,  ob  wir  gehen  oder  bleiben  wollten.  Wenn  es 
möglich  sei,  so  sollten  wir  meines  Erachtens  pflichtmäCsig  bis  zur  Ankunft 
der  Ersatztruppen  uns  halten.  Dies  sei  zwar,  da  morgen  um  4  Uhr  nachmittags 
die  Soldaten  wahrscheinlich  gegen  uns  losgelassen  wttrden,  fast  sicherer  Tod, 
aber  es  sei  nicht  zu  verkennen,  dals  der  Abzug  mit  dem  groDsen  Trols  an 
Frauen,  Kindern  und  Chinesen,  den  wir  mitzunehmen  gezwungen  seien,  mit 
Rücksicht  auf  die  gänzliche  Unzuverlässigkeit  der  chinesischen  Truppen  auch 
seine  groüsen  Gefahren  habe.  Ich  gebrauchte  bei  dieser  Gelegenheit  das  Bild 
von  Hunden,  die  man  im  Zaume  halten  könne,  so  lange  man  ihnen  die  Stirn 
zeige,  die  sich  aber  in  blinder  Wut  auf  uns  stürzen  würden,  sobald  wir  den 
Rücken  wenden  sollten.  Herr  von  Eetteler  war  ganz  meiner  Meinung,  wollte 
aber  auf  den  letzten  Versuch  nicht  verzichten,  persönlich  auf  die  leitenden 
chinesischen  Regierungsvertreter  einzuwirken.  ||  Am  20.  Juni,  morgens  um  8  ühr, 
kam  der  Herr  Gesandte  zum  Yamen -Besuch  angezogen  zu  mir  und  sagte,  er 
gehe  voraus  nach  der  französischen  Gesandtschaft,  wo  eine  Konferenz  der 
fremden  Vertreter  stattfinde.  Ich  möge  20  Minuten  später  mit  den  beiden 
Sänften  folgen.  Eine  bewaffnete  Eskorte  (1  Unteroffizier  und  4  Mann  vom 
Sohutzdetachement)  solle  bei  der  österreichischen  Gesandtschaft  auf  uns  warten.  || 
Ich  verliels,  wie  angewiesen,  die  deutsche  Gesandtschaft  mit  zwei  Sänften  und 
den  gewöhnlichen  beiden  Amtsreitem  (Chinesen)  um  8  Uhr  20  Minuten  vor- 
mittags und  wartete  in  einer  der  Vorhallen  der  französischen  Gesandtschaft 
auf  die  Beendigung  der  Konferenz.  Da  ich  den  Herrn  Gesandten  ohne  Waffen 
hatte  fortgehen  sehen,  so  hatte  auch  ich  den  Winchester- Karabiner,  den  ich 
auf  Anraten  des  Gesandten  auf  diesen  Wegen  in  i^  letzten  Tagen  stets  mit* 
genommen  hatte,  zu  Hause  gelassen.  —  Kurz- ^llu^  8Vi  Uhr  kam  Herr 
von  Ketteier  allein  aus  der  Versammlung.  Er  sah  etwas  nervös  aus*  Als  wir 
die  Sänften  bestiegen,  meinte  er,  ob  es  nicht  viellei<Ait  gerathen  sei,  die  be- 
waffnete Eskorte  zurückzulassen.  Ich  antwortete  ^^  hatte  ich  doch  an  den 
beiden  vorhergehenden  Tagen  denselben  Weg  uoftiigefochten  allein  gemacht^ 
ohne  dafii  dem  Yamen  mein  Besuch  angeküodigtl  und  damit  eine  Gelegenheit 
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gegeben  wäre,  fttr  die  Sicherheit  des  Weges  za  sorgen  — ^  da£s  die  bewaffnete  Nr.  13228. 
Eskorte  geeignet  sei,  Aufsehen  zu  erregen  und  deshalb  wohl  besser  zurück-  ^"^**** 
bleibe.  Ich  mache  aber  darauf  aufmerksam,  dafe  ich  gänzlich  unbewaffiiet39.^iig.i90o. 
sei:  Wir  müHsten  die  Verantwortung  für  alles,  was  geschehe,  der  chinesischen 
Regierung  überlassen,  die  auf  unsem  Besuch  vorbereitet  sei.  Der  Gesandte 
antwortete  hierauf  nicht  Ich  hatte,  indem  ich  mich  der  Meinung  des  Ge- 
sandten, dais  die  Eskorte  besser  zurückbleibe,  anschlols,  besonders  Patrouillen 
und  kleinere  Trupps  bewaffnete  und  unbewaffnete  Eansusoldaten  im  Auge,  auf 
die  ich  bei  anderen  Gelegenheiten  nördlich  des  Gesandtschaftsviertels  gestolsen 
war.  Sie  hatten  mich  bisher  frei  passieren  lassen,  ja  sogar  mehr  oder  weniger 
freundlich  mit  mir  gesprochen.  Der  Anblick  von  5  mit  Gewehren  bewaffneten 
fremden  Soldaten  muiste  aber  auf  diese  verwilderte  und  von  gro&em  Selbst- 
vertrauen beseelte  Soldateska  entschieden  eine  herausfordernde  Wirkung  haben 
und  sie  zu  Thätlichkeiten  reizen,  zumal  die  Eansuleute  leicht  in  gro&er  Über- 
zahl auftreten  konnten  und  erst  drei  Tage  vorher  mehrere  ihrer  Eameraden, 
welche  sich  aggressiv  benommen  hatten,  von  einer  unserer  Patrouillen  ganz 
nahe  der  Gegend  erschossen  waren,  die  wir  zu  passieren  hatten.  ||  Wir  ver« 
lieüsen  die  französische  Gesandtschaft  und  bogen  hinter  derselben  gleich  links 
in  die  nach  dem  Zollhaus  und  der  österreichischen  Gesandtschaft  führende 
Querstraise  ein.  An  der  österreichischen  Barrikade  auf  der  Chang-an-Strabe 
stand  unsere  Eskorte.  Der  Herr  Gesandte  schien  im  Yorübergehen  an  der- 
selben noch  einen  Moment  zu  schwanken,  ob  er  sie  mitnehmen  solle  oder 
nicht.  Erst  als  er  die  Barrikade  passiert  und  die  Eskorte  das  Gewehr  über  ge- 
nommen hatte,  um  zu  folgen,  sagte  er  zu  dem  Unteroffizier:  „Sie  bleiben  hier, 
bis  wir  aus  Sicht  sind.  Dann  kehren  Sie  in  die  Gesandtschaft  zurflok ;  ich 
brauche  Sie  nicht.**  — 

Wir  gingen  die  Chang-an-Straiisie  nach  Osten  hinab.  Ich  sah,  wie  der 
Führer  der  Sänftenträger  den  Vorhang  vor  der  Sänfte  des  Gesandten  herab- 
lassen wollte,  und  hörte,  wie  Herr  von  Ketteier  sich  dieses  verbat  Mir  ge- 
fiel dieses  neue  Zeichen  der  männlichen  Art  meines  Chefs,  und  ich  folgte 
seinem  Beispiele.  So  bogen  wir  mit  offenem  Visier  in  die  Hatamen-Strafse 
hinein.  Hier  stand  eine  Menge  Menschen ,  welche  uns  mit  Interesse  betrach- 
teten, ohne  jedoch  die  geringste  Neigung  zu  Feindseligkeiten  ^u  zeigen.  Unsere 
beiden  Sänften  gingen  auf  dem  erhöhten  Strabendamm  dicht  hintereinander. 
Von  den  beiden  chinesischen  Reitknechten  ritt  einer  wie  gewöhnlich  vorauf, 
der  andere  folgte  den  Sänften.  Als  wir  den  Tungtan  -  Pailou  (Ehrenbogen) 
passierten,  sah  ich  einen  von  4  bis  5  Lanzenträgem  begleiteten  chinesischen 
Karren  vor  uns.  Dieser  Karren  fesselte  eine  Weile  meine  Aufmerksamkeit 
Als  ich  den  Blick  von  ihm  wieder  auf  die  3  Schritte  vor  mir  getragene  Sänfte 
des  Herrn  Gesandten  richtete,  sah  ich  ein  Bild,  welches  mein  Blut  eine  Sekunde 
zum  Stocken  brachte:  Links  neben  der  Sänfte,  welche  soeben  die  Polizeistation 
nördlich  des  genannten  Pailou  passiert  hatte,  stand  wie  aus  der  Erde  ge- 
wachsen ein  Bannersoldat  (augenscheinlich  Mandschn)  in  voller  Uniform,  Mütze 
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Nr.  12288.  mit  6.  (?)  Bangbnopf  nnd  blaaer  Feder,  in  Anschlagstellnng,  die  Gewehr- 
'^eTc*^**  mOndung  kaam  einen  Meter  von  dem  Seitenfenster  der  SÄnfte  entfernt,  genau 
89.Aag.i9oo.da,  WO  sich  der  Kopf  des  Herrn  von  Ketteier  befinden  mu&te  —  mit  dem 
Gewehr  der  Bewegung  der  S&nfte  folgend.  Nicht  einer  der  neun  S&nftentr&ger, 
deren  Aufmerksamkeit  allerdings  wohl  auf  den  Boden  gerichtet  war,  hatte  von 
dem  Auftreten  der  Erscheinnn|[  das  Geringste  gesehen  oder  gehört,  denn  jeder 
ging  ruhig  seines  Weges.  Ich  rief  entsetzt  „halt''.  In  demselben  Augenblick 
krachte  der  Schnlüs  des  Bannersoldaten  vor  mir  —  die  Sänften  wurden  hin- 
geworfen —  ich  sprang  auf  und  erhielt  in  diesem  Moment  einen  Schuis  von 
links  hinten,  der  den  oberen  Teil  meines  linken  Oberschenkels  und  den  Unter- 
leib durchbohrte.  Der  Schuis  war  wahrscheinlich,  ebenso  wie  bei  Herrn 
von  Eetteler  auf  meinen  Kopf  gezielt  gewesen,  aber  durch  das  Hinwerfen  der 
Sänfte  und  mein  Aufspringen  deplaciert  worden.  ||  Als  ich  den  eine  Halbthttr 
bildenden  Vorhang  vor  meiner  Sänfte  entfernt  hatte  und  in  der  Öffnung  der- 
selben stand,  sah  ich  die  Sänfte  des  Herrn  Gesandten  noch  vor  mir  stehen. 
Von  ihm  selbst  war  nichts  zu  sehen  oder  zu  hOren.  Ein  Augenblick  des 
Zauderns  war  sicherer  Tod.  Ich  lief,  so  gut  ich  konnte,  von  lebhaftem  Ge- 
wehrfeuer verfolgt,  nach  der  nächsten  schtltzenden  Strafsenecke  halbrechts 
etwa  50  Schritte  vor  mir.  Im  Moment,  bevor  ich  dieselbe  erreichte,  sah  ich 
mit  einem  Blick  nach  rückwärts  die  Sänfte  des  Gesandten  noch  auf  dem 
Stra&endamme  stehen,  ohne  von  ihm  selbst  jedoch  das  Geringste  zu  bemerken. 
—  Die  Seitenstralse  war  ganz  menschenleer.  Man  feuerte  weiter  in  die  enge 
Gasse  hinein  hinter  mir  her.  Ich  glaubte,  ich  sei  in  der  Tangtze-Hutung,  in 
der  das  Tsungli  Yämen  liegt  Dort  konnte  ich  den  Vorfall  gleich  melden  und 
vielleicht  Schutz  finden.  ||  Ich  lief,  solange  meine  Kräfte  reichten.  Allmählich 
hörten  die  Schüsse  auf;  aber  ein  paar  mit  Lanzen  bewaffnete  Leute  ohne 
weitere  Abzeichen  (vielleicht  dieselben,  welche  vorhin  den  Karren  begleitet 
hatten)  wollten  sich  die  Gelegenheit  nicht  entgehen  lassen,  einen  ermatteten 
Fremden  zu  töten.  Sie  verfolgten  mich  eine  ganze  Weile  und  ich  hörte  den 
Einen  dem  Andern  zurufen:  „Der  thut's  nicht  mehr  lange."  Dann  fohlte  ich 
meine  Kräfte  schwinden.  Ein  Halbdunkel  legte  sich  vor  meine  Augen.  Ich 
sah  hinter  mir  nur  noch  einen  Lanz^nträger,  der  im  Laufen  Stolsbewegongen 
nach  mir  machte«  Anf  alles  gefabt,  ging  ich  langsamer  und  hielt  das  mit 
schwarzem  Tuch  tlberzogene  Armbrett  der  Sänfte,  welches  ich  instinktiv  mit- 
genommen hatte,  zum  Schutze  gegen  die  Sonne  über  meinen  unbedeckten  Kopf. 
Dieses  Armbrett  muüs  mein  Verfolger  wohl  für  eine  der  unheimlichem  Waffen 
gehalten  haben,  mit  denen  die  Chinesen  uns  Fremden  stets  ausgerüstet  glauben. 
Die  Lanze  blieb  zurück. 

Dals  ich  nicht  in  die  Tangtze-Hutung,  sondern  in  eine  Parallelstrafse 
derselben,  die  Shih-Tajen-Hutung  geraten  war,  hatte  ich  inzwischen  gemerkt 
und  suchte  deshalb,  an  der  nächsten  Strafsenecke  nach  Süden  abbiegend,  die 
amerikanische  Mission  am  Hatamen  zu  erreichen.  Ich  schleppte  mich  mit 
halbgeschlossenen  Augen   und  bluttriefenden  Kleidern   durch  eine  Menge  be- 
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lebter  Nebengassen,  jeden  Augenblick  den  Zusammenbruch  meiner  Kr&fte  oder  Nr.  12228. 
das  Wiederauftauchen  der  Mordgesellen  erwartend.  Die  Chinesen  in  den  Strafeen  ^*B*iJfch** 
liefen  bei  meinem  Anblick  zum  Teil  in  die  Häuser,  teils  starrten  sie  mich  29.Ang.1900. 
stumm  und  ausdruckslos  an.  Ein  paar  Mal  fragte  ich,  ob  ich  auf  dem  Wege 
zum  Hatamen  sei.  Man  antwortete  nicht,  um  sich  den  Nachbarn  nicht  als 
Helfershelfer  verdächtig  zu  machen.  —  Nach  etwa  halbstOndiger  Wanderung  sah 
ich  endlich  erst  die  ersehnte  Krenelierung  der  Stadtmauer  und  dann  die  Ge- 
bäude der  amerikanischen  Mission  vor  mir.  Ich  kroch,  von  freundlichen  Chi- 
nesen unterstützt,  durch  einen  Stacheldrahtzaun  und  sah  wenige  Schritte  von 
mir  zwei  europäische  Gestalten.  Dann  brach  ich  ohnmächtig  zusammen«  Nur 
der  Gedanke  an  das  grausame  Spiel,  das  man  mit  mir  treiben  würde,  wenn  ich 
den  Schlächtern  lebend  in  die  Hände  fiel,  hatte  mich  bis  dahin  aufrecht  er- 
halten. II  Man  trug  mich  in  eins  der  Missionshäuser  und  verband  meine  Wunden. 
Zugleich  schickte  man,  da  ich  zu  meinen  Landsleuten  gebracht  zu  werden  ge- 
beten  hatte,  nach  unserem  Stabsarzt  Dr.  Yelde.  Durch  ihn  schickte  ich  die 
erste  Nachricht  von  dem  Geschehenen  an  die  Gesandtschaft  und  wurde  dann 
—  es  war  inzwischen  gegen  Mittag  geworden  —  von  Soldaten  unseres  Detache- 
ments  in  die  deutsche  Gesandtschaft  getragen«  Von  den  unsere  Sänften  be- 
gleitenden Chinesen  ist,  wie  der  Yorreiter  Liu  mir  nachträglich  erzählte,  au&er 
einem  Sänftenträger,  der  von  einer  Kugel  wohl  zufällig  an  der  Schulter  ge- 
streift wurde,  niemand  verletzt  Der  hinter  den  Sänften  befindliche  Reitknecht 
Chou  ist  nach  der  Gesandtschaft  zurückgekommen,  und  der  Yorreiter  Liu  ist 
nach  dem  Tsungli  Tamen  geritten  und  hat  dort  von  der  Mordthat  Meldung 
erstattet.  Er  hat  auf  dem  Yamen  einen  ihm  von  Gesicht  bekannten  Abteilungs- 
direktor (Sekretär)  gesprochen,  dessen  Namen  er  nicht  wu&te.  Ein  Prinz  oder 
Minister  ist  nach  Liu's  glaubhaften  Angaben  um  die  für  unseren  Besuch  fest- 
gesetzte Zeit  nicht  auf  dem  Yamen  gewesen.  Liu  ist  von  einem  Beamten  des 
Yamen  nach  der  Gesandtschaft  zurückgeleitet  worden.  An  der  Stelle,  wo  Herr 
von  Ketteier  ermordet  wurde,  hat  eine  zerfetzte  Sänfte  noch  auf  der  Stralse 
gestanden.  Yon  der  Leiche  ist  nichts  zu  sehen  gewesen.  Auf  die  Frage  des 
den  Liu  begleitenden  chinesischen  Beamten  nach  dem  Yerbleibe  der  Leiche 
haben  die  Leute  auf  die  der  Tsüng-pu-Hutung  gegenüber  bei  der  Polizeistation 
in  die  Hatamen-Stralse  mündende  Quergasse  gezeigt  Dort  hinein  sei  die  Leiche 
geschleppt;  worden.  ||  Ich  bin  der  Meinung,  daCs  der  Kaiserliche  Gesandte,  Herr 
Freiherr  von  Ketteier  von  der  Kugel  des  Bannersoldaten  durch  den  Kopf  ge- 
schossen, sofort  lautlos  tot  auf  seinem  Sitze  zusammengesunken  ist  Ob  Herr 
von  Ketteier  eine  Schußwaffe  bei  sich  führte,  kann  ich  mit  Sicherheit  nicht  an- 
geben. Er  pflegte  auf  Gängen  auiserhalb  der  Gesandtschaft  einen  kleinen  Re- 
volver am  Riemen  über  die  Schulter  gehängt  zu  tragen.  Auf  dem  verhängnis- 
vollen Gange  habe  ich  den  Revolver  nicht  gesehen.  Herr  von  Ketteier  kann 
ihn  aber  untergeschnallt  getragen  oder  in  die  Sänfte  gelegt  haben.  Jedenfalls 
weils  ich  jedoch  mit  voller  Bestimmtheit,  dais  der  erste  Schulis,  welcher  fiel, 
von  dem  Bannersoldaten  gegen  den  Kopf  des  unglücklichen  Gesandten  gefeuert 
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Nr.  12828.  wurde,  und  da(s  weder  Herr  von  Eetteler,  noch  ich,  noch  irgend  Jemand  von 
^B^n!*^  unseren  Leuten  überhaupt  geschossen  hat.  ||  Dais  durch  die  Mitnahme  der  be- 
go.Aag.iüoo.  wafifneten  Eskorte  von  1  Unteroffizier  und  4  Mann  unseres  Detachements  der 
Gesandtenmord  hätte  verhindert  werden  können,  halte  ich  für  onwahrscheinlich, 
glaube  vielmehr,  daCs  dadurch  nur  weitere  5  für  die  Verteidigung  der  Stellung 
in  Peking  höchst  wertvolle  Leben  verloren  gewesen  wären.  Ein  unmittelbar 
nach  dem  Attentat  von  einer  Offiziers-Patrouille  unseres  Detachements  nach  der 
Hatamen-Stralse  gemachter  Yorstoi^  ist  mit  einem  aus  der  Richtung  der  Mord- 
stelle  kommenden  starken  Gewehrfeuer  empfangen  worden,  sodab  er  auiigegeben 
werden  mnCste.  Über  die  Einzelheiten  des  Yorstobes  bin  ich  nicht  unter- 
richtet. 

Ich  halte  die  ruchlose  Blutthat  für  einen  sorgfältig  vorbereiteten  Bache- 
akt eines  oder  mehrerer  hochstehender  Vertreter  der  chinesischen  Regierung, 
die  Herr  von  Eetteler  in  seiner  offenen,  männlichen  Art  des  doppelten  Spieles 
und  der  Kollusion  mit  den  Faustleuten  in  letzter  Zeit  wiederholt  und  zum 
Teil  ins  Gesicht  beschuldigt  hatte.  Dies  waren  hauptsächlich:  ||  Kang-ji,  Jung4u, 
Prinz  Tuan,  Ch'ung-li,  Herzog  Lan,  Ying-nien,  T'ung-fu-hsiang  U.A.  ||  Ich  werde 
in  dem  oben  angegebenen  allgemeinen  Eindrucke  bestärkt  durch  folgende  In- 
dizien: II  1)  Das  Yamen  wulste  durch  die  Note  vom  19.  abends,  daCs  der  Ge- 
sandte am  20.  um  9  Uhr  morgens  kommen  würde,  um  die  beiden  Prinzen  zn 
sprechen.  Nach  des  Reitknechts  Angaben  war>  aber  um  die  Zeit  weder  ein 
Prinz,  noch  irgend  einer  der  Minister  auf  dem  Yamen.  Warum  hatte  man 
nicht  abgeschrieben,  oder  wenigstens  einen  reitenden  Boten  mit  der  Absage 
geschickt,  wie  das  unter  ähnlichen  Umständen  stets  geschah?  —  Man  hat  dies 
unterlassen,  um  den  Gesandten  in  den  Hinterhalt  zu  locken.  ||  2)  Die  Leute^ 
welche  die  Mordthat  ausftlhrten,  waren  nicht  etwa  Marodeure  oder  Angehörige 
der  gewaltthätigen,  wegen  ihres  Fremdenhasses  und  der  Freundschaft  zu  den 
Faustlenten  bekannten  irregulären  Korps,  sondern  in  voller  Uniform  befind- 
liche, augenscheinlich  mandschurische  Bannertruppen.  ||  3.  Dieses  Exekutions- 
Kommando  hatte  unmittelbar  neben  einer  Polizeistation  Stellung  genommen, 
welche  dem  Polizei  -  Präsidenten  Ch'ung-li  (s.  obige  Namen)  unterstand.  Die 
deutsche  Gesandtschaft  besals  gewisse  fflr  Ch'ung-li  und  andere  Beamte  des 
Polizei  -  Präsidiums  kompromittierende  Schriftstflcke.  Dieselben  stammten  aus 
einem  von  unseren  Soldaten  ansgenommenen  Neste  der  Faustleute,  und  es 
ging  aus  den  Papieren  hervor,  dafs  Ch'ung-li  u.  s.  w.  in  Yerbindung  mit  der 
Sekte  standen«  ||  Die  Mordgesellen  müssen  sich,  um  die  Ankunft  des  Gesandten 
abzuwarten,  in  und  bei  der  Polizeistation  aufgehalten  haben.  Sobald  die  Sänften 
in  Sicht  kamen,  haben  die  Mannschaften  der  Polizeistation,  denen  unser  Yor- 
reiter  —  ich  bin  von  der  Station  aus  bei  jedem  Yorüberkommen  stets  sicht- 
lich beobachtet  worden  —  längst  genau  bekannt  war,  uns  als  ,J)eutsche  Ge- 
sandtschaft" identifiziert  und  die  Henkersknechte  haben  sich  an  der  Station 
mit  aller  MuDse  aufgestellt.  Sie  mflssen  die  Gewehre  schußbereit  auf  der  uns 
abgewandten  (linken)  Seite  gehalten  und  lautlos  in  Anschlag  gebracht  haben, 
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als  wir  heran  waren.  —  Die  Aafstellang  des  Kommandos  war  so,  dab  die  S&nfte  Nr.  12228. 
des  Gesandten  bereits  bei  dem  änfeersten  Posten  derselben  angekommen  war,  ^^^^^ 
als  der  verhängnisvolle  erste  Schuils  fiel.  Dnrch  diese  Aufstellung  wurde  uns  ^o-Aog.  1900. 
ein  Entkommen  nach  rückwärts  unmöglich  gemacht  ||  4)  Es  war  auf  den 
Kaiserlichen  Gesandten,  nicht  auf  einen  Fremdenmord  überhaupt  abgesehen, 
sonst  hätte  man  nicht  mich,  wenn  auch  aus  mehreren  Wunden  stark  blutend, 
entrinnen  lassen.  Mit  Gewehren  bewaffnete  Soldaten,  die  mich  noch  weiter 
hätten  verfolgen  können  und  die  mich  unter  anderen  Umständen  gewils  auch 
noch  weiter  verfolgt  hätten,  um  mir  den  Garaus  zu  machen,  waren  genug  vor- 
handen. Aber  der  Auftrag  lautete  auf  den  Kopf  des  Gesandten.  Der  Auftrag 
war  erledigt  und  die  Leiche  des  Ministers  hatte  für  die  Schurken  mehr  Interesse 
als  meine  Person.  —  ||  6)  Der  Überfall  ist  nicht  von  den  Faustleuten  aus- 
gegangen; denn  eine  unter  dem  Einflüsse  der  Sekte  stehende  Soldateska  würde 
auch  die  chinesischen  Gefolgsleute  der  Fremden  nicht  haben  entrinnen  lassen» 
Es  ist  aber  von  unseren  11  Leuten  nur  Einer,  und  zwar  offenbar  zufällig, 
durch  einen  Streifschufs  verletzt  worden.  Den  Reitknecht  Liu  sah  ich,  als 
ich  die  Ecke  der  Shih  Tajen  Hutung  nahezu  erreicht  hatte,  auf  dem  Pferde  in 
geringer  Entfernung  vor  den  Sänften  halten  und  rückwärts  schauen.*]  ||  Man 
hat  den  uns  begleitenden  Chinesen  kein  Leid  anthun  wollen.  Das  widerspricht 
strikt  den  Gepflogenheiten  der  Faustleute,  deren  Wut  sich  gleichmäjjsig  gegen 
Fremde,  Christen  und  alle  solche  Chinesen  richtet,  welche  „der  Fremden  Reis 
essen''.  ||  Obige  Angaben  sind  an  beiden  auf  das  Attentat  folgenden  Tagen  zu- 
nächst in  Form  von  Bleistiftnotizen  im  Hospital  niedergeschrieben,  und  sobald 
ich  im  Bette  aufsitzen  konnte,  mit  Tinte  zu  Papier  gebracht. 
Peking,  Britische  Gesandtschaft,  den  4.  Juli  1900. 

gez.  Heinrieh  Cordes. 


Anlage  2 
zum  Berichte  der  Kaiserlichen  Gesandtschaft  zu  Peking  vom  29./8.  1900. 

Verhandelt  Peking,  den  21.  Juni  1900. 
Vor  dem  unterzeichneten  Dolmetscher  bei  der  Kaiserlichen  Gesandtschaft 
erscheint  der  Gesandtschafts -Reitknecht  Liu-yu-ch^üg  und  giebt,  über  seine 
Kenntnis  von  dem  Überfall  auf  den  Kaiserlichen  Gesandten  Freiherrn  von 
Ketteier  vernommen,  folgende  in  Übersetzung  wiedergegebene  Erklärung  ab.  || 
„Gestern  Vormittag  gegen  9  Uhr,  als  der  Herr  Gesandte  sich  mit  dem  Dol- 
metscher Cordes  auf  das  Tsungli  Tamen  begab,  ritt  ich,  wie  gewöhnlich, 
den  Sänften  vorauf.   Als  wir  auf  der  HatamenstraDse  bis  vor  den  Eingang  der 


*)  Von  dieser  Stellung  aus  hat  Liu  in  die  Sänfte  des  Gesandten  hineinsehen 
können.  Herr  von  Ketteier  hat  nach  seiner  nachträgHchen  Angabe  ,,tot  auf  seinem  Sitze 
gesessen.  Der  Oberkörper  ist  gegen  die  Rücklebne  gefallen  und  der  Kopf  hat  weit 
nach  hinten  übergehangen". 
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Nr.  lisss.  Tsangpnh'ntnng  (Gasse)  gekommen  waren,  fielen  von  der  linken  Seite  derStralse, 
j^^^^^  wo  sich  eine  Polizeiwache  befindet ^  plötzlich  Schttsse  und  einige  chinesische 

29JLiig.  1900.  Soldaten  drangen,  mit  Gewehren  bewaffnet,  auf  die  Sftnften  ein.  Die  Sänften- 
träger, wohl  durch  das  Schielsen  erschreckt,  lieben  die  Sänften  niederfallen« 
Ich  sah  noch,  als  ich  mich  umdrehte,  wie  der  Herr  Gesandte  in  die  Sänfte 
zurtlckgesunken  regungslos  dalag,  und  wie  der  Dolmetscher  Cordes,  anscheinend 
verwundet,  davoneilte.  So  schnell  ich  konnte,  ritt  ich  darauf  zum  Tsungli- 
Yamen,  wo  nur  ein  Sekretär  anwesend  war.  Diesem  erstattete  ich  Anzeige 
von  dem  Vorfall  und  er  schickte  darauf  einen  Beamten  mit  mir  an  die  von 
mir  bezeichnete  Stelle.  Dort  sah  ich  nur  noch  das  Gerfist  einer  Sänfte  stehen.|| 
Yorttbergehende  Leute  sagten,  dab  man  den  Leichnam  des  Herrn  Gesandten 
in  eine  anliegende  Gasse  geschleppt  habe;  der  Name  der  Gasse  ist  mir  ent- 
fallen. Ich  wurde  darauf  in  die  chinesische  Wachtstube  am  Hatamen-Thore 
.geführt,  von  wo  ich  in  die  Kaiserliche  Gesandtschaft  zurückgelangte.''  ||  Die  vor- 
stehende Yerhandlung  ist  dem  Zeugen  in  chinesischer  Sprache  vorgelesen,  von 
ihm  genehmigt  und,  da  er  des  Schreibens  unkundig,  mit  seinem  Handzeichen 
an  Stelle  der  Unterschrift  versehen  worden. 

gez.  ttt 
Geschlossen  wie  oben. 

gez.  Dr.  Merklinghaus. 

Anlage  3 
zum  Berichte  der  Kaiserlichen  Gesandtschaft  zu  Peking  vom  20./8.  1900. 

Peking,  den  16.  August  1900. 
Auf.  die  am  heutigen  Tage  von  chinesischen  Anwohnern  der  Hatamen- 
Stralse  erstattete  Anzeige,  dals  die  Leiche  des  am  20.  Juni  d.  J.  ermordeten 
Kaiserlichen  Gesandten  Freiherrn  von  Ketteier  in  einer  Seitengasse  der  Hatamen- 
Stradse  begraben  sei,  begab  sich  der  unterzeichnete  Kaiserliche  Geschäftsträger 
mit  den  nachbenannten  Personen:  ||  1)  Stabs-  und  Gesandtschafts- Arzt  Dr.  Yelde,|| 
2)  Oberleutnant  Graf  von  Soden,  Detachementsführer,  ||  3)  Leutnant  von  Loesch, 
kommandiert  zur  Kaiserlichen  Gesandtschaft,  ||  4)  Referendar  Dr.  Merklinghaus, 
Dolmetscher  bei  der  Kaiserlichen  Gesandtschaft,  ||  6)  Kanzleischreiber  Pifrement,  || 
zur  Feststellung  des  Thatbestandes  an  Ort  und  Stelle.  ||  Es  wurde  Folgendes 
festgestellt:  ||  In  der  „Shuai-fn  Hutung*'  genannten  Seitengasse  der  Hatamen- 
Stra&e,  wenige  Schritte  von  der  Stelle  entfernt,  wo  nach  Angabe  des  Dol- 
metschers Cordes  die  Ermordung  stattgefunden  hatte,  war  an  die  Aulsenmauer 
eines  auf  der  nördlichen  Seite  der  Gasse  gelegenen  Hauses  ein  Erdhflgel  auf- 
gehäuft, unter  welchem  ein  greiser  chinesischer  Holzsarg  vorgefunden  wurde. 
Nach  Öffnung  des  äolseren  massiven  und  eines  inneren  leichten  Deckels  fand 
sich  eine  schon  stark  in  Yerwesung  übergegangene  Leiche  vor.  ||  Dieselbe  wurde 
von  sämtlichen  Erschienenen:  ||  1)  an  der  Farbe  und  Länge  des  Haupthaares,  || 
2)  an  der  Farbe  und  Form  des  Schnurbartes,  ||  3)  an  der  Gröfee  und  Grestalt 
des  Körpers,  ||  4)  an  den  bei  der  Leiche  vorgefundenen  Kleidungsstücken,  als 
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diejenige   des  Kaiserlichen  Gesandten,  Freiherrn  von  Ketteier  ||  anerkannt  ||  5^^^^" 
Hierauf  wurde  der  Sarg  geschlossen  und  nach  der  Gesandtschaft  aberfahrt.  ||     Boiciu 
Die  vorstehende  Verhandlung  wurde  den  Erschienenen  vorgelesen,  von  denselben .^^^'^^^' 
genehmigt  und.  unterschrieben. 

gez.  Velde 
„    Graf  von  Soden 
„    von  Loesch 
„    Dr.  Merklinghaus 
„    Pifrement 
Geschlossen  wie  oben« 

Der  Kaiserliche  Geschäftstrftger, 
gez.  von  Below. 


Nr.  12229.  deutsches  reich.  —  Legationsrat  von  Below  in 
Peking  an  den  deutschen  Gesandten  in  China.  Be- 
richt aber  den  Mörder  des  Gesandten  von  Ketteier. 

Bericht  des   Kaiserlichen  Legationsrats    von  Below  an  den  Kaiserlichen  Ge- 
sandten Dr.  Mumm    von  Schwarzenstein    aber  den  Mörder    des    Freiherrn 

•  von  Ketteier. 

Peking,  den  25.  Septemb»  1900. 
Durch  einen  Zufall  ist  es  gelungen,  den  Mörder  Baron  Ketteler's  fest-  Nr.  12229. 
zunehmen.  ||  Am  6.  d.  M.  bot  ein  Chinese  dem  Oberst  Shiba,  Fahrer  des  japa-  ^^^^^^ 
nischen  Detachements  während  der  Belagerungszeit,  eine  silberne  Uhr  zum  Kauf  25.sept.1900. 
an,  die  mit  Wappen  und  Namenszng  des  Verstorbenen  geschmackt  war.  Oberst 
Shiba  liefe  sogleich  nachforschen,  woher  die  Uhr  stamme,  und  die  Spuren 
fahrten  alsbald  auf  den  Mandschu- Soldaten,  der  am  20.  Juni  den  tödlichen 
Schuis  auf  Freiherm  von  Ketteier  abgegeben.  Derselbe  leugnete  keinen  Augen- 
blick seine  Thäterschaft.  Am  7.  d.  M.,  unmittelbar  vor  der  Abreise  Frau 
von  Ketteler's,  abergab  mir  Oberst  Shiba  die  Uhr,  und  ich  bat  ihn  um  die 
Auslieferung  des  Verbrechers,  der  in  das  Lager  des  See-Bataillons  in  sicheres 
Gewahrsam  gebracht  wurde«  Hier  erfolgte  seine  Vernehmung  durch  den  Zweiten 
Dolmetscher  der  Kaiserlichen  Gesandtschaft,  Herrn  Cordes,  zunächst  am  8., 
zuletzt  am  21.  d.  M.,  und  beehre  ich  mich  Abschrift  der  hieraber  aufge- 
nommenen beiden  Protokolle  in  der  Anlage  gehorsamst  zu  aberreichen.  ||  An 
der  Richtigkeit  der  Aussagen  En-hai's  ist  nicht  zu  zweifeln.  Im  Gefahl,  als 
Soldat  auf  höheren  Befehl  gehandelt  und  seine  Schuldigkeit  gethan  zu  haben, 
hat  er  sich  freiwillig  als  Mörder  bekannt,  nicht  um  Gnade  gefleht,  sondern 
nur  gebeten,  da  er  doch  sterben  masse,  die  Exekution  möglichst  zu  beschleu- 
nigen. Wer  der  „Prinz"  gewesen  ist,  der  den  Befehl  zum  Erschiefsen  der 
Fremden  gegeben  hat,  scheint  £n-hai  wirklich  nicht  zu  wissen,  was  bei  seiner 
untergeordneten  militärischen  Stellung  kaum  wunderbar  erscheinen  darfte. 

von  Below. 
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Nr.  12229.  Anlage  1. 

^^^^  PÄing,  dra  8.  September  190a 

25.sept.i9oo.  ProtokolL 

Vorgefahrt  ans  Haft:  En-hai,  52  Jahre,  Mandscha,  schlichtes  weilses 
Banner,  6.  Rangknopf,  blaue  Feder  (sog.  kleine  Feder),  gehört  zum  mittleren 
Infanterielager  des  Shen  chi  Ting,  auch  genannt  Ting  tze  Tui.  ||  Unser  Lager- 
Hauptmann  (Ting  tsung)  heilst  Fu-liang.  Schreiben  kann  ich  nicht.  Der  Befehl 
war  am  Tage  vorher  (19.  Juni)  gegen  Abend  vor  dem  Dunkelwerden  vom 
Prinzen,  weiis  nicht  von  welchem,  gekommen:  „Es  ist  Krieg;  wenn  ihr  Fremde 
seht,  schielst  sie  nieder.''  Ich  führte  daraufhin  auf  Befehl  des  Yingtsung 
80  Mann  von  unserem  Lager  auf  dem  Shuaifu  Juan'rh  nach  dem  Platze,  wo 
die  Shuaifu  Juan'rh  Hutung  in  die  Hatamen-Straise  mündet  Wir  standen  an 
der  Polizeistation.  Ich  habe  den  ersten  SchuDs  auf  den  Gesandten  in  der 
Sänfte  abgeschossen.  Als  wir  dann  in  die  Sänfte  hineinsahen,  war  der  darin 
auf  dem  Sitze  hintenübergefallene  Gesandte  tot     Er  ist  nicht  weiter  verwundet. 

gez.  Cordes, 
komm.  Civilprftfekt  von  Deutsch-Peking. 


Anlage  2.   • 

Peking,  den  21.  September  1900. 
ProtokolL 
Vorgeführt  aus  Haft:  En-hai,  der  Mandschu-Soldat,  welcher  den  Todes- 
Bchuls  auf  Freiherm  von  Ketteier  abgab.  —  Er  bestätigt  seine  Angaben  vom 
8.  September,  auch  sein  Geständnis;  er  sagt  weiter  aus:  Mein  Truppenteil 
heilst  mit  vollem  Namen  „Wei  ting  chih  sh^ng,  Pu  tui  Chung-ying'^  und  wird 
gewöhnlich  Ting  tze  Tui  genannt  Wir  waren  seit  zwei  Jahren  mit  Mauser- 
gewehren bewaffnet  Unser  Yingtsung  Fu-liang  hatte  den  4.  Rang.  Das 
Shenchi  Ilng-Korps,  dem  wir  angehörten,  hat  sich  am  14.  August  Nachts  auf- 
gelöst Die  Leute  haben  sich  in  alle  vier  Winde  zerstreut  und  teils  ihre 
Waffen  ins  Lager  geworfen,  teils  sie  mitgenommen.  Ich  warf  mein  Gewehr 
ins  Lager  und  ging  nach  meiner  Wohnung  in  der^Ch^-nien-tien  Hutung  am 
Anting  hen.  Dort  habe  ich,  obwohl  die  japanischen  Soldaten  den  Stadtteil 
schon  besetzt  hatten,  ruhig  gelebt,  bis  mich  die  Uhr  des  Gesandten  verraten 
hat  Am  6.  September  haben  mich  die  Japaner  in  meiner  Wohnung  fest- 
genommen. Ich  bitte,  da  ich  doch  sterben  muis,  die  Exekution  möglichst  zu 
beschleunigen.  ||  Am  19.  Juni,  Mittags  gegen  1  Uhr,  kam  der  Befehl  vom 
Prinzen,  die  Straisenecken  zu  besetzen.  Ich  bezog  mit  30  Mann  die  Ecke  der 
Shuaifu  Hutung.  Andere  Abteilungen  von  uns  bezogen  die  nächsten  Straisen- 
ecken nördlich  von  uns.  Südlich  von  der  Shuaifu-Hutung  waren  die  Stralsen* 
eingänge  nicht  mehr  besetzt  Nachmittags  zwischen  4  und  6  Uhr  wurde  mir 
der  Befehl  des  Prinzen  bekannt  gegeben:  „Wenn  Fremde  euch  zu  Gesicht 
kommen,   so   schielst   sie   nieder.^'    An    dem   Nachmittage    habe   ich   keinen 
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Fremden  mehr  vorflberikommen  gesehen.  Wenn  Sie,  Herr  PrIUFekt,  kurz  nach  Kr.  12229. 
4  Uhr  dort  vorfibergekommen  sind,  ohne  dals  auf  Sie  geschossen  ist,  so  ist  ^^^^^ 
der  Befehl  in  dem  Moment  noch  nicht  zu  uns  gedrungen  gewesen.  Wäre  dies^.sept.1900. 
der  Fall  gewesen,  so  wflrde  auf  Sie  geschossen  sein.  ||  Ich  weils  wirklich  nicht, 
weicher  von  deu  Prinzen  den  Befehl  gegeben  hat  Prinz  Ghing  war  unser 
Höchstkommandierender  und  Prinz  Tuan  war  der  Chef  des  Hu  shen  Ting- 
Eorps.  II  Als  der  B^ehl  zu  mir  kam  —  er  wurde  mir  nur  mfindlich  fiber- 
mittelt  — ,  war  ich  erst  zweifelhaft.  Ich  ging  deshalb  noch  einmal  in  das 
nahe  gelegene  Lager  zurück  und  lieüs  mir  vom  Kommandanten  Fuliang  die 
Echtheit  der  Nachricht  bestätigen.  Dann  ging  ich  auf  meinen  Posten  zurück.  || 
In  der  Nacht  ist  kein  weiterer  Befehl  mir  zugekommen.  Auch  am  nächsten 
Morgen  habe  ich  keine  weitere  Weisung  erhalten.  Es  ist  uns  nicht  besonders 
befohlen  worden,  auf  einen  Gesandten  oder  gar  auf  den  deutschen  Gesandten 
zu  schiefeen,  sondern  es  hieüs  in  dem  Befehl  nur:  „schielst  auf  Fremde!"  —  || 
Als  wir  am  20.  Juni  Morgens  die  beiden  Sänften  tom  Süden  heraufkommen 
sahen,  machten  wir  unsere  Gewehre  fertig  und  stellten  uns  auf.  Wir  nahmen 
eigentlich  keine  ordentliche  Stellung  ein.  Ich  stand  allein  ein  wenig  nach 
Norden  heraus  und  nahm  die  vorderste  Sänfte  auf  mich.  Meine  Leute  standen 
weiter  nach  Süden.  In  dem  Polizeihause  standen  wir  nicht.  Wir  gingen  wohl 
hinein,  um  unsere  Pfeifen  anzustecken,  und  plauderten  mit  den  Polizisten.  Die 
letzteren  wulsten  auch,  dals  auf  Fremde  geschossen  werden  sollte.  ||  Ich  schoDs 
den  ersten  Schuis  und  gab  meinen  Leuten  das  Zeichen  zum  Feuern.  ||  Als  Sie, 
Herr  Präfekt,  sich  nach  der  Sbih  Tajen-Hutung  fortschleppten,  habe  ich  meinen 
Leuten  verboten,  Sie  weiter  zu  verfolgen,  weil  wir  Befehl  hatten,  die  Straisen- 
ecke  besetzt  zu  halten,  und  dieselbe  nicht  verlassen  durften.  Ob  Lanzenträger 
hinter  Ihnen  hergelaufen  sind,  weilis  ich  nicht  ||  Als  ich  geschossen  hatte,  hat 
der  Gesandte  noch  eine  Patrone  aus  einem  Revolver  abgefeuert  Ich  habe  den 
Knall  nicht  gehört,  wohl  aber  die  Kugel  pfeifen  gehört.  Der  Gesandte  hat 
auch  noch  etwas  gesagt,  was  ich  aber  nicht  verstanden  habe.  Dann  ist  er 
sofort  hintenüber  gefallen  und  tot  gewesen.  Der  Revolver  lag,  als  wir  die 
Sänfte  entzwei  rissen,  auf  dem  FuDsboden  derselben.  Es  war  ein  Fünf  lader, 
und  es  fehlte  eine  Patrone.  Ich  habe  den  Revolver  an  mich  genommen  und 
ihn  an  den  Kommandanten  für  die  Lagerkammer  abgeliefert.  Als  die  Leiche 
in  die  Shuaifu-Hutung  geschleppt  wurde,  lugte  die  Uhr  ans  der  Tasche  heraus. 
Es  nahm  sie  jemand  heraus,  und  ich  bat  sie  mir  aus.  Ob  der  Leiche  noch 
andere  Sachen  abgenommen  wurden,  kann  ich  nicht  sagen.  ||  Meine  Leute 
schleppten  sie  in  die  Gasse,  und  ich  habe  mich  persönlich  nicht  weiter  darum 
bekümmert  Ich  habe  aber  die  Leiche,  welche  an  der  Stelle,  wo  die  Shuaifu- 
Hutung  nach  Norden  abbiegt,  hingelegt  wurde,  noch  bewachen  lassen.  Wir 
legten  sie  dorthin,  weil  wir  sie  den  Blicken  der  als  wild  bekannten  Tungfu- 
hsiang'schen  Soldaten  entziehen  wollten.  Es  ist  der  Leiche  weiter  nichts  ge- 
schehen. Auch  die  Kleider  sind  ihr  nicht  ausgezogen  worden.  —  ||  Als  die 
Schüsse  auf  die  Sänften  gefallen  waren,   strömten   eine  Menge  Soldaten   von 
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Nr.  12229.  allen  Seiten  aas  den  nächsten  Lagern  herbei,  Infanterie  und  Reiter,  anch 
^n^*'  Tnngfnh-hsiang'sche  Soldaten,  welche  westlich  von  nns  lagen.  Als  dann  die 
26.8ept.  1900.  fremden  Soldaten  (Soden'sche  Patronille)  kamen,  schössen  sie  alle  mit  Wir 
waren  wohl  70  Mann  stark.  Die  fremden  Soldaten  zogen  sich  zorflck.  ||  In 
der  folgenden  Nacht  wurde  ich  von  meinem  Posten  abgelöst  Die  Leiche 
wurde  aber  auf  besonderen  Befehl  unseres  General-Kommandeurs,  Bannergenerals 
(Fu-tu-tung)  Su-lu-tai  durch  einen  Posten  weiter  bewacht  ||  Ich  habe  später 
gehört,  dais  sie  begraben  sei« 

ges.:  K  Cordes. 
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Nr.  12230.  deutsches  EEICH.  —  vertrag  mit  der  Aktien- 
gesellschaft „Deutsche  Ostafrikalinie''  Ober  die 
Einrichtung  und  die  Unterhaltung  von  Postdampfer- 
verbindungen mit  Afrika. 

9./21.  Juü  1900. 

Zwischen  dem  Beichskanzler  Forsten  zu  Hohenlohe,  handelnd  im  Kamen  Nr.  12230. 
des  Reichs,  einerseits  und  der  Aktiengesellschaft  ,, Deutsche  Ostafrika -Linie"  seioh.^ 
zu  Hamburg  andererseits  ist  heute  nachstehender  Vertrag  abgeschlossen  worden:  Mi*  Jvu 

1900. 

Artikel  1. 
Die  Deutsche  Ostafrika-Linie,  als  Unternehmer,  verpflichtet  sich,  die  nach- 
stehend aufgeführten  Postdampferlinien  einzurichten  und  während  des  im  Ar- 
tikel 43  näher  bezeichneten  fünfzehnjährigen  Zeitraums  zu  unterhalten:  ||  A.  eine 
Hauptlinie  mit  zweiwöchentlichen  Rundfahrten  um  Afrika  und  zwar  abwechselnd  || 
1.  von  Hamburg  Aber  Bremerhaven,  einen  niederländischen  oder  belgischen 
Hafen,  Lissabon,  Las  Palmas,  Kapstadt,  Port- Elizabeth,  East-London,  Durban, 
Delagoa-Baj,  Beira,  Mozambique,  Zanzibar,  Dar-es-Salaam,  Tanga,  Aden,  Suez, 
Port-Said,  Neapel,  Lissabon,  einen  niederländischen  oder  belgischen  Hafen, 
Bremerhaven,  zurück  nach  Hamburg  (westliche  Rundfahrt),  ||  2.  von  Hamburg 
über  Bremerhaven,  einen  niederländischen  oder  belgischen  Hafen,  Lissabon,  . 
Neapel,  Port-Said,  Suez,  Aden,  Tanga,  Dar-es-Salaam,  Zanzibar,  Mozambique, 
Beira,  Delagoa-Bay,  Durban,  East-London,  Port-Elizabeth,  Kapstadt,  Las  Pal- 
mas, Lissabon,  einen  niederländischen  oder  belgischen  Hafen,  Bremerhaven, 
zurück  nach  Hamburg  (östliche  Rundfahrt);  ||  B.  eine  Zwischenlinie  mit  vier- 
wöchentlichen Fahrten  von  Hamburg  über  einen  niederländischen  oder  belgi- 
schen Hafen,  Neapel,  Port-Said,  Suez,  Aden,  Tanga,  Dar-es-Salaam,  Zanzibar, 
Eilwa,  Lindi,  Mikindani,  Ibo,  Mozambique  nach  Beira  und  zurück  über  die- 
selben Häfen.  Die  Fahrten  dieser  Linie  sind  so  zu  legen,  daüs  in  Verbindung 
mit  denen  der  Linie  A  2  in  zweiwöchentlichen  Zeitabständen  eine  Abfahrt  von 
Neapel  nach  Deutsch*  Ostafrika  stattfindet  ||  Die  Bestimmung  des  niederländischen 
und  des  belgischen  Anlaufhafens  erfolgt  durch  den  Reichskanzler.   Der  Unter- 
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Nr.  12280.  nefamcr  ist  yerpflichtet^  auf  Verlangen  nnd  nach  Bestimmong  des  Reichskanz- 
Beich.^  lers  ohne  besondere  Entschädigung  die  aasgehenden  Dampfer  der  Linie  A  2, 

9./21.  jnii  die  einkommenden  Dampfer  der  Linie  A  1  sowie  sämtliche  Dampfer  der  Linie  B 
einen  niederländischen  nnd  einen  belgischen  Hafen  anlaufen  zu  lassen.  ||  Der 
Unternehmer  ist  femer  terpflichtet,  die  Dampfer  der  von  ihm  auTservertrags- 
mäiisig  betriebenen  Bombay-Linie  die  Häfen  Pangani  und  Bagamoyo  regelmäüsig 
alle  vier  Wochen,  sowie  auf  rechtzeitiges  Ansuchen  des  Kaiserlichen  Gouverne- 
ments von  Deutsch- Ostafrika  auch  die  Häfen  Saadani,  Eilwa  und  Lindi  (die 
beiden  letzteren  nur  während  des  Nordost -Monsuns)  nach  Bedarf,  nötigenfalls 
alle  vier  Wochen,  ohne  besondere  Entschädigung  anlaufen  zu  lassen. 

Artikel  2. 

Die  Geschwindigkeit  der  Fahrten  muDs  im  Durchschnitte  mindestens  be- 
tragen: II  auf  der  Linie  A  1  ||  von  Hcunburg  bis  Kapstadt,  sowie  von  Dar-es- 
Galaam  bis  Neapel  12  Knoten,  auf  den  übrigen  Strecken  10^3  Knoten,  ||  auf 
der  Linie  A  2  ||  von  Neapel  bis  Dar-es-Salaam  sowie  von  Kapstadt  bis  Ham- 
burg 12  Knoten,  auf  den  übrigen  Strecken  lO'/a  Knoten,  ||  auf  der  Linie  B 
10  Knoten.  ||  Yorübergehend  kann  der  Reichskanzler  für  ältere,  bereits  vor  dem 
1.  April  1900  in  die  ostafrikanische  Reichspostdampferlinie  eingestellte  Schiffe 
eine  geringere  als  die  vorbezeichnete  Geschwindigkeit  zulassen,  die  aber  auf 
•der  Hauptlinie  nicht  unter  10^/,  Knoten  herabgehen  darf.  ||  Bei  Fahrten  gegen 
den  Monsun  ist  ein  Abschlag  von  einem  Knoten  für  die  Stunde  gestattet;  für 
die  Durchfahrt  durch  den  Suezkanal  wird  eine  den  Verhältnissen  entsprechende 
Zeit  eingesetzt.  ||  Hiernach  wird  die  Zeitdauer  der  Reise  unter  Berücksich- 
tigung des  Aufenthalts  in  den  Häfen  ermittelt  und  durch  den  Fahrplan  fest- 
gesetzt. 

Artikel  3. 

Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  auf  Verlangen  des  Reichskanzlers  inner- 
halb der  Vertragsdauer  auf  der  Hauptlinie  für  neu  zu  erbauende  Schiffe  eine 
Erhöhung  der  im  Artikel  2  angegebenen  Fahrgeschwindigkeit  eintreten  zu 
lassen,  soweit  auf  einer  ausländischen  Konkurrenz-Postlinie  eine  Steigerung  der 
vertragsmäfeigen  Fahrgeschwindigkeit  erfolgt.  Diese  Erhöhung  der  Fahr- 
.  geschwindigkeit  hat  ohne  besondere  Gegenleistung  des  Reichs  zu  erfolgen, 
soweit  der  Unternehmer  der  ausländischen  Postlinie  die  für  seine  Dampfer  vor- 
geschriebene Fahrgeschwindigkeit  ohne  Erhöhung  der  vertragsmälsigen  Gegen- 
leistung steigert 

Artikel  4u 

Auf  Verlangen  des  Reichskanzlers  müssen  die  für  die  Hauptlinie  neu  zu 
erbauenden  Schiffe  mit  solcher  Maschinenkraft  ausgestattet  werden,  daüs  sie 
imstande  sind,  in  voll  beladenem  Zustand  eine  Durchschnittsgeschwindigkeit 
von  13  Knoten  zu  entwickeln. 

Artikel  6. 

Die  Dampfer  haben  die  Post  an  den  fahrplanmäCsig  hierzu  zu  bestimmen- 
den  Häfen   .(Posthäfen)   aufzunehmen   und   abzuliefern.    In   den   europäischen 
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Posthäfen  müssen  die  Dampfer  bei  der  Ausreise  zu  der  fohrplanmäbig  fest-  l^^  issso. 
gesetzten  Stande  bereit  liegen,  um  sogleich  nach  Empfang  der  Post  die  Fahrt  ^^^^ 
antreten  zu  können.  Die  Abfahrt  darf  nicht  früher  erfolgen,  als  bis  die  Post  ^-ß^-  ^^ 
an  Bord  ist 

Artikel  6. 

Der  Unternehmer  hat  alljährlich  den  Fahrplan  aufzustellen  und  dem 
Reichskanzler  zur  Genehmigung  und  endgültigen  Feststellung  zu  unterbreiten. 
Der  Entwurf  des  Fahrplans  mulis  mindestens  drei  Monate  vor  dem  Zeitpunkte 
der  Einführung  eingereicht,  die  Genehmigung  zu  Fahrplanänderungen  mindes- 
tens zwei  Monate  vor  dem  Zeitpunkte,  zu  welchem  sie  eintreten  sollen,  ein- 
geholt werden.  ||  Der  Reichskanzler  ist  berechtigt,  zu  jeder  Zeit  unter  den  im 
Artikel  35,  letzter  Absatz,  festgesetzten  Bedingungen  eine  Änderung  des  be- 
stehenden Fahrplans,  so?rie  das  Anlaufen  noch  anderer,  als  der  im  Artikel  1 
benannten  Häfen  anzuordnen.  Für  diejenigen  Fälle,  in  denen  es  sich  um  eine 
Änderung  in  der  Fahrgeschwindigkeit  oder  in  der  Anzahl  der  Fahrten  handelt, 
finden  die  Bestimmungen  der  Artikel  3  und  40  Anwendung.  Die  angeordnete 
Änderung  ist  dem  Unternehmer  mindestens  drei  Monate  vor  dem  Zeitpunkte, 
zu  welchem  sie  in  Kraft  treten  soll,  schriftlich  mitzuteilen. 

Artikel  7. 
Andere  als  die  fahrplanmäCsigen  Häfen  dürfen  ohne  besondere  Genehmi- 
gung des  Reichskanzlers  von  den  Dampfern  nicht  angelaufen  werden.  Sind 
letztere  infolge  schlechten  Wetters  oder  eines  anderen  Umstandes,  welcher  bei 
Anwendung  der  gehörigen  Sorgfalt  nicht  zu  vermeiden  war,  gezwungen,  dem 
Fahrplane  zuwider  einen  Nothafen  anzulaufen,  so  ist  die  gesetzlich  vor- 
geschriebene Verklarung,  falls  sie  im  Auslande  zu  bewirken  ist,  wenn  thnnlich 
vor  dem  deutschen  Konsul  abzulegen.  Kann  ein  genügender  Entschuldigungs- 
grund für  das  fahrplanwidrige  Anlegen  in  glaubhafter  Weise,  insbesondere 
durch  die  abgelegte  Verklarung  und  durch  den  Inhalt  des  Schiffstagebuchs 
nicht  nachgewiesen  werden,  so  ist  für  das  erste  Anlegen  eine  Strafe  von  1000 
(eintausend)  Mark  und  für  das  zweite  Anlegen  auf  derselben  Fahrt  eine  solche 
von  2000  (zweitausend)  Mark  verwirkt;  bei  einer  drittmaligen  und  jeder  ferne- 
ren Zuwiderhandlung  auf  ein  und  derselben  Fahrt  liegt  es  in  der  Befugnis 
des  Reichskanzlers,  eine  Strafe  in  Höhe  von  2000  bis  5000  (fünftausend) 
Mark  festzusetzen.  ||  Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  sinngemälse  An- 
wendung auf  diejenigen  Fälle,  in  welchen  fahrplanmäüsige  Häfen  nicht  an- 
gelaufen werden. 

Artikel  8. 

Jede  Verspätung  in  der  Abgangs-  oder  der  Ankunftszeit  an  den  Anfangs- 
und Endpunkten  der  Haupt-  und  der  Zwischenlinie  wird,  sofern  sie  nicht  er- 
wiesenermalsen  durch  einen  Umstand,  welcher  bei  Anwendung  der  gehörigen 
Sorgfalt  nicht  zu  vermeiden  war,  oder  durch  verspätete  Zuführung  der  Poit 
verursacht  ist,  mit  einer  Strafe  von  30  (dreilsig)  Mark  für  die  Stunde  belegt. 
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Nr*  12280.  Bei  einer  nicht  gerechtfertigten  Yerspätang  von  über  12  (zwölf)  hintereinander- 
^^kh.**  folgenden  Stunden  erhöht  sich  die  Strafe  von  der  dreizehnten  Stunde  ab  auf 
o./2Waii  das  Doppelte.  ||  Diese  Strafbeträge  können  verdoppelt  werden,  wenn  eine  der- 
artige Verzögerung  in  der  Abfahrt  durch  Verladung  von  Gfitern  herbeigefflhrt 
worden  ist.  ||  Der  Reichskanzler  ist  berechtigt,  Strafen  bis  zu  gleicher  Höhe 
auch  für  Verspätungen  der  Abfahrt  an  den  Zwischenhäfen  festzusetzen.  ||  Die 
in  diesem  und  dem  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Strafen  sollen  in 
keinem  Falle  die  Höhe  der  Vergütung  übersteigen,  welche  auf  die  betreffende 
Fahrt  bei  Zugrundelegung  des  im  Artikel  35  bestimmten  Satzes  für  die  See- 
meile entfallen  würde.  ||  Zur  Prüfung  der  planmäüsigen  Ausführung  der  Fahrten 
ist  nach  dem  jedesmaligen  Wiedereintreffen  eines  Dampfers  am  Anfangspunkte 
der  Reise  ein  alle  erforderlichen  Angaben  enthaltender  beglaubigter  Auszug 
aus  dem  Schiffstagebuch  an  den  Reichskanzler  einzureichen.  Letzterer  ist  be- 
rechtigt, die  bezeichnete  Prüfung  auch  in  anderer  Weise  ausüben  zu  lassen. 
Sollte  aus  dem  Umstände,  daüs  die  Dampfer  nicht  zur  fahrplanmäüsigen  Zeit 
abgehen,  die  Notwendigkeit  eintreten,  die  Post  auf  einem  anderen  Wege  zu  be- 
fördern, so  hat  der  Unternehmer  in  allen  Fällen  die  baren  Auslagen  zu  er- 
setzen, welche  durc^  diese  Beförderung  entstehen. 

Artikel  9. 
Der   Unternehmer  hat  zur  Ausführung  der   im  Artikel  1   bezeichneten 
Fahrten  Dampfer  in  einer  den  Anforderungen  des  Reichskanzlers  genügenden 
Zahl  einzustellen  und  zu  erhalten.  ||  Von  diesen  Dampfern  sind  neu  zu  erbauen 
und  spätestens  einzustellen: 

a)  in  die  Hauptlinie  ||  1  Dampfer  am  1.  April  1901, 
2  „  „  1.  „  1902, 
2        „  „   1.     „      1904; 

b)  in  die  Zwischenlinie  II  2  Dampfer  am  1.  April  1901, 
2        „  „   1.      „      1908, 

Die  in  die  Fahrt  eingestellten  Dampfer  dürfen  ohne  Genehmigung  des 
Reichskanzlers  zu  Fahrten  auf  anderen  als  den  im  Vertrage  bezeichneten 
Linien  nicht  verwendet  werden. 

Artikel  10. 

Der  Bruttoraumgehalt  der  neu  einzustellenden  Dampfer,  soweit  sie  zur 
dauernden  Verwendung  auf  den  Linien  bestimmt  sind,  soll  wenigstens  betragen  :|| 
5000  Registertons  für  die  Hauptlinie,  ||  2400  Registertons  für  die  Zwischenlinie. 

Artikel  11. 
Sämtliche  in  die  Linien  einzustellenden  Dampfer  dürfen  in  ihrer  Bauart 
und  Einrichtung,  namentlich  inbezug  auf  Sicherheit  und  Bequemlichkeit  für 
die  Reisenden,  sowie  hinsichtlich  der  Verpflegung  den  auf  denselben  Linien 
laufenden  Postdampfem  anderer  Nationen  nicht  nachstehen  und  müssen  ins- 
besondere  den  nachstehenden  Anforderungen  entsprechen.  ||  Die  Dampfer  sollen, 
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abgesehen  von  den  fflr  die  Scbiffsbesatzong  nnd  den  zur  Anfhahme  der  Post  Nr.  12230. 
nnd  deren  etwaigen  Begleiter  bestimmten  Ränmlichkeiten,  Einrichtangen  znr  ^^lu^ 
Beförderung  von  Reisenden  dreier  verschiedener  Klassen  haben.  11  Die  Räume  9.ßi,  Juu 

1900 

müssen  mit  allen  für  die  Reisenden  notwendigen  Gegenständen  ausgerüstet 
sein«  In  den  Räumlichkeiten  der  dritten  Klasse  sind  Schlafeinrichtungen,  be- 
stehend aus  Matratze  und  Kopfkissen,  in  genügender  Anzahl  herzurichten. 
Für  einzeln  reisende  Personen  weiblichen  Geschlechts  sind  besondere  Ab- 
teilungen herzurichten,  welche  verschlieisbar  sein  müssen.  ||  An  Bord  jedes 
Dampfers  muDs  sich  ein  in  Deutschland  approbierter  Arzt  befinden.  ||  Hin- 
sichtlich der  Einteilung  des  Schiffsraums  in  wasserdichte  Abteilungen,  der 
Ausrüstung  mit  Booten,  Rettungsgeräten  und  Sicherheitsrollen,  der  Feuerlösch- 
einrichtungen, der  Einrichtung  zur  Herstellung  von  Frisch wasser,  der  Aus- 
stattung mit  Krankenräumen  und  Arzneimitteln  müssen  die  Dampfer  den  Vor- 
schriften des  Bundesrats  über  Auswandererschiffe  entsprechen.  Soweit  danach 
bezüglich  der  Prüfung  der  Schotteinteilung  der  See-Berufsgenossenschaft  oder 
deren  Organen  Befugnisse  vorbehalten  sind,  stehen  dieselben  für  die  Reichs- 
Postdampfer  dem  Reichskanzler  zu.  Der  Reichskanzler  ist  ^befugt,  in  allen 
Fällen  die  Vorlage  von  Scbwimmfähigkeitsberechnungen  zu  verlangen.  ||  Die 
Dampfer  müssen  die  von  der  Marineverwaltung  als  erforderlich  bezeichneten 
Schiffspläne  an  Bord  führen.  ||  Rücksichtlich  der  Zwischenlinie  bleibt  dem 
Reichskanzler  die  Befugnis  zur  Ermälsigung  der  in  diesem  Artikel  gestellten 
Anforderungen  vorbehalten. 

Artikel  12. 
In  die  Linien  einzustellende  neue  Dampfer  müssen  auf  deutschen  Werften 
und  thunlichst  unter  Verwendung  deutschen  Materials  gebaut  werden.  ||  Die 
Pläne  für  den  Bau  unterliegen  der  Genehmigung  des  Reichskanzlers  und  sind 
in  drei  Exemplaren  einzureichen.  ||  Die  Schiffe  sind  zur  höchsten  Klasse  beim 
Germanischen  Llojd  zu  klassifizieren.  Die  an  den  Dampfern  vorzunehmenden 
gröberen  Instandsetzungen  müssen,  soweit  thunlich,  ebenfalls  auf  deutschen 
Werften  zur  Ausführung  gelangen. 

Artikel  13. 
Der  Kohlenbedarf  für  die  Dampfer  ist,  soweit  er  in  deutschen  Häfen  oder 
in  dem  nach  Artikel  1  anzulaufenden  niederländischen  oder  belgischen  Hafen 
eingenommen  wird,  auschlieislich  durch  deutsches  Erzeugnis  zu  decken.  Ab« 
weichungen  hiervon  sind  nur  mit  Genehmigung  des  Reichskanzlers  zulässig. 
In  denselben  Häfen  ist  der  Proviant  thunlichst  aus  deutschen  Quellen  zu  be- 
ziehen. 

Artikel  14. 

Alle  in  die  Fahrt  einzustellenden  Dampfer  müssen  vorher  durch  Sach- 
verständige, welche  der  Reichskanzler  ernennt,  geprüft  und  als  den  Anforde- 
rungen genügend  anerkannt  sein.  ||  Der  Reichskanzler  ist  berechtigt,  diese 
Prüfung  während  der  Vertragsdauer  jederzeit  wiederholen  zu  lassen  und  auf 
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Nr.  12280.  Gnuid  dcs  Ergebnisses  der  Prflfong  ein  Schiff  für  ungeeignet  zu  erklären.    In 

jTeich."  letzterem  Falle  ist  der  Unternehmer  verpflichtet,  binnen  der  ihm  gestellten  Frist 

o./i].  Jaii  das  betreffende  Schiff  zurückzuziehen  und  fflr  einen   geeigneten  Ersatz  nach 

1900 

Maisgabe  der  im  Artikel  15  getroffenen  Festsetzungen  zu  sorgen.  Kommt  der 
Unternehmer  dieser  Yerpflichtnng  nicht  nach,  so  hat  derselbe  ffir  jeden  Tag 
der  verspäteten  Einstellung  eines  geeigneten  Schiffes  eine  Strafe  von  300  (drei- 
hundert) Mark  zu  zahlen.  ||  Die  in  Deutschland  und  den  betreffenden  aus- 
ländischen Häfen  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  Ober  die  amtlichen  Be- 
sichtigungen etc.  der  zur  Personenbeförderung  dienenden  Dampfschiffe  bat 
der  Unternehmer  unter   eigener  Verantwortlichkeit  und  auf  seine  Kosten  zu 

erfüllen. 

Artikel  16. 

Im  Falle  ein  auf  den  Yertragslinien  verwendetes  Schiff  in  Verlust  gerät^ 
hat  der  Unternehmer  einen  neuen  Dampfer  zu  beschaffen  und  bis  zu  dessen  Fertig- 
stellung fflr  den  ungestörten  Fortgang  des  Dienstes  Sorge  zu  tragen.  Vorüber- 
gehend können  in  solchem  Falle  sowie  bis  zur  Fertigstellung  der  nach  Ar- 
tikel 9  neu  zu  erbauenden  Schiffe  an  Stelle  der  letzteren  mit  Genehmigung 
des  Reichskanzlers  auch  Schiffe  eingestellt  werden,  welche  nicht  allen  vertrags- 
mäüsigen  Bedingungen  entsprechen.  ||  Zum  Ersatz  eines  in  Verlust  geratenen 
Schiffes  durch  einen  allen  Bedingungen  Genüge  leistenden  neuen  Dampfer  wird 
eine  Frist  von  18  Monaten  gewährt.  Erfolgt  der  Ersatz  in  dieser  Zeit  nicht, 
so  hat  der  Unternehmer  eine  Strafe  von  SOO  (dreihundert)  Mark  für  jeden 
Tag  der  verspäteten  Einstellung  des  neuen  Schiffes  zu  zahlen« 

Artikel  16. 
Im  Falle  einer  teilweisen  oder  vollständigen  Mobilmachung  der  Marine 
steht  es  dem  Reichskanzler  frei,  die  auf  den  Linien  verwendeten  Dampfer  gegen 
Erstattung  des  vollen  Wertes  anzukaufen  oder  gegen  Vergütung  sonst  in  An- 
spruch zu  nehmen;  Die  Ermittelung  des  Wertes,  beziehungsweise  die  Fest- 
stellung der  Vergütung  erfolgt  in  GremäCsheit  der  Bestimmungen  im  §  24  (be- 
ziehungsweise §  23)  des  Gesetzes  über  die  Kriegsleistungen  vom  13.  Juni 
1873.  II  Ein  Verkauf  oder  eine  mietsweise  Überlassung  der  Dampfer  an  eine 
fremde  Macht  darf  ohne  Genehmigung  des  Reichskanzlers  auch  im  Frieden 
nicht  stattfinden. 

Artikel  17. 

Die  Dampfer  führen  die  deutsche  Postflagge  nach  MaJBgf^be  der  über  die 
Führung  derselben  durch  derartige  Schiffe  bestehenden  Allerhöchsten  Bestim- 
mungen und  befördern  die  Post  nebst  den  etwaigen  Begleitern  ohne  besondere 
Bezahlung.  Letztere  sind  auch  unentgeltlich  zu  verpflegen,  und  zwar  Beamte 
wie  Reisende  I.  Klasse  und  Unterbeamte  wie  Reisende  n.  Klasse.  Jedem  Post- 
begleiter ist  ein  besonderes  Zimmer  mit  angemessener  Ausstattung  zur  Be- 
nutzung zu  überweisen.  ||  Unter  Post  sind  alle  Brief  beutel,  Zeitungssäcke,  Wert- 
und  Paketsendungen    zu  verstehen,    welche  den  Dampfern  von  der  deutschen 
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Reicbs-Postverwaltaog  oder  von  den  in  Betracht  kommenden  ansl&ndischen  Nr*  12280. 
Postverwaltongen  znr  Beförderung  übergeben  werden.  ||  Alle  aas  dem  Post-  ^*^^l^^ 
beförderongsdienste  herrührenden  Einnahmen  bezieht  das  Reich.  ||  Werden  v^i.  «rvu; 
die  Dampfer  von  Postbeamten  nicht  begleitet,  so  ist  die  Post  seitens  des  ^^^ 
Schiffsführers  am  Anfangspunkte  der  Fahrt  and  an  den  Unterwegsorten  gegen 
Qaittang  zn  übernehmen  und  in  einem  eigens  za  diesem  Zwecke  hergerichteten, 
gegen  Nässe,  Fenersgefahr  and  sonstige  Beschädigang  geschützten  ond  gehörig 
gesicherten  Räume  während  der  Fahrt  unter  Yerschluis  aufzubewahren.  In- 
gleichen hat  der  Schiffsführer  in  dem  bezeichneten  Falle  die  Verpflichtung,  die 
übernommenen  Postsachen  an  den  betreffenden  Unterwegsorten  beziehungsweise 
am  Endpunkte  der  Fahrt  an  die  zur  Empfangnahme  derselben  berechtigten 
Personen  abzuliefern.  ||  Die  Übernahme  und  die  Ablieferung  der  Postsachen 
hat  unter  Beachtung  der  in  dieser  Beziehung  von  der  Reichs-Postrerwaltung 
erteilten  Vorschriften  zu  erfolgen.  Findet  eine  Begleitung  der  Post  durch 
Postbeamte  statt,  so  ist  den  Beamten  auDser  dem  erwähnten  Aufbewahrungs- 
raum ein  geeigneter,  den  Anforderungen  der  Roichs-Postverwaltung  entsprechen- 
der heller  Raum  zur  Bearbeitung  der  Post  während  der  Fahrt  postdienstmäbig 
einzurichten  und  zur  Verfügung  zu  stellen;  die  Erleuchtung,  Heizung  und 
Reinigung  dieses  Raumes  hat  der  Unternehmer  auf  seine  Kosten  bewirken  zu 
lassen.  Die  Übernahme  und  Ablieferung  der  Postsachen  liegt  in  diesem  Falle 
den  Postbeamten  ob.  Jedoch  ist  der  Unternehmer  yerpflichtet,  auf  Verlangen 
der  Postbeamten  die  zur  Beförderung  der  Postsäcke  zwischen  dem  Postdienst- 
raum und  dem  Aufbewahrungsraum  u.  s.  w.  erforderliche  Hülfe  durch  die 
Schiffsmannschaft  zu  gewähren.  ||  Wenn  der  Postbeamte  während  der  Fahrt 
aus  irgend  einem  Grunde  verhindert  werden  sollte,  seinen  Dienst  weiter  fort- 
zusetzen, so  hat  der  Unternehmer  die  volle  Verantwortlichkeit  für  die  Post« 
ladung  zu  übernehmen  und  den  Postdienst  bis  auf  Weiteres  nach  Malsgabe 
der  für  derartige  Fälle  von  der  Reichs-Postverwaltung  erteilten  besonderen 
Vorschriften  besorgen  zu  lassen.  ||  Auf  jedem  Schiffe  mufs  auf  Kosten  des 
Unternehmers  mindestens  ein  verschlielsbarer  den  Anforderungen  der  Reiohs- 
Postverwaltung  entsprechender  Briefkasten  angebracht  werden«  Sofern  eine 
Begleitung  der  Dampfer  durch  Postbeamte  nicht  stattfindet,  hat  der  Schiffs- 
führer durch  einen  von  ihm  zu  bestimmenden  Schiffsoffizier  den  Briefkasten 
rechtzeitig  leeren  und  die  darin  vorgefundenen  Sendungen  nach  Mabgabe  der 
von  der  Reichspostverwaltung  gegebenen  bezüglichen  Bestimmungen  behandeln 
zu  lassen.  ||  Die  Einschiffung  und  Landung  der  Post  hat  in  allen  Häfen  auf 
Gefahr  und  Kosten  des  Unternehmers  zu  erfolgen.  ||  Die  Landung  der  Post  hat 
sofort  nach  dem  Eintreffen  der  Dampfer  in  dem  batreffenden  Hafenorte  be- 
ziehungsweise auf  der  zugehörigen  Rhede  zu  geschehen.  Wenn  der  Dampfer 
durch  Postbeamte  begleitet  wird,  so  ist  der  erste  Beamte  in  jedem  Hafen  oder 
Platze,  wo  Posten  abzuliefern  oder  einzunehmen  sind,  sobald  und  so  oft  er  es  im 
dienstiichen  Interesse  für  notwendig  hält,  ans  Land  zu  befördern  und  von  dort 
an  das  Schiff  zurückzabringen,  entweder  gleichzeitig  mit  der  Post,  oder  wenn 
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j7r.  12280.  der  Beamte  dies  fOr  zweckmäfisig  halten  sollte,   ohne  die  Post»  und  zwar  in 
^^b"*"  ^^^^^  angemessenen,   seetüchtigen,  mit  gehöriger  Mannschaft  and  Ansrflstung 
9./21.  jau  versehenen  Boote, 
awo.  Artikel  18. 

Der  Unternehmer  darf  mit  den  Dampfern  keine  anderen  Briefe  oder 
sonstigen  postzwangspflichtigen  Gegenstände  befördern  lassen,  als  solche,  welche 
ihm  entweder  von  den  Postbehörden  fiberwiesen,  oder  die  mittelst  der  im  vor- 
hergehenden Artikel  erwähnten  Briefkasten  eingeliefert  worden  sind.  ||  Der 
Unternehmer  ist  anch  dafür  verantwortlich,  da(s  weder  von  den  Schiffsführem 
noch  von  der  übrigen  Schiffsmannschaft  Briefe  und  sonstige  postzwangspflichtige 
Gegenstände  mitgenommen  werden.  Für  jede  Zuwiderhandlung  hat  der  Unter- 
nehmer den  Betrag  des  hinterzogenen  Portos  und  aulserdem  nach  näherer 
Festsetzung  der  Reichs-Postverwaltung  eine  Strafe  bis  zu  50  (fünfzig)  Mark 
zu  entrichten.  ||  Dem  Unternehmer  bleibt  es  jedoch  gestattet,  mit  seinen  Agenten 
und  Beauftragten  im  Auslande  mittelst  der  Schiffe  Briefsendungen  auszutauschen, 
ohne  dieselben  der  Post  zur  Beförderung  zu  übergeben,  soweit  dies  nicht  nach 
den  Bestimmungen  des  betreffenden  Landes  verboten  ist. 

.  Artikel  19. 
Falls  ein  Dampfer  unterwegs  einen  Unfall  erleidet  und  aus  diesem  Grunde 
die  Reise  unterbrechen  muDs,  hat,  wenn  an  Bord  sich  ein  Postbeamter  befindet, 
dieser  in  Benehmen  mit  dem  Schiffsführer,  in  allen  anderen  Fällen  letzterer 
allein  für  die  Weiterbeförderung  der  Postladung  mit  dem  nächsten  deutschen 
oder  fremden,  nach  dem  Bestimmungsort  der  Postsachen  fahrenden  oder  mit 
Zwischen-  beziehungsweise  Ankunftsplätzen  in  Verbindung  stehenden  Dampfer 
zu  sorgen.  Da  sich  in  dieser  Beziehung  ein-  für  allemal  bestimmte  Vor- 
schriften nicht  erteilen  lassen,  so  müssen  der  Postbeamte  an  Bord  und  der 
Schiffsführer,  beziehungsweise  letzterer  allein,  je  nach  Lage  des  einzelnen  Falles 
die  schnellste  Weiterbeförderungsgelegenheit  für  die  Post  wählen.  ||  Die  für 
diese  Weiterbeförderung  etwa  entstehenden  Kosten  fallen  stets  dem  Unter- 
nehmer zur  Last 

Artikel  20. 

Der  Unternehmer  haftet  dem  Reiche  für  den  Schaden,  welcher  durch 
Verlust,  Beschädigung  oder  verzögerte  Beförderung  von  Postsachen  in  der  Zeit 
zwischen  der  Übernahme  und  der  Abgabe  entsteht,  in  demselben  Umfang,  in 
welchem  die  Reichs-Postverwaltung  durch  Gesetze  oder  Verträge  den  Absendern 
von  Postsendungen  gegenüber  zum  Schadensersatz  verpflichtet  ist  Die  die 
Haftverbindlichkeit  beschränkenden  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuchs  finden 
hierbei  keine  Anwendung.  Insbesondere  wird  die  Haftpflicht  des  Unternehmers 
für  Kostbarkeiten,  Gelder  und  Wertpapiere  nicht  dadurch  bedingt,  dafs  dem 
Kapitän  beziehungsweise  Schiffsoffizier  diese  Beschaffenheit  oder  der  Wert  bei 
der  Übernahme  angegeben  worden  ist  Immerhin  wird  die  Postverwaltung 
nach  Thunlichkeit  dafür  Sorge  tragen,  dab  den  Schiffsführem  von  dem  Vorliegen 
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bedeutender  Wertsendungen  bei  Zeiten  Mitteilung  gemacht  wird.    Sofern  sich  »'•  i^aso. 

jedoch  ein  mit  der  Beaufsichtigung  der  Postladung  beauftragter  Postbeamter  Beioh. 

an  Bord  befindet,  bleibt  der  Unternehmer  von  der  Haftpflicht  für  die  in  dem  »/ai-  ^"^ 
Gewahrsam  des  Beamten  befindlichen  Postsendungen  befreit. 

Artikel  21. 
Für  die  Fahrten  auf  den  im  Vertrage  bezeichneten  Linien  dürfen  Verein- 
barungen  mit  fremden  Regierungen   wegen   der  Postbeförderung  oder  wegen 
der  Beförderung   von  Regierungsgütem  und  Regierungspassagieren  ohne  Ge- 
nehmigung des  Reichskanzlers  nicht  abgeschlossen  werden. 

Artikel  22. 
Falls  der  Unternehmer  auf  den  im  Vertrage  bezeichneten  Linien  Schiffe 
für  besondere  eigene  Rechnung  fahren  l&(st  oder  sich  an  dem  Schiffahrts- 
betrieb anderer  Rhedereien  beteiligt  und  der  Reichskanzler  Maisnahmen  für 
notwendig  erachtet,  um  die  Vertragslinien  vor  Beeinträchtigung  in  ihren 
Erträgnissen  zu  schützen,  ist  der  Unternehmer  verpflichtet  diese  Mabnahmen 
durchzuführen.  Bei  dauernderi  Zuwiderhandlungen  des  Unternehmers  gegen 
die  vom  Reichskanzler  getroffenen  Anordnungen  ist  dieser  berechtigt»  ohne 
Entschädigung  vom  Vertrage  zurückzutreten« 

Artikel  23. 
Die  Einnahme  an  Fracht-  und  Überfahrtgeldern  ftllt  dem  Unternehmer 
zu.  Die  Festsetzung  der  Tarife  erfolgt  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichs- 
kanzler. II  Hinsichtlich  der  Veröffentlichung  der  Tarife  sowie  deren  Abände- 
rungen hat  der  Unternehmer  die  etwa  ergehenden  Bestimmungen  des  Reichs- 
kanzlers zu  befolgen. 

Artikel  24. 

Der  Tarif  für  die  Güterbeförderung  soll  für  Bremen  und  Hamburg  völlig 
gleich  gehalten  werden«  Demgemälis  hat  der  Unternehmer  die  Güter  zwischen 
Hamburg  und  Bremen  bis  znm  Postdampfer  oder  von  demselben  auf  dem 
Wasserwege  kostenfrei  und  ohne  Verzögerung  zu  befördern.  ||  Ligleichen  dürfen 
für  die  Güterbeförderung  die  Frachtsätze  nach  und  von  dem  deutschen  Schutz- 
gebiet in  Ostafnka  nicht  höher  gebalten  werden,  als  f&r  die  Beförderung  nach 
und  Ton  Zanzibar.  Alle  den  Verladern  und  Reisenden  im  Verkehre  mit 
Zanzibar  oder  den  portugiesischen  und  britischen  Besitzungen  in  Ostafrika 
gewährten  Preisermäbigungen,  Vergütungen,  Rückprämien  und  ähnliche  Vor- 
teile sind  in  gleicher  Höhe  und  Form  auch  im  Verkehre  mit  dem  deutschen 
Schutzgebiete  zu  gewähren.  ||  Der  Unternehmer  verpflichtet  sich,  an  denjenigen 
Orten,  welche  der  Reichskanzler  bezeichnen  wird,  Agenturen  zu  errichten  und 
zu  unterhalten,  welche  als  Sammelstellen  für  die  zur  Beförderung  mit  den 
Postdampferlinien  aufgegebenen  Waren  bestimmt  sind.  Diese  Agenturen  müssen 
erm&chti|[t  sein,  auf  Verlangen  des  Absenders  den  Vertrag  über  die  ganze  Be- 
förderung von  der  Sammelstelle  bis  zu  dem  überseeischen  Bestimmungsorte  der 
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Nr.M22so.  Frachtgüter  abzaschlieüsen.  11  Die  in   das  Eonnoesement  anfzimehmenden   all- 

j^^     gemeinen  Bedingungen  für  die  Güterbefördemng  sind  dem  Reichskanzler  znr 

9./81.  Joii  Genehmigung  vorzulegen.    Die  Konnossemente  sowie  die  Fahrscheine  und  die 

1900l 

Anschläge  auf  den.  Schiffen  müssen  in  deutscher  Sprache  abgefalst  sein.  Wenn 
die  Abfassung  in  mehreren  Sprachen  erfolgt,  muis  der  deutsche  Text  voran- 
gestellt werden.  ||  Für  die  Beförderung  gefährlicher  Güter  sind  die  einschlägigen 
Vorschriften  des  Bundesrats  über  Auswandererschiffe  malsgebend. 

Artikel  25. 
Der  Reichskanzler  ist  befugt,  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  des  Aus- 
landes, die  mit  denen  der  deutschen  Landwirtschaft  konkurrieren,  —  mit  Aus- 
nahme von  Tabak,  Bienenwachs,  Häuten,  Fellen  und  Wolle  —  von  der  Ein- 
fuhr durch  die  Reichs  -  Postdampfer  nach  deutschen,  niederländischen  und 
belgischen  Häfen  auszuschliefisen.  Zuwiderbandlungen  gegen  die  vom  Reichs- 
kanzler getroffenen  Bestimmungen  unterliegen  im  Einzelfall  einer  vom  Reichs- 
kanzler festzusetzenden  Strafe  bis  zu  3000  (dreitausend)  Mark  und  berechtigen 
bei  dauernder  Wiederholung  den  Reichskanzler,  ohne  Entschädigung  vom  Ver- 
trage zurückzutreten. 

Artikel   26. 

Deutsche  oder  für  Deutschland  bestimmte  Güter  oder  Güter  von  oder 
nach  deutschen  Schutzgebieten  haben  bei  gleichzeitiger  Anmeldung  den  Vorzug 
in  der  Beförderung  vor  ausländischen  oder  für  das  Ausland  bestimmten  Gütern. 

Artikel  27. 
Der  Unternehmer  ist  verpflichtet:  ||  a)  die  im  Dienste  des  Reichs  oder 
eines  Bundesstaats  oder  eines  deutschen  Schutzgebiets  .stehenden  Beamten, 
sonstigen  Angestellten  und  Militärpersonen  sowie  deren  Familienangehörige  und 
Dienstboten,  ||  b)  Waffen,  Munition,  Ausrüstungsgegenstände  und  Proviant  der 
Kaiserlichen  Marine  und  der  Kaiserlichen  Schutztruppen  sowie  sonstige 
Sendungen  für  Rechnung  des  Reichs,  eines  Bundesstaats  oder  eines  Schutz- 
gebiets gegen  um  20  (zwanzig)  Prozent  ermäisigte  Sätze  zu  befördern.  Jedoch 
darf  die  Stärke  von  Mannschaftstransporten  auf  ein  und  demselben  Schiffe  ohne 
Zustimmung  des  Unternehmers  nicht  über  65  (fünfnndsechzig)  Köpfe  hinaus- 
gehen. II  Die  Personen  und  Güter  unter  a  und  b  sind,  wenn  die  Anmeldung 
bei  Gütern  mindestens  vier  Wochen,  bei  Personen  mindestens  drei  Wochen 
vor  Abgang  der  Schiffe  erfolgt,  unter  allen  Umständen  zu  befördern  und  haben 
auch  nach  dieser  Frist  ein  Vorrecht  vor  anderen  gleichzeitig  oder  später  zur 
Beförderung  angemeldeten  Personen  oder  Gütern.  ||  Für  die  Beförderung 
Kranker  aus  dem  Dienstbereiche  der  Kaiserlichen  Marine  oder  eines  deutschen 
Schutzgebiets  ist  stets  ein  dem  erfahrungsmälsigen  Bedürfnis  entsprechender 
Raum  im  Schiffshospital  ohne  besondere  Vergütung  zur  Verfügung  zu  halten.  || 
Für  die  Munitionsbeförderung  sind  die  im  Sicherheitsinteresse  vorgeschriebenen 
Einrichtungen  auf  den  Schiffen  zu  treffen.  ||  Die  im  Abs«  1  vorgesehene  Preis- 
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erm&fsigung  für  die  Beförderung  von  Personen  und  Gütern  ist  auch  denjenigen  Nr.  12280. 
Vereinen,  die  für  Zwecke  der  Krankenpflege  oder  der  Mission  in  den  deutschen     g^j^^ 
Schutzgebieten  wirken  und  für  welche  der  Reichskanzler  diese  Vergünstigung  ••'*^^ 
in  Anspruch  nimmt  sowie  für  wissentliche  Sendungen  zu  gew&hren. 

Artikel  28. 
Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  Personen,  welche  zum  Zwecke  der 
Strafverfolgung  oder  Strafvollstreckung  einer  deutschen  Behörde,  oder  deutscher- 
seits einer  fremden  Behörde  überliefert  werden  sollen,  unter  nachfolgenden 
Bedingungen  zu  befördern.  ||  Diese  Personen,  mögen  sie  von  einem  Polizei- 
beamten begleitet  sein  oder  nicht,  sind  während  der  Fahrt  der  Regel  nach  in 
einer  verschlossenen  Kammer  unterzubringen.  ||  Dem  Schiffsführer  (oder,  im 
Falle  einer  amtlichen  Begleitung,  dem  begleitenden  Beamten  nach  vorherigem 
Benehmen  mit  dem  Schiffsftihrer)  bleibt  es  überlassen,  ein  zeitweiliges  Ver- 
weilen dieser  Personen  auf  Deck  unter  Aufsicht  zu  gestatten.  ||  Die  Beförderung 
derartiger  Personen  nebst  etwaigem  Begleiter  ist  auf  Verlangen  der  zuständigen 
inländischen  Behörden  oder  im  Auslande  der  Gesandten  und  Konsuln  des 
Reichs  zu  den  tarifmäfsigen  Sätzen  zu  übernehmen.  Auf  ein  und  derselben 
Fahrt  sollen  ohne  Zustimmung  des  Unternehmers  mehr  als  vier  derartige 
Personen  nicht  befördert  werden.  ||  Auiser  den  Gefangenen  sind  auf  Ersuchen 
der  genannten  Behörden  auch  die  Untersuchungsakten  und  beschlagnahmten 
Beweisstücke  mitzubefördem,  ohne  dafs  hierfür  eine  besondere  Vergütung  ge- 
währt wird. 

Artikel  29. 

Dem  Vorstand  oder  dem  Aufsichtsrate  der  unternehmenden  Gesellschaft 
dürfen  Ausländer  ohne  Genehmigung  des  Reichskanzlers  nicht  angehören.  Ge* 
schiebt  dies  dennoch,  so  ist  der  Reichskanzler,  unbeschadet  der  von  ihm  etwa 
zu  erhebenden  Ansprüche  auf  Schadensersatz,  befugt,  sofort  ohne  jede  Ent- 
schädigung des  Unternehmers  von  dem  Vertrage  zurückzutreten. 

Artikel  30. 
Die  von  dem  Unternehmer  für  den  Betrieb  der  Postdampferlinien  ange- 
stellten Personen,  einschließlich  der  in  ausländischen  Plätzen  bestellten  Agenten, 
sollen,  soweit  durch  besondere  Verhältnisse  nicht  Ausnahmen  geboten  sind, 
deutsche  Reichsangehörige  sein.  ||  An  solchen  Orten  des  Auslandes,  in  denen 
der  Unternehmer  Agenten  unterhält,  sollen  letztere  auf  Verlangen  des  Reichs- 
kanzlers verpflichtet  sein,  Postdienstgeschäfte  nach  MaDsgabe  der  von  der 
Reichs-Postverwaltung  zu  erteilenden  näheren  Vorschriften  wahrzunehmen.  Die 
für  solche  Dienstverrichtungen  unter  Umständen  zu  gewährende  Vergütung 
wird  von  der  Reichs-Postverwaltung  festgesetzt.  ||  Schiffsführer  und  sonstige 
im  Betriebe  der  Postdampferlinien  Angestellte,  welche  einer  erheblichen  Ver- 
letzung oder  Vernachlässigung  der  ihnen  obliegenden  Pflichten  sich  schuldig 
machen,    sind  aus   dem  Dienstbetriebe   der  Postdampferlinien   zu   entfernen. 


Digitized  by 


Google 


310  BOndnisse,  Verträge,  EonTentionen,  Protokdle  etc. 

Nr.  12230.  sofem  der  Reichskanzler  auf  Gnmd  des  Ergebnisses  der  anzustellenden  Unter- 

K^eich,*"  suchung  dies  verlangt 
9.i2i.  Jau  Artikel  31. 

1900» 

Die  zur  Deckmannscfaaft  und  zum  Maschinenpersonale  gehörige  Besatzung 
der  Dampfer,  soweit  sie  im  Inland  angemustert  ist  und  nicht  aus  Minder- 
jährigen besteht,  muls  aus  Angehörigen  des  Beurlaubtenstandes  der  Kaiserlichen 
Marine  oder  aus  solchen  Personen  bestehen,  die  sich  schriftlich  terpflichten, 
als  Kriegsfreiwillige  in  den  Dienst  der  Marine  überzutreten,  wenn  der  Dampfer 
bei  einer  teilweisen  oder  vollständigen  Mobilmachung  von  der  Marine  gekauft, 
gemietet  oder  requiriert  wird.  ||  Farbige  Mannschaften  dürfen  nur  für  den 
Dienst  in  den  Maschinen-  und  Kesselräumen  insoweit  verwendet  werden,  als 
die  Verwendung  europäischer  Mannschaften  aus  gesundheitlichen  Bücksichten 
uüthunlich  ist  ||  Ausnahmen  von  den  vorstehenden  Bestimmungen  sind  nur 
mit  Genehmigung  des  Reichskanzlers  zulässig.  ||  Für  jede  Person  der  Be- 
satzung, die  nach  dem  1.  April  1901  diesen  Bestimmungen  zuwider  länger 
als  drei  Monate  hintereinander  oder  in  Zwischenräumen  an  Bord  der  Dampfer 
Dienst  thut,  verwirkt  der  Unternehmer  eine  Strafe  von  100  (einhundert) 
Mark  für  den  Kopf  und  die  Zeitdauer  von  je  drei,  auch  nur  angefangenen, 
Monaten.  ||  Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  zur  Überwachung  der  Ein- 
haltung dieser  Bestimmungen  den  Seemannsämtem  auf  deren  Verlangen  die 
Musterrollen  und  die  Personalausweise  der  Mannschaft  jederzeit  vorlegen  zu 
lassen. 

Artikel  32. 

Auf  jedem  Dampfer  wird  Qin  Beschwerdebuch  ausgelegt  ||  Bei  Verab- 
reichung neuer  Beschwerdebücher  werden  die  alten  eingefordert  und  zurück- 
gelegt, sobald  alle  in  denselben  befindlichen  Beschwerden  ihre  Erljedignng  ge- 
funden haben.  ||  Das  Beschwerdebuch  wird  von  dem  mit  der  Aufbewahrung 
desselben  beauftragten  Schiffsoffizier  den  Reisenden  auf  Verlangen  verabfolgt 
Die  niedergeschriebenen  Beschwerden  sind  von  dem  Schiffsführer  sogleich 
gründlich  zu  untersuchen.  Demnächst  hat  derselbe  unter  Einreichung  der  Be- 
schwerde in  beglaubigter  Abschrift  und  der  etwaigen  Verhandlungen  an  den 
Reichskanzler  Bericht  zu  erstatten,  damit  der  Sachverhalt  geprüft  und  die 
Erledigung  der  Beschwerde  veranlabt  werden  kann.  ||  In  allen  für  die  Reisen- 
den der  verschiedenen  Klassen  bestimmten  Räumen  ist  durch  einen  Anschlag 
ersichtlich  zu  machen,  welcher  Schiffsoffizier  mit  der  Aufbewahrung  des  Be- 
schwerdebuchs und  der  Verabfolgung  desselben  an  die  Reisenden  beauftragt  ist 

Artikel  33. 
Der  Reichskanzler  behält  sich  vor,  jederzeit  —  in  Häfen  oder  auf  der 
Fahrt  —  den  Zustand  des  Dienstes  durch  einen  Beauftragten  prüfen  zu  lassen. 
Letzterem  ist  auf  sein  Verlangen  ungehinderter  Zutritt  zu  allen  Schiffsräumen 
zu  gestatten  und  in  allen  geforderten  Beziehungen  Aufschluüs  zu  erteilen.  ||  Die 
Beförderung  und  Verpflegung  des  Beauftragten  auf  den  Schiffen  erfolgt  gegen 
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Entrichtung  des  Über&hrtgeldes  (Artikel  27   unter  a);  jedoch   ist  dem  Be-  Nr.  12280. 
auftragten  stets  ein  besonderes  Zimmer  zuzuweisen.  '^"e^^*" 

9./21.  Jall 

Artikel  34.  »^• 

Die  regelm&isigen  Fahrten  müssen  spätestens  im  Laufe  des  April  1901  in 
Tollem  Umfang  aufgenommen  werden.  Geschieht  solches  nicht,  so  hat  der 
Unternehmer  für  jeden  Tag  der  Verspätung  eine  Strafe  von  300  (dreihundert) 
Mark  zu  zahlen. 

Artikel  35. 

Für  die  Erfüllung  der  übernommenen  Verbindlichkeiten  erapftngt  der 
Unternehmer  vom  1.  April  1901  ab  aus  der  Reichskasse  eine  Vergütung  von 
jährlich  1360000  (eine  Million  dreihundertfünfzigtausend)  Mark,  zahlbar  in 
monatlichen  Teilbeträgen  am  letzten  Tage  jedes  Monats.  ||  Diese  Vergütung 
wird  insoweit  gekürzt,  als  die  vertragsmä&ig  bedungenen  Fahrten  nicht  zur 
Ausführung  gekommen  sind.  Die  Kürzung  erfolgt  —  sei  es,  dals  eine  Fahrt 
ganz  oder  teilweise  ausgefallen  ist  —  in  der  Weise,  dafe  für  jede  gegenüber 
dem  Fahrplane  zu  wenig  zurückgelegte  Seemeile  der  Betrag  von  2,09  Mark 
von  den  nächstfälligen  Monatsbeträgen  zur  Reichskasse  einbehalten  wird.  Für 
die  Berechnung  der  Entfernungen  sind  die  im  Fahrplan  enthaltenen  Fest- 
setzungen der  Seemeilenzabl  maisgebend.  ||  Die  von  dem  Unternehmer  ein- 
tretenden Falles  auf  Grund  der  Artikel  7,  8,  14,  15,  18,  25,  31  und  34  zu 
zahlenden  Geldstrafen,  welche  der  Reichskanzler  endgültig  festsetzt,  sowie  die 
nach  Artikel  8,  19  und  20  zu  erstattenden  Beförderungskosten  und  Ent- 
schädigungen werden  —  unbeschadet  der  Bestimmung  im  Artikel  37  —  von 
dem  zunächst  fällig  werdenden  Vergütungsbetrag  einbehalten.  ||  Wenn  der 
Reichskanzler  das  Anlaufen  noch  anderer  als  der  im  Artikel  1  benannten 
Häfen  anordnet,  so  soll,  wenn  die  dadurch  entstehende  Verlängerung  oder  Ver- 
kürzung des  Kurses  (die  Hin-  und  Rückreise  zusammengenommen)  gegenüber 
dem  beim  Inkrafttreten  dieses  Vertrags  geltenden  Fahrplane  nicht  mehr  als 
250  (zweihundertfünfzig)  Seemeilen  beträgt',  eine  Änderung  in  der  Höhe  der 
Vergütung  nicht  eintreten.  Beträgt  dagegen  die  Verlängerung  oder  Verkürzung 
des  Kurses  mehr  als  250  Seemeilen,  so  wird  für  jede  im  Vergleiche  zu  dem 
bezeichneten  Fahrplane  mehr  oder  weniger  zurückzulegende  Seemeile  die  Ver- 
gütung um  2,09  Mark  erhöht,  beziehungsweise  gekürzt. 

Artikel  36. 
Der  Unternehmer  hat  über  die  Schiffe,  welche  auf  den  nach  diesem  Ver- 
trage zu  unterhaltenden  Linien  verwendet  werden,  gemäfs  den  bisher  bei  ihm 
üblich  gewesenen  Grundsätzen  eine  Sonderrechnung  zu  führen.  ||  Dabei  dürfen 
als  Abschreibung  einschlielislich  etwaiger  Überweisungen  an  ein  Reparatur- 
konto  oder  einen  Erneuerungsfonds  nicht  mehr  als  7  Prozent  vom  Anschaffungs- 
werte der  Schiffe  in  Rechnung  gestellt  werden  und,  soweit  eine  Selbst- 
versicherung  stattfindet,   als  Versicherungsprämie   nicht   mehr   als  5  Prozent 
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Kr.  1S280.  vom  Buchwerte  der  Schiffe.  ||  Ergiebt  sich  hiernach  ein  Überschals  Ton  mehr 
^te^  als  6  Prozent  des  Buchwerts  der  Schiffe,  so  ist  der  Reichskanzler  befogt,  von 
0./21.  joii  dem  Unternehmer  weitere  oder  erhöhte  Leistangeo   zar  Darchfahrong  der  in 

1900. 

diesem  Vertrage  verfolgten  Zwecke,  namentlich  durch  Steigerung  der  Ge- 
schwindigkeit der  Fahrten  zu  verlangen,  sofern  nicht  in  den  drei  letzten 
Jahren  der  Überschufs  durchschnittlich  weniger  als  j&hrlich  6  Prozent  vom 
Buchwerte  der  Schiffe  betragen  hat.  In  letzterem  Falle  ist  zun&chst  der 
Minderbetrag  aus  dem  Überschusse  des  abgelaufenen  Jahres  zu  decken« 
Anderenfalls  können  entsprechende  Mehrlebtungen  verlangt  werden.  Insbesondere 
ist  der  Unternehmer  verpflichtet,  bei  denjenigen  Schiffen,  welche  seit  dem 
Inlcrafttreten  des  Vertrags  in  die  Hauptlinie  eingestellt  sind,  oder  welche  für 
dieselbe  noch  neu  gebaut  werden,  die  Fahrgeschwindigkeit  auf  der  ganzen 
Hanptlinie  um  einen  Knoten  Ober  die  vertragsmäfsige  Höhe  zu  steigern.  || 
Weigert  sich  der  Unternehmer,  eine  ihm  hiernach  vom  Reichskanzler  auferlegte 
Leistung  auszufahren,  so  wird  die  Reichsbeihfllfe  entsprechend  gekürzt  ||  Dem 
Reichskanzler  steht  es  jederzeit  frei,  von  den  Oesch&ftsbflchern  des  Unter- 
nehmers Einsicht  zu  nehmen. 

Artikel  37. 
Zur  Sicherstellung  der  Erfüllung  der  aus  diesem  Vertrage  sich  ergebenden 
Verbindlichkeiten  bestellt  der  Unternehmer  dem  Reiche  eine  Kaution  von 
120000  (einhundertzwanzigtausend)  Mark  durch  Verpfändung  von  Schuld- 
verschreibungen des  Reichs  oder  eines  Bundesstaats,  welche  nach  dem  Nenn- 
werte zu  berechnen  sind.  Die  Schuldverschreibungen  sind  nebst  Talons  und 
den  über  vier  Jahre  hinansreichenden  Zinsscheinen  bei  der  Reichs-Hauptkasse 
oder  der  sonstigen,  ihm  von  der  Reichsverwaltung  zu  bezeichnenden  Stelle  zu 
hinterlegen.  ||  Biese  Kaution  soll  dem  Reiche  dergestalt  haften,  dals  der  Reichs- 
kanzler berechtigt  ist,  wegen  der  Forderungen  des  Reichs  aus  dem  gegen- 
wärtigen Vertrag  an  Kapital  und  Zinsen,  eintretenden  Falles  auch  wegen  der 
Strafen,  sowie  wegen  der  durch  Ermittelung  der  Schäden  entstehenden  gericht- 
lichen und  auDsergerichtlichen  Kosten  durch  sofortigen  auüsergerichtlichen 
Verkauf  der  Wertpapiere  an  einer  innerhalb  des  Reichsgebiets  belegenen  Börse 
Befriedigung  zu  suchen,  insofern  der  Unternehmer  der  schriftlichen  Aufforderung 
des  Reichskanzlers  zur  Zahlung  nicht  innerhalb  eines  von  dem  letzteren  fest- 
zusetzenden Zeitraums  nachkommen  sollte.  Der  Unternehmer  ist  in  solchem 
Falle  verpflichtet,  die  ihm  belassenen,  noch  nicht  fälligen  Zinsscheine  dem 
Reichskanzler  anszuantworten.  [|  Die  Kaution  ist  von  dem  Unternehmer  dem- 
nächst binnen  Monatsfrist  wieder  auf  die  ursprüngliche  Höhe  zu  ergänzen. 
Im  Unterlassungsfalle  ist  der  Reichskanzler  berechtigt,  die  Ergänzung  durch 
Einbehaltung  des  erforderlichen  Betrags  von  der  zunächst  fällig  werdenden 
Vergütung  zu  veranlassen.  ||  Nach  Ablauf  dieses  Vertrags  wird  die  Kaution 
oder  der  nicht  in  Anspruch  genommene  Teil  derselben  dem  Unternehmer 
zurückgegeben,  sobald  feststeht,  daCs  dieser  aus  dem  Vertrage  nichts  mehr  zu 
vertreten  hat 
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Artikel  38.  Nr.  12230, 

Der  Unternehmer  darf  ohne  schriftliche  Genehmigung  des  Reichskanzlers  ^^^.^ 
das  Unternehmen   weder   an  Andere   überlassen  noch   ganz  oder  teilweise  in  9./81.  Joii 
Afterpacht  geben.    Geschieht  solches  dennoch,   so  ist  der  Reichskanzler  —     ^^^ 
unbeschadet  der  yon  ihm  etwa  zu  erhebenden  Ansprüche  auf  Schadensersatz 
—  berechtigt,  sofort  ohne  jede   Entschädigung  des  Unternehmers   von  dem 
Vertrage  zurückzutreten. 

Artikel  39. 

Sofern  sich  der  Unternehmer  Vertragswidrigkeiten  irgend  einer  der  in 
den  Artikeln  7  und  8  bezeichneten  Arten  auf  einer  Linie  in  einem  Jahre  bei 
mehr  als  der  Hälfte  der  fahrplanmäDsigen  Fahrten  hat  zu  Schulden  kommen 
lassen,  oder  sobald  auf  einer  Linie  mehr  als  drei  fahrplanmäüsige  Fahrten 
hintereinander  ausgefallen  sind  und  dieses  Ausfallen  nicht  durch  Krieg  oder 
höhere  Gewalt,  oder  einen  ungeachtet  der  Anwendung  gehöriger  Sorgfalt 
unvermeidlich  gewesenen  Unfall  verursacht  ist,  steht  dem  Reichskanzler  das 
Recht  zu,  entweder  den  Betrieb  mit  den  in  die  Linien  eingestellten  Schiffen 
für  Rechnung  und  auf  Gefahr  des  Unternehmers  zu  übernehmen  oder  aber 
ohne  jede  weitere  Entschädigung  des  Unternehmers  als  für  die  ausgeführten 
Fahrten  von  dem  gegenwärtigen  Vertrage  zurückzutreten. 

Artikel  40. 
Erachtet  der  Reichskanzler  in  der  Zahl  der  Fahrten  oder,  abgesehen  von 
dem  Falle  des  Artikels  3,  in  der  Fahrgeschwindigkeit  der  Dampfer  eine 
Änderung  für  notwendig,  so  ist  der  Unternehmer  verpflichtet,  die  entsprechen- 
den Einrichtungen  gegen  angemessene  Vergütung  zu  treffen.  ||  Kann  in  diesen 
sowie  in  den  im  Artikel  36  vorgesehenen  Fällen  eine  Einigung  zwischen  ,den 
vertragschlielsenden  Teilen  über  die  Höhe  der  für  die  anderweit  auszuführen- 
den Leistungen  zu  zahlenden  Vergütung  nicht  erzielt  werden,  so  soll  hierüber 
ein  Schiedsgericht  endgültig  entscheiden.  ||  Das  Schiedsgericht  soll  eintretenden 
Falles  in  der  Weise  gebildet  werden,  daüs  jeder  Teil  zwei  Schiedsrichter 
bestellt  und  von  sämtlichen  Schiedsrichtern  ein  Obmann  gewählt  wird.  Können 
die  Schiedsrichter  sich  über  die  Person  des  Obmanns  nicht  einigen,  so  wird 
derselbe  von  dem  Präsidenten  des  hanseatischen  Oberlandesgerichts  ernannt. 

Artikel  41. 
Der  Reichskanzler  kann  sich  in  der  Ausübung  der  ihm  durch  diesen 
Vertrag  eingeräumten  Befugnisse  durch  Beamte  oder  Behörden  des  Reichs 
ganz  oder  teilweise  vertreten  lassen.  Die  betreffenden  Beamten  oder  Behörden 
werden  von  dem  Reichskanzler  eintretenden  Falles  dem  Unternehmer  schriftlich 
bezeichnet  werden. 

Artikel  42. 

Streitigkeiten,  welche  aus  dem  gegenwärtigen  Vertrag  entspringen,  sind 
v^n  den  vertragscblietsenden  Teilen  einem  Schiedsgerichte  zur  Entscheidung 
zu  unterbreiten,  welches  in  der  im  Artikel  40  angegebenen  Weise  zu  bilden  ist 
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Vr,  12280.  Artiltel  43. 

Dontschet 

Beioh.  Dieser  Vertrag  erstreckt  sich  vom  1.  April  1901  ab  auf  fQnfzehn  Jahre.  || 

9./21.  Juli  j)iQ  Verpflicbtongen  des  Unternehmers  aas  diesem  Vertrage  sind  jedoch  erst 
dann  beendigt,  wenn  die  Ans-  und  die  Rückreise  des  letzten  bis  zum  Schiasse 
des  Monats  März  1916  aas  dem  deatschen  Abgangshafen  abgelassenen  Dampfers 
aasgeführt  sind.  ||  Über  die  etwaige  Fortsetzang  des  Vertrags  über  den  Zeit- 
raam  von  fünfzehn  Jahren  hinaas  wird  eintretenden  Falles  eine  besondere 
Verständigung  mit  dem  Unternehmer  stattfinden. 

Artikel  44. 
Der  unterm  9./5.  Mai  1890  abgeschlossene  Vertrag  über  die  £inrichtang 
and  den  Betrieb   einer  regelmäfsigea   deatschen  Postdampferverbindang  mit 
Ostafrika  wird  bis  zum  31.  M&rz  1901  verlängert. 

Artikel  45. 
Den   gesetzlichen  Stempel   für  die  Ansfertigangen  and  Ergänzungen   des 
Vertrags  trägt  der  Unternehmer.  ||  Urkundlich  ist  gegenwärtiger  Vertrag  zwei- 
fach gleichlautend  ausgefertigt  und  von  beiden  Teilen  unterschrieben  und  unter- 
siegelt worden. 

Berlin,  den  21.  Juli  1900.  Hamburg,  den  9.  Juli  1900. 

Der  Reichskanzler«  Deutsche  Ostafrika-Linie. 

(L.  S.)  gez.  Fürst  zu  Hohenlohe.  (L.  S.)  gez.  Ed.  Woermann, 

gez.  A.  Hertz. 


Nr.  12231.  DEUTSCHES  reich.  —  Nachtrag  zum  Vertrag  über 
die  Unterhaltung  deutscher  Postdampfschiffs- 
verbindungen mit  Ostasien  und  Australien 
T0">  V7T^'  1898-     (Vgl.  11998.) 

6.  September  iq^^ 
8.  Oktober     ^*'^' 

Nr.  12231.  Zwischen  dem  Reichskanzler  Fürsten  zu  Hohenlohe,  handelnd  im  Namen 

Deutsches  ^gg  Reichs,  einerseits  und  dem  Norddeutschen  Lloyd  in  Bremen  andererseits 

Reich. 

0.  September  ist  houte  das  Folgende  vereinbart  worden. 

8.  Oktober 

1^-  Einziger  Artikel. 

Dem  Artikel  1  des  Vertrages  über  die  Unterhaltung  deutscher  Post- 
dampfschiffsverbindungen mit  Ostasien  und  Australien  vom-!^^^^^— 1898  wird 
am  Schlüsse  der  nachstehende  Absatz  hinzugefügt:  ||  An  Stelle  der  unter  A  4 
vorgesehenen  Anschluüslinie  von  Singapore  nach  dem  Neu-Guinea-Schutzgebiet 
und  zurück  können  nach  Vereinbarung  unter  den  vertragschliefsenden  Teilen 
eine  oder  mehrere  AnschlnlBlinien  von  Anlaufhäfen  der  chinesisch-japanischen 
Hauptlinie  nach  dem  genannten  Schutzgebiet  und  nach  den  sonstigen  Insel- 
gruppen des  deutschen  Südsee-Schutzgebiets  unter  solchen  Betriebsbedingungen 
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eingerichtet  werden,   daCs  die  Gesamtleistung    des  Unternehmers  auf   diesen  Nr.  12231. 
Anschlufilinien  gegenüber  der  Gesamtleistung  der    unter  A  4  vorgesehenen  ^J^^c'jJ*"* 
Anschluüslinie  nicht  verringert  wird.  ||  Diese  Vereinbarung  ist   urkundlich  in «.  sepUmbar 
zweifacher  Ausfertigung  von    beiden  Teilen   unterschrieben    und   untersiegelt  ^^^^' 
worden. 

Berlin,  den  8.  Oktober  1900.  Bremen,  den  6.  September  1900. 

Der  Reichskanzler.  Norddeutscher  Lloyd. 

(L.  S.)  gez.  Fürst  zu  Hohenlohe.        (L.  S.)  gez.  Wiegand,  gez.  pp.  Gans. 


Nr.   12232.     VEETEAGSSTAATEN.    —    Erklärung  über  eine  Ab- 

änderung  der  Sanitatskonvention  vom  19.  März  1897. 

(Nr.  11651.) 

Rom,  24.  Januar  1900. 

D6claration. 
Les  £tats  signataires  de  la  Convention  sanitaire  internationale  de  Vcnise  ^r.  12232. 
du  19  mars  1897  ayant  reconnu  la  n^cessitö  de  modifier  Tart.  35  du  r^gle-   Vertrags- 

Staaten. 

ment  special  „Mesures  ä  prendre  ä  bord  des  navires  k  p^lerins*',  ins^r^  ftU24.jan.1900 
chapitre  I  du  r^glement  g^n^ral  annex^  ä  la  dite  Convention,  en  vue  de  le 
mettre  en  harmonie  avec  Tart.  11  du  mtoe  r^glement,  les  soussignös,  ä  ce 
düment  autoris^s  par  leurs  Gouvernements  respectifs,  declarent  ce  qui  suit:  |{ 
L'art  35  du  r^glement  special  pr^cit^  est  ainsi  modifi^: 
„Tout  capitaine  convaincu  d'avoir  ou  d'avoir  eu  ä  bord  des  p^lerins  sans 
la  pr^sence  d'un  et,  ^ventuellement,  d'un  second  m^decin  commission^,  con- 
form^ment  aux  prescriptions  de  Tart  11,  est  passible  d'une  amende  de  300 
livres  turques." 

Cette  d^claration  sera  soumise  k  Tapprobation  du  corps  l^gislatif  dans 
les  pays  oü  cette  approbation  est  requise;  eile  entrera  en  vigueur  d^s  que  les 
ratifications  en  serout  öchang^es,  ä  Rome,  dans  la  forme  convenue  pour  les 
ratifications  de  la  Convention  k  laquelle  eile  se  r^före.  ||  Faite  k  Rome,  en 
quatorze  exemplaires,  le  24  janvier  1900.  (Unterschriften.) 


Nn  12233.  deutsches  BEICH  und  Uruguay.  —  Übereinkunft 
zwischen  dem  Reiche  und  der  Orientalischen  Re- 
publik Uruguay  über  das  Wiederinkrafttreten  des 
Handels-  und  Schiffahrtsvertrages  vom  20.  Juni  1892. 

Berlin,  5.  Juni  1899. 
Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser,  König  von  Preulsen,  im  Namen  des  Nr.  i223n. 
Deutschen  Reichs  einerseits,  und  Seine  Excellenz  der  Präsident  des  Freistaats  ^**°*^*^''" 

'  Aeicn  n. 

Uruguay   andererseits,  gleichmälsig  von  dem  Wunsche  beseelt,   die  Vertrags-    i'ragaaj. 
mäfeigen  Eandels-  und  Schiflfahrtsbeziehungen  zwischen  beiden  LAndern  wieder  *"'°"*  *^^^' 
aufleben  zu  lassen ^  haben  beschlossen,   zu   diesem  Zweck   eine  Übereinkunft 
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Nr.  12S8S.  abzaschliebeD,  und  haben  za  ihren  Bevolhnächtigten  ernannt:  ||  Seine  Majest&t 
^^h^  der  Deutsche  Kaiser,  König  von  Prenisen:  H  Allerhöchstihren  Staatssekretär  des 
uragiuy.   Auswärtigen  Amtes,  Staatsminister  Bernhard  von  Bfllow  |]  und  ]|  Seine  Exoeüenz 
6.  ^1"  ^®^- (j^r  pj^gi^enl;  der  Orientalischen  Republik  Uruguay:  ||  den  nmguajschen  Minister- 
residenten in  Deutschland,  Doktor  Luis  Garabelli,  ||  welche  nach  gegenseitiger 
Mitteilung  ihrer  in  guter  und  gehöriger  Form  befundenen  Vollmachten  sich 
über  folgende  Artikel  geeinigt  haben: 

Artikel  1. 
Der  zwischen   dem   Deutschen   Beiche   und  der  Orientalischen  Republik 
Uruguay   am   20.  Juni   1892   abgeschlossene  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag, 
welcher  mit  dem  31.  Juli  1897  auDser  Kraft  getreten  ist,  wird,  die  Bestimmungen 
des  Artikels  6  ausgenommen,  wieder  in  Kraft  gesetzt. 

Artikel  2. 

Die  gegenwärtige  Übereinkunft  soll  sobald  als  möglich  ratifiziert  und  die 
Ratifikations-Urkunden  sollen  in  Berlin  ausgetauscht  werden.  ||  Die  gegenwärtige 
Übereinkunft  tritt  mit  Beginn  des  30.  Tages  nach  dem  Tage,  an  welchem  der 
Austausch  der  Ratifikations-Urkunden  erfolgt  ist,  in  Kraft  und  bleibt  in  Geltung 
bis  zum  Ablauf  eines  Jahres  nach  dem  Tage,  an  welchem  einer  der  vertrag- 
schlieDsenden  Teile  dem  andern  seine  Absicht,  die  Wirksamkeit  dieser  Über- 
einkunft aufhören  zu  lassen,  amtlich  kundgegeben  haben  wird.  ||  Zu  Urkund 
dessen  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  die  gegenwärtige  Überein- 
kunft in  doppelten,  in  deutscher  und  spanischer  Sprache  ausgefertigten  Ori- 
ginalen unterzeichnet  und  gesiegelt 

So  geschehen  zu  Berlin  am  5.  Juni  1899. 

(L.  S.)  B.  von  Bftlow. 


Denkschrift, 
dem  deutschen  Reichstage  mit  vorstehendem  Vertrage  vorgelegt» 
Zwischen  dem  Reiche  und  der  Orientalischen  Republik  Uruguay  war  am 
20.  Juni  1892  ein  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  abgeschlossen  worden,  der 
im  Wesentlichen  die  gegenseitige  Meistbegünstigung  festsetzte.  ||  Durch  Efin- 
digung  von  Seiten  Uruguays  ist  dieser  Vertrag  mit  dem  31.  Jrfli  1897  aulser 
Kraft  getreten,  nachdem  auch  die  Handelsverträge  Uruguays  mit  England,  Frank- 
reich und  Italien  bereits  vorher  ihre  Wirksamkeit  verloren  hatten.  ||  Die  om- 
gnaysche  Regierung,  welche  uns  seit  dieser  Zeit  thatsächlich  die  Meistbegtlnstigung 
gewährt,  während  bei  uns  die  Herkünfte  aus  Uruguay  dem  Generaltarif  unter- 
liegen, brachte  im  vergangenen  Jahre  in  Anregung,  bis  zum  AbschluDs  eines 
neuen  Abkommens  den  früheren  Vertrag  wieder  aufleben  zu  lassen.  ||  Es  schien 
im  deutschen  Interesse  angezeigt,  diesem  Vorschlage  Folge  zu  geben,  um  für 
unsere  Handelsbeziehungen  zu  Uruguay  wieder  eine  feste  Grundlage  zu  schaffen. 
Dies  war  um  so  wünschenswerter,  als  England,  Italien  und  Frankreich  durch 
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Unterzeiobnnng  eines  Protokolls  ihre  früheren  Yertragsbedingangen  zn  Uragnaj  Nr.  12233. 
gleichfalls  wieder  hergestellt  haben.  ||  Die  Verhandinngen   haben  znr  Unter-  ^'Jjjj*^ 
Zeichnung  der  Übereinkunft  geführt,  wonach  der  frühere  Vertrag  mit  Uruguay    urugwy. 
wieder  in  Kraft  treten   soll,  jedoch  mit  der  Maßgabe,  dals  eine  bestimmte '^*  "^""^ ^^^' 
Dauer  des  Vertrags  nicht  vorgesehen  ist,  derselbe  vielmehr  mit  einj&hriger  Frist 
gekündigt  werden  kann. 


Nr.  12234.  VEETRAGSSTAATKH.  —  Konvention  zur  Beschrän- 
kung der  Einfuhr  von  Spirituosen  in  bestimmte  Ge- 
biete Afrikas. 

Brüssel,  8.  Juni  1899. 

Sa  Majest^  TEmpereur  d'Allemagne,  Roi  de  Prusse,  au  nom  de  FEmpire  Nr.  12m. 
AUemand;  Sa  Majestö  le  Boi  des  Beiges;  Sa  Majest^  Je  Roi  d'Espagne  et  en  ^t^ü^ 
Son  nom  Sa  Majest^  la  Beine  B^gente  du  Bojaume;  Sa  Majest^  le  Boi-Sou-s.  Jamisoo. 
verain  de  r£tat  Ind^pendant  du  Congo;  le  President  de  la  B^publique  Fran- 
Qaise;  Sa  Majestä  la  Reine  du  Boyaume-Uni  de  la  Grande-Bretagne  et  dlrlande 
Impöratrice  des  Indes;  Sa  Majest^  le  Boi  d'Italie;  Sa  Majest^  la  Beine  des 
Pays-Bas;  Sa  Majest^  le  Boi  de  Portugal  et  des  Algarves,  etc.,  etc.;  Sa  Majestö 
TEmpereur  de  toutes  les  Bussies;  Sa  Majest^  le  Boi  de  Su^de  et  de  Ner- 
vige, etc.;  et  Sa  Majest^  TEmpereur  des  Ottomans;  ||  Voulant  pourvoir  ä  Tex^- 
cution  de  la  clause  de  Tarticle  XCn  de  TActe  g^n^ral  de  Bruxelles  qui  pre- 
scrit  la  rävision  du  regime  d'entr^e  des  spiritueux  dans  certaines  r^gions  de 
TAfrique;  I|  Ont  r^solu  de  r^unir  k  cet  effet  une  Conference  h  Bruxelles  et  ont 
nomm^  pour  leurs  PMnipotentiaires,  savoir:  ||  Sa  Majest^  TEmpereur  d'AUe- 
magne,  Roi  de  Prusse,  au  nom  de  TEmpire  Allemand:  ||  le  Sieur  Fr^d^ric-Jean 
Comte  d'Alvensleben,  Son  Chambellan  et  Conseiller  intime  actuel,  Son  Envoy6 
Extraordinaire  et  Ministre  ?16nipotentiaire  pr^s  Sa  Majest^  le  Roi  des  Beiges,  || 
et  II  le  Sieur  Guillaume  Göhring,  ||  Son  Conseiller  intime  de  L^gation;  ||  Sa 
Majeste  le  Roi  des  Beiges:  ||  le  Sieur  Auguste  Baron  Lambermont,  Son  Ministre 
dTfitat,  Son  Envoy6  Extraordinaire  et  Ministre  Pl^nipotentiaire,  ||  et  ||  le  Sieur 
Auguste  van  Maldeghem,  Conseiller  ä  la  Cour  de  Cassation  de  Belgique;  ||  Sa 
Majeste  le  Roi  d'Espagne,  et  en  Son  nom  Sa  Majest6  la  Reine  Rögente  du 
Royaume:  |I  le  Sieur  W.  Ramirez  de  Villa -Urrutia,  Son  Envoy6  Extraordinaire 
et  Ministre  Pl^nipotentiaire  pr^s  Sa  Majest^  le  Roi  des  Beiges;  ||  Sa  Majestö 
le  Roi-Souverain  de  l'^tat  Ind^pendant  du  Congo:  ||  le  Sieur  Paul  de  Smet  de 
Naeyer,  Son  Ministre  d'£tat,  Membre  de  la  Chambre  des  Repr^sentants  de 
Belgique,  ||  et  ||  le  Sier  Hubert  Droogmans,  Secr^taire  gönöral  du  Departement 
des  Finances  de  l'fitat  Indöpendant  du  Congo;  ||  le  President  de  la  Röpublique 
Frangaise:  ||  le  Sieur  A.  Görard,  Envoy6  Extraordinaire  et  Ministre  P16ni- 
potentiaire  de  la  B^publique  Frangaise  pris  Sa  Majeste  le  Boi  des  Beiges;  || 
Sa  Majeste  la  Beine  du  Boyaume-Uni  de  la  Grande -Bretagne  et  d'Irlande, 
Impirairice   des  Indes:  jj  Sir  Francis  Plunkett,  Son  Envoy6  Extraordinaire  et 
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Nr.  12234.  Ministfo  Pl^üipotentiaire  prös  Sa  Majest^  le  Bei  des  Beiges,  ||  et  ||  le  Sieur 
ItHteT  ^-  Farnall,  du  Foreign  Office;  ||  Sa  Majest^  le  Boj  d'ltaUe:  |1  le  Sieur  B,  Canta- 

8.Jaiii  i899.galli,  Son  Envoy^  Ertraordinaire  et  Ministre  P16nipotentiaire  pr^  Sa  Majest6 
le  Boi  des  Beiges;  ||  Sa  Majestö  la  Beine  des  Pajs-Bas:  ||  le  Jonkheer  Badolphe 
de  Pestel,  Son  Envojö  Extraordinaire  et  Ministre  Pl^nipotentiaire  pr^s  SaMajest6 
le  Boi  des  Beiges;  ||  Sa  Majest^  le  Boi  de  Portugal  et  des  Algarres:  ||  le  Sieur 
Antoine-Marie,  Comte  de  Tovar,  Son  Envoy6  Extraordinaire  et  Ministre  Pl^ni- 
potentiaire  pr^s  Sa  Majest6  le  Boi  des  Beiges;  ||  Sa  Majestö  l'Empereur  de 
toutes  les  Bussies:  ||  le  Sieur  N.  de  Giers,  Son  Envoy^  Extraordinaire  et  Ministre 
Pl^nipotentiaire  pr^s  Sa  Majest^  le  Boi  des  Beiges;  jj  Sa  Majest6  le  Boi  de 
Su^de  et  de  Norv^ge:  ||  le  Sieur  Auguste-L.-Fersen,  Comte  Gjldenstolpe,  Son 
Ministre  Pl^nipotentiaire  pr^s  Sa  Majest^  le  Boi  des  Beiges;  ||  Sa  Majest^ 
TEmpereur  des  Ottomans:  ||  £tienne  Caratbeodory  Efendi,  Haut  Dignitaire  de 
Son  Empire,  Son  Envoyö  Extraordinaire  et  Ministre  P16nipotentiaire  pr^ 
Ba  Majest^  le  Boi  des  Beiges;  ||  Lesquels,  munis  de  pouvoir  en  bonne  et  due 
forme,  ont  adopt^  les  dispositions  suivantes: 

Article  I. 
A  partir  de  la  mise  en  vigueur  de  la  präsente  Convention,  le  droit 
d'entr^e  sur  les  spiritueux,  tel  qu'il  est  r6gl6  par  TActe  g6n6ral  de  Bruxelles, 
sera  port6,  daiis  toute  l'^tendue  de  la  zone  oü  n'existerait  pas  le  regime  de  la 
probibition  visö  ä  Tarticle  XCI  dudit  Acte  g^n^ral,  au  taux  de  70  francs  par 
hectolitre  h  50  degrö  centösimaux,  pendant  une  Periode  de  six  ans.  ||  II  pourra 
exceptionnellement  n*6tre  que  de  60  francs  par  bectolitre  ä  50  degr^s  cen- 
t^simaux  dans  la  colonie  du  Togo  et  dans  celle  du  Dabomey.  ||  Le  droit  d'en- 
tröe  sera  augment^  proportionellement  pour  cbaque  degr6  au-dessus  de  50  degr^ 
cent^simaux;  il  pourra  ^tre  diminu^  proportionnellement  pour  cbaque  degr^ 
au-dessous  de  50  degr^s  cent^simaux.  ||  A  Texpiration  de  la  Periode  de  six  ans 
mentionn^e  ci-dessus,  le  droit  d'entröe  sera  soumis  ä  r^vision  en  prenant  pour 
base  les  r^sultats  produits  par  la  tarification  pr^c^dente.  Q  Les  Puissances  con- 
servent  le  droit  de  maintenir  et  d'^lever  la  taxe  au  delä  du  minimum  üx^  par 
le  präsent  article  dans  les  r^gions  oü  elles  le  poss^dent  actuellement. 

Article  IL 
Ainsi  qu'il  r^sulte  de  Tarticle  XCIII  de  TActe  gönöral  de  Bruxelles,  les 
boissons  distill6es  qui  seraient  fabriqu6es  dans  les  r6gions  yisöes  ä  TarticleXCII 
dudit  Acte  g^n^ral  et  destin^es  ä  6tre  livröes  h  la  consommation,  seront  grav^es 
d'un  droit  d'accise.  ||  Ce  droit  d'accise,  dont  les  Puissances  s'engagont  h  assurer 
la  perception  dans  la  limite  du  possible,  ne  sera  pas  inf6rieur  au  minimum  du 
droit  d'entr6e  fix6  par  Tarticle  1^  de  la  prösente  Convention. 

Article  IIL 
II  est  entendu  que  les  Puissances  qui  ont  sign6  l'Acte  g^nöral  de  Bruxelles 
ou  y  ont  adb6r6  et  qui  ne  sont  pas  repr^sent^es  dans  la  Conference  actuelle 
conservent  le  droit  d'adhörer  ä  la  präsente  Convention. 
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Article  IV.  Nr.  12334. 

La  präsente  Convention  sera  ratifife  dans  nn  d^lai  qni  sera  le  plas  coort  Staaten. 
possible  et  qui,  en  ancon  cas,  ne  ponrra  exender  nn  an.  ||  Chaqne  Pnissance  ^  •^"***  ^®^ 
adressera  sa  ratification  au  Oonvernement  de  Sa  Majest6  le  Boi  des  Beiges, 
qni  en  donnera  avis  h  tontes  les  antres  Pnissances  signataires  de  la  präsente 
Convention.  Les  ratifications  de  tontes  les  Pnissances  resteront  d6pos6es  dans 
Ics  archives  du  Boyanme  de  Belgiqne.  ||  Aussitdt  qne  tontes  les  ratifications 
auront  M  prodnites,  on  an  plns  tard  nn  an  apr^s  la  signatnre  de  la  prösente 
Convention,  il  sera  dress^  acte  du  depdt  dans  un  Protocole  qui  sera  sign^  par 
les  Bepr^sentants  de  tontes  les  Puissances  qni  auront  ratifi6.  ||  Une  copie  cer- 
tifi^e  de  ce  Protocole  sera  adressöe  ä  toutes  les  Puissances  int^ress6e3. 

Article  V. 

La  prösente  Convention  entrera  en  vigueur  dans  toutes  les  possessions 
des  Puissances  contractantes  situöes  dans  la  zone  döterminöe  par  Tarticle  XC 
de  l'Acte  gönöral  de  Bmzelles,  le  trenti^me  jour  ä  partir  de  celui  oü  aura 
6t6  dressö  le  Protocole  de  d6pAt  prövu  h  l'article  pröcödent.  ||  En  foi  de  quoi, 
les  Plönipotentiaires  respectifs  ont  signö  la  pr&sente  Convention  et  j  ont  appos6 
leur  cachet 

Fait  h  Bruxelles,  le  huiti^me  jour  du  mois  de  juin  mil  bnit  cent  quatre- 
vingt-dix-  neuf.  (Unterschriften.) 


Nr.    12235.    deutsches  EEICH.   —   Denkschrift  dem  deutschen  Nr.  12235. 
Beichstage  über  Nr.  12234  vorgelegt.  -^l^^"" 

Berlin,  14.  Nov.  1900.  u.  Not.  1900. 
In  Kapitel  6  der  Brüsseler  Generalakte  vom  2.  Juli  1890  nebst  Deklaration 
dazu  (Beicbs-Gesetzbl.  1892  S.  605)  sind  MaDsregeln  zum  Zwecke  der  Be- 
schränkung des  Handels  mit  Spirituosen  in  bestimmten  Gebieten  Afrikas  ver- 
einbart. Zur  Sicherung  der  Erreichung  des  angestrebten  Zweckes  ist  in  dem 
zu  Kapitel  VI  gehörigen  Artikel  XCII  die  Höhe  des  von  Spirituosen  bei  der 
Einfuhr  in  diese  Gebiete  zu  erhebenden  Einfuhrzollminimums  für  die  Dauer 
von  sechs  Jahren  und  nach  Ablauf  derselben  eine  Bevision  des  Einfuhrzolls 
auf  Grundlage  einer  vergleichenden  Untersuchung  der  durch  diese  Tarif- 
bestimmungen gezeitigten  Ergebnisse  vereinbart  Diese  Bevision  hat  in  einer 
am  20.  April  1899  in  Brüssel  zusammengetretenen  Konferenz  stattgefunden.  Die 
Ergebnisse  dieser  Konferenz  sind  in  der  am  8.  Juli  1900  in  Kraft  getretenen 
Konvention  vom  8.  Juni  1899  zusammengefaist    Danach  ist  vereinbart, 

dals  der  Minimaleinfuhrzoll  auf  Spirituosen  für  die  in  Betracht  kommenden 
Gebiete   70  Frcs.   für  1  Hektoliter  von  50  Grad  Alkoholgehfilt  betragen 
.  soll,  mit  Ausnahme  der  Kolonien  Togo  und  Dahomey,  wo   derselbe  nur 
60  Frcs.  für  1  Hektoliter  von  60  Grad  zu  betragen  braucht, 
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Nr.  12235.  dofe  dof  Einfuhrzoll  für  jeden  Grad  über  60  Grad  Alkoholgehalt  ver- 

Etkh^        h&ltnismäfeig  zu  erhöhen  ist,  derselbe  indes  für  jeden  Grad  unter  50  Grad 
i4.NoT.i9oo.       Alkoholgehalt  verhältnismälsig  herabgesetzt  werden  darf, 

daüs  die  Mächte  das  Becht  behalten ,  die  Zollsätze  auch  über  das  in 
der  gegenwärtigen  Konvention  festgesetzte  Minimum  hinaus  aufrecht  za 
erhalten  oder  zu  erhöhen, 

dab  eine  Steuer  von  Spirituosen,  welche  in  dem  in  Artikel  XCn  der 
Brüsseler  Generalakte  bezeichneten  Gebieten  fabriziert  werden  sollten  and 
für  den  Bedarf  im  Innern  bestimmt  sind,  erhoben  werden  soll,  welche  nicht 
niedriger  sein  darf,  als  der  Minimalsatz  des  Einfuhrzolls,  und 

dals  beim  Ablauf  des  vorstehend  erwähnten  Zeitraums  von  6  Jahren 
der  Einfuhrzoll  auf  der  Grundlage  der  durch  die  bisherigen  Tarifbestim- 
mungen  gezeitigten  Ergebnisse  einer  Bevision  unterzogen  werden  soll. 

Nr.  12236.  deutsches  EEICH  und  BEASIIIEN.  —  Notenans- 
tausch  und  Vereinbarung  zwischen  dem  Beiche  und 
den  Vereinigten  Staaten  von  Brasilien  über  die 
Mitwirkung  der  beiderseitigen  konsularischen  Ver- 
treter bei  der  Begelung  von  Nachlässen  ihrer 
Staatsangehörigen.  —  Erläuternde  Denkschrift. 

80.  NoTember  1897. 
15.  Febrow  1886. 

Nr.  1228«.  Kaiserlich  deutsche  Gesandtschaft  an  den  brasilianischen  Minister 

^^^^^^  des  Auswärtigen. 

Belcli  u. 

Brasüien.  Petropolis,  den  30.  November  1897. 

3o.NoT.i897.         ^QYT  Minister.  11  Einem    mir   von    der  Eegierung  Seiner  Majestät  des 

l).Feb,  1898. 

Deutschen  Kaisers  und  Königs  von  Preuben  erteilten  Auftrage  gemäis  beehre 
ich  mich,  an  Eure  Excellenz  die  Bitte  zu  richten,  dafür  Sorge  tragen  zu  wollen, 
dals  die  Anwendung  der  in  dem  Dekret  Nr.  853  vom  8.  November  1851  ent- 
haltenen Bestimmungen  auf  die  Nachlässe  der  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Brasilien  verstorbenen  Deutschen  angeordnet  wird.  ||  Die  Eegierung  Seiner  M^estftt 
des  Kaisers  und  Königs  wird  dann  für  die  Nachlässe  der  im  Deutschen  Beiche 
verstorbenen  Brasilianer  die  gleiche  Behandlung  eintreten  lassen.  ||  Die  An- 
Wendung  der  bezeichneten  Bestimmungen  soll  im  Deutschen  Beiche  wie  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Brasilien  drei  Monate  nach  dem  Tage  beginnen,  an 
dem  durch  eine  sobald  als  möglich  in  Bio  de  Janeiro  abzugebende  Erklärung 
der  deutschen  Eegierung  festgestellt  sein  wird,  daCs  die  getroffene  Vereinbarung 
die  verfassungsmälsig  notwendige  Genehmigung  der  gesetzgebenden  Körper- 
schaften des  Deutschen  Eeichs  gefanden  hat.  ||  Ich  benutze  auch  diesen  Anlals, 
um  Eurer  Excellenz  die  Versicherung  meiner  ausgezeichnetsten  Hochachtung 
zu  erneuem« 

,  Der  Kaiserlich  deutsche  Geschäftsträger. 

von  Griesiager. 
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Der  brasilianische  Minister  des  Auswilrtigen  an  den  dentschen  Gesandten.      Nr.  lasss. 

Rio  de  Janeiro,  Mimsteriom  der  Auswärtigen  Angelegenheiten,      ^^^^^  ^^^ 
den  15.  Februar  1898.  BrnUien. 

Übersetzung.  ||  Eine  grobe  Zahl  dringender  Angelegenheiten  hat  mich  bifi'tslpeb.i^ 
her  verhindert,  auf  die  Note  zu  antworten,  die  der  Geschäftsträger  des  Deutschen 
Reichs,  Herr  Freiherr  von  Griesinger  unterm  30.  November  v.  J.  an  mich  ge- 
richtet und  worin  er  den  Antrag  gestellt  hat,  dals  die  Bestimmungen  des  Dekrets 
Nr.  855  vom  8.  November  1851,  die  sich  auf  Nachlässe  beziehen,  auf  Grund 
der  Gegenseitigkeit  auch  auf  die  Nachlässe  der  in  Brasilien  verstorbenen 
Deutschen  angewandt  werden  möchten.  ||  Der  Herr  Freiherr  weifis  bereits,  dals 
dieser  Anwendung  unter  den  folgenden  Voraussetzungen  keine  Schwierigkeiten 
entgegenstehen.  ||  Es  ist  nnerläüslich,  dafis  in  der  Übereinkunft,  die  hierdurch 
zwischea  Brasilien  und  Deutschland  mittelst  Notenaustausches  geschlossen  wird, 
die  Erklärung  enthalten  ist,  dalis  die  in  Frage  stehenden  Bestimmungen  nur 
auf  Nachlässe  Anwendung  finden,  die  nach  dem  Inkrafttreten  der  erwähnten 
Übereinkunft  angefallen  sind,  und  daCs,  im  Falle  des  Erlöschens  des  Ab- 
kommens, alle  Nachlässe,  die  dann  noch  nicht  abgewickelt  sind,  nach  dem 
Dekret  Nr.  2433  vom"  15.  Juni  1859  oder  nach  den  dann  geltenden  Be- 
stimmungen geregelt  werden  sollen.  ||  Die  Bundesregierung  wird,  sobald  ihr 
amtlich  bekannt  gemacht  worden  ist,  daüs  die  Übereinkunft  in  Deutschland 
zur  Ausführung  gelangen  kann,  eine  Verordnung  erlassen,  worin  sie  die  Aus- 
fohrung  des  Abkommens  verfügt  und  hierzu  einen  Zeitraum  von  drei  Monaten 
festsetzt. 

Ich  benutze  mit  Vergnügen  diese  Gelegenheit,  dem  Herrn  Geschäftsträger 
die  Versicherung  meiner  sehr  ausgeieichneten  Hochachtung  zu  erneuern. 

Dionisio  E.  de  Castro  Cerqueira. 


Denkschrift, 
dem  deutschen  Reichstage  am  15«  Juni  1899  mit  vorstehenden  Noten  vorgelegt. 

Seitdem  der  Eonsularvertrag  zwischen  dem  Reiche  und  Brasilien  vom 
10.  Januar  1882  —  Beichs-Gesetzbl.  8.  69  —  infolge  der  von  der  brasilia- 
nischen Regierung  aasgesprochenen  Kündigung  am  22.  September  1887  aufser 
Kraft  getreten  ist,  entbehren  die  Befugnisse  der  konsularischen  Vertreter  des 
Reichs  in  Brasilien  einer  vertragsmäbigen  Grundlage.  Es  ist  gegenwärtig 
auch  keine  Aussicht  dafür  vorhanden,  dab  sich  der  Absohluls  einer 
neuen  Konsularkonvention  zwischen  dem  Reiche  und  Brasilien  in  nächster 
Zeit  ermöglichen  lassen  wird.  Denn  Brasilien,  das  seinerzeit  nicht  nur  den 
Konsularvertrag  mit  dem  Reiche,  sondern  auch  alle  übrigen  mit  auswärtigen 
Staaten  geschlossenen  Konsularverträge  gekündigt  hatte,  zieht  es  auch  gegen- 
wärtig noch  vor,  die  Stellung  der  in  seinem  Staatsgebiete  wirkenden  Konsolar- 
vertreter  dieser  Mächte  aus  eigenem  Rechte  za  regeln.  ||  Zur  Zeit  ist  für  die 
Befugnisse  und  sonstigen  Rechtsverhältnisse  der  fremden  Konsolarbeamten  in 

i^tftaiiArohiT   LXIV.  21 
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Nr.  19286.  Brasilien  das  brasilianische  Dekret  ?om  8.  November  1861  malsgebend.  Dieses 
Bekh  und  ^^^^^^  neben  Vorschriften,  die  nnterscbiedslos  und  ohne  weitere  Voransetznngen 
Bnsüien.   fflr  alle  konsularischen  Vertreter  auswärtiger  Staaten  Geltung  haben,  in  den 

so  Not  1807 

is'p^^^'jfij^;  Artikeln  2  bis  8  und  11  über  die  Mitwirkung  der  Konsuln  bei  der  Regelung 
von  Nachlässen  ihrer  Staatsangehörigen  Bestimmungen,  die  nach  Artikel  24 
des  Dekrets  nnx  auf  Orund  einer  besonderen  Verordnung  auf  die  Konsular- 
beamten der  einzelnen  fremden  Staaten  Anwendung  finden  dürfen.  Der  £rlaGB 
einer  solchen  Verordnung  setzt  aber  den  vorg&ngigen  Austausch  von  Gegen- 
seitigkeitserklftrungen  zwischen  Brasilien  und  dem  betreffenden  auswärtigen 
Staate  voraus.  Eine  deutsche  Übersetzung  der  erwähnten  Artikel  2  bis  8,  11 
und  24  des  Dekrets  vom  8.  November  1851  ist  in  der  Anlage  beigefügt  Auf 
Grund  der  Bestimmung  des  Artikels  24  des  Dekrets  haben  sich  Belgien, 
Frankreich,  Italien,  Portugal,  die  Schweiz  und  Spanien  durch  Auswechselung 
entsprechender  Gegenseitigkeitserklärungen  die  Anwendbarkeit  der  Vorschriften 
der  Artikel  2  bis  8  und  11  des  Dekrets  auf  ihre  Konsularvertreter  und  ihre 
Unterthanen  gesichert.  ||  Das  Fehlen  einer  festen  Grundlage  für  die  Befugnisse 
der  Konsuln  des  Reichs  in  Brasilien  hat  sich  besonders  bei  den  zahlreichen 
Regelungen  von  Nachlässen  Deutscher  in  Brasilien  ats  ein  fühlbarer  Mangel 
geltend  gemacht  Das  Bedürfnis  nach  Beseitigung  des  gegenwärtigen  unsicheren 
Zustandes  dürfte  in  nächster  Zeit  infolge  der  auf  Grund  des  Gesetzes  über 
das  Auswanderungswesen  möglicherweise  eintretenden  Zunahme  der  deutschen 
Auswanderung  nach  Brasilien  noch  dringender  werden.  Die  Kaiserliche  Re- 
gierung ist  deshalb  nach  dem  Vorbilde  der  vorher  erwähnten  Regierungen 
wegen  der  Anwendung  der  Bestimmungen  in  den  Artikeln  2  bis  8  und  11  des 
brasilianischen  Dekrets  vom  8.  November  1851  auf  die  Konsuln  des  Reichs 
und  auf  Deutsche  mit  der.  brasilianischen  Regierung  in  Verhandlungen  ein- 
getreten, die  zum  Austausche  der  Erklärungen  des  damaligen  Kaiserlichen 
Geschäftsträgers  in  Petropolis  vom  30.  November  1897  und  des  damaligen 
brasilianischen  Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten  vom  15«  Februar 
"v.  J.  geführt  haben.  Das  Mals  an  Rechten/  das  hierdurch  den  Konsuln  des 
Reichs  bei  der  Ordnung  von  Nachlässen  gewährleistet  wird,  bleibt  allerdings 
hinter  dem  zurück,  was  unseren  Konsularvertretern  durch  den  früheren  deutsch- 
brasilianischen Konsularvertrag  eingeräumt  worden  war.  ||  Es  ist  dabei  aber 
zu  berücksichtigen,  daJs  einerseits  nach  Lage  der  Verhältnisse  nicht  mehr  zu 
erreichen  war,  und  da(s  andererseits  durch  die  Zuziehung  der  deutschen  Kon- 
sularbeamten zu  Nachlalsregelungen  in  dem  durch  das  Dekret  vom  8.  November 
1851  vorgesehenen  Umfang  im  allgemeinen  den  beteiligten  Deutschen  genügen- 
der Schutz  gewährt  wird.  ||  Die  Erklärung  in  der  Note  des  brasilianischen 
Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  c\a£s  die  Bestimmungen  des  Dekrets 
vom  8.  November  1851  nur  auf  die  nach  dem  Inkrafttreten  des  Abkommens 
anfallenden  Nachlässe  Anwendung  finden,  und  daÜB  im  Falle  der  Aufhebung 
der  Übereinkunft  die.  noch  in  d^r  Schwebe  befindlichen  Naohlabr^elnngen 
nach   dem  brasilianischen  Dekrete  vom  15.  Juni  1859  oder  nach  dem  dann 
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geltenden  Rechte  behandelt  werden  sollen,  entspricht  den  allgemeinen  Rechts-  5r.  12286. 
gmndsätzen.    Die  Kaiserliche  Regierung  hat  deshalb  kein  Bedenken  getragen,  ^J^^  ^ 
sich   damit  einverstanden   zu   erklären.  11  Das  erwähnte  Dekret  vom  15.  Jani  BrasUieo. 
1869  enthält  das  gegenwärtig  in  Brasilien  geltende  Recht  über  die  Regelang  is'peb.  W 
von  Nachlässen  Verstorbener  and  von  herrenlosen  Nachlässen. 
Berlin,  den  26.  Mai  1899. 


Übersetzung  der  Artikel  2   bis  8,   11   und   24   des  brasilianischen  Dekrets 
Nr.  866  vom  8.  November  1861. 

Artikel  2. 
Wenn  ein  in  Brasilien  wohnhafter  Ausländer  stirbt,  ohne  eine  letztwillige 
Verfügung  errichtet  zu  haben  und  ohne  einen  im  Lande  lebenden  Gatten  oder 
Erben  und  namentlich  solche  Erben  zu  hinterlassen,  die  im  Lande  anwesend 
sind  und  denen  als  Haupt  der  Familie  die  Verwaltung  der  Nachlafismasse  be- 
hufs Errichtung  eines  Inventars  und  Vornahme  der  Teilung  zusteht;  oder  selbst 
wenn  ein  in  Brasilien  wohnender  Ausländer  mit  Hinterlassung  einer  letzt- 
willigen Verfügung  stirbt,  seine  Erben  jedoch  Ausländer  und  ebenso  wie  die 
Testamentsvollstrecker  abwesend  sind,  so  hat  der  für  die  Angelegenheiten  Ver- 
storbener und  Abwesender  zuständige  Richter  mit  dem  betreffenden  konsula- 
rischen Vertreter  die  Feststellung  der  Erbschaftsmasse,  deren  Gewahrsam  dem 
konsularischen  Vertreter  anvertraut  wird,  vorzunehmen.  Zu  diesem  Zwecke 
hat  der  Richter  alsbald  von  Amtswegen  in  Gegenwart  des  Konsularvertreters 
zu  der  Aufnahme  des  Inventars  zu  schreiten.  ||  Ist  ein  Erbe  brasilianischer 
Bürger,  so  findet  eine  solche  Mitwirkung  der  konsularischen  Vertreter  nicht 
statt,  selbst  wenn  der  betreffende  Erbe  abwesend  sein  sollte. 

Artikel  3. 
Ist  das  Inventar  abgeschlossen,  so  geht  die  Erbschaftsmasse  zur  Ver- 
waltung und  Liquidierung  an  den  konsularischen  Vertreter  über;  dieser  kann 
über  ihre  einzelnen  Bestandteile  oder  ihre  Erträge  weder  verfügen  noch  sie 
den  rechtmälsigen  Erben  ausantworten,  bis  nicht  durch  vorgängige  unmittelbar 
nach  der  Feststellung  der  NachlaGsmasse  erlassene  Veröffentlichungen  in  den 
Zeitungen  festgestellt  ist,  daCs  innerhalb  eines  Jahres  kein  Erbschaftsgläubiger 
aufgetreten  ist.  Das  Gleiche  gilt,  solange  über  die  Erbschaft  ein  Rechtsstreit 
schwebt,  und  solange  nicht  die  gesetzmäfisige  Erbschaftssteuer  entrichtet  ist. 
Um  festzustellen,  ob  eine  Erbschaftssteuer  zu  zahlen  ist  oder  nicht,  hat  der 
konsularische  Vertreter  durch  genügende  und  gehörig  beglaubigte  Urkunden 
den  Verwandtschaftsgrad  zwischen  dem  Verstorbenen  und  seinem  oder  seinen 
Erben  nachzuweisen. 

Artikel  4. 

Ist  nach  Ablauf  des  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Jahres  wegen 
der  Erbschaft  kein  Rechtsstreit  anhängig,  und  ist  die  gesetzliche  Erbschafts- 
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Kr.  12236.  steoer  entrichtet,  oder  ist  festgestellt,  dab  eine  solche  nicht  za  zahlen  ist,  so 

Reich  n^  ^^^^^   ^^^  konsularische  Vertreter  über  die  Erbschaft  verfttgen  und  sie  den 

Bruuien.  Erbberechtigten  in  Gemftüsheit  der  ihm  erteilten  Anweisungen  ausfolgen.     Er 

i5.Feb.i898.'  ^'^^  d^hei  vou  dou  brasilianischen  Gerichten  als  Vertreter  des  oder  der  Erben 

angesehen  und  ist  diesen  allein  yerantwortlich. 

Artikel  5. 
Falls  Schulden  vorhanden  oder  Rechtsstreitigkeiten  anhängig  sind,  die 
nur  einen  Teil  der  Erbschaft  betreffen,  so  können  nach  Ablauf  des  Jahres  and 
nachdem  die  Erfordernisse  des  Artikels  3  erfollt  sind,  die  Bestimmungen  des 
vorstehenden  Artikels  auf  den  durch  Schulden  nicht  belasteten  oder  nicht 
strittigen  Teil  der  Erbschaft  Anwendung  finden.  Es  wird  dann  ein  der  Schuld- 
summe oder  dem  Streitwert  entsprechender  Betrag  öffentlich  hinterlegt  oder 
der  Streitgegenstand  selbst  zurückbehalten. 

Artikel  6. 
Wenn  ein  in  Brasilien  wohnhafter  Ausländer  unter  den  im  Artikel  2  vor- 
gesehenen Verhältnissen  an  einem  Orte  stirbt,  wo  ein  konsularischer  Vertreter 
seines  Staates  nicht  vorhanden  ist,  so  bat  der  für  die  Angelegenheiten  Ver- 
storbener und  Abwesender  zuständige  Richter  die  Feststellung  und  die  In- 
ventarisierung des  Nachlasses  in  Gegenwart  zweier  glaubwürdigen,  demselben 
Staate  wie  der  Verstorbene  angehörigen  Zeugen,  und  in  deren  Erms^gelung 
in  Gegenwart  von  zwei  vertrauenswürdigen  Eaufleuten  oder  dort  Grund  und 
Boden  besitzenden  Männern  vorzunehmen.  Die  Betreffenden  sind  dann  Ver- 
walter oder  Liquidatoren  der  Erbschaft,  bis  über  das  Schicksal  des  zur  Aus- 
zahlung fähigen  und  nicht  strittigen  Nachlasses  bestimmt  werden  kann. 

Artikel  7. 
In  dem  im  vorstehenden  Artikel  vorgesehenen  Falle  hat  der  Richter  inner- 
halb 16  Tagen,  nachdem  er  von  dem  in  seinem  Amtsbezirk  erfolgten  Ableben 
eines  Ausländers  Kenntnis  erhalten  hat,  wenn  dabei  die  Voraussetzungen  des 
Artikels  2  zutreffen,  dem  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  nebst  einem 
Totenschein  eine  Mitteilung  über  Alter,  Wohnort,  Geburtsort  und  Beruf  des 
verstorbenen  Ausländers  sowie  über  alles,  was  sonst  über  dessen  NachlaGi  und 
Verwandte  festgestellt  werden  kann,  einzureichen,  damit  der  genannte  Hinister 
sich  mit  der  betreffenden  Gesandtschaft  oder  mit  dem  betreffenden  konsula- 
rischen Vertreter  wegen  der  Verfügung  über  die  zur  Auszahlung  zu  bringende 
NachlaCsmasse  ins  Benehmen  setzen  kann. 

Artikel  8. 
Weder   die  konsularischen  Vertreter,   noch   die  nach  übligabe  des  Ar- 
tikels 6   eingesetzten  Verwalter   dürfen  irgend  eine  Schuld  des  Verstorbenen 
ohne  Ermächtigung  des  Richters  zahlen;  dieser  darf  seinerseits  ohne  Anhören 
des  konsularischen  Vertreters  oder  der  Verwalter  keine  Zahlung  anordnen.|| 
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Aasgenommen  sind  die  Begräbniskosten,  zn  deren  Bezahlang  der  Richter  oder  Nr.  12286. 
die  Bezirkspolizeibehörde  unter  Berücksichtigung  der  vorhandenen  Erbschafts-  ^^^  ,^ 
mittel,  wenn  möglich  alsbald,  Ermächtigung  erteilt  erMmea. 

80.NoT.1867. 


.      ...      ,    ^^  16.F«b.l898. 

Artikel  11. 
Stirbt  ein  fremder  konsularischer  Vertreter,  so  wird  sein  Nachlab  ebenso 
in  Verwahrung  genommen,  wie  die  Nachlässe  von  Mitgliedern  des  diplo- 
matischen Korps.  Ausgenommen  ist  der  Fall,  dalis  ein  konsularischer  Ver- 
treter ein  Handelsgewerbe  im  Lande  betreibt;  dann  greift  die  allgemeine  Regel 
Platz. 

Artikel  24. 

Die  Artikel  2,  3,  4,  5,  6,  7,  8  und  11  treten  fflr  die  konsularischen 
Vertreter  und  ihre  Staatsangehörigen  erst  in  Kraft,  nachdem  auf  Orund  eines 
Übereinkommens  durch  Notenaustausch  die  Gegenseitigkeit  zugesichert  und 
infolgedessen  die  Erfüllung  der  Gegenseitigkeit  von  der  betrefifenden  Regierung 
angeordnet  worden  ist 


Nr.  12237.   gsossbbitanhieh  und  Frankreich.  —  Abgrenzung 

der  beiderseitigen  Besitzungen  östlich  und  westlich 
vom  Niger  und  der  Interessensphären  östlich  vom 
Niger.  —  Erklärung  vom  21.  März  1899. 

•  Paris,  14.  Juni  1898. 

Le  Gouvernement  de  Sa  Majestö  la  Reine  du  Rovaume-Uni  de  la  Grande-  ^''  ^2^- 
Bretagne  et  dlrlande,  Imp^ratrice  des  Indes,  et  le  Gouvernement  de  la  R6pu-  britannien  u. 
blique  Fran^aise,  ayant  r^solu,  dans  nn  esprit  de  bonne  entente  mutuelle,  de  Fnnkreich. 
confirmer  le  Protocole  avec  ses  quatre  Annexes,  priparö  par  leurs  D616guis"*  ""  ^^' 
respectifs  pour  la  d^limitation  des  Colonies  Britanniques   de  la  G^te  d'Or  et 
de  Lagos,  et  des  autres  possessions  Britanniques  ä  Tonest  du  Niger,  et  des 
possessions  Frangabes  de  la  C6te  dlvoire,  du  Soudan,  et  du  Dahomey,  ainsi 
que  pour  la   d61imitation   des  possessions  Britanniques  et  Fran^aises   et  des 
sph^res  dlnfluence  des  dem  pays  ä  Test  du  Niger,  les  Soussignös,  son  Ezcelleuoe 
le  Tr^  Honorable  Sir  Edmund  Monson,  Ambassadeur  de  Sa  Majest^  la  Reine 
du  Royaume-Uni  de  la  Grande- Bretagne  et  d'Irlande,  Imp^ratrice  des  Indes, 
pr^s  le  President  de  la  R^publique  Frangaise;  et  son  Excellence  M.  Gabriel 
Uauotauz,  Ministre  des  Affaires  £trang5re8  de  la  Röpublique  Frangaise,  dftment 
autoris^s  ä  cet  effet,  confirment  le  Protocole  avec  ses  Annexes,  dress4  ä  Paris 
le  14  Juin,  1898,  et  dont  la  teneur  suit:— 

Protocole. 

Les    Soussign^s,    Martin    Gosselin,    Ministre    Pl^nipotentlaire,    Premier 

Secr^taire  de  TAmbassade  de  Sa  Majestä  Britannique  ä  Paris;  William  Everett, 

Golonel  dans  Tarmöe  de  terre  de  Sa  Majest^  Britannique,  et  Assistant  Adjndant- 

G^n^ral  au   Bureau  des   Renseignements   au  Minist^re   de  la  Guerre;  Ren^ 
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Nr.  12237.  Lecomte,  Ministre  Pl^nipotentiaire,  Soas-Directeor  Ad  Joint  k  la  Direction  des 
^^^^^  Affaires  Politiques  da  Minist^re  des  Affaires  fitrangöres;  Louis  Oostave  Binger, 
FrukMieh.  Goavemeor  des  Colonies,   hors  cadres,  Directeor  des  Affaires  d'Afirique   an 
"'^"^'^^^'Minist^re  des  Colonies;  d61ögu68  respectivement  par  le  Oonvemement  de  Sa 
Majest^  Britannique   et   par  le  Gonvernement  de  la  B^pnbliqne  Fran^aise   k 
reffet  de  pröparer,   en   ex^cution   des  D^clarations   6cbang6es   k  Londres  le 
5  Aoüt,  1890,  et  le  15  Janvier,  1896,  nn   projet   de   d^limitation   definitive 
entre  les  Colonies  Britanniqnes  de  la  Cdte   d'Or  et  de  Lagos,  et  les  antres 
possessions  Britanniqnes  k  Tonest  dn  Niger  et  les  possessions  Fran^ses  de 
la  Gdte  d'Ivoire,  da  Sondan,  et  da  Dahomej,  et  entre  les  possessions  Britanni- 
qnes et  Frangaises  et  les  spb^res  d'inflnence  des  denx  pays  k  Test  dn  Niger, 
sont  convenns   des   dispositions   snivantes,   qu'ils   ont   r^soln   de   sonmettre  k 
Tagr^ment  de  lenrs  Gonvemements  respectifs:  — 

Article  L 
La  fronti^re  s6parant  la  Colonie  Britanniqne  de  la  C6t6  d'Or  des  Colonies 
Fran^aises  de  la  C6te  d'Ivoire  et  da  Sondan  partira  dn  point  terminal  nord  de 
la  fronti^re  dötermin^e  par  l'Arrangement  Franco-Anglais  dn  12  Juillet,  1893, 
c'est-ä-dire  de  Tintersection  da  thalweg  de  la  Volta  Noire  avecle  9*  degr^  de 
latitude  nord,  et  snivra  le  thalweg  de  cette  rivi^re  vers  le  nord  jnsqn'ä  son 
intersection  avec  le  11®  degr^  de  latitnde  nord.  De  ce  point  eile  snivra  dans 
la  direction  de  Test  le  dit  parallele  de  latitnde  jnsqn'ä  la  rivi^re  qni  est 
marqn^e  snr  la  Carte  No.  1  annex^e  an  präsent  Protocole,  comme  passant 
imm^diatement  k  Test  des  vlllages  de  Sonaga  (Zwaga)  et  de  Sebilla  (ZebiUa). 
Elle  snivra  ensnite  le  thalweg  de  la  branche  occidentale  de  cette  rivi^re  en 
remontant  son  coars  jasqa'ä  son  intersection  avec  le  parallele  de  latitnde 
passant  par  le  village  de  Sapeliga.  De  ce  point  la  fronti^re  snivra  la  limite 
septentrionale  du  terrain  appartenant  k  Sapeliga  jnsqu'ä  la  Bivi^re  Noahaa 
(Nnhan),  et  se  dirigera  ensnite  par  le  thalweg  de  cette  rivi^re  en  remontant 
on  en  descendant,  snivant  le  cas  jnsqn'ä  nn  point  sitni  k  3,219  mötres 
(2  milles)  k  Test  du  chemin  allant  de  Gambaga  k  Tingonrkon  (TenkHign),  par 
Banken  (Bawku).  De  lä,  eile  rejoindra  en  ligne  droite  le  point  d'intersection 
dn  IV  degr^  de  latitnde  nord  avec  le  chemin  indiqn^  snr  la  Carte  No.  1 
comme  allant  de  Sansannö- Mango  k  Pama,  par  Djebiga  (Jebign). 

Article  IL 
La  fronti^re  entre  la  Colonie  Britanniqne  de  Lagos  et  la  Colonie  Frangaise 
da  Dahomey,  qni  a  ^t^  dölimit^e  snr  le  terrain  par  la  Commission  Angio* 
Frangaise  de  Delimitation  de  1895,  et  qni  est  d^rite  dans  le  Rapport  slgn€ 
le  12  Octobre,  1896,  par  les  Commissaires  des  denx  nations,  sera  d^rnuüs 
reconnne  comme  la  frouti^re  s^parant  les  possessions  Britanniqnes  et  Fran^aises 
de  la  mer  an  9®  degrö  de  latitnde  nord.  ||  A  partir  da  point  d'intersection 
de  la  Rivi^re  Ocpara  avec    le  9®  degr6    de    latitnde   nord,  tel   qn'il  a   ^t6 
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d^terminä  par  les    dits  Commissaires,   la   frontiöre    s^parant  les  possessions  Hr.  isss?. 
Britanniqaes  et  Frangaises  so  dirigera  vers  le  nord,  et  saivra  nne  ligoie  Passant  ^^^^^ 
k  Toaest  des   terrains  appartenant  aox  localitös   saivantes:   Tabira,  Okoata  Fnnkrdoh« 
(Okuta),  Boria,  Tere,  Gbani,  Yassik^ra  (Ashigere),  et  Dekala.  ||  De  rextr^mitö**''"""®^ 
onest  da  terrain  appartenant  ä  Dekala  la  {rentiere  sera  trac^e  dans  la  direction 
da  nord,  de  maniöre  k  coXncider  aatant   qae  possible  avec  la  ligne  indiqa^e 
sar  la  Garte  No.  1  annex^e  an  präsent  Protocole,  et  atteindra  la  rive  droite 
da  Niger  en  an  point  sita6  k  16,093  mätres  (10  milles)  en  amont  da  centre 
de  la  Tille  de  Gniris  (G6r6)  (port  dllo),  mesarös  k  vol  d'oiseaa. 

Article  III. 
Da  point  sp^ifi6  dans  TArtiele  II,  oü  la  fronti^re  s^parant  les  possessions 
Britanniqaes  et  Frangaises  atteint  le  Niger,  c'est-ä-dire,  d'an  point  sita6  sar 
la  rive  droite  de  ce  fieave  k  16,093  mötres  (10  milles)  en  amont  da  centre 
de  la  ville  de  Gairis  (G^r^)  (port  dUo),  la  fronti^re  soivra  la  perpendicalaire 
61ev6e  de  ce  point  sar  la  rive  droite  da  fleave  jasqa'ä  son  intersection  avec 
la  ligne  mediane  da  fieave.  Elle  saivra  ensaite  en  remontant  la  ligne  mMiane 
da  fleave  jasqa'ä  son  intersection  avec  one  ligne  perpendicalaire  k  la  rive 
gaache  et  partant  de  la  ligne  mediane  da  d^boach^  de  la  d^pression,  oa  coars 
d'eaa  ass^ch^,  qai,  sar  la  Carte  No.  2.  annex^e  an  präsent  Protocole»  est 
appel6  Dallal  Maari,  et  y  est  indiqa6  comme  6tant  sitn^  k  ane  distance  d'en- 
viron  27,359  m^tres  (17  milles)  mesar^  k  vol  d'oiseaa  d'an  point  sar  la  rive 
gaacbe  en  face  da  village  ci-dessas  mentionn^  de  Gairis  (GM).  \\  De  ce  point 
d'intersection,  la  fronti^re  saivra  cette  perpendicalaire  jasqa'ä  sa  rencontre 
avec  la  rive  gaacbe  da  fleave. 

Article  IV. 
A  l'est  da  Niger  la  fronti^re  s^parant  les  possessions  Britanniqaes  et 
Frangaises  saivra  la  ligne  indiqa^e  sar  la  Carte  No.  2,  annex^e  an  präsent 
Protocole.  ||  Partaat  da  point  sar  la  nve  gaacbe  da  Niger,  indiqa^  k  l'Article 
pr^c^dent,  c'est-ä-dire  la  ligne  m^ane  da  Dallal  Maari,  la  fronti^re  saivra 
cette  ligne  mediane  jnsqa'ä  sa  rencontre  avec  la  circonf^rence  d'an  cercle 
d^crit  da  centre  de  la  ville  de  Sokoto  avec  an  rayon  de  160,932  m^tres 
(100  milles).  De  ce  point  eile  saivra  l'arc  septentnonal  de  ce  cercle  jasqa'ä 
sa  seconde  intersection  avec  le  14*^  degr^  de  latitade  nord.  De  ce  second 
point  d'intersection  eile  saivra  ce  parallele  vers  Test  sar  une  distance  de 
112,652  m^tres  (70  miUea^,  pnis  se  dirigera  aa  sad  vrai  jasqa'ä  sa  rencontre 
avec  le  parall^e  13°  20'  de  latitade  nord;  pais,  vers  l'est,  saivant  ce  parallMe 
sar  ane  distance  de  402,230  m^tres  (250  milles);  pais  aa  nord  vrai  jasqa'ä 
ce  qa'elle  rejoigne  le  14®  parallele  de  latitade  nord;  pais  vers  l'est  sar  ce 
parallele,  jasqu'ä  son  intersection  avec  le  m^ridien  passant  k  35'  est  da  centre 
de  la  ville  de  Kaka;  puis  ce  m^ridien  vers  le  snd  jasqa'^  son  intersection 
avec  la  rive  snd  da  Lac  Tcbad.  ||  Le  Goavernement  de  la  R^pabliqae  Fran- 
^ise  reconnatt  comme  tömbant  dans  la  spbdre  Brltanniqae  le  territoire  k  Test 
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Nr.  19S37.  dtt  Niger  compris  entre  la  ligne  snsmentionnfe,  la  frontidre  Anglo-Allenaade, 

britoanien  n.  ^^  la  mer.  ||  I^  GoQvemement  de  Sa  Majest^  Britanniqae  reconnait  eomme 

Fnakreich.  tombaot  daos  la  Sphäre  Frangaise  les  rives  nord,  est»  et  sud  du  Lac  Tchad, 

^^'qni  sont  comprises  entre  le  point  d'intersection  da  14*  degr^  de  latitnde  nord 

avec  la  rive  occidentale  da  lac  et  le  point  d'incidence  sar  le  lao  de  la  fironti^re 

d^terminfe  par  la  Convention  Franco-Alleinande  da  15  Mars,  1894. 

Article  V. 

Les  frontidres  d^termin^es  par  le  präsent  Protocole  sont  inscrites  sor  les 
Cartes  Nos.  1  et  2  ci-annex^es.  ||  Les  deax  Goavernements  s'engagent  k  d^igner, 
dans  le  d^lai  d'an  an  poar  les  fronti^res  ä  Tonest  da  Niger,  et  de  deax  ans 
poar  les  fronti^res  k  Test  de  ce  mdme  fleuve,  k  compter  de  la  dato  de  T^hange 
des  ratifications  de  la  Convention  qai  doit  6tre  conclne  aax  fins  de  confirmer 
le  präsent  Protocole,  des  Commissaires  qai  seront  cbarg^s  d'^tablir  sar  les 
lieax  les  lignes  de  dtoarcation  entre  les  possessions  Britanniqaes  et  Frangaises, 
en  conformit^  et  soivant  Tesprit  des  stipalations  da  prteent  Protocole.  ||  En 
ce  qai  concerne  la  d^limitation  de  la  portion  da  Niger  dans  les  environs  dMlo 
et  da  Dallal  Maari  viste  k  TArticle  III,  les  Commissaires  charg^s  de  la 
d^limitation ,  en  d^terminant  sar  les  lieax  la  frontiöre  flaviale,  r^partiront 
^aitablement  entre  les  deax  Paissanccs  Contractantes  les  lies  qai  poarront 
faire  obstacle  k  la  d^limitation  flaviale  teile  qa'elle  est  d6crite  ä  TArticle  IQ. 

11  est  entendn  entre  les  deax  Paissances  Contractantes  qa'aacan  cbangement 
olt^rieor  dans  la  position  de  la  ligne  mediane  da  fleave  n'affectera  les  droits 
de  propri^t^  sar  les  tles  qai  aaront  6t^  attribn^es  k  chacane  des  deax 
Paissances  par  le  procds-verbal  des  Commissaires  düment  appronv^  par  les 
deax  Goavernements. 

Article  VL 

Les  deax  Paissances  Contractantes  s'engagent  r6ciproqaement  k  traiter 
avec  bienveillance  ("consideration")  les  Chefs  indig^nes  qai,  ayant  en  des  Trait^ 
avec  Tane  d'elles,  se  tronveront,  en  vertn  da  präsent  Protocole,  passer  soos 
la  soaverainet6  de  Taatre. 

Article  VIL 

Chacane  des  deax  Paissances  Contractantes  s'engage  k  n'exercer  aacane 
action  politiqae  dans  les  sphdres  de  Taatre,  telles  qa'elles  sont  d^finies  par 
les  Articles  I,  ü,  III,  et  lY  da  pr^ent  Protocole.  ||  H  est  convena  par  lä  qae 
chacane  des  deax  Paissances  s'interdit  de  faire  d^  acqnisitions  territoriales 
dans  les  sphöres  de  Taatre,  d'j  conclare  des  Trait^s,  d'y  accepter  des  droits 
de  soaverainet^  on  de  Proteetorat,  d'y  gtoer  on  d'j  contester  Tinflaence  de 
Taatre. 

Article  Yffl. 

Le  Goavemement  de  Sa  Majest^  Britanniqae  cMera  k  bail  aa  Goavemement 
de  la  R^pabliqae  Frangaise,  aax  fins  et  conditions  sp6cifi4es  dans  la  modele 
de  bail  annex^  an  präsent  Protocole,  deax  terrains  k  choisir  par  le  Goover- 
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Dement  de  la  R^pabliqae  Frangaise   de  concert  avec  le  Goavernement   de  Sa  Nr.  12937. 
Majest^  Britannique,   dont  Tun  sera  8ito6  en   un   endroit   convenable   sur  l»brttonnteiin. 
rive  droite  da  Niger  entre  Leaba  et  le  conflaent  de  la  Rivi^re  Monssa  (Mochi)  Fnnkreieh. 
avec  ce  fleuve,  et  l'autre  sur  Tune  des  emboachnres   du  Niger.  ||  Chacun  de^**^*»^^^^- 
ces  terrains  sera  en  bordore  snr  le  fleuve  sur  une  ^tendue  de  400  m^tres  au 
plus,   et  formera  un   t^n^ment    dont  la    superficie    ne  sera  pas  inf^rieure  k 
10  hectares  ni  sup^rieure  k  50  hectares.    Les  limites  exactes  de  ces  terrains 
seront  indiqu^es  sur  un  plan  annex^  k  chacun  des  baux.  ||  Les  conditions  dans 
lesquelles  s'effectuera  le  transit  des  marchandises   sur  le   cours   du  Niger,  de 
ses  affluents,  de  ses  embranchements  et  issnes,  ainsi  qu'entre  le  terrain  ci-dessus 
mentionn^  situ^  entre  Leaba  et  le  conflaent  de  la  Riviäre  Moussa  (Mochi),  et 
le  point  k  d^signer  par  le  Gouvernement  de  la  R^publique  Fran9aise  sur  la 
frontiöre  Frangaise,  feront  Tobjet  d'un  Reglement  dont  les  d^tails  seront  dis- 
cut^s  par  les  deux  Gouvernements  imm^diatement  apr^s  la  signature  du  präsent 
Protocole.  ||  Le  Gouvernement  de  Sa  Majest6  Britannique   s'engage  k  donner 
avis  quatre  mois  k  l'avance  au  Gouvernement  de  la  R^publique  Frangaise  de 
toute  modification  dans  le  Reglement  en  question,  afin  de  mettre  le  dit  Goaver- 
nement Franyais   en   mesure   d'exposer  au   Gouvernement   Britannique   toutes 
repr^sentations  qu'il  pourrait  d^sirer  faire. 

Article  IX. 
A  Tint^rieur  des  limites  trac^es  sur  la  Carte  No.  2,  annex^e  au  präsent 
Protocole,  les  sujets  Britanniques  et  prot6g6s  Britanniques,  les  citoyens  Fran- 
gais  et  prot^g^s  Frangais,  pour  leurs  personnes  comme  pour  leurs  biens,  les 
marchandises  et  produits  naturels  ou  manufactnr^  de  la  Grande- Bretagne  et 
de  la  France,  de  leurs  Colonies,  possessions,  et  Protectorats  respectifs,  jouiront 
pendant  trente  ann^es  k  partir  de  V^change  des  ratifications  de  la  Convention 
mentionn^e  k  TArticle  V,  du  m^me  traitement  pour  tout  ce  qui  concerne  la 
nayigation  fluviale,  le  commerce,  le  regime  douanier  et  fiscal,  et  les  taxes  de 
toute  nature.  ||  Sons  cette  r^serve,  chacune  des  deux  Puissances  Contractantes 
conservera  la  libertö  de  regier  sur  son  territoire  et  ä  sa  convenance  le  regime 
douanier  et  fiscal  et  les  taxes  de  toute  nature.  ||  Dans  le  cas  oü  aucune  des 
Puissances  Contractantes  n'aurait  notifiö  douze  mois  avant  Töch^ance  du  terme 
pr^cit^  de  trente  ann^es  son  intention  de  faire  cesser  les  effets  du  präsent 
Article,  il  continuera  k  ^tre  obligatoire  jusqu'ä  Texpiration  d'une  ann6e  k 
partir  du  jour  oü  l'une  ou  Tautre  des  Puissances  Contractantes  Taura  d^nonc^.  , 
En  foi  de  quoi,  les  D616gu6s  sousaign^  ont  dress6  le  präsent  Protocole  et  y 
ont  apposö  leurs  signatures. 

Fait  k  Paris,  en  double  expMition;  le  14  Juin,  1898. 

(Signed)         Martin  Gosselin. 
William  Everett 
Ren6  Lecomte. 
G.  Binger. 
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Hr.  122S7.  AnUgo  1  oiid  2  sind  Karten. 

Oroi»-  _____ 

Frmnlrreich.  Anlage    3. 

i4.jaiiii89e.  ßi^Q  que  le  trac^  des  lignes  de  d^marcation  snr  les  deox  cartes  annex6e8 
au  präsent  Protocole  soit  snppos^  6tre  g^nöralement  exact,  il  ne  peat  ötre 
oonsid^rö  comme  nne  repr^sentation  absolument  correcte  de  ces  lignes,  jasqa'^ 
ce  qu'il  ait  6t^  confirm^  par  de  nouveanx  lev^s.  ||  II  est  donc  conyena  qne  les 
Gommissaires  ou  D^l^^s  locanx  des  denx  pays»  qni  seront  chargte,  par  la 
snite,  de  d^limiter  tont  oa  partie  des  frontidres  snr  le  terrain,  devront  se 
baser  sur  la  description  des  fronti^res  teile  qa'elle  est  formalöe  dans  le  Proto- 
cole. II  II  lenr  sera  loisible,  en  m6me  temps,  de  modifier  les  dites  lignes  de 
d^marcation  en  vne  de  les  d^terminer  avec  nne  plus  grande  exactitade  et  de 
rectifier  la  position  des  lignes  de  partage,  des  chemins  oa  ri vieres,  ainsi  qne 
des  vllles  oa  villages  indiqa^s  dans  les  cartes  sasmentionn^es.  ||  Les  cbangements 
oa  corrections  propos^s  d'an  common  accord  par  les  dits  Gommissaires  oa 
D^l^ga^  seront  soomis  ä  l'approbation  des  Gouvernements  respectifs. 

(Signed)        Martin  Gosselin. 

William  Everett. 

Ben^  Lecomte. 

G.  Binger. 


Anlage  4. 
Mod^  de  Bau. 

1.  Le  Gonvernement  de  Sa  Majestö  Britanniqae  cMe  k  bail  aa  Goaver- 
nement  de  la  B^pnbliqae  Frangaise  an  terrain  sitaö  da  Niger, 

ayant  en  bordare  da  fleave  an  d6?eloppement  de  ,  et 

formant  nn  t^nement  d'ane  snperficie  de  bectares,  dont  les  limites  exactes 
sont  indiqa^es  snr  le  plan  annex^  aa  präsent  bail.  ||  2.  Le  bail  aara  one  dnröe 
de  trente  ann^es  cons^catives  k  pardr  de  ,  mais,  dans 

le  cas  oü  aacane  des  Parties  Gontractantes  n'aara  notifi^  douze  mois  avuit 
r^cb^ance  da  terme  sasmentionn^  de  trente  ans  son  Intention  de  mettre  fin 
an  präsent  bail,  le  dit  bail  restera  en  vignear  jusqa'ä  Texpiration  d'ane  uin^ 
k  partir  du  jour  oü  Tune  ou  Tautre  des  Parties  Gontractantes  l'aura  d^nonc^ 

3.  Le  dit  terrain  sera  soumis  aux  lois  en  vigueur  pendant  cette  p^riode 
dans  le  Protectorat  Britannique  des  districts  du  Niger.  ||  4.  One  partie  du 
territoire  ainsi  c6d6  k  bail,  et  dont  T^tendue  n'exc^dera  pas  10  bectares,  sera 
utilis^e  exclusivement  pour  les  Operations  de  d^barquement,  d'emmagasinage 
et  de  transbordement  des  marcbandises,  et  pour  toates  fins  pouvant  ^tre 
consid^r^es  comme  subsidiaires  k  ces  Operations,  et  les  seuls  r^sidents  per- 
manents  seront  les  personnes  employ^es  pour  le  service  et  la  securite  des 
dites  marcbandises,  afec  leurs  familles  et  leurs  domestiques. 

5.  Le  Gouvernement  de  la  B^publique  Frangaise  s'engage  —  ||  (a.)  A 
clore  la  partie  du  dit  terrain   mentionn^e   k  VArtide   4   du   präsent  bail  (k 
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Texception  da  cM  bordänt  le  Niger)  par  an  mar  oa  par  ane  palissade  ^f- 12237. 
oa  par  toate  aatre  sorte  de  clAtare  continae,  dont  la  haatear  ne  sera  pas  f^^^Bi^g  ,^ 
inf^rieare  k  3  mötres;  il  n'y  aara  qa'ane  seale  porte  sar  chacan  des  trois  FnnkMieh. 
c6t6s  de  la  clAtore.  ||  (6.)  A  ne  pas  permQttre,  dans  la  dite  partie  de 
terrain,  la  r^ption  oa  la  sortie  d'aacane  marchandise  en  contravention 
avec  les  B^lements  Donaniers  Britanniqnes.  Toat  acte  fait  en  yiolation  de 
cette  stipalation  sera  consid^r^  comme  äquivalent  k  ane  fraade  de  droit  de 
donane,  et  sera  pani  en  cons^qaence.  ||  (c.)  A  ne  pas  vendre  ni  aatoriser  k 
yendre  des  marchandises  aa  detail  sar  la  dite  partie  de  terrain.  La  vente 
de  quantit^si  d'an  poids  oa  d'ane  mesare  inf^rieare  k  1,000  kiiog.»  1,000  litres» 
oa  1,000  m^tres,  sera  consid^r^e  comme  vente  aa  detail.  H  est  entenda  qae 
cette  stipalation  n'est  pas  applicable  aax  marchandises  en  transit.  ||  {d.)  Le 
Gk>ovemement  de  la  B^pabliqae  Fran^aise,  oa  ses  soas-locataires  oa  agents, 
aaront  le  droit  de  constraire,  sar  la  dite  portion  de  terrain,  des  magasins,  des 
maisons  poar  bareaax,  et  toas  aatres  ^difices  n^cessaires  poar  les  Operations 
de  d^barqaement,  Temmagasinement,  et  le  transbordement  des  marchandises, 
et  ^galement  de  constrnire,  dans  la  partie  de  Tavant-rivage  da  Niger  comprise 
dans  le  bau,  des  qaais,  des  ponts,  des  docks,  et  toas  aatres  oavrages  n^ 
cessaires  en  vae  des  dites  opöratipns,  poarva  qae  les  plans  de  tont  oavrage 
k  constraire,  ainsi  sar  Tayant-rivage  da  fleave  soient  commoniqn^s  poar  examen 
aax  aatorit^s  Britanniqaes,  afin  qae  v^rification  paisse  6tre  falte  qae  ces 
oavrages  ne  saaraient  en  aacane  maniäre  göner  la  navigation  da  fleave,  ni 
6tre  en  Opposition  avec  les  droits  de  tiers  oa  avec  le  Systeme  Doaanier.  ||  {e.)  II 
est  entenda  qae  Tembarqaement,  le  d^barqaement  et  Temmagasinement  des 
marchandises  sor  la  dite  partie  de  terrain  seront  effecta^s,  k  toas  6gards,  con- 
form4ment  aax  lois  alors  en  vigoenr  dans  le  Protectorat  Britanniqae  des 
dictricts  da  Niger. 

6.  Le  Groavemement  de  la  B^pnbliqae  Fran9aise  s'engage  k  payer 
annnellement  aa  Goavemement  Britanniqae ,  le  1^'  Jan  vier  de  chaqae  ann6e, 
an  loyer  de  1  fr.  ||  7.  Le  Gouvernement  de  la  B^pablique  Fran^aise  aura  le 
droit  de  sous-loaer  toat  oa  partie  da  terrain  faisant  Tobjet  da  präsent  bail, 
poarva  qae  les  soas-locataires  ne  fassent  asage  de  ce  terrain  k  d'autres  fins 
qae  Celles  stipal^es  dans  lo  pr6sent  bail,  et  qae  le  dit  Gouvernement  demeure 
responsable  envers  le  Gouvernement  de  Sa  Majest^  Britannique  de  Tobservation 
des  stipulations  du  präsent  bail.  ||  8.  Le  Gouvernement  de  Sa  Majest^  Bri- 
tannique s'engage  k  remplir  k  l'^gard  du  preneur  k  bail  toutes  les  obligations 
qui  lui  incombent  en  sa  qualit^  de  propri^ire  du  dit  terrain.  ||  9.  A  l'expiration 
du  terme  de  trente  ans  sp^cifi^  k  l'Article  2  du  präsent  bail,  le  Gouvernement 
FrangaiS;  ou  ses  souslocataires,  pourront  rester  pour  nne  pöriode  qui,  cumulte 
avec  le  dit  terme  de  trente  ans,  n'exc^dera  pas  quatre-vingt-dix*neuf  ans,  en 
possession  et  jouissance  des  constructions  et  installations  qui  auront  ^t^  faites 
sur  le  terrain  c^d^  k  bail.  Toutefois,  le  Gouvernement  de  Sa  Majest4  Bri- 
tannique se  r^ervera,  k  l'expiration  ou  k  la   mise  k  terme   du  präsent  bail 
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Nr.  U8S7.  sarvenae  dans  les  conditions  sp^clfi^es  ä  TArticle  2,  le  droit  de  raeheter  k 
britaudra«.  ^^^^  d'expcrts,  qui  seront  nomm^s  par  les  deux  OcoTemements»  les  dites  con- 
Fimokivieh.  structions  ot  üistallations,  moyennant  qoe  notification  de  sod  Intention  soit 
u.jimii898.  j^j^jj^g  au  Gonverncment  Frangais,  an  plns  tard  dix  mois  avant  Tcxpiration 
on  mise  ü  terme  dn  bail.  En  cas  de  dissenüment  entre  enx,  les  experts  d6- 
signeront  nn  tiers  Arbitre,  dont  la  d^cision  sera  definitive.  ||  Ponr  calonler 
la  yalenr  des  constractions  et  installations  ci-dessns  mentionndes,  les  experts  se 
gnideront  d'aprös  les  considöratlons  snivantes: —  ||  (a.)  Dans  le  eas  ot  le 
bail  expirerait  ä  la  fin  des  trente  premi^res  annöes,  la  valenr  de  racbat  des 
biens  sera  la  pleine  valenr  marcbande.  ||  (b.)  Dans  le  cas  oü  le  bail  cesserait 
post^rienrement  an  terme  de  trente  ans,  la  valenr  ä  payer  sera  la  pleine  valenr 
marcbande,  moins  une  fraction,  dont  le  nnm^ratenr  sera  le  nombre  d'ann^ 
qn'anra  dnr^  le  bail,  dimina^  de  trente,  et  dont  le  d^nominatenr  sera  soixante- 
nenf.  ||  10.  Le  terrain  compris  dans  le  bail  sera  arpent^  et  d^limit^  sans 
retard.  ||  11.  Dans  le  cas  oü  nne  diff^rence  d'opinion  snrgirait  entre  les  denx 
Gonvemements  sar  Tinterpr^tation  dn  bail  on  snr  tont  antre  snjet  se  rapportant 
ä  ce  bail,  la  qnestion  sera  rögl^e  par  Tarbitrage  d'nn  jnrisconsnlte  d'nne  na- 
tionalite  tierce,  dösignö  d'accord  par  les  denx  Gonvemements. 

(Signed)        Martin  Gosselin. 
William  Everett. 
Ben6  Lacomte. 
G.  Binger. 
La  präsente  Ck>nvention  sera  ratifi^e,  et  les  ratifications  en  seront  ^chadg^es 
k  Paris  dans  le  d^lai  de  six  mois,  on  plns  tAt  si  faire  se  pent. 

En  foi  de  qnoi  les  Sonssign^s  ont  sign^  la  pr^ente  Convention,  et  j  ont 
appos^  lenrs  cacbets. 

Fait  k  Paris,  en  donble  exemplaire,  le  14  Jnin.  1898. 

(Signed)        Edmund  Monson. 

G,  Hanotanx. 

Protokoll 
ttber  die  Verlängerung  der  Frist  bis  zur  Ratifikation. 

Paris,  December  8,  189a 
Les  Sonssign^s,  son  Excellence  le  Tr^s  Honorable  Sir  Edmund  Monson, 
G.G.B.,  Ambassadeur  Extraordinaire  et  Pl^nipotentiaire  de  Sa  Majest^  la  Beine 
du  Rojaume-Uni  de  Grande-Bretagne  et  d'Irlande,  Impöratrice  des  Indes,  pr^ 
le  President  de  la  R^pnbliqne  Fran9aise;  et  son  Excellence  M.  Delcassö,  Ministre 
des  Affaires  £trang^res  de  la  R^publique  Fran^aise,  düment  autoriste  k  cet 
effet;  sont  convenus  de  ce  qui  snit: —  ||  Le  d^lai  de  six  mois,  fix^  par  la  Con- 
vention du  14  Juin,  1898,  pour  T^change  des  ratifications  de  la  dite  Convention, 
est  prorog6  de  six  mois  et  port6  k  nne  ann^e. 

Fait  en  double,  k  Paris,  le  8  D^cembre,  1898. 

(Signed)        Edmund  Monson. 
Delcassö. 


Digitized  by 


Google 


Bündnisse,  Yertrftge,  KonTentionen,  Protokolle  etc.  333 

Döclaration.  Nr.  i«287. 

London,  21.  März  1899.  o«>fc- 
Les  Soussign^s,  döment  autoris^s  k  cet  efifet  par  leurs  Gouvernements,  ont*^!^^*JJ^"* 
signe  la  D^claration  saivante: —  ||  L'Article  IV  de  la  Convention  du  14  Juin,i4.Jwii898. 
1898,  est  compl4t6  par  les  dispositions  suivantes,  qui  seront  considör^es  comme 
en  faisant  partie  intögrante: —  ||  1.  Le  Gouvernement  de  Sa  Majestö  Britannique 
s'engage  k  n'acqu^rir  ni  territoire  ni  influence  politique  k  Vouest  de  la  ligne- 
frontiäre  d^finie  dans  le  paragraphe  suivant,  et  le  Gouvernement  de  la  R^- 
publique  Frangalse  s'engage  k  n'acqu^rir  ni  territoire  ni  influence  politique  k 
Test  de  cette  m6me  ligne.  ||  2.  La  ligne-frontiöre  part  du  point  oü  la  limite 
entre  r£tat  Libre  du  Gongo  et  le  territoire  Frangais  rencontre  la  ligne  de 
partage  des  eaux  coulant  vers  le  Nil  de  celles  qui  s'öcoulent  vers  le  Congo 
et  ses  affluents.  Elle  suit  en  principe  cette  ligne  de  partage  des  eaux  jusqu'ä 
sa  rencontre  avec  le  IV  parallMe  de  latitude  nord.  A  partir  de  ce  point  eile 
sera  trac^e  jusqu'au  15*  parallMe  de  fagon  k  s^parer  en  principe  le  Rojaume 
de  Quadai  de  ce  qui  ^tait  en  1882  la  Province  de  Darfour;  mais  son  trac^ 
ne  pourra  en  aucun  cas  d^passer  k  Tonest  le  21*  degr^  de  longitude  est  de 
Greenwich  (18'' 40'  est  de  Paris),  ni  k  Test  le  23*  degr^  de  longitude  est  de 
Greenwich  (20°  40'  est  de  Paris).  ||  3.  II  est  entendu  en  principe  qu'au  nord 
du  15*  parallMe  la  zone  Fran^aise  sera  limit^e  au  nord-est  et  k  Test  par  une 
ligne  qui  partira  du  point  de  rencontre  du  Tropique  du  Cancer  avec  le  16*  degr6 
de  longitude  est  de  Greenwich  (13^40'  est  de  Paris),  descendra  dans  la  direc- 
tion  du  sud-est  jusqu'ä  sa  rencontre  avec  le  24*  degr6  de  longitude  est  de 
Greenwich  (21^40'  est  de  Paris),  et  suivra  ensuite  le  24*  degr^  jusqu'^  sa 
rencontre  au  nord  du  15*  parallMe  de  latitude  avec  la  fronti^re  du  Darfour 
teile  qu'elle  sera  ult^rieurement  fix^e.  ||  4.  Les  deux  Gouvernements  s'engagent 
k  d^signer  des  Commissaires  qui  seront  charg^s  d'^tablir  sur  les  lieux  une 
ligne-fronti^re  conforme  aux  indications  du  paragraphe  2  de  la  präsente  D^cla- 
ration.  Le  r^sultat  de  leurs  travaux  sera  soumis  k  Vapprobation  de  leurs 
Gouvernements  rcspectifs.  ||  II  est  convenu  que  les  dispositions  de  Tarticle  IX 
de  la  Convention  du  14  Juin,  1898,  s'appliqueront  6galement  aux  territoires 
situ^s  au  sud  du  14^20'  de  latitude  nord,  et  au  nord  du  5*  degr6  de  latitude 
nord  entre  le  14°  20'  de  longitude  est  de  Greenwich  (12*  degrö  est  de  Paris) 
et  le  cours  du  Haut-Nil. 

Fait  k  Londres,  le  21  Mars,  1899. 

(Signed)         Salisbury. 

(Signed)        Paul  Cambon. 

Nr.  12238.  OSOSSBBITAXnnEN  und  FRANKREICH.  —  Deklaration 
über  die  britische  und  französische  Interessen- 
sphäre in  Gentralafrika.  Nr.  issss. 

London,  21.  März  1899.         orofs- 
Les  Soussign^s,  düment  autoris^s  k  cet  effet  par  leurs  Gouvernements,  ont^^*^^*°°- 

Frankreich. 

signö  la  D6claration  suivaute:  —      L'Article  lY  de  la  Convention  du  14  Juin,  2i.Mini899 
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Nr.  ias88.  1898,  est  compl^tä  par  les  dispositions  suiviuites  qni  seront  consid^r^es  comme 
briwn«.^'^  faisant  partie  int^grante:  ||  1.  Le  Gouvernement  de  Sa  Majest^  Britanniqae 
Fnakr«ich.  s'engago  ä  n'acqa^rir  ni  territoire  ni  inflaence  politiqne  ä  Tonest  de  la  ligne 
21.  «1899.  fj^Qß^^yg  d6finie  dans  le  paragraphe  snivant,  et  le  Gonvernement  de  la  R6- 
publique  Frangalse  s'engage  k  n'acqu6rir  ni  territoire  ni  influence  politique 
k  Test  de  cette  m6me  b'gne.  ||  2.  La  ligne  firontiire  part  du  point  oü  la  limite 
entre  r£tat  libre  du  Congo  et  le  territoire  Fran^ais  rencontre  la  ligne  de 
partage  des  eaux  coulant  vers  le  Nil  de  Celles  qui  s'teoulent  vers  le  Gongo 
et  ses  affluents.  Elle  suit  en  principe  cette  ligne  de  partage  des  eaux  jusqu*ä 
sa  rencontre  avec  le  11*  parallele  de  latitude  nord.  A  partir  de  ce  point 
elleseratrac6eju8qu'aul5*  parallele  de  fagon  k  s^parer  en  principe  leBojaumede 
Guadai  de  ce  qui  ^tait  en  1882  la  Province  de  Darfour;  mais  son  trac^  ne 
pourra  en  aucun  cas  d^passer  k  Tonest  le  2V  degr^  de  longitude  est  de 
Greenwich  (18°  40'  est  de  Paris),  ni  k  Test  le  23*  degrö  de  longitude  est  de 
Greenwich  (20*  40'  est  de  Paris).  ||  3.  II  est  entendu  en  principe  qu'au  nord 
du  15*  parallMe  la  zone  Fran^aise  sera  limit^e  au  nord-est  k  Test  par  une 
ligne  qui  partim  du  point  de  rencontre  du  Tropique  du  Cancer  ayec  le 
16*  degrö  de  longitude  est  de  Greenwich  (13°  40'  est  de  Paris),  descendra 
dans  la  direction  du  snd-est  jusqn'ä  sa  rencontre  avec  le  24*  degr^  de  longitude 
est  de  Greenwich  (21°  40'  est  de  Paris),  et  suivra  ensuite  le  24*  degr^  jusqu'ä 
sa  rencontre  au  nord  du  16*  parallele  de  latitude  avec  la  fronti^re  du  Darfour 
teile  qu'elle  sera  ult^rieurement  fix^e.  ||  4.  Les  denx  Gouvernements  s'engagent 
k  d6signer  des  Commissaires  qui  seront  charg^s  d'^tablir  sur  les  lieux  une 
ligne  fronti^re  conforme  aux  indications  du  paragraphe  2  de  la  pr^ente 
D^claration.  Le  rteultat  de  lenrs  travaux  sera  soumis  k  Tapprobation  de  leurs 
Gouvernements  respectifs.  ||  n  est  convenu  que  les  dispositions  de  TArticle 
IX  de  la  Convention  du  14  Juin,  1898,  s'appliqueront  ^galement  aux  terri- 
toires  situ^s  au  sud  du  14°  20'  de  latitude  nord,  et  au  nord  du  5*  degr6  de 
latitude  nord  entre  le  14°  20'  de  longitude  est  de  Greenwich  (12°  est  de 
Paris)  et  le  cours  du  Haut-Nil. 

Fait  k  Londres,  le  21  Mars,  1899. 

(L.  S.)     Salisburj. 
(L.  S.)     Paul  Cambon. 

Nr.    12239.    GBOSSBBITAHNIEN  und  SIAM.   —   Abkommen   Ober 
die  Grenze  auf  der  Malaiischen  Halbinsel 

Bangkok,  29.  November  1899. 
Nr.  12289.  Tho  Govomment  of  His  Siamese  Majestj  on  the  one  part  and  the  Govem- 

Groi^     jQQQ^  Qf  jQ^j.  Britannic  Majesty  on  the  other  part  acting  in  the  names  and  on 

bnUnnieo  n.  '      *  *  *^ 

siam.     behalf  of  the  Sultans  of  Perak  and  Pahang,  considering  that  it  is  desirable 

29.N0T.  18W.  t^  settle  all  frontier    disputes  in  the  Malay  Peninsula  and  to  define   the 

boundaries  between  the  Siamese  province  of  Baman  and  Siamese  Bependencies 

of  Kedah,  Eelantan  and  Tringanu  on  the  one  side  and  the  above-named  States 
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of  Perak  and  Pahang  on  the  other,  the  undersigned— His  Siamese  Majesty's  Nr.  12239. 
Minister  for  Foreign  Affairs  and  Her  Britannic  Majesty's  Minister  Resident— ^^^^^^^^^'^  ^ 
duly  anthorized  to  that  effect,  have  agreed  as  foUows:—  sum. 

1.— The  boundary  between  Kedali  and  Perak  is  as  foUows:— From  tbe^^-^*^-^®^- 
point  on  tbe  Krian   river  near  Bukit  Toongal  along  the  Krian  river  to  its 
sonrce  in  Biutang  as  shown  in  the  map  annexed  to  this  agreement  and  marked 
(A  to  B). 

2.-t-The  bonndary  between  Raman  and  Perak  as  shown  in  the  map  annex- 
ed to  this  agreement  and  marked  B.  C.  D,  E.  F.  is  as  follows:—  ||  I.  A 
straight  line  from  Bintang  to  Kenderung  (from  B  to  C).  ||  II.  A  straight 
line  from  Eendemng  to  a  point  on  the  Biver  Rni  about  fonr  miles  above  its 
mouth  (from  C  to  D).  ||  m.  From  the  point  marked  D.  a  straight  line  to 
the  end  of  the  spnr  on  the  Perak  river  near  Jeram  Pala  (marked  E)  which 
marks  the  northem  drainage  of  the  River  Sengo.  ||  IV.  The  line  of  the  northern 
drainage  of  the  River  Sengo  to  the  ihain  watershed  (from  E  to  F). 

3. — The  bonndary  between  Eelantan  on  the  one  side  and  Perak  and 
Pahang  on  the  other  is  the  main  watershed. 

4.— The  bonndary  between  Tringanu  and  Pahang  is:  (i)  the  main  water- 
shed; (ii)  then  the  soathern  drainage  of  the  Kemaman  river  until  it  meets  the 
watershed  of  the  Chendar  River;  (iii)  then  the  northern  drainage  of  the 
Chendar  River  to  Tanjong  Gingor  on  tbe  sea  coast. 

In  witness  whereof  the  Undersigned  have  signed  the  same  in  dnplicate 
and  have  affixed  thereto  their  seals  at  Bangkok  on  the  twenty-niiith  day  of 
November  in  the  year  1899  of  the  Christian  era  corresponding  to  the  one 
hnndred  and  eighteenth  year  of  Ratanakosindr. 

(Signed)"  Devawongse  Varoprakar    [L.  S.] 
(Signed)    George  Greville  [L.  S.] 

i 

Nr.    12240.    GBOSSBBITANNIEN  und  SIAM.   —   Vertrag  Ober  die 
Registrierung  britischer  Unterthanen  in  Slam. 

Bangkok,  29.  November  1899. 
The  Governments  of  His  Majesty  the  Eing  of  Siam  and  of  Her  Majesty  Nr.  12240. 
the  Qneen  of  the  United  Eingdom  of  Great  Britain  and  Ireland,  Empress  of     ^'•^" 

.  -  britannien  u. 

India,  recognizmg  the  necessity  of  having  a  satisfactory  arrangement  for  the     siam. 
Registration  of  British  snbjects  in  Siam,  the  Undersigned — His  Siamese  Majesty's  ^•^®^'^®^* 
Minister  for  Foreign  Affairs  und  Her  Britannic  Majesty's  Minister  Resident — 
duly  anthorized  tho  that  effect,  have  agreed  as  follows: — 

L 

The  registration  according  to  Article  V.  of  the  Treaty  of  April  18,  1855, 

of  British  snbjects  residing  in  Siam,  shall  comprise  the  foUowing  categories.|| 

1.— All   British  natural   born  or  natnralized  snbjects,  other  than  those  of 

Asiatic  descent.  ||  2. — All  children  and  grandchildren  born  in  Siam  of  persons 
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Nr.  12240.  entltlod  to  be  registered  ander  the  first  category,   who  are  eotiüed  to  the 
briuin^n  n.  ^^^"*  of  British  subjects  in  contemplation  of  English  law. 

siam.  Neither  great-grandchildren   nor  lUegitimate   cbildren   bom  in  Slam  of 

29.NoT.i8w.p^j,g^jjg  roentioned  in  the  first  categorj  are  entitled  to  be  registered.  ||  3.— All 
persons  of  Asiatio  descent  bom  within  the  Qaeen's  Dominions  or  nataralized 
witbin  the  United  Eingdom  or  born  within  the  territory  of  any  Prince  or 
State  in  India  ander  the  sazerainty  of  or  in  alliance  with  the  Qaeen.  ||  Except 
natives  of  Upper  Borma  or  the  British  Shan  States  who  became  domiciled  in 
Siam  before  Janaary  Ist,  1886.  ||  4. — All  cbildren  born  in  Siam  of  persons 
entitled  to  be  registered  ander  the  third  category.  ||  No  grandchildren  bom  in 
Siam  of  persons  mentioned  in  the  third  category  are  entitled  to  be  registered 
for  protection  in  Siam.  ||  6. — The  wives  and  widows  of  any  persons  who  are 
entitled  to  be  registered  ander  the  foregoing  categories. 

II. 
The  lists   of  sach   registration   shall   be  open   to  the  inspection   of  a 
properly  aathorized  representative  of  the  Siamese  Ooyerament  on  proper  notice 
being  giyen. 

m. 

If  any  qaestion  arises  as  to  the  right  of  any  person  to  hold  a  British 
certificate  of  registration  or  as  to  the  validity  of  the  certificate  itself,  a 
joints  inqairy  shall  be  held  by  the  British  and  Siamese  aathorities  and  decide 
according  to  the  conditions  laid  down  in  this  Agreement,  apon  evidence  to  be 
addaced  by  the  holder  of  the  certificate,  ia  the  asaal  way. 

IV. 
Shoald  any  action,  civil  or  criminal»  be  pending  while  saoh  Inqairy  is 
going  on,  it  shall  be  determined  conjointly  in  what  Coart  the  case  shall  be 
heard. 

V. 
If  the  person,  in  respect  of  whom  the  inqairy  is  held,  come  within  the 
conditions  for  registration  laid  down  in  Article  I,  he  may,  if  not  yet  registered, 
forthwith  be  registered  as  a  British  sabject  and  provided  with  a  certificate  of 
registration  at  Her  Britannic  Majesty's  Consulate;  otherwise  he  shall  be  recog- 
nized  as  falling  ander  Siamese  jarisdiction  and  if  already  on  the  lists  of  Her 
Britannic  Majesty's  Gonsalate,  his  name  shall  be  erased. 

In  witness  whereof  the  Undersigned  have  signed  the  same  in  daplicate 
and  have  affixed  thereto  their  seals  at  Bangkok  on  the  twenty-nineth  day  of 
November  in  the  year  one  thoasand  eight  handred  and  ninety-nine  of  the 
Christian  era  corresponding  to  the  one  handred  and  eighteenth  year  of 
Batanakosindr. 

(Signed)    Devawongse  Yaropräkar    [L.  S.] 
(Bigned)     George  Greville  [L.  8.] 
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Nr.    12241.    EUS8LAHD  und  SIAH.  —  Handelsvertrag.  »';."^>' 

Bangkok,  11./23.  Juni  1899.  8i»m. 
Le  Gouvernement  Royal  du  Siam  et  le  Gouvernement  Imperial  de  Russie,  1899/"^ 
d^sirant  faciliter  les  relations  entre  les  deux  pays,  sont  convenus  d'un  commun. 
accord,  jusqu*ä  la  conclusion  d'un  trait^  d'amiti^  et  de  commerce,  de  ce  qui 
suit:  II  Que  ponr  tout  ce  qui  a  rapport  ä  la  juridiction,  au  commerce,  et  k  la 
navigation  les  sujets  Siamois  sur  le  terrltoire  de  la  Bussie  et  les  sujets  Busses 
sur  le  territoire  du  Siam  jouiront  dor^navant,  jusqu^ä  Texpiration  du  präsent 
arrangement,  de  tous  les  droits  et  Privileges  accordös  aux  SHJets  des  autres 
nations,  respectivement  au  Siam  ou  en  Bussie,  par  les  trait^s  actuellement  en 
vigueur,  ainsi  que  par  les  trait^s  qui  pourront  6tre  contract^s  dans  ravenir.jj 
Cet  arrangement  sera  appliqu^  des  deux  cöt^s  k  partir  du  jour  de  la  signa- 
ture  jusqu'ä  Texpiration  de  six  mois  depuis  le  jour  oü  Tune  ou  Tautre  des 
Hautes  Parties  contractantes  Taura  d^nouc^.  ||  La  präsente  D^claration  ayant  6U 
r^dig^e  en  Siamois,  Busse,  et  Frangais,  et  les  trois  versions  ayant  la  m6me 
port^e  et  le  m^me  sens,  le  texte  Frangais  sera  officiel  et  fera  loi  sous  tous 
les  rapports,  ||  En  foi  de  quoi  les  soassignes,  düment  autoris^s  k  cet  effet,  ont 
dressä  la  präsente  D^claration,  qu^ils  ont  munie  de  leurs  signatures  et  du 
cachet  de  leurs  armes.  ||  Fait  ä  Bangkok  le  vingt-trois  juin  cent  dix  huit  de 
rdre  Siamoise,  äquivalant  au  onze  Jnin  de  Tann^e  mil  huit  cent  quatrevingt 
dix  neuf  du  calendrier  Busse. 

L.  S.      Signö:   Devawongse  Varoprakar. 
L.  S.      Signa:   A.  E.  Olarovsky. 


Nr.  12242.  VEBTäAGSSTAATEH  und  MAROKKO.  —  Zollvertrag. 
„B6glement  concernant  le  droit  des  portes  (article  13 
de  la  Convention  de  Madrid)  concertä  entre  Sid 
Mohammed  Torres,  Ministre  des  Affaires  £trangdres 
de  Sa  Majest6  Ch^riffienne,  Sid  Abdelkrim  Brisha, 
Envoye  special  de  Sa  Majest6  Chäriffienne,  et  les 
B^pr^sentants  des  autres  Puissances  signataires  de 
la  Convention  de  Madrid;  et  destinä  h  remplacer 
les  paragraphes  10  k  17  du  r^glement  du  30  Mars 
1881." 

Tanger,  2.  Juni  1896. 

Article  1. 
Le  droit  des  portes  nc  sera  pay6  qu'une  fois.  »'•  »«242. 

Vertra|[f« 
-     ..    ,       ^  tUatmi   und 

Article    2.  Marokko. 

Pour  les  marchandiscs  expediöes  d'une  Ville  k  une  autre,  ce  droit  sera  *•''""* '^• 
paye  contre  d^livrance  d'un  r6c6piss6  k  la  sortie  de  la  Ville  de  döpart 

SUaifarohir  LUV.  22 
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Nr.  12242.  ArticU  3. 

iu^itn^und,         ^®8   roarchandises   et  produits   de   la  campagne   payeront   le  droit   des 

Marokko,  portcs  en  eotraot  en  ville  sans  d^livrance  de  r^cöpiss^,   mais  si  Tes  prodaits 

'sont  destin^s  ä  an  autre  endroit  qn'ä  la  premidre  Tille  oü  ils  entrent,   l'ad- 

ministratenr   da   droit   des  portes  d^livrera  an  r^c^piss^  k  Tentr^e  de  cette 

premi^re  Ville. 

Article  4. 

A  rexception  da  cas  mentionnö  dans  l'article  pr^c^dent,  le  paiement  da 
droit  des  portes  ne  se  fera  qae  contre  d^livrance  d'an  r^c6piss&  ||  Le  r^c^piss^ 
devra  ^tre  gard6  par  le  maletier  poar  6tre  exhib6  dans  les  Villes  qa'il 
traversera,  k  la  demande  de  Tautorit^  comp^tente.  Le  maletier  defra  le 
remettre  k  Tadininistratear  da  droit  des  portes  k  Tentr^e  de  la  Ville  de 
destination.  ||  Le  r^c^piss^  aara  la  forme  saivaute:  ||  N  s'est  pr^seut^  avec 
(Dombre)  charges  de  (chameau,  cheval,  male,  ftne);  11  a  pay^  le  droit  de  sasdites 
cbarges  soit  (nombre)  reaax,  et  il  u'est  plas  tena  k  aucan  paiement  poar  les 
ditcs  charges. 

(Endroit).    (Dato) 

Signatare  de  Tadel  et  cachet  de  Tadministratear. 

Le  rec^piss^  servira  de  preave  qae  le  droit  a  6t6  pay^. 

Article  5. 
Les  droits  seront  pay^s,   aa  choix  de  celui  qai  les  acqaitte,  en  monnaie 
espagnole   oa   cn   monnaie   hassani,   mais  l^s  fractions  inf^rieares  k  an  r^al 
poarront  6tre  pay^es  en  blanqaillos  d'aprds  le  coars  de  l'eudroit  da  paiement. 

Article  6. 
On  payera 

par  Charge  de     chameaa    6  r^ax. 
„        .,       ,,   cheval  oa 


de  male 

d'ftne     2      „ 

Article  7. 
Les  roarchandises  et  prodaits  de  la  campagne  (art.^  3)  payeront 
par  Charge  de     chameaa     4  r^aax 
„        „       „   cheval  oa  1 

de  male  J         " 
d'&ne     1  r^al 

Article  8. 
Les  c^r^les,  quelles  qu'elles  soient,  payeront 

par  Charge  de     chameaa     2  r^ax 

de  male  ) 
d'&ne    1/2  „ 
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Article  9.  Nr.  12242. 

L'Alfa,  la  feuille  de  palmier  nain  et  les  fruits  frais  payeront  stLteT^d 

•  Par  Charge  de    chameau     3/4  de  r^al  Marokko. 

V         ,  I  2.  Juni  1896. 

*'^;'*^7     1/2        r6al 

de  male  )    ' 

d'äne     1/4  de  r^al 

Article  10. 
La   paille,   Therbe,   la  racine   de   palmier   pour   les  fours  des   villes,  le 
charbon  de  bois  et  toas  les  legumes  frais  ne  payeront  ancun  droit. 

Article  11. 
Poar  les  marchandises  destin^es  ä  Rabat  et  ä  Saffi,  qni  sont  döbarquees 
ä  cause  da  maavais  temps,  k  Casablanca  poar  Rabat,  k  Mazagan  oa  k  Mogador 
poar  Safß,  le  droit  des  portes  sera  pay4  k  la  sortie  de  la  Ville  de  d^barqae- 
ment  par  le  n^gociaat  qai  r^exp6diera  la  marcbandise  k  sa  v^ritable  destination. 
Le  D^gociant  receyra  des  administratears  da  port  de  d^barquement  an  r^c^piss^ 
sp^cifiant  le  nombre  des  charges  arriv^es  en  destination  de  Rabat  oa  de  Saffi. 
Les  commergants  de  ces  deax  Yilies  auxqaelles  les  marchandises  sont  des- 
tin^es,  aaront  le  droit  d'en  r^exp^dier  le  möme  nombre  de  charges  sans  den 
payer  contre  Präsentation  da  r^cöpiss^  des  administratears  da  port  de  d^bar- 
qaement. 

Article  12. 

Les  administratears  da  droit  des  portes  ont  la  facaltö  d'ouvrir  les  charges 
sar  le  contena  desqaelles  ils  aaraient  des  doates,  mais  il  est  entendu  qa'ils 
Texerceront  sans  vexation  inatile. 

Article  13. 
Les    administrateors  da   droit  des   portes   qai   ne   se   conformeront   pas 
strictement  k  ce  r^glement,  principalement  aax  prescriptions  de  Farticle  pr6-> 
c^dent,  seront  panis  par  le  goavernement  marocain. 

Article  14. 
La  taxe  des  portes  ne  pourra  6tre  aagment^e   sans   noavel  accord  entre 
Sa   Majest^    Ch^rifienne   et   les  Paissances   signataires   de   la   Convention   de 
Madrid. 

Tanger  le  2  Juin  1896. 
f.*»  Bassche  rep.  TAllemagne  et  les  Pays-Bas. 

f.«  Urmenyi  poar  rAutriche.  Hongrie. 

f.<>  Ed.  Anspach,  ponr  la  Belgiqae  et  poar  le  Portugal. 

V  Emilio  de  Ojeda  poar  V  Espagne.  s^  Mohammed  Torres. 

V"  J.  Jadson  Barclay  for  tbe  U.  S.  of  America.  s6  Abdelkrim  Bricha. 

f.°  Monbel  poar  la  France. 

tj^  A.  Nicolson  for  Great  Britain  .and  Irland. 

f.""  J.  Mülmasi  poar  Tltalie, 
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Nr.    12243.    VERTBAGSSTAATEH   nnd   MAROKKO.   —    Abkommen 
über  den  Tabakzoll. 

Tanger,  2.^uni  1896. 

Nr.  12243.  l.o  —  Le  tabac  paiera  par  qnintal  Univalent  ä  50  k?'  750  grammes, 

•u^r^d  P^"^  ^®  ^^^^^  ®^  fenilles  40  r^anx  de  bellion 

Marokko.  „  „  conp6     60      „ 

2.  Juni  1896.  ^l«k..-Z 

„  „  elabore  „  „ 

clg&res  et  cigarettes        100      ,,  „ 

2."  —  Le  tabac  ä  famer  pourra  seul  6tre  introdnit  et  venda  k  rexclusion  . 
de  toute  autre  esp^ce.  ||  Si  an  marchand  est  soap^onn^  de  vendre  aotre  chose 
que  da  tabac  k  famer,  11  sera  dönonc6  k  son  autoritö  par  la  personne  charg^e 
par  le  roaklizen  de  sarveiller  la  vente  da  tabac,  ane  perqaisition  sera  faite 
cbez  la  personne  soapgonnöe  avec  rautorisation  da  repr^entant  de  sa  naüon. 
Si  Tou  troave  des  articles  prohibös,  ils  seront  saisis  et  confisqa^s,  de  plas, 
le  d^linqaant  sera  pani  par  son  aatorit^. 

S.**  —  Le  tabac  ne  pourra  6tre  introduit  aa  Maroc  qae  par  le  seal  port 
de  Tanger;  Tintrodaction  dans  tont  aotre  port  sera  consid^r^e  comme  an  acte 
de  contrebande,  et  le  tabac  sera  coufisqa^ 

4.*"  —  Le  präsent  arrangement  sign^  par  les  Beprösentants  da  Saltan  et 
par  les  Repr^sentants  Etrangers  ne  poarra  6tre  modifi^  qae  d'an  comman 
accord  entre  les  parties  contractantes. 

Fait  k  Tanger  le  2  du  mois  de  Juin  1896. 
f.<>  Bussche  rep.  TAllemagne  et  les  Pajs-Bas. 
f.*»  Urmenyi  pour  rAutriche-Hongrie. 
f.*"  Ed.  Anspach,  pour  la  Belgique  et  pour  le  Portugal 

f.«  Emilio  de  Ojeda  pour  TEspagne.  s6  Mohammed  Torres. 

f.<>  J.  Judson  Barclay  for  the  U.  S.  of  America.  s6  Abdelkrim  Bricha. 

f.«  Monbel  pour  la  France, 
f.^"  A.  Nicolson  for  Great  Britain  and  Irland. 
f.<*  J.  Malmusi  pour  lltalie. 


Nr.    12244.    PFORTE  und  SERBIEN.  —  Zollabkommen. 

Konstantinopel,  ^f^^  1899. 
Article  I. 
Nr.  12244.  Lcs   prodults  d'ongine  ou  de  manufacture   serbe   qni  sont  Importes   en 

Pforte  und  Turquic,  et  les  produits  d'origine  ou  de  manufacture   ottomane  qui  sont  im- 

Sorbien.  #  «     «_  • 

19.  April   portes  en  Serbie  seront  respectivement  soumis  quant  aax  droits  d'importation, 
\J^     d'exportation,  de  transit,  quant  k  la  r^exportation,  au  Courtage,  k  Tentrep^i, 

lovV. 

aux  droits  iocaux  et  quant  aux  formalitös  douani^res,  au  m6me  traitement  que 
les  produits  de  la  nation  la  plus  favoriste.  ||  Est  except6  de  la  disposition 
ci-dessus,  le  tabac  produit  dans  TEmpire  ottoman,  qui,  lors  de  son  exportation 
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eo  Serbie,  restera  assujetti   ä  an  droit   d'exportation   de   quatre   piastres  par  Nr.  12244. 
ocque,  seit  piastres  trois  cent  douze   et  demie   par   cent  kilogrammes.    ||    De  'IJ^J^i^""'' 
m^me,  en  wrtu  da  paragraphe  P^  du  protocole  final  de  la  Convention  v6t^rinaire    19.  Aprü 
conclne  entre  la  Serbie  et  rAutricbe-Hongrie  le  28  juillet  (9  aoöt)  1892,  sont     *^- "** 
exccpt6s  de  ladite   disposition  rintrodaction    en  Serbie   et   le   transit  par  son 
territoire  des  bestianx  du  territoire  ottoman   jusqu'ä  la  couclnsion  d'une  Con- 
vention v6t^rinaire  entre  les  denx  bantes  parties  contractantes. 

Article  II. 

Le  gouvernement  Royal  de  Serbie  d^lare  appliqner  aux  articles  d'origiue 

DU  de  mannfacture  ottomane   ^nüro^r^s   dans  le  tableau   ci-annex4,   les  droits 

d'importation  j  inscrits,  et  anssi  faire  b^n^ficier   ces  articles   des   droits  plus 

r^duits  qui  seraient  appliqu^s  ä  T^gard  des  produits  similaires  d'un  antre  Etat. 

Article  UL 
Pour  ^tablir  en  cas  de  besoin  qne  les  produits  sont  d'origine  ou  de 
manufacture  ottomane  ou  serbe,  les  autorit^s  douani^res  des  deux  parties 
contraetantes  auront  la  facult6  de  soumettre  Timportateur  k  robligation  de 
präsenter  h  la  douane  du  pays  d'importation  soit  une  d^claration  officielle  faite 
devant  un  magistrat  si^eant  au  Heu  de  Texp^dition,  soit  un  certi6cat  d^livr^ 
par  le  chef  du  Service  de  la  douane  du  bureau  d'exportation,  soit  un  certificat 
d^livr^  par  les  consuls  ou  agents  consulaires  du  pays  dans  lequel  Timportation 
doit  6tre  faite,  et  qui  resident  dans  les  lieux  d'expedition  ou  dans  les  ports 
d'embarquement. 

Article  IV. 

Cbacune  des  parties  contraetantes  s'engage  ä  ne  tol^rer  aucun  acte  de 
contrebande  qui  serait  dirig^  contre  le  territoire  de  l'autre,  et  ä  communiquer, 
par  Tentremise  de  leurs  autorit^s  comp^tentes,  toutes  les  informations  qui 
pourraient  6tre  utilis^es  ou  qui  seraient  demand^es  par  les  bureaux  de  douane 
de  Tantre  partie  pour  la  constatation  des  fraudes. 

Article  V. 

La  pr^ente  Convention  recevra  tous  ses*  effets  aussitöt  aprös  T^cUange 
des  ratifications  et  restera  en  vigueur  jusqu'au  15/27  f^vrier  1900.  ||  Les 
ratifications  seront  ^bang^es  ä  Constantinople  le  plus  t6t  possible.  ||  Fait  et 
signö  k  Constantinople  le  19  avril  (l*'  mai)  1899. 


Protocole. 
En  proc^dant  k  la  Signatare  de  la  Convention  de  ce  jour,  les  pl6nipoten> 
tiaires  respectifs  d^larent  que  pour  ce  qui  est  des  certificats  d'origine,  pr^vus 
par  Tarticle  III  de  la  Convention,  les  soussign6s  constatent  qu'il  ne  sera  usö 
de  la  facult^  de  les  demander  que  dans  le  cas  oü  il  s'agirait  d'^tablir  la 
distinction  des  articles  ottomans  ou  serbes  favoris^s  par  les  dispositions  de  la 
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Nr.  12244.  präsente  Convention  d'avec  leurs   similaires  d'autre   provenance  sonmis   k  an 
^biel    traitement  moins  favorable. 

1»»  April  Tarif.  • 

1-  «•*  Par  100 

*®***  kilogram. 

Francs. 

1.  CitronSy  oranges,  oranges  am^res,  c^drats,  grenades        ....       3 

2.  Raisins  et  autres  fmits  frais 3 

3.  Raisins  secs  noirs  (Tireh)  2 

4.  Figues  Seches,  en  panier,  en  sac,  en  chapelet,  dattes  d'Arabie    .       3 

5.  Raisins  secs  (dits  Razaki,  Sultanine) 6 

6.  Amandcs,  pistaches  et  antres  fruits  de  table 10 

7.  S^same 3'/. 

8.  Poivre  rouge,  pil6  et  non  pil^  (paprika) 20 

9.  Tziris  et  maqncreanx     . 4 

10.  Chanyre,  lin  et  autres  mati^res  textiles  v^g^tales  (des  vilajets  de 
Salonique  et  de  Cossovo)       exempt 

11.  Olives  fratches,  sal^es  ou  en  saumure,  en  barils,  en  paniers  ou 

en  sacs       4 

12.  HalYa  et  rahat-locoum       6 

13.  Ecorces  d'oranges,  de  citrons  et  d'oranges  ameres 12 

14.  Gomme  mastic,  gomme  arabique 30 


Nr.    12245.    GBOSSBEITANNIEN    und    HIEDEKLANDE.     —     Aus- 

liefern  ngs  vertrag. 

London,  26.  September  189a 

Nr.  12245.  Her  Majesty   the   Queen   of  the  ünited  Eingdom   of  Great  Britain  and 

briunniM  n  ^''®^*"^»  Emprcss   of  ludia,  and   Her  Majesty  the  Queen   of  the  Netherlands, 

Niederlande,  haviug  mutually  rcsolvod  to   conclude  a  new  Treaty  for  the  extradition  of 

26.8ept.i898.  crlminals,  the  said  Higli  Contracting  Parties  have  named  as  Their  Plenipoten- 

tiaries  to  conclude  a  Treaty  for  this  purpose,  that  is  to  say:  |j  Her  Majesty 

the  Queen  of  the  United  Kingdom  of  Great  Britain   and  Ireland,  Impress  of 

India,  the  Most  Honourable  Robert  Arthur  Talbot  Gascoyne  Cecil,   Marquess 

of  Salisbury,  Earl  of  Salisbury,  Viscount  Cranborne,  Baron  Cecil,  Peer  of  the 

United  Kingdom,  Knight  of  the  Most  Noble  Order  of  the  Garter,  Member  of 

Her  Majesty's  Most  Honourable  Privy  Council,  Her  Majesty's  Principal  Secre- 

tary  of  State  for  Foreign  Affairs,  <&c.,  &c.;  ||  And  Her  Majesty  the  Queen  of 

the   Netherlands,  Alexander  William   Baron    Schimmelpenninck  van   der  Oye, 

Charge  d'Affaires,   ad   Interim,   of  the  Netherlands  in  London,  Knight  of  the 

Order  of  Orange  Nassau,  <&c.,  <&c.;  ||  Who,  having  communicated  to  each  other 

their  respective    füll  powers,  found  in  good  and  due  form,  have  agreed  upon 

and  conduded  the  following  Articles:  — 
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Article  I.  Nr.  12245, 

Grofli- 

The  High  Contracting  Parties  engage  to  deliver  np  to  each  other  those  briuimien  n. 
persona  who,   being  accused  or  convicted  of  a  crime  or  offence  committed  in  as.sepU898! 
the  territory   of  the  one  Party,   shall   be   found   within   the  territory  of  the 
other   Party,   ander   the   circamstances   and   conditions   stated  in  the  present 
Treaty. 

Article  ü. 

The  crimes  or  offences  for  which  the  extradition  is  to  be  granted  are 
the  following: —  ||  1.  Marder,  inclading  infanticide,  or  attempt,  or  conspiracy 
to  marder,  inclading  sach  crimes  when  directed  against  the  Sovereign,  bis 
heir,  or  any  other  person  whomsoeyer,  provided  that  the  crime  is  not  of  a 
political  character.  ||  2.  Manslaaghter,  inclading  the  manslaaghter  of  a  child.  {| 
3.  Assaalt  occasioning  actaal  bodily  härm.  ||  4.  Malicioosly  wonnding  or  inflic- 
ting  grievoas  bodily  harra.  ||  5.  Coanterfeiting  or  altering  money,  or  attering 
coanterfeit  or  altered  money.  ||  6.  Forgery^  coanterfeiting  or  altering,  or 
attering  what  is  forged,  coanterfeited  or  altered.  ||  7.  Embezzlement;  fraad  by 
a  bailee,  banker,  agent,  factor,  trustee,  or  director  or  member  or  pablic  officer 
of  any  Company,  made  criminal  by  any  law  for  the  time  being  in  force;  or 
larceny.  |{  8.  Malicioas  injary  to  property  if  the  offence  be  indictable.  ||  9.  Ob- 
taining  money,  goods,  or  valaable  securities  by  false  pretences.  ||  10.  Crimes 
against  bankraptcy  law.  ||  11.  Perjary,  or  sabornation  of  perjary.  ||  12.  Rape.|| 
13.  Carnal  knowledge,  or  any  attempt  to  have  carnsil  knowledge,  of  a  girl 
ander  16  years  of  age.  ||  14.  Indecent  assaalt.  |j  15.  Administering  drngs,  or 
asing  instraments  with  inteut  to  procare  the  miscarriage  of  a  woman.  ||  16. 
Abdaction.  ||  17.  Child  stealing.  ||  18.  Kidnapping  of  minors  and  their  false 
imprisonment  ||  19.  Barglary  or  hoase  -  breaking.  ||  20.  Arson.  ||  21.  Robbery 
with  violence.  ||  22.  Any  malicioas  act  done  with  intent  to  endanger  the  safety 
of  a  railway  train.  ||  23.  Threats  by  letter  or  otherwise,  with  intent  to  extort.|| 
24.  Piracy  by  law  of  nations.  ||  25.  Sinking  or  destroying  a  vessel  at  sea,  or 
attempting  to  do  so.  ||  26.  Assaalts  on  board  a  ship  on  the  high  seas,  with 
intent  to  destroy  life,  or  do  grievoas  bodily  härm.  ||  27.  Revolt  by  two  or 
more  persons  on  board  a  ship  on  the  high  seas,  against  the  aathority  of  the 
master.  ||  28.  Dealing  in  slaves  in  sach  a  manner  as  to  constitate  a  criminal 
offence  against  the  laws  of  both  States.  ||  Extradition  is  also  to  be  granted  for 
participation  in  any  of  the  aforesaid  crimes,  provided  sach  partieipation  be 
an  extradition  crime  by  the  laws  of  the  State  applied  to.  ||  In  the  foregoing 
eases  extradition  shall  take  place  only  when  the  crime,  if  committed  within 
the  jarisdiction  of  the  coantry  on  which  the  claim  for  sarrender  is  made, 
woald  constitate  an  extradition  crime  by  the  laws  of  that  coantry.  ||  Extradi- 
tion may  also  be  granted,  at  the  discretion  of  the  State  applied  to,  in  respect 
of  any  other  crime  for  which,  according  to  the  laws  of  both  the  Contracting 
Parties  for  the  time  being  in  force,  the  grant  can  be  made. 


Digitized  by 


Google 


344  Bündnisse,  Verträge,  KonTentionen,  Protokolle  etc. 

Nr.  12245.  Afticle   III. 

briunaiw  u.         Either  Government  may,  in  its  absolute  discretion,  refase  to  surrender  its 
Ni«d«rUod«.  Q^n  subjects  to  the  other  Government. 

26.8ept.lB9S. 

Article  IV. 
The  extradition  shall  not  take  place  if  the  person  claimed  on  the  part 
of  the  British  Government,  or  the  person  claimed  on  the  part  of  the  Kether- 
land  Government,  has  already  been  tried  and  discharged  or  punished,  or  is 
actaalljr  upon  bis  trial,  within  the  territory  of  the  other  of  tbe  two  High 
Contracting  Parties,  for  the  crime  for  wliich  bis  extradition  is  demanded.  ||  If 
the  person  claimed  on  the  part  of  the  British  Government,  or  if  the  person 
claimed  on  the  part  of  the  Netherland  Government,  should  be  under  examina- 
tion,  or  is  undergoing  sentence  nnder  a  conviction,  for  any  oUier  crime  within 
the  territories  of  the  two  High  Contracting  Parties  respectively,  bis  extradition 
shall  be  deferred  nntil  after  he  has  been  discharged,  whether  by  acquittal, 
or  on  expiration  of  bis  sentence,  or  otherwise. 

Article  V. 
The  extradition   shall  not  take  place  if,  subsequently  to  the  commission 
of  the  crime,   or   the  Institution   of  the  penal  prosecution,   or  the  conviction 
thereon,  exemption  from  prosecution  or  punishment  has  been  acquired  by  lapse 
of  time,  according  to  the  laws  of  the  State  applied  to. 

Article  VI. 
A  fugitive  criminal  shall  not  be  snrrendered  if  the  offence  in  respect  of 
which  bis  surrender  is  demanded   is   one  of  a  political   character,   or  if  he 
proves  that  the  reqnisition   for   bis  surrender  has   in   fact  been  made  with  a 
view  to  try  or  punish  him  for  an  offence  of  a  political  character. 

Article  VII. 
A  person  surrendered  may  in  no  case  be  kept  in  prison,  or  be  brongbt 
to  trial  in  the  State  to  which  the  surrender  has  been  made,  for  any  other 
crime  or  on  account  of  any  otlier  matters  than  those  for  which  the  extradition 
shall  have  taken  place,  until  he  has  been  restored  or  had  an  opportnnity 
during  one  month  of  retnrniog  to  the  State  by  which  he  has  been  surren- 
dered. 1  This  stipulation  does  not  apply  to  crimes  committed  after  the  extra- 
dition. 

Article  VlIL 

Tiie  requisition  for  extradition  shall  be  made  throngh  the  Diplomatie 
Agents  of  the  High  Contracting  Parties  respectively.  ||  The  reqnisition  for  the 
extradition  of  an  accnsed  person  must  be  accompanied  by  a  Warrant  of  arrest 
issued  by  tbe  competent  authority  of  the  State  requiring  the  extradition,  and 
by  such  evidence  as,  according  to  the  laws  of  the  place  where  the  accused  is 
found,  would  justify  bis  arrest  if  the  crime  had  been  committed  there.  ||  If  the 
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reqnisition  relates  to  a  person  alreadj  convicted,  it  mu&t  be  accompanied  bj  Mr.  18245. 
the   sentence   of  condemnation  passed    against   tbe   convicted   person  by  the^^^^^^^^^ 
competent  Court  of  tbe  State  that  makes  tbe  reqaisitlon  for  extradition.  H  A  MiederUnd«. 
sentence  passed  in  contumaciam  is  not  to  be  deemed  a  conviction,  bat  a  person  ^*^^^^^^^' 
so  sentenced  maj  be  dealt  with  as  an  accused  person. 

Aftiele  DL 
If  tbe  reqnisition   for   extradition  be  in   accordance  with  tbe  foregoing 
stipnlations,  the  competent  anthorities  of  tbe  State  applied  to   sball  proceed 
to  tbe  arrest  of  tbe  fngitiye. 

Article  X. 

Pending  tbe  presentation  of  the  demand  for  extradition  tbrongh  the 
Diplomatie  Channel,  a  fngitive  eriminal  maj  be  apprehended  ander  a  Warrant 
issned  bjr  anjr  Police  Magistrate,  Justice  of  tbe  Peace,  or  other  competent 
authority  in  eitber  conntry,  on  such  Information  or  complaint,  and  such  e?i- 
dence,  or  after  such  proceedings  as  wonld,  in  the  opinion  of  the  authority 
issuing  the  Warrant,  justify  the  issue  of  a  Warrant  if  the  crime  had  been 
committed  or  the  person  convicted  in  that  part  of  the  dominions  of  the  two 
Contracting  Parties  in  which  the  Magistrate,  Justice  of  tbe  Peace,  or  other 
competent  authority  exercises  Jurisdiction;  proyided,  however,  that  in  the 
United  Elngdom  the  accused  sball,  in  such  case,  be  sent  as  speedily  as 
possible  before  a  Magistrate.  He  sball,  in  accordance  with  this  Article,  be 
discharged,  as  well  in  the  Netherlands  as  in  the  United  Kingdom,  if  within 
the  term  of  twenty  days  a  reqnisition  for  extradition  sball  not  have  been 
made  by  tbe  Diplomatie  Agent  of  the  demanding  country  in  accordance  with 
the  stipulations  of  this  Treaty.  The  same  rule  sball  apply  to  tbe  cases  of 
persons  accused  or  convicted  of  any  of  the  crimes  or  offences  specified  in  this 
Treaty,  and  committed  on  the  high  seas  on  board  any  yessel  of  eitber  country 
which  may  come  into  a  port  of  the  other. 

Article  XL 
If  the  fugitive  have  been  arrested  in  the  British  dominions  he  sball 
forthwith  be  brougbt  before  a  competent  Magistrate,  who  is  to  examine  bim, 
and  to  conduct  the  preliminary  investigation  of  tbe  case,  just  as  if  tbe  appre- 
hension  had  taken  place  for  a  crime  committed  in  the  British  dominions.  || 
In  tbe  examinations  which  they  have  to  make  in  accordance  with  the  fore- 
going stipulations,  the  anthorities  of  the  British  dominions  sball  admit  as 
valid  evidence  depositions  or  Statements  on  oath  or  the  affirmations  of  wit- 
nesses  taken  in  tbe  Netberlands,  or  copies  thereof,  and  likewise  the  Warrants 
and  sentences  issned  therein,  and  certificates  of ,  or  judicial  documents  stating 
the  fact  of,  a  conviction,  provided  the  same  are  authenticated  as  foUows: — 1| 
1.  A  Warrant  must  purport  to  be  signed  by  a  Judge,  Magistrate,  or  officer 
of  the  Netherlands.  ||  2.  Depositions  or  affirmations,  or  the  copies  thereof, 
must  purport  to  be  certified  under  the  band  of  a  Jndge,  Magistrate,  or  officer 
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Nr.  12845.  of  the  Netheflands,   to  be  the  original   depositions   or  affirmations,   er  to  be 

briu^^n  u.  *'^®   troe   copies  thereof,   as   the   case   may  require.  ||  3.  A  certificate  of,  or 

Niederlande,  judicial  docament  stating  the  fact  of,  a  conviction  must  purport  to  be  certified 

'  ^'     ■  by  a  Jadge,  Magistrate,  or  officer  of  the  Netherlands.  ||  4.  In  every  case  such 

Warrant,  deposition,  affirmation,  copy,  certificate,  or  jndicial  docament  mast  be 

authenticated  either  by  the  oath  of  some  witness,  or  by  being  sealed  ?dth  tbe 

official  seal  of  the  Minister  of  Justice,  or  some  other  Minister  of  State  of  the 

Netherlands;   bat  any   other   mode  of  aathentication   for  the  üme  bemg  per- 

mitted  by  the  law  in  that  part  of  the  British  dominions  where  the  examina- 

tion  is  taken  may  be  sobstitated  for  the  foregoing. 

Article  Xu. 
If  the  fagitive  have  been  arrested  in  the  dominions  of  the  Netherlands 
the  officer  of  justice  shall  prefer  a  requisition  within  three  days  after  the 
arrest,  or,  if  the  arrest  have  not  taken  place,  or  if  it  have  taken  place  prior 
to  the  applicatiou  for  extradition,  then  within  three  days  after  the  receipt  of 
authority  for  that  purpose  from  the  Netherland  Government  in  order  that  the 
person  claimed  may  be  interrogated  by  the  Court,  and  that  it  may  express 
its  opinion  as  to  tbe  graut  or  refusal  of  extradition.  ||  Within  fourteen  days 
after  the  interrogatory  the  Court  shall  forward  its  opinion  and  its  decision, 
with  the  papers  in  the  case,  to  the  Minister  of  Jastice.  ||  The  extradition  shall 
only  be  granted  on  the  production,  either  in  original  or  in  authenticated 
copy—  II  1.  Of  a  conviction;  or,  ||  2.  (a)  Of  a  Warrant  of  arrest  (whicb,  by 
the  law  of  the  British  dominions,  is  the  only  docament  which  is  granted  when 
it  is  adjudged  upon  evidence  taken  on  oath  that  the  accused  ought  to  be 
taken  into  custody),  issued  in  the  form  prescribed  by  British  law,  and  indi- 
catiug  the  offence  in  question  sufficiently  to  enable  tbe  Netherland  Govern- 
ment to  decide  whether  it  constitutes,  in  contemplation  of  Netherland  law,  a 
case  provided  for  by  the  present  Treaty;  and,  ||  {b)  Of  the  evidence.  ||  In  the 
examinations  which  they  have  to  make  in  accordance  with  the  foregoing  sti- 
pulations,  the  authorities  of  the  'Netherland  dominions  shall  admit  as  valid 
evidence  depositions  or  Statements  on  oath,  or  the  affirmations  of  witnesses 
taken  in  the  British  dominions,  or  copies  thereof,  and  likewise  the  Warrants 
and  sentences  issued  therein,  and  certificates  of,  or  judicial  documents  stating 
the  fact  of,  a  conviction,  provided  the  same  are  authenticated  as  follows:  — 
1.  A  Warrant  mast  purport  to  be  signed  by  a  Judge,  Magistrate,  or  officer 
of  the  British  dominions.  ||  2.  Depositions  or  affirmations,  or  the  copies  thereof, 
must  purport  to  be  certified  under  the  band  of  a  Judge,  Magistrate,  or  officer 
of  the  British  dominions,  to  be  the  original  depositions  or  affirmations,  or  t^ 
be  trne  copies  thereof,  as  the  case  may  reqaire.  ||  3.  A  certificate  of,  or  judi- 
cial docament  stating  the  fact  of,  a  conviction,  must  purport  to  be  certified 
by  a  Judge,  Magistrate,  or  officer  of  the  British  dominions.  ||  4.  In  every  case 
such  Warrant,  deposition,  affirmation,  copy  certificate,  or  judicial  document 
must  be  authenticated  either  by  the  oath  of  some  witness,  or  by  being  sealed 
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with  the  official  seal  of  one  of  the   Principal  Secretaries   of  State,   or  some  ^t.  12245. 
other  Minister   of  State   of  the  British   dominions,   but   any   other   mode  of  ,^^,^^^jj^^ 
aathentication  for  the  time  being  permitted  by  law  in  that*  part  of  the  domi-  Niederlande. 
Dions  of  the  Netherlands  where  the  examination  is  taken  may  be  substituted  ^'^^^^^^' 
for  the  foregoing. 

Article  XIII. 

The  extradition  shall  not  take  place  nnless  the  e^idence  be  found  saffi- 
cient,  according  to  the  laws  of  the  State  applied  to,  either  to  jnstify  the 
committal  of  the  prisoner  for  trial,  if  the  crime  had  been  committed  in  the 
territory  of  the  said  State,  or  to  proTe  that  the  prisoner  is  the  identical 
person  convicted  by  the  Gonrts  of  the  State  which  makes  the  reqnisition,  and 
that  the  crime  of  which  he  has  been  convicted  is  one  in  respect  of  which 
extradition  conld,  at  the  time  of  snch  conviction,  have  been  granted  by  the 
State  applied  to.  The  fugitive  criminal  shall  not  be  snrrendered  nntil  the 
expiration  of  fifteen  days  from  the  date  of  his  being  committed  to  prison  to 
await  his  surrender. 

Article  XIV. 

If  the  individnal  claimed  by  one  of  the  two  High  Contracting  Parties  in 
pnrsnance  of  the  present  Treaty  should  be  also  claimed  by  one  or  several 
other  Powers,  on  acconnt  of  other  crimes  or  offences  committed  npon  their 
respective  territories,  his  extradition  shall  be  granted  to  that  State  whose 
demand  is  earliest  in  date. 

Article  XV. 

All  articles  seized  which  were  in  the  possession  of  the  person  to  bc 
snrrendered,  ad  the  time  of  his  apprehension,  shall,  if  the  competent  anthority 
of  the  State  applied  to  for  the  extradition  has  ordered  the  delivery  thereof, 
be  given  np  wben  the  extradition  takes  place,  and  the  Eaid  delivery  shall 
extend  not  merely  to  the  stolen  articles  bat  to  everything  that  may  serve  as 
a  proof  of  the  crime. 

Article  XVI. 

The  respective  Govemments  mutually  renounce  all  claim  for  the  repay- 
ment  of  expenscB  incurred  by  them  in  the  arrest  and  maintenance  and  trans- 
port  of  the  person  to  be  snrrendered,  and  all  other  expenses  which  may  be 
incurred  within  the  limits  of  their  respective  territories  until  the  person  to  be 
snrrendered  is  placed  on  board  ship,  together  with  the  expenses  of  givin(?  up 
and  retnrning  all  seized  articles  and  of  sending  and  retnming  the  papers  con- 
taining  proof  of  the  crime,  or  other  docnments,  and  they  reciprocally  agree  to 
bear  all  such  expenses  themselves.  ||  The  above  stipulations,  however,  shall  not 
apply  to  extradition  to  and  from  Canada,  as  regards  which  Colony  all  the 
expenses  shall  be  bome  by  the  demanding  State.  ||  The  person  to  be  extra- 
dited  shall  be  sent  to  the  port  which  the  Diplomatie  or  Consnlar  Agent  of 
the  demanding  State  shall  indicate. 
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Nr.  122«.  Article  XVII. 

britoBBien  n.         ^^  ^^  ^^7  criminal  matter  peoding  in  any  Court  or  Tribanal  of  one  of 
Nied«riui4e.  tho  two  countries  it  is  thought  desirable  to  take  the  evidence  of  anr  witneas 

S6  Sont  1890 

'  ^ '  '  in  the  other,  soch  evidence  majr  be  taken  bj  the  jodicial  anthorities  in  accor- 
dance  with  the  laws  in  force  on  this  subject  in  the  coantry  where  the  witness 
majr  be;  and  anjr  expenses  incnrred  in  taking  such  evidence  shall  be  defrayed 
by  the  coantry  in  whieh  it  is  taken. 

Article  XVm. 

The  stipnlations  of  the  present  Treaty  shall  apply  to  the  Golonies  and 
foreign  possessions  of  the  two  High  Contracting  Parties,  but  being  based  upon 
the  legislation  of  the  mother  country,  shall  only  be  observed  on  either  side 
so  far  as  they  may  be  coropatible  with  the  laws  in,  force  in  those  Colonies 
or  possessions.  ||  The  demand  for  the  extradition  of  an  offender  who  has  taken 
refage  in  a  Colony  or  foreign  possession  of  either  Contracting  Party  may  also 
be  made  directly  to  the  Governor  or  principal  fanctionary  of  that  Colony  or 
possession  by  the  Governor  or  principal  fanctionary  of  a  Colony  or  possession 
of  the  other  Contracting  Party  when  the  two  Colonies  or  foreign  possessions 
are  sitnated  in  Asia,  Aastralia  (inclading  New  Zealand  and  Tasroania),  the 
Pacific  and  Indian  Oceans,  or  Soath  or  East  Africa.  ||  The  same  rale  shall  be 
foUowed  if  the  two  Colonies  or  foreign  possessions  are  sitnated  in  America 
(incloding  the  West  India  Islands).  ||  The  said  Governors  or  principal  fonc- 
tionaries  shall  have  the  power  either  of  granting  the  extradition  or  of  refer- 
ring  the  question  to  their  Government.  ||  In  all  other  cases,  the  demand  for 
extradition  shall  be  made  through  the  Diplomatie  Channel.  ||  The  period  of 
provisional  arrest  provided  for  in  Article  X  shall  for  the  pnrposes  of  this 
Article  be  extended  to  sixty  days. 

Article  XIX. 

From  the  day  when  the  present  Treaty  shall  come  into  force  the  Treaty 
of  Extradition  between  the  two  conntries  of  the  19th  Jane,  1874,  shall  cease 
to  have  effect;  but  the  present  Treaty  shall  apply  to  all  crimes  witbin  the 
Treaty,  whether  committed  before  or  after  the  day  when  it  comes  into  force. 

Article  XX. 

The  present  Treaty  shall  be  ratified,  and  the  ratifications  shall  be  ex- 
changed  as  soon  as  possible.  ||  The  Treaty  shall  come  into  force  three  months 
after  the  exchange  of  the  ratifications.  It  may  be  terminated  by  either  of 
the  High  Contracting  Parties  at  any  time  on  giving  to  the  other  six  months' 
notice  of  its  intention  to  do  so.  ||  In  witness  whereof  the  respective  Plenipo- 
tentiaries  have  signed  the  same»  and  have  affixed  thereto  the  seal  of  their 
arms. 

Done  in  duplicate  at  London,  this  26th  day  of  September,  1898. 
(Signed)         Salisbury. 

Schimmelpeuninck  v.  d.  Oye. 
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Nr.    12246.    OROSSBRITAinilEir  und  Chile.  —  Auslieferungs- 
vertrag. 

Santiago,  26.  Januar  1897. 

Her  Majesty  the   Queen  of  tlie  United  Kingdom  of  Great  Britain  and  »'•  i«*«- 
Ireland,  and  bis  Excellency  the  President  of  the  Repnblic  of  Chile,  ha?ingbriunni6n0. 
determined,  hy  common  consent,  to  conclode  a  Treaty  for  the  extradition  of    cwi«- 

.  «      .         II  TT        «c    *     i.    2S. Jui.  1897. 

criminals,  have,  accordingly  named  as  their  Plenipotentianes:  ||  Her  Majesty 
the  Queen  of  the  United  Kingdom  of  Great  Britain  and  Ireland,  John  G. 
Kennedy,  Esq.,  Minister  Resident  of  Great  Britain  in  Chile;  and  his  Excellency 
the  President  of  the  Republic  of  Chile,  Seüor  don  Carlos  Moria  Vicuna, 
Minister  of  Foreign  Affairs;  who,  after  ha?ing  exhibited  to  each  other  their 
respective  Füll  Powers,  and  found  them  in  good  and  due  form,  have  agrecd 
upon  the  foUowing  Articles: — 

Article  L 
The  High  Contracting  Parties  engage  to  deliver  up  to  each  other,  under 
certain  circnmstances  and  conditions  stated  in  the  present  Treaty,  those  per- 
sons  who,  being  accused  or  convicted  of  any  of  the  cnmes  or  offences  enn- 
merated  in  Article  II,  committed  in  the  territory  of  the  one  Party,  shall  be 
found  within  the  territory  of  the  other  Party. 

» 
Article  IL 

Extradition  shall  be  reciprocally  granted  for  the  following  crimes  or 
offences: —  ||  1.  Murder  (including  assassination ,  parricide,  infanticide,  poiso- 
ning),  or  attempt  or  conspiracy  to  murder.  ||  2.  Manslaughter.  ||  3.  Administering 
drugs  or  using  instruments  with  intent  to  procure  the  miscarriage  of  women.  | 
4.  Rape.  ||  6.  Camal  knowledge  or  any  attempt  to  have  carnal  knowledge  of  a 
girl  under  14  years  of  age,  if  the  evidence  produced  jnstifies  committal  for 
those  crimes  according  to  the  laws  of  both  the  Contracting  Parties.  ||  6.  In- 
decent  assault.  ||  7.  Kidnapping  and  false  imprisonment,  child  stealing.  ||  8.  Ab- 
duction.  II  9.  Bigamy.  ||  10.  Malicionsly  wounding  or  inflicting  grievous  bodily 
barm.  ||  11.  Assault  occasioning  actual  bodily  barm.  ||  12.  Threats,  by  letter  or 
otherwise,  with  intent  to  extort  rooney  or  other  things  of  value.  ||  13.  Perjury, 
or  subornation  of  perjury.  ||  14.  Arson.  ||  15.  Burglary  or  house-breaking,  rob- 
bery  with  violence,  laceny,  or  embezzlement.  ||  16.  Fraud  by  a  bailee,  banker, 
agent,  factor,  trustee,  director,  member,  or  public  officer  of  any  Company, 
pnnishable  with  imprisonment  for  not  less  tban  one  year  by  any  law  for  the 
time  being  in  force.  ||  17.  Obtaining  money,  valnable  security,  or  goods  by 
false  pretences;  receiving  any  money,  valuable  security,  or  other  property, 
knowing  the  same  to  have  been  stolen  or  nnlawfully  obtained.  jj  18. — (a.)  Coun- 
terfeiting  or  altering  money  or  bringing  into  circulation  counterfeited  or  altered 
money.  jj  (6.)  Knowingly  making,  without  lawful  authority  any  Instrument,  tool, 
or  engine  adapted  and  intended  for  the  coonterfeiting  of  the  coin  of  the 
realm.  |  {c)  Forgery,  or  uttering  what  is  forged.  jj  19.  Crimes  against  bankrnptcy 
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Nr.  12246.  law.  ||  20.  Any  maliciojis  act  done  with  intent  to  endaoger  the  safety  of  anj 
briuntitnii  Pcrsons  travelling  or  being  upon  a  railway.  ||  21.  Malicious  injary  to  property, 
Chile,     jf  snch  offence  be  indictable.  ||  22.  Piracy  and  other  crimes  or  offences  com- 
^'^"'^^'mitted  at  sea  against  persons  or  things  which,  according  to  the  laws  of  the 
High  Contracting  Parties,  are  extradition  offences,  and  are  ponishable  by  more 
than  one  year's  imprisonment.  ||  23.  Dealing  in  slaves  in  such  manner  as  to 
constitute  a  criminal  offence  against  the  laws  of  both  States.  ||  The  extradition 
18  also  to  be  granted  for  participation  in  any  of  the  aforesaid  crimes,  pro- 
vided  such  participation  be  punishable  by  the  laws  of  both  Contracting  Par- 
ties. II  Extradition  may  also  be  granted  at  the  discretion  of  the  State  applied 
to  in  respect  of  any  other  crime  for  which,  according  to  the  law  of  both  the 
Contracting  Parties  for  the  time  being  in  force,  the  grant  can  be  made. 

Article  IIL 
Each   party  reserves  the  right  to  refase  or  grant  the  surrender  of  its 
own  snbjects  or  Citizens  to  the  other  party. 

Article  IV. 
The  extradition  shall  not  take  place  if  the  person  claimed  on  the  part 
of  Her  Majesty's  Government,  or  the  person  claimed  on  the  part  of  the  Go- 
vernment of  Chile,  has  already  been  tried  and  discharged  or  punished,  or  is 
still  ander  trial  in  the  territory  of  the  Republic  of  Chile  or  in  the  United 
Eingdom  respectively,  for  the  crime  for  which  his  extradition  is  demanded.  | 
If  the  person  claimed  on  the  part  of  Her  Majesty's  Government,  or  on  the 
part  of  the  Government  of  Chile,  shonld  be  under  examination  for  any  other 
crime  in  the  territory  of  the  Repnblic  of  Chile  or  in  the  United  Eingdom 
respectively,  his  extradition  shall  be  deferred  nntil  the  conclasion  of  the  trial, 
and  the  fall  execntion  of  any  panishment  awarded  to  him. 

Article  V. 
The  extradition  shall  not  take  place  if,  sabseqaently  to  the  commission 
of  the  crime,  or  the  institation  of  the  penal  prosecation  or  the  convicUon 
thereon,  exemption  from  prosecation  or  panishment  has  been  acquired  by  lapse 
of  time,  according  to  the  laws  of  the  State  applying  or  applied  to.  ||  It  shall 
likewise  not  take  place  when,  according  to  the  law  of  either  coontry,  the 
maximum  panishment  for  the  offence  is  imprisonment  for  less  than  one  year. 

Article  VI. 
A  fugitive  criminal  shall  not  be  surrendered  if  the  offence  in  respect  of 
which  his  surrender  is  demanded  is  one  of  a  political  charäcter,  or  if  he  proves 
that  the  requisition  for  his  surrender  has,  in  fact,  been  made  with  a  view  to 
try  or  panish  him  for  an  offence  of  a  political  charäcter. 

Article  VII. 
A  person  surrendered  can  in  no  case  be  kept  in  prison  or  be  broaght 
to  trial  in  the  State  to  which  the  surrender  has  been  made,  for  any  other 
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inatters,  than  those  for  wbich  the  extradition  shall  baye  taken  place,  natil  he  Nr.  12246. 
has  been  restored,  or  has  had  an  opportunity  of  rcturning  to  the  State  by  j^^-^^^^J^  ^^ 
which  he  has  been  surrendered.  ||  This  stipalation  does  not  apply  to  crimes     CMie. 
committed  after  the  extradition.  .  •  *"•      • 

Article  VIII. 
The  reqnisition  for  extradition  shall  be  made  throngh  the  Diplomatie 
Agents  of  the  High  Contracting  Parties  respectively.  ||  The  requisition  for  the 
extradition  of  an  accnscd  person  must  be  accompanied  by  a  ivarrant  of  arrest 
issued  by  the  competent  authority  of  the  State  reqniring  the  extradition,  and 
by  such  evidence  as,  according  to  the  laws  of  the  place  where  the  accnsed 
18  fonnd ,  woald  justify  bis  arrest  if  the  crime  had  been  committed  there.  ||  Tf 
the  reqnisition  relates  to  a  person  already  convicted,  it  mnst  be  accompanied 
by  the  sentence  of  condemnation  passcd  against  the  convicted  person  by  the 
competent  Conrt  of  the  State  that  makes  the  reqnisition  for  extradition.  ||  A 
sentence  passed  in  contumaciam  is  not  to  be  deemed  a  conviction,  bat  a  person 
so  sentenced  may  be  dealt  with  as  an  accased  person. 

Article  IX. 

If  the  reqnisition  for  extradition  be  in  accordance  with  the  foregoing 
stipulations,  the  competent  authorities  of  the  State  applied  to  shall  proceed 
to  the  arrest  of  the  fugitiye. 

Article  X. 

A  criminal  fngitive  may  be  apprehended  under  a  Warrant  issued  by  any 
Police  Magistrate,  Justice  of  Peace,  or  other  competent  authority  in  either 
country,  on  such  Information  or  complaint,  and  such  evidence,  or  after  such 
proceedings,  as  would,  in  the  opinion  of  the  authority  issuing  the  Warrant, 
justify  the  issue  of  a  Warrant  if  the  crime  had  been  committed  or  the  person 
convicted  in  that  part  of  the  dominions  of  the  two  Contracting  Parties  in 
which  the  Magistrate,  Justice  of  Peace,  or  other  competent  authority,  exer- 
cises  Jurisdiction;  provided,  however,  that  in  the  United  Eingdom  the  accused 
shall,  in  such  case,  be  sent  as  speedily  as  possible  before  a  Police  Magistrate 
in  London.  He  shall,  in  accordance  with  this  Article,  be  discharged,  as  well 
in  the  Bepublic  of  Chile  as  in  the  United  Kingdom,  if  within  the  term  of 
ninety  days  a  reqnisition  for  extradition  shall  not  have  been  made  by  the 
Diplomatie  Agent  of  bis  country  in  accordance  with  the  stipulations  pf  this 
Treaty.  The  same  rule  shall  apply  to  the  cases  of  persons  accused  or  con- 
victed of  any  of  the  crimes  or  offences  speciücd  in  this  Treaty,  and  committed 
in  the  high  seas  on  board  any  vessel  of  either  country  which  may  come  into 
a  port  of  the  other. 

Article  XL 

The  extradition  shall  take  place  only  if  the  evidence  be  found  sufficient, 
according  to  the  laws  of  the  State  applied  to,  either  to  justify  the  committal 
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Nr.  1224».  of  the  prisoner  for  trial,  in  case  the  crime  had  been  committed  in  the  terri- 

briunnien  n.  ^'^y  of  thc  ssme  State,  or  to  prove  that  the  prisoner  is  the  identical  person 

Chile,     convicted  by  the  Conrts  of  the  State  which  makes  the  reqnisitlon,  and  that 

*  the  crime  of  which  he  has  been  convicted  is  one  in  respect  of  which  extra- 

dition  could,  at  the  time  of  such  conviction,  have  been  granted  by  the  State 

applied  to;  and  no  criminal  shall  be  snrrendered  until  after  the  expiration  of 

fifteen  days  from  the  date  of  his  committal  to  prison  to  await  the  Warrant 

for  his  surrender. 

•    Article  XII. 

In  the  examinations  which  they  have  to  make  in  accordance  with  the 
foregoing  stipolations,  the  authorities  of  the  State  applied  to  shall  admit  as 
▼alid  evidence  the  swom  depositions  or  the  affirmations  of  witnesses  taken 
in  the  other  State,  or  copies  thereof,  and  likewise  the  Warrants  and  sentences 
issned  therein,  and  certificates  of,  or  judicial  documents  stating  the  fact  of 
a  conTiction,  proyided  the  same  are  authenticated  as  foUows: —  ||  1.  A  Warrant 
mast  purport  to  be  signed  by  a  Jadge,  Magistrate,  or  officer  of  the  other 
State.  II  2.  Depositions  or  affirmations,  or  the  copies  thereof,  must  purport  to 
be  certified,  nnder  the  hand  of  a  Judge,  Magistrate,  or  officer  of  the  other 
State,  to  be  the  original  depositions  or  affirmations,  or  to  be  tme  copies 
thereof,  as  the  case  may  require.  ||  3.  A  certificate  of,  or  jndicial  docament 
stating,  the  fiict  of  a  convictlon  mnst  porport  to  be  certified  by  a  Jadge, 
Magistrate,  or  officer  of  the  other  State.  ||  4.  In  every  case  such  Warrant,  de- 
Position,  affirmation,  copy,  certificate,  or  judicial  document  must  be  authenti- 
cated, either  by  the  oath  of  some  witness,  or  by  being  sealed  with  the  official 
seal  of  the  Minister  of  Justice,  or  some  other  Minister  of  the  other  State ; 
but  any  other  mode  of  authentication  for  the  time  being  permitted  by  the 
law  of  the  country  where  the  examination  is  taken  may  be  substituted  for 
the  foregoing. 

Article  Xm. 

If  the  individual  claimed  by  one  of  the  High  Contracting  Parties  in 
pnrsuance  of  the  present  Treaty  should  be  also  claimed  by  one  or  several 
other  Powers  on  acconnt  of  other  crimes  or  offences  committed  upon  their 
respectiye  territories,  his  extradition  shall  be  granted  to  the  State  whose  de- 

mand  is  earliest  in  date. 

Article  XIV. 

If  sufficient  evidence  for  the  extradition  be  not  produced  within  two 
months  from  the  date  of  the  apprehension  of  the  fugitive,  or  within  such 
further  time  as  the  State  applied  to,  or  the  proper  Tribunal  thereof,  shall 
direct,  the  fugitive  shall  be  set  at  liberty. 

Article  XV. 
All   articles   seized   which   were  in  the  possession  of  the  person  to  be 
surrendered  at  the  time  of  bis  apprehension  shall,  if  the  competent  authority 
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of  the  State  applied  to  for  the  extradition  bas  ordered  the  delivery  of  snch  Nr.  12246. 
articles,  be  given  np  wben  tbe  extradition  takes  place,  and  tbe  said  deliverj  ^^j^^^Jj^  ^ 
sball  extend   not  merelj  to  tbe  stolen  articles,   bnt  to  everytbing  tbat  may     chii«. 
serve  as  a  proof  of  tbe  crime.  26.j»n.m7. 

Article  XVI. 
All  expenses  connected  witb  extradition  sball  be  borne  by  tbe  deman- 
ding  State. 

Article  XVII. 

Tbe  stipulation  of  tbe  present  Treaty  sball  be  applicable  to  tbe  Colonies 
and  foreign  possessions  of  Her  Britannic  Majesty,  so  far  as  tbe  laws  in  sucb 
Colonies  and  foreign  possessions  respectively  will  allow.  ||  Tbe  reqnisition  for 
tbe  surrender  of  a  fngitiye  criminal,  wbo  bas  taken  refoge  in  any  of  sncb 
Colonies  or  foreign  possessions,  sball  be  made  to  tbe  Governor  or  cbief 
aatbority  of  sucb  Colony  or  possession  by  tbe  cbief  Consular  officer  of  tbe 
Republic  of  Cbile  in  sncb  Colony  or  possession.  ||  Sucb  reqnisition  may  be 
disposed  of,  snbject  always,  as  nearly  as  may  be,  and  so  far  as  tbe  law  of 
sncb  Colony  or  foreign  possession  will  allow,  to  tbe  provisions  of  tbis  Treaty, 
by  tbe  said  Governor  or  cbief  aatbority,  wbo,  bowever,  sball  be  at  liberty 
eitber  to  grant  tbe  surrender  or  to  refer  tbe  matter  to  bis  Government  ||  Her 
Britannic  Majesty  sball,  bowever,  be  at  liberty  to  make  special  arrangements 
in  tbe  Britisb  Colonies  and  foreign  possessions  for  tbe  surrender  of  Cbilean 
criminals  wbo  may  take  refuge  witbin  sucb  Colonies  and  foreign  possessions, 
on  tbe  basis,  so  far  as  tbe  law  of  sncb  Colony  or  foreign  possession  will 
allow,  of  tbe  provisions  of  tbe  present  Treaty.  ||  Reqnisitions  for  tbe  surrender 
of  a  fugitive  criminal  emanating  from  any  Colony  or  foreign  possession  of 
Her  Britannic  Majesty  sball  be  governed  by  mies  laid  down  in  tbe  preceding 
Articles  of  tbe  present  Treaty. 

Article  XVIIL 
Tbe  present  Treaty  sball  come  into  force  ten  days  after  its  publication 
in  conformity  witb  tbe  forms  prescribed  by  tbe  laws  of  tbe  Higb  Contracting 
Parties.  It  may  be  terminated  by  eitber  of  tbe  Higb  Contracting  Parties  by 
a  notice  not  exceeding  one  year,  and  not  less  tban  six  montbs.  ||  It  sball  be 
ratified,  after  receiving  tbe  approval  of  tbe  Congress  of  tbe  Bepublic  of  Cbile, 
and  tbe  ratifications  sball  be  excbanged  at  Santiago  as  soon  as  possible.  |, 
In  witness  wbereof  tbe  respective  Plenipotentiaries  bave  signed  tbe  same,  and 
affixed  tbereto  tbeir  respective  seals. 

Done  at  Santiago,  tbe  twentysixth  day  of  January,  in  tbe  year  1897. 

(L.  S.)        J.  G.  Kennedy. 
(U  S.)        C.  Moria  Vicufia. 
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